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Ein moderner pexenprozeß. 
x Berlin, 1. April 1903. 


Heil der Berliner Polizei! Die profane Welt begann längſt an ihrer Gott⸗ 
ähnlichkeit zu zweifeln, und die Mörder haben vor ihr gute Ruhe. Wenn ſie 
nicht gerade auf belebter Straße morden, werden ſie unter zehn Fällen kaum 
in einem von der Polizei entdeckt, und auch der Troſt, daß es in dem Millionen⸗ 
getriebe einer modernen Weltſtadt halb unmöglich ſei, die Spuren ſchlauer 
Verbrecher zu entdecken, will ſogar für die loyalen Patrioten nicht recht ver⸗ 
fangen. Was in anderen Weltſtädten möglich iſt, das muß am Ende doch 
auch in Berlin möglich ſein, und zudem, ſobald ſich Kleinſtädte die findigen 
Köpfe der hieſigen Polizei zur Hilfe holen, machen ſie mit ihnen auch nur die 
fragwürdigſten Erfahrungen; es genügt, an Konitz und Gumbinnen zu erinnern. 

Allein nun iſt der hieſigen Polizei doch ein großer Schlag gelungen. Sie 
hat glücklich, wie ein bürgerliches Blatt nicht ohne treffenden Witz ſagt, Apfel⸗ 
ſinen und Blauveigelein im Unterrock einer Taſchenſpielerin entdeckt, deren 
Geſchicklichkeit für die Jahrmarktsbude nicht ausreichte, aber in Verbindung 
mit einer Doſis Religioſität und einer Portion Hyſterie groß genug war, um 
unverbeſſerlichen Toren und ſenſationsbedürftigen Mitgliedern der ſogenannten 
guten Geſellſchaft einige Mark aus der Taſche zu locken. Der Prozeß gegen 
das Blumenmedium Anna Rothe iſt dann unter großem Aufwand von Kraft 
und Zeit vor dem hieſigen Landgericht geführt worden, mit dem Ergebnis, daß 
die entlarvte Zauberkünſtlerin wegen Betrugs in einer Reihe von Fällen zu 
einer Gefängnisſtrafe von 21 Monaten verurteilt wurde, allerdings mit An⸗ 
rechnung von 8 Monaten auf die Unterſuchungshaft. 

Mit dieſem Urteil ſind manche Organe der bürgerlichen Preſſe unzufrieden, 
ebenſo wie mit dem rieſigen Polizeiaufgebot gegen eine ſo armſelige Perſon, 
wie ſich das Blumenmedium vor den gerichtlichen Schranken ausgewieſen hat. 
Ganz ohne fatalen Beigeſchmack kann man den ſchönen Eifer, der für die ver⸗ 
folgte Unſchuld von bürgerlicher Seite entfaltet wird, nun freilich mie genießen; 
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dieſelben Blätter, die jetzt im Intereſſe eines Humbugs zu Kritikern der Recht⸗ 
ſprechung werden, regiſtrieren viel ärgere und anfechtbarere Urteile der Gerichte 
mit der vollkommenſten Seelenruhe, ſobald ſie gegen ſozialdemokratiſche Politiker 
ergehen. Sieht man aber davon ab, ſo muß man anerkennen, daß die Ver⸗ 
urteilung der Frau Rothe vom juriſtiſchen Standpunkt aus allerdings ſehr 
große Bedenken erwecken muß. Sowohl nach der ſubjektiven wie nach der 
objektiven Seite hin. | 

Ob die Verurteilte überhaupt die Abſicht und das Bewußtſein des Betrugs 
gehabt, ob ſie nicht vielmehr an die Echtheit ihrer Zauberkunſtſtücke geglaubt, 
ob ſie ſich bei ihren Produktionen nicht in einem Zuſtand krankhafter Störung 
der Geiſtestätigkeit befunden hat, durch den ihre freie Willensbeſtimmung aus⸗ 
geſchloſſen war, ſo daß ſie gemäß dem deutſchen Strafgeſetzbuch hätte frei⸗ 


geſprochen werden müſſen, das war und iſt ſehr fraglich. Von dem Impreſario 


des Blumenmediums, der ſich rechtzeitig ins Ausland geflüchtet hat, darf man 
nach den ganzen Beweisaufnahmen vorausſetzen, daß er ein ausgewachſener 
Schwindler iſt, ohne ihm damit unrecht zu tun. Aber über Frau Rothe ſelbſt 
lauteten die Gutachten der Sachverſtändigen doch ſehr ſchwankend. Sie ver⸗ 
neinten allerdings, daß eine krankhafte Geiſtesſtörung in dem Grade vorliege, 
um die freie Willensbeſtimmung auszuſchließen, aber ſie gaben zu, daß die 
Angeklagte eine hyſteriſche Perſon ſei, daß etwas Pathologiſches bei ihren Kunſt⸗ 
ſtücken mitgeſpielt habe, daß ihr guter Glaube an ihre Begabung, mit der über⸗ 
irdiſchen Welt zu verkehren, angenommen werden könne. Wenn nun nach der 
alten Rechtsregel jeder Zweifel dem Angeklagten zu gute kommen ſoll, ſo wäre 
die Freiſprechung der Frau Rothe eher zu erwarten geweſen als ihre Ver⸗ 
urteilung. Ob ihr mit jener ebenſo gedient geweſen wäre wie mit dieſer, das 
ſteht freilich auf einem anderen Blatte; mit der Krone des Märtyrertums ge⸗ 
ſchmückt, wird Frau Rothe nach ihrer Entlaſſung aus dem Gefängnis in den 
weiten Kreiſen ihrer Gläubigen noch viel größeren Anhang finden, als ſie bisher 
gefunden hat. Allein mit der juriſtiſchen Schuldfrage hat dieſe Seite der Sache 
natürlich nichts zu tun. 

Iſt alſo die Entſcheidung des Gerichts nach der ſubjektiven Seite hin be⸗ 
denklich, ſo iſt ſie es ebenſo nach der objektiven Seite hin. Lag bei den Pro⸗ 
duktionen des Blumenmediums überhaupt ein Betrug vor? Das Gericht hat 
dieſe Frage mit Ja entſchieden; es ſagt, die Frau Rothe habe gegen Eintritts⸗ 
geld übernatürliche Dinge verſprochen, die ſie nicht habe leiſten können; da⸗ 
durch habe ſie aber diejenigen, die ſtatt der erwarteten Erſcheinungen aus der 
Geiſterwelt nur Taſchenſpielerkunſtſtückchen erhalten hätten, in ihrem Vermögen 
geſchädigt. Dagegen iſt nun zunächſt einzuwenden, daß ſehr viele Zeugen er⸗ 
klärten, ſie ſeien gar nicht in ihrem Vermögen geſchädigt worden; was ſie für 
ihr Eintrittsgeld hätten beanſpruchen können, das habe Frau Rothe vollauf 
geleiſtet. Andere Zeugen allerdings ſagten aus, daß ſie ſich für ein paar Mark 
hätten Geiſter aus dem Jenſeits zitieren laſſen wollen, und durch das, was 
ihnen das Blumenmedium geboten habe, bitterlich enttäuſcht worden ſeien. Es 
macht nun wirklich einen etwas eigentümlichen Eindruck, wenn um der paar 
Mark willen, die dieſe Leute an ihre eigene, idiotiſche Leichtgläubigkeit verloren 
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haben, ein ſo großer Apparat von Staatswegen aufgeboten worden iſt. Man 
entſinne ſich nur der Gründerzeit in den ſiebziger Jahren, als die damals noch 
zahlreichen und leidlich wohlhabenden Schichten des Kleinbürgertums nicht um 
ein paar Mark, ſondern um Hunderte von Millionen Mark durch eine handvoll 
hochſtehender Gauner geplündert wurden, die ihnen in öffentlichen Proſpekten 
mit unerſchütterlicher Biedermannsmiene falſche Vorſpiegelungen über die Renta⸗ 
bilität induſtrieller Unternehmungen machten. Die Leichtgläubigkeit der damals 
Geplünderten war in demſelben Maße erklärlicher und verzeihlicher, worin ihre 
Schädigung größer war als die Schädigung der Opfer, die heute über die 
Betrügereien des Blumenmediums jammern. Gleichwohl erklärte in den ſieb⸗ 
ziger Jahren die ganze offizielle Welt, den Miniſter Delbrück, die rechte Hand 
Bismarcks, an der Spitze, Staat und Reich für unfähig, die Dummen zu ſchützen, 
die ihr Geld nun einmal los ſein wollten, während heute Dame Juſtiz als 
Rächerin und Sühnerin für die albernen Narren eintritt, die für drei Mark 
von einem alten Weibe das Wunder produziert ſehen wollten, wie ſie Himmel 
und Erde umwälzt. Der brave Reichsbürger wird ſagen, daraus könne man 
erſehen, daß ſich das Rechtsgefühl der bürgerlichen Juſtiz verfeinere; was uns 
anbetrifft, ſo erſehen wir daraus allerdings nur eine neue Beſtätigung der 
alten Erfahrung, daß dieſe Juſtiz kleine Diebe hängt und große Diebe laufen läßt. 

Mit der Begründung des Betrugs, den das Blumenmedium begangen haben 
ſoll, ſtellt ſich das Gericht nun aber auch noch auf einen ſehr ſchwankenden 
Boden. Wenn es Betrug ſein ſoll, bares Geld anzunehmen, für die Ver⸗ 
richtung übernatürlicher Dinge, die man dann doch nicht verrichten kann, ſo 
iſt mit dieſer Argumentation jede chriſtliche Kirche ans Meſſer geliefert. Ver⸗ 
heißen beiſpielsweiſe die katholiſche und die lutheriſche Kirche, daß ſie bei der 
Spendung des Abendmahls die Oblate und den Wein nicht etwa blos bildlich 
— wie es die reformierte Kirche tut — ſondern im fleiſchlichſten und blutigſten 
Sinne des Wortes in das Fleiſch und das Blut Jeſu verwandeln wollten, ſo 
verſprechen ſie eine übernatürliche Leiſtung, die ſie nicht erfüllen, obgleich ſie mit 
großer Pünktlichkeit die Steuern von ihren Gläubigen einziehen. Nun ſind 
dieſe Gläubigen allerdings damit vollkommen einverſtanden, ebenſo wie die 


Gläubigen des Blumenmediums nichts an dieſer auszuſetzen hatten; ſie glauben, 


daß chriſtliche Geiſtliche tagtäglich die Oblate und den Wein durch einen 
Spruch in Fleiſch und Blut Jeſu verwandeln, obgleich ſie es unmöglich können, 
wenn anders das hieſige Landgericht mit ſeiner Argumentation gegen die Frau 
Rothe im Recht iſt; ſie fühlen ſich alſo in ihrem Vermögen durchaus nicht ge⸗ 


ſchädigt. Setze man aber den Fall, ein Jude oder Heide oder ſonſtige Ketzer 


zahle ſeinen Abendmahlsgroſchen und nehme das chriſtliche Abendmahl, um die 
übernatürliche Erſcheinung zu erkennen, die darin vor ſich gehen ſoll, laufe 
dann aber zum Staatsanwalt, wenn er feine Erwartungen getäuſcht findet — 
würde da wohl der Apparat aufgeboten werden, der jetzt gegen die Frau Rothe 
aufgeboten worden iſt? Im Gegenteil — der Mann würde wegen groben 
Unfugs oder gar wegen Gottesläſterung belangt werden. Zumal die Kirche 
ſelbſt würde keinen Augenblick in ihrem Glauben beirrt werden, übernatürliche 
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wirkſam nur für die, die daran glauben. In der Bannformel, die bei Aus⸗ 
teilung des Abendmahls von den Geiſtlichen geſprochen wird, heißt es ja auch 
wohl, wenn wir uns aus unſerer Jugend recht erinnern: Wer davon iſſet und 
trinket ohne den Glauben, der ißt und trinkt ſich ſelber das Gericht, was in dem 
von uns vorausgeſetzten Falle auch außerordentlich pünktlich eintreffen würde. 
Es iſt nur, daß wenn die chriſtliche Kirche ihre Wunder nur für ihre Gläubigen 
wirken läßt, die Blumen⸗ und ſonſtigen Medien eben desgleichen tun. In den 
Prozeßverhandlungen gegen die Frau Rothe iſt ja immer wieder von den, im 
ſpiritiſtiſchen, okkultiſtiſchen und ähnlichen Kultus erfahrenen Leuten verſichert wor⸗ 
den, ſobald ein Ketzer in der gläubigen Runde erſcheine, verſchwänden die Geiſter. 

Man würde uns in ganz falſchem Verdacht haben, wenn man annehmen 
wollte, daß wir mit dieſem Vergleich, um im paſtoralen Stile zu ſprechen, 
irgendwelche „blasphemiſchen“ Abſichten gegen die chriſtliche Kirche verfolgten. 
Das liegt uns vollkommen fern, ſowohl weil Religion für uns Privatſache iſt, 
als auch, weil es ein ſehr wohlfeiles Vergnügen wäre, das uns ohnehin in 
eine ſehr ſeltſame Geſellſchaft bringen würde, wenn wir die religiöſen Zere⸗ 
monien der chriſtlichen Kirche verſpotten wollten. Wir erkennen auch bereit⸗ 
willig an, daß die hiſtoriſche Bedeutung und Wirkſamkeit der Kirche eine ganz 
andere iſt und geweſen iſt, im Guten wie im Schlimmen, als aller Okkultismus, 
Spiritismus und was ſonſt in dieſes geheimnisvolle Fach übernatürlicher Dinge 
gehört. Allein ſo viel möchten wir allerdings feſtſtellen, daß all dieſer Kram 
nur ein wilder Seitenſchößling aus denſelben ſozialen Wurzeln iſt, aus denen die 
chriſtliche Religion ihr hiſtoriſches Leben gezogen hat und zieht. Wie ſie in den 
Anfängen des kapitaliſtiſchen Zeitalters von dem Hexenglauben eskortiert wurde, 
ſo wird ſie auf der Höhe dieſes Zeitalters von dem Spiritiſtenglauben eskortiert. 

Für heute würde es viel zu weit führen, die inneren Zuſammenhänge dieſer 
hiſtoriſchen Erſcheinung zu entwickeln, dazu wird ſich wohl einmal eine andere 
Gelegenheit bieten. Einſtweilen kann es genügen, zu zeigen, daß die Ver⸗ 
urteilung der Frau Rothe nicht beweiskräftiger iſt, als die Urteile, die vor ein 
paar Jahrhunderten gegen die Hexen ergingen. Die Richter verurteilen einen 
Glauben als falſch, aus einer Anſchauung heraus, die, wenn ſie richtig iſt, 
auch ihren Glauben verurteilen muß. An dem Charakter dieſer modernen Hexen⸗ 
prozeſſe wird dadurch nichts geändert, daß ſie ſich in ziviliſierteren Formen 
abſpielen, daß die Hexen nicht mehr gefoltert und verbrannt werden, daß ihr 
Gewerbe nicht mehr den fürchterlichen Bannflüchen der Theologie, ſondern nur 
noch dem kapitaliſtiſchen Begriff der Vermögensſchädigung unterliegt, womit es 
die kapitaliſtiſche Geſellſchaft auch nicht gar ſo genau nimmt. Dazu hat ſie von 
vornherein viel zu viel Sympathie für allen Humbug, und wenn ſie einmal zu⸗ 
greift, ſo haben die Hexen ſchließlich ſogar noch Profit davon, wie Frau Rothe 
erfahren wird, ſobald ſie in den Kreis ihrer Gläubigen zurückgekehrt iſt. 

Immerhin iſt dies noch eine Art mildernden Umſtandes an einem Prozeß, 
der ſonſt eine höchſt kompromittierliche Geſchichte bleibt für die deutſche Bildung, 
die es ſo herrlich weit gebracht haben will. 
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Die make doniſche frage. 
Von Janko Sakaſom (Sofia). 


Der ruſſiſch⸗öſterreichiſche Vorſchlag für Reformen in den drei europäiſchen 
Vilajets in der Türkei iſt bekanntlich von der Pforte formell angenommen 
worden. Wieweit es ihr mit der Durchführung ernſt iſt, wird man bald 
ſehen. Sicher iſt aber, daß weder die Bevölkerung Makedoniens, noch die an 
der makedoniſchen Bewegung teilnehmenden Elemente im Fürſtentum Bulgarien 
mit dieſem herzlich unbedeutenden Flickwerk zufrieden ſein können. 

Zunächſt ſei ein kurzer Rückblick auf die ökonomiſch-politiſche Entwicklung 
des türkiſchen Reiches vorausgeſchickt. Die bürgerlichen Revolutionen im Weſten 
Europas verliefen um ſo raſcher und leichter, das heißt ohne Kataſtrophen, je 
mehr ſich die herrſchenden Klaſſen den neu ſich entwickelnden Produktions⸗ und 
Tauſchverhältniſſen angepaßt hatten. Dieſe Anpaſſung aber vollzog ſich um 
ſo vollkommener, je mehr Kraft den neuen Verhältniſſen und den ſie tragenden 
Klaſſen innewohnte. Das müſſen wir uns vor Augen halten, wenn wir die 
Vorgänge um die Mitte des neunzehnten Jahrhunderts in der Türkei betrachten. 
Aus dem Zuſammentreffen aſiatiſcher Kultur und der längs der Ufer des 
Mittelländiſchen Meeres erwachſenen eigenartigen Kulturformen hatte ſich in 
der europäiſchen Türkei eine blühende Manufaktur entwickelt, deren Erzeugniſſe 
durch Karawanen in dem großen türkiſchen Reiche, in Makedonien, Bosnien, 
Serbien, Rumänien, Südrußland, Kleinaſien, Arabien, Agypten, Verbreitung 
und Abſatz fanden. Ein reiches, an natürlichen Produktivkräften reiches Land 
bot einen räumlich ſehr ausgedehnten inneren Markt. Die zahlreichen im tür⸗ 
kiſchen Reiche lebenden Nationen waren alle an dieſem Handel und dieſer 
Manufaktur beteiligt. Die öſtliche Ziviliſation mit ihrer indiſch⸗-arabiſch⸗ 
byzantiniſchen Lebens⸗ und Anſchauungsweiſe drang bis an die europäiſchen 
Grenzen des türkiſchen Reiches. Alle Wohlhabenden in Stadt und Land ſuchen 
die Lebensweiſe der reichen aſiatiſchen Kaufleute nachzuahmen, ſowohl in 
Wohnung und Kleidung wie Sitten und Anſchauungen. Einer Ziviliſation 
nach weſtlichem Typus ſind die Türken, namentlich aber deren herrſchende 
Klaſſen, nicht zugängig. Wie die türkiſchen Herrſcher im Anfang des neun⸗ 
zehnten Jahrhunderts unfähig waren, ſich den Veränderungen anzupaſſen, die 
in Griechenland, Serbien und Walachei dem Feudalismus ſeine Macht nahmen, 
jo ſind ſie jpäter, wo fie in Berührung mit dem Weſten kommen, nicht fähig, 
die Anſprüche zu erfüllen, die die ſich jetzt in ihrem Lande entwickelnde Manu⸗ 
faktur an ſie ſtellt. Seit dem Krimkrieg (1854) ging die Türkei ſchnell zurück. 
Engliſch⸗franzöſiſche Induſtrie drang über Konſtantinopel und die Häfen des 
Schwarzen Meeres ins Land, und etwas ſpäter kam die deutſch⸗öſterreichiſche 
längs der Donau. Das Innere des Landes litt nach dem Kriege unter zahl- 
reichen Räuberbanden, die ſo große Beutezüge veranſtalteten, daß ſich Induſtrie 
und Handel nicht entwickeln konnten. Zahlreich waren die Proteſte der Groß— 
kaufleute in Konſtantinopel, die an die den europäiſchen Mächten verſprochenen 
und noch immer nicht durchgeführten Reformen mahnten.“ Dieſer Gegenſatz 


1 Wie außerordentlich in dieſer Zeit, den ſechziger Jahren, die ökonomiſche Kraft der 
Bevölkerung zurückging, zeigt ſich auch daran, daß, während anderthalb Jahrzehnte früher 
die Bulgaren eine eigene dualiſtiſche (türkiſch-bulgariſche) Monarchie forderten, mit einem 
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der beſtehenden Staats, Finanz⸗ wie Gerichtsverwaltung zu den neuen wirt⸗ 
ſchaftlichen Bedingungen, unter denen die induſtrielle und kaufmänniſche Be⸗ 
völkerung Bulgariens lebte, brachte dieſe, namentlich ſoweit ſie ſich von der 
Zünftlerei befreit hatte, ſpäter auch Lehrer und Pfarrer, in Gärung und rief 
revolutionäre Putſche hervor, denen erſt der ruſſiſch⸗türkiſche Krieg ein Ende 
machte. Unfähig, den Anforderungen zu genügen, die die Wirtſchaftsweiſe des 
Weſtens der türkiſchen Herrſchaft auferlegte, zog ſich dieſe immer weiter nach 
Konſtantinopel und Aſien zurück. Aber ihr folgte auch die heimiſche Manu⸗ 
faktur; das befreite Bulgarien verlor den großen türkiſchen Markt wie den von 
Bosnien, einem Teile von Neu⸗Serbien und der Dobrudſcha. Bald erlag ſie 
der europäiſchen Konkurrenz. Aber auch die Manufaktur der europäiſchen 
Türkei wurde von jener beſiegt. Die neugebauten Eiſenbahnen in Make⸗ 
donien führten dieſem reichen Lande europäiſche Induſtrieprodukte zu. Die 
zünftleriſchen und die feudal-patriarchaliſchen Verhältniſſe zerſetzten ſich in Stadt 
und Land ſehr raſch; an ihre Stelle traten neue Induſtrie- und Handels⸗ 
methoden. Die freien Bauern, die an der Ausfuhr ihrer ländlichen Produkte 
etwas verdienten, erweckten den Neid der türkiſchen Junker, der Begs, wie der 
Verwaltungsbeamten und der Räuberbanden, die von entlaſſenen Soldaten und 
Baſchibozouks immer größeren Zulauf erhielten. Die regierende Klaſſe und die 
türkiſche Bureaukratie wurde unfähiger, der neuen Verhältniſſe Herr zu werden. 
Die Staatsausgaben ſtiegen, und was man vom Volke erpreßte, zerrann unter 
den Händen der Beamten. Das Jahrzehnt von 1880 bis 1890 genügte, um 
aus der verhältnismäßig reichen Bevölkerung Makedoniens ein armſeliges Volk 
zu machen, das ſein Heil in der Auswanderung ſucht. Tauſende und Aber⸗ 
tauſende Makedonier wandern nach Bulgarien, Serbien und Rumänien, um 
ihr Brot zu verdienen, ihre Schulden zu bezahlen, ihre Grundſtücke und Häuſer 
nicht preisgeben zu müſſen. Selbſtverſtändlich bringen dieſe Leute, wenn ſie 
heimkehren, auch eine neue Lebens- und Anſchauungsweiſe mit ſich. Und der 
Gegenſatz zwiſchen ihr und den erbärmlichen türkiſchen Verhältniſſen wirkt 
wahrhaftig revolutionär genug. 

So iſt die makedoniſche Frage nichts anderes geworden als das Verlangen 
nach einer Regierung und Verwaltung, die den modern⸗-europäiſchen wirtſchaft⸗ 
lichen wie geſellſchaftlichen Verhältniſſen angepaßt iſt, unter denen die make⸗ 
doniſche Bevölkerung jetzt leben muß. Die türkiſche herrſchende Klaſſe will von 
dieſer Anpaſſung nichts wiſſen, und ſie kann ſich dabei auf die türkiſchen Be⸗ 
wohner der Städte wie des Landes ſtützen, denn obgleich dieſe viel von den Ge⸗ 
walthabern zu leiden haben, fühlen ſie ſich doch eins mit ihnen und geben dem 
Weſten und den Chriſten Schuld an all ihrer Not. So hemmt dieſes Bündnis 
zwiſchen Regierung und Volk alle Entwicklung des Landes. Die Orientfrage 
iſt im Grunde die Unfähigkeit der türkiſchen Raſſe, ſich den neuen wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſen anzupaſſen, die von der ſiegreichen weſtlichen Produktion 
mit eiſerner Notwendigkeit aufgezwungen werden. In Todesangſt klammert 
ſich die herrſchende türkiſche Klaſſe an die überlieferten Formen, um nicht ver⸗ 
nichtet zu werden. Und daher dieſe ewigen Unruhen, blutigen Aufſtände und 
furchtbaren Leiden! 


weltlichen und kirchlichen Repräſentanten Bulgariens, mit bulgariſchen Soldaten, bulgariſchen 
Richtern u. ſ. w., ſie nun mit gebeugtem Haupte untertänigſt den Sultan um einige kleine 
Verbeſſerungen in der Verwaltung anbettelten. 
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Wie verhält ſich nun dieſer Gärung gegenüber das befreite Fürſtentum 
Bulgarien? 

Zunächſt iſt zu beachten, daß die bulgariſche Nation in Konſtantinopel einen 
Vertreter der bulgariſch redenden oder ſich bulgariſch nennenden Bevölkerung 
hat, den Exarchen (Vorſteher der bulgariſchen Kirche). In dreißigjährigem Kampfe 
mit dem griechiſchen Patriarchat blieb dieſer Exarch, obgleich ſchismatiſch, das heißt 
aus der orthodoxen Kirche ausgeſchloſſen, nach Konſtituierung des Fürſtentums 
Bulgarien das geiſtige Haupt der in der Türkei lebenden Bulgaren. Seit Beſtehen 
des Fürſtentums wird er von deſſen Regierung ſubventioniert. Seine Aufgabe 
war, den Kampf gegen den griechiſchen Patriarchen zu führen, das heißt die noch 
der griechiſchen Kirche angehörenden Bulgaren unter das bulgariſche Exarchat 
zu bringen. Zu dieſem Zwecke ernannte er bulgariſche Metropoliten (Biſchöfe), 
ſtiftete bulgariſche Kirchen und Schulen. Aber zu all dem muß der Sultan ſeine 
Erlaubnis geben — und dieſe war nach der Gründung des Fürſtentums Bul⸗ 
garien ſehr ſchwer zu erlangen. Die türkiſche Politik änderte ſich nun mit 
einem Schlage; ſie hetzte die verſchiedenen Nationalitäten gegeneinander, be— 
ſonders die Griechen, Serben und das bißchen Walachen in Makedonien gegen 
die Bulgaren. Um ſo heftiger klammerten ſich dieſe an ihren Beſchützer, das 
bulgariſche Exarchat, und in den achtziger Jahren ſpielte dies in Konſtantinopel 
noch eine ziemliche Rolle. 

Die Aufmerkſamkeit der bulgariſchen Politiker war gänzlich beſchäftigt mit 
internen Fragen der Organiſation des Fürſtentums, die nach europäiſchem 
Muſter erfolgen ſollte. Nur im Jahre 1885 wollten in Bulgarien einige junge 
makedoniſche Flüchtlinge einen Einfall nach Makedonien machen, man lenkte 
aber bald ihre Aufmerkſamkeit nach Oſtrumelien hin ab, das damals unter 
türkiſcher Herrſchaft ſtand. Da der ſerbiſch⸗bulgariſche Krieg dem Fürſtentum 
Bulgarien bei den Makedoniern ein glänzendes Anſehen verſchaffte, bereiteten 
ſie einen Aufſtand zur Losreißung von der Türkei vor. Bald aber entſtanden 
Bulgariens Kämpfe um ſeine Selbſtändigkeit mit Rußland, die bis 1889 alle 
Aufmerkſamkeit an ſich riſſen. Stambulows Politik zielte auf eine Freundſchaft 
mit der Türkei hin; es gelang ihm daher, vom Sultan die Erlaubnis zur Ein⸗ 
ſetzung einiger bulgariſchen Metropoliten für Makedonien zu erlangen. Aber 
mit dem Sturze Stambulows (1894) änderte ſich die bulgariſche Politik völlig. 
Inzwiſchen waren nämlich die inneren Verhältniſſe Makedoniens und Bul⸗ 
gariens andere geworden; die zehnjährige Kulturarbeit Bulgariens in Make⸗ 
donien trug ihre Früchte. In den Städten, ſogar in Dörfern, gab es Revo⸗ 
lutionäre, aber nur geiſtige, die ſich nur in geheimen Geſellſchaften zuſammen⸗ 
fanden. In Bulgarien waren bis 1895 an 80000 bis 100000 Makedonier 
eingewandert. Faſt ein Viertel der Beamten in Bulgarien waren und ſind noch 
makedoniſchen Urſprunges; in der Armee gab es an 300 makedoniſche Offiziere. 
Sofia iſt voll von makedoniſchen Kaufleuten und kleinen Krämern; viele wich- 
tige Produktionszweige in Bulgarien ſind von makedoniſchen Arbeitern beſetzt, 
und da dieſe bedürfnisloſer ſind als die Bulgaren, hörte man in ſozialiſtiſchen 
Verſammlungen oft Klagen über ihre Lohndrückerei. Überall ſtieß man auf 
den biegſamen, berechnenden, alles erduldenden makedoniſchen Fremdling. Er 
war auf allen Gebieten ein gefährlicher Konkurrent geworden und deshalb auf 
allen Gebieten verdächtig. Ihm ſchrieb man die Schuld an der politiſchen 
Korruption zu, ihm die an räuberiſchen Überfällen. Es entſtanden makedoniſche 
Zeitungen, zwei, drei, bald auch Komitees, welche Verſammlungen einberiefen, 
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die Agitation organiſierten und die Befreiung Makedoniens als nahe bevor⸗ 
ſtehend verkündeten. Es war eine Miſchung von Enthuſiasmus junger Leute 
und Spekulation geriebener Politiker, ehrgeiziger Offiziere und Publiziſten. 
Fürſt Ferdinand und das Kabinett Stoiloff nützten die makedoniſche Gärung 
für dynaſtiſche und politiſche Zwecke aus. Unter dem Miniſter Radoslawoff 
kam es ſoweit, daß die makedoniſchen Komitees öffentlich den Mord derer 
predigten und auch wirklich ausführten, die nicht der Meinung des Komitees 
waren; es war der Gipfelpunkt der makedoniſchen Gefahr für Bulgarien: eine 
wirkliche Maffia! Da die ökonomiſche Entwicklung Bulgariens nicht raſch 
genug vor ſich geht und ſoviele Tauſende intelligente und tüchtige Kräfte arbeits⸗ 
los ſind und hungern, ſo iſt begreiflich, zu welch toller Aufregung ſich unter 
Radoslawoff die makedoniſche Bewegung ſteigerte. 

Zu dieſem Zeitpunkt, im Jahre 1900, griffen die bulgariſchen Sozialiſten, 
nicht offiziell, ſondern aus freiem Antrieb, überall im Lande in die makedoniſche 
Bewegung ein. Aus den Verſammlungen und Komitees verdrängten ſie die 
Spekulanten und die Geſchäftspatrioten; auf dem bald berufenen Kongreß 
wurde Boris Saratoff von der Leitung des oberſten makedoniſchen Komitees 
entfernt und eine Reſolution angenommen: „Die makedoniſche Bewegung iſt eine 
ausſchließlich interne Frage der makedoniſchen Unterdrückten aller Nationen 
(das heißt aller in Makedonien wohnenden Bulgaren, Serben, Griechen ꝛc.), 
welche nur mit revolutionären Mitteln geführt werden darf. Alle im Fürſten⸗ 
tum befindlichen Komitees haben nur die Aufgabe, die in der Türkei befind⸗ 
lichen revolutionären Komitees materiell und moraliſch zu unterſtützen. Make⸗ 
donien den Makedoniern!“ 

Dies war der Sieg der internationalen revolutionären Organiſation, welche 
von den Quertreibereien der bulgariſchen Komitees bisher gelähmt worden war. 
Der Schwerpunkt der Bewegung war damit von Bulgarien nach Makedonien ver⸗ 
legt. In das neue proviſoriſche Komitee wurde ein Sozialiſt, jetzt Deputierter im 
Parlament, gewählt und ein anderer Sozialiſt, der jetzt auch Deputierter iſt, 
in die oberſte Leitung. Erſt als der Sieg der internen Organiſation geſichert 
war, zogen ſich die bulgariſchen Sozialiſten zurück. 

Dieſer Sieg im Fürſtentum Bulgarien gab der internen revolutionären Or⸗ 
ganiſation in Makedonien einen mächtigen Aufſchwung. Dieſe, von gebildeten, 
charakterfeſten und unerſchrockenen Leuten geführte Organiſation hatte ſchon 
zwei ihrer Feinde lahmgelegt, erſtens den bulgariſchen Exarchen und e 
die „fremde“ Propaganda. 

Das Exarchat konnte, wie alle dieſe politiſch⸗kirchlichen Inſtitutionen, nicht 
weiter gehen als die Kirche und die Schule. Aber deren Behörden, die gern 
die Repräſentanten der Bulgaren ſein wollten, gerieten bald in Streit mit der 
revolutionären Organiſation. Zwei Jahre dauerte der Kampf, der ſich darauf 
zuſpitzte, wer der Herr ſein ſolle: die Kirche oder die politiſche Revolution. Es 
gab dabei ſogar Verwundete und Tote. Ein makedoniſcher Revolutionär, ein 
gebildeter, erfahrener Diplomat, ging eines Tages in Konſtantinopel zu dem 
bulgariſchen Exarchen und ſagte ihm: Wenn die Befreiung Makedoniens das 
Opfer eines Exarchen erheiſcht, ſo würde er, der Führer der Revolutionäre, 
keinen Augenblick zögern, ſelber dieſes Opfer zu vollſtrecken. Worauf der 
alte Exarch antwortete: Wenn die Entwicklung der bulgariſchen Nation das 
Opfer eines Exarchen brauche, ſo werde er nicht kleinmütig ſeinen Poſten 
verlaſſen. 
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Schließlich gab das Exarchat nach. Die Lehrer in den Gymnaſien, Semi⸗ 
naren, Stadt⸗ und Dorfſchulen Makedoniens waren überall vom revolutionären 
Komitee in ihre Stellungen empfohlen. Die kirchlichen und Schulbehörden 
kreuzten die Propaganda der Komitees nicht mehr oder waren gar deren Werf- 
zeuge geworden. Die bulgariſche nationale Propaganda verſtummte. 

Der zweite Feind, die „fremde“ Propaganda — ſerbiſche, griechiſche, 
walachiſche — all dieſe kleinen Nationalkämpfe, zu denen die türkiſchen Be⸗ 
hörden den Anreiz künſtlich hervorriefen, verſtummten ſowohl unter dem Drucke 
der Revolutionäre, als weil deren Propaganda größere Geſichtspunkte eröffnete. 
Dieſe Tätigkeit der internationalen revolutionären Organiſation koſtete ſie viele 
hundert Opfer von beſten Kräften und aufopferungsvollen Charakteren. Die 
türkiſchen Gefängniſſe und Feſtungen in Aſien waren voll von Revolutionären. 
Die Bevölkerung litt ſchwer, mußte große Opfer bringen, hing aber umſo feſter 
an der revolutionären Bewegung. Seitdem dieſe feſten Boden im eigenen Lande 
gefunden hat, kann fie niemnd mehr vertreiben. 

Nur eines feindlichen Freundes konnte ſich die interne Organiſation nicht 
entledigen, nämlich der makedoniſchen Komitees in Bulgarien, nicht weil es ihr 
dazu an Mitteln fehlte, ſondern weil die dort obwaltenden Verhältniſſe zu 
mächtig ſind. Schon oben wies ich darauf hin, wieviele arbeitsloſe Kräfte in 
Bulgarien an einem Aufſtand in Makedonien intereſſiert ſind. Dazu kommt 
die Gebietserweiterungsluſt aller bürgerlichen Parteien, die alle auf eine Annek⸗ 
tierung Makedoniens hindrängen. Und dieſe Beſtrebungen ſind nicht bloße 
Wünſche, ſondern es werden, um ſie zu verwirklichen, ſtarke Organiſationen 
gegründet. Die eine iſt die bürgerliche Organiſation der makedoniſchen Gejell- 
ſchaften, die andere die geheime Organiſation der makedoniſchen Offiziers⸗ 
bruderſchaften. Beide werden ſtets von dem beeinflußt, der den Staat in ſeinen 
Händen hat, und das iſt neben der jeweiligen Regierung auch der Fürſt von 
Bulgarien. Und jo kam es, daß auch das Komitee Tzontſcheff-Michailowsky in 
geheimer Verbindung mit dem Kriegsminiſterium und dem Fürſten ſtand. Wer 
die auswärtige Politik Bulgariens lenkt, der wird auch dieſe revolutionären 
Organiſationen lenken. Die Zukunft Makedoniens und die Tätigkeit der make⸗ 
doniſchen Komitees fällt zuſammen mit den Gebietserweiterungsgelüſten der 
bürgerlichen Parteien, und jeder vernünftige Politiker ſieht klar und deutlich, 
daß ohne die Macht der bulgariſchen Armee und des bulgariſchen Staates die 
Befreiung Makedoniens nicht zu ſtande kommen könne. Die in Bulgarien 
tätigen makedoniſchen Komitees, die bürgerlichen wie die militäriſchen Vereine, 
ſind alſo nichts anderes als die unoffizielle Teilnahme des offiziellen Bulgarien 
an der Befreiung Makedoniens. Deshalb bedrohen ſie ſtändig das Fürſtentum 
mit der Gefahr, in einen Krieg mit der Türkei verwickelt zu werden oder un⸗ 
abläſſige Beunruhigung und Unſicherheit für Induſtrie und Handel hervor⸗ 
zurufen. Wenn man bedenkt, daß ungefähr zwei- bis dreihundert Offiziere der 
bulgariſchen Armee bereit ſind, an der Spitze bewaffneter Inſurgententrupps 
in Makedonien einzudringen, wenn man weiß, daß die Waffen- und Munitions⸗ 
arſenale in einer ſchönen Nacht von dieſen Inſurgenten geplündert ſein können, 
wenn man ferner berückſichtigt, daß jede Invaſion in Makedonien dort zu 
Greuelſzenen Anlaß gibt und daß Tauſende von makedoniſchen Bauern und 
Bürgern ohne Obdach und ohne Brot in Bulgarien ſich längs der Grenze an⸗ 
ſiedeln und eine Quelle von Unruhen werden, wenn man endlich ſieht, wie jede 
revolutionäre Bewegung in Makedonien nach Bulgarien zurückſchlägt und die 
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Gemüter allerlei enthuſiaſtiſcher und ſpekulativer Elemente in Aufruhr bringt 
— beförderungsſüchtige Offiziere wetteifern dann mit ebenſolchen Beamten, 
politiſche Phantaſten mit Geſchäftspolitikern und Schwindlern, denen ſich Nichts⸗ 
tuer, Arbeitsloſe und Vagabonden anſchließen —, wenn man all dieſe auf ein 
und dasſelbe Ziel hinſteuernden Beſtrebungen wie Strebereien betrachtet, wird 
man verſtehen, welch eine große Laſt und welch eine ſtändige Gefahr für Bul⸗ 
garien die makedoniſche Frage geworden iſt. Nur Autonomie, nur Selbſt⸗ 
verwaltung und Selbſtändigkeit für Makedonien kann dieſem Zuſtand ein vor⸗ 
läufiges Ende machen. 

Und wenn nur die hier in Bulgarien wirkſamen Elemente wären, welche 
die Gefahr bilden! Eine noch ſtärkere Gefahr bildet die interne Organiſation, 
die in den unmöglichen Zuſtänden der Türkei ihre Nahrung findet und mit 
den revolutionärſten Mitteln zu Werke geht. Wie ſie ſich zwei ihrer Gegner, die 
bulgariſch⸗nationale und die fremdnationale Propaganda, dienſtbar machte oder 
ſie zu Boden ſchlug, habe ich bereits oben geſchildert. Jetzt iſt nur eine Propa⸗ 
ganda in Makedonien in Kraft, die für eine Organiſierung eines be— 
waffneten Proteſtaufſtandes der makedoniſchen Bevölkerung. Ihr 
Ziel iſt die Autonomie Makedoniens. Man hat die alten Methoden, die 
Invaſion von außen durch bewaffnete Trupps wie die geheime Propaganda, 
fallen gelaſſen und agitiert jetzt mit Hilfe bewaffneter Abteilungen. Eine ſolche 
von zehn bis fünfzehn Mann erſcheint eines Abends in einem noch nicht „be⸗ 
arbeiteten“ Dorfe. Man verſammelt die Bauern in der Schule oder in der 
Kirche, als den geräumigſten Gebäuden — gewöhnlich gibt es in ſolchen 
Dörfern keine Türken —, von Lehrern oder ſonſtigen gebildeten und geſchickten 
jungen Leuten werden Reden gehalten, man ſagt den Bauern, welchen Zweck 
man verfolgt: Befreiung Makedoniens, Verbrüderung aller Nationen, drängt 
ſie, an der Bewegung teilzunehmen, und vergißt nicht, ſie am Schluſſe vor 
Verrat zu warnen: kein Verräter kann ſich retten vor der Todesſtrafe, die von 
der Organiſation vollſtreckt wird. Das nächſte Erſcheinen einer gleichen Ab⸗ 
teilung, aber mit anderen Mannſchaften, benutzt man zu einer Organiſation 
im Dorfe, wozu der Lehrer oder Pfarrer ſchon lange vorgearbeitet hat, und 
verteilt die Statuten. 

Das iſt die erſte Stufe der Organiſation. Die zweite iſt die Bildung von 
Schiedsgerichten für die Dorfbewohner. Nicht die türkiſche Regierung, ſondern 
die revolutionäre Organiſation vollzieht die gerichtlichen Funktionen. Sogar in 
Eheſcheidungsfragen iſt ſie die maßgebende. Wenn die Propaganda in einem 
Dorfe ſoweit vorgeſchritten iſt, ſammelt man Geld, kauft Waffen und verteilt 
ſie an die Bauern. Das vorletzte Stadium iſt die Waffenübung der Bauern. 

In den Städten iſt dieſe Methode der Propaganda ſchwieriger, aber deſto 
mehr nehmen die ſtädtiſchen Revolutionäre alle Organiſationsarbeiten auf ſich. 
Die bewaffnete Propaganda iſt jetzt in allen Bezirken Makedoniens verbreitet. 
Sie iſt den dortigen Verhältniſſen entſproſſen. Weder die türkiſche Regierung 
noch die Eiferſucht der in Bulgarien wirkenden Komitees kann ſie aufhalten. 
Getragen und geſchützt vom Volke, iſt dieſe Propaganda voll von Enthuſias⸗ 
mus und Opferwilligkeit, ſchreitet daher vorwärts und erobert einen Diſtrikt 
nach dem anderen. Man bereitet ſich vor und wartet auf den günſtigen 
Augenblick. 

Leider, leider aber werden alle dieſe bewunderungswürdigen Anſtrengungen 
und Taten wenig helfen bei einem offenen Zuſammenſtoß mit den regulären 
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türkiſchen Truppen. Sie kann nur dazu dienen, um ein revolutionäres Bewußt⸗ 
ſein zu ſchaffen, einen blutigen Aufſtand zu entfeſſeln und im glücklichſten 
Falle eine Hilfstruppe für die bulgariſche Armee zu bilden, wenn durch die 
Entwicklung der Dinge es zu einem Zuſammenſtoß zwiſchen Bulgarien und 
der Türkei kommt. Blut, viel Blut koſtet es, denn ſicherlich wird es zu einem 
grauſamen, großen Blutbad kommen, wenn man nicht erträgliche Zuſtände für 
dieſe Länder ſchafft. Die Verhältniſſe ſind aufs äußerſte zugeſpitzt; aller Erwerb 
liegt ſtill, die Werkſtätten ſind kaum noch geöffnet, die Felder werden kaum 
noch beſtellt, nur für die eigene Ernährung. Eine allgemeine Spannung herrſcht 
in Makedonien wie in Bulgarien. 

Die makedoniſche Frage wirkt auch auf die anderen Balkanſtaaten bedeutſam 
ein und die Großmächte ziehen aus dieſen Zuſtänden gewichtige Vorteile, indem 
ſie die kleinen Balkanſtaaten zu ihren Werkzeugen machen. 

Die innere Gärung in Makedonien wirkt meines Erachtens am nachhaltigſten 
auf Bulgarien ein, und dort findet man auch die ſtärkſten Annektionsgelüſte. 
Das fordert wieder die Eiferſucht Serbiens, Rumäniens und Griechenlands 
heraus. Jedes von dieſen Ländern will ſeine Kompenſation haben. Serbien 
will Makedonien mit Uskub (Skopje), wo man vor acht Monaten einen jer- 
biſchen Metropoliten (mit Hilfe Rußlands) eingeſetzt hat.. Rumänien will 
ſeine Kompenſation von Bulgarien haben (das Dreieck Siliſtria, Ruſtſchuk, 
Varna), Griechenland will Süd-Makedonien mit Janina. Dieſe ganz natür⸗ 
lichen Beſtrebungen der kleinen Balkanſtaaten bieten den Großmächten die 
Unterlage für verſchiedene Kombinationen und Maßnahmen. Diejenige Groß— 
macht, welche am meiſten bieten kann, iſt auch die einflußreichſte. Rußland 
erſcheint als der Beſchützer Serbiens, Bulgariens und Griechenlands. Nur 
Rumänien hat ſich nach dem ruſſiſch-türkiſchen Kriege an die Weſtmächte 
(Deutſchland und Sſterreich) angeſchloſſen. In wie hohem Grade dieſe Ab— 
hängigkeit die Geſchicke dieſer kleinen Nationen beeinfluſſen muß, iſt klar; ſie 
fördert einerſeits den Militarismus und die Annektierungsgelüſte, andererſeits 
gibt ſie den politiſchen Spekulanten in dieſen Ländern immer neue Unter⸗ 
ſtützung. 

So bildet die makedoniſche Frage den Kreuzungspunkt verſchiedenartigſter 
Intereſſen. Das Land ſelber leidet darunter furchtbar und eine Kataſtrophe 
ſcheint unabwendbar. Europa hat ſich nur auf einige nichtsſagende Reformen 
geeinigt, der Sultan zeigt ſich daher bereit, ſie anzunehmen. Rußland droht 
den Balkanvölkern, daß es keinen Tropfen ruſſiſchen Blutes aufs Spiel ſetzen 
werde, wenn dieſe Völker nicht ſeinem Rate folgen — und all das nach der 
famoſen Schipkafeier, nach den vielverheißenden Reden Ignatieffs, nach den 
vom Zar an die makedoniſchen Flüchtlinge geſendeten 10000 Rubel und 
nachdem Graf Lambsdorf, der mächtigſte Miniſter des mächtigſten Reiches, in 
der bulgariſchen Deputiertenkammer erſchien, die Vertreter der makedoniſchen 
Geſellſchaften und die verrufenſten Revolutionäre der internen Organiſation 
empfing. Daß Rußlands Vorgehen mit einer nicht zu verſteckenden Blamage 
endete, iſt außer Zweifel. Aber was kümmert ſich darum der makedoniſche 
Flüchtling in Bulgarien? Was kümmern ſich er und ſein gemarterter Bruder 
jenſeits der türkiſchen Grenze überhaupt um Diplomatenkünſte! Die Verhält⸗ 


1 Vergl. „Neue Zeit“, XX, 2, S. 566: „Ein nationaler Kampf in der Türkei“, von 
Milorad Popovitſch. 
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niſſe, unter denen er lebt und handelt, find ſtärker als ſeine Überlegung, und 
ſo hängen die nächſten Ereigniſſe im Balkan ganz von der Fähigkeit und 
Möglichkeit ab, wieweit mit rieſiger Geduld ein unmenſchliches Daſein ertragen 
werden kann von der gehetzten und mit Füßen getretenen makedoniſchen Be⸗ 
völkerung. 


Wie der moloch wächſt. 


Von Rudolf Krafft. 


Es iſt nicht unintereſſant, das Wachſen des Molochs an einem in großen 
Zügen gehaltenen Vergleich zwiſchen früher und jetzt zu beobachten, wobei wir 
auf eine ziemlich naheliegende Zeit, nämlich auf den Stand der Waffentechnik 
im Jahre 1886, zurückgreifen. Das Jahr 1886 wählen wir deswegen, weil 
es waffentechniſch den Abſchluß für den gewöhnlichen Hinterlader bildete, 
denn ſchon im nächſten Jahre wurde die deutſche Armee mit dem erſten 
Magazingewehr bewaffnet. 

Im Jahre 1886 betrug die Präſenzſtärke der deutſchen Armee noch 
427274 Mann bei dreijähriger Dienſtzeit, die Landwehrpflicht endete gewöhnlich 
mit dem zweiunddreißigſten Lebensjahr, das heißt der Mann gehörte fünf 
Jahre der Landwehr an. Die Präſenzſtärke im Jahre 1903 beläuft ſich auf 
495 500 Mann bei zweijähriger Dienſtzeit, auch wurde inzwiſchen die Landwehr 
zweiten Aufgebots, in welcher die ehemaligen aktiven Mannſchaften bis zum 
neununddreißigſten Lebensjahr bleiben, geſchaffen. Somit dürfte die Kopfzahl 
des dem Deutſchen Reiche im Kriege zur Verfügung ſtehenden vollkommen 
ausgebildeten Heeres ſeit 1886 um mindeſtens zweieinhalb Millionen 
gewachſen ſein. Dies iſt innerhalb ſiebzehn Jahren eine Zunahme, an der auch 
ein enragierter Militärſchwärmer nicht viel ausſetzen kann. 

Nun zur Bewaffnung. 1886 trug die deutſche Infanterie noch das Mauſer⸗ 
gewehr (Muſter 71), eine etwas ſchwere, aber äußerſt zuverläſſige und ſolide 
Waffe ohne jede Kompliziertheit. Die Schußleiſtungen waren derart, daß man 
ein Ziel von der Größe eines menſchlichen Kopfes nebſt Hals noch bis 200 Meter 
mit Sicherheit treffen konnte, ebenſo einen knienden Gegner bis 250 Meter, 
zwei nebeneinander kniende Gegner bis 350 Meter, einen Reiter bis 450 Meter. 
Die Durchſchlagskraft betrug: bis zu 300 Meter 20 Zentimeter dickes Tannen⸗ 
holz. Eiſen und Mauerwerk wurden nicht durchbohrt. Die Totalſchußweite 
betrug 3000 Meter, Anfangsgeſchwindigkeit 440 Meter. Das Gewehr war ein 
Einzellader, das heißt es konnte nur eine Patrone aufnehmen. Im Gefecht 
war es mit größerem Erfolg gegen Infanterie bis 600 Meter, gegen Artillerie 
bis 1200 Meter verwendbar. Das Viſier reichte bis 1600 Meter. 

Im Jahre 1887 wurde dieſes Gewehr abgeſchafft und durch ein neues 
erſetzt, das einen ſprechenden Beweis dafür lieferte, daß die preußiſche Militär⸗ 
verwaltung eben doch nicht ſo bewunderungswürdig iſt, wie man ſie den Leuten 
da und dort ſchildert. Sie führte nämlich damals ein Repetiergewehr ein, 
obwohl drei Probleme, ohne deren Löſung ein gutes Repetiergewehr einfach 
unmöglich war, noch der Erledigung harrten. Dieſe drei Probleme hießen: 
Rauchloſes Pulver, kleines Kaliber, einfach funktionierender Mechanismus. 
Rauchfreies Pulver war deswegen nötig, weil die Feuergeſchwindigkeit, die ein 
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Repetiergewehr erlaubt, ſo groß iſt, daß bei der Anwendung des rauchenden 
Pulvers im Schnellfeuer ſich ſolch dicke Dampfwolken vor die Schützen legen 
mußten, daß dieſe das Ziel überhaupt nicht mehr ſahen. Dabei iſt noch zu 
betonen, daß die höchſte Feuergeſchwindigkeit nur in kritiſchen und entſcheidenden 
Momenten zur Anwendung kommt, alſo in Stadien, wo der ungehinderte Blick 
auf das Ziel doppelt notwendig iſt. Ein kleines Kaliber war unentbehrlich, 
weil die Patrone mit 11 Millimeter Kaliber ſo ſchwer war, daß ſie das Gewehr 
viel zu ſehr belaſtete, wenn es mit mehreren Stücken geladen war. Endlich 
bedarf ein Repetiergewehr, das für den Krieg tauglich ſein ſoll, eines Mecha⸗ 
nismus, den der Soldat auch während der Aufregungen des Gefechtes ohne 
Schwierigkeiten handhaben kann. Trotzdem von dieſen drei unerläßlichen 
Vorbedingungen noch keine einzige erfüllt war, gab die preußiſche Militär⸗ 
verwaltung den deutſchen Truppen ein Repetier- oder, wie ſolche Waffen offiziell 
heißen, ein Magazingewehr. Das Ding war auch darnach! Das Urteil ſehr 
vieler erfahrener Infanterieoffiziere lautete ſehr bald dahin, daß dies überhaupt 
keine Kriegswaffe ſei. War das Magazin geladen, ſo hatte das Gewehr ein 
ſolches Gewicht, daß auch ein kräftiger Mann nicht ſicher zielen konnte. Dabei 
war der Mechanismus äußerſt kompliziert. Im übrigen hatte es das nämliche 
Pulver, das nämliche Geſchoß, das nämliche Kaliber und die gleichen Schieß— 
leiſtungen wie das eben beſeitigte Gewehr Muſter 71. Schon nach zwei Jahren 
wurde das gänzlich unbrauchbare Möbel, das natürlich viele Millionen gekoſtet 
hatte, zum alten Eiſen geworfen, denn inzwiſchen waren die bewußten drei 
Probleme gelöſt worden. Das kleinkalibrige Gewehr Muſter 88 hielt ſeinen 
Einzug. Seine Schießleiſtungen waren folgende: Ein Kopfziel konnte bis 
250 Meter ſicher getroffen werden, ein kniender Gegner bis 350 Meter, zwei 
nebeneinander kniende Gegner bis 500 Meter, ein Reiter bis 600 Meter. Die 
Durchſchlagskraft betrug: Auf 100 Meter 80 Zentimeter dickes trockenes 
Tannenholz, auf 800 Meter 45 Zentimeter dickes Tannenholz, auf 300 Meter 
7 Millimeter ſtarke eiſerne Platten; dünne Ziegelmauern wurden auf alle Ent⸗ 
fernungen durchſchlagen. Totalſchußweite 4000 Meter, Anfangsgeſchwindigkeit 
620 Meter. Im Gefecht erzielte man mit dem Gewehr 8s ſelbſt gegen un— 
gedeckte Schützenketten ſchon auf 1000 Meter bedeutende Erfolge, gegen 
Artillerie bis zu 1600 Meter und mehr. Dazu geſellt ſich noch der große Vor: 
teil, daß kein Pulverrauch den Standpunkt des Schützen verrät und dieſer auch 
im heftigſten Schnellfeuer den Gegner noch ſieht.“ Vergleicht man die Schieß⸗ 
leiſtungen und Eigenſchaften des Gewehres 88 mit jenen des alten Mauſer⸗ 
gewehrs, ſo zeigt ſich die gewaltige Steigerung, die die Zerſtörungskraft des 
Kleingewehrfeuers in den letzten ſiebzehn Jahren erfahren hat. Und dabei ſteht 
man erſt am Anfang der Epoche des kleinen Kalibers und rauchloſen Pulvers. 

Was nun die Artillerie betrifft, ſo hat auch ſie in den letzten ſiebzehn 
Jahren gewaltige Neuerungen erfahren. Das im Jahre 1886 im Gebrauch 
befindliche Feldgeſchütz ſchoß natürlich noch mit rauchendem Pulver, beim 
Schuſſe lief es infolge des Rückſtoßes mehrere Schritte zurück, ſo daß ihm die 
Kanoniere jedesmal in die Speichen fallen und es auf ſeinen früheren Platz 
bringen mußten. Hier angelangt, mußte es von neuem auf das Ziel ein⸗ 
gerichtet werden. Auch war die Munition nicht in einem Körper vereinigt, 


Das jetzige Gewehr Muſter 98 hat die nämlichen Schießleiſtungen und das nämliche 
Kaliber wie das Gewehr 88. Die Anderungen ſind nur äußerliche, wie zum Beiſpiel am 
Viſier, Lauf, in der Art, in der es geladen wird. 
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ſondern Geſchoß, Pulver und Zündmittel waren getrennt und mußten einzeln 
nacheinander in das Geſchütz gebracht werden. Das Zurückrollen u. ſ. w. ver⸗ 
urſachte natürlich eine Verzögerung in der Feuergeſchwindigkeit, ſo daß ein 
ſolches Geſchütz in der Minute höchſtens fünf Granat- oder Shrapnellſchüſſe ab⸗ 
geben konnte. Und der beim Schuſſe aufſteigende Pulverdampf verriet dem 
Feinde ſehr ſchnell die Stellung der Geſchütze. Die wirkſamſte Schußweite ging 
für Granaten bis 1600 Meter, für Shrapnells bis 2500 Meter. Die jetzigen 
Feldkanonen haben natürlich alle vorhin erwähnten „Unarten“ nicht mehr. Das 
Geſchütz bleibt beim Schuſſe ſtehen und daher iſt nach dieſem nur ein kurzes 
Neueinrichten nötig; auch ſchießt es mit rauchloſem Pulver, ſo daß es bei 
geſchickter Aufſtellung oft lange feuern kann, ohne vom Feinde entdeckt zu 
werden. Ein engliſcher Artilleriemajor, der den ſüdafrikaniſchen Krieg mit⸗ 
gemacht hat, ſchrieb zum Beiſpiel, die Buren hätten ihre Geſchütze oft derartig 
verſteckt etabliert, daß die Engländer fie auch mit den ſchärfſten Ferngläſern 
erſt nach Stunden fanden. Auch die Munition der jetzigen Feldkanone hat 
„Fortſchritte“ zu verzeichnen, indem Pulverladung und Zündmittel nicht mehr 
getrennt, ſondern in einer Meſſinghülſe beiſammen ſind. Die Zone der wirk⸗ 
ſamſten Schußweite beginnt ſchon auf 3000 Meter. Höchſte Schußzahl in der 
Minute bis zu dreißig, ja vierzig Schüſſen. Dabei iſt das Geſchütz leichter 
beweglich und daher manövrierfähiger als das frühere. 

Selbſtverſtändlich erfreuten ſich auch die ſchweren Geſchütze weſentlicher 
Verbeſſerungen. Neue Kaliber wurden konſtruiert und die größten Kanonen 
zu Schnellfeuergeſchützen gemacht. So konſtruierte Krupp zum Beiſpiel 
eine Schnellfeuerkanone mit Kaliber 16 Zentimeter, die ihr nahezu 1 Zentner 
ſchweres Geſchoß noch auf 12100 Meter mit ziemlich guten Treffreſultaten 
wirft. Das Geſchoß iſt 42 Sekunden unterwegs, in welcher Zeit noch weitere 
fünf Schüſſe abgegeben werden können, ſo daß alſo im ganzen ſechs 
Schüſſe möglich ſind, ehe der erſte aufſchlägt. 

Auch das Feldheer führt jetzt ſchwere Geſchütze, die ſogenannten Haubitzen, 
mit ſich, ſo daß in Zukunft auch in den Feldſchlachten ſchwere Artillerie eine 
Rolle ſpielen wird. 

Endlich wurden auch die Geſchoſſe der Artillerie überhaupt verbeſſert. 
Noch im Jahre 1886 krepierten die Shrapnells nur in der Luft, die Granaten 
nur beim Auftreffen auf einen harten Gegenſtand. Dies tat den Artilleriſten 
namentlich wegen der Shrapnells ſehr leid, denn wenn ein ſolches Ding in der 
Luft verſagte, fiel es bald darauf, ohne irgendwelchen Schaden anzurichten, zur 
Erde. Darum ſehnten die Herren ſich nach einem Zünder, der es ermöglichte, 
daß auch die Shrapnells beim Auftreffen platzen und die Granaten, wenn 
man es gerade wünſcht, in der Luft krepieren. Auch dieſes Hoffen und Sehnen 
iſt erfüllt, der bewußte Zünder iſt glücklich erfunden worden. 

Nun zu den Konſequenzen der immer toller werdenden Rüſtungen. Millionen⸗ 
heere ſind bei dem Syſtem der ſtehenden Heere ohne hohe Präſenzziffern 
unmöglich. Ferner müſſen für die Millionenheere ſchon im Frieden Aus⸗ 
rüſtung und Bekleidung bereit gehalten werden und weiter fordern der— 
artige Armeen eine ſolche Anzahl von Offizieren, daß die aktiven Offiziere 
und jene des Beurlaubtenſtandes auch nicht entfernt ausreichen. Infolgedeſſen 
werden aktive Offiziere frühzeitig verabſchiedet, damit ſie im Kriegsfall 
das Manko ausgleichen. Ohne die Maſſenpenſionierungen könnten die deutſchen 
Militärverwaltungen die vielen Stabsoffiziere und Generäle, die ſie im 
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Kriege brauchen, gar nicht auftreiben. Alles Erwähnte aber koſtet enormes 
Geld. Und da man, trotzdem niemand genau weiß, woher man für Millionen⸗ 
heere die Verpflegung und das im Ernſtfall nötige Geld nimmt, die unbegreif— 
liche Marotte hat, die Heere noch weiter zu vermehren, ſo werden die Aus⸗ 
gaben für das Menſchenmaterial immer höher anwachſen. 

Ebenſo verſchlingt die fortwährende Entwicklung der Waffentechnik Rieſen⸗ 
ſummen ſowohl direkt als indirekt. Direkt dadurch, daß die Waffen 
ſchon einige Jahre nach ihrer Einführung durch andere überholt und erſetzt 
werden; indirekt dadurch, daß die weiter und beſſer ſchießenden Waffen neue 
Ausgaben im Feſtungsbau und für die Ausbildung der Infanterie hervorrufen. 
Erſcheinen ſchwere Geſchütze auf dem Plane, die bedeutend weiter ſchießen als 
die bisherigen, ſo müſſen in manchen Feſtungen neue Forts, die eine größere 
Entfernung vom Zentrum der Feſtung haben, als die bisherigen gebaut werden, 
denn nur ſo kann man den Gegner ſo fern halten, daß er das Zentrum nicht 
ſchon von vornherein zu bombardieren im ſtande iſt. Und tauchen neue Spreng⸗ 
ſtoffe zur Füllung der Granaten auf, ſo werden ſehr häufig neue Eindeckungen 
der Forts notwendig. Auch die Erfindung neuer Gewehre ſchneidet indirekt 
tief ein und zwar inſofern, als dadurch viele Schießplätze und auch Exerzier— 
plätze zu klein werden. Welche Anſprüche ſchon heute in bezug auf die Aus— 
dehnung von Exerzierplätzen geſtellt werden, lehrt die Ziffer 563 der deutſchen 
Felddienſtordnung, die folgende Mindeſtmaße fordert: Für den Exerzierplatz 
eines Infanterieregiments 1500 : 1000 Meter = 150 Hektar = 20 kleinen 
Bauerngütern; für jenen einer Infanteriebrigade 1500 : 1500 = 225 Hektar 
— 32 kleinen Bauerngütern. Sind Plätze von der gewünſchten Größe nicht 
vorhanden, ſo werden die Regimenter und Brigaden für ihre Exerzierübungen 
eben in andere Gegenden transportiert, wo ihnen der genügende Platz zur Ver: 
fügung ſteht. Dies verurſacht wieder neue Koſten. 

So ſaugt denn der Militarismus am Nationalvermögen. Und je mehr die 
allgemeine Technik gedeiht und blüht, je mehr die Einwohnerzahl im Deutſchen 
Reiche ſteigt, umſomehr wird er in den Volksſäckel greifen, denn er macht ſich 
mit koloſſaler Virtuoſität alles zu nutze. Kommt eine neue Erfindung, der 
Moloch weiß ſehr bald für ſie auch eine Verwendung, werden mehr Kindlein 
geboren, ſo wird in kurzem die Präſenzziffer erhöht. 

Aber ſo traurig dies alles iſt, es hat doch auch, wenigſtens im Deutſchen 
Reiche, wo der Moloch ja am fetteſten iſt, ſeine komiſche Seite. Alle die 


Rüſtungen u. ſ. w. haben doch auch den Zweck, den Thron vor äußeren 


Feinden zu bewahren. Nun ſind dieſe Rüſtungen aber im vorwiegend prote— 
ſtantiſchen Deutſchland nur mit Hilfe des katholiſchen Zentrums möglich. 
Es bleibt daher den proteſtantiſchen Hohenzollern nichts übrig, als ſich mit dem 
katholiſchen Zentrum, dem heiligen Vater und ſeinen Würdenträgern gut zu 
ſtellen. Nimmt man die Sache nicht abſolut, ſondern relativ, das heißt unter 
Berückſichtigung der Verhältniſſe im Mittelalter und der jetzigen Zeit, ſo kann 
man ohne Übertreibung ſagen, daß das heutige proteſtantiſche deutſche Kaiſer⸗ 
tum ſich noch mehr vor der Tiara ꝛc. beugt als das mittelalterliche deutſch⸗ 


| römiſche. Daß die Proteſtanten in Preußen wie im übrigen Deutſchland des⸗ 


wegen einen heimlichen aber tiefen Groll empfinden, iſt klar. Und auf dieſe 
Weiſe ſchwächt der nämliche Militarismus, der den Thron nach außen ſchützen 
5 9 im ni, 
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Der werdende verbrecher. 
Eine kriminaliſtiſche Unterjuchung von 8. Weinberg. 


Daß die ſozialen Verhältniſſe die Hauptquellen des Verbrechens ſind, wird trotz 
aller Unzulänglichkeiten der amtlichen Kriminalſtatiſtik mehr und mehr augenfällig. 
An der Hand neuer Unterſuchungen ſei hier auf ſolche Einflüſſe hingewieſen, die den 
Verbrecher bereits vor Vollendung ſeiner Kindheit zum Verbrechen prädeſtinierten, 
Wie beſtimmend dieſe Einflüſſe ſind, kann man daran ermeſſen, daß nach der 
preußiſchen Zuchthausſtatiſtik ungefähr die Hälfte der gewerbsmäßigen Verbrecher 
bereits vor vollendetem zwanzigſten Lebensjahr eine Freiheitsſtrafe verwirkt hatten! 

Welch unheilvollen Einfluß die — meiſt auf wirtſchaftliche Verhältniſſe zurück⸗ 
zuführende — Trunkſucht der Eltern auf die Kriminalität ihrer Kinder ausübt, läßt 
ſich aus folgenden Zahlen erſehen, die Lombroſo! mitteilt und die freilich etwas 
übertrieben erſcheinen. Es haben hiernach ermittelt: ö 


Marro bi . 41 Prozent 
Penta bei N - 
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von ſchweren Verbrechern, daß die Eltern der Trunkſucht ergeben waren. Mag man 
jene Zahlen auch immerhin als exzeptionelle betrachten, ſo iſt doch nicht zu be⸗ 
ſtreiten, daß die Kinder trunkſüchtiger Eltern eine weit geringere Widerſtandskraft 
gegenüber dem Verbrechen beſitzen. 

Dasſelbe läßt ſich von den Kindern verbrecheriſcher Eltern ſagen. Haben 
doch nach Sicharts Unterſuchungen („Zeitſchrift für die geſamte Strafrechtswiſſen⸗ 
ſchaft“, Band X, S. 36) 43,7 Prozent der in den württembergiſchen Zuchthäuſern 
Internierten Verbrecher zu Eltern! 

Ebenſo wie die Kinder trunkſüchtiger und verbrecheriſcher Eltern inklinieren die 
unehelich Geborenen zum Verbrechen. 


Männliche Weibliche 
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Die ungünſtige Stellung der unehelich Geborenen iſt ganz evident. Beſonders 
in der ſchweizeriſchen Statiſtik tritt ſie grell hervor. Erſcheinen doch hiernach die 


1 Lombroſo, „Die Urſache und Bekämpfung des Verbrechens.“ Überſetzt von Kurella 
und Jentſch (1902). 

2 Nach Bodio, „Confronti internazionali.“ 

® Siehe „Statiſtik der zum Reſſort des kgl. preußiſchen Miniſteriums des Innern ge⸗ 
hörenden Strafanſtalten und Gefängniſſe für das Etatsjahr 1900 (1902).“ 

„Die Ergebniſſe der ſchweizeriſchen Kriminalſtatiſtik während der Jahre 1892— 1896“ 
(Bern 1900). 

° „Beretning om Rigets Strafarbeitsanstalter for 1899/1900“ (Chriſtiania 1902). 
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Unehelichen doppelt jo hoch belaſtet, als es ihnen nach ihrem Anteil an der Geſamt⸗ 
bevölkerung zukäme. 

Es ergibt ſich aber aus der obigen Zuſammenſtellung auch, daß die uneheliche 
Abſtammung namentlich bei der weiblichen Bevölkerung ein ungemein das Ver⸗ 
brechen fördernder Faktor iſt. So iſt in der Schweiz die Zahl der unehelich 
geborenen weiblichen Gefangenen dreimal ſo hoch, als ſie prozentualiter ſein müßte, 
was ſich dadurch erklärt, daß bei der Mehrzahl der weiblichen Verbrecher die 
Proſtitution die hohe Schule des Verbrechens iſt und zu der Zahl der Proſti⸗ 
tuierten die Unehelichen ein verhältnismäßig ungeheures Kontingent ſtellen. Sind 
doch zum Beiſpiel in Hamburg nach Hugels Berechnung (mitgeteilt bei Lombroſo, 
J. C. S. 123) 30 Prozent aller Proſtituierten von unehelicher Abkunft! 

In der obigen Tabelle kommt übrigens die ſchlimme kriminelle Stellung der 
Unehelichen noch nicht voll zum Ausdruck, weil nicht berückſichtigt iſt, daß die Mor⸗ 
talität der Unehelichen eine viel ungünſtigere iſt als die der Ehelichen. So ſtarben 
beiſpielsweiſe in Preußen in den Jahren 1875 bis 1879 19,24 Prozent der ehelichen 
und 35,34 Prozent der unehelichen Kinder im erſten Lebensjahr (mitgeteilt von Pro⸗ 
feſſor Aſchaffenburg in ſeinem neuen, hochintereſſanten Buche über „Das Verbrechen 
und feine Bekämpfung“). 

Die ungünſtigen Kriminalzahlen der Unehelichen ſind verurſacht durch die meiſt 
traurigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe, in denen ſie aufwachſen, ohne Erziehung, da 
die Mutter ihren und des Kindes Unterhalt erwerben muß, in Not und oft noch 
wegen ſeiner unehelichen Abſtammung geſchmäht und zurückgeſetzt. 

Ziemlich dieſelben wirtſchaftlichen Momente, welche die Kriminalität der Un⸗ 
ehelichen ſo anſchwellen laſſen, vergrößern auch die Verbrechensziffern der Waiſen. 
In den preußiſchen Zuchthäuſern betrug die Prozentzahl der Inſaſſen, die vor dem 
vierzehnten Jahre halb oder ganz verwaiſt waren, 29,6 Prozent. Und zwar zeigt 
ſich auch hier wieder beim weiblichen Geſchlecht eine größere Bedeutung dieſes 
Faktors. Von der weiblichen Zuchthausbevölkerung waren nämlich 31,9 Prozent 
vor dem vollendeten vierzehnten Lebensjahr verwaiſt (davon 6,8 Prozent Vollwaiſen), 
von der männlichen hingegen 29,3 Prozent (davon 4,1 Prozent Vollwaiſen). 

Eine ähnliche Wirkung hat es natürlich für das Kind, wenn ihm beide Eltern 
ſtatt durch den Tod durch die Arbeit in der Fabrik oder ſonſtige Tätigkeit im 
Dienſte des Kapitals entriſſen werden. Durch den Mangel an häuslicher Pflege 
wird das Kind auch in geſundheitlicher Beziehung arg vernachläſſigt, ein Umſtand, 
der auch auf die Verbrechensziffern von Einfluß iſt. Iſt es doch längſt kein Ge⸗ 
heimnis mehr, daß eine ſehr große Zahl der Verbrecher auch körperlich minder: 
wertig iſt! Am ſchlimmſten ſind diejenigen Kinder daran, von denen auch die 
Mutter außer dem Hauſe erwerbstätig ſein muß. Nun nimmt aber die Frauen⸗ 
arbeit rapide zu. Stieg doch zum Beiſpiel in Deutſchland die Zahl der erwerbs⸗ 


tätigen weiblichen Perſonen von 1882 bis 1895 von 5541517 auf 6578350, in Oſter⸗ 


reich von 1880 bis 1890 von 4688687 auf 6245073. Und zwar iſt dieſe Steigerung 
bei den verheirateten Arbeiterinnen eine weit beträchtlichere noch als bei den 
unverheirateten. 1882 waren in Deutſchland von 1000 Arbeiterinnen 173 verheiratet, 
1895 jedoch 215. Die 1899 vom Reichskanzler durch die Gewerbeaufſichtsbeamten 
veranſtaltete Umfrage über die Beſchäftigung verheirateter Frauen in Fabriken ergab 
als Urſache dieſer Tätigkeit, daß außer den Frauen, die an Stelle des fehlenden 
oder behinderten Ernährers den Unterhalt für ſich oder zugleich für die Familie 
zu gewinnen ſuchen, diejenigen Frauen ſehr zahlreich ſind, „die gleichzeitig mit dem 
Ehemann erwerbstätig find, um deſſen ungenügendes Einkommen auf eine den Be: 
dürfniſſen der Familie entſprechende Höhe zu ergänzen. Die Notwendigkeit hierzu 


ergibt ſich in erſter Linie aus der geringen Höhe des Arbeitslohns der 


Männer“. Noch weit ſchlimmer iſt die Beteiligung der verheirateten Frauen 
an der Erwerbstätigkeit in Oſterreich. Hier waren 1890 45 Prozent der Arbeite— 


Lily Braun: „Die Frauenfrage“ (Leipzig 1901). 
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rinnen verheiratet. Es iſt die Armut, welche die verheirateten Frauen in die Fabriken 
treibt. Dies ſtellte 1891 unter anderem der lothringer Gewerbeaufſichtsbeamte bei 
83 Prozent, der Aachener bei 88 Prozent, der ſchleswiger gar bei 97 Prozent aller 
verheirateten Arbeiterinnen feſt. 

Nach den Unterſuchungen der Gewerbeaufſichtsbeamten hatten 65 Prozent aller 
verheirateten Arbeiterinnen Kinder und zwar kamen auf 100 Frauen 231 Kinder, 
von denen 201 weniger als 14, und 90 weniger als 6 Jahre alt ſind. Dazu kommt 
nun noch die große Zahl der ledigen Mütter. Lily Braun dürfte kaum übertreiben, 
wenn ſie berechnet, daß in Deutſchland ungefähr eine halbe Million 
Kinder unter 14 Jahren Arbeiterinnen zu Müttern haben, alſo ſo gut 
wie mutterlos aufwachſen. 

Auch die entſetzlichen Wohnungsverhältniſſe wirken auf das Gefühlsleben 
der heranwachſenden Generation ſchädigend ein, ſo daß Profeſſor v. Liszt! zu dem 
Schluſſe gelangt: 

„Eine gründliche Beſeitigung der Mißſtände, die heute faſt überall, nicht nur 
in den Großſtädten, mit dem Wohnungsweſen der arbeitenden Klaſſen verbunden 
ſind, wird ſich ganz zweifellos als ein wirkſameres Mittel zur Verminderung der 
Kriminalität erweiſen als eine ganze Anzahl von neuen Paragraphen im Straf⸗ 
geſetzbuch.“ 

Welch enge Verbindung zwiſchen Erziehung und Verbrechen obwaltet, ergibt 
ſich auch aus der ſchweizeriſchen Kriminalſtatiſtik, wenn ſie auch freilich nur 
ſchematiſch und oberflächlich ſein kann. 

Zur Vergleichung ziehe ich die exakteren Guillaumeſchen Unterſuchungen be⸗ 
treffend den Kanton Bern? mit heran. Zunächſt ſei eine Überſicht über die Art der 
Erziehung mitgeteilt: 


Ihre Jugenderziehung erhielten i Erg ER. Bi ae 
1. In der eigenen Familie. . 82 Proz. 83 Proz. 78 Proz. 71 Proz. 
2. Bei Fremden Te 22 29 : 
Davon: 
) Bei Privaten 14 19 24 = 
5) In Anſt alten Bi BE Bu e 


Hier fällt zunächſt die hohe Zahl der bei Fremden Erzogenen auf. Doch gibt 
es leider keine Unterſuchungen, die uns das entſprechende Verhältnis bei der Ge⸗ 
ſamtbevölkerung erſehen laſſen. Wohl aber beſitzen wir ſolche Zahlen für die 
Kategorie der in Anſtalten (Erziehungs⸗ und Waiſenanſtalten) Erzogenen. Ver⸗ 
gleichen wir mit ihnen die Zahl der in Anſtalten erzogenen Inhaftierten, ſo ergibt 
ſich, daß letztere faſt zehnmal ſo groß iſt, als ſie nach dem Verhältnis der Geſamt⸗ 
bevölkerung fein müßte. Alſo ein völliges Fiasko der bisherigen Anſtalts⸗ 
erziehung! Und dabei beziehen ſich dieſe Zahlen auf die ganze Schweiz. Be⸗ 
rückſichtigen wir nur den Kanton Bern, ſo wird dies Verhältnis noch viel 
eklatanter! 

Auch über die Güte der empfangenen Erziehung gibt uns die ſchweizeriſche 
Kriminalſtatiſtik Auskunft. Und zwar hatten unter je 100 in der eigenen Familie 
erzogenen Sträflingen genoſſen: 


Männer Weiber 
„Gute“ (d. h. nicht mangelhafte) e hr 44 
Mangelhafte Erziehung. . . „ 46 
Schlechte Erziehung 8 10 


Franz v. Liszt: „Das Verbrechen als ſozialpathologiſche Erſcheinung“, S. 22. 

° Dr. Guillaume (Präſident des Eidgenöſſiſchen Statiſtiſchen Amtes), „Die Inſaſſen der 
Strafanſtalten des Kantons Bern und ihre Jugenderziehung“ („Zeitſchrift für ſchweizeriſche 
Statiſtik“ 1893, III). 
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Die Guillaumeſche Unterſuchung betreffend den Kanton Bern gibt uns in bezug 
auf die Güte der Erziehung der Sträflinge etwas genauere und zuverläſſigere An⸗ 
gaben. Es war hiernach von je 100 Verurteilten der betreffenden Kategorie die Er⸗ 


ziehung der ; 
„Gut“ Mangelhaft Schlecht Nicht angegeben 


VJ 33,0 54,0 11,0 2,0 
Unebelichen a 38.4 63,4 25,8 2,8 
In der eigenen Familie Erzogenen 38,0 11,0 49,0 2,0 
In fremder Familie Erzogenen . 9,0 17,0 73,0 1,0 
In einer Anſtalt Erzogenen . . 16,0 18,0 53,0 13,0 


Dieſe Tabelle rückt die Tatſache, daß die Mehrzahl der Unehelichen ſo gut wie 
keine Erziehung genießt, in grelles Licht. Noch viel ſchlechter jedoch iſt die Erziehung 
der in fremden Familien Erzogenen. Hier wird gar bei drei Vierteln die Er⸗ 
ziehung als direkt ſchlecht bezeichnet. Alſo neben das ſchon oben konſtatierte Fiasko 
der heutigen Anſtaltserziehung tritt hier das noch kraſſere der bisherigen Hand— 
habung der Erziehung in fremden Familien — eine Folge der ſchlimmen 
Mängel der heutigen Fürſorgeerziehung in der Schweiz wie überall. 

Daß es neben einer Verbeſſerung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe kaum ein 
wirkſameres Mittel zur Verminderung der Kriminalität gibt, als die Verbeſſerung 
der Schulbildung, zeigt eine Zuſammenſtellung der Inhaftierten nach dem Geſichts⸗ 
punkt der Schulbildung. Da dieſe Unterſuchungen in den verſchiedenen Ländern 
unter verſchiedenen Geſichtspunkten vorgenommen werden, müſſen wir die Tabellen 
einzeln geben. In Preußen verteilten ſich die im Etatsjahr 1900 eingelieferten 

Zuchthäusler folgendermaßen auf die einzelnen Bildungsklaſſen: 


Ohne Mangel⸗ Volks⸗ Höhere 

Schul⸗ Prozent hafte Schul⸗ Prozent ſchul⸗ Prozent Schul⸗ Prozent 

bildung bildung bildung bildung 
Männer. . 192 4,0 2214 46,7 2256 47,6 81 1,7 
Weihe 109 148 317 41,7 329 43,3 5 0,7 


Zufammen 301 5,5 2531 46,0 2585 47,0 86 1,5 


über die Schulbildung der Schweizer Inhaftierten ergibt die Kriminalſtatiſtik 
für 1892 — 1896 (S. 38) das folgende: 


Männer Weiber 

Analphabeten 3 Prozent 5 Prozent 
Primarſchule 87 ⸗ 92 s 
Sekundar⸗ und höbere Säule 39 s 2 : 
Unbekannt 99 2 2 E 

Und zwar ijt die Puimarſchule 1 als: 

Männer Weiber 

„Gut Prozent 48 Prozent 
Mangelhaft 5 1 ⸗ 48 : 
e E 4 - 


Grauenhafte Zahlen ergibt uns die Bildungsſtatiſtik der in die öſterreichiſchen 
Strafanſtalten eingelieferten Sträflinge:! 
Männer Prozent Weiber Prozent Zuſammen Prozent 


Ohne jeglichen Unterricht. . 1058 24,3 183 36,1 1241 25,5 
Können leſen allein . 367 8,4 41 8,1 408 84 
Können leſen und ſchreiben . 2770 63,5 282 55,6 3052 62,7 
Haben weitergehende Kenntniſſe 166 3,8 1 0,2 167 3,4 


Summa 4361 100,0 507 100,0 4868 100,0 


Siehe „Statiſtiſche Überſicht der Verhältniſſe der öſterreichiſchen Strafanſtalten im 
Jahre 1897“ (Wien 1901). 
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Als letzte ſeien hier noch die betreffenden, ſehr charakteriſtiſchen Zahlen für die 
Inſaſſen der franzöſiſchen Gefängniſſe im Jahre 1894 mitgeteilt: 


Von je 100 Sträflingen Männer Weiber 

Sind Analphabettn 20,89 31,14 
Können leſen ee VEN —! 22,57 
Können lefen und ſchreiben i 35,86 
Können leſen, ſchreiben und rechnen . . 27,84 7,42 
Vollſtändige Schulbildung beſitzen . 6,70 2,47 
Eine höhere ne haben genoſſen . 3,78 0,54 
Summa 100,00 100,00 


Angeſichts dieſer Ziffern, mögen ſie auch nicht völlig zutreffend ſein, läßt ſich 
nicht beſtreiten, daß die Unwiſſenheit eine der Hauptquellen iſt, aus denen dem Ver⸗ 
brechen unerſchöpflich neue Nahrung zufließt! 

Nur auf einem Gebiet des Schulunterrichtes muß das Bildungsweſen der Sträf⸗ 
linge ein ungemein hohes genannt werden, dem des Religionsunterrichtes. 
Hierfür gibt uns die Kriminalſtatiſtik der Schweiz einen trefflichen Beleg; ebenſo die 
Guillaumeſche Spezialunterſuchung betreffend den Kanton Bern. 


Bei 100 Sträflingen war der religiöſe Schweiz Kanton 


Schulunterricht Männer Weiber Bern 
Ordnungsmäßig abc eh e 82 85 95,30 
Mangelhaft 10 8 1,85 
Gar nicht genoſſeen 2 1 0,80 
Noch nicht aer i — 0,20 
Unbekannt . 6 1,85 

Summa 100 100 100,00 


Und damit vergleiche man das Gerede, daß der Zerfall der religiöſen Anſchau⸗ 
ungen der Grund zum Verbrechen ſei! | 

Die unbefriedigenden Ergebniſſe des Schulunterrichtes liegen nicht nur an den 
Schulzuſtänden, ſondern auch an der Armut der Eltern und Kinder, die hierdurch 
verurſachte ungenügende Ernährung, die die Lernfähigkeit herabdrückt, ja aufhebt, 
und — die Erwerbsarbeit der Schulkinder zur Folge hat! 

Daß die häufigen Klagen der Lehrer über die ſchlimmen Folgen, die die Kinder⸗ 
arbeit für die Schule hat, vollauf begründet ſind, beweiſen folgende Zuſammen⸗ 
ſtellungen, die aus Lehrer Agahds trefflichem Buche über Kinderarbeit ent⸗ 
nommen ſind.“ 

Es waren ſitzen geblieben in Rixdorf: 


Erwerbstätige Nichterwerbstätige 
Kläſſe I! 9 Prozent 25 Prozent 
Klaſſe HI, IV, 9 25 * 
Klaſſe . VI, TE 3 25 


Nach Garbe hatten 1094 erwerbstätige Knaben und 526 erwerbstätige Mädchen 
in Hannover folgende Plätze in der Klaſſe: 


Hoher Platz Mittlerer Platz Niedriger Platz 
Knaben 26 Prozent 34 Prozent 40 Prozent 
Mädchen e = 33 = 44 z 


über das Schickſal dieſer Arbeitskinder ſchrieb ſchon Marx: „Um ſie zu ihrem 
Werke zu befähigen, iſt keine intellektuelle Erziehung irgendeiner Art nötig; ſie haben 
wenig Gelegenheit für Geſchick und noch weniger für Urteil; ihr Lohn... wächſt 


Konrad Agahd, „Kinderarbeit und Geſetz gegen Ausnutzung kindlicher Arbeitskraft in 
Deutſchland“ (Jena 1902), S. 85/86. 
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nicht verhältnismäßig, wie ſie ſelbſt heranwachſen. . .. Sobald fie zu alt für ihre 
kindiſche Arbeit werden, entläßt man fie.... Sie werden Rekruten des Ver⸗ 
brechens.“ ! f N 

Wie recht Marx gehabt hat, das beweiſen folgende Zahlen. Superintendent 
Schönberner machte auf der Berliner Kreisſynode im Frühjahr 1895 die Mitteilung, 
daß von je 100 jugendlichen Gefangenen in Plötzenſee immer 70 Prozent 
während der Schulzeit erwerbstätig waren (nach neuerer durch Medizinalrat 
Dr. Pfleger mitgeteilter Feſtſtellung 54 Prozent). Von den in England zur Zwangs⸗ 
erziehung abgegebenen Kindern waren 67 Prozent Straßenverkäufer. 

Iſt es da zuviel geſagt, wenn man behauptet, daß unſere ſozialen Verhältniſſe 
eine große Kategorie von Menſchen zum Verbrechen geradezu prädeſtinieren, ehe 
dieſe überhaupt in das verbrechensfähige Alter kommen? Die wirtſchaftlichen Zu⸗ 
ſtände find es, die auf die Anklagebank gehören, und nicht jene Armſten, die durch 
den Zwang der Verhältniſſe zu antiſozialen Handlungen gedrängt worden ſind. 


SSS rere rede rede F 


Beiträge zu einer 6eſchichte der Internationale. 
Von Max Bach (London). 


3. Die Spaltung in der engliſchen Internationale. 


Nicht um die Abkehr der erſten engliſchen Mitglieder der Internationale, 
der Odger, Cremer, Applegarth, Howell u. ſ. w., von der Bewegung, auf deren 
erſte Phaſen ſie ſo bedeutenden Einfluß nahmen, handelt es ſich in den fol⸗ 
genden Ausführungen, ſondern um die mit der bakuniſtiſchen Agitation und 
dem Kongreß von Haag zuſammenhängende Spaltung der engliſchen Inter⸗ 
nationale in einen marxiſtiſchen und einen antimarxiſtiſchen, wenn auch nicht 
bakuniſtiſchen Flügel, die ſich Ende 1872 vollzog. Die von den Bakuniſten aus⸗ 
gegebene „antiautoritäre“ Parole, von „den autoritären Tendenzen des General⸗ 
rats“, von „der abſoluten Autonomie der einzelnen Gruppen“, führte in den 
romaniſchen Ländern zur Begründung anarchiſtiſcher Parteien, in England und 
Amerika aber half ſie dem Prozeß der Abwendung der Arbeiter von ſelb— 
ſtändiger Klaſſenpolitik nach. 

Zum Verſtändnis der Situation dürfte es ſich empfehlen, die einzelnen 
Phaſen der Agitation gegen den Generalrat in chronologiſcher Ordnung anzu⸗ 
führen. 

Auf dem Kongreß der „Federation Romande“ der Schweizer Internatio⸗ 
nale in La Chaux⸗de⸗Fonds (April 1870) war es zur Spaltung zwiſchen den 
ſozialiſtiſchen und bakuniſtiſchen Elementen gekommen. Der bakuniſtiſche Geiſt 
ſpricht unverkennbar aus Reſolutionen wie die folgende: „Jede Teilnahme 
des Proletariats an der bourgeoiſen gouvernementalen Politik kann nur die 
Befeſtigung des beſtehenden Zuſtandes zur Folge haben und die revolutionär⸗ 
ſoziale Aktion des Proletariats hemmen; deshalb ſollen ſich alle Sektionen 
jeder Tätigkeit enthalten, die die ſoziale Umwandlung durch politiſche Reformen 
zum Zwecke hat und alle ihre Tätigkeit auf die Gründung von föderierten 
Berufsverbänden richten.“ 

Vom 17. bis zum 23. September 1871 tagte in London eine Delegierten⸗ 
konferenz der Internationale, da die Abhaltung eines Kongreſſes in dieſem Jahre 


Marx: „Kapital“, Band I (4. Aufl.), S. 450. 
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unmöglich geweſen war. In einer von dieſer Konferenz gefaßten Reſolution 
(Reſolution IX) heißt es: „. .. In Erwägung, daß gegen die vereinigte Macht 
der beſitzenden Klaſſen die Arbeiterklaſſe als Klaſſe nicht auftreten kann, es ſei 
denn dadurch, daß ſie ſich als eine politiſche Partei, unterſchieden von und 
entgegengeſetzt allen alten, von den beſitzenden Klaſſen gebildeten Parteien 
konſtituiert; in Erwägung, daß dieſe Konſtituierung der Arbeiterklaſſe 
als politiſche Partei unumgänglich notwendig iſt, um den Triumph der 
ſozialen Revolution und ihr Endziel, die Aufhebung der Klaſſen, ſicherzuſtellen; 
in Erwägung, daß die Kombination von Kräften, die die Arbeiterklaſſe in ihren 
wirtſchaftlichen Kämpfen bereits erzielt hat, gleichzeitig auch als Hebel in ihren 
Kämpfen gegen die politiſche Macht der Grundeigentümer und Kapitaliſten 
dienen ſollte — bringt die Konferenz den Mitgliedern der Internationale in 
Erinnerung: daß in dem Kriegszuſtand der Arbeiterklaſſe ihre wirtſchaftliche 

Bewegung und ihre politiſche Aktion untrennbar vereint ſind.“ | 

Daß es fih nur um ein „in Erinnerung bringen“ und nicht um einen 
neuen Programmpunkt handle, wird begründet durch Hinweis auf den Paſſus 
in der Einleitung zum Statut der Internationale: „Die ökonomiſche Emanzi⸗ 
pierung der arbeitenden Klaſſen iſt das große Ziel, dem jede politiſche Bewegung 
als Mittel untergeordnet ſein ſollte“ (die Worte „als Mittel“ fehlen in der 
franzöſiſchen Ausgabe der Genfer Statuten, was von den Gegnern der poli⸗ 
tiſchen Aktion ausgenutzt wurde); ferner durch Hinweis auf einen Paſſus der 
Inauguraladreſſe: „Die Eroberung der politiſchen Macht iſt die große Pflicht 
der arbeitenden Klaſſen“; auf die Reſolution des Kongreſſes von Lauſanne 
(1867): „Die ſoziale Emanzipation der Arbeiter iſt untrennbar von ihrer poli⸗ 
tiſchen Emanzipation“ u. ſ. w. Bemerkenswert iſt ferner Reſolution XV der 
Londoner Konferenz („Die Konferenz überläßt es dem Gutbefinden des General⸗ 
rats, den Ereigniſſen entſprechend Tag und Ort des nächſten Kongreſſes oder 
der nächſten Konferenz feſtzuſetzen“) und Reſolution XVII, welche die Spaltung 
in der Fédération Romande anerkennt; falls die Sezeſſioniſten (die Bakuniſten) 
auf der Sezeſſion beharren, ſollen ſie ſich als „Juraſſiſche Föderation“ bezeichnen. 

Die Juraſſier hielten am 12. November 1871 in Sonvilliers ihren Kongreß 
ab. Sie acceptierten zwar die Bezeichnung „Juraſſiſche Föderation“, fochten 
aber in einem Rundſchreiben die Legalität der Londoner Konferenz an, ſowohl 
was ihre Einberufung als was ihre Beſchlüſſe anlangte. Sie forderten die 
anderen Föderationen auf, die Einberufung eines Kongreſſes der Internationale 
zu betreiben. Die Autonomie der Sektionen müſſe aufrecht erhalten werden; 
der Generalrat ſei von Rechtswegen nichts mehr als ein Bureau für Kor⸗ 
reſpondenz und Statiſtik. 

Der belgiſche Regionalkongreß, der am 24. und 25. Dezember 1871 in Brüfjel 
tagte, verlangte eine Statutenänderung, die gegenüber den ausgeſtreuten Ver⸗ 
leumdungen klarlegen ſolle, daß die Internationale niemals etwas anderes 
geweſen ſei als eine Vereinigung (groupement) vollſtändig autonomer Föde⸗ 
rationen, und der Generalrat nichts anderes als „ein Zentrum für Korreſpon⸗ 
denz und Auskunftserteilung“ (renseignement). Hingegen wurde die von den 
Juraſſiern aufgeworfene Kongreßfrage nicht zum Gegenſtand von Beſchlüſſen 
gemacht. | 

Der Spanische Kongreß (Saragoſſa, 4. bis 11. April 1872) trat den bel- 
giſchen Beſchlüſſen bei. Daß Spanien bereits ſehr tief im bakuniſtiſchen Fahr⸗ 
waſſer war, zeigt der Umſtand, daß der Kongreß eine Beratung über den Acht⸗ 
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ſtundentag ablehnte, weil fie eine E·nſchränkung des großen Zieles, der voll- 
ſtändigen Aufhebung der Lohnarbeit, bedeuten würde! 

Der am 19. Mai 1872 in Locle abgehaltene Kongreß der Juraſſier erneuerte 
den Proteſt gegen die Londoner Beſchlüſſe: der Generalrat ſolle ſchleunigſt den 
Ort des nächſten Kongreſſes bekannt geben, der ſtatutengemäß am erſten 
Montag des nächſten September ſtattfinden müſſe, ein Datum, das der 
Generalrat nach dem Genfer Statut nicht verſchieben könne. In dem Bericht 
des Föderalrats an den Kongreß von Loele findet ſich der bezeichnende Paſſus 
von dem „Kampfe, nicht minder unverſöhnlich als der Kampf gegen die Bour- 
geoiſie, zwiſchen dem autoritären Sozialismus und dem antiautoritären oder 
föderaliſtiſchen Sozialismus“. 

Am 10. Juli 1872 ſchrieb der Generalrat den allgemeinen Kongreß für den 
2. September nach dem Haag aus. Mit Rückſicht auf das Verlangen nach 
einer Statutenreviſion ſei die Tagesordnung zunächſt: Reviſion der Statuten 
und des Generalregulativs. Doch behalte ſich der Generalrat das Recht vor, 
ſpäter noch ein ausführlicheres Programm auszuarbeiten. 

Am 14. Juli 1872 beriet ein belgiſcher Kongreß in Brüſſel über ſeine 
Stellung zur Statutenreviſion. Der Vorſchlag des Föderalrats, für die 
Aufhebung des Generalrats einzutreten, wurde abgelehnt. Jedes Land ſolle 
ſelbſt drei Mitglieder in den Generalrat delegieren, wovon einer als kor⸗ 
reſpondierender Sekretär für das betreffende Land fungieren ſolle. Der 
Generalrat habe ſich nicht in die inneren Angelegenheiten der Sektionen zu 
mengen. 

Am 4. Auguſt trat in Rimini eine Konferenz italieniſcher Sektionen zu⸗ 
ſammen, die jede Gemeinſchaft mit dem Generalrat zurückwies und die Ein⸗ 
berufung eines internationalen „antiautoritären“ Kongreſſes für den 2. Sep⸗ 
tember nach Neufchätel vorſchlug.“ 

Der außerordentliche Kongreß der Juraſſier in Chaux⸗de⸗Fonds am 18. Auguſt 
entſandte zwei Delegierte mit imperativem Mandat nach dem Haag (Schwitz⸗ 
guebel und Guillaume). Das „föderative Prinzip“ müſſe die Grundlage der 
Internationale bilden: „Unterdrückung jeder Autorität in der Internationale“; 
kein Generalrat; jede Sektion ſei anzuerkennen, die das in der Einleitung zu 
den Genfer Statuten niedergelegte Programm anerkennt. Würden dieſe Grund⸗ 
ſätze nicht angenommen, ſo hätten die Delegierten ſich vom Kongreß zurück⸗ 
zuziehen. Dem Beſchluß der italieniſchen Konferenz von Rimini trat man nicht 
bei, im Gegenteil: die Italiener ſollten zur Beſchickung des Haager Kongreſſes 
aufgefordert werden. 

Die Italiener blieben aber bei ihrem Beſchluß, wie Andrea Coſta namens 
der Föderation am 24. Auguſt von Imola aus ſchrieb. 

Reſolution XII der Londoner Konferenz von 1871 hatte den Generalrat 
aufgefordert, die engliſchen Sektionen Londons ein „Föderalkomitee“ für London 
bilden zu laſſen, das, nach ſeiner Anerkennung ſeitens der Provinzbranchen 
und affiliierten Geſellſchaften, vom Generalrat als „Föderalrat für England“ 
anzuerkennen ſei. Der Föderalrat wurde im Frühjahr 1872 konſtituiert, auf 
Grund eines Mandats, das im Juli ablief. 

Zur Erneuerung dieſes Mandats und zum Entwurf des Programms einer 
engliſchen Internationale fand der erſte Föderalkongreß in Nottingham 


Doch wurde die Exiſtenz dieſer italienischen Sektionen ſtark bezweifelt. 
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ſtatt (21. und 22. Juli 1872). Der Kongreß, auf dem 21 Delegierte er⸗ 
ſchienen, zeigte deutlich, daß die Kriſis in der Internationale auch nach Eng⸗ 
land herübergegriffen hatte und daß beide Richtungen für den Haager Kongreß 
rüſteten. Daß der Kongreß eine Reſolution annahm, die gegen die Zeitungs⸗ 
gerüchte von einer drohenden Sezeſſion der engliſchen Mitglieder der Inter⸗ 
nationale proteſtierte und das Feſthalten an den Beſchlüſſen der Londoner Kon⸗ 
ferenz von 1871 ausdrücklich hervorhob, iſt weniger kennzeichnend, als daß die 
Anhänger des Generalrats es überhaupt notwendig fanden, das erſt feſtſtellen 
zu laſſen. Dagegen wurde unter dem Einfluß der juraſſiſchen Parole „von der 
gefährdeten Autonomie der Föderationen“ beſchloſſen, mit den anderen Föde⸗ 
rationen in direkten Verkehr zu treten, und nicht erſt durch Vermittlung des 
Generalrats; und ein Antrag, auf dem Haager Kongreß eine Statutenänderung 
im Sinne der Einſchränkung der Berechtigung des Generalrats zur Suspen⸗ 
dierung von Sektionen zu befürworten, wurde eingebracht, aber zurückgezogen. 
Die zwei letztgenannten Anträge gingen merkwürdigerweiſe von John Hales 
aus, der damals noch Generalſekretär des Generalrats war, aber ganz offen 
gegen ihn intriguierte. Hales wurde dann im Auguſt vom Generalrat ſuspendiert. 
Der Kongreß von Nottingham zeigte auch, daß in England zum Sturme auf 
den Generalrat nicht geblaſen wurde im Namen der Anarchie, ſondern für eine 
radikale Reformbewegung. Der Antrag, ſich als politiſche Partei, unabhängig 
von den beſtehenden Parteien, zu konſtituieren, ſtieß allerdings zunächſt auf 
keinen Widerſpruch. Anders ſah es aber aus, als die einzelnen Programm⸗ 
punkte beraten wurden. Da zeigte es ſich, daß der Marxismus nicht geiſtiges 
Gemeingut war. Vom Programmpunkt „Vergeſellſchaftung von Grund und 
Boden und aller Produktionsmittel“ wurde die zweite Hälfte geſtrichen, wieder 
mit Billigung ſeitens des Generalſekretärs der Internationale. Die Boden⸗ 
reformerei war aber ſchon lange vor Henry George ein ernſthaftes Hindernis 
der Verbreitung ſozialiſtiſcher Anſchauungen, genau ſo wie ſie es heute noch iſt. 
Die Ablehnung der Verſtaatlichung der Produktionsmittel und ein weiterer, auf die 
Bankfrage bezugnehmender Programmpunkt zeigen auch an, in welchem Gedanken⸗ 
kreis ſich die Kongreßmajorität bewegte: in dem Bronterre O'Briens und ſeiner 
Schüler, die ihre Formel der Bodenverſtaatlichung und Geldreform ausdrücklich 
dem Sozialismus entgegenſtellten. Dieſe Richtung war natürlich auch in der 
Internationale vertreten geweſen — zum Beiſpiel durch Martin Boon —; und 
auf ſie ging die Gründung der „Land- and Labour-League“ zurück, in deren 
Leitung auch Eccarius ſaß, wohl nicht ohne Vorwiſſen des Marxſchen Kreiſes. 
Aber nun ſtellte es ſich heraus, daß nicht der marxiſtiſche Sozialismus, ſondern 
dieſes „demokratiſche“ Programm, das zu dem ſpäteren Radikalismus, Repu⸗ 
blikanismus und Freidenkertum der Bradlaugh und Genoſſen hinüberleitete, 
die britiſche Föderation erfüllte. Die Marxiſten machten den Verſuch, die Föde⸗ 
ration dem Treiben Hales' dadurch zu entziehen, daß ſie die Verlegung des 
Föderalrats nach Mancheſter beantragten; aber das gelang nicht. 

Auch direkt bakuniſtiſche Agitation fehlte in London nicht. So fand am 
14. April 1872 eine Verſammlung ſtatt, die gegen das „diktatoriſche und be: 
leidigende“ Auftreten des Generalrats proteſtierte, Autonomie und Föderation 
verlangte und mit der Einſetzung eines „Universal Federalist Council“ endigte. 
Das große Wort führten hierbei Veſinier, der 1868 wegen ſeiner Stänkereien 
aus der Internationale ausgeſchloſſen worden war, und andere Perſonen aus 
der franzöſiſchen Flüchtlingſchaft. 


Max Bach: Beiträge zu einer Geſchichte der Internationale. 25 


Vom 2. bis 7. September 1872 tagte der Kongreß der geſamten Inter⸗ 
nationale im Haag. Die Tagesordnung umfaßte: 1. Diskuſſion über die Voll⸗ 
machten des Generalrats; 2. Aufnahme von Reſolution IX der Londoner 
Konferenz (politiſche Aktion betreffend) in die Statuten; 3. Wahl des General- 
rats und anderes. ad 1 wurde beſchloſſen: Der Generalrat hat die Beſchlüſſe 
des Kongreſſes auszuführen und in jedem Lande über die genaue Beobachtung 
der grundlegenden Prinzipien, Statuten, Generalregulativen zu wachen. Er 
kann Branchenföderationen bis zum nächſten allgemeinen Kongreß ſuspendieren. 
ad 2 wurde die politiſche Aktion obligatoriſch gemacht. Endlich wurden Bakunin, 
Schwitzguebel und Guillaume aus der Internationale ausgeſchloſſen und der 
Generalrat von London nach New Pork verlegt. 

Sofort nach dem Kongreß (16. September und die folgenden Tage), traten 
die engliſchen Bakuniſten zu einer Konferenz zuſammen, die natürlich auf das 
Entſchiedenſte gegen die Haager Beſchlüſſe auftrat. 

Die Juraſſier ſelbſt hielten am 15. September 1872 in St. Imier eine Konferenz 
ab, die die Beſchlüſſe des Haager Kongreſſes und die Vollmachten des Haager 
Kongreſſes nicht anzuerkennen erklärte. Im Anſchluß daran fand am ſelben 
Orte und am ſelben Tage ein „internationaler, antiautoritärer Kongreß“ ſtatt, 
auf dem angeblich Delegierte italieniſcher, franzöſiſcher, ſpaniſcher, amerika⸗ 
niſcher Sektionen und die Juraſſier erſchienen. Der Kongreß wiederholte die 
Beſchlüſſe der Juraſſier, votierte ein Bündnis der Föderationen der Inter⸗ 
nationale und ſtellte eine Reihe von Programmſätzen auf: Die Zerſtörung jeder 
politiſchen Macht iſt die erſte Pflicht des Proletariats. Jede Organiſation 
einer ſogenannten proviſoriſchen und revolutionären politiſchen Macht zur 
Herbeiführung der Zerſtörung (der politiſchen Macht) iſt nichts als ein Schwindel 
mehr und wäre für das Proletariat ebenſo gefährlich, wie alle heute beſtehenden 
Regierungen zuſammengenommen. Jedes Kompromiß zur Erreichung der 
Vollendung der ſozialen Revolution zurückweiſend, müſſen die Proletarier aller 
Länder, außerhalb aller bourgeoiſen Politik, die Solidarität der revolutionären 
Aktion etablieren u. ſ. w. 

Auch der belgiſche Föderalkongreß, halten am 25. und 26. Dezember 
in Brüſſel, verwarf die Haager Beſchlüſſe und die Autorität des Zentralrats 
in New Pork. 

Ebenſo der ſpaniſche Kongreß von Cordova, 25. bis 30. Dezember. 

Im November 1872 erließ der neue Generalrat in New Pork drei Verlaut⸗ 
barungen. Er zeigte den Amtsantritt des neuen Generalrats und ſein Pro⸗ 
gramm an, gab Vorſchriften über Verwaltungsfragen und erklärte die Be⸗ 
ſchlüſſe des Kongreſſes der Juraſſier von St. Imier für null und nichtig. Der 
Föderalrat der Juraſſier ſolle zum Zwecke der Rücknahme dieſer Beſchlüſſe 
entweder einen außerordentlichen Föderalkongreß einberufen oder eine Ur⸗ 
abſtimmung der Mitglieder vornehmen; die Antwort müſſe binnen vierzig 
Tagen erfolgen. Anſtatt einer Antwort an den Generalrat erließen die 
Juraſſier am 28. Dezember ein Proteſtrundſchreiben an die einzelnen Födera⸗ 
tionen. Am 5. Januar 1873 ſprach demgemäß der Generalrat die Suspen⸗ 
dierung der Juraföderation bis zum nächſten allgemeinen Kongreß aus. 

Schon auf dem Haager Kongreß traten die engliſchen Delegierten — unter 
ihnen Eccarius! — mit den Bakuniſten in Verbindung. Man traf ſich im 
Lokal der Haager Sektion und einigte ſich auf den Text einer gemeinſamen 
Erklärung der Minorität, die die Engländer wegen ihrer Abreiſe nicht mehr 
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unterfertigen konnten. Die Erklärung beſagte, daß man dem Generalrat zwar 
weiterhin Verwaltungsberichte ꝛc. einſenden, aber auch gegenſeitig in Korreſpon⸗ 
denz treten werde; der Generalrat habe ſich nicht in die inneren Angelegen⸗ 
heiten der Föderationen zu mengen. 

Nach der Rückkehr vom Haager Kongreß, den ſie zum Teile frühzeitig ver⸗ 
laſſen hatten, ſetzten die engliſchen Delegierten, allen voran John Hales, die 
Agitation gegen die Beſchlüſſe des Kongreſſes und den früheren Generalrat 
fort. Am 12. September beantragte Hales in der Sitzung des britiſchen Föderal⸗ 
rats eine Zurückweiſung der Außerung Marx', „daß es eher eine Ehre als das 
Gegenteil ſei, kein engliſcher Arbeiterführer zu ſein, da die Mehrheit dieſer 
Führer an die Liberalen verkauft jei. Das wurde angenommen, hingegen 
der ebenfalls von Hales eingebrachte Zuſatzantrag: „auszuſprechen, daß Marx 
ſelbſt an dieſe Beſchuldigung nicht geglaubt, ſondern ſie nur für ſeine perſön⸗ 
lichen Zwecke vorgebracht habe“, bei Stimmengleichheit als abgelehnt erklärt. 
Hales kündigte auch einen Antrag an, daß Marx nicht geeignet ſei, 
weiterhin Mitglied der Internationale zu bleiben, und Clarke den 
Antrag auf Umſtoßung der Haager Beſchlüſſe. Dagegen wurde in einer Ver⸗ 
ſammlung der iriſchen Sektionen am 18. September dem Haager Kongreß und 
Karl Marx perſönlich das Vertrauen votiert. 

In ſeiner Eigenſchaft als Sekretär der engliſchen Föderation betrieb Hales 
ſeine Minierarbeit in der Provinz. Die Gegner der marxiſtiſchen Richtung 
korreſpondierten fleißig für das amerikaniſche Wochenblatt „Woodhull and Claflins 
Weekly“ und ſtanden in regem Verkehr mit den Juraſſiern und den anderen 
bakuniſtiſchen Föderationen. So ſchreibt Hales am 21. Oktober 1872 namens des 
engliſchen Föderalrats („Bulletin de la Federation Jurassienne de l' Association 
internationale des Travallieurs Sonvilliers“ vom 10. November 1872): „Jetzt, 
wo der Generalrat nicht mehr hier iſt, kann ich euch verſichern, wir werden 
mehr Fortſchritte machen, als wenn er hier geblieben wäre. Die Autorität, 
die der Generalrat in ſo verhängnisvoller Weiſe in ſeinen Händen vereinigte, 
lähmte die Bewegung in England. Jetzt ſind unſere Feſſeln geſprengt.“ Und 
am 6. November ſchreibt er („Bulletin“ vom 1. Dezember 1872): „Der Kongreß 
hat die Heuchelei der Leute des alten Generalrats gekennzeichnet, die im Schoße 
unſerer Aſſoziation eine große, geheime Geſellſchaft zu organiſieren ſuchten, und 
das unter dem Vorwand, eine andere geheime Geſellſchaft zu vernichten, deren 
Exiſtenz ſie für ihre Zwecke erfunden hatten.“ Im übrigen betont er, daß die 
Engländer in bezug auf die politiſche Aktion eine andere Stellung einnähmen, 
als die Juraſſier; ſie ſeien von der Nützlichkeit der politiſchen Aktion über⸗ 
zeugt, aber geſtänden anderen Föderationen das Recht vollſtändigſter Autonomie 
zu, die die verſchiedenen Verhältniſſe verſchiedener Länder nötig machten. 

Von den Perſonen, die auf Seite der antimarxiſtiſchen Richtung in Eng⸗ 
land auftraten, verdienen nur zwei beſondere Erwähnung. Der eine iſt 
J. G. Eccarius. Seine Ausführungen auf dem unten geſchilderten Kongreß 
der Föderation von 1873 zeigen deutlich genug, daß er ſich ganz bewußt nicht 
mehr auf dem Boden der politiſchen Doktrin des Marxismus befand. Übrigens 
ſchrieb er 1875 an Jung, daß er zur Zeit der Spaltung ſich ſchon längſt von 
Marx politiſch und perſönlich getrennt hätte. Politiſch und im Privatleben 
leuchtete dieſem Thüringer Schneider, der zu den älteſten und begabteſten 
Schülern von Marx gehörte, kein glücklicher Stern: er ſtarb vor einigen Jahren 
im tiefſten Elend. Ein ſchwererer Verluſt für die Internationale war der 
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Bruch Hermann Jungs mit Marx und Engels. Ein Schüler und ergebener 
Anhänger von Marx, und dem Marxſchen Hauſe in treuer Freundſchaft ver— 
bunden, ſtand er zur Zeit der Spaltung wohl im ganzen und großen auch 
ſachlich noch auf ſeiten Marx': es waren taktiſche Meinungsdifferenzen und 
perſönliche Verſtimmungen, die zum Bruche führten. Und wie es in ſolchen 
Fällen zu gehen pflegt — gerade von dem Manne, der bis zu ſeinem Tode 
nur mit Stolz von ſeiner Freundſchaft mit Marx zu ſprechen pflegte, fielen 
zur Zeit des Bruches die bitterſten Worte gegen Marx. Jungs perſönliche 
Liebenswürdigkeit, ſeine große Intelligenz, ſeine Sprachkenntniſſe — er ſprach 
engliſch, franzöſiſch und deutſch mit gleicher Fertigkeit —, ſein intimes Ver⸗ 
hältnis zu den engliſchen Gewerkſchaftern und ſeinen ſchweizeriſchen Lands— 
leuten, und durch die Kommuneflüchtlinge auch zu der franzöſiſchen Arbeiter⸗ 
bewegung, ſeine ſtete Rat⸗ und Hilfsbereitſchaft verliehen Jung einen be- 
deutenden perſönlichen Einfluß. Dieſer Einfluß ging nach der Spaltung der 
Internationale verloren. Aber noch für Jahre bildete Jung in feiner be- 
ſcheidenen Perſönlichkeit ſozuſagen eine Internationale für ſich allein. Namentlich 
bei den Verſuchen, die franzöſiſchen Arbeiter mit den engliſchen Gewerkſchaften 
in Verbindung zu ſetzen, und bei den Vorläufern der heutigen internationalen 
Kongreſſe — dem verunglückten Pariſer Kongreß von 1878 und dem inter— 
nationalen Gewerkſchaftskongreß von 1883 — hat er weſentliche Dienſte geleiſtet. 
Die franzöſiſchen Arbeiter, denen er bei ihren Streiks die Unterſtützung ſeitens 
der engliſchen Gewerkſchaften vermittelte oder zu vermitteln ſuchte, ſind ihm 
zu großem Danke verpflichtet. Sein Verſuch, die Internationale als „Inter- 
national Labour Union“ wieder ins Leben zu rufen, ſcheiterte. Jung wurde 
bekanntlich am 4. September 1901 ermordet. 

Einen intereſſanten Einblick in die antimarxiſtiſche Agitation jener Zeit 
geben folgende Aktenſtücke, die aus der erregten Zeit des Bruches ſtammen 
und von heftigen Ausfällen perſönlicher Natur ſtrotzen. Da iſt vor allem ein 
Zirkular der antimarxiſtiſchen Mitglieder des Föderalrats, welches 
wir in deutſcher Überſetzung wiedergeben. 


An die Zweigvereine, Sektionen und Mitglieder der britiſchen föderation der 
Internationalen Arbeiteraſſoziation. 


Arbeitsbrüder! Eine Kriſis iſt in der Geſchichte unſerer Föderation eingetreten. 
Wir fühlen uns verpflichtet, den Stand der Angelegenheit euch zu unterbreiten, 


und fordern euch auf, über die Art unſeres Vorgehens für die Zukunft ſchlüſſig 


zu werden. 

Seit geraumer Zeit iſt der britiſche Föderalrat innerlich ſo geſpalten geweſen, 
daß ein Zuſammenarbeiten unmöglich war; und gegenwärtig herrſcht vollſtändige 
Handlungsunfähigkeit, ſo daß die letzte Sitzung (des Föderalrats) inmitten der Be⸗ 
ratung vom Vorſitzenden aufgehoben wurde, um eine Diskuſſion zu verhindern. 

Der Grund der Spaltung, die beſteht und die nicht weiter verheimlicht werden kann, 
iſt ein prinzipieller. Der Föderalrat beſteht aus zwei ſcharf abgegrenzten Parteien, mit 
gegenſätzlichen Anſchauungen über die prinzipielle Grundlage der Organiſation der bri- 
tiſchen Föderation. Die Majorität, zuſammengeſetzt aus den Unterzeichneten, wünſcht 


| als Organiſationsgrundlage die auf dem Kongreß von Nottingham gefaßten Reſo⸗ 


lutionen beizubehalten, ſowie die Generalſtatuten in der Form, die ſie vor dem 
Kongreß von Haag hatten, einem Kongreß, von dem wir glauben, daß er nicht 
regelrecht (fairly) zuſammengeſetzt war und in keiner Weiſe die Majorität der Mit⸗ 
glieder der Aſſoziation repräſentierte, weder den Anſchauungen noch der Zahl nach. 
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Und wir glauben, daß die auf dieſem Kongreß beſchloſſenen Reſolutionen, wenn tat⸗ 
ſächlich ausgeführt, die Aſſoziation ſo gut wie vernichten und ſo das große Werk, 
das ſeit ihrer Gründung im Jahre 1864 geſchaffen worden, ungeſchehen machen 
würden. 

Eine dieſer Reſolutionen — am letzten Sitzungstag des Haager Kongreſſes 
gefaßt, nachdem die Mehrheit der Delegierten bereits fort war, aber im offiziellen 
Bericht als Nr. 1 angeführt — macht die politiſche Aktion für alle Mitglieder der 
Internationale obligatoriſch; das würde, wenn (in England) acceptiert, die Wirkung 
haben, alle Gewerkſchaften abzuſtoßen und andere wirtſchaftliche (social) Organiſa⸗ 
tionen, denen Statuten oder Umſtände Neutralität in politiſchen Fragen aufzwingen. 
Vor allem war dies ein Treubruch; denn viele Gewerkſchaften wurden zum Beitritt 
unter der Bedingung ungeſtörter innerer Aktionsfreiheit bewogen, und weder ſie noch 
die Sektionen wurden je davon in Kenntnis geſetzt, daß eine Anderung des Statuts 
in dieſer Frage oder irgend einer anderen vorgeſchlagen werden würde. 

Zweitens würde die Anerkennung dieſer Reſolution das Wegſchleudern einer 
unſerer beſten Waffen im Kampfe gegen das Kapital bedeuten. 

Wir, perſönlich und als Ganzes zuſammengenommen (individually and collecti- 
vely) ſind für politiſche Aktion und erachten es als eine Pflicht der Arbeiterklaſſe, 
die politiſche Macht zu erobern, wann immer eine Gelegenheit dazu ſich bietet; zur 
gleichen Zeit erkennen wir aber die Tatſache an, daß der Emanzipationskampf der 
Arbeit viele Phaſen hat, und wünſchen in unſere Reihen alle die aufzunehmen, die 
unſerem großen Ziele zuarbeiten. 

Der Haager Kongreß machte nicht nur die politiſche Aktion obligatoriſch — er 
legte auch die Leitung der ganzen Politik der Aſſoziation in die Hände eines General⸗ 
rats mit dem Sitze in New Pork, welchem Generalrat nicht ein einziger Vertreter 
Englands oder Amerikas, der beiden Länder vorgeſchrittenſter induſtrieller Entwick⸗ 
lung, angehört: dadurch wurde den Föderationen das Recht, das ſie beſaßen, genommen, 
die in ihrem Lande zu verfolgende Politik zu beſtimmen, und um jede Unbotmäßig⸗ 
keit in dieſer Beziehung unmöglich zu machen, wurde der Generalrat mit der Macht⸗ 
vollkommenheit ausgeſtattet, irgend eine Sektion, Föderation oder einen Föderalrat 
nach Belieben und ohne Angabe von Gründen ſuspendieren zu können. Wollt ihr 
euch dieſe grundlegenden Anderungen in der Organiſation der Aſſoziation, die ohne 
eure Zuſtimmung, ja ohne eure Befragung beſchloſſen wurden, gefallen laſſen? 

Die Minorität des Föderalrats iſt dafür, die vom Haager Kongreß aufoktroyierte 
(imposed) Neuorganiſation und den von ihm nominierten Generalrat bedingungslos 
anzuerkennen. Und weil wir nicht dafür ſind, haben die Mitglieder der Minorität 
ſyſtematiſch jede Arbeit verhindert. Es iſt unbedingt notwendig, daß ihr die An⸗ 
gelegenheit in eure eigenen Hände nehmt. 

Wie bereits geſagt: wir ſind für die Beibehaltung der alten Konſtitution der 
Aſſoziation; aber die Entſcheidung liegt bei euch. Wir können nicht ohne eure 
Genehmigung vorgehen und fordern euch deshalb auf, über die folgenden Punkte 
ſchlüſſig zu werden: 

1. Sollen wir einen Kongreß der Delegierten der Sektionen der Britiſchen Föde⸗ 
ration einberufen, auf Grundlage des vom Kongreß von Nottingham beſchloſſenen 
Statuts, und zwar nach London, für den letzten Sonntag im nächſten Januar, und 
mit der Machtvollkommenheit, über die Frage der Genehmigung der Haager . 
lutionen zu entſcheiden und einen neuen Föderalrat zu wählen? 

2. Wollt ihr die Unterzeichneten als euren Föderalrat beibehalten und die von 
ihnen empfohlene Politik genehmigen? 

3. Wollt ihr die Reſolutionen des Haager Kongreſſes anerkennen, die die von 
uns euch geſchilderten Machtbefugniſſe ſchaffen, und als euren Föderalrat den an⸗ 
erkennen, der für dieſe Genehmigung iſt? 

Was immer die Majorität der Sektionen beſchließen mag, wir verpflichten uns, 
dieſe Beſchlüſſe getreulich auszuführen. Entweder indem wir den Kongreß ein⸗ 
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berufen und die Pflicht des Weiterbleibens im Amte übernehmen, oder indem wir 
zu gunſten der Minorität zurücktreten werden. 
Mit Brudergruß 
John Hales, Generalſekretär, George Bennett, Schatzmeiſter 
und neunzehn andere Mitglieder des Föderalrats, darunter Jung und Motterſhead. 


Die Angegriffenen erwiderten ſofort durch nachſtehendes Rundſchreiben (hier 
ebenfalls in deutſcher Überſetzung): 


Internationale Arbeiteraffoziation. britiſche Föderation. 
Adrefje des britiſchen föderalrats an die Sektionen, Zweigvereine, affiliierten 
6efellfyaften und Mitglieder. 
Bürger, 

In unſerer Sitzung vom 19. Dezember 1872 wurde unſere Aufmerkſamkeit auf 
ein Manifeſt gelenkt, das die engliſchen Repräſentanten der Partei der Sezeſſion 
veröffentlicht haben. Wir faßten ſofort den Beſchluß, jeder Sektion eine Notiz mit 
der Aufforderung zukommen zu laſſen, ihre Beſchlußfaſſung darüber zu verſchieben, 
bis ihnen unſere Erwiderung, die wir unmittelbar auszuſenden verſprachen, vorläge. 
Und in einer außerordentlichen Verſammlung des britiſchen Föderalrats, die 
Montag abends den 23. Dezember abgehalten wurde, wurden die folgenden Aus⸗ 
führungen als Erwiderung auf die Behauptungen des obenerwähnten Manifeſtes 


einſtimmig beſchloſſen: 


1. Die vollſtändige Handlungsunfähigkeit (des Föderalrats) wurde verurſacht 
durch die fortwährende Hineinzerrung perſönlicher Angelegenheiten durch Hales; er 
und Motterſhead haben übrigens ſchon im Generalrat durch ihre gegenſeitigen Be⸗ 
ſchuldigungen der Korruption eine ähnliche Handlungsunfähigkeit zu erzeugen geſucht. 
Die Handlungsunfähigkeit der in Frage ſtehenden Verſammlung wurde von Motter⸗ 
ſhead verurſacht, der betrunken war und um halb zwölf die Auflöſung nötig machte, 
indem er heftige perſönliche Ausfälle gegen den Vorſitzenden beharrlich vorbrachte. 
Die Auflöſung wurde von niemandem dringender verlangt, als von Hales ſelbſt. 
Die Mitglieder werden ſchon lange aus dem „International Herald“! erfehen haben, 
daß die Sektion South⸗Lambeth ihren Delegierten abberief, weil die Majorität alle 
ernſthafte Tätigkeit obſtruierte. 

2. Die wirkliche Urſache des Zirkulars iſt das Abkommen der ſezeſſioniſtiſchen 
Minderheit des Haager Kongreſſes, in allen Ländern gegen Weihnachten alle Arten von 
Kongreſſen einzuberufen, um von ihnen ihre Sonderbündelei gutheißen zu laſſen. 
So ſind ähnliche Kongreſſe in Belgien und in Spanien für den 25. Dezember aus⸗ 
geſchrieben worden (in Spanien trotz eines täglich ſtärker werdenden Widerſpruchs). 


Die engliſchen Sektionen ſollen nun in die Unterſtützung dieſes Komplotts hinein⸗ 


gefoppt werden, ohne zu wiſſen, was vorgeht. 

3. Dieſes Zirkular iſt niemals dem Föderalrat vorgelegt worden. Wie ſehr 
ſeine Verfaſſer eine Diskuſſion fürchteten, zeigt nichts beſſer, als daß ſie es hinter 
dem Rücken des Rates, in einer verſteckten Verſammlung, zuſammenbrauten. Ward 
es jemals erhört, daß eine Majorität, anſtatt die Minorität einfach zu überſtimmen, 
von ihr ſezediert? Was braucht die Majorität einen Spezialkongreß, wenn eine ein⸗ 


Der „International Herald“ erſchien ſeit April 1872. Das britiſche Muſeum beſitzt 
nur eine einzige Nummer: Nr. 81 vom 18. Oktober 1873. In dieſer Nummer wird das 
Weitererſcheinen unter dem Titel „Republican Herald“ angekündigt. Die unten erwähnte 
„Eastern Post“ war ein radikales Lokalblatt des Eaſtend, das die Berichte des (anti 
marxiſtiſchen) Föderalrats brachte. Ein ähnliches Abkommen ſcheint auch in einigen Pro— 
vinzſtädten beſtanden zu haben und beweiſt, daß der Internationale ein genügend großes 
lokales Intereſſe entgegengebracht worden ſein muß. 
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fache Abſtimmung im Föderalrat, den ſie ja zu beherrſchen vorgibt, die Frage zu 
ihren Gunſten entſcheiden kann? 

4. Die Unterzeichner des Zirkulars wagen es noch nicht, ganz ſo weit zu gehen 
wie die kontinentalen Sezeſſioniſten, die deutlich ſagen, daß ſie nur die Autorität 
des erſten in Genf abgehaltenen Kongreſſes anerkennen. Sie beginnen vorderhand 
damit, die Gültigkeit des Haager Kongreſſes anzufechten, des am meiſten inter⸗ 
nationalen, ja des erſten wirklich internationalen Kongreſſes der Inter⸗ 
nationale, weil des erſten, wo die Majorität keinen nationalen oder gar bloß lokalen 
Charakter hatte. Wenn der Kongreß nicht regelrecht zuſammengeſetzt war, warum 
hat dann Bürger Roach, der Mitglied der Mandatsprüfungskommiſſion war, den 
Bericht dieſer Kommiſſion gezeichnet? Und jetzt unterzeichnet er das gegen dieſen 
Kongreß gerichtete Zirkular! 

5. Sie erklären, daß ſie bei den Generalſtatuten, wie ſie vor dem Haager Kon⸗ 
greß beſtanden, bleiben wollen. Dieſe Statuten beſtimmen im Artikel 3: „Der 
Kongreß wird die für die erfolgreiche Arbeit der Aſſoziation und des Generalrats 
der Aſſoziation notwendigen Maßregeln zu beſchließen haben“, und im Artikel 12: 
„Das gegenwärtige Statut kann von jedem Kongreß geändert werden, wenn zwei 
Drittel der anweſenden Delegierten für die Reviſion ſind.“ Die Generalſtatuten 
geben Lokal- oder Föderalkongreſſen keinerlei Recht, die Beſchlüſſe irgend eines all⸗ 
gemeinen Kongreſſes abzuändern. Demzufolge erklären ſich die Zeichner des Zir⸗ 
kulars im offenen Aufſtand nicht nur gegen die Verfaſſung der Internationale, 
wie ſie vom Haager Kongreß feſtgelegt wurde, ſondern auch gegen die Generalſtatuten, 
bei denen ſie bleiben zu wollen erklären. 

Und welches ſind die Beſchlüſſe des Haager Kongreſſes, die dem Geſchmack der 
Unterzeichner des Zirkulars ſo zuwiderlaufen? 

Erſtens der Beſchluß über die politiſche Aktion der Arbeiterklaſſe, der angeblich 
gefaßt wurde, nachdem die Mehrheit der Delegierten bereits abgereiſt war. In 
Wahrheit haben von den 64 Delegierten, die am Kongreß teilnahmen, 45 an der 
Abſtimmung über dieſe Reſolution teilgenommen und 35 davon, alſo mehr als zwei 
Drittel, dafür geſtimmt, unter ihnen Bürger Motterſhead, der nichtsdeſtoweniger das 
Zirkular mitunterfertigt hat. überdies hatten die meiſten von den Delegierten, die 
abgereiſt waren, beim Vorſitzenden eine ſchriftliche Erklärung gelaſſen, daß ſie für 
die Reſolution jeien.! 

Der Beſchluß ſelbſt iſt nichts als ein Auszug aus Reſolution IX der Londoner 
Konferenz vom September 1871, veröffentlicht nebſt den anderen Reſolutionen am 
17. Oktober 1871 ſeitens des Generalrats, mit den Unterſchriften der Bürger 
Bradnick, Mayo, Motterſhead, Jung, Roach und Hales, des letzteren als General⸗ 
ſekretärs. Dieſe Reſolution der Konferenz zitiert die Generalſtatuten, die Inaugural⸗ 
adreſſe, eine Reſolution des Kongreſſes von Lauſanne und die Tätigkeit des General⸗ 
rats vom Anfang an als Beweiſe, daß der Inhalt der Reſolution nur eine ſinngemäße 
Erläuterung der von jeher von der Aſſoziation eingeſchlagenen Politik ſei. Vor 
dem Haager Kongreß beſchloß der Generalrat einſtimmig, dem Kongreß die Auf⸗ 
nahme dieſer Reſolution in die Generalſtatuten vorzuſchlagen; an dieſem Abend 
fungierte Bürger Jung als Sekretär, da Bürger Hales ſuspendiert war. Und 
ſelbſt der Kongreß von Nottingham, auf deſſen Beſchlüſſe ſich das Zirkular wie auf 
einen Präzedenzfall beruft, nahm eine dem Weſen nach gleiche Reſolution an. 


1 Nach dem Bericht der „Times“ ſtimmten für die obligatoriſche politiſche Aktion 
28 Delegierte gegen 5, bei 8 Stimmenthaltungen und 2 Proteſten. Die obige Rechnung 
iſt aber richtig. Nach dem offiziellen Protokoll ſtimmten in der Sitzung dafür 29, darunter 
von bekannten Namen J. Ph. Becker, B. Becker, Eccarius, Engels, Farkas, Frankel, Fried⸗ 
länder, Hepner, Kugelmann, Lafargue, Longuet, Sorge, Vaillant; dagegen 5, es enthielten 
ſich 8. Aber zu den 29 kamen noch die Stimmen von 8 Mitgliedern, die, durch Kommiſſions⸗ 
arbeiten verhindert, nachträglich ihre Stimmen dafür abgaben, darunter Marx. 
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Was das vorgeſchützte Abſtoßen der Gewerkſchaften durch dieſen Beſchluß (des 
Haager Kongreſſes) anlangt, jo iſt im Gegenteil der Kongreß zu gunſten der Ge⸗ 
werkſchaften ſogar weiter gegangen als die Generalſtatuten oder irgend ein früherer 
Kongreß. Er beauftragte den Generalrat, eine internationale Verbindung zwiſchen 
den Gewerkſchaften zu begründen, hierzu ſelbſt Gewerkſchaften zuzulaſſen, die der 
Internationale nicht angehören, jede Gewerkſchaft einzuladen, ſelbſt ihre Beding⸗ 
ungen zum Eintritt in eine ſolche Verbindung zu nennen und einen allgemeinen 
Entwurf auszuarbeiten, der zur proviſoriſchen Annahme den zugehörigen Gewerk— 
ſchaften vorgelegt werden und dann vom nächſten Kongreß ſeine endgiltige Genehmi⸗ 
gung erhalten ſoll. 

Der nächſte Beſchwerdepunkt betrifft die Verlegung des Generalrats nach New York. 
Mit anderen Worten: Ein Generalrat, in dem die Herren Hales, Motterſhead, Jung, 
Bradnick, Mayo und Roach nicht ſitzen, kann nicht Anſpruch darauf erheben, die 
Internationale zu repräſentieren. 

Eine andere Beſchwerde iſt die, daß die Gewalt des Generalrats vermehrt wurde. 
Nun lautet die erſte diesbezüglich im Haag gefaßte Reſolution: „Der Generalrat iſt 
verpflichtet, die Kongreßbeſchlüſſe auszuführen und dafür Sorge zu tragen, daß in 
jedem Lande die Prinzipien, die Generalſtatuten und Anordnungen der Internatio⸗ 
nale genau befolgt werden.“ Dies wurde dem Kongreß auf Grund eines einſtim⸗ 
migen Beſchluſſes des letzten Generalrats vorgeſchlagen. Wie könnte die Reſolution 
in Wirklichkeit umgeſetzt werden, wenn der Generalrat nicht die Macht hätte, 
Gruppen, die innerhalb der Internationale gegen die Internationale wirken, zu 
ſuspendieren? Nebenbei haben die Haager Beſchlüſſe bezüglich des Rechtes der 
Suspendierung von Sektionen, Föderalräten und Föderationen, die vom Basler 
Kongreß gegebenen Vollmachten (Verwaltungsregulativ 2, Artikel 6 und 7) in Wirk⸗ 
lichkeit beſchränkt und die Handlungen des Generalrats durchgängig einer Gegen⸗ 
kontrolle unterworfen.! 

Überall auf dem Kontinent unterſtützen die Regierungen und die Bourgeoiſie 
die Beſtrebungen der Leute in den Reihen der Sezeſſion, die eine Spaltung herbei⸗ 
zuführen ſuchen, während diejenigen, die zur Internationale halten, überall verhaftet 
werden und ihre Preſſe polizeilich verfolgt wird. Während die Sezeſſioniſten ſich 
mit der Behauptung brüſten, daß dank ihren Anſtrengungen die Internationale 
überall ſich im Stadium der Auflöſung und der Rebellion gegen die Haager Be- 
ſchlüſſe befinde, iſt es Tatſache, daß die Aſſoziation ſtärker iſt als je, und daß die 
Haager Beſchlüſſe voll anerkannt werden in Frankreich, Deutſchland, Oſterreich, 
Ungarn, Portugal, Amerika, Dänemark, Polen und der Schweiz, einige hundertund⸗ 
fünfzig Sezeſſioniſten im letztgenannten Lande ausgenommen. In Holland, deſſen 
Delegierte im Haag mit der Minorität ſtimmten, hat ein Kongreß ſtattgefunden und 
beſchloſſen, dem Generalrat treu zu bleiben und keinen anderen allgemeinen Kongreß 
anzuerkennen, als den regulären, im September 1873 in der Schweiz abzuhaltenden.? 


Die Ironie der Geſchichte wollte es, daß das unter keine Kautele geſtellte Recht des 
Generalrats, Sektionen zu ſuspendieren, 1869 in Baſel auf Betreiben der — Bakuniſten 
beſchloſſen worden war. Dieſe Befugnis des „autoritären“ Generalrats wurde im Haag 
unter gewiſſe Garantien gegen Mißbrauch geſtellt. Bei Suspendierung einer Föderation 
müſſe binnen dreißig Tagen die Verſtändigung der Mitglieder erfolgen; und im Falle der 
Auflöſung ſeien alle Föderationen unmittelbar zu verſtändigen und über Verlangen von zwei 
Dritteln von ihnen eine Delegiertenkonferenz einzuberufen. 

2 Die Sektionen Haag, Amſterdam, Rotterdam erkannten zwar den Generalrat in 
New Pork an, nicht aber ſein Recht der Suspendierung oder Ausſchließung, daher auch nicht 
die Entſcheidung gegen die Juraföderation; doch habe der Generalrat in Ausführung der 
Kongreßbeſchlüſſe nicht anders vorgehen können. Utrecht ſtellte ſich ganz auf ſeiten des 
Generalrats (Bericht des niederländiſchen Föderalrats an den engliſchen; „Eastern Post“, 
8. März 1873). 
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In Spanien, wo die Sezeſſioniſten alles mitzureißen glaubten, weil ſie den 
Föderalrat auf ihrer Seite hatten, wird die Oppoſition gegen fie von Tag zu Tag 
ſtärker. Selbſt aus Italien laufen fortwährend Erklärungen von Sektionen zu 
gunſten des Generalrats ein. Der Kunſtgriff mit einem neuen engliſchen Kongreß 
iſt das letzte Auskunftsmittel, zu dem die Sezeſſioniſten nun gelangt ſind. 

Auf die Vorſchläge des Zirkulars erwidern wir: 

1. Wir erklären jeden Kongreß, der in England abgehalten werden ſoll, um die 
Beſchlüſſe des Haager Kongreſſes zu revidieren, für illegal, weil jede Föderation 
das Recht hat, auf dem nächſten Generalkongreß ihre Einwände zu erheben. Der 
einzige legale Kongreß der britiſchen Föderation iſt der kommende Pfingſten in 
Mancheſter, entſprechend dem Beſchluß des Kongreſſes von Nottingham vom Juli 1872, 
abzuhaltende. 

2. Wir fordern die Sektionen auf, die den Unterzeichnern des Zirkulars erteilten 
Vollmachten zurückzuziehen und ſich von neuen Delegierten im Föderalrat vertreten 
zu laſſen. 

3. Wir fordern die Sektionen auf, eine Kommiſſion einzuſetzen, der das Protokoll 
des Föderalrats vorgelegt werden und die ſelbſt entſcheiden ſoll, wer die Arbeit der 
Aſſoziation obſtruierte und wer ſie förderte, und wer im Intereſſe der Feinde der 
Arbeiterklaſſe handelte. 

4. Wir fordern die Sektionen auf, eine Kommiſſion einzuſetzen zur Unterſuchung 
der Organiſation, der Mitgliederzahl und des Gründungsdatums der Sektionen, und 
namentlich zur Unterſuchung der Zahl der Delegierten, die ſie zum Föderalrat zu 
ſenden pflegten. 

Die Sektionen beſitzen nun beide Manifeſte; wir überlaſſen ihnen die Angelegen⸗ 
heit und verlangen bloß, daß uns ihre Entſcheidung ſofort übermittelt werde. 

Aber wir behaupten ungeſcheut, daß wir in Übereinſtimmung mit den Statuten 
und der Verfaſſung der Aſſoziation und im wirklichen Intereſſe der arbeitenden 
Klaſſe handeln. 

Lang lebe die Internationale Arbeiteraſſoziation! 

Unterzeichnet iſt das Rundſchreiben von zehn Mitgliedern des Föderalrats, 
darunter Leßner und Weiler. (Schluß folgt.) 


SSS Sed redes 


Notizen. 


Die freie Kirche im freien Staate. Wie wenig wir dort die Kongregationen 
zu ſcheuen haben, wo die Kirche aufgehört hat, eine privilegierte Macht zu ſein und 
vom Staate geſchützt zu werden, zeigen folgende Zahlen, die wir unſerem amerika⸗ 
niſchen Parteiorgan „Appeal to Reason“ entnehmen. Darnach betrug die Zahl der 
Katholiken in den Vereinigten Staaten: 1890 8301367, 1902 10976757; Zunahme 
2675390. N 

Die Zahl der katholiſchen Einwanderer aber belief ſich in dem gleichen Zeit⸗ 
raum auf 2705184, ſie war alſo größer als die Geſamtzunahme der Katholiken. 
Die katholiſche Kirche war demnach nicht im ſtande, den aus der natürlichen Ver⸗ 
mehrung der Bevölkerung erfolgenden Zuwachs ihrer Mitglieder feſtzuhalten; ſie hat 
ihn vielmehr vollſtändig verloren und noch 30000 Mitglieder darüber hinaus. Ohne 
die Einwanderung hätte ſie eine Abnahme aufzuweiſen. 

Aufhebung des Kultusbudgets und Aufhebung der kirchlichen Privilegien — das 
iſt der Weg, mit der Kirche fertig zu werden, und nicht der Polizeikampf gegen ein 
paar Nonnen und Jeſuiten. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Diefelbe faule Wurzel. 


Berlin, 8. April 1903, 

Vor acht Tagen ſchloſſen wir unſere kritiſchen Gloſſen über den Prozeß 
Rothe mit der Bemerkung, daß dieſer Prozeß eine höchſt kompromittierliche 
Geſchichte ſei für die deutſche Bildung, die es ſo herrlich weit gebracht haben 
wolle. In reiflicher Erwägung jedoch, daß eine Schwalbe noch keinen Sommer 
macht, hat die deutſche Bildung zugleich einige andere Proben davon gegeben, 
wie lieblich die Blüten duften und wie ſüß die Früchte ſchmecken, die an ihrem 
Stamme reifen. Es iſt wahrhaft erhebend zu ſehen, daß im neudeutſchen 
Reiche nach fünfzig Jahren noch dieſelben Geſpenſter umgehen, wie in den 
fünfziger Jahren des vorigen Jahrhunderts, in jener berüchtigten Zeit der 
Manteuffelſchen Reaktion, über die heute jeder Reichspatriot hochmütig die 
Achſeln zucken zu dürfen glaubt. 

Wer als Kenner der preußiſchen Geſchichte die Ausſagen der Prozeßzeugen 
über die Sitzungen der Frau Rothe las, mußte ſich mit dem ſeligen Ben Akiba 
ſagen: Alles ſchon dageweſen. Genau derſelbe Humbug bis in die Einzelheiten 
hinein graſſierte im Berlin der fünfziger Jahre. Die unſichtbare Kirche des 
Wahnſinns hat ihre ebenſo feſten Dogmen, wie jede andere, und dieſe Dogmen 
wandeln ſich höchſtens ſo ab, wie andere Kirchendogmen auch. Wenn einſt ein 
Kreuzweg mit einem Kreiſe von Totenknochen genügte, die böſen Geiſter zu 

zitieren, ſo reicht jetzt ein Teetiſch mit einem Kreiſe geſpreizter Finger hin, die 
| Geiſter, gute wie böſe, herbeizurufen. Ließen die Medien der fünfziger Jahre 
mit Vorliebe Goethe erſcheinen, ſo hat Frau Rothe mit Vorliebe Zwinglis 
Geiſt herbeigerufen. Doch ändern ſich ſolche Dogmen, wie alle Kirchendogmen, 
ſehr langſam, und nicht minder berühmte Prieſterinnen des Spiritismus, wie 
Frau Rothe iſt, halten noch immer an Goethe feſt. 

In einigen intereſſanten Feuilletons, die Wilhelm Bölſche, angeregt durch 
den Prozeß Rothe, in der „Leipziger Volkszeitung“ über den heutigen Spiri⸗ 


tismus veröffentlicht, erzählt er von dem Medium Valeska Töpfer, daß ſie die 
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Geiſterſchrift Goethes produziere. „Die Blätter waren mit der Unterſchrift des 
Altmeiſters verſehen, eine gewiſſe Verwandtſchaft mit echten Autographen ließ 
ſich nicht wegleugnen, nur fand ſich die Schreibweiſe des Namens mit ö, die 
bekanntlich Goethe ſelbſt nicht anwandte, er ſchrieb ſich mit oe. Der Inhalt 
der Offenbarung war leider der allertieftraurigſte Blödſinn; Goethe mußte zur 
Strafe ſeiner Sünden wohl im ſpiritiſtiſchen Jenſeits verſimpelt ſein oder ſich 
der Flaſche ergeben haben. . . .“ Man vergleiche damit nur, was Guido Weiß 
über eine ſpiritiſtiſche Sitzung der fünfziger Jahre erzählt: „Als eine ältere 
Dame zur Würde eines Mediums gelangte, kam der ſelige Goethe an die Reihe. 
Unter den Augen eines wohlbekannten Goethekenners hat der Alte von Weimar 
damals folgendes Diſtichon verübt: 

Was du immer erſtrebſt, iſt Geiſt und Leben und Wahrheit, 

. Was du erreichen nicht kannſt, ift im Keime ſchon tot. 

Und der Goethekenner beugte ſein Haupt und ſchwieg. Aber am nächſten 
Abend war er wieder da.“ An dieſem frappanten Beiſpiel kann man erſehen, 
wie der ſpiritiſtiſche Wahn im Anfang des zwanzigſten Jahrhunderts noch der⸗ 
ſelbe iſt, wie in der Mitte des neunzehnten Jahrhunderts. 

In Einem jedoch ſcheint ein bedeutender Unterſchied zwiſchen damals und 
jetzt zu beſtehen. Es iſt aus der Memoirenliteratur der fünfziger Jahre bekannt 
genug, wie tief damals der ſpiritiſtiſche Humbug in die preußiſche Politik ein⸗ 
gegriffen hat. In den Kreiſen der damaligen Damen Rothe und Töpfer er⸗ 
ſchienen die hervorragendſten Träger der preußiſchen Politik, um ſich für ihr 
irdiſches Handwerk von den überirdiſchen Geiſtern inſpirieren zu laſſen. Um 
nur einige Namen zu nennen, ſo gehörten zu ihren regelmäßigen Beſuchern der 
Graf Braſſier de St. Simon, preußiſcher Geſandter in Turin, der durch den 
Geiſt des großen Dſchingiskhan ſchneller und ſicherer aus den Feldlagern in 
der Krim Nachrichten erhielt, als die Regierung durch ihre Telegraphen, dann 
der Oberſtallmeiſter v. Williſen, der, als er während des Krimkriegs in einer 
diplomatiſchen Miſſion nach Wien geſandt wurde, zuerſt die Meinung der 
Überirdiſchen erkundete, auf welchen Wegen wohl ſeine Aufgabe am beſten zu 
erreichen ſein werde, ferner der feine und fromme Legationsrat v. Abeken, der in 
Olmütz der Gehilfe Manteuffels geweſen war, wie er in Verſailles der Gehilfe 
Bismarcks werden ſollte, und ſonſt noch mancherlei Diplomatengeſellſchaft. Selbſt 
ein ſo nüchterner Bureaukrat wie der Polizeirat Säger, der Meiſter des irdiſchen 
Paßweſens unter Hinckeldey, ſah den dämoniſchen Vagabunden gläubig durch 
die Finger. Vor allem jedoch ließen die Gattinnen zweier Miniſter dem Geiſter⸗ 
ſpuk ihre hohe Protektion angedeihen, über die eigentliche Reaktionszeit hinaus 
bis in die ſogenannte Neue Ara hinein, die ſich auch in dieſer Beziehung nur 
als ein Amendement zur Ara Manteuffel erwies, die Freifrau v. d. Heydt und 
die Gräfin Schwerin, die obendrein eine Tochter Schleiermachers war. 

So hehre Geſtalten ſind in dem Prozeß Rothe nicht aufgetreten. Allein 
dieſer Unterſchied zwiſchen damals und jetzt iſt nur ſcheinbar, denn daß die 
heutigen Blumen- und ſonſtigen Medien auch ſehr hohe Kundſchaft gehabt haben, 
ſchwitzte den gerichtlichen Verhandlungen ſozuſagen aus allen Poren, und es 
gehört zu den Myſterien der Polizei weshalb etwa nicht die Gräfin Moltke, 
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die wiederholt als Gläubige der Frau Rothe genannt wurde, als Zeugin vor 
die gerichtlichen Schranken geladen worden iſt. Der in der offiziellen Hierarchie 
am höchſten ſtehende Zeuge, der vernommen wurde, war der Präſident des 
Züricher Kaſſationshofs, Herr Sulzer, von dem die „Frankfurter Zeitung“ zu 
melden weiß, daß er der Sozialdemokratie „nicht fern“ ſtehe. Wir wiſſen 
nicht, ob dem ſo iſt, aber in jedem Falle imponiert uns Herr Sulzer in ſeinem 


Wahn weit mehr durch die Ehrlichkeit, womit er aus der Schweiz hergereiſt 


kam, um ſein Zeugnis für den Spiritismus abzulegen, als uns die heimiſche 
Ariſtokratie, Bureaukratie und Bourgeoiſie imponiert, die Stammgaſt bei Frau 
Rothe war und, da ſie öffentlich für ihren Glauben zeugen konnte und ſollte, 
ſich heimlich unter dem nachſichtigen Schutze der Polizei eklipſierte. Dies war 
ebenſo eigentümlich, wie es eigentümlich iſt, daß ein bürgerlich-demofratifches 
Blatt an dem ſpurloſen Verſchwinden der „hohen Gönner“ des Spiritismus, 
deren Erſcheinen vor Gericht Hof und Heer und Diplomatie hätte kompromit⸗ 
tieren können, nichts auszuſetzen hat, wohl aber das Erſcheinen eines in ſeiner 
Art wenigſtens ehrlichen und tapferen Mannes in der erhebenden, obgleich 
illuſoriſchen Abſicht gloſſiert, dadurch vielleicht die Sozialdemokratie kompromit⸗ 
tieren zu können. 

Zum Scheine beſteht nun aber dieſer eine Unterſchied zwiſchen dem Publikum 
des damaligen und des heutigen Spiritismus, und ſo kann man es nur dankbar 
anerkennen, wenn die Lücke des gegen die Frau Rothe geführten Prozeſſes durch 
hochpolitiſche Aktionen ausgefüllt wird, die in ſchlagender Weiſe zeigen, daß die 
Karre der Bülowſchen Wirtſchaft wirklich noch in demſelben Schlamme ſteckt, 
wie die Karre der Manteuffelſchen Wirtſchaft. Zwei Ereigniſſe der letzten Woche 
legen dafür unzweideutiges Zeugnis ab: der Geſetzentwurf der preußiſchen Re⸗ 
gierung wegen Errichtung von Fideikommiſſen und die Debatte des preußiſchen 
Herrenhauſes über die Freiheit der theologiſchen Wiſſenſchaft. 

Fideikommiſſe gehören ihrem hiſtoriſchen Weſen nach vollſtändig in die feudale 
Geſellſchaftsorganiſation. In Frankreich wurden fie ſchon durch die große Revolu⸗ 
tion am Ende des achtzehnten Jahrhunderts fortgeſchwemmt, auf Nimmer⸗ 
wiederſehen; in Deutſchland ſchwemmte ſie die Märzrevolution fort, und ſelbſt 
noch in der preußiſchen Verfaſſung, die im Dezember 1848, nach der Sprengung 


der Vereinbarerverſammlung vom Miniſterium Manteuffel oktroyiert und, nach 


gehöriger Beſchneidung durch die reaktionäre Reviſionskammer, im Januar 1850 
durch Friedrich Wilhelm IV. beſchworen wurde, war ihre Aufhebung verfügt. 


Aber dann kam die Zeit, von der ſelbſt der preußiſche Hiſtoriker Treitſchke ge⸗ 


ſtehen muß: „So könnten wir all die köſtlichen Früchte der Verfaſſung auf⸗ 


| zählen, um die wir Tantalusqualen leiden, weil ſie vom Scharfſinn der Ver⸗ 


waltung jo hoch gehängt werden. Solange die Grundrechte nicht unter ge⸗ 
richtlichen Schutz geſtellt ſind, ſteht der Interpretation der Regierung nichts 


im Wege, welche die prägnanteſten und wichtigſten Verfaſſungsbeſtimmungen 
kurzweg für allgemeine Grundſätze und darum für nicht bindend erklärt. So⸗ 


lange iſt es den beſtehenden Zuſtänden ganz angemeſſen, wenn in der Kammer 
mit antiker Offenheit geſagt wird: es handelt ſich nur darum, ob dieſer Artikel 


formell geändert oder im Verwaltungsweg umgangen werden ſoll.“ Wozu nur 
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noch zu bemerken wäre, daß die Reaktion der fünfziger Jahre bei der Um⸗ 


gehung der Verfaſſung auf dem Verwaltungsweg eine feile Rechtſprechung zur 
Beſchönigung ihrer Gewaltſtreiche heranzuziehen wußte. 

So wurde der Artikel 4 der Verfaſſung, wonach alle Preußen vor dem 
Geſetz gleich und Standesvorrechte nicht mehr ſtattfinden ſollten, mit Hilfe des 
Obertribunals auf dem Verwaltungsweg zu gunſten der Junker umgangen, 
während ebenfalls zu gunſten der Junker der Artikel 40 der Verfaſſung, der 
die Fideikommiſſe beſeitigte, durch ein formelles Geſetz vom 5. Juli 1852 wieder 
aufgehoben wurde. Und jetzt nach fünfzig Jahren ſoll dieſer Fußtritt, den die 
Manteuffel und Genoſſen einem, wie Treitſchke ſagt, „Grundrecht“ einer noch 
ſo kümmerlichen, aber immerhin bürgerlichen Verfaſſung gegeben haben, durch 
ein umfaſſendes Geſetz von den Bülow und Genoſſen feierlich ſanktioniert 
werden. Die liebevolle Sorgfalt, womit ſie ihren Entwurf ausgearbeitet haben, 
ſticht in grellſter Weiſe ab von der Flickarbeit, womit ſie ihre etwaigen Arbeiter⸗ 
ſchutzgeſetzentwürfe auszuarbeiten pflegen. Aber das Millionärezüchten war ja 
ſchon ein Lieblingsgedanke Bismarcks, und wie ſollte ſein genialer Nachfolger 
Bülow ſich nicht viel mehr für die künſtliche Konzentration des Reichtums 
intereſſieren, als dafür, die arbeitenden Klaſſen vor der erdrückenden Wucht 
dieſer Konzentration zu ſchützen! 

Die andere würdige Begleiterſcheinung des Prozeſſes Rothe war die Ver⸗ 
handlung des preußiſchen Herrenhauſes über die Freiheit der theologiſchen 
Wiſſenſchaft. Unter allen rechtloſen Produkten der fünfziger Jahre iſt, wie 
wiederum Treitſchke nachgewieſen hat, das preußiſche Herrenhaus weitaus das 
rechtloſeſte; es gibt keine parlamentariſche Verſammlung in Europa, die ein 
Geſchöpf jo frivol-reaktionärer Launen wäre, wie dies Paradies des oſtelbiſchen 
Krautjunkertums. Nie ſeit fünfzig Jahren hat das preußiſche Herrenhaus einen 
Beſchluß gefaßt oder ein Wort geſprochen, die ein milderndes Licht auf ſeinen 
Urſprung werfen könnten; ſelbſt neben der Geldſackvertretung des Abgeordneten⸗ 
hauſes, in der ſich, wenn auch in verzerrteſter Form, wenigſtens modernes 
Leben wiederſpiegelt, ſteht es wie eine von feudalen Fetzen flatternde Vogel⸗ 
ſcheuche da. 

In dieſem Hauſe wurde nun am vorigen Freitag über die Freiheit der 
theologiſchen Wiſſenſchaft diskutiert. Es war tatſächlich wie eine Geſpenſter⸗ 
ſchau aus den fünfziger Jahren. Irgendwelche Junker beteten ihrem ſeligen 
Stahl nach, daß die Wiſſenſchaft vor dem Dogma umkehren müſſe, und jenen 
Gothaern, die zur Zeit Manteuffels die Prinzipien der bürgerlichen Revolution 
ins Bourgeois-Boruſſiſche verwälſchten, beteten irgendwelche Profeſſoren nach, 
daß die Wiſſenſchaft frei ſein müſſe, wenn auch nur ſoweit frei, wie die 
bourgeois⸗boruſſiſchen Intereſſen erlaubten. Ritten die einen ihren Stöcker als 
modernen Luther, ſo ritten die anderen ihren Harnack als modernen Melanchthon 
vor. Keine noch ſo ausſchweifende Phantaſie könnte ein greulicheres Tohu 
Wabohu erſinnen. Soweit aber noch eine gewiſſe Berſerkerlogik darin ſteckte, 
war ſie auf ſeiten der Junker, eben auch wie in den fünfziger Jahren. Es 
iſt ein verrückter Gedanke, daß die Wiſſenſchaft vor dem Dogma umkehren 
müſſe, aber ein Gedanke, ein Begriff iſt es immerhin, während die theologiſche 
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Wiſſenſchaft und nun gar die Freiheit der theologiſchen Wiſſenſchaft ein doppelter 
oder dreifacher Nonſens iſt, ein hölzernes Eiſen, ein Widerſpruch in ſich ſelbſt. 
Man unterſuche nur einmal, wie ſich das, was die großen Kämpfer der 
bürgerlichen Aufklärung über Freiheit der Wiſſenſchaft geſagt haben, im Munde 
dieſer herrenhäuslichen Profeſſoren ausnimmt, und man wird dasſelbe Kauder— 
welſch entdecken, als wenn Altmeiſter Goethe durch die Medien Rothe und 
Töpfer ſpricht. 

Dieſe Herrenhausdebatte, der Geſetzentwurf wegen der Fideikommiſſe und 
der Prozeß Rothe — ſie haben in der Tat eine und dieſelbe faule Wurzel. 


ON rere rere 


Der Kongreß in Bordeaux und die franzöſiſchen Sozialiften. 
Von Jean Zonguet. 


„Verhängnisvoller für das Leben und die Kraft unſerer 
Partei als die Trennung der entgegengeſetzten Elemente, 
mag ſie noch ſo ſchmerzhaft ſein, wäre ihre Vereinigung 
auf Grund einer Zweideutigkeit.“ 

A. Millerand: Offener Brief an Jean Jaurès. „Petite 
République“, Mitte März 1903. 

In einem Artikel, den ich an dieſer Stelle vor einem Jahre veröffentlichte, 
vertrat ich die Anſicht, daß im Grunde genommen Herr Millerand, da er nichts 
mehr mit der Taktik wie mit den Grundſätzen des internationalen Sozialismus 
gemein hat, und zu derjenigen Parteifraktion zählt, die augenblicklich die Mehr⸗ 
heit der parlamentariſchen Vertreter, wie der kämpfenden Genoſſen und der 
Wahlſtimmen in ſich vereinigt, ein unüberwindliches Hindernis für jeden Ver⸗ 
ſtändigungsverſuch zwiſchen den verſchiedenen ſozialiſtiſchen Elementen Frank⸗ 
reichs bilde. 

Einige Wochen nach dem Abdruck meines Artikels in der „Neuen Zeit“ 
fand der Kongreß von Tours ſtatt. Und wenn er auch zur Freude der Anti⸗ 
miniſteriellen die „participation“ (Teilnahme an der Regierung) im Prinzip für 
die nächſte Zukunft abſchlug, ſchien er doch der ſich „Parti Socialiste Frangais“ 
nennenden Fraktion, dem rechten Flügel des franzöſiſchen Sozialismus, einen 
vollen Sieg zu bringen. Einer der bürgerlichen Schriftſteller, der in Frank⸗ 
reich die Verhältniſſe der ſozialiſtiſchen Partei am beſten kennt, Herr Bordeau 
— es fehlt ihm nur die Sympathie für den Sozialismus, und ohne dieſe iſt es 
freilich nicht möglich, eine ſolche Bewegung wie die unſerige ganz zu begreifen —, 
ſchrieb nach dem Kongreß von Tours mit vollem Rechte: „daß dieſer Kongreß 
die ſchärfſte Schwenkung nach der opportuniſtiſchen Richtung hin bedeute, die 
je in einer ſozialiſtiſchen Partei ſich vollzog“ („Journal des Debats“, 5. April 1902). 

Dieſes Verhalten des Kongreſſes wurde zunächſt dadurch bedingt, daß auf 
ihm die wirklich ſozialiſtiſchen Elemente der Fraktion Parti Socialiste Francais 
ſehr ſchwach vertreten waren — teils weil ſie aus dem Comité general nach 
Ablehnung ihrer Anträge bezüglich der Beteiligung Millerands am Zaren⸗ 
empfang in Compieégne ausgetreten, teils weil fie von der Wahlagitation in 
Anſpruch genommen waren. Zweitens folgte eine Anzahl von Föderationen, 
denen die tüchtigſten Genoſſen angehören, blindlings ihren parlamentariſchen 


1 „Neue Zeit“, XX, 1, S. 652. 
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Vertretern, und dieſe waren von der minifteriellen Politik vollſtändig ein⸗ 
genommen. 

Nach dem Kongreß von Tours nahmen viele Sozialiſten Frankreichs wie 
des Auslandes an, nun würde ſich eine Spaltung zwiſchen der ſogenannten 
„jauréſiſtiſchen“ Fraktion und den wirklichen Sozialiſten vollziehen. Erſtere 
ſollte, wie ſich damals mein Freund Hubert Lagardelle ausdrückte, nun „nur 
noch die theoretiſchen und praktiſchen Stützen des miniſteriellen Opportunismus 
enthalten“. Selbſtverſtändlich, ſchrieb Lagardelle ſpäter, wird Millerand der 
unbeſtrittene Führer dieſer Partei werden, deren glänzendſter Redner Jauréès 
it. Dagegen werde die „Sozialrevolutionäre Vereinigung“ (Unite Socialiste 
Revolutionnaire), die aus Guesdiſten und Blanquiſten beſteht, all diejenigen um 
ſich ſammeln, die das proletariſche Ideal und den internationalen Sozialismus 
aufrecht erhalten. b 

Ich habe nicht die Abſicht, im gegenwärtigen Augenblick zu erörtern, wie 
weit dies wünſchenswert geweſen wäre. Soviel ſteht feſt, daß der Verlauf der 
Geſchehniſſe dieſe Erwartungen nicht beſtätigt hat. Von den Föderationen, die 
wenige Monate vorher, nach der Abſtimmung anläßlich des Zarenempfanges, 
das Comité général verlaſſen hatten, kehrten die einen — ſo die der öſtlichen 
Departements (Ain, Jura, Savoyen) — ruhig zu derſelben Partei zurück, die 
ſie mit ſoviel Lärm abgeſchworen, die anderen, wie die Föderationen der 
Bretagne und die „allemaniſtiſche“, blieben zwar in einer gewiſſen Entfernung, 
ließen ſich aber in ihrer Haltung keineswegs durch theoretiſche Gründe be- 
ſtimmen, und ebenſowenig bekundeten fie eine Neigung, ſich der Unité Socia- 
liste Révolutionnaire anzuſchließen; im Gegenteil, ihre Tagespolitik unterſchied 
ſich durch nichts von der der Parti Socialiste Francais. 

Bei den Wahlen im Juni 1902 ſtimmten die ſozialiſtiſchen Wähler faſt 
unterſchiedslos für die Kandidaten beider Richtungen, je nachdem die eine oder 
die andere Organiſation im Wahlkreis ſtärker vertreten war. Wo die Unite 
Socialiste Revolutionnaire (Parti Socialiste de France) die Hauptorganiſation 
bildete, ſchloß ſich die Maſſe der Wähler ihr an. Dort aber, wo die Parti 
Socialiste Frangais eine Organiſation beſaß, wurden die Kandidaten der anderen 
Gruppe, um das ſozialiſtiſche Prinzip zu vertreten, gänzlich vernachläſſigt, ſo 
daß zum Beiſpiel die Parti Socialiste de France im Norden nicht weniger als 
62621 Stimmen erhielt, gegen kaum 9000, die auf den Kandidaten der Parti Socia- 
liste Francais fielen. Dagegen ſammelte im Nachbardepartement Ardennes die ſeit 
1899 von den Allemaniſten organifierte und an die Parti Socialiste Francais 
angeſchloſſene Föderation 22000 Wähler um ſich, die Kandidaten der Unite 
Socialiste Revolutionnaire aber nur einige Dutzend! Zuſammen fielen auf die 
Parti Socialiste de France (U. S. R.) 338 000 Stimmen gegen 440 000 der Parti 
Socialiste Frangais; 84000 gehörten ſolchen Organiſationen an, die zwar un⸗ 
abhängig geblieben, deren Tendenzen aber ſich eher denen der Parti Socialiste 
Francais nähern, wenigſtens denen ihres linken Flügels, jo die Föderation der 
Bretagne, von Bouches de Rhone und die Allemaniſten. 

Während des letzten nun abgelaufenen Jahres wie während der voraus⸗ 
gegangenen Periode der „republikaniſchen Verteidigung“ fehlte den Aktionen 
des größten Teiles der Gewählten der Parti Socialiste Frangais der ſpezifiſch 
proletariſche Charakter, der für eine ſozialiſtiſche Vertretung die Vorausſetzung 
bildet. Nur allzu oft deckte ſich ihre Aktion mit der der bürgerlichen Demo⸗ 
kraten vom „republikaniſchen Block“. Andererſeits bemühte ſich eine Anzahl der 
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Gewählten der Parti Socialiste Francais, bei ihren Abſtimmungen das ſozia⸗ 
liſtiſche Prinzip zum Ausdruck zu bringen, ſo zum Beiſpiel in der Ablehnung 
des Budgets.! Es find da zu nennen: Adrien Weber, Cadenat, Carnaud, 
Laſſalle, Benezech, Selle, Meslier, Fournier und manchmal Francis de Preſſenſé 
und Briand. Im großen ganzen war die durchſchnittliche Tendenz der parla- 
mentariſchen Gruppe der Parti Socialiste Francais nicht eine ſolche, daß man 
mit Lagardelle jagen könnte, Millerand ſei ihr „unbeſtrittener Führer“. Anderer- 
ſeits iſt nicht zu beſtreiten, daß die Geſamtheit der Föderationen und der 
tätigen Genoſſen mehr wert war als ihre parlamentariſche Gruppe, in der man 
unmöglich gerechterweiſe ihre wirkliche Vertretung erblicken konnte. 

Nun kam plötzlich ein Zwiſchenfall, der zur Klärung der Lage beitrug und 
gleichzeitig neue Hoffnung bei denen wieder weckte, die bereits eine vollſtändige 
und endgültige Verſumpfung der Parti Socialiste Francais befürchtet hatten, 
namentlich bei den proletariſchen Elementen dieſer Partei. Millerand brachte 
nämlich ſeine „realiſtiſche“ Politik, die übrigens die warmen Sympathien des 
Herrn v. Bülow redlich verdient, zur Anwendung, indem er dem Kriegsminiſter, 
General André, Beifall zollte, als dieſer die Verfolgung einer antimilitäriſchen, 
vom Verband der Arbeitsbörſen herausgegebenen Broſchüre: „Manuel de Soldat“ 
(Soldatenhandbuch) ankündigte. Bei dieſer Abſtimmung erklärten ſich 437 bürger⸗ 
liche Deputierte der verſchiedenſten Richtungen für den Miniſter, während nur 
43 Sozialiſten und 14 radikale Sozialiſten dagegen ſtimmten. Einige Tage 
ſpäter enthüllte Herr Combes das Maß ſeines bürgerlichen Antiklerikalismus, 
indem er ſich gegen die Trennung der Kirche vom Staate erklärte; hierbei fand 
er durch eine Mehrheit von 316 Deputierten gegen 204 Unterſtützung. Die 
Minderheit umfaßte ſämtliche Sozialiſten und faſt alle Radikale, die Mehrheit 
vereinigte 200 Reaktionäre und Meliniſten nebſt 80 Waldeckiſten (das find 
Exopportuniſten, die ſeit der „Republikaniſchen Verteidigung“ mit den Radikalen 
ſtimmen) und etlichen Radikalen. Herr Millerand, der am Tage der Ab— 
ſtimmung abweſend war, hielt es für nötig, in der ganzen Preſſe, mit Zuhilfe⸗ 
nahme der Agence Havas eine Erklärung zu verbreiten, in der er feierlich 
kundgab, daß, wenn er der Sitzung beigewohnt hätte, er gegen die Trennung 
der Kirche vom Staate geſtimmt haben würde, obwohl er „im Prinzip“ 
dafür ſei. 

Soviele ſkandalöſe Vorkommniſſe hatten ſich während der letzten drei Jahre 
in der Parti Socialiste Francais abgeſpielt und die Mehrheit ihrer Gruppen 
ſcheinbar kalt gelaſſen, ſo zahlreich waren die gelungenen Manöver, durch die 
die ſchlimmſten Verſtöße gegen die Prinzipien des internationalen Sozialismus 
vertuſcht wurden, daß man glauben konnte, es würden auch diesmal die beiden 
vom ehemaligen Handelsminiſter nach ſeinem Geſchmack zubereiteten Speiſen 
ruhig heruntergeſchluckt werden. Viele glaubten, die Geſamtheit der Gruppen 
der Parti Socialiste Francais habe alles vergeſſen, was Millerand getan: feine 
Huldigung vor dem Großkapital, ſeine Kriecherei vor dem ruſſiſchen Deſpoten, 


1 Dieſe Uneinigkeit bei den Abſtimmungen der ſozialiſtiſchen Deputierten wird unſeren 
deutſchen Genoſſen recht ſonderbar erſcheinen. Leider iſt dieſer Zuſtand ſchon alten Datums, 
fie beſtand ſchon ſeit der Periode 1893—1898, während der die ſozialiſtiſche Partei zuerft 
die parlamentarische Bühne betrat. Zu der Zeit, als die Parti Ouvrier Francais nur vier 
Deputierte beſaß, ſah man dieſe bei den wichtigſten Abſtimmungen regelmäßig auf drei ver— 
ſchiedene Weiſen ſtimmen; ſeit der Gründung der Parti Socialiste de France (U. S. R.) 
herrſcht Einigkeit bei den Abſtimmungen. 
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ſeine 5 für die blutigen Zwiſchenfälle zwiſchen Kapital und 
Arbeit. 5 

Das war aber doch nicht der Fall! Die nun endlich zum Vorſchein ge⸗ 
langte Entrüſtung der Föderationen mag manchem etwas verſpätet und un⸗ 
logiſch erſcheinen; ſie beſtätigt aber nur das bekannte Sprichwort vom Tropfen, 
der das Glas überlaufen läßt. Die von einem Ende Frankreichs bis zum 
anderen ſeitens der wichtigſten Föderationen gefaßten Beſchlüſſe überſteigen 
ganz bedeutend das Maß einer antimilitariſtiſchen und antiklerikalen Kund⸗ 
gebung. Sie bedeuten vielmehr eine wenn auch indirekte, ſo doch deutliche Miß⸗ 
billigung der miniſteriellen Politik ſelbſt, einen klar ausgeſprochenen Willen, 
dieſen unerträglich gewordenen Auswüchſen ein Ende zu machen. 

In unſerem vor einem Jahre hier erſchienenen Artikel wieſen wir darauf 
hin, daß inmitten der Parti Socialiste Francais eine entſchieden antiminifterielle - 
Tendenz beſteht, die tief in den proletariſchen Kreiſen diefed Fraktion wurzelt, 
denen bis jetzt nur eine geiſtige Führung fehlte, um ſich 1 Geltung zu bringen. 
Sie beſaß keine berühmten Parlamentsredner, zählte aber ſeit einiger Zeit zu 
ihren Förderern ſolch würdige Perſonen wie den von Hingebung erfüllten 
Organiſator des Sozialismus in der Normandie, Genoſſen Renaudel (aus dem 
Departement Seine Inférieure), den Profeſſor Hervs (Yonne), den Veteran der 
Revolution Cipriani. Dieſen Beſtrebungen ſchloß ſich während des Kongreſſes in 
Lyon eine kleine Gruppe junger intellektueller Marxiſten an, die ſich um die 
Zeitſchrift „Le Mouvement Socialiste“ ſcharten. Ein Teil hat ſich ſeither der 
Parti Socialiste de France (Unité Socialiste Revolutionnaire) angeſchloſſen, ſo 
zum Beiſpiel Lagardelle, Morizet, Buré, Ollivier, Berth, während ſich von dem 
anderen Teile Revelin, Fauquet, Uhry, Niviere, Jean Longuet der antimini⸗ 
ſteriellen Aktion inmitten der Parti Socialiste Francais ſelbſt aufs eifrigſte 
widmeten. Dieſe Aktion der antiminiſteriellen Linken fand kräftige Unterſtützung 
bei einer Anzahl ehemaliger Miniſterieller des Interföderalen Komitees, einiger 
Landesföderationen und endlich durch die ſkandalöſen Abſtimmungen des Herrn 
Millerand. In der Hauptſache aber iſt die mächtige Bewegung der Föderationen 
zu gunſten einer klaren Maßregel, die im Ausſchluß Millerands aus der Partei 
beſteht und die meiſten Miniſteriellen ganz unerwartet unangenehm überraſchte, 
das Werk einer ſpontanen Auflehnung der Maſſen der einfachen 
Genoſſen der Provinz. 

Die Föderation von Yonne iſt es, die den an die Parti Socialiste Francais 
angeſchloſſenen Gruppen zuerſt den Vorſchlag machte — unter dem Einfluß 
des Profeſſor Hervé, der vor achtzehn Monaten von der Regierung der „repu⸗ 
blikaniſchen Verteidigung“ des Herrn Waldeck-Rouſſeau für ſeine antimilita⸗ 
riſtiſche Propaganda abgeſetzt wurde —, in Bordeaux den Ausſchluß des Herrn 
Millerand zu beſchließen. Gleich darauf ſchlugen die Föderationen von Aisne, 
Savoyen und der Charente Inföérieure vor, auf die Tagesordnung des Kongreſſes 
folgende ironiſche Frage zu ſetzen: „Hat ein ſozialiſtiſcher Deputierter das 
Recht, gegen die Abſtimmung des Kultusbudgets zu ſtimmen?“ Ferner ſchlagen 
ſie vor, auf die Tagesordnung zu ſetzen: „Kann ein ſozialiſtiſcher Deputierter 
dem Militär den Eintritt in die Arbeitsbörſen verbieten?“ Dieſer Antrag 
ſtammt von den Föderationen von Aisne, Charente, Savoyen und Seine und 
iſt eine Anſpielung auf die Abſtimmung des ehemaligen Miniſters. 

Herr Millerand ſeinerſeits iſt entſchloſſen, ſich zu verteidigen. Nicht genug, 
daß er jede Verurteilung ſeiner Haltung abwies, wollte er noch dazu ſeine 
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Taktik von der Geſamtpartei acceptiert ſehen. Zu dieſem Zwecke veröffentlichte 
er eine umfangreiche Broſchüre unter dem herausfordernden Titel: „Der fran— 
zöſiſche Reformſozialismus.“ Die Lektüre dieſer Schrift iſt recht intereſſant; ſie 
offenbart die Kontinuität der Anſichten des ehemaligen Handelsminiſters, der 
eigentlich nur infolge eines Mißverſtändniſſes in die ſozialiſtiſche Partei auf⸗ 
genommen werden konnte und für deſſen Zulaſſung, aufrichtig geſagt, alle 
Fraktionen die Verantwortlichkeit zu tragen haben. Jauréès machte dieſem 
neuen Sozialismus gegenüber einige Einwände, die jedoch recht ſchwach waren. 
Übrigens konnten ſie auch nicht anders ſein, nachdem er praktiſch das, was 
bei Millerand nur die logiſche Konſequenz feiner Theorie war, jo oft unter- 
ſtützt hatte. 

Millerand, der das Verdienſt in Anſpruch nehmen kann, die Frage mit 
großer Offenheit und Klarheit geſtellt zu haben, weigerte ſich ganz logiſch, ſelbſt 
die Partei zu verlaſſen, wie es ihm ſeine vorſichtigen Freunde anrieten in 
ihrem heißen Wunſche, unangenehmen Erörterungen aus dem Wege zu gehen. 
Er hätte ja nur zu den Radikalen zu gehen brauchen, ſie hätten ihn gern auf⸗ 
genommen. Hier hätte er von Nutzen und weniger kompromittierend für ſeine 
Freunde ſein können. Allein das ehemalige Mitglied des Kabinetts Waldeck— 
Rouſſeau lehnte dieſe Löſung ab; in der Seine⸗Föderation, wo er ſich in zwei 
ſtürmiſchen Sitzungen verteidigte, erklärte er: „Er wünſche, man möge ſeine 
Haltung, die er als die einzig logiſche betrachte, gutheißen oder man möge ihn 
aus der Partei ausſchließen.“ Um die Wahrheit zu ſagen — die Überraſchung 
der Genoſſen war groß, als man erfuhr, daß die ehemalige „Exzellenz“, der 
ihre miniſterielle Herrlichkeit eine gewiſſe Zurückhaltung anempfahl, die Pariſer 
Gruppen der Parti Socialiste Frangais zu feiner Beurteilung anrief, in deren 
Mitte der Vorſchlag auftauchte, ihn auszuſchließen. Außerdem war Millerand 
nie der Mann einer auf Grund des Klaſſenkampfes organiſierten Partei. Für 
ihn bildeten die „frei zwiſchen dem Kandidaten und ſeinen Wählern getroffenen 
Abmachungen“, einer ſeiner berühmten Reden von 1897 zufolge, die einzigen 
Verpflichtungen der ſozialiſtiſchen Deputierten. Nach dieſer echt kleinbürgerlichen 
Auffaſſung der politiſchen Aktion (die in Frankreich zur Geltung kommen 
konnte infolge des chaotiſchen Zuſtandes der ſozialiſtiſchen Bewegung) ſind die 
Deputierten nicht die Vertreter der Geſamtpartei und dieſer verantwortlich, 
ſondern die Erwählten einiger Tauſende zuſammengewürfelter Wähler. Von 
dieſer „nebelhaften und unförmigen Maſſe“ iſt der ſozialiſtiſche Deputierte ab⸗ 
hängig! 

Indem ſich nun Herr Millerand zum Zwecke ſeiner Verteidigung der 
Federation de la Seine ſtellte, ſchien er zum erſtenmale die Kontrolle der föde⸗ 
ralen Organiſation über deren Erwählte anzuerkennen. Zwar iſt zu bemerken, 
daß ihn dazu die Verhältniſſe zwangen, wenn er mit irgendwelcher Ausſicht 
auf Erfolg den Kampf aufnehmen wollte. 

Freilich iſt es auch richtig, daß die Fédération de la Seine das für den 
ehemaligen Handelsminiſter günſtigſte Terrain bildet. Beſonders ſeit ihr die 
brouſſiſtiſchen Gruppen beitraten, iſt die extrem-miniſterielle Tendenz vor- 
herrſchend. Dies erklärt ſich dadurch, daß im Pariſer Bezirk die meiſten anti⸗ 
miniſteriellen Gruppen der Parti Socialiste de France (C. S. R.) angehören und 
ſich die Allemaniſten, die eine revolutionäre Tendenz, wenn auch ſehr konfus, 
verfolgen, ſeit einem Jahre von der Partei fernhalten. Da die letzteren in 
den öſtlichen Vierteln (beſonders im elften und zwölften Arrondiſſement) noch 
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ſtark genug find, fo könnten ſie den Schwerpunkt innerhalb der Pariſer Gruppen 
der Parti Socialiste Francais verrücken. 

Aber ungeachtet dieſer für Herrn Millerand ſo günſtigen Verhältniſſe, fiel 
das Endreſultat nicht ſo aus, wie er es erwartet haben mochte. Nach einer 
ſchönen Rede, in der Pierre Renaudel alle Handlungen Millerands, die das 
ſozialiſtiſche Gewiſſen verletzt hatten, in ſchönſte Ordnung brachte, war voraus⸗ 
zuſehen, daß ſich eine kompakte Minderheit für den Ausſchluß und die Mehr⸗ 
heit für den Tadel ausſprechen werde. Millerand wollte aber den Tadel nicht 
acceptieren. Der Ausſchlußantrag hatte 51 gegen 71 Stimmen erhalten. Die 
Minderheit umfaßte alle wirklich proletariſchen Gruppen des Departements, die 
Mehrheit dagegen beſtand aus den kleinbürgerlichen Wahlkomitees Devilles, 
Rouanets und Millerands ſelbſt. Der Tadel wurde trotz aller Manöver der 


Miniſteriellen mit 72 gegen 52 Stimmen angenommen. Die Diskuſſion in der 


Seine⸗Föderation und das Abſtimmungsreſultat verhinderte nicht die allgemeine 
Bewegung zu gunſten des Ausſchluſſes, die ſich in der Proͤvinz überall geltend 
machte. Die Föderation von Nièvre, Seine Inférieure, Seine⸗et⸗Oiſe, Vaucluſe, 
Somme, Oiſe, Martinique, Dröme, Indre⸗et⸗Loire, Amerque, Aube, Deux⸗ 
Sévres, Charente Inférieure nahmen einſtimmig oder mit einer bedeutenden 
Mehrheit Reſolutionen an, in denen ſie ſich von Millerand losſagten. Die 
Föderationen Ardennes, Gard, Loire, Rhöne, deren 11 Vertreter im Parlament 
vollkommen miniſteriell ſind (mit ein oder zwei Ausnahmen), beſchloſſen, ohne 
ſich um ihre Deputierten zu kümmern, oder ſogar gegen dieſe, und zwar mit 
anſehnlicher Mehrheit, daß der Ausſchluß des ehemaligen Handelsminiſters zu 
verlangen ſei. Noch andere Föderationen — wie zum Beiſpiel die des Departe⸗ 
ments Aisne ſtimmten nicht für das Wort: „Ausſchluß“, erklärten aber, daß 
„in der ſozialiſtiſchen Partei ihrer Anſicht nach kein Platz ſei für Männer wie 
Millerand“. Nur die Föderation der „Mamelucken“, wie zum Beiſpiel die von 
Cher — die aus Überläufern der blanquiſtiſchen Partei beſtehen und ſich aus⸗ 
ſchließlich mit der Bekämpfung ihrer früheren Genoſſen beſchäftigen — und der 
Gironde — Überläufer von den Guesdiſten —, der Guadeloupe, Cöte d'or 
und Haute Vienne gaben ein Tadelsvotum mehr oder weniger unſchuldiger 
Natur ab. 5 

Demnach müßte zweifellos die große Mehrheit der Parti Socialiste Francais 
ſich auf dem Kongreß zu Bordeaux, der am 12. April zuſammentritt, für den 
Ausſchluß Millerands ausſprechen. Leider haben aber die vorigen Kongreſſe 
nur allzuoft gezeigt, was wir zu erwarten haben von jenen redneriſchen oder 
anderen Überraſchungen und ſentimentalen Sophismen, mit deren Hilfe man 
trotz aller präziſer Mandate die Delegierten umzuſtimmen weiß. 

Mir perſönlich erſcheint dieſes Umſtimmen auch für die einflußreichſten 
Führer der Partei, wie zum Beiſpiel Jaurés, zwar als eine keineswegs leichte 
Aufgabe, da die Delegierten meiſt imperative Mandate haben. Ihr Gelingen 
wäre im höchſten Grade bedauerlich, da es eine große Konfuſion und eine Lage 
ſchaffen würde, die dem franzöſiſchen Sozialismus wahrlich nicht von Nutzen wäre. 

Erledigt aber der Kongreß zu Bordeaux den Fall Millerand zur Zufrieden⸗ 
heit aller zielbewußten Sozialiſten, ſo kann man auch ohne allzugroßen Opti⸗ 
mismus hoffen, daß eine neue Ara für den franzöſiſchen Sozialismus anbrechen 
wird. Zwar wird uns von den deutſchen Genoſſen ſofort entgegengehalten 
werden: Millerand iſt nur der konſequenteſte und offenherzigſte Vertreter einer 
Tendenz, die ſich auch bei vielen anderen parlamentariſchen Vertretern der 
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Parti Socialiste Francais findet. Und dieſe Tendenz wird bleiben, auch nach— 
dem Millerand aus der Partei ausgeſchloſſen iſt! 

Wir ſind davon nicht überzeugt. Millerand iſt die Verkörperung des 
Miniſterialismus und des korrumpierenden Opportunismus. Da er konſequent 
iſt, nehmen dieſe Tendenzen eine dem ſozialiſtiſchen Bewußtſein unerträgliche 
Form an. Werden dieſe Tendenzen durch Millerands Ausſchluß verurteilt, 
ſo hat dies eine weit über ſeine Perſon hinausreichende Bedeutung. Übrigens 
liegt die Frage nicht ſo, ob die Parti Socialiste Frangais nicht nur Millerand, 
ſondern die ganze miniſterielle Praxis und deren Folge, das Erſchlaffen des 
proletariſchen Klaſſenbewußtſeins, auf das entſchiedenſte verurteilen ſolle. Denn 
dabei handelt es ſich darum, ob das möglich iſt. Unſerer Anſicht nach iſt die 
Frage von heute: Was iſt das Maximum, das wir von der Geſamt— 
heit des franzöſiſchen Sozialismus an fruchtbarer Reaktion gegen 
die verwerflichen Tendenzen erhalten können? 

Von dieſem Geſichtspunkt aus iſt das mögliche und erreichbare Ziel die 
Trennung von der extremen millerandiſtiſchen Rechten, die gegenwärtig die für 
die Zukunft der Bewegung ſchädlichſte Abſchwenkung darſtellt. Wird dieſes 
Ziel erreicht, ſo liegt darin der klare Willensausdruck der gemäßigten Richtung 
des franzöſiſchen Sozialismus, gegen die Korrumpierung des ſozialiſtiſchen 
Ideals anzukämpfen, und damit iſt eine der weſentlichſten Urſachen der Uneinig⸗ 
keit beſeitigt und die Möglichkeit gegeben, daß in mehr oder weniger naher 
Zukunft eine Annäherung an die anderen ſozialiſtiſchen Gruppen gefunden wird. 

Deshalb hegen wir die heißeſten Wünſche für den Sieg des linken Flügels 
der Parti Socialiste Francais in Bordeaux. 


Beiträge zu einer Geſchichte der Internationale. 
Von Max Bach (Zondon). 


(Schluß.) | 

Der Kongreß der Sezeſſion wurde am 26. Januar 1873 in London E. C. 
City Road 197 abgehalten. Ein Bericht über denſelben erſchien in der 
„Eastern Post“ und wurde von der Sezeſſion dann als Flugblatt verbreitet. 
Nach dieſem Bericht nahmen an den Verhandlungen teil: Dones, Bennett, 
Eccarius, Forſter, Grout, Hales, Jung, MeAra, Pape, Roberts, Seaman 
und Weſton. Auch Motterſhead (Mancheſter) und Alex. Clarke (Liverpool) 
waren als Teilnehmer gewählt, aber am Erſcheinen verhindert. Als Gäſte 
waren viele Mitglieder der Aſſoziation anweſend. Zum Vorſitzenden wurde 
Mera, zu Schriftführern Gecarius und Pape gewählt. Zunächſt brachte 
Hales den Einlauf zur Verleſung. Aus einer ganzen Reihe von Sektionen waren 
Begrüßungs⸗ und Zuſtimmungsſchreiben eingelangt, offenbar inſpiriert durch 
das Halesſche Rundſchreiben und voll der heftigſten Anklagen gegen den Ge— 
neralrat und insbeſondere gegen Marx. Nur die Sektion Nottingham legte 
Proteſt ein gegen die geplante Sezeſſion. Charakteriſtiſch iſt ein Brief von 
Harcourt (New Pork), der unter anderem ſchreibt: 

„Sorge lud mich zu einer Sitzung des Generalrats ein. Ich kam und fand 
einen Generalrat, beſtehend aus ſieben Deutſchen, einem Franzoſen, einem 
Italiener, einem Schweden und zwei Irländern. Ich habe auch einer Ver— 
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ſammlung der amerikanischen Föderaliſten beigewohnt; ſie haben, ich glaube, 
vierzehn geborene Amerikaner in ihrer Leitung. Ich bin nicht für Abweiſung 
von Männern der Bourgeoiſie. Wenn wir ſie abweiſen, müſſen ſie alle gehen, 
Karl Marx und Engels mit dem Reſte. Kavanagh hat mit Sorge geſtritten.“ 

Nach Verleſung des Einlaufs ergriff Hales das Wort, um den General⸗ 
rat anzuklagen. Er führte Beſchwerde darüber, daß der Generalrat dem bri⸗ 
tiſchen Föderalrat ſtets feindlich geweſen ſei. Der Haager Kongreß machte auf 
den Delegierten des Föderalrats, Bürger Roach, den Eindruck einer Komödie, 
was ihm von Eccarius und Motterſhead bekräftigt wurde.“ Die Sekretärſtelle 
der Internationale habe er nur übernommen, weil damit herumhauſiert wurde 
und kein anderer ſich bereit fand; er habe ſie infolge der Intriguen im General⸗ 
rat und infolge finanzieller Kalamitäten — die Miete für das Lokal des 
Sekretariats wurde nie regelmäßig bezahlt und Hales vom Hauswirt per⸗ 
ſönlich für die Miete haftbar gemacht — wieder niedergeſegt. Der Marxſchen 
Minorität unbequeme Reſolutionen, insbeſondere eine gegen Marx gerichtete, 
wurden im „(International) Herald“ verſchwiegen und dergleichen. Über den 
Haager Kongreß ſagte Hales: „Auf dem Kongreß erſchienen 64 Delegierte; 
22 repräſentierten organiſierte Föderationen, 42 die verſchiedenartigſten Sek⸗ 
tionen, manche davon nur auf dem Papier beſtehend (fictitious).' Ranvier 
vertrat die Sektion Ferré von Paris, aber wen die anderen Pariſer Delegierten 
vertraten, wiſſen wir nicht. Der Basler Kongreß traf eine Vorkehrung, um 
zweifelhafte Sektionen vom Einfluß auf Verwaltungsfragen fernzuhalten, aber 
im Haag kehrte man ſich daran nicht. Milke erſcheint im offiziellen Delegierten⸗ 
verzeichnis als Vertreter der Berliner Sektion, er trat auf dem Kongreß auf 
und ſtimmte ab. Friedländer, ebenfalls aus Berlin, vertrat Zürich⸗Schweiz. 
Als ich ihm in betreff der Buchbinder ſchrieb, erwiderte er, es gäbe keine 
Sektion, aber ſie würden bald eine gründen. Vichard, der mit der Majorität 
im Haag ſtimmte, war nicht einmal Mitglied der Aſſoziation. Von Amerika 
wurden Blankovollmachten herüber gebracht, um hier ausgefüllt zu werden. 
Als die Spaltung in Amerika eintrat, nahm der Generalrat eine Zeit lang 
keine Stellung und legaliſierte dann Sorges Vorgehen. Das war ein Schwindel, 
weil der Generalrat die Vorgänge nicht kannte, und die Angaben Marx', die 
ſich dann als irreführend herausſtellten, auf ſeinen Kredit hin acceptierte. Bei 
der Wahl der Mandatsprüfungskommiſſion im Haag waren nicht weniger als 
26 Stimmzettel unverkennbar von einem Original kopiert. Drei Tage wurden 
mit der Anfechtung von Mandaten vergeudet. Nach Abſatz 10 des Verwaltungs⸗ 
regulativs ſoll der Generalrat das Kongreßprogramm zwei Monate vor dem 
Kongreß vor die Föderationen und Sektionen bringen. Das Programm für 
den Haager Kongreß wurde erſt in der letzten Generalratsſitzung vor dem 
Kongreß fertiggeſtellt. In Baſel war beſtimmt worden, daß eine Majorität 
der Delegierten, die Nichtſtimmenden mitgerechnet, erforderlich ſei, um einen 
Beſchluß bindend zu machen; im Haag wurde das nicht beachtet.” Der Kongreß 
wurde überſchwemmt; der Generalrat war (aber doch) verſchuldet und konnte 


Die Delegierten für England im Haag waren: Eccarius, Hales, Motterſhead, Roach 
(vom Föderalrat delegiert, deſſen Schriftführer er war), ferner Leßner für die deutſchen 
Sektionen, MeDonnell für die iriſchen, Sexton als einer von den Delegierten des Generalrats. 

2 Dieſe Behauptung iſt dem „Bulletin“-Bericht entnommen (Nr. 17/18, 1872). ö 

° Diefe Beſchuldigung iſt nicht wahr. Auf Antrag Eccarius' verblieb der Kongreß 
bei der Praxis von Baſel. 
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keine Delegierten ſenden. Als die Entſendung von fünf Delegierten vorgeſchlagen 
und die Frage aufgeworfen wurde, ob man das Geld dazu habe, ſagte Engels: 
Das Geld kann für alle gefunden werden, die ihr wählt. Und auf die Frage 
Boons, von wo denn das Geld kommen ſolle, erhielt er die Antwort, das ſei 
ein Geheimnis, er müſſe nicht neugierig ſein.“ 

Jung ſchloß ſich den von Hales vorgebrachten Anklagen und heftigen Aus- 
fällen gegen Marx und namentlich Engels an. Er gab Engels die Haupt- 
ſchuld an der Entfremdung von Marx. In der ſpaniſchen Frage! habe 
Engels ohne Auftrag geſchrieben und poſtwendende Antwort auf gewiſſe Fragen 
verlangt, wenn der (ſpaniſche) Föderalrat nicht ſuspendiert werden ſolle. Vier 
Tage nach Abſendung ſeines Briefes verlangte er im Subkomitee die Suspen⸗ 
dierung. Ein Brief nach Spanien braucht zwei Tage und ebenſoviel zurück, ſo 
daß gar keine Zeit zur Antwort war. Dadurch ſei die ſpaniſche Föderation 
verloren gegangen. Daß New York als Sitz des neuen Generalrats vor- 
geſchlagen wurde, ſei nur geſchehen, um den Generalrat in die Hände Sorges, 
des Werkzeugs von Marx, zu bringen. 

Sodann nahm Eccarius das Wort, deſſen Ausführungen einen ſachlicheren 
Anſtrich haben als die ſeiner Vorredner. Er führte unter anderem aus: 
„Bei der Gründung der Internationale war es ausgemacht, daß ſie ſowohl 
politiſch als ſozial ſein ſolle; aber unter dem, wenn auch in keinem ſpeziellen 
Paragraphen niedergelegten Vorbehalt, daß die Mitglieder jeder Nation ihre 
eigene Methode politiſcher Aktion beſtimmen ſollten. In drei Ländern gilt es 
jetzt als erſter großer Schritt der Arbeiterbewegung, Arbeiter in die geſetz— 
gebenden Körperſchaften zu bringen; das aber iſt nicht möglich ohne Vereini⸗ 
gungen und Allianzen mit vorgeſchrittenen Männern der Bourgeoiſie. Dieſe 
Länder ſind die Schweiz, England und Amerika. Es iſt natürlich, daß die 
Franzoſen ihre Niederlage (in der Kommune) ſehr ſchmerzlich fühlen, aber wir 
können doch deswegen nicht den Generalrat in ein politiſches Aktionskomitee 


Paul Lafargue, der damals die „Emancipacion“ in Madrid herausgab und gegen die 
bakuniſtiſche Richtung ankämpfte, war von der „Sektion der gemiſchten Berufe“ der Föderation 
Madrid ausgeſchloſſen worden. Er gründete eine neue Gruppe, der vom ſpaniſchen Föderalrat 
die Aufnahme verweigert wurde. Der Föderalrat wandte ſich gegen Lafargue in zwei Zirkularen, 
datiert Valencia vom 7. und 30. Juli 1872 (zitiert im „Bulletin“, 1872, Nr. 14). Hier 
heißt es unter anderem: „Der Föderalrat acceptiert nicht die Lehren jener Pſeudokommuniſten, 
die die Zerſtörung der kapitaliſtiſchen Herrſchaft durch die Eroberung der politiſchen Macht 
wollen.“ Der Schluß lautet: „Es lebe die Internationale! Es lebe die Anarchie! Es lebe der 
Kollektivismus!“ Am 24. Juli ſchrieb Engels, als korreſpondierender Sekretär für Spanien, 
namens des Generalrats an den ſpaniſchen Föderalrat: Man habe Beweiſe in Händen, daß 
im Schoße der Internationale, namentlich in Spanien, eine geheime Geſellſchaft, die 
Alliance de la Democratie Socialiste, beſtehe und daß mindeſtens drei Mitglieder des 
ſpaniſchen Föderalrats der Alliance angehörten. Da dem Haager Kongreß eine Denkſchrift 
über die Alliance vorgelegt werden ſolle, verlange der Generalrat vom Föderalrat: 1. eine 
Liſte aller Mitglieder der Alliance in Spanien und die Angabe der Funktionen, die ſie in 
der Internationale ausübten; 2. eine Unterſuchung über die Alliance in Spanien; 3. Auf- 
klärung über die Zirkulare vom 7. und 30. Juli; 4. eine Erklärung, wie der Föderalrat 
es mit ſeinen Pflichten vereinbarlich finde, in ſeiner Mitte mindeſtens drei Mitglieder der 
Alliance zu haben. Wenn nicht eine „kategoriſche und zufriedenſtellende Antwort“ mit 

nächſter Poſt erfolge, würden ſie als Verräter gebrandmarkt werden. Die Spanier (ſiehe 
„Bulletin“ vom 15. Auguſt) verweigerten die verlangten Auskünfte und wiederholten die 
Verſicherung ihres Zirkulars, daß kein Mitglied des Föderalrats einer anderen als der von 
der ſpaniſchen Föderation anerkannten Organiſation angehöre. 
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zur Organiſierung einer proletariſchen Inſurrektion über die ganze Welt ver- 
wandeln. Während des Krieges rechneten Sorge und ſeine Wähler die deutſchen 
Wählerſtimmen Amerikas zuſammen und dächken, bei geſchicktem Vorgehen 
könne ein Druck auf den Präſidenten ausgeübt werden, um ihn zur Inter⸗ 
vention in Europa zu gunſten des Republikanismus zu zwingen. Nach dem 
Kriege, als einige Amerikaner in die Aſſoziation eingetreten waren, predigten 
Sorge und ſeine Freunde Enthaltung (von der Politik). Auf dem Kongreß 
Ward⸗Hotel erklärte Robert Bliſſert vom Präſidententiſch, die Inter⸗ 
nationale könne ſich an amerikaniſcher Politik nicht beteiligen, bis ſie ſtark 
genug ſei, um die beſtehende Ordnung umzuſtürzen. Derreure, der noch kein 
Jahr in den Vereinigten Staaten lebte und kein Wort Engliſch verſteht, war 
zur ſelben Anſicht gekommen. Das iſt die Bakuninſche Doktrin bis aufs 
i⸗Tipfelchen; nur mit dem Unterſchied, daß wir hier die Abſtentioniſten heraus⸗ 
werfen, während wir in Amerika die Politiker herausgeworfen und die Abſtentio⸗ a 
niſten zu Leitern der politiſchen Aktion des Proletariats der Welt gemacht haben.“ 
Es wurden zwei Reſolutionen eingebracht. Eine von Hales, unterſtützt 
von Mayo, welche lautet: „In Erwägung, daß der Kongreß von Haag 
ſtatutenwidrig zuſammengeſetzt und die anweſende Majorität nur eine fingierte 
war, geſchaffen zum Zwecke, um die wahren Repräſentanten der Mitglieder 
der Internationale zu überſtimmen; in Erwägung, daß die dort gefaßten Be⸗ 
ſchlüſſe den Grundvertrag der Internationale, der das Recht jeder Föderation 
feſtſetzt, ihr eigenes Vorgehen zu beſtimmen, umſtürzen; in Erwägung, daß 
das Programm des Kongreſſes nicht vorher den Branchen zur Kenntnisnahme 
vorgelegt wurde, wie es das Generalſtatut, Verwaltungsregulativ Art. 1, 
Abſ. 10, vorſchreibt; verwirft dieſer Kongreß britiſcher Delegierter die Beſchlüſſe 
des Haager Kongreſſes und den von ihm gewählten ſogenannten Generalrat in 
New Pork.“ 
Die zweite Reſolution, eingebracht von Pape und Genoſſen, lautete: „Der 
Kongreß erklärt, daß die Britiſche Föderation das vom Kongreß von Notting⸗ 
ham angenommene ſoziale und politiſche Programm auszuführen hat.“ Foſter 


Über den Konflikt in der amerikaniſchen Internationale handelt das von der marxiſti⸗ 
ſchen Richtung herausgegebene Flugblatt „Appeal to the Workingmen of Amerika“ (1872) 
und die Artikelſerie Huberts im „Bulletin“, 1873, Nr. 3 ff. Hubert gibt folgende Entſtehungs⸗ 
geſchichte der Internationale in Amerika: Es beſtand eine „Union Républicaine de la langue 
francaise*, von der ſich im Mai 1870 auf Vorſchlag Cluſerets zwei Sektionen zu einer 
Sektion der Internationale vereinigten. Die Union Républicaine blieb daneben beſtehen und 
gründete, nach der Proklamierung der Republik in Frankreich, ein „Comité de defense 
nationale“. Außerdem gab es eine deutſche und eine tſchechiſche Gruppe der Internationale. 
(Huberts Darſtellung vergißt zu erwähnen, daß dieſe deutſche Sektion die älteſte und nur eine 
von mehreren war.) Weihnachten 1870 bildeten dieſe drei aus ſich ein amerikaniſches Zentral⸗ 
komitee der Internationale. Sorges Gruppe wurde Sektion 1, Huberts franzöſiſche Gruppe 2, 
die Tſchechen bildeten Sektion 3. An dieſe ſchloſſen ſich nun andere Sektionen: ſo Sektion 4 
und 5, Chicago, vertreten durch Starke und Konrad Carl; 25, Philadelphia, vertreten von 
Spehet; 29. gchildet von den radikalen Elementen der Sektion 2, u. ſ. w. Die erſte wirklich 
amerikaniſche Sektion war 9, aus radikalen Republikanern zuſammengeſetzt; andere ameri⸗ 
kaniſche Sektionen waren 12 und 27, vertreten von Weſt und Blood, der letztere Redakteur, 
der erſtere Mitarbeiter von „Woodhull and Claflin's Weekly“. — Sektion 9 und 12 
machten Schwierigkeiten; Sektion 12 erließ September 1871 einen „Aufruf an die engliſch⸗ 
ſprechenden Bürger der Vereinigten Staaten“, der als parteiwidrig aufgefaßt wurde. Hinter 
Sektion 12 ſtand nämlich Viktoria Woodhull, eine Frauenrechtlerin, die die Internationale 
auf Spiritismus, freie Liebe und Frauenrechtlerei verpflichten wollte. Die Sache wurde 


BR. 
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(unterſtützt von Dunn) beantragte: „Die Britiſche Föderation ſoll mit allen 
Föderationen der Internationale eine Allianz abſchließen und mit der Majo⸗ 
rität zuſammenwirken, um, wann immer das notwendig erſcheinen ſollte, einen 
internationalen Kongreß abzuhalten.“ Endlich lag noch ein Antrag Hales— 
Mayo vor: „Die offiziellen Berichte ſind an die ‚Eastern Post‘ zu ſenden und 
das Blatt im Tauſche für Blätter aus anderen Ländern zu vergeben.“ Alle 
dieſe Reſolutionen und Anträge wurden einſtimmig angenommen. In die 
Exekutive wurden gewählt: F. Bradnick, R. Foſter, J. Hales, H. Jung, H. Mayo, 
D. MeAra, T. Motterſhead, Fletcher⸗Pape, J. Weſton. MeAra und Motter⸗ 
ſhead wurden zu offiziellen Vorſitzenden gewählt, J. Hales zum proviſoriſchen 
Sekretär. 
Mit dieſem Kongreß war die Spaltung in der engliſchen Internationale 
endgültig vollzogen. 5 h 
Nachſchrift der Redaktion. Als wertvolle Beiträge zu dieſem Kapitel 
aus der Geſchichte der Internationale bringen wir aus dem Nachlaß Wilhelm 
Liebknechts einen Brief von Eecarius und einen Brief von Engels über die 
Urſachen des Zwiſtes zwiſchen Eccarius und Marx zum Abdruck, deren Ver⸗ 
öffentlichung die Familie des Verſtorbenen uns freundlichſt geſtattet hat. 


London SW., 31 Broadway, 20. Mai 1872. 
Lieber Liebknecht, 


Engels hat mir die Neuigkeit mitgeteilt und ich gab ihm zur Antwort, er ſolle 
Dir ſagen, daß ich mit Dir reden würde, ſobald Du meinen vorjährigen Brief 
beantworteteſt. 

Deine Bemerkung über Sorge iſt mir ein Beweis mehr, daß es ſich gewiſſe 
große Geiſter zum beſonderen Vergnügen machen, in vertrauten Mitteilungen über 
meine kleine Wenigkeit herzufallen. Mein Streiken hing ebenſoviel mit freundſchaft⸗ 
lichen Mißhandlungen als Nichtbezahlung zuſammen. Ich wußte ſchon im Auguſt, 
daß ich umſonſt ſchreiben mußte und habe nie etwas verlangt und hätte nie etwas 
verlangt. „Luſt und Lieb zu einem Ding, macht all' Müh und Arbeit gering“, aber 
die Luft wurde mir durch freundſchaftliches kicking Arse! vertrieben und als Heil- 
pflaſter ſchriebſt Du über mich an Marx ſtatt an mich. Eine teufliſche Intrigue, 


vor das Zentralkomitee gebracht; beide Parteien wandten ſich nach London um Entſcheidung. 
Das Mandat des amerikaniſchen Zentralkomitees war nur auf ein Jahr erteilt worden; am 
19. November 1871 ſchlug Weſt die Verlängerung um drei Monate vor; das Zentralkomitee 
beſchloß aber mit 19 gegen 5 Stimmen ſeine Auflöſung. Das machte die Spaltung offen— 
kundig. Die Sorgeſche Richtung bildete einen Föderalrat, nach ſeinem Sitzungsort der 
„10. Ward⸗Hotel“⸗Föderalrat genannt, und vollzog den Ausſchluß von Sektion 12. Die 
andere Richtung bildete den „Spring⸗Street“⸗Föderalrat. Im März 1872 erfolgte die Ent⸗ 
ſcheidung des Londoner Generalrats, die die Wiedervereinigung der beiden Richtungen und 
Suspendierung von Sektion 12 bis zum nächſten Kongreß verlangte. Die Vereinigungs— 
verhandlungen zerſchlugen ſich; Sektion 9, unterſtützt von Sektion 18, 23 und 35, trat gegen 
den Generalrat auf; am 25. Mai wurden die Verhandlungen abgebrochen. Am 29. Mai 
nahm der Generalrat gegen die Springſtreet-Föderation Stellung, weil dieſe Sektion 12 
noch immer zulaſſe; in ihrer Antwort vom 18. Juni meinten die Springſtreet-Leute, ſie 
hätten, geſtützt auf eine Mitteilung Eccarius’ als korreſpondierenden Sekretärs für die Ver— 
einigten Staaten, geglaubt, der Generalrat werde ſeinen Beſchluß in betreff der Sektion 12 
überprüfen. Die Spaltung war jetzt definitiv. Die Springſtreet-Leute beriefen einen Landes⸗ 
kongreß für den Juli nach Philadelphia ein; die andere Richtung für den 6. bis 8. Juli 
nach New Pork. Beide wählten ſelbſtändig Delegierte für den Haager Kongreß. 
Fußtritte auf den Hintern. 
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deren Fäden ich erſt nach Verlauf von drei Jahren entdeckte, hat es ſoweit ge⸗ 
bracht, daß ich mich meiner alten Freunde von Herzen ſchäme, und ich habe Marx 
bereits den Scheidebrief zugeſchickt. Von perſönlicher Freundſchaft zwiſchen mir und 
ihm kann nie wieder die Rede ſein; meine Ausſtoßung aus dem Generalrat (wenn 
feine Stimme wie bisher den Ton gibt) is a question of time.! Ich habe Hiobs 
Geduld, aber wenn ſie abreißt, iſt ſie für immer abgeriſſen. Marx hat für Zwecke, 
die ich nicht zu enträtſeln vermag, gleichzeitig die damnable side in Amerika und 
England genommen.? Die Streitfrage zwiſchen mir und ihm iſt zu weit gegangen, um 
ausgeglichen zu werden. Weder für ihn, noch für hundert Herrſchſüchtige wies Sorge 


kann ich nachgeben, meine inkriminierte Korreſpondenz erſcheint heute oder morgen 


in der „New Vork World“. Es war das böſe Gewiſſen von Marx und Sorge, das 
die Idee der verbrecherifchen Korreſpondenz erzeugte. e. 8 

Was man ſich unter uns, z. B. im Kreiſe von Lochner, Leßner, Liebknecht und 
Eccarius gefallen laſſen kann, iſt unmöglich im Beiſein von Kröten wie Hales oder 
öffentlich im Council in die Taſche zu ſtecken, und wenn zu dieſem noch kommt, 


daß die Kröte in ihren hinterliſtigen Streichen unterſtützt 05 geſchmeichelt wird, 


da hört die Freundſchaft auf. Marx hat ſich durch die Politik, die er ſeit ſechs 
Monaten befolgt, aller Achtung eines Führers vergeben, er hat ſich ſelbſt einen 
Dorn in die Seite geſetzt. Hier wie in Amerika hat er geholfen (abſichtlich oder 
nicht — gleichviel) eine Kabale zu ſchmieden. 

Nun die Korreſpondenz. Was meine Mußeſtunden ſein ſollten, ſind meine 
Schreibſtunden, und ich ſchreibe ſehr langſam, nähe ſehr langſam, mein Junge kann 
nichts thun, wenn ich nicht dabei bin und wenn ich nicht auf dem Bock bin, tut er 
nichts. Es iſt bereits zwei Uhr morgens. Ich hätte einundeinhalb Spalten für die 
„World“ ſchreiben ſollen, aber eine andere Geſchichte dauerte bis zwölf. Um ſechs 
oder ſieben ſtehe ich auf, ich habe zwei Stücke in Händen. Morgen abend oder 
vielmehr heute Dienstag in die Internationale, Mittwoch abend wieder ſchreiben 
bis nach Mitternacht, Donnerstag ſchreiben, Freitag ausgehen, Sonnabend wieder 
Internationale, Sonntag ſchlafen, leſen und wenn ich nicht zu müde bin, ſchreiben. 
Wäre ich den Jungen los, würde ich die Schneiderei wieder aufgeben, möglich, daß 
ich ihn bald los werde, aber ohne das kann ich bei dieſer ſchlechten Zeit nichts ver⸗ 
ſprechen. Mein Jüngſter iſt Krüppel, ſchwach und bucklig, meine Frau unbeholfen, 
fett und krank, und das deutſch ſchreiben wird mir beſchwerlich. Ich habe längſt 
nicht mehr deutſch (gedacht) und werde nicht wieder deutſch denken, ich kann nur 
engliſche Begriffe mit deutſchen Worten geben — ich überſetze. N 

Nun, das Ende vom Liede iſt: meine Freundſchaft mit Marx und ſeinem poli⸗ 
tiſchen Zwillingsbruder iſt zu Ende, unſer politiſches Zuſammenwirken hängt von 
Umſtänden ab. Hales iſt bereit, gegen Marx zu revoltieren. An dieſer Revolte 
kann ich keinen Anteil nehmen, aber von ſeiner Revolte hängt es ab, ob ich im 
Councils bleibe oder nicht. Sowohl die amerikaniſchen als engliſchen Geſchichten 
find von Leuten entſchieden worden, die abſolut nichts wußten; fie ſtimmten wie 
Marx. Nun fragt ſich's, ob ich unter ſolchen Umſtänden für ein marxianiſches Blatt 
ſchreiben kann? Meine Feindſchaft wird durch die amerikaniſche Korreſpondenz 
öffentlich proklamiert. Ich glaube daher, daß es beſſer iſt, wenigſtens einen Monat 
zu warten. Bis dahin iſt der Streit entſchieden und die preſſierte Zeit vorbei und 
Du kannſt vielleicht eine Antwort auf meine früheren Briefe zuſammenſtoppeln. 
Ich (habe) Marx meine Freundſchaft gekündigt, aber noch nicht geſagt, warum. 
Sobald ich Zeit habe, wird er es ſchriftlich erhalten. Die Intrigue fing 1869 an 
und das Band der Freundſchaft platzte erſt vollſtändig im Januar 1872. Du ſiehſt, 
daß ich nicht jähzornig geweſen bin. 


Iſt eine Frage der Zeit. 

2 Engliſch⸗deutſch gebildet nach „to take a side“, Partei nehmen; damnable ver⸗ 
dammenswert. . 

3 Generalrat. 
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Photos habe ich nicht bei mir, ſie exiſtieren nur in den Kongreßbildern. Deins 
iſt das zweite, das ich erhalten habe, wahrſcheinlich muß ich ein Album kaufen. Ich 
werde nächſtens meine Fratze verewigen laſſen, um meine Freunde zu befriedigen. 


Dein J. G. Eccarius. 


Lieber Liebknecht! London, 27. Mai 1872. 


Frau Marx hat mir den Brief von Eccarius an Dich gezeigt, und es iſt daraus 
kein anderer Schluß zu ziehen als der, den Du gezogen und den wir ſchon aus 
anderen Anzeichen gezogen: daß Eccarius verrückt iſt. Wie ſehr wir gegen ihn 
intriguiert, ſiehſt Du am beſten daraus, daß ich Dir nie ein Wort über ſeinen ganzen 
Klüngel geſchrieben. Jetzt iſt es aber nötig, Dich au fait zu ſetzen. 

Was Eccarius mit der ſeit 1869 (!) gegen ihn angeſponnenen Intrigue en 
ift uns abſolut unerfindlich. Ich weiß bloß, daß Marx ihm bis September 1870, 
wo ich herkam, aus alter Freundſchaft ſtets aus allem Dreck herausgeholfen hat, 
in den er ſich gegenüber den Engländern oft genug hineingeritten hatte, und wo 
M. Krakehl mit den Engländern hatte, war es wegen Eccarius, der die Inter⸗ 
nationale ſtets als ſein literariſches Eigentum behandelte und ſchon bei den Kongreß: 
berichten in der „Times“ und in amerikaniſchen Korreſpondenzen große handgreifliche 
Indiskretionen begangen, kurz die Sache immer literariſch exploitiert hatte. Alles 
dies konnte bis auf einen gewiſſen Grad geduldet werden, man beſchränkte ſich darauf, 
ihm privatim Vorwürfe zu machen, aber es wiederholte ſich immer. 

Plötzlich erklärte Eccarius, er lege ſeine Stelle als Generalſekretär nieder und 
lehne jede Wiederwahl ab. Wir mußten alſo einen anderen wählen, der unter 
den Umſtänden nur ein Engländer ſein konnte. Hales und Motterſhead kandidierten 
und Hales wurde gewählt. Was Eccarius mit der ganzen Geſchichte beabſichtigte, 
erfuhren wir erſt nachher: er erzählte Motterſhead, er habe einfach Streik gemacht, 
um 30 Schilling ſtatt 15 Schilling wöchentlich zu erhalten. Er hatte ſich für unent⸗ 
behrlich gehalten und als dies ſchief ging, drehte er die Sache ſo, Marx habe mit 
Hales intriguiert, ihn hinauszuwerfen. Und ich bin feſt überzeugt, daß er ſelbſt dies 
jetzt glaubt, obwohl ſeine Abdankung niemand mehr überraſchte als uns. Kam die 
Konferenz. Sowohl der Generalrat wie die Konferenz ſelbſt hatten beſchloſſen, die 
Sitzungen ſollten privat ſein; ein ausdrücklicher Beſchluß, den Du kennſt, übertrug 
dem Generalrat, feſtzuſtellen, welche Beſchlüſſe zu veröffentlichen ſeien und welche nicht. 
Well, ein paar Tage nach der Konferenz erſcheint ein Artikel im „Scotsman“ und 
„Manchester Guardian“, der ausführlichen Bericht über mehrere Sitzungen der Kon- 
ferenz nebſt Reſolutionen der Konferenz brachte und durch die ganze engliſche und 
europäiſche Preſſe ging. Du kannſt Dir die allgemeine Wut denken. Alles ſchrie 
über Verrat und verlangte exemplariſche Beſtrafung der Verräter. Wo internationale 
Blätter beſtehen, ſchimpfte alles über den Generalrat, der ſolche Dinge in die 
Bourgeoispreſſe kommen laſſe, während unſere eigenen Blätter keine Nachrichten 
erhielten. 

Wir wußten gleich, wer der Verräter war. Es war nämlich bloß über die 
Sitzungen berichtet, in denen Cccarius geweſen war, über die anderen kein Wort, 
nur einige Beſchlüſſe ungenau wiedergegeben. Marx benutzte die erſte Gelegenheit, 
wo wir Eccarius allein hatten, ihm das vor den Kopf zu jagen und ihm in aller 
Freundſchaft anzuempfehlen, to make a clean breast of it,! feinen Rüffel hinzunehmen 
und in Zukunft diskreter zu ſein. Er (Eccarius) ging auch zu Jung, der Präſident 
der ad hoc eingeſetzten Unterſuchungskommiſſion war, und ſagte ihm, er habe aller⸗ 
dings dem hieſigen Office der „New Vork World“ einen Artikel über die Konferenz 
gegeben, aber unter der ausdrücklichen Bedingung, ihn der engliſchen Preſſe nicht 
mitzuteilen. Er kannte aber ebenſowohl den Lumpencharakter dieſer Leute wie ihre 
Verbindung mit der engliſchen Provinzialpreſſe, und mußte ebenfalls wiſſen, daß er 
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kein Recht habe, die Konferenzverhandlungen an die amerikaniſche Preſſe zu ver⸗ 
kaufen. Dabei machte er allerlei faule Ausflüchte, es ſeien im engliſchen Artikel 
noch andere Dinge, die im amerikaniſchen Artikel nicht ſtünden, es müſſe alſo noch 
jemand ausgeplaudert haben, und das ſei wahrſcheinlich Hales (der ſich in dieſer 
Sache durchaus straightforward! benommen) und dieſer ſei der eigentliche Verräter. 
Jung, um Cccearius zu ſchonen, zog die Sache auf die lange Bank, indes bekam 
Eccarius doch ſchließlich einen Rüffel, und von da an ſah ſich dieſer Menſch, der 
jeden Tag bereit iſt, die ganze Internationale um ein Linſengericht zu verkaufen, für 
die gekränkte ſchöne Seele an. | 

Trotzdem begingen wir die Dummheit — Du ſiehſt, wie ſehr wir gegen ihn 
intriguierten — ſeine Ernennung zum amerikaniſchen Sekretär vorzuſchlagen und 
durchzuſetzen. 5 

Seit Hales Ernennung trat eine tötliche Rivalität ein zwiſchen Eecarius und 
Motterſhead einerſeits und Hales andererſeits. Die Engländer ſpalteten ſich in drei 
Parteien, eine Anti⸗Hales, eine Pro⸗Hales und eine mehr oder weniger neutrale. 
Hales beging auch eine Maſſe Dummheiten — er iſt erſchrecklich eitel und will 
stand for Hackney? —, aber die anderen griffen ihn ſo lächerlich albern an, daß 
er faſt immer Recht behielt. Um dem Dreck, der die Zeit des Generalrats faſt aus⸗ 
ſchließlich in Anſpruch nahm, ein Ende zu machen, mußten wir eine Art comité 
du salut public ernennen, vor das alle Perſönlichkeiten verwieſen werden. CTiſt 
kaum nötig, hinzuzufügen, daß wir Hales, wo er es verdiente, und das war oft 
genug, ebenſoſehr aufs Dach geſtiegen find wie dem Eccarius oder jedem anderer. 

Jedenfalls hat Hales immer noch das Vertrauen der East End- Arbeiter — 
hier unſere beſten Leute — während ſich Eccarius mit den verkommenſten und ver⸗ 
dächtigſten Elementen aſſoziiert hat, die alle mit der great liberal partys unter einer 
Decke ſtecken. 

Als das British federal Council gebildet wurde, wurden Motterſhead, Ecca⸗ 
rius & Comp., die keine Arbeitergeſellſchaften repräſentieren, nicht zugezogen. Die 
Art, wie dies geſchah, war unregelmäßig und wurde im Generalrat getadelt, aber 
die Sache war durchaus notwendig, wenn ſich nicht dort derſelbe Trick wieder⸗ 
holen ſollte. 

Das nennt Cccarius, wir hätten hier die damnable side genommen. 

Was Amerika anging, ſo trat ſofort nach der Konferenz die Spaltung ein; das 
Subkomitee (die Sekretäre) ſollte über die Sache berichten, und da Marx bisher 
die amerikaniſche Korreſpondenz hauptſächlich geführt, übernahm er den Kram und 
alle Briefe gingen an ihn. Daß dabei Eccarius' Sekretariat bis zum Beſchluß 
der Generalrats über die ganze Sache tatſächlich ſuspendiert wurde, verſtand ſich 
von ſelbſt. Es war aber nichts zu ſchreiben. Das ſcheint ihn wieder tief gekränkt 
zu haben. Als es zur Entſcheidung kam, nahm Eccarius die Partei der Feinde 
Sorges. Dieſe beſtehen: 1) aus ein paar Franzoſen, die wie Malon & Comp. in 

Genf, kommandieren wollen, ſchon weil ſie Franzoſen und Kommuneflüchtlinge ſind, 
2) aus Schweitzerianern (Große & Comp.), 3) aus den Yankee-Bourgeoisfreunden 
der Mesdames Woodhull & Claflin, Leute die viel durch ihre free love!-Praxis in 
Verruf gebracht, die alles mögliche verlangen — a universal government, spiritism 
(Geiſterbeſchwörung à la Home & Comp.), nur nicht unſere Sachen, und die jetzt in 
Antwort auf die Generalratsbeſchlüſſe erklären, die Internationale könne im Amerika 
nur etwas werden, wenn man die „wages-slaves““ ſoviel wie möglich heraus⸗ 
werfe, denn ſie verkauften ſich doch ſicher am Erſten an die bogus reformes® und 
trading politicians!“ 

Sorge & Comp. haben formell auch Böcke geſchoſſen, aber wenn die Inter⸗ 
nationale in Amerika nicht in eine reine Bourgeoisſchwindelgeſellſchaft umſchlagen 


* 
Aufrichtig. — 2 Für Hackney kandidieren. — 3 Große liberale Partei. — * Freie 
Liebe. — 5 Lohnſklaven. — „ Schwindelreformer. — ' Geſchäftspolitiker. 


* 


A 


Mar Bach: Beiträge zur Geſchichte der Internationale. 51 


ſoll, ſo müſſen ſie unbedingt unterſtützt werden. Die guten Deutſchen (faſt alle 
Deutſche), die beſten Franzoſen und alle Irländer ſtehen zu ihm. 
Freund Eccarius aber hatte an dem Organ von Sektion 12, Woodhull & 
Claflins Weekly, ein neues literariſches Unterkommen vorausgeſehen und daher ſind 
wir on the damnable side. 
Kurz Eccarius hat ſich in ſeinem Umgang mit den engliſchen Agitatoren und 
trading politicians und Trades Unions paid secretaries,! die hier jetzt alle von der 
Mittelklaſſe gekauft ſind oder ſie anbetteln, man möge ſie doch kaufen, in der in der 
Tat großen, aber ſelbſtverſchuldeten Miſere, die er durchgemacht, und ſchließlich in 
ſeinem Literatentum ſo total demoraliſiert, daß ich ihn aufgegeben habe. Er tut mir 
ſehr leid, ſowohl als alter Freund und Mitarbeiter, wie als Mann von Kopf, 
aber ich kann die Tatſachen nicht wegſchaffen. In ſeinem Zynismus ſpricht er das 
übrigens auch ganz offen aus. Wenn er ſich aber einbildet, wir konſpirierten gegen 
ihn und wollten ihn aus dem Generalrat hinauswerfen, ſo ſchreibt er ſich doch 
etwas zu viel Wichtigkeit zu. Im Gegenteil, wir laſſen ihn ganz ruhig laufen. 
Wir hätten xmal Gelegenheit gehabt, ihm was aufs Dach zu geben. Wir haben es 
nicht gethan und nur da ihm die Wahrheit geſagt, wo es rein unvermeidlich war. 
Aber es war platterdings unmöglich zuzuſehen, wie er die Internationale in eine reine 
Milchkuh für ſich verwandeln wollte und dabei alle Rückſichten mit Füßen trat. 
Übrigens ſind Lochner, Leßner, Pfänder und Frankel vollſtändig im klaren über 
Eccarius, und wenn Du an einen von ihnen ſchreibſt, wirſt Du ſchwerlich eine ſo 
kühle und leidenſchaftsloſe Antwort bekommen wie von mir. 
28. Mai. Heute ſind Nachrichten von Amerika angekommen. Der ſeparatiſtiſche 
Föderalrat iſt in voller Auflöſung. Mad. Woodhull und ihre Yankee-Freunde von 
Sektion 9 und 12 haben ein Meeting gehalten, um ihre Kandidatur als Prä- 
ſident in den Vereinigten Staaten zu pouſſieren, und dabei eine Platform 
aufgeſtellt, worin von allem möglichen die Rede iſt, nur nicht von Kapital und 
Arbeit, ſich außerdem greulich lächerlich gemacht. Das war zu arg. Die Sektion 6 
hat ihren Delegierten Groſſe abgeſetzt, ſich den Generalratsbeſchlüſſen unterworfen 
und Delegierte zu Sorges Föderalrat geſchickt. Dito Sektion 2, die allerſchlechteſte 
franzöſiſche, hat ſich vom ſeparatiſtiſchen Rat getrennt. Andere 6 Sektionen ſind 
auf dem Punkt zu folgen. Näheres in nächſter „East. Post“. Du ſiehſt, was für 
Elemente Eccarius ſich drüben ausgeſucht — alle ſeine Privatkorreſpondenten, 
Maddon, Weſt, Elliot ꝛc., waren und ſprachen auf dem Woodhull Meeting. 
Dieſe Sachen ſind alle unter uns, die Verhandlungen des Generalrats gehören 
nicht mir, und ich teile ſie Dir nur mit zu Deiner und Bebels Privataufklärung. 
Die Belgier haben eine Statutenreviſion debattiert, aber nicht abgeſchloſſen. 
Hins hat einen Entwurf vorgelegt, worin der Generalrat abgeſchafft wird. Wäre 
mir perſönlich ganz recht, ich und Marx gehen doch nicht wieder hinein; wie die 
Sache jetzt iſt, haben wir keine Zeit zum Arbeiten und das muß aufhören. 
Ein Brief von Marx an Dich iſt heute abgegangen mit Einlage: Erklärung 
des Generalrats gegen die hieſigen kleinen Klüngler, die durch die Bourgeoispreſſe 
des Kontinents einige Wichtigkeit erhalten haben. 
Grüße Deine Frau und Kinder, dito Bebel 
Dein 

Friedrich Engels. 
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Das Weib und der Intellektualismus. 
Von Klara Zetkin. 


Aus einem armſeligen Bächlein iſt die deutſche Literatur zur Frauenfrage 
in den letzten Jahren zu einem anſehnlichen Strome angeſchwollen, dem aller⸗ 
dings mehr Breite wie Tiefe eignet, und der bedeutſamer iſt als Ausdruck des 
fortſchreitenden Erwachens der deutſchen Frauen und der Erſtarkung der Frauen⸗ 
bewegung, denn als Träger neuer, geklärter, fruchtbarer Gedanken. Unter den 
wenigen Erzeugniſſen, die über eine tüchtige, alltägliche Mittelmäßigkeit hinaus⸗ 
reichen, verdient Oda Olbergs Broſchüre: „Das Weib und der Intellek⸗ 
tualismus“ mit an erſter Stelle genannt und vor allem geleſen zu werden. 
Wie das treffliche Buch von Adele Gerhard und Helene Simon: „Mutterſchaft 
und geiſtige Arbeit“, ſo behandelt auch Oda Olbergs Schrift die tiefſte und 
bedeutungsſchwerſte Seite der Frauenfrage: das Verhältnis zwiſchen der geiſtigen 
Entwicklung und Betätigung der Frau und der Mutterſchaft mit ihren phyſiſchen 
und geiſtig⸗ſittlichen Verpflichtungen. In gewiſſer Beziehung treten beide Arbeiten 
ergänzend nebeneinander. Die erſtgenannten Verfaſſerinnen legen den Schwer⸗ 
punkt ihres Werkes auf die Beantwortung der Frage, ob ſich die geſchlechtliche 
und die geiſtige Weſenheit der Frau in einem harmoniſchen Nebeneinander geſund 
auszuleben vermögen. Oda Olbergs Darlegungen dagegen kreiſen vor allem 
um das Problem, ob die geiſtige Minderwertigkeit des Weibes in innerem, un⸗ 
lösbarem Zuſammenhang mit der Mutterſchaft verbunden ſei, dies aber ent⸗ 
weder biologiſch durch die Inferiorität des Gehirns, als eines untilgbaren, 
unwandelbaren Geſchlechtscharakters oder ſozial, durch die Notwendigkeit einer 
verkümmerten geiſtigen Entwicklung als unerläßlicher Vorbedingung für das 
Tragen, Gebären und Erziehen eines geſunden Nachwuchſes. Die ſchmerzens⸗ 
reichſten inneren Nöte und Konflikte des modernen Weibes ſind es, aus denen 
die eine Arbeit hervorgewachſen iſt. Der Kampf um das Recht der Frau, ihre 
Eigenart zu entwickeln und dieſe Konflikte durchzukämpfen, hat den Anſtoß zu 
der anderen gegeben. 

Oda Olbergs Broſchüre wurde durch die bekannte Streitſchrift des Profeſſor 
Möbius über den „phyſiologiſchen Schwachſinn des Weibes“ angeregt. Aber ihre 
Arbeit überragt bei weitem die landläufigen Polemiken, welche im Getümmel 
des Tages bald um dieſe, bald um jene Seite der Frauenfrage entbrennen. Ein⸗ 
mal dadurch, daß ſie das aufgerollte Problem nicht ſeicht frauenrechtleriſch be⸗ 
trachtet vom Standpunkt des Weibes als „eines menſchlichen Individuums“ 
und ſeines in dieſer Tatſache wurzelnden „natürlichen Rechtes“, ſondern von 
der höheren Warte des Artintereſſes und der hierin für die Frau als Mutter 
und Erzieherin begründeten Pflichten; mit anderen Worten: daß ſie über das 
Recht der Perſönlichkeit das Wohl der Menſchheit ſtellt. Dann durch die ſcharfe 
Klarſtellung des engen, unlösbaren Zuſammenhanges, der zwiſchen den Zielen 
der Frauenbewegung und der grundſätzlichen Wertung der Kultur beſteht, und 
der bedingt, daß im letzten Grunde auch im Kampfe um den Intellektualismus 
des Weibes Weltanſchauung gegen Weltanſchauung ſtehen muß. Last not least 
verdankt die Broſchüre ihre Überlegenheit der Art und Weiſe, wie die gefaßte 
Frage von Oda Olberg behandelt worden iſt. Die Verfaſſerin verſchmäht ein 
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billiges Prunken mit dem äußeren Apparat wiſſenſchaftlichen Arbeitens, wie 
es heute vielfach zur Mode geworden iſt, der bei etlicher Ausdauer ohne viel 
Aufwand von Hirnſchmalz gehuldigt werden kann. Sie hat von der Wiſſen⸗ 
ſchaft nicht übernommen, „wie ſie ſich räuſpert und wie ſie ſpuckt“. Aber ihre 
Arbeit iſt in den weſentlichſten Teilen die Frucht eines Geiſtes, der wiſſen⸗ 
ſchaftlich beanlagt, geſchult und mit reichen Kenntniſſen gerüſtet iſt. Ihre Ge⸗ 
dankengänge können nur ſo klar umriſſen und ſachlich wohl begründet ſein, 
ſich zu ſo ſtreng logiſchen und überzeugenden Schlußfolgerungen aufbauen, weil 
hinter ihnen ein weites, vielſeitiges und ſyſtematiſch geordnetes Wiſſen ſteht, das 
mit ſeiner überquellenden Fülle die Verfaſſerin nicht gleichſam meiſtert, ja ertränkt, 
ſondern vielmehr von ihr geiſtig durchdrungen und beherrſcht wird. Auf jeder 
Seite faſt kommt es dem Leſer zum Bewußtſein, daß Kenntniſſe und Urteile hier 
kein todter Beſitzſtand ſind, der ſelbſtgefällig ausgebreitet wird, vielmehr ein 
lebendiges Etwas, das von der geiſtigen Perſönlichkeit aſſimiliert worden iſt und 
nun befruchtend in ihren Adern kreiſt. So vermittelt die Broſchüre in ihrem 
geringen Umfang und ihrer gedrängten Darſtellung eine tiefere, anregendere und 
ſelbſtändiger durchdachte Gedankenwelt als manche dickleibige Kompilation von 
Leſefrüchten, die ſicherlich auch ihr Verdienſt beanſpruchen darf, die aber des 
höchſten Vorzugs ermangelt: der Widerſpiegelung eigenen ſchöpferiſchen Lebens, 
wie es den Ausführungen Oda Olbergs ihr Gepräge und einen feſſelnden Reiz 
verleiht. So tritt die Verfaſſerin als objektiv Forſchende und Beweiſende an eine 
heiß⸗ und vielumſtrittene Frage heran — die Frage nach der Beſchaffenheit 
und Leiſtungsfähigkeit des weiblichen Gehirns und dem Rechte der Frau auf 
intellektuelles Leben —, der gegenüber nur zu oft die Gegner der Frauen⸗ 
bewegung nicht wiſſenſchaftlich geprüft, ſondern tendenziös gehäſſig gerichtet 
haben, ihre Anhänger aber ſich mit Entſcheidungen begnügten, die obenhin und 
„an und für ſich“ zutreffend, doch die Berückſichtigung der tieferen phyſiologiſchen 
und ſozialen Zuſammenhänge vermiſſen ließen. Dank der gekennzeichneten 
Vorzüge gibt Oda Olberg dort neue, wertvolle Münze, wo Freund wie Feind 
häufig mit abgegriffenen, ſchmutzigen Pfennigen zahlen, wo Tatſachen und 
Schlußfolgerungen den Stempel abgedroſchener Banalität tragen. 

Wie die Gedankengänge, ſo iſt Darſtellung und Stil durchſichtig, kräftig, 
gehaltreich, ohne unechten feuilletoniſtiſchen Aufputz, oft durch kauſtiſchen 
Witz und beißende Ironie belebt, welche platte gegneriſche Argumentationen 
tödlich treffen. Von verſchiedenen Seiten iſt der verſchwenderiſche Gebrauch von 
Fremdwörtern bemängelt worden. Meines Dafürhaltens mit Recht. Gewiß: 
die behandelte Materie hat ihn nahegelegt; der Umſtand, daß das Geiſtesleben 
der Verfaſſerin zum großen Teile in dem Bannkreis der italieniſchen Sprache 
ſteht, macht ihn begreiflich. Nichtsdeſtoweniger möchte ich ihn bei ſpäteren Auf⸗ 
lagen der Broſchüre vermieden ſehen, und das im Intereſſe ihrer weiten Ver⸗ 
breitung zumal auch in Kreiſen, denen die wiſſenſchaftlichen Fremdausdrücke 
das Verſtändnis erſchweren. 

Was dem Erfaſſen und der Behandlung der ſtrittigen Frage nachgerühmt 
wurde, kann übrigens nicht für alle Teile der Abhandlung gleichmäßig gelten. 
Es trifft vor allem und uneingeſchränkt nur für die Ausführungen zu, welche 
die phyſiologiſche Seite erörtern und die moderne Kultur in ihrer Bedeutung 
als Geſamterſcheinung, als bloc de marbre, im Gegenſatz zu dem „Zurück-zur⸗ 
Natur“ werten, das Finſterlinge, Peſſimiſten und müde Schwächlinge predigen. 
Dagegen bleibt die Verfaſſerin meiner Anſicht nach manches ſchuldig, wo es 
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ſich darum handeln müßte, dieſe Kultur nicht mehr als Abſtraktion des geſchicht⸗ 
lichen Entwicklungsganges der Menſchheit in ſeiner Totalität zu faſſen, vielmehr 
in ihrer konkreten heutigen Weſenheit als Kultur der kapitaliſtiſchen Ordnung, 
mit den ſich hieraus ergebenden beſtimmten Charakterzügen und Zuſammen⸗ 
hängen, welche das vorliegende Problem einſchneidend oder auch ausſchlag⸗ 
gebend beeinfluſſen. Scharf umgrenzte ſoziale Phänomene verflüchtigen ſich zu 
blutloſen Schemen allgemeiner Begriffe; die Erſcheinungen werden manchmal 
zu eng, manchmal zu weit gefaßt oder unter ein Schema gebeugt, das den 
Tatſachen nicht ſtandhält; Schlußfolgerungen und Werturteile hängen ohne 
vollgültige Beweiſe in der Luft. Ein gedrängter überblick über den Inhalt 
der Broſchüre — der uns durch die Bedeutſamkeit der abgehandelten Fragen 
geboten ſcheint — ſoll dies nebenbei an einigen Beiſpielen zu erhärten ſuchen. 
Das Kapitel „Fruchtbarkeit und Kultur“ laſſe ich dabei aus, um es zum 
Gegenſtand einer eingehenden und grundſätzlichen Auseinanderſetzung in einem 
Artikel zu machen, der im Anſchluß an die vorliegende Beſprechung erſcheint. 
Meines Erachtens wird dies gerechtfertigt durch die große Wichtigkeit der dort 
behandelten Materie und die Forderung, zu welcher die Verfaſſerin gelangt: 
„künſtliche Beſchränkung der Fruchtbarkeit“. 

Unter dem Intellektualismus des Weibes begreift Oda Olberg das Streben 
nach der Entfaltung ſeiner perſönlichen Eigenart über die Hemmniſſe hinaus, 
die ihm heute in Sitte, Gebrauch und Geſetz entgegenſtehen. Nicht als willkür⸗ 
liche und ungeſunde Zufallserſcheinungen, als unausbleibliche Folgen des ge⸗ 
ſchichtlichen Entwicklungsganges der Menſchheit treten die entſprechenden Forde⸗ 
rungen auf. Die Revolutionierung des Wirtſchaftslebens hat Kräfte des Weibes 
freigeſetzt, die bis dahin im Hauſe an ein zwar eng begrenztes, aber vielſeitiges 
Wirkungsgebiet gebunden waren, und die nun nach Betätigung verlangen. Wo 
der Beſitz fehlt, wo die Familie unter dem Zwange ſteht, immer mehr ihrer Glieder 
wirtſchaftlich abzuſtoßen und auf ſich ſelbſt zu verweiſen: da wird der Befriedigung 
heiſchende innere Tätigkeitsdrang durch den Stachel der Not verſchärft, die zur 
Berufsarbeit treibt. Auf hundert breiten Straßen und ſchmalen Pfaden drängt 
ſich das reiche geiſtige Leben in den Daſeinskreis der Frau; in ſchier be⸗ 
ängſtigender Zahl und Mannigfaltigkeit treten aus dem geſellſchaftlichen Leben 
komplizierte Probleme, verantwortungsreiche Aufgaben an ſie heran. Innere 
und äußere Faktoren wirken zuſammen, wecken das Perſönlichkeitsbewußtſein 
des Weibes, ſeinen Drang nach Orientierung in der Fülle der Geſichte, ſein 
Begehren nach freiem Ausleben geſund entwickelter Kräfte in klar erkannter, 
pflichttreuer Mitarbeit an allen Aufgaben der Kulturmenſchheit. Die Forde⸗ 
rung, wohlausgerüſtet am intellektuellen Leben der Zeit teilzunehmen, hat einen 
prinzipiellen Charakter und iſt umfaſſender als das Verlangen nach Berufs⸗ 
tätigkeit. Ob die erſtrebte Geiſtesbildung der Frau in den Dienſt eines Berufs 
geſtellt werden ſoll, darüber entſcheiden Begabung, Neigung und wirtſchaftliche 
Lage. Über die Einwände gegen die Berechtigung geiſtiger Berufsarbeit ſpricht 
die praktiſche Erfahrung das letzte Wort, welche Vorteile gegen Nachteile ab⸗ 
wägt. Die Pflege und Aufziehung der Kinder ſtellt für die Familie und die 
Geſellſchaft ein Aquivalent der Berufsarbeit dar. Für viele Frauen wird die 
geiſtige Bildung und Schulung nur die Möglichkeit ſchaffen, „den Mutterberuf 
geiſtig zu durchdringen“ und „eine intellektuelle Brücke zu ſchlagen, welche von 
der Familie zur Geſellſchaft führt“. Sie wird die Frau ausrüſten, ihre Auf⸗ 
gaben hier wie da in ernſter Geiſtesarbeit ſtatt in unfruchtbarem Dilettantiſchen 
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zu löſen. Ein Entfalten und Ausleben der perſönlichen Eigenart iſt es, was 
erſtrebt wird, aber keineswegs „ein Auf⸗ſich⸗zurückſtellen des Weibes in intellek⸗ 
tueller Sterilität“. „Iſt doch das Gehirn das ſoziale Organ, deſſen Heran- 
bildung im normalen Menſchen notwendig zur Erkenntnis feiner ſozialen Ge⸗ 
bundenheit führt. Nichts weiſt das Individuum weniger auf ſich ſelbſt zurück, 
als die Einſicht in die Tatſachen des Geſellſchaftslebens, nichts zwingt es mehr, 
die Faſern ſeines Fühlens und Wollens in die Geſamtheit zu ſenken, als ernſte 
wiſſenſchaftliche Arbeit.... Je mehr der Menſch ſich geiſtig entfaltet, um jo 
größer wird die Zahl der Poren, durch die er mit der Geſamtheit im Aus⸗ 
tauſch ſteht.“ Die Ausführungen, in denen Oda Olberg dieſen Gedanken be— 
gründet, gehören zu dem Beſten der an Trefflichem ſo reichen Broſchüre. 
Nach der Anſicht der Verfaſſerin kommt der Frage nach dem Rechte des 
Weibes auf intellektuelle Entwicklung und Betätigung vor allem Bedeutung 
für die beſitzenden Klaſſen zu, denn es handelt ſich um Bedürfniſſe, die nur 
bei ihnen Intenſität erlangen, da des Tages Mühſal ſie nicht groß werden 
läßt. Wie der Mann fo will auch die Frau „erſt leben, dann ein menſchen⸗ 
würdiges Daſein haben, dann ein ſolches, das ſeiner individuellen Weſenheit 
entſpricht“. Mich will bedünken, daß Oda Olberg mit dieſer ihrer Auffaſſung 
die grundſätzliche Seite des Problems und das tiefſte Weſen des proletariſchen 
Klaſſenkampfes, der ſozialiſtiſchen Bewegung nicht ganz richtig bewertet. Wenn 
je, ſo handelt es ſich bei der ſtrittigen Frage um ein Recht, das von der 
höchſten grundſätzlichen Bedeutung für das geſamte weibliche Geſchlecht iſt. 
Dem Weibe im allgemeinen verſagt man wegen ſeines Geſchlechtscharakters, 
wegen der phyſiologiſchen Tragweite ſeines intellektuellen Aufſteigens für die 
Mutterſchaft den Ausbau ſeiner geiſtigen Weſenheit. Zugegeben, daß dank der 
Klaſſenſpaltung in der heutigen Geſellſchaft die praktiſche Ausnutzungsmöglich⸗ 
keit des umkämpften Rechtes für Proletarierinnen und bürgerliche Frauen eine 
ſehr verſchiedene iſt. Wo nicht mehr um die menſchenwürdige, geſchweige denn 
um die nackte Exiſtenz gekämpft werden muß, kann die perſönliche Eigenart 
kraftvoller und erfolgreicher nach freiem Flügelſchlag drängen. Wo des Lebens 
harte Not als oberſte, unerbittliche Herrin gebeut, wird der ſehnſuchtsſchwere 
Ruf der Individualität nach ungehemmtem Leben und Wirken leicht ver⸗ 
ſtummen, ja oft nicht einmal in noch ſo leiſen, ſchüchternen Schwingungen 
durch die Seele zittern. Und doch ſcheint es mir nicht angängig, auf Grund 
dieſer Tatſachen das aufgerollte Problem dem Gebiet der „Damenfrage“ zu⸗ 
zuweiſen. Zählen ſie denn nicht nach Tauſenden und Abertauſenden, die 
Frauen der Beſitzenden, deren Pſyche im „Puppenheim“ tief ſchläft und nicht 
einmal einen flüchtigen Traum von ernſter Geiſtesſchulung und Geiſtesarbeit 
träumt, weil der Überfluß mit ſeinen Begleiterſcheinungen ſich ebenſo erſtickend 
auf die Perſönlichkeit legt, wie das Elend? Andererſeits aber ſchwellen die 
Scharen der Proletarierinnen immer mehr an, die im Kampfe gegen den Kapi⸗ 
talismus bewußt oder inſtinktiv das Recht ihrer Perſönlichkeit auf frei er⸗ 
blühendes Menſchentum verteidigen. Auch in denen, welche die heutige Ord— 
nung an den Felſen der Ausbeutung ſchmiedet und ſie hier von den Geiern 
ſozialer Mühſal zerfleiſchen läßt, lebt alſo das prometheuſiſche kraftvoll⸗trotzige 
Perſönlichkeitsbewußtſein, das unter Qualen in ungebeugtem Stolze der herr⸗ 
ſchenden Macht zuruft: „Du kannſt mich doch nicht töten!“ 
Der klaſſiſche Ausdruck davon iſt der bewußte proletariſche Klaſſenkampf, 
iſt die ſozialiſtiſche Bewegung. Das ſubjektive Ziel dieſer Bewegung iſt mit 
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der ſozialen Befreiung der proletariſchen Maſſen die Aufrichtung des Rechtes der 
Perſönlichkeit, ſich ihrer Eigenart entſprechend zu entfalten und auszuleben — 
ſelbſtverſtändlich innerhalb der Grenzen, welche durch das höhere Recht der 
Geſamtheit gezogen werden. Ihr objektives Ziel iſt der Sturz der kapita⸗ 
liſtiſchen, der Aufbau der ſozialiſtiſchen Ordnung, als der ökonomiſchen und 
ſozialen Vorbedingung dafür. Die drei Entwicklungsphaſen, die Oda Olberg 
unterſcheidet — der Kampf um das Leben ſchlechthin, um das menſchenwürdige 
Daſein und um die Entfaltung der individuellen Eigenart —, liegen in ihr 
nicht nacheinander, ſondern nebeneinander und in innigſter Verbindung mit⸗ 
einander. Denn ſie tritt auf inmitten einer Geſellſchaft, deren wirtſchaftliche 
Grundlage allen Gliedern der Geſamtheit nicht bloß die nackte oder eine leidlich 
menſchenwürdige Exiſtenz zu ſichern vermag, vielmehr auch gleiche Entwick⸗ 
lungs⸗ und Betätigungsmöglichkeit. Von dem Neben: und Miteinander ihrer 
Ziele gilt das in anderem Zuſammenhang gebrauchte Wort von Marx, daß 
die ſozialiſtiſche Bewegung „nur die Elemente der neuen Geſellſchaft in Frei⸗ 
heit zu ſetzen hat, die ſich bereits im Schoße der zuſammenbrechenden Bourgeois⸗ 
geſellſchaft entwickelt haben“. Von ihren erſten Anfängen an iſt ſie eine Kampfes⸗ 
bewegung für die höchſtmögliche Kultur aller. Ihre geſchichtliche Aufgabe iſt 
es, in den ausgebeuteten Maſſen ohne Unterſchied des Geſchlechtes mit dem 
Klaſſenbewußtſein das Perſönlichkeitsbewußtſein zu wecken und ihren Willen 
über des Lebens Notdurft, das platt Alltägliche und Nützliche hinaus auf die 
höchſten Menſchheitsideale zu richten. 

Im Lichte der angedeuteten Tatſachen und Zuſammenhänge wird meines 
Erachtens klar, welch große grundſätzliche Bedeutung auch für das kämpfende 
Proletariat der Antwort auf die Frage zukommt: Iſt das Weib ſeiner geſchlecht⸗ 
lichen Weſenheit zufolge geiſtig minderwertig, muß es den Mutterverpflichtungen 
zufolge im Artintereſſe geiſtig minderwertig bleiben? Und dieſe grundſätzliche 
Bedeutung gewinnt ſtetig an praktiſchem Werte. Mehr und mehr erweitert der 
proletariſche Klaſſenkampf die Schranken, welche die kapitaliſtiſche Ordnung der 
Ausnutzungsmöglichkeit des prinzipiellen Rechtes zieht. Fortſchritte der ſozia⸗ 
liſtiſchen Bewegung, Reformen, welche das Proletariat ertrotzt, ſchaffen wichtige 
Vorbedingungen, daß in der Proletarierin Sehnſuchtsgewalten erwachen, „die 
im Herzen wunderbar ſchliefen“, daß die Proletarierin ihre Eigenart reicher 
und tiefer auszubauen vermag durch Ausnutzung zugänglicher Bildungsmittel, 
durch Anteilnahme am geiſtigen Leben ihrer Zeit, durch Betätigung im 
Befreiungskampf ihrer Klaſſe. N 

Oda Olberg überſieht außerdem meines Erachtens noch zweierlei. Zunächſt: 
nicht die Frauen der beſitzenden Klaſſen im ſtrengen Sinne des Wortes, der 
oberen Zehntauſende, die Frauen des Klein- und Mittelbürgertums und vor 
allem der bürgerlichen Intelligenz ſind vornehmlich die bürgerlichen Trägerinnen 
des Kampfes um das Recht des Weibes auf Entwicklungsfreiheit ſeiner geiſtigen 
Eigenart. Nicht der glühende Drang nach dem allgemeinen höchſten Ausbau der 
Perſönlichkeit iſt ſeine wichtigſte treibende Kraft, ſondern das Bedürfnis nach 
Erſchließung der liberalen Berufsgebiete. Kein Zweifel, daß dieſes Bedürfnis in 
großem Umfang aus ſeeliſcher Pein emporquillt, aus dem zehrenden inneren Ver⸗ 
langen nach einem ernſten, hohen Lebensinhalt. Jedoch ebenſo ſicher, daß es in 
noch größerem Umfang durch den materiellen Zwang hervorgerufen wird, der mit 
ſcharfem Peitſchenhieb den Erwerb des Lebensunterhaltes fordert. Dann aber: 
in der proletariſchen Frauenwelt muß ſich geſchichtlich bedingt das Bedürfnis 
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nach Luft und Licht für das Emporblühen der individuellen Eigenart in 
anderen Formen äußern, muß es ſich andere Ziele als Mittel zum Zwecke 
ſetzen, als in den bürgerlichen Frauenklaſſen. Die gleiche Rolle, die für die 
einen das Streben nach höherer Bildung und Berufstätigkeit ſpielt, kommt 
für die anderen dem Kampfe zu um die Aufrichtung von Schranken gegen die 
kapitaliſtiſche Ausbeutung, um die Hebung der Volksbildung, um die Eroberung 
der politiſchen Gleichberechtigung. Der Klaſſenkampf iſt die höchſte Form, in 
welcher der Sehnſuchtsſchrei der Proletarierin zum Ausdruck gelangt, ihrer 
perſönlichen Eigenart entſprechend empfangend und gebend vollen Anteil am 
Kulturleben zu nehmen. Oda Olberg wird deshalb weder dem Weſen noch 
den dadurch bedingten praktiſchen Aufgaben der proletariſchen Frauenbewegung 
gerecht, wenn ſie ihr als nächſtes Ziel ſteckt: „bei gleicher Leiſtung gleichen 
Lohn für männliche und weibliche Arbeiter zu erlangen“. Dieſes Ziel ſchöpft 
nicht einmal den Inhalt einſeitigſter Nurgewerkſchaftlerei aus! Der proleta⸗ 
riſchen Frauenbewegung fällt eine viel weiter reichende Aufgabe zu: das 
Klaſſenbewußtſein der proletariſchen Frauen zu wecken, ſie für den proletariſchen 
Emanzipationskampf zu gewinnen und geiſtig auszurüſten, an allen ſeinen 
Phaſen teilzunehmen. — 

Grundſätzlich, unter Berufung auf ſein Geſchlecht, ſoll dem Weibe das Recht 
auf den höchſten Ausbau der Perſönlichkeit vorenthalten bleiben, der nur 
möglich iſt bei unbehinderter Entwicklung der geiſtigen Kräfte und ihrer uns 
behinderten Betätigung auf allen Gebieten des ſozialen Lebens. Alſo will es, 
behaupten die Gegner des Frauenrechtes, der Zuſammenhang, der zwiſchen der 
Mutterſchaft mit ihren phyſiologiſchen und geiſtig⸗ſittlichen Anforderungen und 
dem geiſtigen Leben der Frau beſteht. Oda Olberg liegt nichts ferner, als 
dieſen unbeſtreitbaren Zuſammenhang zu beſtreiten. Umgekehrt: von der 
höchſten Wertung der Pflicht gegen das Artintereſſe geleitet, hebt ſie ihn nach⸗ 
drücklich hervor. Im Hinblick auf die phyſiologiſch begründete, ſozial nötige 
Gebundenheit der Mutter erklärt ſie, daß die Forderung nach einem höheren 
intellektuellen Leben weder als Machtfrage ausgetragen, noch nach allgemeinen 
Billigkeitsgründen entſchieden werden darf. Nur dann kann der Spruch zu 
gunſten des Intellektualismus fallen, wenn „die Phyſiologie und die Soziologie 
den Einwurf entkräftet haben, daß das von den Frauen Erſtrebte zu einer 
Verſchlechterung der Raſſe oder einer Störung der ſozialen Beziehungen führen 
werde“. 

Zwei Umſtände ſind es vor allem, welche die Beantwortung des umſtrittenen 
Problems erſchweren und die im allgemeinen von den Dogmatikern der geiſtigen 
Minderwertigkeit des Weibes gar nicht oder nicht genügend berückſichtigt worden 
ſind. Sachlich überzeugend und mit glänzendem Witze legt dies die Verfaſſerin 
unter Hinweis auf Lombroſo und Ferrero wie Sergi nach. Die Wertung der 
geiſtigen Fähigkeit des Weibes auf Grund der Vergleichung mit dem Manne 
bietet eine methodologiſche Schwierigkeit erſten Ranges. Es fehlt an einem 
dritten Objekt als Maßſtab, an dem beide gemeſſen werden könnten, und zwar 
müßte dieſes dritte Objekt ein ſolches ſein, deſſen Wertung ſelbſt nicht um⸗ 
ſtritten iſt. In Ermanglung dieſes Wertmaßes wird ein Urteil über die 
geiſtige Fähigkeit des Weibes im allgemeinen gefällt, nach welchem ihm dem 
Manne gegenüber ſeine Rangſtellung angewieſen werden ſoll. „Aber das Weib 
in der Geſamtheit ſeiner Lebensäußerungen als biologiſches und ſoziales Weſen 
kann dem Manne logiſch weder über- noch untergeordnet werden, da beide ſo— 
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wohl in bezug auf ihre phyſiologiſche Funktion als auch ihre Stellung im Geſell⸗ 
ſchaftsleben inkommenſurabel ſind.“ Zu der methodologiſchen Schwierigkeit ge⸗ 
ſellt ſich eine andere: zu ergründen, ob die unleugbare ſoziale Minderwertigkeit 
der Frau untrennbar mit ihrer geſchlechtlichen Weſenheit verbunden oder aber 
das Ergebnis einer Verquickung biologiſcher mit ſozialen Faktoren darſtellt und 
alſo unter dem Einfluß der Kultur wandelbar iſt. „Denn das Weib als bloßer 
Ausdruck geſchlechtlicher Weſenheit exiſtiert nicht, was ſich der Beobachtung 
bietet, iſt durch Verſchmelzung von in ſeinen Grundlinien Konſtantem mit 
Wandelndem entſtanden.“ i 

Es kann ſich jedoch nach der Verfaſſerin nicht darum handeln, „das Recht 
des Weibes auf geiſtige Entfaltung ſchlechthin darzutun, ſondern in einem ge⸗ 
gebenen kulturellen Milieu, deſſen Entwicklung in einer gegebenen Richtung als 
anſtrebenswert vorausgeſetzt wird“. Die Frauenfrage kann daher nicht „als 
ſolche“ behandelt werden. Eine Auseinanderſetzung mit ihr hat zur Vorbedingung 
eine beſtimmte Stellungnahme zu anderen wichtigen ſozialen Problemen. Zwei 
davon greift Oda Olberg heraus: die Bevölkerungsfrage, beziehungsweiſe die 
Frage des Antagonismus zwiſchen Fruchtbarkeit und Kultur und die Frage 
nach der Bedeutung der modernen Kultur. Was die letztere anbetrifft, ſo muß 
von vornherein klar geſagt werden, „ob die moderne Kulturentwicklung in ihren 
großen Grundzügen als eine geſunde Anpaſſungserſcheinung gilt oder als eine 
Verirrung, denn wenn dieſe Kultur ſelbſt krank iſt, ungeſund im Kern, dann 
ſind auch ihre Forderungen zu verwerfen. Auch wäre aus dem notwendigen 
Nexus der modernen Ziviliſation mit den Forderungen der Frau nach geiſtigem 
Ausleben — falls er nachgewieſen wäre — kein Schluß zu gunſten dieſer 
Forderungen zu ziehen, weil die Kultur ſelbſt den Fluch in ſich ſchlöſſe der Ent⸗ 
artung und Greiſenhaftigkeit.“ 

Der Abſchnitt, welcher von der modernen Kultur handelt, iſt wohl der be⸗ 
deutendſte der ganzen Broſchüre, ja meinem Empfinden nach gehört er zu dem 
Schönſten und Wertvollſten, was zu der Frage auf dem Gebiet der Eſſays in 
dieſen letzten Jahren geſchrieben worden iſt. Ihm eignet eine ſeltene Fülle, 
Geſundheit, Kraft und Klarheit der Gedanken; ein tiefſchürfendes Eindringen 
in die Zuſammenhänge, welche Natur und Kultur in ewiger Geſetzmäßigkeit 
miteinander verknüpfen; eine treffſichere Unterſcheidung von Weſentlichem und 
Nebenſächlichem, von ewig Seiendem und geſchichtlich Wandelbarem; eine ſcharf⸗ 
ſichtige Erkenntnis der kulturellen Entwicklungstendenzen und der ſich daraus 
ergebenden verantwortungsreichen Aufgaben für Geſellſchaft und Individuum. 
In ihm lebt eine ſieghaft⸗ſtolze Zuverſicht — eine Zuverſicht, die nicht in blind 
überſchwenglicher Verzückung ſchwärmt, vielmehr in wiſſenſchaftlicher Erkenntnis 
begründet iſt — auf den unaufhaltſamen Emporſtieg der Menſchheit, auf ihre Kraft, 
aus der Kultur ſelbſt heraus ihre zeitweiligen ungeſunden Begleiterſcheinungen 
zu überwinden. Er iſt durchweht von feinem, liebevollem, eindringendem Ver⸗ 
ſtändnis für die unſchätzbare, unerſetzliche Arbeit der Maſſen, der Namenloſen, 
der „Durchſchnittsmenſchen“ an dem Aufbau der Kultur, für die zunehmende 
Differenziertheit des menſchlichen Gehirns, deſſen Leiſtungen treibende und 
tragende Kräfte der Kultur ſind. Oda Olbergs großzügige, kerngeſunde Auf⸗ 
faſſung ſteht in erquickendem Gegenſatz zu den verworrenen, falſchen Wert⸗ 
urteilen derer, welche der Kultur als Unverſtändige, Haſſer, Furchtſame und 
Schwächlinge gegenüberſtehen, jenen Werturteilen, wie ſie für einen großen Teil 
der modernen Literatur charakteriſtiſch find, von dem leidenſchaftlichen, ge⸗ 
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waltigen „Ecrasez l'infame“ des genialen Tolſtoi bis zu dem widerwärtigen 
Gewinſel dekadenter Jämmerlinge, die, der Gedanken unfähig, der ſchlaffen, 
greiſenhaften Seele nicht einmal mehr „Stimmungen“ abzufoltern vermögen 
und ihre „Schöpferkraft“ lediglich durch Ausrufezeichen, Gedankenſtriche und 
andere tiefſinnige „Symbole“ offenbaren. Oda Olbergs großzügige, kerngeſunde 
Auffaſſung ſteht aber auch in erquickendem Gegenſatz zum dem Getue und Ge— 
habe jener Einflieger und Heroenanbeter, die nicht achtungsvolle, gewiſſenhafte 
Pfleger der Perſönlichkeit ſind, ſondern hohle Individualitätsprotzen; bornierte 
Götzendiener vor dem Genie und nicht das Genie Begreifende; Unterknirpſe, 
die ſich von den Träbern Nietzſcheſcher Philoſophie nähren und das Recht, ſich 


4 


als „übermenſchen“ zu gebärden, einzig und allein aus ihrer ſouveränen, 


rohen Verachtung der „Herdentiere“, der Maſſen ableiten. Schluß folgt.) 
Sr DLITDLIS DIT DAITDLITDLITDLILDLINEN, 
Literariſche Rundſchau. 


Max Lehrs, Käthe Kollwitz. Wien, Geſellſchaft für vervielfältigende Kunſt. Folio. 
Wenn von dem Kunſtempfinden und den Kunſtbedürfniſſen der Maſſe geſprochen 

wird, dann unterlaſſen es die Aſtheten niemals, mit bedenklichem Kopfſchütteln über 
dem gering entwickelten Formſinn der Maſſe zu klagen, der völlig zurücktritt vor 
dem Empfinden für den gedanklichen Inhalt des Kunſtwerkes, für das anekdotiſche 
Element in ihm. Nun iſt gewiß die Empfänglichkeit für die Schönheit der Form ein 
wichtiges Element künſtleriſchen Genuſſes; aber das Weſentliche bei jedem Kunſtwerk 
iſt doch der Gedanken⸗ und Gefühlsinhalt. Nichts iſt törichter, als die Verurteilung 
der ſogenannten Tendenzkunſt. Es gibt gar kein echtes Kunſtwerk, das nicht in 
irgend einer Richtung Tendenz hat: das heißt, in dem der ſchaffende Künſtler nicht 
eine beſtimmte, ihn beherrſchende Gefühls⸗ oder Gedankenreihe in ſuggeſtiver Weiſe 
auf den Hörer oder Beſchauer zu übertragen ſucht. Dieſe Tendenz — und das wird 
von den Rufern im Streite heute überſehen — muß ja nicht notwendig eine poli— 
tiſche oder ſoziale ſein; auch das Beſtreben, die Schauer des Erhabenen zu erwecken, 
die wunderſame Schönheit des menſchlichen Körpers zu zeigen, den Stimmungsgehalt 
einer Landſchaft zum Ausdruck zu bringen — was iſt es anderes als Tendenz? 
Wenn alſo irgend eine Tendenz jede Kunſt und jeden Künſtler beherrſcht, warum 

ſoll gerade die politiſche oder ſoziale Tendenz ein Kunſtwerk minderwertig machen? 
Nein, theoretiſch iſt ſogar eine ausgeſprochene Parteikunſt durchaus möglich; und 
wenn wir heute mit Ausnahme etwa der Lyrik noch keine ſozialiſtiſche Kunſt haben, 
das heißt eine Kunſt, die ein Ausdruck iſt des ſiegesſicheren, hoffnungsfreudigen Kampfes 
der Arbeiterklaſſe um ihre Befreiung, ſo liegt das wahrlich nicht an der Unverein⸗ 
barkeit von Kunſt und Sozialismus, ſondern an den Verhältniſſen, welche die Kunſt 
heute mehr als je zuvor zum Monopol der herrſchenden Klaſſen gemacht haben. Sie 
allein beſitzen die Muße, die nötig iſt, um Kunſt zu genießen; von ihnen iſt der ſchaffende 
Künſtler abhängig; ſie ſtellen das Publikum, welches die Theater füllt, ſie ſind es, 
die allein Bilder und Skulpturen kaufen und bezahlen können; ihre Machtorgani⸗ 
ſation, der Staat, vergibt die Aufträge für den Bau und die Ausſchmückung öffent⸗ 
licher Gebäude: ſo herrſcht ihr Geiſt unumſchränkt über die Kunſt. Aus dem Prole⸗ 
tariat heraus aber kann ſich eine eigene Kunſt noch nicht geſtalten; gewiß gibt es 
einzelne Fälle, daß Proletarier große Künſtler geworden ſind, aber ſie konnten es 
nur werden, indem ſie ſich vom Proletariat loslöſten, von ſeinen Kämpfen, von 
ſeinen Hoffnungen. Nur auf dem Gebiet der Lyrik können wir ſchon heute mit einem 
gewiſſen Rechte von ſozialiſtiſcher Kunſt ſprechen. Von Freiligrath und Herwegh 
führt eine ununterbrochene Kette zu Henckell, zu Audorf, zu Jacoby; hier bedarf's 
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einerſeits nicht der koſtſpieligen Vorſtudien, die die Ausübung jeder anderen Kunſt 
erfordert, andererſeits iſt gerade die Lyrik der Maſſe am leichteſten zugänglich zu 
machen. 

Die Bourgeoiſie, deren Klaſſenbewußtſein viel empfindlicher iſt als das proleta⸗ 
riſche, wittert ja in jedem Kunſtwerk, das die Nachtſeiten der bürgerlichen Geſellſchaft 
ſchildert, „ſozialiſtiſche“ Tendenz. Die Armeleutbilder in den Kunſtausſtellungen, die 
Armeleutſtücke in den Theatern gelten als „ſozialiſtiſch“. Dieſes Genre begegnet bei 
der Bourgeoiſie noch am eheſten einer gewiſſen, väterlichen Nachſicht; von Zeit zu Zeit 
kommt es ſogar in Mode. Die Betrachtung des ohnmächtigen, verzweifelnden, unter⸗ 
liegenden Elends berührt nicht ſo unangenehm, wie es die Schilderung der kraftvollen 
und ſiegesſicheren Erhebung tun müßte. Empfindſame Seelen finden Rührung und 
gemütvolle Emotionen in dieſer Kunſt. Auch Hauptmanns „Weber“ entgingen dieſer 
Etikette nicht, die dem Drama von den einen als tiefſter Schimpf, von den anderen 
als höchſtes Lob angeheftet wurde — beides mit gleichem Unrecht. Und als im Jahre 1898 


in der Berliner Kunſtausſtellung eine bis dahin wenig gekannte junge Künſtlerin, 
Käthe Kollwitz, durch die herbe Kraft und den tiefen Stimmungsgehalt eines Zyklus 


von Radierungen „Ein Weberaufſtand“ die Bewunderung der Kenner erregte, wider⸗ 


fuhr ihr das gleiche Schickſal: die einen bejubelten in ihr die Bringerin der neuen, 


ſozialiſtiſchen Kunſt, die anderen — nun, Max Lehrs, deſſen ſchöne Monographie 
über die Künſtlerin uns zur Beſprechung vorliegt, erzählt, daß die Jury der Künſt⸗ 
lerin die goldene Medaille bereits zuerkannt hatte, deren Verleihung dann aber „aus 
unerforſchten Gründen“ unterließ. Einige ſpäter geſchaffene Radierungen „Car⸗ 
magnole“ und „Bauernkrieg“ verſtärkten den Eindruck, daß hier ein ungewöhnliches 
und eigenartiges Talent ſich äußere, mußten aber ebenfalls als Beweiſe für die an⸗ 
gebliche ſozialiſtiſche Tendenz der Künſtlerin dienen. Wer die Blätter unbefangen 
betrachtet, begreift kaum, wie dieſe Auffaſſung entſtehen konnte. Dieſe vertierten 
Weiber, die in ekſtatiſchem Taumel um die Guillotine tanzen, dieſer Zug der 
Streikenden mit den ſtumpfen, müden, von Wut und Haß und bitterem Elend 
ſprechenden Geſichtern, dieſer wilde Haufe wütender Bauern, der mit Senſen und 
Axten, zum Außerſten entſchloſſen, hinter der Bundſchuhfahne einherſtürmt — aus 
allen dieſen mit unheimlicher, zwingender Kraft der Phantaſie geſchauten Szenen 
ſpricht unſtreitig ein tiefes, von aller Sentimentalität freies Mitempfinden mit ge⸗ 
quälten und geknechteten Menſchen, eine wilde, laut aufſchreiende Empörung: aber 
nichts von der ſelbſtbewußten, ſiegesſicheren Kraft des Sozialismus. Das ſoll natürlich 
kein Vorwurf ſein; vielmehr ſchien uns dieſe Auseinanderſetzung nötig, um die große 
Kunſt der Kollwitz einer mißverſtändlichen und ſchiefen Auffaſſung zu entrücken. In 
dem von der Wiener Geſellſchaft für vervielfältigende Kunſt herausgegebenen Hefte 
finden ſich außer einer Originalradierung eine Anzahl vortrefflicher Reproduktionen 
von Handzeichnungen und Lithographien der Künſtlerin; ihr von Max Lehrs mit 
feinem Verſtändnis geſchriebenes Lebensbild iſt geeignet, ſie den vielen Bewunderern 
ihrer Kunſt auch menſchlich näher zu bringen. Hugo Heller. 


Dr. G. Ruhland, Syſtem der politiſchen Okonomie. Band I. Berlin, W. Ißleib. 

Dr. Ruhland, zur Zeit Herausgeber des „Getreidemarktes“, iſt, wenn nicht, wie 
manche ſeiner Gegner behaupten, ſimpler Spekulant, ſo einer der wunderlichſten Ideo⸗ 
logen der im Bunde der Landwirte organifierten Agrarbewegung. Wer die hoff⸗ 
nungsloſe Gedankenverwirrung, die abſolute Syſtemloſigkeit des Herrn aus früheren 
Publikationen kennt, wird gewiß, wenn ihn nicht Rezenſentenpflichten binden, im weiten 
Umkreis um dies „Syſtem“ herumgehen. Was man manchem anderen Autor übel 
vermerken würde, daß er unter ſeinem Namen, ohne jeden Zuſatz auf dem Titel⸗ 
blatt, einen Band auf den Markt wirft, der nur zur Hälfte von ihm ſelbſt verfaßt 
iſt, wirkt hier eher im Sinne einer angenehmen Überraſchung. Nach 204 Seiten 
Ruhlandſcher Einleitung, aus der nur das eine erſichtlich, daß er, von der ver⸗ 
ſprochenen Syſtemſchöpfung noch ganz abgeſehen, nicht einmal die Probleme, von 
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denen er ausgehen will, in halbwegs klarer Weiſe zu formulieren vermag, folgt 
eine „Entwicklungsgeſchichte der Völker“. Bevor ſich uns die letzte Wahrheit über 
die Rettung aus den Nöten der Gegenwart enthüllt, werden wir, nach dem Plane 
des Werkes, einen Vorbereitungskurſus in der Weltgeſchichte durchzumachen haben. 
Achtundvierzig Autoren, rühmt ſich Ruhland, als Mitarbeiter an dieſer Auf— 
gabe und als „Materiallieferanten für den Syſtembau“ gewonnen zu haben. In 
dieſem Bande kommen zwei davon zu Wort: Dr. Franz Walter ſchreibt über die 
Entwicklungsgeſchichte der Juden, Dr. Karl Hofmeiſter über die der Griechen und 
Römer. An ſich bieten die drei kleinen hiſtoriſchen Skizzen, vornehmlich die Walters, 
in gedrängter Form — jedenfalls für den Nichtfachmann auf den betreffenden Ge— 
bieten — mancherlei Anregendes, was ſie von den ökonomiſchen Raiſonnements des 
erſten Teiles ſehr zu ihrem Vorteil unterſcheidet. Welchen Zweck ſie aber innerhalb 
und für das Syſtem, von dem der Raumfüllung abgeſehen, haben ſollen, bleibt 
ſchleierhaft. Dadurch, daß man die jüdiſche und die antike Geldwirtſchaft, die ver— 
bunden mit dem Steuer- und Kriegsweſen und der Sklaverei die Bauern auswuchert 
und ruiniert, einfach „Kapitalismus“ nennt, iſt doch wahrhaftig noch keine Analogie 
zwiſchen der damaligen und der modernen, in ihrer Produktionsweiſe kapita⸗ 
liſtiſchen Geſellſchaftsordnung hergeſtellt. So verſchieden der moderne Kapitalismus 
vom jüdiſch⸗antiken ſogenannten Kapitalismus, nicht weniger verſchieden iſt in dieſen 
ſozialen Organismen die Lage des „Bauernſtandes“, auf deſſen Intereſſen, wie Ruh⸗ 
land laut verkündet, das „neue Syſtem“ ja zugeſchnitten ſein ſoll. Nicht nur, daß 
ſelbſtverſtändlich ein und dieſelbe ſoziale Erſcheinung je nach den ökonomiſchen Ge— 
bilden, in denen ſie erſcheint, ganz verſchiedene Urſachen haben kann, hier exiſtiert 
ja gar nicht einmal eine ſolche Dieſelbigkeit des Tatbeſtandes! Was in aller Welt 
ſoll man dann aber aus den hiſtoriſchen Exkurſen, die nach den von Ruhland im 
erſten Teile des Buches abgegebenen Verſicherungen zur Orientierung über die gegen⸗ 
wärtig einzuſchlagende Volkswirtſchaftspolitik dienen ſollen, hierfür entnehmen? 
Dieſer erſte Teil, beginnend mit einem Kapitel „aus der Entſtehungsgeſchichte 
der Syſteme“, in dem ein Haufe Exzellenzen zitiert wird, die ſich um eine im Auf: 
trag Bismarcks unternommene agrariſche Studienreiſe Ruhlands ausgangs der acht⸗ 
ziger Jahre verdient gemacht haben, beſteht im weſentlichen aus einer Überſicht und 
„Kritik“ der bisherigen ökonomiſchen Syſteme: des merkantiliſtiſchen, phyſiokratiſchen 
Freihandels⸗ und des ſozialiſtiſchen (marxiſtiſchen) Syſtems. Sozuſagen als Leit⸗ 
motiv und Motto der Behandlung wird mit einer Loyalitätsverbeugung ein Wort 
des „Finanzminiſters Dr. v. Miquel“ vorangeſchickt, all jene Syſteme ſeien „ent⸗ 
ſtanden aus der Summe der Konſequenzen der jeweiligen Zeitverhältniſſe“. Was 
an dem Satze wahr iſt, iſt nicht neu (Ruhland ſelbſt ſpricht davon als von einer 
„längſt anerkannten Wahrheit“). Ebenſo wahr iſt aber auch das andere, daß inner⸗ 
halb dieſer allgemeinen Abhängigkeit von den ökonomiſchen Zeitverhältniſſen und 
Klaſſenintereſſen die Syſteme zugleich eine Reihenfolge von Verſuchen darſtellen, das 
objektiv Gegebene, den inneren Mechanismus des kapitaliſtiſchen Syſtems durch 
immer konſequentere, ſchärfere Bildung und Verknüpfung der ökonomiſchen Begriffe 
methodiſch klarzulegen. Es iſt höchſt charakteriſtiſch, daß Ruhland für dieſe Seite 
der theoretiſchen Entwicklung, alſo für das eigentlich Syſtematiſche in feinem Über- 
blick nichts, auch gar nichts übrig hat. Er redet zwar davon, daß die ökonomiſche 
Politik aus einer wiſſenſchaftlichen Erkenntnis des ökonomiſch Seienden entſpringen 
ſoll, doch bleibt es eben bei dem Reden. — Glanzvoll find feine Erörterungen über 
das Wertproblem (S. 5 ff.). Was er hierüber zu ſagen hat, beſchränkt ſich auf die 
Erklärung, daß er den „Wert des landwirtſchaftlichen Grundbeſitzes“ nicht ohne 
weiteres „dem in den einzelnen Fällen gezahlten Grundpreis“ oder „dem von den 
Taxatoren ermittelten Taxwert“, ſondern daß er ihn dem „Buchwert“ oder „Sach— 
wert“ gleichſetze! Der „Buchwert“, auch mit dem Ehrentitel des „wahren Wertes“ 
belegt, ſei aber „der Ertragswert bei extenſivem Betrieb plus nachweisbar inveſtiertes 
Kapital“ (11). Was Ruhland an der üblichen Berechnung des „Ertragswertes“ aus⸗ 


a 3 
. 


62 Die Neue Zeit. 


zuſetzen hat, iſt, wie er ſagt, der Umſtand, „daß hierbei der Arbeitserfolg des Wirt⸗ 
ſchafters nach den üblichen Lohnverhältniſſen beſtimmt und der Ertragszuwachs kapi⸗ 
taliſiert zum Grundwert geſchrieben wird“. Sein neuer, ſein „Buchwert“, verzichte 
auf „dieſe wenig ſelbſtändige Anlehnung an den Lohnmarkt für Hilfsarbeiter“. Dabei 
proklamiert Ruhland dann auch gleich eine neue „Formel des natürlichen Arbeits⸗ 
lohns“ dem Forſcher: „Der wirkliche Ertrag des ſelbſtändigen Wirtſchafters in ſeiner 
Wirtſchaft iſt die naturgemäße Vergeltung ſeiner Arbeitsthätigkeit.“ Und nun geht's 
im Galopp von der grauen Weide der Theorie zur grünen Praxis der Mittelſtands⸗ 
retterei hinüber. „Damit (nämlich mit dieſer Formulierung des ‚natürlichen Arbeits⸗ 
lohns“) wird das Problem des natürlichen und gerechten Arbeitslohns zur Mittel⸗ 
ſtandsfrage (!!), wobei wir unter Mittelſtand jeden Arbeiter verſtehen, der Eigen⸗ 
tümer ſeiner Produktionsmittel und jedem dritten gegenüber ſelbſtändig iſt. Und 
die Mittelſtandsfrage in dieſem Sinne wird logiſcherweiſe zwei Seiten haben: nämlich 
das Problem der Preisbildung für die Produktionswerkzeuge (lies: Grund und Boden) 
und das Problem der Preisbildung für die Arbeitsprodukte (lies: Getreide). Die 
Einführung des Buchwertes für den Beſitzerwerb der ſelbſtändigen Landwirte“ 
wird „die Mittelſtandsfrage nach der erſteren Seite löſen“, weil der Buch⸗ 
wert „klar und reinlich verhütet, daß die fortſchreitende Produktivität der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeit von der Preisſteigerung der Produktionswerkzeuge und der daraus 
fließenden ‚ Grundſchulden“ verzehrt werde“. Dann kommt der Schlußtrumpf: „Dieſem 
Arbeitslohnbegriff des ſelbſtändigen Mittelſtandes gegenüber iſt der 
Arbeitslohn der Hilfsarbeiter ein abgeleiteter Begriff, der (notabene 
der Begriff?) unter gut geordneten volkswirtſchaftlichen Verhältniſſen in ſeiner 
Höhe von dem Arbeitserfolg des Mittelſtandes reguliert wird und 
ſich dieſem parallel bewegt. Unſere moderne ſozialpolitiſche Literatur, die ſelt⸗ 
ſamerweiſe den Verſuch macht, die Arbeitslohnfrage an dem Lohnarbeiter 
allein befriedigend zu löſen, hat ſich in eine Sackgaſſe verlaufen und die große 
breite Heerſtraße noch gar nicht betreten.“ Jeder Satz dieſer Auslaſſungen fügt zu 
dem Stamm- und Grundkapital der Konfuſion eine Zuwachsrate in geometriſcher 
Progreſſion hinzu. Man weiß, daß unter der ſelbſtändigen landwirtſchaftlichen 
Bevölkerung gerade die kleinen, ſelbſtarbeitenden Bauern, da ſie ihr Korn meiſt 
ſelbſt verzehren, eventuell ſolches vom Markte hinzukaufen, gar nicht oder nur 
minimal an hohen Getreidepreiſen, dem Ziele, auf welches Ruhlands Syſtem der 
Wirtſchaftspolitik offenſichtlich hinaus will, intereſſiert ſind. Natürlich muß aber 
die Getreidepreisverteuerungspolitik als Politik des Bauernſtandes, und — das iſt 
der Zweck der Ruhlandſche Erfindung — als Politik „des Mittelſtandes“, der, ſo⸗ 
weit er ſich aus Handwerkern u. ſ. w. zuſammenſetzt, ebenſo wie die Arbeiterſchaft 
ein ganz direktes Intereſſe an möglichſt niedrigen Getreidepreiſen hat, aufmarſchieren. 
Überhaupt die Helligkeit des agrariſchen Inſtinktes inmitten dieſer ſtockdunklen Ge⸗ 
dankenkonfuſion iſt höchſt bemerkenswert. Wieviel „praktiſcher Sinn“ und feines 
Verſtändnis für die Klagen ob der „hohen Landarbeiterlöhne“ in dem Orakelſpruch, 
der den Arbeitslohn als „abgeleiteten Begriff“ erklärt und ſeine „Parallelbewegung“ 
fordert! 

„Das uns heute fehlende neue Syſtem der Nationalökonomie“ (alſo das Ruh⸗ 
landſche), heißt es im Schlußkapitel, „wird vorausſichtlich ebenfalls (nämlich wie der 
Marxismus) ein Syſtem der Arbeiterpolitik (!) ſein, das indes nicht von dem 
viel zu engen Begriff der Lohnarbeit (), ſondern von dem To talbegriff 
der Arbeit (!) im volkswirtſchaftlichen Sinne ausgehen wird.“ Was das für ein 
„Totalbegriff der Arbeit“ iſt, deſſen Entfaltung wir zu erwarten haben, verrät ſich 
anmutig in der Polemik gegen die „heutige deutſche Schule der Nationalökonomie“, 
die, unvermögend, zu dieſer Höhe des Begriffs ſich zu erheben, Herrn Ruhland viel 
zu — arbeiterfreundlich iſt! Auf S. 150 bekennt er, daß ihn bei der von dieſen Oko⸗ 
nomen mit befürworteten Forderung einer „allgemeinen Witwen- und Waiſen⸗ 
verſorgung der Arbeiter mit ſtaatlicher Arbeitsloſenverſicherung Ent⸗ 
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ſetzen erfaßte.“ ... „Die heutige Nationalökonomie iſt hier auf dem beſten Wege, 
die Zukunft des deutſchen Volkes verderben zu helfen.“ Und ſtimmungsvoll reiht 
dieſem Erguß ſich auf der nächſten Seite ein denunziatoriſch ſchillernder Ausfall 
gegen die noch für das Koalitions- und Streikrecht der Arbeiter eintretenden 
„offiziellen Vertreter der Nationalökonomie“ an! Troſtreich läßt er durchblicken, 
daß ſein Syſtem auch dieſe „Sparmung zwiſchen Theorie und Praxis“ beſeitigen 
werde. 

Das mag zur Charakteriſtik des „wahren“ oder „Buch- und Sachwertes“ Ruh⸗ 
lands hier genügen. Konrad Schmidt. 


Alice Salomon, Zoziale Frauenpflichten. Vorträge, gehalten in deutſchen Frauen⸗ 
vereinen. 


Die tapfere Schülerin und Freundin von Jeanette Schwerin hat in der ihr 
eigenen klaren und zielſicheren, von jeder Phraſe und jeder Übertreibung gleich ent- 
fernten Art in einer Reihe von Vorträgen dargetan, innerhalb welcher Grenzen die 
heutige ſoziale Betätigung der bürgerlichen Frauen verläuft oder verlaufen ſollte. 
Die ſoziale Hilfsarbeit, „die Umſetzung des erweiterten Mutterſchaftsgedankens, die 
übertragung der Mutterliebe vom Hauſe auf die Gemeinde, auf die Welt“, iſt ihr 
eine Verpflichtung. Die Frauen ſollen lernen, ſich als „Bürgerinnen zu fühlen, die 
für den Staat, der ihnen Recht und Ordnung, Schutz und Sicherheit gewährleiſtet, 
auch einen Teil ihrer Kräfte einzuſetzen haben“. Und wenn ſie von der ſozialen 
Mitarbeit der Frau auch keine Löſung der ſozialen Frage erwartet, ſo erhofft ſie 
doch von ihr eine Milderung der ſozialen Not. 

Aus dieſen Geſichtspunkten beurteilt und erläutert Alice Salomon die Mit⸗ 
wirkung der Frau in der Armenpflege, beim Kinder: und Arbeiterinnenſchutz, um 
ſchließlich die längſt nicht genug gewürdigte Macht der Frau als Käuferin zu kenn⸗ 
zeichnen. Beſonders dieſer letzte Vortrag führt ein relativ neues! und noch keines⸗ 
wegs genug gewürdigtes Moment in die Betrachtung der wirtſchaftlichen Zuſammen⸗ 
hänge und Einflüſſe ein. Denn ſelbſt die Konſumentenvereinigungen mannigfachſter 
Art haben den Gedanken von der Macht des Käufers und ſeiner Verpflichtung, dieſe 
Macht in einem beſtimmten Sinne zu gebrauchen, nicht rein und als Selbſtzweck 
herausgearbeitet. Sie befinden ſich vielmehr im Stande der Notwehr der koalierten 
Produzentenmacht gegenüber. Auch erläutert Alice Salomon am Beiſpiel ebenſo 
das Verſchulden und die Verpflichtung der begüterten Konſumentenkreiſe wie den 
Einfluß, den der wirtſchaftlich Schwache durch den konſumgenoſſenſchaftlichen Zu⸗ 
ſammenſchluß nicht nur auf Art und Preis der Ware, ſondern auch auf Arbeits⸗ 
und Lebensbedingungen der Urproduzenten auszuüben vermag. 

Der Vortrag über Kinderſchutz iſt der wenigſt eindringliche. Er läßt ſich daran 
genügen, allgemein Bekanntes in überſichtlicher Form zuſammenzufaſſen. Indeſſen 
darf man bei Würdigung dieſer wie aller anderen Darlegungen nicht vergeſſen, daß 
ſie in einem Kreiſe werbende Kraft entfalten ſollen, zu dem die wiſſenſchaftliche 
Literatur zur Frauenfrage nicht dringt, oder in dem ſie nicht geleſen wird. 

In dem Vortrag über Arbeiterinnenſchutz und Frauenbewegung wird für die 
Arbeiterin in ihrer Eigenſchaft als Mutter ein beſonderer Schutz gefordert. Aber 
von dem übers Ziel hinausſchießenden Begehren der Klerikalen, die der Dunkel⸗ 
männer überhaupt, die Fabrikarbeit verheirateter Frauen zu verbieten, heißt es: 
„Dieſes Verlangen muß grundſätzlich und energiſch im Intereſſe der arbeitenden 
Frauen bekämpft werden: als eine tatſächliche und ſchwerwiegende Beeinträchtigung 
ihrer wirtſchaftlichen Freiheit“ und „ein Verbot der Fabrikarbeit kann die Ur⸗ 
ſachen nicht beſeitigen, die heute eine Frau zwingen, Haus und Kinder zu ver⸗ 
laſſen.“ 


Dr. Wilhelm Bode, Weimar, war der erſte Vertreter des Gedankens der Konſumenten— 
moral in Deutſchland. 
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Sehr ſympathiſch ſind die Ausführungen zum Punkte Organiſation. Mit ein⸗ 
dringendem Verſtändnis wird von der Notwendigkeit des organiſierten Zuſammen⸗ 
ſchluſſes geſprochen, das freie Vereins- und Verſammlungsrecht als unerläßliche 
Grundlage verlangt und zugleich darauf hingewieſen, daß die bürgerliche Frauen⸗ 
bewegung die Pflicht habe, hier einzuſetzen, vorzuarbeiten und aufzuklären, ſelbſt 
wenn, wie heute, ein gemeinſames Vorgehen der bürgerlichen und proletariſchen 
Frauen unangängig wäre. 5 

So ſind die Vorträge, reich an Inhalt, überſichtlich geordnet und völlig ſachlich 
gehalten, wohl geeignet, in beiden Lagern der Frauenbewegung mit Nutzen geleſen 
und verwertet zu werden. H. Fürth. 


Tony Kellen, Die Not unſerer Schauſpielerinnen. Leipzig 1902, Verlag von 
Otto Wigand. Preis 2 Mark. 


Das Buch bringt in ziemlich verworrener und planloſer Darſtellung hiſtoriſche, 
kritiſche, äſthetiſche Daten, Statiſtiken, aus denen übrigens keine oder mangelhafte 
Schlußfolgerungen gezogen ſind (ſiehe Heiratsſtatiſtik), die geſetzlichen Vorſchriften 
für Theaterunternehmer und Theateragenten, Kontraktformulare und deren (nicht 
ausführliche) Beſprechung, die Wiedergabe einer ganzen Szene aus dem Spektakel⸗ 
ſtück „Kean“ von Dumas pere, Angaben von Gagenhöhen, Aufzählung von Miß⸗ 
ſtänden im Schauſpielerberuf, Anekdoten und Anekdötchen aus dem Leben einzelner 
Bühnenſterne, Bemerkungen über dramatiſchen und geſanglichen Unterricht, über 
Tanz, Brettelſängerinnen, über Moral und noch manches andere. Die beſten Kapitel 
des Buches ſind noch diejenigen, welche von dem Agentenweſen oder eigentlich Un⸗ 
weſen und von dem Unfug handeln, der im allgemeinen mit Erteilung von drama⸗ 
tiſchem und Geſangsunterricht getrieben wird. 

Über die eigentlichen Urſachen der tatſächlich beſtehenden Not der Schauſpiele⸗ 
rinnen iſt in dem Buche nur unvollſtändiges geſagt, und ſelbſt das nicht prägnant 
genug. Dieſer Urſachen gibt es mehrere. Die Schauſpielerinnen leiden in ver⸗ 
ſtärktem Maße unter den unſicheren Lebensverhältniſſen des Schauſpielerberufs; der 
vielfache Wechſel des Wohnſitzes, der häufige Verdienſtentgang — ſei es infolge 
Engagementsmangels oder während der meiſt unbezahlten Sommer, ferien“ — bilden 
eine der Hauptquellen des Schauſpielerelends. Die Minderbezahlung der Frauen⸗ 
arbeit im Vergleich zur Männerarbeit iſt bei den Theatern die Regel. Beſonders 
verderblich aber erſcheint die Nötigung zur Anſchaffung der Bühnengarderobe ſeitens 
der Schauſpielerinnen aus eigenen Mitteln. Sie verſchlingt 30 bis 100 Prozent der 
Gage, oft auch mehr. Nur wenige Bühnenleitungen fordern rühmlicherweiſe dies 
Opfer nicht (Deutſches Schauſpielhaus in Hamburg, Schillertheater in Berlin und 
verſchiedene Hoftheaterintendanzen, welche den Schauſpielerinnen entweder Koſtüme 
und Toiletten ſelbſt ſtellen oder doch ihnen ausgiebige Toilettenzuſchüſſe gewähren). 
In dieſem Syſtem liegt auch der Urgrund der Proſtitution im Theaterleben. 

Im übrigen läßt das Buch gänzlich außer acht, daß es zahlreiche proletariſche 
Frauenberufe gibt, bei deren Ausübung die Sklavinnen unſerer modernen Geſell⸗ 
ſchaftsordnung noch übler fahren als bei der Schauſpielerei. Allein dies Außer⸗ 
achtlaſſen erklärt ſich aus dem langatmigen Untertitel des Buches, der lautet: 
„Studien über die wirtſchaftliche Lage und moraliſche Stellung der Bühnen⸗ 
künſtlerinnen“, die zugleich ſein ſollen „ein Mahnwort und Wegweiſer für junge 
Damen, die ſich der Bühne widmen wollen“. 

Da alſo das Buch für ein rein bürgerliches Leſepublikum berechnet iſt, ſo wird 
eben alles von dem Standpunkt einer höheren Töchtermoral angeſehen. Natürlich 
iſt es dann kein Wunder, daß der Verfaſſer in ſeinen Ausführungen Frömmigkeit 
und Tugend identifiziert, obſchon es männiglich bekannt iſt, daß dieſe beiden nur in 
den ſeltenſten Fällen miteinander etwas gemein haben. B. B. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Supr&me paresse. 
Berlin, 15. April 1903. 


Heute iſt der Jubel groß im bürgerlichen Hauſe: der Kongreß in Bordeaux 
hat die Ausſchließung Millerands abgelehnt, mit einer ſchwachen Mehrheit 
freilich nur und gegen den Antrag der Kommiſſion, die zur Vorberatung der 
Frage niedergeſetzt worden war, aber immerhin — Jaures hat ſeinen Freund 
Millerand gerettet; der franzöſiſche Sozialismus hat, wie ein freiſinniges Blatt 
triumphierend ſchreibt, die Eierſchalen abgeſtreift, die ihm von ſeinem Sekten⸗ 
urſprung her anhingen; er ſtellt ſich auf den Boden der allgemeinen Demo: 
kratie. Natürlich fehlt dann auch nicht die Nutzanwendung: Gehet hin, ihr 
deutſchen Sozialdemokraten, und tuet desgleichen. 

Damit hat es denn nun einſtweilen gute Wege. Vorläufig handelt es ſich 
erſt um die Frage, wie die Entſcheidung, die in Bordeaux gefallen iſt, auf die 
franzöſiſche Arbeiterbewegung wirken werde. Jean Longuet faßt in dem lehr⸗ 
reichen Artikel, den er in der vorigen Nummer unſeres Blattes veröffentlicht 
hat, die Ausſchließung Millerands als einen weſentlichen Fortſchritt auf und 
führt dafür triftige Gründe an. Doch wollen wir nicht verhehlen, daß uns 
ſchon vor Wochen andere franzöſiſche Genoſſen in anderem Sinne ſchrieben, in 
dem Sinne nämlich, es ſei beſſer, wenn Jaurès ſeinen Freund in Bordeaux 
retten würde; dann würden die proletariſchen Elemente, die noch zu der oppor⸗ 
tuniſtiſchen Fraktion gehörten, durch die Gewalt der Dinge zur ſozialrevolutio⸗ 
nären Fraktion gedrängt werden. Dagegen, wenn Millerand gehen müßte und 
Staures bliebe, jo wäre die unausbleibliche Folge die Verſchleppung der 
ſchleichenden Krankheit, an der die franzöſiſche Arbeiterbewegung leide. 

Die Tatſachen werden alsbald zeigen, ob dieſe oder jene taktiſche Auffaſſung 
richtiger iſt. Einſtweilen wollen wir uns ein wenig mit der Rede beſchäftigen, 
durch die Jaurés in Bordeaux für Millerand eingetreten iſt. Jaurés erlaubte 
ich, die Politik der ſozialrevolutionären Fraktion, das heißt die Politik, die 
Marx, Engels 14 5 Laſſalle getrieben haben und die heute N 5 deutſche 
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Sozialdemokratie treibt, als eine „Politik der Oberfaulheit (supr&me paresse)“ 
zu kennzeichnen, als eine Politik, die von jeder Anſtrengung entbinde; er be⸗ 
kundete auch damit ſeine innere Verwandtſchaft mit jenen bürgerlichen Demo⸗ 
kraten und Liberalen, die genau mit demſelben Vorwurf ſchon vor vierzig oder 
ſechzig Jahren über die bahnbrechenden Vorkämpfer des modernen Proletariats 
herfielen. Siehe unter vielem anderen die Diatriben, die Schulze⸗Delitzſch 1863 
in ſeinem Arbeiterkatechismus gegen Laſſalle richtete. Dann führte Jaurés in 
Bordeaux noch einmal das Scheingefecht auf, das er ſchon in der „Petite 
République“ mit Millerand geführt hat, um endlich den Schein als Schein zu 
enthüllen, indem er die Ausſchließung Millerands als „zugleich brutal, un⸗ 
gerecht und unpolitiſch“ verurteilte. 

Es iſt die dritte große Tat, die Jaurès in dieſem Jahre vollbringt, und fie 
krönt würdig die beiden erſten. Betrachten wir zunächſt die neue Kampagne, die er 
in der Affäre Dreyfus eröffnet hat. Ihrem politiſchen Kerne nach war die Affäre 
ein Kampf zwiſchen der bürgerlichen Demokratie und der klerikal-militariſtiſchen 
Reaktion. In dieſem Kampfe die bürgerliche Demokratie zu unterſtützen, im 
Sinne des kleineren Übels, lag gewiß im Intereſſe der Arbeiterklaſſe. Aber es 
iſt nun einmal der Fluch der bürgerlichen Demokratie, ihre eigenen Schlachten 
niemals auszuſchlagen; ſo baute ſie auch in der Dreyfuskampagne dem halb 
beſiegten Gegner eine goldene Brücke; mit einer allgemeinen Amneſtie ſchloß 
man einen ſchwächlichen und im Grunde nur für die halben Sieger demütigenden 
Frieden und dachte gar nicht daran, die politiſchen Konſequenzen der politiſchen 
Affäre Dreyfus zu ziehen, es ſei denn, daß man den Kampf gegen die Kon⸗ 
gregationen als eine demokratiſche Errungenſchaft ausſpielen will. Die verrottete 
Militärjuſtiz treibt noch immer in ungebrochener Kraft ihr mörderiſches Werk, 
und an dieſer Verſumpfung der Affäre Dreyfus trägt auch Jaurés ſeinen Teil 
der Schuld. 

Wollte er nun den Fehler wieder gut machen, um ſo beſſer! Was er dann 
zu tun hatte, ſetzt Genoſſe Kritſchewsky in einem deutſchen Parteiblatt ſehr 
richtig auseinander: er mußte die auf einen toten Punkt gelangte politiſche 
Entwicklung der Kriſe Dreyfus weiter zu treiben, er mußte die einſt hoch und 
heilig verſprochenen und wirklich möglichen reformeriſchen Folgen jener Kriſe 
zu verwirklichen ſuchen. Statt deſſen, was tat Jaurèss? Er machte die für 
den Sozialismus völlig gleichgültige Frage, ob eines der Opfer, die der Moloch 
der bürgerlichen oder der militäriſchen Klaſſenjuſtiz tagtäglich verſchlingt, ob 
der amneſtierte Dreyfus nicht noch eine gerichtliche Rehabilitierung beanſpruchen 
dürfe, zum Gegenſtand einer großen Haupt⸗ und Staatsaktion. Dabei wurden 
wochenlang geheimnisvolle Andeutungen über unerhörte Enthüllungen in die 
Welt poſaunt, Enthüllungen, die ſich ſchließlich, wie Genoſſe Kritſchewsky 
treffend ſagt, als „eine halbe Neuheit und eine neue Andeutung“ entpuppten, 
und, wie ſelbſt die enragierteſten Dreyfuſiſten der deutſchen Preſſe widerwillig 
zugeben müſſen, dadurch nicht wirkſamer wurden, daß Jaurés ſie auf der 
parlamentariſchen Tribüne möglichſt auseinander reckte. So verlief die große 
Haupt⸗ und Staatsaktion wie das Hornberger Schießen; Kammer und Re⸗ 
gierung beſchloſſen in holdem Einvernehmen, daß alles beim alten bleiben 
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ſolle. Dieſe Probe „praktiſcher Politik“ endete nicht nur mit einer ſehr praf- 
tiſchen Niederlage, ſondern auch mit einem moraliſchen Mißerfolge. 

Kommen wir zu der letzten oder vielmehr zeitlich erſten der drei großen 
Taten, die Jaurés in dieſem Jahre vollbracht hat: zu der in den Spalten der 
bürgerlichen Preſſe hochberühmten „Friedensrede“, die unter dem Titel „Deutſch⸗ 
land und Frankreich“ kürzlich auch von A. Südekum ins Deutſche überſetzt und 
als Broſchüre bei Felix Freudenberger in Würzburg erſchienen iſt. Es liegt 
uns gewiß vollkommen fern, den Kampf, den Jaures gegen die franzöſiſche 
Revancheidee führt, an und für ſich herabzuſetzen, wenn wir auch nicht in die 
überſchwenglichen Lobeshymnen einſtimmen können, die ihm deshalb geſpendet 
worden ſind. Jaurés tut damit nicht mehr, als was die deutſche Sozialdemo— 
kratie ſeit dreißig Jahren unabläſſig getan hat, indem ſie den nationalen Vor⸗ 
urteilen der deutſchen Bourgeoiſie entgegentrat und die ſogenannte Annexion 
Elſaß⸗Lothringens bei ihrem richtigen und zwar deutſchen Namen nannte. Jedes 
propagandiſtiſch tätige Mitglied der deutſchen Partei hat dieſen Standpunkt 
unter mindeſtens ebenſo ſchwierigen oder noch weit ſchwierigeren Verhältniſſen 
vertreten, als ihn Jaurès in Frankreich vertritt. Aber wenn man von den 
aufgeregten Redensarten abſieht, die an die beſcheidene Tatſache verſchwendet 
worden ſind, daß auch Jaurés mit ſeiner Oppofition gegen die Revancheidee 
die verdammte Pflicht und Schuldigkeit jedes Sozialdemokraten erfüllt, ſo darf 
dieſe Pflichterfüllung an ſich gewiß auch nicht verkleinert werden. Es fragt 
ſich nur, wie Jaureés feine Pflicht erfüllt, und da kann man leider das melan⸗ 
choliſche Geſtändnis nicht umgehen, daß die Revancheidee an dieſem Gegner 
nicht umkommen wird. 

Man ſucht in der „Rede für den Frieden“, die Jaures am 23. Januar 
dieſes Jahres gehalten hat, vergebens auch nur nach der Spur eines ſozia⸗ 
liſtiſchen Gedankens: ſie hätte, ganz ſo wie ſie iſt, von dem erſten beſten 
bürgerlichen Schwärmer für den ewigen Frieden gehalten werden können. Das 
eigentliche Rückgrat der Rede, der Gedanke, daß der mehr als dreißigjährige 
Frieden, der nunmehr in Europa beſtehe, abgeſehen von dem ruſſiſch⸗türkiſchen 
Kriege, die allgemeine Friedensſehnſucht beweiſe, iſt wörtlich einem bürgerlichen 
Friedensſchwärmer entlehnt, und zwar dem bekannteſten Hiſtoriker des Mancheſter⸗ 
tums. Es war genau dieſelbe Argumentation, einſchließlich der einen Ausnahme 
des ruſſiſch⸗türkiſchen Krieges, womit Buckle in den fünfziger Jahren des vorigen 
Jahrhunderts aus einem faſt vierzigjährigen Frieden in Europa folgerte, daß 
der kriegeriſche Geiſt allmählich erlöſche. Seitdem iſt Buckle unzähligemale 
wegen dieſer kopfloſen Beweisführung verſpottet worden, die auf ein rein äußer⸗ 
liches Symptom hin den ewigen Frieden verkündete, am Vorabend einer zwanzig⸗ 
jährigen Kriegsära und eines militariſtiſchen Aufſchwunges, gegen den die vor- 
märzlichen Rüſtungen reines Kinderſpielzeug waren. Aber Jauréès macht Buckles 
verweſten Strohhalm zum Haupttragebalken ſeiner Friedensrede. 

Mit einer Einſchränkung immerhin! Jaurés jagt, von 1815 bis 1852 hätte 
ſich Europa nur ſcheinbar eines allgemeinen Friedens erfreut; man dürfe nicht 
die unaufhörlichen Aufſtände der unterdrückten Völker in Italien, in Spanien, 
| in Polen, in Süddeutſchland vergeſſen; jo was habe ſich ſeit 1871 nicht wieder- 
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holt; es ſei wirklich das erſtemal ſeit Jahrhunderten, ſeit der Konſtituierung 
der modernen europäiſchen Staaten, daß ſich eine ſo lange Friedenszeit in Europa 
habe entwickeln können. Wirklich? Es iſt überaus bezeichnend, daß Jaures die 
revolutionären Zuckungen gegen die Verträge von 1815 ausdrücklich hervorhebt, 


aber den ſich in der Zeit von 1871 bis 1903 in ungleich koloſſaleren Formen 


entwickelnden, revolutionären Klaſſenkampf des Proletariats nicht einmal ſieht. 

Hätte Jauréès ihn geſehen, jo würde ihm auch ein erſtes Licht über die 
Frage aufgedämmert ſein, weshalb die europäiſchen Regierungen ängſtlich den 
Frieden behüten, ſo ſehr ſie ſich in waffenſtarrenden Rüſtungen überbieten. 
Nun aber ſetzt er ſeine Hoffnungen auf den Dreibund und den Zweibund, die 
beiden „großen Bündnisſyſteme“, die „als eine erſte Organiſierung Europas 
erſcheinen, die eine umfaſſendere Allianz, die europäiſche Allianz der Arbeit 


und des Friedens, anbahnen und einleiten“. Das geht ſelbſt noch über die 


durchſchnittliche Fähigkeit eines bürgerlichen Friedensſchwärmers hinaus. Zum 
Preiſe des Zweibundes führt Jauréès weiter aus, daß ſowenig Frankreich 


immer eine revolutionäre, Rußland immer eine kontrerevolutionäre Rolle ge⸗ 
ſpielt. Selbſt in der Zeit der Heiligen Allianz ſei Rußland mehr als einmal 


revolutionär aufgetreten; Metternich habe erklärt, die Sendboten des ruſſiſchen 
Illuminismus ebenſo ſehr zu fürchten, wie die des franzöſiſchen Jakobinismus. 


Alſo eine jener unzähligen Angſtphraſen Metternichs, über die der preußiſche 
Hiſtoriker Treitſchke den bitterſten und verdienteſten Spott ergießt, genügt für 


Saures, Väterchens revolutionären Geiſt bewieſen zu ſehen! Über die wirk⸗ 
liche Revolution in Rußland ſagt er: „Es iſt unſer Recht, unſere Sympathie 
für die bewundernswerten Arbeiter und die bewundernswerten Studenten, für 


den großen und glühenden Tolſtoi auszuſprechen, die für Rußland eine Zu⸗ 
kunft konſtitutioneller Freiheit herbeiführen.“ Wir müßten uns ſehr täuſchen, 
wenn die revolutionäre Arbeiterklaſſe in Rußland nicht ganz etwas anderes 
will als „konſtitutionelle Freiheit“ oder das, was der „große und glühende 


Tolſtoi“ anſtrebt. 


Dann führt Jaurés aus, die bürgerliche Revolution von 1789 ſei in ihrem 
innerſten Weſen friedlich geweſen; wenn ſie dennoch ein kriegeriſches Zeitalter 
entfeſſelt habe, ſo ſei das ihrer inneren Schwäche geſchuldet geweſen; deshalb 
habe ſie an einem Tage der Verzweiflung den Krieg entfeſſelt, wie ein Glücks⸗ 


ritter. Das habe nun eine gute Weile gedauert, aber nach einem Jahrhundert 


der Stürme und Prüfungen verſchwinde das Gift des Krieges, das der Revo⸗ 
lution eingeimpft worden ſei, und das organiſche Prinzip des Friedens, das 


ſie in ſich trage, werde im Gegenteil immer ſtärker. „Und wiſſen Sie, was 
der Friede, deſſen wir uns ſeit einem Vierteljahrhundert in Europa erfreuen, 
bedeutet? Er iſt uns das Zeichen und der Erfolg des Sieges der Revolution.“ 
Es fällt uns nicht ein, über dieſe Redewendungen auch nur ein Wort zu ver⸗ 
lieren; wir begnügen uns, feſtzuſtellen, daß wer ſo ſprechen kann, damit beweiſt, 
daß er ſich gegenüber der ſozialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung und Weltanſchauung 


noch im Stande wahrhaft rührender Unſchuld befindet. 


Nach alledem ergibt es ſich von ſelbſt, daß Jaurss von ſeinen unklaren 
Vorausſetzungen zu keiner klaren Schlußfolgerung kommt, daß er nicht mit 
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dürren Worten jagt: Es gibt keine andere Löſung der elſaß-lothringiſchen Frage, 
als die Herrſchaft des klaſſenbewußten Proletariats diesſeits und jenſeits der 
Vogeſen. In einer Flut von Worten deutet er vielmehr an, daß wenn der 
ewige Friede „alle menſchlichen Gruppen von Finland bis Irland, von Polen 
bis zum Elſaß“ beherrſchen werde, die Elſaß-Lothringer wieder zu Frankreich 
zurückkehren würden. Dazu bemerkt eine Stimme „von rechts“: „Aber wann? 
Das iſt ein Traum“. Dieſer Zwiſchenruf iſt das erſte und einzige klare Wort 
in der ganzen Broſchüre. Wir haben ſicherlich nicht das geringſte übrig für 
die franzöſiſche Revanchepolitiker, aber daß ſie einen Wechſel auf den ewigen 
Frieden, der im Gefolge der bürgerlichen Revolution — nun gar der bürger⸗ 
lichen Revolution, die augenblicklich in Europa herrſchen ſoll — als ſegen⸗ 
ſpendender Genius erſcheint, nicht acceptieren wollen, das kann man ihm wirk⸗ 
lich ſo ſehr übel nicht nehmen. 

Mit aller flammenden Beredſamkeit dieſer Friedensrede hat Jaurés auch 
nicht einen einzigen bürgerlichen Politiker bekehrt; vielmehr ſtimmten unter 
ihrem friſchen Eindruck ſämtliche bürgerliche Deputierte für die Reſolution des 
Kriegsminiſters, wonach man ſich bis an die Zähne rüſten müſſe, um den 
Frieden zu erhalten. Der toſende Beifall, den Jaurss einheimſte, entſprang 
alſo nur der Befriedigung der Bourgeoſie darüber, daß ein ſozialiſtiſcher Redner 
ſich in bürgerlichen Schwärmereien über den ewigen Frieden erging. Dieſe 
Befriedigung läßt ſich allerdings verſtehen: derartige „Friedensreden“ von ſozia⸗ 
liſtiſcher Seite verwirren die mühſam gewonnene Erkenntnis über das Weſen 
des Militarismus, die ſich endlich im internationalen Proletariat durchgeſetzt 
hatte, und zerſtören damit die einzige reelle Bürgſchaft des Weltfriedens, die 
es unter den heutigen Verhältniſſen überhaupt gibt. Das iſt freilich ein „prak⸗ 
tiſcher Erfolg“, und noch dazu was für einer! 

Nach ſolchen gewaltigen Leiſtungen hat Jaures ſicherlich ein wohlerworbenes 
Recht, über die „Politik der Oberfaulheit“ zu ſchelten, die von den proletarifch- 
revolutionären Parteien getrieben werde. Oberfaul in der Tat, aber wer? 


Die politiſche Lage in Italien. 
Von Romeo Soldi (Rom). 
I 


| . 
Hätte Nicolo Macchiavelli die politiſche Entwicklung Italiens in den letzten 
Jahren verfolgen können, ſo würde er vielleicht mit noch ſtärkerem Nachdruck 
. Wandelbarkeit der Menge verhöhnt haben. 

Unſere herrſchenden Klaſſen hatten ohne Unterlaß den Liberalen Europas 
die unfehlbare ökonomiſche Proſperität des neuen Königreichs gepredigt; aber 
ſeit 1887 ſehen wir, wie ſie ſich immer mehr in die Arme einer übertriebenen 
Schutzzöllnerei werfen und ſo die Nation in eine lange und qualvolle ökonomiſche 
Kriſe ſtürzen, wie ſie in letzter Zeit nur wenige Länder betroffen hat. Im 
Zuſammenhang damit ergab man ſich einer reaktionären, dynaſtiſchen Politik, 
die ihren ſchärfſten Ausdruck findet in Francesco Crispi. 
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Die heftige ökonomiſche Kriſe und die Unfähigkeit der Regierenden riefen 
eine brennende Unzufriedenheit in den Maſſen der Arbeiter hervor und ſie 
bildete den fruchtbaren Boden für die neue ſozialiſtiſche Partei, die auf den 
Bahnen der deutſchen Arbeiterbewegung wandelnd ſich auf dem Kongreß zu 
Genua 1892 konſtituierte. | 

Die auswärtigen Liberalen hielten es für ebenſo unwahrſcheinlich, daß Italien, 
nachdem es ſoviel Hoffnungen erweckt hatte, wieder den Weg zurück machen werde 
in die alte Reaktion, wie daß es eine ſozialiſtiſche Bewegung haben ſollte. Das 
Land der Blumen und der Sonne war immer geprieſen worden als das ideale 
Land der ſozialen Harmonie, und ſiehe da! plötzlich brach in ihm ein wilder 
Krieg aus zwiſchen den herrſchenden Gruppen und dem arbeitenden Volke. 

Die reaktionären Vereinsgeſetze kamen, die Auflöſung der ſozialiſtiſchen 
Zirkel und der Arbeitervereine, die politiſchen Prozeſſe, die Ausnahmsgerichte, 
die Kriegsgerichte, die adminiſtrative Verſchickung mit dem Zwangsdomizil für 
die am meiſten verhaßten Agitatoren und andere ſchöne Dinge mehr. 

Die innere Schwäche fand ihr Gegenſtück in der Kraftloſigkeit nach außen. 
Der abeſſiniſche König Menelik brachte durch die ſiegreiche Schlacht von Adua 
die Regierung Crispis zu Fall, was den kraftvollſten Anſtrengungen Cavallottis 
und der Allianz der republikaniſchen, demokratiſchen und ſozialiſtiſchen Partei 
nicht gelungen war. 

Nun ſchien es, als ob eine Ara des Friedens anbrechen ſollte. Die Rechte 
und die Linke vereinigten ſich unter dem Miniſterium Rudini⸗Zanardelli zur 
Bekämpfung der Crispiſchen Regierungsmethoden. Cavallotti ſicherte dem 
neuen Miniſterium die wohlwollende Neutralität der äußerſten Linken zu. 

Die Liberalen jenſeits der Alpen waren beruhigt. Nun konnte man die 
Periode von 1893 bis 1896 als eine zufällige Abirrung betrachten, wenn auch 
die Bankſkandale und die fortdauernde Schutzzöllnerei ein trübes Licht auf die 
Regierungsmänner des ganzen letzten Dezenniums warfen. Aber jetzt endlich 
waren das Muſter eines Ehrenmannes, Rudini, und der Typus eines Libe⸗ 
ralen, Zanardelli, an der Regierung. Und die unter dieſem Miniſterium vor⸗ 
genommenen Wahlen zeigten zwei charakteriſtiſche Züge: fie verſtärkten die äußerſte 
Linke und zerſtäubten die noch vorhandenen Crispiſchen Elemente. Dieſe aber 
warteten ihre Zeit ab, um dann die Majorität wieder zu erobern, mit Unter⸗ 
ſtützung jener hundert und mehr Deputierten, welche in der italieniſchen Kammer 
ſtets bereit ſind, jedwedes Miniſterium zu unterſtützen, weil ſie für ihre und 
ihrer Freunde Privatintereſſen die Unterſtützung des Miniſteriums brauchen. 

Die Sozialiſten, welche ſeit 1892 eine klare und zielbewußte Politik ein 
geſchlagen hatten, konnten ſich immer ſtärker zur Geltung bringen inmitten 
dieſes Schwankens der Überzeugungen und der politiſchen Ideale im öffent 
lichen Leben Italiens. Es gehörte nicht viel Prophetengabe dazu, daß fü 
Cavallotti und dem neuen Miniſterium vorausſagten, es werde ſich nicht di 
wohlwollende Neutralität der arbeitenden Klaſſen ſichern können, wenn es ar 
den bisherigen Grundlagen der Regierungspolitik feſthalte: der Schußzöllnerei 
dem Militarismus und der ausſchließlich dynaſtiſchen auswärtigen Politik. Si 
ſpotteten des Schreckgeſpenſtes Crispi. Die Furcht vor einem reaktionäre 
Miniſterium, ſagten ſie, werde die Arbeiter niemals dahin bringen, Vertraue 
in das neue Miniſterium zu ſetzen, das die ſchlimme Erbſchaft des alten über 
nommen hatte. Und bei den Wahlen kämpften ſie allein, unabhängig von de 
anderen Parteien der äußerſten Linken. 
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Aber während alles unaufhaltſam vorwärts zu ſtürmen ſchien für die 
Freunde der Freiheit, während die Landarbeiterorganiſationen emporblühten, 
während der „Avanti“, das neue Tagblatt der Partei, nach Bezwingung der 
erſten harten Verfolgungen und Schwierigkeiten feſten Fuß gefaßt hatte, ſinkt 
Italien plötzlich im Jahre 1898 in eine Periode voller Reaktion zurück. 
Cavallotti iſt im März im Duell mit einem Reaktionär gefallen. Im Mai 
gaben ein Streik und Straßendemonſtrationen in Mailand der Regierung den 
Vorwand, Soldaten zu entſenden, das Volk auf den Straßen füſilieren zu 
laſſen, den Ausnahmszuſtand zu verkünden, Kriegsgerichte zu errichten, die 
Gefängniſſe zu öffnen für Anna Kuliſchoff, für Filippo Turati, Konſtantin 
Lazzari, für den Republikaner De Andreis, den Demokraten Romuſſi, den 
intranſigenten Klerikalen Don Albertario. 

Das Zwangsdomizil feiert ſeine Auferſtehung. Der „Secolo“ (demokratiſch), 
die „Italia del popolo“ (republikaniſch), der „Osservatore Cattolico“ (klerikal) 
werden unterdrückt. Der „Avanti“ entgeht dieſem Schickſal nur durch die Tat⸗ 
kraft und umſichtige Klugheit von Enrico Ferri und Camillo Prampolini. 
Italien ſcheint wieder das Reich der Toten geworden, die liberale Revolution 
ſcheint keine Spur hinterlaſſen zu haben. An die Spitze der Regierung tritt 
der General Pelloux. Aber bald beginnen wieder die Agitationen für die Frei⸗ 
laſſung der Verurteilten. In Mailand werden Turati und De Andreis wieder— 
gewählt. Nach und nach gewinnt das Volk von neuem Kraft. Die Amneſtie 
iſt nicht mehr zu umgehen. Aber als Kompenſation bereitet Pelloux Geſetze 
vor zur Beſchränkung der Verſammlungsfreiheit, des Koalitionsrechtes und der 
Preßfreiheit. 

Die äußerſte Linke greift in völliger Eintracht zur Obſtruktion, und nach 
mancherlei Kämpfen zwingt ſie die Regierung, Neuwahlen auszuſchreiben. 
Auch aus dieſen gehen die oppoſitionellen Parteien geſtärkt hervor. Die Zahl 
der ſozialiſtiſchen Deputierten ſteigt von 16 auf 30, die der Republikaner von 
20 auf 28, die der Demokraten von 35 auf 40. Die Regierungsmehrheit iſt 
jo zuſammengeſchmolzen, daß Pelloux ſich gezwungen ſieht, einem Beruhigungs— 
miniſterium Platz zu machen. 

Zur Regierung wird der alte Saracco berufen, der früher der Linken, nun⸗ 
mehr der Rechten angehört, und zwar jenem Teile, der an den Prinzipien des 
alten, doktrinären Liberalismus feſthält. Und in der Tat, während einiger 
Monate begegnete Saracco keiner Oppoſition in der Kammer. Die äußerſte 
Linke verhielt ſich ihm gegenüber zwar unabhängig, aber immerhin wohlwollend, 
auf der Hut gegen eine Erneuerung reaktionärer Verſuche. Die Reaktion 
fühlte ſich vollſtändig geſchlagen und war froh, über die vergangenen Sünden 
Gras wachſen laſſen zu können. Innerhalb zweier Jahre verändert ſich das 
politiſche Antlitz Italiens völlig. Von den Füſilladen von 1898 ſind wir bei 
der friedlichen Ruhe von 1900 angelangt. Nicht einmal die Ermordung des 
Königs Humbert vermochte dieſe Situation zu erſchüttern. Der junge König, 
wohlberaten von Saracco, von dem Wunſche erfüllt, ſich die Anhänglichkeit des 
Volkes zu erobern, widerſtrebte nicht nur den Verſuchen, den Kummer ſeiner 
Familie zur Baſis eines neuen reaktionären Anſturmes zu machen, ſondern 
ſuchte ſeine liberalen Neigungen ausdrücklich zu bekräftigen. Ein junger, 
modernen Ideen zugänglicher Menſch, ohne ruhmſüchtige Poſe, glaubt er dem 
Hauſe Savoyen jene Volkstümlichkeit verſchaffen zu können, welche in den 

letzten Jahren der Regierung Humberts ſehr erſchüttert worden war. Aber zu 


a at 
RA Ya 


72 | Die Neue Zeit. 


gleicher Zeit kümmert er ſich mit beſonderem Intereſſe um alles, was das Heer 
angeht, verwendet den größten Teil ſeiner Zeit auf militäriſche Studien, auf 
das Studium des militäriſchen Drills 
1 
* 

Aber, ſo ſehr das ehe Saracco ſich vorgenommen hatte, die Gemüter 
zu beruhigen, es vermochte nichts über die häufig ſehr heftigen Kämpfe, welche 
zwiſchen den verſchiedenen Klaſſen entbrannt waren. Unter den Schlägen der 
Reaktion war das proletariſche Klaſſenbewußtſein überall mächtig erſtarkt. 
Die Organiſationen, welche in ihrer Ausbreitung gehindert worden waren, 
hatten umſomehr ein inneres Leben geführt und blühten nun wieder auf. Die 
wirtſchaftliche Entwicklung unterſtützte dieſe Bewegung. | 

Schon im Jahre 1898 zeigten ſich die erſten Anzeichen des landwirtſchaft⸗ 
lichen und induſtriellen Aufſchwunges. Die Warenpreiſe ſtiegen. Der Korn⸗ 
preis ſtieg von 20 bis 21 Lire für den Doppelzentner auf 25 bis 26 Lire. 
Aber die Löhne blieben in gleicher Höhe wie vorher, wie dies gewöhnlich im 
Anfang eines wirtſchaftlichen Aufſchwunges der Fall iſt. 

Auf dieſe tatſächliche Verringerung der Löhne ſind weſentlich die Agitationen 
und Bewegungen von 1898 zurückzuführen. Die zunehmende Proſperität der 
Induſtrie und der Landwirtſchaft zeitigte in den Maſſen die Tendenz, die eigenen 
Lebensverhältniſſe zu verbeſſern und zu dieſem Behuf die Kampforganiſationen 
zu verſtärken. Ganze Kategorien von Arbeitern, welche bisher weit entfernt 
von dem Gedanken gewerkſchaftlicher Organiſation geweſen waren, traten nun 
in Reih und Glied und ſchloſſen ſich der ſozialiſtiſchen Partei an. Von beſonderer 
Wichtigkeit unter ihnen waren die Hafenarbeiter. 

Die genueſiſchen Reeder erſchraken über dieſe Bewegung und riefen die Staats⸗ 
gewalt zu Hilfe. Dieſe, noch gewohnt, die Hafenarbeiter als eine quantite 
négligeable zu betrachten, welche leicht zu beſiegen ſei, löſte die Gewerkſchaften 
und die Arbeiterbörſe in Genua auf. Aber die Staatsgewalt fand ſich wider 
Erwarten einem für Italien neuen Schauſpiel gegenüber. Unverzüglich ver⸗ 
ließen ſämtliche Hafenarbeiter die Arbeit und forderten als Bedingung der 
Wiederaufnahme nicht nur Lohnerhöhungen, ſondern auch die Gewährleiſtung 
der Koalitionsfreiheit. Nur drei Tage dauerte der Streik. Die Arbeiter zeigten 
ſich ſo einig, daß die Reeder und die Regierung nachgeben mußten. Das 
Getreide wurde nicht verladen; die Fabriken begannen Not an Kohlen zu leiden, 
deren Preis bald eine ſolche Höhe erreichte, daß man ſie ohne zwingende Not⸗ 
wendigkeit kaum noch zu brennen wagte; die Eiſenbahngeſellſchaften ſahen die 
Bahnhöfe von Genua mit müßig daſtehenden Waggons überſchwemmt. Die 
Arbeiter der anderen Häfen lehnten es ab, die Waren genueſiſcher Provenienz 
zu verladen. So ſtark wurde der Druck empfunden, daß die Regierung ſelbſt 
den in Genua gewählten ſozialiſtiſchen Deputierten Chinſa erſuchen mußte, 
eine Verſammlung der Arbeiter einzuberufen, um die Arbeiterbörſe und die 
aufgelöſten Gewerkſchaften wieder herzuſtellen. 

Dieſe Epiſode legte vielleicht am lauteſten Zeugnis ab für den ungeheuren 
Kraftzuwachs, welchen die italieniſche Arbeiterſchaft in wenigen Jahren errungen 
hatte, und brachte den herrſchenden Klaſſen zum Bewußtſein, wie die Politik 
der Unterdrückung das Land geradezu der Revolution entgegengetrieben hatte. 

Das Miniſterium Saracco mußte die Partie aufgeben und verſchwand, um 
einem liberaleren Miniſterium Platz zu machen. 
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Der Druck der Arbeiterklaſſe traf zuſammen mit dem Intereſſe des neuen 
Königtums, die erregten Gemüter zu beſänftigen und die abgeblaßte Popula⸗ 
rität des Hauſes Savoyen wieder aufzufriſchen. 

Aber in der Kammer gab es keine Majorität der Linken. Alſo mußte man 

Zanardelli und Giolitti von der Linken und Prinetti von der Rechten berufen, 
um eine feſte Majorität bilden zu können. Die äußerſte Linke wurde liebkoſt, 
indem man ſich bereit zeigte, zwei Miniſterportefeuilles Demokraten zu über⸗ 
tragen. Aber man wurde nicht mit ihr einig, weil ſie eine Verminderung 
des Militärbudgets um mehrere Millionen forderte. Immerhin verſprach 

man ihr eine freiheitlichere Regierung, vor allem Vereins- und Verſamm⸗ 
lungsfreiheit. N 

| Dennoch blieben die Beſchränkungen der Preſſe aufrecht, und die Behörden 

hörten nicht auf, die ſozialiſtiſchen Lokalblätter und die republikaniſchen Blätter 
zu drangſalieren. Nur das ſozialiſtiſche Zentralorgan blieb verſchont. 

| Die ſozialiſtiſche Fraktion hatte dem Miniſterium angekündigt, daß ſie ihm 

vorerſt mißtrauiſch, aber nicht feindlich gegenübertreten wolle. Und in der Tat 
verharrte ſie in einer gewiſſen Unabhängigkeit, von Fall zu Fall das Mini⸗ 
ſterium in Fragen der inneren Politik unterſtützend, oder es bekämpfend, wo 
es ſich um irgend eine unſinnige Zwangsmaßregel handelte. 

In dieſem Jahre (1901) erhob ſich im Lande eine heftige Agitation gegen 
die Getreidezölle und die ſozialiſtiſchen Deputierten brachten in der Kammer 
einen Antrag auf Abſchaffung der Getreidezölle ein, während von anderen bloß 
deren Verminderung gefordert wurde. Man ſagte der Regierung, daß es ein 
leeres Wort ſei, ſich liberal zu nennen, wenn nicht das Steuerſyſtem geändert 

werde; daß ein Kornzoll von 7¼ Lire pro Doppelzentner ungerecht ſei und 
häufig geradezu prohibitiv wirke; daß ein ſolcher Zoll, während er dem Staate 

höchſtens 40 bis 50 Millionen Lire jährlich eintrug, 250 bis 300 Millionen 
jährlich einigen wenigen Großgrundbeſitzern in den Schoß warf. Man wies 
darauf hin, daß der Kornpreis eine ganz außerordentliche Höhe erreicht habe, 
28 bis 30 Lire pro Doppelzentner, während er im Ausland 20 bis 22 Lire 
betrug. Die Regierung trat dieſen, Forderungen der äußerſten Linken mit 

großer Schärfe entgegen und verteidigte den Schutzzoll mit der gebotenen Rück⸗ 

ſicht auf die „nationale Agrikultur“. Seit dem Jahre 1887 wird dieſe „ge— 
ſchützt“ und die Agrarier finden nicht nur nicht, daß die Schutzzöllnerei ihre 
Lage gebeſſert habe, ſondern verlangen unerſättlich noch mehr Schutzzoll. 

In dieſer Situation legte die Regierung der Kammer einen Geſetzentwurf 
vor, der die Abſchaffung der bisher in größeren Gemeinden eingehobenen Ver— 

zehrungsſteuer auf Mehl beſtimmte. Der Staat verzichtete dadurch auf ungefähr 

10 Millionen Lire jährlich, ohne daß man davon eine große Beeinfluſſung 
des Brotpreiſes erwarten konnte. In der Tat wurde auch in vielen Städten 
nach der Annahme des Geſetzes keine Veränderung des Brotpreiſes wahr⸗ 
genommen. Nur die Bewegung für kommunale und genoſſenſchaftliche Bäcke⸗ 
reien erfuhr einige Verſtärkung. 

Eine andere wichtige Streitfrage zwiſchen Miniſterium und äußerſter Linken 
bildeten die Militärlaſten. Das Miniſterium wollte die Heeresausgaben für 
ſechs Jahre auf 239 Millionen feſtlegen. In dieſem Betrag ſind aber die 

außerordentlichen Ausgaben für die Expeditionen nach Afrika, nach China, nach 

Venezuela ꝛc. nicht inbegriffen. Außerdem verlangte das Miniſterium einen 

außerordentlichen Kredit von 120 Millionen, der in ſechs Jahresraten für eine 
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Reform der Artillerie verausgabt werden ſollte, endlich noch 32 Millionen für 
den Ausbau der Flotte. 

Die Sozialiſten bekämpften dieſe Forderungen aufs heftigſte und zeigten, 
daß Italien ohnehin relativ viel größere Militärlaſten trage als die anderen 
Staaten, im Vergleich zu dem Nationalreichtum, den Staatseinnahmen, und 
zu den Staatsausgaben für nichtmilitäriſche Zwecke. 


II. 


In dieſem Zeitpunkt ließen einige Kundgebungen des ſozialiſtiſchen Depu⸗ 
tierten Turati die Frage der Beziehungen zwiſchen der ſozialiſtiſchen Fraktion 
und dem Miniſterium auftauchen. 

Turati behauptete, die Fraktion müſſe das Gute und das Schlechte des 
miniſteriellen Programms abwägen. Und wenn das Gute gegenüber dem 
Schlechten überwiege, ſo müſſe die Fraktion das Miniſterium gegen die Ver⸗ 
ſuche anderer Parteien, es zu ſtürzen, in Schutz nehmen. 

Dagegen wurde von anderer Seite vorgebracht, daß es für uns Sozialiſten 
keinesfalls zweckmäßig ſei, das Regierungsprogramm mit Haut und Haar zu 
ſchlucken. Man könne wohl die guten, das heißt mit unſeren Intereſſen über⸗ 
einſtimmenden Regierungsmaßregeln unterſtützen, müſſe aber die ſchlechten auch 
dann bekämpfen, wenn die Folge dieſer Haltung ein Miniſterwechſel wäre. 
Die Frage erhielt praktiſche Bedeutung bei dem Budget der auswärtigen Politik. 
Einige Sozialiſten wollten nach dem allgemeinen Grundſatz handeln, daß das 
Budget zu verweigern iſt; umſomehr als es ſich hier um den unpopulärſten 
Teil des Budgets handelte, da die auswärtige Politik unter Ausſchaltung der 
parlamentariſchen Kontrolle ausſchließlich vom Quirinal gelenkt wird. Sie 
wollten gegen Prinetti ſtimmen, den Miniſter der Rechten, das Regierungs⸗ 
mitglied, welches den liberalen Tendenzen am fernſten ſtand. Aber die Mehr⸗ 
heit der Fraktion bemerkte, daß auch die Konſervativen, um das Miniſterium 
zu ſtürzen, gegen das Budget des Auswärtigen zu ſtimmen entſchloſſen waren, 
daß alſo die Sozialiſten ihre Stimmen vereinigt hätten mit denen ihrer bitterſten 
Feinde; und da dem geſtürzten Miniſterium vorausſichtlich ein Miniſterium 
Sonnino gefolgt wäre (des Erben der Politik von Crispi und Pelloux) ſtimmten 
die ſozialiſtiſchen Deputierten für das Budget und retteten jo das Miniſterium. 

Von hier nahm die Diskuſſion um die „beiden Tendenzen“ in der Partei 
ihren Ausgang. Die einen betonten vor allem die Notwendigkeit von Augen⸗ 
blickserfolgen, und deshalb unterſtützten ſie das Miniſterium, verbündeten ſich 
bei den Kommunal- und Provinzialwahlen mit anderen Parteien, legten den 
Schwerpunkt auf die ſoziale Geſetzgebung und ſuchten in die Lohnkämpfe den 
mäßigenden engliſchen Geiſt einzuführen, indem ſie die Notwendigkeit betonten, 


1 Die Frage der auswärtigen Politik tauchte auf zur Zeit der geheimen Erneuerung 
des Dreibundes. Die Mehrheit der ſozialiſtiſchen Fraktion neigte zu der Anſicht, daß die 
Bekämpfung des Dreibundes unzweckmäßig ſei, weil dieſer ſichtlich jeden aggreſſiven Charakter 
verloren habe und ein nötiges Gegengewicht gegen die franzöſiſch-ruſſiſche Allianz ſein könne. 
Von der Minderheit dagegen wurde geltend gemacht, daß die Allianz ihren Urſprung zum 
Teile dem Wunſche verdanke, die Herrſchaft der reaktionären Prinzipien zu ſtärken; daß 
dieſer antidemokratiſche Geiſt der Allianz auch jetzt nicht verſchwunden ſei, deren Beſtim⸗ 
mungen geheim gehalten und dem Volke unbekannt ſeien. Für die Sozialiften ſei die Be⸗ 
kämpfung der Allianz ſchon deshalb geboten, um das Privileg der Krone anzugreifen, die 
auswärtige Politik ohne jede Mitwirkung des Parlamentes zu lenken. 
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vor allem auch auf das Intereſſe der „Induſtrie“, alſo der Kapitaliſten, 
gebührend Rückſicht zu nehmen. 

Die anderen hingegen legten den Nachdruck auf die Erhaltung des Klaſſen— 
charakters unſerer Partei, bekämpften jede Anlehnung an die Regierung, ver— 
langten, daß auch bei Kommunal- und Provinzialwahlen die Partei den Kampf 
aus eigener Kraft führe, ohne Rückſicht auf billige Augenblickserfolge, zeigten 
wie geringfügig die Fortſchritte der ſozialen Geſetzgebung ſeien, und hoben die 
Notwendigkeit einer radikalen Anderung des Steuerſyſtems hervor. Bei den 
Lohnkämpfen ſtellten fie rückſichtslos das Intereſſe der Arbeiter in den Border: 
grund, ohne viel Sorge, ob irgendwelche kleine oder mittlere Unternehmer da— 
durch geſchädigt würden. Vor allem aber betonten ſie, daß man Eroberungen 
nicht durch Anpaſſung und Nachgiebigkeit, ſondern nur durch den kraftvollen 
Druck der arbeitenden Maſſe machen könne. 

Und auch von einem allgemeinen Geſichtspunkt kamen ſie zu dieſem Schluſſe. 
In einem Lande, in welchem die herrſchende Politik dermaßen ſchwankend iſt, 
lag in der Gefolgſchaft für ein Miniſterium, wie das Miniſterium Zanardelli— 
Giolitti, eine große Gefahr. Dieſes präſentierte ſich nicht mit einem feſten 
Programm, bereit, es zu vertreten und mit dieſem zu fallen, ſondern es ſtrebte 
nur darnach, den Volksunwillen zu beruhigen und ſich eine Majorität zu 
ſchaffen mit allen Mitteln der parlamentariſchen Korruption. 

Da zum Beiſpiel die Deputierten des ſüdlichen Italiens in ihrer Mehrheit 
oppoſitionell waren, ließ ſich das Miniſterium große Kredite für öffentliche 
Arbeiten in Süditalien bewilligen. Ungefähr 100 Millionen wurden für den 
Aquädukt von Puglia bewilligt — ein Bau, welcher ſelbſt von einem puglie- 
ſiſchen Abgeordneten, dem aufrichtig demokratiſchen und ehrlichen Profeſſor 
De⸗Victi de⸗Marſo, für unnütz erklärt wurde. Ein Fachmann wies in der 
„Critica sociale“ nach, wie dieſe 100 Millionen nur zur Bereicherung einiger 
Konzeſſionäre und Sub⸗Unternehmer gedient hatten, während die Arbeiter wenig 
Vorteil davon gehabt hatten. 

Dieſe Politik der Korruption vermittels der Verteilung öffentlicher Arbeiten 
wurde von dem Kabinett an Stelle einer Reformpolitik großen Stiles geſetzt, 
welche damit hätte beginnen müſſen, die Schutzzölle einſchneidend zu verringern, 
die Militärausgaben zu beſchränken, an Stelle der indirekten Steuern eine pro— 
- grejfive Einkommenſteuer einzuführen.! Statt deſſen ſucht das Kabinett An⸗ 
hänger zu werben durch Verteilung von Begünſtigungen und Amtern. Leider 
gelang es dieſer Methode, viele Überzeugungen zu beugen — auch innerhalb 
der ſozialiſtiſchen Partei. (Schluß folgt) 


odere rere 


Landerziehungsheime. 
Von Heinrich Schulz. 
Im Jahre 1897 erſchien ein Buch „Emlohſtobba. Bilder aus dem Schul⸗ 
leben der Vergangenheit, Gegenwart oder Zukunft“, das in ſeinem erſten Teile 


eine lebendige Schilderung des von Dr. Cecil Reddin ſeit 1889 auf dem Landgut 
Abbotsholme (umgekehrt: Emlohſtobba) in der engliſchen Grafſchaft Derbyſhire 


1 Es iſt intereſſant, daß Giolitti, ſolange er Deputierter war, ſich ganz beſonders für 
dieſe Steuerreform einſetzte. Nun, da er Miniſter des Innern iſt, ſchweigen alle Flöten. 
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geleiteten „New School“ enthielt. Der zweite Teil des von Dr. Hermann Lietz, 
einem jüngeren deutſchen Pädagogen, geſchriebenen Buches unterzog die „alte 
Unterrichtsſchule“ einer ſcharfen Kritik und der dritte gab eine Skizze des Syſtems 
der „neuen Erziehungsſchule“. Das Buch fand Leſer und die darin vorgetragenen 
Ideen fanden Anhänger. Im April 1898 konnte Dr. Lietz bereits ſein „Deutſches 
Landerziehungsheim“ bei Elſenburg im Harz eröffnen. Zu Oſtern 1901 war 
die Zahl der Zöglinge bereits ſo gewachſen, daß Lietz auf dem Landgut Hau⸗ 
binda bei Hildburghauſen ein zweites Heim errichten konnte, wohin er ſelbſt 
mit den oberen Klaſſen überſiedelte, während die unteren (neun- bis zwölfjährige 
Knaben) unter Leitung eines Gehilfen Dr. Lietz' in Elſenburg zurückblieben. 
Außer dieſen beiden Anſtalten beſtehen, wie die „Deutſche Schule“ vor einiger 
Zeit mitteilte, noch ein „Landerziehungsheim für Mädchen“ am Stolper See 
bei Berlin und das „Schweizeriſche Landerziehungsheim“ der Herren Dr. W. Frei 
und W. Zuberbühler auf Schloß Glariſegg bei Steckborn am Bodenſee. | 
In einer Verſammlung des Pädagogiſchen Vereins zu Chemnitz hat Dr. Lietz 
vor einigen Wochen über die Einrichtung ſeiner Landerziehungsheime einen 
Vortrag gehalten. Wir folgen dem Bericht der „Pädagogiſchen Zeitung“ (Nr. 9 
vom 26. Februar 1903): Überall wechſelt Unterricht mit Spiel und Arbeit in 
geift- und körperſtählender Weiſe ab. Der Unterricht beginnt früh am Morgen. 
Keine Lektion dauert länger als dreiviertel Stunden. Dazwiſchen liegen Pauſen 
von fünfzehn bis dreißig Minuten. Der Nachmittag iſt zum großen Teile der 
Arbeit gewidmet. Die nötigen Geräte, wie zu landwirtſchaftlichen Verrichtungen, 
Hacken, Spaten, Rechen, werden von den Schülern ſelbſt angefertigt und ſo 
dem Handfertigkeitsunterricht rein praktiſche Ziele gewieſen. Gemeinſam be⸗ 
ratene und beſchloſſene Geſetze regeln das Leben in dem Schulſtaat. Einen 
ſolchen haben wir vor allem in Haubinda zu ſehen Gelegenheit. Das iſt ein 
Gut, das 1360 Morgen (ein Drittel Wald) umfaßt, abgeſchieden liegt und neben 
reichlich hundert Schülern und ſechzehn Lehrern nur das Hilfsperſonal zum Be⸗ 
trieb der Landwirtſchaft und der nötigen Handwerke (Bäckereien u. ſ. w.) birgt. 
Auf Reiſen, die einzeln oder in kleinen Gruppen von drei bis ſechs, oft ſelb⸗ 
ſtändig ohne Führung von Lehrern unternommen werden, lernen die Zöglinge die 
Außenwelt, wichtige Induſtrieſtätten, geſchichtlich, geographiſch und naturwiſſen⸗ 
ſchaftlich bedeutende Gegenden kennen. Zum größten Teile mit dem Rade haben 
ſie mit geringen Koſten (eine viertägige Reiſe koſtet oft nicht mehr als 4 bis 
5 Mark, da unter Zelten übernachtet und gekocht wird) faſt ſämtliche deutſchen 
Mittelgebirge, die Alpen, die Ausſtellungen zu Paris und Düſſeldorf, Eng⸗ 
land u. ſ. w. beſucht. Im nächſten Jahre dürfte die größte Tour nach Nord⸗ 
amerika führen. Innerlich und äußerlich frei und ſelbſtändig können ſich die 
jungen Bürger der Landerziehungsheime entfalten. Jede Arbeit ſoll und muß 
ſie feſſeln und intereſſieren. Aller Zwang, wie ihn Strafen ausüben, entfällt. 
Die Angſt vor Penſum, Prüfungen und Repetitionen mit ihrem Gefolge: ſchlechte 
Zenſuren, Zurückbleiben iſt nicht vorhanden, weil Trockenheit, Pedanterie und 
Einſeitigkeit dem Unterricht fernbleiben müſſen. So werden beiſpielsweiſe die 
Sprachen wirklich ſprechend gelernt. Das Verhältnis zwiſchen Lehrern und 
Schülern iſt auf Vertrauen und Freundſchaft gegründet und hat nichts von 
Vorgeſetzten und Untergebenen an ſich. Das Gefühlsleben der Zöglinge wird 
geweckt und geſtärkt bei jeder ſich ungeſucht bietenden Gelegenheit, draußen in 
freier Natur, in der Kapelle der Anſtalt, in der allabendlich die Herzen durch 
Proben aus den Schätzen der Literatur, Muſik, Malerei und Bildhauerei er⸗ 
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hoben werden. So ſind die Landerziehungsheime Erziehungsſchulen in des 
Wortes beſtem Sinne und bilden ſozial denkende und handelnde Menſchen 
heran, deren Körper nicht unter dem Wachstum des Geiſtes leidet, ſondern mit 
deſſen kraftvoller Entwicklung gleichen Schritt hält, tüchtige Landwirte, Kauf⸗ 


leute, Induſtrielle, Handwerker und Techniker. 


Auch ein Theoretiker iſt der neuen pädagogiſchen Strömung bereits erſtanden. 
Von Dr. Wilhelm Frei tft vor kurzem eine Schrift über „Landerziehungs— 
heime“ erſchienen, in der der Verfaſſer beſtrebt iſt (ſiehe „Deutſche Schule“ 1902, 
S. 771), das Weſen des Landerziehungsheims, das heißt ſeinen beſonderen 
Anteil an der Löſung der Erziehungsaufgabe, ſowie ſeinen möglichen Einfluß auf 
eine künftige Stellung derſelben darzulegen. Er ſieht in ihm eine moderne Form 
früherer pädagogiſcher Geſtaltungen: der Philanthropine, der Peſtalozziſchen Er⸗ 
ziehungsanſtalt auf dem Neuhof und des Fellenbergſchen Schulſtaats auf Hofwyl. 
Alle drei, ſowie die neuen Anſtalten des Dr. Reddin und des Dr. Lietz erfahren 
im erſten Teile der Schrift eingehende Darſtellung. Der zweite wendet ſich 
den im Landerziehungsheim verwirklichten pädagogiſchen Ideen zu. Betreffs 
der phyſiſchen Erziehung werden erſtens die Pflege von Spiel und Sport 
im Gegenſatz zu „mechaniſierter Turnerei“ und zweitens der ausgedehnte Betrieb 
von körperlicher Arbeit — in bezug auf die intellektuelle Bildung, den 


Unterricht, erſtens die vermehrte Möglichkeit einer naturgemäßen Konzentration, 
das heißt des Anſchluſſes an das natürliche Intereſſe des Zöglings, zweitens, 


damit zuſammenhängend, das entwickelnde Verfahren im Unterricht, und drittens 
die ausgiebige Benutzung der Anſchauung —, endlich betreffs der religiös⸗ 
ſittlichen Bildung der in hohem Grade erziehlich wirkende Einfluß des ge— 
ſamten Schullebens, neben dem ein beſonderer Moral- und Religionsunterricht 


wegfällt, beſonders hervorgehoben. Schließlich verbreitet ſich der Verfaſſer über 


den möglichen Einfluß, den das Landerziehungsheim auf die künftige Geſtaltung 
der Volks⸗ und höheren Schule, ſowie der Lehrerbildung haben könnte. 
Dies in kurzen Umriſſen das Weſen der Landerziehungsheime nach den bis- 


herigen Publikationen der pädagogiſchen Preſſe. Man denkt zunächſt an Goethes 


pädagogiſche Provinz, an jene prächtige pädagogiſche Utopie, die er in „Wilhelm 
Meiſters Wanderjahren“ darſtellt. Auch bei Goethe handelt es ſich um ein 


Erziehungsheim für Knaben, in dem von den Zöglingen alles ſelbſt hergeſtellt 


wird, alſo innigſte Verbindung von Erziehung und Arbeit; auch bei Goethe 
iſt der ſchematiſche Religionsunterricht erſetzt durch Weckung des ſittlichen Ge— 


fühls in den Knaben bei der Arbeit und durch die Kunſt. Auch Goethe ver— 


wirft die alte „Unterrichtsſchule“ mit ihrem geiſt⸗ und gemüttötenden ledernen 


Drill; auch bei ihm gibt es nicht die kaſernenmäßige Schulhaltung. Man denkt 
aber auch an die bewundernswert ſicheren Konturen, mit denen das ſozialiſtiſche 


| 


Erziehungsideal von Marx gezeichnet worden iſt. Auf dem Kongreß der Inter: 


nationalen Arbeiteraſſoziation in Genf (1866) wurde in bezug auf die Erziehung 


ausgeſprochen: „In einem rationellen Zuſtand der Geſellſchaft ſollte jedes Kind 
ohne Unterſchied vom neunten Jahre an ein produktiver Arbeiter werden. ... 
Von dieſem Standpunkt ausgehend ſagen wir, daß keinen Eltern und keinen 


Arbeitgebern durch die Geſellſchaft Erlaubnis gegeben werden darf, die Arbeit 


von Kindern oder jungen Perſonen zu gebrauchen, außer unter der Bedingung, 


daß jene produktive Arbeit mit Bildung verbunden wird. Unter Bildung ver— 


ſtehen wir drei Dinge: erſtens geiſtige Bildung, zweitens körperliche Ausbildung, 


ſolche, wie ſie in den gymnaſtiſchen Schulen und durch militäriſche Übungen 
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gegeben wird, drittens polytechniſche Erziehung, welche die allgemein wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Grundſätze aller Produktionsprozeſſe mitteilt und die gleichzeitig das 
Kind und die junge Perſon einweiht in den praktiſchen Gebrauch und in die 
Handhabung der elementariſchen Inſtrumente aller Geſchäfte.“ 

Es iſt unverkennbar, daß in dem Lietzſchen Landerziehungsheim manches 
von dem verwirklicht iſt — wenn auch erſt in keimartigen Anfängen —, was 
dem Erziehungsideal der ſozialiſtiſchen Zukunft entſpricht. Jedenfalls wird ſich 
die Erziehung der Zukunft ebenſo radikal von dem jetzigen künſtlich⸗ verworrenen 
und innerlich verbauten Klaſſenſtaatsſchulweſen abwenden, wie Lietz es getan 
hat. Mit kleinen oder großen Reformen iſt dem heutigen Schulweſen nicht zu 
helfen, die Grundlage iſt unbrauchbar; erſt auf einer grundſätzlich anderen 
Baſis kann ſich ein friſches, dem Einzelmenſchen und der Geſellſchaft gerecht 
werdendes Erziehungsweſen entfalten. 

Was iſt mit der heutigen ſchroffen und unvermittelten Scheidung der Er⸗ 
ziehung anzufangen? Die erſten ſechs Lebensjahre wird das Kind dem Zufall 
überlaſſen. Der Staat kümmert ſich um das erzieheriſche Wohl des vorſchul⸗ 
pflichtigen Kindes gar nicht, weder durch eigene Erziehungsanſtalten noch durch 
Vorbereitung der Eltern auf ihre erzieheriſchen Pflichten. Vom ſechſten bis zum 
vierzehnten Lebensjahr belegt der Staat ganz unvermittelt das Kind mit Be⸗ 
ſchlag. Es ſieht während dieſer Zeit beinahe ſo aus, als ſei die Schule der 
einzige erzieheriſche Faktor. Dabei iſt die heutige Lern- und Dreſſierſchule fait 
wertlos für die Erziehung, jedenfalls entſpricht die aufgewendete Mühe und 
das ſtaatliche Gebahren nicht entfernt dem Erfolg, der nach achtjährigem Schul⸗ 
beſuch erzielt wird. Das kommt hauptſächlich daher, daß die Schule in keiner 
Weiſe auf die erzieheriſchen Faktoren der erſten ſechs Lebensjahre Bezug nimmt 
und ſtatt bei ihnen anzuknüpfen, beinahe in allen Dingen das ſtrikte Gegenteil 
zur Geltung bringt. Das vorſchulpflichtige Kind bewegte ſich im Hauſe und 
auf der Straße in voller Ungebundenheit, in der Schule tritt an die Stelle 
der Bewegungsfreiheit der Zwang in allen Dingen; im Hauſe war das Kind 
von liebenden Eltern und Geſchwiſtern und von freigewählten Geſpielen um⸗ 
geben, in der Schule ſitzt es zwiſchen einem Schock (oder mehreren!) fremder 
Kinder und vor ihm ſteht ein fremder ernſter Mann; ſtatt des lebendigen 
Umherſpringens wird dem Kinde in der Schule ein qualvolles Stillſitzen in 
enger Bank aufgenötigt; an die Stelle des freien Spieles iſt ſchablonenhafter, 
langweiliger Unterricht getreten; ſtatt wie bisher die Dinge ſelbſt zu betrachten, 
anzutaſten, zu unterſuchen, ſoll es tauſenderlei fremde ungewöhnliche und ge⸗ 
wöhnliche Begriffe aus Büchern und durch papierene Anſchauung kennen lernen. 
Es iſt kein Wunder, daß die Kinder in der Schule wirklich die ihnen vorher 
törichterweiſe ſchon immer als Popanz vorgehaltene Zuchtanſtalt ſehen. 

Die heutige Erziehungsmethode unterſchätzt völlig den hohen erzieheriſchen 
Wert der erſten ſechs Lebensjahre und die während dieſer Zeit tätigen er⸗ 
zieheriſchen Faktoren, vor allen Dingen unterſchätzt ſie die außerordentliche, Geiſt 
und Gemüt bildende Bedeutung des kindlichen Spieles. 

Spiel iſt Arbeit für das Kind, mit heiligem Ernſte, wie ihn ja nur ein 
Erwachſener bei ſeiner Arbeit haben kann, iſt das Kind bei ſeinem Spiele. 
Beim Spiele und durch das Spiel nimmt das Kind eine ungeheure Fülle von 
Begriffen zu ſich. Die Erziehung der Gegenwart läßt dieſen hochwichtigen 
Faktor außer Betracht; die Fröbelſchen Beſtrebungen, beſonders in der ver⸗ 
wäſſerten und engherzigen Form der Fröbelepigonen von heute, können kaum 
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in Rechnung geſtellt werden. Die Erziehung der Zukunft wird dagegen gerade 
beim kindlichen Spiele beginnen und dieſes Spiel hinüberleiten zur Arbeit, zur 
wirklichen, planmäßigen, bewußten Arbeit. Die Arbeit wird für die Erziehung 
der Zukunft die kraftvolle und geſunde Baſis, das Rückgrat ſein, das den 
weiteren Erziehungsmaßnahmen zur Stütze dient. 

Und ſo wie die Erziehung der Gegenwart die erſten ſechs Jahre ver— 
nachläſſigt, ſo geht ſie mit derſelben Gleichgültigkeit über die nach dem ſchul— 
pflichtigen Alter von heute liegenden ſechs (oder mehr) Jahre der Menſchwerdung 
hinweg. Mit vierzehn Jahre entläßt der Staat die Kinder aus der Schule 
und kümmert ſich nicht weiter um ſie. Dabei ſind auch dieſe Jahre von hoher 
Wichtigkeit für die Entwicklung des Menſchen. Wer entſänne ſich nicht gerade 
dieſer Lebensjahre mit beſonderer Liebe oder Wehmut, je nachdem ſie ihm zum 
Heile oder zum Unglück ausgeſchlagen ſind! Wer dächte nicht in liebevoller 
Erinnerung an dieſe Jahre des Sturmes und Dranges, in denen mit dem 
körperlichen raſchen Wachstum und Umſchlag auch geiſtig und ſeeliſch ſoviel 
Neues und Eigenartiges in uns treibt und gährt; in denen wir die Arme ver— 

langend ausſtrecken nach dem zitternd geahnten Neuen, Großen, Wunderbaren; 
in denen wir der heiligſten und kühnſten Pläne und Vorſätze voll ſind. Wohl 
dem, der in dieſen Jahren Erzieher — ſachliche und perſönliche — zur Seite 
hat, die die junge Triebkraft mit ſicherem Takte in die richtigen Bahnen lenken. 
Schlimm aber ſteht es um den, der in dieſen Jahren ſich ſelbſt überlaſſen iſt, 
und der auf unſicherer erzieheriſcher Grundlage ſein eigenes Selbſt errichten ſoll. 

Und da ſollte der Staat, oder ſagen wir richtiger die ſoziale Gemeinſchaft, 
die Geſellſchaft, nicht das Recht, ja die Pflicht haben, hier einzugreifen, um 
für ſich, für die Geſellſchaft ſtarke, lebenskräftige, ſozialempfindende Individuen 
zu bilden? Die Schulpflicht an ſich iſt anerkannt und kein Menſch wagt an 
ihrer Notwendigkeit zu zweifeln. Es liegt aber nicht der geringſte ſachliche 
Grund vor, die Ausdehnung der Schulpflicht, beſſer: Erziehungspflicht, nach 
unten und nach oben auszudehnen. Die „Arbeit“ aber müßte von den erſten 
Lebensjahren an bis zur Reife in entſprechender, den jeweiligen geiſtigen und 
körperlichen Kräften des Kindes und Jünglings angemeſſener Weiſe als Grund— 
lage dienen. Mit dem Spiele beginnt es, mit der Fähigkeit des einzelnen, den 
Produktionsprozeß der Geſellſchaft überſchauen und perſönlich in einem der 
vielen Zweige der geſellſchaftlich notwendigen Arbeit mit der vollen geiſtigen 
und körperlichen Kraft tätig ſein zu können, ſchließt es. Der einzelne, ſei er 
Jüngling, ſei er Mädchen, wird dann als notwendiges Glied der Geſellſchaft, 
das die innige Zuſammengehörigkeit des Ganzen, das Ineinandergreifen der 
vieltauſendfältig geſpaltenen Arbeit kennt und würdigt, in die Geſellſchaft ein- 
treten. An der Arbeit und aus der Arbeit aber werden auch die ſozial not- 

wendigen ſeeliſchen und geiſtigen Eigenſchaften des einzelnen erwachſen ſein.“ 

Wenn man mit dieſem nur in prächtigen Umriſſen gekennzeichneten Er⸗ 
ziehungsideal einer ſozialiſtiſchen Zukunft die erzieheriſchen Ideen und Taten 
eines Dr. Lietz und ſeiner Geſinnungsgenoſſen vergleicht, wird man manche 


1 Wer ſich über dieſe Gedankengänge näher unterrichten will, findet vortreffliches Material 
in der ausgezeichneten Schrift Robert Seidels „Der Arbeitsunterricht eine pädagogiſche 
und ſoziale Notwendigkeit“, Tübingen 1885. Seidel hat den weſentlichſten Inhalt dieſer 
Schrift in populärer Form neu herausgegeben in einer 1901 bei Lipinski in Leipzig er⸗ 
ſchienenen Schrift „Die Handarbeit der Grund- und Eckſtein der harmoniſchen Bildung und 
Erziehung“. 
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Ahnlichkeiten entdecken. Vor allem ſpringt die hohe Bewertung der Arbeit bei 
beiden in die Augen. Das iſt es auch, was Rißmann, der verdiente und vor⸗ 
treffliche Herausgeber der „Deutſchen Schule“, als weſentlichſtes Merkmal 
hervorhebt. „Vor allem aber erſcheint mir wichtig“, jo ſchreibt er (a. a. O. S. 772), 
„daß das Landerziehungsheim im Gegenſatz zu den Schulen ſowohl wie zu 
anderen Erziehungsanſtalten eine wirkliche Erziehungsgemeinſchaft bildet. Eine 
ſolche iſt im wahren Sinne des Wortes nur da möglich, wo eine Arbeits⸗ 
gemeinſchaft beſteht. Dieſe iſt aber weder da, wo nur geiſtig gearbeitet wird, 
noch auch dort, wo einige Handarbeitsſtunden die wiſſenſchaftliche Beſchäftigung 
unterbrechen — eine Arbeitsgemeinſchaft ſetzt eine gemeinſame Arbeit, eine 
Arbeit aller an demſelben Werke, eine Arbeit voraus, bei der einer dem anderen 
in die Hände arbeitet. Eine Erziehungsgemeinſchaft, die Arbeitsgemeinſchaft 
iſt, kommt als pädagogiſche Inſtitution der Familie am nächſten. Sie wird 
alſo auch am eheſten im ſtande ſein, deren pädagogiſche Vorzüge ſich zu eigen 
zu machen. Schade nur, daß das Landerziehungsheim in nicht abſehbarer Zeit 
nur den Großſtadtkindern zu gute kommen wird, deren Väter den oberen Zehn⸗ 
tauſend angehören.“ ö 

Außer der hohen Bewertung der Arbeit weiſen die Landerziehungsheime 
noch einige Eigenſchaften auf, die ſie Sozialiſten ſympathiſch erſcheinen laſſen. 
Der Fortfall alles pedantiſchen Zwanges; die Perhorreszierung der Strafe, 
beſonders der entwürdigenden, erzieheriſch ſo ungeheuer ſchädlichen Prügel⸗ 
pädagogik; der Reſpekt vor dem werdenden aufrechten Menſchen, der den Lehrer 
nicht zum Drillmeiſter, zur unfehlbaren Autorität, zum Vorgeſetzten ſtempelt, 
ſondern ihn zum Freunde, zum Helfer des Heranwachſenden macht; die Aus⸗ 
rottung all des jammervollen Formelkrams, des pedantiſchen Schreibwerkes, 
der pädagogiſchen Spinnweben früherer Zeiten; der Fortfall des methodiſchen 
Religionsunterrichtes und auch des Moralunterrichtes; die für Geiſt und Gemüt 
außerordentlich bildenden Reiſen; der Unterricht im Freien; die hohe Be⸗ 
wertung der Anſchauung und des Selbſttums: das alles ſind wertvolle päda⸗ 
gogiſche Neuerungen, die die Erziehung der Zukunft zum großen Teile über⸗ 
nehmen wird. 

Trotzdem werden ſich die Landerziehungsheime nicht zur Baſis der Erziehung 
der Zukunft auswachſen. Die Landerziehungsheime verrichten für die zukünftige 
Erziehung nur eine ſehr nützliche empiriſche Vorarbeit. Rißmann weiſt ſchon 
darauf hin, daß heute der Vorzug der Landerziehungsheime nur einem winzigen, 
verſchwindenden Bruchteile von Kindern zu gute kommt. Und ſelbſt wenn ſich noch 
im Laufe der Zeit Nachfolger von Lietz finden ſollten, ſo wird der Kreis der durch 
die Landerziehungsheime Herangebildeten immer nur ein ſehr kleiner bleiben, der 
für die Geſamtheit wenig oder gar nicht in Frage kommt. Um Landerziehungs⸗ 
heime allgemein einzurichten, oder zutreffender: um die Erziehung nach den 
oben entwickelten Grundſätzen neu geſtalten zu können, bedarf es rieſiger Mittel, 
die der heutige Klaſſenſtaat nie und nimmer bewilligt. Die heutige Geſellſchafts⸗ 
ordnung kann gar nicht die Menſchen gebrauchen, die in Landerziehungsheimen 
herangebildet werden; wohl läßt ſie ſich — widerwillig — einige Exemplare 
dieſer Art gefallen, aber die große Maſſe wird ſie nach wie vor durch die 
heutige klägliche, jämmerliche Volksſchule geiſtig, ſeeliſch und körperlich kurz 
halten, damit ſie — nach wie vor — den Bedürfniſſen der herrſchenden Klaſſe 
entſpricht. Erſt in einer Geſellſchaftsordnung, der für die möglichſt beſte Art 
der Menſchenbildung, nicht wie heute der Menſchentötung, die Koſten nicht 
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zu hoch ſind, iſt an eine Verallgemeinerung der pädagogiſchen Vorzüge der 
Landerziehungsheime zu denken. Erſt durch die raſtloſe Kulturarbeit des klaſſen⸗ 
bewußten Proletariats werden wir auch einer beſſeren Erziehung näher gebracht. 

Dann werden auch die wenigen Mängel der heutigen Landerziehungsheime 
verſchwinden. Nicht nur ihre Seltenheit iſt ein Mangel, ſondern auch — wir 


greifen die zwei bemerkenswerteſten heraus — die Anpaſſung an gewiſſe Be⸗ 


dingungen des heutigen Klaſſenſtaats und die Beſchränkung auf Knaben. 


Es berührt geradezu peinlich, wenn man in dem Referat über den Vortrag 
des Herrn Dr. Lietz lieſt: „Auf die ſogenannten, gelehrten“ Berufe, zu denen 
der Zugang nur durch das Maturitätsexamen möglich iſt, bereitet das Land⸗ 


erziehungsheim allerdings nicht direkt vor. Seine Schüler aber haben nicht 


nur körperlich, ſondern auch geiſtig ſelbſtändig arbeiten gelernt, ſo daß ihnen 
eine derartige Prüfung nicht unüberbrückbare Hemmniſſe bieten dürfte. Das 


Zeugnis zum einjährig⸗ freiwilligen Dienſte hat ſchon ein ſehr hoher 
Prozentſatz ohne beſondere „Preſſen“ erreicht.“ 


Das glauben wir Herrn Dr. Lietz aufs Wort. Wir ſind überzeugt davon, 


| daß ſeine Zöglinge die Schüler der ſtaatlichen höheren Schulen an Wiſſen und 
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Können weit überragen. Aber der Staat hat ſich bekanntlich vorſorglich davor 
geſchützt, daß auch geiſtig hochbegabte Menſchen vielleicht einmal unbemerkt in 


einen „gelehrten“ Beruf ſchlüpfen können. Nur wer die ſtaatlich vorgeſchriebenen 


„Prüfungen“ mit ihrem Wuſte an totem Wiſſensballaſt beſteht, kann „zu etwas 


kommen“. Zu den Prüfungen kommt man aber nur durch den Beſuch der 


höheren Schulen, und zum Beſuch der höheren Schulen gelangt man nur, wenn 


man bei der Wahl ſeiner Eltern ſo vorſichtig war, daß man ſich einen reichen 


Vater ausſuchte. Zwar müſſen die Väter der Lietzſchen Zöglinge auch reich 
ſein, aber ſie begehen das Verbrechen, die ſtaatlichen Drillanſtalten über die 


Achſel anzuſehen, und darum werden ihre Söhne nur dann etwas, wenn ſie 


ſich den ſtaatlichen Prüfungen unterwerfen. Ahnlich iſt es mit der Erwerbung 
des klaſſenſtaatlichen Vorrechtes des einjährig⸗freiwilligen Dienſtes. Eine Geſell⸗ 


ſchaftsordnung, die derartige Privilegien nicht mehr kennt, braucht auch ihre 
erzieheriſchen Maßnahmen nicht durch dementſprechende Rückſichtnahme zu ver⸗ 


unzieren. 


Sodann iſt es ein Nachteil der heutigen Landerziehungsheime, daß ſie die 


| Mädchen ausſchließen. Die Erziehung der Zukunft wird auch dem großen 


Gedanken der Gleichberechtigung der Geſchlechter Rechnung tragen. Die päda⸗ 
gogiſch unſinnige, moraliſche und ſonſtige Nachteile geradezu züchtende Tren⸗ 
nung der Geſchlechter bei der Erziehung, wie wir ſie heute haben, wird die 
ſozialiſtiſche Zukunft nicht mehr kennen. Wenn die Arbeit erſt in die Erziehung 
eingeführt iſt, ſo wird die Trennung der Geſchlechter von ſelbſt aufhören 
müſſen, denn bei der geſellſchaftlich notwendigen Arbeit, der techniſchen wie der 
geiſtigen, arbeiten Mann und Frau Hand in Hand. Das muß auch eine auf 
die Arbeit gegründete Erziehung berückſichtigen. | 
Es leuchtet ohne weiteres ein, daß die gemeinſame Erziehung der Geſchlechter 
für die gegenſeitige Wertung von Mann und Frau in jeder Beziehung von 
hoher Bedeutung iſt. Die „Frauenfrage“ wird dann gelöſt ſein, zuſammen 
mit der Erziehungsfrage, beide zuſammen aber nur durch die Löſung der 
ſozialen Frage, alſo durch den Sozialismus. 
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die fozialiftifye Preffe in den vereinigten Staaten. 
Don A. M. Simons. 


Einer der am meiſten in die Augen ſpringenden Züge des gegenwärtigen 
ſtarken Anwachſens des Sozialismus in den Vereinigten Staaten iſt die rapide 
Vermehrung der ſozialiſtiſchen Literatur. Während die Zahl der ſozialiſtiſchen 
Stimmen in den letzten zwei Jahren ſich verdoppelte, hat die ſozialiſtiſche 
Literatur — und insbeſondere die periodiſche Preſſe — ſich im ſelben Zeitraum 
mindeſtens verzehnfacht. 

Dieſe neue ſozialiſtiſche Literatur zeigt einige ganz charakteriſtiſche Züge, 
wie ſie ſich in keinem anderen Lande finden, und deren Kenntnis für jeden un⸗ 
erläßlich iſt, der die Entwicklung des Sozialismus in Amerika begreifen will. 

Hier wie bei allem, was Amerika betrifft, muß man ſich zunächſt die un⸗ 
geheure räumliche Ausdehnung und die große Differenzierung des nationalen 
Organismus vergegenwärtigen, welchen wir unter dem Namen Vereinigte 
Staaten kennen. In England, Frankreich, Belgien, Dänemark, Oſterreich, 
Italien — bis zu einem gewiſſen Grade auch in Deutſchland — iſt es eine 
Stadt, die Reichshauptſtadt, welche den Mittelpunkt des geiſtigen Lebens bildet 
und in der die großen Tagesblätter und Revuen erſcheinen. In den Ver⸗ 
einigten Staaten gibt es ſechs Städte, welche mehr als eine halbe Million 
Einwohner haben. Jede dieſer Städte bildet das geiſtige und wirtſchaftliche 
Zentrum eines Gebiets, welches größer iſt als jeder der oben erwähnten euro⸗ 
päiſchen Staaten. Ferner zählen wir achtunddreißig Städte mit einer Ein⸗ 
wohnerzahl von mehr als hunderttauſend, und viele dieſer Städte, welchen 
beſondere geographiſche und ſoziale Verhältniſſe günſtig ſind, bilden Zentren 
von faſt ebenſo großer Bedeutung wie die Millionenſtädte. Die Bedeutung 
dieſer Tatſache erſcheint noch größer, wenn man ſich erinnert, daß die ſozia⸗ 
liſtiſchen Stimmen bei der letzten Wahl nicht die Tendenz zeigten, ſich in wenigen 
Großſtädten zu konzentrieren, vielmehr ſich über das ganze Gebiet der Ver: 
einigten Staaten verteilten, mit Ausnahme der früheren Sklavenſtaaten. 

Es ſind auch wenig Anzeichen dafür, daß die ſozialiſtiſche Preſſe ſich in den 
großen Städten konzentriert. Wir werden ſpäter ſehen, daß zwei der be: 
deutendſten ſozialiſtiſchen Blätter in den Vereinigten Staaten in Kleinſtädten 
erſcheinen, die wenig mehr als Dörfer ſind. Der Poſttarif erleichtert die Ver⸗ 
ſendung von Zeitungen ungemein — das Porto für periodiſche Druckſchriften 
beträgt nur 1 Cent für jedes Pfund Zeitungen. Freilich wurde dieſer niedrige 
Portoſatz von den herrſchenden kapitaliſtiſchen Parteien als ein Mittel zur 
Unterdrückung der ſozialiſtiſchen Preſſe benutzt. Man knüpfte die Erlangung 
dieſer Portobegünſtigung an konfuſe und widerſpruchsvolle Bedingungen und 
verſuchte dann durch allerlei Auslegungskünſte die ſozialiſtiſche Preſſe auszu⸗ 
ſchließen. Beſonders im letzten Jahre wieder hatte die ſozialiſtiſche Preſſe unter 
dieſem Syſtem des Unrechtes viel zu leiden; aber da die Sozialdemokratie jeden 
einzelnen Fall mit großem Geſchick propagandiſtiſch auszunutzen verſtand, 
ſcheinen dieſe Praktiken nun doch aufgegeben zu werden. 

Im Beginn der ſozialiſtiſchen Bewegung ſtand die ſozialiſtiſche Preſſe zum 
größten Teile unter der Kontrolle der Partei, beſonders dort, wo der deutſche 
Einfluß noch ſtark war. Aber immer mehr trat eine Tendenz hervor, die Preſſi 
von der direkten Kontrolle der Partei unabhängig zu machen. Anfangs wan 
der von dieſen unabhängigen Blättern vertretene Sozialismus recht konfus 
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aber mit dem Fortſchreiten der ökonomiſchen Entwicklung ging eine weſentliche 
Klärung der Anſchauungen vor ſich, und heute iſt vom Geſichtspunkt der Taktik 
aus kein weſentlicher Unterſchied zwiſchen den von der Partei und den von 
Einzelperſonen herausgegebenen Preßunternehmungen. 

Die im Beſitz der Partei befindlichen Blätter hatten ſtets eine begrenztere 
Verbreitung als die privaten; zum Teile hängt dies damit zuſammen, daß die 
erſteren gewiſſermaßen erſt die Bahnbrecher des ſozialiſtiſchen Gedankens waren, 
zum Teile damit, daß ſie im allgemeinen weniger „populär“ geſchrieben waren 
als die private ſozialiſtiſche Preſſe. Außerdem haben innere Parteikämpfe ſtets 
ſehr ungünſtig auf die Parteipreſſe zurückgewirkt. Immerhin ſind gegenwärtig 
mehrere dieſer Blätter ganz hervorragend gut redigiert und gedeihen vorzüglich. 
Vielleicht die beſten von ihnen find „The Worker“ in New Pork, der „Chicago 
Socialist* und der in Waſhington erſcheinende „Socialist“. 

Eine große Anzahl von Zeitungen wurde von lokalen Parteiorganiſationen 
m letzten Jahre gegründet; ſie haben meiſt bloß lokalen Charakter, und fo 
groß auch ihre Bedeutung als Geſamtheit iſt, im einzelnen lohnt es ſich kaum, 
uf ſie näher einzugehen. 

Die auffälligſte Tatſache aber iſt das Wachstum der privaten ſozialiſtiſchen 
Zeitungen in den letzten Jahren. Unter dieſen verdient beſondere Beachtung 
der in Girard (Kanſas) erſcheinende „Appeal to Reason“. Der große Erfolg 
dieſes Blattes beruht auf der hingebungsvollen Arbeit einer ganzen Organi⸗ 
ation enthuſiaſtiſcher Genoſſen, welche der Herausgeber, J. A. Wayland, zu 
em Zwecke ins Leben gerufen hat, neue Abonnenten für das Blatt zu werben. 
30 erfolgreich war das Wirken dieſer Agitatoren, daß das Blatt gegenwärtig 
n einer Auflage von faſt 250000 Exemplaren wöchentlich erſcheint; eine acht 
zeiten ſtarke Sonderausgabe des Blattes, die in der Regel in monatlichen 
zwiſchenräumen erſcheint, erreicht ſogar eine Auflage von 400000 bis zu einer 
alben Million! In letzter Zeit hat die Verwaltung des Blattes ſich Mühe 

egeben, eine ganze Armee freiwilliger Agenten zu organiſieren, welche ſich ver⸗ 
flichten, wöchentlich zumindeſt fünf neue Abonnenten für ein Jahr zu gewinnen. 
kach den letzten Berichten haben ſich dieſe „Freiwilligen“ ganz trefflich bewährt, 
nd es ſcheint nicht übertrieben zu fein, wenn viele von ihnen verſichern, die 
zahl der Abonnenten würde bei der nächſten Präſidentenwahl eine Million 
berſteigen. Das Blatt will vom nächſten Vierteljahr ab bei gleichbleibendem 
bonnementspreis ſeinen Umfang verdoppeln (acht anſtatt vier Seiten wöchent⸗ 
ch). Neuerdings wurde der Mitredakteur der „International Socialist Review“, 
0 Untermann, zum Redaktionsſtab des „Appeal“ herangezogen, und 
ich andere Anſtrengungen werden gemacht, den Charakter der Zeitung zu ver⸗ 
‚fen. Die Entwicklung des „Appeal“ zeigt im kleinen ein Bild der Entwid- 
ng der amerikaniſchen ſozialiſtiſchen Bewegung. Mehrere Jahre trug der 
‚ Appeal“ das Gepräge eines mehr oder weniger konfuſen Allerweltsſozia⸗ 
1 zmus und wurde von den marxiſtiſchen Sozialdemokraten rundweg abgelehnt. 
ber im gleichen Schritte mit der ſich vollziehenden ökonomiſchen Umwälzung 
ar der „Appeal“ gezwungen, ſich immer mehr dem Standpunkt des inter⸗ 
ationalen marxiſtiſ ſchen Sozialismus zu nähern, und heute wird auch der 
ſengſte Marxiſt wenig an dem Blatte auszuſetzen finden. 
Eine andere Zeitſchrift, deren Laufbahn eine typiſch amerikaniſche war, iſt 
Vilshire's Magazine“. H. Gaylord Wilſhire iſt in der glücklichen Lage, ſehr 
116 mehr Geld zu beſitzen als die Mehrheit der Genoſſen, was ihm den Namen 
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des „ſozialiſtiſchen Millionärs“ eingetragen hat, obwohl ſein Beſitz ziemlich 
weit unter dieſer Summe bleibt. Immerhin, es iſt bekannt, daß er ſeinen 
ganzen Reichtum in den Dienſt der Sache des Sozialismus geſtellt hat. Aber 
wir wollen vom „Magazine“ ſprechen. Vor ungefähr einem Jahre gründete 
Wilſhire in Los Angelos, Kalifornien, ein Wochenblatt und verlegte es ſpäter 
nach New York. Die Poſtdirektion verſuchte das Blatt in der oben geſchilderten 
Manier zu ſchädigen, indem es ihm die Portobegünſtigung entzog. Aber der 
Streich ging daneben; gerade durch dieſe Verfolgung, die Wilſhire in geſchickter 
Weiſe agitatoriſch verwertete, wuchs die Abonnentenliſte des Blattes rapid an. 
Er überſiedelte dann nach Kanada und konnte von hier aus, dank einer Eigen⸗ 
tümlichkeit des Poſtvertrags, ſein Blatt um die Hälfte des Portoſatzes nach 
den Vereinigten Staaten verſenden, den er im günſtigſten Falle in den Ver⸗ 
einigten Staaten ſelbſt zu entrichten gehabt hätte. Er wandelte dann die Wochen: 
ſchrift in eine Monatsſchrift um und durch die Entwicklung des Annoncenteils 
konnte er den Preis der Zeitſchrift ſo ermäßigen, daß er jetzt neunzig Seiten 
monatlich für nur 25 Cents jährlich liefert. Die Auflage hat 100000 bereits 
überſchritten. Neuerdings iſt Julian Hawthorne, der Sohn des berühmter 
amerikaniſchen Novelliſten Nathaniel Hawthorne, in die Redaktion eingetreten 
ein Schriftſteller von kaum geringerer Begabung als ſein Vater. 

Eine andere in letzter Zeit gegründete vielverſprechende Zeitſchrift it „The 
Coming Nation“, welche in Rich Hill, Miſſouri, erſcheint, einer unbedeutenden 
Kleinſtadt im mittleren Teile der Vereinigten Staaten. Dieſe Revue erſchein 
kaum ſeit einem Jahre und hat bereits eine Auflage von etwa 50000. Si 
legt beſonderen Wert auf geſchmackvolle Ausſtattung, hübſche Illuſtrationen un 


kurze, hübſch geſchriebene, packende Artikel. Sie gilt allgemein als eine de 


agitatoriſch wirkſamſten ſozialiſtiſchen Zeitſchriften Amerikas. Genoſſe Rya 
Walker, der Zeichner des Blattes, iſt einer der hervorragendſten Zeichne 
Amerikas, der auch regelmäßig am „Life“, einem der beſten illuſtrierten Blätt 
Amerikas, mitarbeitet. — 

Andere ſozialiſtiſche Zeitſchriften, die ebenfalls Privatunternehmungen jun 
und größere Verbreitung finden, ſind „The Comrade“ in New Pork und „DI 
International Socialist Review“ in Chicago. Neben ihnen wären noch © 
Dutzend und mehr von Sozialiſten herausgegebene und die Partei unterſtützen 
Zeitſchriften zu nennen, welche nur lokale Verbreitung finden. 

Eine andere Art von Zeitſchriften, welche ſich in letzter Zeit zu entwicke 
beginnt und an Ausbreitung zu gewinnen ſcheint, trotzdem dies für die ſozi 
liſtiſche Bewegung keineswegs wünſchenswert iſt, übernimmt mehr oder wenig 
große Teile der ſozialiſtiſchen Anſchauungsweiſe zu dem Zwecke, um — ander 
Parteien Wähler zu gewinnen. Vorläufig gibt es drei ſolcher Zeitungen, 4 
im Beſitz von William R. Hearſt, einem vielfachen Millionär, welcher Mitgli 
der Demokratiſchen Partei des Kongreſſes iſt. Das bedeutendſte Organ die 
Richtung find die „Hearst papers“ in New York; die beiden anderen erſchein 
in Chicago und San Francisco. Der Chefredakteur aller drei Blätter iſt Arth 
Brisbane, Sohn eines in Amerika bekannten Fourieriſten. Dieſe Zeitſchrif 
bringen ſehr häufig Artikel, die für ſozialiſtiſche Ideen eintreten, aber in ihr 
Geſamtcharakter tragen ſie das Gepräge der bürgerlichen Demokratie in Euro 
Jede Erwähnung der ſozialdemokratiſchen Partei wird ſorgfältig vermiel 
und alles ift darauf angelegt, den Eindruck hervorzurufen, als ob alle v 
geſchlagenen Reformmaßregeln ein Teil des Programms der Demokratiſeh 
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Partei ſeien. Dieſe Zeitungen haben durch ihre ungeheure Verbreitung — zwei 
Millionen täglich! — einen ſehr großen Einfluß. Ob es ihnen gelingen wird, 
die Geiſter, die ſie heraufbeſchwören, dauernd dem Kapitalismus dienſtbar zu 
machen, erſcheint zweifelhaft; jedenfalls tragen ſie aber gegenwärtig dazu bei, 
Verwirrung zu ſtiften. 

Ein anderer Fingerzeig für die Beurteilung des Weges, welchen die Entwick⸗ 
lung geht, iſt die in den letzten Wochen erfolgte Gründung einer neuen „Arbeiter⸗ 
zeitung“, der „Boyce's Weekly“. Sie wurde von dem millionenreichen Zeitungs⸗ 
herausgeber Boyce gegründet, der mit ihr ein gutes Geſchäft zu machen hofft. 
Unter den Redakteuren dieſes Blattes befinden ſich John Mitchel, der Präſident 
der Kohlengräbergewerkſchaft, und viele andere ſehr bekannte Arbeiterführer, 
Henry D. Lloyd, ein bekannter fabiſcher Sozialiſt, Willis J. Abbot, früher 
Redakteur einer der „Hearst papers“, ebenfalls Fabier, Henry George junior, 
welcher das Werk ſeines Vaters — die Agitation für die „Single Tax“ — 
fortführt, und Herbert Nilaſſon, welcher lange in der amerikaniſchen ſozialiſtiſchen 
Bewegung eine große Rolle zu ſpielen ſchien, obwohl er immer nur ein un⸗ 
klarer Utopiſt und Opportuniſt war. Ich ſelbſt bin Redakteur für „Sozialismus“ 
mit voller Freiheit, zu ſchreiben, was ich für gute halte. Die Nummer iſt zwölf 
Seiten ſtark, das Format ungefähr doppelt ſo groß als das des „Vorwärts“; 
das Blatt erſcheint illuſtriert und hat außer dem oben erwähnten großen 
Redaktionsſtab eine weitverzweigte Organiſation von Korreſpondenten, die es 
über alle Neuigkeiten auf dem Gebiet der Arbeiterbewegung auf dem Laufenden 
halten. Es begann mit einer Auflage von über 100000 Exemplaren und dürfte 
in kurzer Zeit eine halbe Million wöchentlich überſchritten haben. 

Viele europäiſche Leſer werden ſich verwundert fragen, warum die ameri⸗ 
kaniſchen Sozialiſten kein Tagblatt haben, wenn ihre Wochen- und Monats⸗ 
schriften ſo ungeheure Verbreitung finden. Ich will auf dieſe Frage hier nur 
kurz eingehen. Die Bedingungen für das erfolgreiche Erſcheinen eines Tag⸗ 
blatts in Amerika ſind ungemein ſchwer zu erfüllen. Es iſt gar nichts Un⸗ 
gewöhnliches, daß ein kapitaliſtiſches Tagblatt in Amerika Sonntags 40 bis 
60 Seiten ſtark erſcheint, mit manchmal prächtigen, manchmal ſcheußlichen 
Farbendrucken illuſtriert; auch an Wochentagen umfaßt die Nummer 16 bis 
2⁴ Seiten. Und das für 1, höchſtens 1¾ Cents! Die große räumliche Aus⸗ 
dehnung des Landes zwingt jedes Zeitungsunternehmen, ſich dem Nachrichten⸗ 
dienſt der Agentur „The Associated Press“ anzuschließen, wenn er nicht Mil⸗ 
lionen Dollars zur Verfügung hat, um einen eigenen unabhängigen Nachrichten⸗ 
dienſt einzurichten; beide Wege ſind für ein ſozialiſtiſches Tagblatt gleich ſchwer 
gangbar. Immerhin wollen die Genoſſen von New Pork jetzt daran gehen, 
ein Tagblatt vorzubereiten, das kurz vor der Präſidentenwahl von 1904 ins 
Leben treten ſoll. Aber es ſcheint mir ſicher, daß in Amerika in abſehbarer 
Zeit ein großes ſozialiſtiſches Tagblatt nicht möglich ſein wird, wenn es nicht 
Privatunternehmen iſt; und daß die Kapitaliſten nicht zögern werden, ſich auch 
dieſes Feldes zu bemächtigen, wenn es ihnen Ausſicht auf Profit bietet. Hier 
iegt ein ernſtes Problem vor, deſſen Löſung im Intereſſe einer reinen und 
ompromißloſen Parteitaktik zu wünſchen iſt. Es iſt aber zu hoffen, daß, unter⸗ 
tützt durch die ungeheuer raſche und unzweideutige Entwicklung der Induſtrie 
die amerikaniſchen Sozialiſten dieſes Problem löſen werden. 
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Das Weib und der Intellektualismus. 
Von Klara Zetkin. 
(Schluß.) 

Gewiß: die Kultur unſerer Tage trägt blutige Wundenmale. Aber dieje 
find, jo betont die Verfaſſerin, nicht Symptome dafür, daß der innerſte Kern 
der Ziviliſation faul, daß dieſe eine Krankheit, die Krankheit iſt. Sie treten 
vielmehr auf als Begleiterſcheinungen der ſozialen Verhältniſſe unſerer Zeit, wie 
jeder gegebenen Kulturepoche, und können zuſammen mit ihnen getilgt werden. 
In ſehr anregenden und intereſſanten Ausführungen legt dies Oda Olberg 
betreffs der Geiſtestätigkeit dar, die eine der tragenden und treibenden Kräfte der 
Kultur, gleichzeitig aber auch ihr Poſtulat iſt. Heute haften der Geiſtestätigkeit 
vielfach Folgen an, welche ſie dem oberflächlich Erfaſſenden als unbarmherzige 
Würgerin blühender Geſundheit, ſtrotzender Lebenskraft fürchten laſſen. Her⸗ 
vorragende geiſtige Arbeiter hinterlaſſen minderwertige Nachkommen, die größten 
ſchöpferiſchen Genies ſterben faſt ſtets ohne phyſiſche Erben ihrer hohen geiſtigen 
Entwicklung. Der Anſchein legt darum die Schlußfolgerung nahe, daß die 
aufſteigende Kulturentwicklung nur den objektiven Schatz der Menſchheit an 
geiſtigen Werten mehre, jedoch außer ſtande ſei, das menſchliche Gehirn zu 
höherer Differenzierung und Leiſtungsfähigkeit heraufzubilden. Allein dieſe Schluß⸗ 
folgerung iſt voreilig. Sie überſieht den zwieſpältigen Charakter der Geiſtesarbeit 
als einer biologiſchen und einer ſozialen Erſcheinung und die davon bedingten 
Rückwirkungen weſensfremder und vorübergehender Natur. Wenn eine falſche 
ſoziale Wertung der Intelligenz — vom Ausbeuterſtandpunkt geprägt —, wenn 
des Lebens Not die Betätigung der geiſtigen Kräfte nicht mehr von einem nor⸗ 
malen Ausleben zu zügelloſem Exzeß aufſtachelt; wenn das ſoziale Milieu der 
geſteigerten Differenziertheit und Verletzlichkeit des geiſtig Arbeitenden ver⸗ 
ſtändnisvoll Rechnung trägt: taſtet die Geiſtesarbeit nicht länger die organiſche 
Integrität des Menſchen und damit das biologiſche Erbe ſeiner Nachkommen 
an, braucht die Menſchheit nicht mehr die Bereicherung des kollektiven Wiſſens⸗ 
ſchatzes mit einer Einbuße an Geſundheit zu erkaufen. Ter Hinweis auf die 
aufgezeigten Zuſammenhänge ſoll keine Antwort auf die Frage ſein, ob — wie 
Lombroſo und ſeine Schule behaupten — das höchſte ſchöpferiſche Denken ein 
krankhaftes Produkt iſt, und ob das Genie „einen Höhepunkt bezeichnet, über 
den nicht hinausgebaut werden kann, von dem aus das Geſchlecht jäh in Ent 
artung oder Sterilität abbricht“. Allein welch hohes Intereſſe auch immer 
dieſem Problem zukommt, die Tatſachen, welche ihm zu grunde liegen, ſind 
nicht von jenem entſcheidenden Einfluß auf den Entwicklungsgang der Menſch 
heit, wie fanatiſche Heroenſchwärmer wähnen. „Je weiter wir fortſchreiten, 10 
gewaltiger ſich die Wiſſenselemente häufen, umſoweniger haben wir von den 
halb unbewußten Intuition des Genius die Syntheſe zu erwarten, umſomehn 
ſteht fie bei der ruhigen und ſtetigen Arbeit des Normalen .. . es iſt nich 
durch den Genius, den Heroen Carlyles oder den Übermenſchen Nietzſches, durch 
den die Kultur fortſchreitet, nicht durch den einzelnen, ſondern durch die Maſſe 
Auf den Schultern einer ungezählten körperlichen und geiſtigen Arbeiterſchaf 
ruht der Rieſenbau unſerer Kultur. Ohne ſie iſt der Genius nichts, aber fü 
wirkt und ſchreitet fort auch ohne den Genius.“ | 

Der Naturfanatismus, der ſich im Überſchwang verworrener Gefühle und 
fulminanter Anklagen als Möchte⸗gern⸗Erlöſer von den Schäden der Kultur 
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äußerſt lebensvoll gebärdet, iſt in der Nähe betrachtet ein kraftloſer, jämmer⸗ 
licher Geſell. Er iſt der Ausdruck eines „myſtiſch müden Abwendens von unſerer 
Kultur, einer ſenilen Sucht nach Stillſtand und Rückſchritt .. . ein Projizieren der 
eigenen Mattigkeit und Erſchöpfung in die Welt außer uns.“ Er verkennt, daß 
gan der Wiege der Ziviliſation die Notwendigkeit der Lebenserhaltung ſtand, daß 
die Kultur nicht ein Weg iſt, für den die Menſchheit ſich freien Beliebens ent⸗ 
ſchieden hat, und den ſie daher nach Gutdünken zurückgehen kann. Sein Pro⸗ 
gramm iſt denn auch von vornherein zur Unfruchtbarkeit verurteilt. Nicht von 
dem ſchemenhaften „Menſchen im Naturzuſtand“ gilt es zu träumen, es geziemt 
im Dienſte der Kulturmenſchheit zu handeln, die mit ihrem Leiden, Streben 
und Kämpfen lebensvolle Wirklichkeit iſt. „Das Zurück zur Natur iſt nur eine 
Faſelei.“ Einſichtsvoll und ſchöpferiſch iſt dagegen die Loſung: vorwärts zur 
Hygiene; anders geſagt: vorwärts zur bewußten, nimmer raſtenden Arbeit, um 
die Kultur aus der verderblichen Umklammerung der vielköpfigen Übel zu löſen, 
welche die kapitaliſtiſche Ordnung zeugt. 
Die Logik der inneren Zuſammenhänge hätte — ſo ſcheint mir — nun vor 
allem zu einer Analyje der geſchichtlichen Entwicklungstendenzen gedrängt, 
welche am Werke find, um mit der Emanzipation der Arbeit auch die Emanzi- 
pation der Kultur herbeizuführen. Oda Olberg hat leider darauf verzichtet, 
ſyſtematiſch dem hoffnungsreichen geſchichtlichen Werden nachzugehen, deſſen 
Hauch aus ihren Gedankengängen weht. Sie erörtert ſtatt deſſen die Frage 
des Antagonismus zwiſchen Fruchtbarkeit und Kultur, die zweifelsohne im 
Hinblick auf den Intellektualismus des weiblichen Geſchlechtes zu einer theore— 
tiſchen Auseinanderſetzung anreizt. — — ' 

Steht dem gärenden Drange der Frau nach der geiſtigen Ausgeſtaltung 
ihrer Perſönlichkeit in Geſtalt der Minderwertigkeit des weiblichen Gehirns 
eine unverrückbare, unüberſteigbare Schranke entgegen? Die Gegner der 
Frauenbewegung behaupten dies unbedingt unter Berufung auf die unleugbar 
minderwertigen geiſtigen Leiſtungen des weiblichen Geſchlechtes und hervor— 
tretende Züge ſeiner pſychiſchen Eigenart. Ihr abgeleitetes Werturteil iſt nicht 
ſchlüſſig. Die profeſſorale und andere Weisheit unterläßt, den Urſachen der 
Tatſachen nachzuſpüren und zu ſcheiden, was in Wirklichkeit der Ausdruck un⸗ 
abänderlichen phyſiologiſchen Seins und was die Folge wechſelnder ſozialer 
Bedingungen iſt. So kommt es, daß die tendenziöſe Zeichendeuterei häufig ſich 
ſelbſt durch unvereinbare Widerſprüche höchſt ergötzlich ad absurdum führt. Oda 
Olberg gibt ein Pröbchen davon. Profeſſor Möbius ſchlußfolgert die geiſtige 
Minderwertigkeit des Weibes aus ſeinem ſchnellen Verfall, Lombroſo dagegen 
aus ſeinem ſpäten Altern und Verfallen. Lichtvoll weiſt die Verfaſſerin unter 
Bezugnahme auf das Überwiegen des Inſtinktes über die Reflexion bei der 
Frau die entſcheidende Rolle nach, welche das ſoziale Milieu für die Entwid- 
lung der weiblichen pſychologiſchen Weſensmerkmale ſpielt. Das Vorherrſchen 
inſtinktiver Reaktionen läßt keinen Rückſchluß zu auf die mindere geiſtige Fähig⸗ 
keit des Weibes, „wohl aber auf die Stetigkeit und relative Einfachheit ſeiner 
en eingungen“. Das Milieu, in welchem ſich die Frau bewegte, züchtete 
den Inſtinkt, weil es denſelben im Kampfe um die Selbſterhaltung nicht un⸗ 
zulänglich werden ließ. Es forderte nicht durch die Notwendigkeit der An⸗ 
paſſung an neue Daſeinsbedingungen die Reflexion heraus und entwickelte in 
der Folge nicht die dafür vorhandene geiſtige Kraft, es baute nicht an dem 
Denkorgan. Was aber in dieſer Hinſicht unter dem Einfluß ungünſtiger ſozialer 
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Umſtände geſchichtlich geworden iſt, kann — auch wenn es ſich zum phyſio⸗ 
logiſchen Tatbeſtand verdichtet hat — geändert werden durch ein gewandeltes 

ſoziales Milieu, welches das Gehirn entwickelt und erzieht. Von anderen be⸗ 

ſtimmten Zügen der geiſtigen Eigenart des Weibes und ſeinem geringen Bei⸗ 

trag zum Kulturerbe gilt das Gleiche. Nicht die Außerungen einer weſens⸗ 
ewigen geiſtigen Unterbürtigkeit haben wir in ihnen vor uns. Vielmehr eine 

Folge davon, daß der Kampf der Menſchheit um die Exiſtenz „vom Weibe 

nur geringe Geiſtestätigkeit erforderte und dieſer den Charakter einer Luxus⸗ 

funktion verlieh, für die bei der ſtarken Inanſpruchnahme durch die Fort⸗ 

pflanzungsarbeit und die Hauswirtſchaft wenig Kraft übrig blieb“. 

Die Gehirnanatomie hat bis jetzt dieſe Auffaſſung noch nicht durch den 
bündigen Nachweis entkräftet, daß die geiſtige Minderwertigkeit ein biologiſch 
begründeter, unverlöſchbarer weiblicher Geſchlechtscharakter ſei. Wie unvoll⸗ 
ſtändig und einſeitig ihre Ergebniſſe gegen das Streben der Frau nach geiſtigem 
Ausleben genutzt werden, beleuchtet Oda Olberg durch ein typiſches Beiſpiel. 
Möbius ſtützt ſeine Theſe vom untilgbaren phyſiologiſchen Schwachſinn des 
Weibes auf Rüdingers Unterſuchungen am Großhirn der Neugeborenen. Er 
geht darüber hinweg, daß die Allgemeingültigkeit dieſer Unterſuchungsreſultate 
anfechtbar und angefochten iſt, und daß die Forſchungen von Eberſtaller, 
Cunningham und Mingazzini im ſachlichen Gegenſatz zu ihnen ſtehen. Dazu 
und vor allem: die Gehirnanatomie kann bei dem jetzigen Stande der Kennt⸗ 
niſſe in der ſtrittigen Frage noch gar nicht das entſcheidende Wort ſprechen. 
Wohl ſtellte ſie organiſche Verſchiedenheiten zwiſchen dem männlichen und weib⸗ 
lichen Gehirn feſt. Dagegen hat ſie bis heute nicht die Beziehungen aufzuhellen 
vermocht, welche zwiſchen den einzelnen Teilen der Großhirnrinde und der 
Geiſtestätigkeit beſtehen. Wo das poſitive Forſchungsergebnis fehlt, da ſtellt 
die perſönliche Meinung zu rechter Zeit ſich ein. 

Entſcheidungsſchwerer für den Intellektualismus des Weibes als das vor⸗ 
ſtehende Problem erachtet Oda Olberg die Antwort auf die Frage: Iſt die 
geiſtige Minderwertigkeit des weiblichen Geſchlechtes eine unerläßliche Voraus⸗ 
ſetzung für das Aufziehen eines geſunden Nachwuchſes? Argwöhniſcher Über⸗ 
eifer für das umſtrittene Frauenrecht hat dieſen ihren Standpunkt als eine 
verſchleierte, bedenkliche Konzeſſion bemängelt an die alte Wertung der Frau, 
bloßes „Mittel zum Zwecke“ zu ſein. Sehr mit Unrecht. Oda Olberg läßt in 
ihren Ausführungen nicht den mindeſten Zweifel, daß ſie Mann und Weib der 
Nachkommenſchaft, der Art gegenüber für gleichverpflichtet hält. Mit aller 
Schärfe wendet ſie ſich gegen die Meinung Möbius' und anderer, daß das 
geiſtig unentwickelte „Rückenmarksweib“ als „plumpes Naturkorrektiv“ neben 
den phyſiſch heruntergekommenen „Gehirnmann“ treten müſſe, damit dieſer s 
zu einer halbwegs leidlichen Nachkommenſchaft bringe. Der „Ausbeuter⸗ 
maxime“: „Kein in der Gehirnarbeit geübtes Weib, damit der Gehirnwüſtling 
von der Raſſe vertragen werde“, ſtellt ſie die Forderung entgegen: „Gebrauch 
für alle, Mißbrauch für keinen.“ Im übrigen heißt es das Recht des Weibes 
auf Entfaltung ſeiner perſönlichen Eigenart nicht ſichern, ſondern in Vogel⸗ 
ſtraußpolitik der Klärung der verwickeltſten und folgenſchwerſten Seite der 
Frauenfrage ausweichen, wenn man unter der wohlfeilen Anrufung des 
Menſchenrechtes der Frau und in zitternder Furcht vor dem Ausfall der Ent⸗ 
ſcheidung auf „dem gefährlichen Boden“ es ablehnt, den Intellektualismus auch 
unter dem Geſichtswinkel ſeines Einfluſſes auf die Nachkommenſchaft zu prüfen. 
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Gewonnen wird durch die frauenrechtleriſch-anarchiſtelnde Flucht hinter das 
Recht der Perſönlichkeit gar nichts. Zwingender als der Kampf mit den Gegnern. 


der Frauenemanzipation wird die Logik der Tatſachen zu einer Auseinander⸗ 


ſetzung treiben. 
Daß Oda Olberg ihr nicht ausgewichen iſt, vielmehr ihre Bedeutung voll 


würdigt, iſt zu begrüßen. Mit trefflichen Gründen wirft ſie Möbius und 


tutti quanti aus ihrer feſteſten Poſition. Ihre Gedankengänge gipfeln in der 


Beweisführung, daß das kraftvoll pulſierende geiſtige Leben des Weibes nicht 


für perſönliche Zwecke phyſiſch-pſychiſche Kräfte unterſchlägt und vergeudet, die 


für Artzwecke beſtimmt ſind. „Das Gehirn iſt wie jedes andere Organ dazu 
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beſtimmt, zu funktionieren: es iſt durch ſeine Funktion entſtanden, erhält ſich 
durch ſie und vervollkommnet ſich durch ſie.“ Sein Mißbrauch und nicht ſein 
normaler Gebrauch greift den Schatz an Geſundheit an, auf welchen die Nach- 
kommen ein wohlbegründetes Anrecht haben. „Aber das gilt von dem Gehirn 


des Mannes wie von dem des Weibes, ja, es ſcheint in höherem Maße vom 


Manne zu gelten, der nach den Unterſuchungen von Orchansky die organiſchen 


und funktionellen Störungen in ſchwererer Form vererbt, während das Weib 


ſeine Krankhaftigkeit wie alle ſeine Abweichungen von dem Typus in ab⸗ 


geſchwächter Form auf die Nachkommen überträgt.“ Was Möbius auf das 


Schuldkonto der Geiſtestätigkeit des Weibes ſetzt — ſchwere Geburten, ſchwäch— 
liche Kinder, mangelnde Muttermilch — iſt in Wirklichkeit die Folge eines 


durch andere Urſachen herabgekommenen, ſchlecht entwickelten Organismus und 


einer ungeſunden Lebensweiſe. Doch mehr noch! Das höhere Artintereſſe läßt 
nicht nur das freie Ausleben der geiſtigen Eigenart des Weibes zu, es fordert 
dasſelbe. Die individuelle Entwicklung und Nutzung der geiſtigen Kräfte ſeitens 
der Frau vermehrt und verbeſſert das Erbgut des Nachwuchſes. Nur Fähig⸗ 
keiten, welche die Mutter gebraucht, können ausgebaut und in aufſteigender 


Entwicklung vererbt werden. 


Aber nicht allein die phyſiologiſchen Aufgaben der Mutterſchaft, auch die 
mit ihr verbundenen geiſtig⸗ſittlichen Verpflichtungen heiſchen dringend, daß das 
Geiſtesleben des Weibes aus ſeiner jetzigen Verkümmerung zu geſunder Ent⸗ 


faltung emporgehoben werde. Die geiſtige Minderwertigkeit der Mutter, ihr 


„Schwachſinn“ kann niemals eine Förderung, muß aber ſehr oft eine ſchwere 
Gefahr für das verantwortungsreiche Werk der Kinderpflege und Kinder— 
erziehung ſein. Gewiß: der elementare Trieb der Mutterliebe iſt die ſtarke 
treibende Kraft bei dieſem Werke. Aber ſo unſchätzbar ſie als ſolche iſt, ſo 
ohnmächtig erweiſt ſie ſich, allein den weichen Ton des kindlichen Lebens zum 
herrlichen Gebilde einer harmoniſchen Perſönlichkeit zu geſtalten. Der Mutter⸗ 


liebe muß ſich der erkenntnisreiche, pflichtbewußte, willensſtarke Geiſt geſellen. 


Ein geiſtiges Durchdringen des Mutterberufs, ein vertieftes, erweitertes und 
verfeinertes Erfaſſen ſeiner vielſeitigen Aufgaben iſt in unſeren Tagen beſonders 
bedeutſam und unerläßlich. Das zeitgenöſſiſche ſoziale Milieu iſt voller Ge- 
fahren für die geſunde leibliche und geiſtige Entwicklung des Kindes; es ſtellt 
ſehr große Anforderungen an die Leiſtungsfähigkeit des erwachſenen Menſchen, 
Anforderungen, welche zu äußerſter, ja zu verzehrender Anſpannung der Kräfte 


zwingen. Andererſeits erliſcht die Mutterliebe nicht mit den Aufgaben in der 
Kinderſtube, wie die „Muttermilch zurückgeht“. Von ſteigender Erkenntnis aus 


einem Dämmerzuſtand zum Bewußtſein gerufen, verlangt fie ſehnſuchtsſchwer 
darnach, daß die Frau aus der betreuenden Hüterin und Pflegerin des kleinen 
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Kindes zur Erzieherin und Bildnerin des größeren Kindes werde, zur Freundin 
und Beraterin der erwachſenen Söhne und Töchter. Angeſichts der zahlreicher 
und ſchwieriger gewordenen Aufgaben der Mutterſchaft und des höheren Ver⸗ 
antwortlichkeitsgefühls der Mutter die geiſtige Unterbürtigkeit des Weibes als 
ein Unterpfand für die gedeihliche Entwicklung der Nachkommen fordern: iſt 
„geradezu ruchlos“, wie Oda Olberg in berechtigter Empörung ausruft. Welch 
hoher Wert der geiſtigen Entwicklung des Weibes von den hervorgehobenen 
Geſichtspunkten aus und im Hinblick auf wichtige Erforderniſſe der Erziehung 
innewohnt — Kenntnis der Entwicklungsbedingungen des leiblichen und geiſtigen 
Lebens, Geduld, Selbſtbeherrſchung, ſyſtematiſches Wirken ꝛe. — das begründet 
die Verfaſſerin in überzeugender Weiſe. Geſunde Entfaltung und Betätigung 
der intellektuellen Kräfte des Weibes als phyſiologiſche und pſychologiſche Vor⸗ 
bedingung eines Nachwuchſes, der geſund und kraftvoll an Körper und Geiſt 
iſt: alſo ſchließt ſich der Ring der innigen Intereſſenſolidarität, welche das 
Wohl des Weibes als Individuum mit dem Wohle der Art zuſammenfügt. 
Oda Olberg vervollſtändigt ihre Ausführungen über dieſe Intereſſenſolidarität 
im letzten Abſchnitt ihrer Broſchüre, wo ſie die Bedeutung der Geiſtesbildung 
des Weibes für die Geſellſchaft erörtert. Der Ausgangspunkt ihrer Dar⸗ 
legungen iſt die Tragweite, welche man, geſtützt auf die Lamarck⸗Darwinſche 
Theorie, der Erziehung als einer Sonderform des Einfluſſes der äußeren Um⸗ 
gebung zuerkennen muß. Wie die Frau durch ein reiches geiſtiges Leben als 
Mutter für die Erziehung gewinnt, ſo auch als Perſönlichkeit und Geſellſchafts⸗ 
bürgerin durch die Erziehung zu einem reichen geiſtigen Sein und Wirken. Der 
Geſellſchaft zu hohem Vorteil wird das Weib die Mütterlichkeit ſeines Weſens, 
befruchtet und veredelt durch Geiſteskultur, hinaustragen in das ſoziale Leben. 
Dort weiſt ihm Oda Olberg eine beſondere Miſſion zu: „Leben zu erhalten“, 
„dem zerſtörenden Einfluß der Sonderintereſſen im Geſellſchaftsleben ein Gegen⸗ 
gewicht zu bieten“. Denn die geſchlechtliche Weſenheit der Frau iſt nach ihr 
von der Erkenntnis „der Heiligkeit des Menſchenlebens“ getragen, „weil die 
Mutter allein den Wert des Menſchenlebens in ſeiner ganzen Unſchätzbarkeit 
erkennen kann, weil im Weibe das tätige Erbarmen am engſten mit dem Trieb⸗ 
leben verwachſen iſt“. Die Darlegungen, durch welche die Verfaſſerin dieſe 
Auffaſſung ſtützt, ſind von beſtechendem Glanze, jedoch meines Erachtens nicht 
einwandsfrei, dafür aber widerſpruchsvoll. Die Mütterlichkeit und ihre Über⸗ 
legenheit über die vulgäre weibliche Herzensgüte in allen Ehren! Jedennoch 
iſt ſie meiner Anſicht nach nicht durch eine ſo feſte, ſcharfe Grenzlinie der 
Weſensverſchiedenheit von dem vielberufenen und vielverrufenen lieben alten 
Geſchöpf getrennt, daß ſie im ſozialen Leben Aufgaben zu löſen vermöchte, 
denen gegenüber die Kraft des „weiblichen Herzens“ verſagt. Sodann und in 
erſter Linie: die Mütterlichkeit des Weibes wird wie ſeine Güte vom ver⸗ 
giftenden Hauche des Kapitalismus getroffen und in ihren Lebensäußerungen 
gefälſcht und entwertet. Was ihre tragende Kraft iſt: die Sorge für das 
Wohl und Wehe des Kindes, ſchlägt unter der Herrſchaft der Klaſſengegenſätze 
aus einem individuell altruiſtiſchen in ein ſozial egoiſtiſches Element um. Wo 
die Frau der beſitzenden Klaſſe ſelbſtändig als Unternehmerin auftritt, wo ſie 
über ſozialen Einfluß und politiſche Macht verfügt: da muß die Funktion der 
Mütterlichkeit, „Leben zu erhalten“ und den „Sonderintereſſen entgegenzus 
wirken“, dem Bedürfnis der Kapitaliſtenklaſſe weichen, Leben auszubeuten und 
zu beherrſchen, Sonderintereſſen zu verteidigen. Gegenüber der überſchweng⸗ 
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lichen Hoffnung auf die ſoziale Wundertätigkeit der Mütterlichkeit — die gegen— 
wärtig in einem großen Teile der Frauenliteratur herumgeiſtert — ſind die 
beißenden Ausführungen von aktuellſtem Leben, mit denen Marx im „Weſt⸗ 
fäliſchen Dampfboot“ die „Liebesſabbeleien“ Krieges kritiſch ſtäupte. Kriege 
hatte im New Porker „Volkstribun“ einen Aufſatz „An die Frauen“ veröffent⸗ 
licht, der von „ſchrecklichen Phraſen wimmelte“. Der Liebe der Frauen ſchrieb 
er für die Heilung aller jozialen Übel eine beſondere Rolle zu. „Selbſt im 
Gewande der Königin verleugnet ihr das Weib nicht“, ſo hieß es in dem 
Artikel, „auch habt ihr nicht gelernt zu ſpekulieren mit den Tränen des Un⸗ 
glücklichen; ihr ſeid zu weich, um das arme Kind einer Mutter zu eurem 
Beſten verhungern zu laſſen.“ Marx antwortete darauf: „Das Weib mag 
mehr zur Mildtätigkeit im kleinen geneigt ſein, weil es weicher und ſchwächer 
und damit dem durch Almoſengeben genährten Gefühlskitzel zugänglicher iſt. 
Tritt es in großartigere Verhältniſſe, ſo ſteht es gerade ſo gut unter ihrer 
Herrſchaft, iſt gerade ſo in den durch ſie genährten Vorurteilen befangen, wie 
der Mann. Herr Kriege ſcheint von dem Weibe zudem nur zu verlangen, 
daß es das Kind einer Mutter nicht verhungern laſſe. Da es demnach nicht 
ſoviel auf ſich zu haben ſcheint, wenn das Weib das Kind eines Vaters ver- 
hungern läßt, jo wird obige Phraſe vollends inhalts- und reſultatlos.““ 

Auch ohne daß man von der Mütterlichkeit mehr erwartet, als ſie geben 
kann, iſt das freie Erblühen der geiſtigen Weſenheit des Weibes ein Ziel, aufs 
innigſte zu wünſchen. Daß in der kapitaliſtiſchen Ordnung nicht alle Blüten⸗ 
träume reifen, mit welchen leidenſchaftliches Hoffen, Wünſchen und Wollen den 
intellektuellen Emporſtieg unſeres Geſchlechtes umſpinnt, was tut es? Der 
Blick eilt an den wahrnehmbaren geſchichtlichen Entwicklungslinien in die 
Ferne, aus welcher der beſonnte Strand einer Geſellſchaft grüßt, deren Weſen 
dem keimenden und knoſpenden neuen Leben in der Frauenwelt richtige Wertung, 
Entwicklungsfreiheit und ein weitausgedehntes Wirkungsgebiet verbürgt. 


Eine Arbeiterfabrik in Belgien. 
Don Emilio, Redakteur am „Peuple“ in Brüſſel. 


Der Beſchluß, den der Nationalkongreß der „Vereinigung der ſozialiſtiſchen 
Genoſſenſchaften Belgiens“ ſoeben gefaßt hat, iſt von beträchtlicher Wichtig⸗ 
keit. Der 1. Februar 1903 wird ein Markſtein ſein in der Geſchichte der 
belgiſchen Arbeiterpartei. 

Bisher hatte ſich die Arbeiterklaſſe in Belgien nur zaghaft auf das Gebiet 
der induſtriellen Produktion gewagt. Sie beſaß zwei Handwebereien, die eine 
in St. Nicolas, die andere in Ellezelles, einige Produktivgenoſſenſchaften in 
Lederſchuhen, Holzſchuhen, Tabak, Zigarren, künſtlichen Blumen, eine Werk⸗ 
ſtatt für Zuſchneiderinnen und Näherinnen, einen Steinbruch in Sprimont, eine 
Zichorienfabrik in Gent und mehrere Druckereien, alles dies von den Sozialiſten 


geſchaffen. 


m „Weſtfäliſches Dampfboot“, Bielefeld 1846, S. 298. — Abgedruckt in „Aus dem 
literariſchen Nachlaß von Karl Marx, Friedrich Engels und Ferdinand Laſſalle“, Stuttgart 1902, 
Verlag Dietz Nachf., 2. Band, S. 417. 
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Doch nie hatten ſich die belgiſchen Sozialiſten auf dem Gebiet der großen 
Produktivinduſtrie verſucht, mit ihrem modernen, vervollkommneten Maschi 
weſen. 

Jetzt iſt auch das geſchehen. Der von Eduard Anſeele, dem ſozialiſtiſchen 
Abgeordneten Gents, und den vlämiſchen Textilarbeitern ausgearbeitete Plan 
iſt verwirklicht: die Genoſſenſchaften haben einſtimmig beſchloſſen, die „Genoſſen⸗ 
ſchaft der vereinigten Textilarbeiter, eine Arbeiterfabrik“ zu gründen. | 

Der Sitz der Weberei ſoll Gent fein, die große Induſtrieſtadt mit den 
niederen Löhnen und den langen Arbeitstagen, die Stadt Van Eſtefeldes und 
des „Vooruit“, inmitten jenes armen Flanderns, wo der Sozialismus nur 
langſam vordringt, wo aber doch ſchon zahlreiche und ſtarke ſozialiſtiſche Or⸗ 
ganiſationen vorhanden ſind und wo der Kapitalismus und Klerikalismus das 
Proletariat erdrücken und jene erſchreckenden Zuſtände des Elends ſchaffen: daß 
es Arbeiter gibt, die für 72 Arbeitsſtunden 7 Frances erhalten; fünfjährige 
Kinder, die 12 Stunden täglich in der Seilerei arbeiten müſſen; Gemeinden 
mit 80 Prozent Analphabeten, Familien mit 21 Kindern, von denen nur 5 
am Leben ſind; Arbeiter, die täglich nur 4 Stunden ſchlafen; Menſchen, die 
niemals ſich Fleiſch kaufen können. 

So iſt es denn in dieſer Gegend barbariſcher Ausbeutung, daß ſich die 
Arbeiterfabrik erheben wird, während zugleich an allen Ecken Belgiens, auf 
dem Lande ebenſowohl wie in den Städten und Induſtriezentren, die zahl⸗ 
reichen ſozialiſtiſchen Konſumvereine fortfahren werden, emporzuſchießen, ſich zu 
entwickeln und alle Zweige der Handelstätigkeit zu erfaſſen: Bäckerei, Metzgerei, 
Kohlenhandel, Schnittwarenhandel, alle Webwaren, Poſamenten und Weiß⸗ 
waren, Spezereiwaren; alle Arten Nahrungsmittel; ferner die Fabrikation von 
Pfefferkuchenwaren, die Pharmazie, Brauerei, Molkerei, den Handel mit Kar⸗ 
toffeln, Stroh, Hafer, Ardennenſchinken, Büchern zc. 

Aber wie wird inmitten der Herrſchaft des Kapitalismus die mechaniſche 
Weberei arbeiten, auf welchen Grundlagen iſt ſie errichtet und wie wird ſie der 
Konkurrenz des Privatunternehmertums widerſtehen? 

Außer den Schwierigkeiten, die allen Schöpfungen dieſer Art anhaften und 
die aus der unmittelbaren oder mittelbaren Feindſchaft der Bourgeoiſie und der 
Kundſchaft entſpringen, ſind noch die beſonderen Schwierigkeiten vorhanden, 
welche die ſoziale kapitaliſtiſche Organiſation für jeden derartigen Betrieb mit 
ſich bringt. 

Wird die beſchloſſene Arbeitergenoſſenſchaft mit ihren notwendigerweiſe be⸗ 
ſchränkteren Hilfsquellen, ihren höheren Löhnen und ihrer kürzeren Arbeitszeit 
die Konkurrenz gegen die beſſer ausgerüſteten Kapitaliſten aushalten können, 
und wird die Arbeit triumphieren, wo das Kapital nicht eben ſelten unterliegt? 
Mag eine Fabrik ſich in den Händen von Kapitaliſten oder von Arbeitern 
befinden, der Kapitalismus wird unter allen Umſtänden den Betrieb beherrſchen, 
wenn auch ſicherlich die Lebensbedingungen im letzteren Falle beſſer ſein werden, 
als im erſteren. 1 

Die menſchenwürdige Organiſation der Induſtrie und der Arbeit wird erſt 
zur Möglichkeit, wenn die Mittel geſellſchaftlicher Produktion in das Eigentum 
der Allgemeinheit übergeführt worden ſind, wenn der nationale und inter⸗ 
nationale Klaſſenkampf der organiſierten Arbeiter dem Kapitalismus ſeine wirt- 
ſchaftliche Herrſchaft entriſſen, wenn er an Stelle der induſtriellen, kommer⸗ 
ziellen und finanziellen Anarchie, die aus der vom Kapitalismus geſchaffenen 
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zügelloſen Konkurrenz entſpringt, eine wiſſenſchaftliche Regelung der Produktion 
und des Austauſches geſetzt hat, ſowie eine gerechte Verteilung der Arbeits- 
produkte. 

Der kühne Verſuch der ſozialiſtiſchen Organiſationen der belgiſchen Arbeiter⸗ 


partei kann alſo nicht als eine vollkommene Anwendung der kollektiviſtiſchen 


Prinzipien betrachtet werden, wenngleich der Verſuch ſeinem Weſen und ſeinen 
Tendenzen nach proletariſch iſt. 

Immerhin wird er dem Zuſammenſchluß der Arbeiter nützlich ſein und die 
Akkumulation der Produktionsmittel, ſowie die Entwicklung des Bewußtſeins 
von einem gemeinſamen Intereſſe fördern; er wird weiter die Fähigkeit der 
organiſierten Arbeiterklaſſe zur Verwaltung beweiſen und wenigſtens in Gent 
einen Einfluß auf die Lage der Proletarier ſogar in der Privatinduſtrie ausüben. 

Die Genoſſenſchaft der vereinigten Textilarbeiter wird ſich die Zubereitung 
und Fabrikation von Garnen und Geweben aus Baumwolle, Flachs und 
Wolle, ſowie die Herſtellung anderer Textilartikel angelegen ſein laſſen. 

Bis zu dem Augenblick, wo andere genoſſenſchaftliche mechaniſche Webereien 
gegründet werden und der kooperative Truſt von Arbeiterfabriken entſteht, wird 
die genoſſenſchaftliche Weberei, deren Leiter Anſeele tft, die allgemeinen Be- 
triebsunkoſten decken einerſeits durch die Produktion ſpezieller Textilartikel, 
andererſeits durch den Handel mit allen Arten von Textilwaren, bis die eigene 
Produktion allein ihr genügt. 

Im Anfang wird allerdings die mechaniſche Weberei nur gewiſſe Textil⸗ 
waren anfertigen und ſich mit den genoſſenſchaftlichen Handwebereien zu 
St. Nicolas und Ellezelles verſtändigen in betreff der Fabrikation einiger 
Qualitäten, die gegenwärtig auf dem Markte mit den Erzeugniſſen der Groß— 
induſtrie konkurrieren können. 

Anſtatt von vornherein mit hundert Webſtühlen zu beginnen, wird ſie zuerſt 
nur die Zahl der Stühle in Betrieb ſetzen, die zur Deckung des gegenwärtig 
bereits geſicherten Abſatzes arbeiten müſſen, auch wird ſie ihre Läden nicht mit 
Waren füllen, die auf Käufer warten. 

Die Frage des Abſatzes iſt genau ſo eingehend erörtert worden, wie die 
Fragen der Bildung des Genoſſenſchaftskapitals und der Verteilung des Gewinns. 

Was dieſen anbelangt, ſo wird er folgendermaßen verteilt werden: ein 
Zwanzigſtel des Gewinns fließt in den Reſervefonds und ein Teil dient dazu, 


um die eingezahlten Kapitalien mit 4 Prozent zu verzinſen. Vom Reſt ent⸗ 


fallen 35 Prozent auf das Arbeiter⸗ und Beamtenperſonal, ſowie auf die 
Genoſſenſchafter, 2,5 Prozent auf die Kunden, 10 Prozent auf die Admini⸗ 
ſtratoren und Kommiſſionäre, 10 Prozent auf den Verband der belgiſchen Ge— 
noſſenſchaften, 10 Prozent auf den Fonds für Wohlfahrtseinrichtungen zu gunſten 
des Perſonals, und 10 Prozent dienen zur Unterſtützung anderer Unternehmen, 
die beſtimmt ſind, die Emanzipation der Arbeiter zu fördern, denn die Fabrik 
ſoll auch ein Organ ſein, das der ſozialiſtiſchen Agitation dient. 

Was das Kapital betrifft, ſo wird es aufgebracht durch Anteilſcheine zu je 
25 Franes und Obligationen auf den Inhaber; Aktien und Obligationen können 
von Arbeiterorganiſationen und Parteigenoſſen gezeichnet werden. 

Um hundert Webſtühle anzuſchaffen, iſt ein Kapital von ca. 200000 Frances 
nötig; um ihrer fünfzig einzuſtellen, braucht man ca. 120000 Francs. Der 
gegenwärtige Abſatz erlaubt den Betrieb von vierzig bis fünfzig Stühlen, mit 
welchen die Produktivgenoſſenſchaft die Fabrikation anfangen wird. 
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konnte, jo dank der vom nationalen Verband der Genoſſenſchaften der Arbeiter⸗ 
partei erhaltenen genauen Angaben. Der Verband war eine wertvolle, ja un⸗ 
entbehrliche Hilfe für die Gründer der mechaniſchen Weberei, da ſeine Arbeit 
und ſeine Bemühungen 1902 einen Umſatz von Webwaren im Werte von 


100000 Franes geſichert haben, ein Umſatz, der 1903 ſich verdoppeln wird, da 
der Verband das Monopol des Verkaufs von Textilartikeln innerhalb der 
Genoſſenſchaften der Arbeiterfabrik überläßt. 

So ſichert alles den Abſatz für die Fabrikate der Weberei, der es möglich 
ſein wird, den Verkauf in den Genoſſenſchaften zu ſteigern und in den gewöhn⸗ 
lichen Privathandel einzudringen. 

Die belgiſche Arbeiterklaſſe wird eine neue Einrichtung beſitzen, deren Er⸗ 


zeugniſſe im Schoße ihrer Organiſationen verbraucht werden, aber dieſe Ein⸗ 


richtung iſt nur eine übergangsform im Kampfe für die ſozialiſtiſche Geſellſchaft. 


Literariſche Kundſchau. 


Karl Vorländer, Geſchichte der Philoſophie. Zwei Bände. Leipzig 1903, Verlag 


der Dürrſchen Buchhandlung. 292 und 539 Seiten. 


Als den Zweck ſeines Buches gibt der ee an, die Lücke auszufüllen, die 
zwiſchen den großen Werken von Überweg⸗Heinze, J. E. Erdmann, Eduard Zeller, 
Kuno Fiſcher auf der einen, den kleineren Kompendien von Schwegler und Kirchner 
auf der anderen Seite klafft. Ein Werk mittleren Umfanges, das die ganze Geſchichte 
der Philoſophie zuſammenfaſſend darſtellt, ſind dieſe beiden Bände namentlich für das 
„Bücherfach unſerer Studenten und ſonſtiger Liebhaber der Philoſophie“ beſtimmt. 

Bei einem Manne von Vorländers Begabung und Fleiß verſteht es ſich ſozu⸗ 
ſagen von ſelbſt, daß er eine tüchtige, in hohem Grade verdienſtliche Arbeit gegeben 
hat. Er beherrſcht mit ſeltener Sicherheit das gewaltige Quellenmaterial; beſonders 
anerkennenswert iſt, daß er auch die Philoſophie des Mittelalters in den Kreis 
feiner Darſtellung zieht, und in noch höherem Grade müſſen wir loben, daß er der 
Philoſophie der Gegenwart einen beträchtlichen Teil ſeines Werkes widmet. Vor⸗ 
länder ſcheut ſich nicht, ein Gebiet zu betreten, das die Großmogule der Univerſitäts⸗ 
gelehrſamkeit mehr noch aus wirklicher Behutſamkeit als aus ſcheinbarer Vornehm⸗ 
heit umgehen, und er bewegt ſich auf dieſem Gebiet mit einem Takte, den wir nur 
anerkennen können. 

Die eigentliche Schwierigkeit ſolcher Werke liegt darin, daß ſie weder trockene 


Kompendien, noch die Produkte eines frei ſchaffenden Ingeniums ſein ſollen. Vor⸗ 


länder berührt dieſe Schwierigkeit mit den Worten, er habe möglichſte Objektivität 
erſtrebt und glaube dieſe auch in der Darſtellung der Tatſachen annähernd erreicht 
zu haben, allein er hoffe, daß ſein Buch auch eine eigene Färbung trage. Eine voll⸗ 
kommene Vorausſetzungsloſigkeit ſei von den Hiſtorikern, und erſt recht von den 
Hiſtorikern der Philoſophie, nicht zu erreichen, auch nicht einmal zu wünſchen, denn 
ſie würde zu ſchwächlicher Farbloſigkeit, gänzliche Enthaltung von eigenem (wenn 
auch nur immanentem) Urteil würde zur Urteilsloſigkeit führen. Das iſt vollkommen 
richtig, und wir danken dem Verfaſſer, daß er ſeine Geſchichte der Philoſophie nicht 
als einen Haufen trockener Exzerpte und Notizen zuſammengetragen, ſondern als 
eine lebendige Darſtellung zu geben gewußt hat, was eben nur möglich war, wenn 
er ſie ſozuſagen als ſein perſönliches Erlebnis reproduzierte. 

Die hauptſächliche Schwierigkeit, die der Verſaſſer zu überwinden hatte, iſt nun 
aber auch die Haupifächliche Schwierigkeit, vor der fein Kritiker ſteht. Seiner per⸗ 
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ſönlichen Weltanſchauung nach iſt Vorländer Neukantianer, und eben dies ſpürt man 
namentlich in ſeinem zweiten Bande, wenn nicht auf jeder Seite, ſo doch in jedem 
Kapitel. Er behandelt Kant ebenſo liebevoll, wie Hegel ſtiefmütterlich; jenem widmet 
er, um nur einen äußerlichen Umſtand zu erwähnen, nicht weniger als 80, dieſem 
nicht mehr als 16 Seiten. Sollen wir das nun loben oder tadeln? Würden wir 
es loben, ſo würden wir unſerer eigenen Überzeugung widerſprechen; würden wir 
es tadeln, ſo würden wir tadeln, was wir tatſächlich doch loben müſſen, nämlich 
daß Vorländer die Dinge mit ſeinen eigenen Augen und ſie eben deshalb lebendig 
ſieht. Wir begnügen uns ſomit, einfach die Tatſache ſeſtzuſtellen, mit dem ausdrück⸗ 
lichen Hinzufügen, daß ſich Vorländer trotz ſeines ausgeprägten Neukantianismus 
niemals zu einem unwiſſenſchaftlichen Tendenzurteil hinreißen läßt. 

Am fühlbarſten macht ſich dieſer Neukantianismus geltend in dem Abſchnitt über 
die Philoſophie der Gegenwart, der ſich, ſo dankenswert er als ſolcher iſt, und ſo 
ſehr ſich Vorländer bemüht, den verſchiedenen Richtungen, ſpeziell auch der Philo— 
ſophie des Sozialismus ihr Teil zu geben, doch als ein etwas buntes Durcheinander 
repräſentiert. Vorländer ſagt ſelbſt, die Gruppierung ſei hier beſonders ſchwierig, 
und man könne darüber verſchiedener Anſicht ſein. Er glaubt den hiſtoriſchen 
Entwicklungsgang zu wählen, wählt tatſächlich aber nur den chronologiſchen 
Entwicklungsgang, ſo daß, da die Philoſophie des Sozialismus und des ihm ent⸗ 
gegengeſetzten extremen Individualismus erſt in den beiden letzten Jahrzehnten zur 
Geltung gekommen ſeien, Marx und Stirner erſt nach dem naturwiſſenſchaftlichen 
Materialismus der fünfziger Jahre (Büchner, Vogt, Moleſchott) und nach dem Neu⸗ 
kantianismus der ſechziger Jahre (F. A. Lange) kamen. Wie fehlerhaft immer dieſe 
Gruppierung iſt, ſo konſequent iſt ſie in ihrer Art; wenn man Hegel beiſeite ſchiebt, 
ſo ſchweben Marx und Stirner als Philoſophen allerdings gänzlich in der Luft und 
man kann ſie hinſetzen, wohin man will. 

In einer anderen, noch weit tiefergreifenden Beziehung macht ſich der neu— 
kantiſche Standpunkt Vorländers darin geltend, daß dieſer Standpunkt eben nicht 
der Standpunkt des hiſtoriſchen Materialismus iſt. Die philoſophiſche Gedanken⸗ 
geſchichte auf ihre irdiſchen Wurzeln zurückzuführen, macht Vorländer kaum irgendwo 
einen Verſuch; in dieſer Beziehung bedeutet ſein Buch ſelbſt in der bürgerlichen 
Geſchichtsliteratur eher einen Rück⸗ als einen Fortſchritt. Doch darf man nicht über- 
ſehen, daß es ihm in erſter Reihe auf didaktiſche Zwecke ankommt, auf ein Lehrbuch, 
das in feſſelnder und friſcher, klarer und überſichtlicher Darſtellung den philoſophiſchen 
Gedankengang von den älteſten bis zu den neueſten Zeiten entwickelt, und es iſt 
Lobes genug für ihn, dieſen Zweck in vortrefflicher Weiſe erreicht zu haben. F. M. 


Friedrich Naumann, Patria, Jahrbuch der „Hilfe“ 1903. Berlin⸗Schöneberg 1902, 
Buchverlag der „Hilfe“. 174 Seiten. 

Außer einer Wochen- und einer Monatsſchrift geben die Nationalſozialen noch 
ein Jahrbuch heraus, deſſen dritter Band uns zur Beſprechung vorliegt. Er ent⸗ 
hält, wenn man ein Vorwort des Herausgebers mitrechnet, zwölf Beiträge hifto- 
riſchen, politiſchen, ökonomiſchen, theologiſchen und äſthetiſchen Inhalts, die ihrem 
Werte nach ſo verſchieden ſind, wie nach dem Stoffe, den ſie behandeln. Gemeinſam 
iſt ihnen allen nur die Tendenz, mit Ausnahme der rein äſthetiſchen Arbeiten, ſich 
durch die Klaſſenkämpfe der Gegenwart hindurchzuwinden, indem ſie eine Handvoll 
Zugeſtändniſſe nach rechts und eine Handvoll Zugeſtändniſſe nach links machen. 

Wir beſchränken uns auf einige Bemerkungen über die Beiträge, die ſich mit 
der Sozialdemokratie berühren. Profeſſor Lamprecht ſchreibt über die Anfänge der 
deutſchen Parteibildung im achtzehnten und neunzehnten Jahrhundert. Bekanntlich 
ſuchte ſich Lamprecht früher mit dem hiſtoriſchen Materialismus anzufreunden, und 
zwar ſo, daß er ihn ins Profeſſorale überſetzen wollte. Die Strafe dafür iſt hart, 
aber allerdings gerecht geweſen: es gibt augenblicklich keinen deutſchen Profeſſor der 
Geſchichte, der ſo ſtillvergnügt mit idealiſtiſchen Flauſen arbeitet, wie Lamprecht. 
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„Freiheit des Subjektivismus“ iſt nach ihm „jenes Ideal, das zu erfüllen das ganze 
neunzehnte Jahrhundert befliſſen geweſen iſt“. „Der Übergang zu der modernen 
Staatsform des Konſtitutionalismus“ war „Sache der Durchbildung der Individuen 
zur vollen ſubjektiven Perſönlichkeit, denn der moderne Staat iſt ein unmittelbarer 
Ausfluß dieſer modernen Perſönlichkeit“. Jedoch hat nach Lamprecht „im Grunde 
und vollkommen“ nur ein Staat „dieſe organiſche Entwicklung durchgemacht: 
Preußen“. Den Reiz der Originalität wird man dieſer hiſtoriſchen Auffaſſung nicht 
abſprechen dürfen. Von dem preußiſchen „Staatsſozialismus“, wie er in den acht⸗ 
ziger Jahren des vorigen Jahrhunderts begonnen habe, hofft Lamprecht, daß er den 
„vierten Stand“ denkend und helfend in den Bereich der konſtitutionellen Monarchie 
einordnen werde. Wenn's ihm nur nicht zu lange dauert. 

Von der religiöſen Seite her will Profeſſor Titius die Sozialdemokratie über⸗ 
winden, indem er den Bemühungen des Genoſſen Göhre für die Evangelienkritik des 
Herrn Harnack den beſten Erfolg wünſcht. 

Auf realerem Boden bewegt ſich die Unterſuchung Max Mauerbrechers über die 
Frage, weshalb die Bernſteindebatte verſanden mußte. Der Kummer über dieſe Ver⸗ 
fandung trübt den Blick des Verfaſſers nicht jo ſehr, daß er nicht manche treffende 
Bemerkung über ihre Urſachen zu machen wüßte. F. M. 


Franz Diederich, Friedrich Hölderlin und ſein Schickſalslied. Dresden 1903, 
Druck und Verlag von Kaden & Co. 30 Pfennig. 


Eine literargeſchichtliche Spezialarbeit, von einem Arbeiterverlag gedruckt und 
verlegt und in erſter Linie für ein Arbeiterleſepublikum beſtimmt, iſt eine ſo merk⸗ 
würdige und erfreuliche Erſcheinung, daß die Tat an ſich ſchon ein Verdienſt iſt. 
Wenn ſich der Verfaſſer zudem, um einen Halbvergeſſenen zu retten, an die Arbeiter 
wendet, ehrt er jenen wie dieſe mit gleichem Rechte. Er iſt dabei auch von einem 
ganz richtigen Inſtinkt ausgegangen: denn wenn irgendwo das Bedürfnis beſteht, 
die Urteile der Literaturgeſchichte kritiſch zu ſichten und abgegriffene Scheidemünzen 
umzuprägen, dann doch ſicher in einer Klaſſe, die mit den neuen Maßſtäben einer 
neuen Weltanſchauung an die Schöpfungen der Vergangenheit herantritt. 

Wo ſoviel tieferliegende Gründe für das Werden dieſes Schriftchens ſprechen, 
möchte man faſt bedauern, daß es nur einer Zufallsgelegenheit ſeine Entſtehung 
verdankt. In der Volks⸗Singakademie zu Dresden wurde Hölderlins „Schickſals⸗ 
lied“ — das einzige Werk des Dichters beinahe, das ſich einer breiteren Offentlich⸗ 
keit erhalten hat — in der berühmten Vertonung von Brahms aufgeführt. Aus 
einem erläuternden Vortrag, der dieſer Aufführung voranging, iſt Diederichs Schrift 
entſtanden. Gleichwohl merkt man ihr an, daß ſie von eingehender Spezialkenntnis 
wie einer echten, ungekünſtelten Liebe zu dem Dichter getragen wird. Daß ſie ſich 
von allen Kleinlichkeiten literarhiſtoriſchen Raritätenkrams fern hält und auf den 
Untergrund einer gewaltigen Zeit in ſicheren und einfachen Zügen eine bedeutende 
perſönliche Erſcheinung zeichnet, darf ihr als beſonderer Vorzug angerechnet werden. 

Als ein kleiner Beitrag zu einer deutſchen Literaturgeſchichte für die Arbeiter 
erhält Diederichs Schrift eine gewiſſe ſymptomatiſche Bedeutung. In Berlin exiſtiert 
ſchon ein feſt organiſiertes Arbeiterpublikum für das Theater, das nach Tauſenden 
zählt, in anderen großen Städten Deutſchlands werden von beſtehenden Theatern 
Vorſtellungen für die Arbeiter abgehalten, und überall tritt das Volk, das erzogen 
werden ſoll, als Erzieher und als Reiniger der Spielpläne auf. Die Zeit iſt nicht 
mehr ferne, wo man eine Literaturgeſchichte für die Arbeiter brauchen wird, 
die gleichzeitig der alternden, in trockenen Antiquarien erſtarrenden Forſchung 
friſches Blut zuführt. Als eine Schwalbe, die zwar noch keinen Sommer macht, 
aber doch unfehlbar an ſein Kommen erinnert, ſei Diederichs Schrift froh begrüßt. 

f. 
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Die Mufterung vorm Kampfe. 


Das Maifeſt des Proletariats fällt dieſesmal in die bewegte Zeit des Wahl⸗ 
kampfes. Es wird eine Generalmuſterung des Heeres ſein, das ſich für eine 
entſcheidende Schlacht rüſtet. So in Deutſchland, aber auch ſonſt in der Welt, 
wo immer die Arbeiterklaſſe ihr Frühlingsfeſt vorbereitet. Überall geſchieht es, 
um mit einem ihrer Dichter zu ſprechen, in „Wetterſchein und Regenguß“; es 
iſt der Krieg und abermals der Krieg, den die Unterdrücker in die Kundgebung 
der Unterdrückten für den Weltfrieden tragen. 

In Holland iſt das einfachſte, das ſelbſtverſtändlichſte Recht der modernen 
Arbeiter gemeuchelt worden, dasjenige Recht, das ihnen die kapitaliſtiſche Ge⸗ 
ſellſchaft ſelbſt zubilligt und zubilligen muß, wenn ſie anders ihre eigenen Kon⸗ 
ſequenzen anerkennen will, das Recht der Koalition. Eben gegen dies Recht 
unternehmen auch die deutſchen Kapitaliſten gerade jetzt einen heftigen Sturm, 
in Bremen, in Iſerlohn, in Pirmaſens, in manchem anderen Orte noch; es iſt, 
als wollten ſie das antike Schickſalswort beſtätigen, daß die Götter den blenden, 
den ſie verderben möchten. Kann es vom kapitaliſtiſchen Standpunkt aus 
etwas Widerſinnigeres geben, als gerade jetzt, am Vorabend eines Wahl⸗ 
kampfes, in den alle bürgerlichen Parteien mit halb ſchon gebrochenen Reihen 
ziehen, durch die dreiſte Antaſtung des urſprünglichſten Arbeiterrechtes ſelbſt 
diejenigen Proletariermaſſen aufzurütteln, die bisher noch dem Emanzipations⸗ 
kampf ihrer Klaſſe gleichgültig gegenübergeſtanden haben? 

Dennoch liegt eine unabweisbare Logik in dem ſcheinbaren Widerſinn. Das 
Kapital fürchtet in dem Klaſſenbewußtſein des Proletariats ſeinen Todfeind, 
und beherrſcht von ſolcher Furcht, läßt es nie von den Verſuchen ab, dieſen 
Todfeind aufs Haupt zu ſchlagen, ſobald es ſich mächtig genug dazu glaubt. 
Das iſt ſein Schickſal, dem es willenlos unterliegt, auch gegen die beſſere Ein⸗ 
ſicht, die ſich hier oder da in Kapitaliſtenkreiſen ſelbſt regen mag. Mögen ein⸗ 
zelne Kapitaliſten und ſelbſt einzelne Schichten der Kapitaliſtenklaſſe einem 
friedlich⸗ſchiedlichen Einvernehmen mit den gewerkſchaftlichen und öh 
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Organiſationen des Proletariats geneigt ſein, ſo wird in ihrer Maſſe doch 
immer die unbezähmbare Furcht das letzte Wort haben, ſo wird die Bour⸗ 
geoiſie im letzten Grunde kein anderes Programm gegenüber einer ſelbſtändigen 
Arbeiterbewegung beſitzen, als den heiſeren Schrei Karls IX. in der Bartholomäus⸗ 
nacht: Töte! Töte! 

So war es vor vierzig Jahren, als ſich die deutſchen Arbeiter zuerſt zu 
regen begannen, als mit einiger Vor⸗ und Umſicht der Bourgeoiſie dieſe Be⸗ 
wegung noch auf lange hinaus verſchleppt werden konnte. So iſt es heute, 
wo die deutſche Bourgeoiſie im Augenblick einer für ſie ſchickſalsſchweren Ent⸗ 
ſcheidung nichts klügeres zu tun weiß, als auch den noch nicht zum Klaſſen⸗ 
bewußtſein erwachten Schichten der Arbeiterklaſſe gewaltſam zu demonſtrieren, 
daß ſie ſelbſt dem beſcheidenſten, dem unanfechtbarſten Rechte der Arbeiter den 
Krieg bis aufs Meſſer zu machen entſchloſſen iſt. Allein ſo töricht dieſe kapita⸗ 
liſtiſche Politik erſcheinen mag, jo waltet in ihr doch eine Dialektik, der man 
die hiſtoriſche Vernunft nicht abſprechen darf, ſo beſteht, um ein Wort Laſſalles 
anzuwenden, das ganze Unrecht dieſer Unſinnigen doch nur darin, recht zu 
haben. Sie beſitzen eben die Klarheit aller herrſchenden Klaſſen über ihre 
Klaſſenintereſſen, und ſie wiſſen ganz genau, daß wenn einmal das Klaſſen⸗ 
bewußtſein der Arbeiter erwacht, nimmermehr Friede ſein kann zwiſchen Bour⸗ 
geoiſie und Proletariat, daß damit ein Kampf beginnt, der erſt mit dem Sturze 
der Bourgeoiſie enden kann, es ſei denn, daß es ihr gelänge, die Arbeiterklaſſe 
gewaltſam zu bändigen, ſie wieder herabzudrücken zu einer gedanken⸗ und 
willenloſen Maſſe, die ſich ohne jedes Murren auch den ärgſten Ausbeutungs⸗ 
gelüſten des Kapitals fügt. 

Unter dieſem Geſichtspunkt ſind die unabläſſigen Herausforderungen des 
proletariſchen Klaſſenbewußtſeins durch die kapitaliſtiſchen Unternehmer gar nicht 
ſo unüberlegt wie ſie ausſehen. Ihre wirkliche Torheit beſteht darin, daß ſie 
ſich gegen ein unabwendbares Schickſal aufzulehnen ſuchen, daß ſie die Un⸗ 
vermeidlichkeit der Niederlage verkennen, die der Bourgeoiſie am letzten Ende 
beſchieden iſt. Allein rechtzeitig den Zeitpunkt ihrer hiſtoriſchen Abdankung zu 
erkennen, iſt keiner herrſchenden Klaſſe gegeben; ihr allgemeines Schickſal iſt, 
ſich gegen das Unabwendbare zu ſtemmen, mit Mitteln, die von ihrem Klaſſen⸗ 
ſtandpunkt aus ganz logiſch ſind, aber dadurch, daß ſie Unmögliches erſtreben, 
unlogiſch werden und endlich das Gegenteil von dem erreichen, was ſie erreichen 
ſollen. Könnten die Kapitaliſten mit Ausſperrungen, wie ſie jetzt in Bremen, 
in Iſerlohn, in Pirmaſens verſucht werden, die gewerkſchaftliche Organiſation 
zertrümmern, ſie wären von ihrem Klaſſenſtandpunkt aus Toren, wenn ſie nicht 
auch auf dieſem Wege ihr Heil verſuchten. Erſt dadurch, daß fie das Un⸗ 
mögliche wollen, daß ſie einen auf die Dauer überlegenen Gegner bis aufs 
Blut reizen, ſchlägt ihre raffinierte Schlauheit in handgreifliche Dummheit um. 

Der Dichter des Proletariats, den wir bereits einmal zitiert haben, hat 
dies Verhältnis in dem Bilde jenes engliſchen Königs Johann beſungen, der, 
feige zugleich und grauſam, „zu gleicher Zeit ein Schwächling und Tyrann“, | 
dennoch der Urheber der engliſchen Verfaſſung wurde. Es heißt bei Freiligrath 
von dieſem Johann: | 
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So ſchafft er ſich und ſeinem Volke Not, 
Bis jach ein Heer vor ſeinem Zelte ſcharrte, 
Bis ihm ſein England wild die Stirne bot. 
O, wie beredt war deſſen Kriegsſtandarte! 
Geht mir mit „guten Fürſten“! — ein Deſpot 
Gab Englands Männern ihre große Charte! 


So auch wird das moderne Proletariat ſeine große Charte nur von einer 
Bourgeoiſie erhalten, die ihre Deſpotie bis zum letzten Atemzuge mit jeder 
gewaltſamen Waffe verfochten hat. Sicherlich wäre es vom menſchlichen Stand⸗ 
punkt aus viel lobens⸗ und viel wünſchenswerter, wenn dieſer weltgeſchichtliche 
Kampf mit milderen Mitteln ausgetragen würde, allein dafür iſt die Bour⸗ 
geoiſie nicht zu haben, und man ſoll von ihr nicht mehr verlangen, als ſie 
nach ihren hiſtoriſchen Exiſtenzbedingungen leiſten kann. Man ſoll es umſo⸗ 
weniger verlangen, als ſchon ein flüchtiger Überblick über die moderne Arbeiter- 
bewegung zeigt, wieviel der proletariſche Emanzipationskampf der ſtiermäßigen 
Wut zu danken hat, womit die herrſchenden Klaſſen auf ihn losſchlagen, ſo⸗ 
bald ſie glauben, ihn empfindlich treffen zu können. Unter ihren Streichen 
fallen zahlloſe Opfer, aber ſie fallen nicht umſonſt; ſie zeugen mit ihrem Blut 
für die Entwicklung des Proletariats zu einer revolutionären Klaſſe, die nicht 
cuhen und raſten darf, bis ihre ſiegreiche Fahne auf den Trümmern der kapi⸗ 
aliſtiſchen Zwingburg weht. 

Jene menſchliche Geſinnung, die dem Kapital als ſolchem fremd iſt, und 
da es ſich nicht anders als von Menſchenblut nähren kann, auch fremd ſein 
nuß, iſt um ſo lebendiger im Proletariat. Nur das böſe Gewiſſen der Bour⸗ 
zebiſie kann ihm jenen Durſt nach Blut und jene Gier nach Raub andichten, 
die tatſächlich die unveräußerlichſten Eigenſchaften des Kapitals ſind. Jedoch 
jerade vom Standpunkt ſeines Klaſſenkampfes aus iſt die an⸗ und eingeborene 
Jumanität des Proletariats keine unbedingt lobenswerte Eigenſchaft. Die 
nodernen Arbeiter ſehen dadurch die Bedingungen ihrer Emanzipation oft 
mug in roſigerem Lichte, als hiſtoriſch gerechtfertigt iſt; ſie bemühen ſich, 
licht aus feiger, aber aus humaner Scheu vor den furchtbaren Härten und 
schärfen eines weltgeſchichtlichen Entſcheidungskampfes, auf dem Boden der 
apitaliſtiſchen Geſellſchaft einen Platz zu finden, der ihnen vielleicht doch ein 

eidlich menſchenwürdiges Daſein zu ſichern vermöchte. Wie reich iſt die Ge⸗ 
hichte der modernen Arbeiterbewegung an ſolchen Verſuchen, und wie oft ſind 
adurch Rückfälle eingetreten, die ſich regelmäßig ſehr bald als unnütze Ver⸗ 
ögerungen des Vorwärtsmarſches erwieſen haben. Man darf dieſe Tendenz, 
ie unausrottbar in der modernen Arbeiterklaſſe lebt, nicht bekämpfen oder 
erurteilen, denn ſie hängt unlöslich mit dem zuſammen, was aus dem Prole⸗ 
wiat den Erlöſer der geſamten Menſchheit machen wird. Allein ſie bedarf 
es Gegengewichtes, und fie findet es in der entgegengeſetzten Tendenz der Bour⸗ 
eoiſie, in der Tendenz jener mitleidsloſen Grauſamkeit, die mit unaufhörlichen 
beißelſchlägen die Arbeiterklaſſe vorantreibt und vorantreiben muß, bis ſie das 


erk ihrer politiſchen und ſozialen, ihrer menſchlichen Emanzipation vollendet 
aben wird. 
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Es iſt auch nicht ohne tieferen Sinn, daß die Bourgeoifie ſich das Maifeſt 
der Arbeiter auszuwählen pflegt, um die kapitaliſtiſche Zuchtrute zu ſchwingen. 
Gewiß iſt der Maitag ein Tag des Friedens, ein Tag, der, wenn anders die 
ideologiſchen Schlagworte der Bourgeoiſie noch einen Sinn hätten, am eheſten 
eine Art Verſöhnung zwiſchen Bourgeoiſie und Proletariat ſchiene herſtellen zu 
können. Allein wenn die Bourgeoiſie dieſen Tag haßt, ſo iſt ſie von ihrem 
Klaſſenbewußtſein wieder ganz richtig beraten. Denn der Maitag iſt eben doch 
das Symbol des proletariſchen Klaſſenbewußtſeins, das Symbol der ſozia⸗ 
liſtiſchen Geſellſchaft, vor deren ſiegreicher Erkämpfung die Arbeiterklaſſe nicht 
abrüſten kann und wird; der Maitag verlöre jeden hiſtoriſchen Sinn, er würde 
zu einem harmloſen Kaffeekränzchen, wenn er nur der Feſttag einer Arbeiter- 
partei ſein ſollte und wollte, die ſich je nachdem auch mit der kapitaliſtiſchen 
Geſellſchaft vertragen könnte. Daher der unverſöhnliche Haß der Bourgeoiſie 
gegen dieſen Tag, daher ihr unverſiegbares Gelüſte, ihn an ihrem Teile zu ehren, 
indem ſie dem Götzen des Kapitals Hekatomben von Arbeiterexiſtenzen opfert. 

Nicht mit irgend einer Art Freude an Dingen, über die ſich höchſtens 
Kannibalen freuen könnten, aber mit der ſtolzen Zuverſicht, daß der heftigſte 
Anſturm der Bourgeoiſie den Siegeswagen des Proletariats nur in deſto 
ſchnelleres Rollen bringen muß, wird dieſer Maitag die neueſten Gewalttaten 
der Bourgeoiſie in ihr großes Schuldbuch eintragen und alle Kräfte der deutſchen 
Arbeiterklaſſe anſpannen für die große Abrechnung am 16. Juni. 


Seer redes 


der Kampf und die Niederlage der Arbeiter in holland. 
Von Henriette Roland-Holſt (s' Sravenhage). 
I 


Der glänzende Sieg der Eiſenbahnangeſtellten am 31. Januar gab das 
Zeichen und machte den Anfang zu dem heftigen, monatelangen Kampfe zwiſchen 
dem holländiſchen Proletariat und der herrſchenden Klaſſe, welcher ſoeben mit 
einer ſchweren Niederlage der Arbeiter geendet hat. Es zeigte ſich ſehr bald, 
daß die Bourgeoiſie die Möglichkeit eines zweiten ähnlichen Sieges niemals zu⸗ 
laſſen würde, und faſt unmittelbar nach dem Streik erſchienen in der reaktio⸗ 
nären Preſſe Artikel, welche von der Regierung forderten, daß ſie den Eiſen⸗ 
bahnangeſtellten das Streikrecht nehmen ſolle. Das Organ der Eiſen⸗ und 
Straßenbahnergewerkſchaft (Algemene Nederlandsche Vereeniging van Spoor- 
en Trampersoneel), zu der ſich alle vormaligen Vereine von Bahnarbeitern 
zuſammengefunden hatten, beantwortete dieſe Provokationen mit der Aufforde⸗ 
rung an ihre Mitglieder, ſich auf das erſte Signal hin zum Streik und zum 
Aufbruch nach dem Haag zum Zwecke einer Manifeſtation für das bedrohte 
Streikrecht bereit zu halten. Dieſe Aufforderung war eine unter den gegebenen 
Umſtänden ſehr erklärliche Unvorſichtigkeit, ein Ausfluß der argen Überſchätzung 
der eigenen Kraft, welchen der einzig daſtehende Sieg geweckt hatte. Miniſter⸗ 
präſident Kuyper nutzte ſpäter dieſen Fehler aus, um das Aufgebot der Miliz 
zu rechtfertigen. Er deutete die Aufforderung als einen Aufruf zu einer revo⸗ 
lutionären Bewegung, zu einem Maſſenaufſtand der Eiſenbahnarbeiter. Über⸗ 
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haupt nahm von dieſem Zeitpunkt an die Hetzkampagne gegen die Arbeiter: 
organiſationen ſehr an Heftigkeit zu. 

Ein zweiter ungünſtiger Umſtand kam hinzu: die Eiſenbahnergewerkſchaft 
hatte ſich durch den Aufruf mehr oder weniger zum Streik gegen ein eventuelles 
Zwangsgeſetz verpflichtet, und die Eiſenbahngeſellſchaften konnten nun ihre Maß⸗ 
nahmen treffen und zu einer defenſiv⸗offenſiven Haltung ſich vorbereiten. 

Durch den herannahenden Sturm zuſammengetrieben, verſammelten ſich 
nun, einer Aufforderung der Eiſenbahnergewerkſchaft Folge leiſtend, am 
20. Februar die Sozialdemokratiſche Arbeiterpartei und die ſogenannten „freien 
Sozialiſten“, um zu beraten, was zu tun ſei. Die Eiſenbahner und Transport⸗ 
arbeiter (welche in Amſterdam ſehr ſtark organiſiert ſind) erklärten ſich bereit 
zum Streik. Von einem Generalſtreik war nicht die Rede, und es war ein 
Beweis für die Schwäche der Gewerkſchaftsbewegung, daß alle die neutralen 
Gewerkſchaften, von denen die meiſten mehr oder weniger unter anarchiſtiſchem 
Einfluß ſtehen und über den Generalſtreik große Worte zu machen pflegen, jetzt 
vollſtändig ſchwiegen, im Bewußtſein ihrer Ohnmacht. In dieſer Verſamm⸗ 
lung wurde das Schutzkomitee gebildet, in dem für unſere Partei Vliegen Sitz 
erhielt und das eine energiſche Agitation begann. Ende Februar erſchienen die 
gegen die Eiſenbahner gerichteten Geſetzesvorlagen! und infolgedeſſen wurde die 


Die vorgeſchlagenen Kampfgeſetze find zum Teile nur eine Erweiterung bereits be⸗ 
ſtehender Paragraphen des Strafgeſetzes. (Die Anderungen ſind geſperrt gedruckt.) 

§ 284. Mit Gefängnis bis höchſtens neun Monate oder Geldbuße bis höchſtens 
300 Gulden wird beſtraft: 

1. Derjenige, der einen anderen durch Gewalt oder Tätlichkeiten oder durch An— 
drohung von Gewalt oder Tätlichkeiten, gerichtet gegen dieſen anderen oder 
gegen Dritte, widerrechtlich zwingt, etwas zu tun, nichts zu tun oder zu dulden. 

2. Derjenige, der einen anderen durch Schmähungen oder Schmähſchriften zwingt, etwas 
zu tun, nicht zu tun oder zu dulden. 

$ 426. 

1 
| 2. Wer einen anderen widerrechtlich in feiner Bewegungsfreiheit auf 
öffentlichen Wegen hindert oder in hinderlicher Weiſe ihn verfolgt, wird 
mit Haft bis höchſtens einen Monat oder mit Geldbuße bis höchſtens 
100 Gulden beſtraft. ö 
| Nach Artikel 358 des Strafgeſetzes werden drei Artikel eingefügt, welche lauten: 

„Artikel 358, 2. Der Beamte oder eine andere in einem öffentlichen Dienſte oder im 
öffentlichen Eiſenbahnverkehr dauernd oder zeitweiſe beſchäftigte Perſon, die, mit der Abſicht, 
Stockung in dieſem Dienſte oder Verkehr zu verurſachen, unterläßt oder, obgleich geſetzlich 
dazu verpflichtet, ſich weigert, Arbeiten zu verrichten, wozu ſie ſich ausdrücklich oder kraft 
ihres Dienſtverhältniſſes verpflichtet hat, wird mit Gefängnis von höchſtens ſechs Monaten 
oder mit Geldſtrafe von höchſtens 300 Gulden beſtraft. 

„Artikel 358, 3. Wenn zwei oder mehr Perſonen infolge von Verſchwörung das im 
vorigen Artikel beſchriebene Vergehen verüben, werden die Schuldigen als Leiter oder Urheber 
der Verſchwörung mit Gefängnis von höchſtens zwei Jahren beſtraft. 

„Artikel 358, 4. Wenn die in Artikel 358, 2 gekennzeichnete Abſicht erreicht wurde, 
wird auf Gefängnisſtrafe erkannt: 

im Falle von Artikel 358, 2 von höchſtens einem Jahre und ſechs Monaten; im 
Falle von Artikel 358, 3 von höchſtens vier Jahren.“ 

§ 380 des Strafgeſetzbuchs wird dahin ergänzt, daß der Richter die Befugnis erlangt, bei 
Verurteilung wegen der in § 358, 2, 3 und 4 definierten Vergehen die Ausübung nachfolgender 
Rechte abzuerkennen: 1. Die Befähigung zur Ausübung öffentlicher Amter. 2. Der Dienſt bei 
der bewaffneten Macht. 3. Das aktive und paſſive Wahlrecht bei allen öffentlichen Wahlen. 
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Agitation mit noch vermehrter Energie betrieben. Am Sonntag den 3. März 
wurden im ganzen Lande eine große Anzahl Verſammlungen abgehalten, denen 
ungefähr 50000 Arbeiter beiwohnten und in welchen überall eine ſcharfe Reſo⸗ 
lution gegen die Geſetzesvorlagen angenommen wurde. Dies war der Höher 
punkt einer einträchtigen und begeiſterten Bewegung, die nicht ohne Einfluß 
blieb. Die Liberalen, die am lauteſten mitgeſchrien hatten im Chor derjenigen, 
die Ausnahmegeſetze heiſchten, ſchwenkten ab. In ihrer Preſſe und in der 
Kammer, als die Kommiſſionsberatung begann, bemängelten ſie alles und jedes 
an den Vorlagen der klerikalen Regierung. Die Regierung wich einen Schritt 
zurück, und als die abgeänderten Vorlagen Ende März erſchienen, waren die 
für die allgemeine Gewerkſchaftsbewegung unerträglichen Beſtimmungen daraus 
verſchwunden. Dasjenige, was geblieben, genügte allenfalls, um die ökono⸗ 
miſche Aktion zu erſchweren, machte ſie aber nicht unmöglich. Den Eiſenbahnern 
gegenüber hatte die Regierung jedoch keine weiteren Konzeſſionen gemacht, als 
daß ſie für die Arbeiter bei Lokal⸗ und Straßenbahnen eine Ausnahme von 
den Beſtimmungen des Geſetzes machte und daß fie das Maximum des Straf⸗ 
ſatzes von ſechs Jahren auf vier Jahre verringerte. Allen heuchleriſchen Be 
hauptungen des Gegenteils zum Trotz waren die Eiſenbahner durch die An⸗ 
drohung einer fo ſchweren Strafe bei Kontraktbruch tatſächlich ihres Streik 
rechtes beraubt worden. f 

Am 10. März hatte Genoſſe Troelſtra in der Kammer über den allgemeinen 
Zuſtand eine in äußerſt gemäßigten Ausdrücken verfaßte Interpellation ein⸗ 
gebracht. Er hatte der Regierung den Weg der Billigkeit und der Verſöhnung 
geöffnet und ſie erſucht, die Verhandlung über die Strafgeſetze zu vertagen bis 
nach dem Zeitpunkt, wo das Reſultat der gleichfalls durch das Geſetz anzu⸗ 
ordnenden Enquete über die Arbeitsbedingungen des Eiſenbahnperſonals 
bekannt ſein würde. Aber der Miniſter weigerte ſich, hierauf einzugehen: den 
Eiſenbahnern ſollten ihre Rechte genommen werden, noch ehe ihre Beſchwerden 
gehörig geprüft wurden. Jetzt blieb nur noch eine Hoffnung: daß die Verhand⸗ 
lungen über die Geſetze aufgeſchoben würden bis nach den Oſterferien der 
Kammer. In der Zwiſchenzeit würde entweder die Agitation ſeitens der or⸗ 
ganiſierten Arbeiter die Regierung zu weiteren Konzeſſionen zwingen können, 
oder aber der Entrüſtungsſturm in den beſitzenden Klaſſen, der ſchon im Ab⸗ 
nehmen war, würde ſich noch weiterhin beruhigen und die Kammermajorität 
ſelber in ruhigerer Verfaſſung dekretieren, daß der Beratung der Strafnovelle 
die Enquete voranzugehen habe. Bis Ende März glaubte tatſächlich jeder⸗ 
mann, daß erſt nach den Oſterferien, alſo früheſtens anfangs Mai, mit der 
Beratung der Geſetze begonnen werden ſollte. 

Aber was geſchah? Ende März erſchienen die abgeänderten Vorlagen, zum 
zweitenmal ſchwenkten die Liberalen ab, und ihre ganze Preſſe ſtimmte eine 
Lobeshymne an auf die fachliche Ruhe und Mäßigung der klerikalen Regie⸗ 
rung, die ſo vernünftig geweſen, auf die Ratſchläge der liberalen Partei zu 
hören. Dies gab dem Miniſterpräſidenten Kuyper neuen Mut. Als am 
1. April die Kammer zuſammentrat, vernahm ſie, daß den Beſtimmungen 
der Geſchäftsordnung zuwider die Zwangsgeſetze ſchon am nächſten Tage 
zur öffentlichen Verhandlung kommen ſollten. Der Widerſtand unſerer Genoſſen 


Unter den Paragraphen der abgeänderten Strafnovelle, wie fie jetzt angenommen ſſt, 
iſt einer, der ganz und gar darauf eingerichtet iſt, das Stellen von Streikpoſten unmöglich 
zu machen, obgleich es nicht direkt verboten iſt. 
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fruchtete nicht. Sie und ein Teil der Demokraten ſtimmten gegen den Antrag, 
aber die Kammermajorität genehmigte ihn. Die Regierung hatte eine ſchlaue 
Taktik befolgt: ſie hatte den erſten heftigen Anſturm der Agitation an ſich 
vorübergehen laſſen und der Auffaſſung Vorſchub geleiſtet, daß ſie keine ſo 


große Eile haben werde, wie die Arbeiter vermuteten. Dann, in dem Augen⸗ 


blick, wo die Agitation etwas nachgelaſſen, ſtürzte ſie ſich unverſehens wie ein 
Raubtier auf ihre Beute, ihres Sieges gewiß. 

Donnerstag den 2. April hielten die Organiſationen und Vereine, welche ſich 
dem Schutzkomitee angeſchloſſen hatten, abermals eine Verſammlung ab. Man 
ſtand jetzt vor einer unmittelbaren Gefahr; die Verhandlung über die Geſetze 
hatte an dieſem Tage ſchon angefangen und in wenigen Tagen mußte alles ent⸗ 
ſchieden ſein. Die Arbeiter hatten die Wahl: entweder den Kampf auf das 
Parlament zu beſchränken und von den ſozialdemokratiſchen Abgeordneten führen 
zu laſſen, oder aber außerhalb des Parlamentes den Weg des Streiks zu be— 
ſchreiten. In beiden Fällen war die Wahrſcheinlichkeit einer Niederlage groß; 
die Folgen einer Niederlage außerhalb der Kammer würden aber, das war 
augenſcheinlich, ganz anderer Natur ſein als die einer nur parlamentariſchen 
Niederlage. Wir wollen, nachdem wir erſt eine Auseinanderſetzung der Tat⸗ 
ſachen gegeben, des näheren hierauf eingehen und dartun, durch welche Um— 
ſtände die niederländiſchen Arbeiter gezwungen wurden, einen Kampf zu wagen, 
welcher die Organiſation des Proletariats mit ſo großer Gefahr bedrohte. 

In dieſer dritten Verſammlung von Verbands- und Vereinsvorſtänden wurde 
erſt der endgültige Beſchluß zum Streik gefaßt. Den Strick ſchon um die 


Gurgel, beſchloſſen die Arbeiter, das Außerſte zu wagen. Vor dem Streik 


warnte Genoſſe Ondegeeſt, Vorſitzender der Eiſenbahnergewerkſchaft, mit einem 


ernſten Hinweis auf die Folgen und auf die große Zahl der Opfer, die wahr— 


ſcheinlich fallen würden. Er ſelbſt war es geweſen, der zwei Monate vorher 
den erwähnten Aufruf an die Mitglieder erlaſſen hatte, aber in der Zwiſchenzeit 
hatte ſich ſehr vieles geändert. Die Geſellſchaften hatten ihre Maßnahmen ge- 
troffen, „Ordnungsbünde“ errichtet oder ermutigt und Vereine von Arbeits— 
willigen, die ſich dazu verpflichteten, nie zu ſtreiken, und hatten ſo durch Speku⸗ 


lation auf perſönlichen Vorteil ꝛc. die Unſchlüſſigen, Schwachen und Halbherzigen 
von der Gewerkſchaft losgelöſt. Die chriſtlichen Gewerkſchaften leiſteten ihnen 


Vorſchub und verſtärkten ihre Vereine von Arbeitswilligen mit aller Macht.! 
Uberdies konnten die Eiſenbahngeſellſchaften auf die Hilfe der Regierung rechnen. 


Die bewaffnete Macht hielt ſich bereit, um (wie es in der Nacht des Streiks 


wirklich geſchah) alle Bahnhöfe, Rangierbahnhöfe und Geleiſeübergänge zu be- 


ſetzen und jede Berührung zwiſchen Streikenden und Nichtſtreikenden tunlichſt 


| 
| 


zu erſchweren. Natürlich blieben alle dieſe Vorgänge nicht ohne Einfluß auf 
die Gewerkſchaft der Eiſenbahner. Ihre Mitgliederzahl hatte ſich zwar nicht 
erheblich verringert, aber ihre Kampfluſt hatte abgenommen.” Durch das ab- 


ſolute Verbot, ihren Wohnſitz zu verlaſſen, durch Suspendierung und Ver⸗ 


ı Überhaupt gehört zu den traurigſten Erſcheinungen in dieſem ganzen Streite die 


Haltung der chriſtlichen Gewerkſchaften, welche bis auf ſehr wenige Ausnahmen ihren 
kämpfenden Mitarbeitern in den Rücken fielen und mit wahrhaft hündiſcher Anhänglichkeit 


an ihre regierenden Glaubensgenoſſen ſich für „die Geſetze“ erklärten. 
Dies trat auch zu tage bei einer geheimen Abſtimmung über den Streik des Eifen- 


| bahnperſonals, wobei nur 2000 Arbeiter ſich dafür erklärt hatten; der weitaus größte Teil 
hatte nicht mitgeſtimmt. 
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abſchiedung verſchiedener Mitglieder der Gewerkſchaft, während dagegen den 
Mitgliedern der „Ordnungsbünde“ und den chriſtlichen Gewerkvereinen die 
Propaganda erleichtert wurde, war ein Teil der Mitglieder der Gewerkſchaft 
eingeſchüchtert worden. 

In der Verſammlung vom 2. April wurde Ondegeeſt von verſchiedenen 
anderen Mitgliedern des Komitees bekämpft, die die Sachlage günſtiger be⸗ 
urteilten und den Streik durchſetzen wollten. Auf ſie hörte die ſtreikluſtige Ver⸗ 
ſammlung — und das, was ein jeder, der die vorigen Verſammlungen mit⸗ 
gemacht, für unmöglich gehalten hätte, geſchah: der Streik in den Transport⸗ 
betrieben (Eiſenbahn⸗ und Hafenarbeiter) wurde beſchloſſen. Ein Datum war 
nicht genannt worden: ſtillſchweigend aber galt als Beginn des Streiks der 
5. April. Der Beſchluß ſollte geheim bleiben. In der Nacht vom 4. zum 
5. April aber ſtellte es ſich heraus, daß die Behörden gewarnt worden waren 
Schon am erſten Tage zeigte es ſich, daß der Geiſt unter dem Eiſenbahnperſonal 
ein anderer war als am 31. Januar. Amſterdam, das alle, auch Ondegeeſt, 
beſonders verläßlich geglaubt hatten, ſtellte eine große Anzahl Arbeitswilliger. 
Der Verkehr wurde erſchwert, aber nicht aufgehoben. Und die Tatſache, daß 
aus Amſterdam immer wieder Züge nach verſchiedenen Richtungen abgingen, ent⸗ 
mutigte die Arbeiter der anderen Bahnhöfe, wo, wie in Haarlem, Haag, Rotter⸗ 
dam, Utrecht, der Streik ziemlich allgemein war. Am zweiten Tage dehnte der 
Streik ſich aus, im Norden und Oſten ſtand es mit der Sache ziemlich gut. 
Im katholiſchen Süden aber wurde nur an einzelnen Orten geſtreikt. Ver⸗ 
ſchiedene Urſachen waren dafür zu finden. 

Vor allem war der Streik unter den Maſchiniſten bei weitem nicht ſo all⸗ 
gemein, als man erwartet hatte, während doch gerade die Maſchiniſten den 
wichtigſten Faktor für eine Lähmung des Verkehrs bilden. Dann hatte eine 
der Eiſenbahngeſellſchaften ſofort allen Streikenden die Kündigung ins Haus 
geſchickt, was die Frauen ſehr entmutigt hatte. Die Verbindung zwiſchen den 
Streikenden der verſchiedenen Orte war mangelhaft, trotz eines zuvor ein⸗ 
gerichteten Radlerdienſtes. Der von Streikbrechern bedienten Eiſenbahnzüge 
wollte man ſich lieber nicht bedienen. Dem Telegraphen traute man nicht recht. 
Das Komitee war von dem, was außerhalb Amſterdam vorging, ziemlich ſchlecht 
unterrichtet. Der Streik der Hafenarbeiter führte in Amſterdam zu allerhand 
Verwicklungen und hatte zur Folge, daß alle beim Hafenbetrieb beteiligten 
Arbeiter (ungefähr 4000) von den Arbeitgebern ausgeſperrt wurden. Der 
Solidaritätsſtreik der Rotterdamer Hafenarbeiter, von dem man wenig erwartet 
hatte, nahm zwar unerhoffte Dimenſionen an, und gewiß iſt es einer der Licht⸗ 
punkte in der Geſchichte dieſes Kampfes, daß die Rotterdamſchen Bootarbeiter 
zum erſtenmal in eine Bewegung hineingezogen wurden. | 

Mittwoch den 8. April war es offenbar, daß die Kammer am Donnerstag 
die Verhandlung über die Geſetze zu Ende geführt haben würde. Die Diskuſſion 


* 


wurde faſt allein von den Sozialdemokraten geführt und zur Obſtruktion konnten 
ſie nicht ſchreiten, weil dazu der Streik zu ſchwach ſtand. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden proklamierte das Schutzkomitee, um den Eiſenbahnern zu Hilfe zu 
kommen und deren Schwäche zu verbergen, am Mittwoch Mittag den General 
ſtreik in allen Betrieben. Dies war natürlich das letzte Auskunftsmittel. Dm 
Signal gehorchten in Amſterdam zumal die Diamantarbeiter (bekanntlich die 
beſtorganiſierten in Holland) und die bei den Baubetrieben Beteiligten. Der 
Streik der Bäcker und der Typographen mißlang. Von den Kommunalarbeitern 
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legten einzelne Kategorien (Gasfabrik und Stadtreinigung) die Arbeit nieder. 
Außerhalb Amſterdams wurde hier und dort in den größeren Städten in ein- 
zelnen Betrieben (Baubetrieb, Metallbearbeitung, Typographie ꝛc.) gänzlich oder 
teilweiſe geſtreikt. 

Zweifelsohne hätte der Streik am nächſten Tage — 10. April — an Aus⸗ 
dehnung gewonnen. Aber am Donnerstag mittag war das Geſetz in der 
zweiten Kammer ſchon angenommen, am Freitag trat die erſte Kammer zu- 
ſammen, am Sonnabend würde das Geſetz im „Staatsanzeiger“ ſtehen und 
damit zu gleicher Zeit in Wirkung treten. Der Eiſenbahnerſtreik mußte 
jo vor Sonnabend ganz und gar beendet fein, wenn nicht alle dabei Be- 
teiligten, alle Streikenden, alle Mitglieder der zentralen und lokalen Komitees, 
alle die zu gunſten der Bewegung geſprochen oder geſchrieben hatten, mehr— 
jährige Gefängnisſtrafe verwirken ſollten. Unter dieſen Umſtänden beſchloß 
das Komitee in der Nacht vom 9. auf den 10. April den gegen das neue 
Geſetz gerichteten Generalſtreik aufzuheben. Dies wurde am Freitag ſchon früh 
bekanntgegeben, und obgleich es hier und da nicht ohne Schwierigkeiten ab- 
ing, waren doch vor Oſtern ſchon alle Streiks beendet, welche mit der all- 
gemeinen Bewegung zuſammenhingen. In der Nacht von Freitag auf Sonn⸗ 
abend hielt das Schutzkomitee nochmals eine Verſammlung ab mit den Vor— 
tänden der Verbände und Vereine, um Rechenſchaft abzulegen. Da wurde 
von anarchiſtiſcher Seite die empörende Beſchuldigung geäußert, daß die Sozial⸗ 
demokratie die Bewegung verraten habe; und nach einer Diskuſſion, welche 
zwei volle Nächte dauerte und während welcher es viele recht häßliche Momente 
gab, wurde aus den wichtigſten Gewerkſchaften eine Kommiſſion ernannt, zum 
Zwecke, die Tätigkeit des Komitees, den eventuellen „Verrat“ der Sozialdemo⸗ 
ratie ꝛc. des näheren zu unterſuchen und einen Bericht darüber zu erſtatten. 
Dies iſt in kurzem die Darſtellung der Tatſachen. Der Beurteilung ihrer Be- 
deutung wollen wir einen zweiten Artikel widmen. 


»Der Parteivorſtand der Sozialdemokratiſchen Arbeiterpartei in den 
Niederlanden erließ am 21. dieſes Monats einen Aufruf, in dem er das internationale 
Proletariat zur Unterſtützung der Gemaßregelten auffordert und unter anderem ſagt: 
„Wäre die ganze arbeitende Klaſſe im Beſitz des Wahlrechtes geweſen, wäre fie durch 
zen Gebrauch dieſer Waffe im politiſchen Kampfe geſchult, hätte zwiſchen ihr und einer ſtarken 
ozialdemokratiſchen Kammerfraktion ein feſtes Band beſtanden — wahrſcheinlich wäre der 
herzweifelte Kampf außerhalb des Parlamentes vermieden worden. 

Die Verantwortlichkeit für dieſen Kampf trifft in erſter Reihe die herrſchende Klaſſe, die 
loch immer einen großen Teil der Arbeiter in politiſcher Unmündigkeit hält und dadurch in 
er Arbeiterbewegung anarchiſtiſche uud abenteuerliche Neigungen fördert. Und an zweiter 
Stelle trifft dieſe Verantwortlichkeit die jetzige reaktionäre Regierung und die bürgerlichen 
Zarteien, die das Zwangsgeſetz durch Überrumpelung durchdrücken wollten und die Arbeiter 
‚oe die Wahl ſtellten, eine verzweifelte Tat zu begehen oder ſich gelaſſen knebeln zu laſſen. 

Die holländiſchen Arbeiter zogen in den Kampf, ohne hinreichende gewerkſchaftliche Organi⸗ 
ation und politiſche Schulung, aber ſie haben heldenmütig gekämpft. 

Jetzt ſchwelgt die ganze Bourgeoiſie in wollüſtigen Machtgefühlen und ſonnt ſich in der 
ache an den beſiegten Proletariern. Die Direktionen der Eiſenbahnen allein haben vor⸗ 
äufig 1600 Mann entlaſſen und in faſt allen Berufen, die ſich am Streik beteiligt haben, 
Alen zahlreiche Opfer. Es ſind die Tapferen, die Starken, die Eifrigſten für die Sache des 
zroletariats. Das Elend iſt furchtbar und die holländischen Arbeiter allein können nicht 
enügend Hilfe leiſten. In dieſer ſchweren Not, Genoſſen, wenden wir uns voll Zutrauen an 
uch. Die holländiſche Sozialdemokratie hat in dieſem ganzen Kampfe Schulter an Schulter 
nit den Gewerkſchaften geſtanden, und ſie wird dieſe jetzt nicht im Stiche laſſen. Bedenkt, 


! 
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Die Qualifikation der fabrikarbeit. 


Don J. German. 


Andrew Ure definierte die Fabrik als einen „ungeheuren Automaten, zuſammen⸗ 
geſetzt aus verſchiedenen mechaniſchen und verſtandesbegabten Organen, die in un⸗ 
unterbrochenem Einverſtändnis wirken, um einen und denſelben Gegenſtand zu produ⸗ 
zieren; alle dieſe Organe ſind einer Bewegungskraft untergeordnet, die ſich ſelbſt 
regelt“.! Die Fabrik als Automaten aufzufaſſen, iſt zweifellos die richtige Methode, 
ihre richtige Definition aufzuſtellen. Die Produktionsprozeſſe, die automatiſch er⸗ 
folgen, bilden eben eine beſondere Gruppe, und die Betriebe mit automatiſchem 
Produktionsprozeß müſſen deshalb in der Betriebsſyſtematik unter einem beſonderen 
Sammelnamen zuſammengefaßt werden. Soll die Definition aber wirklich klar 
werden, ſo muß erſt der Begriff „automatiſch“ feſtgelegt ſein. 

Dieſe Feſtlegung hat Ure ſeinerſeits vollzogen, indem er die Zuſammenſetzung 
ſeines Automaten angibt. Er beſteht aus „mechaniſchen und verſtandesbegabten 
Organen“. Dieſe ſind die Arbeiter, jene die Maſchinen. Man ſieht, unſere Vor⸗ 
ſtellung eines Automaten ſtimmt damit nicht recht überein. Ein Automat, der zum 
Teile aus Menſchen beſteht, iſt ein recht primitiver Apparat, er enthält ſehr un⸗ 
zuverläſſige Elemente. Und nicht nur unſere oberflächliche Vorſtellung findet ſolche 
Automaten nicht genügend automatiſch, auch die genaue Unterſuchung ergibt, daß er 
ſowohl ökonomiſch als techniſch unvollkommen iſt. Ein vollkommener Automat bedarf 
während ſeines Betriebs weder eines menſchlichen Organs noch auch der menſch⸗ 
lichen Beihilfe, bei ihm iſt nur das Einleiten und das Abbrechen des automatiſchen 
Prozeſſes erforderlich. Im Produktionsprozeß bedeutet er alſo die Ausſchaltung 
der menſchlichen Arbeit bei der Herſtellung der Produkte oder, wie Sombart es 
nennt, die „Objektivierung des Produktionsprozeſſes, ſeine völlige Loslöſung von dem 
lebendigen Menſchen, ſeine Übertragung auf ein Syſtem lebloſer Körper“. 

Dieſen Automaten zu verwirklichen, iſt das Ziel der techniſchen Entwicklung 
jedes Induſtriezweigs ſowohl techniſch als ökonomiſch. Das Kapital hat das Be⸗ 
ſtreben, durch techniſche Fortſchritte in der Produktion ſeine Profite zu erhöhen und 
der Automat, der Gipfelpunkt dieſer Fortſchritte, ſichert dieſe Profiterhöhung ins⸗ 
beſonders für die erſte Zeit ſeiner Einführung. Wir haben alſo mit ſolch vollkommen 
automatiſchen Produktionsprozeſſen in unſerem Wirtſchaftsleben entweder ſchon für 
die Gegenwart oder für die Zukunft zu rechnen. Zu unterſuchen iſt, ob durch ſie 
eine Veränderung in der Qualifikation der menſchlichen Arbeit beim Produktions 
prozeß entſteht. | 

Der Automat Ureſcher Definition ſtellt hiernach nur ein Durchgangsſtadium 
des Entwicklungsganges zum vollkommenen automatiſchen Prozeß dar, ein Durch⸗ 
gangsſtadium, das allerdings, wie die Erfahrung lehrt, von großer Wichtigkeit iſt. 
Ihm und ſeinen menſchlichen Organen galt und gilt der Marxſche Satz: „Weiber⸗ 


daß, wenn die Arbeiter auch Fehler begangen haben, wenn ſie zu ſchwach gerüſtet in 4 
Kampf eintraten, wenn die Mittel, die ſie anwendeten, nicht in Übereinſtimmung waren mit 
ihrer Kraft — ſo haben ſie doch bewieſen, daß ſie die beſten Tugenden des Proletariats be⸗ 
ſitzen: Kampfesmut und Stolz. Bedenkt, daß unſer Kampf international iſt und daß vielleicht 
der tapfere Widerſtand unſerer Proletarier dazu beiträgt, die kapitaliſtiſche Klaſſe in eurem 
Lande von einem Angriff auf die Rechte der Arbeiter abzuhalten. Helft uns, damit wir 
unſere Opfer genügend unterſtützen können, damit die Gewerkſchaftsbewegung ſich ſchnell 
wieder aufrichte und die Arbeit der Organiſation mit neuem Mute und neuer Zuverſicht 
wieder anfange.“ 
Beiträge ſind zu ſenden an das Sekretariat der Partei: de Geneſtetsſtraat 16, Amſterdam. 
! Ure, Philosophy of Manufactures, 3. Aufl., S. 13. 
? „Gewerbliche Arbeit“, Brauns Archiv, Bd. XIV, S. 367. Sombart ſcheint übrige 
den prinzipiellen Unterſchied zwiſchen feiner und Ures Definition nicht zu erkennen. 
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und Kinderarbeit war das erſte Wort der kapitaliſtiſchen Anwendung der Maſchinerie“, 
und die ſchönen Worte, die Poppe, einer der erſten Technologen Deutſchlands, vor 
hundert Jahren ſchrieb: 

„Viele Maſchinen in Manufakturen und Fabriken ſind ſo eingerichtet, daß 


Kinder, die ſonſt nutzlos herumlaufen, oder Weiber und alte Männer die Arbeit 


darauf verrichten können, die oft in weiter nichts als im Auflegen der Materialien, 
im Stellen und in einer gehörigen Aufſicht beſteht.““ „Und eine wahre Wohltat iſt 
es, daß die bei Spinnmaſchinen angeſtellten Arbeiter größtenteils nur Kinder und 
Alte zu ſein brauchen.“? 

Der unvollkommen automatiſche Produktionsprozeß gebraucht alſo gering- 
qualifizierte Arbeit. Unterſuchen wir nun den vollkommenen Automaten hin- 
ſichtlich der Qualifikation der Arbeit, die er erfordert. Zunächſt das Einleiten 
und Abbrechen des Produktionsprozeſſes iſt eine Arbeit, die unter Rückſichtnahme 
auf die hierbei auftretenden beſonderen Erſcheinungen erfolgen muß. Es ſind andere 
wie die während des Prozeſſes ſelbſt, mag der Automat ein mechaniſcher oder chemiſcher 
fein. Zur Ingangſetzung und Stillſetzung ganzer Maſchinen- oder Apparatenſyſteme 
ſind maſchinelle Kenntniſſe allgemeiner Natur nötig, alſo hochqualifizierte Arbeit. 
Ferner muß der Beginn und das Ende eines Produktionsprozeſſes mit Rückſicht auf 
die technologiſchen Eigenſchaften des gewollten Produktes vollzogen werden, und 


demzufolge ſind hierzu ſpeziell technologiſche Kenntniſſe und Erfahrungen vonnöten. 
Man ſieht, die Arbeit, die wir als die weſentliche der automatiſchen Fabrik anſahen, 


die In⸗ und Außerbetriebſetzung, iſt hochqualifiziert. 
Wenn wir vorhin ſagten, daß der vollkommen automatiſche Prozeß während 


des Betriebs keine Bedienung erfordere, ſo geſchah dies unter dem ſtillſchweigenden 


Vorbehalt, daß der Prozeß keine Störung erleidet. Tritt eine Störung ein, ſo muß 


ſie beſeitigt werden und kann menſchliche Arbeit erheiſchen. Sie kann es, ſie tut 


es aber nicht, wenn die eingetretene Störung eine ſolche iſt, die ſich durch einen 
automatiſch eintretenden wieder automatiſchen Prozeß ſelbſt beſeitigt. Nur die in 


rein maſchineller Hinſicht auftretenden Mängel, deren Wegräumung geſchehen muß, 
ſoll nicht Stillſtand oder eine Zerſtörung einzelner Teile des Automaten und damit 


ſein Ende erfolgen, müſſen auch bei dem vollkommenen Automaten der menſchlichen 
Arbeit überlaſſen bleiben. Dieſe Arbeit dient zur Bekämpfung der höheren Gewalten, 


mit denen bei jedem menſchlichen Werke zu rechnen iſt und nur ſie iſt unter der 


„Wartung“ im wirklichen automatiſchen Fabrikbetrieb zu verſtehen. Um Mängel 


eines Automaten zu beheben, iſt aber die genaue Kenntnis ſeines Baues und feiner 
Wirkungsweiſe erforderlich. Folglich muß auch hierzu qualifizierte Arbeit verwandt 


werden. 
Die Unterſuchung ergibt alſo, daß ſämtliche zu einem automatiſchen Produktions⸗ 


prozeß gehörenden Arbeiten eine hohe Qualifikation des Arbeiters erfordern. Für 
minderqualifizierte Arbeit, für Arbeit von Greiſen, Weibern und Kindern iſt in 
ſeinem Rahmen keine Verwendung. Zwiſchen dem auf unvollkommener und dem 
auf vollkommener automatiſcher Baſis erbauten Produktionsprozeß iſt demnach 
ökonomiſch ein grundlegender Unterſchied. 


Dieſe Erkenntnis gewonnen, läßt ſich die folgende Reihe für die Veränderung 


| der Qualifikation der Arbeit aufſtellen. Der Betrieb des Handwerkers und die 


Manufaktur erfordern hochqualifizierte Arbeit. Meiſter, Geſelle und Lehrling des 
Handwerkes ſowohl als auch die Teilarbeiter der Manufaktur leiſten qualitativ hoch⸗ 
ſtehende Arbeit. Durch die Einführung des unvollkommen automatiſchen Prozeſſes 


entſtehen zwei Gruppen von Arbeit, jene, die wir oben als zum automatiſchen Prozeß 


gehörig erkannten, die alſo hochqualifiziert iſt, und eine andere, minderqualifizierte, 
die aus der Unvollkommenheit der angewandten Produktionsmethode entſpringt. Sie 
vollführt primitive, einen Teil des Prozeſſes bildende Verrichtungen, der Arbeiter 


Poppe, „Geſchichte der Technologie“, Bd. J, S. 79. Göttingen 1807. 
0. S. 343. 
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wird zum Organ des Automaten. Im Vergleich mit dem Betrieb des Handwerkers 
und mit der Manufaktur tritt alſo eine Entqualifizierung der Arbeit ein. Wird der 
automatiſche Prozeß vollkommen, fo übernimmt der Automat den minderqualifizierten 
Teil der Arbeit und nur der hochqualifizierte Teil bleibt zurück. Es tritt ſonach in 
dem Entwicklungsgang der Produktionsmethoden zuerſt eine Verminderung und 
dann wieder eine Erhöhung der Qualifikation der Arbeit ein. Es muß alſo auch 
an einem Zeitpunkt ein Minimum dieſer Qualifikation vorhanden ſein, nach deſſen 
Überſchreitung die Qualifikation der Arbeit ſich wieder ſteigert. 

An den fortgeſchrittenſten Induſtrien ſollte nun gezeigt werden, daß in ihnen 
dieſes bedeutſame Minimum bereits überſchritten iſt. Es iſt klar, daß eine ſolche 
Unterſuchung in dem komplizierten, ſo vielen Einflüſſen unterworfenen Wirtſchafts⸗ 
körper ſchwierig iſt. Man wird viele Betriebe finden, deren einzelne Teile in ver⸗ 
ſchiedenen Phaſen der Entwicklung ſtehen. Der eine Teil iſt noch im übergang vom 
handarbeitenden Verfahren zum unvollkommenen automatiſchen Betrieb, der andere 
von dieſem zum vollkommenen. In dem einen wird noch qualifizierte, im anderen 
ſchon unqualifizierte Arbeit überflüſſig. Für dieſe Betriebe iſt der Tiefſtpunkt der 
Qualifikation der Arbeit in dem Augenblick gekommen, an dem die zweite Phaſe zu 
überwiegen beginnt. Es kann auch Fabriken geben, in denen einmal die eine und 
dann wieder die andere Entwicklung ein ſchnelleres Tempo einſchlägt. In ſolchen 
Fällen wird die Tendenz der Entwicklung gänzlich unkenntlich. 

Dazu kommt ferner, daß die Statiſtik bisher die Veränderungen in der Qualifi⸗ 
kation der Arbeit ſelbſt ſoweit ſchlecht regiſtriert hat, als ſie regiſtrierbar find. Soweit 
Nationalökonomen der Frage nahe gekommen ſind, konſtatieren ſie die bei Übergang 
vom handwerksmäßigen Betrieb und von der Manufaktur zum maſchinellen Groß⸗ 
betrieb eingetretene Entqualifizierung der Arbeit, konſtatieren vielleicht ferner beſten⸗ 
falls noch die geringe Steigerung der Qualifikation, die auch bei der Bedienung der 
unvollkommenen Maſchinen nach einiger Zeit eintritt, im übrigen nehmen ſie aber 
an, daß dieſe Entwicklung in derſelben Richtung weiterſchreitet und bemerken den 
Wendepunkt nicht. Unterſtützt wird dieſer Irrtum noch dadurch, daß beiden Epochen, 
ſowohl der abſteigenden als der anſteigenden Qualifikation, das arbeitſparende 
Element gemeinſam iſt und daß in beiden Epochen die Leiſtung pro Arbeiter ſich 
erhöht. Infolgedeſſen werden in beiden Epochen, Konſtantbleiben des Produktes 
vorausgeſetzt, Arbeiter überflüſſig. An der Veränderung der Anzahl und der 
Leiſtung pro Arbeiter läßt ſich alſo auf die Anderung der Qualifikation der Arbeit 
nicht bemerken. 

Aus dieſen Gründen iſt ſowohl in der offiziellen Statiſtik wie in Einzelunter⸗ 
ſuchungen das verwendbare Material für den induktiven Beweis dürftig, und es 
wird wohl längerer Arbeit bedürfen, ihn führen zu können. 

Ich will nur andeuten, welche Induſtrien hierbei zunächſt in Betracht kommen. 
Die Müllerei wird jedenfalls ſehr geeignet ſein. In ihr ſpielte ſich der Entwicklungs⸗ 
gang vom handwerksmäßigen Betrieb zum unvollkommen automatiſchen und von da 
zum vollkommen maſchinellen ſchulgerecht ab.” Noch heute beſtehen in Deutſchland 
alle drei Formen nebeneinander. Gutes Material wird jedenfalls auch die Elektrizitäts⸗ 
erzeugungsinduſtrie geben, bei der allerdings gar keine Verringerung der Qualifikation 
eintreten konnte, weil es in ihr naturgemäß niemals einen handwerksmäßigen Betrieb 
gab. Sie wird, worauf es allerdings hier ankommt, nur die aufſteigende Linie 


1 Die „menſchlichen Organe“ der unvollkommenen Automaten werden eben allmählich 
gewandter und damit vollkommener. Trotzdem bleiben ſie ſelbſtverſtändlich Organe der 
Automaten, wodurch ſich dieſe Steigerung der Qualifikation der Arbeit von der anderen 
dem Weſen nach unterſcheidet. 

2 Siehe Mohr, „Entwicklung des Großbetriebs in der Getreidemüllerei Deutſchlands“, 
Berlin 1899, ein Buch, das typiſch zeigt, wie bisher auch in gründlichen Einzel⸗ 
darſtellungen eines Produktionszweigs der Wendepunkt in der Qualifikation der Arbeit nicht 
erkannt wurde. 
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zeigen, indem die unqualifizierte Arbeit immer mehr entbehrt werden kann. Dann 
vielleicht auch noch eine große Anzahl anderer Induſtrien, die Eiſenverhüttungs⸗ 
induſtrie und andere, die ſchon heute Anſätze der höheren Entwicklung zeigen werden. 
Doch dies muß ausführlicheren Arbeiten überlaſſen bleiben. Vielleicht wird ſich in 
mancher Induſtrie auch zeigen, daß ſie das Stadium des unvollkommenen Automaten 


- überjprungen und vom handwerksmäßigen Betrieb direkt zum vollkommen auto⸗ 


matiſchen gelangt iſt. In ſolchen Fällen wird qualifizierte Arbeit wieder durch 
qualifizierte Arbeit, aber anderer Art und von größerer Produktivität erſetzt. 

Man bemerke noch folgendes. In keinem der vorgenannten, beſonders ent- 
wickelten Produktionszweige kommt der Frauenarbeit eine beſondere Bedeutung 
zu. Dieſe iſt doch die am meiſten verwendete minderqualifizierte Arbeit und fie 
ſollte daher nach Überſchreitung des Qualifikationsminimums relativ am meiſten 
zurückgehen. Da ſie aber in den vorgenannten Induſtrien keine Rolle ſpielt, ſo wird 
dies auch an ihnen nicht gezeigt werden können. Vermutlich aber ſchon an anderen 
und da dürfte auch die offizielle Statiſtik bereits mit Beweiſen zu dienen in der 
Lage ſein. 


Sede 


Die Gewerkſchaftsbewegung Belgiens. 
| Don Fritz Kummer (Brüſſel). 
Unter dem Palladium „Parti Ouvrier“ finden ſich die drei Teile der 
modernen Arbeiterbewegung Belgiens, Genoſſenſchaft, politiſche Organiſation 


und Gewerkſchaft zuſammen. Das Aktionsfeld, welches der Name jedem dieſer 
Teile zuweiſt, wird von keinem eingehalten; die Fäden ihrer Tätigkeit kreuzen 


ſich auf allen Gebieten. Auch iſt es oft ſchwer herauszufinden, ob die Genoſſen⸗ 
ſchaft die Leben gebende Mutter der politiſchen Organiſation und der Gewerk— 


ſchaft war, oder ob die letzteren die Steine des kooperativen Volkshauſes 
zuſammentrugen. Je nach den lokalen Verhältniſſen oder Bedürfniſſen debütierte 
die eine oder die andere Art der Organiſation; und das Temperament oder 
die Notwendigkeit beſtimmte dann Namen und innere Einrichtung. Alle beſtrebt, 


der roten Fahne im Emanzipationskampf des Proletariats treu zu folgen, blieb 
die Wahl des Gebiets und Weges dem Gutdünken jedes einzelnen überlaſſen. 


Grenzſtreitigkeiten kamen niemand in den Sinn. Auf dem Kongreß der „Parti 
Ouyrier* wurden fie alle mit einem gleich freundlichen Willkomm empfangen 
und hatten alle gleiche Rechte. Dabei blieb es auch dann noch, wenn ſie den 


Parteikaſſierer nicht durch Beitragszahlungen derangiert hatten. 


Auf dem Parteitag wurden die allgemeinen Fragen gemeinſchaftlich dis⸗ 
kutiert, ſchließlich darüber auch Beſchlüſſe gefaßt, die aber den verſchiedenen 
Anſichten und Temperamenten genügend Spielraum ließen. Die Regelung der 
beſonderen Fragen blieb dem Gutdünken der Genoſſenſchaft der Lokalität oder 
Region überlaſſen, die nach wie vor der Angelpunkt der Bewegung blieb. 

Der lokale und regionale Zuſammenſchluß aller Organiſationsarten genügte 
nicht; am allerwenigſten zur Vertretung der Intereſſen und Durchführung der 
Forderungen der Arbeiter auf ökonomiſchem Gebiet. Die Zuſpitzung der Klaſſen⸗ 


gegenſätze zog die Verſchärfung der Kämpfe nach ſich, dieſe verlangten wiederum 
ſolidere Widerſtandskaſſen und ein feſteres Verhältnis der Berufskollegen des 


ganzen Landes zueinander. Gewiß war im gegebenen Falle den kämpfenden 
Genoſſen eines Berufs die Hilfe der parteigenöſſiſchen Organiſationen des Ortes, 
denen ſie entweder ſelbſt als Mitglied angehörten oder mit denen ihre Gruppe 


u 
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durch die Perſonalunion oder anderswie verbunden, immer wertvoll und oft 
auch ausreichend. Allein zur Lieferung von Berichten über die Lage des Berufs 
an anderen Orten, zur Abhaltung des Zuzugs im Streikfall und Zahlung einer 
feſten Unterſtützung konnte nur die nationale Organiſation der Berufskollegen 
im ſtande ſein. So entſtand die „Fédération“, der Zuſammenſchluß der be⸗ 
ſtehenden Gruppen des Landes in Verbände. 

Die weſentlichen Merkmale dieſer Föderation find: 

Der gemeinſame Kongreß, ohne feſte Beſtimmungen über die Wahl und 
Zulaſſung der Delegierten der Gruppen; 

ein Zentralſtatut, welches einige allgemeine Regeln über Verwaltung, 
Kongreß und Zweck der Föderation aufſtellt, neben dem aber noch die 
mannigfaltigſten Statuten und Einrichtungen der Gruppen beſtehen bleiben 
können und die durch das erſtere nicht angetaſtet werden; 

die Verpflichtung, einen (minimen) Beitrag zur Beſtreitung der Ver⸗ 
waltungskoſten und (wenn auch nicht immer) für den Streikfonds zu zahlen; 

dann das permanente Sekretariat. 

Wie man ſieht, ſind die Bänder, welche die Gruppen des Landes verbinden, 
noch ſehr loſe, und die Föderation iſt weit vom deutſchen Verband entfernt. 
Eine Zentralorganiſation, deren ſämtliche Gruppen (oder Sektionen) ein Statut 
haben, deren jede einzelne im Ausbau des Unterſtützungsweſens ꝛc. von den 
Kongreßbeſchlüſſen abhängig iſt, deren ganze Einkünfte formell der Zentralkaſſe 
abgeliefert werden müſſen und aus der alle Ausgaben beſtritten werden, exiſtiert 
unſeres Wiſſens in Belgien noch nicht. 

Die Föderationen überlaſſen den Gruppen die Wahl der Tätigkeit und 
inneren Einrichtungen. Es bleibt den Gruppen anheimgeſtellt, wann und wie⸗ 
viel ſie Beiträge erheben wollen, ob ſie Unterſtützungen für Arbeitsloſigkeit, 
Krankheit, Invalidität, Todesfall, Maßregelung, Rechtsſchutz, Reiſe ꝛc. leiſten 
wollen, und ob ſie die eine oder andere Unterſtützungsart in der Haupt⸗ oder 
Nebenſache pflegen oder ſich an eine Kooperative (Genoſſenſchaft) oder ähnliche 
Inſtitution anlehnen wollen. 

Von dieſer Freiheit haben die Gruppen auch übertriebenen Gebrauch gemacht. 
Die eine erhebt 20 Centimes pro Monat, die andere 6 Franes; hier will 
man nur zünftige Berufskollegen haben, dort nimmt man als Mitglied auf, 
wer kommt; in der einen Gruppe droht demjenigen, welcher einem Nichtmitglied 
einen Arbeitsplatz anzeigt, der Ausſchluß, in der anderen hat man daran nichts 
auszuſetzen; hier glaubt man ſtrenge und detaillierte Beſtimmungen über das 
Verhalten der Mitglieder am Platze, dort ſchweigt man darüber; die Typo⸗ 
graphen erklären energiſch, „ſich mit allen legalen Mitteln der Zulaſſung der 
Frauen“ zum Setzkaſten zu widerſetzen, während die Mehrzahl der anderen 
Organiſationen das ſchöne Geſchlecht mit Huld empfängt. Kurz, die ſtatutariſchen 
Beſtimmungen der Gewerkſchaften bieten noch ein kunterbuntes Durcheinander. 

Auf den Gewerkſchaftskongreſſen iſt oft von den leitenden Perſonen die 
einheitliche Baſis der deutſchen Zentralverbände als erſtrebenswertes Vorbild 
geprieſen worden. Bei jeder Gelegenheit wird für dieſes Ideal lebhaft Propa⸗ 
ganda gemacht. Aber der Weg zum Ziele iſt lang und voller Hemmniſſe. 
Die letzteren bildet weniger der Streit um das autonomiſtiſche und zentra⸗ 
liſtiſche Prinzip — Lokal⸗ oder Zentralorganiſation lautet in Deutſchland das 
betreffende Stichwort —, der in Belgien nur hier und da vereinzelte Führer 
findet, ſondern die Tradition, innere Einrichtungen und Verkettungen der 
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Gruppen mit anderen Inſtitutionen neben einer Unmaſſe kirchturmpolitiſcher 
Fragen. Zur Überwindung dieſer müſſen verzweifelte Anſtrengungen und 
— wie bei den Metallarbeitern — bedenkliche Kurven gemacht werden. 

Die Schaffung einer einheitlichen, dem deutſchen Vorbild entnommenen 
Baſis kann nur klein⸗ſchrittweiſe vor ſich gehen. Zunächſt wird, wie bei der 
Föderation der Metallarbeiter, dahin getrachtet, die Gruppen alles nicht direkt 
mit ihren Zwecken zuſammenhängenden Beiwerkes zu entledigen, ſie ſelbſtändig 
zu machen und die diverſen Grüppchen an einem Orte zu verſchmelzen. Dann 
werden die von allen oder doch von der Mehrzahl der Gruppen geſchaffenen 
Einrichtungen und Unterſtützungsarten zentraliſiert. Und jetzt wird dasſelbe 
Verfahren auch mit der Arbeitsloſenunterſtützung verſucht. 

Naſtürlich zieht jeder Beſchluß zu gunſten der Zentraliſation die Ablieferung 
eines größeren Bruchteils der Beiträge an die Zentralkaſſe nach ſich. 

Dies zwingt die Anhänger der niedrigen Beiträge, ihre Einlagen bis zu 
einem gewiſſen Minimalſatz zu erhöhen, erzieht ſie zu größerer Opferwilligkeit 
und zur pünktlichen Beitragszahlung, was in Belgien nicht immer eine 
leichte Sache iſt. 

Das Streben nach einheitlichen, der Zeit und den Verhältniſſen entſprechenden 
Zentraliſationen iſt von wechſelndem Glücke begleitet; es wird beſtimmt von 
dem Alter der Organiſation, der Lage des betreffenden Berufs und nicht zum 
mindeſten von der Intelligenz der Mitglieder und dem Geſchick der leitenden 
Perſonen. 

Das tätigere Leben in den Gewerkſchaften als auch der Aufſchwung der 
Arbeiterbewegung im allgemeinen zog noch weitere Konſequenzen nach ſich. 

Wie innerhalb der Gewerkſchaftsbewegung die einzelnen Organiſationskörper 
ihr Aktionsfeld deutlicher abſteckten, ſo ballten ſich auch die nebelhaften Grenz⸗ 
linien der drei großen Teile der „Parti Ouvrier“ zu ſchärferen Strichen, wenn 
dies auch vorerſt mehr an der äußeren Form als an der inneren Tätigkeit 
ſichtbar wird. 

Der Parteikongreß konnte nur die Fragen regeln, welche die Allgemeinheit 
betrafen; dies genügte nicht mehr. Die ſpeziellen Intereſſen und ſteigenden 
Aufgaben jedes der Teile erheiſchten breiteren Platz, mehr Aufmerkſamkeit und 
Fachkenntnis. Dieſe Erfordernis drängte zur Arbeitsteilung. Wie die anderen, 
ſo bekam auch der gewerkſchaftliche Teil ſelbſtändigere Grundlage, eigene 
Kongreſſe und beſtimmte Aufgaben. Ihm wies der Parteitag zu Verviers 
(1898) die ſpezielle Beackerung des ſozialpolitiſchen und ökonomiſchen Gebiets 
zu, beſtellte ihm eine beſondere Leitung, die Gewerkſchaftskommiſſion, 
und beſchloß, dieſe aus der Parteikaſſe zu unterſtützen. 

Während ihrer vierjährigen Exiſtenz hat die Gewerkſchaftskommiſſion un⸗ 
ausgeſetzt nach weiterer Selbſtändigkeit geſtrebt; die vier Gewerkſchaftskongreſſe 
beweiſen es. Nur darf man ſie deshalb nicht mit zentrifugalen Elementen ver⸗ 
gleichen. Im Gegenteil. Die Gewerkſchaften bleiben nach wie vor Gruppen 
der Partei, leiſten ihr die regelmäßigen Beiträge (10 Centimes pro Mitglied 
und Jahr) und ſind auf ihren Kongreſſen vertreten. Mit ihrer Parteizugehörig⸗ 
keit nehmen es die Syndikate blutig ernſt. In dem Statut der letzteren heißt 
es: „Celui, qui proposera la desaffiliation au Parti Ouvrier, sera éxclu“ (der⸗ 
jenige, welcher den Austritt aus der Partei beantragt, wird ausgeſchloſſen). 

ill — um immer nur ein Beiſpiel anzuführen — eine lokale Gruppe 
ich) der Föderation der Textilarbeiter anſchließen, „tenzij zij zich aan de 
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Werklieden-Partij ansluiten“ (dann ſoll ſie ſich erſt an die Arbeiterpartei an⸗ 
ſchließen). Und mit dem Bekennen der Parteizugehörigkeit und des politiſchen 
Glaubensſatzes wird es von den Föderationen bis in die kleinſten Details 
ſtreng gehalten, während ſie in anderen Hinſichten übertrieben weitherzig ſind. 
Unter anderem tragen die Syndikate am Kopfe aller Druckſachen und Brief⸗ 
bogen die Parteideviſe und die Worte: „Parti Ouvrier Belge“. 

Weder Freund noch Feind kommt es in den Sinn, einen Unterſchied zwiſchen 
Partei und Gewerkſchaft praktiſch oder theoretiſch zu konſtruieren. Beide ſind 
unzertrennlich; die Gewerkſchaft ohne die Partei iſt in Belgien undenkbar. Dies 
war ſeit dem Beginn der Arbeiterbewegung ſo und keine Anzeichen liegen vor, 
die ſich als eine bevorſtehende Anderung dieſes Zuſtandes deuten ließen. 

Hier und da haben bei Neugründung von Syndikaten oder bei Zuſammen⸗ 
ſchluß ſolcher in Föderationen „Autonomiſten“ verſucht, den Anſchluß der Or⸗ 
ganiſation als Ganzes an die Partei zu verhindern. Aber ſie ſind durchgehends 
mit ihren Anträgen ebenſo ernſt als entſchieden ſpazieren geſchickt worden. 

Allerdings gibt es wenige, auf dem Boden der modernen Arbeiterbewegung 
ſtehende Gewerkſchaften, die das Bedürfnis politiſcher Iſolierung zur Schau 
tragen. Es ſind dies hauptſächlich die Glasarbeiter, Typographen und Gold⸗ 
arbeiter. Aber, obwohl es in dem Statut einer dieſer (Typographen) heißt: 
„Die Aſſoziation kann niemals einen politiſchen Zweck haben“, iſt die Sache 
nicht ſo ſchlimm, als es den Anſchein hat. Ihr Verhältnis zur Partei gleicht 
dem der deutſchen Gewerkſchaften. Es wird aufrechterhalten, entweder aus 
Kaprize der leitenden Perſönlichkeiten (Glasarbeiterunion) oder aus traditio⸗ 
nellen oder taktiſchen Rückſichten. 

Der Heranziehung dieſer neutralen Organiſationen widmet die Gewerk 
ſchaftskommiſſion fortlaufend ihre Aufmerkſamkeit. Denn es kann ihr oder, 
was dasſelbe iſt, der Partei nicht gleichgültig ſein, wenn jene Teile außerhalb 
des Parteirahmens ſtehen bleiben. Einige von ihnen, wie die Union der Glas, 
arbeiter und die Aſſoziation der Typographen zählen zu den einflußreichſten 
und leiſtungsfähigſten Organiſationen. Da im politiſchen Kampfe die ökono⸗ 
miſchen Waffen nicht entbehrt werden können und nicht entbehrt werden wollen 
und als letztes Mittel in ſteter Bereitſchaft gehalten werden müſſen, kann es 
natürlich der Partei nicht gleichgültig ſein, wenn diverſe wichtige Bataillon 
außerhalb des Heeres ſtehen bleiben. 

Die Bemühungen, die Neutralen heranzuziehen, ſind auch teilweiſe vor 
Erfolg gekrönt worden. Für die Gewiſſensſkrupel der letzteren iſt das aus 
ſchließlich ökonomiſch⸗ſozialpolitiſche Programm der Gewerkſchaftskommiſſion eir 
beſänftigender Balſam. Jetzt nehmen einige von ihnen ſchon an den Gewerk 
ſchaftskongreſſen tätigen Anteil und leiſten Beiträge. 

Die Gewerkſchaftskommiſſion hat ihren Sitz in der Hauptſtadt des Landes 
Sie wird von den Delegierten der Gruppen des Vorortes gebildet. Sie wa 
permanent beſtrebt, ihren von dem Parteikongreß geſtellten Aufgaben gerech 
zu werden, Einheit in das gewerkſchaftliche Durcheinander zu bringen und di 
belgiſche Gewerkſchaftsorganiſation ihrem Ideal, der deutſchen, nahe zu bringen 
Wenn ſie erſt eine kurze Strecke dem geſteckten Ziele näher gekommen iſt, jo if 
das weniger ihre Schuld. Erſtens macht ſich auf dem gewerkſchaftlichen Gebie 
der Mangel an geeigneten Kräften in viel ſtärkerem Maße fühlbar als au 
dem politiſchen. Dann leidet ſie vom Tage ihrer Geburt an an der Geld 
beutelſchwindſucht. Neben den Subventionen der Parteipreſſe kennt ſie nur di 
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winzigen Beiträge von 2 Centimes pro Mitglied und Jahr. Dieſe Einnahmen 
reichen kaum zur Beſtreitung der Druckkoſten für das Kongreßprotokoll. Zur Ent⸗ 
ſchädigung der Sekretäre oder anderer Arbeiten bleibt nichts vorhanden. Die 
dringendſten Studien, Enqueten ꝛc. müſſen unterlaſſen werden wegen Mangel 
an Mitteln. Die Erhöhung der Mitgliederbeiträge iſt zwar von dem Kongreß 
1901 beſchloſſen worden; aber dieſer Beſchluß hat nur Beifallsſalven, jedoch 
kein Geld gebracht. Selbſt die 2 Centimes⸗Beiträge gehen nur ſehr unregel⸗ 
mäßig ein. 

In Belgien erleben wir das ſeltſame Schauſpiel, daß die Gewerkſchafts⸗ 
zentrale, anſtatt ihre Nützlichkeit und Notwendigkeit von den Gruppen anerkannt 
und ſich unterſtützt zu ſehen, ſie erſt umgekehrt das Recht und den Vorteil ihres 
Daſeins dartun muß. 

Die Maſſe der Gruppen ſteht ihr gleichgültig, um nicht zu ſagen ver⸗ 
ſtändnislos gegenüber. Dieſer Zuſtand beſſert ſich wohl, aber nur ſehr langſam 
und in dem Maße, wie ſich die Föderationen ſtärken und zentraliſieren. 
Die Verbindung zwiſchen dem Gewerkſchaftskörper und deſſen Haupte iſt 
nur noch eine ſchwache. Sie zu ſtärken wird erſchwert durch das Fehlen eines 
geeigneten Organs. Die belgiſche Gewerkſchaftspreſſe beſteht aus einem Dutzend 
periodiſch oder monatlich erſcheinender Blätter und Blättchen, die teilweiſe noch 
überdies in den zwei Landesſprachen geſchrieben ſind. Da ſie faſt durch die 
Bank von noch im Beruf tätigen Arbeitern in den Mußeſtunden geſchrieben 
oder zuſammengeſchnitten werden, können ſie neben wenig Gutem und Halb⸗ 
geeignetem nur Unnützes bieten und nicht die notwendige Wirkung hervorrufen. 
Trotz aller Schwierigkeiten hat die Gewerkſchaftskommiſſion an ihrer undank⸗ 
baren Aufgabe weiter gearbeitet. Ihr verdankt man, daß endlich einmal ziffern⸗ 
mäßige Belege über die Stärke der belgiſchen Gewerkſchaftsbewegung 
vorhanden ſind. Zweimal, 1900 und 1902, hat ſie ſtatiſtiſche Erhebungen an⸗ 
geſtellt. Nach dieſen gab es (Ende 1902) gewerkſchaftlich organiſierte Arbeiter: 


Prozent 


Männer Frauen Total der geſamten 
Arbeiterſchaft 

Ungelernte Arbeiter. . 315 3 318 2 
Transportar beiter. 900 — 900 4,60 
Kohleninduſtrie . . 55000 2 55000 41,00 
Nextilinduſtrie . 3543 2720 6263 3,90 
Detallinduflrie . . . 7262 — 7262 6,90 
, nal. — — 22 
Bekleidungsinduſtrie . . 1940 312 2252 3,90 
remmmoulitie.. . . 43503 — 4503 12,80 
2107 9 2116 4,20 
Tabakinduſtrie . . 1400 — 1400 13,50 
hinduſ trie (677 50 727 6,60 
Lederinduſtrie 1090 nn 1090 3,30 
Stellmacher und Sattler. 338 — 338 2 
Nahrungsmittelbrande. . . 522 = 522 0,80 
Sutindufttie . » 2.2 . . 689 ? 689 2 
2097 — 297 0,50 

80583 3094 83677 10,16 


Von den Glasarbeitern find in der „Union Nouvelle des Verriers“ rund 9000 — 

40 Prozent der belgiſchen Glasarbeiterſchaft organiſiert. Von der Einſtellung dieſer iſt Ab- 
ſtand genommen, weil ſie neutral, nicht der „Parti Ouvrier“ angeſchloſſen ſind. 
1902-1903. II. Bd. 8 
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Diefe 83677 Mitglieder verteilen ſich auf 130 Gruppeneinheiten. Außer⸗ 
dem gibt es noch etwa vierzig Gruppen, die in der Aufſtellung keine Erwähnung 
fanden, weil ſie die Enquetebogen unbeantwortet ließen. Rechnet man die 
Mitglieder dieſer in der Statiſtik unberückſichtigten Gruppen und der neutralen 
zu den anderen, ſo ſtellt ſich die Zahl der gewerkſchaftlich Organiſierten auf 
ein rundes Hunderttauſend.“ 

Die Mehrzahl der Föderationen wurde in den Jahren 1886 bis 1895 
gegründet. Eine der älteſten iſt die der Metallarbeiter, die 1886 geſchaffen 
wurde. Dieſe iſt überhaupt, obwohl weder relativ noch abſolut die ſtärkſte, 
innerlich noch am beſten ausgebaut, relativ gut zentraliſiert und ſteht dem 
deutſchen Verband am nächſten. Innerhalb einiger Föderationen gibt es 
Gruppen, deren Geſchichte ſich bis in die fünfziger Jahre des vorigen Jahr⸗ 
hunderts verfolgen läßt und die ſich als Überreſte der Zünfte weiter entwickelt 
haben. Durchgehends ſind die Gruppen alle viel älter als die Föderation. 
Die jüngſte iſt die der Schuhmacher, welche im Januar dieſes Jahres geſchaffen 
wurde. 

Der Prozentſatz der Organiſierten wird ſich mit dem der anderen Länder 
ſo ziemlich die Wage halten. Nimmt man ihn aber ohne die Arbeiter der 
Kohleninduſtrie — deren Organiſation erſt in allerletzter Zeit jene hohe Stufe 
erreicht hat und deren Mitgliederzahl gewaltigem Wechſel unterworfen iſt —, 
ſo ſinkt er bedenklich. Auf jeden Fall iſt die Proportion der Syndizierten zu 
gering für ein Land, in dem die wichtigſten Vorbedingungen für die gedeih⸗ 
liche Entwicklung einer Gewerkſchaft gegeben ſind, wie: alte, hochentwickelte 
Induſtrie auf räumlich ſehr beſchränktem Terrain, beſte Kommunikationsmittel, 
abſolute Rede⸗ und Verſammlungsfreiheit u. ſ. w. 

Daß trotz dieſer günſtigen Umſtände die Gewerkſchaftsorganiſationen nicht 
den Stand erreichten, den man zu erwarten berechtigt iſt, liegt an diverſen Ur⸗ 
ſachen, ſo: Überſchätzung der politiſchen Tätigkeit, der Macht des Stimmzettels, 
dem Indifferentismus der Arbeiter im allgemeinen und dem ſchwankenden 
Temperament, der Unbeſtändigkeit der Arbeiter in den Gebieten der Groß⸗ 
induſtrie: den walloniſch⸗franzöſiſchen Provinzen. 

Von der Gleichgültigkeit der letzteren weiß die Gewerkſchaftskommiſſion im 
beſonderen ein trübes Lied zu ſingen. Wäre Brüſſel und das arme Flandern 
nicht geweſen, ſie wäre längſt durch den Indifferentismus der Genoſſen gejtorben, 
Ihr zahlen von 83677 der Partei angehörenden Gewerkſchaftlern nur 21 125 
Beiträge, von denen auf die vlämiſchen Provinzen allein 17500 ent 
fallen. | 
Wie die ſchottiſchen Zweigvereine für die engliſchen Trade Unions von 
finanziellen Standpunkt aus ſehr vorteilhafte Gruppen waren, ſo find es di 
vlämifchen Gruppen für die belgische Gewerkſchaftskommiſſion. Dieſe haber 
es weder an verſtändnisvollem Entgegenkommen, noch an pünktlicher Ein 
ſendung der Beiträge fehlen laſſen. Anders die der walloniſch⸗franzöſiſchel 
Provinzen. 


Neben dieſen gibt es auch noch einige chriſtliche und liberale Syndikate; die erſtere 
zählen ca. 12000, die anderen 3000 Mitglieder. Sie ſpielen im wirtſchaftlichen Kampf 
keine Rolle. Stellen die einen nur den Schwanz der klerikalen Partei dar, ſo ſind di 
anderen fast nur Angeſtellte liberaler Parteiinſtitutionen, wie Kooperativen ꝛc. Sie hier näht 
zu behandeln, liegt nicht im Rahmen dieſer Arbeit, die nur eine Monographie der auf den 
Boden der modernen Arbeiterbewegung ſtehenden Gewerkſchaften ſein ſoll. 4 
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Geewiß befinden ſich in dieſen induſtriell hochentwickelten Regionen die Hoch⸗ 
burgen des Sozialismus; gewiß geht der dortige Arbeiter von jeher für die 
„Parti Ouvrier“ begeiſtert zur Wahlurne, aber wenn er den Erforderniſſen des 
Syndikats gerecht werden ſoll, wird er „mou“. Er kann den Gewerkſchafts⸗ 
mann, der auf Disziplin, kühles Denken, ſtetes und zielbewußtes Arbeiten und 
pünktliches Beitragzahlen hält, zur Verzweiflung bringen. 

Das vlämiſche Element empfängt neue Ideen ſkeptiſch und erweiſt ſich ſolchen 
nur langſam und ſchwer zugänglich. Dann aber, einmal überzeugt, wirkt es 
mit deutſcher Gründlichkeit und, man möchte faſt ſagen, mit vlämiſcher Zähig⸗ 
keit für das als gut Erkannte und läßt ſich darin ſo leicht nicht mehr beirren. 
Faſt das Gegenteil iſt bei dem franzöſiſch⸗walloniſchen Element zu konſtatieren. 

Dieſes, von der Natur mit einem lebhaften Auffaſſungsvermögen aus⸗ 
geſtattet, nimmt leicht neue Ideen an, wirft ſich ohne langes Beſinnen mit 
Elan in die Bewegung. Als geborener Redner iſt der walloniſche Arbeiter 
ſtets bereit, ſchwere Wortgefechte für ſeine Sache zu liefern — nur darf ſie 
das Preſtige nicht verlieren und nicht allzu lange dauern. 

Stehen in der Mineninduſtrie, die in jenen Provinzen ſouverän herrſcht, 
Kämpfe bevor, ſo entſteht im Nu ein Syndikat mit Widerſtandskaſſe, deſſen 
Mitgliederſtand über Nacht eine ſchwindelhafte Höhe erreicht. Für den kampf⸗ 
luſtigen Wallonen genügt die Maßregelung eines Kameraden oder eine noch 
geringere Urſache zur Niederlegung der Arbeit. Tages, manchmal auch wochen⸗ 
lang wird dann gekämpft ohne eine regelmäßige materielle Unterſtützung, denn 
die improviſierte Streikkaſſe hat in der Regel kaum den erſten Tag überlebt. 

Während der Tage des Streiks hat dann der Wallone Zeit und Gelegen- 
heit, ſein angeborenes Rednertalent zur höchſten Blüte zu entfalten. Zeitungen 
und Broſchüren kommen nur aus ſeinen Händen, wenn er in die Meetings 
geht, um das Geleſene zu diskutieren. Iſt gar ein neues Thema für den 
Wortſtreit da, dann vergißt er darüber ſelbſt den Hunger und ſonſtiges Elend. 

Aber alles hat ſeine Grenzen. Ob nun die Urſache des Kampfes beendigt 
oder nicht, der redeluſtige Streiter verfällt bald in bleierne Gleichgültigkeit; er 
geht wieder zur Arbeit. Das geſchaffene Syndikat verfällt ſchneller als es ent⸗ 
ſtanden. Das, was einen Moment abſolut notwendig und nützlich ſchien und 
woran alle mit Feuereifer zimmerten, fällt einige Tage ſpäter der allgemeinen 
Gleichgültigkeit zum Opfer. Vier Wochen darnach iſt die ganze Begebenheit 
und ſelbſt die Niederlage vergeſſen. Aber die geringſte Urſache genügt, um 
das Spiel wieder von neuem zu beginnen. 

Die Wahrheit des Geſagten läßt ſich an der Streik- und Gewerkſchafts⸗ 

ſtatiſtik nachprüfen. 
Die Dinge ſcheinen ſich allerdings in den letzten Jahren zum Beſſeren 
gewendet zu haben. Die Organiſation der Arbeiter der Mineninduſtrie hat 
ſich ſeit zwei Jahren in jeder Hinſicht verbeſſert; und die Zahl der (wilden) 
Streiks hat ſich ſtark reduziert. Nicht nur haben die Bergarbeiter ihre Föde⸗ 
ration der Neuzeit entſprechender ausgebaut, auch deren Mitgliederſtand hat 
ſich rieſig ſchnell erhöht; betrug er 1900 nur 20000, ſo iſt er bis Ende 1902 
auf 55000 — ja man nennt jetzt gar die Ziffer 60000 — geſtiegen. Aller⸗ 
dings iſt dieſem raſchen Zuwachs gegenüber ein wenig Skeptik nicht deplaziert, 
denn dieſe Organiſation hat ſchon ſolche gleißende Perioden hinter ſich. Vom 
Juli 1870 bis Mai 1891 ſchwoll ihre Mitgliederzahl von 8500 auf 70000 an, 
um einige Monate ſpäter die alte Beſcheidenheit wieder anzunehmen. 


7 


- 


* 


116 Die Neue geit. 


Unleugbar iſt diesmal der Einfluß der Organiſation auf die Arbeiter nicht 
hinter der Mitgliederzunahme zurückgeblieben. Die letzten Kongreſſe und die 
Lohnbewegungen im Vorjahr beſtätigen dieſe Annahme. 

Die Mineninduſtrie iſt die weitaus wichtigſte in Belgien; ſie beſchäftigt 
heute ſchon ſieben Zehntel der Induſtriearbeiterſchaft. In den nächſten Jahren 
wird ſie noch eine weitere, gewaltige Erweiterung erfahren durch die Aus⸗ 
beutung der neuentdeckten ausgedehnten Kohlenlager im nördlichen Belgien. 
Hierdurch wird auch das natürliche Wirkungsfeld der Bergarbeiterorganiſation, 
das heute auf die walloniſch⸗franzöſiſchen Provinzen beſchränkt iſt, auf die 
vlämiſchen Provinzen ausgedehnt. Der Eintritt der Großinduſtrie in dieſe 
Provinzen, die heute die Hochburgen des Klerikalismus find, ſichert dem Sozia⸗ 
lismus eine hoffnungsvolle Zukunft. N 

Die ſozialiſtiſche Partei hat in den letzten Wahlrechtskämpfen geſehen, daß 
ohne Stärkung und gute Organiſation ihrer Kerntruppe, der Gewerkſchaften, 
der bis an die Zähne bewaffnete und auf Leben und Tod kämpfende Feind 
nicht aus ſeinen Schanzen geſchlagen werden kann. Dieſe Erkenntnis hat in 
den letzten Monaten ſchon zu einer Reihe Maßnahmen zu gunſten der Gewerk⸗ 
ſchaftsorganiſation geführt. Und auf dem dieſe Oſtern ſtattfindenden Partei⸗ 
tag ſollten die Parteibeiträge von 10 auf 15 Centimes pro Mitglied und Jahr 
erhöht und die 5 Centimes an die Gewerkſchaftskommiſſion abgeliefert werden, 
um ihr die Einrichtung eines ſtändigen Sekretariats zu ermöglichen. Dieſe 
Erhöhung der Beiträge wurde aber bis zum nächſten Kongreß vertagt. 


Die politiſche Lage in Italien. 
Don Romeo Zoldi (Rom). 


In 

Das rapide Wachstum unferer Partei in Italien iſt auf das Zuſammen⸗ 
wirken zweier Faktoren zurückzuführen. Auf der einen Seite haben wir die 
Maſſen, welche in den elendeſten Verhältniſſen leben; auf der anderen Seit 
die große Zahl der Intellektuellen, welche durch die Überfüllung der Beruf 
einen harten Kampf ums Daſein führen, und die in der ideologiſchen demo 
kratiſchen Partei kein Feld für die Entfaltung ihrer Kräfte finden. So bildeten 
ſich mit verblüffender Schnelligkeit zahlreiche Arbeiterorganiſationen, geführ 
von Überläufern aus dem Lager der „Intellektuellen“. Advokaten, Arzte, Pro 
feſſoren, Ingenieure — das waren die Vertreter der ſozialiſtiſchen Gedanken 
welt, die ins Parlament kamen. In einer Fraktion von 31 ſozialiſtiſchen 
Deputierten finden wir 13 Advokaten und nur zwei ehemalige Arbeiter. 

Nun begreift man, daß dort, wo nicht eine ſtarke proletariſche Maſſe de 
Partei Ziel und Richtung gibt, Angehörige ſolcher Berufe, welche nicht in de 
Arbeiterklaſſe leben, nicht in fortwährendem Kampfe mit derſelben Bourgeoiſi 
liegen können, von der ſie ihre Subſiſtenzmittel erhalten. Dieſen Elementen 
liegt die Tendenz nahe, vor allem dem Erfolg nachzujagen, ſich zu diejen 
Zwecke mit den bürgerlichen Parteien zu verbünden, mit der Regierung Fühlun 
zu nehmen, um nicht immer als die Feinde der beſtehenden Ordnung angeſehe 
und aus dieſem Grunde in ihren Berufsintereſſen geſchädigt zu werden dure 
Zurückſetzung bei der Bewerbung um öffentliche Amter. * 
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Es gibt Gegenden, in welchen die ſozialiſtiſche Partei von dem intelligenten 
Teile des Kleinbürgertums gebildet wird, während das Proletariat faſt keinen 
Anteil an ihr hat. So kommt es, daß in vielen Orten unſere Bewegung den 
Charakter einer ehrlichen, demokratiſchen, kleinbürgerlichen Partei trägt, nicht 
aber den einer wirklich proletariſchen Aktion. Daraus erklärt ſich die Tatſache, 
daß auf dem Kongreß von Imola die Vertreter der großen Städte (faſt durch⸗ 
weg Arbeiter) wie Turin, Mailand, Genua, Venedig, Florenz, Rom, Neapel 
und der induſtriellen Zentren vorwiegend für die revolutionäre Taktik ſtimmten, 
während die kleinſtädtiſchen Delegierten, die zumeiſt dem Kleinbürgertum an⸗ 
gehörten, ſich für die Taktik der Anpaſſung und der Reformen ausſprach. Wohl 
kamen aus der Lombardei, aus Venezien, zum Teile auch aus Piemont und 
Süditalien ſozialiſtiſche Delegierte, welche ſich an die Spitze der großen Arbeiter⸗ 
gewerkſchaften geſtellt hatten. Aber nach meiner Meinung hatten die Lohn⸗ 
arbeiter noch nicht ſoviel politiſche Energie, um ſelbſt eine eigene Linie für die 
Aktion beſtimmen zu können, und ſo folgten ſie inmitten von politiſch ſehr 
entwickelten Zentren, wie zum Beiſpiel Mantua und Cremona, der von den In⸗ 
tellektuellen des Ortes vorgezeichneten Richtung. Überdies iſt der Kampf in den 
kleinen Landſtädten ein beſonders ſchwieriger, wenn die politiſche Behörde ſich 
mit den Unternehmern zu Bedrückungsmaßregeln vereinigt. So belebte die An⸗ 
kündigung einer liberalen Politik aufs neue den Irrwahn, ohne große Opfer 
zahlreiche Siege erringen zu können. In der Tat hatten ſich die Landarbeiter 
im Jahre 1901 unter dem Rufe: Es lebe Giolitti! in eine Unmenge von Streiks 
geſtürzt, deren überwiegende Zahl Erfolg gehabt hatte, nicht nur durch den 
Fortfall der bisher gewohnten Brutalität der politiſchen Behörde, ſondern auch, 
weil der wirtſchaftliche Aufſchwung bereits eine Preiserhöhung der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Produkte herbeigeführt hatte, alſo eine erhebliche Vermehrung des 
Einkommens der Gutspächter. Mit der Erhöhung der Löhne vollzogen ſich 
gleichzeitig gewiſſe Neuerungen im Arbeitsvertrag auf dem Lande. Es wurden 
gemiſchte Kommiſſionen von Arbeitern und Unternehmern gebildet, um die 
Durchſchnittslöhne einer beſtimmten Provinz oder einer beſtimmten Gegend feſt⸗ 
zuſetzen. In manchen Orten, wie zum Beiſpiel in Lodi, wurden Schiedsgerichte 
gebildet, die zur einen Hälfte direkt von den Lohnarbeitergewerkſchaften, zur 
anderen Hälfte von den Landwirtſchaftskammern gewählt waren; dieſe Schieds⸗ 
gerichte hatten über alle einzelnen Streitfälle zu entſcheiden, welche aus dem 
Arbeitsverhältnis entſprangen. In anderen Orten, wie in Mantua und Cremona, 
veranlaßten die Provinzialräte die Organiſation ſolcher Schiedsgerichte. Es 
ſchien, als ob die Landarbeiter überall kräftig in die Kampflinie der induſtriellen 
Arbeiter eintreten würden. Die Landarbeiter bildeten einen räumlich ſehr aus⸗ 
gedehnten nationalen Verband, der in kurzer Zeit 300000 Mitglieder zählte. 

Aber nach und nach begann die Bewegung zu verflackern, in dem Maße 
als die Löhne der Bewegung der Preiſe gefolgt waren. Die Landbeſitzer führten 
in großem Maßſtab landwirtſchaftliche Maſchinen ein und organiſierten ſich 
Ihrerjeits zur Niederhaltung des Anſturmes der Arbeiter. Zur Schwächung 
der Reihen der Landarbeiter hat außerdem meines Erachtens viel die Illuſion 
beigetragen, als ob unter einem liberalen Miniſterium die wirtſchaftliche Lage 
ich ſozuſagen durch die Arbeit der Regierung beſſern müſſe, ohne jedes Zutun 
der Arbeiter, und das heftige Vorurteil gegen Streiks, das von politiſchen Er⸗ 
vägungen diktiert war. Sehr bald exiſtierte der Landarbeiterverband nur mehr 
uf dem Papier, nicht in Wirklichkeit. Der Sekretär konnte mangels ein⸗ 
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laufender Mitgliederbeiträge nicht mehr bezahlt werden; in vielen Orten gingen 
die Gewerkſchaften rapid zurück; und es kam bald ſoweit, daß im Jahre 1902 
die Löhne in mancher Gegend zurückgingen, während die Rente der Eigentümer 
fortfuhr, zu wachſen, Export und Import alle vorhergehenden Jahre über⸗ 
ſtiegen, und die großen induſtriellen Unternehmungen nach wie vor in einer 
Bewegung des Aufſchwunges blieben. 

Aus verſchiedenen Gründen halte ich dieſen Rückgang für vorübergehend; 
aber er hat immerhin zur Schwächung der ſozialiſtiſchen Partei beigetragen und 
vor allem zur Verwiſchung ihres rein proletariſchen Charakters. 

* * 


* 

Auch auf dem Gebiet der parlamentariſchen Aktion haben wir nicht viel 
Lorbeeren geerntet. Die Sozialiſten erklärten, das Miniſterium wegen der 
ſozialen Geſetzgebung unterſtützen zu müſſen. In Wirklichkeit erreichte man 
nicht viel: ein Geſetz zur Beſchränkung der Frauen- und Kinderarbeit (das in⸗ 
folge des Fehlens von Gewerbeinſpektoren kaum ernſtlich durchgeführt werden 
wird), ein Geſetz über das Arbeitsamt (das die gewählten Vertreter der Ge⸗ 
werkſchaften von dem Arbeitsbeirat ausſchließt), ein Geſetz über die Kommunali⸗ 
ſierung von Unternehmungen, die der Allgemeinheit dienen (welches darauf 
hinauslief, die Kommunaliſierung zu erſchweren, indem es der Gemeinde uner⸗ 
ſchwingliche Laſten für den Fall aufbürdet, daß eine Kommune ein bereits von 
Privaten betriebenes Unternehmen ſelbſt betreiben will) und dergleichen. Alle 
dieſe Geſetze haben der Arbeiterklaſſe keine übermäßigen Vorteile gebracht, und 
es iſt ſehr wahrſcheinlich, daß ſie in weit umfaſſenderem Maße durch den 
direkten und unabhängigen Druck der Arbeiterklaſſe erreicht worden wären. 
Es liegen ja dem Parlament noch einige weitergehende Geſetzentwürfe über 
den Arbeitsvertrag ꝛc. vor; aber jedermann iſt überzeugt, daß dieſe Entwürfe 
infolge der Unluſt des Miniſteriums und der Kammermajorität nie Geſetz 
werden werden. Und es gab manchen, der daran erinnerte, wie in England die 
Solidarität der Arbeiterklaſſe teilweiſe gerade durch die ſoziale Geſetzgebung 
zerſtört wurde. Bei uns begann ſich eine ähnliche Erſcheinung zu entwickeln. 

Die Eiſenbahnarbeiter drohten mit dem Streik, wenn die Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaften nicht einige früher gemachte Zugeſtändniſſe und einige ihnen durch die 
Konzeſſionen auferlegte Verpflichtungen einhalten würden. Die Regierung ver⸗ 
ſuchte es ſtatt mit dem reaktionären, nach den Maiereigniſſen des Jahres 1898 
beſchloſſenen Zwangsgeſetz mit der Militariſierung der Eiſenbahnen, indem ſie 
die Eiſenbahnarbeiter der militäriſchen Disziplin unterwarf. Die von den 
ſozialiſtiſchen Deputierten beratenen Eiſenbahner antworteten nicht mit dem 
Streik, ſondern begannen Verhandlungen mit der Regierung. Der Staat konnte 
die Eiſenbahngeſellſchaften nicht zwingen, die geforderten Lohnerhöhungen zu 
gewähren, weil ſie durch ihre Verwaltungsräte im Parlament zu ſtark waren. 
Alſo entſchloß ſich die Regierung, ſelbſt 10 Millionen zur Befriedigung der An⸗ 
ſprüche der Eiſenbahner zur Verfügung zu ſtellen. Und ſo mußten alle Steuer⸗ 
zahler — das iſt vor allem die Arbeiterklaſſe — das Geſchenk bezahlen, welches 
der Staat indirekt den Eiſenbahnkompagnien machte; die Intereſſen aller 
Arbeiter wurden in ökonomiſchen Gegenſatz gebracht zu denen einer beſtimmten 
Arbeiterkategorie. 

Dieſe Angelegenheit hatte keine großen politiſchen Rückwirkungen; um 
einige interne Parteidiskuſſionen knüpften ſich an ſie. | 
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die Volksgunſt zu ergattern; zuerſt erfolgte der Verzicht auf die 10 Millionen 5 


Die gegenwärtig brennendſte Frage iſt die der Steuerreform und der 
Handelspolitik. Mit allerlei kleinen Konzeſſionen ſuchen die Regierenden ſich 


jährlicher Steuern, die von gewiſſen Gemeinden für Müllereiprodukte zu ent⸗ 
richten ſind; nunmehr liegen der Kammer mehrere andere Projekte vor, welche 


eine weitere Entlaſtung um etwa 30 Millionen bezwecken, von denen ins- 
beſondere die Aufhebung der Salzſteuer wichtig iſt. Aber die Intereſſeloſigkeit 
des Miniſteriums hat zur Folge, daß dieſe Projekte in irgendwelchen Aus⸗ 


ſchüſſen begraben liegen und wahrſcheinlich begraben bleiben werden. 


Die Lebensmittel ſind ungeheuer mit Steuern belaſtet. Während der Ertrag 


der Grundſteuern von 1870 bis 1900 von 216 auf 241 Millionen jährlich 
anwuchs, find die Lebensmittelſteuern von 261 auf 503 Millionen geſtiegen. 


Von großer Bedeutung iſt auch die Frage der Verringerung der auf allen 


| geſchäftlichen Transaktionen laſtenden großen Abgaben.! Auch für die jetzt 
ſchwebende Strafprozeßreform ſcheint uns nicht die Frage, wie man verhandeln 
ſoll, ſondern die Verringerung der bisher unerſchwinglichen Prozeßkoſten am 


wichtigſten. Von einer progreſſiven Einkommenſteuer an Stelle aller dieſer 


= 


drückenden Abgaben iſt gar nicht mehr die Rede. Eine freihändleriſche Boll: 
politik würde von den breiten Volksſchichten als eine große Erleichterung 
empfunden werden. Denn gerade die Maſſenkonſumartikel ſind am meiſten 


7 


mit Zöllen belaſtet. Dem Kornzoll zu gunſten der Agrarier entſpricht der hohe 


Zoll auf Baumwoll- und Schafwollgewebe, Zucker und dergleichen zu gunſten 


der Induſtriellen. Und da durch dieſe Zölle der internationale Verkehr ſchwer 
beeinträchtigt wird, werden von den ſich einträchtig findenden bürgerlich- 


kapitaliſtiſchen Fraktionen jährlich 10 Millionen Prämien der Handelsflotte zu⸗ 


gewendet. 
Wäre es nun ſchon Aufgabe einer aufrichtig liberalen Politik, dieſes 


ſchädliche Syſtem zu bekämpfen, wieviel mehr müßte eine ſozialiſtiſche Politik 


ſich mit aller Wucht in dieſen Kampf ſtürzen. Aber die Parlamentsfraktion 


wartet, daß der Anſtoß hierzu von den Wählern gegeben werde, weil ſie das 


Miniſterium ungern angreifen will; die ſozialiſtiſchen Wähler hinwieder warten, 


daß der Anſtoß von der Fraktion ausgehe, und ſo werden die Klagen über die 


Durch die Blätter läuft folgende Berechnung eines Einwohners von Eboli, welcher 


ein Stückchen Land aus zum Verkauf gekommenen Gemeindeländereien gekauft hatte. Der 
Preis des Grundſtücks war 125 Lire, aber außerdem mußte er bezahlen: 
| | 


Grundbuchſteuer 4,80 Prozent .. 6,00 Lire 
CCC 
Für die Regiſtrierung . 2,50 
Kopie für das Regifter. . . . . 3,60 = 
FCC ee 
TOR IOTLEIDUNGg ggg 160 
Minkliche Kopte 6,40 
Kopie für die Hypothek 6,40 
Umſchreibung und Rechnung .. 7,95 = 


Poſtſpeſen und amtliche Zuſtimmung 5,00 „ 
Zuſammen 45,65 Lire 
und um zur Verſteigerung zugelaſſen zu werden, müſſen die armen Bauern ein Depot von 
30 Lire hinterlegen, das ſie von Wucherern gegen einen Wechſel über 50 Lire und das Ver— 
ſprechen eines Stückchens des ihnen zugeſprochenen Landes erhalten. 
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hohen Zölle nur in recht gedämpfter Weiſe in irgendwelchen gelehrten Unter⸗ 
ſuchungen laut. Die Mattigkeit dieſes Kampfes iſt die Mutter der Ideen⸗ 
verwirrung; wir haben Sozialiſten, die den Kornzoll nicht für bekämpfenswert 
halten (und das, wo Italien jährlich 8 bis 10 Millionen Zentner Getreide 
einführen muß!); andere, welche eine recht hohe Steuer auf die Zuckerinduſtrie 
befürworten, anſtatt die Aufhebung des Zuckerzolles zu verlangen, deſſen Höhe 
die Produktionskoſten ſelbſt überſteigt; andere, welche für die Gewährung von 
Prämien an die Schiffahrtsunternehmungen find zc. 


Die Partei entbehrt der feſten, klaren Zielbewußtheit. Nicht die großen 
Probleme werden diskutiert — das iſt zu unangenehm und man weicht dieſen 
Diskuſſionen gerne aus —, ſondern man beſchäftigt ſich mit allerlei perſön⸗ 
lichen Zänkereien. Dem abzuhelfen, wurde von Arturo Labriola, Dozenten der 
politiſchen Okonomie an der Univerſität Neapel, ein Organ der Selbſtkritik der 
Partei gegründet, „L’Avanguardia Socialista“. In dieſer Zeitſchrift werden 
die verſchiedenen politiſchen Probleme nicht allein unabhängig von allen parla⸗ 
mentariſchen Vorurteilen erörtert, ſondern ſie hat die ausdrückliche Aufgabe, 
zu beweiſen, wie die Furcht vor dem Sturze des Miniſteriums der Entwicklung 
des Klaſſenbewußtſeins und der Energie des proletariſchen Kampfes ſchade. Die 
Zeitſchrift erinnert daran, wie die „Morgenröten des Königtums“ ſtets viel⸗ 
verſprechend für die Bevölkerung waren. Nach der Thronbeſteigung Humberts 
hatten wir das Miniſterium Cairoli⸗Zanardelli (1878 bis 1880), welches ſich 
durch eine Verwohlfeilung der Salzpreiſe, eine Erweiterung des Wahlrechtes, 
einige Geſetzentwürfe über Arbeiterſchutz ꝛc. einführte. Aber dann brach es der 
republikaniſchen Bewegung in Italien das Rückgrat, und um ſich eine Parla⸗ 
mentsmajorität zu ſchaffen, nahm es ſeine Zuflucht zu den altbewährten Mitteln 
der parlamentariſchen Korruption, die immer mehr um ſich griff und zur 
Lähmung der Induſtrie, zur Erhöhung der Steuern, zur politiſchen Reaktion 
führte. 

Das gegenwärtige Miniſterium, welches nach Popularität haſcht, aber an 
der beſtehenden Geſetzgebung nicht rütteln will, liebkoſt die Sozialiſten und die 
Demokraten, bekämpft aber aufs heftigſte die Republikaner. Die mit vollem 
Bewußtſein beabſichtigte Wirkung kann nur die ſein, die ſozialiſtiſche Bewegung 
zu entnerven und die Sozialiſten als Stütze der Monarchie zu mißbrauchen, 
indem man den Maſſen zeigt, daß die Monarchie „vereinbar ſei mit den 
vorgeſchrittenſten Reformen“, wie der Führer der Demokraten, Sacchi, ge⸗ 
ſagt hat. 

Auf dieſe Weiſe ſind wir in die gegenwärtige ſeltſame politiſche Situation 
geraten. Auf der einen Seite die Regierung, unterſtützt von den Demokraten 
und dem Teil der Sozialiſten, die für Reformen beſonders eingenommen ſind. 
Auf der anderen Seite die Oppoſition der Republikaner und der revolutionären 
Sozialiſten. Dabei iſt zu bemerken, daß auch die Abgeordneten der republi⸗ 
kaniſchen Partei ſich bei weitem nicht als ſo verbiſſene Gegner des Miniſteriums 
zeigen, wie die Preſſe und die Organiſationen ihrer Partei. 

Für die ſozialiſtiſche Partei iſt die Lage gewiß nicht ſehr angenehm. Wie 
ich bereits betont habe, zeigen die Organiſationen der großen Städte keine Luſt, 
die Taktik der Deputierten mitzumachen; bei dieſen aber und im Zentralorgan, 
dem „Avanti“, taucht der Gedanke auf, es müſſe mit den Parteigruppen ein 
Ende gemacht werden, damit „die proletariſche Seele aus den kleinen politiſchen 
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Zirkeln heraustrete und ſich in der großen, unabhängigen Maſſe frei entfalte“. 
So kam es, daß Filippo Turati gewählter Abgeordneter des fünften Wahl⸗ 
kreiſes von Mailand werden konnte, obwohl die dortige Parteiorganiſation den 
zu Zwangsdomizil verurteilten Calcagno als Proteſtkandidaten aufgeſtellt hatte. 
So kam es, daß, während die Organiſation von Cremona dem Demokraten 
Sacchi einen ſozialiſtiſchen Kandidaten gegenübergeſtellt hatte, der „Avanti“ 
ſich nicht verpflichtet fühlte, den Sozialiſten energiſch zu unterſtützen, weil der 
Redakteur in dem Kampfe gegen die demokratiſche Politik notwendigerweiſe 
auch die Aktion der ſozialiſtiſchen Parlamentsfraktion getroffen fühlte. 
Auf dem Kongreß von Imola wurde die zentrale Parteileitung allen Ein⸗ 
fluſſes zu entkleiden verſucht, zu völliger Bedeutungsloſigkeit verurteilt. 
Bei ſolcher Desorganiſation droht nun auch der „Avanti“ aus Mangel 
an Unterſtützung einzugehen. 

Die demokratiſche Partei ſucht die gegenwärtige Haltloſigkeit zu nutzen, um 
der ſozialiſtiſchen Partei die leitenden Elemente und damit auch die Maſſen 
zu entreißen. Ihrerſeits ſehen die „gemäßigten“ Sozialiſten eine intime Ver⸗ 
einigung unſerer und der demokratiſchen Bewegung ſehr gern. Sie erklären, 
eine Partei der „Intellektuellen“ werden zu wollen, ohne jedes feſte Ziel, 
welchem unter allen Umſtänden nachzuſtreben ſei, ſondern eine 
Partei, die von Fall zu Fall zu verwirklichen ſucht, was dem Volke 
frommt. Man erkennt ſchon in dem Mangel an Präziſion dieſes Programms, 
wie eine ſolche Partei nur das Kleinbürgertum vertritt, das der einheitlichen, 
ſcharf umgrenzten Intereſſen und des feſten Zieles ermangelt, das unaufhörlich 
zwiſchen den großen Kapitaliſten und dem Proletariat hin- und herpendelt, wie 
es in der Politik ſchwankt zwiſchen Revolution und Reaktion. So ſchwankt 
der ehrenwerte Sacchi, welcher ſich gerade auf dieſe eigentümliche Klaſſe zu 
ſtützen erklärt, zwiſchen der Oppoſition gegen ein wirkliches allgemeines Stimm⸗ 
recht und dem Gedanken Stuart Mills von der „politifchen Freiheit ohne 
Grenzen“; zwiſchen ſeiner Abneigung gegen den Freihandel und dem guten 
Willen, die auf dem Volke laſtenden Zölle und Steuern zu verringern. Aber 
eben dieſe Zielloſigkeit macht eine ſolche Politik unfruchtbar. Das Parlament 
zeigt einen beunruhigenden Grad von Marasmus. Die wichtigſten Debatten 
verlaufen völlig matt, ohne jede Kampfluſt. Weder fühlt die Regierung 
den Mut, eine beſtimmte Richtung energiſch einzuſchlagen, noch findet die 
Oppoſition ein freies Feld für eine unabhängige Aktion. Die Regierung ſuchte 
die liberal⸗demokratiſch⸗ſozialiſtiſche Majorität feſter zu kitten, indem ſie ſie 
in die antiklerikale Kampagne für ein neues Ehegeſetz trieb, aber dann legte 
ſie ein armſeliges, furchtſames Geſetzentwürfchen über die Eheſcheidung vor, 
welches ſein ſieches Daſein mühſam in den verſchiedenen Kommiſſionen hin⸗ 
ſchleppt. 

Die Reaktionären können ein Miniſterium nicht ernſtlich bekämpfen, das 
die Verteidigung des Militarismus und der Schutzzöllnerei übernimmt. Die 


Das iſt ſoweit gegangen, daß der „Avanti“ den Sozialiften des ſüdlichen Italiens 
empfahl, ſich aufs engſte mit den Demokraten zu verbinden, in einer einzigen Organiſation 
nit eigenen Kongreſſen. Und dies, obwohl es in Süditalien, durch die Exiſtenz großer 
tatifundien, zwar ein Proletariat gibt, welches die ſozialiſtiſchen Ideen zu begreifen reif iſt, 
aber eine aufrichtige und ehrliche demokratiſche Partei völlig fehlt. Höchſtens, daß da oder 
dort ein einſamer demokratiſcher Eingänger lebt; oder Gruppen, die ſich demokratiſch nennen, 
um ſo das Vertrauen des Volkes beſſer täuſchen zu können. 
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Republikaner und die revolutionären Sozialiſten können ſich nicht offen gegen 
die eigenen Parteigenoſſen wenden, die im Gefolge des Miniſteriums einher⸗ 
gehen. Es gibt wohl niemanden, der ſich dem Gefühl einer gewiſſen Unluſt 
ganz entziehen kann, und die Mehrheit der ſozialiſtiſchen Delegierten hegt den 
Wunſch, zur Oppoſition überzugehen, oder doch zu einer Haltung, die nicht 
durch die Notwendigkeit beeinflußt iſt, die eine oder die andere Parlaments⸗ 
fraktion an der Regierung zu erhalten. 

Der wirtſchaftliche Aufſchwung ſcheint auf ſeinem Höhepunkt angelangt zu 
ſein. Und ſchon zeigen ſich im Lande die erſten Anzeichen von Unruhe. Die 
Steigerung der Wohnungsmieten ruft in allen großen Städten lebhafte Proteſte 
der Arbeitermaſſen hervor. Das disponible Kapital iſt bereits übermäßig feſt⸗ 
gelegt. Infolgedeſſen ſind die Börſen ſehr empfindlich. Wehe, wenn in dieſem 
Augenblick ein großes Falliment irgend einer Bank eintritt! Es wäre der 
Anfang einer allgemeinen Kataſtrophe, und dann würden wir die herrſchenden 
Politiker ſich der Reaktion zuwenden ſehen, von ihr Schutz vor den eigenen 
wirtſchaftlichen Verfehlungen erhoffend und Sicherheit gegen den Anſturm der 
Arbeitermaſſen. 

Das hauptſächliche Laſter im öffentlichen Leben Italiens iſt das große Ber 
trauen in die Allmacht des Staates; alles wird von der Zentralregierung er⸗ 
wartet. Und ich meine, daß dieſe Anſchauungsweiſe bis in die Reihen der 
Sozialiſten in dem Maße eingedrungen iſt, daß ſie bei vielen die Illuſion 
hervorgerufen hat, irgendwelchen wirklichen Fortſchritt nur durch die Unter⸗ 
ſtützung der Regierung erreichen zu können. 

Der wirkliche Diffenzpunkt zwiſchen den italieniſchen Sozialiſten iſt der: die 
einen wollen um jeden Preis irgend einen Erfolg, und deshalb ſuchen ſie Bünd⸗ 
niſſe mit anderen Parteien bei den Wahlen und in dem Spiele parlamentariſcher 
Politik. Sie erwarten vom Gegenwartsſtaat allerlei Vorteile für das Proletariat: 
der Staatsſozialismus hat nicht wenige Proſelyten in unſeren Reihen gemacht. 
Die anderen dagegen haben nur Vertrauen in die Aktion der Maſſe und ſehen 
im politiſchen Kampfe nur eine von dieſer Maſſe geleitete fortgeſetzte Tätigkeit 
zur Niederwerfung aller Hinderniſſe, welche ſich der Erhebung des Proletariats 
entgegenſtellen. | 

Sit Ausficht, daß dieſer Gegenſatz ſich mildert und vielleicht verſchwindet? 
Ich glaube, ja. Und es ſcheint mir, daß wir einer Neubelebung der ſozia⸗ 
liſtiſchen Aktion ſehr nahe find. Sehr zu rechter Zeit ſchlägt Enrico Ferri 
eine ſofortige energiſche Aktion der Partei vor gegen die unproduktiven Aus⸗ 
gaben, insbeſondere die militäriſchen. Dieſe Frage findet die italieniſchen Sozia⸗ 
liſten einig und aus dem Kampfe, welchen ſie jetzt beginnen, werden ſie ſtärker 
und gefeſtigter hervorgehen. Die Notwendigkeit, den Fortbeſtand des „Avanti“ 
zu ſichern, wird ein fortgeſetztes Zuſammenarbeiten von Männern verſchiedener 
Temperamente und verſchiedener Anſchauungen notwendig machen. Und dieſes 
Zuſammenarbeiten wird alle die verſchiedenen Strömungen in ein organiſches 
Ganzes zuſammenfügen und ſo die ſozialdemokratiſche Partei zum wirklichen 
Exponenten der Politik der italieniſchen Arbeiterklaſſe machen, wie ſie es bereits 
in jenem Kampfe gegen die Reaktion geweſen iſt, als die intime Beziehung 
zwiſchen der Aktion der Partei und dem Gefühl der Maſſen zu jener glor⸗ 
reichen Wiedereroberung der elementaren politiſchen Freiheiten führte. 
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Seit dieſer Artikel geſchrieben iſt (27. März), haben ſich zwei wichtige Er- 
eigniſſe vollzogen, oder ſind im Begriff, ſich zu vollziehen, welche geeignet 
ſind, der Partei die von allen gewünſchte innere Feſtigung zu geben. Und 
zwar: erſtens, der Übergang der ſozialiſtiſchen Parlamentsfraktion zur Oppo⸗ 
ſition. Dieſe Oppoſition wird im Geiſte der vorgeſchlagenen Tagesordnung ſich 
nicht etwa auf das „Miniſterſtürzen um jeden Preis“ legen, ſondern eine kritiſche 
ſein, die das Miniſterium und die Majorität zu einſchneidenden politiſchen und 
ſozialen Reformen vorwärts treiben ſoll. Zweitens: der Abgeordnete Biſſolati 
hat die Chefredaktion des „Avanti“ niedergelegt und die Parteileitung bringt 
den Parteiorganiſationen als Nachfolger Enrico Ferri in Vorſchlag. Seine 
Perſönlichkeit wird ohne Zweifel die revolutionären Elemente ebenſo befriedigen, 
wie die anderen, die ihn nur ſeiner Beſonnenheit willen ſchätzen. 


Leo Tolftoi an die Arbeiter. ve. 


Don Friedrich Stampfer. 


Eine untergehende Sonne ſendet den Gipfeln ihren Abſchiedsgruß. Der 
greiſe Leo Tolſtoi will nicht eher zur Ruhe gehen, als bis er der Welt, die 
nach ihm bleibt, ein letztes Wort zugeſprochen: „Nur noch kurze Zeit habe ich 
zu leben“, ſchreibt er, „und ich möchte euch Arbeitern vor meinem Tode gern 
ſagen, was ich über eure drückende Lage gedacht habe und über die Mittel, 
durch die ihr euch befreien könnt.“! So ſetzt Tolſtoi durch ſein Teſtament 
gleichſam die Arbeiter zu Vollſtreckern feines letzten Willens ein; als An⸗ 
erkennung ihrer werdenden Macht mögen ſie das Wort des Dichterpropheten 
mit Genugtuung begrüßen und es mit ehrlich empfundener Dankbarkeit ent⸗ 
gegennehmen. 

Aber auch darüber werden ſie keinen Augenblick im Zweifel bleiben, daß 
perſönliche Sentimentalität in den großen entſcheidenden Fragen der Menjch- 
heit keinen Augenblick den Sieg davontragen darf über die kalte Verſtandes⸗ 

klarheit, die wägt, prüft und ſichtet. Sie werden dabei nicht vergeſſen, daß 

der, der zu ihnen ſpricht, kein ſozialpolitiſierender Rattenfänger des Kapita⸗ 
lismus iſt, daß jedes Wort dieſer Mahnſchrift aus einem tiefen Gefühl für die 
arbeitende Klaſſe entſprungen iſt: „Daß ihr Arbeiter gezwungen ſeid, euer 
ganzes Leben in Not und ſchwerer, für euch ſelbſt unnützer Arbeit hinzubringen, 
während die anderen Menſchen, die nichts arbeiten, all die Dinge genießen, die 
ihr ſchafft, daß ihr Sklaven ſeid, und daß das nicht ſo ſein ſollte, das ſieht 
jeder, der Augen und ein Herz beſitzt.“ Derſelbe Wahrheitsmut in der Er⸗ 
kenntnis des Tatſächlichen, der alle ſeine früheren Schriften durchglüht, ſpricht 
auch aus dieſem politiſchen Teſtament. 

Leo Tolſtoi wendet ſich in erſter Linie an die ruſſiſchen Arbeiter, und darum 
iſt ihm die Arbeiterfrage vor allem eine Agrarfrage, die er ohne weiteres im 
Sinne des Sozialismus entſcheidet. Daß er das tut, bleibt ihm freilich un⸗ 
bewußt, denn der Sozialismus iſt ihm eine „Modelehre, voll von Unklarheit, 
willkürlichen Behauptungen, Widerſprüchen, ja ſchlechthin Dummheiten“. Wenn 


1 Leo Tolſtoi, „An die Arbeiter.“ Überſetzt von R. Löwenfeld. Leipzig 1903, Eugen 
Diederichs. 
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er im Sinne der radikalen Sozialreformer im Gemeinbeſitz an Grund und 
Boden die Löſung der Arbeiterfrage zu erkennen glaubt, iſt er, ohne es zu 
wiſſen, ſozialiſtiſcher als manche Sozialiſten. Er will das Eigentum am Boden 
nicht reformieren, ſondern einfach auflöſen. Er verlangt, daß der Grund und 
Boden ein Objekt gemeinſamen Beſitzes aller Menſchen werde, wie Sonne und 
Luft. So widerfährt ihm aus Unkenntnis der ſozialiſtiſchen Theorien dasſelbe 
Mißgeſchick wie Henry George, der gleichfalls den Sozialismus zu bekämpfen 
wähnte, indem er die Grundforderung des Sozialismus von allem ihm läſtigen 
Nebenbei der geſchichtlichen Entwicklungsnotwendigkeiten loslöſte und ſie als 
einzige Forderung vertrat. 

Hier das Ziel, aber wo der Weg? Die moderne Arbeiterſchaft glaubt ihn 
in mühſamem Vorwärtstaſten gefunden zu haben. Erſt die Induſtrialiſierung 
des Weſtens hat den Sozialismus zu einer geiſtigen Macht erhoben, erſt der 
Kapitalismus hat den geſamten Eigentumsbegriff revolutioniert. Der Kampf 
um die Herrſchaft über die Arbeitsmittel iſt notwendig ein Kampf verſchieden 
gerichteter egoiſtiſcher Willen, ein Klaſſenkampf. Kein Kampf der Maſſen aber 
kann geführt werden ohne die Organiſation, die durch alle Jahrtauſende das 
Geheimnis aller Maſſenerfolge war, ohne die Ausnutzung und den Ausbau 
aller politiſchen Machtmittel, die der moderne Staat notgedrungen der auf⸗ 
ſteigenden Arbeiterorganiſation in die Hände liefert. 

Leo Tolſtoi iſt anderer Anſicht. Ihm iſt der Kapitalismus ein überflüſſiger, 
ja ſchädlicher Umweg. Und überflüſſig und ſchädlich erſcheint ihm der Klaſſen⸗ 
kampf, der Kampf zwiſchen Kraft und Kraft. Er verabſcheut alle Gewalt⸗ 
anwendung, er verabſcheut darum jede Zwangsorganiſation, als deren Inbegriff 
ihm der moderne widerchriſtliche Staat erſcheint, und der Parlamentarismus 
iſt ihm nichts als ein ungeheurer Maſſenbetrug, durch den an der Lage der 
unterdrückten Klaſſen gar nichts geändert werden kann. Er verwirft aber auch 
die gewaltſame Auflehnung gegen die Gewalt, weil jeder gewaltſame Ruck den 
Knoten nur noch feſter ziehe. 

Wer Tolſtois frühere Schriften nicht kennt, möchte hier vor einem unlös⸗ 
baren Rätſel ſtehen. Alles, was iſt, iſt ſchlecht und verdammungswürdig, aber 
es darf weder auf dem Wege der Reform abgetragen, noch auf dem der Revo⸗ 
lution ruckweiſe beſeitigt werden. Warum? | 

Die Antwort, die Tolſtoi auf dieſe verwickelte Frage gibt, iſt überraſchend 
und rührend zugleich durch die ganze Naivetät eines Dichtergemüts, die aus 
ihr ſpricht. Der Gutsherr, meint er, iſt mit Unrecht Eigentümer des Landes; 
wer ihn durch ſeine Arbeit unterſtützt, unterſtützt das Unrecht und begeht damit 
ſelbſt eine unrechte Handlung. Würden die Arbeiter nur erkennen, daß ſie 
unrecht tun, wenn ſie ſich einem Grundbeſitzer gegen Lohn verdingen, ſo würden 
ſie ſich von der Lohnarbeit fernhalten und damit das Eigentum unfruchtbar 
und wertlos machen. | 

Tolſtoi beruft ſich darauf, daß ſich die meiſten Menſchen von ſchlechten 
Handlungen fernhalten. Wie ganz anders ſpricht die jüngere Generation Ruß⸗ 
lands! Wie hat uns doch Gorki gezeigt, daß jedes, auch das abſcheulichſte | 
Verbrechen aus gewiſſen ſozialen Verhältniſſen mit einer ſolchen Naturnotwendig⸗ 
keit emporwächſt, daß wir es gar nicht mehr als eine Abnormität, ſondern 
als etwas ganz Natürliches, ja Selbſtverſtändliches empfinden! Und nun ſoll 
durch eine Revolutionierung der Moralbegriffe für Unrecht erklärt werden, 
was ſeit jeher als Recht und Pflicht jedes einzelnen betrachtet wird, durch 
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ehrliche Arbeit ſich und den Seinen das beſtmögliche Fortkommen zu ver— 
ſchaffen! 

Hier erſt klafft ein Gegenſatz der Weltanſchauung, den zu überbrücken ſich 
keine Möglichkeit bietet. Für die moderne wiſſenſchaftliche Forſchung iſt die 

Moral etwas Gewordenes und Veränderliches, deſſen Entwicklung von der 
Veränderung der materiellen, vornehmlich der wirtſchaftlichen Vorbedingungen 
abhängt. Für den urchriſtlichen Anarchiſten Tolſtoi iſt ſie das Abſolute, Ewige, 
das wohl verändert, aber ſich ſelbſt nicht ändert, deſſen Wahrheiten immer 
vorhanden find, und die nur entdeckt zu werden brauchen, um in wirkſame Er⸗ 
ſcheinung zu treten. 

Tolſtois Moralbegriffe entſtammen dem Chriſtentum und indirekt der 
ſokratiſchen Lehre, der die Tugend eine Wiſſenſchaft iſt. Die unterdrückten 
Maſſen ſollen ihre Befreiung nicht erſtreben, weil die Freiheit für ſie ein Vorteil 
iſt, ſondern weil damit der Allerweltstugend auf die Beine geholfen würde. 
Einer Arbeiterbewegung, die Tolſtois Lehre zum Programm annähme, würde 
darum das Brandmal der Heuchelei anhaften. Es ſoll geſchehen, was für das 
Volk nützlich iſt; das Nützliche aber ſoll nicht geſchehen ſeines Nutzens willen, 
ſondern der Sittlichkeit wegen, die mit ihm zum Durchbruch kommt. So 

argumentierten alle Klaſſen, die Chriſtentum und Moral als Steigbügel benutzt 

haben, um ſich ſelbſt in den Sattel zu ſchwingen. 

Daß ſich jenes Chriſtentum, das Tolſtoi dem Proletariat zurechtgezimmert 
hat, wohltätig von dem Chriſtentum der herrſchenden Klaſſen abhebt, iſt in 
der Natur des Klaſſenunterſchieds begründet. Die fromme Knechtſchaffenheit, 

die bislang als das Ideal der chriſtlichen Tugend galt, wird abgelöſt durch 

die freie Selbſtherrlichkeit, die keine Schranken kennt als jene der ſelbſterkannten 
Gerechtigkeit. Die treue Arbeit im Dienſte des Ausbeuters iſt dem bürgerlichen 
Chriſtentum ebenſogut ein chriſtliches Werk wie dem feudalen Chriſtentum die 
Tadelloſigkeit des Parademarſches und die Zielſicherheit beim Scharfſchießen. 
Beides verdammt Tolſtoi als unchriſtlich, und um Chriſti willen beſchwört er 
die Arbeiter, von ſo unrechten Handlungen abzulaſſen. Der Fortſchritt iſt un⸗ 
verkennbar. 

Aber noch größer iſt der ſittliche Fortſchritt, der durch das freie Selbſt⸗ 

bekenntnis der Arbeiter bewirkt worden iſt. Die Arbeiter verſchmähen es, unter 
der Marke der Selbſtloſigkeit die Ziele ihres Klaſſenintereſſes zu verfolgen. Sie 
wiſſen, daß allemal, wenn die Fahne der Tugend aufgerollt wurde, Vorteil 
und Berechnung hinter ihr einhermarſchierten und darum bekennen ſie freimütig 
den Klaſſenegoismus als den Hebel ihrer Taten. Sie erklären ohne weiteres, 

daß ſie nicht für die abſolute Moral, ſondern um ein Stück Brot kämpfen, 
und daß ſie ebenſowenig der ewigen Sittlichkeit zuliebe verhungern, wie an 
ihrem heiligen Feuer ihren Sonntagsbraten röſten wollen. 

Es iſt keine Kunſt, chriſtlich zu ſein, wenn einem das Chriſtentum nützt. 
Auch Tolſtois Urchriſtentum iſt nichts anderes als die theologiſche Verkleidung 
des proletariſchen Klaſſenintereſſes, und es wäre nie entſtanden oder doch ganz 

unbemerkt über die Welt dahingegangen, wenn nicht die große proletariſche 

Klaſſenbewegung alle Begriffe der Staatswiſſenſchaft, der Moral und der 
Religion ins Rollen gebracht hätte. 

Um die Moral braucht einem dabei nicht bange zu ſein. Der Egoismus 

herrſchender Klaſſen untergräbt die alte Moral, der Egoismus der unterdrückten 

ſchafft eine neue. An und für ſich iſt die Moral keine ſelbſtſchöpferiſche Kraft, 
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ſondern höchſtens der Demiurg, der zwiſchen zwei Welten, der abſterbenden 
und der werdenden, vermittelnd ſchafft. Die ſittlichen Forderungen eines ideal 
veranlagten Dichterherzens wälzen vom Rücken der Beladenen keinen Stein. 
So kommt es, daß die Arbeiter, die ruſſiſchen wie die deutſchen, Leo Tolſtoi 
ehren, ohne ihm folgen zu können. 

Ein ebenſo ſeltenes wie erfreuliches Verhältnis. 


literariſche Kundſchau. 


Goliardo (Guido Podrecca), L’Asino nella Luna, fantasia illustrata di Rata- 
langa. Rom 1903, Tipografia dell’ Asino, Via S. Claudio. 63 Seiten. 

Die Utopien des Thomas Morus, des Campanella, des Fénélon und des Denis 
Vairaſſe ſind wahre Gegenwartsbilder gegenüber dem Blick in die Zukunft, welchen 
uns Guido Podrecca, der bekannte Leiter des Witzblattes der römiſchen Sozialiſten, 
„L'Asino“, in vorliegendem, von Gabriele Galantara (Ratalanga) mit wirklich 
genialen Randzeichnungen verſehenen Büchlein tun läßt. Die Geſchichte iſt kurz fol⸗ 
gende: Einem Luftballon, der in Rom aufſteigt und die Vertreter der drei herr⸗ 
ſchenden Klaſſen, nämlich je einen Kapitaliſten, Offizier und Pfaffen, beherbergt, in 
welchem aber gleichzeitig auch die beiden Autoren Goliardo und Ratalanga Platz ge⸗ 
funden haben, wird, teils durch das Ungeſchick des den Ballon lenkenden Offiziers, 
teils durch die Anziehungskraft des Mondes das furchtbare Unglück zu teil, auf den 
Mond aufzuplatzen. Dieſer Fabel à la Jules Verne wird nun die zweite hinzu⸗ 
gefügt, daß fie dort oben nicht nur überhaupt Lebeweſen, ſondern ſogar . . Über: 
menfchen finden. Dieſe übermenſchen haben den „Zukunftsſtaat“ gegründet. Dieſe 
höhere Gattung Menſch denkt ſich Podrecca nun ſchon phyſiſch recht abſonderlich. 
Da die Wiſſenſchaft die Speiſen bereits ſo ſehr kondenſiert hat, daß die Mondmenſchen 
nur ganz wenig zu ſich zu nehmen brauchen und gar keine Exkremente ausſcheiden, 
weil die Speiſen nur aus verdaulichen Stoffen beſtehen, haben jene nur einen 
kleinen Bauch, auch „nur einen kleinen, friſchen und wie eine Roſenknoſpe riechenden 
Mund“ und „von Zähnen merkte man nichts an ihnen“ (S. 14). Auch die Naſe 
fällt bei dieſen Mondbewohnern faſt ganz weg, ſo zuſammengeſchrumpft iſt ſie. Wir 
ſehen, nach unſeren Begriffen find die Podreccaſchen Übermenſchen keineswegs Schön⸗ 
heiten, trotzdem ihr Erzeuger große und ſchöne Augen und eine unendliche Stirn an 
ihnen zu rühmen weiß. Ahnliche Geſchmackloſigkeiten erzählt uns der Dichter auch, 
wenn er von den Kommunikationsmitteln ſeiner Mondmenſchen ſpricht: Flügel und 
lenkbare Luftſchiffe. Neben dem geſchmacklos Unnatürlichen ſteht das rein Unnatür⸗ 
liche: die Utopie. Städte, „dieſe Häufungen von Miasmen und Korruption“, be⸗ 
ſtehen nicht. Jeder baut ſich ſein Haus, wo es ihm gefällt. Die Theater und 
Konzerte ſowie die Vorträge ſind immer anzuhören, da ſie nie aufhören, weil Schau⸗ 
ſpieler, Lehrer und Profeſſoren einander abwechſeln. Aber um ſie anzuhören, braucht 
auch niemand ſeine Wohnung zu verlaſſen. Kinematographen und Telephone, Tele⸗ 
ſkope und andere Inſtrumente ſorgen für die bequeme Übermittlung all dieſer 
Genüſſe. Alle „Lunari“ (Mondmenſchen) ſprechen außer ihrer eigenen noch die 
„hauptſächlichſten“ Erdenſprachen. Moral gibt es auf dem Monde nicht, dafür aber 
.. . Hygiene: das Gerede von einer „Miſſion der Menſchheit“ ift nichts als eitles 
Gerede; die einzige Menſchenpflicht beſteht darin, die ihnen ſelbſt wie auch ihren 
Mitmenſchen wertvolle eigene Geſundheit zu erhalten. Das gelingt den Lunari nun 
ſehr gut. Denn wir hören, daß ſie bis zu dreihundert Jahre alt werden, ja, man 
hat die Hoffnung, daß man mit der Zeit überhaupt unſterblich zu werden ver⸗ 
möchte. ... Den armen Erdenbürgern geht es auf dem Monde ſehr ſchlecht. Sie 
werden zwar auf das Liebenswürdigſte empfangen, aber doch gar deſpektierlich an⸗ 
geſtaunt und für die Zwiſchenſtufe von Affe und Mondmenſch gehalten und als 
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ſolche dem Volke auch wiſſenſchaftlich vorgeführt. Natürlich kommen die drei Ver⸗ 
treter der herrſchenden Stände, zumal der Pfaffe, Monſignore Sottogola (Hoch— 
würden Hängekinn), dabei beſonders ſchlecht weg. Schließlich wird ihnen aber 
erlaubt, auf die Erde zurückzukehren, nicht ohne daß ſie neben dem vielen Ultra⸗ 
phantaſtiſchen doch auch einige erreichbare Utopien geſehen hätten. Die Verbrecher 
werden ärztlich behandelt, aber in kein Gefängnis geſteckt, da ſie nur unter dem 
Geſichtswinkel der Pathologie betrachtet werden (S. 33). Schamgefühl exiſtiert nicht 
mehr, weil es keine unzüchtigen Gedanken gibt. Die Liebe beruht auf intellektuellem 
Wohlgefallen aneinander, dem dann der ſexuelle Akt kauſal folgen muß als eine 
„phyſiologiſche Krönung einer pſychiſchen Erregung“. Rein ſexuelle Liebe iſt nicht 
Liebe, ſondern Proſtitution. Natürlich ſind die wirtſchaftlichen Verhältniſſe bereits 
revolutioniert. Der Kampf ums Daſein zwiſchen Menſch und Menſch iſt zu einem 
Kampfe ums Daſein von Menſch und Menſch gemeinſam gegen die Natur geworden. 
Da alle Lunari vollauf ihr Auskommen haben, ſo haben ſie auch vollauf Zeit, ihren 
Intellekt zur Entfaltung zu bringen. Alles das, meint Podrecca, kann der Sozia⸗ 
lismus zwar nicht allein ſchaffen, denn dazu gehört eine jahrhundertelange phyſio⸗ 
logiſche Entwicklung der Spezies, aber er wird dieſe Entwicklung ungeheuer be⸗ 
ſchleunigen. Er wird aus dem Halbtier den Vollmenſchen machen. 

Mit dieſem Troſte entläßt der mondliche Übermenſch die Erdenbürger, nicht 
ohne noch ein Vivat auf den Sozialismus hinzuzufügen. 

Das Büchlein iſt voll guter Witze und köſtlicher Perſiflagen. Eine manchmal 
etwas weniger utopiſche Utopie hätte ſeinen Wert freilich zweifellos noch erhöht. 
Das tiefſittliche Gefühl, welches den Kern des Schriftchens bildet und das ſich zu⸗ 
mal in der Behandlung der erotiſchen Fragen offenbart, macht es uns aber noch 
beſonders lieb. Der „Aſino im Mond“ iſt ſicherlich ebenſo brauchbar wie der 
„Aſino“ auf Erden. Robert Michels. 
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Die Photographie im Dienſte des Krbeiterſchutzes. Der Ende März im 
Berliner Gewerkſchaftshaus abgehaltene zweite Bauarbeiterſchutzkongreß war mit 
einer hochintereſſanten kleinen Ausſtellung verbunden, die, wie die geſamte Ver⸗ 
anſtaltung, dem Zwecke diente, zur Bekämpfung der Mißſtände im Bauweſen bei⸗ 
zutragen, wozu man in zeitgemäßer und zweckentſprechender Weiſe die Photo- 
graphie als Hilfsmittel zur Aufdeckung und unbeſtreitbaren Feſthaltung von Miß⸗ 
ſtänden herangezogen hatte. Dieſe Mißſtände beſtehen hauptſächlich darin, daß im 
Intereſſe einer möglichſt billigen Herſtellung der Bauten mangelhafte Gerüſte errichtet 
werden, daß oft ſehr ſchlechtes Baumaterial genommen wird und daß auch ſonſt in 
jeder Hinſicht eine Sparſamkeit entfaltet wird, die ſich in den großen Unfallziffern 
des Baugewerbes recht unangenehm bemerkbar macht. 
| Die intereffierten Arbeiter haben nun, wenn fie früher derartige Mißſtände 
öffentlich beſprachen, dem Einwand begegnen müſſen, daß ihre Darſtellungen über⸗ 
trieben ſeien, oder daß dieſe überhaupt nicht wahr wären. Um allen ſolchen Ein⸗ 
wendungen die Spitze abzubrechen, iſt man dazu gekommen, von beſonders beachtens⸗ 
werten Fällen mangelhafter Gerüſt⸗ oder Bauausführung photographiſche Aufnahmen 
zu machen, da erklärlicherweiſe gegenüber photographiſchen Fixierungen kein Streiten 
etwas hilft. Jedenfalls iſt dieſe Verwertung der Photographie nicht nur ſehr originell, 
ſondern ſie hat auch für das photographiſche Gewerbe nicht geringe Bedeutung, da 
ſie namentlich von den Bauarbeitern und ihren Schutzkommiſſionen in nächſter Zeit 
in umfangreicher Weiſe zur Anwendung kommen ſoll. 
Auf der hier in Rede ſtehenden Ausſtellung fielen uns zum Beiſpiel einige 
Photographien von zuſammengebrochenen Bauten und Mauern auf. Dieſe photo⸗ 
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graphiſchen Aufnahmen brachten den für jeden Fachmann abſolut unwiderleglichen 
Beweis, daß in der Tat oft gewiſſenloſe Bauunternehmer mit dem Leben ihrer Mit⸗ 
menſchen ſehr leichtfertig umgehen. Eine Photographie von einem erſt ein Stock⸗ 
werk hohen Gebäude, das teilweiſe eingeſtürzt war, ließ deutlich erkennen, daß die 
Mauern einen unerhört mangelhaften Verband hatten, und daß auch die vermauerten 
Steine faſt nirgends zuſammengeblieben waren; dieſe waren vielmehr trotz der ge⸗ 
ringen Fallhöhe meiſt ſogar ſelbſt noch in einzelne Teile zerfallen. Eine ſolche 
Photographie ſpricht nun für den Fachmann „ganze Bände“, wie man zu ſagen 
pflegt. Der Wert der Photographie für die Feſthaltung derartiger Mißſtände iſt ein 
ungeheurer. Man denke nur, daß ſolche Mißſtände weder durch an Ort und Stelle 
aufgenommene Zeichnungen noch durch Zeugenausſagen ſo feſtgehalten werden können, 
wie es einige photographiſche Aufnahmen vermögen. Von anderen Aufnahmen 
waren ſolche intereſſant, die verſchiedene Bauarbeiter bei ihren Tätigkeiten in meiſt 
mehr denn halsbrecheriſchen Situationen infolge mangelhafter Schutzgerüſte zeigten. 
Bisher wurde die Gefährlichkeit oft beſtritten, aber gegenüber der unwiderleglichen 
Sprache photographiſcher Aufnahmen dürfte das keinen Zweck mehr haben! Wenn 
man zum Beiſpiel Dachdecker, Maurer ꝛc. auf mehr denn leichtfertig zuſammen⸗ 
gefügten Gerüſten hantieren ſieht, dann ſprechen ſolche Aufnahmen eine mehr denn 
deutliche Sprache im Intereſſe verbeſſerter Gerüſte ꝛc. Recht draſtiſch wirkten auch 
die photographiſchen Aufnahmen der Berliner Töpfer beim Ofenſetzen. Dieſe Arbeiter 
müſſen ſich zur Herſtellung der oberen Teile der Ofen aus einigen Brettern die er⸗ 
forderlichen Gerüſte zuſammenbauen und daß dieſe bei den mangelhaften Hilfsmitteln, 
die den Leuten geſtellt werden, ſo leicht und gefährlich ausfallen müſſen, wie auf 
den betreffenden Photographien dargeſtellt, kann kein Wunder nehmen. 

Recht beachtenswert waren auch die photographiſchen Aufnahmen von den außer: 
ordentlich mangelhaften Aborten für die Arbeiter während vieler Bauausführungen, 
da ſo gezeigt wurde, daß in der Tat die Klagen der Bauarbeiter auch in dieſer 
Hinſicht leider durchaus nicht übertrieben ſind. 

Für das photographiſche Gewerbe eröffnet dieſe Heranziehung der Lichtbildkunſt 
zur Aufdeckung von Mißſtänden eine weite Perſpektive und ein neues Abſatzfeld. 
Jedenfalls werden in den nächſten Jahren nicht nur die Bauarbeiter von ſie inter⸗ 
eſſierenden mangelhaften Gerüſten und Bauten in den verſchiedenſten Orten Auf: 
nahmen machen laſſen, ſondern wahrſcheinlich wird dieſe praktiſche Verwertung der 
Photographie auch von anderen Arbeiterkategorien aufgenommen werden, wenn es 
ſich darum handelt, mangelhafte Einrichtungen ein- für allemal unbeſtreitbar feſt⸗ 
zulegen. Allerdings laſſen ſich photographiſche Aufnahmen unter Berückſichtigung 
der in Betracht kommenden Verhältniſſe im Baugewerbe leicht ausführen, was in 
manchen anderen Berufen oft nur mit den größten Schwierigkeiten möglich ſein 
dürfte; aber die photographiſche Wiedergabe der oft geradezu entſetzlichen Zuſtände 
in Bäckereien und manchen anderen Betrieben dürfte ſicherlich ihre ſegensreiche 
Wirkung beim öffentlichen Kampfe um die Beſeitigung von Mißſtänden aller Art 
nicht verfehlen. | 

Wenn ſo die Photographie als ein ſehr beachtenswertes Mittel zur Aufdeckung 
von Mißſtänden in Betracht kommt, ſo war die Ausſtellung des letzten Bauarbeiter⸗ 
ſchutzkongreſſes doch auch noch dadurch ſehr intereſſant, daß man Modelle von 
Muſtereinrichtungen: Baubuden, Gerüſten ꝛc. zur Schau geſtellt hatte. Dadurch wurde 
auch gezeigt, daß die intereſſierten Arbeiter nicht nur zu kritiſieren verſtehen, ſondern | 
daß ſie auch in der Lage find, Einrichtungen zur Beſeitigung der Mißſtände in ge 
eigneter Weiſe vorzuſchlagen und die Zweckmäßigkeit ihrer Anregungen durch praktiſche 
Modelle zu demonſtrieren. 

Die kleine photographiſche Ausſtellung des Bauarbeiterſchutzkongreſſes dürfte 
mithin vorbildlich für ähnliche Veranſtaltungen ſein, da ſie ſich in praktiſcher wie 
agitatoriſcher Hinſicht als ungemein anregend erwieſen hat! P. M. Grempe. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Der Liberalismus im Wahlkampf. 
Berlin, 29. April 1903. 

Der alte Attinghauſen aus Schillers „Tell“ ſteht bei unſeren Liberalen 

augenblicklich in hohen Ehren; ſie werden nicht müde, oder wenigſtens die 
geſcheiteren von ihnen, werden nicht müde, zu rufen: Seid einig, einig, einig! 

Beſchämt durch die traurige Rolle, die der Liberalismus in dieſem Wahl- 
kampf wieder zu ſpielen begonnen hat, befürworten ſie nicht etwa eine Ver— 
ſchmelzung der liberalen Fraktionen und Gruppen, deren es nicht ganz ein 

halbes, aber mehr als ein Vierteldutzend gibt: zu ſolcher Vermeſſenheit wagt 
ſich ſelbſt die kühnſte Phantaſie der liberalen Ideologen nicht zu verſteigen. 
Aber ſie meinen, wenigſtens für den Wahlkampf ließe ſich doch ein Zuſammen⸗ 
gehen der „bürgerlichen Linken“ ermöglichen. Sie ſei ja in der praktiſchen 
Politik faſt immer einig; deshalb ſolle ſie gemeinſame Ziele für die nächſte 
Zeit aufſtellen und dieſe allen anderen Parteien gegenüber nach rechts und 
links geſchloſſen vertreten. „Man muß die Wähler begeiſtern, ſie entflammen, 
ſoll Großes erreicht werden. Und um Großes handelt es ſich. Es muß ohne 
Spitze nach irgend einer Seite ausgeſprochen werden, daß für das Partei— 
gerinnſel der Linken es ſchwer halten wird, die Wählerſchaft zu enthuſiasmieren, 
weil es in kleine Bächlein zerfließt, aus denen ſich kein majeſtätiſcher Strom 
bilden will.“ So wird neben Attinghauſen auch Saint⸗Simon als Schwurzeuge 
an die liberale Fahne gerufen: in der Tat, man muß begeiſtert ſein, um große 
Dinge zu vollbringen. 

An und für ſich haben wir gegen dieſe feierlichen Beſchwörungen nichts ein⸗ 
zuwenden. Ginge es allein nach unſeren Wünſchen, ſo würden ſie ſich ſogar 
erfüllen. Ein „majeſtätiſcher Strom“ der liberalen Wahlbewegung wäre uns 

ganz recht, zumal da hinlänglich dafür geſorgt iſt, daß er die ſozialdemokratiſchen 
Acker nicht verwüſten kann; befruchtet er dagegen die Einöden, worauf das 
lerikal⸗reaktionäre Unkraut ſo üppig gedeiht, ſo wäre uns damit ſehr gedient. 
Allein wir haben nicht das geringſte Zutrauen darauf, daß die bet deeſken Auf⸗ 
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forderungen zur Einigkeit die liberale Uneinigkeit beſeitigen werden, ſei es auch 
nur für dieſen Wahlkampf. Vielmehr ſind ſie nur ein neues Zeugnis für die 
unheilbaren Illuſionen, womit der deutſche Liberalismus ſich ſeit vierzig Jahren 
abgewirtſchaftet hat. Man könnte ſogar mit größerem Rechte umgekehrt ſagen, 
wie jene Einheitsſchwärmer: gerade in ſeiner Uneinigkeit bedeutet der Libera⸗ 
lismus im Wahlkampf noch etwas, wenn auch wenig genug; gelänge es, ſeine 
Splitter und Splitterchen auf irgend welche verſchwommene Phraſen zu einigen, 
ſo würde er zerfließen, wie ein weſenloſes Wolkengebilde. 

Jene Blätter, die aus der Uneinigkeit des Liberalismus ſeine politiſche Ohn⸗ 
macht demonſtrieren, appellieren an Pontius und Pilatus. Indem ſie von zwei 
Wirkungen die eine zur Urſache erheben, glauben ſie Urſache und Wirkung er⸗ 
ſchöpfend erklärt zu haben. Es iſt ſo, als wenn man ein Gewitter damit er⸗ 
klären wollte, daß man den Donner als die Urſache des Blitzes oder den Blitz 
als die Urſache des Donners deklarierte. Liberale Uneinigkeit und liberale 
Ohnmacht ſind die Folgeerſcheinungen der Tatſache, daß die deutſche Bourgeoſie 
weder gegen den Abſolutismus und den Feudalismus, noch gegen den Sozialis⸗ 
mus, weder gegen die überlebten Mächte der Vergangenheit, noch gegen die 
heranwachſende Macht der Zukunft eine ehrliche und konſequente Politik ge⸗ 
trieben hat. Der Liberalismus war vor vierzig Jahren ebenſo ohnmächtig wie 
heute, das heißt zu einer Zeit, wo er in der Tat ſich rühmen konnte, die ganze 
Nation hinter ſich zu haben, wo ſelbſt in die preußiſche Geldſackvertretung trotz 
des ganzen gouvernementalen Wahldrucks nicht einmal ein Dutzend Konf ervativer 
gelangen konnte und das einzige | ozialdemokratiſche Organ in Deutſchland gerade 
nur 400 Abonnenten zählte. Schon dieſe Ziffer zeigt, wie vollkommen haltlos 
das Gerede iſt, daß der Liberalismus, der in der preußiſchen Konfliktszeit eben 
daran geweſen ſei, der Himmel weiß welche wundervollen Siege zu erfechten, 
durch den Abfall der Arbeiter das Spiel verloren habe. Mindeſtens ein Jahr⸗ 
zehnt lang war die Sozialdemokratie viel zu ſchwach, die liberalen Heldentaten 
zu hindern, ganz abgeſehen davon, daß ihr dieſe Abſicht immer vollkommen 
fern gelegen hat, daß ſie ſich immer, mit Worten wie mit Taten, gleich be 
reitwillig gezeigt hat, dem Liberalismus jede gewünſchte Heeresfolge zu leiſten 
ſobald er nur einmal die Miene machte, einen ernſthaften Kampf mit der poli 
tiſchen und ſozialen Reaktion zu führen. | 

Richtig mag ſein, und richtig iſt ſogar zweifellos, daß der ſchwächlich 
Kampf des Liberalismus gegen jene Reaktion dadurch noch ſchwächlicher ge 
worden iſt, daß ſich die Arbeiterklaſſe zu organiſieren begann, um ihre Klaſſen 
intereſſen zu vertreten. Allein daran trug nicht die Sozialdemokratie, ſonder 
nur das böſe Gewiſſen der Bourgeoiſie oder — höflicher ausgedrückt — jen 
Unfähigkeit die Schuld, die wir ſchon als die eigentliche Urſache der liberale 
Uneinigkeit wie der liberalen Ohnmacht gekennzeichnet haben: die Unfähigkei 
eine ehrliche und konſequente Politik gegen König⸗ und Junkertum auf de 
einen, und gegen das Proletariat auf der anderen Seite zu treiben. © 
mußte ſich darüber klar ſein, und war ſich auch im Grunde darüber klar, do 
ſie ohne Hilfe der Arbeiterklaſſe den Abſolutismus und Feudalismus nid 
beſiegen könne. Sie mußte ſich ferner darüber klar ſein, und war ſich i 


* W. „ yon A A PN re 
EZ Jul ch, 8 1 2 4 RE x x ven * N 
* 5 1 


Der Liberalismus im Wahlkampf. 131 


Grunde auch darüber klar, daß ſie im Augenblicke des Sieges den bisherigen 
Bundesgenoſſen als Gegner ſich gegenüber haben werde. Allein ſtatt daraus 
den Schluß zu ziehen, daß ein Pakt mit der Arbeiterklaſſe auf leidliche Be⸗ 
dingungen für ſie die einzige Möglichkeit biete, einmal — wenngleich nicht auf 
ewig — zur Herrſchaft zu gelangen, gefiel fie ſich in einer ſchaukelnden und 

ſchwankenden Politik, die ſoweit ſie überhaupt noch eine erkennbare Tendenz 

hatte, nach dem Grundſatz verfuhr, daß der ſchmählichſte Verrat der eigenen 

Grundſätze an Abſolutismus und Feudalismus noch viel erträglicher ſei, als 
das kleinſte ehrliche Zugeſtändnis an die Arbeiterklaſſe. 

So hat ſich denn jener Zuſtand entwickelt, den die liberalen Einheits⸗ 
ſchwärmer ganz richtig mit den Worten ſchildern: „Die immer wiederholten 
Wandlungen, Sezeſſionen und Parteiverſchiebungen ſprechen ganze Bände. 
Die konſervative Partei beſteht ſeit der Gründung des Reiches noch immer 
fort, die Sozialdemokratie auch und ebenſo das Zentrum, aber innerhalb des 
Liberalismus hat es, abgeſehen von der nationalliberalen Partei, mehr als 
ein halbes Dutzend Parteien gegeben, die ſich trennten und wieder verſchmolzen, 

ſich ſchlugen und vertrugen.“ So war es, und nichts kann verſtändlicher ſein, 
als daß es ſo war. Die konſervative, die ultramontane, die ſozialdemokratiſche 
Partei haben, jede in ihrer Art, Prinzipien; ſie wiſſen die hiſtoriſchen Intereſſen 
der Klaſſen zu vertreten, deren politiſche Organiſationen ſie ſind. Das weiß 
der Liberalismus aber nicht; er hat das hiſtoriſche Intereſſe der Bourgeoiſie 
preisgegeben und jo rinnt er wie Flugſand aus- und durcheinander oder ballt 
ſich zu kleinen Konglomeraten zuſammen, je nach irgendwelchen untergeordneten 
| Geſichtspunkten, nach den materiellen Bedürfniſſen irgend welcher Klaſſen⸗ 
fraktion, nach Provinzialen oder ſelbſt nur lokalen Kirchturmintereſſen, oder 
gar nur nach den perſönlichen Rivalitäten der ſogenannten „Führer“. Einen 
halbwegs feſten Beſtand kann er ſich nur noch dadurch ſichern, daß er ſich mit 
Haut und Haaren der Reaktion verkauft, wie es die nationalliberale Partei 
getan hat. | 

So begreiflich die Klage und der Schmerz der liberalen Einheitsſchwärmer 

über dieſen trübſeligen Zuſtand ſind, ſowenig wiſſen ſie ihm abzuhelfen. Ihre 
Behauptung, daß alle die liberalen Schattierungen im Grunde ganz einig ſeien 
und deshalb unter einer Fahne marſchieren könnten, iſt in der Vorausſetzung 
ebenſo richtig, wie in der Schlußfolgerung falſch. Ein liberales Programm, 
das alle liberalen Fraktiönchen unterſchreiben könnten, läßt ſich allerdings in 
fünf Minuten herſtellen, aber deshalb noch lange keine liberale Schlachtordnung, 
die marſchieren und ſchlagen kann. In dieſer Beziehung wiſſen die liberalen 
Einheitsſchwärmer bezeichnenderweiſe nur die eine Parole auszugeben: geſchloſſen 
nach rechts und links, mit anderen Worten dieſelbe Parole, deren nur allzu 
getreue Befolgung den Liberalismus ſeit vierzig Jahren tiefer und tiefer in den 
Sumpf gelockt hat. | 

Wir verkennen dabei keineswegs, daß die Lage für den deutſchen Libera⸗ 
lismus heute ungleich ſchwieriger iſt, als ſie vor vierzig Jahren war. In dieſen 
Tagen haben die Leipziger Arbeiter eine kleine Schrift herausgegeben, aus der 
man urkundlich erſehen kann, wie leicht und wie wohlfeil die deutſche Bour⸗ 
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geoiſie damals die treue Bundesgenoſſenſchaft des Proletariats hätte haben 
können. Seitdem ſind die ſibylliniſchen Bücher ungleich teurer geworden, das 
iſt gewiß unbeſtritten und ebenſo gewiß eine für die Bourgeoiſie ſehr unbequeme 
Lage der Dinge. Den Kampf, den ſie vor vierzig Jahren noch führen konnte 
als die überlegene Leiterin der Arbeiterklaſſe, den kann ſie heute nur noch führen, 
falls ſie ihn anders wirkſam führen will, als Hilfstruppe der Sozialdemokratie. 
Es iſt vielleicht die demütigendſte Zumutung, die je an das hiſtoriſche Selbſt⸗ 
bewußtſein einer Klaſſe geſtellt worden iſt, und rein menſchlich mag man ver⸗ 
ſtehen, daß ſich die Bourgeoiſie dagegen aufs äußerſte ſträubt. Proben davon 
haben wir genug gerade in den letzten Tagen erlebt. Die Freiſinnige Ver⸗ 
einigung, die in den Kämpfen um den Zolltarif konſequent genug war, 
gemeinſam mit der Sozialdemokratie zu operieren, erläßt einen Wahlaufruf, 
worin ſie wieder wohlgemut auf die Angſt des Philiſters vor dem roten 
Geſpenſt ſpekuliert, und die ganz ſelbſtverſtändlichen Bedingungen, die von der 
preußiſchen Delegiertenkonferenz für die ſozialdemokratiſche Wahlbeteiligung an 
den preußiſchen Landtagswahlen geſtellt worden ſind, entreißen den liberalen 
Blättern den Schmerzensſchrei: Lieber mag die Reaktion ſiegen, ehe wir uns 
ſolchen Bedingungen unterwerfen. | 

Vom rein menschlichen Standpunkt aus mag man das, wie geſagt, begreifen. 
Aber alles begreifen heißt in dieſem Falle keineswegs, alles verzeihen. Die 
demütigende Anforderung, ſich mit der zweiten Stelle zu begnügen, wo ihr nach 
ihren hiſtoriſchen Exiſtenzbedingungen die erſte gebühren würde, ſtellt niemand 
anders an die Bourgeoiſie, als ſie ſelbſt. Sie hat es eben darnach getrieben, 
vierzig lange Jahre hindurch, und ſie ſollte deshalb nicht über andere Leute 
ſchelten, ſondern an ihre eigene Bruſt ſchlagen mit dem reumiktigen Bekenntnis: 
mea culpa, maxima mea culpa. Vor allem aber ſollte ſie, wenn ſie ſich nicht 
dazu überwinden kann, die Dinge zu nehmen, wie fie find — und wir wieder; 
holen, daß dieſe Überwindung für ſie eine ſehr ſchwierige Sache iſt — ſich nicht 
in neuen Illuſionen berauſchen, ſich nicht ſelbſtgefällig in der Utopie ſpiegeln, 
daß fie „geſchloſſen nach rechts und links“ in majeſtätiſcher Poſe in den Wahl 
kampf rauſchen könne, ſondern ſich an das halten, was ſie praktiſch noch leiſten 
kann, um die herrſchende Reaktion einzudämmen, ohne daß ſie ihrem Selbſt 
bewußtſein eine unbillige Zumutung zu ſtellen braucht. 1 | 

Mit anderen Worten: die liberalen Blätter, denen es noch einiger Ernſ 
um die politiſche Oppoſition iſt, ſollten bei Zeiten darauf bedacht ſein, wenigſten 
dem Verrat zu ſteuern, den die liberalen Wähler bei den Stichwahlen zu üben 
gewohnt ſind. Hier iſt die Gegenleiſtung längſt von den ſozialdemokratiſchen 
Wählern gezahlt worden und wird abermals gezahlt werden; hier handelt e 
ſich für die liberalen Wähler einfach um eine politiſche Pflicht, die zu erfülle 
eine Ehre und die zu vernachläſſigen eine Schande iſt. Dieſe Pflicht den liberale 
Wählern nachdrücklich und rechtzeitig einzuprägen, wäre praktiſch viel nützlichen 
als es nützlich iſt, ihnen den Kopf mit nebelhaften Phantaſien über de 
majeſtätiſchen Strom der liberalen Einigkeit zu verdunkeln. | 
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Die iri Landbill. 
Don M. Beer (London). 

Die lange Reihe von Reformen, die zur Beilegung der iriſchen Agrarwirren 
bis jetzt angewandt wurden, haben offenbar den beabſichtigten Zweck nicht 
erreicht. Irland bleibt politiſch unzufrieden, der Ackerbau hebt ſich nicht und 
die Auswanderung ſetzt ſich ununterbrochen fort. Dennoch wäre es unrichtig, 
von einem Mißerfolg der Reformen zu ſprechen. Wenn auch ihre Wirkungen 
den Abſichten der herrſchenden Klaſſe nicht entſprechen, ſo haben ſie doch das 
Land für die grundlegende Reform vorbereitet. Darin liegt überhaupt der 
eigentliche Wert von Reformen; unterdrückte, aber tatkräftige Völker und Klaſſen 
werden durch ſie nicht beruhigt oder eingeſchläfert, wohl aber geſtärkt und 
befähigt, das Grundübel zu beſeitigen. Dies ſcheint eine der Lehren der iriſchen 
Geſchichte zu ſein. f 

Die iriſchen Agrarwirren entſprangen hauptſächlich folgenden Urſachen: Die 
iriſchen Stämme wurden von den engliſchen Eroberern gewaltſam enteignet. 
Die erſte Eroberung Irlands durch England (11711177) hatte keine agrariſchen 
Konflikte zur Folge; die anglo⸗normanniſchen Barone, die ſich in Irland nieder⸗ 
ließen und als Feudalherren den Grund und Boden in Beſitz nahmen, wurden 
bald „mehr iriſch als die Iren“. Erſt das England der Reformation und der 
nationalen Zuſammenfaſſung griff in die Entwicklung Irlands unheilvoll ein. 
Die Eroberungen unter Eliſabeth (15981602), unter Cromwell (16491652) 
und unter Wilhelm III. (1690) führten zu äußerſt blutigen Zuſammenſtößen 
und zu einer Beſchlagnahme des größten Teiles des iriſchen Bodens. Die 
neuen Grundherren waren mit dem engliſchen Mutterland aufs engſte ver⸗ 
bunden, aber von den Iren durch Religion, Raſſe und Politik geſchieden. Der 
Engländer wurde Proteſtant nicht nur infolge der zahlreichen Urſachen, die mit 
dem inneren Übergang vom Feudalismus zum Nationalſtaat zuſammenhängen, 
ondern auch infolge des Krieges gegen das katholiſche Spanien, während der 
Irländer ſchon deshalb katholiſch blieb, weil ihm von feinem politiſchen Be⸗ 
drücker der Proteſtantismus aufgedrängt werden ſollte. Aus dieſer ganzen 
zage entſprang ein weiteres Übel. Die neuen Grundherren, darunter viele 
Abenteurer, übernahmen wohl Rechte, lehnten aber jede Verpflichtung ab. Sie 
tanden dem eroberten Lande fremd gegenüber. Ihr einziges Intereſſe war die 
Rente. Der Boden wurde nicht verbeſſert, denn die Grundherren kümmerten 
ich um ihn nicht, und die Pächter, die eigentlichen Ackerbauer, waren zu arm 
md ihres Beſitzes zu unſicher, um ihm die nötige Kultur angedeihen zu laſſen. 
dierzu kam — beſonders ſeit der Einführung eines ſo billigen Nahrungs⸗ 
nittels wie der Kartoffel — die Fruchtbarkeit der iriſchen Raſſe, die den Wett⸗ 
ewerb um Pachtgüter verſchärfte und die Rente nicht ſinken ließ. Schließlich 
zurden Irlands Schiffahrt und Induſtrie durch die engliſche Zoll⸗ und 
kavigationspolitik des ſiebzehnten und achtzehnten Jahrhunderts vollſtändig 
uiniert, ſo daß die Iren auf den Ackerbau als den einzigen Lebensquell an⸗ 
ewieſen wurden, und wie kärglich dieſer Quell floß, wurde ſoeben gezeigt. 
zeinen Höhepunkt erreichte das iriſche Elend in den Schreckensjahren 1846 
is 1849, als die Grundherren die Abſchaffung der Kornzölle damit be— 
utworteten, daß fie das Ackerland in Weiden verwandelten und daher die 
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Pächter in Maſſen austrieben, während gleichzeitig die Kartoffelkrankheit dem 
iriſchen Volke das einzige Nahrungsmittel vernichtete. Hungertod und Typhus 
dezimierten das iriſche Volk. Es ſoll Thomas Carlule nicht vergeſſen werden, 
daß er nach all dieſem Elend ſich noch erdreiſtete, zu jagen: „Dieſe zwei Mil⸗ 
lionen fauler Bettler ſollte man ankreiden und nach Bra ilien verkaufen!“ 

Die „faulen Bettler” gingen freili Über den Ozean, aber auf eine ganz 
andere Weiſe, als der engliſche Prophet dachte. Sie verließen ihre Heimat, 
um ſich in Amerika zur blutigen Rache gegen ihre erbarmungsloſen Würger 
zu rüſten. Die Fenier entſtanden, die durch ihre Gewalttaten und ihre poli⸗ 
tiſchen Verbindungen England in Schrecken verſetzten. Vom Jahre 1851 bis 
1896 verließen 3,7 Millionen Iren ihre Heimat, und die Auswanderung ſteigt 
noch immer; es verließen Irland im Jahre 1897 32535 Perſonen; 1898 
32241; 1899 41232; 1900 45 288. Erſt der Flucht von der Heimat, dem 
wachſenden Einfluß der Iren in Amerika, der geheimen revolutionären Tätig⸗ 
keit der Fenier und der Ausdehnung des Wahlrechtes im Vereinigten König⸗ 
reich (1868) gelang es, England zum Bewußtſein zu bringen, daß die Jahr⸗ 
hunderte von Mißwirtſchaft in Irland dringend der Reformen bedürfen. 

Im Jahre 1869 begann die Zeit der iriſchen Bodenreform, die durch die 
Akte von 1870, 1881, 1883, 1885, 1891 und 1896 weiter ausgebaut wurde. 
Den Liberalen gebührt die Ehre, die Reform in Angriff genommen zu haben, 
während die Konſervativen ſie tüchtig fortſetzten und gegenwärtig zum Abſchluß 
bringen wollen. Dieſer ganzen Geſetzgebung ſind zwei Grundgedanken eigen; 
ſie entſprechen den beiden politiſchen Parteien, die in der engliſchen Regierung 
abwechſeln. Die liberale Reform war vornehmlich darauf gerichtet, den 
Pächtern als ſolchen zu helfen, indem ihnen die Rente herabgeſetzt und das 
Pachtgut einigermaßen geſichert wurde, während die Konſervativen vor allem 
darauf bedacht waren, den Pächtern die Möglichkeit zu geben, ihre Pachtgüter 
käuflich zu erwerben. 

Die Reform vom Jahre 1869 wurde bei der Entſtaatlichung der angli⸗ 
kaniſchen Kirche in Irland eingeführt. Die Kirchenländereien wurden den ſie 
bebauenden Pächtern unter folgenden Bedingungen angeboten: der Käufer zahlte 
ein Viertel der Kaufſumme, während der Staat die übrigen drei Viertel vor⸗ 
ſchoß, die Schuld war zu 4 Prozent Zinſen ratenweiſe in 32 Jahren abzutragen. 
Auf Grund dieſer Reform wurden 6057 Pächter in Eigentümer verwandelt. 

Im Bodengeſetz vom Jahre 1870 wurde zum erſtenmal der Verſuch gemacht, 
die Forderungen der Pächter auf Sicherung ihrer Güter zu berückſichtigen. 
Das Geſetz ſtellte den Grundſatz auf, daß der iriſche Pächter, der vom Grund⸗ 
herrn in der Regel nur den nackten Boden erhält und jederzeit der Kündigung 
gewärtig ſein muß, nicht ausgetrieben werden ſollte ohne Schadloshaltung für 
die von ihm errichteten Gebäude und gemachten Verbeſſerungen, ſowie für die 
ihm durch die Kündigung verurſachte Störung. Ebenſo enthielt das Geſe 
— nach dem Muſter der Reform von 1869 — gewiſſe Vorkehrungen für der 
Ankauf von Grund und Boden durch den Pächter. Die Reformgeſetzgebung 
von 1870 blieb im großen ganzen ein toter Buchſtabe und es bedurfte zehn 
Jahre intenſivſter Agitation (Parnell), um den Forderungen der Pächter Gel 
tung zu verſchaffen. 

Das Bodengeſetz vom Jahre 1881 iſt die bedeutendſte und am tiefſten ein 
ſchneidende Leiſtung der liberalen Regierung (Gladſtone). Es ſicherte den 
Pächtern: Fixity of tenure (der Pächter, der ſeine Verpflichtungen erfüllt, kam 
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nicht ausgetrieben werden), Fair rent (billige Rente, indem es beſondere Renten⸗ 
gerichte ſchuf zur Feſtſetzung einer billigen Rente, die 15 Jahre in Kraft bleibt) 
und Free sale (der Pächter hat das Recht, ſeine auf das Pachtgut erworbenen 
Rechte zu verkaufen). Die Rente, die im Jahre 1881 feſtgeſetzt und bis 1896 


in Kraft blieb, nennt man first term rent. Die Rente, die ſeit 1896 feſtgeſetzt 


wurde, nennt man second term rent. Die Reviſion der Rente durch die hierzu 
beſtellten Gerichte bedeutet in der Regel eine Herabſetzung. Selbſtredend ſollte 
im Jahre 1911, beim Abſchluß der Periode der second term rent, eine weitere 
Herabſetzung vorgenommen werden. Es iſt für das Verſtändnis der iriſchen 
Agrarverhältniſſe beſonders wichtig, ſich über dieſe periodiſchen Rentenherab— 
ſetzungen klar zu ſein. 

Im Jahre 1883 wurden die früheren Geſetze vervollſtändigt und eine Be— 
ſtimmung hinzugefügt, die auf die Verbeſſerung der Lage der Landarbeiter ab— 
zielte (Labourers Act). Darnach find die Gemeinden berechtigt, aus den Lokal⸗ 


ſteuern gewiſſe Geldſummen zum Bau von Häuſern (cottages) für Landarbeiter 
zu verwenden; dieſen Häuſern iſt ſtets je ein halbes Acre Land beizugeben; 
im Jahre 1887 wurde dieſe Beſtimmung verbeſſert, jo daß jedem dieſer Häuſer 


ein ganzes Aere beizugeben tft. Die Miete darf den Koſtenpreis nicht über: 


ſteigen. 
Das Bodengeſetz vom Jahre 1885 iſt der erſte große Verſuch, die Pächter in 


Eigentümer zu verwandeln. Nach dieſem Geſetz leiht der Staat dem Pächter 


die ganze Kaufſumme, die in 49 Jahren zu 3,5 Prozent Zinſen ratenweiſe zu 


tilgen tft. Zur Durchführung dieſes Geſetzes bewilligte die konſervative Regie— 
rung in den Jahren 1885, 1888 und 1891 43 Millionen Pfund Sterling. Im 
Jahre 1891 wurde auch die Congested districts' bill angenommen, die dem 
Staate die Pflicht auferlegte, die von Zwergbetrieben bevölkerten Bezirke 
zuſammenzufaſſen und die freigewordenen Exiſtenzen anderen heimiſchen Ge— 
werben zuzuführen. Als übervölkert (congested) wird ein Wahlkreis betrachtet, 
deſſen ſteuerbarer Wert, durch die Zahl der Wähler geteilt, eine Summe von 
weniger als 30 Schilling (Mark) ergibt. Zur Durchführung dieſes Geſetzes 
wurde die Summe von 1,7 Millionen Pfund Sterling bewilligt. 


Das Geſetz vom Jahre 1896 hatte die Aufgabe, die Verwaltung dieſer 


ganzen Geſetzgebung zu vereinfachen; dann bankrotte Grundherren zu zwingen, 


ihre Ländereien an die ſie bebauenden Pächter zu verkaufen. Hiermit wurde 
zum erſtenmal der Grundſatz des Zwangsauskaufs ausgeſprochen. 

So wurde zu Ende des neunzehnten Jahrhunderts eine Politik erſchüttert, 
die zu Ende des zwölften Jahrhunderts begonnen hatte. 

II. 

Mehr als eine Erſchütterung könnte man die Wirkung dieſer iriſchen Agrar⸗ 
geſetze kaum nennen. Denn ihre unmittelbaren poſitiven Ergebniſſe beſtanden 
in der Verwandlung von 80000 Pächtern in Eigentümer und in der Herab— 
ſetzung der Rente in den fünfzehn Jahren von 1881 bis 1896 um 20 Prozent 
und in der folgenden fünfzehnjährigen Periode — 1896 bis 1911 — um 22 Prozent, 
nach anderen Angaben nur um 18 Prozent. Die erſte Herabſetzung nennt man, 
wie ſchon oben bemerkt, first term rent; die zweite nennt man second term 
rent. Von der letzteren konnten vorläufig nur wenige Pächter Gebrauch machen. 
Allein dieſe Reformen brachten ſehr bedeutende Nachteile mit ſich. Die Renten⸗ 
herabſ etzungen und die Käufe führten zu verwickelten und koſtſpieligen Operationen; 
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der gerichtliche und adminiſtrative Apparat verſchlang große Geldſummen; die 
Pächter gerieten allzuſehr in die Hände von Agenten, Rechtsanwälten und 
Richtern; ſchließlich entſtanden erhebliche Ungleichheiten in der Behandlung der 
Pächter, die unter verſchiedenen Akten und deshalb unter verſchiedenen Be⸗ 
dingungen kauften. Die Nachteile müſſen tiefer geweſen ſein als man gewöhnlich 
denkt, denn der Strom der Auswanderung wurde, wie früher ziffermäßig nach⸗ 
gewieſen, nicht im geringſten gehemmt, ebenſowenig die Unzufriedenheit des 
iriſchen Volkes; gerade in den letzten drei oder vier Jahren wurde die iriſche 
Oppoſition ſowohl in Irland wie im engliſchen Parlament heftiger und ein⸗ 
heitlicher. Es ſcheint überhaupt, daß der Hauptnutzen der Reformen nicht den 
kleinen Pächtern, ſondern den großen und mittleren zugefallen iſt. Der Beweis 
hierfür wäre aus den Ergebniſſen der letzten iriſchen Volkszählungen zu führen. 
Dieſe wurden zwar nicht mit genügender Klarheit ausgearbeitet, jedoch dürfen 
ſie genügen, die früher aufgeſtellte vermutung zu begründen. Die Bevölkerung 
Irlands zählte im Jahre 1901 4458775 (2200040 männliche, 2258735 weib⸗ 
liche) Perſonen gegen 4704750 im Jahre 1891; die Abnahme beträgt 5,23 Prozent. 
Der Beſchäftigung nach verteilten ſie ſich: in gelehrten Berufen waren tätig 
131036; im Hausdienſt 219418; im Handel 97889; in Handwerk und Induſtrie 
(Schiffsbau und Spirituoſen) 639413; im Ackerbau 876062 (gegen 936759 
im Jahre 1891); unbeſchäftigt und unbeſtimmt 2494958. Der Zenſus gibt 
keinen Aufſchluß darüber, wieviel Pächter und wieviel Landarbeiter unter 
den im Ackerbau beſchäftigten Perſonen vorhanden waren. Ebenſowenig Klar⸗ 
heit über dieſen Punkt gewährt die Statiſtik der Pachtgüter. Im Jahre 1901 
gab es 490301 Pachtgüter gegen 486865 im Jahre 1891 und gegen 499 109 
im Jahre 1881. Die von ihnen eingenommene Fläche war 18739644 Aeres 
im Jahre 1901 gegen 18535930 in 1891 und 18289076 in 1881. Die Zahl: 
der auf dieſen Pachtgütern lebenden Familien war 543840 in 1901 gegen 
579010 in 1891 und 638759 in 1881. Ob in dieſen Familienzahlen auch die 
der Landarbeiter eingeſchloſſen ſind, oder was mindeſtens ebenſo wichtig iſt, ob 
und inwieweit die Zahl der Pachtbetriebe mit derjenigen der ſelbſtändigen 
Pächter übereinſtimmt, geht aus der Statiſtik nicht hervor. Die Frage wird 
noch komplizierter, wenn man bedenkt, daß nach der Labourers Act vom 
Jahre 1883 und 1887 eine Anzahl von Landarbeitern Pachtungen bis zu einem 
Aere erhielten. Nach T. W. Ruſſell (Ireland and the Empire, London 1901) 
zählte man in Irland etwa 480000 Pächterfamilien und 200000 Landarbeiter 
familien. Über die Größenklaſſen und Zahl der Betriebe gibt der Zenſus folgende 
Auskunft: 


Größenklaſſe 1901 1891 1881 

unter 1 Ae, 2937 18243 16879 

1 Acre bis 5 = 92388 55554 61751 
5 * „ 100153 03 76403 82399 
10 = 1555 51458 62792 65424 
15 ua 7% 0 5007 55538 57013 
r ar 64934 65504 
30% h ‚] M1 66 969 65709 
50% 962 7 100: Wr 150 52928 51566 
100 200 988 22 354 21566 
200 500%᷑ 9089 8975 8881 
500 = und mehr . e 2249 2175 2413 
Insgeſamt: 490301 486865 499 105 
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Dieſe Tafel iſt die einzige im landwirtſchaftlichen Zenſus, die ein gewiſſes 
Licht auf die Reformen der letzten dreißig Jahre zu werfen geeignet iſt. Die 
erſte Größenklaſſe unter 1 Aere zeigt eine bedeutende Zunahme und iſt vor— 
nehmlich auf die Wirkſamkeit der Labourers Act zurückzuführen; für die Frage 
über die Bewegung des Grundbeſitzes hat ſie keine Bedeutung. Anders ſteht 
es mit den übrigen zehn Rubriken. In bezug auf die Frage über Zu- und 
Abnahme der Pachtgüter zerfallen ſie in genau zwei Hälften: die erſten fünf 
Größenklaſſen von 1 bis 30 Aeres zeigen eine regelmäßige Abnahme gegen 1891 
und 1881, während die übrigen fünf Größenklaſſen von 30 bis 500 Aeres eine 
regelmäßige Zunahme aufweiſen. Dies kann nur bedeuten, daß die dreißig— 
jährige Reformgeſetzgebung hauptſächlich den mittleren und großen Pächtern 
zu gute gekommen iſt. 

Nicht minder charakteriſtiſch iſt der Rückgang folgender Anbauflächen: 


Mit 1901 1891 
1317574 Acres 1492763 Acres 
1079443 1191424 
55442 74665 


Dagegen zeigen Wieſen und Klee eine Zunahme. 

Dieſer Güterbewegung zu gunſten des Großbetriebs entſpricht das Wachſen 
der Unzufriedenheit und der Auswanderung der iriſchen Kleinpächter. Aber 
auch die Grundherren, die engliſchen Vorpoſten und Kulturträger in Irland, 
wurden von einer tiefen Unzufriedenheit ergriffen. Denn ihnen blieb ſich gleich, 
wer ihnen die Einnahmen ſchmälerte. Sie ſahen nur, daß ihre Autorität durch 
die erlaſſenen Reformen erſchüttert und die Rente herabgeſetzt wurde. Die Rente 
fiel erſtens infolge der Gerichtsentſcheide, dann infolge der Auswanderung, 
ſchließlich infolge der allgemeinen Unſicherheit, die durch die periodiſchen Geſetz— 
gebungen und endloſen Reformgerüchte hervorgerufen wurde. So war der 
pſychologiſche Moment zum Angriff auf das Grundübel gekommen; Maſſen⸗ 
auskauf der Grundherren wurde zum Schlachtruf der Ausbeuter und der Aus⸗ 
gebeuteten, der Proteſtanten und der Katholiken, der Angelſachſen und Kelten. 
Die Bedeutung dieſes Moments begriffen zu haben, iſt das Verdienſt 
T. W. Ruſſells, eines konſervativen Parlamentsabgeordneten und proteſtantiſchen 
Pächters von Ulſter. Ruſſell, der nach Religion, Raſſe und Politik den Grund⸗ 
herren nahe ſteht und nach Intereſſen dem iriſchen Volke angehört, ſetzte es 
durch, daß ſich die Vertreter der Grundherren und Pächter im Dezember 1902 
n Dublin zu einer Konferenz verſammelten, um eine Grundlage für eine durch⸗ 
greifende Reform zu ſchaffen. Die Konferenz tagte unter dem Vorſitz von Lord 
Dunraven und einigte ſich auf eine Reihe von Beſchlüſſen, deren Grundgedanken 
don der Regierung angenommen und in eine Bill einverleibt wurde, die den 
Zweck hat, den iriſchen Agrarwirren ein Ende zu machen. Die Bill wurde von 
Mr. Wyndham, dem Staatsſekretär für Irland, am 25. März 1903 dem 
Parlament vorgelegt. 


III. 


Der Wortlaut der Bill wurde am 27. März veröffentlicht. Der Titel lautet: 
„Eine Vorlage zur Verbeſſerung der Geſetze betreffend Beſitz und Eigentum 
on Grund und Boden in Irland und betreffend Zwecke, die hiermit verbunden 
ind, ſowie zur Verbeſſerung der Landarbeiterakte.“ Sie beſteht aus 4 Ab⸗ 
eilungen, 89 Abſchnitten und zahlreichen Unterabſchnitten. 
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Die Bill hat folgende Vorausſetzungen und Aufgaben: 

Die Grundherren wollen verkaufen und die Pächter ſind bereit, zu kaufen. 
Eine Durchführung dieſer Transaktion wird den Frieden in Irland herſtellen. 
Die Pächter ſind arm und können die Kaufſumme nicht aufbringen, aber ſie 
ſind durchaus kreditfähig. Die Grundherren verlangen einen Kaufpreis, der 
den Marktpreis überſteigt, aber ſie haben ein Recht auf eine Ablöſungsſumme, 
deren Zinſen den bisherigen Renten gleich ſind. Die Pächter wollen indes 
nur den Marktpreis zahlen und man darf ihnen einen höheren Preis nicht 
abnehmen. 

Die Löſung dieſer Aufgaben ergibt ſich von ſelbſt: der Staat greift mit 
ſeinem Kredit und ſeiner finanziellen Macht vermittelnd und helfend ein, um 
1. das zum Auskauf nötige Kapital flüſſig zu machen und 2. die Differenz 
zwiſchen dem verlangten und gebotenen Preis zu decken. Dies ſind tatſächlich die 
zwei Hauptgedanken der Bill: Staatskredit und Staatszuſchuß. Bei der 
Ausarbeitung dieſer Hauptgedanken war zu erwägen: 1. die Sicherſtellung der 
Anleihe — eine Maßregel, die auch Mittel und Wege einſchließen muß, wie dem 
Pächter zu ermöglichen iſt, die Rückzahlungen der ihm vorgeſchoſſenen Summe 
pünktlich auszuführen; 2. die Herabdrückung des Staatszuſchuſſes, um den 
britiſchen Steuerzahler nicht zu empfindlich zu belaſten; 3. Einrichtung eines 
einfachen und billigen Verwaltungsapparats, was eine Beſeitigung aller weit⸗ 
läufigen gerichtlichen Prozeduren bedeutet. Dann kam eine Reihe von Neben⸗ 
erwägungen: wie der neue Eigentümer vor Hppothekenbelaſtung und Herz 
ſplitterung — dem gewöhnlichen Schickſal der Kleinbauern — zu ſchützen ſei; 
dann, wie man auch die ausgetriebenen und deshalb beſitzloſen Pächter an den 
Wohltaten der Bill teilnehmen laſſen könne; ſchließlich, wie der Not der 
congested districts beſſer abzuhelfen und wie die Lage der Landarbeiter zu 
verbeſſern ſei. Dieſe Gedanken und Maßregeln bilden den Inhalt der iriſchen 
Landbill. 

Vom allgemeinen zum einzelnen übergehend, laſſen ſich die Beſtimmungen 
dieſer ebenſo wichtigen wie verwickelten Bill wie folgt zuſammenfaſſen: | 

Den irischen Pächtern werden fünf Sechſtel der landwirtſchaftlichen Fläche 
Irlands, rund 400000 Pachtgüter, zum Ankauf angeboten. Zu dieſem Zwecke 
werden die Pächter in drei Kategorien geteilt: 1. Pächter, die in second term 
rent ſtehen, das heißt, deren Rente einmal in der Periode 1881 bis 1896 und 
das anderemal ſeit 1896 revidiert, das heißt herabgeſetzt wurde; 2. Pächter, 
die in first term rent ſtehen, das heißt deren Rente nur einmal vor 1896 
herabgeſetzt wurde; 3. Pächter, deren Rente überhaupt nicht revidiert wurde. 

Feſtſetzung des Kaufpreiſes: Kommen die Pächter der erſten oder 
dritten Kategorie mit ihren Grundherren wegen Auskaufs überein, ſo muß, 
ehe der Kaufpreis feſtgeſtellt werden kann, die Rente um 10 bis 30 Prozent f 
herabgeſetzt werden. Bei Pächtern der zweiten Kategorie ſoll die Rente zu 
dieſem Zwecke um 20 bis 40 Prozent herabgeſetzt werden. Die ſo herabgeſetzte 
Rente wird ſodann in zwei Teile: "/s+"/s, zerlegt. Die ſieben Achtel werden 
zu 3,25 Prozent kapitaliſiert, das letzte Achtel zu 2,75 Prozent. Die Summe 
dieſer beiden Produkte bildet den Kaufpreis, mit dem die Pächter belaſtet, 
werden. Dieſer Preis iſt allgemein geſprochen der Marktpreis. Um aber den 
Grundherrn zum Auskauf zu ermuntern, gewährt ihm der Staat eine Prämie 
von 5 bis zu 15 Prozent im umgekehrten Verhältnis zur Größe der verkauften 
Ländereien, das heißt je größer der Erlös ſeiner Güter, deſto kleiner die 
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Prämie. Kaufpreis plus Prämie bilden die Ablöſungsſumme des Grundherrn, 
die er vom Staate in Bar ausgezahlt erhält. 

Rückzahlung der Pächter. Nachdem dieſes Geſchäft abgewickelt iſt, 
werden die Pächter Schuldner des Staates für den ihnen vorgeſchoſſenen Kauf: 
preis. Analog dem früheren Verfahren zerfällt der Kaufpreis in zwei Teile: 
+ '/s. Die ſieben Achtel haben ſie jährlich während einer Periode von 
68 ¼ Jahren an den Staat zu zahlen, das letzte Achtel als eine ewige Rente. 
Nach Ablauf der Tilgungsperiode (68 Jahre) tritt der Pächter in die Eigen- 
tumsrechte ein. Die ewige Rente gibt dem Staate das Recht, ungeſunde 
Hypothekenbelaſtung oder Zerſplitterung nicht zuzulaſſen. Der Staat wird auf 
dieſe Weiſe zum Miteigentümer des iriſchen Bodens. Die ewige Rente kann 
einſt zum Hebel der Bodenverſtaatlichung werden. 

Ehe zur Beſprechung der weiteren Beſtimmungen geſchritten wird, ſollen 
die ſoeben geſchilderten Kaufoperationen durch ein einfaches Beiſpiel verſtänd⸗ 
licher gemacht werden. Angenommen, die second term rent iſt 100 Pfund 
Sterling (ſie war im Jahre 1880 etwa 140 Pfund Sterling). Um als Grund⸗ 
lage des Kaufpreiſes dienen zu können, wird fie um 10 bis 30 Prozent redu⸗ 
ziert. Im erſteren Falle beträgt ſie N 90 Pfund Sterling. Der Kauf⸗ 
preis iſt demgemäß: 


| 8 von 90, kapitaliſiert zu 3,25 Prozent — 2423 Pfund Sterling 
| 8 von 90, kapitaliſiert zu 2,75 Prozent = 425 = . 
Kaufſumme zu Laſten des Pächters .. 2848 Pfund Sterling 
Staalspramie 15 Prozen 427 v. e 
Ablöſungsſumme 3275 Pfund Sterling 


oder das 32 ¾ͤ fache der Rente. Dies iſt allerdings die Maximalſumme. Denn 
es wurden dieſer Berechnung die kleinſte Rentenherabſetzung und die größte 
Prämie zu grunde gelegt. Die Minimalablöſungsſumme würde ſich folgender⸗ 
maßen ſtellen: 
/s von 70, kapitaliſiert zu 3,25 Prozent — 1884 Pfund Sterling 
8 von 70, kapitaliſiert zu 2,75 Prozent — 318 - - 
Kaufſumme zu Laſten des e 2202 Pfund Sterling 
Staatsprämie 5 Prozent. 10 ⸗ ö 
Ablöſungsſumme 2312 Pfund Sterling 


oder das 23 fache der Rente. Unter Umſtänden kann die Ablöſungsſumme 
ſogar noch tiefer fallen, zum Beiſpiel bei Pächtern zweiter Kategorie, bei denen 
auch eine Rentenherabſetzung von 40 Prozent vorgeſehen iſt: 
/s von 60, kapitaliſiert zu 3,25 Prozent = 1615 Pfund Sterling 
7s von 60, kapitaliſiert zu 2,75 Prozent = 272 ⸗ ⸗ 
Kaufſumme zu Laſten des Pächters . . 1887 Pfund Sterling 
Staatsprämie 5 Prozen.. 94 - P 
Ablöſungsſumme 1981 Pfund Sterling 


oder rund das 20 fache der Rente. Dem Auskaufsplan wird deshalb mit Recht 
große Elaſtizität nachgeſagt. 

Ausgetriebene Pächter: Die Bill iſt vor allem auf diejenigen Acker— 
bauer berechnet, die im Beſitz von Pachtungen ſind. Jedoch enthält ſie auch 
eine Beſtimmung, daß Ackerbauer, die in den letzten 25 Jahren aus ihrem 
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Beſitz vertrieben wurden, das Recht haben, kleinere Pachtgüter unter dieſer au | 


zu erhalten. 
Übervölkerte Diſtrikte: Die Behörden, die das Geſetz betreffend Con 


gested distriets verwalten, dürfen unter denſelben Bedingungen wie die Pächter 


Ländereien erwerben. Jedoch darf der Wert der von ihnen verwalteten Güter 
die Summe von 1,25 Millionen Pfund Sterling nicht überſchreiten. 


Landarbeiter: Einer der ſchwächſten Punkte der Bill iſt die Beſtimmung, 1 


die die Landarbeiter betrifft. Eigentlich iſt gar nicht einzuſehen, warum letztere 
überhaupt im Titel der Bill figurieren. Denn alles, was ihnen die Bill 
gewährt, iſt folgendes: „Wird ein Arbeiter ſeines Dienſtes entlaſſen, weil er 
ſich an den Gemeinderat um die Pachtung einer Cottage wandte, ſo hat der 
Entlaſſene das Recht, den Arbeitgeber auf Schadenerſatz zu belangen.“ Dieſe 
Beſtimmung wirft nebenbei ein grelles Streiflicht auf die Arbeiterfreundlichkeit 
der katholiſchen Pächter Irlands. 

Verwaltung: Die Regierung ernennt drei Kommiſſare, die die Ab⸗ 
machungen zwiſchen Grundherren und Pächtern koſtenlos ſanktionieren und die 
Finanzoperationen leiten. 

Finanzen: Die 400000 Pachtgüter, die den Pächtern zum Kaufe angeboten 
werden, ſtellen einen Marktwert von etwa 90 Millionen Pfund Sterling dar. 
Der Staatszuſchuß wird auf insgeſamt 12 Millionen Pfund Sterling feſt⸗ 
geſetzt. Der Auskauf ſoll 15 Jahre dauern. Der Staat wird demnach bis 
zum Jahre 1918 eine Anleihe von rund 100 Millionen Pfund Sterling auf⸗ 
nehmen müſſen. In den erſten drei Jahren nur je 5 Millionen, ſpäter mehr, 


durchſchnittlich 7 Millionen Pfund Sterling jährlich. Zu dieſem Zwecke ſollen 14 


2¾ prozentige Wertpapiere ausgegeben werden, die erſt nach 30 Jahren ein: 

lösbar ſein ſollen. Was den Staatszuſchuß von 12 Millionen betrifft, ſo darf 
der Etat jährlich mit höchſtens 390000 Pfund Sterling zu dieſem Zwecke 
belaſtet werden. Demgegenüber ſtehen Erſparniſſe an Polizei- und Gerichts⸗ 
koſten im Betrag von 250000 Pfund Sterling jährlich, jo daß die ganze Ope⸗ 
ration den britiſchen Steuerzahler höchſtens 140000 Pfund Sterling jährlich 
koſten wird. Selbſtredend trägt der iriſche Steuerzahler ſeinen Teil dazu bei. 


Sicherſtellung: Die 2½ prozentige Anleihe wird ſichergeſtellt erſtens durch 


die 400000 Pachtgüter, dann durch den jährlichen etatsmäßigen Zuſchuß von 
2,5 Millionen Pfund Sterling an Irland für lokale Zwecke (Armenverwaltung, 
Aſyle, Straßen), das heißt der britiſche Finanzminiſter erhält das Recht, ſich 


aus dieſem Zuſchuß für nichteingelaufene Raten ſchadlos zu halten. Die Sicher⸗ 


ſtellung iſt alſo mehr als genügend. 


Dies ſind die Grundlinien der iriſchen Landbill, des erſten Verſuchs im 


großen Maßſtab, die iriſchen Agrarwirren zu beſeitigen. Die Bill wird ohn 
Zweifel zu einem bedeutenden Stück Homerule führen, denn ſie wird nur dann 
ohne allzu große Reibungen funktionieren können, wenn Gemeinde und Graf 
ſchaft in Irland zur Verwaltung dieſes umfangreichen Eigentumswechſels hinzu⸗ 


gezogen werden. Die Operation ſetzt auch viel gegenſeitiges Vertrauen zwiſchen 
Engländern und Iren voraus. Und Vertrauen kann nur unter Gleichberechtige | 


exiſtieren. 
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Der Rampf und die Niederlage der Arbeiter in holland. 
Von Henriette Roland-Holſt ('s Graveland). 
IL 


Der Verzweiflungskampf der Arbeiter, die mit viel zu ſchwachen Mitteln 
gegen einen Feind anſtürmten, an dem ſie offenbar zerſchellen mußten, wird 
denen, die die Zuſtände und die Verhältniſſe in Holland nicht kennen, als eine 
unverantwortliche Torheit erſcheinen. Aber ein ſolches Urteil wäre ungerecht, 
denn es würde auf einer einſeitigen Betrachtung der Sachlage beruhen. Man 
darf nicht nur die eine Frage ſtellen: „Handelten die Arbeiter auch gut und 
vernünftig?“, ſondern auch die zweite: „Konnten fie unter den gegebenen Um— 
ſtänden anders handeln?“ 

Der Gewerkſchaftsbewegung — ſoviel iſt gewiß — wurde durch die Streik— 

geſetze ein Schlag ins Geſicht verſetzt. Die tatſächliche Aufhebung des Streik— 
rechtes für mehr als 20000 im Dienſte des Privatkapitals ſtehende Arbeiter 
war eine Ungeheuerlichkeit, die nicht im mindeſten dadurch kompenſiert wird, 
daß die Regierung (nicht die Volksvertretung!) ſich dazu verpflichtete, künftighin 
die Arbeitsbedingungen zu überwachen! Die Knechtung der Arbeiter wurde in 
das Geſetz hineingeſchmuggelt unter der Flagge des „allgemeinen Intereſſes“, 
einzig und allein deshalb, weil die Arbeiter während eines Tages mit Erfolg 
ſich ihres Streikrechtes bedient hatten. Dies machte die Sache noch gefährlicher. 
Denn nichts bürgte dafür, daß künftighin nicht auch andere Arbeitergruppen, 
die durch eine Betriebsſtockung das Wirtſchaftsleben gefährden könnten, wie zum 
Beiſpiel Hafenarbeiter, Bäcker, Typographen, ſobald ihre Organiſationen mächtig 
würden, gleichfalls ihr Streikrecht auf dem Altar des „allgemeinen“, das heißt 
des kapitaliſtiſchen Intereſſes, würden opfern müſſen. 
Die Gefahr war alſo groß genug, um einen Widerſtand bis aufs äußerſte 
zu rechtfertigen. Die Frage war nur, welcher Art dieſer Widerſtand ſein ſollte. 
Die Arbeiter fingen ſehr vernünftigerweiſe mit einer allgemeinen Agitation an. 
Alle Gruppen der ſelbſtändigen Arbeiterbewegung, die Sozialdemokratie, die 
Anarchiſten und die neutrale Gewerkſchaftsbewegung nahmen daran teil. Meeting 
auf Meeting wurde abgehalten, das ganze Land bearbeitet, nach den großen 
Städten auch die kleineren Orte und die Dörfer. Das Komitee verfügte über 
nahezu hundert Redner. In dieſer Hinſicht tat die Arbeiterklaſſe alles, was 
ſie nur vermochte. Eine Folge des Bündniſſes mit den Anarchiſten war, daß 
die Arbeiterklaſſe keinen vollen Gebrauch machen konnte von ihrem geſetzmäßigen 
Petitionsrecht. Denjenigen, die dies wollten, blieb keine andere Wahl, als eine 
von fortſchrittlich⸗bürgerlicher Seite ausgehende Adreſſe zu unterſchreiben, deren 
Motivierung aber vielen von uns unannehmbar erſchien. Dieſe Adreſſe erlangte 
im ganzen ungefähr 40000 Namensunterſchriften, darunter auch viele von 
Arbeitern. Man ſieht, wie gänzlich das Proletariat auf ſeine eigenen ſchwachen 


Die bürgerlichen Parteien behaupten, daß das Streikrecht durch die bei Kontraktbruch 
angedrohten ſchweren Strafen nicht aufgehoben wird, da die Eiſenbahner ihre Kontrakte 
kollektiv aufjagen können. Sie wollen nicht einſehen, daß die Gewerkſchaften zu ſolcher Maß— 
regel zu ſchwach ſind und auf abſehbare Zeit zu ſchwach bleiben werden, ganz abgeſehen 
davon, daß es in der Macht der Geſellſchaften liegt, für verſchiedene Kategorien der Arbeiter 
einen verſchiedenen Kontraktstermin feſtzulegen, wodurch einem Streik von vornherein die 
Kraft genommen wird. 
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Kräfte angewieſen war. Es war der Klaſſenkampf in ſeiner reinſten Form. 
Am 2. April, gerade als die Geſetze zur Verhandlung kamen, hatte die Agitation 
etwas nachgelaſſen, weil man glaubte, noch wenigſtens einen Monat Zeit zu 
zu haben. Die Abſicht, die Geſetze noch vor Oſtern, das heißt in einigen 
wenigen Tagen, von der Kammer annehmen zu laſſen, trat deutlich zu tage. 
Was ſollten die Arbeiter jetzt tun? Die Agitation noch kräftiger betreiben und 
dadurch die ſozialdemokratiſche Fraktion in der Kammer unterſtützen, dieſer 
Fraktion aber den eigentlichen Kampf überlaſſen und ihn alſo ins Parlament 
hinübertragen? Nicht die Schwäche der Sozialdemokratie in der Kammer war 
es, welche dieſe vernünftige Handlungsweiſe unmöglich machte: es war vor 
allem der Mangel an politiſchem Bewußtſein der Arbeiter. Ihre Blicke waren 
nun einmal nicht auf das Parlament gerichtet; der überwiegende Teil der⸗ 
jenigen, die die Geſetze, alſo die Staatsmacht, bekämpften, war nicht durch⸗ 
drungen von der Einſicht, daß der proletariſche Kampf in der Kammer 
weſentlich eins iſt mit dem Kampfe außerhalb der Kammer, daß unſere Ver⸗ 
treter dort mit anderen Mitteln die nämlichen Mächte angreifen, wie dies durch 
die Arbeitermaſſen ſelbſt geſchieht. Zwiſchen dem Schutzkomitee und der Kammer 
gab es kein offizielles Band, kaum einige Fühlung, und ſo groß iſt bei uns zu 
Lande noch der Mangel an politiſchem Bewußtſein, daß während der Streik 
tage, das heißt alſo während den Verhandlungen über die Geſetze, in den 
Volksverſammlungen der Lauf der Dinge im Parlament, die Haltung der ver⸗ 
ſchiedenen Parteien wie die Reden der ſozialiſtiſchen Abgeordneten nur im 
Vorübergehen geſtreift wurden und von der großen Maſſe faſt unbeachtet blieben. 
Da kann es nicht wundernehmen, daß, als das Komitee am Tage nach der 
Annahme der Geſetze durch die Zweite Kammer den Streik aufhob, eine große 
Anzahl Arbeiter, namentlich in Amſterdam, davon nichts wiſſen wollte und 
verlangte, daß weitergeſtreikt werden ſolle. Zu welchem Zwecke? Sie wußten 
es ſelber nicht. Der Streik gegen die Knebelgeſetze war für dieſe Verblendeten 
nur ein Schlachtruf, ein äußerer Anlaß geweſen; in Wahrheit war es der durch 
jahrelange anarchiſtiſche Propaganda populär gemachte „Generalſtreik als All⸗ 
heilmittel“, der ihnen im Kopfe rumorte. 

Dieſer jetzt ſo deutlich zu tage getretene, faſt vollſtändige Mangel an poli⸗ 
tiſcher Einſicht unter den Arbeitern hat eine ſehr erklärliche Urſache. Mehr 
als die Hälfte der Arbeiter beſitzt kein Wahlrecht. Die herrſchende Klaſſe, 
welche das allgemeine Wahlrecht hartnäckig verweigert, die vor zehn Jahren 
eine befriedigende Regelung des Wahlrechtes verwarf und das Pfuſchergeſetz 
van Houten annahm, die herrſchende Klaſſe iſt verantwortlich für die politiſche 
Unwiſſenheit der Arbeiter und für die anarchiſtiſchen und abenteuerlichen Nei⸗ | 
gungen der Arbeiterbewegung, verantwortlich für die Verzweiflung, welche die 
Arbeiter ergriff, als man einem Teile der ihrigen die einzige Verteidigungswaffe 
aus der Hand ſchlagen wollte. In Ländern mit allgemeinem Wahlrecht werden 
tyranniſche oder ungerechte Geſetze eher ertragen. Die Maſſe denkt: „Wartet 
nur, bei den erſtbeſten Wahlen zahlen wir es euch ſchon heim“, die Führer er 
mutigen ſie mit dieſer Vorausſicht. Der Tag der Vergeltung ſcheint nahe. 
War es nicht ſo in Deutſchland, als der Hungertarif angenommen und die 
Oppoſition der Sozialdemokraten niedergeſchlagen wurde durch den Staats- 
ſtreich im Parlament? Hier aber konnten wir nicht auf dieſe Weiſe zu den 
Arbeitern reden, noch konnten ſie auf dieſe Weiſe denken. Sie ſind nicht im 
ſtande, eine Regierung, die ihnen dies angetan, zu ſtürzen, erſtens weil die 
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Hälfte von ihnen das Wahlrecht nicht beſitzt, zweitens weil dies Wahlrecht ſo 
beſchaffen iſt, daß das platte Land und die kleineren Orte, wo viele Arbeiter 
den chriſtlichen Parteien angehören, den großen Städten gegenüber in der Mehr⸗ 
heit ſind. 

Man ſieht: es war unmöglich, den Kampf auf das Parlament einzu⸗ 
ſchränken. Für einen großen Teil der Arbeiterklaſſe wäre das gleichbedeutend 
geweſen mit einem Verzichten auf den Kampf überhaupt. Ebenſowenig konnten 
die Arbeiter ſich vertröſten und ihre Energie aufbewahren für einen allgemeinen 
politiſchen Kampf in der nächſten Zukunft. Und ſchließlich konnten ſie auch 
nicht hoffen, durch die Kraft ihrer Gewerkſchaften das Geſetz zu überwinden 
und wie die engliſchen Trade Unions unter Berückſichtigung des Kontrakttermins 
künftighin dennoch zu ſtreiken. Hierfür beſteht auf Jahre hinaus keine Mög⸗ 
lichkeit. Die neutrale Gewerkſchaftsbewegung ift dazu viel zu ſchwach, die 
chriſtlichen Vereine (katholiſche und proteſtantiſche), welche auch jetzt wieder wie 
früher in unzähligen Fällen die Arbeitswilligen ſtellten, ſind zu ſtark. Und 
gerade ſie werden durch das neue Geſetz, das die Arbeitswilligen ſchützt, das 
Poſtenausſtellen erſchwert ꝛc., zweifelsohne vorwärtskommen. 

Die Arbeiter hatten alſo nicht die freie Wahl zwiſchen einer vernünftigen 
und einer unvernünftigen Kampfesweiſe. Die Wahl war vielmehr nur fo: | 


entweder einen Kampf führen, ſei es auch in unvernünftiger, unbeholfener, un⸗ 
vorſichtiger Weiſe, oder auf allen Kampf verzichten und ſich ſtillſchweigend ent- 
rechten laſſen. Für mich ſteht es außer allem Zweifel: die Tatſache, daß die 
niederländiſchen Arbeiter das erſtere wählten, gibt frohen Mut für die Zukunft. 

Ungenügende Organiſation, Mangel an politiſcher Einſicht, Überſchätzung 
der eigenen Kraft, das ſind alles verhängnisvolle Fehler in einer Arbeiter⸗ 
bewegung, und unſer Proletariat muß jetzt ſchwer dafür büßen. Im Laufe 
einiger weniger Jahre jedoch kann dem allem abgeholfen werden. Was dagegen 
wäre mit einer ſklaviſch geſinnten Arbeiterklaſſe, die ſich ohne Widerſtand ent⸗ 
rechten läßt, anzufangen? 

So ſind alſo die Geſchehniſſe der letzten Wochen nicht in erſter Linie dem 
Unverſtand einzelner Perſonen zuzuſchreiben. Gewiß hat die Jahre hindurch 
geführte Propaganda des Anarchismus und der perſönliche Einfluß von Domela 
Nieuwenhuis dazu beigetragen, daß die Arbeiter leichtfertig über den Kampf 
wider die Staatsmacht dachten und daß in ihrem Gehirn ein fanatiſcher 
Glaube an die Zauberkraft des Generalſtreiks gezüchtet wurde: aber eben die 
Urſachen, durch die ſolche Ideen ſo leicht Eingang finden konnten, glaube ich 
erklärt zu haben. Und in dieſem Lichte erſcheint die Art und Weiſe, wie der 
Kampf geführt wurde — er wurde den Arbeitern von der Regierung auf- 
gezwungen, vergeſſen wir das nicht! — dem Entwicklungsgrad der nieder- 
ländiſchen Arbeiterbewegung genau angepaßt. 

IJn erſter Linie gilt dies betreffs der Leitung. Aus den Verbänden und 
Vereinen, welche am 20. Januar zuſammengetreten waren, wurde das Schutz⸗ 
komitee gewählt. Sitz in dieſem erhielten: zwei Abgeordnete der Hafenarbeiter, 
zwei der Eiſenbahner (dies waren die Organiſationen, welche ſich dazu ver— 
pflichteten, gegen die Knebelgeſetze zu ſtreiken), ein Vertreter des Nationalen 
Arbeitsſekretariats, ein Vertreter der freien Sozialiſten und ein Vertreter der 
Sozialdemokratiſchen Arbeiterpartei — insgeſamt ſieben Perſonen — die Fran⸗ 
zoſen würden jagen: „Bien étonnés de se trouver ensemble.“ Dieſe Männer 
waren es weniger gewohnt, einen gemeinſchaftlichen Feind als ſich unter⸗ 


’ 
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einander zu bekämpfen. Sie trauten einander nicht im geringſten. Van Erkel, 
der Sekretär des Niederländiſchen Arbeitsſekretariats, hat es ſpäter bekannt, 
daß er allein deshalb dem Komitee beitrat, damit er unſeren beiden Partei⸗ 
genoſſen — Vliegen für die Sozialdemokratiſche Arbeiterpartei und Oudegeeſt 
für die Eiſenbahnerföderation — auf die Finger ſehen könne. Er und die 
anderen vier waren entweder Anarchiſten oder Antipolitiker. Wie ſollte ein 
ſolches Komitee eine große Bewegung veranſtalten und führen? Während der 
Agitationszeit ging alles noch ziemlich gut. Die Maſſe der Arbeiter hatte den 
Inſtinkt der Gefahr: ſie drängte ſich zuſammen, um ſich zu wehren, Fehden 
und Meinungsverſchiedenheiten galten nicht mehr, aus dem Herzen des Prole 
tariats loderte in gewaltiger Flamme die Einheit auf. Da kam der Streik, 
Das Komitee getraute ſich nicht, ihn zu proklamieren, obgleich es den Auftrag 
dazu erhalten hatte; es trommelte die Zentralvorſtände wieder zuſammen und 
überließ ihnen die Entſcheidung. Es empfand ſelbſt das Törichte ſeiner dikta⸗ 
toriſchen Macht. Offenbar muß es in kleineren Ländern, in denen die Gewerk 
ſchaftsbewegung und die politiſche Bewegung aufeinander angewieſen ſind, 
zwiſchen beiden auch ſo, wie dies in Dänemark und in Belgien der Fall, ein 
feſtes Band geben, ein permanentes Organ für das Zuſammenwirken. Ebenſo 
mangelhaft und unbeholfen wie die Zuſammenſtellung und Wirkung des 
Komitees, das die laufenden Geſchäfte aller Arbeiterorganiſationen zu erledigen 
hatte, waren die Zuſammenkünfte der Zentralvorſtände eingerichtet, welche zeit- 
weiſe eine Art Generalrat bildeten. Von proportionaler Vertretung war dabei 
keine Spur! Jeder Verband oder Verein, ob er nun 7 oder 7000 Mitglieder 
zählte, hatte eine Stimme! Und eine ſolche Verſammlung war es, die den 
Streik in den Transportbetrieben (Eiſenbahner und Hafenarbeiter) beſchloß! 

Zum Verſtändnis dieſes Transportarbeiterſtreiks muß ich etwas weiter 
zurückgreifen. 4 

Zu Beginn der Agitation glaubten alle, auch die Sozialdemokraten, daß 
ein zweiter Eiſenbahnerſtreik ſehr gut durchzuſetzen ſein würde. Dies war auch 
die Meinung unſeres Parteigenoſſen Oudegeeſt, des Vorſitzenden der Eiſen⸗ 
bahnergewerkſchaft. Nur glaubte er, daß der Streik von ſeiten der Regierung 
gleich gewaltſam unterdrückt werden würde. Wir alle ſtanden unter dem Ein⸗ 
druck des glänzenden Erfolges vom 31. Januar. Hatte damals der Vorſtand 
der Gewerkſchaft nicht alle erdenkliche Mühe gehabt, den Streik ſoviel 1 
möglich zu beſchränken? Hatten damals nicht alle Ortsgruppen flehentlich 
gebeten, am Streik teilnehmen zu dürfen? Und jetzt galt der Kampf um viel 
größere Dinge als damals: erſtens wider das Geſetz, das einen Streik un 
möglich machen ſollte, und zweitens für die den Geſellſchaften geſtellte Lohn 
forderung. Die Gewerkſchaft war in den letzten Monaten um einige Tauſende 
Mitglieder ſtärker geworden; es mußte alſo möglich ſein, den Verkehr gänzlich 
ſtillſtehen zu laſſen. | 

So ſchien es. Und doch war ein Maſſenſtreik der Eiſenbahner am 6. April 
K undurchführbar, als er am 31. Januar möglich geweſen. Die Eiſenbahn⸗ 
zeſellſchaften, durch die unglückliche Ankündigung eines zweiten Streiks gewarnt, 
hatten ſich ſchon zum Kriege gerüſtet. Und die erſte Bedingung für einen Er⸗ 
folg des Maſſenſtreiks liegt in der Überrumpelung der Kapitaliſten. Unter der 
Führerſchaft höherer Beamten und mit finanzieller Hilfe von oben wurden 
„Ordnungsbunde“ errichtet, welche mit den chriſtlichen Arbeitswilligenvereinen 
in Verbindung traten. Studenten, Ingenieure boten ihre Dienſte an. Die 
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Regierung ſtellte Soldaten zur Verfügung, nicht nur zur Überwachung der 
Eiſenbahnen, ſondern auch zu Streikbrecherdienſten. So konnte von vornherein 
ein beſchränkter Dienſt eingeführt werden. Sobald die Geſellſchaften anfingen, 
ich kräftiger zu fühlen, begannen fie eine Einſchüchterungsaktion. Sie brachen 
ihr gegebenes Wort und entließen einige tüchtige organiſierte Arbeiter unter 
geringfügigen Vorwänden. Sie ließen eine Warnung ergehen, daß ein jeder, 
der innerhalb vier Stunden nach dem Ausbruch eines Streiks ſich nicht wieder 
meldete, entlaſſen werden ſollte. An verſchiedenen großen Bahnhöfen wurden 
ale Angeſtellte, einer nach dem anderen zum Chef hineingerufen und zu einem 
Verſprechen des Nichtſtreikens genötigt. In dieſer Weiſe wurden alle Schwachen, 
le Wankelmütigen nachgerade zur Abtrünnigkeit von ihrer Organiſation und 
on ihrer Klaſſe verführt. Es war für die Eiſenbahner unmöglich, ſich der 
Erkenntnis zu verſchließen, daß wer diesmal ſtreikte, ſeine Exiſtenz aufs Spiel 
etzte. Um dennoch zu ſtreiken, hätten die Eiſenbahner ſamt und ſonders Helden 
ein müſſen; die es taten, waren Helden. 

In der Verſammlung vom 2. April warnte Genoſſe Oudegeeſt nachdrücklich 
bor dem Streik, deſſen Mißlingen er vorausſah. Aber leider fanden die Ein- 
eden ſeiner Kollegen im Vorſtand mehr Gehör. Vor kurzem erſt hatten ſich 
ie verſchiedenen Eiſenbahnervereine zu einer Organiſation verſchmolzen. Der 
vichtigſte der in dieſe Organiſation aufgegangenen Vereine, der von Oudegeeſt 
ind anderen Parteigenoſſen geführt ward, ſtand unter ſozialdemokratiſchem 
Linfluß. In den anderen Vereinen aber (zumal in dem Verband der Maſchi⸗ 
iſten) hatten Anarchiſten die Führung. Die Männer, die entgegen Oudegeeſt 
n der Verſammlung auf den Streik drangen, waren faſt alle aus dieſen anderen 
zereinen hervorgegangen, und es war der Durchſchnittsgeiſt der niederländiſchen 
Jewerkſchaftsbewegung, der aus ihnen ſprach. Sie alle waren geneigt, deren 
kraft zu überſchätzen, ihre Allmacht anzunehmen und den Maſſenſtreik als ein 
Vundermittel zu betrachten, durch den die geſellſchaftliche Entwicklung erzwungen 
derden kann. Ganz nach ihrem Wunſche riſſen ſie die Verſammlung mit ſich, 
die der Magnet das Eiſen, denn der Geiſt, der in ihnen war, war auch in ihr. 
Wir wiſſen jetzt, weshalb der Eiſenbahnerſtreik keinen Erfolg haben konnte. 
zerade durch den verhältnismäßig geringen Umfang, den er annahm, endete 
e mit einer ökonomiſchen Kataſtrophe. Die Streiker konnten bei Wiederauf⸗ 
ahme der Arbeit keine einzige Bedingung ſtellen; dazu waren ſie nicht zahl⸗ 
ich genug. Ihre Organiſation wurde total vernichtet. Die Zahl der Opfer 
inn noch nicht feſtgeſtellt werden, da die Geſellſchaften jetzt angefangen haben, 
as entlaſſene Perſonal tropfenweiſe wieder anzunehmen. Sicher aber werden 
yunderte der tüchtigſten Männer für immer ausgeſchloſſen bleiben. Überdies 
at der Eiſenbahnerſtreik auch die Organiſation der Amſterdamer Hafenarbeiter 
t jeinen Fall mitgezogen. Nach einer kurzen Ausſperrung haben ſie, moraliſch 
nd finanziell erſchöpft, unter ſehr ungünſtigen Bedingungen die Arbeit wieder 
ufgenommen. Auch da find viele Opfer gefallen. Aber dieſe Organiſation 
ird ſich vorausſichtlich bald wieder von dem erlittenen Schaden erholen können. 
n Rotterdam iſt es glücklicherweiſe den Hafenarbeitern beſſer ergangen; dort 
it ihre Organiſation nicht nur keinen Schaden genommen, ſondern iſt kräftiger 
worden. Im allgemeinen wurde die Bewegung in Rotterdam beſſer geführt 
id hat in einer für die Arbeiter mehr befriedigenden Weiſe geendet. 

Nach dem vorhergehenden iſt es unnötig zu erklären, weshalb der General- 


zeit ein lächerliches Fiasko machen mußte. Bei einer ſo mangelhaften ökono⸗ 
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mischen Organiſation, fo ungenügender Vorbereitung und Führung, fo geringem 
politiſchen Bewußtſein war dies unvermeidlich. Auf den erſten Punkt — die 
Schwäche der Gewerkſchaftsbewegung — ſoll man nicht zu großen Nachdruck 
legen. Als die Belgier 1893 den Generalſtreik mit ziemlichem Erfolg an: 
wendeten, war ihre Gewerkſchaftsorganiſation wahrſcheinlich nicht viel kräftiger, 
als die unſere es jetzt iſt. Aber ſie beſaßen die Einheit! Ein Band hielt 
ſie zuſammen, eine gemeinſchaftliche Agitation hatte ſie durch Jahre hin⸗ 
durch erzogen, auf ein Ziel hatten ſie den Willen zu richten gelernt. Dies 
alles exiſtierte bei uns nicht. Von Leuten, die ſeit Jahren in der Abneigung 
gegen die Politik erzogen worden waren, denen man es eingebläut hatte, daß 
ſie ſich um den Staat und die Geſetze nicht zu kümmern brauchten, wurde jetzt 
erwartet, daß ſie mit dem gewaltſamen Mittel eines Streiks auf eine politiſche 
Maßregel reagieren würden. Wen kann es wundernehmen, daß die wenigſten 
etwas davon verſtanden? Der Eiſenbahnerſtreik war ein Fehler mit ver⸗ 
hängnisvollen Folgen, der Generalſtreik war eine Torheit, die das Komitee ohne 
die geringſte Ausſicht auf Erfolg begangen, nur um die Schwäche des Eiſen⸗ 
bahnerſtreiks zu verdecken. Die Betriebe, in denen ein Streik einen direkten Einfluß 
auf das wirtſchaftliche Leben haben konnte, ſtreikten ſogar in Amſterdam entweder 
ſehr unvollſtändig oder überhaupt nicht: ſo zum Beiſpiel die Bäcker, Schlächter, 
Typographen.“ Von der eigentlichen Großinduſtrie ſtreikten die Amſterdamer 
Metallarbeiter durch zufällige Umſtände ſchon ehe das Komitee das Signal 
gegeben; die Textilinduſtrie in Twenthe, wo ſozialiſtiſche und chriſtliche Arbeiter 
ungefähr gleich an der Zahl ſind, arbeitete weiter; im „ſchwarzen Süden“ (dem 
katholiſchen Limburg und Brabant mit vielen induſtriellen Mittelſtädten) war 
von einem Streik natürlich keine Rede. 

Die Torheit des Generalſtreiks hat glücklicherweiſe viel weniger ſchlimme 
Folgen gehabt als der Fehler des Eiſenbahnerſtreiks. Die Baubetriebe, Zigarren⸗ 
arbeiter, Metallarbeiter ꝛc. haben hier und da einige Ausgeſperrte, vielleicht ein 
paar Hundert im ganzen, die aber natürlich viel leichter wieder Arbeit bekommen 
können als die Eiſenbahner. Und es ſcheint, daß außer der Organiſation der 
Metallarbeiter in Amſterdam, die aber jo ſchwach war, daß ein Windhauch ſie 
zu Boden werfen konnte, keine andere erheblichen Schaden erlitten hat. | 


* ** 
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Mir erübrigt jetzt noch, die Frage zu erörtern, welche Rolle unſere Parte 
bei der ganzen Geſchichte geſpielt hat und ob fie nicht beſſer getan hätte, ſicl 
fernzuhalten. Unſere Partei befindet ſich augenblicklich in keiner angenehmer 
Lage. Zum erſtenmal, ſeit ſie beſteht, weht ein ſcharfer Wind der Reaktion 
Unſere Führer werden auf der Straße angejohlt, in der Bourgeoispreſſe be 
ſchimpft und verleumdet, die ſozialdemokratiſchen Schullehrer ſind in der Gefahr 
ihr Amt zu verlieren; die Achtung, die ſeitens eines Teiles der bürgerliche 
Geſellſchaft uns entgegengebracht wurde, iſt einer bitteren Feindſchaft gewichen 


1 Wie traurig unbeholfen es herging, erhellt unter anderem daraus, daß, als 
Amſterdam auf Andringen der Bäcker ſelbſt der Streik für ihren Betrieb proklamiert wurd 
die meiſten Privat⸗ und Feinbäckereien weiter arbeiteten: die ſtreikenden waren die Arbeiten 
bäckereien und Konſumgenoſſenſchaften. So entzogen Arbeiter ihren Mitarbeitern das Bro 
und jo wurde der Zweck des Generalſtreiks auf den Kopf geſtellt. Nur wenig fehlte, da 
man den gleichen Fall bei den Typographen erlebte: da hätte die Bourgeoispreſſe fe 10 
ſcheinen können, und die Blätter der Arbeiter wären verſtummt! 1 
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das Kleinbürgertum, das uns ziemlich gut geſinnt war, wendet ſich halb 
furchtſam, halb entrüſtet von uns ab. Und hierzu kommt die ſchändliche Ver- 
leumdung der Anarchiſten, die, weil ſie die Schwäche ihrer Bewegung nicht 
eingeſtehen wollen, unſerem „Verrat“ die Schuld des Mißlingens zuſchreiben 
und mit den niederträchtigſten Mitteln uns bei den Arbeitern verdächtig 
machen. Es iſt ſehr begreiflich, daß unter dieſen Umſtänden in unſerer Partei 
ſelbſt eine leichte Reaktion entſteht und daß ein Teil der Parteipreſſe die Mei⸗ 
nung ausſpricht: „Hätten wir uns nur der Sache ferngehalten.“ Man muß 
feſt in ſeinen Schuhen ſtehen, um die Überzeugung behalten zu können, daß 
unſere Partei das Richtige getan. 

Als die Sozialdemokratiſche Arbeiterpartei ſich gemeinſam mit den oben 
geſchilderten Verbündeten auf den Kriegspfad begab, wußte ſie, daß die Mög⸗ 
lichkeit vorhanden war, in eine Taktik hineinzugeraten, die die ihrige nicht war. 
Was wäre wohl in dieſer ganzen Angelegenheit die echte, rechte ſozialdemokra⸗ 
tiſche Taktik geweſen? Wahrſcheinlich dies: erſt allgemeine Agitation und An⸗ 
drohung eines Eiſenbahnerſtreiks; ſpäterhin, ſobald es deutlich wurde, daß die 
Eiſenbahner nicht ſtark genug mehr waren, die Drohung zurücknehmen, fort⸗ 
fahren mit der Agitation, und die Aufmerkſamkeit auf das Parlament richten. 
Dieſe Taktik aber war einfach unmöglich. Um ſie befolgen zu können, hätte 
ſich die Partei dem Abwehrkomitee nicht anſchließen oder ſpäterhin von ihm 
losſagen müſſen; in dieſem Falle wäre aber die Volksbewegung ohne 
ſie vor ſich gegangen. Dann hätten die Gewerkſchaften vielleicht mit den 
freien Sozialiſten, vielleicht ohne dieſe die Agitation gegen die Knebelgeſetze 
geführt, und unſere Partei hätte abſeits geſtanden. Wir, die wir noch nicht 
kräftig genug waren, ſelber den Strom aufzufangen und zu leiten, wir würden, 
wenn wir es abgelehnt hätten, im ungeordneten Heere der Arbeiter mitzu⸗ 
kämpfen, mit zwingender Notwendigkeit uns zu den Freiſinnig⸗Demokraten 
hinüberverirrt haben, die auch gegen das Streikgeſetz geſtimmt hatten, und viel⸗ 
leicht zu den Liberalen, die ſich ja anfangs ebenfalls gegen dieſe Geſetze er- 
klärten. Die Maſſe der niederländiſchen Arbeiter hat ſich noch nicht ſoweit ent: 
wickelt, daß ſie einer rein ſozialdemokratiſchen Taktik folgen könnte. Deshalb 
mußte die Partei notgedrungen ein wenig abſchwenken, ſei es nach rechts, ſei 
3 nach links. Sie tat das letztere. 

Glücklicherweiſe, wie es mir ſcheint. Wären wir außerhalb des Komitees 
zeblieben oder hinausgegangen, das heißt hätten wir außerhalb der großen 
Bolksbewegung geſtanden, — gewiß, wir trügen jetzt nicht unſeren Teil an dem 
Slend der Niederlage, aber, wir wären keine Arbeiterpartei mehr. Und 
‚a8 wäre ein Unglück, weit verderblicher in ſeinen Folgen als die Vernichtung 
er Eiſenbahnerorganiſation und als alles andere. Wir wären zu den Frei: 
innig⸗Demokraten hingedrängt worden; wir hätten die Grenzlinie zwiſchen uns 
md der bürgerlichen Demokratie verwiſcht, wir wären künftighin gezwungen 
eweſen, uns zu ſtützen auf das Kleinbürgertum, wir hätten das Vertrauen der 
lebeiter verſcherzt in einem Augenblick, wo es auf lange Jahre für die Zu⸗ 
anft der Arbeiterbewegung entſcheidend war, es zu gewinnen. Nein! in den 
Irganiſationen, die ſich dem Komitee angeſchloſſen hatten, in den Organiſationen 
er Eiſenbahner und der Bootarbeiter zumal, da kämpfte das unwiſſende, ver⸗ 
veifelte, verbitterte, tapfere Proletariat, und dahin gehörten wir, wir Sozial⸗ 
emokraten. Es war unſere Pflicht, dies Proletariat zu warnen, — und das 
aben wir getan, obgleich vielleicht nicht nachdrücklich genug und nicht oft genug. 
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Wenn es aber dennoch kämpfen wollte, ſo war es unſere Pflicht, es im Kampfe 
zu unterſtützen, zu führen, anzufeuern und in ſeiner Niederlage zu tröſten. Und 
es iſt mir eine Freude, bezeugen zu können, daß wir dies getan. 


Lange Jahre hindurch war über das geſellſchaftliche Leben in den Nieder⸗ | 
landen ein Nebel gebreitet, und wenn wir die klaren Wahrheiten, welche der 
Sozialismus über Menſchen und Dinge lehrt, verkündeten, da nannten unjere 
Widerſacher unſere Begriffe dogmatiſch und unſere Darſtellungen übertrieben 
und mit grellen Farben ausſtaffiert. Und auch die Arbeiter zweifelten! Durch 
dies plötzliche Auflodern des Klaſſenkampfes iſt alles, was Jahre hindurch halb 
verborgen gelegen hatte, ans Licht gekommen, und deutlich und ſcharf umriſſen 
heben die Silhouetten der Arbeiterklaſſe und der Bourgeoiſie ſich jetzt ab von 
der Lohe, die einen Teil der niederländiſchen Gewerkſchaften vernichtet hat. 

Wir ſehen die Arbeiterklaſſe zwar ſo viel ſchwächer, als ſie zu ſein glaubte, 
ſo ohnmächtig nach dem Größenwahn eines einzigen Tages, — aber auch ſo 
tapfer, ſo erpicht auf ihre Rechte und von einer ſo unbeugſamen Geſinnung 
erfüllt! Denn was die Eiſenbahner und ihre Frauen in dieſen Tagen gewagt 
und getan haben, kann, was fittlichen Mut betrifft, von keinem Proletariat 
der Welt übertroffen werden. Die Arbeiterklaſſe ſieht ſich jetzt ſelber und weiß, 
an was es ihr fehlt. Die harte Lehre muß helfen. Die Gewerkſchaftsbewe⸗ 
gung muß von ihrer Selbſtüberſchätzung und abenteuerlichen: Neigungen genejen. 
Die großmäuligen Schwätzer, die ſie auf einen Irrweg geführt haben, muß ſie 
von ſich weiſen und entſchloſſen ſich an die Arbeit der Organiſation machen. 
Wir ſahen die Bourgeoiſie und den bürgerlichen Staat in ihrer wahren Geſtalt; 
wir ſahen, wie die Regierung, die ſich auf brutale Gewalt verließ, um die 
reaktionären Geſetze durchzuſetzen, von allen Parteien unterſtützt wurde; wir 
ſahen, wie ſie den Geſellſchaften Soldaten lieferte, nicht nur zur Beſchützung 
der Eiſenbahnen, ſondern zu Arbeitswilligendienſten, und nicht nur zum Erſatz 
für Streikende, ſondern noch Wochen nach Beendigung des Streiks an Stelle 
von Ausgeſperrten. Wir hörten, wie die bürgerliche Preſſe die tapferen Eiſen⸗ 
bahner als Miſſetäter ſchlimmſter Sorte beſchimpfte und wie die chriftlichen 
ebenſoſehr wie die liberalen Blätter die Geſellſchaften gegen jede Regung der 
Barmherzigkeit ſcharf machten. | 

Sie fanden das Geſetz nicht ſtreng genug, vier Jahre Gefängnis eine zu 
milde Strafe für das Streiken; ſie wollen vielmehr den Schuldigen und ſeine 
Familie ſtrafen mit Aushungerung oder — mit Verſchiffung als Kolonialſoldat 
nach Oſtindien. Wir ſahen den Kapitalismus in ſeiner ganzen kaltblütigen 
Grauſamkeit, wir ſahen das Scheinchriſtentum entlarvt, den Staat als eine 
mächtige Maſchinerie zur Zermalmung der Arbeiter, die die Todſünde begehen, 
kapitaliſtiſche Dividenden zu gefährden. Und wir ſahen das Morgengrauen 
des politiſchen Bewußtſeins unter den Arbeitern. | 

Die Frucht all dieſer Dinge wird reifen, ſüß für uns, bitter für unſer⸗ 
Gegner. Unſere Partei braucht keinen Rückſchritt zu fürchten; für eine kurz 
Weile wird unter dem Eindruck der Niederlage ihr Wachstum gehemmt werden 
das iſt alles. a | 

Dann aber, über einige Monate, übers Jahr wird das Wachstum erſt rech 
beginnen. Die Regierung und die Bourgeoiſie haben uns ein Propaganda 
material geliefert, wie es in dieſem Lande noch keines gab; und benutzen werde 
wir es! Die Macht der Tatſachen, der Haß gegen den Staat, deſſen Kraß 
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fie nur zu ſchwer empfunden haben, die Erſchwerung der Gewerkſchaftsorgani⸗ 
ſation durch die neuen Geſetze, die Macht der Tatſachen wird ſtärker ſein als 
das Vorurteil, ſtärker als die Verleumdung der Anarchiſten, ſtärker als der 
Einfluß von Domela Nieuwenhuis. Die Regierung und die beſitzende Klaſſe 
treiben durch ihr Auftreten in dieſen Geſchehniſſen die Arbeiter in hellen Haufen 
in die Reihen der Sozialdemokratie. 

22. April 1903. 


die Bedeutung von farbe und form des . 


Von Kurt Grottewitz. 5 


Die Färbung eines Tieres erſchien den Naturforſchern vor Darwin ziemlich 
unwichtig gegenüber der Geſtalt ihrer Organe und überhaupt gegenüber ihrem 
äußeren und inneren Körperbau. Einigen wenigen war es ja aufgefallen, daß 
manche Tiere in ihrem Farbenkleid eine Übereinſtimmung zeigen mit ihrem 
Aufenthaltsort. Aber erſt Darwin ſtellte eine allgemeine Theorie über die 
Färbung auf, eine Theorie, die im Einklang ſtand mit ſeiner Zuchtwahllehre und 
die ungeheuer viel Beſtechliches beſitzt. Dieſe Farbentheorie iſt außerordentlich 
populär geworden, ſie iſt der Glanzpunkt des Darwinismus. Und von den 
Nachfolgern Darwins iſt dann die Theorie weiter ausgebaut und vor allen 
Dingen ſind von ihnen ſoviel Beiſpiele von Farbenanpaſſung zuſammengetragen 
worden, daß allgemein die Anſicht beſteht, bei allen Tieren ſei die Färbung 
eine Anpaſſung, die ihrerſeits ein Ergebnis der natürlichen Zuchtwahl ſei. 

In den letzten Jahren iſt nun ſoviel Material gegen die Selektionstheorie 
vorgebracht worden, daß der Glaube an den Darwinismus ſtark erſchüttert 

worden iſt. Gerade aber die Erſcheinungen der Farbenanpaſſung, zumal der 
Mimiery, gelten noch jetzt als ſtärkſte Stützen dieſer Lehre. Es lohnt deshalb, 
gerade dieſe Erſcheinungen einmal mit einem mehr kritiſchen Auge zu be- 
trachten. Denn gerade auf dieſem Gebiet haben ſich ohne Zweifel viele Forſcher 
zu voreiligen Schlüſſen hinreißen laſſen. 
| Schon an und für ſich kann die Erklärung, die Darwin über die Ent- 
ſtehung der Färbung gegeben hat, nicht mehr befriedigen. Wie ſoll die Um⸗ 
wandlung eines braunen Inſektes in ein grünes vor ſich gegangen ſein? Die 
natürliche Zuchtwahl wird eine geringfügige Abänderung von Braun nicht er⸗ 
halten haben, weil ja ein Tier, das ein paar grüne Pünktchen in ſeinem 
braunen Kleide beſaß, doch um nichts mehr geſchützt war als ſeine braunen 
Genoſſen. Erſt wenn ſofort aus einem braunen Kleide ein total grünes 
geworden wäre, hätte ein Inſekt, das auf dem Laube von Pflanzen lebt, 
davon Vorteil gehabt. Die Entſtehung von Anpaſſungsfarben wird uns alſo 
nach der Darwinſchen Anſchauung keineswegs erklärlich. Aber wie ſollten jene 
anders entſtanden ſein? 

Es iſt gar kein Zweifel, daß in außerordentlich vielen Fällen der Färbung 
und auch der Geſtalt eines Tieres Anpaſſungswert zugeſchrieben worden iſt, 
wo ein ſolcher tatſächlich nicht vorhanden iſt. Das gilt beſonders von allen 
den Färbungen, die nur einem einzigen von den vielen Aufenthaltsorten ent⸗ 
ſprechen, an denen ein Tier ſich aufhält. Ein ganz ausgezeichnetes Beiſpiel 
dafür iſt der Haſe. Es wird allgemein angenommen, daß dieſes graubraune 
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Nagetier dem Ackerboden vortrefflich angepaßt ſei. Nun muß man aber wiſſen, 
daß Meiſter Lampe keineswegs nur auf einem unbeſtellten Felde, ſondern auch 
in dem grünen Kartoffel⸗ und Kohlacker und außerdem im Walde lebt. Dieſen 
Aufenthaltsorten iſt nun ſein Kleid keineswegs angepaßt, im Gegenteil, es 
ſticht recht auffällig von ihnen ab. Aber auch der Ackerboden hat doch recht 
verſchiedene Farben, es gibt weißes, gelbes, ſchwarzes, rotes Ackerland, der 
Haſe hat aber ſein Lager auf allen Bodenarten, mag ihre Farbe ſein wie ſie 
wolle. Daß nun aber das Tier dem Ackerboden angepaßt ſei, iſt gerade nach 
der Darwinſchen Theorie ſchon deshalb ganz unwahrſcheinlich, weil es ja Acker⸗ 
boden in einiger Ausdehnung erſt ſeit tauſend, in manchen Ländern vielleicht 
ſeit zweitauſend Jahren gibt. In ſo kurzer Zeit konnte eine natürliche Zucht⸗ 
wahl, die wer weiß wie lange warten muß, ehe einmal wieder etwas Paſſendes 
auftritt, das ſie erhalten kann, alſo in ſo kurzer Zeit konnte die natürliche 
Zuchtwahl nicht aus einem roten, ſchwarzen oder grünen Haſen, oder wie das 
Tier ſonſt ausgeſehen haben ſoll, einen graubraunen heranzüchten.“ Daß aber 
die graubraune Färbung des Haſenfells nicht als Anpaſſung an den Ackerboden 
aufgefaßt werden kann, das geht aus einer beſonderen Eigenſchaft des Tieres 
ganz deutlich hervor. Meiſter Lampe duckt ſich keineswegs an den Boden, um 
den Blicken des vorübergehenden Jägersmanns oder Hundes zu entgehen. Er 
reißt vielmehr aus, ſobald er fie gewahrt. Das iſt das beſte Zeichen, daß er 
von der Anpaſſung keinen Gebrauch macht. Die Anpaſſung beſteht eben gar nicht. 
So wie mit dem Farbenkleid des Haſen ſteht es ganz ſicher mit dem vieler 
anderer Tiere. Nur iſt ihre Lebensweiſe in den ſeltenſten Fällen ſo bekannt 
wie die des Haſen, und darum iſt die Widerlegung des Irrtums nicht immer 
ſo leicht. Recht auffällig iſt er aber bei einer ganzen Gruppe von Tieren, den 
ſogenannten Glastieren. Dieſe, den verſchiedenſten zoologiſchen Ordnungen an⸗ 
gehörend, haben einen durchſichtigen, glashellen Körper, der ſie im Waſſer dem 
Unkundigen mehr oder minder ſchwer ſichtbar macht. Es ſind meiſt Meeres⸗ 
tiere, Quallen, Würmer, Mollusken, Krebſe, beſonders auch Larven der ver⸗ 
ſchiedenſten Art. Wären dieſe Tiere abſolut glashell — wie es wohl nur 
wenige ſind —, ſo könnten ſie ja gegebenenfalls wirklich überſehen werden. 
Nur muß man bedenken, daß die Waſſerbewohner, die von ſolchen Glastieren 
leben, geübtere Augen haben als ſelbſt ein Naturforſcher, der dieſe Tiere doch 
auch an einem gewiſſen von der Waſſerfarbe abweichenden Scheine erkennt. 
Allein es kommt dazu, daß die Bewegung der Glastiere häufig einen Strudel 
im Waſſer erzeugt und daß man ſie ſowohl daran als überhaupt an der Be⸗ 
wegung erkennt. Nun gibt es aber unter den Räubern des Meeres außerdem 
eine Menge augenloſer Arten, die mit ihrem aufgeſperrten Munde und den 
beweglichen Fühlfäden alles auffangen, was in ihren Bereich kommt, ganz 
einerlei, ob es waſſerhell oder auffallend gefärbt iſt. Das Weſentliche fl 
jedoch, daß die meiſten, vielleicht ſogar alle dieſe Glastiere durchſichtig ſind — 
bis auf den Magen. Der aber leuchtet mit ſeinem dunklen oder bunten Inhall 
ganz deutlich durch den Glaskörper durch. Und was nützt nun der ganze hell. 
Leib, wenn er an dem Mageninhalt auch für das ſtumpfſinnigſte Tier er 
kennbar iſt. Kein Fiſch wird ſich genieren, nach dieſem ſichtbaren Magen zu 
ſchnappen und dabei natürlich das ganze Glastier zu verſchlucken. Es gehör 
die ganze Gedankenloſigkeit und Voreiligkeit der heutigen Farbendeuter dazu 
um hier Anpaſſung anzunehmen. Übrigens ſind die ſüdlichen Meere ſo vol 
von dieſen Glastieren, daß ein Fiſch nur das Maul aufzuſperren braucht, un 
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ſie zu fangen, und tatſächlich ſchwimmen viele Fiſche mit aufgeſperrtem Maule 
im Waſſer umher. Was hat es da für einen Zweck, ob der Körper eines 
Tieres hell oder dunkel iſt? Im allgemeinen gewährt jedenfalls der glashelle 
Leib den Glastieren keinen Schutz. Nun braucht man ja nicht einſeitig zu 
ſein und in jedem Falle die Schutzwirkung des kriſtallklaren Körpers zu 
leugnen. Einzelne Tierarten, bei denen auch der Magen weniger hervortritt, 
können möglicherweiſe öfters den Blicken ihrer Feinde entgehen. Nach Darwinſchem 
Prinzip iſt dieſe Anpaſſung jedenfalls gar nicht zu erklären. Denn die Zucht⸗ 
wahl konnte kein waſſerhelles Tier heranzüchten, ſie konnte es erſt erhalten, 
nachdem es total in allen Teilen des Körpers waſſerhell geworden war, das 
heißt, nachdem es bereits angepaßt war. Mit anderen Worten: die Anpaſſung 
geſchah ohne Selektion. Wie ſie zu erklären iſt, werden wir im folgenden ſehen. 


In einer großen anderen Kategorie von Färbungen hat ſich die Biologie 


nun gar zu ganz abenteuerlichen Deutungen verleiten laſſen. Alles, was über 
Mimiery angenommen und angeblich beobachtet worden iſt, gehört ins Gebiet 
der Fabel. Mimiery gibt es gar nicht in der Natur. Die Vorſtellung, daß 
gewiſſe Tiere lebende oder lebloſe Körper nachahmen, um mit ihnen verwechſelt 
und dadurch unbehelligt zu bleiben, iſt ja bei Naturforſchern wie Laien ſehr 
beliebt, ſie iſt die Romantik in der Naturwiſſenſchaft. Aber ſie iſt eben allzu 
romantiſch, ſie iſt reine Dichtung und keine Wirklichkeit. 

Am bekannteſten iſt die Erſcheinung, daß Inſekten, zumal Schmetterlinge, 
bei gewiſſer Haltung ihrer Flügel welken Blättern gleichen. Man glaubt, daß 
fie dieſe Blattähnlichkeit erhalten haben, um mit Blättern verwechſelt und da⸗ 


durch von ihren Feinden überſehen zu werden. Das iſt natürlich reine Glaubens⸗ 


ache, denn beobachtet hat noch niemand, daß ein Schmetterling wegen ſeiner 
Blattähnlichkeit unbemerkt geblieben wäre. Von vornherein muß man dieſer 
Neinung inſofern Mißtrauen entgegenbringen, als ein ſolcher blattähnlicher 
Schmetterling nur in der Ruhe und bei beſtimmter Flügelhaltung eine Täuſchung 
illenfalls hervorbringen könnte. Als Feinde der Schmetterlinge kommen wohl 
gauptſächlich die Vögel in Betracht Von den letzteren verſchmähen die meiſten 
Inſektenfreſſer Tiere, die ſich in Ruhe befinden. Wenn alſo ein Schmetterling 
uhig daſitzt, ohne ſich zu bewegen, kann er eine ganz beliebige Färbung, Zeich⸗ 
ung und Form haben, er wird doch unbehelligt bleiben. (Andere Inſekten⸗ 
reſſer dagegen klettern auf Bäumen umher und ſuchen von unten auf bis zum 
Vipfel Stamm, Zweig, Aſt für Aſt und Blatt für Blatt ab. Daß dieſe einen 
Schmetterling in ſolcher Nähe für ein Blatt anſehen ſollten, iſt wenig wahr⸗ 
cheinlich, da doch wohl anzunehmen iſt, daß ſie die Nahrung, von der ſie leben, 
inigermaßen kennen. Wer weiß, ob ſie ſich nicht auch noch durch den Geruch 
ei Auffindung ihrer Beute leiten laſſen und in dieſem Falle wäre Mimiery 
eſt recht nutzlos. Daß aber Blattähnlichkeit wirklich nicht die Bedeutung von 
Nimiery beſitzt, daß iſt in einem Falle eklatant erwieſen worden, wie erſt jüngſt 
ie Gräfin Linden in einer Abhandlung „Zeichnung der Tiere“ in der „Natur⸗ 
iſſenſchaftlichen Wochenſchrift“ (Nr. 18 und 19) berichtet. Die Schmetterlinge 
er Gattung Drepana haben nämlich blattähnliche Flügel. Allein die Haltung 
er Flügel iſt eine derartige, daß die Blattähnlichkeit gar nicht bemerkbar iſt. 
ie Schutzwirkung iſt alſo illuſoriſch. Nur eine Art dieſer Gattung hält die 
lügel ſo, daß man dieſe für Blätter halten könnte. Allein gerade dieſe Flügel 
igen keine Blattähnlichkeit. Ob nicht ſo in allen Fällen die Mimiery eine 
ige unbewieſene Annahme, eine bloße Phantaſie iſt? Denn ſolch ein dünner, 
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mit einer Aderung verſehener Flügel iſt doch an und für ſich einem Blatte mit 
ſeiner Nervatur etwas ähnlich. Nun gibt es Hunderttauſende von Inſekten⸗ 
arten, und ſollten ſich unter ihnen nicht auch einige finden, bei denen die Ahn 
lichkeit zufällig noch weiter ginge! Es wäre ſeltſam, wenn dies nicht der Fal 
wäre. Auf manchen Flügeln befindet ſich eine mittlere Ader, die der Mittel 
rippe des Blattes gleicht, von der Seitennerven ausgehen. Wie Theodor Eimen 
ſchon längſt gezeigt hat, kommt dieſe Aderung durch eine Verſchiebung dei 
Flügelrandes zu ſtande, die ihrerſeits die eine Ader ſenkrecht zu den anderer 
verſchiebt. An eine Züchtung zur Blattähnlichkeit iſt gar nicht zu denken, e 
iſt ganz zufällig, daß viele Inſektenflügel eine gewiſſe, übrigens nie recht voll 
kommene Blattähnlichkeit beſitzen. e 
Manche niedere Tiere, namentlich Inſekten gleichen Blattknoſpen, kleine 
Zweigen, Holzſtückchen und dergleichen. Das ſind aber alles ſo indifferent 
Dinge, daß es leicht iſt, eine Unmenge anderer Gegenſtände anzuführen, dene 
fie gleichen. Sie gleichen Streichhölzchen, Schrotkugeln, Eiſenfeilſpänen, Runke 
rübenſamen und dergleichen. Wenn man nur etwas Phantaſie hat, ſo kan 
man wer weiß wieviel Ähnlichkeiten heraustüfteln. Gewiß alle dieſe Ahnlich 
keiten beſtehen, aber es fragt ſich nur, ob ein Feind der betreffenden Tiere fü 
dadurch täuſchen läßt. Darüber fehlen aber alle Beobachtungen und man ti 
deshalb gut, ſeine Phantaſie zu zügeln und dieſe Ähnlichkeiten als zufälliſ 
anzuſehen, die gar keinen Schutzwert beſitzen!“( Es wäre wunderbar, wenn die 
gewaltige Fülle von Formen nicht auch Vergleiche böte mit lebenden oder le 
loſen Objekten. Viele Schnecken gleichen einem menſchlichen Ohre oder eine 
Poſthorn oder einer Zipfelmütze, aber jeder wird dieſe Ahnlichkeiten doch fi 
rein zufällige halten und ihnen ſelbſtverſtändlich keinen Schutzwert zuſpreche 
Jedenfalls erſcheint es ausgeſchloſſen, daß in allen dieſen Fällen die Ahnlichk 
ſyſtematiſch herangezüchtet worden wäre. Aber es iſt natürlich nicht au 
geſchloſſen, daß einmal eine ſolche Ahnlichkeit auch einem Tiere wirklich Vort 
bringt. Nur muß man immer bedenken, daß jedes Tier, es mag noch 
täuſchende Ahnlichkeit mit einem Blatte oder Holzſtückchen beſitzen, ſich dun 
ſeine Bewegung immer verrät. Und im Ruhezuſtand nützt ihm die Ahnlichk 
nicht viel. Der Darwinismus weiſt mit großer Emphaſe auf dieſe Ahnlichkeit! 
hin. Nur er habe eine Erklärung für dieſe Mimiery, der Neo-Lamardismi 
könne ſie nicht erklären. Gewiß, das kann er nicht, aber die Erklärung, 
der Darwinismus hat, iſt eben unhaltbar. Die Mimiery iſt gar nicht zu 
klären, einfach deshalb nicht, weil ſie nicht vorhanden iſt. | 
Manche Tiere gleichen anderen Tieren, die wegen gewiſſen Eigenſchaf 
ungenießbar ſind und darum keine Feinde haben. Das iſt beſonders bei Schmett 
lingen der Fall. In Südamerika gleichen einige wenig verbreitete Weißlin 
arten den ſehr häufig vorkommenden Helikoniden, die wegen ihres widrig 
Geſchmacks von Vögeln nicht gefreſſen werden. Einige analoge Beiſpiele ken 
man auch aus anderen Erdteilen. Die Ahnlichkeit iſt ſtets eine oberflächli 
Man hat außerdem gefunden, daß auch ungenießbare und darum immune Ar! 
einander nachahmen. Es iſt ganz undenkbar, daß eine Art, die an und 
ſich verſchmäht wird, durch natürliche Zuchtwahl einer anderen Art ähn! 
wird, die ebenfalls nicht angegriffen wird. Wenn man weiß, wie ſchwig 
eine Umzüchtung iſt, wie ſelten ſich eine paſſende Form einſtellt, die erhalt 
werden kann, ſo wird man gerade an dieſem Falle zu der Erkenntnis fomn! 
daß die natürliche Zuchtwahl an dem Zuſtandekommen der erwähnten Ahnl) 
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keiten unbeteiligt iſt. Es gibt überhaupt eine Menge Schmetterlinge, die einander 
ähnlich ſind, ohne daß eine von dieſen Arten einen Schutz genöſſe. Und wie 
hier die Ahnlichkeit eine zufällige iſt, ſo iſt ſie es ſicher auch in den Fällen, die 
man als Mimiery betrachtet. Die Schmetterlinge umfaſſen viele tauſend Arten 
und die Körperbildung aller Tiere dieſer Gruppe iſt doch ſo gleichartig, daß 
ſich ſehr wohl eine Anzahl Ahnlichkeiten ergeben können, ohne daß die eine zu 
dem Ausſehen der anderen umgezüchtet worden wäre. 

Es gibt verſchiedene Inſekten, Käfer, Fliegen, die Weſpen und Bienen in 
der Färbung gleichen. Weſpen und Bienen haben einen Giftſtachel, alſo, hat 
man gefolgert, wird es anderen Inſekten von Vorteil ſein, mit ihnen ver⸗ 
wechſelt zu werden. Darnach hätte alſo die natürliche Zuchtwahl verſchiedene 
Kerbtiere den Bienen ähnlich gemacht. Allein die Bienenähnlichkeit iſt doch ein 
recht zweifelhafter Vorteil. Jene Tiere haben nämlich trotz ihres Giftſtachels 
eine ſehr große Anzahl von Feinden, den Weſpenbuſſard und den Bienenfreſſer 
unter den Vögeln, ferner viele Raubweſpen und andere Inſekten. Die Kerb⸗ 
tiere, die alſo den Bienen ähnlich ſind, werden mit Vorliebe von jenen Feinden 
angefallen werden. Es iſt ſehr merkwürdig, daß die einheimiſchen Beiſpiele für 
Mimiery und überhaupt für Farben⸗ und Geſtaltanpaſſung fo leicht in nichts 
zerfallen, wenn man ſie prüft. Bei den exotiſchen Tieren, deren Lebensweiſe 
ja meiſt nur ungenügend bekannt iſt, läßt ſich nur leider nicht immer eine 
Prüfung des Sachverhaltes vornehmen. Es iſt aber auch hier gegenüber all 
den phantaſtiſchen Farbendeutungen die größte Skepſis geboten. 

Hat man allen Grund, an der Exiſtenz von Mimiery überhaupt zu zweifeln, 
ſo gilt dies ebenſoſehr von den ſogenannten Warnungsfarben. Da ſollen grell 
leuchtende Farben im Kleide eines Tieres den Feinden desſelben die Andeutung 
geben, daß ſie eine ungenießbare Beute vor ſich haben. Das iſt ja ſehr geiſt⸗ 
reich ausgedacht, aber es fehlt doch der Beweis für die Richtigkeit der Annahme. 
Jedenfalls iſt es Tatſache, daß die kleinen knallroten Waſſerſpinnen von Fiſchen 
ſehr eifrig verfolgt werden und das, obwohl fie ebenſo wie ihre grauen Ver— 
wandten für Fiſche ungenießbar ſind und wieder ausgeſpien werden, nachdem 
ſie von ihnen verſchluckt worden ſind. Eine vollſtändige Warnungsmalerei will 
man in den Augenflecken erkennen, welche manche Schmetterlinge auf ihren 
Flügeln beſitzen. Man meint, dieſe Flecken gleichen den Augen eines Raubtiers, 
ein Feind, der den betreffenden Schmetterling angreifen will, glaubt ein großes 
Tier vor ſich zu haben. Das iſt aber doch echt menſchlich gedacht. Angenommen, 
ein Vogel halte einen ſolchen Fleck wirklich für ein Auge, obwohl ein Vogel 
wohl weniger Phantaſie hat als ein Biologe, wird er außer dem Auge auch 
gleich noch das Raubtier mitſehen, das jenes beſitzen ſoll? Denn vor einem 
bloßen Auge fürchtet ſich ein Vogel nicht. Alle dieſe Auslegungen ſtehen auf 
ſehr ſchwachen Füßen. Eine geſchäftige Phantaſie hat es leicht, die wunder: 
barſten Ahnlichkeiten und Vergleiche in der lebenden Natur herauszufinden. Das 
Seepferd, das Heupferd gleichen einigermaßen dem Hauspferd, aber niemand 
wird ſie mit ihm verwechſeln oder geheimnisvolle Beziehungen zu ihm ver— 
muten. Phantaſie bleibt Phantaſie. 

Aller Wahrſcheinlichkeit nach kann man die Begriffe Mimiery und Warnungs⸗ 
färbung vollſtändig aus der Biologie der Tiere ſtreichen. Dagegen dürften wohl 
manche Färbungen, die gewiſſe Tiere ihrem Aufenthaltsort täuſchend ähnlich 
machen, einigen Schutzwert beſitzen, alſo wirklich Anpaſſungsfarben ſein. Wir 
haben ſchon anfangs am Haſen und den Glastieren geſehen, wie unkritiſch auch 
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bien die Phantaſie verfahren iſt. In weitaus den meiften Fällen, in denen 
man Anpaſſung angenommen hat, kann von ſolcher gar keine Rede ſein. Auch 
die ſympathiſche Färbung — das iſt eben die, welche mit der Umgebung über⸗ 
einſtimmt — iſt nur eine ſeltene Erſcheinung. Man muß doch bedenken, daß 
eine ſolche Färbung nur wenig nützt. Durch die Bewegung verrät ſich ſchließlich 
doch jedes Tier, außerdem laſſen ſich viele fleiſchfreſſende Tiere nicht durch das 
Geſicht, ſondern durch den Geruch leiten. Es iſt aufgefallen, daß die Polar⸗ 
tiere weiß, die Waldtiere grün, die Wüſtentiere bleich ſandfarben, die nächt⸗ 
lichen und unterirdiſch lebenden Tiere dunkel gefärbt ſind. Allein in dieſer 


Allgemeinheit gilt der Satz keineswegs; es gibt verſchiedene Polartiere, die nicht 


weiß, ſehr viele auf Laub lebende Inſekten und Vögel, die nicht grün, Wüſten⸗ 
tiere und im Dunkeln lebende Tiere, welche nicht die Färbung ihres Milieus 
tragen. Es geht daraus hervor, daß die ſympathiſche Färbung nicht direkt 
notwendig iſt für die Exiſtenz eines Tieres. Nun weiß man außerdem nicht, 
bei wievielen der angeblich ſympathiſch gefärbten Tiere die Farbenübereinſtim⸗ 
mung mit ihrem Aufenthaltsort eine rein zufällige iſt. Allein von allen dieſen 
Erwägungen abgeſehen, muß man doch zugeben, daß in manchen Fällen die 
ſympathiſche Färbung evident iſt. Daß viele hochnordiſche Tiere ſchneeweiß 
ſind im Einklang mit dem ſchnee- und eisreichen Polargebiet, iſt nicht zu leugnen. 
Woher kommt das? War hier wirklich Selektion im Spiele? Es iſt äußerſt 
bezeichnend, daß hier in einem Falle, wo ſympathiſche Färbung außer Frage 
ſteht, die darwiniſtiſche Erklärung unzulänglicher iſt denn je, dagegen eine andere, 
auf lamarckiſtiſchem Prinzip beruhende ſehr plauſibel iſt. Denn wäre der Eis⸗ 
bär oder Schneehaſe durch Naturzüchtung aus einem dunklen Tiere ein ſchnee⸗ 
weißes geworden, jo hätte dies — das liegt ja in der Natur der Selektion — 


nur allmählich über ein großes Heer von Zwiſchenſtufen geſchehen können. 


Allein jedes Tier, das nicht rein weiß geweſen wäre, wäre ebenſogut bemerkt 
worden wie ein ganz dunkles. Jede Zwiſchenſtufe wäre deshalb als unnütz 


wieder ausgerottet worden. Es hätte eben aus einem dunklen Weſen ſofort 
ein ſchneeweißes entſtehen müſſen, wenn die Züchtung überhaupt Zweck haben 


ſollte. Das aber kann die natürliche Zuchtwahl nicht leiſten. 

Es iſt durch Verſuche feſtgeſtellt worden, daß ſtarke Kälte das Fell und 
Federkleid der Tiere weiß macht. Kälte verhindert meiſt die Ausbildung von 
Farbſtoffen, daher bleibt das Haar und die Feder weiß. Kamen urſprünglich 
dunkle Tiere, wie eben der Eisbär, der Schneehaſe, die Schneeeule, nach dem 


hohen Norden, jo bildete ſich in ihrem Kleide das dunkle Pigment nicht aus. 


Das konnte ſofort geſchehen und die Tiere glichen dem Milieu, in dem fie lebten. 
Die Entſtehung der ſympathiſchen Färbung war alſo kein Werk der Naturausleſe, 
ſondern eine Folge des kalten Milieus. Aber nachdem die Farbenübereinſtim⸗ 
mung einmal hergeſtellt war, konnte ſie einem Tiere ſehr wohl Schutz verleihen. 
Man darf indes ſelbſt in dieſem Falle den Schutzwert der Färbung nicht zu 
hoch anſchlagen. Es gibt auch im hohen Norden viele kahle Kämme und Felſen, 


an denen ein buntgefärbtes Geſtein zu tage tritt, es gibt ſonnige Tage, an denen 


die Eislandſchaft in den bunteſten Farben ſchillert, und es gibt viele, viele trübe 
Tage, an denen ein weißes Tier leichter zu ſehen iſt als ein dunkles. Außer⸗ 
dem ſind eine Reihe von Tieren, die des Schutzes recht bedürftig erſcheinen, 


der Moſchusochſe, der Seehund, das Renntier, keineswegs weiß gefärbt. 


Wenn man von ſandfarbenen Wüſtentieren redet, ſo denkt man haupt⸗ 
ſächlich an die Reptilien und kleinen Nagetiere. Denn andere Wüſtenbewohner, 
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zumal die Vögel, haben meiſt bunte Farben. Die Schilder von Reptilien 
haben wohl von Natur eine bleiche Farbe. Die großen Krokodile, die in 
ropiſchen Flüſſen leben, beſitzen eine ſolche Hornfarbe, obwohl ihnen die Aus⸗ 
bildung von Pigmenten ficher nichts geſchadet haben würde. Aber es mag 
ben in der inneren Entwicklung des Reptilienkörpers begründet liegen, daß die 
Schuppen und Schilder nicht leicht Farbſtoffe aufnehmen. So braucht die 
Farbenübereinſtimmung der Wüſtenreptilien nicht auf einem Einfluß ihrer Um⸗ 
gebung zu beruhen, ſondern ſie kann ſich ganz einfach daraus erklären, daß 
dieſe Tiere von Anfang an die natürliche Hornfarbe ihrer Schuppen, Schilder 
ind ihrer Haut bewahrt haben. Auch viele niedere Nagetiere, vor allem die 
Mäuſe, haben an und für ſich meiſt eine graue Färbung, auch wenn ſie nicht 
n der Wüſte leben. Es iſt aber möglich, daß die Schlichtheit in der Pigmen⸗ 
terung oder gar der Mangel von Farbſtoffen im Kleide vieler Wüſtentiere 
zuch darauf beruht, daß ihre Nahrung pigmentlos iſt. In der Wüſte gibt es 
berhaupt wenig Pflanzen, die vorhandenen Gewächſe find aber meiſt ſehr 
leich und unſcheinbar, ſie beſtehen zum guten Teile aus unanſehnlichen 
Sräjern. Bunte Farben fehlen. Aus der Pflanzenwelt kann alſo wahr⸗ 
cheinlich nicht leicht ein Tier auffallende Farbſtoffe aufnehmen, ſo mangelt es 
vohl überhaupt in der Wüſte an bunten Farbenkleidern. Nun muß man aber 
ußerdem noch in Betracht ziehen, daß die Reptilien und Nagetiere der Wüſte 
mterirdiſch im Sande leben, daß fie alſo immer mit Staub bedeckt find. Viel⸗ 
eicht hindert auch dieſes häufige unterirdiſche Leben die Ausbildung lebhafter 
Farben. Das iſt jedenfalls auch der Grund, warum im Dunkeln lebende Tiere 
eine bunte Färbung beſitzen. Denn dieſe ſcheint nur im Sonnenlicht zu ent⸗ 
tehen. übrigens gibt es viele nächtliche und unterirdiſche Tiere, die weiß aus⸗ 
ehen oder wenigſtens eine hellere Färbung haben. Man denke nur an die 
Motten. Alſo auch der Satz ſtimmt nicht, daß alle nächtlichen und unter⸗ 
rdiſch lebenden Tiere dunkel ausſehen. Der Schutzwert einer Farbenüberein⸗ 
timmung iſt eben nicht ſehr groß und in der Nacht oder in der Erde würde 
in blau oder grün gefärbtes Tier ebenſowenig auffallen wie ein dunkles. Daß 
s aber Nachttiere oder an dunklen Orten lebende Tiere von grüner oder 
lauer Farbe nicht gibt, das liegt nur daran, daß ſich bei ſolcher Lebensweiſe 
ern vom Sonnenlicht bunte Pigmente nicht ausbilden. 

Es wurden oben die Glastiere erwähnt, deren waſſerheller Körper für eine 
Inpaſſung an das Leben im Waſſer angeſehen wurde, während doch der 
ſefärbte Magen die Gegenwart der betreffenden Tiere deutlich verrät. Daß 
ber ein waſſerheller Körper im Waſſer ſehr leicht entſtehen kann, ohne daß 
zuchtwahl dabei im Spiele iſt, wird man ohne weiteres begreifen. Es braucht 
ich nur der Körper dicht mit Waſſer anzufüllen, jede Zelle, die aus einer hellen 
gelluloſehaut beſteht, wird um ſo durchſichtiger, je mehr Waſſer ſie enthält. 
Yieje Körperbildung liegt gewiſſermaßen in der Natur des Waſſeraufenthaltes. 
zewiß, wir kennen die Wirkung der äußeren Verhältniſſe noch nicht bis in 
re kleinſten Details, aber jedenfalls befriedigt eine Erklärung, die das Farben⸗ 
eid als Produkt, gewiſſermaßen als Abbild der Umgebung auffaßt, viel beſſer 
ls die Annahme, daß die Farbenübereinſtimmung durch das Zufallsſpiel der 
atürlichen Zuchtwahl zu ſtande gekommen ſei. 

Auch das Farbenkleid der auf Pflanzen lebenden Tiere ſcheint nur deshalb 
rün geworden zu ſein, weil dieſe den grünen Farbſtoff der Blätter als Pig⸗ 
ent benutzten. Daraus würde es ſich auch ganz überraſchend einfach erklären, 
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wieſo manche Inſekten genau die Farbennuance beſitzen wie das Blatt, auf 
dem fie leben, wieſo ſie mitunter genau dieſelben bunten Farben wie Di 
Blume beſitzen, auf der ſie ſich aufhalten. Die Raupe des Sanddornſchwärmerz 
hat genau dieſelbe graugrüne Farbe, wie ſie dem Blatte des Sanddornes eigen 
tümlich ift, ſie beſitzt außerdem einen orangeroten Fleck, der in ſeiner Nuancie 
rung genau den Beeren dieſes Strauches entſpricht. Wenn die Raupe ihr 
Pigmente eben von dem Sanddorn nimmt, von dem fie ſich nährt, jo erklär 
ſich das Wunder auf die einfachſte Weiſe. Es iſt jedenfalls als ſicher anzu 
nehmen, daß die Farbenübereinſtimmung eines Tieres mit ſeiner Umgebung au 
eine direkte Einwirkung dieſer Umgebung zurückzuführen iſt. Oft mag die Über 
einſtimmung allerdings nur eine zufällige ſein. Wir dürfen aber den Schutz 
wert einer ſolchen Farbengleichheit nicht überſchätzen. Beſonders gilt es, i 
der Auslegung von Färbungs⸗ und Geſtaltähnlichkeiten ſehr vorſichtig zu ſein 
Auf dieſem Gebiet hat bis jetzt das Fabulieren geherrſcht. Darum iſt hier ſtreng 
Kritik, wie ſie ſonſt überall in der Naturwiſſenſchaft obwaltet, doppelt nötig 
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Die Gründung der deutſchen Zozialdemokratie. Eine Feſtſchrift der Leipzige 
Arbeiter zum 23. Mai 1903. Verlag der Leipziger Buchdruckerei Aktiengeſellſchaf 
64 Seiten. Preis 40 Pfennig. | 

Am 23. Mai vollendet ſich das vierte Jahrzehnt, ſeitdem der Allgemeine Deutſch 

Arbeiterverein in Leipzig gegründet wurde, womit die Geſchichte der deutſche 

Sozialdemokratie als einer geſchloſſenen Parteiorganiſation begann. Die Leipzige 

Arbeiter haben ſich nicht nehmen laſſen, den Gedenktag durch eine Feſtſchrift 3 

ehren, die eben im Verlag der Leipziger Buchdruckerei erſchienen iſt. Sie erfül 

nicht nur ihren eigentlichen Zweck in würdiger Weiſe, ſondern gibt darüber hinau 
ein Stück Parteigeſchichte, das in dieſer Art vollkommen neu iſt. Die Entſtehun 
der Partei, die bisher, in Bernſteins Laſſalle-Ausgabe wie in Mehrings Parte 
geſchichte, nur ſummariſch und nicht frei von mancherlei Irrtümern dargeſtel 
worden iſt, wird hier zum erſtenmal in all ihren hiſtoriſch⸗pſychologiſchen Zuſammen 
hängen verfolgt, teils durch anregende perſönliche Erinnerungen, die A. Bebel un 

J. Vahlteich geſpendet haben, teils durch hiſtoriſche Darſtellungen, die F. Mehrin 

und G. Jaeckh auf Grund eines urkundlichen und zum Teile völlig neuen Material 

das J. Motteler, unſer in archivaliſcher Sorgfalt und Umſicht unübertrefflich 

Parteiveteran, geſammelt hat. Unſeres Erachtens vermeidet die Schrift glei 

glücklich die beiden Klippen, die jeder Feſtſchrift drohen: ſowohl die Gefahr ein 

flachen und ſchließlich inhaltloſen Rhetorik, als auch die Gefahr einer trockenen, de 
rohe Tatſachenmaterial äußerlich aneinanderreihenden Chronik. Eingeleitet wird de 

Heft durch ein ausgezeichnetes Gedicht Klara Müllers, dazu iſt es mit den woh 

gelungenen Porträts der Männer geſchmückt, die in den jungen Jahren der Parte 

entwicklung an erſter Stelle geſtanden haben, feine äußere Ausſtattung iſt in jed 

Beziehung zu loben. So empfehlen wir es der Aufmerkſamkeit aller, die an di 

Geſchichte der Partei ein näheres Intereſſe nehmen, und wünſchen ihm in Parte 

kreiſen die weiteſte Verbreitung. 


Die Verſicherung der Mutterſchaft. Aus dem Franzöſiſchen von Louis Fran 
Dr. Reifer und Louis Maingie bearbeitet von Nina Carnegie Mardo 
Leipzig 1902, Verlag H. Seemann Nachf. 101 Seiten. Preis 2 Mark. 

Den ärztlichen Teil der Frage behandelt L. Frank und kommt, nach ein 
gemeinverſtändlichen Darlegung der Krankheiten, die in einer mangelhaften Rü 
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bildung der Fortpflanzungsorgane nach dem Geburtsakt ihre Urſache haben, zur 
Forderung einer ſechswöchigen Ruhezeit nach der Entbindung. Obwohl kräftige 
Frauen vor Ablauf dieſer Friſt arbeitsfähig ſein können, ſtellen ſechs Wochen ſchon 
im Hinblick auf die Pflege des Säuglings das Minimum dar. (Eine in dieſem 
Zuſammenhang angeführte belgiſche Statiſtik, die die Zunahme der Kinderſterb— 
lichkeit beweiſen ſoll, iſt für dieſen Zweck wertlos, da die Todesfälle der Säug⸗ 
linge auf die Geſamtzahl der Todesfälle anſtatt auf die der Geburten bezogen 
werden.) Vor der Niederkunft iſt im Intereſſe der Mutter und der Frucht eine vier⸗ 
zehntägige Arbeitsenthaltung geboten (am 265. Tage nach der letzten Menſtruation ſoll 
die Ruhe beginnen). Für die Mutter wird dadurch die Gefahr einer Verlagerung des Fötus 
wie die der Überanſtrengung im allgemeinen vermindert, das Kind hat größere Chancen, 
völlig ausgetragen zu werden, und wird in beſſerem Ernährungszuſtand geboren. 
In dem zweiten Teile wird die Vorgeſchichte des Arbeitsverbots der Wöchne⸗ 
rinnen wiedergegeben und eine Stelle aus den Satzungen der Teppichweber der 
Stadt Paris aus dem Jahre 1290 angeführt, in der es heißt, „von dieſem Moment 
an ſoll keine Frau arbeiten oder ein Handwerk treiben, wegen der damit verbundenen 
Gefahren. Denn wenn eine Frau ſchwanger iſt und das Handwerk beſchwerlich, 
könnte ſie ſich derart ſchwächen, daß ihr Kind daran zu grunde ginge.“ Es folgt 
eine Darlegung des heutigen Standes der Geſetzgebung in den verſchiedenen Ländern, 
die, wie im folgenden Abſatz ausgeführt wird, nur in denjenigen Staaten eine relative 
Wirkſamkeit entfaltet, wo mit dem Arbeitsverbot der Schadenerſatz für den Lohnausfall 
durch die Krankenkaſſen Hand in Hand geht (Deutſchland, Oſterreich und Ungarn). Es 
ſollen daher unter Zuziehung der Arbeiterinnen, der Unternehmer und des Staates 
Mutterſchaftskaſſen gegründet oder den Krankenkaſſen die Mutterſchaftsverſicherung 
zur Pflicht gemacht werden, um allen in der Induſtrie beſchäftigten Arbeiterinnen 
im Falle des Wochenbetts für die Mindeſtdauer von acht Wochen einen Erſatz für 
Lohnausfall in der vollen Höhe des ortsüblichen Taglohns zu gewähren, freie ärzt⸗ 
iche Behandlung und freie Arznei, ſowie eine Vergütung für ſonſtige Wochenbett⸗ 
zuslagen. Die vorausſichtliche jährliche Koſtenhöge wird für Frankreich bei 
2591366 auf induſtriellem Gebiet beſchäftigten Arbeiterinnen und 165847 jährlichen 
Entbindungen auf 18575000 Frances angegeben, für Großbritannien (2383521 
Arbeiterinnen und 190681 Entbindungen) auf 21356272 Francs, für Italien 
2005394 Arbeiterinnen und 120324 Entbindungen) auf 13476288 Franes, für 
Deutf chland (1313 220 Arbeiterinnen und 105057 Entbindungen) auf11766384 Franes, 
ür Oſterreich (338 895 Arbeiterinnen und 27111 Entbindungen) auf 3036432 Francs 
1 ſ. w. Leider iſt nicht geſagt, auf welche Veröffentlichungen ſich dieſe Berechnung 
tüßt, Gefordert werden ferner Aſyle für Schwangere, Vermehrung der Entbindungs⸗ 
mſtalten, Geneſungsheime für Wöchnerinnen und Krippen für Säuglinge. Ein Teil 
der Staatskoſten für dieſe Zwecke ſollte durch eine Zölibatſteuer gedeckt werden. 
Louis Maingie behandelt den verſicherungstechniſchen Teil. Auf Grund ein⸗ 
gehender Berechnungen kommt er zu dem Schluſſe, daß eine Kaſſe, die nur Mutter⸗ 
ſchaftskaſſe iſt, je nach dem Lebensalter, mit dem die Wahrſcheinlichkeit der Nieder⸗ 
unft wechſelt, verſchiedene Jahresprämien erheben müßte, die zum Beiſpiel bei einer 
eiten Entſchädigung von 100 Francs mit 28 Centimes Jahresbeitrag im vierzehnten 
Jahre einzuſetzen hätte, ihr Maximum von 17,28 Frances im ſiebenundzwanzigſten. 
und achtundzwanzigſten Jahre erreicht, um von dieſem Zeitpunkt an die Jahres⸗ 
rämie wieder zu vermindern. Um dieſen großen Schwankungen der Verſicherungs⸗ 
brämien zu entgehen, empfiehlt der Autor, die Wöchnerinnenverſicherung der Kranken⸗ 
derſicherung anzugliedern, und gibt die Grundſätze, nach denen die Prämien feſt⸗ 
uſetzen find, um das Riſiko zu decken. Mit Recht warnt er dringend vor Verſuchen, 
ohne eine wiſſenſchaftliche Baſis ſolche Kaſſen ins Leben zu rufen. Obwohl ſich 
vegen des Schwankens der Geburtenfrequenz nicht eine abſolute Genauigkeit der 
Berechnung erzielen läßt, kann doch die annähernde Höhe des durch die Verſicherung 
zu deckenden Schadens mathematiſch berechnet werden. Oda Olberg-Lerda. 
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Eduard Fuchs, Die Karikatur der europäiſchen Völker vom Altertum bis zur 
Neuzeit. Neue Folge 1848 — 1900. Heft 1—3. Berlin, A. Hoffmann & Co. 


„über die Hauptpunkte ſind wir einig, wir und die beim Kaffeeſieden drüben; 
es fragt ſich nur, Herr Maier, ob Sie die Diktatur annehmen wollen — wir Tonne 
dann gleich am Dienstag nach dem Zapfenjtreich . 

Aber das Bild muß man dazu geſehen haben, das Bild! Gleichgültig, ob's in 
Ritzebüttel war oder in Neuſtadt, wo die Revolution alſo anhub, gleichgültig Tag, 
Stunde und alle weiteren Nebenumſtände. Ein ſiebenbändiges Geſchichtswerk kann 
uns vom geiſtigen Inhalt des deutſchbürgerlichen Revolutionszeitalters nicht mehr 
ſagen, als dieſe vierzig Quadratzentimeter Zeichnung es tun. Dieſer kleine, herab⸗ 
gekommene Bureaukrat und Feldwebel a. D., dieſer treuherzig⸗ſtumpfſinnige Krämer 
mit der Wichtigkeitsmiene, und dann er, der Diktator — oh Kinder, Kinder! 

Aber dann die anderen wieder! Dieſe Fürſtchen auf ihren Thrönchen, dieſe 
Generäle, dieſe Soldaten. Und den Mann muß man ſehen, der ſich „gleich weit 
entfernt von der Republik wie von der Reaktion hält“, und den bayeriſchen Betz 
bruder, der vor dem Bilde einer mageren Magdalena und in Anweſenheit einer 
üppigen Köchin Gebete gegen den böſen Geiſt winſelt. Alle Toten ſtehen wieder 
auf, alle Flächen färben ſich, aus hundert kleinen ſpöttiſchen Bildchen tritt uns das 
große ernſte Bild der Vergangenheit entgegen. | 

Der Kenner und Sammler Fuchs iſt der natürliche Feind des Schriftſtellers 
Fuchs. Je beſſer jener das Bildermaterial auswählt, deſto weniger bleibt diejem | 
zu ſagen übrig. Fuchs überläßt den Zeichenkünſtlern, die uns näher gebracht zu 
haben ſein Verdienſt iſt, willig die Rolle des Protagoniſten und beſchränkt ſich 
darauf, ſelbſt den Chorus in dieſer buntbewegten Komödie zu ſpielen. Bei dieſem 
Buche muß es eben jedem ſo gehen wie den Kindern, die ſich erſt an den Illu⸗ 
ſtrationen ſattgeſchwelgt haben müſſen, ehe fie daran gehen, den Text zu leſen. 
Dann aber fügen wir uns auch ruhig der führenden Hand und haben dabei die 
Freude, auch im Texte manchen illuſtrativen Zug zu finden, der die Darſtellung 
belebt und die Anſchaulichkeit hiſtoriſcher Verhältniſſe fördert. 

Es gilt auch von den erſten drei Heften des zweiten Bandes, was vom erſten 
Bande geſagt iſt: ein unſchätzbares Quellenwerk für Forſcher, für Laien aber das fröh⸗ 
lichſte und unterhaltſamſte Lehrbuch der Weltgeſchichte, das je geſchrieben worden iſt. 
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Berufsgenoſſenſchaften und Kriſis. Der Geſchäftsumfang der größeren Berufe 
genoſſenſchaften Deutſchlands ift im Jahre 1901 gegen das Vorjahr bei einzelnen | 
Berufsgenoſſenſchaften ganz erheblich zurückgegangen, und zwar bei der Knapp: 

ſchaftsberufsgenoſſenſchaft die Zahl der verſicherten Betriebe von 2094 
auf 1929, während die Zahl der verſicherten Perſonen ſich von 565060 auf 
607367 erhöht hatte. Ganz erheblich hatten die Ziegelei- und die Steinbruchs 
berufsgenoſſenſchaft unter der herrſchenden Kriſis zu leiden, da beide Berufs⸗ 
genoſſenſchaften gegen das Vorjahr nicht allein eine große Anzahl Betriebe, ſondern 
auch Tauſende von Arbeitern weniger verſichert hatten. Bei der Ziegeleiberufs⸗ 
genoſſenſchaft iſt die Zahl der Betriebe von 14120 auf 13647, alſo in einem 
Jahre um 473, die Zahl der verſicherten Arbeiter von 289044 auf 271914, alſo um 
17130 zurückgegangen! Noch mehr hatte die Steinbruchsberufsgenoſſen⸗ 
ſchaft Verluſte. Deren Betriebe haben gar um 4311 abgenommen, da ſie von 
17545 auf 13234 zuſammengeſchmolzen ſind, während die Zahl der in dieſen Be⸗ 
trieben beſchäftigten Arbeiter von 419144 auf 384086, alſo um 35058 zurück⸗ 
ging. Alle Berufsgenoſſenſchaften der Metallinduſtrie weiſen, wie in der 
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„Neuen Zeit“ öfters bemerkt, einen erheblichen Rückgang auf. Neun Metallberufs- 
genoſſenſchaften hatten allein 46983 Arbeiter weniger als im Jahre 1900 ver— 
ſichert! Auch die Ziffern der Baugewerks⸗ und Textilberufsgenoſſenſchaft 
zeigen, daß in dieſen Branchen Tauſende Arbeiter infolge der Kriſis entlaſſen 
wurden. Eine Zunahme an Mitgliedern hatten nur die Brauerei- und Mälzerei- 
berufsgenoſſenſchaft, die Bekleidungsinduſtrieberufsgenoſſenſchaft, die 
Berufsgenoſſenſchaft der chemiſchen In duſtrie, die Lagereiberufsgenoſſen— 
ſchaft, wohl nur infolge der Ausdehnung der Verſicherungspflicht auf mehrere 
tauſend Arbeiter, zu verzeichnen; ebenſo die Holzberufsgenoſſenſchaften. 

Stellt man die Zahlen aller 21 größeren Berufsgenoſſenſchaften zuſammen, ſo 
ergibt ſich, daß im Jahre 1900 noch 3873966 Perſonen, im Jahre 1901 dagegen 
nur 3831552 Perſonen verſichert waren, mithin eine Abnahme von 42414 Induſtrie⸗ 
arbeitern! Erſchreckend groß iſt der Ausfall an Arbeitslöhnen. Die Löhne 
ſind in einzelnen Berufsgenoſſenſchaften um mehrere Millionen Mark geſunken. Das 
iſt die Kriſis! 

Beſonders intereſſant iſt der Bericht der Müllereiberufsgenoſſenſchaft, 
in welchem es über das Jahr 1901 heißt: „Leider iſt im abgelaufenen Jahre ein 
ſolcher Rückgang in der Zahl unſerer verſicherungspflichtigen Betriebe ein⸗ 
getreten, wie wir ihn ſeit Beſtehen unſerer Müllereiberufsgenoſſenſchaft noch nicht 
zu verzeichnen hatten.“ Am Schluſſe des Jahres 1900 betrug die Zahl der ver: 
ſicherungspflichtigen Betriebe 34527 mit 71214 Vollarbeit ern. Dagegen weiſt 
der 31. Dezember 1901 nur einen Beſtand von 33451 Betrieben mit 68382 Voll⸗ 
arbeitern auf. Das iſt eine Abnahme von 1076 Betrieben mit 2832 Arbeitern, 
oder rund 3 Prozent des geſamten Beſtandes. „Hauptſächlich betrifft der Rückgang 
die kleinen Betriebe (Wind- und Waſſermühlen), von denen rund 400 zur Ein⸗ 
ſtellung gekommen ſind.“ 

Im einzelnen weiſen eine Abnahme auf: a) die Windmühlen um 477 Betriebe, 
b) die Waſſermühlen um 591, c) die Dampfmühlen um 3, d) die Olmühlen um 12, 
e) die Graupenmühlen um 6, f) die Reismühlen um 1 Betrieb. Eine Zunahme 
weiſen auf: a) die Mühlen mit Waſſer⸗ und Dampfkraft um 2, b) die Häckſel⸗ 
ſchneidereien um 12 Betriebe. 

Die geſamten 33451 Betriebe verteilen ſich wie folgt: a) Getreidemühlen mit 
Windkraft 10318, mit Waſſerkraft 19845, mit Dampfkraft 815, mit Waſſer⸗ 
und Dampfkraft 1868 Betriebe, b) Olmühlen 498, c) Graupen- und Schäl- 
mühlen 22, d) Häckſelſchneiderei 72, e) Reismühlen 13 Betriebe. 

Die Sektionen XI bis XIV (Heſſen⸗Naſſau, Baden, Württemberg und Elſaß) 
weiſen keine Windmühlen auf. 508 Mühlenbeſitzer hatten ſich ſelbſt ver— 
chert! Im Berichtsjahr hatten aber 81 Unternehmer ihre Selbſtverſicherungs⸗ 
serträge gelöſt. „Offenbar trägt die ſchwere wirtſchaftliche Notlage unferer 
Mühlen beſitzer die Schuld daran, daß in erheblich höherem Umfang als in 
rüheren Jahren eine Kündigung der Selbſtverſicherungsverträge ſtattgefunden hat“, 
demerkt der Bericht. Es ſei dies ſehr bedauerlich, da im Berichtsjahr 
vieder 40 Unfälle von nicht verſicherten Unternehmern gemeldet worden 
jeien. Wäre da die Zwangsverſicherung all dieſer Kleingewerbetreibenden 
licht die beſte Löſung dieſer Frage? Der Durchſchnittslohn eines Vollarbeiters 
ver Müllereiberufsgenoſſenſchaft war im Jahre 1901 778,29 Mark gegen 749,93 Mark 
m Vorjahr. Den höchſten Durchſchnittslohn weiſt Sektion Köln-Rhein mit 
04,19 Mark, den niedrigſten Lohn Mittelhufen-Oſtpreußen mit 622,84 Mark auf. 
Inter Titel „Verwaltungsausgaben“ finden wir einen Poſten: „8000 Mark Ent⸗ 

chädigung an den Vorſitzenden.“ So bezahlen die Unternehmer ihre „Ehren- 
imter“. E. G 


Zur Kriſis in der Metatlinduſtrie. Faſt jeder Geſchäftsbericht der vielen 
Netallberufsgenofjenichaften meldet uns einen erheblichen Rückgang der Zahl der 
eſchäftigten Arbeiter und deren Löhne. Auch der von allen Berichten der Berufs⸗ 
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genoſſenſchaften Deutſchlands am ſorgfältigſten zuſammengeſtellte, ſogar mit mehr⸗ 
farbigen Tafeln verſehene Geſchäftsbericht der „Maſchinenbau- und Kleineiſen⸗ 
induſtrie-Berufsgenoſſenſchaft“ meldet aus dem Jahre 1901 ſehr ſchlechten 
Geſchäftsgang, der ſich inzwiſchen noch verſchlimmert hat. | 

Die Zahl der Betriebe ift geſtiegen, die Zahl der beſchäftigten Arbeiter zurück- 
gegangen wie folgt: ö 


N Zahl Zahl Verdiente 
Jahr der Betriebe der Verſicherten Löhne und Gehälter 
1900 17368 165769 180912804 Mark 
1986011 5 157841 166418179 = 
—-586 —7928 14 494 625 Mark 


Alſo faſt 8000 Arbeiter — 5 Prozent aller weniger beſchäftigt und 14½ Mile 
lionen Mark weniger Löhne ausgezahlt!! 1 
Das nennt man Elend! u 
Der Vorſtand der Berufsgenoſſenſchaft bemerkt hierzu: „Der erhebliche Rückgan 
(der Zahl der verſicherten Perſonen) an verdienten Gehältern und Löhnen iſt eine 
Folge des allgemeinen wirtſchaftlichen Rückganges der geſamten Eiſen⸗ 
in duſtrie!“ Das ſtimmt. 1 
Der Bericht bemerkt ferner, „daß im Jahre 1901 36350 Perſonen (Vollarbeiter 
zu 300 Arbeitstagen) weniger verdient haben als den ortsüblichen Tage⸗ 
lohn erwachſener Tagearbeiter! ... Im Jahre 1900 waren nur 29547 Perſonen 
mit weniger Verdienſt als dem ortsüblichen Tagelohn erwachſener Tagearbeiter bes’ 
ſchäftigt!“ Bedenkt man, wie niedrig die ortsüblichen Tagelöhne an den meiſten 
Orten Deutſchlands noch ſind, ſo kann man aus der erhöhten Zahl der ſchlecht 
gelohnten Arbeiter ſchließen, wie die „Lebenshaltung“ des Arbeiters dieſer Branche 
ſich „verbeſſert“ hat! | e\ 
Die Zahl der beſchäftigten Arbeiter (ohne Selbſtverſicherte) betrug im Jahre 1901 
in der Abteilung Maſchinenbau 81669, in der Kleineiſeninduſtrie 75045 
davon waren 36350 Perſonen mit 15055739 Mark Verdienſt, bei denen der Tage 
lohn geringer war als der ortsübliche Tagelohn Erwachſener, und 120364 Perſonen 
mit 151362440 Mark Verdienſt, bei denen er höher war. 
Die Berufsgenoſſenſchaft hat in ihrem neuen Statut die Beſtimmung auf⸗ 
genommen, daß künftig die Zwangsverſicherung auf ſämtliche mit elementarer Kraft 
arbeitenden Hausgewerbetreibenden, gleichviel ob ſie Perſonal beſchäftigten 
oder nicht, ausgedehnt ſei. Die Folge war, daß rund 900 Schleifereibetriebe im 
Kataſter der Berufsgenoſſenſchaft gelöſcht wurden. Dies gefiel natürlich den bei 
dieſer Frage ſtark „intereſſierten“ Solinger Fabrikanten nicht, die bei dem Reichs⸗ 
verſicherungsamt beantragt hatten, dieſer neuen Beſtimmung des Statuts die Ge⸗ 
nehmigung zu verſagen, da dadurch die Arbeitgeber erheblich belaſtet würden. 
Reichsverſicherungsamt und Regierung zu Düſſeldorf ſtellten ſich aber auf ſeiten der 
Berufsgenoſſenſchaft. Nach den Berichten wurden der Berufsgenoſſenſchaft im 
Jahre 1901 insgeſamt 9720 Unfälle gemeldet. Auf 1000 verſicherte Perſonen kamen 
61,58 Unfälle. Entſchädigt wurden jedoch nur 1582 — 16 Prozent der gemeldeten 
Unfälle, ſo daß auf 1000 verſicherte Perſonen „nur“ 10,02 Unfälle kamen. Von den 
1582 entſchädigten Unfällen ereigneten ſich nach dem Bericht 636 — 40 Prozent an 
Maſchinen und 946 — 60 Prozent bei gewöhnlichen Handarbeiten. Von den Ver⸗ 
letzten waren 1430 Erwachſene männlichen Geſchlechtes, 8 Erwachſene weiblichen 
Geſchlechtes, 139 Jugendliche (unter 16 Jahren) männlichen Geſchlechtes und 
5 Jugendliche weiblichen Geſchlechtes. Die Folgen der Unfälle waren in 
72 Fällen Tod, in 20 Fällen völlige Erwerbsloſigkeit, in 1152 Fällen „teilweiſe“ 
und in 338 Fällen „vorübergehende“ Erwerbsunfähigkeit. 1 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Pott mkinſche Dörfer. 
Berlin, 6. Mai 1903. 


In eigentümlichem Gegenſatz zu der modernen Arbeiterbewegung, die in 
dieſem Frühjahr ſo kräftig wie je ihre mächtigen Wellen ſchlägt, ſtehen die 
Urſtenbeluche und Türſtenempfänge und Fürſtenreiſen, von denen die bürger⸗ 
lichen Zeitungen mit einer Ausführlichkeit und einem Wohlbehagen zu berichten 
wiſſen, als handle es ſich um weltgeſchichtliche Taten zum Heile der Menſch⸗ 
heit. Die Pflicht, dieſe Zeitungen zu leſen, wurde in den letzten Wochen 
faſt zur unerträglichen Qual, wenn man fie nicht aufſchlagen konnte, ohne 
ſich durch endloſe Lobgeſänge auf König Eduard in Liſſabon und Rom und 
Paris, oder Kaiſer Wilhelm in Rom oder König Georg in Dresden würgen 
zu müſſen. 
Man könnte den fatalen Eindruck eher überwinden, wenn man annehmen 
dürfte, daß die kapitaliſtiſchen Homere wenigſtens einen Funken guten Glaubens 
beſäßen. Aber den beſitzen ſie nicht; ſie wiſſen ganz gut, daß ſie ihren Leſern 
Potemkinſche Dörfer vorführen. Am kraſſeſten lag der Fall in Dresden. Der 
König Georg hatte bei ſeiner Abreiſe zu einem Erholungsaufenthalt am 
Gardaſee jene Kundgebung gegen ſeine ehemalige Schwiegertochter erlaſſen, die 
ſelbſt unter den ſächſiſchen Philiſtern — und man muß jagen, zu ihrer Ehre — 
das peinlichſte Aufſehen erregte und die tiefſte Verſtimmung hervorrief. Dem 
frommen Chriſten, dem das Gebot ſeines Erlöſers ein verzeihendes Urteil über 
die Ehebrecherin vorſchrieb, und nun gar dem Nachkommen Auguſts des 
Starken, jenes „glorreichſten“ Albertiners, der einige Hunderte von Baſtarden 
in die Welt ſetzte und der ſächſiſchen Bevölkerung das letzte Mark aus den 
Knochen preßte, um ſeine Kebsweiber, darunter ſeine eigenen Töchter, mit 
Reichtümern zu überſchütten, lag das Wort von der „im ſtillen längſt gefallenen 
Frau“ gewiß nicht nahe. Aber ſtatt das Schweigen des Volkes zur Lehre des 
Königs werden zu laſſen, ſannen die Hofſchranzen nur darauf, den von ſeiner 
Erholungsreiſe heimkehrenden König zu täuſchen, indem ſie die Stimmung des 
1902-1903. II. Bd. 11 
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Volkes mit einer Skrupelloſigkeit fälſchten, gegenüber der ſelbſt Potemkin noch 
als naiver Stümper erſcheinen könnte. 3 

Die Einzelheiten der Tragikomödie find unſeren Leſern aus den Tages 
blättern bekannt. Man trieb abhängige Beamte und ihre Familienangehörigen 
wie das liebe Vieh auf die Straße und ließ ſie Hurra ſchreien, was das Zeug 
hielt. Die „alte Sachſentreue“ mußte herhalten, als wäre Auguft der Starke 
wirklich noch lebendig. Das ſtimmt nun freilich nicht; die große Maſſe der 
ſächſiſchen Bevölkerung iſt frei von jedem Schimmer dynaſtiſcher Anhänglich⸗ 
keit, nicht nur das Proletariat, ſondern auch die Bourgeoiſie, wie das Jahr 1866 1 
gezeigt hat. „Nächſt dem Hauſe Habsburg hat kein anderes Fürſtengeſchlecht 
die Jahrhunderte hindurch ſich ſchwerer verſündigt an der deutſchen Nation, 
als das Haus der Albertiner. . . . Zu vergeſſen verſtehen die Albertiner jo” 
wenig wie der Stuhl von Rom; die Sicherheit des neuen deutſchen Bundes 
fordert, daß ſie die Schuld der Väter und die eigene Schuld durch den Verluf 3 
des Thrones büßen.“ So ſchrieb damals Treitſchke, der Prophet der deutſchen 
Patrioten, ſelbſt ein geborener Sachſe, und man weiß, wie kräftig im Jahre 1866 
die ſächſiſche Bourgeoiſie an dieſem ſchönen Ziele gearbeitet hat. 1 

Aber wahrlich, nicht ohne Grund feiert fie in Treitſchke ihren Propheten. 
Er hat ſchon die Szenen vorausgeſehen, die ſich in Dresden eben abgeſpielt 
haben, und wir wollen ſeine draſtiſche Schilderung wiedergeben, mit Auslaſſung 
einiger Worte, die dem Erſcheinen dieſes Heftes gefährlich werden könnten. 
Treitſchke alſo ſchreibt: „Man male ſich die Szene aus, wie der König einzieht | 
in feine Hauptſtadt, wie der allezeit getreue Stadtrat von Dresden den. * 
IM Worten des Dankes und der Verehrung empfängt, wie rautenbekrän 
weiß und grün gekleidete Jungfrauen ſich neigen vor der Krone, 
wie ein anderer Mahlmann die läppiſchen Geſänge der patriotiſchen Dichtkun 18 
erſchallen läßt: Das Veilchen blüht, die Raute grünet wieder —, wahrhaftig, 
ſchon der Gedanke iſt ekelerregend. Es wäre ein Anblick, wie wenn erwachſene | 
Männer mit Bleiſoldaten und Schaukelpferden fpielten.... Im Namen deutſcher | 
Redlichkeit proteſtieren wir dagegen, daß die fratzenha Lüge legitimiſtiſcher 
Huldigungen auf dem Boden des neuen Deutſchlands geduldet werde.“ Jawohl \ i 
deutſche Redlichkeit! als ob die noch etwas zu jagen hätte, wenn der deutſche che 
Bedientenſinn ſich einmal ſo recht nach Herzensluſt austoben kann. 4 

Verhältnismäßig erträglicher erſchien die Reife des engliſchen Königs ü über | 
Liſſabon, Rom und Paris. Der alte, dicke Herr, der ein jo luſtiges Leben 
hinter ſich hat, denkt vermutlich mit einiger Skepſis über das namenloſe Glück, | 
das die Fürſten den Völkern bringen ſollen, und an der Spitze der englischen 
Weltmacht braucht er am Ende auch nicht ſo ſehr vom Gefühl ſeines Gottes 
gnadentums durchdrungen zu ſein. In Rom weigerte er ſich, den Hokuspokus 
von der „Gefangenſchaft“ des Papſtes im Vatikan anzuerkennen, und brachte 
es ſogar zu einem kleinen Triumph über die vatikaniſche Diplomatie, wie 9 
nicht jedem proteſtantiſchen Potentaten beſchieden iſt. Man empfindet es jch on 
wohltätig, daß die Reiſe des engliſchen Königs nur von dem altherkömmlichen 
Tamtam höfiſcher Redensarten begleitet worden iſt, ohne gleich zu einer völken 
erlöſenden Tat aufgebauſcht zu werden. Freilich der Tamtam, den ſie her 
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gerufen hat, war auch nur ein Potemkinſches Dorf. Von ihr gilt dasſelbe, 
was Bismarck über den Beſuch urteilte, den die Mutter des jetzigen Königs 
von England im Jahre 1888 in Berlin abſtattete. Bismarck ſagte den frei⸗ 
ſinnigen Helden, die von dieſem Beſuch der Himmel weiß welche ſegensreichen 
Folgen erwarteten: Macht euch doch nicht lächerlich; es gibt auf der weiten 
Welt nichts Gleichgültigeres, als ſolche Fürſtenbeſuche. 

Dies ganz verſtändige Urteil ihres Abgotts ſollten ſich die deutſchen Philiſter 
hinter die Ohren ſchreiben, die von dem Beſuch des deutſchen Kaiſers in Rom 
ein Aufſehens machen, als ſtänden wir an der Schwelle eines neuen Zeitalters. 
Glauben ſie denn wirklich daran, daß die italieniſche Nation vor Entzücken 
aus der Haut gefahren iſt, weil Wilhelm II. auf einige Tage in Rom erſchienen 
iſt? Was ſollte die Italiener dazu veranlaßt haben? Was hat ihnen Wilhelm II. 
Gutes getan, das ſie bewegen könnte, ihn auf Händen zu tragen? Darin ſoll 
ganz gewiß kein verſteckter Vorwurf gegen den deutſchen Kaiſer liegen, im 
Gegenteil! Er hat nicht nur nicht die Pflicht, ſondern nicht einmal das Recht, 
die italieniſche Nation zu beglücken, die für dieſen Zweck ihren eigenen König 
von Gottes, wenn auch nicht von Papſtes Gnaden beſitzt. Alſo — zu der 
grenzenloſen Begeiſterung, die das italieniſche Volk nach der Schilderung unſerer 
patriotiſchen Blätter über den Beſuch des Kaiſers Wilhelm in Rom empfunden 
haben ſoll, war durchaus kein Anlaß gegeben, und die Italiener ſind viel zu 
praktiſche Leute, um ſich ſentimentale Unkoſten zu machen, wenn dieſe ganz 
überflüſſig ſind. Was den Kaiſer in Rom lärmend begrüßt hat, das war 
dieſelbe Hurrakanaille, die den König Georg in Dresden lärmend begrüßte. 
Der Kaiſer hat in Rom aber nicht nur den Quirinal, ſondern auch den 
Vatikan beſucht, und darüber verſenken ſich die deutſchen Patrioten in ganz 
deſonders tiefſinnige Betrachtungen. Alle mittelalterlichen Kaiſer werden aus 
dem Moder ihrer Grüfte beſchworen, als Schwurzeugen für die Herrlichkeit 
des neuen deutſchen Kaiſertums, als klägliche Geſellen, die mit dem Papſte 
licht hätten fertig werden können, während Wilhelm II. jetzt den Vatikan nur 
o am Bändchen haben ſoll. Wir vermuten, daß die vatikaniſchen Diplomaten 
darüber anderer Anſicht ſein werden. Sie meinen vielleicht, daß ſie noch nie 
o allmächtig in Deutſchland geweſen ſind, wie gegenwärtig, wo die weltliche 
ſtegierung keinen Schritt tun kann, ohne die im Beichtſtuhl geworbene Partei 
inter ſich zu haben. Vorläufig hat die preußiſche Diplomatie noch nicht ein 
inziges Mal das Spiel gewonnen, wenn ſie mit der vatikaniſchen Diplomatie 
u tun gehabt hat; wir glauben einſtweilen nicht daran, daß der Kardinal 
dampolla mit ſcheuer Ehrfurcht an dem Grafen Bülow emporſtaunt. Er hat 
s wirklich auch nicht nötig. 

Der galliſche Neid, um im teutſchen Stile zu ſprechen, wittert hinter dem 
timen Verkehr Wilhelms II. mit Leo XIII. gewaltige Pläne; nach franzöſiſchen 
Hlättern erſtrebt der deutſche Kaiſer die Schirmherrſchaft über alle Katholiken 
n Sinne der alten Kaiſer, und der Papſt ſoll geneigt ſein, ſie ihm anzuver⸗ 
auen. Das iſt auch nur ein Potemkinſches Dorf; der Kaiſer kann unmöglich 
läne hegen, die ſelbſt an ſeinem phantaſtiſchen Großohm Friedrich Wilhelm IV. 
och als ſehr befremdend aufgefallen ſein würden. Seine prunkvolle Auffahrt 
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beim Vatikan iſt vielmehr nur der ſinngemäße Ausdruck der Lage, die durch 
die Politik ſeiner Miniſter herbeigeführt worden iſt; der Kaiſer ehrt den Papſt 
in dem Maße, wie es durch die Notwendigkeiten namentlich auch der inneren 
Politik geboten iſt. Ob gerade der liberale Philiſter darüber aufzujauchzen 
braucht, das iſt eine Frage, die ſich wohl diskutieren ließe, aber wenn er 
einmal darüber jauchzen will, dann ſollte er die mittelalterlichen Kaiſer ruhig 
im Moder ihrer Grüfte ſchlummern laſſen. Die waren alleſamt viel zu ge⸗ 
ſcheit, ſelbſt wenn ſie an und für ſich nicht gerade geſcheit waren, um ſich an 
Potemkinſchen Dörfern zu ergötzen. | 

Es ift ein eigenes Zuſammentreffen, daß die bürgerliche Preſſe, während 
ſie ſich an Fürſtenempfängen und Fürſtenbeſuchen und Fürſtenreiſen bis zur 
völligen Trunkenheit berauſcht, von dem ſozuſagen menſchlichen Schickſal eines 
Fürſten kaum in einer verſchwiegenen Ecke verſtohlene Notiz nimmt. Der 
Erbprinz von Meiningen, der ſchon vor dreißig Jahren als Hauptmann der 
Gardefüſiliere den Ruf eines anſpruchsloſen und humanen Offiziers genoß, iſt 
Knall und Fall als kommandierender General des ſchleſiſchen Armeekorps ver⸗ 
abſchiedet worden, nachdem er eben eine recht verſtändige Verfügung gegen die 
Soldatenmißhandlungen erlaſſen hatte. Das iſt gewiß auch kein welterſchüttern⸗ 
der Vorgang, aber es ſteckt immerhin, wenn man einmal die Welt im Spieg 
der Fürſtenfürchtigkeit zu betrachten gewohnt iſt, viel mehr menſchliches und 
ſchließlich auch patriotiſches Intereſſe darin, als in all den Szenen dynaſtiſchen 
Taumels, die ſich eben in Dresden und Rom und wer weiß ſonſt noch abge⸗ 
ſpielt haben. Jedoch unſere bürgerlichen „Realpolitiker“ werden wiſſen, daß ſo 
ein Potemkinſches Dorf, wie die Humanitität für den Militarismus iſt, keine 
ernſthafte Beachtung verdient. a * 

Bei alledem hat der leere Schein all dieſer Potemkinſchen Dörfer doch 
einen ernſthaften Hintergrund. Die Arbeiter können daraus erſehen, wie die 
gegenwärtige Geſellſchaft regiert wird, und ſie werden nicht zögern, aus alledem 
die praktiſche Nutzanwendung zu ziehen, am 16. Juni, am Tage der großen 
Abrechnung. Es iſt wirklich an der Zeit, wieder Kraft und Leben und große 
Menſchheitsintereſſen in die Politik zu bringen, die in den Händen der herr 
ſchenden Klaſſen mehr und mehr zu einer weſenloſen Illuſion entartet iſt. 


Gloſſen zum Kongreß von Bordeaux. | 

Von G. Kritſchewsky. 14 

1. miniſterialiſtiſcher 6eneralftab und proletariſche Gemeine. | 

Die Verbürgerlichung bildet den Kern alles ſozialiſtiſchen Opportunismus 
Im franzöſiſchen Miniſterialismus aber hat ſie ſich ſo üppig entfaltet, daf 
dieſer eine Ausnahmeſtellung in der ganzen internationalen Bewegung einnimmt 
Auch hier iſt die Quantität in die Qualität umgeſchlagen. Die Millerand 
Jaurésſche Richtung iſt zu einer beſonderen, einzig daſtehenden Abart den 
Opportunismus geworden. Für die heutigen Zeitumſtände bildet ſie im Grund 
dasſelbe, was in den vierziger Jahren des vorigen Jahrhunderts der in 
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„Kommuniſtiſchen Manifeſt“ gezeichnete „konſervative oder Bourgeoisſozia⸗ 
lismus“ war. Was aber den Miniſterialismus vom damaligen Bourgeois⸗ 
ſozialismus günſtig unterſcheidet — die „Betonung“ oder die „Bekräftigung“ 
des ſozialiſtiſchen Endziels, ohne welche nun einmal heutzutage niemand aus⸗ 
kommen kann, der für einen Sozialiſten gehalten werden will —, das wird 
mehr als aufgewogen durch den Umſtand, daß der urſprüngliche Bourgeois⸗ 
ſozialismus ziemlich harmlos an den Grenzen des ſozialiſtiſchen Gebiets umher⸗ 
ſchmuggelte, während ſein miniſterialiſtiſcher Abkömmling ſich als anſpruchsvoller 
Herr im Herzen des ſozialiſtiſchen Landes breitmachen darf. 

Wird das noch lange fortdauern — ſelbſt nach dem Kongreß von Bordeaux? 

Dieſer Kongreß hat den bourgeoisſozialiſtiſchen Charakter der Partei 
Millerand⸗Jaurés, der P. S. F. Parti Socialiste Francais), offener denn je 
enthüllt, ſo offen, daß nur noch diejenigen ihn nicht ſehen können, die nicht 
ſehen wollen. 

Für die P. S. F., die auf ihrem vorjährigen Stiftungskongreß zu Tours 
ſich eine „Organiſation“ gegeben hat, welche die Desorganiſation ſtatutenmäßig 
feſtlegt, indem ſie die Partei in ein loſes Nebeneinander autonomer Födera⸗ 
tionen auflöſt — für eine Partei ohne Parteiorgan und mit einem zur Rolle 
eines Briefkaſtens herabgewürdigten Parteivorſtand (dem „Interföderalen 
Komitee“) hat ein Jahreskongreß eine deſto entſcheidendere, das Weſen der 
Partei deſto erſchöpfender kennzeichnende Bedeutung. Das ganze Jahr hin⸗ 
durch bleiben die einzelnen Gruppen und Föderationen in ihrer lokalen Selbſt⸗ 
herrlichkeit iſoliert. Jede tut und läßt, was ihr beliebt, ohne die Geſamtpartei 
zu beeinfluſſen und ohne von dieſer beeinflußt zu werden. Die kleinen Wochen⸗ 
blätter, die von den einzelnen ſtärkeren Föderationen herausgegeben werden, 
wirken nicht über ihren Verbreitungsort hinaus, inſoweit ſie überhaupt Einfluß 
haben. Das ganze Jahr hindurch wirkt an der Spitze der Partei die Kammer⸗ 
fraktion formal und tatſächlich ebenfalls als eine — „autonome Föderation“, zu 
welcher ſie die Statuten von Tours ausdrücklich erklärt haben, wobei die ein⸗ 
zelnen Fraktionsmitglieder der „Kontrolle“ der Departementsföderation unter⸗ 
ſtehen, innerhalb deren ihr Wahlkreis liegt. Das ganze Jahr hindurch führt 
das große Wort in der Partei, für ſie und an ihrer Stelle, die Tageszeitung 
„Petite République“, das private, jeglicher Kontrolle überhobene Organ von 
Jaurèes. Wo bleibt bei alledem die Partei? Aus ihrem ſchemenhaften, fingierten 
Daſein tritt ſie in die greifbare Wirklichkeit nur während der paar Kongreß⸗ 
tage. Hier allein wirkt die P. S. F. als ein gemeinſames Ganze, hier allein iſt 
ie als Partei zu faſſen, zu erfaſſen und zu beurteilen. 

Wenn in wirklich organiſierten ſozialiſtiſchen Parteien der Jahreskongreß 
war die höchſte, aber keineswegs die einzige und nicht immer die wichtigſte 
Kundgebung des Parteidaſeins, fo iſt er es unbedingt in der P. S. F. Von 
Wen ſonſtigen Außerungen der Parteitätigkeit läßt ſich nicht mit Beſtimmtheit 
agen, ob und inwiefern ſie das Parteiganze kennzeichnen. Die hartnäckigen 
Hläubigen der P. S. F. (vom linken Flügel), die in deren Mitte für den prole⸗ 
ariſchen Sozialismus und die Einigung des geſamten franzöſiſchen Sozialis⸗ 
nus wirken zu können glauben, können das ganze Jahr hindurch auf die in 
er Tiefe verborgenen antiminiſterialiſtiſchen Kräfte verweiſen, die zur rechten 
geit, auf dem Parteitag ſchon zum Durchbruch kommen würden, um die in 
er großen Öffentlichkeit namens der Partei ſprechende und handelnde mini⸗ 


erialiſtiſche Führerſchaft zur ſozialiſtiſchen Raiſon zu bringen. An dem Partei⸗ 
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tag aber läßt ſich nicht mehr deuteln und mäkeln. Hier müſſen auch die ver⸗ 
borgenen und verkannten Kräfte der P. S. F. ans Tageslicht treten und zeigen, 
was ſie wollen und können. Hic Rhodus, hic salta! * 
Die „Petite République“ mit ihrer ultraminiſterialiſtiſchen Haltung iſt EN 
Privatjache, die ganze Kammerfraktion ift autonom, die einzelnen Deputierten 
find in der großen Mehrheit viel miniſterialiſtiſcher, als die hinter ihnen 
ſtehenden Föderationen und Gruppen. Aus dieſen heraus ſoll dann auf dem 
Parteitag die proletariſche Wiedergeburt der P. S. F. kommen. Dieſe Hoff. 
nungen und Berechnungen des linken Flügels haben eine Kleinigkeit übers 
ſehen — den notwendigen, urſächlich verknüpften Zuſammenhang zwiſchen 
Weſen und Organiſationsform einer Partei. Der verbürgerlichte Sozialismus 
mußte eben notwendig auch die loſe Organiſationsform der bürgerlichen Par⸗ 
teien übernehmen, welche der autonomen Kammerfraktion, den ſelbſtherrlichen 
großen Rednern und der privaten Preſſe der Führer die ſtändige Übermacht 
ſichert. Letzteres war ja gerade das übrigens einſtimmig gebilligte „organi- 
ſatoriſche“ Werk des Tours⸗ Kongreſſes. Und wenn vollends die Führer ſo 
glänzende Rednertalente ſind wie die der P. S. F., und das in Frankreich, dem 
auserwählten Lande der Redner, dann iſt ihre Übermacht doppelt geſichert. 
Aber ſie ſind nicht nur das, ſie ſind auch die einzigen Theoretiker und ſo gut 
wie die einzigen Publiziſten der P. S. F. Siehe wiederum Tours! Man hat 
noch nicht vergeſſen, wie dort — ein in der ſozialiſtiſchen Parteigeſchichte einzig 
daſtehendes Beiſpiel! — der in langen Beratungen ausgearbeitete marxiſtiſ d ei 
Programmentwurf des Generalkomitees der Partei im Nu durch ein von | 
Jaurés verfaßtes Manifeſt erſetzt wurde, welches debattelos und per Akkla⸗ 
mation zum Parteiprogramm erhoben wurde.. 
Doch die Erfahrungen von Tours haben die linksſtehenden Optimiſten de 
P. S. F. nicht entmutigt, ebenſowenig wie die übrigens ihnen ſelbſt wohl 
bekannten „Manöver“ der Miniſterialiſten auf den früheren Kongreſſen. Auch 
überſahen ſie, daß der regelmäßige Erfolg der Manöver nicht der überlegenen 
Schlauheit ihrer Urheber geſchuldet war, ſondern ihrer in jeder Beziehung über 
legenen Machtſtellung, daß die Manöver nichts weiter waren als die dem Milien 
angepaßte, ſonſt zufällige und beiläufige Form, in welcher ſich jene noh ge 
Machtſtellung durchſetzte. 
Es liegt mir fern, die Abſichten und die Energie des linken Flügels der 
P. S. F. zu verkennen, deſſen Kampfplan übrigens J Jean Longuet in diefer Zeit⸗ 
ſchrift zutreffend dargeſtellt hat. Es iſt ſchon ein beträchtliches Verdienſt 1 
Linken, trotz der Machtſtellung des Generalſtabs der Partei die Millerandz 
Frage wieder auf die Tagesordnung des Kongreſſes geſetzt, die Proteſtaktion 
gegen die Millerandſchen Abſtimmungen organiſiert zu haben. Lieber ſpät ls 
niemals. Bei der Ungunſt der Verhältniſſe wäre es übrigens noch bisher zu 
keinen oder doch zu keinen ſo maſſenhaften Proteſten gekommen, wenn nicht das 
vom Interföderalen Komitee, deſſen Bureau zur Linken abgeſchwenkt war, ſeit t 
Januar dieſes Jahres herausgegebene kleine Monatsbulletin dageweſen wäre, 
welches erſt die Abſtimmungen Millerands und die bezüglichen Debatten in der 
Seineföderation zur Kenntnis der Departementsföderationen gebracht hat. Und 
der anfängliche Erfolg der Proteſtaktion, der ſich die Mehrheit der Föd 
tionen angeſchloſſen, hat allerdings gezeigt, daß in der P. S. F. noch = 3 


1 Ausdruck von Renaudel in Bordeaux. 
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für den proletariſchen Sozialismus wieder zu gewinnende Elemente vorhanden 
ſind. Aber das unvermeidliche ſchließliche Scheitern der Proteſtaktion in 
Bordeaux hat deſto gründlicher die Hoffnungen der Linken auf eine proleta⸗ 

riſche Wiedergeburt der P. S. F. zerſtört, deſto ſpurloſer die naive Illuſion 
weggeblaſen, daß proletariſch geſinnte, beziehungsweiſe der proletariſchen Ge— 
ſinnung zugängliche Soldaten unter der Leitung miniſterialiſtiſcher Cadres den 
Klaſſenkampf führen könnten. 

Was ſich vor und in Bordeaux abſpielte, das war eine Meuterei einfacher 
Gemeiner und einiger Unteroffiziere oder ſubalterner Offiziere gegen das Offizier⸗ 
korps und den ganzen Generalſtab, eine Meuterei, die ihren Zweck erreichen zu 
können wähnte, wenn ihr die verwarnende oder abſchreckende Abſetzung eines 
einzigen Mitglieds des Generalſtabs gelänge. In anderer Hinſicht gemahnt 
das Vorgehen der Linken an die naive Taktik der rebellierenden, aber führer⸗ 
loſen Bauernhaufen, die einem Götz von Berlichingen die Führerrolle auf 
zwangen in einem ihm fremden Kampfe. Der lenkſame Götz von Berlichingen 
ſollte im gegebenen Falle Jean Jaurès ſein 


2. Das Scheingefecht zwiſchen Jaures und Millerand. 


Es war ein Traum und nicht einmal ein ſchöner. Schon vor dem Kongreß 
hatte Jaures die Weſensgleichheit ſeiner und der Millerandſchen Auffaſſung 
auch allen denen vordemonſtriert, die ſie bis dahin mit mehr oder minder 
plauſiblen Gründen leugnen konnten. Ich meine ſeine Scheinkritik des Millerand⸗ 
ſchen Vorwortes über den „reformeriſchen Sozialismus“. Zur Kennzeichnung jener 
Scheinkritik mag hier der Hinweis genügen, daß Jaures die national-ſoziale 
Grundlage des Millerandſchen „Sozialismus“ mit Stillſchweigen übergangen 
hat. Auf dem Kongreß gab er dann zum Beſten eine entſprechend zugeſtutzte 
oratoriſche Neuauflage feines journaliſtiſchen Scheingefechtes gegen Millerand. 
In Bordeaux ließen ſich der nationalſoziale Standpunkt des „reformeriſchen 
Sozialismus“ und die damit verknüpfte Idee der „Solidarität der Klaſſen“ 
ſchlechterdings nicht mehr verſchweigen. Millerand und vor ihm Sarrante! 
betonten allzu ſcharf — man darf ſagen: in abſichtlicher Herausforderung, die 
ihre Spitze gegen den ausweichenden Jaures richtete — die prinzipielle „klaſſen⸗ 
ſolidariſche“ Grundlage ihres Bourgeoisſozialismus. Sie gingen noch weiter. 
Mit guter miniſterialiſtiſcher Logik wieſen ſie die angefochtenen Abſtimmungen 
Millerands lediglich als eine korrekte Folge der der ganzen Taktik der P. S. F. 
zu grunde liegenden Auffaſſung nach. Über dieſe Auffaſſung forderten ſie das 
Urteil des Kongreſſes. Und ſie beſchworen ihn, Farbe zu bekennen, den bisher 
mehr unbewußt, nur praktiſch befolgten Standpunkt zur bewußten offiziellen 
Doktrin der Partei zu erheben, denn nur darin liege die Exiſtenzberechtigung 
der P. S. F. als einer beſonderen Partei neben der guesdiſtiſch⸗blanquiſtiſchen 
Partei. Die Rollen waren vertauſcht. Der „Angeklagte“, Millerand, wurde zum 
Ankläger. Im Bewußtſein, dem er übrigens ohne Umſchweife Ausdruck gab, ſich 
eins mit der Geſamtpartei beziehungsweiſe „mit der ungeheuren Mehrheit des 
Kongreſſes“ zu fühlen „über die Grundlagen und die Miniſterfrage“, warf er 
den Proteſtlern und beſonders ſeinen vorſichtigen oder unklaren Freunden ihre 
Inkonſequenz vor und beanſpruchte für ſich das Verdienſt, dem wahren Boden 
| Sarrante ift der offenfte, konſequenteſte und — wenn man will — klarſte „Theoretiker“ der 
Millerandſchen Praxis. In ſeiner Broſchüre „Oppoſitions- und Regierungsſozialismus“ hat er 
huerſt die Grundſätze des Miniſterialismus einſchließlich der Solidarität der Klaſſen formuliert. 
1 
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der Partei treu geblieben zu ſein. Er forderte vom Kongreß dieſelbe Treue, a 
dieſelbe Folgerichtigkeit, wie fein Freund Sarrante die Harmonie zwiſchen Wort 
und Tat forderte, die ehrliche „Scheidung zwiſchen der neuen Praxis und der 
alten Theorie“, damit die ja doch tagtäglich vollzogenen bourgeois⸗ſozialiſtiſchen 
Handlungen als „Fortſchritte“ verherrlicht werden könnten, anſtatt als „Ver⸗ 
rätereien“ zu gelten. 5 

Aber die Kongreßmehrheit unter Jaurés' Leitung war und mußte der um⸗ 
gekehrte Jourdain ſein. Dieſer Held Molieres iſt ſtolz darauf, zu erfahren, 
daß er ſein Leben lang Proſa ſprach. Der Kongreß dagegen hütete ſich vor 
dem ausdrücklichen Bekenntnis zur bourgeois-ſozialiſtiſchen Proſa. Er zog es 
vor, mit Jauréès dieſe Proſa unter poetiſch⸗dialektiſchen Blumen zu verbergen. 
Er beherzigte poſitiv die polemiſch gemeinte Bemerkung Millerands, daß die 
„rückſtändige“ Maſſe den „reinen Wein der Wahrheit“ noch nicht vertragen 
könne, wodurch der ehemalige und künftige Miniſter die vielfachen „Ein⸗ 
ſchränkungen“ und „Vorbehalte“ der früheren Kongreſſe in bezug auf die 
Miniſterfrage treffend als ebenſoviele taktiſch⸗diplomatiſche Finten aufzeigte. 

Doch, bis die neue einſchränkende und vorbehaltende, eben deshalb aber 
rettende Reſolution unter Dach und Fach gebracht werden konnte, mußte Jaures 
namentlich auch um den heißen Brei der „Klaſſenſolidarität“ herum. Er ent⸗ 
ledigte ſich dieſer verzwickten Aufgabe mit einer ſelbſt für ihn ungewöhnlichen 
Meiſterſchaft. Genug, die Hauptredner der Linken konnten ſich auf ſeine Ein⸗ 
wände gegen Millerand und Sarrante berufen, um zwiſchen ihm und dem ehe⸗ 1 
maligen Miniſter einen „unüberbrückbaren“ Gegenſatz zu konſtruieren, während 
Millerand in ſeiner Replik umgekehrt die Identität ſeiner und der Jaurésſchen 
Auffaſſung behaupten durfte. Formal genommen, waren die entgegengeſetzten 
Berufungen von rechts und links über Jaures gleich berechtigt oder gleich un⸗ 
berechtigt. Sachlich aber traf die Millerandſche Replik allein den Nagel auf 
den Kopf. In der Tat, der angebliche Gegenſatz zwiſchen den beiden Haupt⸗ 
führern des Miniſterialismus reduziert ſich auf den Unterſchied zwiſchen einem 
offenen und einen verkappten, oder, wenn man will, zwiſchen einem praktiſch⸗ 
klaren und einem rhetoriſch-unklaren Bekenner derſelben Doktrin.“ . 2 

Im allgemeinen vermißte Jaures bei Millerand die „kräftige Betonung 
des Ideals“. Zu Unrecht: Millerand müßte überhaupt kein Franzoſe ſein, 
wenn er in ſeinen Feſtreden des „Ideals“ vergäße, und er konnte ſogar dem 
Jauréèsſchen Vorwurf gegenüber auf einige ſeiner Miniſterreden verweiſen, in 
denen das ſozialiſtiſche Ideal „betont“ wurde — nur vielleicht eben nicht ſo 
„kräftig“, wie es das heißere Temperament feines Freundes mit ſich bringt, 
Was aber Jaures nicht vermißte, das iſt die auch noch jo ſchwächliche Be⸗ 
tonung des — Klaſſenkampfes. Ja, er nahm ſogar keinen Anſtoß an der 
mehrfachen ziemlich kräftigen, nicht nur indirekten, ſondern auch direkten Ver⸗ 
leugnung des Klaſſenkampfes in den Millerandſchen Reden. (Wohlgemerkt, in 
Bordeaux wie in dem voraufgegangenen Zeitungsſcheingefecht zwiſchen den 
beiden Freunden handelte es ſich, von den neueſten Abſtimmungen Millerands 
abgeſehen, ſtets um die Reden und Schriften, um die Worte, nicht um die 
praktiſchen Taten!) Ganz begreiflich: mit dem Klaſſenkampfſtandpunkt läßt ſich 


1 Die inneren Motive des Jaurésſchen zwieſchlächtigen Auftretens laſſe ich gern beiſeite. 
Man kann annehmen, daß er ſich noch immer allen Ernſtes für eine Syntheſe von Guesde 
und Millerand hält. Der objektive Gehalt ſeiner Argumentation wird aber dadurch weder 
wahrer noch angenehmer. a 
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cht entfernt jo bequem umſpringen wie mit dem „Ideal“. Das ſozialiſtiſche 
Ideal“ läßt ſich zu einer unverbindlichen „Hypotheſe“ zurechtkneten, welche 
m gleichen Atem „kollektiviſtiſch“ genannt und von deren Verwirklichung die 
Zinführung eines kleinbürgerlichen Eldorados, die Verallgemeinerung des 
zrivateigentums verſprochen werden kann. Das hat Millerand in feinem 
rwähnten Vorwort geleiſtet — unter dem Segen ſeines Kritikers Jaurès, der 
rotz alledem ſich für die Echtheit des Millerandſchen „Kollektivismus“ verbürgte. 
ingleich hartnäckiger iſt dagegen der Klaſſenkampfſtandpunkt. Kein Redekünſtler 
dermag aus ihm die Verwandlung der ſozialiſtiſchen Partei zu einem Anhängſel, 
ind ſei es zu einem „ſelbſtändigen“ der „republikaniſchen Demokratie“ zu folgern, 
ine Verwandlung, die Millerand mit Tat und Wort, die Jauréès nur mit 
er Tat, aber deſto erfolgreicher anſtrebt. Höchſtens kann man verſuchen, die 
m ſich „falſche und gefährliche“ Auffaſſung vom Klaſſenkampf wahr und harmlos 
u machen, indem man ſie durch die „Solidarität der Klaſſen“ — „ergänzt“. 
das hat Sarrante in ſeiner Broſchüre getan und Millerand hat es ihm nach⸗ 
redet und nachgeſchrieben — wiederum unter dem Segen ſeines Kritikers 
Saures, der ſich für die „Anerkennung des Klaſſengegenſatzes“ ſeitens Millerands 
ſerbürgte. Indes erinnert jener „Ergänzungs“verſuch gar zu ſehr an die Republik 
nit dem Großherzog an der Spitze, um wenigſtens vor ſozialiſtiſchen Kongreß⸗ 
ſelegierten einen anderen als einen Lacherfolg zu erzielen. So hörte man denn 
n Bordeaux von der famoſen „Ergänzung“ nichts, wenigſtens nichts Aus⸗ 
ſrückliches, und Saures konnte bequem über den heiklen Punkt hinweggleiten. 

Aber die „Solidarität der Klaſſen“ an und für ſich, die „gemeinſamen 
lationalen Intereſſen aller Klaſſen“, das in Jaurés' Zeitungskritik verſchwiegene 
iational⸗ſoziale Programm Millerands kam in Bordeaux zur Sprache, und 
as, wie bemerkt, auf die angriffsweiſe vorgehende Initiative von Millerand 
ind Sarrante. Da offenbarte ſich nun mit immerhin für den Unbefangenen 
ſinreichender Klarheit die Fadenſcheinigkeit des angeblichen Gegenſatzes zwiſchen 
Millerand und Jaures ſelbſt in dieſem entſcheidenden Punkte. 

Millerand verlangt die „Förderung des nationalen Reichtums“ namens der 
Solidarität der Klaſſen“, Jaurès verlangt dasſelbe — „vom proletariſchen 
Standpunkt“. Beide verlangen die Erweiterung der Kolonialmärkte (natürlich 
auf dem Wege der „friedlichen Aktion“, wie v. Bülow und Delcaſſé auch), 
iber Millerand tut es direkt mit Rückſicht auf die nationale Gemeinſchaft aller 
alien, aus welcher er in ſeinem Vorwort auch die „Aufrechterhaltung der 
Waffenmacht“ des Landes als ſozialpolitiſche Parteipflicht gefordert hat, während 
Jaurés alle ſeine dialektiſchen Künſte ſpielen läßt, um auch die Kolonialpolitik 
als ein „proletariſches“ Intereſſe erſcheinen zu laſſen. Und das würdige Gegen⸗ 
tück zur „proletariſchen“ Kolonialpolitik iſt das von ihm behauptete Intereſſe, 
reilich das „wohlverſtandene“ Intereſſe der Bourgeoiſie an der — gleichzeitigen 
Übrüſtung. Daher müſſe die ſozialiſtiſche Partei neben der „entſcheidenden 
droletariſchen Abrüſtungskraft“ auch an das wohlverſtandene Abrüſtungsintereſſe 
der Bourgeoiſie appellieren. Millerand endlich tritt offen und direkt für die 
nilitäriſche Disziplin ein, weil ſonſt — ſchrecklich zu ſagen! — kein ſozialiſtiſcher 
kriegsminiſter möglich wäre; Jaurés tut dasſelbe indirekt, indem er das anti⸗ 
nilitariſtiſche „Soldatenhandbuch“ kritiſiert, aber er weiß auch dafür ein „prole⸗ 
ariſches“ Intereſſe ins Feld zu führen: das Handbuch appelliere nicht an die 
Smergie des Soldaten, ſondern an feine Schwäche, und ein Fahnerflüchtiger 
ei für den ſozialiſtiſchen Kampf verloren. . . . Nur für eine vom ſozialiſtiſchen 
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Kriegsminiſter nach Millerand pflichtgemäß zu verfügende Maßnahme, für d 
gerichtliche Verfolgung der Parteigenoſſen, die die Soldaten auffordern würd 
auf ſtreikende Arbeiter nicht zu ſchießen, hat auch Jaures“ elaſtiſche Disputie 
kunſt kein „proletariſches“ Intereſſe anführen können — er ſchwieg ſich al 
darüber aus, trotzdem die Oppoſitionsredner nachdrücklich und mit Recht je 
Maßnahme aus den Erklärungen Millerands über das Handbuch folgerte 
ohne daß Millerand widerſprochen hätte. | | 
Man ſieht, was die „proletariſche Spitze“ in Jaures’ Händen bedeuk 
deren Abſtumpfung er im gleichen Atem Millerand vorwerfen zu dürfe 
glaubte! Lieber die offene Millerandſche Abſtumpfung der „proletariſche 
Spitze“ als das wortſtarke Jaurssſche Herumfuchteln mit derſelben zu d 
gleichen antiproletariſchen Zwecken. Jene muß den proletariſchen Inſtinkt zu 
Widerſpruch herausfordern, dieſes aber hat, ob gewollt oder ungewollt, 7 
Wirkung, das proletariſche Klaſſenbewußtſein einzuſchläfern. 1 
Noch ein Wort über die Kritik der Millerandſchen Abſtimmungen dur 
Jaures. Er wuſch den Pelz, ohne ihn naß zu machen. Das militärfrom 
Votum ſeines Freundes kritiſierte er, wie ſchon angedeutet, in einer Weiſe, de 
daraus vielmehr eine Kritik des verfolgten antimilitariſtiſchen Handbuchs wurde 
übrigens iſt es bezeichnend, daß er in der „Petite République“ wohl ein 
Artikel gegen das Votum für das Kultusbudget veröffentlicht, aber kein Wo 
über das militärfromme Votum geſchrieben hatte. In Bordeaux legte er Das 
Hauptgewicht nicht auf das antiproletariſche, ſondern auf das antidemokratiſche 
Votum Millerands. Da er aber den „unpolitiſchen, ungerechten, brutalen m 
gefährlichen“ Ausſchließungsantrag niederzukämpfen hatte, jo fiel er ſchließli 
aus ſeiner kritiſchen Rolle heraus, um ſich für einen Augenblick auf das offenſiy 
vorgeſchobene Verteidigungsterrain von Millerand und Sarrante zu begeben. 
Er fragte die Proteſtler von heute, warum niemand unter ihnen die „Verurtei 
lung“ der kollektiviſtiſchen Ideen durch die ganze miniſterialiſtiſche Kammer 
fraktion in einer das Kabinett Waldeck⸗Millerand rettenden Vertrauensformel 
auch nur angefochten habe? Und doch falle jene Abſtimmung „vielleicht 
ſchwerer ins Gewicht als alle neueſten Abſtimmungen Millerands. Somit 
hielt er freilich an der Grundidee ſeiner Schutzkritik feſt, wonach Millerand 
eine „falſche Anwendung“ ſeiner an ſich richtigen, von der gemeinſamen Part 
auffaſſung nur durch eine Schattierung, durch die „intranſigente Komprom 
luſt“ ſich unterſcheidenden Auffaſſung gemacht hätte. 8 
Soviel über die erſte Rede von Jaurss beziehungsweiſe über deſſen heiten 
Scheingefecht gegen Millerand. Aber die Linke hat ihn zuletzt — übrigens 
wider ihren eigenen Willen — gezwungen, in tragiſch⸗ernſter Rüſtung 
Millerand zu kämpfen, in dem ſchwerbedrohten Freund und mit dieſem au 
drücklich ſich ſelbſt und die ganze Führerſchaft zu verteidigen. Das war ſchließlich 
ihr einziger Erfolg. — 
3. Die Taktik der Linken. 
Es wurde bereits gejagt, daß die Linke ihre Kampfſtellung in Bordeaux 
einzig auf die Ausſchließung Millerands zugeſpitzt hat. In dieſer Richtung 
glaubte ſie die Linie des geringſten Widerſtandes gefunden zu haben und die 
Durchſetzung des Ausſchließungsantrags ſchien ihr die unter den gegebenen 
Umſtänden denkbar wohltätigſten Wirkungen für die P. 8. F. und die gan 
ſozialiſtiſche Bewegung ſichern zu ſollen. Heute wäre es müßig, über dieſe 
Auffaſſung einer verfloſſenen Situation noch zu ſtreiten. Dagegen iſt es fin 
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die aus dem Kongreß hervorgegangene Situation von Wichtigkeit, das Verhalten 
der Linken in Bordeaux zu erörtern. 
In ihrem einſeitigen, perſönlich zugeſpitzten Kampfzweck befangen, wich ſie 
— teils aus taktiſchen Erwägungen, teils aber und beſonders aus eigener 
Unklarheit — dem prinzipiellen Kampfe aus. Nicht nur in den beiden erſten 
Kongreßtagen, wo ihr dieſer Kampf von Millerand und Sarrante angeboten 
war, ſondern auch dann (und dann erſt recht), als der in der Kommiſſion 
unterlegene Saure zum heroiſchen Mittel griff, ſich ſelbſt und „drei Viertel 
der Partei“ mit Millerand zu identifizieren. Nach wie vor hielt der erſte Wort— 
führer der Linken, Renaudel, an dem angeblichen Gegenſatz zwiſchen Jaures 
und Millerand feſt. Die Abſtimmungen, nichts als die Abſtimmungen und 
immer wieder die Abſtimmungen waren die Zielſcheibe der Angriffe von links. 
Die den Abſtimmungen aber zu grunde liegende Auffaſſung wurde von den 
Linksrednern zur individuellen Auffaſſung Millerands geſtempelt, die ihm 
allein eigen ſein und ihn von allen anderen Führern, vor allem von Saures 
„unüberbrückbar“ trennen ſollte. Dieſe Kampfſtellung erſchien ſelbſt im Rahmen 
der Kongreßdebatten unhaltbar, und je weiter, deſto unhaltbarer. Die ganze 
Aktion der Linken gewann den Charakter eines perſönlichen „Tendenzprozeſſes“, 
wie Abgeordneter Preſſenſé ſich ausdrückte, obwohl irgend eine perſönliche Feind— 
ſchaft gegen Millerand der Linken ſo fremd war, daß ihre Redner vielmehr 
durchaus aufrichtig den Talenten und Verdienſten des mit der Ausſchließung 
Bedrohten viel Lob ſpendeten. 
Geht man aber über den Rahmen der Kongreßdebatten hinaus oder führt 
man gewiſſe in Bordeaux gefallene Andeutungen weiter aus, ſo erſcheint die 
Ausſchließungsaktion als eine willkürliche — ich möchte faſt ſagen: unverſtän⸗ 
dige Laune. Die von Jaureès zu Millerands Gunſten angezogene „Verurteilung“ 
der kollektiviſtiſchen Lehren durch die miniſterialiſtiſche Kammerfraktion mag 
ſchon in die vorgeſchichtliche, geſetzloſe Periode rangiert werden. Aber, von 
den ſonſtigen zahlreichen „klaſſenſolidariſchen“ Abſtimmungen der neuen, dem 
Bordeaux⸗Kongreß verantwortlichen Kammerfraktion abgeſehen, gibt es eine 
zeitlich ganz friſche, erſt wenige Monate zurückliegende Abſtimmung der Fraktion, 
die jedenfalls nicht minder den Proteſt proletariſcher Elemente hervorrufen 
müßte, als die angefochtenen Millerandſchen Abſtimmungen zuſammengenommen. 
Ich meine das von der Fraktion (mit einigen Ausnahmen) in der Kammerdebatte 
über den Bergarbeiterſtreik für die von Jaurés mitunterzeichnete Vertrauens- 
formel des republikaniſchen „Bloc“ abgegebene Votum, worin dem Miniſterium 
Combes aufgegeben wurde, für die „Freiheit der Arbeit“, das heißt für die 
polizeilich⸗militäriſche Einſchüchterung der Streikenden zu ſorgen. Gegen dieſe 
Abſtimmung jedoch hat niemand in der P. S. F. proteſtiert und niemand hat 
ſie in Bordeaux auch nur mit einem Worte erwähnt. Ebenſowenig hat die 
Linke überhaupt gegen das vollſtändige Aufgehen der Kammerfraktion im 
republikaniſchen „Bloc“ proteſtiert, trotzdem Millerand dieſe Eigentümlichkeit 
der P. S. F. mit Recht als den ſchönſten Triumph ſeiner Taktik ins Feld führte. 
Ferner durfte Millerand mit Recht in feinem „Offenen Briefe an Jaures“, ohne 
Widerſpruch zu erfahren, nachdrücklich darauf hinweiſen, daß die ganze Fraktion 
mit ihm für das Kultusbudget geſtimmt hätte, wenn die Exiſtenz des Minifte- 
riums daran geknüpft geweſen wäre. Und man darf ſchon hinzufügen, ohne 
ungerecht zu ſein, daß die Fraktion in dieſem Falle mit Millerand auch die 
Verfolgung des antimilitariſtiſchen Handbuchs votiert hätte. 
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Die Linke hatte ihre Führer und ihre Truppen. Was die letzteren betrifft, 
ſo drängt ſich allerdings der Gedanke auf, daß ſie in ihrer Maſſe von der 
Proteſtaktion gerade deshalb erfaßt wurden, weil es ſich um individuelle 
Abſtimmungen Millerands handelte, weil er, eine ſeit vielen Jahren ohnehin heiß 
umſtrittene Perſönlichkeit, ſich als einzelner in einen Gegenſatz zur Geſamtfraktion 
geſetzt hat. Daß dieſer Gegenſatz ein rein äußerlicher iſt, daß Millerands 
Abſtimmungen im prinzipiell⸗taktiſchen Boden der P. S. F. wurzeln, der ſein 
ureigener Boden iſt, daß auch ſeine individuelle Disziplinloſigkeit die natur⸗ 
gemäße und übrigens bis dahin ſtillſchweigend geduldete Folge der allgemeinen 
und ſtändigen Zerfahrenheit in den Abſtimmungen der Fraktion iſt, das haben 
die linksſtehenden beziehungsweiſe die friſch nach links abgeſchwenkten Truppen 
gar nicht eingeſehen, während die Führer davon mehr oder minder unklare 
Begriffe hatten — wenigſtens bis zur Schlußphaſe der Entſcheidungsſchlacht 
in Bordeaux. Leider aber hielten die Führer mit ihrer relativ beſſeren Einſicht 
bis ans Ende zurück, auch noch dann, als ihre Einſicht in der Hitze der Debatte 
zu reifen begonnen hatte. Sie taten es aus Rückſicht auf den unmittelbaren 
Erfolg, um die ganze Linke beiſammen zu halten, um keine einzige Stimme zu 
verlieren, nachdem von der urſprünglichen erheblichen Ausſchlußmehrheit ſchon 
in der Kommiſſion mit knapper Not eine Mehrheit von bloß drei Föderations⸗ 
ſtimmen gerettet worden war. N 

Die Linke trat in den Kongreßſaal mit einer Mehrheit von 30 bis 40 Aus⸗ 
ſchlußmandaten in der Taſche, darunter die allermeiſten kategoriſch bindender 
Natur. Sie verließ den Kongreßſaal mit einer Minderheit von 20 Mandaten 
(89 gegen 109 bei 15 Enthaltungen und 1 Abweſenden). Der Umfall in den 
Reihen der Linken erſtreckt ſich jedoch auf eine zwei- bis dreifach geringere 
Delegiertenzahl als die Zahl der umgefallenen Mandate, da jeder Delegierte 
in der Regel mehr als ein Mandat beſaß und ſtatutenmäßig drei Mandats⸗ 
ſtimmen abgeben durfte. Immerhin beträgt die Zahl der umgefallenen De⸗ 
legierten wohl nicht weniger als fünfzehn, das iſt ein gutes Drittel der Linken. 
Man begreift nun die taktiſchen Rückſichten in der Führung ſo wenig verläß⸗ 
licher Truppen, Rückſichten, die darauf berechnet waren, den materiellen un⸗ 
mittelbaren Erfolg davonzutragen, deſſen dauernde folgenſchwere Bedeutung 
übrigens von den Führern ſo ſtark überſchätzt wurde. Dazu kamen noch die 
Berückſichtigung des erprobten umſtimmenden perſönlichen Einfluſſes von Jaurss 
und das Bewußtſein ſeiner allſeitigen Überlegenheit. N 

Bei alledem aber wäre es verfehlt, in den kongreßtaktiſchen Rückſichten den 
Hauptgrund der engen und ſchiefen Begrenzung des Kampfgebiets durch die 
Linke zu ſuchen. Wenn ſie um des unmittelbaren Erfolges willen die einzig 
günſtige Gelegenheit verpaßt hat, den miniſterialiſtiſchen Stier bei den Hörnern 
zu packen, von Millerands Abſtimmungen zum Millerandismus der P. 8. F. 
vorzudringen, die offen enthüllte prinzipielle Solidarität zwiſchen Millerand, 
Jaurées und — mit einer einzigen Ausnahme — der geſamten Kammerfraktion 
auf der weithallenden Tribüne des Parteitags feſtzuſtellen, — kurz, dem 
Bourgeoisſozialismus der von Millerand und Jaursés geleiteten Partei den 
proletariſchen Sozialismus entgegenzuſetzen, — wenn ſie nichts von alledem 
getan hat, ſo deshalb, weil es ihr ſelbſt ſamt und ſonders an der dazu nötigen 
prinzipiellen Klarheit mangelte. 4 

Ein eigentümliches Gefühl überkam einen während der ganzen Millerand⸗ 
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teiligen — die franzöſiſchen Vertreter des proletariſchen Sozialismus. Und 
nicht nur ſchien es ſo. Die Redner von rechts und links warfen um die Wette 
— negativ oder poſitiv — die Namen und die Auffaſſung der Guesde und 
Vaillant in die Debatte. Während nun Millerand in gemeſſenen und ange⸗ 
meſſenen Worten, Jaurés in rückſichtslos übertreibenden polemiſchen Ausfällen, 
beide aber inhaltlich mit voller Wucht die abweſenden Gegner bekämpften, 
um in ihnen die Linke zu treffen, ſuchten die Linksredner die auch auf ihrem 
beſchränkten Kampfgebiet ihnen unentbehrlichen ſcharfen Waffen des prole- 
tariſchen Sozialismus gleichſam nur in der Scheide zu handhaben. Nur ein 
paar untergeordnete und wenig beachtete Delegierten brachten wenigſtens die 
Millerandſchen Abſtimmungen mit der „Solidarität der Klaſſen“ in Zuſammen⸗ 
hang und erklärten den klaſſenſolidariſchen Standpunkt für antiſozialiſtiſch. 
Die beiden Hauptredner der Linken, Renaudel und Hervé, haben auch das 
nicht getan. Sie gedachten der Guesde und Vaillant lediglich zu dem Zwecke, 
die Ausſchließung Millerands als die unumgängliche und angeblich zureichende 
Bedingung der notwendigen Annäherung und Wiedervereinigung mit der 
revolutionär⸗ſozialiſtiſchen Partei hinzuſtellen. 
Im übrigen iſt von den Beiden Renaudel, der erſte Wortführer der Linken, 
der klarſte Sozialiſt. Ein ehemaliger Blanquiſt, iſt er auf dem beſten Wege, 
ſich zur vollen Klarheit eines tüchtigen ſozialiſtiſchen Agitators durchzuarbeiten. 
Vom gemaßregelten Gymnaſiallehrer Guſtave Hervé kann man das nicht ſagen. 
Wie manche andere bürgerlich ausgebildete Intellektuellen, iſt er in die ſozia⸗ 
liſtiſche Partei durch die Türe des „Dreyfuſismus“ eingetreten — eine ganz 
ungeeignete Zugangspforte zu einer proletariſch⸗klaren Auffaſſung. Auf dem 
vorjährigen Tours⸗Kongreß leiſtete er ſich ſelbſtbewußt den Ausſpruch: „Der 
Klaſſenkampf ſagt mir nichts rechtes“ („la lutte de classe ne me dit rien qui 
Faille“). In Bordeaux, wo er die Rolle des „öffentlichen Anklägers“ gegen 
Millerand übernehmen zu wollen erklärte, ſprach er von der „Unrichtigkeit“ 
des Klaſſenkampfbegriffs in der Formulierung von Karl Marx, ſintemalen „die 
Wirklichkeit komplizierter“ ſei: es gebe nämlich nicht nur Großkapitaliſten und 
Proletarier, ſondern auch kleine Eigentümer. . .. Wie ſchade, daß Karl Marx 
nicht im kleinbäuerlichen Yonnedepartement Hervés gelebt hat, er hätte dann 
doch vielleicht die Exiſtenz der kleinen Eigentümer wahrgenommen.“! Hervs ift 
auch übrigens mit beſonderem Nachdruck eingetreten für die Selbſtbeſchränkung 
der Linken auf den Kampf gegen die Millerandſchen Abſtimmungen. 


4. Die Taten des Kongreffes. 


Sie find noch viel ſprechender als die Reden. Vor allem die Haupttat, die 
Rettung Millerands. 

Die Linke hat ihren beſchränkten und beabſichtigten Kampfzweck nicht durch— 
geſetzt. Dafür aber hat ſie ein viel wichtigeres, freilich unbeabſichtigtes Ziel 


1 In der neueften Nummer des antiklerikalen Wochenblattes „La Raison“ (26. April) 
veröffentlicht Hervé einen unglaublich konfuſen Artikel über die „Kriſe des franzöſiſchen Sozia— 
lismus“. Da iſt unter anderem zu leſen: „Man muß wohl den Mut haben zu ſagen, am 
Tage, wo der revolutionäre Sozialismus die libertären Kommuniſten (Anarchiſten) aus dem 
(internationalen) Londoner Kongreß ausgeſtoßen und als einen ſeiner Grundprinzipien die 
legale Eroberung der öffentlichen Macht proklamiert hat, hat er aufgehört revolutionär zu 
ſein: er hat dem Millerandismus die Bahn geebnet.“ . .. Dieſe „legale Eroberung“ müſſe 
als „unnütz und gefährlich verworfen werden.” ... 
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erreicht zum Vorteil des proletariſchen Sozialismus. Durch die ſtandhafte 
Haltung der Linken in der Kommiſſion in die Enge getrieben, vom Schatten 
der drohenden Niederlage umfaßt, mußte Saure ſeine und der gejamten 
Führerſchaft intime Solidarität mit dem zum Sündenbock auserſehenen Millerand 
auch dem Blinden klar machen. Er bedeckte den Freund mit ſeinem eigenen 
Leibe, in tragiſchen, wirklich aus dem Herzen kommenden Notrufen donnerte er 
gegen die ihm ſelbſt mit der Ausſchließung Millerands drohende „teilweise 
Ausſchließung“, „Verkrüpplung“, „Wegſchneidung eines Teiles des Gehirns“ ze. 
um dann mit pathetiſcher Ironie der Oppoſition zu raten, den mit oder nach 
Millerand auszuſchließenden anderen Parteigenoſſen, den „Inſaſſen der 
Guillotinenkarren gleich Hin⸗ und Rückfahrtbillets mitzugeben“. Denn „drei 
Viertel der Partei“ müßten auf dieſen Karren Platz nehmen. 4 
Die unter ſolchen Bedingungen zu ſtande gekommene Rettung enthüllt Deutz 
licher als alles andere das millerandiſtiſche, das bourgeois⸗ſozialiſtiſche 
Weſen der miniſterialiſtiſchen Partei. Darüber kann der in proletariſch⸗ſozia⸗ 
liſtiſchen Farben ſchillernde Inhalt der rettenden Reſolution Jaurès' niemand 
mehr hinwegtäuſchen, niemand unter denen, die ſich nicht hinwegtäuſchen laſſen 
wollen. Die Phraſen über die „ſtete theoretiſche und praktiſche Betonung des 
ſozialiſtiſchen Ideals“ u. ſ. w., die ſchon vor Bordeaux zu dem wirklichen 
Charakter der P. S. F. wie die Fauſt aufs Auge paßten, müſſen jetzt allen, die 
nicht ſelbſt im Miniſterialismus befangen ſind, als ein kecker Hohn erſcheine 5 
Oder wer kann es nicht merken, daß die auf dem Gebiet der allgemeinen Sätze 
ſo radikal tuende und wortreiche Reſolution gerade über die wichtigſte konkrete 
Frage ſtumm bleibt, die im Mittelpunkt der Debatte ſtand — über das militär⸗ 
fromme Votum Millerands? Davon ſchon ganz abgeſehen, daß die Reſolution 
weder einen Ausdruck des leiſeſten Tadels, noch auch ein Wort des aller- 
mildeſten Bedauerns der Millerandſchen Abſtimmungen enthält. Dieſe perſön⸗ 
liche Seite des Millerandſchen Sieges iſt die angemeſſene Zutat zu ſeinem 
vollſtändigen prinzipiellen Siege. ’ 
Saures war das millerandiſtiſche Sprachrohr der Kammerfraktion. Dieſe 
hatte ſchon in ihrem Verlegen Bericht mehr oder minder verſchämt für 
Millerand Partei genommen. In Bordeaux haben außer Jaurès noch zwei 
Deputierte, Rouanet und ſelbſt Preſſenſé, der ſonſt hin und wieder anti⸗ 
miniſterialiſtiſche Velleitäten zeigte, für Millerand und — halb und halb für 
ſeine klaſſenſolidariſche Auffaſſung kurze Erklärungen abgegeben. In der Ab⸗ 
Aan gab dann Preſſenſé die beiden Mandatſtimmen der Fraktion für die 
rettende Reſolution ab, und ebenſo ſtimmten alle mit Mandaten verſehenen 
Deputierten mit der einzigen Ausnahme des Abgeordneten Piger⸗Loire. 
Auch der Abgeordnete Briand, der verfloſſene revolutionäre Generalſtreikler, 
deſſen Loireföderation eine Ausſchlußmehrheit von ſieben gegen zwei Mandate 
nach Bordeaux ſandte, wählte für ſich die zwei millerandiſtiſchen Mandate. 
Die Millerand freundliche Abſtimmung des neugewählten Abgeordneten Gabriel 
Deville und des ehemaligen Abgeordneten Viviani braucht nicht erſt hervor⸗ 
gehoben zu werden. Man ſieht, alles, was in der Kammerfraktion, in der 
Partei, im ganzen Lande und über deſſen Grenzen hinaus einen Namen hat, 
alle Köpfe, alle Talente, alle Redner und Schriftſteller der P. S. F. erklärten 
ſich ſolidariſch mit Millerand. Daß es dazu kam, daß der ganze Generalſtab 
der P. S. F. Farbe bekennen mußte, das iſt ein nicht hoch genug zu ſchätzend 
Verdienſt der Linken um den proletariſchen Sozialismus. | 
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Und nun höre man das Urteil des „Progres“-Havre, des Organs der Seine- 
Inférieur⸗Föderation, über das Verhalten der Kammerfraktion. Der Sekretär 
er Föderation, Delegierter in Bordeaux, ſchreibt: „Jaures hatte geſagt, daß 
zan ihn ausſchließen wolle, indem man Millerand ausſchließe: der Kongreß 
ehielt Millerand bei, um Jaurés beizubehalten. Aus Korpsgeiſt, genau fo, 
die wenn es Offiziere wären, ſprachen ſich die Deputierten für Millerand aus. 
für Millerand⸗Geérault⸗Richard, der einige Tage vorher ſagte, daß Millerand 
drtgehen ſollte. Für Millerand⸗Preſſenſé, der einige Tage vor dem Kongreß 
agte, daß Millerand, der ſeinen Stimmzettelkaſten einem radikalen Deputierten 
nvertraut hätte, nichts beſſeres tun könnte, als ſeinem Stimmzettelkaſten zu 
Agen. Für Millerand⸗Briand, der während des ganzen Kongreſſes behauptete, 
Imhänger der Ausſchließung zu fein...“ 

Die weiteren Taten oder vielmehr Unterlaſſungen des Kongreſſes waren 
iner Haupttat würdig. Nach Millerands Sieg verſtand es ſich von ſelbſt, 
aß erſtens die Frage der ſtatutenwidrigen Zuſammenſetzung der 
fraktion und zweitens die Miniſterfrage von der Kongreßmehrheit, trotz 
es wiederholten Drängens der Linken, für tabu erklärt wurden. Der verleſene 
zericht der Kammerfraktion durfte nicht einmal zur Diskuſſion geſtellt werden! 
katürlich wurde über ihn auch nicht abgeſtimmt. Wieder eine mit den „ver⸗ 
nöcherten“ Gepflogenheiten kühn brechende Neuheit. 

Endlich ſei erwähnt, daß mehr als dreißig Fragen kurzerhand von der 
agesordnung abgeſetzt wurden. Die Frage aber nach Schaffung eines Partei⸗ 
gans figurierte erſt gar nicht auf der Tagesordnung. Iſt doch ſelbſt das 
forterſcheinen der kleinen Monatsbulletins zunächſt zweifelhaft... 
Übrigens iſt es durchaus begreiflich, daß nach der glücklichen Löſung der 
Nillerand⸗Frage der Kongreß vom Gefühl übermannt wurde, daß die Be- 
atung weiterer ernſterer Fragen Zeitverſchwendung wäre. Man fühlte auf 
eiden Seiten, daß die Rettung Millerands eine ſchwere Kriſe für die Partei 
inleitet — und keine „Wachstums“ ⸗Kriſe. Der nächſte Kongreß wurde nach 
zaint⸗Etienne anberaumt. Aber welche und wieviele Föderationen werden 
In noch beſchicken? Was wird bis dahin aus der Partei werden? 


| 5. folgen und Ausblicke. 

In ihrer Geſamtheit hat die Linke es nichts weniger als auf einen Bruch 
it der P. S. F. abgeſehen. Sie war vielmehr bereit, alle möglichen Zu: 
eſtändniſſe in der Form zu machen, um, wie Renaudel ſagte, die „ſchiedlich⸗ 
eiedliche“ Trennung von Millerand zu erzielen und dann im alten Partei⸗ 
ahmen weiter zu wirken. Zwar gab ſie wiederholt Ausdruck ihrem Streben 
ach der Wiedervereinigung mit der guesdiſtiſch⸗blanquiſtiſchen Partei, aber ſie 
rebte darnach für die ganze P. 8. F. Sie hielt an ihrer bisherigen Partei 
erade deshalb feſt, weil fie nicht wünſchte, als linker Flügel derſelben zur 
kevolutionär⸗Sozialiſtiſchen Einigkeit (P. S. de F.) abzuſchwenken. Dafür find 
hre einzelnen Beſtandteile allzu bunt zuſammengeſetzt. Hingegen drohten die 
inksredner der Rechten im Falle der Rettung Millerands mit Spaltungen 
merhalb der einzelnen Föderationen, mit Abbröckelung der Partei. 

Dieſe Drohungen beginnen ſich zu erfüllen. Den Reigen eröffnet die Yonne- 
fderation, die Urheberin des Ausſchließungsantrags. Sie ift ſoeben aus der 
8. F. ausgetreten, um freilich wieder in „abſoluter Autonomie“ zu wirken. 
In der Austrittserklärung heißt es: „In Erwägung, daß die auf dem Kongreß 
ar 
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von Bordeaux von den Rednern der Mehrheit gehaltenen Reden, ſowie die ir 
der Millerandaffäre votierte Reſolution beſagen, daß die ſozialiſtiſche Parte 
zwar Statuten und ein Programm hat, daß aber die offene Verletzung dieſe 
Statuten und dieſes Programms keine Ahndung nach ſich zieht; in Erwägung 
daß derartige Behauptungen von den Yonne-Sozialiften als eine einer ernſtes 
Partei unwürdige Komödie betrachtet werden ...“ 5 
Nach den Stimmen der Provinzblätter der Föderationen über den Kongref 
zu urteilen, ſind fernere Abbröcklungen zu erwarten. Das Organ der Nievre 
föderation ſchreibt: „Indem wir aus einer Fraktion austreten, die von Kom 
promiſſen zu Verrätereien uns auf die Stufe der ſchüchternſten Radikale 
herabwürdigen würde, werden wir unſere Fahne unverſehrt erhalten und unſer 
ſozialiſtiſche Pflicht erfüllen. ...“ Das Organ der Loireföderation klagt übe 
die nun unvermeidlichen inneren Zwiſtigkeiten: „Freunde von geſtern, einſt in 
Kampfe gegen die ſozialen Ungerechtigkeiten eng verbunden, liegen jetzt einande 
in den Haaren wie unverſöhnliche Feinde. ... Die Einigkeit der Partei iſt nu 
voller Breſchen, tief zerklüftet. ...“ Das Organ der Ardennenföderatio 
endlich konſtatiert, daß der Kongreß, der Millerands Abſtimmungen „nich 
getadelt und nicht einmal bedauert“, durch das Votum der Reſolution Jaure 
die millerandiſtiſche Taktik vielmehr anerkannt habe. Der Chefredakteur abe 
erklärt, dieſe Taktik „energiſch zu mißbilligen, die aus Zugeſtändniſſen an de 
Kapitalismus und aus Kompromiſſen mit der Bourgeoiſie beſteht.. ..“ x 
Und nicht minder bedeutſam als dieſe Preßſtimmen iſt das vollſtändig 
Schweigen von — Jaurès und Preſſenſé über den Kongreß. Dafür hat Jaurs 
ſeit Bordeaux bereits zwei oder drei ellenlange Artikel über die Dreyfus⸗Affaft 
veröffentlicht. Eu 
Zu erwähnen ift noch, daß zwei Föderationen ihre nach rechts umgefallene 
Delegierten getadelt haben. Das verringert bereits die Millerand⸗Mehrhe 
um ſieben Mandate, das heißt alſo von zwanzig auf bloß ſechs Mandat 
Zu alledem kommt noch, daß die Linke als ideell geeinigtes Ganze nicht 
weniger als abgerüſtet hat. Sie ſchickt ſich vielmehr an, den weiteren Kam; 
zu organiſieren. Wird ſie aber nun das Unhaltbare ihrer Stellung innerhal 
der P. S. F. einſehen? Wird ſie aus dem Kongreß, der wenigſtens ihre letzte 
Elemente von allen Illuſionen über den Gegenſatz zwiſchen Jaurés un 
Millerand und was damit verknüpft iſt geheilt hat, die nötigen Konſequenze 
ziehen? Wird ſie erkennen, daß für den proletariſchen Sozialismus nur i 
Rahmen der antiminiſterialiſtiſchen Partei zu wirken möglich iſt? Wird fie de 
Weg zur guesdiſtiſch⸗blanquiſtiſchen Einigkeit finden? | 
Die nächſte Zukunft wird dieſe Frage entſcheiden. Jedenfalls iſt die Situatic 
für die revolutionär⸗ſozialiſtiſche Partei günſtiger denn je. Die miniſterialiſtiſe 
Verwirrung hat ihre gefährlichſte Waffe im Kampfe um Millerand drangebı 
müſſen: ſie ſteht enthüllt und durchſchaut da. * 
Um ein Wort von Jaureès zu gebrauchen, das er den aus dem Lyon 
Kongreß abziehenden Blanquiſten nachſchleuderte: „Die Masken ſind gefalle 
die Schleier find zerriſſen.“ Wo aber gegen ihn mit offenem Viſier gekämf 
wird, da braucht der proletariſche Sozialismus um den Ausgang des Kampf 
nicht beſorgt zu ſein. * 
Paris, 27. April. | 3 
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Die Genfer Arbeitskammer. 
Ein Beitrag zur frage des Arbeitsnachweiſes. 
Von Jean Sigg. 


Zwei bedeutende Städte der Schweiz beſitzen richtig organiſierte Arbeits⸗ 
kammern, die auf feſten Grundlagen ruhen: Zürich und Genf. Wenn ſich 
auch die beiden Organiſationen in einigen Punkten gleichen, ſo bietet immerhin 
die Genfer Organiſation einige beſondere Züge, die aufmerkſames Studium und 
eingehende Unterſuchung verdienen. Die Genfer Arbeitskammer hat durch 
ihre unermüdliche Tätigkeit ſchon ſo zahlreiche und wertvolle Dienſte der Arbeiter⸗ 
klaſſe unſeres Kantons geleiſtet, daß nur zu wünſchen iſt, es möchten in allen 
Induſtriezentren der Schweiz gleiche Inſtitutionen geſchaffen werden. Die künftige 
Otrganiſation einer Verſicherung gegen Arbeitsloſigkeit, von der man ſeit einigen 
Jahren ſoviel in unſeren Arbeiterkreiſen redet, wird keine beſſeren Helfer finden 
als die Arbeitskammern, denn fie find in der Lage, eine klare und ſcharfe Vor⸗ 
ſtellung von der Lage des Arbeitsmarktes an einem gegebenen Orte zu ge— 
gebener Zeit zu liefern und dies dürfte neben vielem anderen nicht der geringſte 
Wert ſolcher Einrichtungen ſein. 
| Die Genfer Arbeitskammer wurde ins Leben gerufen durch ein Geſetz vom 
19. Oktober 1895, das im Namen der ſozialiſtiſchen Partei von unſerem Ge⸗ 
noſſen Louis Heritier dem Großrat vorgelegt worden war. Der Zweck der 
Arbeitskammer iſt, ſo ſagte das Geſetz, „den Arbeitern die Mittel zu liefern, 
ſich in einem Lokal zur Diskuſſion ihrer gemeinſamen Intereſſen zu vereinigen 
und ihnen das Aufſuchen von Arbeit zu erleichtern“. Die Arbeitskammer ſollte 
von einem elfgliedrigen Komitee verwaltet werden, deſſen Mitglieder ſchweizer 
Nationalität beſitzen und im Kanton Genf wohnhaft ſein müſſen; mindeſtens 
ſieben von ihnen müſſen Genfer ſein. Dieſe letztere Beſtimmung, die ſonderbar 
erſcheinen kann, verdient einige Worte der Erklärung. Man fürchtete nämlich, 
daß in der Verwaltung der Einfluß der Arbeiter der deutſchen Schweiz, die faſt 

alle Sozialiſten ſind, zu ſehr vorwiegen würde. Das Genfer Element dagegen 
iſt mehr kleinbürgerlich. Ihm das Übergewicht in der Leitung der Arbeitskammer 
geben, ſollte die Gefahr beſeitigen, daß ſich in Genf ſolche „Skandale“ (ſo wurde 
wörtlich geſagt) wie an den Arbeitsbörſen von Paris, Lyon und St. Etienne 
ereignen! Dieſes elfgliedrige Komitee wird gewählt von den Gewerberichtern 
der elf Gruppen der „gewerblichen Schiedsrichter“, die ſich in den Kanton teilen; 
und zwar kommt auf jede Gruppe ein Mitglied. Das Komitee konſtituiert ſich 
ſelbſt, arbeitet die inneren, zum Ingangſetzen der Inſtitution nötigen Beſtim⸗ 
mungen aus und unterbreitet ſie dem Regierungsrat zur Beſtätigung. Un⸗ 
mittelbar nach jeder Schiedsgerichtswahl wird das Komitee vollſtändig erneuert, 
alſo alle vier Jahre. Nach der Reihe können die Gruppen der Schiedsrichter, 
und zwar vier, Schweizer aus anderen Kantonen in den Verwaltungsrat ſchicken. 
Übrigens iſt zu bemerken, daß ſich jetzt niemand an dieſe veraltete, nur in der 
Anfangszeit beachtete Beſtimmung hält. Das Komitee der Arbeitskammer hat 
jährlich dem Regierungsrat einen detaillierten Verwaltungs⸗ und Rechenſchafts⸗ 
bericht einzuliefern. Es handelt ſich hier alſo, wie man ſehen kann, um keine 
offizielle Einrichtung, aber ſie ſteht unter der Leitung eines Komitees, das aus 
einer offiziellen Körperſchaft hervorgeht: den gewerblichen Schiedsgerichten. Und 
das gibt ihr die weite Selbſtändigkeit, die für ein gutes Funktionieren ſo er⸗ 
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forderlich iſt. Als der Großrat das Geſetz annahm, das die Arbeitskammer 
ſchuf, gewährte er ihr zugleich einen jährlichen Beitrag von 10000 Franken 
der in das Staatsbudget eingeſtellt wurde, ein Beitrag, der ſeitdem durch die 
Bemühungen der ſozialiſtiſchen Abgeordneten auf 12000 Franken gebracht wurde 
Endlich gewährte 1901 auf Antrag des Verfaſſers dieſes Artikels die Stad 
Genf oder beſſer das conseil municipal (ihr erweiterter Stadtrat) eine Sub 
vention von 2000 Franken jährlich, was der Arbeitskammer erlaubte, auße: 
ihrem bisher tätigen Sekretär noch einen zweiten weiblichen vom 1. Janua 
dieſes Jahres ab anzuſtellen. Dieſe Sekretärin hat ſich ganz beſonders mit der 
Intereſſen der Arbeiterinnen zu befaſſen. Gegenwärtig liegen die Lokalitäten 
der Kammer faſt mitten in der Stadt: im erſten Stocke befindet ſich ein große 
Warteſaal, der Leſeſaal mit Zeitungen und Bibliothek, ein Bureau (für di 
beiden Sekretäre) und ein Saal für Sitzungen von Gewerkſchaftskomitees; in 
zweiten Stocke liegt ein großer Saal für Gewerkſchaftsverſammlungen; alle: 
iſt elektriſch beleuchtet. 

Auf welche Punkte hat ſich die Tätigkeit der Arbeitskammer bejonder: 
konzentriert? An der Spitze ſteht der Arbeitsnachweis für Arbeiter und Arbeite 
rinnen, die unentgeltliche Vermittlung zwiſchen Arbeitsangebot und Nachfrage 
Der Kampf mit den Arbeitsvermittlungsbureaus, Anſtalten von oft ſehr zweifel 
hafter Ehrenhaftigkeit, nahm ſofort den Charakter großer Schärfe an. Die] 
Arbeitsvermittlungsbureaus, die ein kantonales Geſetz nicht unterdrücken kan 
und die ihr unſauberes Gewerbe auf die von der eidgenöſſiſchen Verfaſſun 
garantierte Handels⸗ und Gewerbefreiheit gründen, ſind zwar einer polizei 
lichen Reglementation unterworfen; aber ſie ſchlüpfen mit unerhörter Ge 
ſchmeidigkeit durch die Maſchen des Netzes, das ihrer Ausbeutung anſcheinen 
eine Grenze ſetzt. Oft verlangen ſie von Angeſtellten, und beſonders von weib 
lichen Dienſtboten, Einſchreibegebühren, die bis und über die Hälfte eine 
Monatslohns ſteigen (Dienſtmädchen, Kindermädchen ꝛc. 10, 12, 15 Franken 
zu anderenmalen ſchicken ſie zwei Angeſtellte zu einem und demſelben Platze 
nachdem ſie fie vorher die Einſchreibgebühr zahlen ließen, wenn fie nicht jowei 
gehen, ſie zu gewiſſen Arbeitgebern zu ſchicken, von denen ſie beſtimmt wiſſer 
daß die Stelle, für deren Mitteilung fie ſich bezahlen laſſen, ſchon beſetzt ij 
Für die Saiſoninduſtrien ſcheut ſich der Vermittler nicht, das Doppelte der ge 
wöhnlichen Gebühr zu verlangen. Alle dieſe Mißbräuche brachten es dahin 
daß die Arbeiter der Nahrungsmittelinduſtrie (Kellner, Metzger, Bäcker, Paſteten 
bäcker, Molkereiarbeiter ꝛc.) in eine Bewegung eintraten und daß ihrerſeits di 
Verwaltung der Arbeitskammer auch die Aufmerkſamkeit des kantonalen Juſti, 
und Polizeidepartements auf die vielfachen Verletzungen der Polizeibeſtimmun 
vom 16. Mai 1893, betreffend Arbeitsvermittlungsbureaus, lenkte. Die Forde 
rung der Arbeiter beſtand in der Beſeitigung der Zahlung einer Gebühr, bevo 
die Arbeit vermittelt iſt: das bedeutete die Unterdrückung des Verkaufs vo 
„Adreſſen, wo es vielleicht Arbeit gibt“, und damit des ganzen Gewerbe 
der Vermittler, das auf nichts anderes hinausläuft. Andererſeits ſollte de 
Vermittler eine Einſchreibgebühr von 0,5 Franken bis 2 Franken verlange 
dürfen und zwar zur Hälfte fünfzehn Tage nach Unterbringung des Arbeiter 
zur anderen Hälfte ſechs Monate ſpäter. Leider iſt aber bis jetzt trotz wiede 
holten Einſchreitens ſowohl der Gewerkſchaften als der Arbeitskammer nicht 
zur Beſſerung der Verhältniſſe geſchehen. Die Vorſchläge der Arbeiter ſchlafe 
ſeit bald vier Jahren in den ſtaubigen Tiefen der Verwaltungsfaszikel. 


4 
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Bei der Arbeitskammer geſchieht der Arbeitsnachweis auf ſehr einfache Art. 
Es genügt, wenn die Arbeiter oder Arbeiterinnen Namen, Adreſſe, Gewerbe 
angeben und den Lohn, den ſie beanſpruchen. Wenn es eine freie Stelle gibt, 
ſchickt ſie der Sekretär mit einer offiziellen Karte ſich vorſtellen. Ebenſo laſſen 
die Arbeitgeber ihre Geſuche einſchreiben und geben den Lohn an, den ſie zahlen 
wollen, dies, um ſpätere Streitigkeiten zu vermeiden. 
Wenn dieſes Verfahren auch ein ſehr einfaches und ſchnelles iſt, bietet es 
doch gewiſſe Unzuträglichkeiten. Zunächſt iſt die genaue Feſtſtellung derer, die 
zom Bureau untergebracht worden find, unmöglich; daraus entſpringt eine 
gewiſſe Unzuverläſſigkeit der Tabellen, die am Schluſſe jedes Jahres die Tätigkeit 
er Arbeitskammer hinſichtlich des Arbeitsnachweiſes zuſammenfaſſend darſtellen; 
ſußerdem kann der Sekretär nicht alle die Häuſer kennen lernen, die zu oft 
hr Perſonal wechſeln und wo dieſes ſich mit Recht beklagen kann, ſei es über 
ie Arbeitsbedingungen, ſei es über den Lohn, Wohnung, allgemeine Behand: 
ung oder Nahrung. Indeſſen füge ich, um genau zu ſein, hinzu, daß der 
Sekretär auch durch das, was er jetzt erfährt, ſehr viel Material bekommt, um 
ft den Arbeitgebern und manchmal auch den Arbeitern den Text zu leſen. 
Obgleich das Geſetz über die Arbeitskammer am 19. November 1895 bekannt 
emacht worden war, trat dieſe doch erſt am 15. Juni 1896 in Tätigkeit. Aus 
ihrem erſten Bericht entnehmen wir, daß bis Ende Juni 1897 die Angebote 
on Stellen die Zahl von 1785 erreichten, die Nachfragen 4821. Im ganzen 
durden 748 Perſonen untergebracht. Das war ein ſehr beſcheidener Anfang. 
die Zahl der Leſer, welche die Bibliothek benutzt hatten, war auf 3112 geſtiegen, 
und die Gewerkſchaften hatten 164 Komiteeſitzungen und 183 Mitglieder⸗ 
erſammlungen abgehalten. Die Gewerkſchaften, welche die Lokalitäten der 
zewerkſchaften benutzen, betrugen an Zahl 19. Der zweite Bericht, der noch 
"wei Jahre umfaßt (1. Juli 1897 bis 31. Dezember 1898), iſt ſchon voll⸗ 
händiger. So ſind die Fragen nach Stellen auf 7635 geſtiegen, wovon 
394 Männer und 3241 Frauen; die Stellenangebote auf 5000, davon 2131 
ir Männer und 2869 für Frauen. Die Zahl der Untergebrachten ſtieg auf 
129, wovon 1075 Männer und 1054 Frauen. Die Zahl der Leſer, welche 
en Leſeſaal beſuchten, beträgt 14976 (in 18 Monaten) und die Gewerkſchaften, 
heren Zahl nicht angegeben iſt, hatten 214 Komiteeſitzungen und 338 Mit⸗ 
liederverſammlungen. Von da an werden die Berichte jährliche und erlauben 
ns, die Tätigkeit der Arbeitskammer hinſichtlich des Arbeitsnachweiſes während 
er Jahre 1899, 1900, 1901 und 1902 in einer Tabelle zuſammenzufaſſen. 


! Vom 1. Januar 1899 bis 31. Dezember 1902. 


Stellennachfrage von Stellenangebot für 


. Jahr Männern Frauen Im ganzen Männer Frauen Im ganzen 

0 3381 2188 5569 2106 2686 4792 

. 20988 1939 4922 2451 2817 5268 

! 3272 1943 5215 2677 2581 5258 

Y 90 5058 2030 7868 2862 2346 5208 

Untergebracht wurden, ſoweit bekannt: 

Jahr Männer Frauen Im ganzen 
er 834 1798 

' tis 712 1881 

ö 1204 665 1869 
1582 628 2310 


180 Die Neue Zei 


Dieſe Zahlen ſtimmen ſehr gut mit den obwaltenden Verhältniſſen überein 
So iſt der Winter 1901/02 ſehr ſtreng geweſen und eine große Zahl Arbeite 
war arbeitslos. Beſonders die Monate Januar und Februar haben Züge zahl 
reicher Arbeitsloſer geſehen, die ſich an Stadt und Staat gewandt haben mi 
der Bitte, gewiſſe öffentliche Arbeiten (Wegbauten, Kiesbaggern in der Arve ꝛc 
zu organiſieren, was auch geſchah. Daher dieſe hohe Zahl von 7088 Nachfrage 
nach Stellen, worunter 71,36 Prozent von Männern und nur 28,64 Prozer 
von Frauen. Im Laufe des Jahres 1902 haben die ſozialiſtiſchen Abgeork 
neten im Großrat die Aufmerkſamkeit der Regierung auf die nötigen Maßregel 
gegen die Arbeitsloſigkeit im Winter 1902/03 gelenkt. Und nur dadurch, daß f 
ſich auf die Zahlen der Arbeitskammer ſtützten, haben ſie den Regierungsrat un 
die Stadt Genf von der Dringlichkeit eines tatkräftigen Einſchreitens übe 
zeugen können. So geht es jetzt folgendermaßen zu: Die Arbeitsloſen habe 
ſich nur bei der Arbeitskammer einzuſchreiben; dorthin find Staat und Stat 
oder Privatunternehmer gehalten, zur Anwerbung zu kommen. Noch beſſe 
Im Augenblick, da ich ſchreibe, erfahre ich, daß die Stadt Genf in die Sul 
miſſionsbedingungen der Unternehmer, die für ſie arbeiten wollen, die Ve 
pflichtung einfügt, hinfort alle ihre Arbeiter auf der Arbeitskamme 
anzuwerben. Das iſt ein guter Anfang. Einige andere Beobachtunge 
geben den jährlichen Berichten des Verwaltungsrats noch beſtimmtere Farbe 
Ich führe die wichtigſten an. Die nichtorganiſierten Arbeiter, die ſich a 
die Arbeitskammer wenden, ſind viel zahlreicher als die, welche einer Beruf 
organiſation angehören. Indeſſen wenden ſich die organiſierten Arbeiter, d 
aus Frankreich kommen, in erſter Linie an die Arbeitskammer. Sie iſt für f 
die „Arbeitsbörſe“ ihrer Städte. Daher ſind ſie nicht wenig erſtaunt, zu ve 
nehmen, daß die Gewerkſchaft, der ſie angehören, ihr Vermittlungsbureau nie 
dort hat. Ebenſo die deutſchen Arbeiter. Das iſt ein Punkt, auf welchen i 
zurückkommen werde. Die nichtqualifizierten (unskilled) Arbeiter ſind noch vi 
zahlreicher als die anderen. Sehr oft bieten ſich ausgezeichnete Stellen in de 
benachbarten Kantonen (Waadtland, Neuchatel) oder in den Grenzdepartemen 
Frankreichs, aber der Sekretär hat mitunter große Mühe, manche Arbeiter zu 
Verlaſſen des Wohnortes zu beſtimmen. Es gibt ſolche — und ſie find zah 
reicher als man glaubt —, die vor allem in Genf bleiben wollen, ohne irgen 
eine Stelle und ſelbſt ohne Hoffnung, eine vor langer Zeit zu finden. Alle 
dings ſind nur zu oft in den Grenzdepartements die Arbeitstage 12, 1 
14 Stunden lang; der Lohn ſchwankt zwiſchen 25 und 30 Franken pro Mon 
nebſt Koſt und Logis. Und was für Koſt und Logis! Die „Wanderburſchen 
die ſich an die Arbeitskammer wenden, ſind ſehr zahlreich, aber man ſchrei 
ſie nicht ein, denn ſie ſind nicht ſeßhaft, und ſie erſcheinen auch nicht in d 
diesbezüglichen Statiſtiken. Die Dienſtboten beiderlei Geſchlechts, die gezwung 
ſind, bei ihrer Herrſchaft zu wohnen, werden immer ſeltener, zumal die wei 
lichen. So zwei Beiſpiele: 1902 wurden 1021 Dienſtboten für alles in birgt 
lichen Häuſern geſucht, und nur 493 boten ſich an, alſo eine Differenz von 5 
(51,68 Prozent); 440 Mädchen für Cafés und Penſionen wurden geſucht, 
haben ſich angeboten! Und das iſt eine Erſcheinung, die nicht allein Ge 
eigen ift, ſondern die ſich in Bern, Lauſanne, Neuchatel, Zürich, Baſel u. 
wiederfindet. Mit einem Worte: Weibliche Dienſtboten werden immer ſelten 
weil fie keiner Arbeiterſchutzgeſetzgebung unterſtehen und ihr Arbeitstag ke 
Ende hat. Außerdem gewinnt die Induſtrie immer größere Ausdehnung, u 
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die Arbeiterin zieht das Fabrikleben dem des Dienſtboten ſelbſt in einem guten 
Hauſe vor. Sie hat mehr Freiheit; ſie weiß, wann der Arbeitstag beginnt 
und endet; ſie kann — und das iſt der Hauptpunkt — über ihren Sonntag 
verfügen, wie es ihr gut dünkt. Endlich nährt ſie ſich, wie ſie will, und wohnt, 
wo es ihr gefällt. Eine der guten Seiten der Tätigkeit der Handelskammer 
iſt, daß ſie eine gewiſſe Zahl von Häuſern auf den Index hat ſetzen können, 
die ihre Angeſtellten ſo ſchlecht behandelten, daß jetzt die einen große Mühe 
haben, welche zu finden (Hotels, Penſionen, Reſtaurants) und die anderen 
ihr Syſtem ändern mußten, wodurch die Arbeiter und Arbeiterinnen nur 
gewinnen konnten. Die Tätigkeit des Arbeitsnachweiſes ſeitens der Arbeits⸗ 
kammer erſtreckt ſich ſehr weit, denn ſie hat — nicht ohne alle nötigen 
Vorſichtsmaßregeln zu treffen — Angeſtellte bis nach Deutſchland, Rußland 
und Ungarn geſchickt. Die Inhaber der Friſierläden wenden ſich im Ein⸗ 
klang mit der Arbeitergewerkſchaftskammer an den Sekretär der Arbeits⸗ 
kammer wegen der „Außerordentlichen“ (Gelegenheitsarbeiter für Samstag 
abend und Sonntag morgen). 1902 hat ſie ihnen 599 geliefert. Seit 1899 
ermöglichen uns die Berichte der Arbeitskammer, näheres über die Nationalität 
der Arbeitſuchenden zu erfahren. Die Steigerung der Zahl deutſcher Arbeiter 
392 im Jahre 1902) beruht auf der Kriſe, welche die Metallinduſtrie (mecha⸗ 
üſche, elektriſche Werkſtätten) ſeit einigen Jahren getroffen hat; die merkliche 
Vermehrung arbeitsloſer Franzoſen iſt hervorgerufen durch die Landarbeiter, 
die Winters in die Stadt kommen in der Hoffnung, hier irgend eine Beſchäf⸗ 
igung zu finden (Straßenarbeiten, Fortſchaffen des Schnees ꝛc.). Es find aus⸗ 
chließlich Savoyarden. Was die Italiener betrifft, fo find es beſonders Opfer 
ber ſtarken Kriſe im Baugewerbe, die auch die große Zahl Schweizer Arbeits⸗ 
oſer erklärt (Zimmerleute, Erdarbeiter, Handlanger, Gipſer, Maurer ꝛc.). Dann 
nehrt ſich in jedem Jahre die Zahl italieniſcher Arbeiter, die ſich im Winter 


| 1900 1901 1902 
Schweizer 2492 2605 4079 
| Deutſ che 366 384 392 
ie Oſterreicher . 45 61 49 
| Franzoſen . 1486 1553 1772 
lien. 518 576 747 
| 


Ich habe ſchon weiter oben erwähnt, daß eine Bibliothek in der Arbeits⸗ 
ammer vorhanden iſt. Im Anfang enthielt ſie nur Bücher, die von den Ge⸗ 
derkſchaften der Zimmerleute und Steinmetzen ſeit der Zeit der Internationale 
ufgehoben worden waren. Dann hat ſie ſich dank einer Reihe von An⸗ 
aufen, Geſchenken und Vermächtniſſen beträchtlich bereichert. Man kann hier 
lle großen politiſchen Zeitungen des Kantons leſen, die Arbeiterpreſſe und die 
Jerufspreſſe. Sie zählt nahe an 500 auserleſene Bände. Die Monate, die 
ie ſtärkſte Benutzung des Leſeſaals und der Bibliothek zeigen, ſind der November, 
gezember, Januar, Februar und März. Und das iſt erklärlich: es iſt dies die 
eit, in der die Arbeitsloſigkeit den Gipfelpunkt erreicht. Die Zahl der Arbei⸗ 
kinnen, welche die Bibliothek und die Zeitungen benutzen, iſt faſt Null. Am 
teiften werden Romane, Reifen u. ſ. w. verlangt. Die Zeitungen werden faſt 
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I Andere Nationen. . 15 36 49 
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von allen Männern geleſen, während ſie warten, bis ſie an die Reihe kommen 
vor den Sekretär zu gelangen. Die folgende Tabelle gibt genaueren Aufſchluf 
über dieſen Teil der Tätigkeit der Arbeitskammer: 0 J 
N 1899 1900 1901 1002 
Zahl der Benutzer der Bibliothek . . 10971 11177 10932 12279 


Die Stadt Genf zählt im ganzen 51 Arbeiterberufsorganiſationen. Ez 
ſcheint daher, als ob die Arbeiter ein großes Intereſſe daran hätten, ihre ganz 
oder faſt ihre ganze gewerkſchaftliche Tätigkeit in der Arbeitskammer zu kon 
zentrieren. Dem iſt aber nicht ſo; 1899 zählt man nur 20 Gewerkſchaften, di 
dort ihren Sitz haben und dort ihre Mitgliederverſammlungen wie Komitee 
ſitzungen abhalten, 1900 19 Gewerkſchaften, 1901 20 und 1902 22. Welche 
Urſache muß man dieſe Nachläſſigkeit, und ich würde ſelbſt jagen diefe 
Gewiſſenloſigkeit, wenn das Wort nicht etwas hart wäre, zuſchreiben? Eine 
alten Gewohnheit, deren Joch unglücklicherweiſe eine allzu große Zahl vor 
Arbeiterorganiſationen abzuſchütteln nicht verſtanden hat. Allzu oft ziehen fü 
als Lokal ein öffentliches Etabliſſement vor, ein Café, eine Herberge. Die Mit 
glieder der Gewerkſchaft können ſich dort am Abend oder des Sonntags treffen 
und unter ſich gewiſſe Berufsfragen beſprechen, und dies außerhalb der Mit 
gliederverſammlungen. Aus dieſer Schenke oder dieſem Wirtshaus den Ort de 
Verdingung zu machen, iſt von da nur ein Schritt. Er iſt raſch gemacht 
beſonders wenn der Beſitzer des Etabliſſements vom Handwerk iſt oder war 
was ſehr oft der Fall. Hier beſteht für viele Gewerkſchaften und bejonder: 
für die des Baugewerbes gleichſam ein Weiterleben der „Mutter der Gejelle 
von ganz Frankreich“, woran die Bemühungen der Arbeitskammer, die Arbeite 
an ſich heranzuziehen, oft geſcheitert ſind. Ohne Zweifel haben einige dieſer Reſtau 
rateure und Vermittler Geſchäftsgewandtheit im Arbeitsnachweis und kennen all 
Fäden des Gewerbes. Aber wie oft ſind auch die Arbeiter für dieſe „Vermittler“ 
dieſe Alkoholverkäufer nichts als Ware, die fie „rupfen“. Die jungen Arbeile 
werden manchmal zur wüſten Verſchwendung getrieben, und erſt wenn ſie feiner 
Sou mehr beſitzen, bietet man ihnen irgend eine Stellung an. Lehnen fie ab 
ſo wirft man ſie auf die Straße. Dieſe Mißbräuche ſind nicht ſelten und id 
übertreibe das Bild nicht. Man wende ſich an die Kellner, Bäckerburſchen 
Schäfer ꝛc., mit einem Worte an die Arbeiter der Lebensmittelbranche. Ic 
habe die Überzeugung, daß die Lage im allgemeinen noch niederſchlagender it 
als wie ich fie eben mit wenigen Zügen ſkizzierte. Die folgende Tabelle gib 
uns die Zahl der von 1899 bis 31. Dezember 1902 gehaltenen Verſamm 
lungen an: =» 


1899 1900 1901 10900 

(20 Gewerkſchaften) (19 Gewerkſch.) (20 Gewerkſch.) (22 Gewerkſch.) 

Mitgliederverſammlungen . 172 223 213 231. ee 
Komiteeſitzungen . 154 140 181 251 


Die große Zahl der Verſammlungen im Jahre 1902 erklärt ſich durch di 
Vorbereitungen für den Generalſtreik, der im Oktober ſtattfand und de 
während ungefähr einer Woche 20000 Arbeiter aus allen Kategorien in Be 
wegung ſetzte. in | =, 

Der Kanton Genf hat bei einer Gefamtoberfläche von 277 Quadratkilomete 
eine Geſamtfläche von 186,2 Quadratkilometer an Gärten, Gemüſegä te 
Feldern, Wieſen und Weinbergen. Das heißt, daß die Zahl der ländliche 
Arbeiter hier groß iſt und daß bis jetzt niemand außer der ſozialiſtiſchen Parte 
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ſich mit ihnen beſchäftigte. Im übrigen muß man zwiſchen den ſtändigen 


Arbeitern unterſcheiden (Schäfer, Fuhrknechte und einige Dienſtboten) und denen, 
die zu gewiſſen Jahreszeiten aus den benachbarten Departements von Ain und 


Savoyen zu uns kommen. Das ſind meiſt kleinbäuerliche Grundeigentümer, 
die auf ihrem mageren Stück Landes nicht mit ihrer ganzen Familie leben 
können und die kommen, um im Kanton eine Ergänzung ihres Verdienſtes zu 
ſuchen. Das ſind unſere „Sachſengänger“. . .. Wenn die Zeit der Verdingung 


kommt, ſieht man ſie alle, bekleidet mit der traditionellen blauen Bluſe, Sonn⸗ 


tag morgens auf einem der Plätze der Stadt, man möchte faſt ſagen Sklaven⸗ 
markt. Wer die Erörterungen, die dort gepflogen werden, hat anhören können, 
iſt jedenfalls eigentümlich erbaut geweſen: es gibt Arbeiter, die ſich zwei⸗, drei⸗, 
viermal verdingen, um den „Durchſchnitt“ (Durchſchnittslohn für den Tag) 
ſteigern zu laſſen. Dieſer Durchſchnitt gilt für die Anwerbungen der Woche. 
Und dann ſind es im übrigen die Arbeitgeber, die ſich gegenſeitig die Arbeiter 
wegfangen; oder aber ſie wollen nicht ſofort über den Tagelohn verhandeln 
und werben mitunter die Arbeiter um 0,50 Franken weniger pro Tag an, als 


der Durchſchnitt beträgt, der erſt Dienstag bekannt wird. Daher gegenſeitige 


Beſchuldigungen und erregte Auftritte. Was den Durchſchnitt betrifft, ſo kommt 
er folgendermaßen zu ſtande: Auf dem Markte befindet ſich ein Zähler, der 
Kenntnis nimmt von den zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern vereinbarten 


Löhnen und von der Zahl der bei gleichem Lohne erfolgten Anmwerbungen: 
Der Lohn, bei dem die meiſten Anwerbungen erfolgt ſind, iſt der Durchſchnitt. 
Aber eine große Zahl angeworbener Arbeiter werden aus verſchiedenen Gründen 


nicht gezählt, und viele Arbeitgeber werben ohne feſten Lohn an. Der im all⸗ 
gemeinen gezahlte Lohn iſt aber nicht die wahre Widerſpiegelung des Marktes. 
Was dabei die größte Rolle ſpielt, iſt die „Gaunerei“ der einen wie der anderen. 
Denn anders kann man ſich die Schwankungen des Lohnes, die man von 
einer Woche zur anderen beobachtet, und zwar bei denſelben Arbeiten, nicht 
erklären. | 
Außerdem iſt es auch nötig, daß dieſer öffentliche Markt menſchlicher 
Arbeitskraft unterdrückt wird, weil er eine Stätte der Ausſchweifung iſt. In 
den Cafes, die den öffentlichen Platz umgeben, gibt der ländliche Arbeiter an 
einem Tage alles aus, was er in einer Woche gewonnen hat. Und dann ſind 
die Unglücklichen zahlreich, die an dieſem Tage von Wein benebelt in die Hände 
unſauberer Individuen fallen, die ſie in Toleranzhäuſer ſchleppen, aus denen 
man ſie hinauswirft, wenn der Beutel leer iſt. 

Tapfer bemühte ſich die Arbeitskammer, an die Stelle dieſes Marktes eine 
Einrichtung zu ſetzen, die ebenſo den Bedürfniſſen der Landwirtſchaft beſſer ent⸗ 
ſpricht, wie den Bräuchen und Sitten unſerer Zeit. Ihr Sekretär, ein Sozialiſt, 
hielt eine Reihe von Vorträgen in allen Landgemeinden des Kantons, um die 
Bauern über die Sachlage aufzuklären. Überall, abgeſehen von einigen Aus⸗ 
nahmen, fand er die beſte Aufnahme, und jedermann erklärte ſich einverſtanden 
mit der Herbeiführung einer gewiſſen Stabilität ſtatt dieſer Unordnung. Dies 


ermöglichte dem Sekretär der Arbeitskammer, zu einer umfaſſenden Unterſuchung 
der Lage der Landarbeiter zu ſchreiten. Es iſt hier weder Ort noch Zeit, 


dieſe Frage zu behandeln. Ich will daraus nur den grundlegenden Schluß 
anführen, der ſich auf die den Landarbeitern gezahlten Löhne bezieht. Wenn 


man als Grundlage der Rechnung die höchſten, allgemein eingehaltenen „Durch⸗ 


1 


ſchnitte“ der auf dem Markte ſeit 1896 gezahlten Löhne nimmt, gelangt man 


ö 
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für die Arbeitsſaiſon zu folgendem Stundenlohn (mit Inbegriff der zu 2 Franten 
pro Tag berechneten Unterhaltung des Mannes): 

Erſte Arbeitsſaiſon (März April), Mittel des Tagelohns 2,55 Franten, 
Unterhalt des Arbeiters = 2 Franken, macht 4,55 Franken oder 38 Centimes 
Stundenlohn, wenn man 12 wirkliche Arbeitsſtunden rechnet. 

Zweite Saiſon (Mai), mittlerer Tagelohn 2,40 Franken, plus 2 Fronten 
für Unterhalt = 4,40 Franken oder 35 Centimes Stundenlohn, wenn man 
12 wirkliche Arbeitsſtunden zu grunde legt. 

Dritte Saiſon (Juni Juli), mittlerer Tagelohn 3,10 Franken, plus 
2 Franken für Unterhalt = 5,10 Franken oder 39 Centimes Stundenlohn bei 
13 Stunden Arbeit. 

Vierte Saiſon (Auguſt), mittlerer Tagelohn 2,35 Franken, plus 2 Franken 
für Unterhalt = 4,35 Franken oder 36 Centimes Stundenlohn bei 2 einig 
Arbeit. 

Fünfte Saiſon (September — Oktober), mittlerer Tagelohn 2,55 Franken, plug 
2 Franken für Unterhalt = 4,55 Franken oder 38 Centimes Stundenlohn bei 
12 Stunden Arbeit. 

Doch ſich einverſtanden erklären und vom Verſprechen zur Tat ſchreiten, ſind 
zwei Dinge. Das zeigte ſehr gut der „Zirkel der Landleute“, die Organiſation 
der bäuerlichen Eigentümer. Nachdem ſie erſt ja zu den Vorſchlägen der Arbeits⸗ 
kammer geſagt hatte, ſagt ſie jetzt nein! Und unter welchem Vorwand: ſie 
will keine Ausbreitung des Sozialismus auf das Land! Damit iſt das große 
Wort ausgeſprochen! Aber das tut nichts. Die Landarbeiter haben eine Ge⸗ 
werkſchaft gegründet; ſie ſelbſt wollen in eine Bewegung eintreten und an der 
Beſſerung ihrer Lage arbeiten. Die Schäfer, die gleicherweiſe in der Arbeits⸗ 
kammer den Sitz ihrer Organiſation haben, ſind ebenfalls in eine Bewegung 
eingetreten. Und es ſteht außer Zweifel, daß dank der Initiative der Arbeits⸗ 
kammer der alte, im Freien befindliche Markt der Ware Landarbeit ſich bald 
wird überlebt haben. 

All das wird nicht ohne Kampf gehen, und ſchon wollen Landleute den 
Großrat, der das Geſetz von 1895 ſchuf, das die Arbeitskammer ins Leben rief, 
anfragen, ob fie das Recht hat, ſich „antipatriotiſchen“ Arbeiten hinzugeben! 

Im letzten Jahre (1902) hat die Arbeitskammer 702 Landarbeiter unter N 
gebracht gegen 390 im Jahre 1901; im heurigen Jahre werden dieſe Zahle 15 
noch ſteigen. N; 

Zwei andere Fragen, mit denen jich die Arbeitskammer beſchäftigte, nahmen 
keinen jo glücklichen Ausgang, wie dies der Fall bei den Landarbeitern war. 
Zunächſt will ich von der Organiſation des Krankenwärterdienſtes reden. Faſt 
niemand kam auf die Arbeitskammer wegen ſolcher Angeſtellten. Und doch, 
wenn es Lohnarbeiter gibt, die ausgebeutet werden, jo find es gerade dieje 
Es gibt in Genf eine Anzahl nicht autoriſierter Vermittlungsbureaus IK 1 1 
Krankenwärter, die im voraus 20 Prozent von dem Lohne nehmen, den die 
bekommen, denen ſie irgendeine Stelle verſchaffen. Und dieſe Ausbeutung voll⸗ 
zieht ſich oft unter dem Mantel der proteſtantiſchen oder katholiſchen Religion; | 
beide find einander wert. Die Arbeitskammer jtellte Bedingungen auf, wie jie 
für ein jolches Gewerbe erforderlich find: ernſthafte Garantien für genaue 
Kenntnis der Tätigkeit, Zeugniſſe von Arzten, Kliniken u. ſ. w. Nichts von all 
dem geſchah. Man muß den kläglichen Mißerfolg dieſes löblichen Verſuchs 
zugeben. Am meiſten zu dieſem Mißerfolg beigetragen hat das Vorurteil, das | 
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n dem Glauben beſteht, daß man auf der Arbeitskammer nur ein Perſonal 


geſcheiterter Exiſtenzen finde. Das iſt ein Irrtum, aber er iſt nicht minder 
ejt eingewurzelt in den Köpfen der Mehrzahl unſerer Bevölkerung und be- 
onders bei den Kranken. 

Das zweite Unternehmen iſt eine Generalenquete über Arbeitsbedingungen, 
Dauer der Arbeitsloſigkeit, Steigen der Löhne, Hygiene und Zuſtand der Arbeits⸗ 
tätten. Unerfahrenen Händen anvertraut, wurde das Unternehmen zu einem 
yolllommenen Fiasko. Die Arbeiterorganiſationen gaben ſich nicht einmal die 
Mühe, die Formulare, die man ihnen hatte zukommen laſſen, zurückzuſchicken. 
Bon 500 kamen im ganzen 50 Blätter zurück. Der anfängliche Enthuſiasmus 
hatte nur die Dauer eines Strohfeuers gehabt. Und doch wäre es eine Arbeit 
yon grundlegender Wichtigkeit für diejenigen geweſen, die ſich mit Arbeiterfragen 
ſeſchäftigen, und beſonders für die Berufsorganiſationen, wenn ſie nicht wollen, 
aß ihre Forderungen auf dem ſchwanken Sande der ungefähren Schätzung 
ſeruhen ſollen. 

Das ſehr gedrängte Bild der Tätigkeit der Genfer Arbeitskammer kann 
ch nicht ſchließen, ohne von den vielfachen Geſchäften zu reden, die ihren beiden 
ekretären obliegen: Belehrungen zu erteilen über alle Fragen, die aus der 
Inwendung des Bundesgeſetzes über die Fabrikarbeit entſpringen, über die ge⸗ 
etzlichen Verpflichtungen (Vergebung von Poſten), über die Geſetze betreffend 
ie zivilrechtliche Verantwortlichkeit der Fabrikanten in Unglücksfällen und über 
ine Menge anderer Punkte, die ins Bereich der Arbeit gehören. Oft ſogar 
ird der Sekretär hinzugezogen bei Differenzen zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter, 
md ſein Einſchreiten iſt ſtets von Erfolg gekrönt geweſen. Man ſieht alſo, 
aß es ihm keineswegs an Beſchäftigung fehlt. 

In Summa bringt die Genfer Arbeitskammer der Arbeiterklaſſe großen 
kutzen. Sie leiſtet die Arbeiten eines lokalen Arbeiterſekretariats, fie dient 
inem bedeutenden Teile der gewerkſchaftlichen Bewegung zum Mittelpunkt der 
zereinigung, und fie iſt unentgeltlich Vermittlungsbureau für Lohnarbeiter 
eiderlei Geſchlechtes. Hoffentlich wird binnen kurzem eine Anzahl ähnlicher 
zinrichtungen in den großen ſtädtiſchen Zentren der Schweiz entſtehen. Und da 
e auf gemeinſamen Prinzipien beruhen und nach einer leicht durchführbaren 
zerſtändigung eine möglichſt vollſtändige Einheitlichkeit in den Arbeitsmethoden 
unehmen können, werden fie ein praktiſches und geradezu wiſſenſchaftliches 
Nittel ſein, die Lage des Arbeitsmarktes in der Schweiz feſtzuſtellen. Und 
hne dieſe Feſtſtellung wird die Verſicherung gegen Arbeitsloſigkeit ſehr Gefahr 
en, nur in der Luft zu hängen. a 


! 


Die wurmkrankheit im Ruhrkohlenbecken. 
Von Otto Hus. 


Noch vor wenig Monaten war die Öffentlichkeit über die Gefährlichkeit der 
Zurmkrankheit völlig im unklaren, dank den Schönfärbereien der Schuld⸗ 
wußten. Die Uneingeweihten nahmen an, es handle ſich um das ſporadiſche 
uftreten einer Seuche, die bald erlöſchen werde und zudem nur die Berg⸗ 
beiterſchaft bedrohe. Mittlerweile hat die Plage aber ihren lokalen Charakter 
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verloren; das Ruhrgebiet iſt heute ſo gut wie völlig ergriffen vom Wurm, und 
auch im Aachener Bezirk und in Oberſchleſien ſind Wurmkranke in Be⸗ 
handlung genommen. Daß es in den anderen Bergrevieren noch ruhig iſt, 
beruht nur auf dem Fehlen einer Unterſuchung, dem Mangel an ſpeziell 
vorgebildeten Arzten, beileibe kann nicht behauptet werden, die Seuche habe 
dieſes oder jenes Revier noch nicht ergriffen. Daher iſt auf die offiziellen Be⸗ 
teuerungen bezüglich der Seuchenreinheit gewiſſer Reviere nicht das mindeſte zu 
geben. Das Unheil ſchleicht weiter und kein Menſch vermag zu ſagen, wie 
weit es ſchon gekommen. 4 
Die Wurmkrankheit (Ankylostomiasis) wurde zuerſt in den tropiſchen 
Ländern beobachtet, wo fie keine Berufs-, ſondern eine Volkskrankheit iſt 
infolge der für das Gedeihen des Paraſiten günſtigen Wärmeverhältniſſe. In 
Europa wurde ſie zuerſt entdeckt bei den italieniſchen Arbeitern, die am Bau 
des Gotthardtunnels beſchäftigt waren. Von hier ſoll ſie nach Ungarn 
(Brennbergſchächte, hochgradiger Wurmherd) verſchleppt ſein. Gefunden iſt der 
Paraſit aber auch ſchon vor zwei Jahrzehnten bei kölniſchen Ziegeleiarbeitern, 
ferner ſehr häufig unter den walloniſchen (belgiſchen) Gruben⸗ und Erd⸗ 
arbeitern. In Belgien iſt die Ankylostomiasis als Erdarbeiterſeuche ſehr ver 
breitet; im Borinage und im Lütticher Bergbau find die meiſten Zechen ſtark 
infiziert, wie mir Oſtern auf der Brüſſeler Bergarbeiterkonferenz mitgeteilt 
wurde. Über ihre Exiſtenz auf den franzöſiſchen Gruben erfuhr ich nichts 
Sicheres, doch iſt die Seuche auch dort in Zechen, die in der nächſten Nähe des 
Borinage liegen, zweifellos eingeniſtet. Aus England teilte man mit, d 
auf cornwalliſiſchen Zechen der Wurm graſſiere. Über die Exiſtenz der 
Seuche auch in den öſterreichiſchen Gruben kann füglich kein Zweifel be 
ſtehen, wenn man ſich des ſtarken Arbeiterwechſels insbeſondere zwiſchen reichs 
deutſchen, ſteiriſchen und böhmiſchen Schächten entſinnt; obendrein bilden ja 
die bis zu 90 Prozent verſeuchten ungariſchen Gruben für die ganze Mon 
archie furchtbare Infektionsherde. Da das rapide Umſichgreifen der Krankheit 
in Deutſchland nun nicht mehr abgeſtritten werden kann, ſtehen wir vor 
einer internationalen Kalamität mit den unberechenbarſten Folgen. Der 
diesjährige internationale Bergarbeiterkongreß wird fich mit ihr bejchäftigen, 
Der Wurm iſt ein Paraſit, für deſſen Fortpflanzung der menſchliche Körper 
den vorzüglichſten Nährboden bildet. Die Entwicklung vollzieht ſich aus 
Ei zur eingekapſelten Larve, die in den Magen, von da in den Darm 
Menſchen gelangt und ſich in wenig Tagen zum kompletten Wurm auswächſt. 
Gelangt der Paraſit in den menſchlichen Darm, ſo beißt er ſich feſt und ſaugt 
dem Befallenen das Blut ab. Es entſtehen Darmblutungen; ihre natürlich 
Folgen ſind Blutarmut, Siechtum, völlige Arbeitsunfähigkeit des Kranken 
5 zu tauſend Würmer beherbergen kann, jo daß der abgeſtoßene Kot „it 
ewegt“. | 3 
Im Darm ſetzt nach erfolgter Befruchtung das Weibchen unzählige Eier ab 
Tenholt fand in einem Kotteilchen von der Größe eines Stecknadelknopf 


„Der Wurm gehört zu den Rundwürmern, zur Ordnung der Nematoden (Famil 
Strongyliden, Geſchlecht Dochmius). Im ausgewachſenen Zuſtand iſt das Männchen 
8 Millimeter lang; das Weibchen, durchwegs größer und dicker, zeigt eine Länge von 
bis 12 Millimeter. Die Größe variiert übrigens; es kommen Körperlängen bis zu 18 
meter vor.“ (Nach Knappſchaftsoberarzt Medizinalrat Dr. Tenholt: „Das Geſundheitsweſen 
im Allgemeinen Knappſchaftsverein zu Bochum.“) . 
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über hundert Eier! Sie gelangen mit der Kotabſtoßung ins Freie und 
gedeihen vortrefflich, wenn ſie abgelagert werden in einen dunklen, feuchten 
Platz mit einer Temperatur von 20 Grad aufwärts. Wenige Tage genügen 
zur Entſtehung der Larve. Die Larve kapſelt ſich ein und iſt ſelbſt gegen 
Waſſer widerſtandsfähig. Nur durch das Verſchlucken der eingekapſelten 
Larven wird der Paraſit dem fruchtbaren Boden, dem menſchlichen 
Darm, zugeführt. Verſchluckte Eier entwickeln ſich nicht; dies haben die 
mediziniſchen Spezialiſten feſtgeſtellt. Daraus ergeben ſich als vornehmſte 
Mittel zur Seuchenausrottung: Abtötung der Eier durch Desinfektion, Ver⸗ 
hinderung der Larvenverſchluckung! 
Erreicht kann dies nur werden durch Abſonderung des Menſchenkots in 
ſtändig desinfizierte Abortkübel, aufgeſtellt in den Gruben, wodurch die von 
altersher übliche Benutzung der „blinden Strecken“, des „alten Mannes“, der 
„Waſſerſaigen“ ꝛc. als Bedürfnisanftalten abgeſchafft wird. Wird der Kot 
nicht mehr vermiſcht mit dem Grubenſchlamm, der den Arbeiter bekanntlich 
über und über beſchmutzt, ſo iſt die Durchſetzung des Schlammes mit Wurm⸗ 
eiern beziehungsweiſe Larven ausgeſchloſſen, das Verſchlucken der Seuchenkeime 
iſt nicht mehr möglich. Alſo genügende Reinlichkeit in den Gruben, 
unterirdiſche Aborte, reichliche, wirkſame Desinfektion find die un— 
erläßlichſten Vorbedingungen für die Ausrottung der Seuche. 
Ferner müſſen die Wurmkranken aus dem unterirdiſchen Betrieb 
entfernt und in Behandlung genommen werden, denn es unterliegt keinem 
Zweifel, daß die Seuche ihre Herde unter Tage hat, obgleich auch Obertags⸗ 
arbeiter ſchon infiziert wurden. Ober Tage geht aber eine Übertragung des 
Paraſiten nicht entfernt ſo leicht vor ſich, wie unterirdiſch. Sodann muß den 
Arbeitern Gelegenheit zur gründlichen Körperreinigung gegeben werden, 
die Badeanſtalten (Kauen) ſind ſtets in peinlichſter Sauberkeit zu erhalten; 
werden doch die Seuchenkeime durch kotige Stiefel und Kleider in die Kaue über⸗ 
tragen, wie autoritativ feſtgeſtellt iſt. 
Da die Larven gegen Waſſer widerſtandsfähig ſind, darf zur Berieſelung 
der Grubenſtrecken (Verhinderung von Kohlenſtaubexploſionen) kein Gruben- 
ſumpfwaſſer verwendet werden, da dieſes auch aus den kotigen Waſſerſaigen 
zuſammenläuft, alſo den Seuchenkeim enthält! Wird mit dieſem verſeuchten 
Waſſer berieſelt, ſo gelangt der Paraſit auch an ſolche Orte, wo er durch 
Wurmkranke ſelbſt nicht hingebracht werden kann. Die Verſeuchung der ganzen 
Grube iſt das Reſultat. Es kommt aber noch hinzu, daß Arbeiter in Er- 
nenne von Trinkwaſſer ihren brennenden Durſt (20 bis über 30 Grad 
Hitze!) mit dem jauchigen Berieſelungswaſſer löfchen!!! Hieraus ergibt 
ſich unabweisbar die Forderung: Beſchaffung von infektionsfreiem Trinkwaſſer 
für die Arbeiter. ö 

Dieſer Tage kam ein mir bekannter Bergmann zurück aus dem Kranken⸗ 
haus, in dem er ſechs Abtreibungskuren durchgemacht hatte. Hineingegangen 
war er in ziemlicher Körperverfaſſung, denn die Seuche zerſtört nicht immer 
raſch, aber ſicher den Organismus. Mein Freund ſtellte ſich mir als „geheilt“ 
vor mit furchtbar eingefallenen Wangen, gelbfahler Hautfarbe, matt blickenden 
Augen, unfähig längere Zeit zu ſtehen; er mußte ſich ſetzen, um feine Erleb⸗ 
niſſe zu erzählen. Die Abtreibungskur bringt zahlreiche Kranke „auf den 
Hund“, ſie liegen ſchließlich völlig erſchlafft im Bette und Sterbefälle werden 
immer häufiger. Noch ſchlimmer aber iſt die Erblindung der Verſeuchten im 
U 
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Laufe der „Kur“, die nach ärztlichem Zeugnis ſehr problematiſch iſt! Manche 
Kranke müſſen mehr als zwölfmal die widerlichen Pillen nehmen und doch 
wird ihnen der Paraſit nicht abgetrieben. Im Ruhrgebiet liegen die 
Spitäler voll von Wurmkranken! In vier Zechenbaracken und ſiebzehn 
Krankenhäuſern haben die Arzte alle Hände voll zu tun mit der Unterſuchung 1 
der Wurmverdächtigen. Einige beſonders ſtark verſeuchte Schächte haben extra 
Baracken gebaut, aber ſie reichen nicht aus zur Aufnahme der Infizierten, da 
dort bis zu 90 Prozent der Belegſchaft erkrankt ſind! - 

Ein unendliches Unglück iſt über den Bergknappen gekommen, zahlreiche 
Familien find in Verzweiflung geſtürzt. Nach dem Bericht des oberjchlej iſchen 
Chefarztes Dr. Hartmann, der zu feiner Information im Ruhrbecken weilte, 
find hier zur Zeit circa 20000 Bergleute wurmkrank, das heißt etwa 
13 bis 14 Prozent der Untertagsarbeiterſchaft! Bevor die „zuverläſſige Durch⸗ 
muſterung der Gruben“ beendet iſt, können nach Hartmann noch anderthalb 5 
bis zwei Jahre vergehen! Und trotzdem jetzt ſchon 20000 Verſeuchte! „Jeder 
Fall iſt als eine ernſte Krankheit zu behandeln“ (Protokoll der Sitzungen des 
Wurmausſchuſſes), die „nicht ſelten tödlich verläuft“. Ein wirkſames Des⸗ 
infektionsmittel iſt „noch nicht gefunden“ (Profeſſor Löbker). Die Seuche bringt 
„die Belegſchaften und den Grubenbetrieb in die höchſte Gefahr“ (Unternehmer⸗ 
organ „Glück Auf“). Auf den ſtarkverſeuchten Schächten ſind ganze Betriebs⸗ 
teile ſtillgelegt, weil die Arbeiter als wurmkrank ausgehoben ſind. „Die 
Leiſtungsfähigkeit der Arbeiter nimmt ab, da die Seuche den Körper nach 
und nach erſchlafft“, der „Körper ermüdet leicht, das Gefühl der Mattig⸗ 
keit nimmt von Tag zu Tag überhand; mitunter ſchwellen die Füße an“ 
(Anweiſung der Sanitätsbehörde an die Bergleute). Ein abſolutes Heilmittel 
iſt „noch nicht gefunden“ (Protokolle des Wurmausſchuſſes). ö 

Dieſe Zitate geben ein ziemlich klares Bild von der beinahe troſtloſen Lage. 
Alle Tage erhalte ich Meldungen über Dutzende und Hunderte von Wurm 
kranken, die jetzt erſt auf bisher als nur ſchwach oder gar nicht verſeuchten 
Schächten ausgehoben werden. Zahlreiche Beamte müſſen den Dienſt ein⸗ 
ſtellen, da auch ſie wurmkrank ſind. Nach den Ermittlungen der Sanitäts⸗ 


4 


behörde ſind im Ruhrbezirk wurmkrank geweſen: | 
1896 1897 1898 1899 1900 1901 19021 a 55 

107 113 99 94 275 1030 1355 * 

1 

oder pro 10000 Mann Belegſchaft: | 4 
6,4 62 4,9 4,4 11,7 40,6 52, 7 


Heute ſind es ſchon ca. 20000 Kranke gleich rund 500 pro 10000! Die 
Unterſuchung iſt noch lange nicht beendet! 1901 ſind von den Ruhrgruben 
120077, zu ihnen 136301 Arbeiter gekommen, ſo rieſig iſt hier der Belegſchafts⸗ | 
wechjel innerhalb des Bezirkes und nach außen hin. Man darf daher beſtimmt 
mit der Verſeuchung ſämtlicher Ruhrſchächte rechnen, und da Tauſende 
Knappen heute in Schleſien, Sachſen, Saargebiet⸗Lothringen ꝛc. arbeiten, die 
früher auf verſeuchten Ruhrgruben anfuhren, ſo iſt auch in den anderen Revieren 
der Wurm viel ſtärker verbreitet, als bis jetzt ermittelt wurde. Man laſſe 
ſich nur ja nicht einlullen von offiziellen oder inoffiziellen Beſchönigungsverſuchen! 
1 dieſe es gebracht, büßen die Ruhrknappen nun in der furchtbarſten 

eiſe. * 


1 Ende Oktober. 
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Denn daß die Seuche nur ſolche Dimenſionen annehmen konnte, weil in 
erſter Linie die Behörde den Ernſt der Situation nicht erfaßte und dem- 
entſprechend vorging, ſteht ohne ernſtlichen Zweifel feſt. An Warnungen hat 


es nicht gefehlt; die große Gefährlichkeit der Krankheit iſt auch ſchon nach⸗ 


gewieſen worden in erſter Linie von Leichtenſtern; Dr. Löbker und 
Dr. Tenholt haben ſchon vor faſt einem Jahrzehnt ausführlich die Seuche ge⸗ 
ſchildert und zur umfaſſenden Gegenwehr aufgefordert, ehe es zu ſpät ſei. 
Wollte ich ſchreiben, auf die Warnungen der mediziniſchen Autoritäten hin 
habe die Behörde dem Ernſte der Situation entſprechend gehandelt, dann ſchriebe 


ich wider beſſeres Wiſſen. Nein, erſt als das Unglück ſchon rieſengroß ge⸗ 
diehen, wollte man hemmen, und auch dann brachte man es nur zu halben 


Maßregeln. Die Behörde hat ihre Pflicht als Gewiſſenserwecker durchaus nicht 
getan. 

Schon in der „Zeitſchrift für Bergbau⸗, Salinen⸗ und Hüttenkunde“, Jahr⸗ 
gang 1898 (ö), ſchrieb ein Bergaſſeſſor im amtlichen Auftrag, die Seuche ſei 
„in ſteter Abnahme begriffen“, die „eingeleiteten Maßnahmen“ ſeien „recht 
zweckmäßig“ (S. 184 ff. a. a. O.). Nun war damals nicht einmal die Spezial⸗ 
verordnung zur Bekämpfung der Seuche ergangen, dieſe Verordnung datiert 
erſt vom 12. März 1900 und iſt heute als total unzulänglich erkannt!! 
Obendrein war das Nachlaſſen der Erkrankungen 1898/99 nur ſcheinbar, wie 
Dr. Bruns, Leiter des bakteriologiſchen Inſtituts Gelſenkirchen, erklärt („Glück 
Auf“ Nr. 10, 1903). Es ſeien eben nicht mehr Kranke in Behandlung ge— 
kommen; daß die Seuche damals abgenommen, ſei eine „völlig unerwieſene 
Behauptung“. | 

Dieſe Bekundung iſt hochwichtig, da werkſeitig das rapide Aufſteigen der 
Seuche ab 1900 der zur ſelben Zeit eingeführten Berieſelung zur Laſt gelegt 
wird; der Berieſelung ſtehen die Unternehmer wegen der „enormen Mehrkoſten“ 
feindlich gegenüber. Miniſter Möller argumentierte im Reichstag ja auch 
gegenüber dem ſozialdemokratiſchen Abgeordneten Sachſe mit der Berieſelung. 
Daß ſie die Zerteilung des Menſchenkotes, dadurch die Ausbreitung der Seuchen⸗ 
keime fördert, iſt richtig, aber zuerſt müſſen doch mal die Seuchenkeime 
in die Gruben verſchleppt ſein! 

Und hier liegt eine große Schuld der Behörde und der Unternehmer 
vor! — 

Die „Bergarbeiterzeitung“ hat ſchon ſeit Jahren auf die Seuchengefahr hin⸗ 
gewieſen und ſtrenge Unterſuchung der wurmverdächtigen Arbeiter verlangt. 
Was geſchah? Jahr um Jahr konſtatierte der Sanitätsbericht des Knapp⸗ 


ſchaftsvereins die Verſeuchung weiterer Schächte, da die Zechen immer wieder 
wurmkranke Ausländer anlegten, ſtatt fie auszumuſtern. Da aber die Behörde 


laut Berggeſetz die Pflicht hat, über die Geſundheit der Belegſchaften zu wachen, 
ſo iſt die Bergbehörde anzuklagen, keine ſcharfen Vorkehrungen gegen die 
Anlegung von Wurmkranken getroffen, beziehungsweiſe die Befolgung der er⸗ 


laſſenen Vorſchriften nicht peinlichſt durchgeführt zu haben. Gewiß, der Be- 
hörde ſteht entſchuldigend zur Seite ihr Unvermögen, den modernen Gruben— 


betrieb ausreichend zu überwachen. Aber ſie ſelbſt gibt dies Unvermögen ja 


nicht zu, daher ſträubt ſie ſich gegen durchgreifende Kontrollreformen. 


Schreibt vor Abortkübel, Desinfektion, Reinigung der Grubenſtrecken ꝛc. und wird 


heute noch viel übertreten. 
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In ihren Berichten hat die Bergbehörde es ebenfalls unterlaſſen, Alarm 
zu ſchlagen über das drohende Unheil. Wer die Berichte lieſt, findet wohl 
ſpaltenlange Lobhudeleien der kapitaliſtiſchen „Wohlfahrtseinrichtungen“, aber 
daß unter den Bergarbeitern eine ſchreckliche Seuche ſtändig an Umfang gewann, 
wird kein Menſch den behördlichen Publikationen entnehmen. Der Allgemein⸗ 
eindruck iſt ein abſchwächender; wird doch faſt regelmäßig der Geſundheits⸗ 
zuſtand der Bergleute „gut“, „durchweg gut“, „normal“, „zufriedenſtellend“ 
genannt. Das Revier Dortmund II hatte 1901 Zechen mit 61 bis 84 Kranken 
pro 100 Arbeiter (alle Krankheiten), dies nennt der Inſpektor „durchweg gut““ 
Dortmund III wies Zechen mit 66 bis 101 Prozent Erkrankungen auf; in 
dieſem Revier liegen von hauptſächlich wurmverſeuchten Gruben Erin und 
Schwerin; der Inſpektor ſagt, der „Geſundheitszuſtand iſt ein im allgemeinen 
normaler“! Auch der Inſpektor von Oberhauſen berichtete über einen „normalen 
Geſundheitszuſtand“, dabei erkrankten in ſeinem Revier von den 19079 Arbeitern 
nicht weniger wie 16277! q 

Daß eine folche Berichterſtattung abſchwächend, einſchläfernd, irreführend, 
daher gemeinſchädlich wirken muß, liegt auf der Hand. Von werkſeitigen Übers 
tretungen der ſanitären Vorſchriften betreffend Wurmkrankheit habe ich in den 
Berginſpektorenreporten noch nichts geleſen, wohl aber ſoll mehrfach „alles in 
Ordnung“ ſein. BE 

Erſt die Enquete des Deutſchen Bergarbeiterverbandes über die 
Befolgung der erlaſſenen Vorſchriften gegen die Wurmſeuche hat Leben in dieſes 
merkwürdige „Idyll“ gebracht. Auf eine Notiz der „Bergarbeiterzeitung“ über 
mangelhafte Seuchenbekämpfung erklärte der Unternehmerſekretär Bergmeiſter 
Engel⸗Eſſen am 7. Dezember vorigen Jahres in der „Frankfurter Zeitung“, 
wir hätten falſch berichtet; die Bergbehörde habe im Oktober (1902) eine „ein⸗ 
gehende Unterſuchung“ der Gruben veranſtaltet und alles „in vollem Um⸗ 
fang“ in Ordnung gefunden. „Die Zechen trifft alſo keine Schuld“, wohl 
aber die Arbeiter! Daraufhin veranſtaltete unſer Verband ſeine Enquete. 
Sie ſtellt für Dezember —Januar feſt die ſchwerſten Verfehlungen der 
Werkbeſitzer, die ungeheuerlichſte Unſauberkeit in den Gruben, das 
häufige Fehlen von Abortkübeln, ihre fehlende Desinfektion und Entleerung, 
ſchlammige Badeanſtalten, Trinken des jauchigen Berieſelungswaſſers 
arbeiterſeits, weil ſonſt kein Waſſer zu haben. Zu gleicher Zeit enthüllten wir, 
daß die Bergbehörde ihre Kontrolle am 23. September ankündigte und 
im Oktober ausführte, jo daß die Werkverwaltungen hinreichend Zeit bez 
hielten, die angeblich tadelloſen Verhältniſſe in Ordnung zu bringen. Das 
geſchah denn auch; der Vertreter der Bergbehörde machte im Wurmausſchuß 
am 16. Jauuar 1903 bekannt, die „im Laufe des Oktober“ (ö) erfolgte 
Reviſion habe „beſondere Mißſtände nicht feſtgeſtellt!? Und in der „Berg? 
arbeiterzeitung“ vom 6. Februar 1903 wurden die denkbar ſchwerſten Ver⸗ 
fehlungen gegen die Seuchenbekämpfung publiziert mit dem ſtrikten Erſuchen, 

die Unternehmer oder die Behörde ſollten gegen die Redaktion gerichtliche 
Klage anſtrengen. Sie unterblieb! — 1855 Ge 

Die ſozialdemokratiſche Fraktion erſuchte darauf die Reichs regierung um 
Eingreifen, es ſollten aus Reichsmitteln ſanitätspolizeiliche Maßregeln getroffen 
werden, da ſich die Unfähigkeit der jetzigen Kontrolle herausgeſtellt und es ein 
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ſchweres Unrecht ſei, die Arbeitergroſchen aus der Knappſchaftskaſſe zu ent⸗ 
nehmen, um die durch die Schuld der Unternehmer und Behörden eingeſchleppte 
md verbreitete Seuche zu bekämpfen. Man leſe die Reden der Regierungs⸗ 
dertreter zu dieſer Reſolution Sachſe, ob die Herren entſchiedene Töne fanden 
ur Verurteilung der ſchweren Sünden der Schuldigen! Man leſe die Reden 
ver bürgerlichen Abgeordneten, ob fie des Weſens Kern erfaßten und mit der 
deim Zollwucher bewieſenen Hartnäckigkeit gründlichen Arbeiterſchutz heiſchten! 
ſtichts davon — die Reſolution Sachſe wurde mit den Stimmen der Konſer⸗ 
yativen, Nationalliberalen und des Zentrums abgelehnt, und im Ruhrbecken 
vird fortgewurſtelt, weitere 150000 Mark wurden aus der Knappſchaftskaſſe 
ſenommen, obgleich parlamentariſche Vertreter der Werksherren bieder er⸗ 
lärten, das Reich brauche kein Geld zu geben, den Werken käme es aufs 
Held nicht an. | 

Die Reſolution Sachſe bezweckte eine unabhängige, parlamentariſch 
ontrollirte Seuchen bekämpfung, denn daß der jetzige „Sonderausſchuß zur 
Burmbekämpfung“ aufs tote Geleiſe geriet, iſt längſt kein Geheimnis mehr. Man 
edet, beſchließt, erwägt, unterſucht und — hütet ſich, radikale Mittel zu ergreifen. 
Behörde und Werksbeſitzer haben ſich brüderlich vereint gegen die 
zeiziehung von Arbeiterinſpektoren ausgeſprochen, da die derzeitige In⸗ 
pektion ausreiche. So wurde behauptet, trotzdem ſelbſt der Oberarzt Tenholt 
ch für Arbeiterinſpektoren ausſprach.! Nur keine Anerkennung von Ar— 
eiterforderungen! Nur keine Anerkennung der Arbeiterorgani— 


ation! Das iſt das Leitmotiv und deshalb das Fiasko der Wurmbekämpfung. f f 


Und während man offiziell die behördliche Kontrolle als aus⸗ 
eichend bezeichnet, ſtellten unter der Hand eine ganze Anzahl j 
‚een in den letzten Tagen beſondere Leute zur Kontrollierung 
er Aborte ꝛc. an!!! Alſo eine tatſächliche Anerkennung der Richtigkeit unſerer 
orderungen — aber um alles in der Welt keine formelle Zuſtimmung! Da⸗ 
urch würde ja der Staat erſchüttert! j 
Auf die Forderung, Trinkwaſſer in die Gruben zu ſchaffen, gab der 
legierungsvertreter im Reichstag eine ablehnende Antwort, „es ſei nicht nötig“. 5 
im Wurmausſchuß ſagte ein Werksherr, das Berieſelungswaſſer würde nur 
Arunken, wenn die Bergleute den Kater hätten! Und dieſer ſozialen Einſichts⸗ 
ſigkeit iſt das Schickſal der ganzen Bergarbeiterſchaft, der ganzen Volkswirt⸗ 
haft anvertraut! Denn die Seuche breitet ſich unaufhaltſam aus, die er⸗ 
Affenen Mittel find nicht ausreichend. Woche für Woche wird mir über 
rtdauernde Unſauberkeit in den Schächten und erſt recht in den Waſchkauen 
richtet. Um dieſe Veröffentlichungen zu hindern, maßregeln die Unter— 
ehmer die Bergleute, die „hinreichend verdächtig ſind“, unſere Gewährs⸗ 
änner zu ſein! Das nennt ſich Seuchenbekämpfung, ſo ſoll der Schrei der 
glücklichen erſtickt werden. 

Wie die bürgerlichen Parteien im Parlament, ſo ſteht auch die bürgerliche 
reſſe dem unmeßbar großen Unheil gleichgültig, verſtändnislos gegenüber. 
kit Ausnahme der „Frankfurter Zeitung“, die mehrfach an leitender Stelle 
ſe Seuche ſachverſtändig beſprach, hat ſich noch kein großes Blatt mit dieſer 
gelegenheit im Arbeiterſinn befaßt, ſoweit ich überſehen kann. Die Werks⸗ 
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Deswegen wurde Tenholt von den „vornehmen“ Werksvertretern im Parlament 
ihniſch behandelt. Herr Tenholt hat aber das Vertrauen der Arbeiter. 
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antworten wollte, unterſagte ihm dies die Knappſchaftsverwaltung 
ſeine vorgeſetzte Behörde!!! 7 


beſchuldigt, es an einer mutigen Aufklärung () ſehlen gelaſſen, alſo die Seuchen⸗ 


| 
j heil jo rieſengroß, daß es nicht mehr auszurotten iſt. 
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preſſe bleibt beim Vertuſchen und verdächtigt die Warner und Hilferufer der 
„parteipolitiſchen Agitation“. Mit wenig Ausnahmen hilft die kleine Lokal 
preſſe in den Bergrevieren vertuſchen. Die „arbeiterfreundlichen“ Zentrums⸗ 
organe brachten wohl ausführlich einen ſchönfärbenden Rechtfertigungsartikel 
des Unternehmervereins, aber ſelbſt die zahmen Auslaſſungen des „Chriſtlichen 
Bergknappen“ ſchweigt man tot! 1 

Die Unternehmerpreſſe hatte die Sanitätsverwaltung des Knappſchaftsvereins 


ausdehnung verſchuldet zu haben. Als der Oberarzt Dr. Tenholt darauf 


Da die Berieſelung der Gruben mit Sumpfwaſſer nach ärztlichem Zeugm 
der Seuche Vorſchub leiſtet, ſollte die Verwendung des Sumpfwaſſers übe 
haupt verboten werden. Aber zuerſt wurden Statiſtiken angefertigt, die d 
Beziehungen zwiſchen Seuchenverbreitung, Sumpfwaſſerberieſelung und Gruben 
temperatur nachweiſen ſollten. Und ſiehe da, die Tabellen ergaben, daß de 
Sumpfwaſſer zu unrecht verleumdet wird, dieſe billige, brave Jauche! Indeſſe 
legte der Oberarzt Proteſt ein gegen die Statiſtik, weil ſie einen Zeitraum 
betraf, der für die augenblickliche Beurteilung der Seuchenbekämpfung abſolut 
nicht herangezogen werden könne. Mir iſt dann noch vor einigen Tagen be⸗ 
richtet worden, daß auf den betreffenden Schächten luſtig weiter mit Sump 
waſſer berieſelt würde! Ja, dieſe Jauche wird noch zum Baden und — 4 
Trinkwaſſer benutzt!!! . 

Man ſieht, es gehen Dinge vor im Ruhrbergbau, die das Licht der Off 
lichkeit zu ſcheuen haben. Es iſt ſchwer geſündigt worden und es wird 
geſetzt weiter geſündigt. Wer das als untergebener Arzt aufdecken will, 
hängt man ein Papagenoſchloß an den Mund. Aber dafür werden irr 
führende Artikel durch die Werksagenten in der Welt verbreitet, um das Ve 
einzuſchläfern, die Kapitaliſten zu rechtfertigen, die Arbeiterſchaft zu belaſten 

Die Seuche ſchreitet fort! Zehntauſende Arbeiter ſind ſchon verſeucht 
ſiechen dahin, verlieren ihre Arbeitskraft, die Volkswirtſchaft leidet unermeß 
lichen Schaden. Kann eine hinſiechende Arbeiterſchaft geſunde Nachkommer 
erzeugen? Iſt nicht das Siechtum der Hunderttauſende Bergarbeiter und ihr 
Nachkommenſchaft auch ein nationales Unglück? Darf man noch von ein 
Berufs⸗, muß man nicht beſſer von einer Volkskrankheit mit den gefäh: 
lichſten Folgen reden? 3 

Ganz gewiß, es geht nicht mehr an, die Wurmkrankheit lediglich als ein 
Plage der Grubenarbeiter zu betrachten, mit der dieſe ſich abzufinden haben 
Auch Erdarbeiter (Ziegeleiarbeiter ꝛc.) befällt die Seuche, und wenn erf 
einmal ein ganzes Grubenrevier mit 250000 Knappen verſeucht iſt, dann i 
die Gefahr eine allgemeine! Die Familien verkümmern, und fo pflanzt fit 
das Siechtum über auch auf die nichtbergmänniſche Bevölkerung. Alſo un 
Wahrung unſerer eigenen Geſundheit, um Verteidigung der Intereſſen de 
ganzen Volkes dreht ſich der Kampf gegen die Seuche, es richtet ſich un 
Proteſt gegen die verderbenbringende Methode der jetzigen „Wurmbekämpfun 
Tritt hierin keine Anderung ein, fo ift in Jahr und Tag das ſchreckliche U 
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Auch eine Wahlparole. 
| Berlin, 13. Mai 1903, 
Im Maiheft der „Preußischen Jahrbücher“ veröffentlicht ihr Herausgeber, 
r als politiſcher Eingänger bekannte Profeſſor Hans Delbrück, einen Aufſatz 
zer die gegenwärtige Wahlbewegung, der nicht ohne ein gewiſſes Intereſſe iſt. 
err Delbrück empfiehlt als Wahlparole den Schlachtruf: Unter allen Um⸗ 
inden gegen den Bund der Landwirte, woraus er dann die unausweichliche 
onſequenz zieht: Unter Umſtänden für oder doch nicht gegen die Sozialdemokratie. 
e will aus moraliſchen Gründen nicht empfehlen, daß bürgerliche Stimmen 
r ſozialdemokratiſche Kandidaten abgegeben werden, auch wenn eine ſolche Alb- 
mmung taktiſch richtig ſein würde, aber er rät zu einem neutralen Verhalten, 
en die Wahl zwiſchen einem Bündler und einem Sozialdemokraten ſteht. 
Seine Begründung dieſer Wahlparole läßt ſich etwa in folgenden Sätzen 
ſammenfaſſen. Ein Wahlſieg des Bundes wäre das größte Unglück, das 
zutſchland parlamentariſch überhaupt treffen könnte. Die neue Agrarpartei 
ide an Bildungsfeindlichkeit, Engherzigkeit, reaktionärer Geſinnung im 
limmſten Sinne des Wortes alles bisher Dageweſene übertreffen. Sie würde 
andel und Induſtrie in Feſſeln zu ſchlagen ſuchen, ſie würde vor allem das 
utſche Reich aus ſeiner Großmachtſtellung und aus der Weltpolitik wieder 
das Niveau einer europäiſchen Mittelmacht herabdrücken. Sich dieſer Gefahr 
widerſetzen, hätten alle übrigen Klaſſen der Nation ein gemeinſames 
ıtereffe, ja das größte Intereſſe daran hätte ſchließlich die Landwirtſchaft 
bſt. Denn an eine wirkſame Durchführung der Politik, die der Bund der 
indwirte verlange, ſei ja doch niemals zu denken; ihr Erfolg könnte nur ſein, 
8 nach einer heftigen Kriſis die agrariſche Demagogie niedergeſchlagen und 
) Landwirtſchaft der „pfleghaften Behandlung“ verluſtig gehen würde, die ſie 
her von der Regierung genoſſen habe. 
Dagegen ſei der mittelbare und relative Nutzen, den die Sozialdemokratie 
n dem Kampfe der bürgerlichen Welt gegen den Bund der Landwirte ziehen 
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würde, nicht zu fürchten. Selbſt wenn ſie hundert Mandate gewänne, und 
dies ſei doch das äußerſte, was überhaupt zu befürchten wäre, bliebe die Sache 
noch immer ſehr ungefährlich, auch wenn man nicht optimiſtiſch genug wäre, 
anzunehmen, daß die Sozialdemokratie, ſobald ſie einmal eine wirklich große 
parlamentariſche Poſition erlangt habe, ihre Mauſerung vollenden, ihren 
Millerand finden, ſich vielleicht ſpalten und eine parlamentariſch verwendbare 
Gruppe auslöſen möchte. Zudem aber — und dies iſt der Haupttrumpf des 
Herrn Delbrück — könne der Mohr der Sozialdemokratie, nachdem er ſeine 
Schuldigkeit getan habe, ohne viel Federleſen heimgeſchickt werden. „Sobald 
der Bund der Landwirte niedergeworfen und die neue Handelsvertragspolitif 
geſichert iſt, kann ſich die konſervative Partei regenerieren. Alle jene Kräfte, 
welche einſt in den Kartellwahlen von 1887 jenen glänzenden Sieg erfochten, 
ſchließen ſich wieder zuſammen, und mit der ſozialdemokratiſchen Herrlichkeit 
iſt es vorbei, ehe ſie recht angefangen hat. Auf die Neutralitätswahlen von 
1903 mit ihren elenden materialiſtiſch⸗wirtſchaftlichen Intereſſengegenſätzen 
folgen im Jahre 1904 oder 1905 die Auflöſung und die Neuwahlen mit der 
großen nationalen Parole, der noch nie der Sieg gefehlt hat und nie fehlen 
wird.“ Worin dieſe „große nationale Parole“ beſtehen wird, ſagt Herr 
Delbrück nicht und hat es am Ende auch nicht nötig; iſt es doch eine all⸗ 
gemein bekannte Tatſache, daß der unerſättliche Heißhunger des Militarismus 
und Marinismus mit großen Forderungen an den neuen Reichstag heran⸗ 
treten wird. * 
Wir haben dieſe ganze Argumentation etwas ausführlicher wiedergegeben, wei 
ſie, mehr oder minder bewußt, allerdings in der Wahltaktik der bürgerlicher 
Parteien und namentlich der Regierung mitſpielt und auf manche Erſcheinungen 
des Wahlkampfes ein erhellendes Licht wirft. Graf Bülow hat mit kühle. 
Höflichkeit den ſelbſtmörderiſchen Vorſchlag abgelehnt, den ihm die Bündler mi 
der naiven Zumutung machten, daß er den Kampf gegen den Umſturz al 
Wahlparole ausgeben ſolle, und man wird ihm kein Unrecht tun mit der An 
nahme, daß ihm eine Wahlniederlage der Bündler keinen beſonderen Kumme 
verurſachen würde. Das Amt, das ihm den Verſtand gibt, hat ihm läng 
klar gemacht, daß all ſeine Willfährigkeit gegen die agrariſche Unerſättlichke 
doch ihre beſtimmte und unüberſchreitbare Grenzen an den Lebensbedingunge 
eines großen Induſtrieſtaats hat. Aus eben dieſem Geſichtspunkt erklärt fit 
die ſeltſame Zerfahrenheit der bürgerlichen Wahlbewegung, die ſich in de 
Wehen der unerbittlichen Erkenntnis abquält, daß der Kampf gegen den Bun 
der Landwirte die bürgerliche Wahlparole ſein müßte, und die ſich, ſoweit 0 
ſich dieſer Erkenntnis beugt, allerdings wohl damit tröſten mag, daß einm 
keinmal ſei, und daß die roten Unholde, denen ausnahmsweiſe ein gewiſſ 
Spielraum gelaſſen werden müſſe, dann deſto ſummariſcher mit einem patri 
tiſchen Fußtritt expediert werden könnten. . 
So weit, ſo gut. Doch hat gerade Herr Delbrück, der ein reſpektabl 
Kriegshiſtoriker iſt, oft genug nachgewieſen, daß einen genialen Feldzugsple 
zu entwerfen, die Sache jedes Regimentsſchreibers ſei, daß vielmehr erſt d 
praktiſche Leitung des Feldzugs den wirklichen Feldherrn mache. Er zieht ei 
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mal den Vergleich: „Auf freiem Felde geht man ganz gemütlich die Meile in 
anderthalb Stunden. Wenn man aber bis an den Hals im Waſſer ſteht, ſo 
kann dieſelbe Bewegung des Gehens nur langſam und mit Anſtrengung voll- 
zogen werden und wohl nur ein außergewöhnlich ſtarker Mann würde über- 
haupt eine Meile vorwärts kommen. Iſt der Grund gar mit ſpitzen Steinen 
bedeckt oder moraſtig und das Waſſer undurchſichtig, ſo hört die Möglichkeit 
der Vorwärtsbewegung nahezu auf. Nicht anders iſt der Unterſchied zwiſchen 
einer Kombination am Studiertiſch und auf dem Schlachtfelde.“ Der Vergleich 
iſt in der Tat ganz treffend. Während Herr Delbrück am Studiertiſch den 
patriotiſchen Bürgern mit einigen eleganten Federzügen nachweiſt, wie die 
Sozialdemokratie als Kanonenfutter gegen den Bund der Landwirte auszu— 
ſpielen und dann abzutakeln ſei, ſieht man dieſe patriotiſchen Bürger wahrhaft 
gottserbärmlich in dem Waſſer paddeln, worin zu marſchieren nach Herrn 
Delbrück die eigentliche Kriegskunſt iſt. 

Während ſie nämlich wirklich einſehen, daß ſie ohne die Arbeiter mit dem 
Bunde der Landwirte nicht fertig werden können, daß ſie ſich alſo ſelbſt ins 
Fleiſch ſchneiden, wenn ſie in dieſen Wahlen die geliebte Sozialiſtenhetze 
treiben, ſo können ſie ſich nach wie vor nicht zu einer ehrlichen Politik 
gegenüber der Arbeiterklaſſe aufſchwingen, wie ſehr immer eine ſolche Politik 
in ihrem eigenſten Intereſſe läge. Ein bißchen gehetzt muß bei alledem 
werden, wenn nicht ſo lärmend wie ehedem, ſo doch um — ſo ſchäbiger. 
Wir entſinnen uns nicht, daß je in einem früheren Wahlkampf ſolches Zeug 
gegen die ſozialdemokratiſche Partei auf den Markt geſchleppt worden iſt, 
wie jetzt von dem edlen Quartett Eugen Richter, Max Lorenz, Heinrich 
Fränkel⸗Bürger und Korbmacher Fiſcher. Vielleicht ſieht Herr Delbrück hierin 
einen feinen ſtaatsmänniſchen Zug der Bourgeoiſie, die zwar um des guten 
Tones willen mit der Sozialdemokratie nicht offen gemeinſame Sache machen 
dürfe, aber nur geiſtige Krüppel gegen ſie ins Feld ſchicke, Fallſtaffrekruten, 
die mit ihren Angriffen allein dem Angegriffenen nützten. Daran würden 
wir aber nicht glauben; wir ſind vielmehr der Anſicht, daß die Sozialiſten⸗ 
hetze, die in dieſem Wahlkampf namentlich auch von bürgerlicher Seite be- 
trieben wird, daraus reſultiert, daß dieſe Seite überhaupt nicht mehr fähig 
iſt, auch nur von ihrem eigenen Intereſſenſtandpunkt aus konſequent und logiſch 
zu verfahren, weshalb ſie mit ihrem haltloſen Hin- und Herfahren ſchließlich 
dem verdienten Schickſal verfällt, das Gegenteil zu tun von dem, was ſie 
tun will oder wenigſtens tun möchte. 

Die Sorge, von ſolchen Staatsmännern erſt gebraucht und dann expediert 
zu werden, liegt für die Sozialdemokratie gewiß außerordentlich nahe, zumal 
wenn man an jenen Sieg von 1887 denkt, auf den ſich Herr Delbrück bezieht. 
Es iſt wirklich erſtaunlich, daß ein Profeſſor der Geſchichte in dieſem Tone über 
die berüchtigten Angſtwahlen ſchreibt. Die „große nationale Parole“, die da⸗ 
mals ausgegeben wurde, war bekanntlich ein ſo gewiſſenloſer wie grober 
Schwindel Bismarcks: weil die Mehrheit des Reichstags eine von der Re⸗ 
gierung geforderte Heeresvermehrung zwar bis auf den letzten Mann und den 
letzten Groſchen, aber nicht auf ſieben Jahre, wie Bismarck verlangte, ſondern 
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nur auf drei Jahre bewilligt hatte, ſollte ſie das Deutſche Reich wehrlos ge⸗ 
macht haben! Altere Reichstagswähler werden ſich noch erinnern, wie damals 
die ganze, mittelbar oder unmittelbar von der Regierung abhängige Preſſe 
verbreitete, daß dem Wahlſieg der Reichstagsoppoſition eine franzöſiſche Kriegs⸗ 
erklärung an das nunmehr entwaffnete Reich auf dem Fuße folgen würde, 
wie von derſelben Preſſe falſche Nachrichten über franzöſiſche Pferdeankäufe 
und Rüſtungsmaßregeln, über Anfertigung von Melinitbomben und Pikrin⸗ 
ſäure ausgeſtreut wurden, wie, um dieſem offiziöſen Humbug auch den nötigen 
offiziellen Nachdruck zu geben, deutſche Pferdeausfuhrverbote erlaſſen und zu 
ganz ungewöhnlicher Zeit, im Februar, zahlreiche Reſerve- und Landwehr⸗ 
männer zu Übungen mit einem neuen Gewehr einberufen wurden. Genug, 
ſchmählichere Wahlkünſte als dieſe „große nationale Parole“ ſind noch bei 
keinem bonapartiſtiſchen Plebiszit aufgeboten worden, jedoch muß man an⸗ 
erkennen, daß der „glänzende Sieg“, der mit ihnen erfochten worden ſein ſoll, 
ihrer würdig war. Mit allen künſtlich fabrizierten Schreckmitteln, dazu mit 
dem Sozialiſtengeſez und mit dem ſcharenweiſen Herantreiben abhängiger 
Wähler zur Urne brachte Bismarck nur 3 Millionen Stimmen für ſich auf, 
während auf ſeine Gegner 4 Millionen fielen. Erſt dadurch, daß bei den 
Stichwahlen, wie gewöhnlich, die Freiſinnigen flohen, gelangte eine Kartell⸗ 
mehrheit in den Reichstag, auf die ſich Bismarck mit einiger Sicherheit ſtützen 
konnte. 
Herr Delbrück wird darnach begreifen, daß wir der Ausſicht, mit „einer 
großen nationalen Parole“ und „einem glänzenden Siege“ ſolchen Kalibers 
expediert zu werden, voll heiterer Seelenruhe entgegenſehen: der Schwindel ge⸗ 
lingt nicht zum zweitenmal, zumal jetzt nicht, wo die Sozialdemokratie über 
ziemlich dreimal ſoviel Stimmen gebietet wie im Jahre 1887. Wir ſagten ſchon, 
daß uns die Ausführungen des Herrn Delbrück nur intereſſierten, weil er als 
politiſcher Eingänger zwar nicht erfindet, aber doch ausplaudert, was ſeine 
Klaſſe denkt; wir fügen jetzt hinzu, daß unſer Intereſſe an dieſen Gedanken 
nicht eigentlich praktiſcher, ſondern nur pſychologiſcher Art iſt. Was die jozial 
demokratiſche Partei praktiſch zu tun hat, weiß ſie; ſie bekämpft den Bund der 
Landwirte nicht, um den freundſchaftlichen Händedruck des liberalen Spießbürgers 
zu erhalten, und wer ſie expedieren will, der mag ſich hüten, daß er nicht ſelbſ 
expediert wird. Aber pfychologiſch ift es von Intereſſe, zu ſehen, wie ſich in 
Hirn der bürgerlichen Welt die Kräfteverhältniſſe des Wahlkampfes widerſpiegeln 
Es ſind die Phantaſien eines Sterbenden. u 
Hierher gehört auch die Bemerkung des Herrn Delbrück, daß nach ſeinen 
Beobachtung in der jüngeren Generation ziemlich weite Kreiſe geneigt ſeien, fin 
die ſozialdemokratiſchen Kandidaten zu ſtimmen, ohne im entfernteſten ſelbſ 
Sozialdemokraten zu ſein. Er ſieht darin den Beweis, daß die revolutionär 
Geſinnung durch einen ſozialdemokratiſchen Wahlerfolg nicht an Kraft gewinnen 
würde. Das iſt nun auch fo eine neumodiſche Logik, als wenn die Angſtwahlen 
von 1887 ein glänzender Sieg des nationalen Gedankens ſein ſollen. | 
Altmodiſche Hiſtoriker würden vielmehr ein ficheres und vielleicht das ſicherſt 
Zeichen einer herannahenden Revolution darin erblicken, daß eine revolutionär 
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Partei ſelbſt in denjenigen Kreiſen, denen ihre Beſtrebungen fremd ſind und 
denen ſie ſeit Jahrzehnten als der leibhaftige Gottſeibeiuns angeſchwärzt worden 
iſt, praktiſch als die einzige Partei anerkannt wird, die eine ehrliche und tapfere 
Politik zu führen weiß. 


Die Kriſis und die Bevölkerungsbewegung in deutſchland. 
Von Stlenifopfilos. 


Schon über ein Jahrhundert ift es her, daß der berühmte Statiſtiker Süß⸗ 
milch in ſeinem bekannten Werke „Die göttliche Ordnung in den Verände- 
rungen des menſchlichen Geſchlechts“ einen urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen 
Proſperität und Bevölkerungszunahme behauptet hat. In dieſer Form iſt der 
Satz richtig, denn von den vielen Urſachen der Bevölkerungsbewegung bilden 
die wirtſchaftlichen Zuſtände immer nur einen Faktor, ſo daß umgekehrt dieſe 
letzteren für die Bevölkerungsbewegung nur eine relative und ſymptomatiſche 
Bedeutung haben können. 

Die fünf Faktoren der Bevölkerungsbewegung, die Eheſchließungen, 
Geburten, Sterbefälle, Ein⸗ und Auswanderungen, ſind nicht alle gleich geeignet, 
einen Maßſtab für das Wohlbefinden eines Volkes abzugeben, noch auch alle 
in gleicher Vollſtändigkeit zu ermitteln. Beſonders leiden die beiden letzt⸗ 
genannten, die der örtlichen Bevölkerungsbewegung, an beiden Mängeln, denn 
eine erſchöpfende und zuverläſſige Statiſtik zur Erfaſſung der Wanderungen iſt 
bei dem fortgeſchrittenen Zuſtand der jetzigen Verkehrsverhältniſſe geradezu un⸗ 
möglich. Nur über die Auswanderungen nach überſeeiſchen Ländern direkt 
über deutſche und einige fremde Häfen liegen zuverläffige Nachrichten vor, fo 
daß bloß ein kleiner Teil der Wanderungen überhaupt ſtatiſtiſch nachgewieſen 
iſt. Die Wanderungen könnten, ſelbſt wenn ſie vollſtändig erfaßbar wären, 
niemals ein wirkliches Kennzeichen guter oder ſchlechter Wirtſchaftslage ſein, 
weil ja nicht nur die allgemeine Lage des Inlandes, ſondern als weiterer 
Faktor der Zuſtand desjenigen Auslandes in Betracht kommt, wo neue Heimat 
und beſſerer Erwerb geſucht werden. Wäre nur das Inland zu berückſichtigen, 
ſo würde man aus niedrigen Auswanderungsziffern auf ſehr befriedigende Zu⸗ 
ſtände ſchließen, aus hohen Auswanderungszahlen auf Ungunſt der Lage. Nach 
den Ausweiſen der „Vierteljahrshefte zur Statiſtik des Deutſchen Reiches“ 1903, 
Def 1: „Die überſeeiſche Auswanderung“ würde dann zu folgern fein, daß 
das Jahr 1881, wo über deutſche und fremde Häfen 220902 Perſonen aus⸗ 
wanderten, das ungünſtigſte der Neuzeit, dagegen das Jahr 1901, wo nur 
22073 befördert wurden, das günſtigſte geweſen ſei. In dem großen Kriſen⸗ 
jahr 1873, deſſen Wirkung hauptſächlich von Deutſchland und Sſterreich aus⸗ 
ging, wo ſich Börſenſchwindel und Gründungsfieber in nie dageweſenem Grade 
entwickelt hatten, weiſt zwar die Reichsſtatiſtik die ſehr hohe Zahl von 110438 
überſeeiſchen Auswanderern nach, doch tritt dieſe ſchon um 17714 Perſonen 
gegen das Vorjahr zurück und fällt während der langen Depreſſionsperiode 
1874—1879 bis zum Jahre 1877, um ſich dann wieder zu heben, obwohl der 
tiefſte Kriſenpunkt erſt 1878 erreicht wurde. In den Jahren der Beſſerung, 
1879 und den folgenden, ſchwoll der Auswandererſtrom immer mehr an, er: 
reichte 1881 ſein Maximum und fiel während der ganzen Depreſſionsperiode, 
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aber immer noch auf bedeutender Höhe ſich bewegend. In den Veſſerungsſahren 
1889 und 1890 zeigen die Auswandererzahlen nach überſeeiſchen Ländern einen 
nicht unbedeutenden Rückgang. 

Die Diſſonanz zwiſchen den überfeeifchen Auswanderungszahlen und der ; 
tatſächlichen Wirtſchaftslage in den verſchiedenen Jahren zeigt eben den Mangel 
ihrer Benutzungsmöglichkeit als „reflektoriſche Symptome“ der wirtſchaftlichen 
Lage, als welche man ſie vermuten muß, da ſich die Wirtſchaftslage aus der 
Geſamtheit derjenigen Tatſachenreihen ergibt, in welchen ſich die größere und 
geringere Kraft und Geſundheit des materiellen Lebensprozeſſes in der Bevöl⸗ f 
kerung äußert. 

Die Sache liegt natürlich ſo, daß die Leute in den ungünſtigen Jahren zu 
Hauſe blieben, weil ſie in den Vereinigten Staaten von Amerika, wohin ud 
immer mehr als 90 Prozent unſerer überſeeiſchen Auswanderer gehen, in den 
gleichen Jahren auch keine günſtigen Erwerbsverhältniſſe zu finden hoffen 
durften. So war es zum Beiſpiel 1873; damals ging, obwohl die Kriſe in 
Deutſchland und Sſterreich ihren Hauptſitz hatte, von Amerika ein jelbjtändiger 
Stoß aus, welcher auch dort einen weiten Erſchütterungskreis erzeugte. Auch 
die überſeeiſchen Auswandererziffern für das Jahr 1902, welche die Höhe von 

32098 Perſonen gegen 22073 im Vorjahr erreichten, zeigen die Abhängigkeit 
der Geſtaltung dieſer Zahlen von der Lage anderer Länder. Während wir in 
Deutſchland 1902 unter ſehr ungünſtiger Lage zu leiden hatten, wendet ſich 
fait der ganze Auswandererſtrom und beſonders der ſtarke Zuwachs desſelben 
von 45 Prozent nach den Vereinigten Staaten, wo eine glänzende | 
herrſchte. 

Allgemein darf man wohl behaupten, was Giffen nur für Großbritannien 
nachgewieſen hat, daß nämlich in Zeiten günſtiger Wirtſchaftskonjunktur über⸗ 
haupt eine Lebhaftigkeit der Wanderungen und des Menſchenabfluſſes aus | 
Europa, in Zeiten der Depreffion dagegen eine Abſchwächung dieſer Erſchei⸗ 
nungen eintritt.“ Der Auswanderer flieht eben nicht den Aufſchwung im 
Heimatland, ſondern ſtürmt einem anderen Aufſchwung zu, der oft in der Tat 
kräftiger iſt, es häufig jedoch auch nur zu ſein ſcheint. Es zeigt ſich, daß die 
auswandernden Menſchen vielmehr durch Hoffnung geleitet als durch Not ge | 
trieben werden; jene lockt ſie am häufigſten aus der Heimat, während dieſe 
ſchon einen außerordentlich hohen Grad erreicht haben muß, um ſie aus der | 
Heimat zu verdrängen. 1 

Beſſer geeignet find die drei anderen nicht ganz mit Recht ſogenannten 
„natürlichen“ Faktoren der Bevölkerungsbewegung; nicht ganz mit 
Recht deshalb, weil ſie eine außerordentliche ſoziale Bedeutung haben und in 
Wirklichkeit zum Teil Reflex der ſozialen Verhältniſſe find. Dieſe drei Fat | 
toren ſtehen voneinander in einem gewiſſen Abhängigkeitsverhältnis, da ſelbſt⸗ 
verſtändlich die Häufigkeit der Eheſchließungen bedingend iſt für diejenige der 
Geburten und dieſe wieder auf die Sterblichkeit zurückwirken, weil die Neu⸗ 
geborenen ſtets eine große Anteilsziffer für die Todesfälle ſtellen. | 

Doch eignen ſich dieſe drei Faktoren nicht alle gleich gut für die Beurteilung 
der ſozialen Lage, vielmehr iſt jeder in gewiſſen Spezialfällen geeignet, als 
beſonderes Merkmal zu dienen. So können die Sterbezahlen vorzugsweiſe für 
Vergleiche der Lage verſchiedener Bevölkerungsklaſſen und Berufsſtände von 


Neumann-Spallart, Überfichten der Weltwirtſchaft. Berlin 1896, 
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Wert ſein, ferner um lokale Einflüſſe aufzuzeigen. Wollte man dagegen den 
Bang der Sterblichkeitszahlen für längere Perioden (etwa Jahre und Jahr⸗ 
gehnte) miteinander in Beziehung bringen, fo würden ſchon wieder Fehler in 
‚Rechnung eingehen, welche von meteorologiſchen Einflüſſen, etwaigen Epidemien, 
die auch in Zeiten günſtigſter wirtſchaftlicher Lage auftreten können, herrühren. Mit 
den Geburtenzahlen hängen auch die Sterblichkeitsziffern innig zuſammen. Als 
harakteriſtiſche Symptome der Wirtſchaftslage können ſie kaum in Betracht 
ommen; nur ganz außerordentlich ſchwere Notjahre wie 1816 und 1847 ſind 
uch durch auffallende Sterbezahlen hervorgetreten, während ſpeziell in den 
etzten Jahrzehnten nicht» gerade die wirtſchaftlich ungünſtigſten Jahre die 
‚öchjten Sterblichkeitsziffern aufweiſen. Eine allgemein ſinkende Sterbezahl für 
ängere Epochen, wie fie zum Beiſpiel für die Periode 18901900 durch die 
yeiden bezüglichen Volkszählungen feſtgeſtellt werden konnte, iſt allerdings 
benſoſehr als eine Folge der verbeſſerten ſanitären Zuſtände und der geringeren 
Beburtenhäufigkeit, als des allgemein gehobenen und ſteigenden Wohlſtandes 
nzuſehen. Ein Zuſammenhang zwiſchen wirtſchaftlicher Lage und den ſehr 
chwankenden Zahlen der totgeborenen und unehelich geborenen Kinder läßt ſich 
us den ſtatiſtiſchen Zahlen nicht feſtſtellen. Für dieſe gilt das gleiche wie für 
ie Sterblichkeitsziffern. 
Für die Erkenntnis des in Rede ſtehenden Zweckes iſt die allgemeine 

deburtenziffer ſchon ſehr viel brauchbarer; nicht als ob ſie als ein unfehl⸗ 
arer Ausdruck das Wohlbefinden des Volkskörpers ohne weiteres widerſpiegelte 
nd jede feine Schwankung desſelben ſogleich mitmachte. Denn als ſtörende 
ſaktoren treten hier mehrere auf; einmal die Zeit zwiſchen Empfängnis und 
Zeburt, welche bei derartigen Betrachtungen zurückzurechnen iſt, die Abhängig⸗ 
eit der Eheſchließungshäufigkeit, die Kinderſterblichkeit und dergleichen mehr. 
schon die Tatſache, daß halbverhungernde Bevölkerungen, wie die irländiſche, 
dauerndes, raſches, natürliches Wachstum gezeigt haben, widerſpricht dem. 
(ber auch in Deutſchland zeigen nicht gerade die geiſtig höchſtſtehenden und 
m beſten ſituierten Teile der Reichsbevölkerung die ſtärkſte Geburtsziffer. 
zerade die am wenigſten in der Kultur vorangeſchrittenen Gebiete, das Land 
ſtlich der Oder, tun ſich durch ſtarke Geburtenziffern hervor. 

So entfallen nach den Ergebniſſen der Volkszählung 19002 in der Zählungs— 


eriode 1895— 1900 durchſchnittlich jährlich auf 1000 Einwohner der mittleren 
völkerung in: 


Oſtpreußen . . . 88,71 Geburtenfälle 
Weſtpreußen . . 43,45 = 
* Pöommen „ . 
66 e 
Sschleem Ar 41.17 . 


ährend für das Reich im ganzen die Zahl nur 37,16 beträgt. Läßt man 
3 nationale Merkmale die Mutterſprache gelten, ſo erkennt man an der Hand 
ir Karte Nr. 7 am Ende des Bandes 150 der Statiſtik des Deutſchen Reiches, 
aß es da hauptſächlich wieder die ſlaviſchen Teile der öſtlichen Provinzen find, 
elche die höchſten Geburtenziffern aufweiſen, beſonders die Regierungsbezirke 
romberg mit 45,46 Promille und Oppeln mit 46,44 Promille. Für die ein- 
inen Kreiſe tritt dies noch ſchärfer hervor. | | 


Vergl. Statiſtik des Deutſchen Reiches, Band 150, Volkszählung 1900, S. 8s und 89. 
Ebenda, S. 2 bis 7. 
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Daß übrigens die Landesteile mit beſonders hohen Geburtenziffern durch⸗ 
aus nicht die beſtſituierten ſind, laſſen die Ergebniſſe der Steuerveranlagung in 
Preußen für 1902 ſehr gut erkennen. N | N 

In der folgenden kleinen Überficht find die betreffenden Daten zuſammen⸗ 
geſtellt.“ 1 


Sollaufkommen der 
Geburtenzahl Einkommenſteuer Ergänzungsſteuer 


pro Kopf der Bevölkerung 


Reg.⸗Bezirk Gumbinnen. 39,50 1,46 Mark 0,37 Mark 
z ⸗ Danzig 275 0,53 =: 
5 „Marienwerder . . 44,00 155 ⸗ 9 
z 5 Poſen 19302 0,45 = 
- . Bromberg... 45,46 1,86 = 040 = * 
- z Oppeln . 46,44 2,5% 44 > 4 


Königreich Preußen 37,73 4,93 Mark 1,07 Mark 


Während das geſamte Sollaufkommen der Einkommenſteuer in Preußen 
1902 auf den Kopf der Bevölkerung 4,93 Mark beträgt, erreicht es in den in 
Rede ſtehenden Landesteilen meiſt nicht die Hälfte. Die Ergänzungsſteuer 
erträge, welche für ſolche Vergleiche allerdings nur ein bedingtes Vertrauen 
genießen können, zeigen ähnliches. u 

Was alſo die Brauchbarkeit der Geburtenziffer für die Beurteilung de 
Lage eines Volkes anbetrifft, ſo iſt ſie noch nicht ohne weiteres als Zeichen 
des Wohlbefindens dieſes Volkskörpers anzuſehen; höchſtens könnte eine länge 
dauernde Abnahme gewiß für eine Schwächung der Volkskraft gelten. | 

Unſtreitig und unbeftritten find aber die Eheſchließungszahlen ein je 
zuverläſſiger und beachtenswerter Gradmeſſer für ſoziales Wohlergehen. Dar 
man deren Zahlen zwar nur mit Vorſicht anwenden, um Vergleiche ven 
ſchiedener Bevölkerungen anzuſtellen, ſo geben doch die Entwicklungszahlen eine 
beſtimmten Bevölkerungsmenge zugleich ein nahezu vollſtändiges Bild de 
jeweiligen Wohlergehens. | 

Die Eheſchließungen werden von dem Willen der Menſchen ſtärker beeinfluß 
als die Geburten und gar die Sterbefälle, wo die Natur ſelbſt zu feſten, gejel 
mäßigen Reihen führt, die nur ſehr wenig von menſchlichen Entſchlüſſen a 
hängig ſind. g 

Sollen alſo die Zahlen der Bevölkerungsbewegung zur Beleuchtm 
der Wirkungen der kritiſchen letzten Jahre, beziehungsweiſe derjenigen vor m 
während der Kriſis, auf den Volkskörper ſelbſt dienen, jo werden die Zahl! 
der Sterbefälle ganz ausſcheiden, die Zahlen der Geburten werden bedingt, m 
am zweckmäßigſten die der Eheſchließungen zu vergleichenden Betrachtung 
heranzuziehen ſein. a 

Die Nachweiſungen der Bevölkerungsbewegung beginnen für das gan 
Reich mit dem Jahre 1872.” Dabei zeigt der Gang der Geburtenzahlt 
bis zum Jahre 1876 ein beſtändiges Steigen, von 41,09 bis 42,61 Promi 
der Reichsbevölkerung, bis 1881 einen nicht unbedeutenden Abfall auf 38,5 
von da bis 1887 ein Verharren auf gleicher Stufe und weiter mit Ausnahr 


8 8 f | 
Vergl. Statiſtik der preußiſchen Einkommenſteuerveranlagung für das Jahr 1902 u 

der Ergänzungsſteuerveranlagung für die Jahre 19021904, S. XII, XIII und XX 
XXIII. | 
2 Seit 1890 für jedes Jahr im erſten der Vierteljahrshefte zur Statiſtik des Deutſch 
Reiches. * 
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des Jahres 1891 ein weiteres Sinken bis auf 36,94 im Jahre 1892; der Er⸗ 
höhung im folgenden Jahre auf 37,99 folgt ein ſchwankendes Verharren mit 
ſinkender Tendenz, jo daß die Geburtenzahl für 1901 den Wert 36, 89 erreichte, 


mit Ausnahme des Jahres 1900 (36,79) den niedrigſten Stand ſeit 1872. 


Aber nicht nur in den Relativzahlen, auch in den abſoluten Zahlen zeigen ſich 
in ſieben Jahren Rückgänge, und aus allen dieſen Ziffern läßt ſich kaum ein 
Zuſammenhang mit der allgemeinen wirtſchaftlichen Lage herleiten. In den 
Zeiten der Kriſen haben die Geburtenziffern durchweg nicht nachgelaſſen. 

Dagegen nun die Zahlen der Eheſchließungen!? Dieſe geſtalteten ſich 
im Deutſchen Reiche folgendermaßen: 


Eheſchließungen Eheſchließungen 
ill | a i 
8 Abſolut oe Jr Abſolut ae 
bevölkerung bevölkerung 
ELSE 423 900 10,29 18890 ea) 395 356 8,03 
r 416 049 10,02 ee e eee 399 398 8,03 
r 400 282 9,53 189999 Er 398775 7,93 
3 386 746 9,10 o 401 234 7,91 
A 366 930 8,52 rer DIA ee 408 066 1,95 
J 347 792 7,98 1899593ĩ] h]“ “ͤ 414218 | 7,97 
F 340 016 7,71 1896 % 432 107 8,19 
3 335 113 7551 89% 100 8,37 
D 337 342 7,48 oh en 458 877 8,45 
E 338 909 7,46 1899 . 471 519 8,55 
C 350 457 7,67 o 476 491 8,51 
A 352 999 7,67 r 468329 8,24 
4 362 596 7,83 
V 368 619 7,89 Jahresdurchſchnitt 
1 372 326 7,90 der Periode: 
r 370 659 (ke 1872—18831 . . 369 308 | 8,53 
C 376 654 : 7,82 1882-1891 373 840 7,86 
er 389 339 7,99 1892—1901. . 437 739 8,21 


Dieſe Zahlen erweiſen ganz klar einen Zuſammenhang mit der wirtſchaft⸗ 


lichen Konjunktur und der durch ſie bedingten allgemeinen ſozialen Lage. Man 


erkennt aus ihnen die Depreſſionsperioden 1874 bis 1879 und 1882 bis 1888 
ganz deutlich heraus. Daß in den Jahren 1880 und 1881 keine Erhöhung der 
Eheſchließungszahlen ſich bemerkbar macht, mag zum Teil an den Folgen der 


ſchlechten Jahre beſonders für die Arbeiterbevölkerung liegen. Auch der glän- 


zende Aufſchwung in unſerem Wirtſchaftsleben, wie er 1895 eintrat, findet in 
den Eheſchließungszahlen bis zum Jahre 1900 ſeinen Ausdruck, während 1901, 
das Jahr der beginnenden Kriſis, ſchon wieder den zu erwartenden Rück— 
gang zeigt. 

Überhaupt bringen die günſtigen Jahrgänge 1870—1873 in allen jenen 
Ländern, wo nicht örtliche Urſachen entgegenwirken, begünſtigt durch ein faſt 


Statiſtik des Deutſchen Reiches, Band 150, Volkszählung 1900, S. 200. Graphiſche 
Darſtellung der Häufigkeit der Eheſchließungen, Geburten und Sterbefälle, ſowie Größe des 
Geburtenüberſchuſſes im Deutſchen Reiche ſeit dem Jahre 1841. 
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unbegrenztes Vertrauen auf eine glänzende Zukunft, beſonders in Groß⸗ 
britannien, Deutſchland, Oſterreich⸗Ungarn, Frankreich, Belgien, Holland u. ſ. w., 1 
eine raſche Zunahme der Eheſchließungen hervor. In faſt allen Ländern 
nehmen die Trauungen von 1873 bezw. 1874 an ſtändig ab. Dort, wo deren 
Häufigkeit erſt jpäter den Höhepunkt erreichte — Italien, Schweiz, Norwegen, 
Dänemark —, charakteriſieren ſich die letzten Jahre der Kriſis dennoch, ſo daß 
1879 bezw. 1880 allenthalben der Tiefpunkt erreicht wird. Im Deutſchen Reiche 
geht ſeit 1882 die Heiratsziffer langſam, aber beſtändig aufwärts; für die 
anderen Länder manifeſtiert ſich die günſtigere Lage in den Perioden 1882 — 1884 
und 18891892 durch ſtärkere, in den dazwiſchenliegenden durch eine ſchwächere 1 
Heiratshäufigkeit. | a 

Der Rückgang der Heiratshäufigkeit im Deutſchen Reiche in den Jahr⸗ 
gängen 1899 und 1900 von 8,6 auf 8,5 Promille und von da bis 1901 auf 
8,2 Promille bedeutet jedoch noch keineswegs, daß Deutſchland ſich in be 
ſonders ungünſtigem Zuſtand befinde. Auch in Ungarn, der Schweiz, 
Italien, Großbritannien, Dänemark und Schweden zeigt ſich nach 1899 ih 
Rückgang in den Zahlen der Eheſchließungen, während nur Frankreich, 
Belgien, die Niederlande und Irland Zunahmen aufweiſen, ſo daß ſich alſo 
keineswegs nur im Deutſchen Reiche die wirtſchaftliche Depreſſion ſo ſtark 
wirkend zeigt, daß auch die Eheſchließungszahlen merklich in Mitleidenſchaft 4 
gezogen werden. | | 4 

Beachtenswert iſt an den in Rede ſtehenden Ziffern der Ausdruck eines 
Übelftandes, der einen ſozialen Hintergrund hat. Es iſt die allgemeine Ab⸗ 
nahme der Heiratshäufigkeit. Dieſelbe tritt beſonders in raſch ſich ent- 
wickelnden Staaten hervor (zum Beiſpiel Ungarn) und hat ihren vornehmſten 
Grund darin, daß die allgemein geſteigerten Bedürfniſſe es einem jungen 
Manne nicht geſtatten, ſo zeitig wie früher ſich einen eigenen Hausſtand zu 
gründen; das retardierende Moment wirtſchaftlichen Aufſchwunges! 5 

Übrigens dürfen wir, um ein richtiges Urteil zu gewinnen, unſeren Blick 
nicht nur auf die Zeit des Umſchwunges und der Kriſis richten, ſondern müſſen 
auch auf die normalen, durch nichts beſonders Günſtiges oder Ungünſtiges aus⸗ 
gezeichneten vorhergehenden Jahre blicken. Wenn wir nämlich, abſehend von 
den Jahren 1870 und 1871, wo die Heiraten der kriegeriſchen Ereigniſſe wegen 
natürlich ſeltener wurden, die Jahre 1868 und zurück mit den Kriſenjahren 
1900 und 1901 vergleichen, ſo finden wir, daß die erſteren Zahlen nicht viel 
höher ſind als die letzteren. Wir erſehen aus dem Vergleich ferner, daß nach 
den Ausweiſen der Bevölkerungsbewegung die Gründerepoche eine Zeit aus⸗ 
nahmsweiſer Erregung war. 4 

Außer den hier betrachteten „reflektoriſchen“ gibt es noch eine ganze Reihe 
ſozialer und ſozialethiſcher Symptome, welche für die Kennzeichnung 
der Wirtſchaftslage und ihrer ſchwankenden Entfaltung verwendbar ſind, deren 
Betrachtung jedoch zu weit und außerhalb des Rahmens unſeres Themas 
führen würde. Die Behandlung des letzteren aber liefert vielleicht einen nicht 
unintereſſanten Beitrag zur Beurteilung unſerer allgemeinen Lage. 2 
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Wirtſchaftliche und politiſche wandlungen in der Schweiz. 
| Don Otto Lang (Zürich). 
1; \ 

Die Charakteriſtik eines Volkes bereitet ähnliche Schwierigkeiten, wie die- 
mige einer Perſönlichkeit: hier wie dort die widerſprechendſten Züge, die ſich 
hwer in einem Bilde zuſammenfaſſen laſſen. „Ich bin kein ausgeklügelt Buch, 
h bin ein Menſch mit ſeinem Widerſpruch“, läßt C. F. Meyer ſeinen Hutten 
rechen. Die reichere Entwicklung pflegt nicht in einem Ausgleich der Wider⸗ 
ꝛrüche zu beſtehen. Viel häufiger bringt fie neue Eigenſchaften zur Entfaltung, 
ie das Gegenſätzliche verſtärken und den hervorragenden Zug abſchwächen, der 
orher vielleicht das Geſamtbild beherrſchte. Das gilt in erhöhtem Maße von 
ner in demokratiſchen Verhältniſſen aufgewachſenen Generation. In der Demo- 
‚atte verlangt die Staatsklugheit mehr als in anderen Staatsformen Rückſicht 
uf Stammesart und überlieferung. Auch das Neue ſoll Erdgeruch atmen. 
yarım erhält ſich lange Zeit das Perſönliche und Individuelle, als fein Gegen— 
ück freilich auch die Engherzigkeit und die mißtrauiſche Beſchränktheit des Tal- 
ewohners. Neue Züge bringt in dies Bild erſt die kapitaliſtiſche Entwicklung: 
n rauher Herrſcher, der frei iſt von ſentimentalen Anwandlungen und ohne allen 
hiſtoriſchen Sinn“. Er reißt auseinander, was Jahrhunderte zuſammen ſahen, 
nd bindet, was ſich früher nie vertrug. Weder Tracht noch Mundart wider: 
rebt der nivellierenden Macht des modernen Verkehrs. Aber aus dem Neben⸗ 
nander verſchiedener Wirtſchaftsſtufen und Betriebsformen ergeben ſich neue 
ifferenzierungen und Schichtungen mit ihren eigentümlichen Anſchauungen 
nd Empfindungen; neue Gegenſätze, aber auch neue Gemeinſchaften. 

Wenn der Kleinbürger ſeinen Witz am Zukunftsſtaat und der ſozialiſtiſchen 
ukunftsmuſik wetzt, jo geht er von der Anſchauung aus, daß die wirtſchaft— 
chen Veränderungen des abgelaufenen Jahrhunderts im Grunde nur quanti- 
tiver Art ſeien und daß auch die künftige Entwicklung ſich auf der heutigen 
Lirtſchaftsſtufe vollziehen werde. Die Wahrheit iſt, daß die Volkswirtſchaft 
ines anderen europäiſchen Landes in jenem Zeitraum eine ſo tiefgreifende 
imgeſtaltung erfahren hat, wie diejenige der Schweiz. Die Grundlage ihrer 
anzen materiellen Exiſtenz hat ſich teils verſchoben, teils erneuert. Der öko— 
omiſche Prozeß vollzog ſich in gleichmäßigerem Fortſchritt als die Entwicklung 
us der alten Geſchlechts⸗ und Städteariſtokratie zur demokratiſchen Geſetzgebung 
nd Verwaltung, und er kam deshalb dem einzelnen nicht fo klar zum Be— 
ußtjein wie dieſe. Aber für fein Schickſal war ſie nicht weniger beſtimmend. 

Die äußerlichen Merkmale dieſer Entwicklung ſind die ſtarke Ausdehnung 
er Exportinduſtrie, das ſiegreiche Vordringen höherer Produktionsformen und 
zerſchiebungen in der landwirtſchaftlichen Produktion. Ihre wichtigſte Folge 
eſteht darin, daß der Anteil der Schweiz am internationalen Warenaustauſch 
ußerordentlich gewachſen iſt. Dadurch iſt fie aber in eine jo ſtarke Abhängig⸗ 
it vom Ausland und von der Geſtaltung und den Schwankungen des Welt: 
tarktes geraten, wie wohl kein anderes Land. Ein großer Teil der nationalen 
kroduktion, auch der landwirtſchaftlichen, hat ſich auf den Export eingerichtet. 
azu kommt noch, daß das von den Exportinduſtrien verarbeitete Rohmaterial 
icht im Inland gewonnen wird, ſondern ebenfalls vom Ausland bezogen 
erden muß, während andererſeits die Schweiz in keinem Punkte eine Monopol— 
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ſtellung einnimmt, ſondern ſtets mit der Möglichkeit rechnen muß, daß ihr di 
eroberten Abſatzgebiete wieder verloren gehen. An ſich kann in dieſer weit 
gehenden internationalen Arbeitsteilung nicht etwas Ungeſundes erblickt werden 
denn fie hat ſich nicht infolge künſtlicher Mittel und Hemmungen, ſondern t 
derſelben durchgeſetzt. Allein fie birgt, namentlich im Falle kriegeriſcher Bei 
wicklungen außerordentliche Gefahren in ſich, denen zu begegnen eine ſozialiſtiſch 
produzierende Geſellſchaft die Mittel beſitzen würde. Im kapitaliſtiſchen Staate 
werden ihr ungezählte Exiſtenzen zum Opfer fallen. 5 

Im Jahre 1885 — für die frühere Zeit liegen keine Angaben vor — belie 
ſich der Wert der ſchweizeriſchen Einfuhr auf 681 Millionen Franken, der Wer 
der Ausfuhr auf 641 Millionen. Bis 1900 iſt der Wert der Einfuhr an 
1111 Millionen, der Wert der Ausfuhr auf 836 Millionen Franken angeſtiegen 
Mißt man, um eine Vergleichszahl zu gewinnen, den geſamten Außenhar 
an der Stärke der Bevölkerung, ſo fallen auf den Kopf 590 Franken — 
Summe, die von keinem anderen Induſtrieſtaat erreicht wird. Für Englan 
beträgt dieſe Verhältniszahl 470 Franken, für Deutſchland nur 220 Franken 
An der Geſamtausfuhr partizipierten im Jahre 1900 Rohſtoffe mit 13 Prozent 
(83 Millionen), Lebensmittel mit 12 Prozent (77 Millionen) und Fabrik 
mit 75 Prozent (486 Millionen). Wie aber die ausgeführten Rohſtoffe mm 
zum kleineren Teile im Inland gewonnen werden, jo iſt auch die Export 
induſtrie auf vom Ausland gelieferte Rohſtoffe angewieſen: obenan die Seiden 
induſtrie, die jährlich für 200 Millionen Franken ausführt, die Baumwoll 
induſtrie, die mit etwa 170 Millionen Franken an der Ausfuhr beteiligt iſt 
Ebenſo verarbeiten die Maſchinen- und die Uhreninduſtrie, die zuſammen fin 
etwa 180 Millionen Franken exportieren, ausſchließlich eingeführtes Material 
Wie ſich der Wert der Ausfuhr zur geſamten nationalen Produktion verhält 
läßt ſich ſchwer abſchätzen. Man hat den Wert der Jahresproduktion de 
ſchweizeriſchen Induſtrie auf 600 Millionen Franken berechnet und glaubt an 
nehmen zu dürfen, daß davon mehr als die Hälfte auf den Export entfällt. 

Noch tiefgreifender ſind die Wandlungen, die ſich in der Landwirtſchaf 
unter dem Einfluß der ausländiſchen Konkurrenz vollzogen haben. Sie wa 
genötigt, in verhältnismäßig kurzer Zeit den Getreidebau faſt völlig aufzugebe 
und zur Milchwirtſchaft überzugehen. In Deutſchland hat ſich die Anbaufläch 
für Getreide und Hülſenfrüchte in den letzten dreißig Jahren nur ſehr weni 
geändert: fie beträgt etwa 60 Prozent des geſamten Acker- und Gartenlande: 
In der Schweiz iſt ſie auf ein Minimum zurückgegangen. Von den 21000 Quadral 
kilometer landwirtſchaftlich benutzten Bodens werden wenig mehr als 10 Prozen, 
für den Getreidebau verwendet. Und auch in dieſer Beſchränkung Tann er fit 
nur ſoweit erhalten, als er wegen des Strohertrags für die Viehwirtſchaft nol 
wendig iſt. Wahrſcheinlich ift die Schweiz nie oder doch nur in ganz gejegnete 
Jahren ohne fremde Getreidezufuhr ausgekommen. Während Jahrhunderte 
war das „Schwabenland“ ihre Kornkammer. Aber man nahm noch in de 
dreißiger und vierziger Jahren des letzten Jahrhunderts an, daß die inländiſch 
Produktion den inländiſchen Bedarf während 280 bis 300 Tagen decke. Gegen 
wärtig iſt die Schweiz während wenigſtens 280 Tagen auf eingeführtes Getreit 
angewieſen, wobei allerdings etwa zwei Drittel der im Inland produzierte 
Brotfrüchte in der Viehwirtſchaft Verwendung finden. Aber auch wenn d 


ganze inländiſche Produktion zur menſchlichen Ernährung verwendet würde, 
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genügte ſie doch nur für ein Drittel des Jahres. Die jährliche Einfuhr a 
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zetreide und Hülſenfrüchten beläuft ſich auf 115 bis 120 Millionen Franken. 
Rit dieſer ſtarken Betonung der Milchwirtſchaft hängt es zuſammen, daß die 
nändiſche Produktion auch den Bedarf an Fleiſch nicht zu decken vermag. 
zie Schweiz führt allerdings für etwas mehr als 10 Millionen Franken Fleiſch 
us, bezahlt aber in normalen Jahren für die Einfuhr etwa 40 Millionen. 

Andererſeits hat die Milchwirtſchaft und Viehzucht in den letzten zwanzig 
ahren einen außerordentlichen Aufſchwung genommen, quantitativ wie quali⸗ 
tiv. Im Jahre 1866 wurden 553201 Milchkühe gezählt, im Jahre 1901 
39562 Stück. In dieſem Zeitraum ſtieg der Durchſchnittswert einer Kuh von 
0 auf 438 Franken und ihr durchſchnittlicher jährlicher Milchertrag von 2000 
H 2400 Liter. Der Export von Milchprodukten — namentlich Käſe und 
ndenſierte Milch —, der vor zehn Jahren ſich auf 55 Millionen Franken 
laufen hat, iſt ſeither auf 76 Millionen angeſtiegen. Zur Beurteilung der 
edeutung dieſer Zahlen ſei beigefügt, daß die geſamte landwirtſchaftliche Pro⸗ 
tion auf 550 Millionen geſchätzt wird. 

Das Ergebnis dieſer Entwicklung der ſchweizeriſchen Landwirtſchaft beſteht 
ſo darin, daß ſie ſich immer mehr auf die Produktion derjenigen Artikel des 
ländiſchen Bedarfes beſchränkt ſieht, die ſich auch zum Export eignen: obgleich 
e Schweiz einen ſehr weſentlichen Teil ihrer Nahrungsmittel im Austauſch 
gen Induſtrieprodukte vom Ausland beziehen muß, gibt ſie etwa den fünften 
eil ihrer landwirtſchaftlichen Produktion an dieſes ab. Ein Zuſtand, bei dem 
h die Nachteile individualiſtiſcher Wirtſchaftsmethode in ſteigendem Maße 
hlbar machen werden. 

Wieweit mit dieſen Wandlungen in der Landwirtſchaft nicht nur Ver— 
derungen in der Technik und der Art der Bewirtſchaftung, ſondern auch in 
n Beſitzverhältniſſen Hand in Hand gegangen find, iſt im einzelnen deshalb 
wer feſtzuſtellen, weil es an umfaſſenden ſachbezüglichen Erhebungen fehlt. 
as im beſonderen die Größenverhältniſſe der einzelnen Betriebe anbelangt, 
haben ſie im Laufe der letzten dreißig Jahre keine merkbaren Veränderungen 
fahren. Der Kleinbauer mit 1 bis 5 Hektar Land und 1 bis 4 Stück Vieh 
det die Hauptmaſſe der landwirtſchaftlichen Bevölkerung, während Betriebe 
t mehr als 20 Hektar in ganz ſtarker Minderzahl find. Etwas beſſer unter- 
htet ſind wir über die Fortſchritte der kapitaliſtiſchen Entwicklung in der 
nduſtrie und im Handelsgewerbe. Da die Schweiz es noch zu keiner 
ewerbeſtatiſtik gebracht hat, laſſen ſie ſich freilich nicht jo genau verfolgen 
e in Deutſchland. Aber es fehlt doch nicht an ſicheren Belegen für den Rück⸗ 
ng des Handwerkes, für das raſche ſiegreiche Vordringen höherer Produktions⸗ 
men und das progreſſive Wachstum großer Betriebe. Im Jahre 1882 ver⸗ 
ten die dem Fabrikgeſetz unterſtellten Betriebe über 59505 motoriſche Pferde⸗ 
ifte, im Jahre 1901 über 320432. Sie haben ſich alſo verfünffacht, während, 
Zahl der Arbeiter im gleichen Zeitraum ſich nicht einmal verdoppelt hat. 
n Laufe dieſer zwanzig Jahre find dem Fabrikgeſetz eine große Menge kleiner 
triebe mit nur 6 bis 10 Arbeitern unterſtellt worden, ſo daß die durch⸗ 
nittliche Zahl der auf einen Betrieb entfallenden Arbeiter von 51 auf 40 
rückgegangen iſt. Wenn trotzdem die Zahl der Pferdekräfte pro Betrieb in 
n genannten Zeitraum von 23 auf 53 anſtieg, jo drückt ſich darin der 
zitaliſtiſche Zug aus, von dem auch die kleinen Geſchäfte ergriffen worden 
d. Die Möglichkeit, elektriſche Kraft auf Entfernungen von 100 und 
9 Kilometer ohne große Verluſte zu übertragen, iſt bis jetzt von der Induſtrie 
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noch nicht ſtark ausgenutzt worden. Immerhin ſind bereits eine erhebliche Zahl 
von Waſſerwerken bis zu 5000 und mehr Pferdeſtärken in Betrieb und eine 
große Zahl von Projekten ringt nach feſter Geſtaltung. Die gewaltigſten 
Dimenſionen weiſt das „Etzelwerk“ auf: es will durch ein 100 Meter langes 
Wehr die Sihl in einem Talkeſſel zu einem See von 12 Quadratkilometer 
Oberfläche ſtauen und mit dem Ablauf desſelben 12 Turbinen betreiben, deren 
Nutzeffekt auf 60000 Pferdeſtärken berechnet iſt, ſo daß dieſe eine Anlage den 
fünften Teil der geſamten ſchweizeriſchen Induſtrie mit motoriſcher Kraft ver⸗ 
ſehen könnte. Läßt ſich beim gegenwärtigen Stande der Dinge im einzelnen 
auch noch nicht abſehen, welchen Einfluß die elektriſche Kraftübertragung auf 
die gewerblichen Betriebsformen ausüben wird: ſoviel iſt jetzt ſchon klar, daß 
durch ſie die Energie, mit der die kapitaliſtiſche Entwicklung ſich auf Koſten 
niederer Wirtſchaftsſyſteme vollzieht, weſentlich geſtärkt wird. Die naive Vor⸗ 
ſtellung, daß ſich die Elektrizität in den Dienſt des Handwerkes ſtellen laſſe 
und dieſes wieder konkurrenzfähig mache, hat nicht lange ſtandgehalten. | 

Nicht jo frühzeitig und nicht mit derſelben Intenſität wie in der Induſtrie 
ſetzte die kapitaliſtiſche Entwicklung im Handel ein. Umſomehr beſtrebt er ſich, 
das Stück Weges einzuholen, um das ihm jene voraus iſt. Statiſtiſch ſind 
dieſe Veränderungen allerdings nicht erfaßt und es fehlt deshalb an einem 
zahlenmäßigen Ausdruck dafür. Aber ſie geben ſich in zahlreichen Tatſachen 
zu erkennen. Bei jedem Gange durch die Straße, bei jedem Blicke in den 
Inſeratenteil der Tagesblätter ſtoßen wir auf Merkmale jener Entwicklung 
die raffinierte Reklame, die alle neun Muſen in ihren Dienſt zwingt und auf 
alle Sinne zu wirken ſucht, die Warenbaſare, die Verſand- und die Abzahlungs 
geſchäfte, die Gründung von Filialen, der Umbau der alten, in ruhigen Straßen 
gelegenen Verkaufslokale, in denen der Vater noch, der Treue ſeiner alter 
Kunden ſicher, fein gutes Auskommen fand, während der Sohn vergebens durch 
die Erweiterung der Geſchäftsräume, Vergrößerung der Schaufenſter, beſſer 
Beleuchtung das Publikum von den modern eingerichteten Verkaufsmagazinen 
abzuziehen verſucht. Wer die durch ihre bauliche Eigenart ausgezeichneten 
Schweizerſtädte beſucht, mag nicht wenig Ärger empfinden über die Ver 
wüſtungen, welche das Expanſionsbedürfnis des modernen Handels angerichte 
hat. Da iſt es die untere Hälfte eines gothiſchen Erkers, deſſen Erbauer viene 
Zwinglis Predigten angehört hat, dort ein zierlicher Kreuzſtock, der den eiſernen 
T-Balfen weichen muß. | 

Und als Gegenſtück zum kapitaliſtiſchen Handel: die Organiſation der Kon 
ſumenten in den Konſumvereinen und Genoſſenſchaften, deren Konkurrenz den 
kleinen Krämer täglich fühlbarer wird. Noch Ende der achtziger Jahre nahmen 
ſie im Wirtſchaftsleben nur einen beſcheidenen Platz ein. Man berechnet di 
Zahl der Vereine für jenen Zeitpunkt auf 140 und die Zahl ihrer Mitgliede 
auf 35000. Seither hat aber die Genoſſenſchaftsbewegung nicht nur an Aus 
dehnung außerordentlich gewonnen, ſondern auch an innerem Gehalt, an Einſich 
in ihre Exiſtenzbedingungen und an Klarheit in ihrem Wollen. Im Jahre 190 
wurden in 344 Vereinen 117594 Mitglieder gezählt mit einem Geſamtumſa 
von 46 Millionen Franken. Ein Teil dieſer Vereine hat ſich zu einer Grof 
einkaufsgenoſſenſchaft zuſammengetan, deren Umſatz von 386000 Franken it 
Jahre 1893 auf 4175000 Franken im Jahre 1901 angeſtiegen iſt. > 

Es iſt begreiflich, daß alle dieſe Wandlungen von ſtarken Verſchiebunge 
in der beruflichen Gliederung wie in der örtlichen Verteilung der Bevölkerun 
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begleitet werden. Die unmittelbarſte Folge der geſchilderten wirtſchaftlichen 
Entwicklung iſt die Abnahme der in der Landwirtſchaft tätigen Perſonen. Im 
Jahre 1870 betrug die Zahl der von der Landwirtſchaft ſich ernährenden 
Perſonen noch 44 Prozent, im Jahre 1888 waren es nur noch 37 Prozent 
und es beſteht kein Zweifel, daß die Volkszählung von 1900, deren Er— 
gebniſſe noch nicht publiziert ſind, einen weiteren Rückgang an den Tag 
bringen wird. Dann als Kehrſeite das raſche Anwachſen der ſtädtiſchen Be— 
völkerung mit all ſeinen Rückwirkungen auf das wirtſchaftliche und politiſche 
Leben. Vor fünfzig Jahren zählte die Schweiz nur 7 Städte mit mehr als 
10000 Einwohnern und einer Geſamteinwohnerzahl von 138951 Seelen, das 
waren knapp 6 Prozent der ſchweizeriſchen Bevölkerung. Auf die übrigen 
Ortſchaften mit ſtädtiſchem Charakter entfielen etwa 60000 Einwohner, ſo daß 
von der Geſamtbevölkerung wohl 2200000, alſo etwa 90 Prozent auf dem 
flachen Lande angeſiedelt waren. Die Volkszählung von 1900 ergab bei einer 
Bevölkerung von 3¼ Millionen 18 Städte mit mehr als 10000 Bewohnern 
und einer Geſamteinwohnerſchaft von 720000 Seelen. Dieſe Städte, die nach 
ihrer Größe die Möglichkeit einer politiſchen und gewerkſchaftlichen Arbeiter⸗ 
bewegung bieten, vereinigten alſo bereits einen ſtarken Fünfteil der Bevölkerung 
in ſich. Nun beſagen dieſe Zahlen an ſich noch nicht viel: man muß ſie beleben 
und ſich vergegenwärtigen, welche Summen von Glück und Unglück, von Arbeit 
und Lebensenergie ſich hinter dieſen Wanderungen und Wandlungen verbirgt. 
Nicht ohne leicht nachweisbaren Einfluß auf die politiſchen und geſellſchaftlichen 
Zuſtände war ſodann die Vermengung der Bevölkerung, wie ſie durch die neuen 
Verkehrsmittel möglich gemacht und durch das wechſelnde Verwertungsbedürfnis 
der Induſtrie bewirkt wird. Die Zahl derer, die an ihrem Wohnort geboren 
ſind und aller Wahrſcheinlichkeit nach dort auch begraben werden, wird immer 
kleiner. Im Jahre 1850 wohnten von je 1000 Schweizerbürgern 660 in der 
Heimatsgemeinde und nur 68 außer dem Heimatskanton, bis 1888 ſank die 
erſte Zahl auf 498, wogegen die letztere auf 164 anſtieg. Ebenſo verwiſchen 
ſich auch die früher ſcharf gezogenen Grenzen der Religionsgebiete. Die Folgen 
dieſer inneren Wanderungen ſind: weniger Beſchränktheit und Befangenheit in 
der Überlieferung, größere Toleranz und beſſeres Verſtändnis für das Fremde 
und Ungewohnte, größere Beweglichkeit und Anpaſſungsfähigkeit — alles 
wichtige ſubjektive Bedingungen für eine erfolgreiche ſozialiſtiſche Propaganda 
und Politik. 
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„Jena oder Sedan?“ 


Unter obigem Titel erſchien vor kurzem im Berliner Verlag Vita ein zwei— 
bändiger militäriſcher Roman von Franz Adam Beyerlein. Als das Werk 
vor mir lag, bekam ich einen gelinden Schrecken, denn es iſt ſchwarz-weiß⸗rot 
eingebunden, das eiſerne Kreuz iſt auch noch darauf und zu allem Überfluß 
trägt es auf der zweiten Seite die Widmung: Dem deutſchen Heere!, ſo daß 
es mir niemand übelnehmen kann, wenn ich hier eine Hurrageſchichte vermutete. 
Dazu zeigte die letzte Seite des zweiten Bandes die ſtattliche Zahl 737. Wie 
ich ein 737 quartſeitenlanges Hurrageheul aushalten würde, war mir vorläufig 
ein Rätſel. Aber ich wurde bei der Lektüre ſehr bald und ſehr angenehm ge— 
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getröftet. Das war kein ſogenanntes patriotiſches Machwerk mit ekelhafter 
Schönfärberei, ſondern hier hat ein ehrlich Wollender viel, ſehr viel Wahrheit N 
rückſichtslos ausgeſprochen. Den erwähnten unglücklichen Einband hat er gewiß 
nur darum gewählt, um zu zeigen, daß er kein „Umſtürzler“ iſt und dennoch 
eine ſolche Schilderung von der deutſchen Armee geben mußte. 1 

Was nun den Inhalt anbelangt, fo beſteht er aus einer Reihe meiſt tief- 
tragiſcher Erzählungen, die teils im Offizierskorps, teils im Unteroffiziers⸗ 
korps, ſowie unter den Mannſchaften ſpielen und im Grunde nur dadurch 
zuſammenhängen, daß ihr Schauplatz ein fingiertes preußiſches Artillerieregiment 
iſt. Man könnte mit Leichtigkeit jede der Erzählungen einzeln herausgeben und 
ſelbſtändig machen. Dieſe Anordnung des Stoffes hat einen Nachteil, aber auch 
einen großen Vorteil. Der erſtere beſteht darin, daß wir für keine der leidenden 
Perſonen dauernd beſonderes Intereſſe gewinnen, denn ſobald man ein ſolches 
gefaßt hat, taucht wieder ein neues Stück einer anderen Erzählung auf, hin⸗ 
gegen kann der Autor auf ſeinem Wege eine eingehende Schilderung des Milieus 
des Offizierskorps, des Unteroffizierskorps und des Mannſchaftsſtandes, alſo 
des ganzen militäriſchen Lebens geben. Und dies tut er redlich, ohne 
Schminke, ohne Retouche, wahr wie ein richtig gelöſtes mathematiſches Exempel. 

Ich kann auf die ſämtlichen Erzählungen hier nicht eingehen, ſondern nun 
eine dem Inhalt nach anführen. Sie wird die tapfere Art des Verfaſſers ger 
nügend zeigen und auch den Titel des Romans, „Jena oder Sedan?“, erklären. 
Leutnant Reimers iſt ein begabter, ernſter und tüchtiger Offizier, der im Deutſchen 
Reiche das gewaltigſte Staatsgebilde, in der deutſchen Armee das Ideal eines 
Heeres erblickt und daher voll höchſter Begeiſterung für ſeinen Beruf iſt. Aber 
er hat im Oberleutnant Günz einen ſcharfblickenden Freund gefunden, der ein⸗ 
ſieht, daß es mit der Herrlichkeit der deutſchen Armee ſehr zweifelhaft ſteht und 
das preußiſche Armeeſyſtem vollkommen überlebt iſt. Lange wehrt ſich Reimers 
gegen die Argumente ſeines Freundes, aber langſam beginnen die Zweifel auch 
in ſein Gehirn einzuſchleichen. Um die nämliche Zeit erfaßt ihn eine heftige 
Liebe zur ſchönen jungen Hanna v. Gropphuſen, die mit einem verlumpten und 
verlotterten Rittmeiſter, der aber ein ausgezeichneter Maler iſt, in unglücklichſter 
Ehe lebt. Mit Aufbietung aller Energie reißt er ſich endlich von dieſer Leiden⸗ 
ſchaft los, noch ehe es zu einem Ehebruch kommt und findet Troſt in dem 
ſchlichten, kerngeſunden Familienkreis ſeines Freundes Günz und in lehrreichen 
Geſprächen mit ſeinem Oberſten v. Falkenhein, der ihm wie ein Vater zugetan 
iſt. Und ſiehe da — auch beim Oberſten findet er das Vertrauen in die Vor⸗ 
trefflichkeit der deutſchen Armee erſchüttert. Auch dieſer glaubt, ebenſo wie Ober⸗ 
leutnant Günz, eher an ein künftiges Jena, als an ein künftiges Sedan. Nun 
beſitzt der Oberſt ein junges hübſches Töchterlein namens Mariechen, das ſich 
in Reimers verliebt und das auch Reimers zu lieben meint, während ſein Herz 
in Wirklichkeit immer noch an Hanna Gropphuſen hängt. Der Oberſt ſieht die 
Annäherung der beiden mit Freuden, er könnte ſeiner Tochter keinen beſſeren 
Lebensgefährten wünſchen. Reimers aber ſetzt ſich in den Kopf, erſt dann um 
Mariechen anzuhalten, wenn er Oberleutnant iſt. Während das Regiment fern 
von der Garniſon auf Schießübungen iſt, trifft die Beförderung ein. Reimers 
iſt toll vor Freude, nun kann er ſich ja auch bald einen fo gemütlichen Haus⸗ 
ſtand einrichten wie Günz. Dem Beförderten zu Ehren wird im Kaſino feſt 
pokuliert und nach dem Eſſen hat der neugebackene Oberleutnant einen kleinen 
Schwips. Er ſetzt ſich auf das Pferd und läßt es ruhig gehen. Da kommt er 


! { 


| 
i 


„Jena oder Sedan?“ 5 209 


m eine friſchgemähte Waldwieſe, auf der noch ein großer Heuſchober liegt, 
Reimers fühlt ein unbezwingbares Verlangen, ſich auf dem duftenden Lager 
zuszuſtrecken und ein wenig zu träumen. So ſteigt er ab, bindet das Pferd 
m einen Baum und läßt ſich auf das Heu nieder, wo er einſchläft. Plötzlich 
erwacht er, weil ihn jemand mit einer Riſpe im Geſicht kitzelt. Er blickt auf 
ind neben ihm ſitzt ein hübſches Weib, das ſich über ihn neigt und ſeinen 
Mund mit verlangenden Lippen küßt. Es iſt eine von den gefälligen „Damen“, 
die ſich in der Nähe von Schießplätzen gar nicht ſelten herumtreiben. In ſeinem 
heſchwipſten halbwachen Zuſtand vergißt Reimers ſein Mariechen und wird — 
ſchwer ſyphilitiſch. Man ſieht, der Autor packt ungeniert zu, aber, wie ich 
bemerken will, jo, daß das äſthetiſche Gefühl in keiner Weiſe verletzt wird. 
Nach mehreren Wochen iſt Reimers zwar äußerlich wieder geſund, jedoch der 
Oberſtabsarzt des Regiments erklärt ihm rund heraus: „Ein anſtändiger Kerl 
heiratet unter ſolchen Umſtänden nicht.“ Damit find alle Hoffnungen des 
Leutnants auf ein Familienglück vernichtet, er verzichtet auf Mariechen und 
will, wie ſo viele, die in ihrem Privatleben Schiffbruch erlitten haben, für das 
Verlorene im Beruf Erſatz ſuchen. Doch plötzlich erwacht in ihm wieder die 
Leidenſchaft zur ſchönen Gropphuſen und ſteigert ſich förmlich zur Raſerei. In 
dieſer Zeit bricht bei Gropphuſens eine Kataſtrophe herein. Der Rittmeiſter 
wird mit etlichen anderen Kumpanen in der Hauptſtadt bei perverſen Orgien 
erwiſcht und entzieht ſich der Verhaftung nur durch ſchleunige Flucht. In⸗ 
zwiſchen iſt das Regiment wieder auf den Übungsplatz abmarſchiert und hier 
erhält Reimers den Auftrag, ein paar notwendige Dienſtbücher aus der Privat- 
wohnung Gropphuſens zu holen. Er reiſt in die Garniſon zurück und trifft 
Hanna allein in ihrer Wohnung. Seiner Gefühle nicht mehr Meiſter, ſtürzt 
er zu ihren Füßen nieder und bekennt ſeine Liebe. Sie hört ihn an und kühlt 
ſeine Stirne liebkoſend mit ihren Fingern, denn ſie liebt ihn nicht weniger. 
Sie ſagt, daß ſie wiſſe, warum er von Mariechen gelaſſen habe und darauf 
folgt das niederſchmetternde Bekenntnis Hannas: Ich bin, was du biſt. Mein 
Mann hat mich zertreten und zu dem gemacht, was ich bin. Nun erzählt ſie 
Reimers die Geſchichte ihrer Ehe, wie ihr Mann ſie anfangs vergöttert habe, 
wie er mit ſeinen Maleraugen an ihrer Schönheit ſich nicht ſatt ſehen konnte 
und wie ſie ihm alles gewährte, was er wünſchte. Hüllenlos hat ſie vor ihm 
getanzt, in einem großen Gartenzelt ſaß fie nackt auf der iriſchen Goldfuchs— 
tute „Lady Godiva“ und ihr Mann war ſo trunken von der Schönheit des 
Weibes und des Tieres, daß er weinend niederkniete, als wollte er beten. Aber 
Almählich erkaltete ſeine Liebe, er wurde untreu und dann kam das Schreckliche 
ür Hanna, die ſchändliche, ſchmähliche Vergiftung ihres Leibes. 

Am Spätnachmittag läßt Hanna, nachdem ſie mit Reimers das Glück der 
ziebe bis zur Neige gekoſtet, die bewußte Goldfuchsſtute Lady Godiva ſatteln 
ind reitet auf den Exerzierplatz. An feinem anderen Ende liegen tiefe Stein— 
wüche. In einem von ihnen will die Reiterin mit ihrem Roſſe den Tod ſuchen. 
Zuerſt ſetzt ſie über eine Planke, dann in ſchnellem Galopp über eine Weiß⸗ 
ornhecke, hinter der das Gelände jäh in einen tiefen Bruch abfällt. Lady 
Zodiva ſtürzt mit ihrer ſchönen Laſt hinab und beide bleiben mit zerſchmetterten 
zliedern tot liegen. So hat Hanna v. Gropphuſen die ewige Ruhe gefunden. 
Anige Stunden ſpäter jagt Reimers, der auf den Übungsplatz zurückgekehrt 
t, ſich eine Kugel durch den Kopf. Seine Geſundheit iſt vernichtet, fein letzter 
Inter, der Glaube an die Armee, iſt zertrümmert. Nicht Re Sedan geht der 
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Weg, ſondern nach Jena, ſagt ihm ſeine felſenfeſte Überzeugung. Und daun 
iſt in ihm zuletzt auch noch der Gedanke lebendig geworden, daß der Krieg 
überhaupt eine Narrheit, ein namenloſes Verbrechen an der Menſchheit iſt. 
Da macht er, der einſt auf ſeinen Beruf ſo Stolze, jetzt Vernichtete, ſeinem 
Leben lieber ein Ende. 1 

Ich könnte hier allerlei ſchöne Betrachtungen darüber 1 ob Hannas 
und Reimers Selbſtmorde notwendig waren, aber wenn man ſo unbegreifliche 
Selbſtentleibungen miterlebt hat, wie meine Wenigkeit, ſo hört man in ſolcheſf 
Fällen auf, nach einer Berechtigung zu fragen. 

Ahnlich wie die eben skizzierte Erzählung ſind auch die übrigen. Der Senſen⸗ 
mann geht in ihnen ebenfalls unheimlich umher, ſo daß der Roman eine Art 
papierene Leichenhalle vorſtellt, aber beim Militär tritt der gewaltſame Tod 
ſogar in Friedenszeiten relativ viel häufiger auf als im Zivilleben. Dies kommt 
vom Metier und auch vom Syſtem. Doch mag zartbeſaiteten Seelen das häufige 
Trauergeläute auch widerſtreben, ſie müſſen doch andererſeits ihre helle Freude 
an der herrlichen Milieuſchilderung des Autors haben. Das Spiegelbild, das 
er uns vom deutſchen militäriſchen Leben gibt, iſt wahr und echt. Freilich wird 
es die Herren vom Militär, ſowie die Anhänger der heutigen Armee recht 
wenig freuen. Vor allem zeigt ihnen der Autor, daß es der gedantenloſeſte 
e iſt, zu glauben, die Armee ſei ein Bollwerk gegen die Sozialdemokratie. 
Im Gegenteil, meint der Verfaſſer, die Armee iſt vielmehr dazu angetan, 
ſozialiſtiſche Ideen zu wecken. Schon die unnützen Anſtrengungen, denen die 
Leute ausgeſetzt werden, ſowie die harte, oft grauſame Behandlung werben nach 
Beyerleins Anſicht für den Sozialismus. Außerdem weiſt der Autor darauf 
hin, daß erſt in der Kaſerne ländliche und induſtrielle Arbeiter in nahe Berührung 
kommen. Die letzteren gewinnen infolge ihrer höheren Intelligenz raſch die 
geiſtige Oberherrſchaft, die ſie natürlich nicht zur Verherrlichung der ländlichen 
patriarchaliſchen Verhältniſſe ausnützen. Bei weitem die meiſten von ihnen, 
meint Beyerlein, ſind gar nicht mit Bewußtſein ſozialiſtiſche Agitatoren, ganz 
unbewußt teilen ſie den Kameraden die Ideen mit, die ihnen ſelbſtverſtändlich 
erſcheinen, für jene aber einen Umſturz des ganzen Denkens bedeuten. Nun 
iſt der Acker gepflügt und der Boden liegt bereit da, den Samen zu empfangen. 
Und draußen läßt der Säemann nicht auf ſich warten, dafür ſorgt ſchon die 
Partei. Was nützt es dann, daß in beſtimmten Zwiſchenräumen die Kaſernen 
bis auf den letzten Schrankwinkel nach ſozialiſtiſchen Schriften unterſucht werden, 
daß immer wieder das Verbot, ſich an ſozialiſtiſchen Betätigungen und Ver 
anſtaltungen zu beteiligen, verleſen wird? Natürlich iſt keiner jo fabelhafl 
dumm, dawider zu handeln und die Wiſſenden lachen über dieſe naiven Ver 
ordnungen. Dieſe unfaßbaren Verbrecher ſitzen vor Vergnügen zappelnd au 
den Schränken und halten ſich die Naſen zu, wenn die Offiziere die ſchmutzigen 
Hemden der Mannſchaften auseinander wickeln laſſen oder mit den Säbel 
ſcheiden im muffigen Bettſtroh ſtöbern. 

Zum Schluſſe wollen wir noch den beiden Offizieren, dem Oberleutnan 
Günz und dem Oberſten v. Falkenhein, die gewiſſermaßen Erklärungen un 
Ergänzungen zu der Milieuſchilderung des Autors geben, etwas das Wor 
erteilen. Günz meint: | 

Anſtatt die höher entwickelte Intelligenz des Induſtriearbeiters nugbringen 
zu verwerten, ſpannt man nach wie vor alles in einen polniſchen Bock eine 
Drilles, der mechaniſcher auch nicht zur Zeit Seen des Großen einge 
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wurde. Nur die Stockprügel ſind weggefallen. Und über dieſen ſchrecklichen 
Drill geht, vor allem bei der Infanterie, eine unwiederbringliche koſtbare Zeit 
für die kriegsmäßige Ausbildung der Soldaten verloren. Die ganze Erziehung 
der Mannſchaften iſt in weit höherem Maße durch Beſichtigungs⸗ und Parade⸗ 
zwecke geleitet als durch Rückſichten auf eine Verwendung im Kriegsfall — die 
einzige vernünftige Grundlage der ganzen Einrichtung. Günz führt hier einen 
Gardehauptmann an, der um Verſetzung in ein Linienregiment bat, weil er es 
als pflichttreuer Offizier nicht mehr mit anſehen konnte, daß die Zeit, die man 
ſo notwendig für die kriegsmäßige Ausbildung brauchte, für militäriſche 
Theatervorſtellungen vor auswärtigen Fürſtlichkeiten, für Spalierſtehen de. 
vertrödelt wurde.. 

Die alte einfache Uniform, ſagt Günz weiter, in der die Armee ihre Siege 
erfochten hat, genügt ſchon längſt nicht mehr. Immer neue Verzierungen, 
Medaillen, Bändchen und Schleifen erfindet man. . .. Das Kelchglas mit ab⸗ 
gebrochenem Fuße, aus dem König Wilhelm den Ruhm der Sieger von 
St. Privat in einem abſcheulichen Krätzer trank, ſteht in einem bemerkens⸗ 
werten Gegenſatz zu dem Porzellan und zu den Ziergläſern, in denen die 
deutſchen Offiziere des oſtaſiatiſchen Expeditionskorps Champagner und aus⸗ 
geſuchte Delikateſſen den franzöſiſchen Kameraden darboten. Wenn ein not— 
wendiger eiliger Rückzug den Chineſen einige Gepäckſtücke der deutſchen Bagage 
in die Hände geſpielt haben würde, hätten ſich die Söhne des himmlifchen 
Reiches ähnlich vergnügen können, wie die heſſiſchen Huſaren, die nach Wörth 
das Gepäck Mac Mahons erbeuteten. Nur die Koſtüme der Halbweltdamen 
hätten etwa gefehlt und für Schnurrbartbinden hätten die braven Mongolen 
keine Verwendung gehabt, — Herr Franz Adam Beyerlein kann, wie man ſieht, 
auch recht boshaft ſein. 

Nun noch zu einigen Bemerkungen, die der Autor den Oberſten v. Falkenhein 

machen läßt. Bezüglich der Garde meint der Oberſt: „Es iſt ehrenvoller, in dem 
ſchmutzigſten polniſchen oder lothringiſchen Neſte die Grenzwacht zu halten, mit 
der Ausſicht, der erſte am Feinde zu ſein und eventuell mit dem Auftrag, zur 
Sicherung der rückwärtigen Mobilmachung und Aufmärſche bis zum letzten 
Manne ſtandzuhalten, als die Schloßwache zu beziehen und auf jedem Hofball 
Quadrille zu tanzen.“ 
Recht wenig iſt Falkenhein von den kameradſchaftlichen Beſuchen hoher 
Herren bei den Offizierskorps erfreut. „Die Herrſchaften“, ſagt er, „laufen 
Gefahr, einen Offizier, der eine geiſtige Null, aber ein angenehmer und ge— 
wandter Plauderer iſt, für ein militäriſches Genie zu halten. Die Dezernenten 
Dir Militärkabinetts haben dann nicht den Mut, die vorgefaßte Meinung des 
Souverains zu erſchüttern. Reſultat: Diner⸗ und Parkettgenerale, nach denen 
dann gleich die Unterrocksgenerale rangieren.“ 

Die bekannten Kavallerieattacken illuſtriert Oberſt Falkenhein durch folgendes 
Beiſpiel, bei dem er Zuſchauer war: „Es war eine imponierende Feuerlinie, 
zwölf Batterien nebeneinander, von einem Oberſt kommandiert, einem pracht⸗ 
vollen Kerl mit dem herabhängenden Schnauzbart eines Wallenſteiners. 
Zwei Grenadierbataillone waren zur Deckung der äußeren Flanke auseinander⸗ 
gezogen und wälzten ſich faul auf den Wieſenkoppeln. Plötzlich kommen zwei 
Flankenaufklärer auf einmal heran, was die Gäule laufen können, und gleich- 

zeitig ſieht man ſchräg vorwärts der Flanke eine ungeheure Staubwolke ſich 
erheben. ‚Wachtberg‘, ruft der alte Oberſt dem Infanteriemajor zu, ‚paß’ auf, 
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jetzt werden wir vernichtet. Kavallerie rechts voraus!“ Er läßt eine reitende 
Batterie aus der Reſerve in den Zwiſchenraum zwiſchen den Grenadierbataillonen 
einrücken, die beiden äußeren Flügelbatterien ſchwenken. . .. Die Staubwolke 
kommt näher, und nun kommen ſie heran, vier Regimenter, ein einziger wunder 
voller Anblick, weit voran der Regiſſeur des Koups auf einem prachtvollen 
Schimmel. Schnellfeuer! heißt's hüben. Die Grenadiere feuern vier Glieder 
tief, die drei Batterien geben ihren Schrapnellſegen darein. Aber die vier 
Regimenter kommen heran, auf vier⸗, drei-, zweihundert Meter. Dann H— alt! 
Der Schiedsrichter galoppiert herzu, die weiße Binde kaum ſichtbar unter 
Fangſchnüren und Krimskrams, den Schnurrbart bis über den Helm 
rand geſträubt, das Einglas im Auge. Mein alter ſchnauzbärtiger Oberſt 
ſprengt ihm entgegen, die Hand am Helme, und nimmt ihm das Wort ui 
dem Munde: Wir ſind ſelbſtverſtändlich zermalmt, Exzellenz Dem 
anderen entfällt das Monoele. ‚Aber natürlich‘, macht er. ‚Für eine Stunde 
zur Retablierung außer Gefecht.“ 1 
Die paar wörtlichen Proben, die wir aus dem Werke gaben, beweiſen zur 
Genüge, daß es keine Schönfärberei kennt, ſondern ein ebenſo treffendes als 
rückhaltloſes Urteil über das heutige deutſche Militärſyſtem fällt, ein Urteil, 
das ähnlich freilich ſchon öfter geſprochen wurde. Leider überſah der Autor, 
einen Krebsſchaden zu behandeln, nämlich die Penſionierung kerngeſunder tüch⸗ 
tiger Offiziere und ihre Konſequenzen. Aber das ſoll uns die Freude an dem 
Roman nicht verderben. Möge er viele Leſer finden. Rudolf Krafft. 
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Aus den Anfängen der ſozialiſtiſchen Belletriſtik. 
Von H. Thurow. 


Das Thema von der ſozialiſtiſchen Kunſt wird heute mit weniger agita⸗ 
toriſchem Eifer erörtert, als vor etwa anderthalb Jahrzehnten. Die neue Kunſt, 
die damals einſetzte, ſchien nach der Meinung der geaichten Kritiker ganz aus 
der Art zu ſchlagen, und von unſerer Seite wurde ſie wohl etwas voreilig für 
den Sozialismus reklamiert. Holz in ſeinem „Buch der Zeit“, Hauptmann 
in ſeinem Drama „Vor Sonnenaufgang“ ſpielten ihre Präludien. Im um⸗ 
gekehrten Verhältnis zur bibliſchen Chronologie waren die Jünger ſchon da; 
es fehlte nur noch der Meiſter, der Meſſias, welcher dem ſchöngeiſtigen Streben 
die erhabene künſtleriſche Weihe geben ſollte. Seitdem die Hoffnungen, die man 
auf dieſe Dichter und eine Reihe anderer ſetzte, enttäuſcht wurden, trat die 
Skepſis wieder in ihre Rechte. Die Enttäuſchung brachte die etwas peſſi⸗ 
miſtiſche, aber weiſe Erkenntnis wieder zu Ehren, daß es ſolange keine ſozia⸗ 
liſtiſche Kunſt geben kann, als wir in einer nichtſozialiſtiſchen Geſellſchaft 
leben. Ehe die Lichtwelle neuer Lebens- und Schönheitskultur ſich über uns 
ergießen kann, müſſen wir über den Berg ſein, das heißt wir müſſen eine 
Geſellſchaftsorganiſation überwunden haben, die durch ihre materiellen Macht⸗ 
mittel die Kunſt an ſich bindet und ihr das ſpezifiſch bürgerliche Gepräge gibt. 
Aber haben wir darum zur Stunde noch keine ſozialiſtiſche Kunſt ſchlechthin 
ſo haben wir doch Anfänge dazu, Tendenzen — eine gewiſſe Färbung, die ale 
allgemeineres Symptom der begonnenen Wandlung zu betrachten iſt. Daneben 
find die Einzelverſuche, in zielbewußter Weiſe den Sozialismus künſtleriſch zu 
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interpretieren, nicht ſelten. Sie haben im ganzen neunzehnten Jahrhundert faſt 
nie aufgehört. Wenn ſie uns vielfach als mißglückt erſcheinen, ſo trägt nicht 
immer der mangelnde Intellekt oder die Zaghaftigkeit des Künſtlers die Schuld 
daran. Dieſer konnte nicht ſchaffen, ohne ein Publikum zu haben, das ihn 
wenigſtens halbwegs verſtanden hätte. Wir vergeſſen zudem, daß die Zeit 
unſeren eigenen Standpunkt verrückt hat, daß die ſozialiſtiſchen Anſchauungen 
ſelbſt fundamentale Modifikationen erfahren haben. Ein künſtleriſches Gewand, 
das dem Fourierismus angemeſſen war, paßt dem Marx⸗Engelsſchen Sozia⸗ 
lismus nicht mehr oder nur mangelhaft auf den Leib. Unſere Wertſchätzung 
eines ſozialiſtiſchen Kunſtwerkes, ſagen wir in dieſem Falle alſo einer ſozia⸗ 
liſtiſchen Dichtung, muß ſtets unter Berückſichtigung des Entwicklungsgrads 
geſchehen, den die ſozialiſtiſche Theorie erreicht hatte. Während nun in der 
Gegenwart eine Orientierung über alles, was als ſozialiſtiſche Poetik auf den 
literariſchen Markt kommt, nicht allzuſchwer iſt, iſt es ſchon mit größerer Um⸗ 
ſtändlichkeit verknüpft, die allererſten Einbrüche ſozialiſtiſcher Gedankenſtrömungen 
in die Domäne ſchöngeiſtigen Schaffens zu erkennen. Dieſem Gegenſtand einige 
Betrachtungen zu widmen und ſo zur Frage der urſprünglichen Wechſelbeziehung 
zwiſchen Belletriſtik und Sozialismus einen beſcheidenen Beitrag zu liefern, iſt 
der Zweck dieſer Zeilen. 

Zunächſt ſeien jedoch einige Bemerkungen geſtattet über diejenigen poetiſchen 
Gattungen, welche dem neuen ſchöngeiſtigen Streben den größten Spielraum 
gewähren. Noch immer iſt es der Roman, durch den die breiteſte künſtleriſche 
Widerſpiegelung des ſozialen Lebens und Werdens möglich iſt. Wo der Strom 
der Geſchehniſſe groß und wechſelvoll dahinflutet, laſſen die beſchränkten Mittel 
der Bühnenkunſt naturgemäß nur die ſzeniſche Wiedergabe der Hauptmomente 
zu. Wo der Bühnenkünſtler das Menſchenleben in ſeinen Beziehungen zum 
Staate und zur Geſellſchaft packt, da iſt es zwar intereſſant, um es aber inter⸗ 
eſſant, das heißt bühnenwirkſam wiederzugeben, muß er ſich an der möglichſt 
prägnanten Herausarbeitung ſeiner weſentlichen Einzelzüge genügen laſſen. Die 
Umſchreibung größerer Erſcheinungskomplexe (von dem exzeptionellen Genre des 
philoſophiſchen Dramas, der „Fauſt“⸗Dichtung, ſehen wir ab) iſt nicht ſeine 
Sache. Vage Symboliſierungen oder allegoriſche Ferndeutungen ſind noch keine 
poetische Geſtaltung. Anders der Roman. Der ſchwankenden Bewegung ent- 
ſprechend, die er reflektieren ſoll, ſchlängelt er ſich in mancherlei Windungen, 
bald jähe Gefälle aufweiſend, bald wieder in epiſcher Breite dahinflutend, durch 
die Gefilde des Gedankens. Er iſt zur poetiſchen Veranſchaulichung weit⸗ 
reichender politiſch⸗ſozialer Auffaſſungen weit geeigneter. 

Anders auch iſt es mit der Lyrik im engeren Sinne. Auf die Frage, ob 
die Pflege des politiſchen Liedes im Intereſſe der Kunſt liegt oder nicht, treten 
vir an dieſer Stelle nicht ein. Goethe beantwortete ſie ſo, Viktor Hugo und 
deine beantworteten ſie anders. Es genügt uns hier, zu konſtatieren, daß 
raftvolle und leidenſchaftlich veranlagte Dichternaturen ſich durchgehends vom 
dampfe der politiſchen und wirtſchaftlichen Mächte mit fortreißen laſſen und 
licht ſelten erſt durch ihn zur vollen Entfaltung ihrer ſelbſt gelangen. Die 
ichtundvierziger Bewegung mit ihrer ausgeſprochen politiſch⸗ revolutionären Lyrik 
bt hinreichend Kunde davon. Daß auch der vormärzliche, ſogenannte utopiſche 
Sozialismus die Lyrik jener Zeit befruchtete, werden wir im folgenden ſehen. 

Wir müſſen in dieſer ſehr gedrängten Skizze ſowohl von der Darſtellung 

zer kommuniſtiſchen Zukunftsſchildereien, die auch im neunzehnten Jahrhundert 
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einen ſtarken Überſchuß der Phantaſie über die reale Beobachtung dokumentieren, 
als auch der vorwiegend negativen ſozialen Kampfdichtung abſtrahieren. Unter 
dieſem Geſichtspunkt betrachtet, weiſt zunächſt die engliſche Literatur nicht 
viel an bemerkenswerten dichteriſchen Erzeugniſſen auf. Aus der Schule der 
Seedichter („lakists“) iſt nur Southey zu nennen, deſſen Dichtungen einigen 
Scharfblick für die Nachtſeiten des eben erſt anhebenden kapitaliſtiſchen Pro⸗ 
duktionsſyſtems bekunden. Schon vor ihnen war zwar das Los der Proletarier 
ſchlechthin kein von den engliſchen Dichtern ganz vernachläſſigtes Motiv geweſen. 
Churchill, der gefürchtete Satiriker, hatte einige Dezennien vor der franzö⸗ 
ſiſchen Revolution die wohlgezielten Pfeile ſeines ätzenden Spottes gegen die 
beſitzenden Stände geſchleudert. Robert Burns, der geniale Bauerndichter, 
hatte die dunkle und leidensreiche Exiſtenz des ſchottiſchen Knechtes in unſterb⸗ 
lichen Liedern beſungen. Aber ſowenig wie der belebende Gedanke in den 
Werken dieſer Dichter ſich mit den moderneren freiheitlichen Auffaſſungen inner⸗ 
halb der Arbeiterklaſſe deckt und decken konnte, ſowenig bewegen ſich die An⸗ 
ſchauungen des Dichter-Dreigeſtirnes der Coleridge, Wordsworth und 
Southey in ſozialiſtiſcher Richtung. Sie hatten in ihrer Jugend, als Zeit⸗ 
genoſſen der franzöſiſchen Revolution, für Gleichheit und libertäre Republiken 
geſchwärmt, um ſich ſpäter aus den Strudeln der radikalen Politik in den 
Schoß der gouvernementalen Torypartei zurückzuziehen. Der letztgenannte 
Dichter, der ſich ſeine urſprünglichen Ideale etwas länger als die beiden 
anderen bewahrte, ſuchte mit anerkennenswertem Mute den Geiſt der Zeit zu 
deuten und ragt von ihnen als ſozialer Dichter am weiteſten in die Neuzeit 
hinein. In feinem 1807 erſchienenen Buche: „Letters from England“, das 
eine Sammlung von im Feuilletonſtil gehaltener Plaudereien über das öffent⸗ 
liche Leben Englands darſtellt, offenbart ſich ſogar eine bemerkenswerte Ein⸗ 
ſicht in die ſozialen Zuſammenhänge, die dem Arbeiter den Aufſtieg in die 
Region der begüterten Klaſſen verunmöglichen. Er erklärt unter anderem das 
„Vorherrſchen der Manufakturen“ für die Haupturſache der ſozialen Not. 
Aber nach einem Verſuch, der Arbeitermaſſe in ihrem Streben nach Er⸗ 
leichterung ihres Loſes eine Direktive zu geben, ſuchen wir in ſeinen Werken 
vergeblich. | * 
Die ſoziale Agitation, die nun im zweiten Dezennium des Jahrhunderts 
mit unerhörter Heftigkeit einſetzte, mußte notwendigerweiſe in der Dichtung ihren 
revolutionären Widerhall finden. Die induſtrielle Kriſe, die Prohibitionszölle 
mit ihrem Gefolge von Teuerung und Elend treiben das Volk auf die Straße, 
wo es in mächtigen Demonſtrationsverſammlungen ſeinen Mangel und ſeine 
Blößen zur Schau trägt. London hat ſeine Revolte im Jahre 1814, Birming⸗ 
ham ſeine lärmenden Meetings, Mancheſter 1819 ſein Arbeitermaſſakre. Die 
Revolution, deren Gefahren erſt durch den etwas freiheitlicheren politiſchen 
Kurs der Canning und Robert Peel herabgemindert werden, ſcheint imminent. 
Dennoch laſſen ſich die ſozialen Kampfpoeten, die dem proletariſchen Trotz, der 
entfeſſelten Leidenſchaft der Maſſe dichteriſchen Ausdruck geben, zunächſt nur 
ſehr vereinzelt vernehmen. Thomas Hoods düſtere Ballade: „The dream of 
Eugene Aram“ erſchien erſt 1829, ſein „Lied vom Hemde“ noch ſpäter. Ebenſo tritt 
Ebenezer Elliot erſt in den zwanziger Jahren auf den Plan. Die Samm⸗ 
lung ſeiner „Corn laws Rhymes“ erſcheint in erſter Auflage 1827. Ein Dichter 
macht jedoch eine Ausnahme. Er iſt früh aufgeſtanden, er ſchöpft aus der 
ſozialen Bewegung, noch ehe die hochgehenden Wogen derſelben ihren Schaz 


4 


H. Thurow: Aus den Anfängen der ſozialiſtiſchen Belletriſtik. 215 


an poetiſchen Motiven zu jedermanns Gebrauch an den Strand werfen: es iſt 
elley. 

Wenn man von Shelley ſpricht, darf man aber von Byron nicht ſchweigen. 
Der geniale Sänger des „Manfred“ und „Don Juan“ ſteht zweifellos in der 
Kritik gewiſſer geſellſchaftlicher Mißſtände hinter den meiſten Dichtern ſeiner 
Zeit und Nation nicht zurück, obgleich er, der auf der Höhe ſeines poetiſchen 
Wirkens der europäiſchen Literatur an überragenden Kunſtwerken zurückgeben 
ſollte, was ſie der britiſchen Poetengeneration an gedanklichen und künſtleriſchen 
Anregungen vermittelt hatte, nichts weniger als ein ſozialer Dichter war. 
Byron, deſſen Dichtungen ganz die eigene, unzufriedene, ſkeptiſche, beſtändig zur 
Revolte drängende Natur widerſpiegeln, ſtand in ſeiner ganzen individualiſtiſchen 
Gefühlsrichtung dem Solidaritätstrieb der Maſſe zu fern, als daß ſich zwiſchen 
dieſer letzteren und ihm ein dauernder Kontakt hätte ergeben können. Anderer: 
ſeits war er zu ſehr Feind aller geſellſchaftlichen Konvenienzen und des poli⸗ 
tiſchen „Reſpektes“, zu ſehr Frondeur und Bilderſtürmer aus bloßem Kraft⸗ 
überſchuß, um nicht wenigſtens auf politiſchem Gebiet wiederholt, zeitweilig 
ſogar mit der größten Vehemenz die Rechte des murrenden Proletariats zu 
verteidigen. So hält er als kaum volljährig gewordener Jüngling in der 
Kammer der Lords eine wuchtige Rede gegen die geplante gewaltſame Unter⸗ 
drückung der Arbeiterunruhen in London und Birmingham. Und ſpäter in 
Italien, noch kurz vor ſeinem Ende auf griechiſcher Erde, denkt er durch 
Herausgabe eines politiſchen Blattes, „The liberal“, an deſſen Gründung 
Leigh Hunt und Shelley mitbeteiligt ſind, die Sache des italieniſchen Garbo- 
narismus zu verfechten. 

Was Shelley und Byron miteinander verbindet, iſt der politiſche und reli- 
ziöſe Radikalismus, dem beide huldigen. So überraſchende Ahnlichkeit zudem 
m ihrem äußeren Lebensgang zu tage tritt, von fo urſächlich verſchiedenem 
Weſen iſt in letztem Grunde ihre Kunſt getragen. Während die Byronſche 
Oppoſition ſich immer nur in Anwandlungen kundgibt, in Anläufen erſchöpft, 
yſtematiſiert ſich dieſe Oppoſition bei Shelley, wird ſie von vornherein zu 
einer Lebensaufgabe. Byron iſt die etwas grillenhafte fauſtiſche Natur, deren 
unerer Zwieſpalt ſeiner Dichtung ihr Gepräge gibt. Shelleys hervorragendſter 
Charakterzug iſt dagegen die Soziabilität. Ihm wird die Waffenbrüderſchaft 
um Bedürfnis, weil er für ein kollektives Ziel ſtreitet. Auch bei ihm leidet 
md kämpft das Individuum, aber nicht in ſeiner Iſoliertheit, in ſeinem Un⸗ 
vermögen gegenüber Urſachen, die in ihm ſelbſt dunkel und unerreichbar ver⸗ 
sorgen liegen, ſondern es leidet in ſeiner Eigenſchaft als Glied der Geſamtheit, 
ils Teil eines großen Ganzen. Das große Ganze hat aber ſeine zentralen 
kreiſe und ſeine mehr ſchwankende Peripherie. Daß Shelley vom Innern zum 
lußern trachtet, daß er ſich dem Volke in ſeiner ſozialen Not, dem geknechteten 
lrbeiter näher verwandt fühlt, als der Gattung Menſch und der Welt der 
kreaturen ſchlechthin, gibt ſeiner Kunſt einen unverkennbaren ſozialen Zug. 
Bohl gehen bei ihm Wort und Bild vielfach ins übergroße, Phantaſtiſche über, 
> daß die anfänglich deutliche Kontur eines ſozialen Gedankens ſich plötzlich 
n breiten Schatten einer Prometheusgeſte verliert — aber mit welcher ratio⸗ 
ellen Schärfe und mit welcher Wucht geht er im übrigen den Übeln der Zeit 
aleibe. So maßlos er dabei in feinen Angriffen iſt, ſo weitreichend iſt zu— 
leich ſein Verſtändnis für die poſitiven Forderungen der Epoche. Was er 
im Beiſpiel in den bekannten Anmerkungen zu ſeiner „Königin Maab“ an 
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Vernunft⸗ und Moralgründen zu gunſten der Arbeitszeitverkürzung vorbringt, 
könnte geſtern geſchrieben ſein, ſo unbefangen und überzeugend mutet es an. 
Die arbeitenden Klaſſen zu „unnützer Arbeit zwingen, heißt ſie jeder Gelegen⸗ 
heit zu geiſtiger Veredlung berauben“. | 4 
„Wie mancher Milton ſchritt im Bauernkleid 
vorüber, ſeines Herzens wortlos Sehnen 
in ruheloſer Plag' und Müh' erſtickend!“ 


Finden wir bei dem Dichter im allgemeinen in der Verurteilung des 
ſchmarotzenden Reichtums und Beſitzes, die zugleich eine Apologie der gewerb⸗ 
lichen Arbeit einſchließt, wie die ſchöngeiſtige Literatur ſie bislang noch nicht 
gekannt hatte, gewiſſe Anklänge an Rouſſeau und Adam Smith, ſo ſchlägt er 
daneben Töne an, die in der Lyrik gänzlich fremd waren. Er predigt offen 
den Klaſſenkampf! Im Jahre 1819, volle fünfundvierzig Jahre ehe Herwegh 
in ſeinem „Bundeslied“ den deutſchen Arbeiter zum wirtſchaftlichen Kampfe an⸗ 
feuert mit dem Rufe: „Alle Räder ſtehen ſtill, wenn dein ſtarker Arm es will!“ 
wendet ſich Shelley „An Englands Männer“ mit dem Zuruf, nicht länger die 
„Drohnenbrut“ zu ernähren, nicht länger „für den Zwingherrn zu bauen“, 
nicht länger Waffen für ihre Feinde zu ſchmieden. Das war um jene Zeit 
nicht nur eine äußerſt kühne Sprache, es war wie ein Hinweis auf die große 
hiſtoriſche Miſſion des Proletariats. Bringt man mit in Anrechnung, was der 
Dichter an Kritik der bürgerlichen Ehe, des Militarismus und der Kirche 
leiſtet, ja wie er den Alkohol bekämpft, aus mehr phyſiologiſchen wie ethiſchen 
Gründen den Vegetarismus vertritt und eine Reform der öffentlichen Hygiene 
verlangt, ſo wird man ihm den ganz einzigen Rang, den er unter den Dichtern 
ſeiner Generation einnimmt, nicht ſtreitig machen können. 1 

In noch flüchtigen Konturen beginnt ſich allmählich das Bild des Sozia⸗ 
lismus zu zeigen. In Frankreich mehr als in England. Zwar iſt der Vorſtoß des 
ſozialiſtiſchen Gedankens gegen die Beſitzprivilegien in England zunächſt nachdrück⸗ 
licher, von unmittelbarerer Wirkſamkeit. Das Aſſoziationsprinzip, von Owen und 
ſeinen Anhängern praktiſch betätigt, ſichert ſchon einem Bruchteil der Arbeiterſchaft 
materielle Vorteile, die für die Induſtrie⸗ und Handelsherren ein entſprechendes 
Minus an Exploitationsgewinn bedeuten. Owen iſt Praktiker, bevor er mit 
kühnen Theorien die Dichter in ſeinen Bann zieht. Die Franzoſen machen es 
umgekehrt. Sie eröffnen geſchichtlich und politiſch dem Menſchengeſchlecht un⸗ 
endliche Perſpektiven in der Richtung idealen Fortſchritts, ehe ſie in der Lage 
ſind, an der Neugeſtaltung der Dinge effektiv mitzuwirken. Ein noch äußerſt 
lückenhaftes Tatſachenmaterial bildet die Baſis, von der aus der Saint 
Simonismus zu einer großen und genialen Würdigung der Triebkräfte der 
neuen Geſellſchaft ſich erhebt. Seine Verſtändiger erkennen zunächſt nicht in 
dem Maße wie Fouriers ſcharfer Blick die niederdrückenden Tendenzen in der 
Entwicklung des veränderten Produktionsſyſtems. Sie ſehen vor allem die auf- 
ſteigende, fortſchrittliche Tendenz des Induſtrialismus. Durch alle ihre Schriften 
klingt das hohe Lied der Induſtrie. Was tut es, daß ſie ſpäter zum Teile 
dieſer Induſtrie in allzu intereſſiertem Sinne dienſtbar werden und die reichen 
Gewinne derſelben in kapitaliſtiſchen Unternehmungen anhäufen helfen? Das 
war mehr eine Korrektur der Zeit an den Individuen, als eine ſolche an ihrer 
idealen Deutung der Geſellſchaftsprobleme. Ihre von allem Anfang an um 
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erſchütterliche Überzeugung von der immenſen ſchöpferiſchen Rolle, der wahr⸗ 
haft kulturellen Miſſion der induſtriellen Arbeit konnte ſich nicht offenbaren, 
ohne einen tiefen Eindruck auf die denkende und künſtleriſche Elite jener Zeit 
zu machen. | 

Welches war nun der poetiſche Niederſchlag, den die Saint⸗Simoniſtiſche 
Diskuſſion erzeugte? Die Anregungen, die ſie mit der Zeit den Dichtern gab, 
iind bedeutend. Heine, der Skeptiker, Lamartine, der liberale Myſtiker, und 
George Sand, die hochherzige Zukunftsprophetin, haben, wenn auch in ver⸗ 
ſchiedenem Grade, den Flügelſchlag Saint⸗Simoniſtiſchen Geiſtes verjpürt. In 
den erſten zwei Jahrzehnten des Jahrhunderts ſtand jedoch die ſchöne Lite⸗ 
ratur in Frankreich auf einem äußerſt tiefen Niveau. Der Garten der Poeſie 
war verödet; kaum die Spur eines neuen Beetes, einer kräftigen Knoſpe. Die 
erſte Hälfte des dritten Jahrzehnts verzeichnet die erſten Außerungen einer noch 
ehr zaghaften, in ihren Zielen ſehr deſparaten Romantik. 1823 gründet eine 
Anzahl junger Literaten, unter ihnen Viktor Hugo, A. Soumet, Alfred de Vigny, 
Charles Nodier ꝛc., „La Muse Francaise*, das erſte Organ der kleinen 
Romantikergruppe. Die Geſellſchaft, die in ihm zum Worte kommt, ſchildert 
Sainte⸗Beuve wie folgt: „Bald bildete ſich in den ariſtokratiſchen Boudoirs eine 
leine Elitegeſellſchaft .. . die die Kunſt anbetet unter Ausſchluß der Offentlich⸗ 
eit, die in der Poeſie ein neues Privilegium ſucht, von einer goldenen Ritter⸗ 
yerrlichleit träumt, ein hübſches Mittelalter von Schloßherren, Pagen und 
Bevatterinnen, ein Chriſtentum von Kapellen und Einſiedlern.“ Von wie ab⸗ 
onderlicher Art ſpeziell die Anſchauungen des ſpäteren Hauptes der roman⸗ 
iſchen Schule, Hugos, in bezug auf die Aufgaben der neuen Kunſt noch ſind, 
nag folgende Außerung von ihm kund tun. Er, der damals zwiſchen der alten 
ind neuen Richtung vermitteln will, erhebt gegen die Literatur des Sonnen⸗ 
önigs den Vorwurf, daß fie „eher der Ausdruck einer götzenanbetenden und 
demokratiſchen, als einer monarchiſchen und chriſtlichen Geſellſchaft iſt“. In 
iner derartigen, mehr von reaktionärem als fortſchrittlichem Geiſte getragenen 
Kunſt kann natürlich der Saint⸗Simonismus keine Stütze erblicken, und ſo 
rmangeln die Theoretiker des letzteren nicht, der Künſtlerſchaft die neuen Wege 
md Ziele zu offenbaren. In der Vorrede zum erſten Bande des „Producteur“ 
ippelliert A. Cerelet in eindringlicher Weiſe an die Künſtler, einer Richtung zu 
ntſagen, in der es nichts mehr zu holen gibt, derjenigen der gegenſtandsloſen, 
der „retrograden Phantaſie“. „Wenn fie im Gegenteil der allgemeinen Be- 
vegung des menſchlichen Geiſtes ſekundieren, der gemeinſamen Sache dienen, 
um Gedeihen des allgemeinen Wohlbefindens beitragen wollen ... und groß⸗ 
herzige Ideen propagieren, die aktuell! find, fo werden ſie alsbald eine Zu⸗ 
unft vor ſich eröffnet ſehen von immenſem Ruhm und Erfolgen; ſie können 
hre ganze Energie zurückerobern und ſich zur höchſten Würde erheben, denn die 
Macht der Phantaſie iſt unberechenbar, wenn fie ſich in der Richtung des 
fentlichen Wohles manifeſtiert.““ Ebenſo redet Buchez, das ſpätere Haupt 
zer Genoſſenſchaftsbewegung, der Künſtlerſchaft zu, ſich von der Vergangenheit 
u emanzipieren. Die Ariſtokratie iſt endgültig niedergeworfen; es hat fürder⸗ 
in keinen Sinn, auf fie einzuſchlagen. Andere Feinde ſind dem Volke erſtanden: 
ie faulen Müßigganger, die ſchmarotzenden Nichtstuer, die auf Koſten der All⸗ 
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gemeinheit ihre ziel und nutzloſe Exiſtenz friſten. „Wenn ihr hineingeht it 
dieſe Geſellſchaft, wenn ihr wiſſen wollt, wie ſie lebt, dann werdet ihr eine 
Bevölkerung ſehen, die in zwei ſehr ungleiche Teile geſchieden iſt. Die an Zahl 
ſchwächere Klaſſe, die hochmütige Erbin der Vergangenheit, genießt ohne zu 
arbeiten; ſie iſt genährt vom Schweiße und gemäſtet vom Elend alles deſſen, 
das nicht ſie ſelbſt iſt. Ihr werdet ſehen, daß derjenige, welcher arbeitet, oft 
kein Brot hat; die glänzenden Gewebe, die aus den Händen der Arbeiter 
hervorgehen, kleiden nicht ſie ſelbſt; derjenige, der dieſe bequemen Möbel macht, 
ſchläft auf Stroh. . . .“ Die Ruhe der aufgeblaſenen Müßiggänger werde 
geſtört durch den Schrei der Kunſt und werde ihnen unerträglich. „Der Genius 
der Künſte iſt kein untergeordneter Genius; er iſt kein Sklave, der Schritt für 
Schritt der Geſellſchaft zu folgen hat; er hat ſie zu überholen, um ihr als 
Führer zu dienen.“ Buchez prägt in ſcharfſichtiger Würdigung der Courtiſanen 
literatur, zu welcher der verknöcherte Klaſſizismus geworden war, und der auf⸗ 
ſtrebenden Romantik das Wort, daß der Klaſſtzismus und die Romantik ſich 
in die Welt teilen, mit der fie — die Saint⸗Simoniſten — ſich beſchäftigen, 
wie die Legitimität und der Liberalismus ſich in die politiſche Welt teilen. 
Er verkennt durchaus nicht die revolutionäre Strömung, von welcher die 
Romantik allmählich getragen wird; die Häupter dieſer Bewegung ſäumen ihm 
nur zu lange, ehe fie ſich endgültig in die Phalanx der Zukunftskämpfer ein⸗ 
reihen laſſen. „Das Stürzende anzugreifen, den Fall des Überlebten zu bez 
ſchleunigen und alles, was durch die Wiſſenſchaft und die Arbeit wächſt, zu 
erheben, das iſt die Aufgabe der Künſte. Bislang haben ſie faſt nie aufgehört, 
das Gegenteil zu tun; es gilt für ſie, dieſe Bahn zu verlaſſen und ſich der 
neuen und fruchtbaren Mine zu bemächtigen, die ihnen eröffnet ijt.“ ° . 
Unter denjenigen Dichtern der kleinen romantiſchen Gruppe, die dieſem 
Rufe bald ein geneigtes Ohr ſchenkten, iſt in erſter Linie Alexandre Soumet, 
einer der Mitbegründer der „Muse Frangaise“, zu nennen. Als revolutionär 
im Sinne des Kampfes gegen die klaſſiſche Tradition war zunächſt nur 
Charles Nodier zu erachten, dem die anderen in einem gewiſſen Abſtand 
folgten. Soumet, der zunächſt — wie übrigens die meiſten ſeiner Gefährten — 
im Napoleonkultus befangen war, verherrlichte nach Beendigung der Kriege 
bald die Segnungen des Friedens, die Arbeit, die großen Unternehmungen a 5 

dem Gebiet des Handels- und Verkehrsweſens. Im Jahre 1825 wurde den 
Erbauer des Languedoc-Kanals, Pierre Riquet, ein Denkmal errichtet, 
Soumet dichtete bei dieſer Gelegenheit eine ſchwungvolle Hymne auf den Genius 
der Menſchheit, der „in ſeiner unendlichen Bahn, auf der Fährte neuer Welten, 
derjenigen nicht achtet, die ſeine Verſprechen und ſeine Werke als Wahnſinn 
ſchelten“. Der Literaturchroniſt des „Producteur“, Leon Halévy, der Bruder 
des berühmten Komponiſten, begrüßte dieſe Verſe auf das lebhafteſte und quali⸗ 
fizierte ſie als „induſtrielle Poeſie“, als zu den „erſten Akkorden der neuen 
Geſänge“ gehörend, „welche die gegenwärtige Generation bezaubern werden und 
allein ſich eine Zukunft verſprechen dürfen“. Soumet erfüllte immerhin die 
Hoffnungen, die die Saint⸗Simoniſten auf ihn ſetzten, nur teilweiſe. Klingen 
auch ſpäter noch in feiner „Divine Epopée“ die Hämmertakte und das Räder 
lärmen der induſtriellen Arbeit wieder, ſo äußerte ſich gerade in dieſem größten 
— 
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s 
Berke des Dichters der Hang zu metaphyſiſchen Abſtraktionen allzu auf- 
ringlich. Halévy war übrigens ſelbſt Dichter und er entſprach den Anforde⸗ 
ungen, die er als Kritiker an die Poeten der neuen Schule ſtellte, beſſer als 
ie meiſten dieſer letzteren ſelbſt. In einem Poöm, deſſen Motiv er der ſpa⸗ 
iſchen Geſchichte entlehnte, überläßt er ſich gleich anfangs der Gedanken⸗ 
römung echt Simoniſtiſchen Geiſtes: 
| „Wenn eine große Bewegung die Welt mit ſich reißt, 

Und wenn zwiſchen Völkern und Königen 

Der Friede ſich gründet 

Auf die Ordnung, die Arbeit und das Reich der Geſetze; 

Wenn alles den Bedürfniſſen der aktiven Induſtrie gehorcht .. .“ 


Und in der Schlußſtrophe konturiert er die Doktrin der Schule mit folgenden 
Jorten: 
„Das Gute liegt vor uns; das Schlechte hinter uns; 
Die Induſtrie und die Künſte erlöſen die Erde: 
Die Arbeit iſt die Freiheit.“! 


Im Jahre 1828 publiziert Halevy feine „Poésies européennes“, in denen 
die auf gemeinſame friedliche Arbeit ſich gründende Allianz der europäiſchen 
zölker in zwar nicht jo kraftvoll⸗genialer, aber auch in weniger exkluſiv anti⸗ 
majtiicher Weiſe als Beranger feiert. 1831 erſcheint von ihm eine Ode auf 
aint⸗Simon, der 1825 geſtorben war und zu dem der damals ſehr junge 
ichter mit Bewunderung und Ehrfurcht aufgeblickt hatte. Halévy überlebte 
e Saint⸗Simoniſtiſche Bewegung zu lange, als daß ſpäter nicht andere Zeiten 
id Ereigniſſe ihn jenen erſten Idealen hätten entfremden müſſen. Er wandte 
ch ſpäter vorwiegend der Bühnendichtung zu, wo er in der Kultivierung 
ichterer Genren Tröſtung über die ſchweren Enttäuſchungen ſuchte, die ihm 
dem jähen Niedergang der Bewegung, der er mit ſoviel Begeiſterung gedient 
itte, das Schickſal bereitete. Er ſtarb als einundachtzigjähriger Greis erſt im 
ahre 1883. 

Wenn Sainte⸗Beuve im Jahre 1833 ſeiner Verwunderung darüber Aus⸗ 
zuck gibt, daß der Saint⸗Simonismus als politiſches und wiſſenſchaftliches 
item jo ſchwache Spuren in der Belletriſtik zurückgelaſſen habe und wenn 
bei der Beſprechung eines ihm vorliegenden, jene Weltauffaſſung unzweifel⸗ 
ft widerſpiegelnden poetiſchen Werkes ausruft: „Je m’etonne que le Saint- 
monisme n’ait pas inspiré d'autres vers et qu'aucune poesie ne se soit teinte 
son reflet“, jo war er unzulänglich unterrichtet. Dem als ſo ſcharſſichtig 
rühmten Kritiker waren die von uns ſkizzierten erſten Regungen des Saint- 
imoniſtiſchen Sozialismus in der ſchönen Literatur entgangen. — Die Verſe, 
e Sainte⸗Beuve bei jener Gelegenheit rezenſierte, waren der poetiſche Nachlaß 
lies ſehr jung geſtorbenen Dichters Namens Bruheille. Der Kritiker reprodu— 
ert nicht weniger als ſiebzehn Strophen eines längeren Gedichtes aus jener 
ammlung, die in formeller Hinſicht ſehr bedeutſam, von der uneigennützigen, 
exaltierten Hingebung der damaligen gebildeten Jugend an das erkorene 
deal ſchönes Zeugnis ablegen. Die Simoniſtiſche Kapelle erſcheint dem jungen 
hriker als eine durch die Idee geheiligte Stätte. Er löſt alle früheren Bande 
ir Freundſchaft, er entſagt allen Beziehungen zur Welt des Müßigganges und 
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des frivolen Genuſſes. Neben dem Gedanken des Aufſchwunges in die höchſten 
Regionen moraliſcher und intellektueller Vervollkommnung bleibt ihm nichts als 
die Liebe, die ihrerſeits das leicht ſinnliche Kolorit der Saint⸗Simoniſtiſchen Ge⸗ 
ſchlechtermoral nicht entbehrt. Sainte⸗Beuve macht uns übrigens in der gleichen 
Chronik mit einem Roman bekannt, der den bezeichnenden Titel: „La Saint 
Simonienne“ führte und der den Triumph des Saint-Simoniftifchen Gedankens 
über traditionelle religiöſe Begriffe an Hand einer geſchickt erfundenen Liebes 
geſchichte demonſtriert. Daß die Autorin, eine Madame Le Baſſu, dieſen 
Triumph auf etwas unwahrſcheinlichem Wege zu ſtande bringt, nämlich du ch 
die Transfuſion des Blutes aus den Adern des mit der Simoniſtiſchen Lehre 
infizierten Jünglings in diejenigen der ſtreng kirchlich erzogenen Geliebten, iſt 
wohl im weſentlichen als ein künſtlicher Notgriff zu betrachten, kehrt zugleich 
aber auch die myſtiſche Seite des Saint⸗Simonismus hervor. 4 
Das myſtiſche Element des letzteren hatte ſich kurz zuvor, während des Auf 
enthaltes der „Familie“ in ihrer letzten Zufluchtsſtätte in der Rue Menilmonta nt 
ſtark entfaltet. Jene letzte Epiſode der Bewegung zeitigte auch eine e t⸗ 
ſprechende Literatur, Gedichte, Geſänge, Andachtsübungen in Reim und Proſa, 
deren rätſelhafte Symbolik nur den wenigen Eingeweihten verſtändlich jeir 
konnte und die weiteren Kreiſen überhaupt unbekannt blieb. Der Saint⸗ 
Simonismus, von der Macht der politiſchen und wirtſchaftlichen Entwicklung 
aus ſeinem Geleiſe gedrängt, hatte ſich in der Metaphyſik feſtgefahren. In der 
ſchöngeiſtigen Literatur, auf dem Gebiet des Romans vor allem manifeſtierten 
ſich jedoch ſeine freiheitlichen Tendenzen fort und eine große Künſtlerin war 
berufen, Bruchteile der Saint⸗Simoniſtiſchen Weltauffaſſung in die große Maſſe 
des leſenden Publikums zu tragen: George Sand. | 53 
Es iſt hier nicht der Ort, den Werdegang der berühmten Dichterin a 
nur in flüchtigen Umriſſen zu ſkizzieren, zu zeigen, aus welchen Quellen im 
einzelnen ihre Inſpirationen fließen, und darzutun, wie ſich aus einem Gewirr 
von Enttäuſchungen ihres im Grunde optimiſtiſchen Herzens allmählich der 
ſozialiſtiſche Zukunftsglaube heraushebt. Sie iſt eine ſtarke, leidenſchaftliche 
Perſönlichkeit, voll romantiſcher und erotiſcher Überſchwenglichkeit, die ſich aus 
leben will und dabei beſtändig mit den Prätentionen des ſogenannten ſtarken 
Geſchlechtes und der Borniertheit der bürgerlichen Geſellſchaft in Konflikt gerät. 
In dem durch die Geſetze gedeckten Egoismus des Mannes ſieht ſie zunächſt 
das Hindernis einer reinen und idealen Verbindung der Geſchlechter. Dann 
laſſen die Erfahrung und die wachſende Einſicht in die Zuſammenhänge des 
geſellſchaftlichen Lebens ſie das Problem der Ehe allmählich von einem anderen 
Standpunkt betrachten und ihr zugleich die Verkettung der Erſcheinungen 
offenbar werden. Saint⸗Simon hatte die „Gleichheit der Geſchlechter vor der 
Natur“ proklamiert: Auf dem Wege über die Verteidigung dieſer Forderung 
ſollte George Sand allmählich in die übrige Gedankenwelt des ſogenannten 
utopiſchen Sozialismus vordringen. Sie ging zum Teile weiter, fie ſpann ſich 
in keine Formel ein, ſondern ſuchte alles zu umfaſſen, was an Mannigfaltig⸗ 
keit der Erſcheinungen in ihren Geſichtskreis trat. Mit Recht ſagt Georg 
Brandes von ihr, daß keine große Leidenſchaft, keine Revolutionsidee durch das 
neunzehnte Jahrhundert gegangen war, welcher dieſe Frau nicht in ihrer Seele 
Raum gegeben hatte. Aber die Stützpunkte ihrer ſich fortentwickelnden Über 
zeugungen waren immer wieder die Prinzipien des Saint⸗Simonismus, jenen 
weitſchichtigen, in mancherlei Richtungen auseinanderſtrebenden Lehre, in 1 
| 14 


37 
. 


H. Thurow: Aus den Anfängen der ſozialiſtiſchen Belletriſtik. 221 


ſie das „fruchtbringende und runige Licht“ erblickt, „welches über den breiten 
Horizont der Völker heraufzieht“. In ihren beiden bedeutſamſten ſozialiſtiſchen 
Romanen „Horace“ und „Le Compagnon du Tour de France“, namentlich im 
erſtgenannten Werke, findet die Saint⸗Simoniſtiſche Denkweiſe eine ebenſo 
ünſtleriſch⸗ſchöne, als in bezug auf die ethiſche Seite Den Syſtems wahrhaft 
geniale Interpretation. 

Es bleibt uns noch übrig, der Fourieriſtiſchen Agitation in ihren Beziehungen 
zur gleichzeitigen Dichtung einen kurzen Rückblick zu würdigen. Die Sichtung 
der Literatur jener Epoche läßt erheblich weniger an ſpezifiſch Fourierſchem 
Beijte als an Anſchauungen zurück, die Simoniſtiſchen Urſprungs ſind. Sucht 
nan nach Gründen für dieſe Tatſache, ſo wird man in erſter Linie die außer⸗ 
ordentlich ſchwierigen, verſchlungenen Gedankengänge des Syſtems, die für die 
n luftigeren Traumregionen heimiſchen Poeten ein wahres Labyrinth darſtellen 
nußten, in Rechnung zu ziehen haben. Die ſo ſcharfſichtige Kritik der Er⸗ 
cheinungen des wirtſchaftsinduſtriellen Lebens, welche die Fourierſche Schule 
muszeichnet, kam für die Literatur mehr als ein halbes Jahrhundert zu früh. 
Seit in Zolas gewaltigem Roman „Die Arbeit“ ſollte der große Utopiſt feine 
Auferſtehung feiern und ein bleibendes Denkmal als Huldigung wahrhaft 
trebender Dichtkunſt geſetzt erhalten. Wo Fourier dennoch den Schöngeiſtern 
nregung gab, in den mehr poſitiven Teilen ſeiner Lehre, als Apologiſt des 
zukünftigen, da entmutigte er ſie zugleich durch die Kühnheit und Seltſam⸗ 
eit ſeiner Vorſtellungen. In ſeinem ausgeſprochenen Hang zur Schimäre, der 
ſielleicht ihm ſelbſt unbewußt aus dem Beſtreben herauswuchs, durch bunten 
ind phantaſtiſchen Aufputz ſeiner Lehre eine Anziehungskraft zu geben, ohne 
ie fie der allgemeinen Intereſſeloſigkeit zu verfallen drohte, übertrumpfte er 
ewiſſermaßen die dichteriſche Phantaſie, ſchuf er in der Ausmalung des Künf⸗ 
igen neue Rekorde. Wenn er beiſpielsweiſe durch ein vom Nordpol kommendes 
fluidum die Meere entſalzen und zu Limonade machen oder die öffentliche 
schuld Englands mit dem Erlös aus den Hühnereiern des Phalanſteriums 
ecken will, ſo konnten die Dichter offenbar nicht mehr mittun und nicht viele 
erſelben folgten ſeiner Fahne. Eine namhafte Ausnahme iſt jedoch zu ver- 
eichnen: Leconte de Lisle, das ſpätere ſo berühmte Haupt der Parnaßſchule, 
gar in ſeiner Sturm⸗ und Drangperiode Sänger des Fourierſchen Sozialismus. 
Ein Mitarbeiter der „Revue Socialiste“, der vor einiger Zeit die ſozia⸗ 
ſtiſchen Geſänge Leconte de Lisles wieder ausgrub, berichtet uns, daß der 
dichter auf Einladung der Redaktion der „Democratie Paeifique* — bekanntlich 
ie Propagandazeitung der ſozietären Bewegung — zunächſt an dieſem Blatte, 
ann aber hauptſächlich an der „Phalange“, der Revue des Phalanſteriums, 
Nitarbeiter war. In dem letzteren Organ publizierte er von 1845 bis 1847 
me Reihe von Poeſien, in denen kurz vor dem Sturme der Revolution der 
zaum des utopiſchen Sozialismus noch einmal feine farbenſchönſten, duftigſten 
üten entfaltet. Der Dichter ſchweift zurück zu den Stätten helleniſcher 
ünſte; er feiert die Größe, den Heroismus, die Schönheit der Griechen — 
ber die Bilder, die er ſieht, kreiſen wie die Wandelbilder eines Panoramas 
lümählich um ihn ſelbſt und in entgegengeſetzter Richtung leuchten ſie plötzlich 
uf, in blendendem, reinerem Glanze als zuvor. Was Hellas in ſeiner Art 
schönes, Erhabenes und Gewaltiges hatte, überträgt der Dichter auf fein Zu⸗ 
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kunftsideal. Dieſes Ideal iſt die Menſchheit ohne Ketten und ohne Finſternis: 
„das univerſelle Hellas“, in welchem „die Erde und der Menſch in heiliger 
Freundſchaft verbunden ſind“. Die alten Tempel werden ſtürzen, erklärt der 
Dichter in dem Poem „Architecture“, denn ihr Fundament iſt morſch, ihr 
Sinn iſt nichtig. . .. Auf hohem Berge, ein Bild des Erhabenen und Un 
ermeßlichen, erhebt ſich langſam der „harmoniſche Tempel“ der Zukunft. 

Wo die Verkünder des utopiſchen Sozialismus ein Ziel ſahen, da ſahen ſie 
auch einen Weg. Leconte de Lisle ſchreitet im Gefolge Fouriers einher, wenn 
er die Leidenſchaften dem Fortſchritt dienſtbar machen will, jene „Passionsé, 
die die Arbeit und den Gedanken ſpornen und einen „Herkules ſich in das 
Getümmel des Kampfes ſtürzen laſſen“; wenn er ferner den Kultus der alten 
Religionen als überlebt betrachtet und ſagt, daß der Geiſt der Zeit über die 
alten Horizonte hinausdrängt, daß neue Sterne am Firmament aufſteigen und 
das Licht der Liebe über die dunkle Erde breiten. Der religiöſe Unideismus 
Fouriers offenbart ſich in „La Recherche de Dieu“ in unzweifelhafter Weiſe. 
Und wenn der Poet im gleichen Gedicht von der „brüderlichen Arbeit“ ſpricht, 7 
die auf „verwüſtetem Boden den Baum der Freiheit düngen“ wird, wenn er 
in einem weiteren Poem: „Le voile d' Isis“ von „durch Blütenbänder mit⸗ 
einander verknüpften Völkern“ ſpricht, die in ihrer Freude „Hymnen anſtimmen 
auf die Schönheit der reichen Natur“; wenn er in ſeiner Glorifizierung der 
Zukunft die Wendung gebraucht: Univers enlacés en groupes fraternels, ſo 
kommt er ſogar der Fourierſchen Terminologie nahe. Worte, die direkt dem 
Fourierſchen Vokabularium entlehnt zu ſein ſcheinen, wie concerts, harmonie, 
theories, parfums, arome, fraternel, finden ſich in jenen Poeſien Leconte de Lisles 
ſehr häufig. Wie bei Fourier, der die Menſchheitsgeſchichte bekanntlich in ſieben 
Epochen einteilte und mit dieſem Begriff ſehr häufig operierte, ſo kommt auch 
bei dem Dichter die Zahl ſieben nicht ſelten vor. 

In Summa darf man ſagen, daß kein Lyriker dem Sozialismus der 
Fourierſchen Schule eine zugleich jo eng anſchließende und farbenbunte poetiſcht 
Tracht gegeben hat, als der ſpäter ſo düſtere und weltfeindliche Leconte de Lisle 
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Literariſche Rundſchau. 


Edward Carpenter, Wenn die Menſchen reif zur Liebe werden. überſetzt! vol 
Karl Federn. 


Der Gegenſtand, den dieſes Buch behandelt, iſt in ähnlichem Sinne ſchon wieder 
holt von ſozialiſtiſchen Schriftſtellern beſprochen worden, vielleicht aber noch nie mi 
ſo konſequenter Vorurteilsloſigkeit und einem ſo weiten Blicke für die Bedeutun 
alles Werdens und Vergehens innerhalb der Entwicklung ſexueller Gebräuche. | 
Während es vielen ſozialiſtiſchen Autoren bisher als eine faſt ſelbſtverſtändlich 
Sache erſchien, daß mit der Löſung des wirtſchaftlichen Problems unſerer Zeit fit 
die des ſexuellen ganz von ſelbſt ergeben werde, ſieht Carpenter die ſexuelle Frag 
als eine ſelbſtändige, genau ſo wichtige und noch weit kompliziertere als die wir 
ſchaftliche Frage an. Auch ihm erſcheint die überwindung des Kapitalismus un 
die Sozialiſierung der Produktion als eine unerläßliche Vorbedingung für die & 
hebung der Kulturmenſchheit aus dem Moraſt ihrer heutigen ſexuellen Erniedrigung 
aber er kann in der wirtſchaftlichen Umgeſtaltung allein noch keine vollkommen 
Gewähr für die Geſundung und Veredlung des Geſchlechtslebens erblicken. Die 
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erwartet er von einem geiſtig⸗ſittlichen Heranreifen des Menſchengeſchlechtes, durch 
das der einzelne erſt fähig ſein wird, die Tiefe und Bedeutung des ſexuellen Problems 
u erfaſſen. 

ö Der Mann, ſagt Carpenter, ſtehe dieſem ſchweren Problem heute noch als ein 
völlig Unreifer gegenüber und das Weib als eine Leibeigene, und die Befreiung des 
einen und das ſeeliſche Sichvertiefen und Reifwerden des anderen Geſchlechtes ſeien 
die allerwichtigſten Vorbedingungen zur Überwindung der grauenvollen Verirrungen 
von Askeſe und Heuchelei, Unnatur und Brutalität, welche das moderne Geſchlechts⸗ 
leben charakteriſieren. 

Das ehrfürchtige Verſtehen, mit welchem Carpenter alle natürlichen Triebe, aber 
auch alle ſeeliſchen Forderungen betrachtet und ihnen das unbedingte Recht auf Er⸗ 
füllung zu erkämpfen ſucht, veranlaßt ihn zu myſtiſchen Hindeutungen auf den 
Urſprung und die Ziele alles Werdens und Geſchehens, die jenſeits unſerer ſinn⸗ 
lichen Wahrnehmungen liegen. Man mag nun geneigt ſein oder nicht, ihm auf 
ſolchen Wegen zu folgen, man wird ſich aber keinesfalls dem Eindruck reinſter, 
tiefſter Gläubigkeit, die hoch über jedem traditionellen Glauben ſteht, entziehen 
können. 

Eine einzige Seite der Frage ſcheint mir von Carpenter nicht ernſthaft genug 
behandelt worden zu ſein, und das iſt die der Übervölkerung. Seine Ausführungen 
über dieſen Punkt müſſen faſt als ein verlegenes Darüberhinhuſchen bezeichnet werden. 

Karl Federn hat das Buch nicht nur feinſinnig überſetzt, ſondern es auch mit 
einer ſchönen Vorrede verſehen, in welcher ſowohl der Standpunkt Carpenters ge⸗ 
kennzeichnet als auch Eigenes treffend dargelegt wird und in der insbeſondere die 
lebensfeindlichen Argumente Leo Tolſtois eine vorzügliche Beantwortung erfahren. 

Thereſe Schleſinger-Eckſtein. 


Ettori Ciccotti, Psicologia del movimento socialista. Bari 1903, Verlag 
Gius Latarza. 318 Seiten. Preis 3 Franes. 


Der Autor, der bekanntlich Parteigenoſſe und Parlamentsmitglied für Neapel 
iſt, erklärt ausdrücklich, nur Notizen und Bemerkungen zur Pfychologie der ſozia⸗ 
liſtiſchen Bewegung geben zu wollen. Wer trotzdem durch den Umfang der Arbeit 
und den Namen des Verfaſſers beſtimmt wird, ſeine Erwartungen höher zu ſpannen 
und eine ausgereifte und durchgearbeitete Darſtellung erhofft, wird unbedingt ent- 
täuſcht. Die hohe Seitenzahl wird durch lange Zitate erreicht, die in einem Maße 
Verwendung finden, das entſchieden das Erlaubte überſteigt — betragen doch die 
Zitate über 80 Seiten, alſo über ein Viertel des ganzen Buches. Der Arbeit fehlt 
Einheitlichkeit, und die zu dem Thema gehörigen Probleme werden ziemlich ſeicht 
und flüchtig behandelt, noch dazu mit einem Optimismus, der allein genügt, um zu 
beweiſen, daß es ſich um aufgewärmte Artikel früherer Jahre handelt, denn aus der 
Betrachtung der heutigen italieniſchen Parteiverhältniſſe konnte er wahrhaftig nicht 
quillen. 

Ciccotti behandelt „das Milieu des Sozialismus und die Sozialiſten“, „Or⸗ 
ganiſation und Propaganda“, „die Frauen und die ſozialiſtiſche Aktion“, „das Ideal 
und das Leben“ und ſchließlich die „Ketzereien“. Im erſten Kapitel legt der Autor 
die pſychologiſche Grundlage der Tatſache dar, daß erſt die beſſer entlohnten Schichten 
ich dem Sozialismus zuwenden, während die vom Elend Bedrückten den Weg nur 
durch Vermittlung von Organiſationen finden, die ſofortige Vorteile bieten oder 
doch verſprechen (Gewerkſchaften, Genoſſenſchaften). Was über den Widerſtreit 
zwiſchen Ideal und Leben geſagt wird, befriedigt am wenigſten, nicht ſo ſehr wegen 
der Bedeutung des Geſagten an ſich, als wegen des großen Mißverhältniſſes zwiſchen 
Problem und Behandlung. Das Leben der Sozialiſten in einem Milieu, das ſie 
verurteilen, an deſſen fundamentale Rechtsbegriffe ſie die Axt legen wollen, deſſen 
wirtſchaftliche Baſis ſie verwerfen, während doch ein Teil von ihnen ihre Vorteile 
genießt — dieſer grauſame, trotz unſerer Erkenntnis ſeiner geſchichtlichen Bedingt- 
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heit gefährliche und gerade die Beſten am meiſten aufreibende Konflikt verdie te 
tiefer gefaßt zu werden. Die Unmöglichkeit, nach den Grundſätzen der kommenden 
Geſellſchaft ſchon innerhalb der jetzigen zu leben, und die nicht minder offenkundige 
Notwendigkeit, dem neuen Geiſte auch im praktiſchen Leben Ausdruck zu geben — 
der Zwang, ſich dem Milieu anzupaſſen, und das in dem innerſten Weſen des 
Sozialiſten begründete Widerſtreben — über dies und vieles andere konnte und 
mußte uns Ciccotti mehr ſagen, wenn er ſich zu dem Titel „Das Ideal und das 
Leben“ verſtieg. Leſenswert und für italieniſche Parteiverhältniſſe von trauriger 
Aktualität iſt, was der Autor ſchreibt über das Verhalten der Partei gegenüber den 
Vergehen gegen gewiſſe Rechtsbegriffe der bürgerlichen Geſellſchaft, wenn dieſe Ver⸗ 
gehen von Parteigenoſſen begangen wurden. Der beſtändige Kampf mit einer Bour⸗ 
geoiſie, der jo vielfach Vertuſchung von Verwaltungsunregelmäßigkeiten und ähn⸗ 
lichem vorgeworfen und nachgewieſen wird, hat hier zu einer extremen Strenge im 
eigenen Lager geführt, die wohl eine allzu weitgehende — das heißt, auf Koſten 
der Parteiindividualität ſich vollziehende — Anpaſſung an den Kampfzuſtand dar⸗ 
ſtellt. Man kann Ciccotti beiſtimmen, wenn er ſagt, daß dieſe Strenge in der Praxis 
gute Früchte getragen hat, man kann aber doch hoffen, daß der Tag nicht ferne 
ſei, wo die Partei nach innen und außen feſt und angeſehen genug ſein wird, um 
dieſer in ihrem Grund und Weſen unſozialiſtiſchen Exekutionen nicht mehr zu be⸗ 
dürfen. — In dem letzten Kapitel über die Ketzereien erklärt Ciccotti, daß ſie un⸗ 
vermeidlich ſeien bei einer Bewegung, die zahlreiche exzentriſche Naturen in ihren 
Bannkreis zieht, nicht allezeit die vorhandenen Kräfte nützt und voll anſpannt, dabei 
durch beſtändigen engen Kontakt der Genoſſen Reibungen und perſönliche Rival 
täten begünſtigt. Dieſes — das längſte Kapitel des Buches — iſt intereſſant, beweg 
ſich aber mehr auf dem Gebiet der kritiſchen Geſchichtsſchreibung als auf dem dei 
Pſychologie. Oda Dlberg-Lerda 


Die Neue Zei 


Meiſterbilder fürs deutſche Haus, herausgegeben vom Kunſtwart. Elfte Folge 
Blatt 61-66. Verlag von Georg D. W. Callwey, München. Preis jedes Blatte: 
25 Pfennig. 

Die elfte Folge enthält Blatt 61, Rembrandt, Alte Dame; 62, Turner, De 
Temeraire; 63, Dürer, Beweinung Chriſti; 64, Rembrandt, Raub der Proſerping 
65/66, Lionardo da Vinci, Abendmahl und der Chriſtuskopf daraus. 

Schwind - Mappe, herausgegeben vom Kunſtwart. 7 Blatt nebſt Bildnis des Künſtler 
von F. v. Lenbach. Mit Text von Ferd. Avenarius (München, Kunſtwartverla 
Georg D. W. Callwey). Preis 1,50 Mark. N 41 

Ludwig Richter- Mappe, herausgegeben vom Kunſtwart. 6 Blätter nebſt Titelbil 
des Künſtlers und Begleittext von Ferd. Avenarius (München, Kunſtwartverla 
Georg D. W. Callwey). Preis 1,50 Mark. 

Wir haben die vom „Kunſtwart“ herausgegebenen wohlfeilen Kunſtblätter un 

ihre Bedeutung für die Erweckung und Vertiefung der Freude am künſtleriſchen G. 

nießen in den breiten Maſſen des Volkes in unſerer Zeitſchrift bereits eingehen 

gewürdigt („Neue Zeit“, XX, 2, S. 248 ff.). Neu liegen uns wieder eine Anzahl vo 

Einzelblättern und zwei Mappen vor, auf welche wir gerne die Aufmerkſamke 

unſerer Leſer lenken. Aus den beſten Werken großer Künſtler hat ein ſicherer G. 

ſchmack perſönlich und doch nicht einſeitig Allerbeſtes ausgewählt. Jedem Blatte i 

eine kurze Biographie beigegeben und eine anſchauliche Erläuterung des Bildes, 9 

wiſſermaßen eine Anleitung zu verſtändnisvollem Genießen desſelben. Ohne Zweif 

bedeuten dieſe Blätter ein treffliches Mittel zur Populariſierung der Kunſt, und d 

große Verbreitung, die ſie bereits gefunden haben (bisher ſind über eine Millio 

der Einzelblätter abgeſetzt!), beweiſt, daß Ferdinand Avenarius durch ihre Herau‘ 

gabe einem tiefen Bedürfnis vieler Tauſende Befriedigung verſchafft hat. h. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. | 
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Am vierzigften Geburtstag. 


Der Tag, deſſen Datum dieſe Nummer trägt, ift der vierzigſte Geburtstag 
der deutſchen Sozialdemokratie. Am 23. Mai 1863 wurde in Leipzig der All⸗ 
zemeine Deutſche Arbeiterverein gegründet. Er war nicht die erſte Organiſation 
des revolutionären Proletariats in Deutſchland; in den Tagen der bürgerlichen 
Revolution war ihm der Bund der Kommuniſten vorangegangen und dann 
mch die Arbeiterverbrüderung, die ebenfalls in Leipzig ihren Sitz gehabt hatte. 
ber dieſe erſten Anläufe waren noch einmal durch den reaktionären Strom 
ver fünfziger Jahre weggeſchwemmt worden; erſt von dem Allgemeinen Deutſchen 
Arbeiterverein datiert der ununterbrochene Kampf⸗ und Siegeslauf der deutſchen 
Arbeiterpartei. 

Ganz aus friſcher Wurzel entwickelte ſich die neue Arbeiterbewegung freilich 
icht. Sie regte ſich namentlich dort, wo noch alte Überlieferungen aus der 
zeit von 1848 und 1849 vorhanden waren, in Berlin, in Leipzig, in Ham⸗ 
urg, in den rheiniſchen Induſtriebezirken, und der Mann, der ihr das prak⸗ 
iſche Loſungswort und das theoretiſche Verſtändnis gab, war im Geiſte des 
kommuniſtiſchen Manifeſtes geſchult. Wir ſehen dieſe Zuſammenhänge heute 
eutlicher, als ſie den Mitlebenden, und namentlich denen gegenwärtig waren, 
ie im Mittelpunkt der neuen Bewegung ſtanden. Die Berliner und die 
eipziger Arbeiter, die den erſten Anſtoß gaben, hatten keine Ahnung davon, 
aß ſie einen Faden fortſpannen, der ſchon einmal angeknüpft geweſen war, 
nnd die Verfaſſer des Kommuniſtiſchen Manifeſtes waren nur in bedingtem 
zinne geneigt, zuzugeben, daß der Stifter des Allgemeinen Deutſchen Arbeiter⸗ 
ereins ihr altes Werk fortſetze. Eher begriff die Bourgeoiſie inſtinktiv, was 
a werden wollte: der Kehrreim aller Reden, womit ſie auf den neuen Verein 
fuhr, war ſtets der Satz: Das iſt die alte Geſchichte vom Jahre 1848, wir 
nd verloren, wenn wir fie nicht im Keime erſticken. 

Sie hatte nichts vergeſſen und nichts gelernt. Sicherlich iſt es ihr niemals 
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ein wenig Mut und Verſtand hätte fie im Jahre 1863 die Entwicklung einer 
ſelbſtändigen Arbeiterbewegung noch auf lange hinaus verzögern können. Die 
Arbeiter ſelbſt kamen ihr mit offener Hand entgegen. Es gehört zu den 
ſtolzeſten Erinnerungen der deutſchen Arbeiterbewegung, daß ſie ſich nie, auch 
nicht in den Tagen ihrer noch unklaren Anfänge, von den Sirenengeſängen der 
feudalen Reaktion hat betören laſſen. Die Bourgeoiſie wußte, daß ſie, um zur 
Herrſchaft zu gelangen, keine treueren und zuverläſſigeren Bundesgenoſſen hatte 
als die Arbeiter. Dieſe Bundesgenoſſen verlangten nicht mehr als die An⸗ 
erkennung ihrer gleichen Berechtigung im Kampfe gegen die gemeinſamen 
Feinde; um einen geringeren Preis ſind die ſybilliniſchen Bücher niemals an⸗ 
geboten worden. Aber die Bourgeoiſie beanſpruchte Helotendienſte, und wohl 
wiſſend, daß moderne Proletarier keine Heloten ſind, ſuchte ſie die Arbeiter 
über ihre wahre Abſicht zu täuſchen, indem ſie ihnen „wiſſenſchaftliche Bildung“ 
anbot und ſie als „geiſtige Ehrenmitglieder“ in ihre Reihen aufzunehmen 
verhieß. | 
te ſchrieb Albert Lange: „Nichts bringt die Gefahr einer großen und 
verwüſtenden Exploſion im Völkerleben näher, als wenn eine gedrückte und von 
allen höheren Genüſſen der Kultur ausgeſchloſſene Volksklaſſe zum Bewußtſein 
ihrer Kraft und ihrer höheren Anſprüche erwacht, während die herrſchenden Klaſſen 
ihr nicht mehr mit dem ſtarren Trotz des natürlichen Übermuts entgegentreten, 
ſondern mit einem raffinierten Syſtem feiger Quertreiberei, pfäffiſcher Dogmatik 
und bitterſüßer Bevormundung. Was insbeſondere die tendenziös zugeſpitzten 
Lehren angeblicher Wiſſenſchaft betrifft, mit denen man die erwachenden Volks 
maſſen beſchwichtigen will, ſo gießen dieſe durchweg nur Ol ins Feuer, weil 
das ſchlichte Volksbewußtſein nun einmal nicht glauben kann und will, daß 
eine ernſthafte, gerechte und unparteiiſche Wiſſenſchaft nicht zu Reſultaten ge 
langen ſollte, welche das Glück, nicht das Unglück der Maſſen verbürgen.“ Ir 
dieſen Sätzen iſt vollkommen richtig die Lage innerhalb der deutſchen Arbeiter 
klaſſe geſchildert, ſo wie ſie ſich ums Jahr 1863 darſtellte. Die entwickeltſte 
Proletarier erwachten zum Bewußtſein ihrer Kraft, das dann reiche Nahrung 
ſog aus einem raffinierten Syſtem bitterſüßer Bevormundung und aus del 
tendenziös zugeſpitzten Lehren angeblicher Wiſſenſchaft, die ihnen mit aller Gewal 
aufgedrängt werden ſollten. Nur freilich dachten ſie nicht daran, eine groß 
und verwüſtende Exploſion im Völkerleben herbeizuführen, ſondern gerade ur 
eine ſolche Exploſion zu vermeiden, wandten ſie ſich an die ernſthafte un 
unparteiiſche Wiſſenſchaft. | 
Wie es bei dem Bündnis zwischen Proletariat und Wiſſenſchaft, das heul 
vor vierzig Jahren in Leipzig beſchloſſen wurde, im einzelnen hergegangen iſ 
darüber ſind wir genauer erſt durch einige Veröffentlichungen der letzten Ze 
unterrichtet worden, durch die Leipziger Feſtſchrift und die Briefe Laſſalles a 
Marx und Engels. Dabei zeigt ſich, wie gewöhnlich, daß die Geſchichte vi 
intereſſanter und lehrreicher iſt, als die romanhaft zugeſtutzte Legende. N 
Leipziger Zentralkomitee zur Berufung eines Arbeiterkongreſſes beſtand, w 
ſein damaliger Vorſitzender, unſer Parteiveteran Vahlteich, in jener Feſtſchri 
ſagt, aus „armen jugendlichen Schuſter- und Schneidergeſellen“, die gewiß kein 
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heroiſchen, keine romantiſchen Geſtalten waren. Sie beſaßen nichts, als ein 
kräftiges, wenn auch keineswegs ſchon klares Klaſſenbewußtſein; ſie waren den 
Kniffen und Pfiffen der Bourgeoiſie durchaus nicht gewachſen und ließen ſich 
von ihr nach allen Regeln der Kunſt in eine Sackgaſſe manövrieren. Sie 
kannten längſt das Arbeiterprogramm Laſſalles, ohne daß es ihnen ſonderlich 
imponiert hätte; erſt als die praktiſche Erfahrung ihnen zeigte, daß ſie von 
den geriſſenen Manövrierkünſten der Bourgeoiſie an die Wand gedrückt würden, 
zab ihnen ihr Klaſſenbewußtſein, oder, wie Lange jagt, ihr ſchlichtes Volks⸗ 
bewußtſein den rettenden Entſchluß ein, ihr Schickſal in die Hand der ernſt⸗ 
haften und unparteiiſchen Wiſſenſchaft zu legen. 
Auf der anderen Seite wiſſen wir aus den Briefen Laſſalles an Marx und 
Engels, wie weit Laſſalle von allen romanhaften, ihm ſo oft untergeſchobenen 
Beweggründen entfernt war, als er die Anfrage der Leipziger Arbeiter beant⸗ 
vortete. Zwar reichen dieſe Briefe nicht unmittelbar bis zum Jahre 1863, 
aber ſie zeigen, wie Laſſalle die lange Zeit der Reaktion hindurch unabläſſig 
uf den Augenblick gewartet hat, wo die deutſche Arbeiterbewegung wieder aus 
dem Scheintode erwachen würde, wie ſein ganzes Denken und Sinnen in der 
ſozialen Revolution aufging, die er nicht anders auffaßte wie Marx und Engels. 
Er wußte wohl, daß ſie ſich nicht aus dem Boden ſtampfen laſſe, und fo ver- 
brachte er die Zeit des Harrens damit, in großen wiſſenſchaftlichen Arbeiten 
die Waffen zu ſchmieden, die er dereinſt im praktiſchen Kampfe zu führen ge- 
dachte. Aber darüber verlor er fein großes Ziel niemals aus den Augen, und 
nan mißt einen Rieſen mit dem Maße eines Zwergen, wenn man ihm nach- 
zedet, wie es jo oft geſchehen iſt, daß er ſich in die Arbeiteragitation geſtürzt 
habe, weil ihm die biederen Fortſchrittler kein Mandat für das preußiſche Ab- 
geordnetenhaus anvertraut oder ihn ſonſt als Luft behandelt hätten. Laſſalle 
nag von dieſer oder jener kleinen Schwäche nicht frei geweſen ſein, wie er 
denn auch nie beanſprucht hat, ein Muſterknabe im großen zu ſein, aber in allen 
evolutionären Fragen, in allem, was der Menſchheit große Gegenſtände an⸗ 
geht, dachte er groß und war er ein Großer. Als er den Leipziger Arbeitern 
mtworten wollte, fielen ihm ſeine nächſten Freunde erſchrocken in den Arm, 
ind ſicherlich wußte er noch beſſer, als dieſe Freunde, was er mit dem Offenen 
Antwortſchreiben wagte. Allein er zögerte keinen Augenblick, um den rettenden 
Entſchluß zu faſſen, den Entſchluß, der ihn in die Unſterblichkeit und die deutſche 
Arbeiterbewegung vor langen Irrfahrten rettete. 

Wenn ihm der Vorwurf gemacht worden iſt, vielmehr ſelbſt die deutſchen 
Arbeiter auf Irrwege geführt zu haben, ſo erledigt ſich dieſer Vorwurf von 
elbſt, ſoweit er von der Bourgeoiſie erhoben wird. Für ſie iſt eben jede ſelb⸗ 
tändige Arbeiterbewegung ein Irrweg. Anders ſteht es um die Klage über 
zaſſalle, ſoweit ſie von ſozialiſtiſcher Seite erhoben und durch die Berufung 
iuf das eherne Lohngeſetz oder die Produktivaſſoziationen mit Staatskredit be⸗ 
ſründet worden ift. Im beſonderen hierauf einzugehen, würde an dieſer Stelle 
u weit führen, ſo einladend es auch wäre, mit jener überlegenen Kritik ab⸗ 
urechnen, die an der Sonne immer nur gerade die Flecken zu ſehen weiß. Im 

allgemeinen aber hat Laſſalle der deutſchen Arbeiterklaſſe den revolutionären 
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Weg gewieſen, hat er ihr geraten, ihr revolutionäres Ziel unverwandt im Auge 
zu behalten, ohne nach rechts und nach links zu ſehen, hat er die Sozialdemo⸗ 
kratie als eine revolutionäre Partei organiſiert, ihr jenen revolutionären Geiſt 
eingeflößt, der fie von Kampf zu Kampf und von Sieg zu Sieg geführt hat, 
Dieſe Sprache der ernſten und gerechten Wiſſenſchaft haben die „armen Schuſter⸗ 
und Schneidergeſellen“ auch ſehr gut verſtanden, ſowenig ſie ſich in dem 
tendenziöſen Kauderwelſch der Bourgeoiswiſſenſchaft zurechtzufinden wußten; 
in der Revolution als Wiſſenſchaft und in der Wiſſenſchaft als Revolution 
ſind die Schwachen mächtig geworden. 

Ein anderen hiſtoriſchen Sinn hat das Bündnis zwiſchen Proletariat u 
Wiſſenſchaft niemals gehabt, und einen anderen Sinn kann es auch niemals 
haben. Hätte Laſſalle die Leipziger Arbeiter mit einigen doktrinären Tifteleien 
über wiſſenſchaftlichen Sozialismus abgeſpeiſt, ſo hätte er ihnen nicht die Butter 
aufs Brot gegeben, ſo hätte er keine hiſtoriſche Tat vollbracht, ſondern eine 
Broſchüre veröffentlicht, die heute vergeſſen wäre, wie jene wohlwollende Bro: 
ſchüre Roßmäßlers vergeſſen iſt, die zuerſt als Programmſchrift des Leipziger 
Zentralkomitees erſchien. Laſſalle knüpfte vielmehr an das an, was in der 
Arbeiterklaſſe ſchon lebendig war, und lenkte es in die Bahn, die nur enden 
kann mit dem Siege der arbeitenden Klaſſe, mit dem Triumph der menſchlichen 
Kultur über alle Herrſchafts- und Knechtſchaftsverhältniſſe, mit der Umwälzung 
der kapitaliſtiſchen in die ſozialiſtiſche Geſellſchaft. Damit wurde die Wiſſen⸗ 
ſchaft bewußtes Erzeugnis der hiſtoriſchen Bewegung; fie hörte auf, doktrinär 
zu ſein, um revolutionär zu werden. Mögen ſich die Doktrinäre über ihre 
„vorausſetzungsloſe“ Wiſſenſchaft die Köpfe zerbrechen, ſo iſt heute doch zur 
revolutionären Erkenntnis geworden, was ſich das ſchlichte Volksbewußtſein 
ſchon vor vierzig Jahren ſagte, nämlich daß die ernſte, gerechte und unparteiiſche 
Wiſſenſchaft zu Reſultaten führen muß, die nicht das Unglück, ſondern 4 
Glück der Maſſen verbürgen. 

In dieſem revolutionären Geiſte wurde am 23. Mai 1863 die deutſch 
Sozialdemokratie begründet, und in dieſem revolutionären Geiſte feiert ſie bee 
ihren vierzigſten Geburtstag. 


Wirtſchaftliche und politiſche Wandlungen in der Schweiz. 


Von Otto Lang (Zürich). 


Il: 

In die Zeit, in welcher die Induſtrie anfing ihre Glieder zu recken und 31 
ſtrecken, fällt die Umwandlung der Schweiz aus dem alten lockeren Staaten 
bund in den Bundesſtaat, an deſſen Grundzügen auch die ſeitherigen Ver 
faſſungsänderungen nicht viel geändert haben. Im Schulbuch wird die Geſchicht 
dieſer Umwälzung eingeleitet mit einer Darſtellung der religiöſen Wirren und 
der ſonderbündleriſchen Beſtrebungen der katholiſchen Kantone in den vierzige 
Jahren. Nun iſt ſoviel richtig, daß jene Kämpfe in der Vorſtellung der Zeit 
genoſſen rein politiſcher Natur waren. Dieſe Auffaſſung ſpiegelt ſich deutlid 
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in den Schlagworten wieder, unter denen ſie ausgefochten wurden: Klöſter⸗ 
aufhebung, Jeſuitengefahr, Liberalismus, Schweizergeiſt, Edelweiß und Alpen⸗ 
glühn. Das geſtärkte Nationalbewußtſein verlangte nach einem nationalen 
Staate; es empfand ſchmerzlich den lächerlichen Widerſpruch zwiſchen der jelbit- 
gefälligen Grandezza der zweiundzwanzig ſouveränen Völkerſchaften und ihrer 
Unfähigkeit, den Forderungen der neuen Zeit gerecht zu werden. Aber die 
Triebfeder dieſer das ganze Volk erſchütternden Bewegung und die Macht, die 
ihr Richtung und Ziel wies, war das wirtſchaftliche Bedürfnis. In dem alten 
Hauſe mit ſeinen fünfhundert Jahre alten Grundmauern, ſeinen ſchmalen 
Türen, engen Gängen und niedrigen Gelaſſen mochten ſich der Handwerksmeiſter 
und ſein Kunde wohl gefühlt haben. Aber nun war ein neuer Herr ein- 
gezogen, der, als er ſich erſt einmal Knie und Ellbogen wund gerieben hatte, 
die Anhänglichkeit an die mittelalterliche Romantik leicht überwand und einen 
Neubau nach ſeinem Bedürfnis erſtellte. Der erſtarkende Kapitalismus brauchte 
Bewegungsfreiheit; der Verkehr fühlte ſich in den engen Kantonsgrenzen 
gehemmt. Jeder Kanton hatte ſein eigenes Maß- und Münzſyſtem, erhob 
Straßen⸗ und Brückengelder, Eingangs⸗, Durchgangs- und Ausgangszölle. Die 
Plackereien gediehen ins Unerträgliche. Der Frachtfuhrhalter Dürler in St. Gallen, 
der den Warenverkehr mit Frankreich zu einem großen Teile vermittelte, führte 
die über Baſel gehenden Waren auf einem Umweg durch das Großherzogtum 
Baden, ſtatt auf dem kürzeren Wege durch den Kanton Aargau, weil er dort 
niedrigere Durchgangsgebühren zu bezahlen hatte als in der Schweiz. Den 
ſchutzzöllneriſchen Beſtrebungen der Nachbarſtaaten gegenüber war die alte Eid— 
genoſſenſchaft machtlos. Der Mangel einer zielbewußten und einheitlichen Zoll- 
und Handelspolitik machte ſich täglich fühlbarer. Schon im Jahre 1833 waren 
Bayern und Württemberg dem deutſchen Zollverein beigetreten, und zwei Jahre 
ſpäter ſchloß ſich ihm Baden, ein wichtiges Abſatzgebiet der ſchweizeriſchen 
Induſtrie, an. Frankreich ſchloß ſich durch ſteigende Schutzzölle mehr und mehr 
gegen die Schweiz ab; Sardinien machte die Käſeeinfuhr unmöglich und 
Oſterreich ließ nur Uhren und Baumwollſtoffe über ſeine Grenzen. Auch eine 
Beſſerung der Verkehrsverhältniſſe und eine rationelle Ausnutzung der neuen 
Erfindungen ließ ſich nur vom Bundesſtaat erwarten. Als im Jahre 1847 die 
erſte Eiſenbahn zwiſchen zwei ſchweizeriſchen Stationen lief, hatte das deutſche 
Eiſenbahnnetz ſchon eine Länge von 5600 Kilometer erreicht. Darum wurde 
das Unternehmertum liberal und fing an, für den Einheitsſtaat zu ſchwärmen. 
Man ſtritt ſich zwar darüber, wie weit die kantonale Souveränetät zu gunſten 
des Bundes einzuſchränken ſei. Über die Notwendigkeit eines ſchweizeriſchen 
Staatsweſens mit eigenen Organen war die Verſtändigung aber nicht mehr 
ſchwer. Im engſten Zuſammenhang mit der wirtſchaftlichen Entwicklung voll⸗ 
zog ſich der weitere Ausbau des Bundesſtaats. Die erſte Verfaſſung von 1848 
machte das Zollweſen, das Poſt⸗ und Münzregal zur Bundesſache, garantierte 
die Handels⸗ und Gewerbefreiheit und die Freizügigkeit und regelte das Nieder⸗ 
laſſungsweſen. Nach Durchführung dieſes Programms wurden andere Gebiete 
der Geſetzgebung der Bundeshoheit unterſtellt, immer nach Maßgabe des Be⸗ 
dürfniſſes, das die ökonomiſche Entwicklung zeitigte. Um die Hauptetappen zu 
nennen: im Jahre 1883 trat das eidgenöſſiſche Obligationen⸗ und Wechſelrecht 
in Kraft, in den folgenden Jahren verſchiedene Geſetze zum Schutze der Muſter, 
Modelle und Erfindungen und des literariſchen und künſtleriſchen Eigentums, 
am Jahre 1892 das Schuldbetreibungs⸗ und Konkursgeſetz. Im Jahre 1891 
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wurde die Einführung des Banknotenmonopols und die Errichtung einer Bunde 
bank beſchloſſen; im Jahre 1898 die Verſtaatlichung der Eiſenbahnen, ii 
gleichen Jahre die Vereinheitlichung des geſamten bürgerlichen Rechtes und de 
Strafrechtes. Dieſe Ausdehnung der Staatsgewalt bedingte das raſche An 
wachſen der Staatsausgaben. Beliefen ſie ſich zu Beginn der fünfziger Jah 
auf etwa 10 Millionen, zu Beginn der achtziger Jahre auf 40 Millionen, 
weiſt die Staatsrechnung für 1901 ſchon 105 Millionen Franken auf. 

Die geſchilderten Wandlungen im Wirtſchaftsleben brachten aber nei 
Schichten an die Oberfläche, während andere Gruppen, deren Intereſſen m 
dem Fortbeſtand der alten Ordnung verknüpft waren, ins Gedränge geriete 
Die einen wie die anderen ſuchten Einfluß zu gewinnen auf die politiſche G 
ſtaltung und die Staatsgewalt ihren Klaſſenintereſſen dienſtbar zu machen. € 
kam es, daß die demokratiſchen Ideen bald von der einen, bald von der andere 
Seite Unterſtützung erhielten und ſich in allen wirtſchaftlichen Kämpfen ſiegrei 
behaupteten und durchſetzten. In den vierziger Jahren war es das Bürgertin 
als der Träger der kapitaliſtiſchen Entwicklung, das im Kampfe gegen d 
mannigfaltigſten lokalen Intereſſen und die wirtſchaftlich rückſtändigen Kantor) 
dem wirtſchaftlichen Fortſchritt die Bahn frei machte — zum Teile dieſelb 
Elemente, die ſich dreißig Jahre zuvor den von der Landſchaft gefordert 
demokratiſchen Reformen aufs heftigſte widerſetzt hatten. Als fie aber ih 
wirtſchaftliche Machtſtellung mißbrauchten und allzu unverfroren die politiſe 
Gewalt vor ihren Wagen ſpannten, erwuchs ihnen eine bäuerliche und klei 
bürgerliche Oppoſition, von der ſie zur Teilung der Macht gezwungen wurde 
Einen ſchönen Verlauf nahm dieſe Bewegung namentlich im Kanton Züri 
ſie endete mit dem Erlaß der heute noch geltenden Verfaſſung, die energiſch 
und erfolgreicher, als es je vorher und nachher in irgend einem Lande verſu 
worden iſt, die Idee der Volksherrſchaft durch das Mittel des obligatoriſch 
Referendums und der Initiative, durch die Volkswahl der oberen Verwaltung 
beamten, der Richter, Lehrer und Geiſtlichen zur Verwirklichung brachte. g 

Die Arbeiterſchaft beteiligte ſich an dieſen mit großer Leidenschaft geführt! 
Kämpfen nicht als ſelbſtändige Partei. Aber fie nahm auch innerhalb der Ele: 
bürgerlichen Partei, zu der ſie ſich rechnete, keine hervorragende oder g. 
führende Stelle ein. Ihre Organiſation befand ſich noch in den erſten 9: 
fängen, und weil ihr politiſches Intereſſe von der demokratiſchen Bewegu; 
völlig in Anſpruch genommen wurde, entwickelte ſich ihr proletariſches Klaſſ. 
bewußtſein wie ihre Organiſation langſamer als es ſonſt wohl der Fall 5 
wäre. Die Klaſſengegenſätze traten erſt an den Tag, nachdem das demok) 
tiſche Programm in der Hauptſache durchgeführt war und die Arbeiterſch! 
den Verſuch machte, die neugeſchmiedeten Waffen im Kampfe für ihre Klaſſſ⸗ 
intereſſen zu gebrauchen. Aber da ſie als Minderheitspartei genötigt war, 
ſtets nach Bundesgenoſſen umzuſehen, und der politiſche Kampf fie bald an e 
Seite dieſer, bald jener Partei führte, vollzog ſich die Scheidung nur langſeh 
und nicht gleichmäßig auf allen Punkten. Daher der Mangel an einheitlich 
Stimmung und die Schwierigkeit, für die ganze Arbeiterſchaft in einer ud 
derſelben Organiſation Raum zu ſchaffen. Erſt vor kurzer Zeit iſt es 
lungen, alle Gruppen in der neugegründeten ſozialdemokratiſchen Partei 
vereinigen. | 

Verſchärfte ſich damit der Gegenſatz zwiſchen Proletariat und Bourgeoi 
ſo hatte die wirtſchaftliche Entwicklung für die letztere außerdem eine Hife 
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zierung ihrer Intereſſen und im Zuſammenhang damit den Zerfall der alten 
hiſtoriſchen Parteien zur Folge. Einig zeigen ſie ſich höchſtens noch in Perſonen⸗ 
fragen. Aber darüber hinaus hat die Tradition keine Wirkung mehr. Gegen: 
über den praktiſchen Aufgaben bildeten ſich neue Gruppierungen, anfangs ohne 
feſte Grenzen und nur für den einzelnen Fall. Aber je klarer ſie ſich der 
Gleichartigkeit ihrer wirtſchaftlichen Sonderintereſſen bewußt werden, deſto feſter 
wird der Zuſammenſchluß. Als Kern dienen ihnen die zahlreichen wirtſchaft⸗ 
lichen Organiſationen, vor allem die großen ſchweizeriſchen Intereſſenverbände: 
der ſchweizeriſche Handels- und Induſtrieverein, das Organ des kapitaliſtiſchen 
Unternehmertums; der ſchweizeriſche Gewerbeverein, der die Kleingewerbe— 
treibenden und Handwerker vereinigt; der ſchweizeriſche Arbeiterbund und als 
jüngſter der ſchweizeriſche Bauernverband. Jeder dieſer vier Verbände unter⸗ 
hält ein ſtändiges Sekretariat, an deſſen Koſten der Bund Beiträge leiſtet, an 
die drei erſtgenannten in der Höhe von jährlich 20000 Franken, ans Arbeiter⸗ 
ſekretariat 25000 Franken. Die unmittelbare Folge dieſer Entwicklung beſtand 
darin, daß der Klaſſencharakter aller Wirtſchaftspolitik deutlicher an den Tag 
trat und die letztere ihre ideologiſche Verhüllung abſtreifte. Die ſogenannten 
großen Ideen treten mehr und mehr zurück. Die Politik wird nüchtern, zum 
Geſchäft. Die Diskuſſion der großen formal politiſchen und grundſätzlichen 
Fragen in der Zeit der Verfaſſungsreviſionen wies einen leidenſchaftlichen Zug 
auf und duldete ein ſtarkes Pathos. Die heutige Realpolitik der bürgerlichen 
Parteien verlangt für die parlamentariſche Beredſamkeit einen anderen Stil. 
Dem entſpricht die veränderte Phyſiognomie unſerer Parlamente. Sie weiſen 
ganz andere Züge auf als die Volksvertretungen der dreißiger und vierziger 
Jahre, die das Programm des bürgerlichen Liberalismus durchzuführen berufen 
waren. Die temperamentvollen Charakterköpfe jener Zeit haben beſonnenen 
Verwaltungsräten, Fabrikdirektoren und Regierungsbeamten den Platz geräumt, 
die ſich nicht mehr begeiſtern, ſondern nur noch ärgern können. 

Mit dieſer Entwicklung hängt es zuſammen, daß die Ausſichten für eine 
tatkräftige Sozialpolitik ſich im Laufe der Jahre weſentlich verſchlechtert haben. 
Die wirkſamen Arbeiterſchutzgeſetze datieren aus den ſiebziger und achtziger 
Jahren. Im Jahre 1878 trat das Fabrikgeſetz, das den elfſtündigen Maximal⸗ 
arbeitstag und das Verbot der Frauen-, Kinder- und Sonntagsarbeit brachte, 
in Kraft; die Geſetze betreffend die Eiſenbahn⸗ und die Fabrikhaftpflicht ſind 
in den Jahren 1875, 1881 und 1887 erlaſſen worden. Nun hat allerdings 
auch ſeither die ſozialpolitiſche Geſetzgebung nicht völlig geruht. Allein ſie 
ergriff keine neuen Gebiete, ſondern beſchränkte ſich in der Hauptſache auf den 
Ausbau der erwähnten Geſetze und zwar zum Teile in recht beſcheidenen Ver⸗ 
hältniſſen. So haben beiſpielsweiſe die auf die Reviſion des Fabrikgeſetzes 
gerichteten jahrelangen Bemühungen der Arbeiterſchaft nur den dürftigen Erfolg, 
daß der Bundesrat eine Verkürzung der Arbeitszeit am Samstag und den Vor: 
abenden der geſetzlichen Feſttage auf neun Stunden in Vorſchlag bringt. Die 
Ausſichten geſtalten ſich um ſo unerfreulicher, als es die gegenwärtige Wahl⸗ 
art der Arbeiterklaſſe außerordentlich erſchwert, in den eidgenöſſiſchen Räten 
eine Vertretung zu erlangen, welche auch nur halbwegs ihrer numeriſchen 
Stärke und ihrer wirtſchaftlichen Bedeutung entſpricht. Der ſchweizeriſche 
Nationalrat wird nicht, wie der Reichstag, in Einerwahlkreiſen gewählt, ſondern 
in Wahlkreiſen mit zwei bis neun Vertretern. Das bedingt einen Umfang, der 
über das Gebiet eines Quartiers, in welchem vielleicht die Arbeiterſchaft die 
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Mehrheit hätte, weit hinausgeht und deshalb den bürgerlichen Parteien die 
Mehrheit ſichert. Daher das große Intereſſe der ſchweizeriſchen Arbeiterſchaft 
am proportionalen Wahlſyſtem, als dem einzigen Mittel, um bei der ſtarken 
Dezentraliſation der induſtriellen Bevölkerung zu einer gerechten parlamenta- 
riſchen Vertretung zu gelangen. Der im Jahre 1900 unternommene Verſuch, 
den „Proporz“ auf dem Wege der Verfaſſungsinitiative einzuführen, iſt leider 
geſcheitert, indem ſich nur 169008 Bürger für denſelben, 244666 aber gegen 
die Neuerung ausgeſprochen haben. So erklärt ſich, daß auch bei den letzt, 
jährigen Wahlen von den 167 Nationalratsſitzen der Arbeiterſchaft nur 7 zu 
fielen. Der Umſtand, daß ſie keinen derſelben aus eigener Kraft eroberte 
ſondern auf die Unterſtützung bürgerlicher Parteien angewieſen war, beengt dit 
Wähler wie die Gewählten. Ungleich günſtigere Bedingungen bieten einzeln 
Gemeinden für die politiſche Bewegung. Da ſich hier das Stärkeverhältniz 
zwiſchen den bürgerlichen Parteien und der Arbeiterſchaft ſehr weſentlich z 
gunſten der letzteren verſchiebt, vermag ſie die Vorteile der engen Beſchränkung 
des Kampfplatzes wirkſam auszunutzen und auf dem Gebiet der Kommunal 
politik eine Reihe ſchöner Erfolge zu erzielen. 

Seit die einzelnen Gruppen innerhalb der Bourgeoiſie in bewußter Weis 
verſuchen, die Staatsgewalt ihren beſonderen Klaſſenintereſſen dienſtbar zi 
machen, rücken die auf die „Rettung des Mittelſtandes“ gerichteten Beſtrebungen 
auch in der Schweiz mehr und mehr in den Vordergrund. Ihren Mittelpunk 
finden ſie im ſchweizeriſchen Gewerbeverein, der eifrig die Mittel „zum Schutz 
des Kleingewerbes gegen Auswüchſe und Übeljtände im Handel und Kredit 
verkehr“ berät und empfiehlt. Bis jetzt mit beſcheidenem Erfolg. Aber es i 
nicht ausgeſchloſſen, daß dieſe Bewegung erſtarkt, namentlich wenn fie ſich aud 
fernerhin auf das Beiſpiel Deutſchlands berufen kann. Die Angriffe gegen di 
Konſumvereine, die Warenhäuſer, die Abzahlungsgeſchäfte und den Hauſierhande 
haben noch keinen Schaden angerichtet. Dagegen haben eine Reihe von Kan 
tonen in Anlehnung an das deutſche Muſter Geſetze gegen den unlautere 
Wettbewerb eingeführt und andere ſind 1 Begriff, es zu tun. Kann maß 
dieſen und ähnlichen Maßnahmen wenigſtens das nachrühmen, daß, wenn ſi 
nichts nutzen, fie auch keinen großen Schaden ſtiften, jo verhält es ſich in dieſen 
Punkte anders mit den ſogenannten Ehrenfolgen des Konkurſes und der frucht 
loſen Pfändung. In einem großen Teile der Schweiz gilt die Beſtimmung 
daß die durch den Konkurs oder die Betreibung feſtgeſtellte Zahlungsunfähig 
keit des Schuldners, auch wenn ſie eine unverſchuldete iſt, den Verluſt de 
bürgerlichen Ehrenrechte für eine gewiſſe Zeitdauer — in einigen Kantonen bi 
zu zehn Jahren — zur Folge hat. Auf Grund dieſes Wertgeſetzes, das di 
bürgerliche Ehre im kapitaliſtiſchen Staate unter diejenigen Dinge einreiht, di 
jederzeit gegen Barzahlung erhältlich ſind, ſind viele Tauſende des Stimmrechte 
verluſtig erklärt worden. 

Mit dieſen Erſcheinungen ſteht in engem Zuſammenhang der Sieg, den bi 
ſchutzzöllneriſchen Parteien in der Volksabſtimmung vom 15. März diefes Jahre 
mit der Annahme des neuen Zolltarifs errungen haben. Bei ſtarker Beteiligun 
— es ſtimmten faſt 75 Prozent der Stimmberechtigten — erklärten ſich 33095 
für den Zolltarif, 224504 gegen denſelben. Wenn nun auch von den An 
nehmenden ſehr viele durch das Argument ſich beſtimmen ließen, daß die Schwei 
einen Kampftarif mit relativ hohen Anſätzen für die Vertragsunterhandlunge 
benötige, um von den anderen Staaten die Zollermäßigungen zu erlangen, di 
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ihr die Beibehaltung der bisherigen Zölle ermöglichen, ſo hat doch die Mehr— 
zahl von ihnen an die Annahme die Hoffnung geknüpft, daß ſie einen Bruch 
mit der bisherigen Zollpolitik bedeuten werde. Den Ausſchlag bei der Ab- 
ſtimmung vom 15. März haben die Bauern gegeben, und zwar in ausgeſprochen 
ſchutzzöllneriſcher Abſicht. Die Führung des Kampfes beſorgte der ſchweizeriſche 
Bauernverband und, trotz der Neuheit der Aufgabe, mit großem Geſchick. Der 
Bauer wurde geſtoßen und gezogen. Man tat ihm überzeugend dar, daß nur 
eine Erſchwerung der Lebensmitteleinfuhr den bäuerlichen Betrieb zu einem 
lohnenden machen werde. Andererſeits malte man ihm für den Fall der Ver⸗ 
werfung das ſoziale Schreckgeſpenſt in den brennendſten Farben an ſein Scheunen⸗ 
tor. Hannibal ante portas! „Wir erwarten von eurer Vaterlandsliebe, daß ihr 
den Anſturm der internationalen Sozialdemokratie zurückſchlagt“ — hieß es im 
offiziellen Aufruf des Bauernverbandes. „Helft nicht den Sozialdemokraten die 
Bauern ruinieren und damit dem Zukunftsſtaat oder richtiger dem geſellſchaft— 
lichen Untergang die Wege ebnen.“ Nachdem den Bauern in dieſer treuherzigen 
Weiſe die Augen geöffnet worden waren, wußte auch der letzte von ihnen, wie 
er ſeinen Stimmzettel zu beſchreiben hatte und es iſt begreiflich, daß in manchen 
ländlichen Orten alle Stimmberechtigten bis auf den letzten Mann ihr Ja zur 
Urne trugen. Begreiflich iſt aber auch, daß die ſolchermaßen angeſprochene 
bäuerliche Bevölkerung an die Heilkraft des ihr verſchriebenen Rezeptes glaubt 
und Wert darauf legt, die begonnene Kur zu Ende zu führen. Der ſchweizeriſche 
Bauernverband beweiſt den guten Willen, die Vorteile auszunutzen, welche ihm 
der Sieg vom 15. März verſchaffte. Da der Bundesrat bei der Wahl der 
Unterhändler für die bevorſtehenden Handelsvertragsverhandlungen die Bauern 
überging, berief der Verband eine außerordentliche Delegiertenverſammlung ein, 
prbteſtierte gegen dieſe Ausſchließlichkeit und gab der durchaus berechtigten 
Forderung, daß zu den Vertragsunterhandlungen auch Vertreter der Landwirt— 
ſchaft zugezogen werden, dadurch Ausdruck, daß er mit dem bisher nur von 
der Arbeiterſchaft verfochtenen und ebenſo berechtigten Poſtulat der Volkswahl 
des Bundesrats drohte. Angeſichts dieſer Vorgänge muß mit der Tatſache ge- 
rechnet werden, daß mit dem 15. März 1903 ein neuer Abſchnitt in der ſchweize⸗ 
riſchen Zollpolitik begonnen hat. 

Daß dieſe Verſchiebungen der wirtſchaftlichen Machtfaktoren auch auf poli⸗ 
tiſchem Gebiet Reaktionen auslöſen, iſt nicht verwunderlich, ſondern von vorn- 
herein zu erwarten. Immerhin vermag die politiſche Reaktion nicht mit der⸗ 
ſelben Energie einzuſetzen wie in Deutſchland. Die Grundlagen der Demokratie 
— die Volkswahl und das Referendum bei allgemeinem und direktem Stimm⸗ 
recht — hat fie bisher nicht anzutaſten vermocht und fie wird dazu wenigſtens 
ſolange keine Geneigtheit zeigen, als ſie ſich nicht einer entſchiedenen prole— 
tariſchen Mehrheit gegenübergeſtellt ſieht. Nicht etwa, weil ein unvertilgbarer 
Reſt demokratiſcher Geſinnung in jeder Schweizerbruſt lebt. Die Erklärung 
liegt darin, daß jede Partei in den ſogenannten Volksrechten die wirkſamſte 
Verteidigung ihrer Klaſſenintereſſen erblickt, ſolange ſie nicht — wie etwa die 
Großinduſtriellen — nur einen geringen Bruchteil der Bevölkerung ausmacht. 
Sobald eine wirtſchaftliche Bewegung als Maſſenbewegung auftritt, bedarf ſie 
der demokratiſchen Rechte, mag fie dieſelben noch jo demagogiſch handhaben 
und noch ſo undemokratiſche Ziele verfolgen. Die demokratiſche Verfaſſung 
iſt das Arſenal, aus dem auch die reaktionärſte Partei ihr Rüſtzeug holt. Der 
Widerſpruch iſt nur ein ſcheinbarer und löſt ſich, ſobald man ſich vor Augen 
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hält, daß die Demokratie des Klaſſenſtaats praktiſch nicht Volksherrſchaft be⸗ 
deutet, ſondern Mehrheitsherrſchaft und daß bei der ſtarken Differenzierung 
der wirtſchaftlichen Intereſſen innerhalb der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft die 
ausſchließliche Herrſchaft einer Klaſſe nicht möglich iſt, ſich vielmehr jede 
Partei zur Verſtändigung mit den ihr am nächſten ſtehenden Gruppen ge⸗ 
nötigt ſieht. Ein Beiſpiel für das Geſagte bietet der Bauernverband, der, 
um ſeine ſchutzzöllneriſchen Ziele zu ſichern, anfängt, ſich mit der Volkswahl 
des Bundesrats zu befreunden und ſich damit an die Seite der Arbeiterſchaft 
ſtellt, die ſich von der Übertragung der Wahl des Bundesrats ans Volk eine 
Verſtärkung ihres politiſchen Einfluſſes und ſomit ganz andere Wirkungen ver⸗ 
ſpricht. | 
Die politiſche Reaktion macht ſich in der Schweiz vor allem geltend in 
kleinlicher Engherzigkeit bei der Behandlung von Ausländern, in der Aus⸗ 
dehnung aller polizeilichen Machtbefugniſſe und in der mit Eifer betriebenen 
Bekämpfung der „Auswüchſe“ der proletariſchen Bewegung, namentlich bei 
Arbeitseinſtellungen. Nebenher laufen Verſuche, der Arbeiterſchaft die Aus 
übung der politiſchen und der Freiheitsrechte — namentlich des Vereinsrechtes — 
zu erſchweren. In der Weltanſchauung des geängſtigten Kleinbürgers nimm 
die Polizei nachgerade eine zentrale Stellung ein. Sie wächſt zu einer myſtiſcher 
Macht aus, die, allweiſe und allgegenwärtig, in allen Nöten dieſes Leben 
Hilfe bringen ſoll und den Grund bildet, in dem er ſeine letzten Hoffnungen 
verankert. Will man dieſe Strömung zeitlich begrenzen, jo kann man auf da 
Jahr zurückgehen, in dem der ſchweizeriſche Bundesrat, dem Drängen de 
deutſchen Regierung nachgebend, die am „Sozialdemokrat“ beſchäftigten deutſchen 
Genoſſen Bernſtein, Fiſcher, Tauſcher und Schlüter aus dem Gebiet der Eid 
genoſſenſchaft ausgewieſen hat. Das geſchah im April 1888. In dem Abſchieds 
wort, das die Ausgewieſenen „an alle Freunde der Freiheit und des Rechte 
in der Schweiz“ richteten, drückten ſie ihr tiefes Bedauern darüber aus, daß 
die Schweiz „den erſten Schritt auf einer abſchüſſigen Bahn getan, deren End 
punkt den Verluſt ihrer Freiheit bedeutet“. Hätte man damals vorausgeſehen 
wieviele Schritte dem erſten nachfolgen werden, ſo wäre vielleicht die Zahl de 
Freunde der Freiheit und des Rechtes, die das Bedauern der Ausgewieſene 
teilten, nicht jo beſchämend klein geweſen. Aber die demokratische Gejinnun 
des Bürgertums war nicht lebendig und ſtark genug, um ſich von der Praxi 
der kleinen Doſen nicht überliſten zu laſſen. Im Laufe der Jahre iſt de 
Widerſpruch gegen die reaktionären Schnurrpfeifereien völlig verſtummt. Hatt 
die bürgerliche Demokratie in ihrer guten Zeit noch das ſtolze Vertrauen zur 
gefunden Sinne des Volkes, der von ſelbſt das Ungeſunde und Krankhafte auf 
ſcheidet und nach gelegentlichen Verirrungen ſich ſtets wieder zurechtfindet, . 
verfolgt ſie nun mit großem Ernſte den Kampf, den die Polizei gegen di 
„Auswüchſe“ der Demokratie führt. Das Bewußtſein, daß die Polizei m 
ihren tölpelhaften Mitteln im beſten Falle im ſtande ift, die Gefahr, die ſie 3 
bekämpfen wähnt, erſt herbeizuführen, ſcheint auch den Klügeren abhanden g. 
kommen zu fein. Bezeichnend für die Bourgeoiſie iſt die Furcht auch vor den 
Gedanken und dem Worte. Überließ man es früher getroſt dem Urteil de 
öffentlichen Meinung, jo wird heute der ganze polizeiliche Apparat in Bi 
wegung geſetzt und Schutz beim Strafrichter geſucht. Der erſte Erlaß, b 
dem dieſe Angſt den Berater machte, war das Geſetz betreffend die Bunde! 
anwaltſchaft, auf das ſich Fürſt Bismarck bezog, als er im Reichstag erklärte 
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„Bei dem Meinungsaustauſch mit der Schweiz haben wir uns von der Ab— 
ſicht leiten laſſen, die Bundesgenoſſenſchaft der Schweiz im Kampfe gegen die 
umſtürzenden ſozialiſtiſchen Beſtrebungen zu gewinnen. Daß wir auf gutem 
Wege ſind, werden die Herren ſchon wiſſen.“ Im Bundesanwalt erhielt 
nämlich die politiſche Polizei, die kurz vorher organiſiert worden war, ihren 
Chef. Das drei Jahre ſpäter — im Jahre 1892 — erlaſſene Bundesgeſetz 
betreffend die Auslieferung brach mit dem alten Grundſatz, daß wegen poli- 
tiſcher Verbrechen die Auslieferung nicht bewilligt werde. Dann folgte im 
Jahre 1894 ein Anarchiſtengeſetz, das nicht nur den Gebrauch und die Her: 
ſtellung von Sprengſtoffen zu verbrecheriſchen Zwecken unter ſchwere Strafen 
ſtellt, ſondern zur Beruhigung des friedlichen Bürgers auch denjenigen mit 
Gefängnis⸗ oder Zuchthausſtrafe bedroht, „der in der Abſicht, Schrecken zu ver⸗ 
breiten (), zu Verbrechen gegen die Sicherheit von Perſonen oder Sachen auf- 
muntert“! Während ſeines zehnjährigen Beſtandes hat ſich keine einzige 
Gelegenheit zur Anwendung dieſer Strafbeſtimmung geboten. Trotzdem erlahmte 
der geſetzgeberiſche Eifer nicht. Er ſuchte und fand ein neues Objekt ſeiner 
Fürſorge im Militär, dem er vor den Angriffen der ſozialdemokratiſchen Preſſe 
glaubt Schutz angedeihen laſſen zu müſſen. Eine Novelle zum eidgenöſſiſchen 
Strafgeſetz will denjenigen mit Strafe belegen, der Militärpflichtige zu einer 
Dienſtpflichtverletzung „anſtiftet oder verleitet oder anzuſtiften oder zu verleiten 
verſucht“ — alſo auch dann, wenn die Anſtiftung ſich nicht an einen Einzelnen, 
ſondern an die Allgemeinheit richtet und ohne jeden Erfolg geblieben iſt. Damit 
will man vor allem die ſozialiſtiſchen Blätter treffen, welche die aus Anlaß 
einer Arbeitseinſtellung aufgebotenen Dienſtpflichtigen ermahnten, ſich nicht als 
Hilfstruppen des Unternehmertums gegen ihre ſtreikenden Klaſſengenoſſen ver⸗ 
wenden zu laſſen. Seither hat der Bundesrat den eidgenöſſiſchen Räten ein 
weiteres Geſetz vorgelegt, durch das er, um eine Lücke des vorhin erwähnten 
Anarchiſtengeſetzes auszufüllen, ganz allgemein „die öffentliche Verherrlichung“ 
ſtrafbarer Handlungen mit Strafe bedroht. Für die Geſinnung, der dieſe Vor⸗ 
lage entſtammt, iſt bezeichnend, daß die Motive den Geiſt des ſeligen Stell: 
macher heraufbeſchwören und daran den Hinweis knüpfen, daß Deutſchland, 
Sſterreich und Italien mit dem Erlaß ähnlich lautender Strafbeſtimmungen 
vorangegangen ſeien. Unter Führung der ſozialdemokratiſchen Partei haben 
aber 60000 Stimmberechtigte gegen das Geſetz zum Schutze des Militärs vor 
den ſozialiſtiſchen Verführungsverſuchen das Referendum angerufen, ſo daß es 
der Volksabſtimmung unterbreitet werden muß. Die Hoffnung, daß es ver⸗ 
worfen wird, iſt deshalb keine unbegründete, weil ſeine Gegner in der tiefen 
Verſtimmung gegen den überhandnehmenden Militarismus einen guten Bundes⸗ 
genoſſen finden werden. 

Die Geſchicke der Schweiz im abgelaufenen Jahrhundert ſind durch die 
europäiſche Politik in entſcheidender Weiſe beeinflußt worden. Zuerſt brachten 
ihr die Franzoſen auf den Spitzen ihrer Bajonette die Freiheit. Daß ſie dafür 
unſere Kaſſen leerten — und zwar bis auf den Grund —, ſoll ihnen nicht 
ſchwer angerechnet werden. Die Verfaſſung, die nachher Napoleon der Schweiz 
gab, um ihr die Segnungen der großen Revolution zu ſichern, fiel mit dem 
Herrſcher; und unterm Schutze der heiligen Allianz ſchickten die Konſervativen 
ſich an, die rückſtändigen Zinſen einzutreiben. Als aber in Paris wieder eine 
Krone in den Staub rollte und ſpäter in Wien und Berlin die Throne krachten, 
fanden die ſchweizeriſchen Liberalen die Kraft, um ſich in blutigen Kämpfen 
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die bürgerliche Freiheit zu erringen. Vorauszuſagen, welche Anſtöße in dieſem 
Jahrhundert von außen kommen werden, welche Kräfte ſie wecken und ent⸗ 
feſſeln, welche Möglichkeiten ſie eröffnen, wäre ein ebenſo eitles Unterfangen, 
wie es vor hundert Jahren unmöglich war, die tiefen Wandlungen auch nur 
zu ahnen, welche damals ſchon ſich vorbereitet hatten. 5 


Sozialpolitik und verwaltungswiſlenſchaft. 
Von Adolf Braun. 7 


Von Viktor Hugo hat man einmal gejagt, daß es nicht ſeine geringſte lit = 
rariſche Leiſtung war, feinen Büchern und Kapiteln packende Titel gegeben zu 
haben. Wer ſich an „Napoleon le petit“, an „Histoire d'un crime“ und an 
die Kapitelüberſchriften in dieſen und anderen Werken des einflußreichſten fran: 
zöſiſchen Dichters des neunzehnten Jahrhunderts erinnert, wird an dieſem 
Urteil manches Wahre finden. Auch der Titel „Sozialpolitik und Verwaltungs⸗ 
wiſſenſchaft“, den Jaſtrow feinem letzten Buche vorgeſetzt hat, iſt ein Treffer: 
er verbindet das Neueſte und Jüngſte in der „Kameralwiſſenſchaft“, die ſeit 
Jahrzehnten wiſſenſchaftlich vollkommen vernachläſſigte Verwaltungswiſſenſchaft 
mit dem heute quantitativ am meiſten gepflegten Teile der Staatswiſſenſchaft, 
der Sozialpolitik. Seit dem Tode Lorenz v. Steins, der noch am meiſten 
ſozialpolitiſche Anläufe in ſeiner Verwaltungslehre nahm, iſt dieſer Zweig der 
Lehre vom Staate vollkommen vernachläſſigt. Die ſogenannte praktiſche 
Nationalökonomie und das Verwaltungsrecht traten in den Lehrplänen der 
reichsdeutſchen Univerſitäten an die Stelle der Polizei- oder Verwaltungswiſſen⸗ 
ſchaft, die niemals den Anforderungen an eine Wiſſenſchaft entſprach und ſtets 
ein Sammelſurium aller möglichen Notizen war, die in Beziehung ſtanden zur 
vielverzweigten Wirkſamkeit der Beamtenhierarchie. Wer noch das zweifelhafte 
Glück hatte, auf den Univerſitäten Verwaltungslehre zu hören, der mußte das 
für die Heranbildung der Studenten wenig nützliche Experiment mit ſich vor⸗ 
nehmen laſſen, daß ihm eventuell die Lehre von den Finanzen in der Volks 
wirtſchaft, dem Staatsrecht und in der Verwaltungslehre von drei durchaus 
verſchiedenen Geſichtspunkten dargeſtellt wurde. Jaſtrow wünſcht die Brücken 
rückwärts zu ſchlagen zu der alten Polizeiwiſſenſchaft, er will aber die alten 
Formen der Kameraliſten mit neuem ſozialpolitiſchen Inhalt erfüllen, mit einen 
Sozialpolitik, die er als „Politik aufgefaßt unter ſozialem Geſichtspunkt“ 
definiert. Sein Buch! will einige Bauſteine beiſteuern zu einem neuen Lehr 
gebäude der Sozialpolitik und der Verwaltungswiſſenſchaft. Wir glauben nicht 
daß Jaſtrow erreichen wird, was er erſtrebt, die Verwaltungswiſſenſchaft nich 
bloß zu galvaniſieren, ſondern zu friſcher Jugendblüte wieder zu erwecken 
Wir haben der alten Verwaltungslehre keine Tränen nachzuweinen und win 
ſehen in der mehr nationalökonomiſchen als juriſtiſchen Vorbildung die beſten 
Grundlagen für eine Moderniſierung unſerer Bureaukratie; was wiſſenſchaftlich 
* 
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iſt an der Verwaltungslehre, läßt ſich in die Disziplinen der politiſchen Öfo- 
nomie und des öffentlichen Rechtes zwanglos einfügen. 
Ob dem Verfaſſer ein beſtimmter Plan für feine „Sozialpolitik und Ver⸗ 
waltungswiſſenſchaft“ vorliegt, wird nicht verraten; es iſt merkwürdig, daß er 
keine Andeutung gibt, was der oder die folgenden Bände enthalten ſollen. Er 
vertröſtet uns bloß auf den vielleicht in zeitlicher Ferne ſtehenden Abſchluß des 
Werkes, wo er von den Literaturangaben und wiſſenſchaftlichen Nachweiſen 
ſpricht. Es iſt dies ſachlich bedauerlich und umſoweniger angängig, da der 
Verfaſſer und ihm befreundete und ſeine Feder oft verwertende Organe in 
den letzten Monaten ſeine wiſſenſchaftlichen Prioritätsrechte mit auffallendem 
Übereifer vertraten. Wer nach deutſcher Privatdozentenart jo eifrig um die 
Feſtſtellung angeblichen oder wirklichen Urheberrechtes beſorgt iſt, müßte die 
Quellen ſeiner Darſtellung nicht als gar zu nebenſächlich anſehen. Da die 
Redaktion dieſer Zeitſchrift gerade mir — ohne mein Zutun — die Beſprechung 
des Jaſtrowſchen Buches anvertraut hat, ſei nun nach Begraben der Streitaxt 
zwiſchen Dr. Jaſtrow und dem Kaiſerlich Statiſtiſchen Amte über die Methoden 
der Arbeitsloſenſtatiſtik noch ein Wort gejagt. Dr. Jaſtrow beliebte es jo dar⸗ 
zuſtellen, als ob er die Bedeutung entdeckt hätte, welche der Feſtſtellung der 
Arbeitsloſigkeit und ihrer Schwankungen innewohne, als ob er der alleinige 
Feſtſteller der Methoden geweſen ſei, ihm jeder Vorgänger gefehlt hätte, ſomit 
er ein Patent auf die Behandlung dieſes Gebiets, wenn auch kein D. R. P. 
gehabt hätte. Als Spezialiſt auf dieſem Gebiet, als eifrigſter Behandler des— 
ſelben und als Hiſtoriker vom Fache hat Dr. Jaſtrow überſehen, daß bei der 
letzten großen Wirtſchaftskriſe anfangs der neunziger Jahre von fozialdemo- 
kratiſcher Seite — ſpeziell vom Verfaſſer dieſer Ausführungen — auf die Be⸗ 
deutung der Arbeitsloſenzählungen hingewieſen wurde, die Methoden derſelben 
erörtert wurden und der Anſtoß zu einer lebhaften Diskuſſion gegeben wurde, 
an der ſich Oldenburg, Hirſchberg, G. v. Mayr und andere, nur nicht 
Dr. Jaſtrow beteiligten. Daß Dr. Jaſtrow mit ſeinem großen organiſatoriſchen 
Geſchick dieſe Anregungen auszunutzen begann, nachdem das Deutſche Reich 
die erſte allgemeine Arbeitsloſenzählung in Europa vorgenommen hatte, iſt 
gerne zuzugeſtehen, wenn auch dieſes Lob einzuſchränken iſt durch die Bemerkung, 
daß er die Ergebniſſe ſeiner Methoden überſchätzte und auf ihre Fehlerquellen 
diel zu wenig aufmerkſam machte. Jedenfalls läßt die breitere Baſis der Er⸗ 
hebungen des reichsſtatiſtiſchen Amtes tiefere Einblicke in die Schwankungen 
der Arbeitsloſigkeit erwarten, als die Veröffentlichungen des „Arbeitsmarktes“ 
geboten haben. Auf die uns nicht allzu relevant erſcheinende Differenz zwiſchen 
Reichsamt und Jaſtrow über die Notwendigkeit einer Entſchädigung für die Ex⸗ 
propriierung der Arbeitsmarktberichterſtattung verzichten wir einzugehen. Wir 
venden uns lieber Jaſtrows Darſtellung über Arbeitsmarkt und Arbeits⸗ 
nachweis zu, die das zweite Buch feines ſchon genannten erſten Bandes bilden. 
Jaſtrow iſt ein Gelehrter von heute nur noch ſelten anzutreffender Viel⸗ 
eitigkeit: Hiſtoriker von Ruf, ein tüchtiger Juriſt, eifriger Kommunalpolitiker 
und Journaliſt, hat er ſich ſeit Jahren mit ſichtlichem Erfolg auf das Gebiet 
der Volkswirtſchaft geworfen. Trotzdem iſt bei ihm eine auffallende Einfeitig- 
eit zu bemerken, eine Überſchätzung ſeines mit Liebe gepflegten Arbeitsgebiets, 
obald er ſich mit den Fragen des Arbeitsmarktes befaßt. Er findet, daß die 
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„urzeitliche () Art des Preiskampfes“ durch Warenſperre nur noch auf dem 
Arbeitsmarkt die allgemein übliche iſt. Nur auf dem Arbeitsmarkt komme es, 
nach Jaſtrow, noch vor, daß die Ware (Arbeitskraft) nicht feilgehalten werde, 
wenn der vom Verkäufer geforderte, für angemeſſen gehaltene Preis nicht 
bezahlt werde. Wir ſind im Gegenteil der Meinung, daß dieſe Erſcheinung 
auf dem Warenmarkt viel häufiger iſt wie auf dem Arbeitsmarkt. Man braucht 
gar kein beſonders gutes Gedächtnis zu haben, und weiß doch etwas von der 
Kohlennot, von der Preispolitik des Rheiniſch-weſtfäliſchen Kohlenſyndikats, von 
den Getreideſchwänzen in den Vereinigten Staaten, von den zahlloſen Preis⸗ 
konventionen, um behaupten zu können, daß ſie von dem Geſichtspunkt der 
Warenſperre ausgehen, daß fie den Nachfragenden vor das Dilemma ſtellen: 
Du kaufſt meine Waren um x Prozent teuerer als fie dich im vorigen Jahre 
koſteten, oder wir verkaufen nicht. Von den Arbeitern wiſſen wir aber, daß 
Millionen zu Preiſen ihre Arbeitskraft regelmäßig verkaufen, die ſie nicht für 
angemeſſen halten, die nach allgemeiner Meinung zu billig ſind, die zu voll⸗ 
kommener Reproduktion der Arbeitskraft nicht ausreichen. In gar zu ſchablonen⸗ 
hafter Weiſe wird der Arbeitsmarkt mit dem Waren- und Effektenmarkt gleich⸗ 
geſtellt und die Verſchiedenheit der „Ware“ nicht berückſichtigt. Dies mag ja 
bei einer Broſchüre, die agitatoriſch wirken ſoll, verzeihlich ſein, nicht aber für 
ein Werk, das mit der ganzen Prätenſion der Wiſſenſchaftlichkeit auftritt, ja 
der Wiſſenſchaft neue Wege ebnen will. Die Börſe hat die Vorausſetzung des 
Warentyps. Wenn ich prima ruſſiſchen Roggen an der Königsberger Börſe, 
Mais auf der Berliner Produktenbörſe, Diskontokommandit an der Frankfurter 
Fondsbörſe, dreiprozentige Portugieſen in Paris, Wechſel auf Berlin in Wien 
kaufen will, ſo weiß ich ganz genau, was mir geliefert werden wird, es kann 
zwiſchen Käufern und Verkäufern keine Differenz beſtehen, weil börſenmäßig die 
Miſchung des Roggens wie des Mais vorgeſchrieben iſt, weil Handelsuſance, 
Börſengebrauch, Lieferungsbedingung beziehungsweiſe Stückzahl, Coupons, 
Lieferzeit u. ſ. w. ganz genau feſtſteht. Dieſe Vorausſetzungen börſenmäßigen 
Verkehrs fehlen beim Arbeitsmarkt. Die ſiebzehn Maler, die ein großes Bau⸗ 
geſchäft benötigt, auch die dreißig ungelernten Arbeiter, die der Reeder für das | 
Löſchen feines Schiffes ſucht, laſſen ſich nicht fo liefern wie Lombarden oder 
Harpener. Weil man von Effekten⸗ und Arbeitsbörſe, von Waren⸗ und 
Arbeitsmarkt ſpricht, deshalb beſtehen noch lange nicht die gleichen Voraus⸗ 
ſetzungen für einen börſenmäßigen Verkehr. Nicht die „unvollendete Technik 
des Arbeitsmarktes“ trägt hieran, wie Jaſtrow meint, die Schuld, ſondern der 
Charakter der Ware Arbeit, die ſich nicht in feſte Typen faſſen läßt, und die 
Tatſache, daß die Ware Arbeitskraft ſich nicht von den Menſchen trennen läßt 
wie geſchäftlich die völlig iſolierbare Ware „Laurahütte“ oder „amerikaniſches 
Petroleum raffiniert Marke 1“. So — relativ — einfach und ſcheinbar genau 
die Berichterſtattung über Baumwollpreiſe und über das Arbitragengeſchäft iſt, 
ſo ſchwierig geſtaltet ſich das Problem einer Berichterſtattung über den Arbeits 
markt. Die Börſenberichte ſagen uns, ob Zufuhr und Abgabe von Waren 
— hier und da auch die Mengen — ſtattgefunden haben, ſie notieren die Preiſe, 
welche die Anbietenden fordern und welche die Nachfragenden zu zahlen willens 
ſind, ſie haben immer beſtimmte Warentypen, beſtimmte Quanten als Minima 
der Geſchäftsabſchlüſſe zur Vorausſetzung. Im Vergleich zu der von Jaſtrow 
erſtrebten und unzweifelhaft geförderten Berichterſtattung über den Arbeits 
markt iſt der Inhalt des Kursblatts der Börſen ideal zu nennen, trotz aller 
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Mängel, die dem Sachkenner wohl bekannt find, auf die hier aber nicht ein- 
gegangen werden ſoll. Die Schwankungen in der Zahl der der Arbeiter— 
verſicherung Unterworfenen, der nach Arbeit bei den öffentlichen Arbeits- 
nachweisſtellen Nachfragenden und ihr Verhältnis zur Zahl der Arbeitsnach- 
weiſungen ſind bisher die alleinigen Mittel der Arbeitsmarktberichterſtattung, 
abgeſehen von Stimmungsbildern ſehr zweifelhaften Wertes über den Beſchäf⸗ 
tigungsgrad in einigen Induſtriezentren und Hauptproduktionszweigen. Arme 
Leute kochen mit Waſſer und der Sozialſtatiſtiker lernt immer mehr Beſcheiden⸗ 
heit. Es nutzt nichts, ſich Fettaugen auf die Waſſerſuppe zu denken, es muß 
eingeſtanden werden, daß die Arbeitsmarktberichterſtattung im Zeitalter der 
Warenproduktion nur zu ganz beſchränkten Reſultaten kommen kann. Mag man 
auch theoretiſch eine Berichterſtattung über Angebot und Nachfrage wie über 
den Preis der Arbeit für möglich halten, ſo wird man über die Feſtſtellung 
von Angebot und Nachfrage nicht hinauskommen, weil die Vielgeſtaltigkeit von 
Lohnformen und Lohnſätzen für jede der zahlloſen Berufstätigkeiten der Hand⸗ 
arbeiter eine raſche und damit praktiſch wertvolle Berichterſtattung unmöglich 
machen wird. Ich kann beim Morgenkaffee ſehr wohl leſen, was geſtern 
Weizen in Chicago, New York, Budapeſt, London, Amſterdam gekoſtet hat, ich 
muß aber Jahre warten, bis ich durch die Berufs- und Betriebszählung er⸗ 
fahre, wieviele Arbeiter in wievielen Betrieben überhaupt und in ſolchen von 
verſchiedener Größe beſchäftigt waren. Ich kann deshalb nicht hoffen, daß ich 
nach Art des Kurszettels raſch erfahren kann, wieviel die Hufſchmiede in 
Berlin, Frankfurt a. M., Stuttgart, Mülhauſen i. Elſ., in Zabern und in 
Bant pro Stunde und pro Tag verdient haben. Ich kann nicht einmal raſch 
erfahren, wieviel Hufſchmiede ohne Arbeit ſind und welches die Prozentzahl 
dieſer zu den Hufſchmieden überhaupt iſt, ich muß mich mit dem Begriff des 
Arbeiters, beſtenfalls einer ſehr beſchränkten Zahl von Arbeitergruppen begnügen 
und da auch zufrieden ſein, ihr Angebot, die Nachfrage nach ihnen und die 
Zahl der Beſchäftigten feſtzuſtellen. Ich werde mir aber immer bewußt ſein, 
daß ich bei dieſer Berichterſtattung mit einer Unzahl von Fehlerquellen zu 
rechnen habe. Es iſt lebhaft zu bedauern, daß Jaſtrow in einer Arbeit, die 
er wohl für grundlegend hält für die hier erörterten Fragen, ſehr flüchtig über 
alle dieſe Einwände hinweggeht, ſoweit er ſie überhaupt ſtreift. 

Damit wollen wir bloß den Wert der Arbeit Jaſtrows begrenzen, nicht 
aber ihn herabſetzen. Er hat fleißig zuſammengeſtellt, vor allem was er 
erſtrebt, erreicht und angeregt hat, er hat auch ſonſt vieles Material herbei⸗ 
getragen und geordnet, manches aber auch auffallenderweiſe vergeſſen, er er— 
wähnt zum Beiſpiel ſeine Anregungen aus dem Jahre 1901, die Arbeitsloſen 
durch die Gewerkſchaften zählen zu laſſen, ſtellt ſich aber ſo, als ob er nicht 
wüßte, daß dies doch nur Nachahmungen deſſen ſind, was an vielen Orten 
in den Jahren 1892 und 1893 geſchah. Freilich hat er ſich vor zehn Jahren 
mit dieſem Gegenſtand noch nicht befaßt. Vielen, die ſich mit den Problemen 
der Arbeitsloſigkeit, der Feſtſtellung ihrer Schwankungen wie der Arbeits— 
vermittlung befaſſen, wird das Jaſtrowſche Buch tatſächlich Belehrung und 
wertvolle Orientierung ermöglichen. Es wird als Materialienfammlung jeden- 
falls mehr Anerkennung verdienen wie als wiſſenſchaftliche Leiſtung. 

Während Jaſtrow faſt 350 Seiten dem Arbeitsmarkt und dem Arbeits— 
nachweis widmet, behandelt er in kaum 150 Seiten die Gewerbegerichte und 
Einigungsämter. Wir erkennen gern an, daß wir keine Darſtellung kennen, 
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die jo klar und überſichtlich dieſen Gegenſtand beleuchtet. Trotz mancher kleiner 
Einwendungen könnten wir es nur wünſchen, wenn recht viele Gewerberichter 
dieſen Teil des Buches ſtudieren würden. Es iſt deshalb lebhaft zu bedauern, 
daß die beiden Hauptteile des Buches, die ſich — abgeſehen von den berufs⸗ 
mäßigen Sozialpolitikern — an verſchiedene Leſerkreiſe wenden, in einen Band 
vereinigt wurden. 6 

Läßt ſich für den Abſchnitt über den Arbeitsmarkt und Arbeitsnachweis 
die Unterbringung unter den Titel „Verwaltungswiſſenſchaft“ erklären, ſo 
ſcheint uns dies nicht angängig für den von den Gewerbegerichten handelnden 
Teil. Doch was tut man nicht um eines ſchönen Titels willen! „Sozial⸗ 
politik und Verwaltungswiſſenſchaft“ klingt eben originell und packend. Aber 
das Buch Jaſtrows wird zu einer Ehe der vertrockneten Verwaltungswiſſenſchaft 
mit der ihre Glieder erſt reckenden Sozialpolitik nicht führen. Es wäre auch 
ein gar zu komiſch Paar! = 
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Klaffenintereffe — Sonderintereffe — 6emeinintereffe. 
Von K. Kautsky. | | 


1. Partei und Klaffe. 


Die Sozialdemokratie tritt auf als Vertreterin der Klaſſenintereſſen des 
Proletariats — die anderen Parteien gebärden ſich als Vertreterinnen der In⸗ 
tereſſen aller oder doch aller bedeutenden Klaſſen. Wie früher ſchon oft, ſo 
werfen ſie daher auch im jetzigen Wahlkampf unſerer Partei vor, ſie vertrete 
bloß die Intereſſen eines Bruchteils der Bevölkerung, ſie vertrete nur Sonder⸗ 
intereſſen, während die bürgerlichen Parteien ſich damit brüſten, daß ſie das 
Gemeinintereſſe, das Intereſſe von Staat und Geſellſchaft, das Intereſſe der 
Geſamtheit der Bevölkerung eifrig und allſeitig zu fördern beſtrebt ſind. 

Wäre der Vorwurf gerechtfertigt, dann ergäbe ſich daraus eine bedeutende 
Überlegenheit der bürgerlichen Parteien. Zum Glück beruht er nur auf einer 
Verwirrung der Begriffe; gerade das Gegenteil dieſes Vorwurfs iſt richtig. 
Aber es iſt nicht ganz leicht, die Konfuſion zu entwirren, der er entſpringt. 

Vor allem, ehe wir von Klaſſenintereſſen handeln, müſſen wir uns darüber 
klar werden, was eine Klaſſe iſt. | 

Marx hat im dritten Bande feines „Kapital“ eine Unterſuchung über den 
Begriff der Klaſſe begonnen, leider aber nicht vollendet. Gerade an der ent⸗ 
ſcheidenden Stelle bricht ſie ab. | 

Wir haben in der modernen Geſellſchaft drei große ökonomiſche Gruppen: 
Lohnarbeiter, Kapitaliſten, Grundeigentümer. Was macht ſie zu Bildnern der 
drei großen geſellſchaftlichen Klaſſen? fragt Marx, und gibt zur Antwort: „Auf 
den erſten Blick die Dieſelbigkeit der Einkommen und Einkommenquellen. Es 
ſind drei große, geſellſchaftliche Gruppen, deren Beſtandteile, die ſie bildenden 
Individuen, reſpektive von Arbeitslohn, Profit und Grundrente, von der Ver⸗ 
wertung ihrer Arbeitskraft, ihres Kapitals und ihres Grundeigentums leben. 

„Indeſſen würden von dieſem Standpunkt aus zum Beiſpiel Arzte und 
Beamte auch zwei Klaſſen bilden, denn ſie gehören zwei unterſchiedenen geſell⸗ 
ſchaftlichen Gruppen an, bei denen die Einkommen der Mitglieder von jeder 
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der beiden aus derſelben Quelle fließen. Dasſelbe gälte für die unendliche Zer⸗ 
ſplitterung der Intereſſen und Stellungen, worin die Teilung der geſellſchaft⸗ 
lichen Arbeit die Arbeiter wie die Kapitaliſten und Grundeigentümer fpaltet — 
letztere zum Beiſpiel in Weinbergbeſitzer, Ackerbeſitzer, Waldbeſitzer, Bergwerks⸗ 
beſitzer, Fiſchereibeſitzer.“ ie 

Hier bricht leider das Manuffript ab. Es ift natürlich unmöglich, mit 
Beſtimmtheit feſtzuſtellen, was Marx weiterhin ausgeführt hätte. Aber wir 
können die Frage für uns beantworten, wenn wir die Tatſachen ſelbſtändig 
prüfen. 

Was kennzeichnet die Stellung einerſeits etwa des Grundbeſitzers gegenüber 
dem Lohnarbeiter und dem Kapitaliſten, andererſeits etwa des Ackerbeſitzers 
gegenüber dem Wald⸗ oder dem Baugrundbeſitzer? 

Die Grundrente des Grundbeſitzers kann bei gegebener Größe des National⸗ 
einkommens nur vergrößert werden entweder auf Koſten des Arbeitslohns 
oder des Kapitalprofits — die Intereſſen des Grundbeſitzers ſtehen alſo im 
Gegenſatz zu denen des Lohnarbeiters und des Kapitaliſten. Dagegen wächſt 
die Grundrente des Ackerbeſitzers nicht auf Koſten der Grundrente der anderen 
Grundbeſitzer. Im Gegenteil, das Wachſen der Grundrente oder des damit 
zuſammenhängenden Bodenpreiſes der einen Bodenart zieht auch ein Wachstum 
der Grundrenten und Bodenpreiſe der anderen Grundſtücke nach ſich. Aber 
jedes Steigen dieſer Grundrenten und Bodenpreiſe bedeutet eine entſprechende 
Beeinträchtigung des Arbeitslohns oder des Kapitalprofits. 

Nehmen wir andererſeits die Klaſſe der Lohnarbeiter. Sie zerfällt in Buch⸗ 
drucker, Metallarbeiter, Textilarbeiter, Landarbeiter u. ſ. w. Aber dieſe Unter⸗ 
abteilungen bilden keine Klaſſen. Sie alle haben den gemeinſamen Gegenſatz 
gegen Kapital und Grundeigentum, denn der Arbeitslohn kann bei gegebenem 
Nationaleinkommen nur ſteigen auf Koſten dieſer beiden Einkommensgquellen; 
dagegen ſteigt nicht innerhalb der Arbeiterklaſſe der Lohn der einen dieſer 
Arbeiterſchichten auf Koſten der anderen, ſondern vielmehr verſtärkt jede Lohn⸗ 
erhöhung einer Arbeiterſchicht auch die Tendenz zur Lohnerhöhung der anderen; 
ſie verſtärkt das Streben der Arbeiter, höhere Löhne zu verlangen und verringert 
die Widerſtandskraft der Unternehmer, ſie zu gewähren. 

Jetzt ſehen wir bereits, was die einzelnen Klaſſen bildet. Es iſt nicht bloß 
die Gemeinſamkeit der Einkommensquelle, ſondern auch die daraus folgende 
Gemeinſamkeit der Intereſſen und die Gemeinſamkeit des Gegenſatzes gegen 
die anderen Klaſſen, von denen jede beſtrebt iſt, die Einkommensgquellen der an⸗ 
deren einzuengen, um die ihrige reichlicher fließen zu machen. 

Die einzelnen Berufe innerhalb der einzelnen großen Einkommensgruppen 
bilden alſo keine beſonderen Klaſſen. Wohl aber wird man bei näherer Be— 
trachtung finden, daß ſich zwiſchen und neben den drei großen Klaſſen Zwiſchen⸗ 
glieder und Ableger bilden, die ebenfalls den Charakter beſonderer Klaſſen erhalten. 

So können wir zum Beiſpiel innerhalb der Kapitaliſtenklaſſe unterſcheiden 
das industrielle Kapital, das Handelskapital, das Geldkapital. Betrachten wir 
nur letzteres. Jeder Kapitaliſt muß Geld haben, um ein Unternehmen ins 
Leben rufen und betreiben zu können; aber unter den Kapitaliſten gibt es 
eine Sorte, die ſich mit der Arbeit des Leitens von Unternehmungen nicht 
befaſſen, ſondern es vorziehen, ihr Geld an induſtrielle oder kommerzielle 
Unternehmer gegen Zinſen auszuleihen. Die Einkommensquelle dieſer Geld— 
kapitaliſten gibt ihnen eine Gemeinſamkeit der Intereſſen; der Zinsfuß der einen 
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ſteigt nicht auf Koſten des Zinsfußes der anderen; im Gegenteil; jedes Steigen 
des Zinsfußes hier fördert ſein Steigen dort. Dieſe Einkommensquelle bringt 
ſie aber auch in gemeinſamen Gegenſatz zu den anderen Kapitaliſten; denn der 
Zinsfuß ſteigt auf Koſten des Profits. $ 
Notabene, um Mißverſtändniſſe auszuschließen, ſei hier bemerkt, daß damit 
nicht etwa geſagt fein ſoll, wenn der Zinsfuß ſteige, müſſe die Profitrate ſinken. 
Das wäre ebenſo falſch, als wollte man jagen, wenn der Arbeitslohn ſteige, 
müſſe der Profit herabgehen. In Zeiten der Proſperität können gleichzeitig 
Profite, Zinſen und Arbeitslöhne in die Höhe gehen, in Zeiten der Kriſe gehen 
fie gleichzeitig herab. Aber das ändert nichts an der Tatſache, daß zu einer 
gegebenen Zeitpunkt alles, was der Kapitaliſt unter ſonſt gleichen Umſtänden 
an Lohn oder Kapitalzins erſpart, ſeinen Profit erhöht und umgekehrt. Wenn 
das Geſamtprodukt der Geſellſchaft ſteigt, kann die Menge der auf jede einzelne 
Klaſſe entfallenden Produkte ſteigen, aber es kann nicht der prozentuell 
Anteil einer jeden Klaſſe am Geſamtprodukt gleichzeitig ſteigen, ſondern der 
Anteil der einen muß ſinken, wenn der der anderen ſteigt; und vor allem, wie 
hoch auch das Geſamtprodukt ſein mag, der Anteil jeder einzelnen Klaſſe daran 
wird in der heutigen Geſellſchaft nicht planmäßig reguliert, ſondern durch öko⸗ 
nomiſche und politiſche Kämpfe der verſchiedenſten Art beſtimmt, wobei jede 
Klaſſe alle ihre Machtmittel aufbietet, um einen möglichſt großen Anteil zu 
erlangen. 1 
Auf dieſer Methode der Verteilung der Produkte beruhen die Klaſſenuntes⸗ 
ſchiede, Klaſſengegenſätze und Klaſſenkämpfe. Sie müſſen ſtändig fortdauern, 
ſolange die kapitaliſtiſche Geſellſchaft beſteht; dieſe Gegenſätze werden nicht 4 
gehoben, oft nicht einmal gemildert in Zeiten, wo Löhne, Profite und Zinſen 
gleichzeitig ſteigen — was übrigens bekanntlich ſtets nur ein vorübergehendes 
Rauſchſtadium iſt, dem unvermeidlich ein ſchmerzlicher Katzenjammer mit gleich 
zeitigem Fallen von Löhnen, Profiten und Zinſen folgt, wobei die Kämpfe um 
den Anteil am Nationalprodukt lebhafter entbrennen, und damit die Klas 
gegenſätze ſich verſchärfen. | 4 
Der Begriff der Klaſſe ſchließt notwendigerweiſe den des Klaſſengegen⸗ 
ſatzes in ſich. Iſt dem aber ſo, dann wird die Verſicherung einer Partei, 
daß fie den Intereſſen aller Klaſſen gerecht werde, eine leere Redensart, ja 
ſchlimmeres als das, ein demagogiſcher Schwindel. Es iſt die Verſicherung 
daß dieſe Partei gleichzeitig die Intereſſen der Mieter wahren und auf Er 
niedrigung der Mieten hinarbeiten, wie auch die Intereſſen der Vermieten 
wahren und auf Erhöhung der Mieten hinarbeiten werde; daß fie den Arbeiter 
hohe Löhne und den Kapitaliſten billige Arbeitskräfte verſchaffen wolle; daf 
ſie für die Konſumenten niedere Lebensmittelpreiſe und für die Lebensmittel 
produzenten hohe Lebensmittelpreiſe anſtrebe u. ſ. w. 1 
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In Wirklichkeit entſprechen den drei großen Klaſſen der Geſellſchaft au 
die großen Parteien, die in der Politik der modernen Staaten hervortreten 
die Liberalen, die Konſervativen und die Sozialiſten. | 
Damit ift jedoch nicht geſagt, daß in der politifchen Wirklichkeit die Par 
teien ſich ebenſo reinlich ſcheiden, wie die Klaſſen nach der ökonomiſchen Theorie 


Einmal haben wir Zwiſchen- und Nebenklaſſen, deren Klaſſenintereſſen n 
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ganz mit der einen oder der anderen der drei großen Klaſſen zuſammenfallen 
Das Geldkapital zum Beiſpiel ſteht vermittelnd zwiſchen dem induſtriel 
Kapital und dem Grundbeſitz, die es beide gleich ausbeutet; es nimmt 
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politiſch eine Mittelſtellung ein zwiſchen dem Liberalismus und dem feudal⸗ 
agrariſchen Konſervatismus, ſchlägt ſich einmal zu der einen, ein andermal zu 
der anderen dieſer Parteien, wie bei uns zum Beiſpiel die Nationalliberalen 
und Freikonſervativen. 

Andererſeits nehmen die Kleinbürger eine Zwiſchenſtellung ein zwiſchen dem 
Proletariat und der Kapitaliſtenklaſſe, die Kleinbauern zwiſchen dem Proletariat 
und dem Grundbeſitz. 

Dann aber ſchließen es auch die Klaſſengegenſätze nicht aus, daß Beſtand⸗ 
eile verſchiedener Klaſſen in einer Partei vereinigt werden. In demokratischen 
Staatsweſen, unter der Herrſchaft des allgemeinen Wahlrechts, können Kapi⸗ 
aliſten wie große Grundbeſitzer ihre politiſche Herrſchaft nicht allein behaupten, 
dazu ſind ſie zu gering an Zahl. | 

1895 zählte man unter den Selbſtändigen (abgeſehen alſo von den Lohn⸗ 
arbeitern) in Induſtrie und Handel: 
| Unbemittelte (Selbſtändige ohne Hilfskraft und Hausinduſtrielle) 1721418 

Kleine Meiſter und Händler (Beſitzer und Leiter von Betrieben 
Wù˙adberone nnn. 900850 

Kleine Kapitaliſten (mit Betrieben von 5 bis 20 Perfonen). . 200471 

Große Kapitaliſten (mit Betrieben von mehr als 20 Perſonen) 48765 


Wir ſehen, daß die Zahl der großen Kapitaliſten in der Gruppe der indu⸗ 
triellen und kommerziellen Unternehmer nicht einmal 50000 betrug. Die Zahl 
der tatſächlichen Proletarier war ſelbſt unter den angeblich „Selbſtändigen“ 
ſoch weitaus größer als die Zahl der kleinen Kapitaliſten, ſamt jenen, die auf 
der Zwiſchenſtufe zwiſchen Proletariat und Kapitaliſt ſtanden. 
Nicht immer wird die Rubrizierung ſtimmen. Ein Handelsgeſchäft mit 
ünf Arbeitern kann ſchon ein ſehr großes Kapital umfaſſen. Andererſeits wird 
nancher Betrieb mit zwei Arbeitern, etwa einem Meiſter und einem Lehrling, 
den proletariſchen zuzurechnen ſein. Die einzelnen Fehler dürften ſich aus⸗ 
leichen, übrigens find die Zahlenunterſchiede fo groß, daß es auf Genauigkeit 
in jedem einzelnen Falle gar nicht ankommt. 

Etwas beſſer für die Beſitzenden ſteht die Sache in der Landwirtſchaft. 
Von den ſelbſtändigen Landwirten wurden gezählt in der Klaſſe der 


We Unbemittelten (unter 2 Hektar). . © » . 548572 
| Kleinbauern (2 bis 5 Hektar) 694850 
Mittelbauern (5 bis 50 Hektar) . . . . . 1221284 
Größere Grundbeſitzer (über 50 Hektar) 98 224 


Hier iſt die Zahl der proletariſchen Scheinbeſitzer kleiner im Verhältnis zu 
den Beſitzenden, aber die Zahl der größeren Grundbeſitzer immer noch eine 
minimale. 

Fügen wir aber noch die Zahlen der Lohnarbeiter hinzu, dann ſehen wir 
erſt recht, wie verſchwindend klein die Zahl derjenigen iſt, die ausſchließlich 
5 ihrem Grundbeſitz oder einem kapitaliſtiſchen Unternehmen ihr Einkommen 
ziehen. 

Wir haben dann in der Landwirtſchaft: 


Pier 5728967 
| Unbemittelte Selbſtändige . . 548572 | Sa 
| 180916184 
. Größere Grundbeſitzer . 98224 
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Noch ſchlimmer ſteht's in Induſtrie und Handel: 


Lohnarbeiter - „ „ 7714419 

Unbemittelte Seisänbige e 9 85 
Mittelklaſſee LOL SEEN = 
Große Kapitaliſten 48 765 = 

8 

Das gibt zuſammen für die drei großen Erwerbszweige: 9 
Lohnarbeiter -. „„ „ „18 
Unbemittelte Setofrändige „„ 15708367 * 
Mittelklaſſe „„ 8 4 
Sroßbeiih .... 4.52 wu na # 


Zieht man noch die übrigen Erwerbszweige, ſowie bei jeder Klaſſe die 
Familienmitglieder in Betracht, dann erhalten wir folgendes Ergebnis für die 
Geſamtbevölkerung: 


4 


Lohnarbeiter . . . 28757058 55,55 Prozent 
Unbemittelte Selbſtändige 6492384 12,54 E 
Mittelklaſſe . . 15874600 30,66 - 4 
Großbeſitz .. . . 646242 1,25 4 
| 


Hier erſcheint das Übergewicht des Proletariats geringer, weil die Zahl | 
müßigen Familienmitglieder bei ihm auf ein Minimum beſchränkt iſt. Indes 
iſt es auch in der letzten Tabelle ein gewaltiges. Es umfaßt 68 Prozent, über 
zwei Drittel der Bevölkerung, der Großbeſitz nur etwas über 1 Prozent. 

Man ſieht, wie kläglich es den aus Kapitalbeſitz oder Grundbeſitz ihr Ein. | 
kommen ziehenden Klaſſen erginge, blieben ſie im politiſchen Kampfe auf ihr 
eigenen Mitglieder beſchränkt. Sie müſſen trachten, in der Maſſe der Be 
völkerung Hilfstruppen zu gewinnen, die ihnen die nötigen Stimmen liefern 
Namentlich die beiden Zwiſchenklaſſen des Kleinbürgertums und der Bonn 
ſchaft mit ihren zwieſpältigen Klaſſenintereſſen erſcheinen ihnen vortrefflich dazi 
geeignet. Aber auch aus dem Proletariat ſuchen die Parteien der beſitzende 
Klaſſen ſich Stimmen zu holen. Leere Verſprechungen, die oft direkter Betrug 
ſind, und wo dieſe nicht ausreichen, Bedrohung mit ewigen und zeitlichen 
Strafen, ſchließlich, wo alles nichts hilft, direkter Zwang, die Ausnutzung alle 
ökonomiſchen, politiſchen, geiſtigen Machtmittel, die ihre geſellſchaftlich über 
legene Stellung zu Gebote ſtellt — das ſind die Methoden der „Wahlagitation 
dieſer Parteien, das heißt ihres Strebens, ſoundſoviele Stimmen den Inter 
eſſen des Kapitals oder des Grundbeſitzes dienſtbar zu machen. 

Es iſt klar, bei einem ſolchen Wahlkampf können und dürfen die Parteie 
der beſitzenden Klaſſen nicht zugeben, daß es Klaſſenintereſſen und Klaſſen 
gegenſätze gibt; ſie müſſen die Klaſſengegenſätze verſchleiern, ja leugnen. Jede 
iſt ihr geſchworener Feind, der die Klaſſengegenſätze aufdeckt. Aber ſie leu 
dieſe Gegenſätze nur, um beſonderen Klaſſenintereſſen zu dienen. 

Anders die Sozialdemokratie, die Partei des Proletariats. Die Kapitelle 1 
und der große Grundbeſitz ſtellen nur eine kleine Minderheit der Bevölkerun 
dar. Sie würden bei dem allgemeinen Stimmrecht politiſch völlig verfchwinde 
wenn es ihnen nicht gelänge, ihren Parteien die Stimmen anderer Klaſſen zu 
zuführen. Das Proletariat dagegen iſt die ſtärkſte Klaſſe der Bevölkerung 
Sein Sieg iſt ihm in einem induſtriellen demokratiſchen Lande in dem Momer Mi 
gewiß, wo es ihm gelingt, alle Klaſſengenoſſen zum Bewußtſein ihrer 1 5 
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intereffen zu bringen und fie der Gefolgſchaft der bürgerlichen Parteien zu 
entziehen. 

Haben die anderen Parteien alſo die Aufgabe, die Maſſen der Bevölkerung 
über ihre Klaſſenintereſſen zu täuſchen, um ſie ſich dienſtbar zu machen, ſo hat 
die Sozialdemokratie alle Urſache, ſie über ihre Klaſſenintereſſen aufzuklären, 
damit ſie ſich nicht länger als Stimmvieh für fremde und feindliche Klaſſen⸗ 
ntereſſen gebrauchen laſſen. Darum betont ſie die Klaſſengegenſätze und klärt 
das Volk darüber auf. 


Aber nichts wäre irriger, daraus zu ſchließen, daß nur ſie beſtimmten Klaſſen⸗ 
ntereſſen dient. Das tut jede andere Partei auch. Noch mehr, gerade weil 
ie die Vertreterin der Klaſſenintereſſen des Proletariats iſt, vertritt ſie in viel 
höherem Grade das Gemeinintereſſe, das Intereſſe der Maſſe der Bevölkerung 
us jede andere Partei. Und fie vertritt es nicht bloß deswegen, weil das 
Proletariat die Mehrheit im Volke bildet, ſondern auch deswegen, weil die prole⸗ 
ariſchen Intereſſen heute zuſammenfallen mit denen der Nation. Schluß folgt.) 


Sozialpolitiſche Umſchau. 


Von Emanuel Wurm. 
Berlin, den 18. Mai 1903. 


Die Ergebniffe der Krankenverſicherungsreform. 


Das Ende der Tätigkeit des Reichstags entſprach ſeinem ganzen Lebenslauf 
oährend der letzten Legislaturperiode: eine Mehrheit, die von der Rechten bis zu 
en Nationalliberalen reichte, und der ſich, könnten fie dem Zuge ihres Herzens 
olgen, auch manche Freiſinnige und nicht zuletzt Herr Eugen Richter angeſchloſſen 
‚ätten, bemühte ſich ebenſo krampfhaft als leider nicht ſtets vergeblich, die Recht⸗ 
oſigkeit der Arbeiter noch zu vergrößern. Die erſte ſozialpolitiſche Tat in dieſer 
un beendeten zehnten Legislaturperiode war das Zuchthausgeſetz geweſen, das die 
Zerufsorganiſationen der Arbeiter lahmlegen ſollte, und die letzte Tat war der 
Zerſuch, die kargen Rechte der Arbeiter bei der Verwaltung der Krankenkaſſen noch 
u verringern. Der letzte Verſuch glückte nicht völlig, aus demſelben Grunde, aus 
em auch der erſte, der Zuchthausgeſetzentwurf, geſcheitert war: der Widerſtand der 
zozialdemokratie war größer als der böſe Wille der Arbeiterfeinde. Aber die 
ickiſche Abſicht, die der Regierungsentwurf nur angedeutet hatte, wurde durch die 
zeſchlüſſe der Kommiſſion und noch mehr der zweiten Leſung ſo klargelegt, daß es 
ar nicht erſt der lächerlichen Klagelieder des freikonſervativen Dr. Arendt bedurft 
ätte, um zu zeigen, daß den Mehrheitsparteien des Reichstags weniger an den 
zerbeſſerungen des Krankenkaſſengeſetzes zu gunſten der Arbeiter als an der Ein⸗ 
hränkung der Selbſtverwaltung lag. Der große Wurf mißlang freilich; die Mehr⸗ 
eit mußte, wie dies Dr. Arendt ſo rührend ſchön und zutreffend bezeichnete, „einen 
otau vor der Sozialdemokratie machen“! Aber aufgeſchoben iſt nicht aufgehoben, 
nd daß es ſich nur um einen Aufſchub handelt, hat auch der Zentrumsredner 
rimborn zugeſtanden, indem er ja ausdrücklich betonte, daß die Preisgabe der von 
nſeren Genoſſen angefochtenen Beſtimmung nur hervorgerufen ſei durch die Zwangs⸗ 
ige, in der ſich das Zentrum infolge der Beſchlußunfähigkeit des Reichstags befand. 
jo nicht aus beſſerer Einficht, nicht dem eigenen Triebe, ſondern nur der Not 
ehorchend hat das Zentrum feine Hände von dem Selbſtverwaltungsrecht der 
Abeiter weggelaſſen. Und auch dies nur teilweiſe. So wurde geltendes Recht, daß 
ach § 35 „der Vorſitzende des Vorſtandes Beſchlüſſe der Kaſſenorgane, welche gegen 
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die geſetzlichen oder ſtatutariſchen Vorſchriften verſtoßen, mittels Berichtes an die 
Aufſichtsbehörde zu beanſtanden hat“ — eine ebenſo gehäſſige, als politiſch leicht 
zu mißbrauchende Beſtimmung. Noch ſchlimmer war es beim § 42; ganz wie wir 
bei deſſen Beſprechung in Nr. 22 der „Neuen Zeit“ (XXI, 1, S. 699) prognoſtiziert 
hatten, verſuchte die Mehrheit, ihn derart umzugeſtalten, daß mit ſeiner Hilfe jeder 
politiſch mißliebige Verwaltungsbeamte auf das leichteſte gemaßregelt werden konnte. 
Hatte hierzu die Regierungsvorlage nur bei tendenziöſer Auslegung durch die Ge⸗ 
richte die Möglichkeit geboten, ſo ſchufen die Kommiſſionsbeſchlüſſe einen Wortlaut, 
der gar nicht anders aufgefaßt werden konnte, als daß er ſich auch auf die politiſche 
Tätigkeit des Kaſſenbeamten erſtreckt. Zu den „Tatſachen, welche ſich als grobe 
Pflichtverletzungen darſtellen“, gehört in den Augen eines Reaktionärs ja jede ſozial 
demokratiſche und gewerkſchaftliche Agitation! Graf Poſadowsky erklärte zwar 
treuherzig wie ſtets, die verbündeten Regierungen hätten keineswegs mit dieſen 
Paragraphen irgend einen politiſchen Zweck verfolgt, ſondern nur eine geordnete 
Kaſſenführung erſtrebt. Aber dieſe Erklärung gab er erſt am 29. April 1903 ab 


ſprachen ihrem Werte nach ganz denen, die zur Begründung des Zuchthausgeſeze 
gemacht worden waren — teils aufgebauſchte kleine Verſtöße gegen die Amtstätie 
keit, die ohne jegliche ſchlimme Folgen für die Kaſſen waren, teils berechtigte Mai | 
nahmen der Vorſtände zur Wahrung ihrer Intereſſen als Arbeiter. Da ſoll de 
Rendant der Bierbrauerkrankenkaſſe ſich im Jahre 1894 jo lebhaft beim Bierboyko N 
beteiligt haben, daß er darüber feine Rendantengeſchäfte gänzlich vernachläſſigt 
Aber nur die Arbeitgeber im Vorſtand wollten ſeine Entlaſſung, die Arbeiter nich 
Als dann der Vorſitzende, der dem Rendanten feindlich geſinnt war, ſein Amt niede 
legte und die Kaſſe kommiſſariſch verwaltet wurde, ergaben, wie der Regierungsr 
ſagte, die Bücher eine völlige Verwirrung! Ob dieſe aber nicht bei gutem Wille 
des Vorſitzenden hätte beſeitigt werden können, iſt noch ſehr die Frage. Daß d 
Arbeitgeber einem Rendanten, der für den Boykott tätig war, Steine in den BB 
legen, beweiſt nur, daß die Arbeitgeber in die Verwaltung der für die Verſich 
rung der Arbeiter beſtimmten Kaſſe nicht hineingehören. Kennzeichnend für den B 
vormundungseifer des Dr. Hoffmann iſt auch ſeine Entrüſtung darüber, daß 
Frankfurt a. M. beim Schreinerſtreik im Jahre 1900 der geiſtige Führer in dieſe 
Streik, ein Schreinergehilfe, als Hilfsarbeiter im Bureau der Krankenkaſſe angeſte 
wurde. Und zwar regte dies den Regierungsrat deshalb jo auf, weil er annal 
dieſe Anſtellung ſei nur erfolgt, um dem Streikführer und durch ihn der Loh 
kommiſſion Kenntnis von zureiſenden Schreinergehilfen zu gewähren und „dies JE 
Sinne der Ausftändigen zu verwerten“! Beweiſe für dieſe Behauptung vermod 
der Geheimrat aber nicht einen einzigen vorzuführen. Dagegen hielt er es für jelb 
verſtändlich, daß „Solche Leute“ nicht in der Verwaltung der Kaſſen verbleib 
dürfen — das heißt alſo, daß dem Unternehmertum mißliebige Angeſtellte zu! 
ſeitigen ſind! . 
Wie geſagt — trotz des böſen Willens, den die Mehrheit des Reichstags r 
die Regierung hatten, wurden die allerſchlimmſten Eingriffe in die Selbſtverwaltu 
der Kaſſen nicht Geſetz. Und nur um dieſes nicht durch die Beſchlußunfähigkeit! 
Reichstags, die ſeitens unſerer Fraktion konſtatiert worden wäre, ſcheitern zu laſſ 
vollzogen die Mehrheitsparteien den Kotau und beſchränkten die „grobe Ri 
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| verletzung“, die als Entlaſſungsgrund für Kaſſenbeamte gelten ſoll, auf „grobe 


* 


| 


ii 


Verletzung der Amtspflichten in bezug auf die Kaſſenführung“. Auch die vom 
Zentrumsabgeordneten v. Savigny beantragte Vorſchrift, daß die Kaſſe eine Dienft- 
ordnung für ihre Beamten zu erlaſſen habe, welche der höheren Verwaltungs— 
behörde zur Genehmigung vorzulegen ſei, kam bei jenem Kotau zu Falle. Aber trotz⸗ 
dem blieben im § 35 und im S 42 noch ſoviel neue Beſtimmungen, mit Hilfe deren 
ſeitens der Aufſichtsbehörde wie der Unternehmer politiſche Tendenzen gegen die 
Kaſſenbeamten geltend gemacht werden können, daß unſere Fraktion bei der Geſamt⸗ 


abſtimmung ſich gegen die Novelle erklärte, wozu fie auch dadurch veranlaßt wurde, 


daß die gewährten Verbeſſerungen nicht den berechtigten Anforderungen der Arbeiter 


entſprechen. Hatte doch auch der am 15. März 1903 in Berlin abgehaltene Zweite 


Kongreß der Krankenkaſſen Deutſchlands eine Reſolution in dieſem Sinne an⸗ 


genommen, welche lautete: 


„Die Novelle der Regierung zum Krankenverſicherungsgeſetz ſieht einige Erhöh— 


ungen der Leiſtungen an die Verſicherten vor, deren Koſtendeckung aber unter Ver⸗ 


nachläſſigung aller anderen Wege (Zentraliſation, Beſeitigung der Laſten für die 


} 


‚ Unfallverficherung, Reichszuſchüſſe, Errichtung von Apotheken 2c.) lediglich den Ver⸗ 
ſicherten und deren Arbeitgebern aufgebürdet iſt. Da ferner der größte Teil der be⸗ 
rechtigten, dringlichen, der Regierung fo oft unterbreiteten Forderungen der Kranken⸗ 
kaſſen Deutſchlands völlig unberückſichtigt geblieben iſt und da die geringen Ver⸗ 
beſſerungen mit einer weſentlichen Einſchränkung und Beeinträchtigung der 
Selbſtverwaltung, dieſes Grundpfeilers der gedeihlichen Entwicklung des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes, erkauft werden ſollen, erklärt der in Berlin tagende Kongreß 
dieſe Vorlage der Regierung für unannehmbar, wenn die auf Beſchränkung der 
Selbſtverwaltung gerichteten Poſitionen nicht geſtrichen werden.“ 

Was ſich auch ſchon auf Grund des beſtehenden Geſetzes die Aufſichtsbehörden 
an Bevormundung der Kaſſen leiſten können, zeigt ein Vorkommnis in Braunſchweig, 
wo Mitte Februar dieſes Jahres die Aufſichtsbehörde den Beſchluß der General: 
verſammlung einer freien Hilfskaſſe beanſtandete, daß die Einladungen zur General- 
verſammlung in Zukunft im „Volksfreund“, alſo im ſozialdemokratiſchen Parteiblatt, 
bekannt gemacht werden ſollen! 
| Es war vorauszufehen, daß die Ablehnung des Entwurfes durch unfere Fraktion 
wieder die Tränendrüſen der bürgerlichen Sozialreformer in Tätigkeit ſetzen würde. 
Heulen ſie doch ſtets — gerührt durch das Elend, das die Sozialdemokratie über die 
Arbeiter bringt —, ſobald unſere Partei der Katze die Schelle umhängt. In der 
Sozialen Praxis“ vom 7. Mai dieſes Jahres berichtet Dr. Georg Sydow— 
Berlin über die Novelle zum Krankenverſicherungsgeſetz, „dieſen neuen Fortſchritt in 
der Verſicherungsgeſetzgebung“. Aber „lediglich dem Konto der bürgerlichen Par⸗ 
teien ſei er gutzuſchreiben“, denn unſere Fraktion habe ja ſchließlich gegen das Geſetz 
geſtimmt und zwar nur deshalb, „um ſich den Wählern gegenüber mit dem Mantel 
der Unbeugſamkeit zu ſchmücken und gegen die angeblich unaufrichtige ſoziale Reform- 
tätigkeit der Regierung und der nichtſozialdemokratiſchen Parteien hadern zu können. 
Das iſt nicht Wirken für die Arbeiter, ſondern Agitation für die Parteizwecke!“ 

Welch törichte Anſicht über die Aufgaben einer Partei! Nach Dr. Sydow iſt es 

alſo Wirken für die Arbeiter, wenn man Ja und Amen zu Eingriffen in die kärg⸗ 
lichen Verwaltungsrechte der Verſicherten ſagt! Da läßt ſich ja von der Arbeiter- 

freundlichkeit jener Sozialreformer gelegentlich des für die nächſte Legislaturperiode 
in Ausſicht geſtellten weiteren Ausbaues der Krankenverſicherung recht Ungeheuer⸗ 
liches erwarten! 

Dr. Sydow leiſtet ſich in ſeiner Beſprechung auch noch das kindliche Vergnügen, 
die Beſeitigung der Verſchlechterungen der Novelle nicht etwa der Sozialdemokratie 
zuzuſchreiben, ſondern „der Linken“. Es iſt „die Linke“, welche, wie er ſchreibt, das 
Geſetz zum Falle zu bringen drohte! Sit Dr. Sydow wirklich nur fo ſchlecht unter- 
richtet, daß er annimmt, der Antrag auf namentliche Abſtimmung, der die Arbeiter- 
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feinde zum Kotau zwang, fei von der „Linken“ ausgegangen? Unter der Ente 
verſtand man bisher im deutſchen Reichstag die Sozialdemokratie und die beiden 
freiſinnigen Fraktionen. Der Antrag auf namentliche Abſtimmung ging aber nu 
von der Sozialdemokratie aus. Mit keiner Silbe hat einer der Redner der einten 
außer unſere Genoſſen erklärt, daß er das Geſetz zu Falle bringen wolle, wenn 
jene Verſchlechterungen des § 42 nicht geſtrichen würden! Der erſte Redner war 
Abgeordneter Röſicke⸗-Deſſau, der für Annahme der Verbeſſerungsanträge eintrat und 
ſagte: „Beſchließen Sie das nicht, ſo nehmen Sie dieſem ſegensreichen Geſetz einen 
großen Teil ſeines Wertes und werden nicht das erreichen, was alle Parteien = 
reichen wollten, eine Erhöhung der Zufriedenheit innerhalb der arbeitenden Fran 
Auch in einer zweiten Rede zu dieſem Paragraphen erklärte er nur, daß er geg 
dieſe Verſchlechterungen ſtimmen werde und „hoffe, daß es wenigſtens in der dritte 
Leſung noch gelingen wird, dieſe Beſtimmung wieder zu beſeitigen“. Das iſt das ganze 
Gegenteil von einem Zufallebringenwollen — denn hier bei der zweiten Leſung, be 3 
der eben bevorſtehenden Abſtimmung mußte die Entſcheidung getroffen werden. * 
Der freiſinnige Abgeordnete Lenzmann bezeichnete zwar den neuen § 42 als 
einen „flagranten Eingriff in die Selbſtverwaltung der Krankenkaſſen, ein Eingriff, 
wie er ſich in den zwanzig Jahren, ſeitdem ſie beſtehen, nicht als nötig erwieſen 1 
hat“, erwähnte aber nicht, was er tun wolle, wenn ſeine Verbeſſerungsanträge ab⸗ 
gelehnt würden. Und der dritte Redner der Linken, der Abgeordnete Beckh⸗ ⸗Koburg, . 
ſoweit gehen, allen Ausführungen Lenzmanns“, ſeines Fraktio 
‚zu; uſtimmen“, und trat nur lau wie ſtets für deſſen Antrag ein. A 
Daß alſo die „Linke“ gedroht hat, das Geſetz zu Fall zu bringen, beſteht nur 
in der Phantaſie Sydows, es ſei denn — wogegen wir übrigens gar nichts ein 
zuwenden haben —, daß er nur die ſozialdemokratiſche Fraktion als die „Linke 
des Reichstags“ bezeichnen will, den Freiſinn aber mit zur Rechten zählt! Dann 
würde er freilich das Richtige getroffen haben — die Aufſtellung der a | 
agrariſchen Kompromißkandidaten, bei denen bald der Agrarier für den Freiſinn, 
bald dieſer für jenen ſtimmt, beweiſt ja zur Genüge, daß eine ſolche Einteilung der 
Parteien vollauf zutreffend iſt. Da Dr. Sydow aber, wie wir guten Grund haben 
anzunehmen, keineswegs auf die Unaufrichtigkeit verzichtet, auch den Freiſinn zur 
Linken zu zählen, wenigſtens den Wählern gegenüber, ſo hielten wir es für erforderlich, 
einmal feſtzunageln, wie ſeine Berichterſtattung in der „Sozialen Praxis“ nur zur 
Agitation für die Parteizwecke der nichtſozialdemokratiſchen Fraktionen dienen jol 
Das beweiſt er auch dadurch, daß er, wie ſchon erwähnt, die Verbeſſerungen 
der Novelle „lediglich dem Konto der bürgerlichen Parteien gutſchreibt“. Das ganze 
Gegenteil davon iſt wahr! All die Verbeſſerungen, die die jetzige dritte Novele 
bringt, ſind ſeitens unſerer Fraktion ſchon vor elf Jahren bei der zweiten Novelle, 
zum größten Teile aber ſchon 1883 bei Schaffung dieſer Verſicherung beantragt, aber 
gerade von den bürgerlichen Parteien ſtets abgelehnt worden. Auch jetzt iſt ja nur in 
kleine Anzahl dieſer Forderungen und meiſt in unzureichender Ausdehnung acceptiert 
worden. Selbſt bei Anträgen, die ſeitens ſämtlicher ärztlicher Sachverſtändigen a als 
unbedingt nötig erachtet wurden, wie zum Beiſpiel im S 6a nicht allein die „ge | 
ſchlechtlichen Ausſchweifungen“, ſondern auch die „Trunkfälligkeit“ als Grund zur 
Entziehung des Krankengeldes zu beſeitigen, ſtimmte die Mehrheit der bürgerlichen 
Parteien gegen unſere Anträge und die führende Rolle hatte dabei das tlic . 
Zentrum, das doch auch zu den „bürgerlichen Parteien“ gehört, die Dr. Sydow in 
Gegenſatz zu unſerer Fraktion ſo lobt. Es war ein Zentrumsredner, der in der 
Kommiſſion laut amtlichem Bericht erklärte: „Wer auf die Moral Gewicht lege, 
müſſe zu dem Grundſatz kommen, daß die Folgen der zu tragen habe, der ſich gegen 
ſie verfehle.“ Im Plenum hütete ſich das Zentrum wohlweislich, angeſichts 
bevorſtehenden Wahlen, eine ſo gegen die Intereſſen des Volkes verſtoßende Jeſuit 
moral zu vertreten — denn die Trunkfälligkeit iſt in den überaus meiſten Fällen 
auf ſoziale Mißſtände, in anderen auf ererbte Belaſtung zurückzuführen, kann abet 
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ſelbſt bei eigenſtem Verſchulden des Trinkers nie und nimmer zu der grauſamen 
Vorſchrift Berechtigung geben, nun den Kranken ohne Unterſtützung zu laſſen, ſo 
daß ſeine Angehörigen, denen doch das Krankengeld zu gute kommt, darunter zu 
leiden haben! Trotzdem brachte das Zentrum die auf Beſeitigung der Trunkfälligkeit 
als Entziehungsgrund für das Krankengeld gerichteten Anträge zu Falle — weil die 
Gemeinden, wie Graf Poſadowsky verſicherte, eine weſentliche finanzielle Belaſtung, 
namentlich in Preußen, dadurch erleiden würden! Und um die reichen Bauern von 
größeren Gemeindeſteuern zu befreien, läßt das Zentrum die armen Bauern und 
Landarbeiter wie die Induſtriearbeiter nach wie vor unter jener ungerechten Aus⸗ 
nahmebeſtimmung leiden, für deren Wegfall ſich laut Kommiſſionsbericht „die weit 
überwiegende Mehrzahl der ärztlichen Sachverſtändigen ausgeſprochen hat“. 

Von ſolchen ſozialreformeriſchen Heldentaten des Zentrums berichtet Dr. Sydow 
nichts — das paßt ja auch nicht in das ſchöne Gemälde, das er von der rührenden 
Fürſorge der bürgerlichen Parteien für die Arbeiter und der bösartigen, nur auf Er⸗ 
eegung der Unzufriedenheit gerichteten Tätigkeit der Sozialdemokratie entwirft! — 
Und was das Wichtigſte iſt: ſeine Auffaſſung entſpricht den Meinungen und Taten 
Nejer braven bürgerlichen Arbeiterfreunde! Woraus zu ermeſſen, welche Rückſchritte 
die neue Krankenverſicherungsnovelle bringen wird, die für die kommende Legislatur⸗ 
seriode droht! Dann erſt wird ja die eine reaktionäre Maſſe, die ſich jetzt bei den 
Wahlkompromiſſen zuſammenfindet, zeigen, wie arbeiterfeindlich ſie auch auf dem 
Bebiet der Krankenverſicherung e iſt — jetzt, kurz vor den Wahlen wagte ſie es nicht; 
ind hätte Arendt nicht ſeine unſäglich törichte Rede gehalten, die „bürgerlichen 
Parteien” würden es abgeleugnet haben, daß ſie nur aus Angſt vor der Sozial⸗ 
demokratie jenen Kotau machten; ſie hätten ſich vielmehr gerühmt, daß ihr gutes 
Herz ſie dazu getrieben habe. 

Hoffentlich ſorgen die Arbeiter am 16. Juni dafür, daß auch dieſe gemein⸗ 
efährlichen Pläne, die ſich gegen die Selbſtverwaltung der Krankenkaſſen richten, zu 
chanden werden, indem die Macht der Sozialdemokratie im Reichstag geſtärkt wird! 


Furopäiſcher Imperialismus in Südamerika. 


Von German KAré-Lallemant (San Luis, Argentinien). 


| Daß die deutſch⸗engliſche Zwangseinkaſſierung von rückſtändigen Schulden 
nd Forderungen in Venezuela in Südamerika gewaltigen Eindruck machen 
zußte, war vorauszuſehen. Die Regierungen jener rückſtändigen Republiken 
erließen ſich bisher feſt auf die Monroedoktrin und das Dazwiſchentreten der 
zereinigten Staaten in allen Fällen, in denen es zwiſchen europäiſchen und 
idamerikaniſchen Staaten zu Reibereien kommen könne. 

Am tiefſten betroffen fühlte ſich Argentinien, deſſen verzweifelte Finanzlage 
nrettbar einer Kataſtrophe entgegentreibt. 

Die Regierung in Buenos Aires richtete deswegen im Dezember eine Note 
n den Minifter des Auswärtigen in Waſhington, in welcher ſie anfragte, 
wieweit ſüdamerikaniſche Staaten ſich in allen Fällen, in denen ſie von 
wen Gläubigern bedroht würden, auf die in der Botſchaft Monroes vom 
Dezember 1823 enthaltenen Verſprechungen verlaſſen dürften. 

Mr. Hays Antwort war bündig genug. Sie lautete dahin, daß Nord⸗ 
nerika — wie die Südamerikaner die Vereinigten Staaten benennen —, gar 
| icht daran dächte, zu intervenieren, ſolange nur die europäiſchen Staaten keine 
. Gebietseroberungen in Südamerika verſuchten. 


‘ 


| 
1 
| 
| 


12 


“a 
Pi 


19 


250 6 Die Neue f 8 E 


Dieſe verſtändliche Abweiſung hat in Buenos Aires tiefen Eindruck gemach | 
da die Finanzlage eine fo unhaltbare iſt, daß die Einſtellung der Schulden 
zinszahlung in Bälde gar nicht zu vermeiden iſt. Man ſtelle ſich die Lage v0 

Die fundierte Schuld betrug Ende 1902: A 

äußere 8 
iner ER „ 2820336690 
ee 1797161414 Mark 

Die ſchwebende Schuld betrug: | 

130840592 Mark 
Zuſammen 1928002006 - 


Dazu kommen nun aber noch andere Schulden einzelner Staaten und Stu dt 
verwaltungen, wie die folgenden, für welche ſeit zwölf Jahren ſchon überhau pt 
gar keine Zinſen bezahlt worden ſind: 3 


Cordoba und S. e 21582145 Mark 
Rückſtändige Zinſen 14519234 
Buenos Aires Cédu las.. . 323982 996 


Summa 360084395 Mark 
Summa Summarum 2288086401 = 


Hinzu kommen noch einige Schuldpoſten der Provinzen, über welche 10 ine 
offiziellen Angaben vorliegen, ſo daß man für Ende 1902 die Staatsſchuld en 
auf rund mindeſtens 2300 Millionen Mark anſetzen darf. | 

Wenn man nun bedenkt, daß die Einwohnerſchaft offiziell auf 
4736800 Köpfe berechnet wird — was wohl zu hoch ſein dürfte —, jo fa 
auf jeden Einwohner 485,57 Mark Staatsſchulden. | 

Nur Portugal ſchuldet noch mehr, nämlich 510 Mark pro Kopf; tel ft 
Frankreich mit 450 Mark ſtellt ſich beſſer. 

Aber noch weit prekärer ſtellt ſich die Lage des Landes dar, wenn man d das 
e betrachtet. 

Im Budget für 1903, welches ſich auf 299370000 Mark beläuft, ſteht di 
Zinſenlaſt für die fundierte und ſchwebende Schuld der Nationalregierung mit 
147911000 Mark angeſchrieben, alſo mit 49,40 Prozent der Revenun. 

Soweit hat es noch kein Staat auf der Welt gebracht, denn das unglück iche 
Spanien ſelbſt bucht den Poſten nur mit 45,90 Prozent, dann Frankreich fi | 
36,70 Prozent ꝛc. 1 

Zu den Staatsſchulden kommt nun noch die enorme Schuld, welche 
Land privatim der europäiſchen hohen Finanz ſchuldet, welche Summe ein 
liſches Blatt für 1900 folgendermaßen anſetzt: : 


Bankbens 14300 

Eiſen bahnen 19242 

Straßenbahnen 121 

Landgeſellſchaſte n 98143640 = 

Beleuchtung; 47207200 = 

„snouftrien. Am a, 14203 9 
TE 2476115110 Mark * 


An die hohe engliſche Finanz, welche dieſes Kapital in Argentinien ang 
hat, wird natürlich jährlich eine hohe Zinsvergütung bezahlt. Manche 2 Bah 
geſellſchaften verteilen 7 Prozent Dividenden. Will man ſich eine Idee mo ac 
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| wie hoch ſich der Tribut beläuft, den Argentinien an Europa, ſpeziell an Eng⸗ 
land, bezahlt, ſo muß man ſeine Handelsbilanz unterſuchen. 

Seit 1894 entwickelt ſich dieſe Bilanz immer mehr in anſcheinend günſtigem 
Sinne, der Export landwirtſchaftlicher Produkte nimmt von Jahr zu Jahr im 
allgemeinen zu, während der Import relativ abnimmt und die Bevölkerung 
an Kaufkraft verliert, das heißt verarmt. Der Bevölkerungszuwachs beträgt 

jährlich 27 aufs Tauſend. 

Die Handelsbilanz in Millionen Mark ſieht wie folgt aus: 


Einfuhr Ausfuhr Bilanz 
355,52 410,06 + 34,54 
Ei .884,10 481,70 + 97,55 
189% 4854,23 473,03 —+ 18,80 
% 398,06 409,73 —+ 11,67 
435,05 542,00 — 106,95 
4113,23 748,91 ＋ 275,68 
957 626,13 ＋ 166,56 
D 22 27401,58 679,25 — 217,72 
1902 416, ‚34 725,25 + 308,91 

na 3857,68 5096,06 1238,38 


Nach der großartigen Ernte 1902/03 berechnet man ſchon jetzt, daß die 
| Mlanz für 1903 ſich auf etwa 480 Millionen belaufen wird. 

Im Mittel haben die Argentiner alſo etwa 137 Millionen Mark jährlich 
an Zinſen und Dividenden an das europäiſche, beziehungsweiſe engliſche 
Kapital jährlich bezahlt, oder etwa 8 Prozent des ganzen jährlichen Arbeits⸗ 
wertes. Pro Kopf beträgt das 29,28 Mark im Jahre! 

Aus Oſtindien zieht England etwa 500 Millionen Mark jährlich, oder 
1,72 Mark pro Kopf. 

Ohne politiſche Eroberungen, ohne Schiffe und ohne Kanonen preßt das 
engliſche Kapital alſo aus Argentinien mehr als das Siebzehnfache an rela⸗ 
tivem Werte aus, was es aus ſeinen indiſchen Untertanen auspreßt. 

Das Unheimliche iſt dabei, daß der Tribut, den Argentinien an England zahlt, 
ſo raſch zunimmt. 1902 belief er ſich bereits auf 65,73 Mark pro Einwohner! 

Dabei befehlen fünf oder ſechs Londoner Bankiers, namentlich die Häuſer 
Rothſchild, Baring, Morgan und Greenwood, durch Vermittlung des argentiniſchen 
Geſandten, der Regierung in Buenos Aires, was ſie zu tun und zu laſſen habe. 

Die argentiniſchen Ackerbauer und Viehzüchter haben außer dem Tribut an 

die engliſche Finanz aber auch noch die hohen Profite zu zahlen, welche die 
Exporteure einſtecken, und dazu noch 92 ⅜ Millionen Mark jährlich, welche der 
Staat an Beamte, Penſionäre und Soldaten zahlt. 
Da begreift man es denn, daß die Ausbeutung des Proletariats ſchier keine 
Grenzen kennt, die Einwanderung ſtockt und die Auswanderung immer größere 
Dimenſionen annimmt. Armut und Elend wachſen ins Unendliche. Das Land 
kann die Laſt nicht mehr ertragen und bricht zuſammen unter dem Drucke des 
engliſchen Imperialismus und ſeiner eigenen gewiſſenloſen Verwaltung. 

Schon 1891 ſtellte es ſein Schuldſervice ein. 1901 ward es zum größten 
Teile wieder aufgenommen, aber bei der nächſten ſchlechten oder auch nur 
mittelmäßigen Ernte iſt die Inſolvenz unvermeidlich. 

Wird dann England wie in Venezuela gegen Argentinien vorgehen? 
Dieſe Frage wird ſchon jetzt heftig beſprochen, und ſie wird mit deutſchen, 
auf Südbraſilien hin gemünzten Plänen in Verbindung gebracht. 


| 


252 Die Neue get 


Die Pankees beſitzen noch keine Flotte, um dem engliſch⸗deutſchen J Imperia 
lismus die Spitze bieten zu können, dazu fehlen den Flotten Argentiniens und 
Braſiliens die Seeleute. 

Sehr möglich, daß ſich im nächſten Jahre zur argentiniſchen Präſidenten⸗ | 
wahl, die ohne Revolution wohl nicht ablaufen wird, kriegeriſche E W 
tragen werden. 74 

Argentinien iſt tatſächlich eine Handelskolonie der engliſchen hohen Finanz, 
von welcher ihm das Mark ausgeſogen wird. 
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Uterariſche Runaſchau. 1 


Paul Louis, Histoire de socialisme francais. Paris, Editions de la Revue 
Blanche 1901. 313 Seiten. = 
Paul Louis teilt feinen Stoff in neun Kapitel. Das erſte behandelt die Eige 1 | 
tumsfrage im achtzehnten Jahrhundert, das zweite die große Revolution und Babeuf, 
das dritte Saint⸗Simon und Fourier, das vierte die proletariſchen Aufſtände unter 
dem Julikönigtum, das fünfte den Sozialismus der vierziger Jahre, das ſechſte und z 
ſiebente die ſozialen Kämpfe der Februarrevolution, das achte die Pariſer Kommune 
und das neunte das letzte Menſchenalter. Es iſt ein ungeheurer Stoff, den 50 | 
Louis in einem engen Rahmen zuſammenfaßt; um fo höher iſt das Geſchick und 
Talent anzuerkennen, womit er feine Aufgabe zu löſen weiß. Wir haben ſeine Dar 
ſtellung mit lebhaftem Vergnügen geleſen und können ſie jedem empfehlen, dem es um 
einen raſchen, aber richtigen überblick über den franzöſiſchen Sozialismus zu tun if 
Einen kritiſchen Einwand wollen wir allerdings nicht ganz unterdrücken. Wh 
machen dem Verfaſſer nicht den geringſten Vorwurf daraus, daß er für feine Stoffe 
begeiſtert iſt und in dieſer Begeiſterung vielleicht hier oder da der hiſtoriſchen Wahr⸗ 
heit zu nahe tritt. Nichts gräßlicher als jene ſubalternen Geiſter, die, wenn ſie eine 
geniale Perſönlichkeit ſchildern ſollen, nur durch die trübe Brille der Kleinmeifterer 
nach deren Flecken zu ſpähen wiſſen; eher könnten wir uns noch mit dem ver⸗ 
ſtiegenen Worte Jean Pauls befreunden: „Wen die Sonnennähe eines großen 
Mannes nicht in Flammen bringt, der iſt nichts wert.“ Wir rechten deshalb auch 
nicht mit Paul Louis, wenn er jagt, daß die meiſten, wenn nicht alle fozialiftifch en 1 
Gedanken in Frankreich entſtanden ſeien, daß Frankreich durch ſeine Sozialiſten x 
Subſtanz des Kommunismus geliefert, Deutſchland nur die letzte Form und Die 
lektiſche Verkettung der Begriffe gegeben habe. Allein wir müſſen doch wider⸗ 
ſprechen, wenn Paul Louis an einer anderen Stelle den Marxiſten oder doch einige 
von ihnen den Vorwurf macht, daß ſie die hiſtoriſche Bedeutung der Louis e 
und Genoſſen ganz und gar leugneten. 3 
Die Marxiſten wären ihres Namens nicht wert, wenn fie das täten, und auch 
dann nicht, wenn ſie unbeſehen die harten Urteile unterſchreiben wollten, die Du 
über die deutſchen und franzöſiſchen Sozialiſten der vierziger Jahre gefällt hat, vor 
ſeinem Standpunkt mit Recht, indem er eben dieſe Sozialiſten überwinden mußt, 
um der ſozialiſtiſchen Weltanſchauung die „letzte Form“ und „die dialektiſche Ver⸗ (2 
kettung der Begriffe“ zu geben. Wenn gleichwohl die Louis Blanc, Proudhon un 
wie ſie ſonſt noch heißen, in der marxiſtiſchen Literatur noch nicht zu ihrem Si ) 
rischen Rechte gekommen fein follten, jo trägt daran nicht die Begriffsſtutzigkeit ode 1 
das Übelwollen der Marxiſten ſchuld, ſondern vielmehr jene rückläufige Tendenz, mit 
der ſich die Marxiſten leider noch herumſchlagen müſſen, die Tendenz, die letzt 
Form“, das heißt die wiſſenſchaftliche Form der ſozialiſtiſchen Weltanſchauung zu 
zerſtören und jene „dialektiſche Verkettung der Begriffe“ wieder aufzulöſen, in der 
Paul Louis mit Recht die Vollendung des modernen Sozialismus erblickt. 1 
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Wir bedauern fo lebhaft wie er, wenn die marxiſtiſche Literatur den hiſtoriſchen 
Verdienſten der Louis Blanc und Genoſſen noch nicht gerecht geworden ſein ſollte, 
aber ſolange das Fehlerhafte und Vergängliche dieſer Männer immer wieder auf: 
gewärmt wird, um den wiſſenſchaftlichen Sozialismus zu ruinieren, ſolange hat die 
Kritik ihnen gegenüber das Wort, bei allem guten Willen, ihnen hiſtoriſche Ge⸗ 
rechtigkeit zu gewähren. F. M. 


Dr. Emil Kün, Zozialhiſtoriſche Beiträge zur Landarbeiterfrage in Ungarn. 
Jena 1903, Verlag von Guſtav Fiſcher. VIII und 141 S. 

Die erſte, größere Hälfte des Buches bietet auf Grund emſigen Quellenſtudiums 
eine intereſſante Darſtellung der Entſtehung und Entwicklung der ländlichen Arbeiter⸗ 
bevölkerung und des Bodennutzungsrechtes in Ungarn. In der Einleitung betont 
der Verfaſſer den „Einfluß der wirtſchaftlichen und intellektuellen Verhältniſſe der 
Zeit auf die ſoziale Arbeiterorganiſation“ und verſpricht, den Beweis zu erbringen, 
daß „die Rechtsorganiſation durch den geſellſchaftlichen Bildungsprozeß hervor 
gerufen wird und nicht umgekehrt“. Wer daraufhin annimmt, der Verfaſſer ſei auf 
eigenen Wegen zu einer Art materialiſtiſcher Geſchichtsauffaſſung gelangt, wird ent⸗ 
täuſcht; jo wird uns zum Beiſpiel bei Erörterung der 1848er Bauernbefreiung der 
alte ideologiſche Kohl wieder vorgeſetzt. In ihrem ſozialhiſtoriſchen Teile iſt es 
immerhin eine verdienſtvolle Arbeit, eine intereſſante Studie über die wiederholten 
Bemühungen der königlichen Zentralgewalt, einen freien Bauernſtand zu ſchaffen, 
die aber ſtets ſcheitern an der Übermacht des zügellos räuberifchen Adels; Jahr⸗ 
hunderte hindurch zwingt dieſer, alle verbrieften Rechte mißachtend, die Ackerbauer 
mmer wieder in ein Untertänigkeitsverhältnis und treibt das Land durch feine 
ſchrankenloſe Raubwirtſchaft ſtets aufs neue dem Verfall zu. In flüchtigen Umriſſen 
kizziert, ſtellt ſich der Entwicklungsgang folgendermaßen dar. 

Die zu Ende des neunten Jahrhunderts in Ungarn einwandernden Magyaren 
erklären als Eroberer die Felder der urſprünglichen Einwohner als Nationaleigen⸗ 
um, belaſſen dieſen jedoch ihre Freizügigkeit und fordern von ihnen nur Abgaben. 
Nach der endgültigen Zurückwerfung der magyariſchen Raubzüge, mit der Chriſtiani⸗ 
terung und der ſtaatlichen Organiſation Ungarns geht die erſte Schichtung der land⸗ 
virtſchaftlichen Arbeiterbevölkerung vor ſich; die zur Seßhaftigkeit gezwungenen 
Froberer nehmen Beſitz von Grund und Boden und bald unterſcheidet man die 
| Ackerbauer in coloni liberi, urſprüngliche Einwohner, die ihren eigenen Boden be— 
wbeiten, und coloni servi, kriegsgefangene oder zugewanderte Feldarbeiter, die den 
Zoden der ſich entwickelnden Herrenklaſſe bebauen. Die Entſtehung des feudalen 
Zurgſyſtems macht aus dieſen beiden Schichten bald einen erbuntertänigen Diener⸗ 
sand, der ſich ſcheidet in leibeigene Knechte und hörige Diener, welch letztere von 
er Scholle befreit und von Erbuntertanen zu Schutzuntertanen erhoben werden 
önnen. Aus dieſen entwickelt ſich ein unter königlicher Landesſchutzuntertänigkeit 
ehender freier Bauernſtand. Die Knechte werden als Sache, wie das Vieh, be- 
| an können verkauft oder verſchenkt werden, die Diener nur mit den von ihnen 

earbeiteten Feldern. Die Rechtsverhältniſſe zwiſchen Grundherren und Dienern 
nd unter Stephan dem Heiligen noch nicht geſetzlich geregelt. Die Verpflichtung 
er Diener beſteht in Arbeitsleiſtungen und Abgaben; die urkundlichen Beſtimmungen 
ierüber werden jedoch ſchon im dreizehnten Jahrhundert von den Grundherren 
ällkürlich überſchritten, Robot und Abgaben maßlos erhöht, die perſönliche Freiheit 
eſchränkt. Die Heranziehung von Koloniſten zur Urbarmachung brachliegenden 
zodens ſchafft in einzelnen Landſtrichen wieder einen freien Bauernſtand; die Freiheit 
ir Koloniſten wird durch Privilegien verbrieft, ſie erhalten gegen beſtimmte Ab⸗ 
ben an die Grundherren Felder mit erblichem Nutzungsrecht. Auch dieſe Koloniſten, 
zziehungsweiſe deren Nachkommen werden allmählich geſchieden in freie unadelige 
‚derbauer mit Eigenbeſitz und Anteilarbeiter ohne Beſitz; letztere erwerben ſich die 
odennutzung, für welche ſie zu Steuern, aber zu keiner Arbeitsleiſtung für den 


„ 


g 


254 | Die Neue Zeit. 


Grundherrn verpflichtet ſind. Nach der Tartareninvaſion, die das Land verwüſtet 
und entvölkert, wird das Knechtſchaftsverhältnis geſetzlich aufgelöſt, die Freizügigkeit 
erweitert, Arbeitskräfte werden wieder ins Land gelockt. Die neuerliche Heranziehung 
von Koloniſten fördert die Rechtsauffaſſung, daß der Ackerbauer auf das von ihm 
bearbeitete Grundſtück ein nachhaltiges Anrecht erwirbt. Aber wieder erweiſt ih 
die raffgierige Oligarchie als Verhängnis; die Bemühungen der einſichtigeren könig⸗ 
lichen Zentralgewalt ſind erfolglos, dieſe wird vom Adel gebrochen. Wieder zwingt 
der Adel der arbeitenden Klaſſe das Joch der Untertänigkeit auf. Die Untertanen 
werden der Patrimonialgerichtsbarkeit ihrer Bedrücker und Ausbeuter unterſtellt. 
Die Erlangung der Freizügigkeit durch Abtragung der Schuldigkeiten wird dadurch 
vereitelt, daß die Bauern durch Erhöhung der Arbeitsleiſtungen und Abgaben ſeitens 
der Grundherren dermaßen in Schulden verſtrickt werden, daß ſie weder Ackerzins 
noch Löſegeld abtragen können. Die Verzweiflung der Bedrückten kommt endlich 
im Bauernkrieg von 1514 zum Ausbruch, und nach der beſtialiſchen Niederſchlagung 
dieſer Erhebung wird die Leibeigenſchaft der Bauern „für alle Zeiten“ zum Geſetz. 
Auch die Vorrechte der Koloniſten werden zunichte gemacht; nur einige bedeutendere 
Koloniſtengemeinden, zu Städten erhoben, entgehen dieſem Schickſal. Sie erſtarken 
durch Zuzug von leibeigenen Flüchtlingen, deren größter Teil, ohne jeden Beſitz, 
feine Arbeitskraft verdingt — die erſten Anfänge freier landwirtſchaftlicher Lohn⸗ 
arbeit in Ungarn. Indes iſt dies nur eine verſchwindende Ausnahme. Immer ärger 
wird das Landvolk bedrückt, die Abgaben und Dienſtleiſtungen erhöht, zu Beginn 
des achtzehnten Jahrhunderts wälzt der Adel auch noch die Kriegskoſten gänzlich auf 
die arbeitende Bevölkerung ab und ſtrebt erfolgreich nach voller Steuerfreiheit. Unter 
dieſen Laſten bricht das Bauerntum zuſammen, die Entvölkerung nimmt in er⸗ 
ſchreckendem Maße zu, die Arbeitsfähigkeit liegt in vielen Gegenden überhaupt brach. 
In dieſer Periode beginnen ſich wieder freie ländliche Arbeiterkategorien zu ent⸗ 
wickeln. Es ſind dies freilich nur geringe Anſätze; die verarmten Abkömmlinge von 
Privilegierten und die Familienmitglieder von Hörigen, die nach Ableiſtung ihrer 
Frohnpflicht noch Zeit erübrigen, ſich anderweitig zu verdingen, erſcheinen als land⸗ 
wirtſchaftliche Lohnarbeiter auf dem Plane. Dieſe Erſcheinung fällt zuſammen mit 
oder wird hervorgerufen durch das Streben nach rationeller Bodenkultur, das zur 
Zunahme der Eigenwirtſchaft auf dem adeligen Grundbeſitz führt und damit zur 
zeitweiſen Beſchäftigung von Arbeitern, die mit einem Ernteanteil oder Geld ent⸗ 
lohnt werden. Unter der Herrſchaft Maria Thereſias werden die Urbariallaſten 
durch ein königliches Statut um ein Geringes erleichtert. Joſef II. bemüht ſich, die 
feudalen Vorrechte durch Reformen einzuſchränken und die Befreiung der ländlichen 
Arbeit anzubahnen, um eine beſſere Wirtſchaftsmethode einzubürgern. Der Adel 
organiſiert einen wütenden Widerſtand gegen den abſolutiſtiſchen Neuerer und fiegt 
wieder einmal über die Fürſtenmacht: 1790 müſſen ſämtliche Verfügungen Joſefs II. 
zurückgezogen werden. Die ſinkenden Erträgniſſe der Landwirtſchaft veranlaſſen zu 
Beginn des neunzehnten Jahrhunderts vereinzelte Verſuche der Aufhebung von Robot 
und Zehent, um zu einer intenſiveren Bodenkultur überzugehen. Es ſind dies die 
Vorläufer der Bauernbefreiung, für die ſich zu Beginn der vierziger Jahre Männer 
wie Graf Stefan Széchenyi, der „größte Ungar“, und andere Befreiungsapoſtel 
einſetzen. Von einem derſelben, Johann Hetenyi, heißt es in den „Sozial⸗ 
hiſtoriſchen Beiträgen“: „Er ſuchte nachzuweiſen, daß die Robot ein Fluch für die 
Hörigen wäre; denn es entfielen nach den 1836er Geſetzen 78 Tage auf die Be 
wältigung der Kommunalarbeit und 104 Tage auf die der Urbarialarbeit, jo daß, 
wenn noch 50 Tage für ſchlechte Witterung, in der keine Feldarbeiten ausgeführt 
werden könnten, zur Abrechnung gelangten, dem Untertan nicht mehr als im ganzen 
50 Tage für ſich verblieben. Die Robotarbeit wäre aber auch für den Grundherrn 
verhängnisvoll, denn ſie wäre ſo ſchlecht, daß die Gütererträgniſſe zurückgingen 
während nach vielen Beiſpielen das gutsherrliche Einkommen betrag 
wüchſe, wenn die Robotarbeit in Geld abgelöſt würde.“ Trotz alledem 
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können dieſe Neuerer nur ſchwer zur Geltung gelangen. Endlich bringen die Er⸗ 

eigniſſe des Jahres 1848 die Bauernbefreiung. 

) Soweit wäre Dr. Emil Küns Darſtellung der rechtlichen und wirtſchaftlichen 

Exiſtenzbedingungen der ländlichen Arbeiterbevölkerung Ungarns in allen ihren Wand⸗ 
lungen bis auf die Gegenwart die wertvolle Arbeit eines fleißigen Sammlers. Aller⸗ 

dings hat er nicht vermocht, das zuſammengetragene Material zu einer pragmatiſchen 

Entwicklungsgeſchichte zu geſtalten; die treibenden Urſachen der wirtſchaftlichen Ent⸗ 
wicklung, der politiſchen und ſozialen Kämpfe ſcheinen ihm verborgen zu bleiben. 
Den Widerſtand gegen die joſefiniſchen Reformen zum Beiſpiel erklären die un⸗ 
gariſchen Geſchichtsklitterer als Ausfluß des erwachten magyariſchen Nationalgefühls 

gegen die Germaniſierungsverſuche Joſefs II. Vom Adel Ungarns, dieſem Konglomerat 
von Abkömmlingen beutegieriger Abenteurer aus aller Herren Länder, mußte ſonder⸗ 

barerweiſe gerade damals das magyariſche Nationalitätsprinzip entdeckt werden! 

Kun läßt dieſe Legende reſpektvoll unberührt. Den Grafen Stefan Szechenyi, der 
in England die Vorteile des modern⸗kapitaliſtiſchen Getriebes kennen gelernt und 
die Notwendigkeit begriffen hatte, von der Natural⸗ zur Geldwirtſchaft überzugehen, 
der von ſeinen Klaſſengenoſſen der „größte Ungar“ genannt wird, weil er als erſter 
deren arbeitsloſes Einkommen zu moderniſieren, ihre Bereicherung rationeller zu ge⸗ 

talten bemüht war, dieſen Stefan Szechenyi ſtellt Kun als eine Art ins Diplomatiſche 
iberjegten Florian Geyer hin und läßt ihn „nur zum Schein nicht aus humanitären | 

Bründen die Befreiung der Untertanen urgieren“. Daß ihm die 1848er Bauern⸗ 
befreiung als ein Werk der Einſicht und Selbſtloſigkeit des Adels erſcheint, iſt nach 
illedem ſelbſtverſtändlich. Und wenn es mit all dieſen ideologiſchen Schrullen noch 
ein Bewenden hätte! Aber der Verfaſſer ſieht auch die Landarbeiterfrage der Gegen⸗ 
vart in dieſem Lichte und will glauben machen, die herrſchende Klaſſe Ungarns 
ei immerfort beſtrebt, durch Wohlfahrtseinrichtungen und Arbeiterſchutzgeſetze die 
gage der Bauern und des Landproletariats zu verbeſſern. Das ſtreift nun ſchon 
anz bedenklich das Gebiet landläufiger Schönfärberei der offiziellen Preßbureau⸗ 
raxis. 

Die zu Agrariern moderniſierten feudalen Grundherren (beziehungsweiſe ihre 
Jroßpächter) eigneten ſich im Handumdrehen die ſchäbigſten kapitaliſtiſchen Ausbeuter⸗ 
niffe an und ſteigerten dieſe im ſelben Maße, als die überſeeiſche Konkurrenz 
rückender wurde; als ſich endlich die trotz der „Befreiung“ rechtlos gebliebene länd⸗ 
che Arbeiterbevölkerung gegen die Hungerlöhne zu wehren begannen, wurden ihr 
urch eine Reihe von Geſetzen Feſſeln angelegt, die dem feudalen Untertänigkeits⸗ 
erhältnis kaum nachſtehen. Die herrſchende Klaſſe hatte ſich alſo durch die „Bauern⸗ 
efreiung“ ihrer wertlos gewordenen feudalen Rechte, zugleich aber auch der feudal⸗ 
errlichen Pflichten entledigt und läßt alle Ausbeuterkünſte kapitaliſtiſcher Unter⸗ 
ehmer ſpielen. Die „befreiten“ ländlichen Arbeiter und taglöhnernden Kleinbauern 
Alt fie wieder in kaum verhüllter feudaler Gebundenheit durch fünf ſeit 1897 ge⸗ 
haffene Geſetze, die alles, was die deutſchen Scharfmacher in der Zuchthausvorlage 
aſtrebten, weit hinter ſich laſſen; nicht nur wird jede auf Verbeſſerung der Arbeits⸗ 
dingungen abzielende Agitation der ländlichen Arbeiter mit Geld- und Freiheits⸗ 
‘afen verfolgt, ſondern dies gilt ſogar für jene, die den Arbeitern für eine ſolche 
eratung ihr Lokal überlaſſen. Die ungariſche Geſetzgebung hat dieſer ſchamloſen 
mebelung den harmlos klingenden Titel gegeben: „Geſetze zur Regelung der Rechts⸗ 
ſrhältniſſe zwiſchen Arbeitgebern und Feldarbeitern“ ꝛc. Dieſe Geſetze richten ſich 
gen die Feldarbeiter (Geſ.⸗Art. II: 1898), gegen die beim Bau von Eiſenbahnen und 
kraßen, ſowie bei Flußregulierungen beſchäftigten Erdarbeiter (Geſ.⸗Art. XLI: 1899), 
gen die Erntehilfsarbeiter (Geſ.⸗Art. XIII: 1899), gegen die Waldarbeiter (Geſ.⸗ 
at. XVIII: 1900) und gegen die Tabakgärtner (Geſ.⸗Art. XXIX: 1900). Und auch 

b vormärzliche Patrimonialgerichtsbarkeit iſt auf Umwegen wieder hergeſtellt. Wohl 
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CR 
enthalten die erwähnten Geſetze die ganz moderne Beſtimmung, daß die Arbeits⸗ 
bedingungen jeweilig auf Grundlage freier Vereinbarung feſtgeſtellt werden, aber 
die Rechtſprechung hierüber iſt den Stuhlrichtern, den in den Munizipien von den 
herrſchenden Kliquen auf je ſechs Jahre gewählten autonomen Verwaltungsbeamten 
zugewieſen. Rechtsſtreitigkeiten in Lohnfragen find alſo von den Organen der Grund. 
beſitzer zu ſchlichten. ö A 

Und Geſetze, die ſolcherart zur intenfiveren Ausbeutung und Bedrückung ge⸗ 
ſchaffen wurden, nennt Kün „Maßnahmen zur Verbeſſerung der Lage der land: 
wirtſchaftlichen Arbeiter”! Dann aber widmet er noch ein Extralob der ein 
ſchlägigen „Arbeiterfürſorge“, das iſt der Verſicherung der Feldarbeiter für den Fal 
der Erwerbsunfähigkeit infolge von Alter, Krankheit oder Unfall, der Arbeitsvermitt, 
lung für die Landwirtſchaft, der Prämiierung jahrzehntelanger treuer Dienſte mil 
kleinen Geldbeträgen, Medaillen oder Diplomen und endlich der Errichtung vor 
Volksbibliotheken. Nun, dieſe Verſicherung iſt purer Humbug, verſicherungstechniſch 
ein Unding; ſie iſt nur für das im Jahresgedinge beſchäftigte landwirtſchaftlich 
Geſinde obligatoriſch, für welches der Grundbeſitzer die Beiträge von 1 Kron 
20 Hellern pro Kopf und Jahr bezahlt. Dieſe Verſicherung geht auf das jeweilig 
neueintretende Geſinde über, ſo daß eigentlich nur die landwirtſchaftlichen Unter 
nehmer gegen etwaige Folgen der Haftpflicht verſichert find. Zu dieſer Verſicherung 
trägt der Staat jährlich den Bettel von 100000, ſage einhunderttauſend Kronen 
(85000 Mark) bei. Die Arbeitsvermittlung beſteht in der Errichtung von Streik 
brecherreſerven für den Fall, als es trotz der oben zitierten Geſetze zu Lohnkämpfen 
kommen ſollte. Die „Volksbibliotheken“ ſind Sammlungen ödeſter Volksverdummungs 
traktätlein, in welchen der Edelmut der Herrenleute und die Volksfreundlichkeit de 
Regierung und ſämtlicher Behörden geprieſen wird. Wie dieſe Traktätlein trotz de 
geſteigerten Ausbeutung den ungariſchen Bauern Wohlergehen ſuggerieren wollen, f 
ſollen die „Sozialhiſtoriſchen Beiträge“ der gebildeten Welt die Meinung beibringen 
daß die Raubwirtſchaft der herrſchenden Klaſſe Ungarns der Vergangenheit an 
gehört. P. E 


Enrico Ferri, La Questione Meridionale. Rom 1903. Tipografia dell’ Asint 
28 S. ö 
Im vorliegenden Werkchen — einer vorigen Winter in Rom gehaltenen Volks 
rede — gibt Ferri in großen Zügen ein Bild von der Lage Süditaliens als de 
eines Teiles Geſamtitaliens, denn, meint Ferri, „die ſüditalieniſche Frage iſt nu 
das größte Krebsgeſchwür von der italieniſchen Geſamtfrage“ (S. 13). Dieſe letzter 
beſteht, außer aus ihren ökonomiſchen und ſozialen Faktoren, auch noch au 
einem moraliſchen Faktor: dem Minus des italieniſchen Volkscharakters a 
Stetigkeit. Was die geiſtige Begabung anbelangt, ſo ſei zweifellos bei einem en 
fachen Mantuaner Landmann mehr natürlicher Verſtand anzutreffen als bei einen 
deutſchen Univerſitätsprofeſſor. Weit weniger fähig zu ernſtem Widerſtand, abe 
auch weit begabter noch als die Norditaliener ſeien die Süditaliener. Daraus allei 
könne man erſehen, welche Zukunft gerade Süditalien haben würde, wenn erſt d 
Hemmniſſe, die ſich der Erlöſung des Landes entgegenſtellten, weggeräumt worde 
wären. Hierzu ſei aber vor allen Dingen eine Verringerung der Militärlaſte 
und eine bedeutende Schmälerung der königlichen Zivilliſte vonnöten. 9 
Der Vortrag Ferris geht den Dingen nicht auf den Grund, das bezweckt er au 

gar nicht, denn er will nichts anderes, als in großen Linien ein praktiſches Aktion 
programm skizzieren und zumal, wie man in Italien jagt, eine „evangeliſche“ Prop 
ganda für die Ideen des modernen Sozialismus machen. Das iſt Ferri, wie g 
wöhnlich, auch diesmal vollauf gelungen. Dr. Robert Michel 
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Zur Wahltaktik der Bourgeoiſie. 


9 Berlin, 27. Mai 1903, 
über den Wert des Geredes von der großen gemeinſamen Linken, die eine 
merſchütterliche Phalanx gegen die oſtelbiſchen Junker bilden ſolle, haben wir 
ms niemals getäuſcht. Dieſe Phalanx gleicht der berühmten Stute Rolands: 
ie iſt unübertrefflich ſchön, aber ſie iſt leider tot. Man kann ſie in den wuch⸗ 
igſten Leitartikeln verherrlichen, man kann die klingendſten Toaſte auf ſie aus⸗ 
dringen, aber lebendig wird fie deshalb doch nicht. 

Eher könnte man ſagen, alle noch ſo wohlgemeinten Verſuche, nach dieſer 
Richtung vorzuſtoßen, riefen das Gegenteil der beabſichtigten Wirkung hervor. 
Venigſtens ſehen wir in dieſer Wahlbewegung den Streit zwiſchen Liberalis⸗ 
us und Sozialdemokratie ſo hell aufflammen wie je, obgleich die Notwendig⸗ 
eit ihres gemeinſamen Kampfes gegen das Junkertum ſchärfer als jemals 
etont worden war. Es iſt ja auch einleuchtend genug, daß der wirkliche 
zegenſatz ſich deſto nachdrücklicher geltend macht, je mehr man ihn gefliſſentlich 
überſehen ſucht. In der Politik rächt ſich jede Vogelſtraußpolitik auf dem 
ße 

| Es iſt nicht unſere Aufgabe, die unzähligen Zuſammenſtöße, die im Lande 
viſchen Liberalen und Sozialdemokraten ſtattfinden, im einzelnen auf das 
echt oder das Unrecht der einen oder der anderen Seite zu unterſuchen. Wir 
ollen gar nicht beſtreiten, daß, äußerlich und rein formell, das Unrecht viel⸗ 
icht nicht immer auf der Seite der Liberalen ſein mag. Wir ſind auch billig 
mug anzuerkennen, daß die ebenſo blöde wie boshafte Beſchimpfung der Sozial⸗ 
mokratie durch Leute wie Herrn Eugen Richter, der in der Tat ſchon in den 
Beriten Stadien des parlamentariſchen Kretinismus angelangt iſt und in der 
ngft um fein Mandäcchen die letzte Spur politischer Zurechnungsfähigkeit ver⸗ 
lren hat, nicht dem geſamten Liberalismus angekreidet zu werden braucht. 
(dlich haben wir ſchon vor einigen Wochen an dieſer Stelle ausgeführt, daß 
für den Liberalismus eine ſehr ſchwierige Sache ſei, gemeinſam mit der 
1902-1903. II. Bd. 2 


1 


258 Die Neue Zeit. 
Sozialdemokratie gegen das Junkertum zu kämpfen, nachdem ſich die Dinge 
hiſtoriſch ſo geſtaltet haben, daß er nur noch die Rolle einer Hilfstruppe ſpielen 
kann, während er eigentlich den Vorkampf führen müßte. Wir meinten damals, 
die liberalen Blätter und Politiker, denen es wirklich noch einiger Ernſt um 
die Bekämpfung des Junkertums ſei, täten am klügſten daran, beizeiten dem 
Verrat zu ſteuern, den die liberalen Wähler bei den Stichwahlen an der Sozial⸗ 
demokratie zu gunſten der Reaktion auszuüben pflegten. Dieſes beſcheidene, 
aber erreichbare Ziel, das dem Liberalismus keinerlei moraliſche oder politiſche 
Selbſtüberwindung auferlege, ſei praktiſch mehr wert als alle Illuſionen, denen 
es doch verſagt ſei, ins Leben zu treten. 4 
Leider kann aber der Liberalismus, wie das nun einmal das Schickſal aller 
Todeskandidaten oder doch derjenigen Todeskandidaten iſt, die an innerer 
Schwäche ſterben, von ſeinen Illuſionen nicht laſſen. Er bildet ſich noch immer 
ein, die erſte Geige im Kampfe gegen das Junkertum ſpielen zu können und 
glaubt, dem klaſſenbewußten Proletariat gegenüber, auch wo er ſich deſſen Hilfe 
gnädigſt gefallen laſſen will, den Hof⸗ und Schulmeiſter ſpielen zu dürfen 
Beweis dafür die Wahlrede, die Herr Barth neulich in Kiel gehalten hat. Ale 
vorſichtiger Staatsmann las er die Sätze, in denen er ſeine Stellung zur Sozial 
demokratie darlegte, vom Blatte ab; hätte er frei geſprochen, ſo hätte er vielleich 
ein Wort gebraucht, das dem bornierten Dünkel des Philiſters empfindlich ge 
weſen wäre, und dies ſchreckliche Unheil mußte natürlich um jeden Preis ver 
hindert werden. Gerade aber, je ſorgſamer Herr Barth ſeine Worte erwogen 
und je künſtlicher er ſie geſetzt hat, um ſo peinlicher muß es berühren, daß e 
ſich erlaubte, die Sozialdemokratie als einen Moſt zu behandeln, der ſich not 
ſehr abſurd gebärde, aber doch wohl noch einmal — unter der fördernden Vor 
mundſchaft der Herren Barth und Pachnicke und Schrader, daß Gott erbarm' - 
ein guter Wein werden könne. . 
Zu einem ſolchen Ton beſitzen die Herren, die ſeit vierzig Jahren ein Voll: 
recht nach dem anderen preisgegeben haben und heute noch demütig die tönerne 
Füße des Militarismus und Marinismus küſſen, nicht das allergeringſte more 
liſche oder politifche Recht. Mit all ihrer „Abſurdität“ hat die deutſche Sozia 
demokratie ſeit ebenſo lange unendlich viel mehr an politiſch⸗ſozialer Arbeit i 
der Theorie und der Praxis, geſchweige denn an Energie, Kampfluſt und Opfe 
mut geleiſtet, als jener Liberalismus, den die Herren Barth und Genoſſe 
vertreten, mögen ſie ſich auch nicht mit Unrecht rühmen, die intelligenteſte Schie 
der deutſchen Bourgeoiſie in ſich zu verkörpern. Wollen ſie ſich jetzt endli 
beſſern, ſo wäre es gewiß verkehrt, ihnen die Sünden ihrer Vergangenheit vo 
zuhalten, aber dann mögen ſie gefälligſt auf den hochmütigen Ton verzichte 
den ſie nicht das geringſte Recht haben, gegen die Arbeiterklaſſe anzuſchlage 
Sie wollen die ſozialdemokratiſche Bundesgenoſſenſchaft eben dulden, in d 
Hoffnung, die ſie entweder ſelbſt hegen oder doch dem Philiſter vorſpiegel 
daß nämlich die Sozialdemokratie demnächſt derſelben Knochenerweichung ve 
falle, der ſie ſelbſt verfallen ſind. So trügeriſch dieſe Hoffnung nun auch ſe 
mag, ſo iſt es für die Arbeiter doch ſchon eine Beleidigung, daß ſie überhau 
ausgeſprochen wird; die diplomatiſche Leiſetreterei dieſer „Kieler Methode“ 5 
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Sozialdemokratie einzuſeifen, verdient ebenſo ſcharfe Zurechtweiſung, wie die 
ungeſchminkte Roheit der „Berliner Methode“, womit Herr Eugen Richter 
gegen die Arbeiterklaſſe hetzt. 
Zudem handelt es ſich nur um einen Unterſchied in der Form. In der 
Sache ſind die um Barth und die um Richter ganz einig, wie jetzt eben ihre 
gemeinſame Empörung über die Sätze des ſozialdemokratiſchen Wahlaufrufs 
zeigt, in denen es heißt: „Auf Grund dieſes neuen Tarifs (des Tarifs Kardorff) 
günſtige Handelsverträge für Deutſchlands Induſtrie und für die auf den 
Kauf von Agrarprodukten angewieſene ungeheure Volksmehrheit zu erhoffen, 
iſt ausgeſchloſſen. Als entſchiedene Anhänger einer Handelsvertragspolitik, die 
den Austauſch von Waren und Kulturmitteln mit allen Völkern der Erde 
nach Möglichkeit erleichtert, müſſen wir aber Handelsverträge, die, auf Grund 
des neuen Zolltarifs abgeſchloſſen, unſere Handelsbeziehungen mit dem Aus⸗ 
lande und die Lebenshaltung der großen Maſſe der Bevölkerung verſchlechtern, 
aufs entſchiedenſte bekämpfen.“ Dieſe Sätze werden von denen um Barth, wie 
von denen um Richter gleich ſehr bekämpft, nur eben mit dem Unterſchied in 
der Form, daß die „Freiſinnige Zeitung“ mit der an ihr bekannten Dreiſtigkeit 
lügt, die Sozialdemokratie ſpiele das Spiel der Brotwucherer, indem ſie von 
bornherein erkläre, gegen neue Handelsverträge ſtimmen zu wollen, während 
die um Barth und Sonnemann von einem „verhängnisvollen Fehler“ der 
ozialdemokratiſchen Taktik ſprechen. i 
Um dieſe Sachlage an einem hiſtoriſchen Beiſpiel klarzuſtellen, ſo mag an 
die Zeit des preußiſchen Verfaſſungsſtreits erinnert werden. Der Verrat, den 
die Bourgeoiſie in den Jahren 1848 und 1849 an dem Proletariat beging, hatte 
5 dem Junkertum ermöglicht, mit den Rechten aufzuräumen, die von den 
Arbeitern auf den Barrikaden erkämpft worden waren, mit dem allgemeinen 
Vahlrecht, mit der Preß⸗ und Vereinsfreiheit, mit dem parlamentariſchen 
Zudgetrecht 2c. Die Reaktion der fünfziger Jahre hatte das Proletariat ganz 
echtlos und die Bourgeoiſie wenigſtens halb rechtlos gemacht. Nun kam die 
eue Bewegung am Ende der fünfziger und im Anfang der ſechziger Jahre, 
»obei die Arbeiterklaſſe der Bourgeoiſie die getreueſte Gefolgſchaft leiſtete, aller⸗ 
ings in der Annahme, daß nach Beſiegung der Reaktion die Rechte des Prole⸗ 
wiats ebenſo wiederhergeſtellt werden würden, wie die Rechte der Bourgeoiſie. 
jedoch als ſie ſich deshalb eine ſchüchterne Anfrage erlaubte, antworteten die 
raven Bürger dem ſo „abſurd ſich gebärdenden Moſte“: Aber was fällt euch 
enn ein? Gewiß wollen wir das parlamentariſche Budgetrecht erkämpfen, um 
en Daumen auf den Beutel zu halten, allein das fehlte gerade noch, daß wir 
ich nach dem gemeinſamen Siege das allgemeine Wahlrecht gewähren ſollten, 
mit ihr auch noch mit einem Daumen auf den Geldbeutel kommt. Dieſe 
ve Offenherzigkeit führte bekanntlich zur Gründung der deutſchen Sozial⸗ 
mokratie, worauf ja in den letzten Wochen wiederholt hingewieſen worden iſt. 
Genau ſo liegt die Sache heute. Der neue Zolltarif bedroht die Bourgeoiſie 
ie das Proletariat. Für jene macht er den Abſchluß günſtiger Handelsverträge 
wierig oder unmöglich, für dieſes bedeutet er eine ſtarke Herabſetzung ſeiner 
benshaltung durch eine koloſſale Verteuerung der notwendigſten Lebensmittel. 
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Inſoweit iſt die Vorbedingung für ein Zuſammengehen der Bourgeoiſie und 
des Proletariats gegeben. Während nun aber der ſozialdemokratiſche Wahl⸗ 
aufruf in zutreffender Weiſe beide Geſichtspunkte ins Auge faßt und neue 
Handelsverträge, die „unſere Handelsbeziehungen mit dem Ausland und die 
Lebenshaltung der großen Maſſe der Bevölkerung verſchlechtern“, aufs ent⸗ 
ſchiedenſte zu bekämpfen verſpricht, ſagen die Liberalen: So gilt die Wette 
nicht; bei den Minimalzöllen des neuen Tarifs, das heißt, bei der koloſſalen 
Verteuerung der notwendigſten Lebensmittel kann es ſchon ſein Bewenden haben, 
wenn der neue Tarif Handelsverträge abzuſchließen geſtattet, die ſich etwa noch 
mit unſerem Profitintereſſe vertragen. Mit anderen Worten: das Intereſſe 
des Proletariats darf beileibe nicht geltend gemacht werden, wenn dadurch 
irgendwie das Intereſſe der Bourgeoiſie gefährdet werden kann. Wir brauchen 
hier nicht auf die tatſächliche Frage einzugehen, ob mit den Minimalzöllen des 
neuen Tarifs überhaupt günſtige Handelsverträge mit dem Ausland abgeſchloſſen 
werden können: die bloße Möglichkeit, die ſich die Bourgeoiſie mit Recht oder 
Unrecht einbildet, genügt für ſie vollkommen, um von der Arbeiterklaſſe 31 
verlangen, daß dieſe ihre eigenen Intereſſen in den Rauchfang ſchreibt. 
Wenn überhaupt ein Unterſchied zwiſchen der heutigen Lage und der Lag. 
vor vierzig Jahren beſteht, ſo fällt er zu ungunſten der Bourgeoiſie aus. Da 
mals hatte ſie nicht nur das Junkertum, ſondern auch die Regierung geget 
ſich; heute aber lauert die Regierung, die günſtige Handelsverträge mit den 
Ausland wie das liebe Brot braucht, nur darauf, daß die Bourgeoiſie und da 
Proletariat die junkerlichen Brotwucherer über den Haufen rennen, mit ihnen 
aber auch den neuen Zolltarif und ganz beſonders die Minimalzölle, die den 
Abſchluß günſtiger Handelsverträge in erſter Reihe erſchweren. Große Helde 
ſind die Bülow und Poſadowsky ja auch nicht; ſoviel Courage beſitzen fi 
nicht, um den blind wütenden Stier des Brotwuchers an den Hörnern z 
packen. Aber es wäre ihnen ſchon recht, wenn andere Leute das für fie bi 
ſorgten; könnten ſie den Überzöllnern ſagen: „Wir ſind ganz eure Leute, abe 
ihr ſeht, wir ſind Opfer einer höheren Gewalt“, ſo täten ſie es mehr als geri 
Vielleicht ließe ſich noch ein zweiter Unterſchied zwiſchen der Zeit de 
preußiſchen Verfaſſungskonfliktes und der Zeit des Kampfes um den Tar 
Kardorff geltend machen, aber er würde auch zu ungunſten der Bourgeoiſ 
ausfallen. Damals verweigerte die Bourgeoiſie der Arbeiterklaſſe das allg 
meine Wahlrecht, alſo eine Waffe, von der ſie ſich ſagen mußte, daß ihr ſelb 
damit geſchadet werden könne. Heute verlangt ſie, daß die Arbeiter je nach 
dem ſich die Verteuerung der notwendigſten Lebensmittel ruhig bieten laſſe 
iollen, die, ſoweit es ſich um die beſitzenden Klaſſen ſelbſt handelt, einfach ei 
Steigerung der Grundrente auf Koſten des Kapitalprofits darſtellt. Die en 
liſche Bourgeoiſie hat jahrelang einen erbitterten Krieg um die Abſchaffung d 
Kornzölle geführt, und die deutſche Bourgeoiſie hat ſich früher wenigſtens 
ihrer ſchwächlichen Weiſe der Verteuerung der notwendigen Lebensmittel wide 
ſetzt, nicht, wie ſie gaukelte, aus Liebe für die Arbeiter, jedoch in ihrem eigene 
wohlverſtandenen Intereſſe. Jetzt aber, wo fie wirklich einmal dem Junkertu 
einen vernichtenden Schlag zufügen kann, zuckt ſie ängſtlich zurück und herrſt 
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| die Arbeiter an: Ihr habt euch willig vom Hunger dezimieren und von der 
mühſam erkämpften Höhe eurer Lebenshaltung herabwerfen zu laſſen, wenn 
wir in dem gefährlichen Kriege mit den Junkern nur gerade noch mit einem 
blauen Auge davonkommen. 

So ſagen die um Richter, wie die um Barth; ſo heißt es gleichmäßig nach 
der „Berliner Methode“, wie nach der „Kieler Methode“. Und dann geraten 
ſie noch in ſtaatsmänniſchen Unwillen, wenn dieſe Kaſtratenpolitik in einem 
Arbeiterblatt oder einer Arbeiterverſammlung mit einem derben Worte ge- 
kennzeichnet wird! 
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Klaffenintereffe — Sonderintereffe — 6emeinintereffe. 
Von K. Kautsky. 


2. freiheit und Gerechtigkeit. 

Wenn wir ſagen, daß die Klaſſen in einem notwendigen Gegenſatz zu⸗ 

einander ſtehen, daß es daher für eine Partei unmöglich iſt, die Intereſſen 
mehrerer oder gar aller großen Klaſſen konſequent zu vertreten, ſo heißt das 
nicht, daß eine Partei notwendigerweiſe ſich auf die Vertretung eines beſtimmten 
Klaſſenintereſſes beſchränken muß. Sie kann nicht dauernd verſchiedene Klaſſen⸗ 
intereſſen vertreten, aber ſie kann und muß noch andere Intereſſen vertreten 
als Klaſſenintereſſen. Natürlich handelt es ſich hier nur um geſellſchaftliche, 
nicht perſönliche Intereſſen, die in der Politik nichts zu ſuchen haben und die 
denn auch, wo ſie ſich geltend machen wollen, ſtets in der Verkleidung geſell⸗ 
ſchaftlicher Intereſſen auftreten. Unter den geſellſchaftlichen Intereſſen gibt es 
aber noch andere als Klaſſenintereſſen. Die Geſamtheit der in einer Geſell⸗ 
ſchaft wirkſamen Klaſſenintereſſen bildet noch nicht die Geſamtheit der in ihr 
lebenden geſellſchaftlichen Intereſſen überhaupt. Künſtleriſche, wiſſenſchaftliche 
Intereſſen, die Intereſſen der Geſchlechter und dergleichen ſind vielfach keine 
Klaſſenintereſſen. 
Jedoch ſtehen alle geſellſchaftlichen Intereſſen untereinander im engſten or⸗ 
ganiſchen Zuſammenhang, und die Klaſſenintereſſen ſind in letzter Linie die 
entſcheidenden. Der eigenartigen Stellung einer beſonderen Klaſſe in der Ge⸗ 
ſellſchaft entſpricht daher auch eine beſondere Haltung gegenüber jenen geſell⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen, die nicht direkte Klaſſenintereſſen ſind, und damit auch 
eine beſtimmte Haltung der Partei, welche die Intereſſen dieſer Klaſſe verficht, 
gegenüber den verſchiedenen geſellſchaftlichen Problemen. 

So muß auch die Sozialdemokratie ſich um alle geſellſchaftlichen Fragen 

kümmern, ſelbſt wenn ſie mit den proletariſchen Klaſſenintereſſen direkt gar 
nichts zu ſchaffen haben, aber ihre Haltung gegenüber jeder einzelnen dieſer 
Fragen iſt keine willkürliche, ſondern wird durch die Stellung des Proletariats 
n der Geſellſchaft bedingt. 
Das Proletariat iſt aber eine Klaſſe ganz beſonderer Art. Es bildet nicht 
loß, wie wir geſehen haben, in einem modernen Induſtrieſtaat die große 
Mehrheit der Bevölkerung — zwei Drittel bis drei Viertel davon —; es iſt 
much die einzige Klaſſe, die bloß von ihrer Arbeit und nicht auch von der Aus⸗ 
deutung anderer lebt. 
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Vor dem Schickſal, ausgebeutet zu werden, iſt freilich in der heutigen Ge⸗ 
ſellſchaft faſt niemand ſicher. Wir haben bereits geſehen, wie induſtrielle Kapi⸗ 
taliſten und Grundeigentümer ausgebeutet werden vom Geldkapitaliſten, wenn 
ſie gezwungen ſind, Geld von ihm zu pumpen. Aber der Geldkapitaliſt ſelbſt 
wird wieder, wie jeder andere Staatsbürger auch, ausgebeutet von der Staats⸗ 
gewalt, der er ſeine Steuern zu entrichten hat. Nur zum Teile wird für dieſe 
Steuern geſellſchaftlich notwendige Arbeit geleiſtet; zu einem anderen Teile 
dienen ſie zun Mäſtung von Paraſiten, die in keinem Staatsweſen fehlen, die 
unter Umſtänden, wie in Frankreich vor der Revolution, durch ihr Blutſauger⸗ 
tum die Nation ruinieren können. | | 

Aber auch hohe, höchſte, ja allerhöchſte Herrſchaften können wieder aus⸗ 
gebeutet werden. Sie verſchulden ſehr oft und müſſen dann dem Geldkapital 
ihren Tribut darbringen. Die Spitzen der Ausbeutergeſellſchaft beuten ſich alſo 
vielfach untereinander aus, wobei ſich jedoch als derjenige, der zuletzt lacht, in 
der Regel der Geldkapitaliſt entpuppt. 

Alle Welt klagt daher in der bürgerlichen Geſellſchaft über Ausbeutung 
und Unterdrückung, es gibt kaum eine Klaſſe, die nicht für irgend eine Freiheit 
und irgend ein Recht zu kämpfen hätte. 5 

Aber gleichzeitig gibt es keine Klaſſe, außer dem Proletariat — der Lohn 
arbeiterſchaft ſamt den kleinſten Bauern, den Alleinmeiſtern und kleinen Haus 
induſtriellen —, die nicht von der Ausbeutung anderer mindeſtens einen Teil 
ihres Einkommens zöge, die nicht an irgend einer Art von Ausbeutung und 
Unterdrückung intereſſiert wäre. Mit Ausnahme des Proletariats kann daher 
keine den Kampf für Freiheit und Recht, den ſie führt, konſequent führen, jede 
muß anderen verſagen, was ſie für ſich ſelbſt fordert. Dieſe Inkonſequen 
nimmt mitunter groteske Formen an. 

Die deutſchen Fürſten des ſechzehnten und ſiebzehnten Jahrhunderts er 
klärten, für die „deutſche Freiheit“ zu fechten, wenn ſie ihren Deſpotismus au 
Koſten der kaiſerlichen Gewalt befeſtigen wollten. Dasſelbe verkündete abeı 
dieſen Fürſten gegenüber der niedere Adel. Beide zuſammen fielen aber vol 
Wut über die Bauern her, als dieſe auch ein bißchen Freiheit für ſich be 
anſpruchten. | 

In der Unabhängigkeitserklärung der Vereinigten Staaten vom 4. Juli 1770 
hieß es, „daß alle Menſchen, gleich geboren, von ihrem Schöpfer mit gewiſſer 
unveräußerlichen Rechten begabt ſind, daß zu dieſen Leben, Freiheit und das 
Streben nach Glückſeligkeit gehört.“ Aber mit dieſen unveräußerlichen Menſchen 
rechten vertrugen ſich nach Anſicht ihrer Verfaſſer ſehr wohl die politiſch 
Rechtloſigkeit der Frau, die Vogelfreiheit der Indianer, die Sklaverei der Neger 

Es gibt nur eine Klaſſe, die den Kampf gegen jede Art der Ausbeutung 
und Unterdrückung führen kann, das iſt das Proletariat. Und es kann ih 
nicht bloß führen, es muß ihn führen, da ſeine eigene Ausbeutung und Unter 
drückung erſt aufhören kann, wenn jede Möglichkeit einer ſolchen beſeitigt il 

Die Sozialdemokratie als die einzige bewußte und konſequente Vertreterin 
der Klaſſenintereſſen des Proletariats, iſt daher auch die einzige Partei, di 
für gleiche Freiheit und gleiches Recht aller, gegen jede Unterdrückung un 
Ausbeutung eintritt. 0 

Sie allein fordert vollkommene Freiheit der Wiſſenſchaft. Selbſt für di 
demokratiſchſten unſerer bürgerlichen Demokraten ſoll das Lehren der Wiſſen 
ſchaft an den Univerſitäten ein Monopol für die Anhänger der heutigen Ge 
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ſellſchaftsordnung bleiben. Sie fordern die „vorausſetzungsloſe“ Wiſſenſchaft, 
aber unter der ſtillſchweigenden Vorausſetzung, daß jedem Forſcher die Türe 
des „Tempels der Wiſſenſchaft“ verſchloſſen wird, wenn er zu Reſultaten 
kommt, die der herrſchenden Staats und Geſellſchaftsordnung unbequem ſind. 
Indeſſen könnte man von der vollkommenen Freiheit der Wiſſenſchaft an- 
nehmen, die Sozialdemokratie fordere fie im eigenen Intereſſe; denn gerade 
jene wiſſenſchaftliche Richtung, auf die fie ſich ſtützt, iſt auf den Univerfitäten 
verpönt. 
Aobbr die Sozialdemokratie tritt auch für jede unterdrückte Nation ein, ſei 
es die eigene, ſei es eine fremde. Keine deutſche Partei hat die Unterdrückungs⸗ 
maßregeln gegenüber den preußiſchen Polen und Dänen energiſcher verurteilt 
als die Sozialdemokratie; keine engliſche Partei hat ſich entſchiedener auf die 
Seite der Irländer geſtellt, als die Sozialiſten. 
Aus demſelben Grunde bekämpft die Sozialdemokratie jede koloniale Er- 
oberungspolitik, nicht bloß in Deutſchland, Frankreich, Italien, wo die Aus⸗ | 
beutung der Kolonien ein ſehr ſchlechtes Geſchäft ift, ſondern auch in Holland 
und England, wo ein großer Teil des nationalen Reichtums darauf beruht. 
Der Klaſſenlage des Proletariats, die es gegen jede Ausbeutung und Unter: 
drückung Front machen heißt, entſpricht auch die Haltung der Sozialdemokratie 
in der Frauenfrage. 

Langſam und zögernd, mehr der Not gehorchend als dem eigenen Triebe, 
fangen jetzt auch einige bürgerliche Parteien an, manche der juriſtiſchen und 
politiſchen Privilegien abzutragen, welche die Männer vor den Frauen voraus 
haben. Die einzige Partei, welche dieſe Privilegien in ihrer Geſamtheit be— 
kämpft und ſeit jeher bekämpft hat, iſt die Sozialdemokratie. 

Selbſt ihre Gegner verteidigt fie, wo dieſe zu den Unterdrückten gehören. 
Das gilt nicht bloß von den nationalen Polen und Iren, deren Mehrzahl zu 
den reaktionärſten Elementen gehört, von den bürgerlichen Frauen, die heute 
ſchon ihren politiſchen Einfluß nur zu gerne dazu benutzen, das Proletariat 
herabzudrücken, es gilt auch von der Kirche, namentlich der katholiſchen. Der 
Klerus erweiſt ſich als eine mächtige Ausbeutungs⸗ und Unterdrückungsorgani⸗ 
ſation, die mit der äußerſten Feindſeligkeit allen Emanzipationsbeſtrebungen 
des Proletariats entgegentritt. Ihren Prinzipien entſprechend muß die Sozial- 
demokratie den Klerus energiſch bekämpfen, wo er als Bollwerk der Unter: 
drückung und Ausbeutung auftritt, und ſie muß trachten, ihm alle Privilegien 
zu nehmen, die ihn zu einem ſo gefährlichen Widerſacher des emporſtrebenden 
Proletariats machen. Aber die Sozialdemokratie tritt für die Rechte desſelben 
Klerus dort ein, wo er unterdrückt und unter Ausnahmsgeſetze geſtellt wird. 
Sie hat bekanntlich ſtets den Kulturkampf verurteilt und fordert auch jetzt noch 
die Abſchaffung des Reſtes der früheren Ausnahmsgeſetze. 

Die gleichen Grundſätze gelten für die Haltung der Sozialdemokratie gegen- 
iber den Zwiſchenklaſſen zwiſchen dem Proletariat und den Klaſſen der großen 
Ausbeuter. Wo dieſe Zwiſchenklaſſen — Kleinbürger und Bauern — ihre Lage 
urch vermehrte Unterdrückung und Ausbeutung Schwächerer, etwa von Lohn⸗ 
wbeitern oder eigenen Kindern, verbeſſern wollen, da kann die Sozialdemo— 
ratie ihnen nicht hilfreich zur Seite ſtehen, da muß ſie ihnen entgegentreten. 
lber dieſelben Klaſſen haben keinen wirkſameren Anwalt dort, wo ſie ſelbſt 

egen Unterdrückung und Ausbeutung ankämpfen. Wenn die Sozialdemokratie 
ute im Vorkampf ſteht gegen die Lebensmittelzölle, ſo verficht ſie nicht bloß 
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die Intereſſen der Proletarier, ſondern auch der Kleinbürger und klein 
Bauern. Dieſen dient fie auch bei der Bekämpfung des Militarismus, bei de 
Eintreten für Erſetzung der indirekten Steuern durch eine progreſſive E 
kommen⸗ und Vermögensſteuer, durch ihr Streben nach Verſtaatlichung od 
Kommunaliſierung der großen Monopole und dergleichen. Soweit aber d 
Kleinbürgern und Kleinbauern in der heutigen Geſellſchaft überhaupt zu helf 
iſt, kann es nur durch die letzteren Methoden geſchehen. 

Nichts irriger als die Behauptung, die Sozialdemokratie wolle den klein 
Leuten das Leben möglichſt ſauer machen. Sie hilft ihnen, wo es vernünftig 
weiſe möglich iſt, das heißt, wo es im Einklang mit den Bedürfniſſen der 5 
nomiſchen Entwicklung der Geſamtheit ſteht, wehrt ſich aber freilich energi 
dagegen, daß die Hilfe für fie durch vermehrte Ausbeutung beſchafft werden ſe 

So ergeben ſich gerade aus dem proletariſchen Klaſſencharakter für 
Sozialdemokratie eine Reihe höchſt wichtiger politiſcher Aufgaben, die weit ül 
das engere Klaſſenintereſſe des Proletariats hinausragen. 

Nicht zum wenigſten hat fie es dem zu danken, wenn ſie ein Anziehun 
punkt auch für nichtproletariſche Elemente wird. 

Wir haben geſehen, daß es zahlreiche Zwiſchenglieder zwiſchen dem Pro 
tariat und den beiden anderen großen Einkommensklaſſen gibt. Neben d 
Handwerkern, Kleinhändlern, Kleinbauern kommen hier namentlich die 
genannten Intellektuellen in Betracht, die ihrer Lebenshaltung, ihren perji 
lichen Beziehungen nach, oft auch durch die Funktionen, die ſie zu verſel 
haben (etwa als Vertreter von Kapitaliſten), der Kapitaliſtenklaſſe naheſteh 
die jedoch ebenſo wie das Proletariat von ihrer Arbeit leben, freilich ein 
qualifizierten, die unter den Arbeiten einen ariſtokratiſchen Rang einnimt 
Andererſeits haben wir aber auch geſehen, daß unter den Ausbeutern ſelbſt 
kaum eine Gruppe gibt, die nicht ihrerſeits wieder in irgend einer Weiſe a 
gebeutet würde. Wir wiſſen endlich auch, daß die ausgebeuteten Ausbeu 
wohl ein ſcharfes Auge für jede Ausbeutung und Unterdrückung haben, 
ihnen widerfährt, daß ſie aber blind ſind für jede Ausbeutung und Unt 
drückung, die ſie üben. Gar leicht vermeinen fie, die beſondere Art der A 
beutung und Unterdrückung, die ſie erleiden, ſei die einzige, die man mit Re 
zu bekämpfen habe, und ſie proklamieren dann den Kampf gegen alle Aı 
beutung und Unterdrückung. Neben der Selbſttäuſchung wirkt da oft auch e 
demagogiſche Abſicht mit: indem ſie ihren Kampf gegen eine beſondere Art 
Ausbeutung und Unterdrückung zu einem Kampfe für allgemeine Freiheit 1 
Gleichheit oder, wie man auch ſagt, Gerechtigkeit, ſtempeln, hoffen fie dan 
die Unterſtützung der unteren Volksklaſſen zu gewinnen, die ihrer Klaſſenle 
nach geneigt ſind, jeden derartigen Kampf zu dem ihrigen zu machen. 

Aber in jeder dieſer anſcheinend für Freiheit und Recht kämpfenden A 
beuterklaſſen und noch mehr in den zwiſchen ihnen und dem Proletar 
ſtehenden Zwiſchengruppen, namentlich der Intelligenz, finden ſich Elemer 
die teils durch die Hitze des Kampfes, teils durch die Logik ihres Denkens da) 
getrieben werden, Ernſt zu machen mit den freiheitlichen und gleichheitlid 
Sätzen ihres politiſchen Programms. Dabei ſtoßen ſie jedoch auf taube Ohr 
wenn ſie ſich an ihre Klaſſengenoſſen wenden, denen teils Überlegung, te 
Inſtinkt deutlich die Grenzen bezeichnen, die ihr Eintreten für Freiheit u 
Gerechtigkeit nicht überſchreiten darf, ohne die Grundlagen des Gedeihens ih 
eigenen Klaſſe zu gefährden. Beſchränken ſich die unbeugſamen „Prinzipi 
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reiter“ bei ihrer Propaganda auf die beſitzenden Klaſſen, dann ſcheitern ſie; 
nur durch Anſchluß an die unterſte der Klaſſen können ſie eine lebendige Wirk- 
ſamkeit entfalten. So ſind eine ganze Reihe von bürgerlichen Elementen auf 
dem Umweg über den Liberalismus und die bürgerliche Demokratie, das heißt 
durch den Kampf gegen höfiſche und feudalariſtokratiſche Ausbeutung zur 
Sozialdemokratie gekommen. | 
Aber dies iſt nicht der einzige Weg, auf dem man aus der Bourgeoiſie zum 
(Sozialismus kommt. 
Jedem Menſchen iſt, wie andere Charaktereigenſchaften, auch die Anlage zu 
ſozialen Trieben — Mitleid, Hilfsbereitſchaft, Hingebung für die Gemeinſchaft — 
angeboren. Seit Hunderten von Jahrtauſenden leben die Menſchen in geſell— 
ſchaftlichen Gruppen und ſie konnten ſich nur behaupten durch die Kraft ihres 
geſellſchaftlichen Zuſammenhaltes, ihrer ſozialen Triebe. So erwuchſen dieſe zu 
einer gewaltigen Macht, die den Menſchen ebenſo beherrſcht wie der Wander- 
trieb den Zugvogel. Dem Moralphiloſophen erſcheinen ſie unerklärlich, er ſieht 
in den ſozialen Inſtinkten, welche die Grundlage der Sittlichkeit bilden, etwas 
Übernatürliches, Göttliches, Produkte einer anderen Welt. Sie ſind aber bloß 
[Produkte der Geſellſchaft. Von den geſellſchaftlichen Verhältniſſen hängt es 
auch ab, in welcher Stärke ſie ſich in den einzelnen Klaſſen entwickeln und in 
welcher Weiſe ſie innerhalb jeder betätigt werden. Es iſt naheliegend, daß ſie 
heute am kraftvollſten zum Ausdruck kommen im Proletariat, deſſen ſtärkſte 
Waffe im Klaſſenkampf der enge Zuſammenſchluß ſeiner Mitglieder iſt; ſie 
können ſich in der Regel nur ſchwach bei einem Mitglied der beſitzenden Klaſſe 
‚entfalten, da deſſen geſellſchaftliche Macht in erſter Linie von der Größe feines 
Beſitzes abhängt. Seinen Beſitz vergrößert es aber nicht bloß durch Ausbeutung 
der Mitglieder anderer Klaſſen, ſondern auch durch Verdrängung von Mit- 
gliedern der eigenen Klaſſe aus ihrem Beſitz. Das Privateigentum an den 
Produktionsmitteln und der Konkurrenzkampf um dieſe ſind mächtige Urſachen 
der Schwächung der ſozialen Inſtinkte; umſomehr läßt ſie das Fehlen dieſes 
Privateigentums in der Klaſſe der Beſitzloſen erſtarken. Gerade wegen der 
Kraft ihres Klaſſenkampfes iſt ihr Gemeinſinn viel größer, haben Sonderinter⸗ 
eſſen im Proletariat und daher auch in der Sozialdemokratie viel weniger Platz 
als in den bürgerlichen Parteien. 
Aoͤ'er das alles gilt nur von Klaſſen, nicht von Individuen. Es gibt auch 
im Proletariat Individuen, deren ſoziale Triebe ſchwach entwickelt ſind, und 
in den beſitzenden Klaſſen ſolche mit ſtark ausgeprägten ſozialen Inſtinkten. Aber 
der Unterſchied iſt der, daß im Proletariat einer um ſo geringer geachtet wird, 
e ſchwächer feine ſozialen Inſtinkte ſind, je mehr er feinen perſönlichen Vorteil 
über den ſeiner Mitmenſchen ſetzt. In den beſitzenden Klaſſen wird dagegen 
darauf weniger geachtet, gilt eine Unterordnung des perſönlichen Vorteils unter 
die Intereſſen anderer, namentlich Schwächerer, ſogar als Verrücktheit. Wer 
in ſtarkes ſoziales Empfinden hat und dabei eine Kampfnatur iſt, wer ſich mit 
Aoßem Wohltun nicht begnügt, ſondern den Kampf aufnehmen will gegen die 
Quellen von Not und Elend, Mißhandlung und Herabwürdigung ſeiner Mit⸗ 
nenſchen, für den iſt kein Platz in den Reihen der Parteien der Ausbeuter. 
Will er ſich politiſch betätigen, bleibt ihm nur der Anſchluß an die Partei des 
droletariſchen Klaſſenkampfes übrig, die Sozialdemokratie. 

Wird das Proletariat durch ſeine Klaſſenlage dazu gedrängt, den Kampf 
gegen ſeine Ausbeutung und Unterdrückung zu erweitern zu einem Kampfe gegen 
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jede Art von Ausbeutung und Unterdrückung; den Kampf um jeine Klaſſen⸗ 
intereſſen zu einem Kampfe um Freiheit und Gerechtigkeit für alle zu geſtalten, 
ſo werden auf der anderen Seite durch die Eigenart der verſchiedenen Klaſſen 
alle Verfechter von Freiheit und Gerechtigkeit für alle, welcher Klaſſe immer 
ſie entſtammen mögen, dazu getrieben, ſich dem Proletariat anzuſchließen und 
ſeine Klaſſenkämpfe mitzukämpfen. 1 


3. Klaffe und Geſellſchaft. 7 
a) Die feudale Idealgeſellſchaft. 4 
Das Ganze iſt mehr als der Teil. So ſteht auch über dem Klaſſenintereſſe 
das Gemeinintereſſe, das geſellſchaftliche Intereſſe. Aber man darf ſich nun 
nicht vorſtellen, das geſellſchaftliche ſei von dem Klaſſenintereſſe in der Weiſe 
unterſchieden, daß das letztere die jeder beſonderen Klaſſe eigentümlichen Inter⸗ 
eſſen darſtelle, das erſtere dagegen die allen Klaſſen gemeinſamen Intereſſen, 
daß alſo alle Klaſſen einer beſtimmten Geſellſchaft ein gemeinſames geſellſchaft⸗ 
liches Intereſſe hätten, ſo daß man nicht bloß von einem Gegenſatz, ſondern 
auch von einer Solidarität der Klaſſen reden könne. 4 
Nichts irriger als das. Die allgemeinen geſellſchaftlichen Intereſſen ſind 
zu eng mit den beſonderen Klaſſenintereſſen verknüpft, als daß ſie für jede 
Klaſſe dieſelben ſein könnten. Wir finden vielmehr, daß die Haltung der ein⸗ 
zelnen Klaſſen ihnen gegenüber ebenſo verſchieden und gegenſätzlich iſt, wie die 
Intereſſen dieſer Klaſſen ſelbſt. Das tritt am ſchärfſten zu tage in dem ge⸗ 
ſellſchaftlichen Ideal, das die weiterſehenden Denker jeder Klaſſe aufſtellen und 
das kein bloßes Gedankenſpiel iſt, ſondern praktiſche Geltung erhält, indem es 
die Möglichkeit gibt, die mannigfaltigen geſellſchaftlichen Beſtrebungen der be⸗ 
treffenden Klaſſe zu einer einheitlichen, nach einer beſtimmten Richtung ſtrebenden 
Bewegung zuſammenzufaſſen. Jede Klaſſe hat ihren beſonderen Typus eines 
geſellſchaftlichen Ideals, der trotz aller lokalen und zeitlichen Verſchiebungen 
ſich immer wieder durchſetzt; und wie die mannigfachen Klaſſen der heutigen 
Geſellſchaft ſich im Grunde auf drei große Klaſſen reduzieren laſſen, von 
denen die anderen nur Zwiſchen- und Nebenglieder bilden, jo läßt ſich auch die 
Fülle der heutigen geſellſchaftlichen Ideale auf drei große Typen reduzieren: 
den feudalen oder reaktionären, den liberalen oder tatſächlich konſervativen und 
den ſozialiſtiſchen oder tatſächlich fortſchrittlichen. Dieſe Ideale ſind einander 
ebenſo feindlich und miteinander ebenſo unvereinbar wie die praktiſchen Gegen⸗ 
wartsintereſſen der drei großen Klaſſen. a u | 
Das erſtere Ideal entſpricht den Intereſſen des Grundeigentums, vornehmlich 
des großen; der kleine Grundeigentümer zieht ja ſein Einkommen weniger aus 
ſeinem Grundbeſitz als aus ſeiner Arbeit, bildet alſo ein Zwiſchenglied, das 
den Typus nicht rein zum Ausdruck bringt. 4 
Das Grundeigentum hat ſich in der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft ſehr wohl 
einzurichten gewußt. Es beſitzt auch in ihr eine privilegierte Stellung. Es bezieht 
ſein Einkommen ohne jede Gegenleiſtung und Mühe — das heißt das Ein 
kommen aus dem bloßen Grundbeſitz, nicht aus dem landwirtſchaftlichen Be: 
trieb; die Grundrente, wie fie am reinſten zu tage tritt im Pachtſyſtem 
wo Grundbeſitzer und Landwirt zwei verſchiedene Perſonen ſind. Und die 
Grundrente iſt im allgemeinen im Laufe der letzten Jahrhunderte ſtets ge 
ſtiegen — wenn man abſieht von einigen zeitweiligen, lokalen Störungen 
Trotzdem fühlt ſich der Grundbeſitz in der heutigen Geſellſchaft nicht wohl 
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Hat ſeine Lage ſich auch abſolut bedeutend gebeſſert, ſo iſt ſie doch relativ ſehr 
zurückgegangen; die Stellung einer Klaſſe in der Geſellſchaft hängt aber nicht 
von ihren abſoluten, ſondern von ihren relativen Fortſchritten ab, das heißt 
von ihren Fortſchritten, gemeſſen an denen anderer Klaſſen. Und da empfindet 
es der Grundbeſitz bitter, daß er, der zur Feudalzeit allmächtig war, immer 
mehr vom Kapital überflügelt wird. Wohl ſteigt die Grundrente, während der 
Kapitalprofit ſinkt, aber dieſe Erſcheinung täuſcht. Die Grundrente ſteigt im 
Verhältnis zu einer beſtimmten Bodenfläche, zum Beiſpiel pro Hektar, aber die 
Kulturfläche dehnt ſich in den alten Kulturländern nur noch wenig aus. Der 
Kapitalprofit ſinkt im Verhältnis zu einer beſtimmten Kapitalmenge, aber die 
Maſſe des Kapitals vermehrt ſich enorm. Daher wächſt die Maſſe des Kapital⸗ 
profits, die der Kapitaliſtenklaſſe zufällt, weit raſcher als die Maſſe der Grund— 
rente, die die Grundeigentümer einſtecken. 

Eein Beiſpiel wird das klar machen. Nehmen wir an, im Laufe des neun- 
zehnten Jahrhunderts habe ſich die Grundrente in einem gegebenen Lande ver— 
doppelt, die Grundfläche ſei dieſelbe geblieben. So hat ſich auch das Geſamt⸗ 
einkommen der Grundbeſitzerklaſſe aus ihrem Grundbeſitz verdoppelt. Es ſei 
etwa von 500 auf 1000 Millionen geſtiegen. Inzwiſchen ſei die Profitrate auf 
die Hälfte gefallen, etwa von 20 auf 10 Prozent, die Maſſe des Kapitals habe 
ſich aber verzwanzigfacht, ſo iſt das Geſamteinkommen der Kapitaliſtenklaſſe 
auf das Zehnfache gewachſen, etwa von 200 auf 2000 Millionen. Ihr Reich⸗ 
tum und ihre ökonomiſche Macht im Verhältnis zum Grundbeſitz ſind am Ende 
des Jahrhunderts fünfmal ſo groß oder der Reichtum und die ökonomiſche 
Macht des Grundbeſitzes gegenüber dem Kapital fünfmal ſo klein wie am Anfang. 

Die hier gegebenen Zahlen ſind willkürlich angenommen, aber tatſächlich 

bewegt ſich die ökonomiſche Entwicklung in dieſer Richtung. 

Indes nicht bloß ökonomiſch wird der Grundbeſitz durch die induſtrielle 
Entwicklung immer mehr in den Hintergrund gedrängt, ſondern auch politiſch. 
In der Feudalzeit war der vorherrſchende Erwerbszweig die Landwirtſchaft 
des ſelbſtwirtſchaftenden Kleinbauern. Das iſt aber eine Tätigkeit, die den 
Produzenten ſo völlig in Anſpruch nimmt und ſo ſehr von der außerhalb ſeines 
Dorfes beſtehenden Welt abſchneidet, daß er die Möglichkeit verliert, ſich um 
die politiſchen und ſonſtigen größeren geſellſchaftlichen Intereſſen fortdauernd zu 
ümmern und in die darum ſich entſpinnenden Kämpfe tätig einzugreifen. Er 
überläßt die Sorge dafür anderen, Rittern, Geiſtlichen, Söldnern, Bureaukraten 
ind ihren Herren, den Fürſten, die dann die Macht, welche ſie dadurch ge— 
vinnen, dazu benutzen, den Bauern mehr zu unterjochen und zu ſchröpfen als 
u ſchützen. Wo die kleine Bauernwirtſchaft die ökonomiſche Grundlage des 
Staates iſt, da führt fie naturnotwendig die Herrſchaft einer Feudalariſtokratie 
der eines Deſpotismus nach dem Mufter des orientalifchen nach ſich. Nur 
ei einer beſonders günſtigen Bodengeſtaltung, wie fie in der Urſchweiz oder 
n Friesland beſtand, können ſich die Bauern dieſer Unterjochung erwehren. 
die Erhaltung der demokratiſchen Freiheit in dieſen Gegenden iſt indes 
telleicht mehr noch dem Überwiegen der Weidewirtſchaft über den Ackerbau 
Is den dortigen natürlichen Schutzwehren zuzuſchreiben. Hirtenvölker ſind ſtets 
teiheitsliebend und wehrhaft. Wo dagegen der Ackerbau herrſcht, da entſprießt 
araus die Knechtſchaft des Selbſtwirtſchafters. 
Dies Eldorado der Feudalariſtokratie findet ein Ende, ſobald ſich eine ſtarke 
ädtiſche Induſtrie entwickelt. Daraus erwachſen Klaſſen, die der Feudal— 
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ariſtokratie immer feindſeliger gegenüberſtehen und die ſchließlich ihre Ober⸗ 
herrſchaft brechen, nicht nur in den Städten, ſondern auch auf dem Lande. Es 
waren die Proletarier und Kleinbürger der Städte, die auch den Bauern die 
Befreiung vom ariſtokratiſchen Joche brachten. Die Erſtürmer der Baſtille 
riſſen die Grundlagen der bäuerlichen Knechtſchaft nicht nur für Frankreich, 
ſondern für halb Europa nieder; die franzöſiſchen Revolutionsarmeen haben 
für die Befreiung der Bauern der Schweiz zum Beiſpiel mehr geleiſtet als die 
ſoviel verherrlichten Urkantone, die Heimat der Telle und Winkelriede, die wohl 
die Freiheit für ſich zu behaupten wußten, aber ein um ſo härteres Joch ihren 
Nachbarn auflegten. Je mehr die ſtädtiſche Induſtrie wächſt, deſto mehr wird 
dadurch die politiſche Macht des großes Grundbeſitzes bedroht. Kein Wunder, 
daß ſich dieſe Klaſſe in der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft nicht wohl fühlt, in der 
zwar die Grundrenten wachſen, die aber ihre relative ökonomiſche und politiſche 
Poſition immer tiefer herabdrückt. Wohl kann durch ein Zuſammentreffen be⸗ 
ſonderer Umſtände die politiſche Macht der Grundeigentümer auch in der heutigen 
Geſellſchaft wachſen; politiſche und ökonomiſche Macht müſſen nicht ſtreng parallel 
ſich entwickeln. Aber auf die Dauer können ſie nicht verſchiedene Richtungen 
verfolgen und die ökonomiſche Grundlage erweiſt ſich ſchließlich immer als die 
entſcheidende. Wo die politiſche Macht einer Klaſſe in ein Mißverhältnis zu 
ihrer ökonomiſchen Macht geraten iſt, da muß ſie ſchließlich zuſammenbrechen, 
und je größer dies Mißverhältnis geworden iſt, je länger es angedauert hat, 
deſto kataſtrophenartiger muß ſich der endliche Zuſammenbruch geſtalten. 
Kein Wunder, daß die Grundeigentümer trotz ihrer privilegierten Stellung 
ſich nach einer breiteren ökonomiſchen Grundlage ſehnen, als die kapitaliſtiſche 
Geſellſchaft ihnen bieten kann, nach einer Grundlage, wie ſie die feudale Geſell 
ſchaft ihnen bot. Dieſe Geſellſchaft iſt ihr Ideal, fie wiederzubeleben ihr höchſten 
Wunſch. Natürlich ſoll es eine ideale feudale Geſellſchaft ſein, ohne Schatten 
ſeiten, bloß mit ihren Lichtſeiten, eine Geſellſchaft, die alle Herrlichkeiten den 
Romantik mit allen Genüſſen unſerer Zeit vereinigt. Eine ſolche Geſellſchaf 
iſt unmöglich; Licht und Schattenſeiten einer Geſellſchaft ſind aufs engſte mit 
einander verknüpft und nicht willkürlich zu trennen. Wer die modernen Ge 
nüſſe haben will, muß auch die techniſchen und ſozialen Einrichtungen in Kau 
nehmen, die mit ihrer Produktion verknüpft ſind; wer das Mittelalter haben 
will, muß auch zu ſeiner Barbarei zurückkehren. ie 
Iſt aber das feudale Geſellſchaftsideal unmöglich geworden, ſo bildet e. 
doch einen ſehr realen Faktor im modernen geſellſchaftlichen Leben. Denn e 
gibt die Richtung aller praktiſchen geſellſchaftlichen Beſtrebungen der Parteien 
an, die dem Grundbeſitz dienen. Jeder geſellſchaftliche Fortſchritt iſt ihnen ein 
Greuel, jeder Rückſchritt wird von ihnen gefördert, mag er auch mit ihre 
Klaſſenintereſſen direkt gar nichts zu tun zu haben, in Wiſſenſchaft, Kunst 
Kirche, der induſtriellen Organiſation (zum Beiſpiel dem Innungsweſen 2.) 
ſoweit nicht ihre Grundrente an einem ökonomiſchen Fortſchritt direkt beteilig 
iſt. Dann erweiſt ſich allerdings das Klaſſenintereſſe, oft auch perſönlich 
Intereſſe, mächtiger als das Ideal. 4 
Im allgemeinen kann man ſagen, daß die geſellſchaftlichen Intereſſen de 
großen Grundbeſitzes etwas ganz anderes ſind, als die Intereſſen der heutige 
Geſellſchaft. Es iſt unmöglich, ſie mit dieſen zu vereinbaren, ſie ſtehen ihne 
in ſchroffſter Gegnerſchaft gegenüber. Sie ſind ein die Geſellſchaft ſchädigende 
Element geworden. 1 
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b) Die liberale Idealgeſellſchaft. 
Nicht viel beſſer ſteht es mit den geſellſchaftlichen Intereſſen der Kapitaliſten⸗ 
klaſſe. Dieſe hat das größte Intereſſe an der Erhaltung der heutigen Geſell— 
ſchaftsordnung, die vor allem ihr zu gute kommt. Die Beſitzer der Produftions- 
mittel ſind die Beherrſcher der Produktion und damit der ganzen Geſellſchaft. 
Die techniſche Entwicklung macht aber heute die Produktionsmittel (Maſchinen, 
Baulichkeiten, Rohmaterialien, Transportmittel) immer maſſenhafter und koſt⸗ 
ſpieliger im Verhältnis zur Zahl und Entlohnung der beſchäftigten Arbeiter. 
Schon das allein muß unter der Herrſchaft des Privateigentums an den Pro⸗ 
duktionsmitteln dieſe immer mehr zu einem Privilegium der Kapitaliſtenklaſſe 
machen, deren Kraft und Ausbeutungsfähigkeit ſteigern. In derſelben Richtung, 
wie die techniſche, wirkt aber auch die ökonomiſche Entwicklung, welche immer 
mehr die Produktionsmittel in wenigen Händen konzentriert. Die Kartelle und 
Truſts fördern dieſe Entwicklung beſonders raſch. 

Nun hat man freilich eingewendet, daß dieſe Entwicklung durchkreuzt werde 
durch eine andere, ſtärkere, die zur Dezentraliſation der Vermögen führe. Dank 
dem Aktienweſen nehme die Zahl der Beſitzenden, die Zahl der Teilnehmer an 
den Produktionsmitteln zu, nicht ab. Den ſtatiſtiſchen Beweis für dieſe Be⸗ 
hauptung iſt man uns ſchuldig geblieben, die Tatſachen ſprechen vielmehr da- 
gegen; aber nehmen wir an, ſie ſei richtig, ſo würde ſie nichts gegen die 
Konzentration des Kapitals beweiſen. Dieſe iſt eine Erſcheinung des Pro— 
duktionsprozeſſes, die unabhängig bleibt von der dem Verteilungs— 
prozeß angehörenden Tatſache, daß die Anzahl der Teilnehmer am Produkt 
wächſt. Der Produktionsprozeß, nicht der Verteilungsprozeß iſt aber der geſell⸗ 
ſchaftlich entſcheidende. | 

Ein Beiſpiel wird das klar machen. Nehmen wir an, in einem Lande be— 
ſtehe ein Induſtriezweig aus hundert Fabriken, jede eine Million wert und 
jede mit einem beſonderen Eigentümer. Ein Truſt führe ſie aus dem Einzel⸗ 
beſitz in Aktienbeſitz über, vereinige ſie aber gleichzeitig alle unter einer gemein⸗ 
ſamen Leitung. Die Aktien verteilten ſich unter tauſend Beſitzer. Die Zahl 
der Beſitzer der hundert Fabriken hat ſich alſo verzehnfacht. Aber nichtsdeſto— 
weniger wird jetzt dieſer Induſtriezweig von einem einzigen Unternehmen mono- 
poliſiert, und deſſen Herrſchaft über den Arbeits⸗ und Warenmarkt, ſeine 
Schädlichkeit und Unerträglichkeit bleiben die gleichen, ob der Ertrag des 
Monopols in eine einzige Taſche oder in tauſend Taſchen eingeheimſt wird. 

Es iſt die Kapitaliſtenklaſſe, deren Reichtum durch die ökonomiſche Ent⸗ 

wicklung auf der Grundlage der heutigen Geſellſchaftsordnung am meiſten ge⸗ 
ſteigert wird. 
Veerſchiedene Verteidiger dieſer Geſellſchaftsordnung wollen das nicht zu⸗ 
geben; ſie wollen uns einreden, daß der Anteil der Kapitaliſten am National⸗ 
produkt immer mehr ſinkt, weil die Profite abnehmen, indes die Löhne wachſen. 
Dieſe Argumentation beruht aber nur auf einem Taſchenſpielerkunſtſtück. Wir 
haben oben geſehen, daß trotz des Sinkens der Profitrate die Maſſe des 
Profits der Kapitaliſtenklaſſe wächſt, und zwar raſcher als die Maſſe der Grund⸗ 
rente. Sie wächſt auch raſcher als die Maſſe des Arbeitslohns. Aber 
dieſes raſche Wachstum wird verſchleiert dadurch, daß die Menge des Kapitals, 
die auf einen Arbeiter kommt, dank der techniſchen Entwicklung noch raſcher 
vächſt, jo daß der Profit, obwohl er pro Arbeiter zunimmt, doch im Ver⸗ 
gleich zu einer beſtimmten Kapitalmenge kleiner wird. 
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Ein Beiſpiel illuſtriere das. | | 
Wir haben oben angenommen, daß die Maſſe des Kapitals in einem bes 

ſtimmten Lande im Laufe des letzten Jahrhunderts ſich verzwanzigfacht habe, 

indes die Profitrate auf die Hälfte geſunken ſei. Nehmen wir noch an, die 

Menge der Lohnarbeiter habe ſich verdreifacht, ihr Lohn ſei um 50 Prozent 

geſtiegen. So iſt die Maſſe des Arbeitslohns etwa um 450 Prozent gewachſen, 

während die Maſſe des Profits gleichzeitig um 1000 Prozent ſtieg, trotzdem 
gleichzeitig die Profitrate von 20 auf 10 Prozent fiel. | 

Das find natürlich willkürlich gewählte Zahlen, aber fie deuten die Richtung 
der Entwicklung an. Nach den von Bowley gelieferten Zahlen, die nicht ganz 
einwandsfrei, aber von allen über den Gegenſtand vorliegenden die zuver⸗ 
läſſigſten find und eher zu roſig als zu ſchwarz malen, betrug in England 

durchſchnittlich pro Arbeiter: m 


5 Die Maſſe des Mehrwerts 
Der Arbeitslohn (Profit ſamt Nebenerſcheinungen) 


Mark Mark 
1860 8 736 
1891... lo 1202 


Zunahme 306 od. 40 Proz. 466 od. 66 Proz. 


Die Maſſe des Mehrwertes iſt alſo raſcher geſtiegen als die des Arbeits⸗ 
lohns. Wäre aber gleichzeitig die Maſſe des Kapitals pro Arbeiter etwa von 
5000 Mark auf 10000 Mark gewachſen, ſo wäre die Profitrate (im weiteſten 
Sinne) von 14 Prozent auf 12 Prozent gefallen. Man ſieht, das Sinken der 
Profitrate beweiſt gar nichts gegen die Zunahme der Ausbeutung. we, | 

Die Kapitaliſtenklaſſe fühlt fich denn auch, trotz dieſes Sinkens bei gleich⸗ 
zeitigem Steigen der Grundrenten und Löhne, nicht als Stiefkind in der heu⸗ 
tigen Geſellſchaft. Im Gegenteil, ſie ſträubt ſich auf das lebhafteſte gegen den 
Gedanken, an deren Stelle eine andere zu ſetzen. Die Geſellſchaftsordnung, jo 
wie ſie iſt, entſpricht ihren Bedürfniſſen, und anders will ſie ſie nicht haben. | 
Das geſellſchaftliche Ideal unſerer liberalen Politiker und Denker baut ſich 
daher ganz auf dieſer Geſellſchaftsordnung auf, es iſt nichts als eine Ideali⸗ 
ſierung der heutigen Geſellſchaft, das heißt ein Ausmalen ihrer Lichtſeiten ohne 
ihre Schattenſeiten. | 725 

Es gibt ja keinen Menſchen, der Freude an Elend und Not, Unwiſſenheit 
und Brutalität, Kriſen und Kataſtrophen hat. Die ideale, liberale Geſellſchaft 
iſt alſo die Geſellſchaft von heute, ohne ihre „Auswüchſe“, die man als Kinder 
krankheiten betrachtet und deren Beſeitigung man von der „organiſchen“ Ent⸗ 
wicklung erhofft. Unter „organiſcher“ Entwicklung verſtehen aber unſere 
bürgerlichen Sozialreformer ein Herumdoktern an den geſellſchaftlichen Schäden, 
das ſich auf das ſorgfältigſte hütet, die Grundlagen der beſtehenden Geſellſchaft 
anzutaſten. Dieſe Grundlagen ſind das Privateigentum an den Produktions 
mitteln und der Profit. Vor jeder Einſchränkung der Herrenrechte des Kapi⸗ 
taliſten in ſeinem „Hauſe“, das heißt in der Werkſtelle, in der die Arbeiter 
für ihn ſchaffen, ebenſo wie vor jeder Einſchränkung des Profits ſchreckt die 
„organiſche“ Entwicklung zaghaft zurück. Jede Überſchreitung dieſer Grenzen 
wird mit tiefſter Entrüſtung als Revolution und Konfiskation zurückgewieſen 

Der Drang nach Profit bildet die mächtigſte Triebkraft, aber auch die 
ſtärkſte Schranke der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft; dieſem Drange verdankt ſie in 
ihrem Jugendzeitalter ihre größten Fortſchritte; derſelbe Drang wird zum 
ſtärkſten Hindernis des geſellſchaftlichen Fortſchritts in der Periode ihres Alterns 
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Hartnäckig widerſetzt ſich das Kapital ſogar ſolchen Fortſchritten, die feinen 
Profit direkt nicht bedrohen, wie zum Beiſpiel dem achtſtündigen Normal⸗ 
arbeitstag, der bei dem heutigen Stande der Technik ohne Schädigung der 
Produktivität der nationalen Arbeit durchgeführt werden könnte. Aber das 
Kapital fürchtet die Muße, die der Arbeiter dadurch gewänne. Er könnte ſie 
benutzen, ſich zu bilden, ſeine Organiſationen auszubauen und zu ſtärken, ſeinen 
politiſchen und gewerkſchaftlichen Kämpfen mehr Aufmerkſamkeit zu ſchenken, 
und das wäre gefährlich. 1185 

Jie mehr die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe die herrſchende wird, deſto kon⸗ 
ſervativer wird die Kapitaliſtenklaſſe, deſto mißtrauiſcher gegen jeden Fortſchritt, 
deſto weniger Bedenken hat ſie dagegen, ſich mit jenen Mächten zu verbinden, 
die ſich jedem Fortſchritt entgegenſtemmen und die ihre tiefſte ökonomiſche 
Wurzel in den Intereſſen des Großgrundbeſitzes haben. Daher der politiſche 
Aufſchwung der Macht des Agrariertums, der mit ſeiner ökonomiſchen Schwäche 
‚jo ſeltſam kontraſtiert, daher die Schwächlichkeit und der Verfall des kapita⸗ 
liſtiſchen Idealismus, des Liberalismus. 

Die Klaſſenintereſſen des Kapitals führen zu einer geſellſchaftlichen Auf- 

faſſung, die mit dem weiteren Fortſchritt und Gedeihen der Geſamtgeſellſchaft 
nicht minder unvereinbar wird, wie das feudale Ideal. 


c. Das ſozialiſtiſche Ideal. 


Anders das Klaſſenintereſſe des Proletariats. Sein geſellſchaftliches Ideal 
kann ſich weder aufbauen auf der juriſtiſchen Grundlage des Privateigentums 
an den Produktionsmitteln noch auf der ökonomiſchen Grundlage der Profitwirt⸗ 
ſchaft. Es hat nicht nur als Klaſſe der Beſitzloſen kein Intereſſe am Privat⸗ 
eigentum an den Produktionsmitteln, es hat das größte Intereſſe an der Auf⸗ 
hebung dieſer Art des Eigentums. Denn, wie geſagt, die Herren der Pro— 
duktionsmittel beherrſchen die Produktion und damit die Geſellſchaft. Der 
Proletarier, der darauf angewieſen iſt, mit fremden Produktionsmitteln zu 
arbeiten, iſt damit zur Knechtſchaft in der Produktion, zur Unterordnung in 
der Geſellſchaft verurteilt; und immer geringer werden ſeine Ausſichten, im 
Rahmen der beſtehenden Rechtsordnung, auf der Grundlage des Privateigen⸗ 
tums an den Produktionsmitteln, feiner Knechtſchaft zu entrinnen, angeſichts 
der zunehmenden Konzentration der Produktionsmittel in wenigen Unter⸗ 
nehmungen. Das Klaſſenintereſſe drängt daher den Proletarier, das geſell⸗ 
ſchaftliche Eigentum an den Produktionsmitteln zu ſeinem Ideal zu machen. 
Cbenſo feindſelig wie dem Privateigentum an den Produktionsmitteln muß 
er der Profitwirtſchaft gegenüberſtehen, die unter den heutigen ökonomiſchen 
Berhältniſſen notwendigerweiſe daraus entſpringt. Der Profit iſt die Trieb- 
kraft der heutigen Produktion, möglichſt viel Profit zu machen iſt die Lebens⸗ 
zufgabe des Kapitaliſten. Dies entwickelt in ihm das Streben, die Löhne 
zerabzudrücken, die Arbeitszeit zu verlängern, Frauen und Kinder auszubeuten, 
Arbeiter aufs Pflaſter zu werfen, um ſie durch Maſchinen zu erſetzen u. ſ. w., 
urz das Streben nach Anwendung aller jener Methoden, die der Tendenz nach 
zer Verelendung des Arbeiters dienen. Das Streben nach Profit heißt Streben 
iach Degradierung, nach vermehrter Knechtung und Ausbeutung des Arbeiters. 

Aus dem Privateigentum an den Produktionsmitteln entſpringt aber auch 
die Planloſigkeit der Produktion; aus dem Streben nach Profit entſpringt 
inerſeits die Anhäufung oder „Erſparung“ immer größerer Kapitalmaſſen, die 
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nach produktiver Anlage juchen, andererſeits das Wachstum des Überſchuſſes 
der Produkte über den Konſum der Arbeiterklaſſe hinaus: das vereinte Wirken 
aller dieſer Faktoren führt dann zu den mit Naturnotwendigkeit ſich wieder⸗ 
holenden Kriſen, die zu den Qualen der Knechtung und Ausbeutung, die der 
Proletarier mit den Sklaven und Leibeigenen früherer Zeiten teilt, die Qualen 
ſtändiger Unſicherheit der Exiſtenz, ſteter Bedrohung mit Arbeitsloſigkeit, mit 
direktem Hungertod, hinzufügen. | ze 
So erwächſt aus der Klaſſenlage des Proletariats nicht nur das Ideal des 
geſellſchaftlichen Eigentums an den Produktionsmitteln, ſondern auch das einer 
damit zuſammenhängenden geſellſchaftlichen Regelung der Produktion und der 
Erſetzung des Profits durch das Bedürfnis der Geſellſchaft als Triebfeder der 
Produktion. re 
Dies geſellſchaftliche Ideal iſt nicht das zufällige Produkt eines Phantaſten. 
Es bildet ſich mit Naturnotwendigkeit überall, wo das Proletariat zum Be⸗ 
wußtſein ſeiner Klaſſenlage kommt und ein ſelbſtändiges Denken entwickelt, ja, 
es bildet ſich früher ſchon bei einzelnen Denkern, welche die Klaſſenlage des 
Proletariats erkennen und die proletariſchen Intereſſen zu den ihrigen machen. 
Die Geſtalt, die dies Ideal in den einzelnen Ländern, Perioden, ja in den ein⸗ 
zelnen Köpfen annimmt, zeigt unzählige Variationen in den Einzelheiten. Aber 
der Typus iſt ſeit einem Jahrhundert immer und überall derſelbe, ein Zeichen, 
daß er den tiefſten Bedürfniſſen einer großen Klaſſe und nicht den Launen oder 
Träumen einzelner Individuen entſpringt. N 
Darum iſt aber dies geſellſchaftliche Ideal auch keine bloße Utopie, ſondern 
heute ſchon eine reale geſellſchaftliche Macht, deren Kraft in demſelben Maße 
wächſt wie die Kraft der Klaſſe, die es erzeugt, des Proletariats. Die Kraft 
des Proletariats nimmt aber ſtändig zu, trotzdem ſein Anteil am geſellſchaft⸗ 
lichen Produkt ſinkt. Seine ökonomiſche Macht braucht nicht in ſeinem Reich⸗ 
tum, ſondern in ſeiner Zahl, ſeiner Organiſation, ſeiner Intelligenz, ſeiner 
ökonomiſchen Unentbehrlichkeit und nicht zum mindeſten endlich in der Tatſache, 
daß, wie wir noch zeigen werden, ſeine Klaſſenintereſſen zuſammenfallen mit 
denen des geſellſchaftlichen Fortſchritts, ſo daß alles, was das Proletariat im 
wohl erkannten Klaſſenintereſſe anſtrebt, auch geſellſchaftlich notwendig wird 
Der ſchließliche Sieg des Proletariats in der Geſellſchaft iſt alſo ſicher. Wit 
fern man ihn aber auch anſetzen mag — und es iſt unmöglich, darüber mehr 
zu äußern als vage Vermutungen —, fein geſellſchaftliches Ideal übt heut 
ſchon einen gewaltigen Einfluß auf die geſellſchaftliche Entwicklung. | 
Es iſt das einzige geſellſchaftliche Ideal, das neben dem feudal⸗agrariſcher 
und dem liberal⸗kapitaliſtiſchen noch denkbar tft — wofür am deutlichſten dei 
Umſtand ſpricht, daß ein anderes neben dieſen beiden noch nicht aufgetreten iſt 
Es iſt aber auch das einzige, das jenſeits des kapitaliſtiſchen noch möglich iſt — 
es bildet die einzige Möglichkeit einer geſellſchaftlichen Weiterentwicklung dort 
wo das kapitaliſtiſche Syſtem konſervativ wird und ſich dem geſellſchaftlichen 
Fortſchritt entgegenſtemmt. Es zeigt die Produktionsform an, die überall dor 
notwendig wird, wo die Konzentration der Kapitalien private Monopol 
ſchafft, deren Übergang in geſellſchaftlichen Beſitz unerläßlich wird, wenn nich 
die ganze Geſellſchaft zum willenloſen Spielball einiger Kapitaliſtengruppen 
werden ſoll. Br. 
Andererſeits aber jet das ſozialiſtiſche Ideal die kapitaliſtiſche Geſellſchaf 
voraus, deren Fortführung es bildet. Es wäre unmöglich, aus den Zuſtänden 
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der Feudalzeit unvermittelt zum Sozialismus zu gelangen. Dem Feudalismus 
gegenüber unterſtützen daher die ſozialiſtiſchen Parteien ſtets die kapitaliſtiſch⸗ 
liberalen überall dort, wo dieſe einen geſellſchaftlichen Fortſchritt vertreten. 

So wird das ſozialiſtiſche Ideal ebenſo wie der Klaſſenkampf des Prole⸗ 
tariats zu einer mächtigen Triebfeder jedes geſellſchaftlichen Fortſchritts lange 
bevor die Erringung dieſes Ideals in greifbare Nähe gerückt iſt, von den An⸗ 
fängen der ſozialiſtiſchen und proletariſchen Bewegungen an. Und es wirkt von 
Anfang an in viel höherem Maße fortſchrittlich als der Liberalismus, weil es 
nicht beengt wird durch Rückſichten auf den Profit und weil ſein Ziel ein 
ferneres, ſein geſellſchaftlicher Horizont daher ein weiterer iſt. 

Heute aber ſind wir ſchon ſoweit, daß Sozialismus und proletariſcher Klaſſen⸗ 
kampf nicht bloß die mächtigſten, ſondern die einzigen bewußt wirkenden Faktoren 
des geſellſchaftlichen Fortſchritts geworden ſind. Der augenblickliche Wahlkampf 
geigt es deutlich, daß die beſitzenden Klaſſen, wie groß auch die Klaſſengegenſätze 
inter ihnen ſein mögen, in einem einig ſind: in ihrem Abſcheu vor jeder er⸗ 
yeblichen Weiterentwicklung der Geſellſchaft. Und darum ſind ſie einig darin, 
ich faſt ausſchließlich gegen die Sozialdemokratie zu wenden, die einzige Partei, 
ne ein großes Ideal geſellſchaftlicher Fortentwicklung hat und dafür eintritt. 

Iſt aber die Sozialdemokratie heute die einzige Partei geworden, die noch 
en geſellſchaftlichen Fortſchritt verficht, fo muß ſie damit auch die Partei aller 
erjenigen werden, die eine Weiterentwicklung der Geſellſchaft anſtreben. 

Wir haben im zweiten Kapitel geſehen, wie ſeine Klaſſenintereſſen das 
droletariat zum Kämpfer gegen jede Ausbeutung und Unterdrückung machen; 
die es dadurch den Boden ſchafft, auf dem es ſich mit den aus anderen Klaſſen 
ammenden ehrlichen und konſequenten Bekämpfern jeder Ausbeutung und 
kiedertracht findet. So ſehen wir jetzt, daß ſeine Klaſſenintereſſen das Prole⸗ 
wiat zum entſchiedenſten, und heute bereits alleinigen Verfechter des geſell⸗ 
haftlichen Fortſchritts machen. Damit wird jeder aus anderen Klaſſen ſtammende 
vertreter dieſes Fortſchritts getrieben, wenn er die nötige Courage und Klarheit 
eſitzt, ſich der Partei des kämpfenden Proletariats, der Sozialdemokratie an⸗ 
iſchließen. Nicht minder wie demokratiſcher Radikalismus und humanitärer 
rang kann auch ökonomiſche Einſicht — ſei ſie durch wiſſenſchaftliche Studien 
der praktiſche Erfahrungen gewonnen — bürgerliche Elemente dem Sozialismus 
führen. In vielen Fällen werden alle dieſe drei Faktoren dabei hinwirken. In 
n Anfängen der Sozialdemokratie dürften aber die beiden erſteren Faktoren 
bei das Übergewicht gehabt haben. Damals war im Bürgertum noch die 
Aitiſche Leidenſchaft ſtärker, andererſeits waren auch die Arbeitermaſſen viel 
ilofer, ihr Elend offenbarer, als heute. In der letzten Zeit dürfte dagegen 
r dritte Faktor für die zur Sozialdemokratie kommenden bürgerlichen Elemente 
ſſtimmender fein: die Einſicht in die Gemeinſchädlichkeit und Unhaltbarkeit der 
Ipitaliftifchen Ordnung, wobei in den achtziger Jahren die Kriſe, ſeitdem die 
ktwicklung des Kartellweſens, jüngſt der Zollwahnſinn und der Wiedereintritt 
ir Kriſe beſonders ſtark dahin gewirkt haben mögen, auch Leuten, die nicht 
( Klaſſenkampf des Proletariats intereſſiert find, darüber die Augen zu öffnen, 
iß heute nur noch das Proletariat und ſeine Partei die Intereſſen des geſell⸗ 
ſaftlichen Fortſchritts vertreten, damit aber auch ſie allein das Lebensintereſſe 
te geſamten Geſellſchaft, denn nur Entwicklung iſt Leben und Stillſtand iſt Tod. 
Wenn manche unſerer Gegner alſo behaupten, daß Klaſſenintereſſe und geſell⸗ 
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ſo iſt das heute richtig von den bürgerlichen Klaſſen und Parteien. Es gilt 
nicht vom Proletariat und nicht von der Sozialdemokratie. | 1 

Wenn andererſeits viele unſerer Gegner, wie zum Beiſpiel Herr Eugen 
Richter in ſeinem „Sozialiſtenſpiegel“, einen Widerſpruch darin ſehen wollen, 
daß die Sozialdemokratie eine Partei des proletariſchen Klaſſenkampfes iſt und 
doch eine ganze Reihe bürgerlicher Elemente in ihren Reihen zählt, ſo beweiſt 
das bloß, daß dieſe Herren Gegner weder eine Ahnung von der Eigenart des 
proletariſchen Klaſſenintereſſes noch von den Wirkungen wiſſenſchaftlicher Er⸗ 
kenntnis, ſozialen Empfindens und demokratiſcher Konſequenz haben. Sie ver⸗ 
geſſen, daß man eine Solidarität der Klaſſen leugnen und doch eine 
Solidarität der Menſchen anerkennen kann. Große geſellſchaftliche Unglücks⸗ 
fälle, welche die Klaſſenunterſchiede momentan überwinden, wie zum Beiſpiel 
Epidemien, bringen auch dem verhärtetſten Bourgeois die Solidarität der Menſchen, 
den innigen Zuſammenhang des Gedeihens des einen menſchlichen Individuums 
mit dem Gedeihen aller anderen, zum Bewußtſein. Aber im gewöhnlichen Laufe 
der Dinge wird dies Bewußtſein der Solidarität erſtickt durch das Bewußtſein 
des Klaſſengegenſatzes, des Dranges nach Ausbeutung der Mitmenſchen. Erſt 
das Proletariat ſchafft ein Ideal, das nur eine einzige große Einkommensquelle 
gelten laſſen will, die Arbeit, das Profit und Rente aufhebt, damit den 
Klaſſen und ihren Gegenſätzen ein Ende bereitet und an Stelle des Klaſſen⸗ 
kampfes die Solidarität der Menſchen ſetzt. 4 

Das iſt das Endziel des Klaſſenkampfes, den die Sozialdemokratie führt. 
So wird ſie als Vertreterin der Klaſſenintereſſen des Proletariats Vertreterin 
der höchſten und allgemeinſten Intereſſen der Menſchheit. 3 
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Der Kampf um die Handelspolitik, deſſen Lärm gegenwärtig die mittel 
europäiſchen Staaten erfüllt, während in England dumpfes Grollen der Kapi 
taliſtenklaſſe die kommende Schlacht ankündigt, fällt zuſammen mit dem End 
der Proſperitätsepoche des induſtriellen Zyklus. Dies Zuſammentreffen beſtimm 
zwar nicht den Inhalt, wohl aber die Intenſität des Kampfes und die Erbit 
terung der Kämpfenden. 9 
Die wirtſchaftliche Organiſation der Arbeiterklaſſe, die gerade in den großen 
entſcheidenden kapitaliſtiſchen Induſtriezweigen ihre dauernden Erfolge aufzu 
weiſen hat, hat, dürftig unterſtützt durch die ſtaatliche Schutzgeſetzgebung, de 
Ausbeutungsmöglichkeit des Kapitaliſten gegenüber den Arbeitern ſeines ſpezielle 
Etabliſſements gewiſſe, nicht leicht zu überſchreitende Schranken aufgerichtet. Di 
Schaffung von Profit durch Verlängerung der Arbeitszeit oder durch Heral 
drückung des Lohnes ſtößt auf das Hindernis der feſtgefügten Organiſation de 
Arbeiterſchaft, und es iſt eines der erfreulichſten Zeichen, daß dieſe Organiſatio 
allem Anſchein nach auch durch den wirtſchaftlichen Niedergang kaum gelitte 
hat. Es bildet einen der charakteriſtiſchen Unterſchiede der modernen, auf de 
klaren Erkenntnis ihrer Klaſſenintereſſen beruhenden Arbeiterbewegung von de 
inſtinktiven Maſſenbewegungen früherer Zeiten, etwa der har en 
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deren fluktuierender, unſteter Charakter unmittelbar abhing von den Fluktuationen 
des Wirtſchaftslebens. EB 
Es iſt dies aber einer jener Umſtände, welche mit dazu führen, daß das 
Kapital in ſeinem Hunger nach Profit das, was es auf dem urſprünglichen 
Wege der Ausbeutung der Proletarier einer Fabrik durch den betreffenden 
Kapitaliſten nicht mehr erreichen kann, auf eine andere Art zu erreichen ſucht: 
durch die Unterwerfung der geſamten Bevölkerung unter die organiſierte 
Macht des Kapitals. Der Organiſation der Arbeiterklaſſe tritt die Organiſation 
der Kapitaliſtenklaſſe geſchloſſen gegenüber. Die kapitaliſtiſche Organiſation er⸗ 
ſcheint aber in ihrer Vollendung in den Kartellen und Truſts, und der Kampf 
um die Handelspolitik iſt nichts anderes als der Kampf der die wirtſchaftliche 
Macht der Kapitaliſtenklaſſe zuſammenfaſſenden Unternehmerverbände um die 
ſtaatliche Macht, die ihren wirtſchaftlichen Zwecken dienſtbar gemacht werden 
ſoll. Unter dieſem Geſichtspunkt werden einige wichtige Unterſchiede klar, die 
die moderne Handelspolitik von der früheren ſcheidet, und deren ich im weſent⸗ 
lichen drei ſehe. | 
Das erſte Moment iſt das Aufhören des Widerſtandes der kapitaliſtiſchen 
Unternehmer gegen die Agrarzölle. Die Rolle, die die Erhöhung des Preiſes 
der Lebensmittel für die Profitrate ſpielt, iſt im Laufe der kapitaliſtiſchen Ent⸗ 
vicklung überhaupt eine geringere geworden. Die fortwährende Steigerung der 
Auslagen für konſtantes Kapital im Verhältnis zu den Auslagen für variables 
Tapital (Arbeitslohn), eine Steigerung, wie fie die Entwicklung einer jeden 
apitaliſtiſchen Induſtrie kennzeichnet, macht eine Erhöhung des Arbeitslohns 
egenüber der Geſamtauslage von Kapital, auf die ſich der Profit berechnet, 
‚veniger fühlbar. Dieſe Entwicklung hat ſich aber namentlich in jenen Induſtrie⸗ 
weigen, die die wichtigſte Stellung im modernen Produktionsprozeß einnehmen 
md deren Träger die größte wirtſchaftliche Macht ausüben, am weiteſten und 
aſcheſten vollzogen. Es ſind dies vor allem die Induſtrien, welche Produktions- 
uittel produzieren, in denen das konſtante Kapital, beſonders in Form des fixen 
‚apitals eine ganz ungleich größere Rolle ſpielt als das variable. Ein anderer 
zweig des Kapitals, jener Teil des Finanzkapitals, der ſeine Anlagen im Hypo⸗ 
hekargeſchäft macht, iſt direkt intereſſiert an einer Steigerung des Bodenpreiſes, 
ie die Verſchuldungsgrenze höher anzuſetzen erlaubt. £ 
Dies find jedoch nur unterſtützende Momente, welche den Intenſitätsgrad des 
Jiderſtandes gegen Agrarzölle, die keine Lebensfrage mehr für die führenden 
pitaliftiichen Induſtrien bilden, abzuſchwächen geeignet ſind, aber das voll⸗ 
ändige Aufgeben des Widerſtandes nicht erklären würden. Die Einſtellung des 
ampfes gegen die Agrarzölle wurde vielmehr für die Kapitaliſtenklaſſe zur Not⸗ 
endigkeit in dem Moment, wo fie die Unterſtützung der Agrarier brauchte, um 
re eigenen Schutzzollpläne gegen den Widerſtand der Arbeiter und der nicht⸗ 
zoduzierenden Schichten der Bevölkerung durchſetzen zu können. Abgeſehen von 
im oben angeführten Grunde konnten ſie dies um ſo leichter, als ſie in der Höhe 
18 Schutzzolles eine Kompenſation für die Erhöhung der Lebensmittelpreiſe 
ter Arbeiter zu finden hoffen konnten. Es iſt dies ein Umſtand, der auf die 
(forderte Höhe des Zolles ſeinen Einfluß ausübt. | 
Aber — und dies iſt der zweite Umſtand, der in der modernen Phaſe der 
Andelspolitik ſeine Erklärung fordert — welches ſind die Momente, die dem 
Spital eine neue Schutzzollpolitik als notwendig erſcheinen ließen, entgegen den 
Aſchauungen ſeiner Wortführer, entgegen ſeiner eigenen Haltung, die, wenn auch 
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nicht durchaus freihändleriſch, ſo doch vertragsfreundlich, einer allmählichen 
Herabſetzung der Zölle und Abtragung der Schutzzollmauer geneigt erſchien? 
Der Umſchwung der letzten Jahre wird nur erklärlich durch die geänderte 
Funktion des Schutzzolles, die ihm im gegenwärtigen kapitaliſtiſchen Konkurrenz⸗ 
kampf zufällt. a 2 
Der alte Schutzzoll hatte die Aufgabe, neben der Ausgleichung etwa vor⸗ 
handener ungünſtiger Naturumſtände, das Entſtehen einer Induſtrie innerhalb 
der geſchützten Grenzen zu beſchleunigen. Er ſollte die in Entwicklung begriffene 
heimiſche Induſtrie vor der Gefahr bewahren, durch übermächtige Konkurrenz der 
ſchon entwickelten ausländiſchen Induſtrie gehemmt oder vernichtet zu werden. 
Seine Höhe war oder brauchte wenigſtens nur eine mäßige zu ſein, eben genug, 
um den Vorſprung der fremden Induſtrie auszugleichen. Er konnte keineswegs 
ein prohibitiver ſein, da die einheimiſche Induſtrie den Bedarf noch nicht zu decken 
vermochte. Und er war vor allem nicht als dauernder gedacht. Hatte er erſt ſeine 
Funktion als „Erziehungszoll“ erfüllt, war die heimiſche Induſtrie entwickelt, 
konnte ſie den einheimiſchen Bedarf decken und zur Exportmöglichkeit heranreifen, 
ſo verlor der Schutzzoll ſeinen Sinn. Er war nur ein Hindernis für günſtige 
Exportchancen, indem er fremde Nationen zu ähnlichen Maßregeln bewog. 
Seine preiserhöhende Wirkung konnte unter dem Syſtem der freien Konkurrenz 
von dem Moment nicht mehr wirkſam werden, wo die geſchützte Induſtrie den 
einheimiſchen Bedarf befriedigte und den Export beginnen konnte. Denn bei 
freier Konkurrenz mußte in dieſem Moment der Preis auf dem geſchützten Markte 
gleich ſein dem Weltmarktpreis, da ja durch Erſparung der Transportſpeſen 
nach dem entfernteren, ausländiſchen Markte der Abſatz auf dem Inlandmarkt 
gewinnreicher war als auf dem auswärtigen, und das Angebot der Induſtrie 
gleich oder größer war als die heimiſche Nachfrage. Der Schutzzoll war daher 
ſeiner Höhe nach ein mäßiger und ſeiner Dauer nach ein vorübergehender, den 
nur während der Jugendzeit eines Induſtriezweigs über die Schwierigkeiten 
des Anfanges hinweghelfen ſollte. Als ſolcher, als Erziehungszoll, wurde en 
auch theoretiſch von den Wortführern der Induſtrie, zum Beiſpiel von Fr. Liſt 
vertreten. 9 
Heute ſtehen wir jedoch vor einer ganz geänderten Situation. Wir ſehe 
gerade die mächtigſten Induſtrien, deren Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmark 
keinem Zweifel unterliegt, Induſtrien, die exportfähig ſind, für die alſo de 
Schutzzoll kein Intereſſe mehr haben ſollte, für Schutzzoll, Hochſchutzzoll ein 
treten. Die Erſcheinung läßt ſich leicht erklären. Wir haben geſehen, daß de 
Schutzzoll von dem Moment an keine preisſteigernde Wirkung mehr habe 
kann, in dem die einheimiſche Induſtrie den einheimiſchen Bedarf vollſtändi 
deckt. Dies gilt jedoch nur, wenn freie Konkurrenz herrſcht. Der induſtriel 
Schutzzoll war aber durch die Erſchwerung der ausländiſchen Konkurrenz eine 
der wirkſamſten Beförderungsmittel für den Abſchluß von Kartellen. Einme 
aber konſtituiert, wird die kartellierte Induſtrie zum mächtigſten Intereſſente 
des Weiterbeſtehens und der Erhöhung des Zolles. Was das Kartell leiſte 
iſt der Ausſchluß der Konkurrenz auf dem inneren Markte durch Kontingentierun 
des für den heimiſchen Markt beſtimmten Produktionsquantums. Der Wegfa 
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jenes Stadium, wo die Induſtrie längſt exportiert, die Produktion den Bedarf 
des Inlandes längſt überſteigt. Es iſt ein eminentes Intereſſe der kartellierten 
Induſtrie, den Schutzzoll zu einer dauernden Einrichtung zu machen, der ihr 
erſtens den Beſtand als Kartell ſichert und zweitens ihr geſtattet, auf dem in⸗ 
ländiſchen Markte ihr Produkt mit einem Extraprofit zu verkaufen. Die Höhe 
dieſes Extraprofits iſt gegeben durch die Erhöhung des inländiſchen Preiſes 
über den Weltmarktspreis. Dieſe hängt aber ab von der Höhe des Zolles. 
Ebenſo unbeſchränkt wie das Streben nach Profit, ebenſo unbeſchränkt wird ſo 
das Streben nach Erhöhung des Zolles. Die kartellierte Induſtrie iſt un⸗ 
mittelbar im höchſten Maße intereſſiert an dem quantitativen Ausmaß des 
Schutzzolles. Aus dem Vertragsfreund, dem Befürworter allmählicher Zollherab- 
ſetzung, iſt der leidenſchaftlichſte Hochſchutzzöllner geworden. Die Höhe des 
Schutzzolles aber iſt das dritte Moment, das die neue Handelspolitik charak⸗ 
teriſiert. 

Doch damit nicht genug. Der Schutzzoll ſelbſt erfährt einen vollſtändigen 
Wandel ſeiner Funktion und dies gibt der modernen Handelspolitik erſt ihre 
geſchichtliche Bedeutung. 

Der Extraprofit, der Tribut, der von der inländiſchen Bevölkerung ein⸗ 
gehoben wird, wird zu einem Teile dazu verwendet, daß das Kartell Prämien 
für den Export gewährt. Es vergrößert ſo die Wahrſcheinlichkeit, daß das 
Kontingent für den einheimiſchen Bedarf nicht überſchritten wird, die Aus⸗ 
ſchließung der Konkurrenz alſo erhalten bleibt, und es erhöht die Rentabilität 
durch die Möglichkeit der Produktion auf größerer Stufenleiter. 

Aus einem Mittel der Abwehr gegen die Eroberung des einheimiſchen 
Marktes durch fremde Induſtrien iſt ein Mittel der Eroberung der fremden 
Märkte durch die einheimiſche Induſtrie geworden. 

Die Koſten dieſes Kampfes aber um die Herrſchaft auf dem Weltmarkt 
werden den Kartellen gezahlt von der einheimiſchen Bevölkerung, deren Lebens⸗ 
mittel und induſtrielle Bedürfniſſe maßlos verteuert werden. Die einzelnen 
Errungenschaften, die die wirtſchaftlichen Organiſationen der Arbeiterſchaft im 
täglichen Kampfe davongetragen haben, ſie ſind bedroht von der Gefahr, auf 
einen Streich vernichtet zu werden durch die Politik der Kartelle, welche ihren 
Einfluß benutzen, um in ganz anderer Weiſe, als es den vereinzelten Kapi⸗ 
taliſten möglich war, die Macht des Staates in den Dienſt ihrer Profitintereſſen 
zu ſtellen. Die erſte Folge der modernen Handelspolitik iſt eine Verſchärfung 
des Klaſſengegenſatzes im Innern der Staaten durch Beförderung der Kartellie⸗ 
tung, durch Beſchleunigung der Konzentration, durch Verteuerung der Lebens⸗ 
haltung. Aber noch mehr. Der Kampf um den Weltmarkt, beſonders um die 
neutralen Märkte, wird jetzt mit ganz anderer Wucht geführt. Entſcheidend 
n dieſem Kampfe werden jetzt auch die Exportprämien, die die Kartelle 
gewähren können. Ihre Höhe aber hängt ab von dem Extraprofit auf dem 
nländiſchen Markte. Seine Erhöhung durch Erhöhung des Zolles wird jetzt 
ſum Intereſſe jeder nationalen Kapitaliſtenklaſſe. Und hier gibt es kein Zurück⸗ 
Aeiben. Der Schutzzoll des einen Landes zieht mit Notwendigkeit den des 
inderen nach ſich, und um ſo ſicherer, je entwickelter der Kapitalismus in dieſem 
Zande, je mächtiger und verbreiteter die Kartellbildung. Die Höhe des Schutz⸗ 
ſolles wird entſcheidendes Moment im internationalen Konkurrenzkampf. Die 
Erhöhung in dem einen Lande muß ſofort vom anderen nachgemacht werden, 
um die Konkurrenzbedingungen nicht zu verſchlechtern, um auf dem Weltmarkt 
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nicht zu unterliegen. Auch 
feiner Natur nach iſt, zu einer Schraube ohne Ende. . 
Aber dieſe Verſchärfung des Kampfes um den Weltmarkt kann nicht ohne 
Folgen für die auswärtige Politik der kapitaliſtiſchen Nationen bleiben. Immer 
mehr muß das Beſtreben entſtehen, Stücke dieſes Weltmarktes, auf dem der 
Wettbewerb immer ſchwieriger, koſtſpieliger und unſicherer wird, ſich anzu⸗ 
eignen, ihn dem heimiſchen Markte anzugliedern und ſo durch politiſche Mittel 
die Konkurrenz des Auslandes zu beſeitigen, ihn für die heimiſche Kapitaliſten⸗ 
klaſſe zu monopoliſieren. Eine aggreſſive Kolonialpolitik und Weltpolitik iſt 
die Folge. Zu dem Intereſſe der großen Finanz, welche am beſten unter dem 
Schutze des einheimiſchen Staates ihre Geſchäfte gedeihen ſieht, welche daher 
von jeher an einer Expanſionspolitik intereſſiert war, tritt das Intereſſe des 
in Kartellen organiſierten Induſtriekapitals, das nun ebenfalls eine expanfioe, 
das Ausland ausſchließende Politik befolgt und die fremde Konkurrenz durch 
Eroberung der fremden und neutralen Märkte ſich vom Halſe zu ſchaffen ſtrebt. 
Die Politik der offenen Türe iſt verlaſſen. 3 
Dies ſteigert naturgemäß den Gegenſatz zwiſchen den einzelnen kapitaliſtiſchen 
Staaten. Wird der Konkurrenzkampf der Kapitaliſtenklaſſen immer mehr mit 
ſtaatlichen Mitteln geführt, ſo ſcheint der ſchließliche Sieg in dieſem Kampfe 
immer mehr abzuhängen von der Größe der Machtmittel, die dem Staate zu 
Gebote ſtehen. Vermehrung der Gewalt des Staates, ſowohl zur Niederhaltung 
der Volksmaſſen, die durch die ſtets ſich ſteigernden Zölle und die ſtetig durch 
die Kartellpolitik erhöhten Preiſe in ihrer ganzen Lebenshaltung immer mehr 
bedroht werden, und Steigerung der Gewalt des Staates, um die Anſprücht 
der Kapitaliſtenklaſſe mit dem nötigen Nachdruck in der ganzen Welt, auf aller 
Märkten vertreten zu können, um, wo es notwendig, auch mit den Waffen ir 
der Hand in den Wettſtreit der „königlichen Kaufleute und genialen Leiter der 
Produktion“ eingreifen zu können. Verſtärkung der Rüſtungen, Vermehrung 
der Kriegsflotte, Reaktion im Innern, Gewalttätigkeit und Bedrohung des 
Friedens nach außen, das ſind die notwendigen Konſequenzen der neueſter 
Phaſe kapitaliſtiſcher Handelspolitik. Die Vermehrung der Rüſtungen, di 
ganze moderne Heer⸗ und Marinepolitik aber, ſie vermehren aufs neue Di 
Laſten der einheimiſchen Bevölkerung, erregen allerdings auch aufs neue der 
„ſtaatsfeindlichen“ Sinn der Maſſen. | | * 
Skonomiſch aber bedeutet dieſes Syſtem den ſtärkſten Anſporn zur Über 
produktion. Die Konkurrenz, die ſich abgeſpielt hat zwiſchen den einzelnen 
Kapitaliſten, erſcheint jetzt in höherer Potenz als Konkurrenz zwiſchen dei 
großen Kapitaliſtenvereinigungen der einzelnen Staaten, hinter denen nicht nu 
alle wirtſchaftlichen, ſondern auch alle politiſchen Hilfsmittel der Nation ſtehen 
Die Profite, die zu gewinnen ſind im Siege über die fremde Konkurrenz, recht 
fertigen die größten Anſtrengungen. Immer größere Warenmaſſen zu imme 
billigeren Preiſen werden auf den Markt geworfen, um die fremde Ware z 
vertreiben. Raſch wird die Grenze der Aufnahmsfähigkeit erreicht, die Märkt 
ſind überfüllt, die Kriſe tritt ein, die wieder mächtigſtes Stimulans wird, dure 
Beſeitigung der Konkurrenz, durch Herſtellung des Monopols die Verluſte wet 
zu machen, alſo aufs neue den Gegenſatz zwiſchen den nationalen Kapitalisten 
klaſſen bis ins Unerträgliche ſteigert. Im Innern aber bedeutet die Depreſſio 
Einſchränkung der Produktion, Vermehrung der induſtriellen Reſervearme 
erneute Verſchlechterung der Lebensbedingungen der Arbeiterklaſſe. 4 
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Steigerung der Gegenſätze im Innern und nach außen, das iſt alſo die 
notwendige Konſequenz des neuen Schutzzolles. 
Die Sozialdemokratie hat aber alle Urſachen, dieſe Tendenzen ſich klar vor 
Augen zu halten. Sie kann es ruhig den bürgerlichen Okonomieprofeſſoren 
überlaſſen, die Vorzüge von Freihandel und Schutzzoll aus dem Geſichtspunkt 
zu erörtern, von dem aus die engliſchen Freihändler ihren Kampf gegen die 
Kornzölle geführt haben, und dabei die ganze Anderung, die ſich in der inneren 
Struktur der Kapitaliſtenklaſſe ſeitdem vollzogen hat, zu überſehen. 
Jene atomiſtiſche Betrachtung, welche die einzelne Zollpoſition unter die 
Lupe nimmt, welche eine Harmonie konſtruieren will zwiſchen Kapitaliſt und 
Arbeiter desſelben Produktionszweigs, der durch den Schutzzoll vor der aus⸗ 
wärtigen Konkurrenz behütet werden ſoll, welche die preisſteigernde Wirkung 
nur für ein vorübergehendes Übel hält, das durch vermehrte Beſchäftigung der 
einheimiſchen Arbeiterſchaft mehr als gut gemacht werde: dieſe Betrachtung 
überſieht ganz die Einheit und damit das Weſen der modernen Handelspolitik. 
Ihre Argumentation, vielleicht berechtigt in gewiſſen Stadien der kapitaliſtiſchen 
Entwicklung, iſt ganz verfehlt gegenüber der jetzigen Phaſe. Der Schutzzoll, 
im Dienſte der kartellierten Induſtrie und des Großgrundbeſitzes, der von Natur 
aus Monopol iſt, wird vielmehr zum mächtigſten Exploitationsmittel, durch 
das die Kapitaliſtenklaſſe ſich das Produkt der Maſſe der arbeitenden Bevöl⸗ 
kerung nicht nur unmittelbar im Produktionsprozeß aneignet, ſondern durch 
künſtliche, bewußte und organiſierte Herrſchaft über den Zirkulationsprozeß 
auch dieſen in den Dienſt der Profitmacherei ſtellt. Dabei wird übrigens die 
Profitrate für die mächtigen kartellierten Induſtrien auch auf Koſten des Profits 
der noch weniger entwickelten unorganiſierten Induſtrien durch Verteuerung 
ihrer Produktionskoſten erhöht. Der Fall der Profitrate führt hier zu einer 
Beſchleunigung der Konzentration und damit zur Herſtellung des Kartells auch 
in dieſen Induſtrien. 
Inm modernen Schutzzollſyſtem erſcheint fo die Aktion der Kapitaliſtenklaſſe 
nicht mehr gelähmt durch die vielfach divergierenden Einzelintereſſen; ſie iſt 
vielmehr organiſierte, einheitliche, bewußte Aktion, die mit ungeheurer Kraft 
ſich der ſtaatlichen Mittel bedient, um ihren Profit zu vergrößern. 
Der einheitlichen Aktion der Kapitaliſtenklaſſe muß die einheitliche Aktion 
der Arbeiterklaſſe entgegengeſtellt werden. Dieſe wäre aber unmöglich, wenn 
nicht klar der Ausbeutungscharakter des Schutzzolles erkannt wäre, wenn nicht 
m jedem einzelnen Proletarier das Bewußtſein vorhanden wäre, das auch gerade 
auf dem Gebiet der Handelspolitik fein Intereſſe ein diametral entgegengeſetztes 
ſt dem Intereſſe des Kapitaliſten. Gerade aber die Aktion der Kapitaliſten⸗ 
laſſe ſelbſt erzeugt beim Proletariat mit Notwendigkeit dieſes Bewußtſein und 
veiſt zugleich den Weg, auf dem Widerſtand allein möglich. Wir haben ge- 
ehen, wie die Art der auswärtigen Politik auf die innere Politik zurückwirken 
nuß. Den Widerſtand, den die Arbeiterſchaft dem Streben nach gewaltſamer 
Srpanfion entgegenſetzt, muß die Kapitaliſtenklaſſe zu brechen ſuchen. Kampf 
egen die politiſche Organiſation der Arbeiterſchaft, gegen ihre politiſche Ver⸗ 
retung, iſt die notwendige Ergänzung der Schutzzöllnerei in der inneren Politik. 
Aber der Kampf um den Weltmarkt wird immer erbitterter, die Koſten⸗ 
rechnung immer genauer, ſtets intenſiver das Streben, die Koſten der menſch— 
ichen Arbeitskraft zu verringern und die Verſchiedenheit der Arbeitslöhne bei 
en verſchiedenen Nationen zu nivellieren, ſei es durch direkte Herabſetzung, 
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welche für den Kapitaliſten, der ſie zuerſt durchſetzen kann, einen Extraprofit 
bedeutet, mag auch die Induſtrie im ganzen auf die Dauer durch Verringerung 
der Intenſität, Dualität der Arbeit Schaden nehmen, oder ſei es durch Ein⸗ 
ſtellung verbeſſerter, Arbeit überhaupt oder qualifizierte Arbeit ſparender 
Maſchinerie. Hier ſtößt das Kapital aber auf die gewerkſchaftliche Organiſation 
der Arbeiterklaſſe, und es iſt bezeichnend für die gegenwärtige Situation, daß 
die Feindſchaft gegen die gewerkſchaftliche Organiſation zugleich mit dem Eintritt 
der Depreſſion neue und ſchärfere Formen angenommen hat, in England faſt 
ebenſo wie in Deutſchland. Und gleichzeitig erhöht die Organiſation des Kapitals 
in den Kartellen, deren Beſtand der Schutzzoll ſichert, die Macht des Kapitals 
in den wirtſchaftlichen Kämpfen, macht Errungenſchaften der Gewerkſchaften 
ſtets ſchwieriger, ja ſtellt ſelbſt das bisher Errungene direkt in Frage, das 
ohnehin durch die Erhöhung der Preiſe zum größten Teile wegeskamotiert wird. 

Der Kampf des Kapitals gegen die Arbeit muß aber ſchon an ſich den 
Widerſtand der Arbeiterſchaft hervorrufen, muß das Proletariat, dem das 
Kapital in mächtigen Organiſationen gegenüberſteht, dazu treiben, auch ſeine 
Organiſation ſo machtvoll als nur möglich auszugeſtalten. Aber noch mehr. 
Die Aktion der Kapitaliſtenklaſſe, wie ſie ſich in der neuen Handelspolitik dar⸗ 
ſtellt, weiſt auch das Proletariat mit Notwendigkeit auf den Weg, der nur mit 
der ſchließlichen Überwindung des Kapitalismus überhaupt enden kann. Solange 
als der Grundſatz des laisser faire herrſchte, die Intervention des Staates in 
die wirtſchaftlichen Angelegenheiten und damit der Charakter des Staates als 
einer Organiſation der Klaſſenherrſchaft verhüllt war, gehörte ein verhältnis⸗ 
mäßig hoher Grad von Einſicht dazu, die Notwendigkeit des politiſchen Kampfes 
und vor allem die Notwendigkeit des politiſchen Endziels, die Eroberung der 
Staatsgewalt, zu begreifen. Iſt es doch kein Zufall, daß gerade in England, 
dem klaſſiſchen Lande der ſtaatlichen Nichteinmiſchung, auch das Aufkommen 
einer ſelbſtändigen politiſchen Aktion der Arbeiterklaſſe ſo erſchwert iſt. Dies 
ändert ſich nun. Die Kapitaliſtenklaſſe ergreift unmittelbar, unverhüllt, hand⸗ 
greiflich Beſitz von der ſtaatlichen Organiſation und macht ſie zum Werkzeug 
ihrer Exploitationsintereſſen, in einer Weiſe, die auch dem letzten Proletarier 
fühlbar wird. Wer bisher noch nicht auf die Stimme der Sozialdemokratie 
hat hören wollen, muß nun fühlen, daß die Eroberung der politiſchen Macht 
durch das Proletariat ſein nächſtes, perſönliches Intereſſe iſt. Die offenkundige 
Beſitznahme des Staates durch die Kapitaliſtenklaſſe zwingt unmittelbar jedem 
Proletarier das Streben nach Eroberung der politiſchen Macht auf als dem 
einzigen Mittel, ſeiner Exploitation ein Ende zu ſetzen. 

Das moderne Schutzzollſyſtem, und dies iſt alſo ſeine hiſtoriſche Bedeutung 
leitet die letzte Phaſe des Kapitalismus ein. Um dem Falle der Profitrate 
dieſem Bewegungsgeſetz des Kapitalismus, Einhalt zu tun, beſeitigt das Kapita 
die freie Konkurrenz, organiſiert ſich und wird durch ſeine Organiſation in 
Stand geſetzt, ſich der ſtaatlichen Macht zu bemächtigen, um dieſelbe nunmeh! 
unmittelbar und direkt in den Dienſt feines Ausbeutungsintereſſes zu ſtellen 
Nicht mehr die Arbeiterſchaft allein, die geſamte Bevölkerung wird dem Profit 
ſtreben der Kapitaliſtenklaſſe unterworfen. Alle Machtmittel, über die die Ge 
ſellſchaft verfügt, werden bewußt zuſammengefaßt, um ſie in Ausbeutungsmitte 
der Geſellſchaft durch das Kapital zu verwandeln. Es iſt direkte Vorſtufe de 
ſozialiſtiſchen Geſellſchaft, weil es ihre vollſtändige Negation iſt: bewußte Ver 
geſellſchaftung aller in der heutigen Geſellſchaft vorhandenen wirtſchaftlichen 
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Potenzen, aber eine Zuſammenfaſſung nicht im Intereſſe der Geſamtheit, 
ſondern um den Grad der Ausbeutung der Geſamtheit auf eine bisher un- 
erhörte Weiſe zu ſteigern. Aber das Klare, Augenſcheinliche dieſes Zuſtandes 
iſt es gerade, das ſeine Dauer unmöglich macht. Er erweckt gegenüber der 
Aktion der Kapitaliſtenklaſſe, der die Konzentration der Produktionsmittel, die 
Konzentration ihres Bewußtſeins und ihres Handelns gebracht hat, die Aktion 
des Proletariats, das ſich ſeiner Macht nur bewußt zu werden braucht, um ſie 
unwiderſtehlich zu machen. 


1 
Sede erlernen 
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Eine neue Ara der deutſchen Konfumgenoffenfchaften. 


Von Herm. Fleißner, Dresden. 


Seeit Jahren rumort es, reckt und dehnt es ſich in der deutſchen Konſum⸗ 
vereinsbewegung. Das Arbeiterelement, das ihr Kraft und Leben gegeben 
hat, drängt vorwärts. Schon längſt war ihm die Zwangsjacke zu eng, in 
welcher kurzſichtige Genoſſenſchaftspolitiker aus nicht gerade lauteren Motiven 
die Konſumgenoſſenſchaften auf ewige Zeit ſtecken laſſen wollten. In dieſen 
Tagen iſt ein bedeutſamer Wendepunkt im deutſchen Konſumvereinsweſen ein⸗ 
getreten. Am 17. und 18. Mai dieſes Jahres waren 621 Konſumvereins⸗ 
delegierte auf einem erſten deutſchen Konſ umgenoſſenſchaftstag in Dresden 
zuſammen, um einen Zentralverband deutſcher Konſumvereine ins 
Leben zu rufen. Das Werk wurde in voller Einmütigkeit vollbracht und damit 
ein Zuſtand geſchaffen, der ſchon vor Jahren von mir in dieſer Zeitſchrift als 
ein naturnotwendiger Prozeß in der Entwicklung der Konſumvereinsbewegung 
bezeichnet worden war. Damals nannte man das ſelbſt in den eigenen Reihen 
noch unnütze Sonderbeſtrebungen. In Dresden gab aber ein alter ſüddeutſcher 
Genoſſenſchafter unumwunden zu, daß die Gründung des neuen Verbandes 
„leider um zehn bis zwanzig Jahre zu ſpät“ erfolge. So ändern ſich die 
Zeiten und die Anſchauungen — und wir freuen uns darüber. Als vor etwa 
zehn Jahren in Sachſen, dem klaſſiſchen Lande der deutſchen modernen 
Konſumvereinsbewegung, ſich Beſtrebungen auf Separierung und Unabhängig⸗ 
keit vom Allgemeinen Verband deutſcher Erwerbs: und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften bemerkbar machten und dann ein Sonderverband (Vorwärts) in 
Sachſen gegründet wurde, da hatte man im übrigen Deutſchland und zum Teil 
in Sachſen ſelbſt noch nicht das richtige Verſtändnis dafür, wie nützlich der 
Ronſumvereinsbewegung dieſe „Sonderbeſtrebungen“ waren. Verlaſſen blieb 
das kleine Häuflein Sachſen und Dr. Crüger, der Anwalt des Allgemeinen Ver⸗ 
bandes, konnte triumphierend die Vorwärtsdränger als Friedensſtörer bezeichnen. 
Erſt ſeine grobe Provokation in Kreuznach im September vorigen Jahres 
brachte die deutſchen Konſumvereine auf den richtigen Weg. 

Es war eine Illuſion, zu glauben, Dr. Crüger werde müßig zuſehen, wie ſich 
Ne Konſumvereine innerhalb des Allgemeinen Verbandes ſammeln, um ſchließlich 
mal die Oberhand zu gewinnen. Übrigens war das Zuſammenleben der Konſum⸗ 
yereine unter einem Dache mit Kredit, Handwerker- und ähnlichen Vereinen auch 
in innerlich unnatürliches Verhältnis. Die Tendenzen dieſer Genoſſenſchafts⸗ 
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arten ſind ja gegen die der Konſumvereine grundverſchiedene, dieſen wider⸗ 
ſtrebende. Zuſammen exiſtieren konnten ſie nur ſolange als die Konſumvereine 
im bürgerlichen Fahrwaſſer plätſcherten und ein mehr als beſcheidenes Daſein, 
ein Krämerleben führten. Da gab es keine Energie, kein Drängen nach vor⸗ 
wärts, daher auch keine Kolliſion mit der mittelſtandsretteriſchen Politik des 
Allgemeinen Verbandes, in dem die deutſchen Konſumvereine bis zu Kreuznach 
ihren Zentralpunkt hatten. Schon auf den vorhergehenden Genoſſenſchafts⸗ 
tagen des Allgemeinen Verbandes, beſonders in Baden-Baden und Han⸗ 
nover, war es zu Zuſammenſtößen mit Dr. Crüger gekommen, der keinen 
Zweifel darüber ließ, daß er die modernen Konſumvereine am liebſten los 
ſein wollte. Dieſe ließen es auf das Hinauswerfen ankommen, was für ſie 
vielleicht inſofern vorteilhaft war, als ſich der Allgemeine Verband in der 
öffentlichen Meinung ins Unrecht ſetzte, ſich obendrein arg blamierte und einen 
großen Teil Konſumvereine, die ſich bisher paſſiv verhalten hatten, zur Empörung 
und Oppoſition gegen Dr. Crüger trieb. ö 
Das Kreuznacher Werk begann damit, daß Crüger eine gewiſſe „Richtung“ 
der Konſumvereine als parteipolitiſch, ſozialdemokratiſch, „evolutioniſtiſch“ 
denunzierte und verſchiedenen derartigen Vereinen die Aufnahme in den All⸗ 
gemeinen Verband verweigerte. In Kreuznach ſelbſt hatte Crüger die Kampf 
methode geändert. Er warf den Konſumvereinen vor, daß ſie den Mittelſtand 
vernichten wollten, was im Allgemeinen Verband nicht geduldet werden 
könne. Neunundneunzig Konſumvereine — inkluſive einiger Produktivgenoſſen⸗ 
ſchaften —, darunter der ganze ſächſiſche Unterverband, wurden aus⸗ 
geſchloſſen.“ f "Se 
Dieſer Ausſchluß war formal ein Gewaltakt, eine Ungerechtigkeit; im 
übrigen war aber die Trennung nur eine Frage der Zeit. Es wäre ganz un 
möglich geweſen, den Crügerſchen Allgemeinen Verband den beſonderen Ten: 
denzen und Beſtrebungen der modernen Konſumvereinsbewegung in der nötiger 
Weiſe anzupaſſen. . 
Gleich nach dem Ausſchluß traten noch in Kreuznach am anderen Tage Di 
Vertreter der Konſumvereine zuſammen; man wählte eine Kommiſſion, di 
beauftragt wurde, ein Statut für einen Verband deutſcher Konſumvereine aus 
zuarbeiten. Ferner ging von Kreuznach aus ein Manifeſt an die deutſcher 
Konſumvereine, in dem die Lage erklärt und zum Austritt aus dem Allgemeinen 
Verband aufgefordert wurde. Im Fachorgan, dem „Wochenbericht“ de 
Großeinkaufsgeſellſchaft in Hamburg, ſetzte eine lebhafte Agitation für di 
Gründung eines neuen deutſchen Verbandes ein. Der Erfolg dieſer Vorgäng 
war ein maſſenhafter Austritt der Konſumvereine aus dem Allgemeinen Ver 
band; ja nicht nur viele einzelne Vereine, ſondern auch ganze Verbände trateı 
aus. In den meiſten Fällen ging die Sache freilich nicht ſo glatt, nicht ohn 
innere Kämpfe vor ſich, da Herr Crüger hier und da doch noch einflußreiche 
Anhang beſitzt; viele Vereine nahmen zunächſt auch eine abwartende Stellun 
ein. Es war gewiſſermaßen eine Kriſe, die das Konſumvereinsweſen in ſeine 
Entwicklung durchzumachen hatte, die aber im weſentlichen jetzt als überwunde 
bezeichnet werden kann. Der in Dresden neugegründete Verband findet eine 
für ſein Gedeihen gut vorbereiteten Boden. Vertreten waren auf dieſer 
erſten Verbandstag: | * 


—— — 
1 Zur näheren Information dienen auch meine früheren Artikel in der „Neuen Zeit“ 
Jahrgang 1900, 2, S. 662; Jahrgang 1901, 1, S. 89; 2, S. 402. 2 
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8 zeſam 
Verband der Konſumvereine s Mitglieder⸗ BR Summe des ne 
vereine zahl Geſchäft Reingewinns kapitals 

Brandenburgifher . . 25 27 100 4 628 170 318 587 618 948 
Mitteldeutfherr . . . 55 35 477 14 900 565 1 778 110 1 356 388 
Nordweſtdeutſcher . 106 42 778 8 971 174 734 493 956 332 
Rheiniſch⸗weſtfäliſcher ; 34 10 209 1 457 538 87 328 92 317 
Sädjfifcher . ER, 110 174 471 45 839765 5 552 308 6 196 583 
tſcher 103 68 020 13 866 687 1 646 095 2 047 209 
err 152 61 803 13 791 716 1772 202 2123 251 

. 585 439 858 103 455 615 11 889 123 13 391 028 


Auf die Mitgliedſchaft dieſer Verbände beziehungsweiſe Vereine iſt zunächſt 
mit voller Sicherheit im Zentralverband deutſcher Konſumvereine 
— jo wurde der neue Verband getauft — zu rechnen, ſoweit dieſe Verbände 
nicht ſchon die Mitgliedſchaft angemeldet haben. Eine dominierende Stellung 
nimmt, wie aus den Zahlen erſichtlich, der Sächſiſche Verband ein. Am 
1. Januar 1902 gehörten dem alten Allgemeinen Verband etwa 696 Konſum⸗ 
vereine mit 630785 Mitgliedern an. Etwa zwei Dritteile davon haben ihm 
nun den Rücken gekehrt, um ſich dem neuen Verband anzuſchließen. Nach 
Schätzungszahlen, wie ſie auf dem Kongreß in Dresden gegeben wurden, be- 
ſtehen zur Zeit in Deutſchland insgeſamt etwa 1700 Konſumvereine mit un⸗ 
gefähr 900000 Mitgliedern. 
Die Gründung des neuen Zentralverbandes iſt mit voller Einmütigkeit der 
dabei beteiligten Vertreter erfolgt. Seine Organiſation lehnt ſich in formaler 
Beziehung an die Einrichtungen des Allgemeinen Verbandes an. Ein weſent⸗ 
licher Unterſchied beſteht nur darin, daß nicht einer Perſon derartige Macht⸗ 
befugniſſe in die Hände gegeben ſind, wie zum Beiſpiel im Allgemeinen Ver⸗ 
band dem Herrn Dr. Crüger. Man hat als Mittelglied zwiſchen Sekretariat 
und Verbandsmitglieder einen aus drei Perſonen beſtehenden Vorſtand ge⸗ 
ſchoben, der die oberſte Leitung des Verbandes hat. Neben dem Vorſtand 
beſteht ein Ausſchuß, der aus den Verbandsdirektoren der einzelnen Landes⸗ 
beziehungsweiſe Provinzverbände, ſowie aus drei jährlich vom Genoſſenſchafts⸗ 
dag zu wählenden Perſonen gebildet wird. Die höchſte Inſtanz in allen An⸗ 
gelegenheiten iſt der Genoſſenſchaftstag. Die nötigen Mittel haben die einzelnen 
Vereine entſprechend ihrer Mitgliederzahl aufzubringen. Das Sekretariat bleibt 
das erſte Jahr unbeſetzt. Als Organ iſt der Wochenbericht, der jetzt Eigen⸗ 
um der Großeinkaufsgeſellſchaft iſt, beſtimmt worden; er wird mit ſeiner ganzen 
Einrichtung an den neuen Verband am 1. Januar 1904 unentgeltlich abgetreten. 
Seinen Sitz hat der Zentralverband da, wo der Sitz des Vorſtandes iſt. Zur 
Zeit iſt dies Dresden, da Verbandsdirektor Rodeſtock, Dresden-Pieſchen, Vor⸗ 
itender des Vorſtandes iſt. Weiter gehören dem aus drei Perſonen beſtehenden 
dorjtand noch an: Herr Barth-München und Herr Schmidtchen-Harburg. 
In den Ausſchuß wählte der erſte Genoſſenſchaftstag die Geſchäftsführer Poppiz⸗ 
schedewitz bei Zwickau, v. Elm-Hamburg und Profeſſor Staudinger-Darm⸗ 
tadt. Um dieſen Ausſchuß entſpann ſich eine intereſſante Debatte, eine Debatte 
m Theorie und Praxis. Von Peus, Katzenſtein und anderen wurde eine 
rößere Zahl der vom Genoſſenſchaftstag zu wählenden Ausſchußmitglieder ge⸗ 
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wünſcht, mit der Begründung, daß das theoretiſche Element mehr zur Geltung 
kommen müſſe. Die Art dieſes Vorſtoßes, das heißt die Form, in der er unter⸗ 
nommen wurde, fand lebhaften Widerſpruch, und ſie muß freilich als wenig 
glücklich bezeichnet werden. Gegen den Wunſch, daß ſich Praktiker und Theoretiker 
mehr in ihrem Streben verſtändigen und verſtehen lernen, wird natürlich kein 
Menſch etwas einzuwenden haben. Die Art aber, wie dieſer Standpunkt ver⸗ 
treten wurde, konnte ſehr leicht die Meinung aufkommen laſſen, daß dahinter 
etwas anderes ſtecke, was man nicht ſagen wolle. So kam es denn, daß einige 
alte Praktiker der modernen Richtung den Theoretikern ihre Meinung recht 
deutlich ſagten, und dabei offenbar die übergroße Majorität auf ihrer Seite 
hatten. Doch die Gemüter beruhigten ſich bald wieder, und für die Zukunft 
dürfte der Vorgang manchen Leuten eine heilſame Lehre ſein. Bei aller Gereizt⸗ 
heit wurde die Debatte doch ſtreng ſachlich geführt. Es herrſchte überhaupt 
während der ganzen zweitägigen Verhandlungen durchweg das ernſte Streben, 
etwas Rechtes zu ſtande zu bringen. Und als dann am Schluſſe das Statut 
einſtimmig angenommen wurde, da waren alle kleinen Differenzen vergeſſen, 
und lauter Jubel durchbrauſte den Saal. 

Großes Intereſſe brachte auch das Ausland dem erſten deutſchen Konſum⸗ 
genoſſenſchaftstag entgegen. So waren Konſumgenoſſenſchaftsvertreter anweſend 
aus England, Holland, Dänemark, Oſterreich, Schweiz, Italien; ſogar Ruß⸗ 
land ließ ſich vertreten. Die Belgier hatten ihr Fernbleiben entſchuldigt. Auch 
die ſächſiſche Regierung hatte einen Vertreter entſandt, während der 
Dresdener Rat ſich nur bedankte für die Einladung. Bei der bekannten 
Konſumvereinsfeindlichkeit der Dresdener Kommunalregierung nimmt das nicht 
wunder. Das Reichsamt des Innern entſchuldigte das perſönliche Fern⸗ 
bleiben mit dringenden Geſchäften. Allgemein intereſſant waren einige Aus⸗ 
führungen des däniſchen Delegierten. Er wies darauf hin, daß in Dänemark 
das Konſumgenoſſenſchaftsweſen beſonders auf dem Lande verbreitet ſei. Der 
däniſche Kleinbauer ſei gegenüber denen anderer Länder geiſtig ſehr vor 
vorgeſchritten. Dänemark habe keinerlei Schutzzölle, der kleine Bauen 
wünſche auch keinen, ſondern fühle ſich ſehr wohl ohne Schutzzölle 
Er würde ſich lebhaft dagegen verwahren, wenn man etwa wie in Deutſchland 
die Lebensmittel durch Zölle verteuern wollte! 4 

Nach dem konſtituierenden Konſumgenoſſ enſchaftstag wurde die neunte General 
verſammlung der Großeinkaufsgeſellſchaft deutſcher Konſumvereine in Hambur 
abgehalten. Auch dieſe Großeinkaufsgeſellſchaft wird in Zukunft eine groß 
Rolle in der deutſchen Konſumvereinsbewegung ſpielen. Ihre Entwicklun 
während der kurzen Zeit ſteht einzig da. Die Umſätze zum Beiſpiel betrugen 
1899 6296071 Mark, 1900 7956334 Mark, 1901 15137761 Mark, 190 
21568549 Mark. Es traten der Geſellſchaft im letzten Jahre 59 Vereine be 
ſo daß die Zahl der angeſchloſſenen Vereine Ende 1902 247 betrug. Die Zal 
derjenigen Vereine, die mit der Großeinkaufsgeſellſchaft in geſchäftliche Ven 
bindung traten, aber nicht Mitglied ſind, ſtieg von 484 auf 830. 

Der neue Zentralverband wird auch die Großeinkaufsgeſ ellſchaft, die Dr. Crüge 
im Allgemeinen Verband lebhaft bekämpfte, ſicher raſch noch weiter vorwärt 
bringen. Die Generalverſammlung gab der Geſellſchaft ein neues Statut, eir 
neue Verfaſſung, die ſie kapitalkräftiger machen wird. So hat denn nun d 
deutſche Konſumvereinsbewegung zwei große Zentralpunkte: als geiſtigen de 
neuen deutſchen Verband und als geſchäftlichen die Großeinkaufsgeſellſchaft. 
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Und dies alles iſt nur der klaſſenbewußten Arbeiterſchaft zu danken. Erſt 
ſie beſeitigt die engen Schranken, in die die bürgerlichen Elemente aus partei⸗ 
politiſchen Gründen die Konſumvereine einzwängten. Und mit der Energie, die 
den proletariſchen Klaſſenkämpfern innewohnt, werden ſie ihr Ziel weiter ver⸗ 
folgen und die Konſumvereine zu einem wirkſamen Hilfsmittel für die Hebung 
der Arbeiterklaſſe machen. 


Die Erziehung durch die Stadt.“ 


Don Emil Vandervelde (Ca Hulpe). 


Auf dem Lande wie in den Städten ſteigt die Abneigung der Bevölkerung, 
in Dienſt zu treten. Einen Arbeitgeber will man wohl dulden, nicht aber 
einen „Herrn“. Muß man ſchon die Ausbeutung im Arbeitsverhältnis er⸗ 
tragen, ſo will man wenigſtens außerhalb der Arbeitsſtunden eine Freiheit, die 
mit dem häuslichen Dienſtverhältnis unvereinbar iſt. 

Die Verallgemeinerung dieſer Auffaſſung ſchafft den Hausfrauen und den 
ländlichen Arbeitgebern zweifellos manches Ungemach, andererſeits läßt ſich 
aber nicht verkennen, daß dieſer wachſende Widerſtand gegen die im Dienen 
liegende Abhängigkeit das Symptom eines ungeheuren moraliſchen Fortſchritts 
iſt. Schon heute würde der Mangel an Dienſtmädchen und Dienern noch 
größer ſein, wenn das flache Land nicht noch fortgeſetzt die Städte mit Perſonen 
beiderlei Geſchlechts verſorgen würde, die bereit ſind, einen Teil ihres Lebens 
in dieſer perſönlichen Abhängigkeit zu verbringen. Aber alles ſpricht dafür, daß 
ſchon in einer nahen Zukunft die Dienſtbotenkriſis bedeutende Umgeſtaltungen 
in der Organiſation der häuslichen Arbeit zur Folge haben wird. 

Man weiß zum Beiſpiel, daß in den Vereinigten Staaten eine Reihe von 
häuslichen Arbeiten, wie das Stiefelputzen und Zimmerreinigen, ſtraßen- oder 
ſtraßenviertelweiſe von freien Arbeitern und nicht mehr von den Dienſtboten 
des Hauſes ausgeführt wird. 

Ahnliche Schwierigkeiten zwingen ſchon heute die Grundbeſitzer zu einer 
völligen Umgeſtaltung der landwirtſchaftlichen Arbeit. Aus Mangel an ſtän⸗ 
digen Arbeitskräften müſſen ſie immer mehr zur zeitweiligen Beſchäftigung von 
im Akkord arbeitenden Tagelöhnern oder zu Maſchinen ihre Zuflucht nehmen. 
Oft ſind ſie gezwungen, neue Kulturen einzuführen, die weniger Menſchenarme 
verlangen. Es läßt ſich nicht leugnen, daß dieſe Entwicklung nicht ohne 
Schwierigkeiten, nicht ohne Geldopfer und Unannehmlichkeiten jeder Art vor 
ich gehen kann, die für den Landmann um ſo läſtiger ſind, als ſie mit einer 
gemeinen Kriſis der Landwirtſchaft zuſammenfallen. 

Trotz alledem aber bedeutet für die große Maſſe der ländlichen Arbeiter 
gieſes Seltenerwerden der Arbeiterhände dadurch, daß es die Löhne erhöht, 
inen unleugbaren Vorteil. Und im Hinblick auf die Entwicklung der Volks⸗ 


1 Der Aufſatz iſt im weſentlichen eine gekürzte Wiedergabe von Gedankengängen aus 
neinem ſoeben bei Felix Alcan in Paris erſchienenen Buche: „L'exode rural et le retour 
ux champs“, welches von der Überzeugung getragen iſt, daß das Abſtrömen der länd⸗ 
ichen Bevölkerung in die großen Städte eine notwendige, aber vorübergehende Erſcheinung iſt, 
ie dank dem Aufkommen der Elektrizität, der Verbeſſerung und Verbilligung der Transport⸗ 
i und der Verlegung großer Fabriken aufs flache Land ihrem Ende entgegengeht. E. V. 
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bildung und den Fortſchritt der demokratiſchen Inſtitutionen braucht man nur 
daran zu denken, was Europa und Nordamerika ohne ihre Stadtbevölkerungen 
wären, um ſich zu überzeugen, daß die Abwendung vom Lande nicht allein 
eine wirtſchaftliche Notwendigkeit für die ländliche Bevölkerung, ſondern aug 
wenn ſie gewiſſe Grenzen nicht überſchreitet, eine Notwendigkeit für die Aus⸗ 
breitung der Ziviliſation iſt. Es iſt ſehr beliebt, mit vielem Nachdruck auf die 
dunklen Seiten des Stadtlebens hinzuweiſen, die Abgründe von Elend, welche 
die großen Städte ſchänden, die übergroße und frühe Sterblichkeit, die eine 
Folge der fieberhaften Lebensweiſe in der ſchlechten Atmoſphäre ungeſunder 
Werkſtätten und überfüllter Mietskaſernen iſt. Alles dies läßt ſich nicht be⸗ 
ſtreiten und wir ſind die letzten, die heutigen Lebensbedingungen der meiſten 
Stadtbewohner als normale und endgültige anzuſehen. Aber ſo groß auch die 
übel find, welche mit der Überhäufung der Menſchen in den Städten verknüpft 
ſind, ſie hat in unſeren Augen trotz alledem den unſchätzbaren Vorteil, daß ſie 
Tauſende von Individuen geiſtiger Trägheit und einem engen und beſchränkten 
Individualismus entreißt, welche die traurige Mitgift des größeren Teiles der 
ländlichen Bevölkerung ſind. Durch das Zuſammenfließen der ländlichen mit 
den ſtädtiſchen Arbeitermaſſen, durch die dauernde gemeinſame Tätigkeit Schulter 
an Schulter, durch das Erdulden der gleichen Leiden, das Durchfechten der 
gleichen Kämpfe entwickelt ſich allmählich auch in den vom Lande kommenden 
Stadtbewohnern dieſer Geiſt der Gemeinſamkeit, der brüderlichen Hilfsbereit⸗ 
ſchaft, der allein genügt, um alle Fehler und alle Laſter, die den Arbeitern der 
Städte anhaften können, wett zu machen. | 4 

„Ich habe bei unſeren Arbeitern“, ſo ſchrieb einſtmals Villermé, „nur eine 
einzige Tugend gefunden, welche ſie in höherem Grade beſaßen, als die glück⸗ 
licher geſtellten ſozialen Klaſſen; das iſt eine natürliche Geneigtheit, bei allen 
Arten von Bedürfniſſen den anderen beizuſpringen und ihnen zu helfen.“ * 

Es iſt unſere Hoffnung und unſere Überzeugung, daß einſtmals in Zukunft 
ſich ein Ausgleich der Bevölkerungsverteilung vollziehe, daß man wieder auf 
dem Lande wohnen wird. Doch das „Land“ der Zukunft gleicht nicht mehr 
dem „Lande“ der „guten alten Zeit“. Die es bewohnen, haben nichts gemeinſam 


mit den Bauern Labruyeres: ſie ſind durch die Städte hindurchgegangen und 


bleiben in dauernder Berührung mit ihnen; ſie ſind aufs Land zurückgekehrt, 
aber ſie haben dorthin die Vorteile einer ſozialen Umgeſtaltung mitgebracht, 
für welche die Zentraliſation in den Städten die notwendige Vorbedingung 
und der entſcheidende Faktor geweſen iſt. 8 


* 


Uterariſche kundſchau. 


Adolf von Wenckſtern, Profeſſor, Privatdozent der Staatswiſſenſchaften an der 
Königlichen Friedrich⸗Wilhelms⸗Univerſität zu Berlin, Einführung in die Volks ⸗ 
wirtſchaftslehre. Leipzig 1903, Verlag von Duncker & Humblot. 239 Seiten. 2 

Außer den Würden, die der Verfaſſer auf feinem Titelblatt aufzählt, beſitzt er 
bekanntlich noch die, konſervativer Reichstagskandidat für den zweiten Berliner Wahl⸗ 
kreis zu ſein. Als ſolcher hat er die proletariſchen Wähler dieſes Kreiſes neulich 
belehrt, daß „jeeſtige Arbeet ooch“ anſtrengt, und eine Probe dieſer „jeeſtigen Arbeet“ 
gibt er in der vorliegenden Schrift, die anſcheinend eine Art Leitfaden für feine 
akademiſchen Vorleſungen fein foll. | = 
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\ Profeſſor Adolf von Wenckſtern, Privatdozent ꝛc., produziert ſich darin als „ge⸗ 
reinigter“ Marxiſt. Marx habe im Mehrwert „geſtohlene Abzüge“ von der Arbeit 
der Arbeiter geſehen und als Inſtrument dieſes „Diebſtahls“ die Rechts⸗ und Staats⸗ 
ordnung erläutert. „Marx hat vollkommen recht und er hat vollkommen unrecht.“ 
Er habe die „koloſſale Inkonſequenz“ begangen, zu verkennen, daß die Eigentums⸗ 
verhältniſſe nicht vom Himmel heruntergefallen ſeien. Wären ſie ſo entſtanden, dann 
hätte Marx recht. Aber ſie ſeien ausgebildet worden „durch das Regen von Hirn, 
Nerv, Muskel, Sinnesorgan der die Führung an ſich reißenden oder mit ihr be⸗ 
trauten Perſönlichkeiten, Familien, Klaſſen, Raſſen“. Dieſe Leiter der geſellſchaftlich 
notwendigen Arbeit könnten nicht entbehrt werden, ſolange das Wort Kants noch 
gelte, daß wir im Zeitalter der Disziplinierung, Kultur und Ziviliſierung leben, aber 
noch lange nicht im Zeitpunkt der Moraliſierung. Die Leiter der geſellſchaftlich not⸗ 
wendigen Arbeit müßten auch aus dem Geſamtarbeitsprozeß entlohnt werden; es ſei 
ſogar wahrſcheinlich, daß heute die arbeitenden Klaſſen mehr, als ihre eigene Arbeit 
wert ſei, aus dieſem Prozeß herauszögen. 

Marx habe alſo das Weſen des menſchlichen Lebens keineswegs „reſtlos und 
definitiv“ erfaßt. Gleichwohl ſei der Anſpruch des heutigen Sozialismus auf den 
Rang einer Wiſſenſchaft „voll und ganz“ anzuerkennen. Merkwürdigerweiſe habe 
„der heutige führende Theoretiker des deutſchen Sozialismus“, Bernſtein, den Stand⸗ 
punkt vertreten, daß der Sozialismus nicht Wiſſenſchaft, ſondern Glauben ſei. Aber 
das ſei entweder zu viel Beſcheidenheit oder Ironie. „Gerade dadurch, daß Bern⸗ 
tein anerkennt, daß in den letzten Punkten, auf welche das Forſchen dringt, das 
Problematiſche, das Unbeweisbare, die Hypotheſe übrig bleibt, welcher man ſich dann 
Merdings nicht nach Prinzipien des Wiſſens, ſondern nach Imperativen des ganzen 
Sharakters gläubig zuneigt oder von denen man ſich ebenſo ungläubig abwendet, hat 
ir den Sozialismus zum Range einer Wiſſenſchaft erhoben.“ Engels habe geirrt, 
venn er der Meinung geweſen ſei, daß Marx dieſe Leiſtung vollbracht habe, doch 
ſt Herr von Wenckſtern fo gütig, deshalb „keinen zu großen Vorwurf“ gegen Engels 
zu erheben. 

Soviel über den „gereinigten“ Marxismus der „jeeſtigen Arbeet“. Man kann 
dm eine gewiſſe epochemachende Bedeutung nicht abſprechen. Jene univerſitäre Ver⸗ 
lärung der kapitaliſtiſchen Ausbeutungsintereſſen, der man ſich „nicht nach Prinzipien 
es Wiſſens, ſondern nach den Imperativen des ganzen Charakters gläubig zuneigt“, 
chlägt hier entſchieden ins Pathologiſche um. F. M. 


Anton Menger, Neue Staatslehre. Jena 1903, Verlag von Guſtav Fiſcher. 335 S. 


Nach ſeiner prinzipiellen Seite iſt dies eben erſchienene Buch ſchon vor ſechzehn 
Jahren in der „Neuen Zeit“ beſprochen worden, in ihrem Jahrgang 1887; was dort 
a dem Artikel über Juriſtenſozialismus ausgeführt worden iſt, in Anknüpfung an 
ine damals erſchienene Schrift Anton Mengers, das müßte Wort für Wort wieder⸗ 
olt werden, wenn wir vom grundſätzlichen Standpunkt aus ſein neueſtes Werk 
pürdigen wollten. 5 

Jedoch brauchen wir heute nicht ſoweit auszuholen, um den Juriſtenſozialismus 
2 kennzeichnen. Er hat längſt abdanken müſſen vor den „nationalökonomiſchen Ver⸗ 
rämungen“ des Sozialismus, gegen die Menger noch immer den alten Abſcheu hegt, 
zenn er ihn auch nicht mehr in perſönlich verletzenden Ausfällen gegen Marx und 
angels bekundet. Mit feiner beiläufigen Kritik der materialiſtiſchen Geſchichts⸗ 
uffaſſung. beweiſt Menger nur, daß er die hiſtoriſch⸗materialiſtiſche Methode nicht 
erſteht, was inſoweit auch nicht verwunderlich iſt, als es ihm ſelbſt an jeder Spur 
iſtoriſchen Sinnes fehlt. Man leſe zum Beiſpiel das Kapitel, worin Menger unter⸗ 
icht, ob der „volkstümliche Arbeitsſtaat“, wie er die ſozialiſtiſche Geſellſchaft nennt, 
zonarchiſch oder republikaniſch fein werde. Er meint, bei den romaniſchen Völkern 
it ihrer revolutionären Befähigung werde er republikaniſch ſein, dagegen monarchiſch 
i den germaniſchen Nationen, deren „konſervativer Sinn“ es wahrſcheinlich mache, 
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daß ihnen ſelbſt die größte aller politiſchen Veränderungen, die Umwandlung des 
individualiſtiſchen Machtſtaats in den volkstümlichen Arbeitsſtaat, ohne völligen 
Bruch der Rechtskontinuität und ohne unnötige Zerſtörung der überlieferten politiſchen 
Formen gelingen werde. Namentlich für Deutſchland zweifelt Menger daran, daß 
die beſitzloſen Volksklaſſen, wenn einmal die politiſchen Geſchicke in ihren Händen 
ruhen ſollten, zur Beſeitigung der Monarchie ſchreiten würden, denn die revolutionäre 
Kraft und Leidenſchaft der Deutſchen ſei gering. Freilich würde die Monarchie, 
wenn ſie leben bleiben wolle, den beſitzloſen Volksklaſſen am Hofe, im Heere und im 
Beamtentum die entſcheidende Macht einräumen und ihre wirtſchaftlichen Anſprüche 
auf ein mit dem ſchlichten Charakter des volkstümlichen Arbeitsſtaats vereinbares 
Maß herabzuſetzen haben. Kann man ſich eine ärgere hiſtoriſch⸗politiſche Kanne⸗ 
gießerei vorſtellen, als dieſe Ausführungen Mengers ſind? . 
Ahnlicher Kannegießerei verfällt er unfehlbar, ſobald er auf hiſtoriſche Dinge 
zu ſprechen kommt. Um ſo lieber erkennen wir aber an, daß der Juriſtenſozialis⸗ 
mus, den er vertritt, in ſeiner Art ehrlich und gründlich iſt. Mengers Nachweis, 
daß der individualiſtiſche Machtſtaat, das heißt der von der kapitaliſtiſchen Gejell- 
ſchaft organiſierte Staat, ſein öffentliches und privates Recht nur auf die Intereſſen 
einer winzigen Minderheit, nur darauf zuſchneidet, daß dieſe Minderheit ungeſtört 
die ungeheure Mehrheit der beſitzloſen Volksklaſſen beherrſchen kann, iſt mit durch⸗ 
dringendem Scharfſinn und einer tapferen Rückſichtsloſigkeit durchgeführt, der wir 
unſere unumwundene Anerkennung ausſprechen müſſen. In dieſer Beziehung ſteht 
Mengers Buch hoch über der geſamten, mehr oder weniger ſozialiſtelnden Profeſſoren⸗ 
literatur und auch über den nationalſozialen Halbheiten, die den von Menger bis aufs 
Blut gegeißelten Ziffernwahnſinn des Militarismus und Marinismus ins Ungemeſſene 
ſteigern wollen. Menger weiß den Bären zwar nur bei ſeinem juriſtiſchen Felle zu 
packen, aber man darf ihm das Lob nicht verſagen, daß er dies Fell zu waſchen verſteht. 
In der Kritik, und zwar der juriſtiſchen Kritik, liegt das eigentliche Verdienſt 
des Buches. Menger ſpricht freilich mit einiger Herablaſſung von dem „faſt aus⸗ 
ſchließlich kritiſchen Sozialismus“ und will an ſeinem Teile die „poſitive, organi⸗ 
ſatoriſche Seite mehr als bisher“ ausgeſtalten. Jedoch ſein gänzlicher Mangel an 
hiſtoriſchem Sinne läßt ihn an dieſer Aufgabe ſcheitern. Er nennt ſein Buch eine 
„Frucht jahrzehntelanger Studien“, und er beſitzt unſtreitig eine ſeltene Kenntnis 
der ſozialiſtiſchen Literatur. Allein deshalb hat er doch keine Ahnung von der 
hiſtoriſchen Entwicklung des Sozialismus, nicht einmal nach ſeiner theoretiſchen, ge⸗ 
ſchweige nach ſeiner praktiſchen Seite hin: Morelly und Mably, Saint⸗Simon und 
Fourier, Cabet und Louis Blanc, Laſſalle und Rodbertus, Marx und Dühring ſind 
ihm vollkommen gleichwertige Zeugen, gleichwertig in dem Sinne, daß ſie Vertreter 
des Sozialismus, eines und desſelben Sozialismus ſind, den Menger nunmehr in 
ſeiner „praktiſchen organiſatoriſchen“ Geſtalt herſtellt, indem er aus den Anſichten 
aller möglichen Sozialiſten auswählt, was ihm — von ſeinem juriſtiſchen Stand⸗ 
punkt aus — „praktiſch und organiſatoriſch“ zu ſein ſcheint. Dabei kommt „poſitiv“ 
und „praktiſch“ natürlich nur eine Utopie heraus, die ein rein papierenes Daſeir 
zu führen beſtimmt iſt. | | 
Wie bei allen Utopiften, ift auch bei dieſem juriftifchen Utopiſten die Kritik dat 
wirklich Lehrreiche, und ſoweit Mengers Kritik reicht, hat ſie in ihrer Art und ihren 
Wurfe einen entſchiedenen Zug von den großen Utopiſten, was in unſeren Auger 


kein geringes Lob iſt. F. M 
Briefkaſten. 


Menikophilos wird um Angabe ſeiner Adreſſe gebeten. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Zur Wahltaktik des Proletariats. 
ö Berlin, 3. Juni 1903. 
Die Frage, die wir vor acht Tagen an dieſer Stelle behandelt haben, iſt 
inzwiſchen dadurch kompliziert worden, daß die liberalen Blätter mit einer an⸗ 
geblichen Außerung krebſen, die Genoſſe Vollmar in München und in Darm⸗ 
ſtadt getan haben ſoll. Darnach wäre es falſch, wenn ſich die ſozialdemokra⸗ 
tiſche Partei von vornherein gegen Handelsverträge feſtlegen würde, die der 
Arbeiterklaſſe die Arbeits⸗ und Lebensmöglichkeit kürzten; ſie hätte nach Mög⸗ 
lichkeit gegen eine Verſchlechterung der bisherigen Handelsverträge zu kämpfen, 
aber ihren endgültigen Beſchluß müſſe ſie ſich vorbehalten. 
Wir wiſſen nicht, ob Genoſſe Vollmar wirklich fo geſprochen hat. Die Be- 
hauptungen liberaler Blätter ſind noch lange keine Beweiſe; auch iſt es ſehr 
unwahrſcheinlich, daß Genoſſe Vollmar ſich in offenkundigen Widerſpruch mit 
dem ſozialdemokratiſchen Wahlaufruf geſetzt haben ſollte, den er ſelbſt mit 
unterzeichnet hat. Allerdings ſpricht dieſer Wahlaufruf nur von einer „ent⸗ 
ſchiedenſten Bekämpfung“ ſolcher Handelsverträge, die, auf Grund des neuen 
Zolltarifs, unſere Handelsbeziehungen mit dem Ausland und die Lebenshaltung 
der großen Maſſe der Bevölkerung verſchlechtern, aber Vorlagen, die man | 
„aufs entſchiedenſte bekämpft“ hat, ſchließlich doch zu bewilligen, war bisher 
nicht ſozialdemokratiſche, ſondern nationalliberale Art. Die entſprechenden Sätze 
des ſozialdemokratiſchen Wahlaufrufs ſind deshalb ſowohl in der eigenen Partei 
als auch von den Gegnern ſo aufgefaßt worden, daß die Sozialdemokratie 
keinem Handelsvertrag zuſtimmen werde, der die Arbeitsmöglichkeit oder die 
Lebenshaltung des Proletariats verkümmern würde. In dieſem Sinne hatten 
ſich auch die Genoſſen Bebel und Singer in ihren Wahlreden ausgeſprochen, 
und eben gegen Singer ſoll Vollmar polemiſiert haben, mit der Bemerkung, 
Singer könne unmöglich der Meinung geweſen ſein, daß die Partei unter keinen 
Umſtänden für Handelsverträge ſtimmen würde, die jene Folgen hätten. Singer 
hat ſich inzwiſchen ſchon beeilt zu erklären, er bleibe dabei, daß die fozial- 
19 
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demokratiſche Fraktion für keinen Handelsvertrag ſtimmen könne, durch den 
Lebenshaltung ſowie Arbeitsgelegenheit für die Arbeiterklaſſe verſchlechtert oder 
verringert werde. 1 

Vom Genoſſen Vollmar liegt noch keine beglaubigte Kundgebung darüber 
vor, ob er ſo geſprochen hat, wie er nach der Behauptung der liberalen Preſſe 
geſprochen haben ſoll. Selbſtverſtändlich liegt es uns durchaus fern, auf Grund 
unbeglaubigter Außerungen gegen ihn zu polemiſieren, aber da dieſe Außerungen 
von den gegneriſchen Parteien ausgebeutet werden, um Zwietracht in die ges 
ſchloſſenen Reihen der Partei zu tragen, ſo halten wir es für notwendig, die 
Frage ſelbſt klarzuſtellen. Darin hat die liberale Preſſe ja recht, daß Genoſſe 
Vollmar, falls er ſo geſprochen hat, wie er geſprochen haben ſoll, die Taktik 
gebilligt haben würde, die von der Bourgeoiſie der Arbeiterklaſſe in dem gegen⸗ 
wärtigen Wahlkampf aufzudrängen verſucht wird; hieraus allein erklärt ſich 
ſchon das einſchneidende und tiefgreifende Intereſſe, das eine völlige Klärung 
dieſer Frage für ſich geltend machen kann. | 

Der hauptſächlichſte und verhältnismäßig auch rationellſte Vorwurf, den 
die liberale Preſſe an die Adreſſe der ſozialdemokratiſchen Partei richtet, iſt der, 
daß unſere Partei die beſonderen Klaſſenintereſſen des Proletariats den all 
gemeinen Intereſſen oder, genauer geſprochen, der hiſtoriſchen Entwicklung der 
geſellſchaftlichen Produktivkräfte voranſtellt. Darauf könnte man zwar erwidern, 
daß die Arbeiterklaſſe damit nichts anderes täte, als die herrſchenden Klaſſen 
auch tun, als das Junkertum tut, indem es Brotwucher treibt, oder als die 
Bourgeoiſie tut, indem ſie mit dem Brotwucher paktiert. Allein wenn die 
liberale Preſſe meint, daß die Arbeiterklaſſe eben von höheren Geſichtspunkten 
aus Politik zu treiben habe als die herrſchenden Klaſſen, ſo müſſen wir für 
die gute Meinung ſchon dankbar ſein und erkennen ſie im übrigen auch gern 
als richtig an. Die Arbeiterklaſſe darf nie eine Politik von der Hand in den 
Mund treiben; ſie darf nie ſo kurzſichtig ſein, ſich von Augenblicksintereſſen 
auf Koſten ihrer dauernden Intereſſen blenden zu laſſen, und ihre dauernden 
Intereſſen fallen allerdings mit der ſteigenden Entwicklung der geſellſchaftlichen 
Produktivkräfte zuſammen. Die deutſche Arbeiterklaſſe hat auch oft genug be⸗ 
wieſen, daß ſie in ſolchen Dingen ſehr genau zu unterſcheiden weiß; jeder 
Appell, der in dieſer Beziehung an ihre beſſere Einſicht gerichtet wird, findet 
bei ihr offene Ohren. 

Jedoch in jener hiſtoriſchen Dialektik, deren unglückliches Opfer die deutſche 
Bourgeoiſie iſt, ſchlägt ihr verhältnismäßig rationellſter Einwand gegen die 
ſozialdemokratiſche Taktik vielmehr in den unwiderleglichſten Grund für dieſe 
Taktik um. Nicht, oder nicht nur, nach ſozialdemokratiſchen, ſondern auch, und 
gerade, nach liberaler Auffaſſung ſind die Minimalzölle des neuen Zolltarifs 
ſchwere Hinderniſſe für die höhere Entwicklung der geſellſchaftlichen Produktiv⸗ 
kräfte; indem die Arbeiterklaſſe ſich weigert, irgend eine Verſchlechterung ihrer 
Arbeitsgelegenheit oder Lebenshaltung in den Kauf zu nehmen, vertritt ie nicht 
ein beſonderes Klaſſen⸗, ſondern ein allgemeines Intereſſe der bürgerlichen 
Geſellſchaft, das von deren geſchworenem Gegner, dem rückſtändigen und über⸗ 
lebten Junkertum, in gemeingefährlicher Weiſe bedroht wird. Das iſt au ) 
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durchaus kein Geheimnis für die Bourgeoiſie; es iſt im Gegenteil ihre aller⸗ 
trivialſte Weisheit, die man in jedem ihrer volkswirtſchaftlichen Kompendien 
nachſchlagen kann. Wenn ſie alſo ſagt, die Sozialdemokratie ſtelle die be— 
ſonderen Klaſſenintereſſen der Arbeiter dadurch über das Allgemeinwohl, daß ſie 
keine Handelsverträge mit den Minimalzöllen bewilligen wolle, ſo täuſcht ſie 
ſich gefliſſentlich ſelbſt, um andere Leute deſto beſſer täuſchen zu können. Vor 
ſechzig Jahren bekämpften die Bright und Cobden die engliſchen Kornzölle, an⸗ 
geblich, um die Lebenshaltung der Arbeiter zu erhöhen, und tatſächlich, um die 
Produktivkräfte der bürgerlichen Geſellſchaft ſchneller zu entfalten. Heute werden 
die deutſchen Arbeiter wegen ihres Widerſtandes gegen höhere Kornzölle von 
den Barth und Sonnemann bekämpft, angeblich weil ſich in dieſem Widerſtand 
ein proletariſches Sonderintereſſe verkörpert, während er tatſächlich eine reak— 
tionäre Verkrüppelung der geſellſchaftlichen Produktivkräfte verhindern ſoll. 
Man muß geſtehen, daß die deutſche Bourgeoiſie in dieſem Vexierſpiegel aus⸗ 
nehmend ſchön erſcheint. 

Wenn nun aber ihr Scheingrund gegen die ſozialdemokratiſche Taktik ver⸗ 
hältnismäßig rationell iſt, ſo entbehrt ihr wirklicher Grund jeder Ration, jeder 
Vernunft. Er beſteht nämlich in der Tatſache, daß, um mit der „Frankfurter 
Zeitung“ zu ſprechen, „der Antrag Kardorff einſtweilen geltendes Recht von 
ſehr bedenklicher und gefährlicher Natur iſt“. Wir brauchen unſern Leſern 
nicht ausführlich darzulegen, wie der Antrag Kardorff „geltendes Recht“ ge⸗ 
worden iſt: mit Gewalt und Lug und Trug, mit ſchnödeſter Niedertretung des 
parlamentariſchen Rechtes. Man ſollte denken, daß der bloße Name des An⸗ 
trags Kardorff genügen müßte, um in jedem Liberalen oder nun gar Demo⸗ 
kraten den zornigen Entſchluß zu reifen, mit aller Kraft dieſem „geltenden 
Rechte“, das heißt dieſem formell wie materiell gleich hinfälligen Unrecht, das 
Meſſer an die Kehle zu ſetzen, zumal da wirklich nur ein beſcheidener Aufwand 
don Heldenmut dazu gehören würde. Der Antrag Kardorff iſt ein Popanz, 
dor dem ſeinen eigenen Urhebern graut, und mit dem zu regieren ſich ſelbſt 
ein Bülow und Poſadowsky nicht getrauen. Nur die Bourgeoiſie empfindet 
Schauer und Ehrfurcht vor dieſem „geltenden Recht“, indem ſie den Arbeitern 
agt: Was euch der Antrag Kardorff nimmt, das laßt euch ruhig genommen 
ein, dagegen helft mir, damit ich im Intereſſe meines Profits das „geltende 
Recht“ ein wenig revidiere. 

Wir haben ſchon vor acht Tagen auf die unheimliche Ahnlichkeit dieſer 
Situation mit der Situation des preußiſchen Verfaſſungskonflikts hingewieſen. 
Vie heute die „Frankfurter Zeitung“, fo erklärte damals Herr von Unruh im 
amen der Bourgeoiſie: Ja, das Dreiklaſſenwahlſyſtem iſt freilich mit Gewalt 
ind Lug und Trug oktroyiert worden, aber nachdem es Seine Majeſtät be⸗ 
chworen hat, iſt es geltendes Recht, und ihr Arbeiter habt euch darein zu 
inden, dagegen müßt ihr uns helfen, das geltende Recht ſo zurecht zu ſtutzen, 
aß wir Bourgeois dabei halbwegs zu unſerem Profit kommen. Wie damals 
ie Bourgeoiſie ſchrie: Eine bürgerliche Verfaſſung um jeden Preis, mögen 
abei auch die der Arbeiterklaſſe geraubten Rechte für immer im Abgrund ver— 
ppwinden, ſo ſchreit fie heute: Handelsverträge um jeden Preis, möge dabei 
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auch die Erhöhung der Lebenshaltung, die fich die Arbeiterklaſſe in jahrzehnte⸗ 
langem Ringen erkämpft hat, ein⸗ für allemal kaſſiert werden. Allein ſo wenig 
wie die deutſchen Arbeiter vor vierzig Jahren auf ſo verräteriſche Rufe ge⸗ 
hört haben, ſo wenig werden ſie es heute tun. 

Vor dem Popanze des Antrags Kardorff brauchen ſie ſich nicht zu fürchten, 
denn die Kunſt, mit dieſem Antrag zu regieren, ſoll noch erſt erfunden werden, 
Soweit er eine wirkliche Gefahr werden kann, wird er es allein durch die 
Mutloſigkeit der Bourgeoiſie, die ſchon kapituliert, ehe der Kampf begonnen 
hat. Fügte ſich das Proletariat dieſer Mutlosigkeit, nähme es auch die Parole 
auf: Handelsverträge um jeden Preis, ſelbſt um den Preis der Minimalzöllel, 
fo lüde es von vornherein freiwillig auf ſich, was ihm im ſchlimmſten Falle 
bei Fortſetzung feines Kampfes zuſtoßen kann. Es wäre eine ſo ſchmähliche 
Kapitulation vor der Schlacht, wie ſie zwar in der Geſchichte des deutſchen 
Liberalismus unzähligemale, in der Geſchichte der Sozialdemokratie aber noch 
nie zu verzeichnen geweſen iſt. Man kann nicht einmal von dem Verhandeln 
des Erſtgeburtsrechtes um ein Linſengericht reden, denn wer bildet ſich ein, 
daß die Bourgeoiſie auch nur noch den kleinen Finger für die Intereſſen der 
Arbeiterklaſſe rühren würde, wenn dieſe Klaſſe ſich von vornherein bereit er⸗ 
klärte, auf ihre Intereſſen zu gunſten des Kapitalprofits zu verzichten? Es 
handelt ſich vielmehr darum, ob das Proletariat, aus eingebildeter Angſt vor 
der Geſpenſtermalerei der Bourgeoiſie, ein kaudiniſches Joch paſſieren oder 
ſeinen gerechten Kampf fortſetzen will, auf die Gefahr hin, durch den Verrat 
der Bourgeoiſie in der Tat das zu verlieren, was es jetzt auf ihr Verlangen 
freiwillig preisgeben ſoll. In jenem Falle würde es ſeine politiſche Ehre wie 
ſeine politiſche Zukunft mit opfern, in dieſem Falle aber beide gerettet haben. 

Im übrigen iſt die Fortſetzung des Kampfes trotz des „geltenden Rechtes“ 
keineswegs ausſichtslos. Innerhalb zweier Wochen werden an die drei Mil⸗ 
lionen ſozialdemokratiſche Wahlſtimmen abgegeben worden ſein, und ſie fallen 


ſchwer genug in die Wagſchale, um manchen Popanz in die Höhe zu ſchnellen, 
Kniffen und Pfiffen, im Ausbeugen und Ausweichen verzettelt, ſondern mit 
geſchloſſener Kraft auf ein Ziel richtet, das die hiſtoriſche Entwicklung ge 
bieteriſch erheiſcht, widerſteht auf die Dauer keine Macht der Welt. Er wächst 
um ſo kräftiger empor, je eigenſinniger und törichter der Widerſtand iſt, auf 
den er trifft. f 5 

Die Bourgeoiſie ſcheint des ſonderbaren Glaubens zu leben, daß die Arbeiter: 


klaſſe darum kämpft, unter möglichft erträglichen oder richtiger: unter möglichſt 
wenig unerträglichen Bedingungen ausgebeutet zu werden. Allein darin irrt fie 


Die Arbeiterklaſſe kämpft darum, ſich von aller Ausbeutung zu befreien, und 
deshalb kann ſie, wie Genoſſe Singer treffend geſagt hat, keinem Handels 
vertrag zuſtimmen, durch den die Lebenshaltung, ſowie Arbeitsgelegenheit fin 
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der britiſche Zollverein. 


Don . Beer. 
Das Werden des Zollvereins. 

Die ſeit zwanzig Jahren beſprochene Frage eines britiſchen Zollvereins iſt 
von Mr. Joſef Chamberlain in ſeiner Birminghamer Rede vom 15. Mai 1903 
für ſpruchreif erklärt worden. Die Erklärung wirkte zündend. Die weiteſten 
Kreiſe des britiſchen Volkes bemächtigten ſich ihrer, als ob ſie nur auf eine 
ſolche Ausſprache gewartet hätten. Die Debatte wird leidenſchaftlich; Frei⸗ 
händler und Zollvereinler rüſten ſich zu einem Kampfe, der den politiſchen 
Gang Englands in den nächſten Monaten, vielleicht Jahren, tief beeinfluſſen 
wird. Den unmittelbaren Anſtoß zu dieſem Ereignis gab der deutſch⸗kanadiſche 
Zollkrieg, der trotz ſeiner Geringfügigkeit weitreichende Folgen haben kann. 
Eine unparteiiſche Darſtellung dieſes Zollkriegs gibt es nicht und kann es viel⸗ 
leicht nicht geben, da Deutſchland mit gewordenen Tatſachen und England mit 
werdenden Tatſachen rechnet. Seine Geſchichte läßt ſich indes kurz wie folgt 
darſtellen. Im Jahre 1897 gewährte Kanada dem Mutterland einen Vorzugs⸗ 
tarif. Von allen Staaten, die mit Kanada handeln, hat nur Deutſchland an 
dieſer imperialen Tarifneuerung Anſtoß genommen, obwohl ſein kanadiſcher 
Handel eingeſtandenermaßen gar nicht gelitten hat. Die deutſche Regierung 
belegte die kanadiſche Einfuhr mit den autonomen Zollſätzen, und ein Zoll⸗ 
krieg entſtand. In Deutſchland ſcheint man allgemein der Anſicht zu ſein, daß 
die Regierung korrekt gehandelt habe. Dagegen erklärt die kanadiſche Regie⸗ 
tung, Deutſchland könne vernünftigerweiſe nicht dieſelbe Behandlung wie Eng- 
land erwarten; was würde man zum Beiſpiel in Deutſchland ſagen, wenn 
Kanada dieſelben Handelsvorteile verlangte, die Preußen an Bayern gewährt? 
Die kanadiſche Regierung ſei bereit, den deutſchen Waren dieſelben Vorteile zu 
gewähren, die allen nichtbritiſchen Waren gewährt werden. Deutſchland aber 
denehme ſich jo, als hätte es ein Recht, die Handelsbeziehungen zwiſchen Eng⸗ 
and und ſeinen Kolonien zu diktieren. In England iſt die ganze öffentliche 
Meinung auf ſeiten Kanadas; man ſieht im deutſchen Vorgehen eine Warnung 
am die britiſchen Kolonien, dem Mutterland keine Vorzugszölle zu gewähren, 
vas gleichbedeutend ſei mit einem Angriff auf die imperialen Beſtrebungen des 
hritiſchen Reiches. Aus dem unbedeutenden Zollkrieg — die deutſche Einfuhr 
ach Kanada beträgt nur 6 bis 7 Millionen Dollars jährlich — wird ein 
deutſch⸗britiſcher Konflikt, der den preußiſch⸗franzöſiſchen Konflikten vor 1870 
ihnlich iſt. Deutſchland iſt gegenwärtig fo eiferſüchtig auf. die britiſchen Ein⸗ 
geitsbeſtrebungen, wie Frankreich es auf die innerdeutſchen Vorgänge vor 1870 
var. Nur iſt die weltpolitiſche Lage eine andere. Würde ſich England friedlich 
nit Rußland auseinanderſetzen können, ſo wäre auf einen deutſch⸗engliſchen 
Seekrieg mit aller Sicherheit zu rechnen. Solange ſich aber die beiden aſia⸗ 
iſchen Großmächte feindlich gegenüberſtehen, hat Deutſchland freie Hand. Die 
ganze auswärtige Politik Englands wird von dem politiſchen Gegenſatz zu Ruß⸗ 
and und dem wirtſchaftlichen Gegenſatz zu Deutſchland beeinflußt. Und da 
s England nicht gelingt, einen dieſer Gegenſätze zu beſeitigen, fo iſt ſeine 
Zolitik großen Schwankungen unterworfen. Sie pendelt ſeit Jahren zwiſchen 
Rußland und Deutſchland. Gelänge es der britiſchen Politik, Frankreich an 
ich zu ketten, ſo könnte ſie Deutſchland in Schach halten. Es wird vielleicht 
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noch zu einem feſten engliſch⸗franzöſiſchen Einverſtändnis kommen, denn der 
maritime Aufſchwung Deutſchlands bereitet den Briten große Sorgen. Der 
deutſch⸗kanadiſche Zollkrieg wird von den britiſchen Imperialiſten mit großem 
Geſchick zur Förderung ihrer Beſtrebungen ausgenutzt. Sie ſagen, England 
könne nicht ruhig zuſehen, wie Kanada für ſein loyales Handeln dem Mutter- 
land gegenüber von Deutſchland bekämpft wird; dann richte ſich der deutſche 
Zollkrieg nicht ſo ſehr gegen Kanada wie gegen das ganze britiſche Reich. 
Darin ſtimmen auch die Freihändler überein. In der „Times“ vom 28. Mai 1903 
ſchreibt Sir Robert Giffen: „Als Freihändler halte ich den kanadiſchen Vor⸗ 
zugstarif für einen Irrtum. Aber irgendwelche Provokation kann ich darin 
nicht erblicken. . .. Die Nation muß den Kampf aufnehmen. Wenn nötig, 
muß die ganze Macht des britiſchen Reiches für Kanadas Recht, das Mutter⸗ 
land beſſer zu behandeln, eintreten. Es iſt eine Impertinenz oder noch 
Schlimmeres, wenn Deutſchland oder irgend eine andere Macht von einer bri⸗ 
tiſchen Kolonie verlangt, nicht nur meiſtbegünſtigt, ſondern auf gleichem Fuße 
mit England behandelt zu werden.“ Dies iſt auch die Meinung M. Chamber⸗ 
lains und der Regierung überhaupt. Aber was kann England zum Schutze 
der Kolonien tun? Durch ſeinen Freihandel ſteht es auf dem Weltmarkt, auf 
dem kommerziellen Kriegsſchauplatz wehrlos da. Hätte England Vorteile zu 
bieten, ſo würden es ſich die fremden Mächte zweimal überlegen, ehe ſie eine 
britiſche Kolonie angriffen. So wie die engliſche Handelspolitik jetzt iſt, haben 
die fremden Handelsmächte vor einer Benachteiligung von ſeiten Englands 
nichts zu befürchten. Deshalb die Impertinenz des Auslandes. * 
Dies iſt die Wirkung des deutſch⸗kandiſchen Zollkriegs auf England. Sie 
ſtärkt die imperialen Tendenzen, die, wie des öftern in dieſer Zeitſchrift dar⸗ 
geſtellt wurde, der geſamten wirtſchaftlichen Lage Englands entſpringen und 
die im Sommer 1902 auf der Londoner Konferenz der kolonialen Premier⸗ 
miniſter in folgender Reſolution Ausdruck fanden: „Da unter den obwaltenden 
Verhältniſſen der Freihandel innerhalb des Reiches unmöglich, wohl aber ein 
Syſtem von Vorzugstarifen wünſchenswert iſt, wobei auch Großbritannien 
Vorteile bieten ſoll, ſo erklären die Premierminiſter, daß ſie bereit ſind, ihren 
Parlamenten folgende Vorzugsbehandlung britiſcher Waren vorzuſchlagen: 
„Kanada: Die Aufrechterhaltung des herrſchenden Vorzugstarifs von 
33 Prozent und einen Vorzug auf eine Liſte ausgewählter Artikel: a) durch 
eine weitere Herabſetzung der Zölle zu gunſten des Vereinigten Königreichs; 
p) durch Heraufſetzung der Zölle auf fremde Waren; c) durch Einführung von 
Zöllen auf fremde, bisher zollfreie Waren. Auſtralien: Vorzugsbehandlung 
wurde bisher weder ihrem Weſen noch ihrem Umfang nach definiert. Neu⸗ 
ſeeland: Allgemeine Vorzugsbehandlung von 10 Prozent auf britiſche Waren, 
im übrigen nach dem Muſter Kanadas. Kapkolonie und Natal: Vorzug 
von 25 Prozent. Die eroberten ſüdafrikaniſchen Kolonien haben ebenfalls be⸗ 
ſchloſſen, der britiſchen Einfuhr einen Vorzug von 25 Prozent zu gewähren.“ 
Eine ſtarke Strömung wirkt auf den politiſchen und wirtſchaftlichen Zu⸗ 
ſammenſchluß des britiſchen Reiches hin. Er kann aber ohne eine Anderung 
der engliſchen Handelspolitik nicht erfolgen. In England gibt es noch immer⸗ 
hin eine ſtarke Freihandelspartei, die teils aus Intereſſe, teils aus Tradition 
und politiſchen Gründen die ſeit fünfzig Jahren geltende Handelspolitik hart⸗ 
näckig verficht. In folgenden Zeilen ſoll der Verſuch gemacht werden, die 
Beweisführung wider und für den Zollverein zuſammenzufaſſen. 4 
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wider den Zollverein. 
Die Freihändler argumentieren: Das Vereinigte Königreich mit ſeinen 
Kolonien: Kanada, Auſtralien, Neuſeeland und Südafrika, die in den Zoll— 
verein einzuſchließen ſind, haben eine weiße Bevölkerung von 54 Millionen. 


— 


Davon wohnen 42 Millionen im Vereinigten Königreich und 12 Millionen in 
den Kolonien. Die weitaus große Mehrheit der Briten wohnt alſo im Ver⸗ 
einigten Königreich. So zum Beiſpiel hat Kanada weniger weiße Einwohner 


als Groß⸗London, Auſtralien weniger als Yorkſhire, Neuſeeland nur um 30000 | 
mehr Einwohner als Glasgow, die Kapkolonie weniger als Liverpool. Es 
wäre deshalb unvernünftig, die Intereſſen der großen Mehrheit und des 


Mittelpunktes der britiſchen Raſſe den Intereſſen der Kolonien, der Minder⸗ 


heit zu opfern. 
Die Opfer wären ſehr bedeutend. Denn nach der Handelsſtatiſtik des 


Jahres 1901 importierte England Rohmaterialien für rund 159 Millionen 
Pfund Sterling: aus fremden Ländern für 110 Millionen, aus den Kolonien 


für 49 Millionen. Gegenwärtig find Rohmaterialien zollfrei. Sie werden des: 


halb auf dem billigſten Markte gekauft und bilden eine der profitabelſten 
Grundlagen der Induſtrie, des größten Arbeitszweigs Englands. Die Induſtrie 
bleibt konkurrenzfähig und hebt den Wohlſtand von 42 Millionen Einwohnern. 
Beim Abſchluß eines Zollvereins werden die aus fremden Ländern eingeführten 

Rohmaterialien mit Zöllen belegt, die Induſtrie verteuert und deshalb in ihrer 


Konkurrenzfähigkeit geſchwächt. 


Die Schwächung wird um ſo empfindlicher ſein, als auch die Nahrungs⸗ 
mittel eine Verteuerung erfahren müßten. Denn an Nahrungsmitteln importierte 
England: g 
| Nahrung und Getränke (zollfrei) . . 162949000 Pfund Sterling 

2 erzolff 47595000 P 
„ 9400000 - 
Zuſammen 219944000 Pfund Sterling 


An zollfreien Nahrungsſtoffen kamen vom Ausland für rund 145 Millionen, 
von den Kolonien für 26 Millionen. Da die Produktion von Nahrungsſtoffen 
in den Kolonien ſehr verſchieden iſt, ſo müßten alle bisher nach England zoll⸗ 
frei eingeführten Nahrungsſtoffe beſteuert werden. Die Einfuhr von zoll— 
freien Nahrungsmitteln beträgt 4 Pfund Sterling pro Kopf der Bevölkerung, 
pro Familie 20 Pfund Sterling. Die Beſteuerung würde die Arbeitermaſſen 
empfindlich treffen, ihren Exiſtenzkampf erſchweren und gewerbliche Streitigkeiten 
erzeugen. | 

Neben der Induſtrie würde auch der Außenhandel leiden. Der engliſche 
Außenhandel beträgt rund 800 Millionen Pfund Sterling, davon 600 Millionen 
mit dem Ausland, nur 200 Millionen mit den engliſchen Beſitzungen: 


Lebende Tiere . 


Einfuhr: 
Aus fremden Ländern . . .. 416904643 Pfund Sterling 
britiſchen Beſitzungen 105405650 - 
Zuſammen 522310293 Pfund Sterling 
Ausfuhr: 
Nach fremden Ländern . 1 Sec 175846220 Pfund Sterling 


britiſchen Beſitzungen . . 104652669 - . 
Zuſammen 280498889 Pfund Sterling 
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England wird gegenwärtig vom ganzen Ausland als meiſtbegünſtigte Nation 

behandelt. Durch die Abſchließung eines britiſchen Zollvereins wird dem eng⸗ 
liſchen Außenhandel die Meiſtbegünſtigung genommen, er wird mit autonomen 
Zöllen belegt, die Ausfuhr wird erſchwert und auf längere Zeit hinaus in Un⸗ 
ſicherheit gebracht werden. 
Gegenüber der Erſchwerung des engliſchen Außenhandels ſteht die Gewiß⸗ 
heit der Zunahme der engliſchen Ausfuhr nach dem Gebiet des Zollvereins. 
Allein die Erfahrung zeigt, daß der Gewinn unbedeutend ſein wird. England 
erhielt von Kanada im Jahre 1897 einen Vorzugstarif. Nichtsdeſtoweniger hat 
die engliſche Einfuhr verhältnismäßig abgenommen. An der Geſamteinfuhr 
nach Kanada waren beteiligt: 


Geſamteinfuhr Prozent Prozent 

Jahr in Millionen von von den 
Dollars England Ver. Staaten 

1890 11l )) 0 ER CE 37 47 
15 952222ü 35 45 
189333;  e 35 48 
1 444 Ve a re DL 34 47 
18955 se re 10 30 52 
189%) eh 30 55 
18977. 26 55 
1899 u ee 25 60 
18999 Lt 24 60 
1900 SE 25 61 
1901 PP! 24 61 


Der Vorzugstarif iſt alſo machtlos gegenüber den natürlichen Vorteilen der 
Vereinigten Staaten. Der wirtſchaftliche Gewinn Englands vom Zollvereir 
kann im beſten Falle ein minimaler ſein. 

Dagegen birgt der wirtſchaftliche Zuſammenſchluß Englands mit den freier 
Kolonien bedeutende Gefahren in ſich. Die Kolonien ſind ſchutzzöllneriſch, de 
ſie ihre Induſtrien entwickeln wollen. Denn wäre es ihr Beſtreben, Ackerbau 
ſtaaten zu bleiben, ſo müßten ſie freihändleriſch ſein. England führt aber faf 
nur Induſtriewaren aus und kann infolge feiner großen Vorteile die kolonialen 
Erzeugniſſe unterbieten. Erhält England freieren Zugang zu den kolonialen 
Märkten, ſo wird es die kolonialen Induſtrien hemmen und ſich dadurch di 
Feindſchaft der induſtriellen Klaſſe der Kolonien zuziehen. Es werden Reibunge 
entſtehen, die nicht nur zur Sprengung des Zollvereins, ſondern auch zu eine 
Loslöſung der Kolonien vom Mutterland führen könnten. Unter den gegen 
wärtigen Verhältniſſen ſind die Kolonien loyal, da das Mutterland auf jede 
Zwang und jeden wirtſchaftlichen Vorteil verzichtet. Schon vom imperialiſtiſche 
Standpunkt aus iſt deshalb der Zollverein nicht wünſchenswert. 

Und ebenſowenig vom Standpunkt der auswärtigen Politik. England regier 
über ein Viertel der Menſchheit. Es beherrſcht eine ganze Anzahl der wichtigſte 
Seeſtraßen und maritimen Stützpunkte der Welt. Dieſe gewaltige Macht en 
weckt die Eiferſucht der Völker. Allein England erkauft ſich den Frieden dure 
die Gleichheit der wirtſchaftlichen Bedingungen, die es allen Mächten biete 
Der Freihandel bedeutet den Frieden und der Schutzzoll den Krieg. Entwede 
Colbert oder Cobden. Der Zollverein bietet dem engliſchen Volke weder Di 
wirtſchaftlichen noch die militäriſchen Kräfte, um einer Koalition der europäiſche 
Großmächte erfolgreich begegnen zu können. — | 
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So etwa lauten die Argumente der Gegner des Zollvereins, wie ſie in den 
etzten Jahren bei verſchiedenen Anläſſen laut wurden. Nichtsdeſtoweniger hat 
ich die Idee des Zollvereins die Billigung weiter und einflußreicher Kreiſe 
rworben. 
| für den Zollverein. 
Die Beweisführung der Zollvereinler wurde vom Premierminiſter Mr. Balfour 
md vom Kolonialſekretär Mr. Chamberlain in der Parlamentsdebatte vom 
8. Mai gegeben. Klar gefaßt, lautet ſie etwa folgendermaßen: 
Der Freihandel hat alle Vorzüge, die man ihm nachſagt. Nur muß er 
(gemeine Anwendung finden. Richard Cobden hat im Jahre 1844 eine all⸗ 
ſemeine Einführung des Freihandels in Ausſicht geſtellt: dieſe Vorausſage iſt 
ıber nicht eingetroffen. Iſt der Freihandel nur eine Ausnahme, jo müſſen 
eine Vorzüge ausbleiben. Die Waren werden nicht zu ihren „natürlichen“ 
‚Breifen ausgetauſcht und die Völker entwickeln ſich nicht kosmopolitiſch, ſondern 
tationalpolitiich. 
Seit 1846 ift ein großer Wandel in der Weltwirtſchaft eingetreten. Die 
Freihändler jener Zeit kämpften gegen den künſtlichen Schutz der Produktion. 
deute handelt es ſich gar nicht mehr um den Schutz der Produktion, ſondern 
im den Schutz der Märkte. Die heutige Handelspolitik iſt von dem Beſtreben 
eleitet, jedes Reich zu einem ſich ſelbſt genügenden Organismus zu machen, 
Im die Unabhängigkeit vom Ausland zu verſchaffen. 
Die Produktivkraft der modernen Reiche iſt enorm. Jeder wirtſchaftliche 
lufſchwung bringt eine faſt unermeßliche Entfaltung der Produktivkräfte zu⸗ 
age, die bedeutende Warenüberſchüſſe erzeugen. Sie ſuchen nach Abfluß, aber 
ie Märkte des Auslandes ſind durch hohe Zollſchranken geſchützt. Dagegen 
ind die Märkte Englands und ſeiner überſeeiſchen Protektorate, Kronkolonien 
md der indiſchen Beſitzungen offen. Die fremden Warenüberſchüſſe ſtrömen 
laturgemäß nach britiſchen Gebieten. England wird zum Sammelbecken aller 
nduſtriellen Überreſte der fremden Handelsmächte. Die engliſche Induſtrie 
bird unterboten und niederkonkurriert, da das Ausland geſchützte heimiſche 
Märkte hat und ſich an deren hohen Preiſen ſchadlos halten kann. Englands 
daſein hängt von ſeiner Induſtrie ab; wird ſie unterboten, ſo muß England 
ſchließlich fallen. Es kann ſeine Nahrungsmittelzufuhr — 5 Pfund Sterling 
ro Kopf der Bevölkerung, 25 Pfund Sterling pro Familie — nur mit dem 
nduſtriellen Export zahlen. Aber dieſer Export wird dem engliſchen Volke 
mmer ſchwieriger gemacht. In feiner oben erwähnten Rede ſagte Balfour: 
England hat einem Zuſtand der Dinge entgegenzuſehen, bei dem mehr und 
nehr eine Mauer feindlicher Tarife gegen es errichtet ſein wird; die fremden 
Kationen handhaben den Tarif zum Nachteil Englands. Die ungeheuere Menge 
von Nahrungsmitteln und Rohſtoffen, die England einführt, können nur durch 
ie induſtrielle Ausfuhr bezahlt werden. Aber die Ausfuhr wird den Eng- 
ändern erſchwert. Dieſer Prozeß wäre ſichtbarer, wenn England nicht ein 
ewaltiges Anlagekapital im Auslande beſäße, mit dem es einen Teil der 
ſtahrungszufuhr bezahlt. Einſt waren die Vereinigten Staaten von Amerika 
unſer größter Schuldner; jetzt beginnt ſich eine ganz entgegengeſetzte Tendenz 
zu zeigen: England wird zum Schuldner der Vereinigten Staaten.. .. Allen 
ieſen Angriffen ſteht England wehrlos gegenüber, da es dem Ausland nichts 
zu bieten hat.“ Handel iſt Krieg und nicht Friede. Und zum Kriege ſind 
Waffen nötig. 


mie 
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Die Freihändler weiſen auf die Wichtigkeit der heimiſchen Bevölkerung un 
auf die Geringfügigkeit der kolonialen Bevölkerung hin; ſie legen Gewicht au 
die Größe des Handels mit dem Ausland und auf die geringen Handelsbeziel 
ungen mit den Kolonien. Wie ſich dieſe Beziehungen in Wirklichkeit geſtalter 
zeigt folgende Statiſtik des engliſchen Exportes nach Deutſchland, Rußland un 
den Vereinigten Staaten einerſeits und nach den freien britiſchen Kolonie 
andererſeits: 

Engliſche Ausfuhr im Jahre 1901 
Nach Deutſchland . .. 23,6 Millionen Pfund e 
Rußland ⸗ ⸗ 
den Vereinigten Staaten 18,4 ⸗ - - 
Zuſammen 50,7 Millionen Pfund Sterling 


Engliſche Ausfuhr im Jahre 1901 
Nach Kanada . .. 8,1 Millionen Pfund Sterling 
„ Auſtrali n 2152 : = 
Neuſeeland . >56 - e 5 
„der Kapfolonie, Natal l - . 
Zuſammen 52,2 Millionen Pfund Sterling 


Die erſte Gruppe hat eine Geſamtbevölkerung von 249 Millionen, di 
andere Gruppe eine Bevölkerung von kaum 12 Millionen. Die koloniale Be 
völkerung wird wachſen, jedenfalls hat ſie viel mehr Raum zur Ausdehnung 
als die Bevölkerung der erſten Gruppe. 

Es iſt kein Grund zur Beſorgnis vorhanden, daß der Zollverein kolonial 
Zwiſtigkeiten hervorrufen würde. Der Tarif wird den freien Kolonien nich 
aufgezwungen werden. Er wird das Ergebnis gegenſeitiger Beratungen un 
parlamentariſcher Beſchlüſſe fein. Angelſächſiſche Gemeinweſen find an Majoritatz 
regierungen gewöhnt und unterwerfen ſich ihnen. Der ſeit 1897 beſtehend 
Vorzugstarif Kanadas hat zu keinen Mißverſtändniſſen oder Reibungen Anla 
gegeben. Die freien britiſchen Kolonien ſandten ihre beſten Söhne nach de 
ſüdafrikaniſchen Schlachtfeldern und gaben damit den beſten Beweis ihre 
ee ſich enger an das Mutterland anzuſchließen. 

Die Freihändler befürchten, der Zollverein würde durch die Verteuerum 
der Nahrungsmittel die Unzufriedenheit der Arbeiterklaſſe hervorrufen und z 
gewerblichen Konflikten den Anlaß geben. Dazu bemerkte Mr. Chamberlai 
in ſeiner oben erwähnten Rede: „Der Zollverein muß zu einem Nahrung 
mittelzoll führen. (Ironiſcher Beifall links.) Ich bin bereit, mich über dieſe 
Vorſchlag mit jedem Arbeiter zu unterhalten. Ich werde in Arbeiterverjamm 
lungen unumwunden ausſprechen, daß ich die Nahrungsmittel beſteuern wil 
Ich werde den Arbeitern eine Rechnung vorlegen, um wieviel ihre Ausgabe 
für Nahrung ſich höher ſtellen würden. Und ich werde ihnen auch jagen, ur 
wieviel ihre Löhne heraufgeſetzt werden müßten. . .. Angenommen, das Parle 
ment ſtimmt meinem Vorſchlag zu; die Nahrungsmitteleinfuhr wird verzol 
und wir haben bedeutende Revenuen. Für die normalen Ausgaben des Lande 
brauchen wir dieſe Revenuen gar nicht. Was ſoll alſo mit ihnen geſchehen 
Vorerſt die Frage: Wer bringt derartige Revenuen auf? Man rechnet ge 


Dieſe Ausfuhrziffer iſt infolge des ſüdafrikaniſchen Krieges um einige Million 
zu hoch. 
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wöhnlich, daß drei Viertel derſelben von der Arbeiterklaſſe aufgebracht werden. 
Es wird demgemäß nicht mehr als recht ſein, ihr dieſe Summe zurückzugeben. 
Ich würde aber auch das letzte Viertel den Arbeitern zukommen laſſen. Wir 
brauchen ſoziale Reformen, vor allem Alterspenſionen. Die Einnahmen aus 
den Nahrungsmittelzöllen müßten bis zum letzten Pfennig zum Nutzen der 
Arbeiterklaſſe verwendet werden.“ Der Zollverein, meinte Chamberlain, könne 
vielmehr zur Beruhigung der Arbeiter führen. Er machte gegenüber einem 
ſeiner Freunde — Dr. Dale in Birmingham — noch eine bezeichnende Er— 
klärung: „Der Sozialismus muß kommen, und es iſt meine Aufgabe, ſeinen 
Vormarſch möglichſt aufzuhalten“ (Londoner „Clarion“, 29. Mai 1903). Dies 
it auch das Teſtament von Cecil Rhodes.“ 

Schließlich meinen die Freihändler, eine Anderung der engliſchen Zollpolitik 
würde zu auswärtigen Verwicklungen führen. Dieſe Behauptung wird durch 
die Erfahrung widerlegt. Kein Staat wurde angegriffen, als er ſeine Handel3- 
politik änderte. Dann wird England trotz ſeines Freihandels bedroht. Nicht 
die Handelspolitik, ſondern die Flotte ſchützt es. England wird von den Mächten 
gezwungen, ununterbrochen zu rüſten. Seine Verteidigungsausgaben wachſen, 
da die Mächte jede Gelegenheit wahrnehmen, England zu ſchwächen. Die eng⸗ 
liſche Flotte war früher auf eine feindliche Kombination von zwei Seemächten 


1 Die Arbeiter Englands werden ſich durch die Lockſpeiſe der Alterspenſionen hoffentlich 


nicht ködern laſſen. Eine Regierung verwendet die Gelder, über die ſie verfügt, ſtets im 
Intereſſe der herrſchenden Klaſſen. In England wachſen die Koſten des Militarismus und 
Marinismus, wie Chamberlain ſelbſt in ſeiner Rede weiter unten konſtatierte, und wächſt 
die Abneigung der Bourgeoifie gegen eine Erhöhung der Einkommenſteuer. Hat man erſt 
einmal die Einnahmen aus den Lebensmittelzöllen, dann werden ſich ſo viele unvorhergeſehene, 
dringende Verwendungen dafür finden, daß für die Alterspenſionen kaum etwas, ſicher nicht 
drei Viertel der Zolleinnahmen, übrig bleiben. Aber ſelbſt wenn ihnen die Geſamteinnahmen 
aus den Lebensmittelzöllen zuflöſſen, wären die Arbeiter betrogen. Nicht nur die importierten 
Lebensmittel, ſondern auch die im Lande ſelbſt produzierten würden im Preiſe ſteigen und 
um dieſen Betrag die Grundrente wachſen, entweder auf Koſten des Profits oder des 
Arbeitslohns. Werden die Herren Balfour und Chamberlain die Profite beſchneiden 
wollen? Die heutige Haltung der herrſchenden Klaſſen gegenüber den Gewerkſchaften ſpricht 
nicht dafür. In Wirklichkeit entſpringt das heutige Schutzzollſyſtem dem Beſtreben, nicht 
bloß die Grundrente, ſondern auch den Profit zu heben auf Koſten der Arbeiter- 
klaſſe. Die Zölle auf Lebensmittel gehen Hand in Hand mit Induſtriezöllen, die es den 
großen induſtriellen Unternehmungen ermöglichen, ſich zu Verbänden zuſammenzuſchließen, die 
den inneren Markt monopoliſieren und auf dem äußeren Markte mit größerer Kraft aufs 
‚weten als die vereinzelten Unternehmer. Auch in England werden die Lebensmittelzölle nicht 
Hurchzuſetzen ſein ohne gleichzeitige Induſtriezölle, die den induſtriellen Profit ebenſo heben, 
vie jene die Grundrente. Die Koſten hat dann der dritte Teilhaber am Nationalprodukt zu 
tragen, der Arbeiter. 

Das moderne Schutzzollſyſtem iſt alſo, trotz der arbeiterfreundlichen Sirenengeſänge, die 
jeute bei jedem politiſchen Streben zum guten Tone gehören, durch und durch arbeiter— 
eindlich, und es wäre ein bedenklicher Fehler der engliſchen Arbeiter, wollten fie aus Ab- 
wigung gegen das alte Mancheſtertum in die Falle des Herrn Chamberlain gehen. Der 
Freihandel hat heute einen ganz anderen Charakter als vor fünfzig Jahren. Als Mittel, 
en Profit zu heben, ift der Freihandel freilich veraltet. Aber umſomehr iſt er zu verteidigen 
om proletariſchen Standpunkt aus, von einer Partei, die noch eine andere Wirtſchaftsweiſe 
ür möglich, ja für notwendig hält als die Profitwirtſchaft. 

Da die engliſchen Argumente im jetzigen Wahlkampf noch eine Rolle ſpielen können, 
chien es uns notwendig, das zu bemerken. Die Redaktion. 
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berechnet, jetzt muß fie auf eine Kombination von drei Seemächten gefaßt ſein. 
Die Schadenfreude des Auslandes über die britiſchen Niederlagen in Südafrika 
legt England auch die Pflicht auf, eine Armeereform vorzunehmen. Der Frei: 
handel hat zur weltpolitiſchen Sicherheit Englands nichts beigetragen. — 

Dies ſind die Argumente für und wider den Zollverein. Sie zeigen das 
Werden des neuen Britanniens. Der kecke Verſuch eines klugen und reichen 
Volkes, die menſchliche Geſchichte auf der Höhe des Liberalismus zum Still⸗ 
ſtand zu bringen, ſcheint definitiv geſcheitert zu ſein. Eine Anſicht nach der 
anderen wird der Überprüfung unterzogen. „Alles wird jetzt bei uns in den 
Schmelztiegel geworfen“, klagte vor wenigen Tagen ein engliſcher Politiker. 
Welche Hauptgeſtalten aus dieſem großen Umformungsprozeß hervorgehen 
werden, iſt nicht ſchwer zu ſagen. Sie wurden in dieſen Blättern des öfteren 
angekündigt als Imperialismus und Sozialismus. 


SNN erer 


dit lage des Gaſtwirtgewerbes. 
6 Von Paul Zange. 


A 

Den Gaſtwirten macht mancherlei das Leben ſchwer. Zunächſt werden fie 
bedrückt durch die vielen indirekten Steuern und Abgaben. Abgeſehen davon, 
daß die Wirte oft über die kommunale Bierbeſteuerung zu klagen haben, müſſen 
ſie an vielen Orten noch beſondere Gemeindeabgaben entrichten, jo zum Beiſpiel 
in Kirchberg jährlich 60 bis 90 Mark Schankkanon, in Zittau jährlich 93 Marl 
Konzeſſionsabgabe. Dann kommen noch die Vergnügungsſteuern; für jedes 
Konzert oder Tanzvergnügen, jeden Kommers u. ſ. w. muß der Wirt joundjo: 
viel an die Gemeindekaſſe zahlen. In den Großſtädten drückt ferner die enorm 
geſtiegene Lokalmiete oder die Verzinſung des Grundſtücks. Noch eine Eigen 
heit ihres Gewerbes macht den Wirten Kummer; für ſie exiſtiert bezüglich dez 
weiblichen Küchenperſonals ganz wie für die Agrarier eine Leutenot. Die über 
mäßige Ausbeutung, überlange Arbeitszeit und außerordentliche Anſtrengung 
treibt die Arbeitskräfte aus den Wirtshausküchen. 

Dazu kommen nun noch die Polizeihudeleien! In der Reichstagsſitzung 
vom 23. November 1899 erfolgte die Beratung des Antrags der ſozialdemo 
kratiſchen Fraktion, dem § 33 der Gewerbeordnung, der von der Konzeſſions 
pflicht bei Betrieb von Gaſt⸗ und 1 handelt, folgenden Zuſat 
zu geben: 

„Gaſt⸗ oder Schankwirte, die an einem und demſelben Orte ihr Gewerbe 
betreiben, dürfen in bezug auf die Veranſtaltung von öffentlichen Luſtbarkeiter 
(Tanzvergnügen) nicht ungleich behandelt werden. 

„Wird für den Betrieb des Gaſt⸗ und Schankgewerbes eine Polizeiſtund 
feſtgeſetzt, jo muß ſie für ſämtliche Gaft- und Schankwirtſchaften desſelben Orte: 
die gleiche ſein.“ 

Pfannkuch führte bei der Begründung des Antrags aus, es ſei eine offen 
kundige Tatſache, daß von der Polizei den Gaſtwirten gegenüber ganz ver 
ſchieden verfahren werde, je nach der Partei, der ſie angehören. Ein Gaſt 
wirt, der feinen Saal zu ſozialdemokratiſchen Verſammlungen hergebe, werd 
ſowohl in bezug auf die Erlaubnis zur Veranſtaltung von Tanzvergnügen als 
auch in bezug auf die Handhabung der Polizeiſtunde viel härter behandelt mir 
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andere Wirte, die ſich nicht politiſch unliebſam gemacht haben. Daß durch 
ſolche Maßregeln auch das Verſammlungsrecht der Arbeiter beeinträchtigt wird, 
bedürfe keines Beweiſes. Bebel wies darauf hin, daß auch der GSechsund- 
zwanzigſte deutſche Gaſtwirtstag zu Dresden einheitliche Beſtimmungen für das 
Schankwirtsgewerbe verlangt habe. Eine Schmach und Schande ſei es dort 
genannt worden, daß die Gaſtwirte der Willkür jedes beliebigen Boliziften 
gegenüber ſchutzlos ſeien. 

Dazu kommt, daß die „Gleichheit vor dem Geſetz“ es geſtattet, daß Behörden 
ihren Beamten und die Militärbehörden den Soldaten den Beſuch der den 
Arbeitern zur Verfügung ſtehenden Lokale unterſagen, während die Arbeiter, 
die zum Boykott beſtimmter Lokale auffordern, nicht lange auf ihre Beſtrafung 
wegen Verrufserklärung zu warten brauchen. 


Mehr aber noch als die drückenden Steuerlaſten und die behördlichen 1 
Schikanen fürchten die Wirte das ſtetige Vordringen des Großkapitalismus in F 
ihrem Gewerbe. Das Aktienkapital der Großbrauereien übt einen wahrhaft 


revolutionierenden Einfluß auf das Gaſtwirtgewerbe aus. Durch die Gewährung 
von Darlehen macht die Großbrauerei den Wirt von ſich abhängig, ja ſie löſt 
ihn von ſeinem Beſitztum los, in anderen Fällen tritt ſie bei Verpachtungen 
von Lokalen mit ihm in Wettbewerb — all das, um ſich ein dauerndes Abſatz— 
gebiet zu ſichern. Die „Rheiniſch⸗weſtfäliſche Wirte⸗Zeitung“ ſchrieb über die 
Entwicklung der Verhältniſſe folgendes: 

„Die Herſtellung des Bieres richtete ſich früher nach dem Bedarf; der 
Brauer lieferte an den Wirt, der zu dieſer Zeit faſt ausnahmslos noch eine 
ſelbſtändige Stellung einnahm. Eine Überproduktion war niemals vorhanden. 
Wie iſt alles dies nun anders geworden, ſeitdem die Jagd nach dem goldenen 
Kalb die Kapitalkraft auch auf das Brauergewerbe gehetzt hat. Großbrauereien 
um Großbrauereien ſchoſſen aus der Erde; es wurde nicht darnach gefragt: iſt 
eine ſolche in dieſer Gegend, an dieſem Platze nötig? Sie wurde errichtet, 
luſtig darauf losgebraut und den engagierten kaufmänniſchen Kräften, ſo⸗ 
genannten Bieragenten u. ſ. w., die Sorge für den Abſatz aufgeladen. Zu 
welchen Mitteln dieſe Acquiſiteure bis heute gegriffen haben, um die ins Fabel⸗ 
hafte geſteigerte Produktion an den Markt zu bringen, davon weiß ein jeder 
ein Lied zu ſingen, der während dieſer Zeit im Wirtsgewerbe geſtanden hat; 
ſie waren nicht immer die lauterſten. Was ſind nun die Folgen dieſer wilden 
Jagd? In erſter Linie und zu Anfang wurden die kleinen Brauereien davon 
offen; ſie konnten nicht weiter konkurrieren und ſind ſchon zum größten 
Teile von der Bildfläche verſchwunden. In zweiter Linie haben ſich dann die 
Großbrauereien des Wirtſchaftsbetriebs, des Abſatzes direkt an die Konſumenten 
zu bemächtigen geſucht, und leider iſt es ihnen in umfangreicher Weiſe auch 
gelungen. Durch Errichten großer Bierpaläſte und Pachtung oder Erwerbung 
Mer nur einigermaßen rentablen Bierlokale, ferner durch den Flaſchenbier⸗ 
handel wird der ſelbſtändige Wirt immer mehr zurückgedrängt; an feine Stelle 
ritt das Hausknechtstum des abhängigen Stellvertreterweſens, wo die Herren 
indern können, wie es ihnen beliebt.“ 

Nach einer vom Statiſtiſchen Amte der Stadt Dortmund im Jahre 1899 
zufgenommenen Statiſtik geſtalteten ſich damals die Beſitzverhältniſſe in Sachſen, 


vo die Enteignung der Wirte noch nicht ſoweit vorgeſchritten ſein ſoll als 


un anderen Gegenden Deutſchlands, folgendermaßen: In Freiberg gehörten 
2 Wirtſchaften Brauereien, 4 wurden von ihnen gepachtet; 90 Wirte von 115 


1 


Di - | 1 1 
. » 1 


302 Die Neue Zeit. 


wurden als unabhängig betrachtet. Pirna hatte angegeben, daß von 61 Wirten 
11 vollkommen unabhängig ſeien. Zwickau erklärte, daß die größere Hälfte 
der Wirte unabhängig ſei. Bautzen und Annaberg hielten faſt alle Wirte für 
unabhängig, Meerane „kaum mehr als 10“ von 83. In Plauen waren 
56 Wirtſchaften im Beſitz der Brauereien und 26 von ihnen gepachtet; von 
184 Wirten waren 50 unabhängig. Leipzig hatte die Frage nicht beantwortet, 
aber für den mit den Verhältniſſen Vertrauten gibt es keinen Zweifel, daß hier 
der Prozentſatz der unabhängigen Wirte ſehr niedrig iſt. 

Über die Abhängigkeit der Wirte von den Brauereien ſchrieb zutreffend 
Dr. Bode, der Vorkämpfer der bürgerlichen Mäßigkeitsbewegung: „Der ab: 
hängige Wirt iſt entweder nur Bierzapfer einer Brauerei, der in dieſem Falle 
auch offenkundig die Wirtſchaft gehört, oder er iſt ein leicht entfernbarer Mieter, 
den man ebenſo bequem abſtoßen kann wie einen Tagelöhner, oder er iſt 
nominell Eigentümer des Hauſes, hat aber ſoviele Schulden darauf, daß er 
dem Hauptgläubiger doch als Diener gegenüberſteht.“ Die „Leipziger Volks, 
zeitung“ veröffentlichte anläßlich des durch Saalverweigerung im Mai dieſes 
Jahres hervorgerufenen Kampfes gegen den Brauereiring folgenden Vertrag; 


Nachdem die Leipziger Bierbrauerei zu Reudnitz Riebeck & Co. Aktiengeſellſchaft 


in Leipzig⸗Reudnitz mir, dem unterzeichneten Gaſthofsbeſitzerr durch Dar⸗ 
lehensgewährung gefällig geweſen iſt, verpflichte ich mich hierdurch, dafür zu ſorgen 
und einzuſtehen, daß in dem auf Blatt... des Grundbuchs von eingetragenen 


Grundſtück von heute ab ſolange, als ich genannter Aktiengeſellſchaft aus Darlehen 
oder ſonſtigen Gründen noch irgend einen Betrag ſchulden werde und mindeſtens 
bis zum 1. Oktober 1910 von mir ſelbſt oder von einer dritten Perſon die Gaſt⸗ und 
Schankwirtſchaft betrieben und in derſelben (neben einem echt bayeriſchen, das vier 
Zehntel Liter enthaltende Glas zum Preiſe von nicht unter 20 Pfennigen abzugebenden 
Exportbiers, welches geführt werden darf, nicht muß) einzig und allein die Biere 
der Leipziger Bierbrauerei zu Reudnitz Riebeck & Co. Aktiengeſellſchaft, insbeſondere 
deren Lagerbier zum Ausſchank und Verkauf bereit gehalten und gebracht werden 
auch verpflichte ich mich, die von der Leipziger Bierbrauerei zu Reudnitz Riebeck & Co 
Aktiengeſellſchaft zum Betrieb dieſer Gaft: und Schankwirtſchaft käuflich geliefert 
werdenden Biere mit den jeweilig kundenüblichen Preiſen zu bezahlen und die Kauf: 
preiſe prompt zu entrichten. 

Sollte ich gegen auch nur eine dieſer Verpflichtungen verſtoßen, ſo mache ich 
mich hierdurch verbindlich, für jeden auch nur in Angriff genommenen Hektolitei 
nicht ausdrücklich geſtatteten und von einer anderen Brauerei als der Leipziger Bier: 
brauerei zu Reudnitz Riebeck & Co. Aktiengeſellſchaft herrührenden Bieres, welchen 
in der bezeichneten Schankwirtſchaft während der oben angegebenen Zeit zum Aus 
ſchank und Verkauf gelangen ſollte, der Leipziger Bierbrauerei zu Reudnitz Riebeck & Co 
Aktiengeſellſchaft 3 Mark, in Worten: Drei Mark, als Vertragsſtrafe zu bezahlen 
auch räume ich der genannten Aktiengeſellſchaft hiermit für denſelben Fall das Recht 
ein, alle ihr etwa an mich zuſtehenden Forderungen ſofort und ohne Kündigung 
geltend zu machen und daneben, ſowie neben der verwirkten Vertragsſtrafe Die 
Aushaltung des gegenwärtigen Vertrags von mir auf deſſen oben feſtgeſetzte 2 
zu beanſpruchen. 


Dieſer Vertrag zeigt ein Abhängigkeitsverhältnis gelinder Form. Horde 
Vertragsbeſtimmungen werden dem Wirte auferlegt, wenn er das Lokal oder 
Inventar oder beides von der Brauerei pachtet. So ſoll zum Beiſpiel der 
Pächter — außer zur Zahlung einer Vertragsſtrafe für den Ausſchank jeden 
Liter anderen Bieres als des der verpachtenden Brauerei — verpflichtet ſein, 
das Lokal binnen 24 Stunden zu räumen, wenn er auch nur einen Liter fremden 
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Zieres verſchänkt. Dieſes Räumungsrecht ſoll dem Verpächter auch dann zu⸗ 
tehen, wenn der Pächter monatlich nicht eine beſtimmte Menge Bier verſchänkt. 
Raumt der Pächter nicht innerhalb der feſtgeſetzten Zeit, jo ſoll ihn für jeden 
rag des Verzugs eine Vertragsſtrafe von beiſpielsweiſe 50 Mark treffen. Der⸗ 
rtige Pachtverträge werden entweder auf beſtimmte oder unbeſtimmte Zeit mit 
albjährlicher Kündigungsfriſt abgeſchloſſen. Den Pächtern wird das Bier nur 
u Preiſen abgegeben, daß für die Brauereien außer der Pacht ein viel höherer 
zrofit herausſpringt als bei Lieferungen an ſelbſtändige Wirte. Dies tft für 
ie Brauereien wieder ein Grund für ein weiteres Aufkaufen der Wirtſchafts⸗ 
okale. In den Großſtädten hat ſich bereits ein Wirteproletariat angeſammelt, 
as ohne Erwerb iſt, die Brauereien nach geeigneten Pachtlokalen überläuft und 
adurch die Pachtbedingungen ungünſtig beeinflußt. Die Pächter müſſen oft 
ut Bedingungen und Bierpreiſen fürlieb nehmen, die ihnen keinen ausreichenden 
zerdienſt ermöglichen. Der Pächter übernimmt vielfach ein Lokal, das in kurzer 
lufeinanderfolge ſchon drei, vier ja fünf ſeiner Kollegen, ohne ihr Auskommen 
a finden, bewirtſchaftet haben, bis er ſieht, daß er ſich nur für die Brauerei 
lagt, ohne dabei einen ausreichenden Verdienſt zu haben. Er gibt das Lokal 
uf und vermehrt wieder die Zahl der erwerbsloſen Wirte. 

Infolge ihrer ſich immer mißlicher geſtaltenden Lage ſind die Wirte in den 
sten Jahren mit mancherlei Wünſchen an die Geſetzgebung, an Reichstag, 
jundesrat, auch an die Landesregierungen und Gemeindebehörden herangetreten. 
eider haben ſie ſich vielfach — beſonders in Mittel⸗ und Süddeutſchland — 
on den Mittelſtandsrettern einfangen laſſen und nach deren Art Forderungen 
eſtellt, die meiſt gar nicht durchführbar find — man leſe nur die Berichte der 
| setitionskommiffion des Reichstags über Gaſtwirtspetitionen — und dem Vor⸗ 
eingen des Brauereigroßkapitals und damit der Verelendung des Wirtsgewerbes 
inen Einhalt tun können. Auch die Gaſtwirte ſind heute in ihrer über: 
den Mehrzahl nichts als Sklaven des Großkapitals. 


das er von Kiſcheneff und die Judenfrage. 1 


Don Karl Rautsky. | N 

Die Redaktion des „Przeglad Socyaldemocratiezny“ (Organ der Sozial- 
mokratie Ruſſiſch⸗Polens und Litauens) fordert mich auf, meine Meinung 
ber das Blutbad von Kiſcheneff auszuſprechen. Es iſt nicht leicht, auf dieſe 
rage eine Antwort zu geben, die über das Selbſtverſtändliche hinausgeht, über 
m ſelbſtverſtändlichen Abſcheu vor den furchtbaren Brutalitäten. Es fällt 
hwer, ruhig und nüchtern nachzudenken über Ereigniſſe, deren bloße Mit- 
lung uns das Blut in den Adern erſtarren läßt und gleichzeitig unſeren 
immigſten Haß gegen die daran Schuldigen anfacht. Es fällt aber auch einem 
ichtruſſen ſchwer, die Eigenart des Judentums wie des Antiſemitismus Ruß⸗ 
nds zu erfaſſen. 

Schon der weſteuropäiſche Antiſemitismus iſt eine recht komplizierte Er⸗ 
heinung. Die Antiſemiten ſelbſt, ſoweit ſie überhaupt über ihr Tun nach⸗ 
ken, was bei ihnen ſelten genug vorkommt, ſtehen auf dem Boden der 
aſſentheorie; ſie ſehen in ihrem Haſſe gegen das Judentum ein Naturgeſetz 
e er Raſſe iſt ihrer Anſicht nach von Natur aus mit Eigenſchaften 
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abt, die jeden Nichtjuden zwingen, ſie zu haſſen und zu verfolgen. No 
myſtiſcher aber iſt die Auffaſſung des liberalen Philoſemitismus, die im Jude 
Haß nur das Produkt eines Volkswahnſinns ſieht. 

Immer mehr breitet ſich dieſen Anſchauungen gegenüber die ſozialiſtiſe 
aus, die in der jetzigen antiſemitiſchen Bewegung ein Stück Klaſſenkampf ſiel 
ein Produkt des Verzweiflungskampfes niedergehender Volksſchichten. Das unte 
gehende Handwerk kämpft gegen Großinduſtrie und Zwiſchenhandel; der klein 
Händler gegen die großen Warenhäuſer; der in Schuldknechtſchaft verſinken 
Bauer gegen den Wucherer und Händler, namentlich den Vieh- und Kor 
händler. Der Niedergang dieſer Schichten treibt aber ihren Nachwuchs imm 
mehr dazu, ſtatt dem väterlichen Beruf einem der Intelligenzberufe ſich z 
zuwenden, jo daß nun die liberalen Berufe immer mehr überfüllt werden. Al 
dieſe Schichten wenden ſich gegen das Judentum, das ihnen als der Nepräjenta: 
des Geld- und Handelskapitals gilt, das aber auch der Intelligenz zahlreie 
und rührige Elemente zuführt. Die Niederſchlagung des Judentums erſchei 
dieſen Schichten als der beſte Weg, ihrer Bedrängnis ein Ende zu machen. 

Dieſe Erklärung des weſteuropäiſchen Antiſemitismus unſerer Zeit dürfte d 
richtige fein; aber ſie reicht nicht aus, denn nun erhebt ſich die Frage, woh 
es kommt, daß gerade die Juden als die auserwählten Vertreter des Geld⸗ u 
Handelskapitals und der Intelligenz erſcheinen. Haben wir es da wirklich m 
einer Eigenart des Judentums zu tun und entſpringt fie ſeinem Raſſencharakten 

Dieſe Eigenart iſt kein Schein, ſondern Wirklichkeit, ob ſie aber dem Charakt 
der jüdiſchen Raſſe entſpringt, könnte man erſt dann entſcheiden, wenn me 
ſicher wüßte, was eine Raſſe eigentlich iſt. Wir brauchen aber gar nicht diese 
Begriff, der keine wirkliche Antwort gibt, ſondern nur neue Fragen aufrol 
Es genügt, die Geſchichte des Judentums zu verfolgen, um über die Urſache 
ſeines Charakters klar zu werden. 

Wir finden die Juden in Paläſtina, als Beſitzer eines Berglandes, de 
von einem gegebenen Moment an nicht mehr ausreichte, feinen Bewohnen 
eine ebenſo behagliche Exiſtenz zu gewähren, wie ſie ihre Nachbarn hatten. 

Ein ſolches Volk greift entweder zum Raub oder zur Auswanderung. D 
Schotten z. B. wählten anfänglich den erſteren, dann den zweiten Ausweg. Na 
mannigfachen Kämpfen gegen ihre Nachbarn betraten auch die Juden den le 
teren. Aber ein Bergland mit ſeinen abgeſchloſſenen Tälern erzeugt eine B 
völkerung, die ſich einem fremden Milieu nicht leicht anpaßt, die in der Frem 
an den ererbten Sitten und Gebräuchen hängt, die ſich dort aber auch nie 
wohl fühlt, ſondern wieder nach Hauſe ſtrebt. Ihre Auswanderer gehen 
die Fremde nicht, um dort zu bleiben, ſondern um möglichſt raſch möglich 
viel Reichtum zuſammenzuraffen und dann damit in die Heimat zurückzukehre 
Nicht als ſeßhafte Ackerbauer oder Städtegründer gehen ſie ins Ausland, ſonden 
als abenteuernde Söldner, wie im Altertum die Arkadier, im Mittelalter d 
Schweizer, heute in der Türkei die Albaneſen — oder als Händler, wie d 
Juden, ſpäter die Schotten, heute die Armenier. Wir ſehen, das gleiche Mil 
entwickelt unter Völkern der verſchiedenſten Raſſen die gleiche Eigenart. 

Aber zu dieſer Eigenart, welche die Juden mit anderen Gebirgsvölken 
teilten, geſellte ſich im Laufe der hiſtoriſchen Entwicklung ein Schickſal, das ke 
anderer Volksſtamm mit ihnen gemein hatte: die Austilgung auf ihrem Mutte 
boden. In ſeinem Stammland wurde das Judentum ausgerottet, es lebte m 
noch in ſeinen zahlreichen Kolonien Ausgewanderter in der Fremde fort. 
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ö Damit hörten die Juden auf, eine Nation zu ſein, denn eine ſolche ohne 
ein Territorium iſt undenkbar. Sie wurden ein Volksſtamm, einzig in ſeiner 
Art, nämlich der einzige (wenn man abſieht von kleinen Völkerſtämmen 
ohne hiſtoriſche Bedeutung wie die Zigeuner), der nur als Fremder unter 
Fremden lebte, mit ſtarkem Heimatsgefühl, aber ohne Heimat; überall als 
Fremder ſchutzlos, oft nur geduldet, oft geächtet, ohne eine Zufluchtsſtätte mit 
eigenem Rechte, in der er Sicherheit und Ruhe hätte finden können. Endlich 
aber wurden ſie auch der einzige Volksſtamm, der keinerlei Landleute in ſeinen 
Reihen zählte, der ſeit bald zwei Jahrtauſenden faſt ausſchließlich in Städten 
lebt — und dort, wo er ſich vereinzelt auf das Land hinausgewagt hat, von 
ſtädtiſchen Erwerbszweigen lebt. Handel mit Geld und Waren und intellek— 
tuelle Berufe, das heißt jene Tätigkeiten, welche früher die aus ihrem Lande 
ausgewanderten Juden betrieben, das wurden nun die einzigen Erwerbszweige 
der geſamten Judenſchaft. Im Laufe des Mittelalters, das die ſtändiſche 
Trennung der Klaſſen und Berufe liebte, wurden die tatſächlichen Beſchränkungen 
der Juden auf beſtimmte Berufe und Lokalitäten zu juriſtiſchen Beſchränkungen. 
Abgeſchloſſen von der Maſſe der Bevölkerung, erhielt das Judentum ſeine 
Eigenart noch mehr, als ſeinem Weſen ohnehin entſprach; ja dieſe Abgeſchloſſen⸗ 
heit verſchärfte und vertiefte ſie und fügte ihr eine Reihe neuer Züge hinzu. 
Die Vermiſchung mit friſchem Bauernblut vom Lande, die die andere ſtädtiſche 
Bevölkerung immer wieder phyſiſch auffriſchte, aber auch immer wieder mit 
neuen Elementen geiſtiger Schwerfälligkeit und Rückſtändigkeit erfüllte, blieb 
den Juden verſagt. Die Entwicklung ihrer körperlichen Kraft wurde dadurch 
gehemmt, aber umſomehr die ihrer Intelligenz und ihrer Rührigkeit gefördert. 
Kein Wunder, daß ſie auch heute noch, wo in Weſteuropa alle juriſtiſchen 
Schranken zwiſchen ihnen und der übrigen Bevölkerung gefallen ſind, be- 
ſonders zahlreich und erfolgreich unter den Kapitaliſten und in der Intelligenz 
zu finden ſind. a 
Aber ebenſowenig iſt es zu verwundern, wenn geiſtig beſchränkte Volks⸗ 
ſchichten — und dazu gehört auch ein gut Teil der Intelligenz, der ſtudiert, 
gur der Not gehorchend, nicht dem eigenen Triebe — die vom Kapital oder 
der Überfüllung im eigenen Berufe bedrängt werden, im Juden nicht bloß eine 
Perſoniftkation der fie bedrängenden Urſache, ſondern dieſe ſelbſt in voller Aus⸗ 
chließlichkeit ſehen. 
Aber für Rußland ſcheint mir dieſe Erklärung des Antiſemitismus nicht 
mszureichen. So gibt es dort zum Beiſpiel keine Überproduktion an In⸗ 
elligenz, ſondern eine Unterproduktion. Dem dürfte es auch zuzuſchreiben ſein, 
daß in Rußland die ſtudierende Frau nicht, wie in Deutſchland, von den 
herren der Intelligenz als Konkurrentin angefeindet, ſondern als Helferin 
reudig begrüßt wird. In Weſteuropa ſind dieſelben Kreiſe der Intelligenz, 
ie dem Judentum am feindſeligſten gegenüberſtehen, auch die bornierteſten 
zegner des Frauenſtudiums. 
Dann aber umfaßt in Rußland das Judentum nicht bloß, wie in Weſt⸗ 
Aropa, vorwiegend Kapitaliſten und Intellektuelle, ſondern vielmehr alle 
ädtiſchen Klaſſen, auch Handwerker und Proletarier, darunter die Armſten 
er Armen. Was konnte die Volkswut gegen dieſe entfeſſeln? 
Es iſt wohl notwendig, um den ruſſiſchen Antiſemitismus zu erklären, nicht 
ſoß die Eigentümlichkeiten des Judentums, ſondern auch die eigenartige 
age des ruſſiſchen Volkes ins Auge zu faſſen. 
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Menſchen, die in primitiven traditionellen Verhältniſſen, von der übrigen 
Welt abgeſchloſſen leben, ſehen in ſich ſelbſt das Maß alles Menſchlichen. Ihr 
Milieu, ihr Denken, ja ſelbſt ihr Verſtändigungsmittel, ihre Sprache erſcheint 
ihnen als natürlich, alles davon Abweichende als widernatürlich, abſcheulich. 
Derartige Menſchen ſtehen daher leicht dem Fremden auch dort mißtrauiſch, 
ja feindſelig gegenüber, wo kein Intereſſengegenſatz vorhanden. Man hält die 
Fremden auch bar alles menſchlichen Empfindens und ſchreckt nicht vor Grauſam⸗ 
keiten ihnen gegenüber zurück, die man entſetzlich fände, würden ſie an Genoſſen 
der eigenen Raſſe verübt. | 

Am wenigſten gilt das vom Fremden, mit dem man zufällig zuſammentrifft, 
und der ebenſo raſch verſchwindet wie er auftaucht. Als abnormes Kurioſum 
mag er ſogar mehr Neugierde als Abneigung erwecken. Wo dagegen der Fremde 
nur inſofern fremd iſt, daß er in Sitte, Glauben, Sprache, Körpergeſtalt von 
der Maſſe der Bevölkerung abweicht, wo er aber nicht ein vorüberziehender 
Ausländer iſt, ſondern ein Nachbar, der einem immer wieder begegnet, mit 
dem man im engſten ökonomiſchen Verkehr lebt, einem Verkehr, der in einer 
auf ökonomiſchen Gegenſätzen beruhenden Geſellſchaft in der Regel ein feind⸗ 
ſeliger iſt, wo Mißtrauen und Abneigung durch den erzwungenen täglichen 
Verkehr mit ſeinen mannigfaltigen Reibungen immer wieder von neuem an⸗ 
geſtachelt werden, da nimmt die Feindſeligkeit gegen den Fremden leicht die 
bösartigſten Formen an. 

Das gilt in Oſteuropa von den Juden, aber anderswo können wir das 
Gleiche beobachten, wo verſchiedene Volksſtämme denſelben Boden bewohnen. 
So iſt zum Beiſpiel ein gut Teil der nationalen Gegenſätze in Öfterreich und 
der Türkei der inſtinktiven Abneigung des primitiven Menſchen gegen den 
andersgearteten Nachbar zuzuſchreiben. Ebenſo die Abneigung gegen den Neger 
in den Vereinigten Staaten, welche in den ſüdlichen Teilen der Union oft 
Formen annimmt, die ſich mit den Judenverfolgungen in Rußland ſehr wohl 
meſſen können. N 

Wodurch kann dieſe Feindſeligkeit überwunden werden? Am radikalſten 
dadurch, daß die den fremdartigen Charakter tragenden Bevölkerungsteile auf 
hören, Fremde zu ſein, daß ſie ſich mit der Maſſe der Bevölkerung vermischen. 
Das iſt ſchließlich die einzig mögliche Löſung der Judenfrage, und alles, was 
das Aufhören der jüdiſchen Abſchließung fördern kann, iſt zu unterſtützen. 

Aber die Eigenart des Judentums iſt ein Produkt jahrtauſendelanger Ent 
wicklung, es läßt ſich nicht mit einemmale der Maſſe der übrigen Bevölkerung 
aſſimilieren. Solange dies aber nicht geſchehen, gibt es nur ein Mittel, de 
Abneigung gegen die jüdiſche Eigenart entgegenzuwirken: die Aufklärung de 
Volksmaſſe. Dieſe Aufklärung iſt jedoch nicht in dem Sinne zu verſtehen, daf 
man die Volksmaſſe mit Ergüſſen moraliſcher Entrüſtung über den Anti 
ſemitismus überſchüttet, worin dieſer als Schmach des Jahrhunderts gebrand 
markt wird und dergleichen. Das Empfindungsleben der Menſchen bleibt vo 
Sprüchlein und Ermahnungen völlig unberührt. Soweit es ſich überhaupt ver 
änderlich zeigt, nicht von angeborenen Eigenſchaften in ſtets gleichen Bahnen 
erhalten wird, iſt es der Inhalt ſeines Lebens, der es beherrſcht. Da 
Empfindungsleben der Menſchen ändern, heißt ihrem Leben einen neuen Inhal 
geben. Auch die Abneigung gegen das Judentum kann dort, wo ſie im Volks 
empfinden tief eingewurzelt iſt, nur dann durch Aufklärung überwunden werder 
wenn dieſe dem Volksleben einen neuen Inhalt gibt. | 
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Wenn den primitiven Menſchen von dem fremdartigen Nachbarn keine tief⸗ 
gehenden Klaſſengegenſätze trennen, dann ſchwindet ſeine Unduldſamkeit gegen 
dieſen leicht, ſobald ſein Horizont ſich erweitert, ſobald in ſeiner eigenen Bruſt 
Bedürfniſſe und Anſchauungen auftauchen, die ihm fremd waren, ſobald er 
aufhört, das Überkommene als das Natürliche zu betrachten, ſobald er an⸗ 
fängt, es als ein Hindernis ſeines Aufſteigens von ſich zu weiſen. Mit 
einem Worte, ſobald aus dem primitiven, gedankenlos in den überkommenen 
Formen fühlenden Menſchen ein denkender Revolutionär wird. Das revolutio- 
näre Denken macht tolerant gegenüber dem Fremden, der kein Feind iſt, und 
nur eine Aufklärung, die im ſtande iſt, ein revolutionäres Denken in der Volks⸗ 
maſſe zu entzünden, iſt im ſtande, in dieſer den Antiſemitismus zu überwinden, 
joweit er bloß der inſtinktiven Abneigung, der primitiven Beſchränktheit gegen 
den fremdartigen Nachbar entſpricht. | 

Neben der Auflöfung des Judentums iſt das revolutionäre Denken der 
Bolksmaſſe das beſte Gegengift gegen den Antiſemitismus. Seit langem iſt 
ede Klaſſe in Europa dem Judentum unbefangen, ja ſympatiſch gegenüber⸗ 
getreten, die revolutionär empfand, die über das Überfommene hinausſtrebte. 

Dementſprechend haben aber auch die tiefſten und kühnſten Denker des Juden⸗ 
ums ſtets das revolutionäre Denken ihrer Zeit zu dem ihren gemacht, was ſie 
iber wieder nicht konnten, ohne ſich über das traditionelle Judentum zu erheben 
ind ſich auf den Boden der allgemeinen europäiſchen Kulturentwicklung zu ſtellen. 

Dieſer enge Zuſammenhang zwiſchen dem revolutionären Empfinden und 

en Bedürfniſſen des jüdiſchen Emanzipationsſtrebens iſt aber, wie ſo mancher 
deren Regierung, auch der ruſſiſchen nicht entgangen. Sie haßt und verfolgt 
aher das Judentum ebenſo ſehr wie die revolutionären Strömungen und ſie 
ut alles, was in ihren Kräften ſteht, um den Judenhaß in der Bevölkerung 
u ſchüren und zu ſtärken. Sie erhält ihn nicht bloß dadurch lebendig, daß 
e von der Volksmaſſe jede Aufklärung fernhält, die ihr Leben mit einem neuen 
inhalt füllen könnte. Sie hindert auch jede Annäherung zwiſchen der jüdiſchen 
nd nichtjüdiſchen Bevölkerung, verhindert ihre Vermiſchung und bringt den 
zolksmaſſen durch ihre Praxis die Überzeugung bei, der Jude ſtehe außerhalb 
er menſchlichen Gemeinſchaft, ſei rechtlos und vogelfrei. 
Leidet die Volksmaſſe, verzweifelt ſie, macht ſie ihrer Verzweiflung in wilden 
lusbrüchen Luft, dann werden dieſe Ausbrüche von den Dienern des Zaren 
uf das Judentum abgelenkt. Die Juden werden als Blitzableiter benützt für 
ie Gewitter, die ſich über dem Haupte der Autokratie zuſammenballen. Das 
ſtißhandeln, Plündern und Erſchlagen der Juden iſt die einzige Volksbewe⸗ 
ung, die im ruſſiſchen Reiche geſtattet wird. 
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Als vor einem Jahre der Graf Schuwaloff, der Stadtvorſteher von Odeſſa, * 
fuhr, daß eine Demonſtration für den erſten Mai geplant werde, ließ er 


diſche Arbeiter vor ſich kommen und drohte, er werde die Demonſtration mit 
olksunruhen gegen die Juden beantworten. 

In dieſem Jahre brachen die Judengemetzel in Kiſcheneff rechtzeitig genug 
1s, um die Maifeier zu ſtören. In Kieff haben jetzt unſere Genoſſen in einem 
kanifeſt ausdrücklich erklärt, daß ſie bei der augenblicklichen Volksſtimmung 
m einer Demonſtration am 1. Mai abſehen, und bei etwaigen Erhebungen 
gen die Juden die Arbeiter auffordern, dieſe zu ſchützen. 

Auch in Kiſcheneff verſuchten Arbeiter die Juden zu verteidigen. Sie wurden 
it bewaffneter Macht auseinandergetrieben, von derſelben bewaffneten Macht, 
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die dem Morden und Plündern ruhig zuſah. Und Poliziſten waren es, die 
die Plündernden anführten. 

Die Juden in Rußland haben heute nur einen wahren Freund: die revo⸗ 
lutionäre Bewegung. Sie allein arbeitet dem Antiſemitismus wirkſam 
entgegen, indem ſie die Volksmaſſen über ihre wahren Intereſſen aufklärt und 
ihnen zeigt, wo ſie ihre wirklichen Feinde zu ſuchen haben; noch wirkſamer 
dadurch, daß ſie ſie ihrer Beſchränktheit entreißt, ſie mit neuen Anſchauungen 
und neuen Bedürfniſſen erfüllt, Anſchauungen und Bedürfniſſen, die allen auf⸗ 
ſtrebenden Kulturmenſchen gemeinſam ſind, mögen es Juden oder Nichtjuden 
ſein; endlich dadurch, daß ſie in gemeinſamem Klaſſenkampf jüdiſche und nicht⸗ 
jüdiſche Arbeiter zu vereintem Werke zuſammenführt. 

Die zioniſtiſche Bewegung dagegen kann nur das antiſemitiſche Empfinden 
der Volksmaſſen verſtärken, indem ſie die Abſchließung des Judentums von 
der übrigen Bevölkerung vermehrt und es noch mehr als bisher zu einem 
fremden Volksſtamm ſtempelt, der ſeinen eigenen Anſchauungen nach auf dem 
ruſſiſchen Boden nichts zu ſuchen hat. Wider Willen beſorgt ſie dadurch die 
Geſchäfte des Zarentums, von dem ſie denn auch bisher geduldet wurde. Von 
den Hoffnungen freilich, die ſie auf den Zaren ſetzten, dürften die meiſten 
Zioniſten jetzt kuriert ſein. | 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß die ruſſiſche Autokratie der Haupt⸗ 
ſchuldige an den Mordtaten von Kiſcheneff iſt; ſie iſt indirekt daran ſchuldig, 
durch die Unwiſſenheit, durch die Abſchließung von der übrigen Welt und von 
allen neuen Ideen, in der ſie die Volksmaſſen künſtlich erhält; direkt durch 
. ihre Werkzeuge, die als Anſtachler dieſer Maſſen tätig waren. Aber es gibt 
noch andere Schuldige an dieſen Greueln. Der Zarismus wäre längſt zu⸗ 
ſammengebrochen unter der Laſt ſeiner Sünden, hätte er nicht immer erneute 


a, moraliſche und finanzielle Hilfe gefunden in Weſteuropa. Die Regierungen 


der vornehmſten Kulturländer Europas haben das Syſtem unterſtützt, das ſolche 
Schandtaten zeitigt — die franzöſiſche Republik hat ſich mit ihm alliiert, 
„Genoſſe“ Millerand hat ihm die Hand geküßt; nicht minder hat ſich die große 
Preſſe Europas dem Zarentum willfährig erwieſen, und mit Hilfe der Regie; 
rungen und der Preſſe hat die große Finanz Europas dafür geſorgt, daß dei 
Zar bei jeder Anleihe ſo viel Geld erhielt, als er brauchte, um ſein banferotie 
Regime weiterzufriſten. > 
Dieſe Preſſe und dieſe Finanz, über deren Verjudung der Antiſemitismu 
ſo lebhaft zetert, wußten ganz wohl, wen ſie unterſtützten. Der Zarismus ha 
aus ſeinem Judenhaß nie ein Hehl gemacht, er hat ihn oft genug in gejeglicher 
und ungeſetzlichen Judenverfolgungen betätigt. Wenn ſie trotzdem immer wiede 
dem Zarentum mit neuen Milliarden unter die Arme griffen, jo haben ji 
damit deutlich bewieſen, daß das Kapital und ſeine Helfershelfer auf all 
Humanität pfeifen, wo ein Profit winkt; ſie haben aber auch gezeigt, wie weni 
die Raſſengemeinſchaft bedeutet, wie wenig die Juden Rußlands von den 
jüdiſchen Kapital des Weſtens zu erwarten haben. Sie mögen ſich nicht irre 
führen laſſen durch das Wehgeſchrei, das jetzt die kapitaliſtiſche Preſſe anſtimmt 
das europäiſche Kapital wird fortfahren, den Zarismus zu ſtützen, wie es da 
rumäniſche Regiment ſtützt. An der Infamie von Kiſcheneff iſt mitſchuldig di 
Skrupelloſigkeit des internationalen jüdiſchen und chriſtlichen Kapitals und ſeine 
Werkzeuge. Die jüdiſche Solidarität, die Solidarität der Juden aller Klaſſen 
iſt eine leere Redensart geworden, ſobald es ſich um mehr handelt, als un 
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ein paar Bettelpfennige; ſobald es gilt, gemeinſam einem mächtigen Gegner 
entgegenzutreten. Wahrheit und Wirklichkeit aber iſt die Solidarität der Prole⸗ 
tarier aller Zungen, aller Raſſen. Im Klaſſenkampf des ſozialiſtiſchen Prole⸗ 
tariats verſchwindet der ſo tiefgewurzelte Gegenſatz zwiſchen dem Neger und 
dem Weißen in Amerika, verſchwindet in Europa der zwiſchen dem Juden 
und dem „Arier“. | | | 

Nur in dieſer Solidarität findet der jüdische Proletarier die Kraft, ſich ſeiner 
Dränger zu erwehren. Je ſtärker aber die ſozialiſtiſche Bewegung, deſto ſicherer 
iſt auch das geſamte Judentum davor, daß die irregeleitete Wut verzweifelnder 
Volksmaſſen ſich auf das Ghetto ergießt, ſtatt gegen den Zarismus ſich zu 
wenden, den Hort aller Barbarei. . | 
_ Möge die Solidarität zwiſchen jüdischen und nichtjüdiſchen Proletariern in 
Rußland noch enger werden, als ſie bisher geweſen: wäre das die Frucht des 


Blutbads von Kiſcheneff, dann ſind ſeine armen Opfer wenigſtens nicht um⸗ 
ſonſt gefallen. | Ai: 
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Die letzte Volkszählung im deutſchen keiche. 


Der Scozialſtatiſtiker im Deutſchen Reiche hat noch allen Anlaß, voller Neid 
iber den Kanal und über das große Waſſer hinüberzuſehen, ſich für das 
Deutſche Reich nach den an Umfang, Inhalt und oft auch nach der Ausſtattung 
merreichten Arbeiten der amerikaniſchen und engliſchen Statiſtik zu ſehnen, er 


— 


veiß, daß die belgiſche Berufsſtatiſtik die deutſche überholt hat. Wir haben 


voch vieles zu wünſchen, wenn wir auch eingeſtehen können, daß ſich ſo manches 
m Hinblick auf die ſtatiſtiſchen Leiſtungen bei uns gebeſſert hat. Nicht ohne 
inige Befriedigung wird man die eben erſchienenen zwei Bände 150 und 151 
er „Statiſtik des Deutſchen Reiches“ durchblättern. Man wird vor allem 
rfreut ſein über die Durcharbeitung und Nutzbarmachung des Materials, wie 
ber die internationalen Vergleiche. Es liegt uns ferne, nach den wenigen 
Sagen, ſeit denen das umfangreiche Werk in den Handel gekommen iſt, das⸗ 
Abe kritiſieren zu wollen, wir wollen bloß weitere Kreiſe auf den wertvollen 
inhalt aufmerkſam machen und einige für die Leſer dieſer Zeitſchrift beſonders 
eachtenswerte Ergebniſſe. Nach alter Unſitte der ſtatiſtiſchen Amter erſcheint 


ls Herausgeber der Präſident des K. ſtatiſtiſchen Amtes Dr. Wilhelmi, ob⸗ 
leich er an der Erhebung wie an ihrer Verarbeitung unſchuldig iſt. Die Arbeit | 
ig in den Händen des Profeſſors Zatze, der ſich ſchon durch ſeine Verarbeitung 
er Ergebniſſe der letzten Berufs⸗ und Gewerbezählung vom 14. Juni 1895 


jele und verdiente Anerkennung erworben hat. 

Die Tatſache, daß die letzte Volkszählung knapp vor dem Jahrhundertſchluß 
„Dezember 1900) vorgenommen wurde, hat ihr den Titel einer Säkular⸗ 
ihlung eingetragen, die Verarbeitung ſucht dies zu rechtfertigen durch eine 
eihe beachtenswerter Vergleiche mit den vorangegangenen Zählungen im 
ebiet des gegenwärtigen Deutſchen Reiches, deren erſte im Jahre 1816 ſtatt⸗ 
nd. Babe erörtert die Bedeutung der Volkszählungen für unſer Staats⸗ 
eſen, wir faſſen feine Ausführungen kurz zuſammen, ſie iſt die Baſis für die 


Die Volkszählung am 1. Dezember 1900 im Deutſchen Reiche, bearbeitet vom Kaifer- 
hen ſtatiſtiſchen Amte, 1. und 2. Teil. Berlin 1903. 
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gegenſeitigen Abrechnungen unter den einzelnen Bundesſtaaten, ſo für die Feſt⸗ 
ſtellung der Matrikularbeiträge, für die Abrechnung gemeinſamer Zoll⸗ und 
Steuereinnahmen, zum Beiſpiel der Bierſteuer. Mit Oſterreich, mit Luxem⸗ 


burg ſind auf Grund der 


Volkszählungsergebniſſe Abrechnungen über die An⸗ 


fälle für die Zollanſchlüſſe zu pflegen. Auch bei Bemeſſung der Friedens⸗ 
präſenzſtärke in Bayern, Württemberg und Sachſen bilden die Volkszählungs⸗ 


ergebniſſe die Grundlage. 


Nicht nach den Anderungen der Volkszahl, ſondern 


nach längſt durch die natürliche Volksvermehrung und noch mehr durch die 
ſoziale Wanderbewegung völlig verſchobenen Ergebniſſen der Volkszählung vom 
Jahre 1865 ſind die Reichstagswahlkreiſe umgrenzt. Die Ausprägung der 
Scheidemünzen richtet ſich nach der Kopfzahl der Bevölkerung. Die Gewerbe⸗ 
ordnung beſtimmt, daß in Orten mit weniger als 150000 Einwohnern die 
Errichtung von Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften von einem Nachweis des Bedürf⸗ 
niſſes abhängig zu machen iſt, Städte mit 20000 und mehr Einwohnern müſſen 
ein Gewerbegericht erhalten, die Ruhezeit in offenen Verkaufsſtellen muß min⸗ 
deſtens elf Stunden betragen. Das Unfallverſicherungsgeſetz, die Beſtimmungen 
über die Servisklaſſen für die Offiziere, über die Wohnungsgeldzuſchüſſe der 
Beamten ſtehen in Beziehung mit der in den einzelnen Orten ermittelten Volks; 


zahl. Noch mehr Bezieh 


ungen dieſer Art kennt die partikulare Verwaltung, 


doch würde es zu weit führen, hier näher einzugehen, es genügen die Beiſpiele 
um zu zeigen, daß die Volkszählung auch ein Stück Verwaltungsſtatiſtik iſt 


nicht bloß die Grundlage 
deswillen ſind, weil ſie 
zum Beiſpiel Anteil des 
und dergleichen ermöglich 


jeder weiteren ſtatiſtiſchen Tätigkeit, die ſie ſchon un 
erſt die Verhältniszahlen für andere Feſtſtellungen 
Wahlberechtigten, Anteil des Kopfes auf den Konjun 
en. 


Annähernd zu gleicher Zeit wie das Deutſche Reich nahmen Volkszählungen 
vor Portugal, die Schweiz und Luxemburg am gleichen Tage, Oſterreich, Ungarn 
Serbien, Belgien, Schweden und Spanien am 31. Dezember 1900, Dänemark an 


1. Februar 1901, Italien 


am 10. Februar 1901, Frankreich am 24. März 1901 


Großbritannien und Irland, Canada und Britiſch⸗Auſtralien am 31. März 1901 
Britifch- Indien ohne Feſtſetzung eines Tages im Jahre 1901. Zeitlich voran 
gegangen ſind dem Deutſchen Reiche die Vereinigten Staaten von Amerika an 
1. Juni 1900, Mexiko am 28. Oktober 1900, Norwegen am 3. Dezember 1900 
Rumänien, die Niederlande, Chile am 31. Dezember 1899, die anderen Staate 
hatten, ſoweit Erhebungen überhaupt vorgenommen wurden, bloß die Möglichkei 
der Vergleichung mit den Ergebniſſen der deutſchen Volkszählungen von 18% 
zumeiſt nur von 1890. Wir ſind ſomit trotz der langen Reihe internationale 
ſtatiſtiſcher Kongreſſe noch weit entfernt von einer gleichzeitig oder gar nat 


gleichen Grundſätzen ſta 


ttfindenden Weltzählung, obgleich das Streben nat 


dieſem Ziele den Gedanken dieſer Kongreſſe gezeugt hat. Trotzdem laſſen fit 
rohe Vergleiche ziehen, jo daß die Volkszahl des Deutſchen Reiches nur vo 


1 


China, Britiſch⸗Indien, Rußland und den Vereinigten Staaten übertroffen wird 
Der Zuwachs der Bevölkerung im Deutſchen Reiche iſt noch nie ſo ſtar 
geweſen wie im Jahrfünft 1895/1900 (7,82 Prozent), er betrug 1890/95 5,7 


1885/90 5,49, 1880/85 


bloß 3,59 Prozent. Der Bevölkerungszuwachs we 


auch in dem Jahrfünft 1895/1900 zum erſtenmal größer wie der Überſchuß de 
Geburten über die Todesfälle oder die Einwanderung überragte die in dieſe 
Periode bekanntlich ſtark zurückgegangene Abwanderung um 94125 Perſonen 
eine populationsſtatiſtiſche Illuſtration der Proſperitätsperiode. Die B 
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völkerungsdichtigkeit auf 1 Quadratkilometer war von 1890 auf 1900 von 
91,41 auf 104,24 gewachſen. Abgeſehen von Agypten, Japan, einigen chine⸗ 
ſiſchen und oſtindiſchen Provinzen hatten Belgien, England und Wales, die 
Niederlande und Italien eine ſtärkere Bevölkerungsdichtigkeit als das Deutſche 
Reich. | 
Innerhalb des Deutſchen Reiches nahmen alle Staaten und alle preußifchen 
Provinzen mit alleiniger Ausnahme von Oſtpreußen in der Periode 1895/1900 
an Volkszahl zu. Aber es kamen trotzdem gewaltige Verſchiebungen der Be- 
völkerung vor, der preußiſche Oſten hat 1895/1900 faſt eine halbe Million 
ſeiner Einwohner an andere Reichsteile abgegeben. 


Es hatten: 

Wanderungsverluſte Wanderungsgewinne 
6 BVerli min 1426929 
Weſtpreuß en. 69979 Das übrige Brandenburg . 107009 
ern 54951 Weſtfalen 78057 
12899 Rheinland 113281676 
173337 Königreich Sachſen 89477 
64418 Baden 29775 
tie Lübeck 7284 
Bremen 14970 
Die beiden Mecklenburg. 27512 Hamburg.. 84144 
irg 6635 
A . 8118 


Diedenhofen 756, in der Stadt Weſel 765, in der Stadt Ulm 773, in der 
Stadt Allenſtein 791 und in der Stadt Oberhauſen 795 Frauen. Auf die 
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natürliche Bevölkerungsvermehrung (Überſchuß der Geburten über die Todes⸗ 
fälle) kann hier nicht näher eingegangen werden, es ſei nur erwähnt, daß 
Lothringen ebenſo wie Frankreich weit hinter dem Reichsdurchſchnitt (22,46 Pro⸗ 
mille) mit 9,22 Promille im Jahrfünft 1895/1900 und mit 7,9 Promille im 
Jahrzehnt 1890/1900 zurückbleibt. | 

Die Verteilung der Bevölkerung in Stadt und Land iſt bei der letzten 
Volkszählung gründlicher dargeſtellt worden als in den Bearbeitungen der voran⸗ 
gegangenen Volkszählungen. Die Bevölkerung verteilte ſich am 1. Dezember 1900; 


95 8 5 Zahl der Bevölkerung 
Auf ländliche Gemeinden: Gemeinden Prozenk abſolut Prozent 
Mit weniger als 100 Einwohnern . 16035 20,84 868211 1,54 
100 bis unter 500 . 41 53,55 10386172 18,42 


500 = - 1000 5 nl 15,09 8012012 14,41 
1000 = 2000 ⸗ 4737 6,16 6467708 11,47 


Ländliche Gemeinden 73599 95,64 25734103 45,5 


Auf ſtädtiſche Gemeinden: 
Mit 2000 bis unter 5000 Einwohnern 


(Landſtädtee )))) 2269 2,95 6815853 12,09 
Mit 5000 bis unter 20000 Einwohnern 

(Kleinſtädte) „ 864 1,12 7585495 13,46 
Mit 20000 bis unter 100000 Einwohnern 

(Mittelitädte) . e 194 0,25 7111447 12,61 
Mit 100000 und mehr Einwohnern (Groß: 

ſtäd te?! 33 0,04 9120280 16,18 


Städtiſche Gemeinden 3360 4,36 30633075 54,35 
Geſamtſumme 76959 100,00 56367178 100,00 


Die Entwicklung von ländlicher zu ſtädtiſcher Bevölkerung zeigt die folgende 
Zuſammenſtellung. Es kamen auf je 1000 Einwohner der gezählten Bevölkerung: 


Zahl der 


Auf die Gemeinden ıc. 


ländliche f ſtädtiſche mit mehr als 
a Bevölkerung 2000 Einwohnern 
1811171 889 361 2328 
180 ͤ 8 610 390 2528 
1880 88 414 2707 
188555 898 437 2771 
189900 8889 470 2891 
189% ů 18 502 3095 
1900 457 543 3360 


Man erſieht hieraus, daß der durch die letzte Berufszählung offenkundig 
gewordene Übergang vom Agrar- zum Induſtrieſtaat weitere Fortſchritte ge⸗ 
macht hat. Speziell die großſtädtiſche Bevölkerung (mit Ausnahme von Halle, 
Crefeld, Kaſſel, Stettin) iſt mit Einſchluß der ganzen Agglomeration im Um⸗ 
kreis von 10 Kilometer von 4938998 im Jahre 1871 auf 11924551 im 
Jahre 1900 oder im Verhältnis von 1000: 2415 gewachſen. Im Jahre 1800 
und früher waren 14 männliche und 38 weibliche Perſonen geboren, 41,58 Prozent 
aller Einwohner waren jünger als 5 Jahre. Bei keiner Volkszählung ſeit Be⸗ 
ſtehen des Reiches waren die Altersſtufen von 20 bis 30 und von über 80 Jahren 
ſo ſtark vertreten wie am 1. Dezember 1900. Auf 1000 Einwohner kamen 
348 unter 15, 395 15 bis 40, 179 40 bis 60 und 78 über 60 jährige Perſonen. 
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die beiden Mecklenburg, Hohenzollern und das Reichsland hatten die meiſten 
ber 60 jährigen, Berlin, Bremen, Hamburg, das Rheinland und das König⸗ 
eich Sachſen die wenigſten über 60 jährigen Einwohner. Während in den 
3 Großſtädten nur 19 Promille der Bevölkerung das 70. Lebensjahr über⸗ 
chritten hatte, gehörten 29 Promille der ſonſtigen Bevölkerung dieſen Alters⸗ 
tufen an. Auf 1000 männliche Perſonen kamen weibliche in der Altersſtufe 
on unter 15 Jahren 995, von 15 bis 40 Jahren 1008, von 40 bis 60 Jahren 
087, von über 60 Jahren 1218. 
Auf je 10000 im Reiche anweſende Perſonen waren 


ledig. 6165 männliche 5736 weibliche 5947 . 
verheiratet . . . 3532 E 3421 : 3476 
ier 2092 - 822 - 561 E 
geſchieden 11 c 21 = 16 : 


Von den ehemündigen Männern (21 und mehr Jahre alt) waren verheiratet 
6,50 Prozent (65,99 Prozent im Jahre 1890), von den ehemündigen Frauen 
16 und mehr Jahre alt) waren 53,54 Prozent (1890: 52,46 Prozent) verheiratet. 
Der Sprachenſtatiſtik iſt viel Aufmerkſamkeit gewidmet. Einiges ſei aus 
r hervorgehoben. 
Es kamen auf je 1000 Einwohner ſolche poliſcher Zunge: 


1900 1890 

Im Stadt⸗ und Landkreis N l 74 
= Bochumer Landkreis 1 39 
= Dortmunder = 3 24 
fe 138 59 


In 41 Kreiſen hatten über 70 Prozent der Einwohnerſchaft eine nicht⸗ 
eutſche Mutterſprache. 
Auf je 1000000 Einwohner kamen in Preußen: 


1890 1900 


"Sg deutſcher Mutterſprache 5 . . . 880163 881372 
deutſcher und einer anderen Mutterſprache 1 4721 6124 

„ (deutſcher und polniſcher Mutterſprache 3442 4764) 
= einer nichtdeutſchen Mutterſpra che . 115116 112504 
(polniſcher Mutterſprach e. 92301 88 869) 


Auf 100000 Einwohner Preußens kamen Polen, Maſuren und Kaſſuben 
358: 9596, 1861: 9982, 1864: 1020, 1867: 10138, 1890: 9755, 1900: 9590. 
son 1890 auf 1900 zeigt die polniſch ſprechende Bevölkerung Rückgänge in 
ſtpreußen von 11 Prozent auf 7,8 Prozent, in Weſtpreußen von 30,1 auf 
3 Prozent, dagegen ein Wachstum in Poſen von 59,8 auf 61,3 Prozent, in 
annover von 0,2 auf 0,4 Prozent, in Weſtfalen von 1 auf 2,9 Prozent, im 
and von 0,1 auf 0,4 Prozent. | 

Das Deutſche Reich ift ein wichtiges Einwanderungsgebiet, die Zahl der 
eichsausländer ſtieg von 1880 bis 1900 von 276057 auf 778698 oder von 
10 auf 13,81 Prozent der Reichsbevölkerung. Das ſozialſtatiſtiſch ſo überaus 
ichtige Kapitel der inneren Wanderung und der Verſchiedenheit von Wohn⸗ 
id Beſchäftigungsort läßt ſich im Rahmen dieſer Skizze nicht erörtern. Vielleicht 
det ſich Zeit und Gelegenheit zu einer geſonderten Behandlung. Wir wollen 
ir noch einige die Entwicklung der Reichsbevölkerung veranſchaulichende An⸗ 
Kam vorführen. 
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Die Bevölkerung des Deutſchen Reiches betrug im Jahre 
bbb ee . 24,8 Millionen 
1955 ? 
18711 —ö; . 


19 e ⸗ 


ſie ift demnach in dem Zeitraum von 1816 bis 1900 um mehr als das Doppel 
gewachſen. Die durchſchnittliche jährliche Zunahme von 9,8 Promille wurd 
übertroffen von Serbien (19,9 Promille), England und Wales (13,1 Promille 
Finnland (11,5 Promille), Schottland (10,3 Promille), Dänemark hatte de 
gleichen Wachstumskosfizienten, alle übrigen Staaten einen geringeren, m 
Irland einen negativen (— 4,2 Promille). In der Periode von 1840 bis 190 
kamen auf 10000 Einwohner am meiſten (86) Eheſchließungen im Jah 
zehnt 1871/80, am wenigſten (78) in den Jahrzehnten 1851/60 und 1881/90 
die höchſte Geburtenhäufigkeit wies das Jahrzehnt 1871/80 mit 407 ar 
10000 Einwohner, die geringſte (368) das Jahrzehnt 1851/60 auf; die höchf 
Relativzahl der Geſtorbenen (288: 10000) hatte gleichfalls das Jahrzehnt 1871/81 
die niedrigſte (235: 10000) das letzte Jahrzehnt des verfloſſenen Jahrhundert 

Wir empfehlen die Bearbeitung unſerer letzten Volkszählung, weil ſie dur 
die Fülle von Vergleichungen in mancher Hinſicht ein ſtatiſtiſches Nachſchlag 
buch erſetzt und weil ſie durch eine Reihe wertvoller Karten und Diagramm 
die ſtatiſtiſchen Zahlenbilder in meiſt trefflicher Weiſe veranſchaulicht. 
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der handarbeitsunterridt und die Erziehung. 
Von Henriette Fürth. 


Der Handarbeitsunterricht war und iſt das Aſchenbrödel der Pädagogi 
obwohl bereits Peſtalozzi der praktiſchen Lebensbildung und Erziehung wiede 
zu ihren Rechte zu verhelfen ſuchte. In ſeinem unvergleichlichen Erziehung 
buch: „Wie Gertrud ihre Kinder lehrt“, führt er aus (S. 27): „Aller Unte 
richt des Menſchen iſt nichts anderes als die Kunſt, dem Haſchen der Nati 
nach ihrer eigenen Entwicklung Handbietung zu leiſten ...“ und „Das Ziel all 
Unterrichts iſt ewig nichts anderes und kann nichts anderes ſein als die dur 
die harmoniſche Ausbildung der Kräfte und Anlagen des Menſchen natu 
entwickelte und ins Leben geförderte Menſchlichkeit ſelber“. 

Harmonische Menſchenbildung! Das iſt ſeitdem das Ziel und die Sehnſus 
aller Erziehung geworden, ein Ziel freilich, von dem wir noch fomeit enter 
ſind, daß vor wenigen Jahren ein pädagogiſches Handbuch! klagte, ae ſi 
auf Koſten der ſittlichen Bildung eine Art von Überernährung der Intelligen 
vollziehe und daß die gemütlichen Intereſſen hinter einer einſeitigen Verſtande 
kultur zurücktreten“. Wenn aber dieſer Vorwurf hundertundfünfzig Jahre na 
der Geburt des Begründers der modernen Pädagogik noch zu Recht exrhobt 
werden kann, dann muß irgend etwas am Fundament des Erziehungsbau 
nicht in Ordnung ſein. Sehen wir deshalb zu, auf welchem Wege die E 
ziehungskunſt ihr Ziel harmoniſcher Menſchenbildung zu erreichen ſucht. 

Es laſſen ſich da deutlich zwei Richtungen unterſcheiden. Beiden iſt d 
Abſicht gemeinſam, alle Anlagen des Geiſtes, Gemüts und Körpers harmonif 


Rein, „Enzyklopädiſches Handbuch der Pädagogik“. Bd. III, S. 320. 
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zu entwickeln, verheißungsvolle Keime zu pflegen, verhängnisvolle nach Kräften 

auszumerzen oder mindeſtens zurückzudämmen. Beiden iſt es um die Bildung 
des Charakters zu tun, und beiden iſt Charakter die Summe der Kräfte 
und Fähigkeiten, die das Handeln des Menſchen allſeitig beſtimmen 
und ſeinem ganzen Weſen ein beſtimmtes Gepräge geben. 

Ganz verſchieden aber ſind die Mittel und Wege, die beide zur Erreichung 

ihres Zieles anwenden. Die eine, und es iſt dies die heute noch faſt allgemein 
übliche Erziehungs⸗ und Unterrichtsmetode, ſieht ihre Hauptaufgabe darin, in 
ihren Zöglingen Glieder einer großen Gemeinſchaft, Muſter der Ein- und vor 
allem der Unterordnung heranzubilden. Den Pädagogen dieſer Art iſt es höchſte 
Wonne, wenn ſie es erreichen können, daß ihre Schüler bis in die höchſten 
Klaſſen hinauf einſchwenken wie gutgedrillte Bataillone. „Mut zeiget auch der 
Mameluk, Gehorſam iſt des Chriſten Schmuck!“ Das iſt dieſer Weisheit letzter 
Schluß, und Kirche und Schule reichen ſich die Hand, dieſen Sklavengehorſam, 
dieſe lebenslängliche Abhängigkeit ihren Schutzbefohlenen anzuerziehen. Iſt es 
doch das ſicherſte Rezept zur Heranbildung des „guten Staatsbürgers“, der 
unerläßlichen Stütze für Thron und Altar. Was könnte jenen Inſtitutionen 
Schlimmeres paſſieren, als wenn man anfinge, die Schulkinder an eigenes 
Denken, an Selbſtverantwortlichkeit und Perſönlichkeitsgefühl zu gewöhnen? 
Das aber würde unfehlbar geſchehen, wenn man an Stelle von abſtrakten 
Wiſſensſätzen, die zumeiſt in dogmatiſcher, das iſt allgemein verbindlicher Form 
überliefert werden, das Können ſetzte, wie es aus dem mit allen Hilfsmitteln 
kritiſchen Vermögens ausgeſtatteten Tun hervorwächſt. In unſeren Schulen 
wird auswendig gelernt, die Denkreſultate anderer werden unbeſehen hin— 
genommen und eingeſchachtelt, der automatiſche Drill muß das mitdenkende, 
mitſchaffende Erleben erſetzen. In der gleichen Weiſe wird Körperpflege und 
körperliche übung gehandhabt. Da wird auf den künftigen Soldaten hin⸗ 
gearbeitet, und Mannszucht geht über alles. So will's zumindeſt das Syſtem, 
der von oben herab befohlene und geübte Geiſt, dem religiöſer und der ſo— 
genannte Geſinnungsunterricht die Hauptſache iſt, und es iſt als ein wahres 
Glück zu betrachten, daß die Zahl der Lehrer nicht klein iſt, die trotz der 
ſpaniſchen Stiefel des Reglements ihren Schülern die unleugbaren Fortſchritte 
der pädagogiſchen Einſicht nutzbar zu machen und ihren Unterricht mit lebendigem 
Leben zu erfüllen wiſſen. 
In der gleichen Richtung wirkt der Handarbeits⸗ oder, wie er genannt wird, 
Handfertigkeitsunterricht, der ſich in allen Schulen, höheren und niederen, 
immer mehr einbürgert, aber noch weit davon entfernt iſt, die zentrale Stelle 
im Unterrichtsweſen Leinzunehmen, die ihm nach ſeiner Art und Bedeutung 
eigentlich zukommt. Ja er wird ſogar von vielen ſcheel angeſehen und als eine 
nutzloſe Spielerei befehdet. Andere geſtehen ihm zwar einige Berechtigung zu, 
aber nur als untergeordnetes Anhängſel des theoretiſchen Unterrichtes. 

Wie wertvoll die Handarbeit für eine harmoniſche Menſchenbildung iſt, zeigt 
Robert Seidels vortreffliche Schrift (vergl. auch „Neue Zeit“, XXI, 1903, 
5.79). Seidel geht in feinen Darlegungen davon aus, daß der Zweck der 
Erziehung, harmoniſche, das heißt in körperlicher, geiſtiger, beruflicher und 
moraliicher Erziehung gleichmäßig ausgeſtattete Menſchen zu bilden, am beſten 


„Die Handarbeit, der Grund- und Eckſtein der harmonischen Bildung und Erziehung.“ 
don Robert Seidel. Leipzig, Verlag von Rich. Lipinski. 
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dadurch erreicht werde, daß man die Handarbeit in den Mittelpunkt des Unter 
richtes ſtelle, immer von ihr ausgehe und ſtändig zu ihr zurückkehre. 

Er weiß ſeine Sache mit ſoviel Wärme und Überzeugungskraft zu führen 
und bringt überdies ein ſo reiches und überſichtliches Material in knappſter 
Form bei, daß wir nichts Beſſeres tun können, als ihm eine Strecke weit durch 
ſeine Darlegungen zu folgen. Er geht von dem Goetheſchen Satze aus, daß 
das Kind in der Erziehung denſelben Weg geführt werden müſſe, den die 
Menſchheit in ihrer Entwicklung gegangen ſei und fragt: „Welchen Weg iſt 
die Menſchheit gegangen? Hat ſie die Dinge nur angeſchaut oder auch tätig 
erfaßt? ... Nicht durch die Anſchauung, ſondern durch Tun machte ſie ſich 
zum Herrn des Feuers, nicht durch Betrachtung, ſondern durch Arbeit lernte 
ſie die Metalle und Erden brauchen, nicht durch Anſchauung, ſondern durch 
erfinderiſche Tätigkeit zwang ſie die Naturkräfte in ihren Dienſt.“ Dem kommt 
der angeborene Tätigkeitsbetrieb zu ſtatten, den wir als das hervorſtechendſte 
Merkmal geſunder Kindlichkeit kennen. Die kleinen Menſchenkinder wollen 
immer etwas zu tun haben. Mit unverbrüchlichem Ernſte und überzeugter 
Wichtigkeit ahmen ſie die Hantierungen der Erwachſenen nach. Ebenſo all⸗ 
gemein bekannt iſt die Sehnſucht der Kinder, die Dinge in ihrem Zuſammen⸗ 
hang und ihren Teilen von innen heraus kennen zu lernen. Und die Ober⸗ 
flächlichkeit zürnte da über den „Zerſtörungstrieb“ der Kinder, wo eine einſichtige 
Erziehung längſt den Hebel angeſetzt hätte, um aus der geſchäftigen Beweglich⸗ 
keit und Wißbegier die Anſätze zu gleich⸗ und zweckmäßiger Bildung der Kräfte 
und Anlagen und dem aus dem Können hervorquellenden Wiſſen zu entwickeln. 
Der Peſtalozzi⸗Fröbelſche Kindergarten iſt auf dieſen Grundſätzen aufgebaut 
und die Schule hätte weiter nichts nötig, als dies Syſtem zu übernehmen und 
auszubauen, um ihrer Aufgabe in allen Teilen gerecht zu werden. „Nur was 
wir durch praktiſches Tun an Kenntniſſen, Erkenntniſſen und Fertigkeiten er⸗ 
werben, das iſt kraftvolles, lebenſpendendes Wiſſen und Können, nur was uns 
durch Kopf, Hand und Fuß gegangen iſt, das kennen und können wir, und 
das iſt unſer Eigentum!“ 5 

„Beim heutigen theoretiſchen Lern- und Wiſſensunterricht fragt das Kind 
oft: Warum, wozu muß ich das lernen und wiſſen? ... Das Kind muß durch 
praktiſche, ſinnfällige Beweiſe von der Wahrheit einer Theorie überzeugt werden, 
Dies kann aber nur durch den Handarbeitsunterricht, durch das vom Kinde 
ſelbſt vorgenommene Experiment geſchehen. Der Arbeitsunterricht iſt experi⸗ 
menteller Unterricht; er iſt die Probe auf die Theorie und ſchafft für manche 
theoretiſche Belehrungen erſt die ſichere Grundlage und das lebhafte Intereſſe.“ 
Und: „Beim heutigen Wiſſensunterricht braucht der Schüler nicht ſelbſt zu 
denken, ſondern nur das vom Lehrer Vorgedachte ins Gedächtnis aufzunehmen 
beim Handarbeitsunterricht aber muß er ſelbſt denken, ſelbſt beobachten, ſelbſt 
urteilen und ſelbſt handeln.“ An den Werkzeugen, die er gebrauchen, an den 
Stoffen, die er bearbeiten muß, wird ihm Weſen und Inhalt der Dinge klar, 
Aus den Widerſtänden, die er zu überwinden, oder den Eigenſchaften der Körper, 
deren er ſich zu bedienen hat, ergeben ſich ihm unſchwer die Geſetze der Phyſik, 
Ganz ebenſo, wie er durch Herſtellung von mehrwändigen Pappgegenſtänden, 
Schachteln, Kaſten, Stellagen ꝛc. in lebendiger Weiſe in das Gebiet der Mathe: 
matik eingeführt wird. Im ſelben Augenblick werden ihm die mathematiſchen 
Wahrheiten Handhaben praktiſcher Betätigung und „nicht mehr widerliche tote 
Formeln fein“. | 
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So wird durch den Handarbeitsunterricht dem Bedürfnis des Kindes nach 
körperlicher Bewegung Genüge getan. Wenn wir heute ein Kind der Schule 
übergeben, ſo fürchten wir nichts mehr als das mit dem Schulleben verbundene 
Stillſitzen. Nichts wird auch dem Kinde ſchwerer und nichts iſt unnatürlicher. 
Das Kind iſt in allen Stücken das Prototyp des Werdenden. So wie ſein 
Geiſt wächſt und wird, ſo auch der Körper mit allen ſeinen Organen. Organe 
aber müſſen gebraucht und geübt werden, wenn ſie ſich ſachgemäß entwickeln 
ſollen. Schon dieſe einfache Überlegung ſollte dem denkenden Pädagogen jeden 
Zweifel an dem Nutzen, ja der Notwendigkeit des Handarbeitsunterrichtes für 
die körperliche Geſundheit und Entwicklung nehmen. Was er für das geiſtige 
Vermögen zu leiſten berufen iſt, haben wir oben geſehen. 
Aber auch das praktiſche Lebensbedürfnis und die nüchterne Betrachtung 
des allgemeinen wirtſchaftlichen Nutzens ſind ebenſoviel Kämpen für den Hand⸗ 
arbeitsunterricht. Das iſt zuerſt die Erwägung, wie vorteilhaft in allen Lebens⸗ 
lagen und in allen Berufen eine gewiſſe Handgeſchicklichkeit und die Bekannt⸗ 
ſchaft mit den Stoffen und Formen der Dinge ſelbſt iſt. Sowohl der Hand⸗ 
arbeiter, wie der künftige Arzt, Techniker, Naturforſcher ꝛc. kann ihrer nicht 
entraten, ebenſo wie es für den Beamten und den Kaufmann nützlich iſt, wenn 
er die aus den Dingen hervorgehenden Streitfragen, über die er befinden, be⸗ 
ziehungsweiſe die Waren, die er ein- und ausführen ſoll, nicht nur von außen, 
ondern auch von innen zu beurteilen weiß. Wichtiger noch iſt ein anderes. 
„Der Handarbeitsunterricht entſpricht nicht nur der bürgerlich⸗ſozialen Natur 
des Menſchen, und er iſt nicht nur die beſte allgemeine Vorbereitung für das 
5 ſondern er iſt auch das beſte Mittel für eine glückliche Berufs⸗ 
vahl.“ 
Die Berufswahl! Wie öde wird's uns zu Mute, wenn wir im Kreiſe unſerer 
Freunde und Bekannten uns nach berufsfreudigen Menſchen umſchauen! Wie 
gering iſt die Zahl jener, die nicht von ſich jagen müſſen, daß ſie ihren Beruf 
verfehlt haben! Welche Laſt hoffnungsloſen Jammers birgt ſich oft hinter der 
infachen Feſtſtellung dieſer Tatſache, und wie unendlich traurig und ſchwer ift - 
8, ſein ganzes Leben lang freudloſe Arbeit tun zu müſſen! Nun ſind es freilich 
dorwiegend die heutigen ſozialen und wirtſchaftlichen Zuſtände, die Millionen 
ind Abermillionen zur freude- und hoffnungsloſen Arbeit verdammen. Oder 
er Standesdünkel der Eltern iſt es, der Söhne und Töchter in Berufe zwingt, 
u denen ſie keine Liebe haben oder für die fie ſich aus irgendeinem Grunde 
icht eignen. Mindeſtens ebenſo häufig aber wird aus Kurzſichtigkeit und Un⸗ 
erſtand gefehlt und weil das Schulleben keinen Anlaß gab, beſondere Anlagen 
u zeigen und zu entwickeln. Dem würde der Handarbeitsunterricht in glück⸗ 
ichſter Weiſe abhelfen, da er dem Talent Gelegenheit böte, ſich zu entfalten, 
er Neigung und Liebe für einen Beruf Wurzel zu faſſen und jo die Berufs— 
zahl zu beſtimmen oder mindeſtens zu erleichtern. 
Das Schönſte und Höchſte aber, was der Handarbeitsunterricht dem Kinde 
u bringen vermöchte, liegt auf moraliſchem Gebiet. Wer dem Kinde den Sinn 
afür erſchließt, daß die Arbeit Freude und Selbſtzweck ſein kann und ſein 
Alte, wer ihm, vom Leichten zum Schwereren aufſteigend, ein lebendiges 
önnen vermittelt und ihm damit die Brücke ſchlägt zum Verſtändnis der 
örperlichen wie der geiſtigen und moraliſchen Welt, der hat dem Kinde den 
nvergänglichſten Lebenswert gegeben zum Heile des einzelnen wie der Geſamt⸗ 
eit. Seidel nennt den Arbeitsunterricht eine Bildung zur Religion der Tat, 
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von der er mit gutem Rechte eine höhere Wertſchätzung der Handarbeit und 
des Handarbeiters und damit die Anbahnung eines ſozialen Ausgleichs und 
ſozialer Gerechtigkeit erwartet. Wir werden dieſe letzte Erwartung in etwas 
einzuſchränken, beziehungsweiſe ihre übrigen Vorausſetzungen und Verwirk⸗ 
lichungsmöglichkeiten zu prüfen haben. Einſtweilen wollen wir aber gerne mit 
Seidel uns dahin reſumieren, daß „der Handarbeitsunterricht nicht ein neues 
Unterrichtsfach zu vielen alten, ſondern eine neue und beſſere 
Methode des Unterrichtes und der Erziehung iſt. Er iſt die Unter 
richts- und Erziehungsmethode der Zukunft und er allein kann den 
Forderungen der harmoniſchen Menſchenbildung gerecht werden“ 

Wie aber kann der Handarbeitsunterricht die ihm geſtellte Aufgabe erfüllen? 
Seidel berührt in ſeiner Propagandaſchrift dieſe Seite der Sache überhaupt 
nicht. Das iſt ein Fehler, denn angeſichts der Tatſache, daß heute ſchon die 
Schule mit Lernſtoff geradezu überbürdet iſt, muß man ſich vor allen Dingen 
mit der Frage auseinanderſetzen, ob und wie die neuen Anforderungen ver⸗ 
wirklicht werden können, was aus dem heutigen Unterricht als Ballaſt entfernt 
und was beibehalten und mit dem Neuen organiſch verknüpft werden ſollte. 

Die heutige Organiſation des Schulweſens iſt ſo verfehlt wie möglich. Nicht 
das praktiſche Bedürfnis, nicht die beſondere Befähigung haben ſie geſchaffen, 
ſondern ganz ausſchließlich der Geldbeutel der Eltern. Da ſind höhere und 
niedere Schulen; der Zufall der Geburt oder des Beſitzes hat darüber zu ent⸗ 
ſcheiden, welchen Kindern die eine, welchen die andere Schulart zugänglich 
gemacht wird. Anſtatt deſſen ſollte es nicht über⸗, ſondern nebengeordnete 
Schulanſtalten geben und die Aufnahme in die eine oder die andere Schulart 
nur abhängig ſein von der Begabung des Schülers. So will's die Einheits⸗ 
ſchule, die, fußend auf völliger Unentgeltlichkeit des Unterrichtes und der Lehr⸗ 
mittel, zugleich die einzige iſt, die im ſtande wäre, den Handarbeitsunterricht 
ihrem Schulplan organiſch einzugliedern, beziehungsweiſe den ganzen Schulplan 
darauf aufzubauen. Die heutigen Schulen können das nicht leiſten. Nicht nur, 
daß fie Schüler von verſchiedenartigſter Intelligenz und Anlage in eine Lehr: 
anftalt zuſammenzwängen, dem Lehrplan, der jo vieles beherbergen und auf 
die verſchiedenſten Berufe vorbereiten ſoll, fehlt es an der nötigen Konzentration 
und muß es daran fehlen. Dazu kommt, daß vielen Lehrern, wie ein er 
fahrener Schulmann! ausführt, „die Bedeutung des Satzes, daß nicht ſowohl 
das dem Schüler Vorgeſagte als das von ihm ſelbſt Erarbeitete einen Wert 
für deſſen Bildung hat, daß die Schule ihre Zöglinge vor immer neue, immer 
ſchwierigere Aufgaben ſtellen muß, daß ſie in ihnen nicht das Gefühl der Sätti⸗ 
gung, ſondern des Hungers zu erzeugen hat, noch gar nicht oder nur in 
geringem Maße zum Bewußtſein gekommen iſt“. 

Wo ſoll unter ſolchen Umſtänden das Verſtändnis geweckt werden für das 
Große, das der Handarbeitsunterricht leiſten kann und ſoll, und wie die 
organiſche Verbindung zwiſchen dem theoretiſchen Unterricht und der Handarbeit 
hergeſtellt? Darum brauchen wir die Einheitsſchule, die auf der Unterjtuft 
ſämtliche Schüler vereinigt und ſie etwa ſechs Jahre gemeinſam unterrichtet 
Dann müßte eine Gabelung der Unterrichtsanſtalten und Methoden in den 
Weiſe eintreten, daß man Fachſchulen für den Handwerker, den künftigen Land 
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hit und den Handelsbefliſſenen, Realanſtalten für den Naturwiſſenſchaftler, 
echniker, Juriſten, Arzt ꝛc. und endlich humaniſtiſche Gymnaſien für die Lehrer, 
hhiloſophen und alle übrigen Vertreter der reinen Geiſteswiſſenſchaften ſchafft. 
ber die Zuteilung zu den einzelnen nicht über- und unter⸗, ſondern neben⸗ 
nanbergeordneten Unterrichtsanſtalten entſchiede dann nicht Stand und Beſitz, 
moern Befähigung und Neigung, die ſich ſehr wohl entfalten können, wenn 
ie unentgeltliche Einheitsſchule allen Gelegenheit gibt, ſich auf gleichem 
ummelplatz zu erproben. Freilich deshalb noch nicht unter gleichen Vor- 
dingungen, denn dieſe ſind in der heutigen Geſellſchaft unmöglich, in der der 
ne Schüler neben ausreichender Kleidung und Ernährung ein behagliches 
eim hat, in dem liebevolle Achtſamkeit feinen Studiengang bewacht und 
dert, indes der andere neben ſchlechter Kleidung und unzureichender Er- 
ährung froh ſein muß, wenn er in einem Winkel einer lärm- und dunſt⸗ 
füllten engen Stube ſeine Aufgaben machen kann. 

In ſolcher Einheitsſchule könnte Pflege der Handgeſchicklichkeit von vorn⸗ 
wein im Mittelpunkt des Unterrichtes ſtehen, aus dem zwanglos alle anderen 
ſisziplinen herauswachſen wie ein buntes, reizvolles Spiel auf der Unterſtufe, 
s eine ernſthafte Vorbereitung auf einen ernſthaften Beruf in den Oberklaſſen 
ziehungsweiſe Berufsſchulen. 

Die Verarbeitung von Holz, Ton, Gips, die Herſtellung von Werkzeugen, 

r primitive Webſtuhl und ſeine Handhabung, die Bürſtenbinderei, das Flecht⸗ 
erk und unzählige andere Dinge: alles das gibt eine Fülle wertvollſter An⸗ 
gungen, vermittels deren man das Leben in ſeinem ganzen Reichtum und 
iner Buntheit begreifen und erfaſſen lehrt und zugleich Anknüpfungspunkte 
wergleichlichſter Art gewinnt, an denen man die Kulturentwicklung der Völker 
zeigen kann. Ich erinnere hier an den ſogenannten Monatsgegenſtand der 
röbelſchen Kindergärten, der an der Hand eines einzelnen Produktes, zum 
eiſpiel der Ahre, eine Fülle von wirtſchaftlichen und ſozialen Beziehungen 
afleben und erleben läßt, fo den Landbau, die Ernte, die Bäckerei, das Stroh⸗ 
echten und ähnliches mehr. 
Es gab und gibt jetzt ſchon einzelne Erziehungsanſtalten, in denen das eine 
erwirklichung gefunden hat, was wir für die Geſamtheit anzuſtreben haben, 
in Frankreich und England. Aber ſie ſind ohne irgendwelche nennenswerte 
edeutung und nur Experimente im kleinen und mit beſchränkten Mitteln. 
kit die Schule der Zukunft wird dem Handarbeitsunterricht den ihm ge: 
ihrenden Platz einräumen und einräumen können. 
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kitaletz, Spießruten. Deutſch von Auguſt Scholz. München 1903, Dr. J. March⸗ 
lewski & Co. 

Der junge Münchener Verlag hat mit dieſem erſten Bande einer „Internatio⸗ 
zen Novellen⸗Bibliothek“ einen recht glücklichen Griff getan. Skitaletz führt uns 
it ſeinen beiden Novellen in die Tiefen des ruſſiſchen Volkslebens; er ſchildert aber 
iht den Durchſchnitt, die Maſſe, ſondern zwei geniale Individualitäten, die hoff⸗ 
ingslos zu grunde gehen. Damit berührt er ein brennendes Problem der menſch— 
Den Kultur: nur der Dichter vermag uns zu zeigen, wieviel edle Saat in dem 
ſinigen Boden unſerer gegenwärtigen Geſellſchaft verdorrt. Merkwürdig iſt nur, 
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wie ungleich die beiden Arbeiten ſind: „Spießruten“ ein kleines Meiſterſtück, „Di 
Liebe des Dekorationsmalers“ eine mäßig geſchickte Schülerarbeit. Es iſt jeh 
intereſſant zu ſehen, wie Skitaletz in der erſten, wohl ſpäter entſtandenen Arbe 
alles kann, was er in der zweiten nur gewollt hat. Daß der Harfenſpiele 
Gavrila Petrowitſch ein Genie iſt, ſehen wir, daß der Maler Koſtowski eines ij 
müſſen wir glauben; der erſte geht an Zuſtänden, der zweite an einem Er 
eignis zu grunde, die erſte Geſchichte klingt harmoniſch aus, die zweite 
gewaltſam pointiert. Wer kritiſche Neigungen hat, wird nach Lektüre des kleine 
Buches ein Vergnügen daran finden, dieſen Vergleich weiter fortzuführen. f. 


SNN neee deere 


notizen. 


Die ſozialdemokratiſche Bewegung in Finland. Die neueſten Gewalttaten de 


| ruſſiſchen Deſpotismus, die in der Verbannung hochangeſehener finniſcher Bürge 


gipfeln, müßten, ſo ſollte man meinen, dazu angetan ſein, die Finländer aller G. 
ſellſchaftsſtände einander näher zu bringen. Zu einer Zeit, in der finniſches Reck 
und Geſetz mit Füßen getreten werden von den gewiſſenloſen Schergen un 
Soldknechten des Zarismus, könnte man erwarten, daß das finniſche Bürgertum b 
den Arbeitern und ihrer jungen aufſtrebenden Bewegung einen Stützpunkt ſuche 
würde, einen natürlichen Bundesverwandten gegen die Unterdrücker. Aber weit g 
fehlt. Die Intereſſengegenſätze zwiſchen Bürgertum und Arbeiterklaſſe auf wir 
ſchaftlichem Gebiet laſſen das erſtere vollſtändig ſeine politiſchen und intellektuelle 
Intereſſen vergeſſen, ja verleugnen, und es macht ſich bewußt zu Handlangern de 
Syſtems Bobrikow. In der Tat, wenn man als Unbeteiligter aus der Ferne d 
Vorgänge auf dieſem Gebiet betrachtet, kommt man gar zu leicht in Zweifel darübe 
welcher Feind für die Arbeiterklaſſe der ſchlimmere iſt, der ruſſiſche Scherge Bobrifo: 
oder der brutale Eigennutz des kapitaliſtiſchen Bürgertums Finlands. Wegen Tei 
nahme an gewerkſchaftlichen Organiſationen, ja gar an Verſammlungen werden fir 
niſche Arbeiter von finniſchen Arbeitgebern in der Zeit der wirtſchaftlichen Kris 
die in dem ohnehin armen Lande ganz beſonders verheerend wirkt, aufs Straßen 
pflaſter geſetzt, dem Hungertod oder dem Verbrechen anheimgegeben. Aber noch meh! 
trotz der ſtrengen Zenſur, der die Preſſe, die ſozialdemokratiſche in ganz befondere! 
Maße, unterworfen ift, verbieten finniſche Fabrikanten finniſchen Arbeitern do 
Leſen oder gar das Halten ſozialdemokratiſcher Zeitungen. Bobrikow begnügt fü 
damit, der Arbeiterpreſſe die Behandlung dieſer oder jener Frage zu unterjage 
die finniſchen Kapitaliſten indeſſen machen ihr den Garaus und unterſagen den A 
beitern, die Arbeiterpreſſe überhaupt zu leſen! 

Und dennoch geht die ſozialdemokratiſche Bewegung in Finland vorwärts. D 
Partei zählt trotz alledem jetzt 17000 Mitglieder. Sie gibt gegenwärtig drei tägliı 
erſcheinende Organe heraus, wovon das Zentralorgan „Työmies“ (Der Arbeite 
finanziell ſichergeſtellt iſt, ſo daß es jährlich einen wenn auch kleinen Überſchuß al 
wirft. Außerdem gibt die Partei noch ein Wochenblatt heraus und ein in ſchwediſch 
Sprache erſcheinendes Organ, das jetzt ca. 1500 Abonnenten zählt. Von der ſtrenge 
Zenſur, der dieſe Blätter unterworfen ſind, kann man ſich eine Vorſtellung machen 
wenn man bedenkt, daß es ihnen verboten iſt, die Fragen zu beſprechen, di 
auf dem dieſen Sommer ftattfindenden Parteitag zur Verhandlung gt 
langen ſollten. Immerhin dürfen fie aber unter dem Regime Bobrikows e! 
ſcheinen, während der finnländiſchen Bourgeoiſie auch das Erſcheinen der Arbeite 
preſſe zuviel iſt! E. B 
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Berlin, 10. Juni 1903, 

Wenige Tage noch, und die Wahlbewegung hat ihr Ende erreicht. Es iſt 
var nur ein vorläufiges Ende, denn wenn auch ſonſt vielleicht nichts, ſo 
ißt ſich doch dies mit Sicherheit vorherſagen, daß zahlreichere Stichwahlen 
attfinden werden denn je. Allein die Stichwahlen ſtehen unter weſentlich 
ideren Sternen als die allgemeinen Wahlen; man braucht ſie nicht abzuwarten, 
n ein zutreffendes Urteil über die diesmalige Wahlbewegung zu gewinnen. 
Was ſie äußerlich am auffallendſten von allen ihren Vorgängerinnen im 
eiche und im preußiſchen Staate unterſchied, das war die Reſerve, die ſich 
ie Regierung auferlegte. Es war keineswegs eine vollkommene Reſerve, 
umentlich nicht gegenüber der Sozialdemokratie; mögen die ſogenannten „maß⸗ 
benden Stellen“ ſich auch ſtillſchweigend geweigert haben, eine Parole gegen 
in Umſturz auszugeben, ſo ſind die Organe der Regierung doch viel zu ſehr 
€ den Kampf gegen dieſen Umſturz gewöhnt, als daß ſie davon hätten laſſen 
kmen. Auch riskierten ſie dabei nichts, denn ſoweit reicht die Neutralität der 
Ja Bülow⸗Poſadowsky nicht, um irgend eine ihr untergeordnete Inſtanz, die 
d: ſozialdemokratiſchen Agitation eins auszuwiſchen verſuchte, deshalb zu tadeln. 
Jer immerhin — für preußiſch⸗deutſche Verhältniſſe war die Reſerve der Re⸗ 
grung eine auffallende Erſcheinung und ſie iſt nicht ohne mancherlei Einfluß 
af den Gang der Wahlbewegung geblieben. 

Die Gründe dieſer Reſerve ſind bekannt genug und brauchen hier nicht 
Wderholt zu werden. Ihren Zweck hat ſie inſofern erreicht, als die Brot⸗ 
wcherer und Überzöllnerei dadurch bis zu einem gewiſſen Grade aufs Trockene 
getzt worden ſind. Dieſe Leute hatten ganz richtigen Inſtinkt, wenn ſie ihre 
eimtlichen Ziele unter einer allgemeinen, von der Regierung zu leitenden 
Szaliſtenhetze verſchleiern wollten; da ihnen das nicht gelungen iſt, waren ſie 
dcauf angewieſen, mit demagogiſchen Künſten zu arbeiten, die an ſich freilich 
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Sozialiſtenhetze hätte betrieben werden müſſen, aber die ganz und gar nicht 
geeignet waren, den Philiſter zu betören, der mit dem Schwingen des roter 
Lappens am Ende noch hätte vom Ofen gelockt werden können. Die oſtelbiſchen 
Junker, wie die ganze Brotwucherei, haben geringe Urſache, mit dieſer Wahl 
bewegung zufrieden zu ſein, und ihre Organe machen daraus auch kein Hehl 
Beſonders hat ſich auch der Bund der Landwirte keineswegs als die ſtark 
Macht gezeigt, die man in ihm zu ſehen gewohnt war; es iſt eben doch nu 
ein ſehr täuſchender Vergleich, wenn man ihn als eine der ſozialdemokratiſchen 
Partei ebenbürtige Organiſation hat hinſtellen wollen. Dazu fehlt ihm, vo 
allem anderen abgeſehen, jede Möglichkeit, die Maſſen zu elektriſieren, di 
man eben nur elektriſiert, wenn man ihre wirklichen Intereſſen vertreten kam 
und will. f 
Unter allen Herrſchaftsmitteln, womit die Maſſen über ihre wirklichen 
Intereſſen getäuſcht werden können, iſt die Religion immer noch das wir! 
ſamſte, und man muß geſtehen, daß dieſe Wahlbewegung noch nicht viel vo 
einer ernſthaften Erſchütterung der ultramontanen Machtſtellung verraten ha 
Das Zentrum hat ſich ſeine Poſition im Kampfe mit der Regierung geſchaffen 
und ſo hat die Reſerve der Regierung das Arbeiten der klerikalen Wah 
maſchinerie nicht gehemmt. Gewiß haben in dieſem Wahlkampf ſowenig w 
in früheren Anzeichen dafür gefehlt, daß der geprieſene „Turm des Zentrums 
ins Wanken geraten iſt, aber der Zerſetzungsprozeß der ultramontanen Part 
geht verzweifelt langſam vor ſich. Die nationalpolniſche Bewegung in Obe 
ſchleſien, gegen die der Breslauer Fürſtbiſchof eben einen als Hirtenbrief ve 
kleideten Wahlaufruf erlaſſen hat, der die Teilnahme an jener Bewegung m 
kirchlichen Straf⸗ und Zwangsmitteln bedroht — ein Verzweiflungscoup, d 
gerade in ſeiner moraliſchen Verwerflichkeit verrät, daß ſich das Zentrum 
dieſem Punkte wirklich bedroht fühlt — trifft immerhin nicht die Stelle, wo 
wirklich ſterblich iſt. Den Verluſt einiger polniſchen Mandate kann de 
Zentrum ertragen, aber was es nicht ertragen könnte, das wäre der Abfall d 
induſtriellen Arbeiterkreiſe, die noch zu ſeiner Fahne ſtehen. Wie weit de 
Zentrum in dieſem entſcheidenden Punkte zu wanken beginnt, wird erſt d 
Wahltag zeigen; die Wahlbewegung läßt darauf nur einen unſicheren Sl 
zu. Manchen erfreulichen Kundgebungen aus rheiniſchen Arbeiterkreiſen ſte 
die in ihrer Art bemerkenswerte Tatſache gegenüber, daß vor einigen Tag 
eine von mehreren Tauſend Zentrumswählern beſuchte Maſſenverſammlung 
Berlin ſtattfand, die für die hieſigen Wahlen natürlich ohne praktiſche Bedeutu 
iſt, aber doch einen auffallenden Beweis für die Zähigkeit der ultramontan 
Parteiorganiſation liefert. 4 
In ganz anderer Weiſe, als auf die ultramontane, hat die Reſerve d 
Regierung auf die liberale Partei gewirkt, oder richtiger auf die liberal 
Fraktionen. Man ſollte denken, daß in dieſer Wahlbewegung ihr Weizen te 
hätte blühen ſollen. Die unaufhörlichen Wahlniederlagen, die der Liberalism 
ſeit dreißig Jahren erlitten hat, ſind von ſeinen Hiſtorikern ſtets auf zwei 1 
ſachen zurückgeführt worden: teils auf den Druck des gouvernementalen Wa 
apparats, dem der liberale Spießbürger in all ſeiner politiſchen Zerbrechlicht 
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nun einmal nicht gewachſen ſei, teils auf „den Kampf gegen zwei Fronten“, 
den Kampf gegen rechts und links, der die ſonſt unerſchütterliche Phalanx des 
Liberalismus zwinge, ſich ſelbſt zu zerſplittern. Von dieſen beiden Urſachen 
‚fiel die erſte diesmal ganz fort; der Druck des gouvernementalen Wahlapparats 
hat ſich den liberalen Wählern in keiner Weiſe fühlbar gemacht. Die zweite 
aber fiel wenigſtens nach ihrer ſchwierigſten Seite hin fort; den „Kampf gegen 
links“ braucht der Liberalismus nicht zu führen, da die Sozialdemokratie ihren 
Vorſtoß gegen die Brotwucherer richtete und gar nicht daran dachte, dem Frei⸗ 
ſinn irgend ein Leid anzutun, weder dem um Richter, noch dem um Barth. 
Dieſen wackern Patrioten blieb alſo wieder nichts übrig als der Kampf gegen 
die Brotwucherer, den ſie Schulter an Schulter mit den Sozialdemokraten führen 
konnten, als den Kampf gegen jene oſtelbiſchen Junker, von denen der liberale 
Heldenmut ſchon vor dreißig Jahren zu renommieren wußte, daß ſie ohne den 
zu ihren Gunſten arbeitenden Wahlapparat der Regierung nicht eine Droſchke 
voll Abgeordneten in den Reichstag ſenden könnten. Bequemer, als dieſes⸗ 
mal, hat es der Liberalismus wahrlich noch nie gehabt, um ſeine politiſche 
Leiſtungsfähigkeit zu zeigen. | 
Wie er dieſe Probe beſtanden hat, brauchen wir unſeren Leſern nicht mehr 
ausführlich zu ſagen. Mehr als jede reaktionäre Partei gefielen ſich die um 
Richter in einem würdeloſen Gekeife gegen die Sozialdemokratie, während die 
um Barth es für paſſend hielten, eine herablaſſende Begönnerung der fozial- 
demokratiſchen Partei herauszuhängen, die für dieſe im Grunde viel ſchädigen⸗ 
der war, als die blödeſten Schimpfereien der „Freiſinnigen Zeitung“. Wir ſind 
jedoch weit entfernt, den tieferen Zuſammenhang der Erſcheinung über ihren 
abſtoßenden Symptomen zu verkennen. Wir wollen ſogar denen um Barth, 
ſowie Blättern wie dem „Berliner Tageblatt“ und der „Frankfurter Zeitung“ 
keineswegs den guten Willen abſprechen, ſich in ihrer Weiſe mit der Sozial⸗ 
demokratie anzufreunden. Je billiger man in dieſer Beziehung gegen ſie ver⸗ 
fährt, um ſo ſchärfer tritt die Unmöglichkeit einer liberal⸗ſozialdemokratiſchen 
Kompromißpolitik hervor. Man hat gut reden, daß man in praktiſchen Fragen 
Hand in Hand gehen könne; wenn nur nicht der prinzipielle Gegenſatz zwiſchen 
den Klaſſenintereſſen der Bourgeoiſie und des Proletariats ſich immer wieder 
in jeder praktiſchen Frage geltend machen würde! 
Ein ſchlagendes Beiſpiel dafür war der Streit um die Taktik, die gegen⸗ 
über neuen Handelsverträgen zu beobachten ſei. Gerade Blätter, wie das 
„Berliner Tageblatt“ und die „Frankfurter Zeitung“, jammerten wochenlang 
über den „verhängnisvollen taktiſchen Fehler“, den die ſozialdemokratiſche 
Fraktion begangen haben ſollte, indem ſie ſich von vornherein gegen neue 
Handelsverträge mit den Minimalzöllen des Zolltarifs feſtlegte, und als eine 
Außerung des Genoſſen Vollmar ihnen recht zu geben ſchien, zögerten ſie keinen 
Augenblick, den inneren Zwiſt, den ſie in der ſozialdemokratiſchen Partei ent⸗ 
deckt zu haben glaubten, nach ihren Kräften zu ſchüren. Inzwiſchen hat ſich, 
wie wir nicht anders erwarteten, die dem Genoſſen Vollmar untergelegte 
Außerung als unrichtig erwieſen; die ſozialdemokratiſche Partei iſt in dieſem 
Punkte vollkommen einig, und nun ziehen freilich jene Blätter die allzu früh 
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vorgeſteckten Fühlhörner zurück. Sie haben ihr Herz entdeckt und ſind, wie 
das „Berliner Tageblatt“, natürlich auch gegen neue Handelsverträge, die 
Herabſetzungen der proletariſchen Lebenshaltung herbeiführen können, oder geben, 
wie die „Frankfurter Zeitung“, die Parole aus: „Die Volkspartei iſt nicht unter 
allen Umſtänden für Handelsverträge, aber ſie iſt unter allen Umſtänden für 
gute und unter allen Umſtänden gegen ſchlechte Handelsverträge.“ Wir geben 
dem Organ der ſüddeutſchen Volkspartei ohne alle Umſtände zu, daß an der 
erſchöpfenden Klarheit dieſes Programms alle „Deutungs⸗ und Verdrehungs⸗ 
verſuche“ ſcheitern müſſen; ſeine verſöhnende Kraft erſtreckt ſich ohne Zweifel 
ſoweit, daß es nicht nur die ſüddeutſche Volkspartei, den norddeutſchen Freiſinn 
und die deutſche Sozialdemokratie, ſondern auch noch den Bund der Landwirte, 
die ultramontane Partei, die Antiſemiterei und Bauernbündlerei und ſo weiter 
in derſelben geſchloſſenen Sturmkolonne einigen kann. | 

Wenn diefe Wahlbewegung etwas gezeigt hat, jo iſt es die innere Un⸗ 
möglichkeit jener kraftloſen Politik, die das klaſſenbewußte Proletariat als 
linken Flügel an die bürgerliche Oppoſition angliedern will. Ein Glück, daß 
dieſe Politik nicht den geringſten Schatten in die ſozialdemokratiſche Wahl⸗ 
agitation geworfen hat! Sie iſt mit unermüdlicher Ausdauer und Energie 
geführt worden, mit einer um ſo rühmlicheren Konſequenz, als dieſesmal bis 
zu einem gewiſſen Grade der aufſtachelnde Druck des gouvernementalen Wahl⸗ 
apparats gefehlt hat. Es iſt ein Beweis für die politiſche Reife der Partei, 
daß ſie gar nicht jener Krücken bedarf, denen gerade ihre verſtändigeren Gegner 
ſo gern ihre wachſenden Erfolge zuſchreiben, daß ſie nicht erſt in der Notwehr 
eine bewundernswerte Kraft entfaltet, ſondern daß ihr die klare Erkenntnis 
ihrer Ziele die höchſte Begeiſterung und Tatkraft verleiht. 

Möglich, daß der 16. Juni nicht alle Erwartungen erfüllt, die heute in 
ihren Reihen gehegt werden; ihr weltfreudiger Optimismus, der ein weſent⸗ 
lichſtes Element ihrer Siege iſt, mag ſie auch wohl einmal zu überſchwenglichen 
Hoffnungen verleiten. Aber ſie ſteht vor einem großen Tage der Ernte, und 
wenn ſie nicht alle Kränze erringen mag, um die ſie wirbt, ſo wird doch jeder 
Erfolg, den ſie erringt, eine Frucht ihrer unermüdlichen Arbeit ſein. 


Dodd N O SOLAS 


6roß- und Kleinbetrieb in der Landwirtſchaft. 
Von Guſtar Bang. 


Die in Dänemark wie in den meiſten anderen Ländern außerordentlich 
brennende Frage der verſchiedenen Struktur und Rentabilität des landwirtſchaft⸗ 
lichen Groß- und Kleinbetriebs iſt durch eine eingehende Analyſe der jetzigen 
däniſchen Landwirtſchaft ihrer Löſung näher gebracht. Der Verfaſſer iſt ein 
hervorragender Statiſtiker und zugleich mit der praktiſchen Landwirtſchaft aufs 
genauſte vertraut, konnte alſo unter ganz beſonders günſtigen Vorausſetzungen 
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an eine ſolche Unterſuchung herangehen, und fein Buch bringt auch eine Fülle 
von neuen Daten, die den Stand der agrikulturellen Produktion von allen 
Seiten aus beleuchten. Seine Hauptquelle iſt das im Statiſtiſchen Bureau be- 
findliche Urmaterial zweier offizieller Erhebungen, die eine von 1896 über die 
Benutzung des Areals, die andere von 1898 über die Viehzucht. Aus den Er⸗ 
gebniſſen hat er die auf acht größere Diſtrikte bezüglichen herausgewählt, die 
von der verſchiedenſten Bodenbeſchaffung, dem verſchiedenſten Kulturniveau und 
in verſchiedenſten Gegenden des Landes belegenen ſind. Die Betriebe dieſer 
Diſtrikte, im ganzen faſt 28000, hat er nach der Größe ihres Areals eingeteilt und 
für die einzelnen Größenklaſſen die Anwendung des Areals und die Zuſammen⸗ 
ſetzung des Viehbeſtandes bis in die feinſten Details unterſucht. Gegen die 
Schlüſſe, die er daraus zieht, können zwar manche Bedenken erhoben werden; aber 
die ſorgfältige Art, in der er das ganze Rieſenmaterial zuſammenfaßt — genau 
die Hälfte des Buches beſteht aus Tabellen — ſetzt uns in Stand, in allen 
Punkten ſein Vorgehen zu kontrollieren und uns ein ſelbſtändiges Urteil zu bilden. 
In Anbetracht der hohen Wichtigkeit der Frage wird ein kurzes Reſumee 
der Hauptergebniſſe auch für ein nichtdäniſches Publikum von Intereſſe ſein. 
Es handelt ſich natürlich nur um die bezeichnendſten Tatſachen und beſonders 
um ſolche, in denen wir allgemeine Symptome der modernen landwirtſchaft⸗ 
lichen Entwicklung zu vermuten berechtigt ſind. 
Um größere Überfichtlichkeit zu erlangen, haben wir die Ergebniſſe ſtark zu⸗ 
ſammengezogen. Erſtens haben wir die lokale Spezifizierung aufgegeben und 
das Material für das ganze Land zuſammengezogen, was wohl berechtigt ſein 
wird, eben weil die acht auserleſenen Örtlichkeiten alle Verſchiedenheiten des 
Landes repräſentieren. Zweitens haben wir auch die Klaſſifizierung nach der 
Größe weſentlich eingeengt. Der Verfaſſer teilt ſämtliche Betriebe in 16 Klaſſen, 
mit den ganz winzigen, unter /s „Tönde Land“ (kaum ½4 Hektar; 1 Tönde 
Land = 0,552 Hektar) anfangend und dann beſtändig die Differenz verdoppelnd, 
% bis ½, ½ bis ½, ½ bis 1, 1 bis 2 Tönde Land u. ſ. w. bis zur höchſten 
Klaſſe mit 2048 bis 4096 Tönde Land. Unſerem Zwecke genügt es völlig, 
wenn wir ſtatt dieſer 16 Gruppen nur 5 haben, mit 1, 8, 32 und 128 Tönde 
Land als Grenzen. Sie werden dann ziemlich genau einer Verteilung von 
„unter / Hektar“, „½ bis 4½ Hektar“, „4½ bis 18 Hektar“, „18 bis 71 Hektar“, 
‚über 71 Hektar“ entſprechen. Wir führen im folgenden die ſtatiſtiſchen Er- 
gebniſſe in dieſer Reihenfolge an, ſtets von den kleineren Betrieben zu den 
größeren gehend. 
Die Verteilung der Betriebe auf die 5 Größenklaſſen iſt die folgende: 
238,9 — 23,2 — 217 — 2,3 Prozent. Die weitaus größte Menge 
deſteht alſo aus Klein- und Mittelbetrieben; der Großbetrieb nimmt nur einen ge⸗ 
ingen Platz ein. Die Verteilung des geſamten Gebiets iſt aber eine ganz andere: 
„3 — 4,2 — 16,4 — 52,6 — 26,6 Prozent. Hier kehrt ſich das Verhältnis 
im; der größere Betrieb iſt in den Vordergrund getreten. Die Betriebe mit 
nehr als 18 Hektar, die kaum ein Viertel aller ſind, umfaſſen faſt vier Fünftel 
es geſamten Areals. Der Unterſchied iſt beachtenswert. Von dem Standpunkt 
er Betriebe und der Perſonenzahl aus geſehen, iſt der Kleinbauer der domi⸗ 
ierende Typus der däniſchen Landwirtſchaft, von dem Standpunkt des Areals 
nd des Beſitzes aber der Großbauer. 
Von dem geſamten Grund und Boden wird ein Teil von Gebäuden und 
Yofraum in Anſpruch genommen, und zwar ein um ſo größerer, je kleiner der 
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Betrieb iſt. Natürlich iſt das dazu benutzte Gebiet abſolut viel größer in den 
großen als in den kleinen Wirtſchaften; es beträgt durchſchnittlich 244 — 494 — 
947 — 2100 — 5448 Quadratmeter; relativ aber macht es einen ſtets ſinkenden 
Bruchteil des Areals aus: 21,3 — 2,1 — 1,0 — 0,6 — 0,4 Prozent. Dieſe 
Stufenfolge gibt eine Vorjtellung von der grenzenloſen Verſchwendung, die die 
jetzige planloſe Zerſplitterung des landwirtſchaftlichen Betriebs veranlaßt. 

Eine Vorſtellung von der dem heutigen Großbetrieb eigenen Verſchwendung 
bekommt man hingegen, wenn man die Verwertung des übrigen Areals betrachtet. 
Während die Wieſenfläche, die übrigens nur von geringer Bedeutung iſt, von der 
einen Größenklaſſe zur anderen im fortwährenden Steigen begriffen iſt: 0,7 — 
2,4 — 3,9 — 5,0 — 5,6 Prozent des Geſamtareals, bewegt ſich dagegen die als 
Ackerland benutzte Fläche in entgegengeſetzter Richtung. Von den allerkleinſten 
Betrieben abgeſehen, die kaum den eigentlichen landwirtſchaftlichen anzurechnen 
ſind, iſt ſie im fortwährenden Sinken begriffen: 29,5 — 88,2 — 85,0 — 79,1 — 
52,3 Prozent. Die Urſache iſt in den ausgedehnten Wäldern und unbenutzten 
Heideflächen, die beſonders in den größeren Betrieben vorkommen, zu ſuchen. 
Aber die unbenutzten Flächen der letzteren Art ſind mit nichten alle unbenutzbar; 
aus den Zahlen des Verfaſſers geht hervor, daß von je 1000 Hektar des Ge⸗ 
ſamtareals die Zahl der öden Strecken, die zu Wieſe oder Ackerland geeignet 
find, beträgt: 0 — 5 — 14 — 30 — 97. Der Unterschied ift charakteriſtiſch. 
Während der Kleinbauer jede Scholle feines Bodens verwertet, liegt in den 
großen Betrieben unter der Herrſchaft des Privateigentums am Boden faſt ein 
Zehntel des Gebiets öde, obwohl es ſich leicht in fruchtbaren Boden ver⸗ 
wandeln ließe. 

Derſelbe Unterſchied tritt klar vor die Augen, wenn man den verſchiedenen 
Benutzungsgrad des Ackerlandes betrachtet. An dem Tage der Zählung (15. Juli 
1896) waren vom geſamten Ackerareal beſäet: 81,8 — 62,0 — 58,0 — 55,2 
50,1 Prozent; die übrigen Teile lagen als Brachfelder oder Grasfelder. Die 
Wechſelwirtſchaft, die, ſoweit möglich, alles Areal jahraus jahrein durch plan⸗ 
mäßige Reihenfolge der angebauten Pflanzen ausnützt und die dem Boden ger 
raubte Kraft durch rationelle Düngung erſetzt, iſt umſomehr durchgeführt, je 
kleiner der Betrieb iſt. Dieſe intenſive Betriebsweiſe bildet den Hauptvorzug 
des Kleinbauern, ſoweit es den eigentlichen Ackerbau betrifft. Auf jedem Hektar 
Ackerland erntet er um ſoviel mehr, als er an Brachkultur erſpart. Dagegen 
muß die vielverbreitete Anſicht, daß der Boden in den Kleinbetrieben 
einen größeren Ertrag abwirft als in den Großbetrieben, den 
Mythen angerechnet werden. In 559 Betrieben mit unter und 119 mit über 
50 Tönde Land (27⅛ Hektar) war im Jahre 1895 die durchſchnittliche Ernte 
pro Hektar Getreideareal faſt genau die gleiche, ſogar ein wenig höher in den 
größeren als in den kleineren Betrieben. 

Die größere Anpaſſungsfähigkeit der Kleinbetriebe an die Richtung der 
Entwicklung, welche die Landwirtſchaft in manchen Gegenden Europas ein⸗ 
ſchlägt, iſt auch in der durchaus verſchiedenen Verwertung des Bodens an den 
einzelnen Kulturpflanzen wahrzunehmen. Die ökonomiſche Lage der däniſchen 
Landwirtſchaft, die vorwiegend auf der Produktion von Butter, Fleiſch und Eiern 
baſiert, drängt natürlich den Körnerbau in den Hintergrund und macht es vor⸗ 
teilhafter, ſich dem Bau von Futterrüben zu widmen. Die durchſchnittliche 
Jahresernte von Futterrüben betrug in dem Jahrfünft 1876/1880 5 Millionen 
Tonnen, 1881/1885 12 Millionen Tonnen, 1886/1890 20 Millionen Tonnen, 
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1891/1895 29 Millionen Tonnen, 1896/1900 33 Millionen Tonnen und ſtieg im 
Jahre 1901 auf 62 Millionen Tonnen. Dagegen hat ſich die Getreideproduktion 
ziemlich ſtationär gehalten, und beſonders iſt die unter den gegebenen Umſtänden 
am wenigſten einbringende, die Weizenproduktion, merkbar zurückgegangen. In 
dieſer Entwicklung hat ſich der Kleinbauer mobiler als der Großbauer gezeigt, 
wozu weſentlich beitrug, daß er von den Anſprüchen an Saiſonarbeit, die in 
der Rübenproduktion beſonders groß iſt, weniger bedrückt wird; er ſelbſt mit 
Frau und Kindern iſt im ſtande, die Arbeit zu verrichten, während der Groß— 
bauer erſt einen regelmäßigen Import von polniſchen Wanderarbeitern organi⸗ 
ſieren muß. 

Von je 100 Hektar des beſäten Areals ſind in den fünf Größenklaſſen mit 
Futterrüben beſtellt: 8,5 — 8,5 — 6,4 — 5,6 — 5,5 Hektar. Auch die Stufen⸗ 
olge in der Kartoffelproduktion iſt äußerſt charakteriſtiſch: 24,4 — 4,6 — 3,6 — 
2,2 — 1,9 Prozent. Dagegen beträgt die Kornfläche in Prozent des beſäten Ge⸗ 
gets: 51,4 — 75,7 — 83,2 — 84,3 — 83,1. Der kleine Rückgang in der höchſten 
Brößenklaſſe iſt der Produktion von Zucker⸗ und Zichorienrüben zuzuſchreiben, 
die ganz kapitaliſtiſch betrieben wird und dem Großbetrieb weit mehr als dem 
Mittelbetrieb angehört; in den zwei Provinzen, in denen dieſe Kultur von 
Wichtigkeit iſt, beträgt die dazu angewendete Fläche in Prozent der Anbau⸗ 
läche: 16,3 — 7,1 — 4,6 — 6,8 — 14,6. Intereſſant iſt ferner ein Vergleich 
wiſchen den verſchiedenen in den kleineren und den größeren Betrieben ge— 
guten Getreidearten, beſonders zwiſchen Weizen und Gerſte. Wie oben gejagt, 
utſpricht der Weizen am wenigſten der ganzen ökonomiſchen Struktur des 
andes; dagegen paßt die Gerſte am beſten zu den Verhältniſſen und iſt dem 
zandwirt vorteilhafter. Nun findet ſich aber auf je 100 Hektar Gerſtenfläche 
— 7 — 12 — 19 — 27 Hektar Weizenfläche. 

Wo es ſich um Meliorierungen handelt, die an Kapitalanwendung Anſpruch 
tellen, iſt der Großbetrieb im Vorteil. Beiſpiele ſind die Drainierung und die 
Nergelung. Von je 100 Hektar der Anbaufläche ſind drainiert 11,8 — 18,6 — 
0,86 — 30,1 — 34,7 Hektar und gemergelt 11,0 — 33,5 — 48,2 — 59,3 — 66,3. 

Noch gewaltiger als im eigentlichen Ackerbau erſcheint der Unterſchied zwiſchen 
er Intenſivität des Kleinbetriebs und der Extenſivität des Großbetriebs, wenn 
ian die Daten betrachtet, die ſich auf die Viehhaltung, die eigentliche Baſis 
er däniſchen Landwirtſchaft, beziehen. Der Kleinbauer hat ſeine Viehzucht faſt 
anz vom Areal losgelöſt und fie als eine mobile, von den örtlichen Verhält⸗ 
iſſen unabhängige Induſtrie organiſiert. Seine Beſtrebungen gehen darauf 
us, ſoviel Vieh wie möglich zu halten; ſein eigener Boden reicht bei weitem 
icht hin, um das Futter zu verſchaffen; er muß es zum größten Teile anderswo 
zufen. Die Erweiterung feines Betriebs wird in den meiſten Fällen in der 
keuanſchaffung einer Kuh, eines Schweines oder einiger Hennen beſtehen. Korn, 
Rats, Olkuchen u. ſ. w. ſind ſeine Rohſtoffe, Butter, Fleiſch, Eier die fertigen 
krodukte, die er auf dem Markte verkauft und aus denen er feinen Gewinn 
nheimſt. In Wirklichkeit iſt gar kein eigentlicher Zuſammenhang da zwiſchen 
ee und Viehbeſtand, der letztere ſcheint ſich faſt ins Unendliche vermehren 
können. 

Man ſieht es deutlich an der verſchiedenen Zahl der Kühe, der wichtigſten 
utztiere, in den einzelnen Größenklaſſen. Wenn man von den allerwinzigſten 
ſetrieben abſieht, wo ſich die Zucht von Großvieh ſchon wegen Raummangels 
t von ſelbſt verbietet, findet man ein ſtetiges Sinken von der einen Klaſſe 
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zur anderen. Auf je 100 Hektar der Geſamtfläche kommen 63,6 — 75,5 — 
43,6 — 31,0 — 19,3 Kühe. Der Kleinbauer hält auf demſelben Gebiet faſt 
viermal ſoviel Kühe als der Großbauer. Noch ſchärfer ausgeprägt iſt die 
Stufenfolge in der Schweinezucht, der nächſtwichtigen däniſchen Viehkultur; 
569,6 — 90,6 — 46,8 — 34,2 — 17,5 Schweine pro 100 Hektar. Und ganz 
exorbitant wird der Unterſchied, wenn wir uns zum Kleinvieh wenden, beſonders 
zu den für den landwirtſchaftlichen Export ſo wichtigen Hühnern; hier iſt die 
Zahl pro 100 Hektar 17595,0 — 1148,4 — 360,3 — 176,8 — 45,9; das 
heißt, daß dieſe Kultur unter den Zwerghäuslern (Klaſſe 1) faſt 400 mal, unter 
den größeren Häuslern (Klaſſe 2) 25 mal ſo ſtark repräſentiert iſt als unter 
den Großbauern. Auch die Zucht von Enten, Gänſen und Bienen iſt über⸗ 
wiegend in den Kleinbetrieben vorhanden; man zählte pro 100 Hektar 670,9 — 
51,0 — 27,6 — 20,3 — 6,7 Enten, 67,3 — 94 — 1,8 36209 Gänſe, 
228,0 — 15,8 — 4,4 — 1,7 — 1,2 Bienenkörbe. Das Gleiche gilt für die 
Schafzucht, die übrigens ſtark in ihrer Bedeutung zurückgeht; die Zahl der 
Schafe war 287,9 — 48,3 — 41,3 — 28,7 — 12,2. 

In dieſer intenſiv getriebenen Viehzucht liegt der große Vorteil des Klein⸗ 
und teilweiſe auch des Mittelbetriebs dem jetzigen Großbetrieb gegenüber. 
Wenn aber allgemein von den Vorkämpfern des Kleinbetriebs behauptet wird, 
daß das Vieh der Kleinbauern ergiebiger iſt als das der größeren Landwirte, 
und daß namentlich die Milchmenge jeder Kuh eine größere iſt, ſo fehlt dieſer 
Behauptung nach genauen Unterſuchungen des Verfaſſers jeder Grund. Die 
rationellere Wartung in den Großbetrieben ſcheint die größere Sorgfalt in den 
Kleinbetrieben aufzuwiegen. 8 | 

Dagegen treten bei der anderen Klaſſe der landwirtſchaftlichen Nutztiere, 
den Zugtieren, wieder die dem Kleinbetrieb innewohnenden Schäden in aus⸗ 
geprägter Geſtalt zu tage. Auf dieſem Gebiet zeigt ſich am deutlichſten die 
Verſchwendung von Werten, die durch die Bodenzerſtücklung veranlaßt wird. 
Der Großbauer kann ſeinen Acker mit einer relativ viel kleineren Zahl von 
Pferden beſtellen — und zwar, wie der Verfaſſer zeigt, ebenſo gut und ſorg⸗ 
fältig beſtellen — wie der Kleinbauer. Die überſchüſſige Menge von Pferden 
in den Kleinbetrieben iſt reine Verſchwendung, und eine Verſchwendung von 
enormer Größe. Es finden ſich auf je 100 Hektar der als Wieſe und Acker⸗ 
land berechneten Fläche an Arbeitspferden (alſo von Luxuspferden, Zucht⸗ 
hengſten und Fohlen abgeſehen) 317,3 — 14,8 — 15,4 — 11,0 — 7,4 Pferde. 
Die große Zahl in der allerunterſten Klaſſe mag trügeriſch ſein und davon 
herrühren, daß viele der Beſitzer mehr Handwerker, Kaufleute, Fuhrleute u. ſ. w. 
ſind, als eigentliche Landwirte; wir werden daher von dieſer Klaſſe abſehen, 
Von der zweiten zur dritten Gruppe zeigt ſich eine Steigerung, die teils von der 
in gewiſſen Gegenden des Landes bei kleinen Gütern ſehr üblichen Benutzung 
der Milchkühe als Spannvieh herrührt — auf je 100 Hektar Wieſe und Acker 
findet man durchſchnittlich 0,8 — 3,5 — 0,6 — 0,0 — 0,0 als Zugtiere be 
nutzte Kühe — teils aber und zwar am weſentlichſten von dem Umſtand, daß 
viele der Zwergbauern nicht ein eigenes Pferd zu halten vermögen, ſondern 
die Zugkraft von den Großbauern um teures Geld oder einen ausſaugenden 
Frondienſt mieten. Von der dritten Klaſſe ab zeigt ſich ein raſches Sinken 
Der mittlere und beſonders der kleinere Bauer iſt genötigt, einen größeren 
Beſtand an Arbeitspferden zu halten, als ſein Betrieb eigentlich fordert, 
Nehmen wir an, was wir zweifellos mit vollem Rechte tun können, daß die 


4 


Guſtav Bang: Groß- und Kleinbetrieb in der Landwirtſchaft. 329 


vorhandene Pferdezahl der Großbetriebe alle Forderungen der Agrikultur völlig 
befriedige, jo wären dann von den 28648 Arbeitspferden, die ſich in den Klein⸗ 
Rund Mittelbetrieben mit bis 71 Hektar finden, 11246 oder faſt 40 Prozent 
als überflüſſig zu betrachten; das heißt, 6 Pferde könnten dieſelbe Arbeit ver— 
richten, zu der jetzt 10 in Anſpruch genommen werden. Dieſelbe Verſchwendung 
zeigt ſich in der Zahl der Arbeitswagen; es gibt von dieſen pro 100 Hektar 
Wieſe und Ackerland 153,5 — 14,2 — 16,7 — 9,8 — 5,3, was einer Verſchwen⸗ 
dung von 54 Prozent in den Betrieben mit / bis 71 Hektar entſpricht. Übrigens 
beſteht ein höchſt charakteriſtiſcher Unterſchied in der Zuſammenſ etzung des Pferde⸗ 
beſtandes der größeren und der kleineren Betriebe. Von je 100 Arbeitspferden 
ſind Kleinpferde, ſogenannte „Ruſſen“, 17,0 — 25,5 — 17,4 — 2,7 — 2,95 
auch ſind die Altersverhältniſſe überaus ungleich: von je 100 Arbeitspferden 
ſind mehr als elf Jahre alt 46,9 — 49,0 — 36,4 — 32,7 — 33,5. Die Hälfte 
der Häusler müſſen ſich alſo mit alten, abgerackerten Pferden begnügen, die 
eine nur ungenügende Arbeit zu verrichten vermögen; zwar iſt die Kaufſumme, 
die zu verzinſen iſt, eine niedrige, aber die Ausgaben für die Fütterung ſind 
unverhältnismäßig groß. 
Schließlich hat Jenſen den Verſuch gemacht, die Rentabilität der Land- 
wirtſchaft in den verſchiedenen Betrieben ſtatiſtiſch feſtzuſtellen. Es können gegen 
eine ſolche Durchſchnittsberechnung Bedenken erhoben werden; man iſt auf 
Schätzungen angewieſen, und die Tragweite eines Fehlers in den Voraus— 
ſetzungen kann in den Endergebniſſen ſehr erheblich fein. Jedoch ſcheinen die 
Reſultate Jenſens annähernd genau zu ſein. Er hat ſich überall, wo eine offizielle 
Statiſtik vorhanden war, an dieſe gehalten, und wo ſie fehlte, in den ſorg⸗ 
fältigſten Privaterhebungen und in den Angaben einer großen Zahl praktiſcher 
Landwirte Anhaltspunkte geſucht. Wenn auch die Ergebniſſe auf abſolute Ge⸗ 
nauigkeit nicht Anſpruch machen können, ſcheinen ſie doch die Wirklichkeit in 
ziemlich richtigen Zügen wiederzuſpiegeln. 
Der Verfaſſer hat dieſe Unterſuchung für zwei getrennte Teile Dänemarks 
angeſtellt, ſolche mit guter Bodenbeſchaffenheit (die Inſeln und das öſtliche 
Jütland) und ſolche mit ſchlechter (das mittlere und weſtliche Jütland). Für 
jeden dieſer Teile hat er drei „Normalbudgets“ berechnet, die ſich auf einen 
Kleinbetrieb mit 10 Tönde Land (etwa 5¼ Hektar), einen Mittelbetrieb mit 
100 Tönde Land (55 Hektar) und einen Großbetrieb mit 1000 Tönde Land 
(552 Hektar) beziehen. 
Der Nettoüberſchuß in Geld und Naturalien (abzüglich Ausgaben für 
Arbeitslohn, für Erneuerung und Verſicherung der Gebäude und Geräte, aber 
ohne Rückſicht auf Steuern und Hypothekenzinſen) beträgt in jeder der drei Wirt⸗ 
ſchaften auf gutem Boden 747 bezw. 5285 und 50980 Mark, auf ſchlechtem 
476 bezw. 1398 und 11989 Mark. Rechnet man dazu die jährlich erſparte 
Hausmiete, die auf 5 Prozent des Preiſes des Wohnhauſes veranſchlagt wird, 
ſo ergibt ſich als Geſamtüberſchuß auf gutem Boden 873 bezw. 5911 und 
54328 Mark, auf ſchlechtem 552 bezw. 1695 und 14358 Mark. Wie man 
ſieht, iſt der Unterſchied zwiſchen der Ergiebigkeit des Groß⸗ und des Mittel: 
betriebs unbedeutend; dagegen ragt der Kleinbetrieb ſehr empor; die Netto- 
ausbeute pro Hektar iſt auf dem guten Boden mehr als 60, auf dem ſchlechten 
faſt 300 Prozent höher als in den Großbetrieben. Stellt man dieſen Überſchuß 
m Vergleich mit den durchſchnittlichen Kaufpreiſen der Betriebe, die nach der 
Iffiziellen Statiſtik 9608 — 62075 — 560478 bew e 2298 
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196 101 Mark betragen, wird man finden, daß ſich die Betriebe auf dem guten 
Boden mit 9,1 bezw. 9,5 und 9,7, auf dem ſchlechten mit 14,7 bezw. 7,5 und 
7,3 Prozent rentieren. 

Um aber den Überſchuß herauszufinden, der wirklich den Landwirten zu⸗ 
fließt, müſſen wir auch die Ausgaben für Verzinſung der Hypothekarſchulden 
und Bezahlung der Steuern in Betracht ziehen. Es beläuft ſich nach der offf⸗ 
ziellen Statiſtik die hypothekariſche Schuld in den unterſuchten Größenklaſſen 
von Betrieben auf 37 — 60 — 72 bezw. 40 — 50 — 68 Prozent des ge 
ſamten Kaufpreiſes oder, in abſoluten Ziffern, 3536 — 36995 — 404668 
bezw. 1487 — 11253 — 133349 Mark. Die Verzinſung mit 4 Prozent wird 
alſo 141 — 1480 — 16187 bezw. 60 — 450 — 5334 Mark jährlich betragen. 
Die Grundſteuerlaſt kann zu 65 — 673 — 5976 bezw. 23 — 227 — 1925 Mark 
veranſchlagt werden. Werden dieſe Ausgaben, die ihrer Natur nach ganz den 
Betriebskoſten angehören, in Abzug gebracht, ſo bleiben übrig: in den Klein⸗ 
betrieben 667 bezw. 469 Mark, in den Mittelbetrieben 3758 bezw. 1018 Mark 
und in den Großbetrieben 32165 bezw. 7099 Mark. 

Dies Reſultat iſt für die Bewunderer des kleinbäuerlichen Betriebs wenig 
erbaulich! Zwar zeigt das ganze Buch, wie der Kleinbauer, durch die intenſipſte 
Kultivierung des Bodens und die ſorgfältigſte Ausnutzung jeder Möglichkeit, 
die Ergiebigkeit des Betriebs weit über die des größeren Betriebs zu ſteigern 
verſteht. Im Verhältnis zur Fläche ſeines Beſitzes kann er viel mehr als der 
Großbauer einheimſen. Daß dies durch einen enormen Aufwand von Arbeits⸗ 
kraft der ganzen Familie erreicht wird, weiß jeder, der mit den ländlichen Ver⸗ 
hältniſſen ein wenig vertraut iſt. Und ſein Ergebnis? Ein Einkommen von 
470 bis 670 Mark im Jahre, darunter alle Naturalnießungen miteinbegriffen, 
eine ökonomiſche Lage, die ihn vor die Wahl ſetzt, entweder zu verelenden oder 
ſich als Tagelöhner, als Handwerker oder dergleichen ein Nebeneinkommen zu 
verſchaffen, das heißt die Abrackerung noch weiter zu ſpannen. 

Die bürgerliche Demokratie, die die Förderung des kleinbäuerlichen Betriebs 
— mit oder ohne Benutzung des georgiſtiſchen Rezeptes — als Heilmittel aller 
ſozialen Schäden anpreiſt, ſteht einem unlösbaren Dilemma gegenüber. Die 
weitere Zunahme ſolcher Kleinbetriebe, die kaum den Familien die Exiſtenz 
ſichern, bedeutet zwar eine Steigerung der intenſiven Agrikultur und ſomit der 
Ergiebigkeit des Geſamtbodens des Landes, aber gleichzeitig eine Vermehrung 
des in den kümmerlichſten Verhältniſſen lebenden Landproletariats. Eine Ver⸗ 
größerung der einzelnen Betriebe würde zwar die Lage der betreffenden Volks; 
klaſſe erhöhen, zur gleichen Zeit aber den Bodenertrag ſchmälern, weil die Inten⸗ 
ſwität und damit die Ergiebigkeit mit der ſteigenden Betriebsgröße in rapidem 
Sinken begriffen ſind. Von der Kooperation können wenig Fortſchritte, die über 
die jetzigen hinausgehen, erwartet werden. Eine wirkliche Löſung der Frage 
vermag nur der Sozialismus zu bringen. 

Die ökonomiſchen Bedingungen der Landwirtſchaft bereiten dem Sozialismus 
den Boden. Und die praktiſche Tätigkeit der ſozialdemokratiſchen Partei, die 
Agitation, der Kampf gegen den Militarismus und den Zollwucher, das Ringen 
um ſoziale Reformen und die politiſchen und bürgerlichen Rechte der Armen 
bricht unſeren Anſchauungen Bahn auch auf dem flachen Lande. 
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der Arbeitsvertrag. 
Don With. Liebknecht. 


Die klaſſiſche politiſche Okonomie hat zweifellos in der Zergliederung des 
eſellſchaftlichen Produktionsmechanismus, in dem theoretiſchen Begreifen der 
woßen wirtſchaftlichen Zuſammenhänge ganz Außerordentliches geleiſtet. Dennoch 
eidet ſie, wie jene ganze Zeit, unter einem großen Mangel an hiſtoriſchem 
Viſſen und hiſtoriſchem Verſtändnis. Man ſieht dies an der Naivität, mit 
er fie die ihr bekannten, von ihr erforſchten, wirtſchaftlichen Erſcheinungen und 
zeſetze als abſolut giltige und notwendige betrachtet. Zwar ſprechen die be— 
veffenden Okonomen nicht ſelten beiſpielsweiſe von Urzuſtänden, wo andere 
oirtichaftliche Bedingungen beſtanden, aber die Erkenntnis, daß ſich durch einen 
ahrtauſendelangen hiſtoriſchen Prozeß aus dieſen Urzuſtänden die moderne 
Virtſchaftsform entwickelt hat, die genaue Kenntnis früherer Wirtſchaftsformen, 
ei es europäiſcher, ſei es orientaliſcher, war ihnen durchaus fremd. Niemals 
onnte von ihnen daher auch der Verſuch gemacht werden, die geſchichtlich auf— 
inanderfolgenden Wirtſchaftsformen in ihren charakteriſtiſchen Unterſchieden zu 
eſtimmen. Heute, wo uns ein ganz anderes hiſtoriſches Material zur Ver⸗ 
ügung ſteht und hiſtoriſches Denken das Kennzeichen der Zeit geworden iſt, 
ollte man erwarten, daß in der Wiſſenſchaft eine gewiſſe Einigkeit über die 
zinteilung und das Weſen der verſchiedenen Wirtſchaftsformen beſtände. Tat⸗ 
ächlich aber iſt dies keineswegs der Fall. Die einen begnügen ſich noch immer 
git der alten Liſtſchen oder der Hildebrandſchen Einteilung, andere gehen 
us von der Entwicklung der geſellſchaftlichen Arbeitsteilung und des mit dieſer 
orreſpondierenden Güterumlaufs, das heißt des Weges, den ein Gut vom 
Zeginn feiner Produktion bis zu feiner endgültigen Konſumtion zurückzulegen 
at. Eine dritte Richtung ſchließlich charakteriſiert und unterſcheidet die Wirt⸗ 
chaftsformen nach der in ihnen vorherrſchenden Form der materiellen Produktion, 
oweit dieſe durch die Produktionsverhältniſſe beſtimmt wird. Hiernach werden 
ier Produktionsweiſen unterſchieden: aſiatiſche, antike, feudale und modern 
ürgerliche oder kapitaliſtiſche. 

Die drei erſten dieſer Produktionsweiſen haben — bei aller ſonſtigen Ver⸗ 
Hiedenheit — das Gemeinſame, daß fie auf unfreier Arbeit beruhten, entweder 
uf unfreier Arbeit rechtlich unfreier Perſonen (Sklaverei, Leibeigenſchaft, Guts⸗ 
errſchaft) oder auf unfreier Arbeit rechtlich freier Perſonen (Grundherrſchaft). 
dieſe unfreie Arbeit war die Regel, fie war aber nicht ausſchließlich herrſchend, 
m wenigſten auf den primitiveren Stufen dieſer Produktionsweiſen. So wiſſen 

ir zum Beiſpiel, daß die Wirtſchaft der Griechen und Römer vor der Aus⸗ 
ildung der großen Sklavenbetriebe in nicht geringem Umfang ein freies Ge: 
derbe kannte, welches erſt durch die immer zunehmende Zahl der Sklaven mehr 
d mehr verdrängt wurde. Allerdings davon, daß jemals in größerer Anzahl 
echtlich freie Arbeiter zu einem Betrieb vereinigt worden wären, kann für keine 
zeit des Altertums die Rede ſein. 

Auf den entwickelten Stufen der antiken Volkswirtſchaft findet natürlich der 
lrbeits vertrag keine Stätte, es herrſcht vielmehr der Arbeitszwang; die un⸗ 
deie Arbeit ſchließt ſchon ihrem Begriff nach einen Arbeitsvertrag aus. Wo 
ber dennoch ein Arbeitsvertrag vorkommt, da iſt es gewöhnlich ein ſolcher, 
en ein Sklavenherr mit einem anderen durch Vermietung eines ſeiner Sklaven 


= 


1 
332 Die Neue Zeit 


abſchließt, mag nun dieſe Vermietung dem Begriff unſerer heutigen Sad: 
miete genau entſprechen oder nicht. Nur vereinzelt kommt es vor, daß ſich auch 
ein „freier“ Bürger zu irgendwelchen Dienſtleiſtungen anbietet. Dann gelten 
für dieſen aber dieſelben Rechtsſätze wie über die Vermietung von Sklaven. 

Einen Beweis für die geringe Rolle, die der Arbeitsvertrag in der Wirt: 
ſchaft der antiken Völker ſpielte, geben uns die römiſchen Rechtsquellen, die 
ſich nur an wenigen Stellen mit dem Arbeitsvertrag beſchäftigen. Allerdings 
wird hierbei von derjenigen Form des Arbeitsvertrags, die man mit Büchen 
als Heimwerk bezeichnen kann, abgeſehen, da es ſich hierbei nicht ſowohl um 
beſitzloſe Arbeiter, als um mittlere und kleinere Handwerker handelte. 

Die feudale Geſellſchaft entwickelte die freie Lohnarbeit und damit der 
Arbeitsvertrag in erheblicherem Umfang erſt in ihrer ſpäteren Epoche. Das 
Mittelalter in feiner blühendſten Periode, im dreizehnten und vierzehnten Jahr, 
hundert, war im großen und ganzen noch durchaus eine Zeit des Handwerkes 
kannte keine eigentlichen Lohnarbeiter und der Arbeitsvertrag vollzog ſich als 
ein Vertrag rechtlich und ſozial durchaus gleichſtehender Perſonen. Ein wirklichen 
Arbeiterſtand erwuchs erſt im letzten Abſchnitt des Feudalismus, im ſiebzehnter 
und achtzehnten Jahrhundert, gleichzeitig mit der Erweiterung der Märkte, der 
Umbildung der Stadtwirtſchaft in die Territorialwirtſchaft und der Umwand, 
lung der Natural» in die Geldwirtſchaft. Aber auch hier beſchränkte ſich dieſen 
rechtlich freie Arbeiterſtand auf die Induſtrie, während die Landwirtſchaft noch 
faſt ausſchließlich — England natürlich immer ausgenommen — von hörigen 
gutsuntertänigen oder leibeigenen Bauern betrieben wurde. 

Erſt die vollſtändige Zertrümmerung des Feudalismus, der eine Feſſel ge 
worden war für jede weitere Entfaltung der materiellen Produktionskräfte wie 
der geſamten Kultur, die Dekretierung möglichſt freier Konkurrenz durch das 
ſiegreiche Bürgertum, die Entfeſſelung des ungehemmten Erwerbstriebs ſchuß 
einen ſtets wachſenden rechtlich freien Arbeiterſtand, der, gänzlich mittellos, in 
ſeiner Exiſtenz ausſchließlich auf Verkauf ſeiner Arbeitskraft angewieſen iſt. Die 
juriſtiſche Form, in der ſich dieſer Verkauf der Arbeitskraft des rechtlich freien 
Arbeiters vollzieht, iſt der Arbeitsvertrag, der nach der geſchilderten Entwick— 
lung für unſere Zeit eine unvergleichlich größere Bedeutung hat als für jede 
frühere. Ohne Übertreibung konn man wohl ſagen, daß der Arbeitsvertrag der 
wichtigſte Vertrag iſt, den die moderne Volkswirtſchaft kennt; wenn ihn auch 
der Kaufvertrag an Frequenz zweifellos weit übertrifft, ſo ſteht er dieſem doch 
voran, inſofern er für den einen Kontrahenten — den Arbeitnehmer — die 
Grundlage ſeiner ganzen wirtſchaftlichen Exiſtenz bildet. 

Dieſer Bedeutung des Arbeitsvertrags entſprechend, hat ſich denn auch die 
Geſetzgebung der Kulturſtaaten eingehender mit ſeiner Regelung befaßt — fin 
das Deutſche Reich kommen beiſpielsweiſe in Betracht: das Bürgerliche Geſetz⸗ 
buch (B. G.B.), die Gewerbeordnung (Gew. O.), das Handelsgeſetzbuch (H. G. B.), 
die Seemannsordnung (Seem. O.), das Binnenſchiffahrtsgeſetz (Bi. Sch. G.) und 
andere mehr. Ebenſo ſollte man erwarten, daß ſich auch die Jurisprudenz — 
wie es ja die politiſche Okonomie getan hat — ſich dieſes jo überaus be: 
deutungsvollen Gebiets eifrig bemächtigt hätte. Das iſt indes eine Täufchung. 
Kaum einzelne Seiten des Arbeitsvertragsrechtes waren bisher literariſch er⸗ 
örtert worden und die einzige umfaſſendere Darſtellung des Rechtes des ge 
werblichen Arbeitsvertrags iſt bisher aus der Feder Stadthagens gefloſſen. 
Ihrem ganzen praktiſchen Zwecke nach will dieſe aber eine populäre Dar⸗ 
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tellung ſein, kann ſich alſo auf wiſſenſchaftliche Erörterungen im allgemeinen 
icht weit einlaſſen. Das Geſamtgebiet des privatrechtlichen Arbeitsvertrags 
ſt bisher in der deutſchen Literatur überhaupt noch nicht monographiſch be⸗ 
zandelt worden. 

An Hinweiſen auf dieſen Mangel hat es nicht gefehlt. So hat W. Ende— 
nann in ſeiner Schrift: „Behandlung der Arbeit im Privatrecht“, die Be- 
aſſung mit dem Arbeitsvertrag empfohlen und gleichzeitig von der Rechts⸗ 
viſſenſchaft die Verwertung volkswirtſchaftlicher Erkenntniſſe verlangt, 
a ſie es „teilweiſe noch geradezu verſchmäht, teilweiſe nur ſporadiſch und 
chüchtern ſich dazu verſteht, für die Ordnung des Verkehrsrechtes die Haupt⸗ 
rundlage in den wirtſchaftlichen Zuſtänden und Begriffen zu finden“. Von 
Anderer Seite wurde allerdings auch auf die Ungeeignetheit der Gewerbegeſetze 
u ſtreng rechtswiſſenſchaftlicher Behandlung verwieſen (Laband). 

Jetzt endlich iſt der erſte umfangreiche Band einer monographiſchen Darſtellung 
es privatrechtlichen Arbeitsvertrags von Philipp Lotmar erſchienen.! Lotmar 
atte ſich ſchon in ſpezielleren Abhandlungen mit einzelnen Seiten des Arbeits⸗ 
ertrags beſchäftigt, ſo in ſeiner Schrift „Der unmoraliſche Vertrag“ (1896) und 
t jenem Aufſatz „Die Tarifverträge zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern“. 
In ſeinem umfaſſend angelegten Werke behandelt Lotmar im erſten Bande 
en Arbeitsvertrag in ſechs Abſchnitten. Der zweite Band ſoll die Darſtellung 
er Grundformen des Arbeitsvertrags (Zeitlohnvertrag und Akkord) enthalten. 
gie ſechs Abſchnitte des erſten Bandes befaſſen ſich mit: Weſen, Typen und 
ſrundformen des Arbeitsvertrags, Zahlungszeit, Arbeitszeit, Vertragszeit, 
katuralvergütung, Tarifvertrag. Die Behandlungsweiſe iſt naturgemäß eine 
berwiegend juriſtiſche. Aber was dem Buche ſeinen beſonderen Charakter ver⸗ 
iht, was es in ſeinem Weſen unterſcheidet von juriſtiſchen Werken ähnlicher 
rt, das iſt die außerordentliche Kenntnis und Berückſichtigung der tatſächlichen 
irtſchaftlichen Verhältniſſe, die ungewöhnliche Beleſenheit des Verfaſſers in 
er geſamten einſchlägigen nationalökonomiſchen Literatur. Er betont mit Recht, 
ß ohne die Kenntnis der „faktiſchen Umwelt“ kaum eine Vertragsart ver⸗ 
ändlich ſei, am wenigſten da, wo die Geſetzgebung wichtiger Gebiete des 
rbeitsvertrags kaum Erwähnung tue, andere für den Arbeitsvertrag wichtige 
rſcheinungen wie die Tarifverträge noch völlig ignoriere. Aus dieſen An⸗ 
gauungen heraus erklärt ſich auch der fortgeſchrittene, zuweilen radikale Stand⸗ 
met des Verfaſſers in verſchiedenen Fragen des Arbeitsvertrags, ein Stand⸗ 
met, zu dem er ohne Kenntnis und Berückſichtigung der wirtſchaftlichen Ver⸗ 
iltniſſe ſchwerlich gekommen wäre: ein Beweis für die Tatſache, daß die 
onomiſche Entwicklung die ſtetig fördernde Kraft für die Geſetzgebung nicht 
uu, ſondern auch für die juriſtiſche Wiſſenſchaft iſt. 

Wie ſchon erwähnt, iſt Lotmars Behandlungsweiſe eine ſpezifiſch juriſtiſche, 
Imgemäß definiert er auch den Arbeitsvertrag als einen „zweiſeitigen Vertrag, 
welchem Arbeit gegen Entgelt verſprochen wird“. Dieſer juriſtiſche Arbeits⸗ 
irtrag umfaßt alſo nicht bloß den Arbeitsvertrag des beſitzloſen Arbeiters mit 
im Unternehmer, ſondern auch den des Schiffsreeders mit dem Reiſenden 
hobei der Reiſende Arbeitgeber, der Reeder Arbeitnehmer), des Theaterdirektors 


„Der Arbeitsvertrag nach dem Privatrecht des Deutſchen Reiches.“ In zwei Bänden. 
Band. Leipzig 1902, Verlag von Duncker & Humblot. 827 S. gr. 8%, Preis 18 Mark. 
Archiv für ſoziale Geſetzgebung und Statiſtik, Bd. XV, S. 1 ff. 
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mit dem Publikum, des Rechtsanwalts mit jeinem Klienten u. |. w. u. ſ. n. 
alſo die faktiſch denkbar differenteſten ſozialen Vorgänge. Lotmar iſt ſich ind 
der weitaus überwiegenden Bedeutung des erſtgenannten Arbeitsvertrags vo 
ſtändig bewußt und berückſichtigt ihn daher in erſter Linie. In dieſem zw 
ſeitigen Vertrag find aber Leiſtung und Gegenleiſtung nicht (uriſtiſch) glei 
wertig; die prinzipale Leiſtung im Arbeitsvertrag iſt vielmehr die Arbei 
denn fie verleiht, ſowohl dem Tatbeſtand wie den Rechtswirkungen naß 
dem Arbeitsvertrag ſeinen beſonderen juriſtiſchen Charakter. Als Arbeit g 
aber nicht jede menſchliche Tätigkeit, ſondern nur eine ſolche, „welche e 
fremdes Bedürfnis zu befriedigen vermag und für welche irgendwann oder 1 
ein Entgelt gewährt wird, weil ſie nicht immer und überall zu Gebote ſteht 
Für die Arbeit im rechtswiſſenſchaftlichen Sinne iſt es gleichgültig, wele 
Motive zu ihr führen und ob der Arbeitleiſtende eine Vorſtellung ihres Zweck 
oder ihrer wirtſchaftlichen Bedeutung hat. Es iſt daher irrtümlich, wenn d 
Reichsverſicherungsamt entſchieden hat, ein dreieinhalbjähriges Kind, das de 
Vater bei der Arbeit hilft, ſei kein Arbeiter, weil es nicht Bewußtſein u 
Abſicht gehabt habe, dem Vater zu helfen, ſondern lediglich einem Spieltri 
Genüge getan habe. Der Lotmarſchen Auffaſſung ſteht hier entſchieden die d 
Statiſtik und deſkriptiven Nationalökonomie zur Seite, die überall da v 
Kinderarbeit ſprechen, wo Kinder mit wirtſchaftlichem Erfolg Arbeit leiſte 
Es muß alſo auch bei geſchäftsunfähigen oder beſchränkt geſchäftsfähig 
Menſchen die Möglichkeit eines Arbeitsvertrags angenommen werden. 

Der gegebenen juriſtiſchen Definition von „Arbeit“ entſpricht es, daß d 
jenige Tätigkeit, die nur Vorbereitung auf einen Beruf überhaupt oder a 
einen beſtimmten Beruf bildet, nicht Arbeit iſt. Dies trifft alſo im Prim 
und urſprünglich tatſächlich für alle Lehrlingstätigkeit zu. Aber die öfor 
miſche Entwicklung hat, vor allem in der Induſtrie, durch ſtete Vereinfachu 
der menſchlichen Funktionen dieſe urſprüngliche Geſtalt des Lehrverhältniſſes 
ein wirkliches Arbeitsverhältnis umgewandelt. 

Die Arbeit, ſofern ſie Gegenſtand eines Arbeitsvertrags ſein kann, m 
aber auch noch verſchiedenen negativen Erforderniſſen genügen: ſie de 
weder rechtswidrig, noch moralwidrig ſein. Ein Arbeitsvertrag, in d 
rechtswidrige Arbeit vereinbart wird, iſt in dem Umfang, in welchem die 
geſagte Arbeit rechtswidrig iſt, nichtig (B. G. B. § 134). Der ganze Arbei 
vertrag iſt nur dann nichtig, wenn anzunehmen iſt, daß er ohne den nichtig 
Teil nicht abgeſchloſſen worden wäre. Der Begriff der rechtswidrigen Arb 
iſt in weiterem Umfang erſt durch unſere Arbeiterſchutzgeſetzgebung geſchaf 
worden: hauptſächlich durch die Beſtimmungen über Frauen⸗ und Kinderarbı 
über gewerbliche und kaufmänniſche Sonntagsruhe und über die Arbeit 
geſundheitsgefährlichen Betrieben. 

Ebenſo iſt ein Arbeitsvertrag nichtig, in dem eine moralwidrige Arb 
vereinbart wird (B. G. B. § 138 Abſ. 1). Eine moralwidrige Arbeit iſt zi 
Beiſpiel die lügneriſche Begutachtung, Anpreiſung oder Herabſetzung einer 
werblichen, künſtleriſchen oder wiſſenſchaftlichen Leiſtung; moralwidrig iſt 
Tätigkeit der Polizeivigilanten und der Lockſpitzel. Beſonders hervorzuhel 
iſt, daß Lotmar auch diejenige Arbeit als wider ein Moralgebot verſtoße 
erachtet, durch welche eine Koalitionspflicht übertreten wird. „D 
Gewicht dieſer (aus der Koalitionspflicht entſpringenden) Moralpflichten 
über den juriſtiſchen Partei: wie über den ſozialen Klaſſengegenſatz der Arbe 
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geber und Arbeitnehmer erhaben. . .. Das formale Gebot der Erfüllung der 
Koalitionspflichten iſt ein allgemein anerkanntes, nicht einer ‚partikulären 
Moral' angehöriges.“ Wird daher den Arbeitern zum Beiſpiel Leiſtung einer 
Streikbrecherarbeit zugemutet, ſo können ſie nach Lotmars Anſchauung dieſe 
Arbeit in jedem Falle verweigern, ohne daß dieſe Weigerung einen Entlaſſungs⸗ 
grund bildet. Scharf wendet ſich Lotmar gegen das Reichsgerichtsurteil vom 
9. November 1900, das im entgegengeſetzten Sinne entſchieden hat, mit der 
Begründung, das Recht könne dem Dienſtherrn nicht zumuten, ſich der rechts⸗ 
widrigen Arbeitsweigerung ſeiner Arbeiter zu fügen. „Das Recht“, erwidert 
Lotmar, „kann vielmehr dem Arbeitnehmer nicht zumuten, ſich der moral- 
widrigen Arbeitsanordnung ſeines Arbeitgebers zu fügen und kann, ohne ſich 
ſelbſt zu untergraben, in der Nichtbefolgung einer ſolchen Anordnung nicht eine 
rechtswidrige Arbeitsweigerung erblicken.“ 
Scowenig wir die gute Abſicht Lotmars verkennen, ſowenig können wir 
ſeinen Anſichten beiſtimmen. Es iſt nicht richtig, daß die Erfüllung der 
Koalitionspflichten ein allgemein anerkanntes Gebot ſei; die Arbeitgeber auf 
der einen Seite, die Arbeitnehmer auf der anderen, halten jeder für ſich die 
Erfüllung dieſer Pflichten allerdings für ein moraliſches Gebot, für die gegue⸗ 
riſche Seite erſcheint ſie ihnen aber ſtets als unangebracht, ja direkt anſtößig. 
Es muß alſo ein höherer Begriff gefunden werden, von dem aus die Be 
urteilung über die Frage der Moralwidrigkeit erfolgt. Auch in der Moral 
kann die formale Gleichheit die faktiſch größte Ungleichheit ſein. Höher als ein 
formales Moralgebot ſteht die ſoziale Entwicklung, das Aufſtreben des Arbeiter⸗ 
ſtandes zu einem höheren Kulturniveau, ſeine Befreiung aus dem drückenden 
Joche der Lohnſklaverei. Schwach an ökonomiſchen Machtmitteln, in feiner 
Exiſtenz unmittelbar abhängig von der Kapitaliſtenklaſſe, können die Arbeiter 
nur etwas erreichen durch engſten Zuſammenſchluß, durch ſtraffſte Organiſation. 
Die Koalitionspflicht der Arbeiter wird alſo ausgeübt in der Richtung der 
Höherentwicklung der Geſellſchaft, des ſozialen und kulturellen Fortſchritts. 
Von dieſem ſozialevolutioniſtiſchen Standpunkt aus kann von einer moraliſchen 
Pflicht der Kapitaliſten und Unternehmer, zur Erreichung des Koalitionszwecks 
beizutragen, keine Rede ſein. Soweit ihre Koalitionen zur Unterdrückung der 
Arbeiterklaſſe, zur Unterbindung ihrer Lohnkämpfe dienen, kann eine ent⸗ 
prechende Handlungsweiſe ſogar vielfach als „unmoraliſch“ bezeichnet werden. 
Andererſeits iſt die Lotmarſche Auffaſſung zu ideologiſch, inſofern er glaubt, 
die Rechtſprechung werde ſich nach rechtsphiloſophiſchen Erörterungen richten. 
Hier, wo es ſich um Lebensintereſſen der herrſchenden Klaſſe handelt, iſt es 
‚um mindeſten ſehr zweifelhaft, ob das Reichsgericht in abſehbarer Zeit jemals 
die Verletzung der Koalitionspflicht ſeitens der Arbeiter für moralwidrig er⸗ 
lären wird. g 
Der zweite der beiden weſentlichen Beſtandteile des Arbeitsvertrags iſt die 
Vereinbarung des Entgelts, die ſtillſchweigend oder ausdrücklich erfolgen 
ann. Der Entgelt iſt vom juriſtiſchen Standpunkt aus kein Erſatz von Auf⸗ 
vendungen oder Auslagen des Arbeitnehmers, da dieſer mit dem Arbeitslohn 
inen neuen Erwerb macht, etwas für ſein Vermögen erlangt, was ſich vorher 
boch nicht in demſelben befunden hat; denn die Arbeitskraft iſt in juriſtiſchem 
Sinne kein Vermögen, der Arbeitsaufwand kein Vermögensaufwand, als 
velchen ihn nach Lotmar die politiſche Okonomie betrachtet. Überhaupt ſteht 
= Entgelt nicht in logiſchem, ökonomiſchem oder rechtlichem Verhältnis zu 
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dem, was der Arbeitnehmer aufwendet, ſondern zu dem, was er dem Arbeit⸗ 
geber zuwendet. Die Vergütung iſt daher ſelbſt dann Arbeitsentgelt, wenn 
der Arbeitnehmer die Arbeit von einem dritten ausführen läßt, zum Beiſpiel 
der Handwerksmeiſter von ſeinem Geſellen oder Lehrling. 

Gegenüber dieſen Ausführungen Lotmars kann zugeſtanden werden, daß es 
juriſtiſch ohne Belang iſt, ob der Arbeitnehmer die Arbeit ſelbſt ausführt 
oder von einem dritten ausführen läßt. Okonomiſch betrachtet, iſt dieſer 
Unterſchied dagegen ſehr erheblich; denn der — juriſtiſche — Arbeitnehmer 
wird ſeine Lohnforderungen ohne Zweifel nach den Aufwendungen richten, die 
er an Lohn ſeinem Gehilfen zuzuwenden hat. Dieſer Vermögensaufwand 
ſeitens des Arbeitnehmers ſteht alſo ökonomiſch ſehr wohl in einem Ver⸗ 
hältnis zur Vergütung. Aber auch in den Fällen, wo der Arbeitnehmer die 
Arbeit ſelbſt leiſtet, bleibt es unerfindlich, wie Lotmar die ökonomiſche Ab⸗ 
hängigkeit des Arbeitslohns von den Aufwendungen des Arbeiters leugnen 
kann. Gerade die politiſche Okonomie hat doch nachgewieſen, daß der Haupt⸗ 
beſtimmungsgrund des Arbeitslohns in den jeweilig notwendigen Reproduktions⸗ 
koſten der Ware Arbeitskraft beſtehe, daß die Vergütung demgemäß direkt 
abhänge von den zur Erhaltung ſeiner Arbeitskraft notwendigen Aue 
des Arbeiters. 

Das wirtſchaftlich bedeutſamſte Moment bei der Vergütung iſt ihre Höhe. 
Dieſe iſt auch rechtlich inſofern von Intereſſe, als ſie unter Umſtänden auf die 
Gültigkeit des Arbeitsvertrags einwirken kann. Nach B. G.B. § 138 Abi. 2 
iſt nämlich nichtig ein Rechtsgeſchäft, „durch das jemand unter Ausbeutung 
der Notlage, des Leichtſinns oder der Unerfahrenheit eines anderen ſich oder 
einem dritten für eine Leiſtung Vermögensvorteile verſprechen oder gewähren 
läßt, welche den Wert der Leiſtung dergeſtalt überſteigen, daß den Umſtänden 
nach die Vermögensvorteile in auffälligem Mißverhältnis zu der Leiſtung 
ſtehen.“ Auf weiten Gebieten der materiellen Produktion, vor allem in der 
Hausinduſtrie, werden aber unter Ausbeutung der Notlage der Arbeiter von 
den Unternehmern Arbeitsverträge geſchloſſen, auf welche der gbjehiigE und 
ſubjektive Tatbeſtand des $ 138 Abſ. 2 zutrifft. 

Überall da, wo „Hungerlöhne“ gezahlt werden, liegen ungültige Arbeits⸗ 
verträge vor. Aus entgegengeſetzten Gründen, weil die Vergütung zu hoch, 
find auf Grund desſelben Geſetzes zahlreiche Arbeitsverträge, namentlich auf 
dem Gebiet der Stellenvermittlung, nichtig, wo die Arbeitgeber häufig durch 
ihre Arbeitnehmer ausgebeutet werden. 

Eine erhebliche Komplikation der Tatbeſtände tritt ein, wenn von ſeiten 
des Arbeitnehmers eine Arbeitsleiſtung und eine Sachleiſtung verſprochen 
wird. Hier können a priori drei Möglichkeiten angenommen werden. Ent⸗ 
weder das Recht behandelt die beiden Leiſtungen als Gegenſtand zweier ver⸗ 
ſchiedener Verträge (Kumulation). Oder es läßt die eine Leiſtung in der 
anderen vollſtändig aufgehen (Abſorption). Oder ſchließlich es nimmt zwar 
einen Vertrag an, läßt aber die Rechtswirkungen von beiden Leiſtungen be 
einfluſſen (Kombination). Die geſetzlichen Vorſchriften entſcheiden ſich regel⸗ 
mäßig für die Abſorption nach der einen oder anderen Richtung. Aber die 
geſetzliche Regelung iſt eine unvollſtändige und muß daher durch eine generelle 


Vergl. Stadthagen, „Arbeiterrecht“, S. 130. Daß dieſe formale Ungültigkeit keine 
praktiſche Bedeutung hat, bedarf wohl keiner Hervorhebung. | 
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wiſſenſchaftliche ergänzt werden. Dieſe wird ihre Entſcheidung richten nach 
dem inneren Verhältnis der entgoltenen Leiſtungen, nach der relativen Selb— 
ſtändigkeit beziehungsweiſe Unſelbſtändigkeit der Sachleiſtung gegenüber der 
Arbeitsleiſtung und vice versa. Sie wird alſo überall da, wo Sachleiſtung 
und Arbeitsleiſtung in keinem inneren Verhältnis ſtehen, Kumulation; da, wo 
die eine der beiden Leiſtungen überwiegt und die andere von ihr abhängt, 
Abſorption annehmen. Kombination liegt überhaupt nur in einem Falle vor, 
deim Werklieferungsvertrag, an den teils die Rechtswirkungen des Kaufs, 
eils die des Arbeitsvertrags geknüpft ſind. Es ergibt ſich aus dieſen Tat- 
achen, daß die gegebene Definition des Arbeitsvertrags dahin zu ergänzen iſt, 
daß neben Arbeitsleiſtung nicht eine Sachleiſtung vereinbart ſein darf, durch 
delche die Arbeitsleiſtung abſorbiert und das Aufkommen des Arbeitsvertrags 
ehindert wird“. 

Von dem bisher erörterten weſentlichen Inhalt läßt ſich der unweſent— 
iche Inhalt des Arbeitsvertrags unterſcheiden, welcher in Ausführungs-, 
Imderungs- und Zuſatzbeſtimmungen beſtehen kann. Von beſonderer Bedeutung 
nd die Anderungsbeſtimmungen, bei denen die ungemein wichtige Frage des 
ispoſitiven oder zwingenden Rechtes zu entſcheiden iſt. Wieweit haben wir 
bei den geſetzlichen Vorſchriften über den Arbeitsvertrag mit zwingenden, 
ieweit mit bloß dispoſitiven, das heißt Privatabmachungen weichenden 
ormen zu tun? Die beſtehenden Geſetze ſind keineswegs immer eindeutig, 
fen vielmehr der Auslegungskunſt der Gerichte einen viel zu weiten Spielraum. 

Der Begriff des Arbeitsvertrags, wie er dem vorſtehenden zu grunde liegt, 
kein geſetzlich fixierter oder anerkannter, vielmehr ein aus den geſetzlichen 
open abſtrahierter Gattungsbegriff. Der geſetzlichen Typen, aus denen er 
tnommen iſt, ſind eine größere Anzahl; die wichtigſten derſelben ſtellen das 
G. B., das H. G. B. und die Gew. O. auf. Aber keiner dieſer geſetzlichen 
‚pen iſt geeignet, zu einer wiſſenſchaftlichen Einteilung ſämtlicher Arbeits— 
irträge zu dienen, insbeſondere weiſt dies Lotmar auch nach für die Unter⸗ 
ſeidung des Dienſtvertrags und Werkvertrags im B.. B., die noch am 
often in Frage käme; denn die genannten Verträge ſind zwar ihren Rechts⸗ 
ärkungen nach vom B. G. B. radikal geſondert, keineswegs aber ihren Tat⸗ 
ſtänden nach. 

Ungeeignet als Einteilungsprinzipien ſind auch Arbeit und Vergütung, eine 
je für ſich betrachtet. Übrig bleibt ſonach nur die Beziehung, die zwiſchen 
di beiden Beſtandteilen des Arbeitsvertrags beſteht. Entweder wird die 
Argütung in ein Verhältnis geſetzt zu einem Zeitabſchnitt ohne Rückſicht auf 
de durch die Arbeit zu erzielenden Erfolg: dann haben wir den Zeitlohn— 
betrag. Oder die Vergütung wird im Vertrag beſtimmt zur Gegenleiſtung 
fi die Arbeit ſamt dem mit ihr verbundenen Erfolg: dann haben wir den 
Akord. Dieſe Einteilung erfüllt alle wiſſenſchaftlichen Anforderungen; ſie iſt 
Ahöpfend, indem fie keinen denkbaren Arbeitsvertrag ausſchließt. Sie beruht 
U einem fundamentalen Unterſchied, inſofern ſie das Entgeltverhältnis, 
„is Mark des Arbeitsvertrags“, berührt wie keine andere Einteilung. 

Auch den Römern war, nach Lotmar, dieſe Unterſcheidung geläufig: der 
Hzenſatz von Akkord und Zeitlohnvertrag entpricht dem von locatio operis 
i locatio operorum der römischen Rechtsquellen, nicht dem vom Werkvertrag 
U Dienſtvertrag des B. G. B., wie bisher von den meiſten Juriſten ange⸗ 


men wurde. Lotmar gedenkt dies im zweiten Bande eingehend nachzu⸗ 
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weiſen. Schon jetzt aber möchten wir demgegenüber hervorheben, daß unſerer 
Meinung nach bei Akkord und Zeitlohnvertrag gleichmäßig die Leiſtung des 
Arbeiters ſchlechthin Arbeit iſt, nicht aber ein Erfolg, daß vielmehr der 
Unterſchied zwiſchen beiden Vertragsarten nur in einer Verſchiedenartigkeit des 
Lohnbemeſſungsprinzips beſteht. | 

Anschließend an die Grundformen beſpricht der Verfaſſer die Zahlungszeit, 
das heißt die Zeit der Entrichtung der Vergütung. Bemerkenswert iſt hier 
zunächſt, daß die meiſten geſetzlichen Beſtimmungen bezüglich der Zahlungszeit 
dispoſitiven Rechtes ſind, des zwingenden Charakters entbehren. Ferner 
iſt es, obwohl dies aus dem Weſen des Arbeitsvertrags durchaus nicht folgt, 
die geſetzliche und tatſächliche Regel, daß die Vergütung erſt nach Leiſtung der 
Arbeit entrichtet wird, daß die Arbeit Vorleiſtung, die Vergütung Nachleijtung. 
Demgemäß kann in juriſtiſchem Sinne von einer Kreditierung des Lohnes 
ſeitens des Arbeitnehmers nicht die Rede ſein. Wohl aber liegt eine ſolche 
Kreditierung im ökonomiſchen Sinne vor und der Arbeiter iſt auf dieſe Weiſe 
gezwungen, die mit jeder Kreditierung (im ökonomiſchen Sinne) verbundene 
Gefahr zu tragen. Allerdings ſteht ihm der Schutz des $ 321 des B. G. B. zu 
Gebote, deſſen vertraglichen Ausſchluß Lotmar als gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßend und darum nichtig erachtet. Dieſer Paragraph iſt aber zur Sicherung 
der rückſtändigen Lohnforderungen keineswegs genügend, denn die Vergütung 
bereits geleiſteter Arbeit wird dem Arbeiter dadurch nicht gewährleiſtet. Lotmar 
wiederholt daher den ſchon früher von ihm gemachten Vorſchlag, „daß von 
gewiſſen Perſonen, die gewerbsmäßig als Arbeitgeber eine größere Zahl von 
Arbeitsverträgen ſchließen, Kaution für die Erfüllung ihrer Vergütungspflicht 
verlangt würde“. Jetzt haben wir bekanntlich vielfach den entgegengeſetzten 
Zuſtand: die Arbeitnehmer, die ohnedies rechtlich oder faktiſch zur Kredi⸗ 
tierung ihrer Lohnforderung verpflichtet ſind, werden häufig noch gezwungen, 
zur Sicherung des Arbeitgebers Kautionen zu ſtellen, wobei ſie noch Gefahr 
laufen, dieſe durch Schwindler zu verlieren. Ein empörender Zuſtand, der 
Lotmar zu den Worten veranlaßt, daß ein ärgerer Hohn auf das Inſtitut des 
Pfandrechtes als eine zu ſolchem Ausgang führende Anwendung nicht denkbar ſei. 

Im Verlauf des zweiten Abſchnitts kommt Lotmar bei Gelegenheit der 
Kompenſation auf die intereſſante Frage zu ſprechen, wieweit nach der Gew. O. 
ein Arbeitgeber Forderungen an den Arbeitnehmer auf den Lohn aufrechnen 
darf.” Er gelangt zum Ergebnis, daß die Aufrechnung gegen die Lohnforderung 
ſchlechthin, das heißt ohne Unterſchied des Grundes der Gegenforderung ver⸗ 
boten ſei, während die gewöhnliche Anſicht nur die Aufrechnung bei ſolchen 
Gegenforderungen ausſchließt, die aus Warenkreditierung entſtanden ſind 
(Truckverbot). Dagegen iſt nicht verboten durch die Gew. O., wie Lotmar an 
anderer Stelle nachweiſt, die Vereinbarung einer Naturalvergütung, insbeſondere 
von Lebensmitteln und ſonſtigen Waren. Das geſetzliche Gebot, die Löhne in 
Reichswährung zu berechnen und bar auszuzahlen, bezieht ſich nach ihm nur 


„Wer aus einem gegenſeitigen Vertrag vorzuleiſten verpflichtet iſt, kann, wenn nach 
dem Abſchluß des Vertrags in den Vermögensverhältniſſen des anderen Teiles eine wejent- 
liche Verſchlechterung eintritt, durch die der Anſpruch auf die Gegenleiſtung gefährdet wird, 
die ihm obliegende Leiſtung verweigern, bis die Gegenleiſtung bewirkt oder Sicherheit für fü 
geleiſtet wird.“ Be 

2 Nach Zivilprozeßordnung § 850 und B. G. B. § 394 darf gegen einen Arbeitslohr 
unter 1500 Mark überhaupt nicht aufgerechnet werden. ö 0 
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auf die Geldlöhne, ſchließt daher Vereinbarung einer Naturalvergütung nicht 
aus. — Es muß dahingeſtellt bleiben, ob dieſe letztere Anſicht zutrifft. Jeden⸗ 
falls ſchließt der Wortlaut des § 115 Abſ. 1 eine andere Deutung unſeres 
Erachtens nicht im mindeſten aus. 

In ſcharfen Worten wendet ſich Lotmar bei Beſprechung der Lohnabzüge, 
die durch Aufrechnung, Zurückhaltung, Einbehaltung und Verwirkung veranlaßt 
ſein können, gegen das Beſtreben der Arbeitgeber, ſich ſelbſt alle Vorteile der 
geltenden Wirtſchaftsordnung zuzuwenden, alle Nachteile aber möglichſt von 
ſich fernzuhalten und der Arbeiterklaſſe aufzubürden. Die Tatſache der Mittel⸗ 
loſigkeit der Arbeiter iſt die notwendige Vorausſetzung für die Verwertung des 


Kapitals, aus ihr zieht der Unternehmer den größtmöglichen Nutzen. Sobald 


aber der Arbeitsvertrag infolge irgendwelcher auch noch ſo geringer Vergehen 
des Arbeiters nicht normal funktioniert, ſucht ſich der Unternehmer an der in 


ſeinen Händen befindlichen Lohnforderung des Arbeiters ſchadlos zu halten. 


„Hat man ſich einmal“, ſchließt Lotmar ſeine diesbezüglichen Betrachtungen, 
„dieſen größeren ökonomiſchen Zuſammenhang klar gemacht, ſo kommt man 


nicht mehr in Verſuchung, mit moraliſchen Bedenken, die im gegebenen Falle 


einmal angebracht ſein können, oder mit juriſtiſchen Winkelzügen, die niemals 
angebracht ſind, die neuere geſetzgeberiſche Aktion zu bekämpfen, die, allerdings 
durch Mitgefühl mit dem Arbeitnehmer angeregt, ernſthaft darauf bedacht 
iſt, den Arbeitgeber die Gefahr der Mittelloſigkeit des Arbeitnehmers tragen 
zu laſſen, da er doch in der Lage iſt, ſich ihren Nutzen zu verſchaffen.“ 

Der dritte und vierte Abſchnitt des Lotmarſchen Buches über Arbeitszeit 
und Vertragszeit enthalten gleichfalls viel Anregendes. Mit Rückſicht auf den 
Raum der „Neuen Zeit“ aber wollen wir nur auf die beiden letzten Abſchnitte, 
die von Naturalvergütung und vom Tarifvertrag handeln, näher eingehen. 

Was die Naturalvergütung anlangt, ſo iſt zunächſt der Mangel jeglicher Vor⸗ 
arbeit zu konſtatieren trotz der keineswegs unerheblichen Frequenz dieſer Entgeltart. 

Unter Naturalvergütung begreift Lotmar alle Arten der Vergütung außer 


der Geldleiſtung; alſo andere Gaben als Geld (Waren, Sachnutzungen, Erwerbs⸗ 
gelegenheiten), Arbeiten und Unterlaſſungen. Die wichtigſte Art der Natural⸗ 


vergütung iſt die erſtgenannte, bei der wiederum zwiſchen Konſumtibilien und 


Erwerbsgelegenheit zu unterſcheiden iſt. Die Geſetzgebung hat ſich um die 
Naturalvergütung längſt nicht in dem erforderlichen Maße gekümmert, obwohl 
ſie reichliche Gelegenheit gehabt hätte, auch hier ſich der ökonomiſch Schwachen, 


— — — 


die gleichzeitig vielfach an Moral und Bildung tief ſtehen, anzunehmen. Es 
handelt ſich hierbei in überwiegendem Maße um ländliche Arbeiter, Geſinde 
und (in geringem Umfang) um Gehilfen, Geſellen und Lehrlinge, ſoweit ſie 
vom Arbeitgeber Koſt oder Logis beziehen. Die von dieſen bezogenen Naturalien 
(Wohnung, Eßwaren, Kleidung ꝛc.) werden in ihrer Qualität ſehr ſelten ver- 
traglich feſtgeſetzt. Und doch ſind die Zuſtände, die auf dieſem Gebiet herrſchen, 
beſonders im Wohnungsweſen bekanntlich häufig geradezu menſchenunwürdige. 
Ein dringendes Bedürfnis genereller geſetzlicher Regelung der Qualität der 


Naturalvergütung liegt daher unbedingt vor. 


Für die juriſtiſche wie ökonomiſche Betrachtung von hohem Intereſſe iſt 
dasjenige Gebiet der Naturalvergütung, welches die Gelegenheit zum Erwerb 
von Trinkgeld umfaßt. Dieſe Form der Naturalvergütung, die ſich am 


häufigſten bekanntlich im Gaſtwirtsgewerbe, oft auch in Bäckereien, Barbier⸗ 
und Friſeurgeſchäften, Badeanſtalten und Fuhrhaltereien findet, iſt als ſolche 
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keineswegs allgemein anerkannt. Wiederholt wurde in ſolchen Fällen Pachtung 
angenommen, ſogar von Seiten eines Gewerbegerichts, das bei einer Klage 
eines Kellners gegen ſeinen Wirt ſeine Zuſtändigkeit verneinte, weil kein gewerb⸗ 
liches Arbeitsverhältnis vorliege; die Abgabe der 2 Prozent vom Trinkgeld⸗ 
einkommen kennzeichne das Verhältnis als Kompagniegeſchäft oder als Pachtung. 
Wie Lotmar aber richtig nachweiſt, kann unter keinen Umſtänden, ſelbſt nicht 
beim Zahl⸗ und Oberkellner von einer Pacht die Rede fein, weil in unjerem 
Falle der Kellner zu einer Arbeit verpflichtet iſt, während der Pächter durch 
Bearbeitung des Pachtobjektes keine Leiſtung (im juriſtiſchen Sinne) macht. 


220 
ir 


Zur Kennzeichnung der wirtſchaftlichen Bedeutung dieſer Form der Natural⸗ 


vergütung genügt der Hinweis, daß bei der durch die Kommiſſion für Arbeiter⸗ 
ſtatiſtik 1893 veranſtalteten Enquete 19 von 27 Wirtevereinen und alle 21 Kellner⸗ 


vereinigungen die Frage, ob die Mehrzahl der Kellner, Oberkellner und Kellne⸗ 


rinnen ... mit den ihnen ſeitens des Prinzipals gewährten Einkommensbezügen 


ihren beziehungsweiſe ihren und ihrer Familie Unterhalt beſtreiten könne, ver⸗ 


neinten, mit dem Zuſatz, daß das Perſonal auf die Trinkgelder angewieſen 
ſei.! Dieſe Auffaſſung der Gewährung der Gelegenheit von Trinkgelderwerb 
als Naturalvergütung iſt wohl die auffälligſte unter manchen Abſonderlichkeiten, 


die das Lotmarſche Buch aufweiſt. Tatſächlich dürfte es ſich beim Trinkgeld⸗ | 


erwerb nur um eine beſondere Form der Gewährung des Geldlohns handeln. 
Bei der außerordentlichen Mannigfaltigkeit, in der ſich die Gewährung von 


Geldlohn vollzieht (Proviſion, Gewinnbeteiligung, Auslöhnung durch Mitarbeiter, 


Kolonnenſyſtem, Ablieferung eines fixierten Betrags von ſeiten des Arbeit⸗ 


nehmers an den Arbeitgeber), iſt es allerdings von beſonderer Bedeutung, daß 


man ſich durch juriſtiſche Schemata wie Pachtvertrag, Geſellſchaftsvertrag nicht 
verwirren läßt. Ein mindeſtens ebenſo großer juriſtiſcher Formalismus aber 
iſt es von Lotmar, die Gelegenheit zum Trinkgelderwerb als Naturalvergütung 
aufzufaſſen, wogegen ſich doch ſchon der Sprachgebrauch aufs heftigſte ſträubt. 

Daß die Form der Naturalvergütung im allgemeinen im Rückgang begriffen 
iſt, verkennt Lotmar nicht, wenn er auch die Anſicht vertritt, daß einzelne 
Formen derſelben ſo ſehr in der Natur gewiſſer Arbeitsverhältniſſe begründet 


liegen, daß ihre Umwandlung in Geldlohn in abſehbarer Zeit nicht zu erwarten 


ſei. Die Momente, welche zur unaufhaltſamen Auflöſung der Naturalvergütung 
führen, gehen hervor aus der geſamten wirtſchaftlichen und ſozialen Entwicklung 
unſerer Zeit. Die Naturalvergütung beſchränkt die Verfügungsfreiheit des Ar⸗ 
beiters über ſeinen Lohn; ſie macht ihn, namentlich wo ſie mit Aufnahme in 


die häusliche Gemeinſchaft verbunden iſt, abhängig vom Arbeitgeber, unterſtellt 


ihn ſelbſt außerhalb der faktiſchen Arbeitszeit der Aufſicht des Arbeitgebers; ſie 
hemmt ihn ſchließlich in ſeiner ſozialen Bewegungsfreiheit, indem ſie ſeine 
Organiſation, ſeine Lohnkämpfe erſchwert. Aber gerade Selbſtändigkeit und 
Verfügungsfreiheit über ſich ſelbſt und ſeinen Lohn gelten dem heutigen Arbeiter 
als das höchſte Gut, als ein Gut, auf das er ſelbſt zu gunſten höherer Löhne, 


beſſerer Verpflegung nicht verzichten will. Dieſe pſychologiſchen Faktoren, ihrer⸗ 


ſeits durch wirtſchaftliche Momente bedingt, wirken auf das ſtärkſte auf das 
allmähliche Zurückdrängen der Naturalvergütung hin. Selbſt die Landwirtſchaft, 


ı Zimmermann, Der Trinkgelderunfug (Zeitſchrift f. d. gel. Staatsw., 55, 115) ſchätzt 
die Zahl der Kellner, „die nur von den Trinkgeldern zu leben haben“, für Deutſchland auf 
20000. — Vergl. ferner Schippel in der „Neuen Zeit“ 1890/91, 2, 97 ff., 139 ff. 
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die eigentliche Domäne der Naturalvergütung, zeigt unter dem Einfluß des 
Kapitalismus, des intenſiveren Betriebs ein ſtetiges Fortſchreiten des Geldlohns 
auf Koſten des Naturallohns. 

Der Gegenſatz von Naturalvergütung und Geldvergütung iſt nicht ohne Be⸗ 
deutung für den Gegenſatz von Zeitlohnvertrag und Akkord. Der Zeitlohnvertrag 
iſt nämlich, was Lotmar im zweiten Bande näher nachzuweiſen beabſichtigt, 

hiſtoriſch aus beſtimmten Formen der Naturalvergütung — beſonders Koſt und 
Logis — herausgewachſen. Unſeres Erachtens bedarf es dieſes näheren Nach⸗ 
weiſes aber gar nicht; denn der behauptete Zuſammenhang iſt für jeden, der die 
Geſchichte der Agrar- und Zunftverfaſſung nur oberflächlich kennt, einfach ſelbſt⸗ 
verſtändlich. Der Zeitlohnvertrag iſt für die primitiveren Stufen der Volks⸗ 
wirtſchaft, in denen Naturalvergütung herrſchte, der typiſche Arbeitsvertrag. 
Erſt kompliziertere ökonomiſche Zuſtände können als gleichberechtigten Typus 
neben dem Zeitlohnvertrag den Akkord entwickeln. 

Als letzten Abſchnitt gibt Lotmar eine Behandlung des Tarifvertrags, 
die, obwohl ſie ſich im weſentlichen auf die juriſtiſche Seite beſchränkt, trotzdem 
vielleicht die intereſſanteſte Partie des Buches iſt. Er knüpft in ſeiner Dar⸗ 

ſtellung an ſeinen ſchon eingangs erwähnten Aufſatz an. Der Tarifvertrag iſt 
hiernach von allen anderen Verträgen dadurch verſchieden, daß er auf keine 
gegenwärtig oder zukünftig poſitiv zu machenden Leiſtungen gerichtet iſt, ſondern 
den Inhalt künftiger Kontrakte im voraus feſtſtellt und damit die Vertrags⸗ 
freiheit nicht nach dem Ob, ſondern nach dem Wie der Kontrahierung beſchränkt. 
Es ergibt ſich hieraus eine ſcharfe Trennung des Tarifvertrags vom Arbeits⸗ 
vertrag einerſeits, vom Vorvertrag andererſeits. Der Tarifvertrag dient zur 
Beherrſchung künftiger Arbeitsverträge, deren Kontrahenten, was die Seite der 
Arbeitnehmer anlangt, nicht individuell, ſondern generell beſtimmt ſind. Seine 
weſentlichen Beſtimmungen ſind diejenigen, welche unmittelbar das Arbeits⸗ 
verhältnis ſelbſt regeln, während ſeine unweſentlichen Beſtimmungen ſich 
auf den Tatbeſtand des Tarifvertrags beziehen (zum Beiſpiel Vertragszeit, 
Feſtſtellung von Spezialtarifen, Feſtſtellung der Methoden und Organe zur 
Beilegung von Streitigkeiten). Zur weſentlichen Form des Tarifvertrags 
gehört es, daß „die Vereinbarung über die Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen 
künftig zu ſchließender Arbeitsverträge von denjenigen Perſonen getroffen wird, 
welche in dieſen Arbeitsverträgen als Arbeitgeber und Arbeitnehmer einander 
gegenüberſtehen ſollen“. Hieraus folgt, daß der Tarifvertrag zunächſt nur für 
diejenigen Arbeitnehmer gilt, die durch Selbſtkontrahieren oder durch Stell⸗ 
vertretung (Vollmacht oder Genehmigung) in den Bereich des Tarifvertrags 
gelangt ſind. Ein gegen einen Tarifvertrag verſtoßender Arbeitsvertrag eines 
Arbeitgebers mit einem nicht unter dem Tarifvertrag ſtehenden Arbeitnehmer iſt 
daher gültig. Die ſchwierige Frage des perſönlichen Geltungsbereichs des Tarif⸗ 
vertrags vereinfacht ſich, wo dieſer durch einen Verband (ſei es ein rechtsfähiger 
oder ein nicht rechtsfähiger Verein und ſelbſt nur eine Koalition) abgeſchloſſen 
iſt. In dieſem Falle gilt die von der Majorität erteilte Vollmacht oder Ge⸗ 
nehmigung für alle jetzt oder künftig dem Verband angehörenden Mitglieder. 

Wie ſteht es nun aber um die rechtliche Natur des Tarifvertrags über⸗ 
haupt und darnach um ſeine Rechtswirkungen? Der peſſimiſtiſchen Anſicht 
Brentanos, die dieſer an verſchiedenen Stellen vertreten hat, ſteht ziemlich 

ſchroff gegenüber die weit optimiſtiſchere Lotmars. Brentano geht davon 


— 


aus, daß das notwendige Korrelat des Prinzips kollektiver Verträge das 
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Prinzip der Solidarhaft der einzelnen Kontrahenten ſei. Soweit aber Tarif⸗ 
verträge von Koalitionen geſchloſſen werden, gilt der Abſ. 2 $ 152 der Gew. O. 
— nach Brentano „die Grundlage aller auf dem Gebiet des Koalitionsweſens 
beſtehenden Übelſtände“ —, gemäß welchem jedem Teilnehmer der Rücktritt von 
ſolchen Vereinigungen und Verabredungen freiſteht und aus letzteren weder 
Klage noch Einrede ſtattfindet. Nicht aus der erſten, wohl aber aus der 
zweiten Beſtimmung dieſes Rechtsſatzes iſt die Rechtsungültigkeit der 
Koalition zu deduzieren. Hieraus aber wieder ſchließt Brentano die Rechts⸗ 
unwirkſamkeit des Tarifvertrags. | 

Die Berechtigung dieſer Schlußfolgerung aber leugnet Lotmar auf das ent⸗ 
ſchiedenſte: „Der Umſtand, daß (innerhalb der Grenzen von Gew. O. § 152) 
den Koalierten Klage und Einrede widereinander verſagt iſt, hindert durchaus 
nicht die Begründung eines vollkommenen Rechtsverhältniſſes der Koalierten zu 
dritten, hier zu dem Mitkontrahenten des Tarifvertrags.“ Für die Rechts⸗ 
wirkſamkeit des Tarifvertrags ſpricht vor allem das Gewerbegerichtsgeſetz, das 
in feinen 8$ 62 bis 74 das einigungsamtliche Verfahren eingehend ordnet. 
Für die Rechtswirkſamkeit des Tarifvertrags ſpricht auch der Wille der Par⸗ 
teien, die nicht ſo ängſtlich um die Legitimation ihrer Vertreter, um die Be⸗ 
urkundung und Veröffentlichung des Vertrags und anderes mehr beſorgt wären, 
wenn ſie nicht an die Rechtswirkſamkeit des Tarifvertrags glaubten und ſie 
beabſichtigten. | 

Die Rechtsgültigkeit des Tarifvertrags vorausgeſetzt, beſtehen feine Rechts 
wirkungen in folgendem. Zunächſt wirkt der Tarifvertrag ergänzend für die 
Arbeitsverträge, indem die Kontrahenten verſprechen, die Arbeitsverträge als 
zu den Bedingungen des Tarifvertrags abgeſchloſſen auch dann gelten zu laſſen, 
wenn bei der Schließung des Arbeitsvertrags die im Tarifvertrag getroffenen 
Beſtimmungen nicht verlautbart worden ſind. Seine weitere Rechtswirkung iſt 
die, maßgebend zu ſein für die Arbeitsverhältniſſe, indem die Kontrahenten 
verſprechen, Arbeitsverträge nur zu den im Tarif vereinbarten Bedingungen 
abzuſchließen. Vom Tarifvertrag abweichende Arbeitsverträge finden daher 
keinen Raum, der individuelle Wille iſt gegenüber dem kollektiven ohnmächtig. 
Dieſer Erfolg kann nicht bloß mit den Mitteln der Selbſthilfe, ſondern auch 
mit Hilfe der Gerichte erreicht werden; es kann alſo auf Erfüllung des Tarif⸗ 
vertrags geklagt werden. 

Selbſt wenn man aber dieſe Ausführungen Lotmars als allgemein an⸗ 
erkennt — was ſie gar nicht ſind — wird die Wirkſamkeit des Tarifvertrags 
immer noch durch zwei Tatſachen ſtark beeinträchtigt. Erſtens durch den ger 
nannten Abſ. 2 des § 152 der Gew. O., deſſen Beſeitigung deshalb mit allem 
Nachdruck gefordert wird. Zweitens durch die Überordnung der obligatoriſchen 
Arbeitsordnung über den Tarifvertrag nach § 134 c Abſ. 1, obwohl dies um 
möglich als der Wille des Geſetzgebers angenommen werden kann. Lotmar 
ſchlägt daher folgende einfache Abänderung des § 134 e Abſ. 1 vor: „Der In⸗ 
halt der Arbeitsordnung iſt, ſoweit er den Geſetzen oder einem für den 
Arbeitgeber geltenden Tarifvertrag nicht zuwiderläuft, für den Arbeit⸗ 
geber und die Arbeitnehmer rechtsverbindlich.““ 


1 Das geſperrt Gedruckte iſt Zuſatz Lotmars. Übrigens iſt dieſe Überordnung der Arbeits⸗ 


ordnung über den Arbeitsvertrag und damit auch über den Tarifvertrag keineswegs allgemein 


anerkannt. 
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Von unſerer Seite kann von dieſen Forderungen nur die letzte ohne weiteres 


als ein Fortſchritt begrüßt werden. Daß die Anerkennung der Haftung der 
Koalition als eines Geſamtſchuldners gegenüber den Arbeitgebern, wie ſie aus 


der Beſeitigung des Abſ. 2 § 152 der Gew. O. konſtruiert werden könnte, zu 


ſehr unliebſamen Konſequenzen für die Gewerkſchaften führen kann, iſt bekannt 


genug aus der Geſchichte des engliſchen Trade Unionismus der letzten Jahre. 


Dagegen iſt der zweiten der genannten Forderungen entſchieden beizuſtimmen. 
Jedenfalls hat die Geſetzgebung die Pflicht, den Tarifvertrag geſetzlich anzu⸗ 
erkennen, ſeinen Tatbeſtand und ſeine Rechtswirkungen im einzelnen feſtzuſtellen, 
damit die beſtehende Rechtsunſicherheit endlich beſeitigt werde. 


Wir ſind am Schluſſe unſerer Beſprechung angelangt. Der reiche Inhalt 


des Lotmarſchen Werkes iſt natürlich darin keineswegs erſchöpft. Gewiß hätte 


1 


das Buch noch gewonnen, wenn ſich der Verfaſſer nicht hie und da in allzu 


breiter Darſtellung relativ einfacher Dinge gefiele. Das endloſe Einteilen, Ab— 
grenzen und Ausſondern muß ſchließlich vielfach ermüden. Dem Geſamtwert 
des Buches, den wir, wie geſagt, hauptſächlich in der erſtaunlichen Beherrſchung 


des juriſtiſchen und ökonomiſchen Materials, ſowie in dem Inbeziehungſetzen 


von Rechtswiſſenſchaft und Okonomie ſehen, kann dies aber keinen Abbruch tun. 


der Kampf gegen die Tuberkulofe. 


Von Dr. Ludwig Zelefy. 
Mit der Entdeckung der Tuberkelbazillen durch Robert Koch war die Grund— 


lage geſchaffen, auf der der Kampf gegen die Tuberkeln geführt werden konnte. 


Durch den Nachweis, daß die Tuberkuloſe nicht eine angeborene, ererbte Krank— 
heit ſei, ſondern daß ſie ſtets erſt während des Lebens erworben werde, war 
uns die Hoffnung gegeben, den Kampf gegen dieſe gefährliche Volksſeuche mit 


Erfolg führen zu können. Waren ſchon früher vereinzelte Stimmen laut ge⸗ 


worden, die den Kreuzzug gegen die Tuberkuloſe predigten, ſo iſt dieſer Ruf 


doch erſt infolge und durch die Entdeckung Kochs lauter und vernehmlicher ge— 
worden. Je nach den wirtſchaftlichen und ſozialen Verhältniſſen eines jeden 


F 


Landes, nahm der Kampf gegen die Tuberkuloſe auch einen verſchiedenen Um⸗ 


fang und verſchiedene Geſtalt an. Das kinderarme Frankreich wandte ſeine 


Fürſorge den tuberkuloſen Kindern zu; in Deutſchland brachten es die Geſetze 


über die Kranken⸗ und Invalidenverſicherung mit ſich, daß das Hauptaugen- 
merk auf die Heilung der Erwachſenen, vor allem der erwachſenen männlichen 


Arbeiter gelenkt wurde. Auch hatten gerade in Deutſchland Brehmer und Dett— 


weiler das hygieniſch⸗diätetiſche Heilverfahren geſchaffen und ausgebaut, da 
manche Invaliditätsverſicherungsanſtalten über ein großes Vermögen verfügten, 
die geſetzlichen Beſtimmungen aber ihnen geſtatteten, dieſe Kapitalien — abge: 
ſehen von der Anlage in ſicheren Wertpapieren und dergleichen — zu ganz 
engbegrenzten Zwecken zu verwenden, und die Fürſorge für an Tuberkuloſe 
Erkrankte die Möglichkeit bot, dieſe Kapitalien ganz dem Wortlaut des Geſetzes 
entſprechend zu verwenden. 

So drängten Wiſſenſchaft und wirtſchaftliche Gründe zu dem Bau von 
Heilſtätten. Im abgelaufenen Jahrzehnt wurden in Deutſchland nicht weniger 
als 57 Volksheilſtätten und 20-30 Privatheilſtätten geſchaffen, in den Jahren 


344 Die Neue Zeit. 


18981901 nicht weniger als 38 358 Kranke auf Koſten der Invalidenver⸗ 
ſicherungsanſtalten in Heilſtätten verpflegt. Iſt der Zeitraum, der ſeit Gründung 
der erſten Heilſtätten verſtrich, zwar noch nicht genügend lang, um ein ganz 
klares und genaues Urteil über die Wirkung der Volksheilſtätten zu geſtatten, 
ſo liegt uns doch ſchon genügendes Material vor, um ein ungefähres Urteil 
zu ermöglichen. 8 
Schon einmal habe ich in dieſer Zeitſchrift darauf hingewieſen, daß nach 
unſeren bisherigen Erfahrungen die Volksheilſtätte zwar im ſtande iſt, Leben 
und Arbeitsfähigkeit des Kranken zu verlängern, daß aber die Zahl der er⸗ 
zielten Heilungen eine ſehr geringe iſt. Vom Standpunkt des einzelnen und 
vielleicht auch vom volkswirtſchaftlichen Standpunkt iſt eine Verlängerung des 
Lebens und der Arbeitsfähigkeit gewiß wertvoll, wenn es ſich aber um die 
Bekämpfung der Tuberkuloſe als Volkskrankheit handelt, kommen nur die er⸗ 
zielten wirklichen Heilungen in Betracht. | 
Die in der Anftalt erreichte Verlängerung de3 Lebens bildet vom epidemi⸗ 
ologiſchen Standpunkt aus eher einen Nachteil als einen Vorteil, da ja dadurch 
der Zeitraum, während deſſen der Kranke für ſeine Umgebung eine Infektions⸗ 
gefahr bildet, verlängert wird. Wenn wir aber auch von dieſem letzteren Moment 
— das vielleicht durch die in der Anſtalt erhaltene hygieniſche Erziehung auf: 
gewogen wird — abſehen wollen, jo müſſen wir — bei der Seltenheit, mit der 
wirkliche Heilungen durch die Anſtaltsbehandlungen erzielt werden — doch 
ſagen, daß die Volksheilſtätte in ihrer heutigen Geſtalt als Hilfs 
mittel im Kampfe gegen die Tuberkuloſe als Volkskrankheit nich 
betrachtet werden kann. Vielleicht, daß es durch Ausgeſtaltung des Heil 
ſtättenweſens, durch Verlängerung des heute üblichen allzu kurzen Aufenthalte: 
der Kranken in denselben, durch Fürſorge für die aus der Anftalt Entlaſſener 
und anderen Maßnahmen gelingen wird, eine größere Zahl wirklicher Heilungen 
zu erzielen. Jedenfalls würde eine derartige Ausgeſtaltung der Heilſtätten 
behandlung erhebliche Koſten beanſpruchen, zu deren Beſtreitung die Landes 
verſicherungsanſtalten die Mittel aufzubringen kaum im ſtande wären, gemi| 
aber würde ſich für dieſe Anſtalten ein derartiges Unternehmen, verſicherungs 
techniſch betrachtet, nicht rentieren. Ob ſich die Heilſtättenbehandlung in ihre 
heutigen Geſtalt verſicherungstechniſch rentiert, erſcheint uns allerdings aue 
recht zweifelhaft. Er. 
Beſſere Erfolge als die deutſchen Volksheilſtätten weiſen diejenigen Hei 
anſtalten auf, die ſich die Heilung ſkrophulo⸗tuberkulöſer Kinder zur Aufgab 
gemacht haben; das franzöſiſche l’oeuvre des enfants tuberculeux, das gewöhr 
lich kurzweg oeuvre d’Ormesson — nach dem Orte ſeines erſten Hoſpitals 
genannt wird, berichtet über eine große Anzahl von Dauererfolgen, ebenſo wi 
das däniſche Seehoſpiz zu Reßnäs eine große Anzahl von Dauerheilungen en 
zielte; von den in dieſem Hoſpiz Verpflegten waren neun Jahre nach der En 
laſſung aus der Anſtalt von denen, die an Knochentuberkuloſe erkrankt geweſen 
noch 71,6 Prozent, von denen, die an ſchwerer Haut⸗ oder Drüſentuberkulo 
erkrankt geweſen waren, noch 77,4 Prozent arbeitsfähig, während von den i 
den deutſchen Volksheilſtätten Behandelten nach vier bis fünf Jahren nur mel 
27 Prozent im Sinne des Invalidenverſicherungsgeſetzes arbeitsfähig waren, de 
heißt noch im ſtande, ein Drittel des Lohnes eines geſunden Arbeiters zu verdienen 
Wir ſehen alſo, daß die Tuberkuloſe des Kindesalters, bei der es ſich i 
einer großen Zahl von Fällen um Knochen- und Drüſentuberkuloſe handel 
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weit günſtigere Chancen für die Heilung bietet, als die Lungentuberkuloſe der 
Erwachſenen, und daß deshalb die Seehoſpize und Anſtalten zur Heilung der 


kindlichen Tuberkuloſe ein beſſeres Hilfsmittel im Kampfe gegen die 
Tuberkuloſe bilden als die Volksheilſtätten. Die Zahl der deutſchen Kinder: 


heilſtätten iſt aber eine verhältnismäßig geringe (dreißig) und die Einrichtung 
vieler derſelben läßt gar manches zu wünſchen übrig. Auch dienen ſie zum 
Teil mehr prophylaktiſchen Beſtrebungen, indem ſie anämiſche und ſchwächliche 
Kinder aufnehmen, als therapeutiſchen. 

Iſt es aber nicht überhaupt auffallend, daß — wenigſtens bis vor kurzem 


— das Hauptgewicht in der Bekämpfung der Tuberkuloſe auf die Therapie, 


= 


auf die Heilung der Kranken gelegt wurde und daß hinter der gewaltig an— 
ſchwellenden Heilſtättenbewegung alle Beſtrebungen zur Verhütung der 
Tuberkuloſe ſo weit zurücktreten mußten? Und doch legen wir bei Bekämpfung 


aller anderen Volkskrankheiten ſtets auf die Prophylaxe — auf die verhütenden 


und vorbeugenden Maßnahmen — das Hauptaugenmerk! 
Oben haben wir auf die Momente hingewieſen, die es bewirkten, daß im 
Kampfe gegen die Tuberkuloſe in Deutſchland die Heilſtättenbewegung ſo in 


den Vordergrund trat: welches aber wären nun die Maßnahmen, die vor 


allem geeignet ſind, zur Verhütung der Erkrankungen an Tuberkuloſe beizutragen? 
Zur Entſtehung der Tuberkuloſe in einem Organismus ſind zwei Umſtände 
notwendig: erſtens das Eindringen von Tuberkelbazillen in den Organismus, 


und zweitens die Empfänglichkeit des Organismus für die Aufnahme der Ba⸗ 


zillen; denn der geſunde und kräftige Organismus hat genügend Schutzkräfte 
um die eingedrungenen Bazillen — wenn es ſich nicht um allzu zahlreiche und 


allzu häufig wiederholte Invaſionen handelt — unſchädlich zu machen. Nach 


Entdeckung des Kochſchen Bazillus war man zunächſt ſehr geneigt, die Bedeu⸗ 


| tung, die dem anderen Momente, der Empfänglichkeit (Dispoſition), zukommt, 
zu unterſchätzen, ja deren Einfluß ganz zu leugnen und die Aufmerkſamkeit 


A 


. . . —— 


nur dem Bazillus zuzuwenden. Heute erkennt man die Dispoſition als einen 


wichtigen Faktor zur Entſtehung der Tuberkuloſe immer mehr und mehr an, 
und unſere prophylaktiſchen Beſtrebungen werden einerſeits darauf gerichtet 
ſein müſſen, die Verbreitung des Bazillus einzuſchränken, andererſeits das Ent⸗ 


ſtehen der Dispoſition nach Möglichkeit zu verhüten und ſchließlich werden wir 


uns bemühen müſſen, die beſonders empfänglichen (disponierten) Individuen 


vor der Gelegenheit zur Infektion zu bewahren. 


Es kann hier nicht unſere Aufgabe ſein, alle hier möglichen und empfehlens⸗ 


werten Maßnahmen zu beſprechen, wir wollen nur die wichtigſten herausgreifen. 


Dem erſten Teil unſerer Aufgaben (Kampf gegen den Bazillus) dienen jene 
Bemühungen, die auf Einführung eines geſellſchaftlichen oder behördlichen 
Spuckverbotes gerichtet ſind. 

Ferner geht das Beſtreben weiter dahin, die Tuberkuloſe ſo wie eine akute 


Ignfektionskrankheit zu behandeln und den Kampf gegen ſie durch Anzeigepflicht 


und Desinfektion zu führen. Wir glauben aber nicht, daß eine ſo verbreitete 


und ſo chroniſch verlaufende Krankheit ſich auf dieſe Art bekämpfen läßt, weil 
ſelbſt bei den akuten Infektionskrankheiten die Anzeigepflicht (und infolge deſſen 
die auf ihr fußenden Maßnahmen) allzu lax gehandhabt werden, und weil viele 


Menſchen tuberkulös find, ohne es ſelbſt zu wiſſen. Will man (wie es die 
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Abſicht des preußiſchen Geſetzentwurfs zur Bekämpfung der Infektionskrank⸗ 
heiten iſt) verhindern, daß ein Tuberkuloſer die Krankheit auf den Nachfolger 
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in der Benützung der Wohnung dadurch überträgt, daß ſich in dem Staube 
der von ihm benutzten Wohnräume Tuberkelbazillen — die er ausgehuſtet hat 
— anſiedeln, ſo muß man eben dahin wirken, daß eine jede Wohnung dem 
neuen Mieter nur in gut gereinigtem Zuſtand (eventuell nach Desinfektion) 
übergeben werden dürfe. 

Von größtem Nutzen wäre es, wenn wir die Schwertuberkulöſen aus der 
Mitte der Bevölkerung — wo ſie Anlaß zu weiteren Infektionen geben, nach 
Möglichkeit entfernen könnten, und dies könnte am beſten durch Schaffung 
eigener Heimſtätten und Spitäler für an vorgeſchrittener Tuberkuloſe Leidende 
geſchehen. Durch Schaffung ſolcher Anſtalten würde auch verhindert, daß 
in den Spitälern anderweitig Erkrankte durch ihre tuberkulöſen Bettnachbarn 
infiziert werden, wie es ja jetzt bisweilen vorkommt. | 

Wichtiger noch als der Kampf gegen den Bazillus erſcheint uns aber der 
Kampf gegen die Dispoſition, denn bei der heutigen Verbreitung der 
Tuberkuloſe wird es wohl kaum möglich ſein, die Infektionsgelegenheit, die 
Verbreitung des Bazillus, ſoweit einzuſchränken, daß ſich nicht doch für die 
große Mehrzahl der Disponierten Gelegenheit zur Infektion bieten würde. 
Und deshalb erſcheint es uns als die Hauptaufgabe im Kampfe gegen die 
Tuberkuloſe, den Organismus gegen die Bazillen widerſtandsfähig zu machen. 

Die Dispoſition iſt entweder eine angeborene oder eine erworbene. Eine 
angeborene Dispoſition finden wir bei jenen, die von tuberkulöſen oder ſchwäch⸗ 
lichen Eltern abſtammen; erworben wird die Dispoſition vor allem durch ſchlechte 
äußere Lebensverhältniſſe, Unterernährung und überarbeit, ſowie durch den 
Körper ſchwächende akute oder chroniſche Krankheiten. 

Den Kampf gegen die durch ſchlechte Lebensbedingungen erworbene Dispoſition 
führt die organiſierte Arbeiterſchaft, indem ſie ſich beſſere Lebensbedingungen 
erkämpft. Was aber können wir gegen die angeborene Dispoſition und was 
gegen die durch Krankheit erworbene tun? Das Entſtehen immer neuer In⸗ 
dividuen mit angeborener Dispoſition durch behördliche Eheverbote für Tuber⸗ 
kuloſe (oder richtiger durch Kinderzeugungsverbote) bekämpfen zu wollen, erſcheint 
uns nicht ausſichtsvoll, obwohl ſich vielleicht durch Verbreitung der Kenntniſſe 
über Tuberkuloſe unter der Bevölkerung gewiß manches in dieſer Richtung 
erreichen läßt. 

Doch ſcheinen Kinder überhaupt für die Tuberkuloſe empfänglicher zu ſein 
als Erwachſene. Und daher wäre es — auch von dem Standpunkt der Tuber⸗ 
kuloſebekämpfung aus — Pflicht der Geſellſchaft, ſich aller Kinder, ganz be 
ſonders aber der ſchwächlichen, ſowie jener Kinder, die durch einen tuberkulöſen 
Wohnungsgenoſſen gefährdet werden, energiſch anzunehmen. 

Hier ließe ſich viel leiſten durch Gründung von Ferienheimen und Tages⸗ 
erholungsſtätten. 

Beſonders disponierte und beſonders gefährdete Kinder, vor allem Waiſen 
von tuberkuloſen Eltern, ſollten in Kinderheimen auf dem Lande untergebracht 
und dort unter guten hygienischen Verhältniſſen bis über das Kindesalter hinaus 
erzogen werden; vom Staat oder der Stadt ſollten Lehrwerkſtätten errichtet 
werden, die es ſchwächlichen Knaben und Mädchen ermöglichen, die ſo wichtigen 
Entwicklungsjahre nicht in den elenden Verhältniſſen kleingewerblicher Lehrlinge 
zu verbringen. Was den Kampf gegen die durch Krankheiten erworbene Dis⸗ 
poſition anbelangt, ſo fällt dieſer zum teil zuſammen mit dem Kampfe gegen 
dieſe Krankheiten (zum Beiſpiel Syphilis, Folgezuſtände des Alkoholismus) 
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ſelbſt. Von größter Wichtigkeit aber iſt es dem Organismus, der ſoeben eine 
ſchwere Krankheit, beſonders eine ſchwere akute Krankheit, überſtanden, die 
Möglichkeit zu geben, ſich wieder ganz zu kräftigen. Heute wird der größte 
Teil der Kranken noch in einem frühen Stadium der Rekonvaleszenz aus den 
Spitälern entlaſſen und der Kranke hat dann nicht die nötigen Mittel, außer⸗ 
halb des Spitals ſeine volle Wiederherſtellung abzuwarten, auch geht unter 
den ſchlechten häuslichen Verhältniſſen die Wiederherſtellung nur äußerſt lang⸗ 
ſam vor ſich. Während der Zeit der Rekonvaleszenz, da der Organismus noch 
durch die eben überſtandene Krankheit geſchwächt iſt, wird oft der Keim zur 

Tuberkuloſe gelegt, bleibt aber der Rekonvaleszent längere Zeit im Kranken⸗ 
haus, ſo wird er dort bei den heute beſtehenden Verhältniſſen oft genug durch 
einen in ſeiner unmittelbaren Nähe liegenden Tuberkuloſen gefährdet. 

Eines der dringendſten Erforderniſſe, eines der wichtigſten Hilfsmittel im 
Kampfe gegen die Tuberkuloſe iſt die Errichtung von Geneſungsheimen. 
Zwar werden von verſchiedenen Seiten derartige Einrichtungen getroffen, doch 
wird ihre Bedeutung noch immer zu wenig erkannt, jo haben die Verſicherungs⸗ 
anſtalten 1901 nur 2103 Mitglieder in Geneſungsheimen verpflegt, hingegen 
14656 in Heilſtätten für Tuberkulöſe. 

Dabei find aber die Verpflegungskoſten in den Geneſungsheimen viel geringer 
als in den Heilſtätten und wird noch ein Teil dieſer Koſten durch Verkürzung des 
Spitalaufenthaltes und raſchere Wiederkehr der Arbeitsfähigkeit hereingebracht. 

Dadurch, daß die Geneſungsheime den geſchwächten Organismus kräftigen, 
bilden ſie ein wichtiges und wirkſames Hilfsmittel im Kampfe gegen die Tuber⸗ 
kuloſe, und vielleicht iſt die Zeit nicht fern, da Heilſtätten in Geneſungsheime 
umgeſtaltet werden. 

Dem Kampfe gegen den Bazillus und dem Kampfe gegen die Dispoſition dient 
in gleicher Weiſe die Fürſorge für billige und geſunde Wohnungen, denn nicht 
nur daß luft⸗ und lichtreiche Wohnungen den Organismus kräftigen, ſind Luft und 
Licht auch die größten Feinde des Bazillus, die ihn, wenn er aus dem kranken 

Organismus in die Außenwelt gelangt iſt, in kurzer Zeit vernichten, während 
er in dumpfen und düſteren Wohnungen monatelang ſein für die Menſchen ſo 

gefährliches Daſein friſtet. Dasſelbe gilt bezüglich der Arbeitsſtätten! 
Fiaaſſen wir kurz zuſammen, welche Maßregeln in der Zukunft für den 
Kampf gegen die Tuberkuloſe die wirkſamſten ſein werden, ſo ſind es: Sorge 
für geſunde Wohnungen und Werkſtätten, Kinderfürſorge, Ge— 
neſungsheime — und Organiſation der Arbeiterſchaft zur Erringung 
beſſerer Lebensbedingungen und zur Erringung eines weiteren Ausbaues der 
Arbeiterſchutzgeſetzgebung. | 


Literariſche Rundfdau. 


H. Haack und H. Wiechel, Kartogramm zur Reichstagswahl. Zwei Wahlkarten 
des Deutſchen Reiches in alter und neuer Darſtellung mit politiſch⸗ſtatiſtiſchen 
Begleitworten und kartographiſchen Erläuterungen. Gotha 1903, Juſtus Perthes. 
36 Seiten 8“ und zwei Karten. | 

| Nichts erſcheint der Maſſe der Menſchen bis in die wiſſenſchaftlichen Kreiſe 

hinein fürchterlicher als eine ſtatiſtiſche Veröffentlichung, als einer dieſer viele 

Hunderte Seiten ſtarken Foliobände, die faſt nichts als Zahlen enthalten. Die 
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meiſten legen kopfſchüttelnd ein derartiges Werk, deſſen Herſtellung die Arbeit zah 
reicher Perſonen, die Aufwendung von Hunderttauſenden Mark gekoſtet hat, aus de 
Hand; ſie ſtehen ihm gegenüber wie der Schiffer in dem Ozean, dem das Steue 
gebrochen iſt. Für alle Freunde der Statiſtik iſt deshalb jeder Verſuch der Popr 
lariſierung ihrer Ergebniſſe eine erfreuliche Erſcheinung, nicht bloß deshalb, weil ji 
wünſchen müſſen, daß die Ergebniſſe der Statiſtik Gemeingut werden, ſondern we 
auch dadurch die Gleichgültigkeit gegen jeden Stillſtand auf dieſem wichtigen Gebt 
ſozialer Erkenntnis niedergekämpft wird. Es iſt ſicher nicht Zufall, daß die Statiſtike 
in den Vereinigten Staaten am meiſten geleiſtet haben in dem Streben, die Statiſt 
zu populariſieren; ihre Zenſuswerke enthalten ganze Atlanten kartographiſcher Zu 
ſammenfaſſungen der Zahlenmeere dieſer Rieſenwerke. In einem demokratiſche 
Staatsweſen muß natürlich die Notwendigkeit großer Ausgaben für einen nich 
leicht verſtändlichen Staatszweck dem Volke ganz anders anſchaulich gemacht werde 
als beiſpielsweiſe in Rußland. In Deutſchland haben wir zwar ſo manche karte 
graphiſche Darſtellung in den Werken der ſtatiſtiſchen Amter, vor allem des reich: 
ſtatiſtiſchen, aber auf neue originelle Methoden oder auch nur auf Abweichungen vo 
den üblichen Kartogrammen ſtößt man ſelten, während gerade die Amerikaner viel 
Verſuche auf dieſem Gebiet aufweiſen können. In Wien hat ſich die kartographiſch 
Anſtalt von Freytag & Berndt in dieſer Beziehung Verdienſte erworben. Ein her 
vorragender Verſuch liegt uns nun auch von dem berühmten deutſchen karte 
graphiſchen Verlag von Juſtus Perthes vor: die Bedeutung der Volkszahl im Karten 
bild anſchaulich zu machen. Auf unſeren Welt⸗ und Landkarten können wir da 
Verhältnis der Flächen der Landesteile, der Stadtgebiete, den Umfang der Seer 
gebiete und Bergmaſſen, der Hoch- und Tiefländer, eventuell auch Umfang vo 
Ackerland, Weide, Forſt und Unland feſtſtellen, niemals gelang es aber, ja jelte 
wurde es nur verſucht, das Wichtigſte im Kartenbild feſtzuſtellen: die Dichtigkeit de 
Bevölkerung. Wohl hat man durch ſtärkere und ſchwächere Schraffierung die größer 
Zuſammendrängung oder die weitgehende Zerſtreuung der Menſchen anſchaulich z 
machen geſucht, aber an den wichtigſten Zuſammenballungen der Bevölkerung, a 
den Großſtädten, ſcheiterte dieſes Verfahren, die Ergänzung der Karten durch Neben 
karten mit Städtekreiſen wirkte eher verwirrend als anſchaulich. Der erſte ſehr be 
achtenswerte, wenn auch ſicher noch nicht vollkommen gelungene und uns zuerſt ſeh 
fremdartig anmutende Verſuch, das wichtigſte ſtaatliche Element, die Bevölkerung 
im üblichen Kartenbild anſchaulich zu machen, liegt in der hier angezeigten Bei 
öffentlichung vor. 

Zwei Umriſſe des Deutſchen Reiches ſind nebeneinandergeſtellt, auf der eine 
entſprechen 4 Quadratzentimeter Kartenfläche 2500 Quadratkilometern, auf de 
anderen entſprechen 4 Quadratzentimeter 140000 Einwohnern. Sofort leuchtet aue 
demjenigen, der nie ein ſtatiſtiſches Werk in die Hand zu nehmen wagte, der groß 
Unterſchied ein. Auf der einen Karte iſt Berlin ein unſcheinbarer, nicht gerad 
leicht herauszufindender Kreis, auf der anderen hat es einen Umfang wie ſonſt wol 
das Königreich Sachſen, das hier freilich eine gewaltige Ausdehnung annimmt. Di 
Bedeutung der Städte, Induſtrie⸗ und Bergwerkszentren im Rahmen der Landkart 
iſt noch nie ſo anſchaulich dargeſtellt worden wie auf dieſer Karte, die ein poli 
tiſches Lehrmittel erſten Ranges, eine neue Bereicherung des Anſchauungsunterrichte 
darſtellt für denjenigen, der über das Verhältnis ſtädtiſcher und ländlicher Inter 
eſſen Aufklärung zu verbreiten ſucht. Die Kartengegenüberſtellung hat aber aue 
ſonſt hohe politiſche Bedeutung. Sie beweiſt klarer als die eindringlichſten Rede 
die ſchreiende Ungleichheit des Wahlrechtes zum deutſchen Reichstag, die Benachteili 
gung der ſtädtiſchen, die Bevorzugung der ländlichen Bevölkerung. Hat man pathetijd 
vom Bundesratstiſch die Verwirklichung des geheimen Wahlrechtes als eine ethiſch 
Pflicht bezeichnet, ſo beweiſen die beiden Kartenbilder, daß die Verwirklichung de 
gleichen Wahlrechtes in viel höherem und dringenderem Maße eine moraliſche Pflich 
geweſen wäre und bleibt. Die Mängel des Schutzes des Wahlgeheimniſſes ver 
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minderten ſich mit ſteigender politiſcher Bildung und Stärkung des Selbſtbewußt⸗ 
ſeins der nichtbeſitzenden Volksſchichten von Wahl zu Wahl, die Ungleichheit des 
Wahlrechtes ſteigt von einer zur anderen Legislaturperiode als naturgemäße Folge 
unſerer wirtſchaftlichen Entwicklung. 

Sowohl der Politiker wie der Statiſtiker kann das hier angezeigte Kartogramm 
warm empfehlen. Es wird kaum einen Leſer dieſer Zeitſchrift geben, der nicht ſtunden⸗ 
lang in Betrachtung dieſer beiden lehrreichen Karten verweilen würde und aus ihnen 
mannigfache Anregung ſchöpfen könnte. Man mag ſich durch die Erwägung, daß 
die Karte bald überholte Wahlergebniſſe darſtellt, von der Anſchaffung nicht abhalten 
aſſen, gibt ſie doch die Verteilung der Bevölkerung auf Grund der Volkszählungs⸗ 
argebniſſe von 1895; eine hoffentlich nach den Wahlen erſcheinende neue Karte wird 
ne Volkszählungsergebniſſe vom Jahre 1900 zur Grundlage haben, jo daß ſich dann 
zuf den Karten die Bevölkerungsverſchiebungen verfolgen laſſen werden. So bleibt 
ie Karte von dauerndem Werte. Sie iſt von einem Texte begleitet, der ebenſo 
ſehrreich iſt vom Geſichtspunkt der Politik wie der Statiſtik und der Kartenprojektion. 
3 d Adolf Braun. 


Spen Lange, Ein Verbrecher. Schauſpiel in fünf Akten. Aus dem Dänifchen 
überſetzt von Gertrud Klett. München 1903, Albert Langen. 

zeonid Andrejew, Der Gedanke und andere Novellen. Aus dem Ruſſiſchen 
überſetzt von E. und J. Georg. München 1903, Albert Langen. 


Björnſon hat in ſeinem letzten Drama „Auf Storhove“ das Thema vom 
geborenen Verbrecher behandelt. Maria Ura iſt das verkörperte Prinzip des Böſen: 
n eine Welt der Korrektheit und der bürgerlichen Wohlanſtändigkeit tritt fie ein als 
in Typus moraliſcher Abnormität, überall Verwirrung und Zerſtörung ſtiftend. So 
er alte Björnſon. Er glaubt an die Verbrecherraſſe, die uns menſchlich nicht nahe 
ebracht werden kann, es ſei denn durch die Erwägung, daß der Trieb zum Böſen 
ihr ebenſo elementar wirke, wie in uns Muſtermenſchen der Drang nach dem 
zuten. Daraus folgt das Prinzip der „Unſchädlichmachung“, das zwar mit mehr 
der weniger Humanität durchgeführt werden kann, ſeinem Inhalt nach aber für 
lle Zeiten fortbeſtehen muß. | 
Dem Paſtorſohn und Buchhalter Auguſt Hanſen in des jungen Sven Lange 
drama möchte wohl kein Menſch anſehen, daß er dazu beſtimmt ſei, ein Mörder zu 
erden. Wir lernen ihn als einen gutmütigen Mann kennen, der feine oberfläch⸗ 
che und engherzige Frau zärtlich liebt, im übrigen aber dem Gedanken lebt, daß 
in Menſch, der ehrlich arbeitet, auf ein beſcheidenes Glück wohl Anſpruch erheben 
arf. Seine Heirat hat ihn in Wechſelſchulden geſtürzt; mit der Schickſalsfreudig⸗ 
it des Sanguinikers iſt er davon überzeugt, daß die Sache wieder in Ordnung zu 
ringen ſei, ohne ſich jedoch über das Wie den Kopf viel zu zerbrechen. 

Der Wechſel auf tauſend Kronen iſt fällig — er wird wohl wieder prolongiert 
erden! Aber der Rentier Engſtröm verſteht fein Gewerbe und liebt es, die 
chlingen des Wechſelrechtes bei Gelegenheit deſto feſter feinen Opfern um den Hals 
a ziehen, um fie deſto ficherer in feiner Gewalt zu haben. Hanſen erhält den Auf: 
ag, das Geld binnen wenigen Stunden herbeizuſchaffen. 

In ſeiner Verzweiflung vertraut er ſich feinem Schwager Markus an, der ebenſo 
ichterner und eyniſcher Geſchäftspraktiker iſt, wie Hanſen illuſionsbefangener und. 
ſpraktiſcher Idealiſt. Markus verſpricht, mit dem Wucherer zu ſprechen, wofern. 
m ſelbſt und feinen Grundſätzen fürderhin die volle Herrſchaft über das Haus 
anſen übertragen würde. Hanſen lehnt es ab, ſich in eine neue Knechtſchaft zu. 
ürzen, um der alten zu entrinnen. Dann wird Markus vom Verlorenen die Hand- 
ziehen und feine Schweſter zu ſich nehmen. Hanſen ſteht vor dem vollſtändigen 
uſammenbruch, dem Verluſt feiner Habſeligkeiten, feiner Stellung, feiner Frau. 
Zur feſtgeſetzten Stunde geht er ohne Geld und mit halben Entſchlüſſen zum 
Jucherer. Er trifft ihn allein, aber unmittelbar vor ihm iſt Markus dageweſen, 


350 — Die Neue Zeit 


der gewohnt iſt, die Sachen, die er einmal in die Hand genommen hat, energiſch zi 
führen. Markus wußte Engſtröm dahin zu beeinfluſſen, daß er unter keinen Um 
ſtänden locker laſſe. So iſt alles zur Kataſtrophe reif, und das Opfer wird zum Henker 
Hanſen erdroſſelt den Alten, ſteckt den Wechſel und ohne Wahl und Überlegung eit 
paar Banknotenbündel in die Taſche und flüchtet zu ſeiner Schweſter Marie. 

Man kann nicht ſagen, daß in dieſem Vorgang eine tragiſche Notwendigkeit ü 
herkömmlichem Sinne gelegen ſei. Zur Vollbringung einer verbrecheriſchen Ta 
gehört doch ein gewiſſes individuelles Moment. So, wie wir Hanſen kennen, würde 
wir ihm eher zumuten, daß er ohne Verſuch einer Gegenwehr alles über ſich zu 
ſammenſtürzen ließe, als daß er zu ſo verzweifelten Gewaltmitteln ſeine Zufluch 
nähme. Aber andererſeits wieder iſt feine Tat fo planlos und innerlich unvermittel 
daß ihre ſcheinbare Unmotiviertheit uns in höherem Sinne zur eigentlichen Mot 
vierung wird. Daß wir vergebens nach dem Kainszeichen ſuchen, daß alles, wa 
geſchieht, ſo menſchlich, ſo natürlich erſcheint, daß ſich uns die Tat, nicht der Täte 
als eine ſittliche Abnormität darſtellt — gerade darin liegt eine furchtbare tragiſch 
Offenbarung. Wir ahnen, daß dem Verbrecher gerade ſeine menſchlich liebens 
würdigen Eigenſchaften, ſeine gutmütige Schwachheit, ſeine fröhliche Unbefangenhe 
und die Eigenſchaften, die mit ihnen verbunden find, Haltloſigkeit und Unüberleg 
heit, zum Verhängnis geworden ſind. 

Seiner Schweſter, einer braven Lehrerin, offenbart er ſich. Und die liebt ih 
tief genug, um ihn verſtehen zu können. Augenblicklich hat ſich das gradſinnig 
und einfache Weib feine Philoſophie für den beſonderen Fall zurechtgejchmiedet: 

„. . . Du haft zufällig Gelegenheit gehabt, dein Verbrechen zu begehen — wa 
die meiſten nicht haben. Das iſt der ganze Unterſchied. Und das iſt deine En 
ſchuldigung. Du teilſt deine Schuld mit faſt allen Menſchen. Und die ſind's auch 
mit denen wir reden und umgehen im Leben — andere gibt's nicht. Warum ſo 
alſo ein einzelner getroffen werden — es hilft den anderen ja doch nichts... Do 
einzige, was man ſtrafen ſollte, iſt der Zufall. Aber das kann man nicht....“ 

Zuerſt erfüllt beide nur der Inſtinkt geängſtigter flüchtender Tiere. Da d 
Haushälterin des Ermordeten unter dem Verdacht der Täterſchaft verhaftet wir 
atmen fie erleichtert auf. Erſt als Markus, aus Angſt ſelbſt verdächtig zu werde 
Hanſen das Geſtändnis ſeiner Schuld entlockt hat, jetzt aber — da er ſich gedec 
weiß —, die unſchuldig Angeklagte ihrem Schickſal überlaſſen will, wird es den G 
ſchwiſtern klar, daß kein anderer Weg mehr für Hanſen offen iſt als der zum Gerich 

Wir fühlen wohl, daß, was ſich nach dem fünften Akte abſpielen wird, nie 
das iſt, als was es gedankenloſe Zeitungsſchreiber gewiß bezeichnen werden, ein au 
gleichender Akt der Gerechtigkeit. Engſtröm und Markus ſind tauſendmal ſchuldig 
als dieſer armſelige Mörder. 8 

Schiller beging eine revolutionäre Tat, als er ſeinen Zeitgenoſſen zeigte, w 
ein edel und groß angelegter Menſch durch das Intriguenſpiel eines anderen zu 
Räuber wird. Schließlich iſt es faſt dasſelbe Problem, das Sven Lange behandel 
nur erſcheint alles vereinfacht, vermenſchlicht, aus den Proportionen des Ungeheur 
auf die des Durchſchnitts gebracht. Es fol hier nicht unterſucht werden, ob en 
ſolche Entwicklung zur Alltäglichkeit für die dramatiſche Kunſt Fortſchritt oder Rü 
ſchritt bedeutet und ob nicht noch wieder einmal der Weg dazu gefunden werde 
wird, das zu den höchſten dichteriſchen Höhen zu erheben, was uns menſchlich a 
allernächſten liegt; im Rahmen unſerer Zeit erſcheint Sven Langes Schauſpiel a 
eine bemerkenswerte Leiſtung. — 

In dieſem Zuſammenhang ſei gleich eines zweiten Buches gedacht, Leon 
Andrejews Novellenſammlung, deren Hauptſtück gleichfalls ein kriminalpſych 
logiſches Problem behandelt. Den Dr. Kerſchencew, der feinen Freund erjchlag: 
hat, lernen wir aus ſeinen Aufzeichnungen als eine Art prachtvolle Beſtie kenne 
die aus Genie, Wahnſinn und Verbrechen zuſammengeſetzt iſt. Seit Stendhal in 
Doſtojewski ſind Abſtiege in ſolche menſchliche Seelentiefen nichts Unerhörtes meh 
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ſie find ſelten mit ſoviel Grazie, aber mitunter mit bedeutend mehr Geſchicklichkeit 
ausgeführt worden wie von Andrejew. Dieſer will uns ſcheinbar über den geiſtigen 
Zuſtand ſeines Helden in ſpannenden Zweifeln halten, wir bemerken aber alsbald, 
wie es mit Kerſchencew ſteht. Das iſt einfach die Krankengeſchichte eines Irren, der 
in einem Tobſuchtsanfall gemordet hat. Sehr leſenswert iſt im ſelben Bande die 
troſtloſe Geſchichte einer kleinen vertrockneten ruſſiſchen Beamtenſeele: „Am Fenſter.“ 
In dieſer Einfachheit liegt mehr Kunſt als in der erklügelten Kompliziertheit der 
„Gedanken“ und, wie es ſcheint, auch Andrejews eigentlichſtes Gebiet. . 
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Kus den Mitteilungen der Glasberufsgenoſſenſchaft. Im Geſchäftsjahr 1902 
gehörten der in 7 Sektionen geteilten Berufsgenoſſenſchaft 858 Betriebe an, im Vor⸗ 
jahr 839. In den 858 Betrieben waren 75082 Arbeiter beſchäftigt; auf Vollarbeiter 
berechnet, das iſt auf Arbeiter, die 300 Tage im Jahre arbeiteten, 68583. Die Zahl 
der gemeldeten Unfälle ſtieg von 1700 im Jahre 1901 auf 1836 im Jahre 1902, 
die der Entſchädigungspflichtigen, für die im Berichtsjahr zum erſtenmal eine Rente 
feſtgeſetzt wurde, ſank von 305 auf 297. Der Bericht der Berufsgenoſſenſchaft betont 
dann, daß insgeſamt 2296 Perſonen der „Wohltaten“ der Unfallverſicherung 
teilhaftig wurden. Wie dieſe „Wohltaten“ ausſehen, ergibt ſich am beſten aus 
dem Durchſchnittsbetrag der Rente, der die gewaltige Summe von 177,08 Mark 
pro Jahr, 14,75 Mark pro Monat ausmacht! Daß es dabei mit der „Wohltat“ 
auch noch ſo ſeine Wege hat, wird dadurch bewieſen, daß die Berufsgenoſſenſchaft 
nicht ohne weiteres „Wohltaten“ gewährt, ſondern daß die Arbeiter beziehungs⸗ 
weiſe die Verletzten ſich dieſe ſo angeprieſene „Wohltat“ erſt erkämpfen müſſen, was 

nachfolgende Zahlen beweiſen. Nach dem Bericht wurden im letzten Rechnungsjahr 
8839 berufungsfähige Beſcheide erteilt, hiervon wurden in 189 Fällen — 23 Prozent 
Berufung auf ſchiedsgerichtliche Entſcheidung eingelegt. Aus dem Vorjahr ſchwebten 
noch 33 Berufungen, ſo daß insgeſammt 222 Berufungen der ſchiedsgerichtlichen 
Entſcheidung harrten. Von den Schiedsgerichten wurden zurückgewieſen 113, an⸗ 
erkannt zu gunſten der Verletzten 58, durch Vergleich erledigt 5, zurückgezogen 
von den Verletzten 9, unerledigt blieben 37 — 222. Von der Genoſſenſchaft wurden 
1902 18 Rekurſe erhoben, aus dem Vorjahr blieben unerledigt 10 Rekurſe, fo daß 
insgeſamt im Verwaltungsjahr 28 Rekurſe zu erledigen waren. Von den Verletzten 
wurden 35 Rekurſe erhoben, unerledigt von 1901 waren noch 12; die insgeſamt 
47 Rekurſe wurden wie folgt erledigt: von den 28 Rekurſen, die die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft erhoben hatte, wurden 13 Rekurſe zu gunſten der Berufsgenoſſenſchaft und 
4 10 zu gunſten der Verletzten erledigt, zurückgezogen wurde 1, unerledigt blieben 4. 
Die von den Verletzten eingelegten Rekurſe wurden in 18 Fällen zu gunften der 
Berufsgenoſſenſchaft, in 7 zu gunſten der Verletzten erledigt, zurückgezogen 
wurde 1 und 21 Rekurſe blieben Ende 1902 unerledigt. Alſo in einer Reihe von 
Fällen, in denen das Schiedsgericht zu gunſten der Verletzten entſchieden hatte, 
legte die Berufsgenoſſenſchaft das Rechtsmittel des Rekurſes ein und faſt deren 
Hälfte wurde vom Reichsverſicherungsamt zurückgewieſen, das heißt zu 
gunſten der Verletzten entſchieden. Ebenſo wurde in 7 Fällen, in denen die 
Verletzten Rekurs eingelegt hatten, zu deren Gunſten entſchieden. Wer aber auch 

nur einigermaßen unſere Arbeiterverſicherungsgeſetzgebung kennt, weiß, wie ungleich 
Licht und Schatten in ihr verteilt iſt. Den Berufsgenoſſenſchaften iſt mit wenigen 
Ausnahmen faſt die ganze Arzteſchaft untertan; fie verfügen über einen Stab Ver⸗ 
trauensärzte, die direkt in ihren Dienſten ſtehen, und ſie haben ihre ſtändigen Ver⸗ 
treter bei den Schiedsgerichten u. ſ. w., die das geſamte Aktenmaterial kennen. Wie 
ſteht demgegenüber der Verletzte? Derſelbe kennt zunächſt gar nicht einmal die Be⸗ 
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ſtimmungen des Geſetzes. Will er ſich ein Arztatteſt beſchaffen und geht dieſerhalb 
zum Arzte, dann erhält er in neun von zehn Fällen — kein Atteſt. Dagegen wird 
ihm geſagt, er ſolle den Arzt durch das Schiedsgericht laden laſſen. Ebenſo geht's 
dem Verletzten mit dem Anfertigen von Schriftſätzen, er gerät dem Winkel⸗ 
konſulenten in die Hände, muß ſeine letzten paar Groſchen dieſem Vampir hin⸗ 
geben und der Nutzen iſt gleich Null. Mit der Vertretung iſt es genau ebenſo. Für 
den organiſierten Arbeiter iſt hier durch die Arbeiterſekretariate ein weſentlicher 
Fortſchritt zur Wahrnehmung der Intereſſen der Verletzten geſchaffen. Unter Be⸗ 
rückſichtigung dieſer Verhältniſſe iſt die Berufsgenoſſenſchaft trotzdem in einer Reihe 
von Fällen — 30,68 Prozent der Berufungen — vom Schiedsgericht verurteilt worden 
und dennoch legte ſie Rekurs beim Reichsverſicherungsamt ein und dieſes verurteilte 
die Berufsgenoſſenſchaft in zehn Fällen, das iſt 36 Prozent, an den Verletzten eine 
höhere Rente zu zahlen. Und das nennt die Berufsgenoſſenſchaft eine „Wohltat“, 
in Wirklichkeit iſt es ein ſteter Kampf, den die Verletzten führen müſſen, um 
ſich das, was ihnen — den Opfern der Arbeit — ohne weiteres gegeben werden 
müßte, erſt zu erringen! Für die Überwachung der Betriebe wurden 4755,90 Mark 
im Betriebsjahr ausgegeben; für Gehälter der Beamten und Bedienſteten 16859 Mark. 
Die Berufsgenoſſenſchaft hat einen techniſchen Aufſichtsbeamten angeſtellt, jeden⸗ 
falls für 858 Betriebe zu wenig, es wurden denn auch im Jahre 1902 nur 283 Be⸗ 
triebe revidiert. Zieht man in Betracht, daß die Reviſionen beziehungsweiſe die 
Tätigkeit des Beamten zu einem großen Teile auf die Revidierung der Lohnliſten 
ſich bezieht, dann iſt die Revidierung der Betriebe an und für ſich gleich Null. Er⸗ 
wähnt ſei noch einiges über die Unfälle ſelbſt. Auf die Wochentage verteilt haben 
Unfälle ſtattgefunden: am Sonntag 14, Montag 41, Dienstag 45, Mittwoch 38, 
Donnerstag 52, Freitag 46, Sonnabend 57 und unbeſtimmt 4, in Summa 297. Die 
Ziffern der letzten drei Wochentage beweiſen, daß eine Verkürzung der Arbeitszeit 
recht angebracht iſt. Über die Urſachen der 297 Unfälle heißt es: Schuld von Mit⸗ 
arbeitern in 4 Fällen = 1,5 Prozent, Gefährlichkeit des Betriebs an ſich in 158 Fällen 
— 53,1 Prozent, mangelhafte Betriebseinrichtungen, ungenügende Anweiſung, Fehlen 
von Schutzvorrichtungen in 5 Fällen — 1,7 Prozent, Nichtbenutzung gebotener Schutz⸗ 
mittel ſeitens der Arbeiter, Handeln wider erhaltene Anweiſung, offenbarer Leicht⸗ 
ſinn in 14 Fällen = 4,7 Prozent, Ungeſchicklichkeit und Unachtſamkeit der Arbeiter, 
Unkenntnis der Gefahr in 45 Fällen = 15,2 Prozent, zuſammenwirkende Urſachen 
in 38 Fällen — 12,8 Prozent, Zufälligkeiten und nicht zu ermittelnde Urſachen in 
33 Fällen = 11,1 Prozent. Von den Verletzten (297) waren 10 = 8,4 Prozent jugend⸗ 
liche und 14 = 4,7 Prozent weibliche Arbeiter und auf 1000 Verſicherte kamen 
3,95 entſchädigte Verletzte. Auffallend erſcheint die ungemein hohe Ziffer der Rubrik 
„Gefährlichkeit des Betriebs an ſich“. Ohne Zweifel läßt ſich dieſe Gefährlich 
keit weſentlich vermindern! Würde man den Urſachen der Unfälle näher nachforſchen, 
dann ſähe man, daß nicht die „Gefährlichkeit“ des Betriebs an und für ſich die 
Urſache der Unfälle iſt, ſondern die Unterlaſſungsſünde der Unternehmer, das Fehlen 
genügender Schutzvorrichtungen und dergleichen. Die Rubrik „Gefährlichkeit“ 
ſcheint auch dem Berichterſtatter ſelbſt zu hoch zu ſein, indem er angibt: alles, was 
nicht genau zu ermitteln war, iſt dieſer Kategorie von Unfällen zugezählt. Natürlich 
iſt auch der Berichterſtatter der Anſicht, daß ſich die Ziffer weſentlich hätte ein⸗ 
ſchränken laſſen, — wenn es nicht wieder die Arbeiter mit ihrer „Unachtſ amkeit“ 
geweſen wären, die die Schuld an den Unfällen tragen. . G. 
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Druckfehlerberichtigung. In dem Artikel von Adolf Braun, „Die letzte Volks⸗ 
zählung im Deutſchen Reiche“, in Nr. 36 muß es heißen: Seite 309 und 310 Zahn 
(anſtatt Zatze), Seite 310, Zeile 14 von oben 15000 (nicht 150000). f 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Nachdruck der Artikel nur mit Quellenangabe geſtattet. 


Ein Tag des Triumphes. 
Berlin, 17. Juni 1903. 


Zum dreizehntenmal hat geſtern das allgemeine Stimmrecht ſeines Amtes 
auf deutſchem Boden gewaltet, abgeſehen von den Revolutionsjahren, und 
jedesmal — mit der einzigen ſcheinbaren Ausnahme von 1878 und 1881 — 
hat die ſozialdemokratiſche Partei einen mehr oder minder gewaltigen Zuwachs 
an Stimmen zu verzeichnen gehabt. Aber in dieſer Reihe ununterbrochener 
Erfolge treten doch drei Tage als die Tage eines entſcheidenden Triumphes 
hervor; der 27. Oktober 1881, an dem die Partei zwar einen Ausfall an 
Stimmen erlitt, aber unter dem härteſten Drucke des Sozialiſtengeſetzes immer 
noch über 300000 Stimmen aufbrachte und damit ihre unverwüſtliche Lebens⸗ 
kraft bewährte, dann der 20. Februar 1890, an dem ſie faſt die fünffache An⸗ 
zahl von Stimmen gewann, nahe an anderthalb Millionen, an dem ſie einen 
größeren Heerbann aufbot, als irgend eine bürgerliche Partei, und den all: 
mächtigen Hausmeier Bismarck ſtürzte, endlich der geſtrige Tag, an dem ſie 
ihre Stimmenzahl ſeit 1881 ziemlich verzehnfacht und an die dritte Million 
geſtreift haben wird. 

Es iſt ein überwältigender Erfolg, der in dieſer, aus dem tiefſten Innern 
der Volksmaſſen quellenden Kraft kaum im eigenen Lager erwartet worden iſt. 
Wohl war die Hoffnung auf einen großen Zuwachs an Stimmen berechtigt, 
und nicht zum wenigſten beſtätigte die Sorge der Gegner dieſe Hoffnung, aber 
es wäre verwegen geweſen, im voraus auf ein ſo urwüchſiges Hervorbrechen 
lementarer Gewalten zu vertrauen und mit dem zu rechnen, was nunmehr 
Aorreiche Tatſache geworden iſt, mit der Tatſache, daß die Partei im erſten 
Anlauf dieſelbe Zahl von Mandaten erobern würde, die ſie bisher im Reichs⸗ 
ag beſeſſen hat. Selbſt Optimiſten in unſeren Reihen rechneten nur mit etwa 
nem Dutzend neuer Sitze; nun aber dürfen wir aus den mehr als hundert 
Stichwahlen, an denen die Partei beteiligt ift, einen beträchtlich höheren Gewinn 


arten, Im neuen Reichstag wird die Partei in einer Stärke vertreten ſein, 
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die nicht allzu weit hinter der Stimmzahl des Zentrums zurückbleibt; ſagte 
Graf Caprivi vor zehn Jahren, daß die Regierung keinen Geſetzentwurf ein⸗ 
bringe, bei dem ſie nicht ſeine etwaige Wirkung auf die Sozialdemokratie 
erwäge, ſo wird Graf Bülow keinen Geſetzentwurf mehr einbringen können, 
ohne zu prüfen, wie ihn die Sozialdemokratie aufnehmen werde. Auf jenes 
dreiſte Junkerwort, wornach die ſozialdemokratiſche Partei nur noch ein Objekt 
der Geſetzgebung ſein dürfe, hat dieſe Partei die ſchlagendſte Antwort gegeben, 
indem ſie ſich zu einem Subjekt der Geſetzgebung gemacht hat, an dem auch 
die „ſtärkſte“ Regierung nicht gleichmütig vorübergehen darf. 

Jedes Wort des Lobes verſagt gegenüber den unvergleichlichen Lorbeeren, 
die das deutſche Proletariat in dieſer Wahlſchlacht erworben hat. Kein Kreis 
des Reiches, worin ſich die Arbeiter nicht wacker gehalten haben. Es iſt nur 
um ihrer ſymptomatiſchen Bedeutung willen, wenn die ſozialdemokratiſchen 
Wahlerfolge in Berlin und ſeinen Vororten, ſowie namentlich im Königreich 
Sachſen beſonders hervorgehoben werden. Über der Hauptſtadt des deutſchen 
Reiches weht jetzt die rote Fahne, ſiegreich und unerreichbar für jeden Griff 
der Feinde; nur eng gedrängt um das Hohenzollernſchloß und auch ſchon um⸗ 
zingelt von der andrängenden Wucht der Arbeiter hält ſich ein letzter Trupp 
bunt gemiſchter Ordnungshelden. Möglich, daß ihn auch ſchon die Welle am 
25. Juni wegſpülen wird, aber ſelbſt, wenn er noch einmal dem Verhängnis 
entrinnen ſollte, ſo iſt er doch nicht mehr, als nach dem Worte des Dichters: 
Verlorener Schwimmer in der Brandung Schwelle. Noch ſymptomatiſcher er⸗ 
ſcheint der ſozialdemokratiſche Wahlſieg in dem Königreich Sachſen, dem in⸗ 
duſtriellſten der deutſchen Staaten, wo ſich aller bürgerliche Parteiunterſchied 
längſt aufgelöſt hat in ein Angſt⸗ und Wutkartell, das vor keinem Rechtsbruch, 
vor keiner noch ſo ſchmählichen Waffe der Unterdrückung und Verfolgung zurück⸗ 
bebt, um das bedrohte Eigentum zu retten: mit einem Schlage hat der Zorn 
der Maſſen aus achtzehn ſächſiſchen Wahlkreiſen das Kartell gefegt und in den 
übrigen fünf die Bedränger in Stichwahlen zurückgedrängt, in denen ſie ſelbſt 
die arg Bedrängten ſind. In dieſem Mikrokosmos mag die bürgerliche Ge⸗ 
ſellſchaft des Deutſchen Reiches ihr Schickſal ſehen, wie es mit ehernen und un⸗ 
aufhaltſamen Schritten herannaht. 

Der ſozialdemokratiſche Wahlerfolg iſt ſo mächtig hervorgetreten, daß er 
auch von den bürgerlichen Parteien nicht beſtritten werden kann. Wie ſie den 
Wahlkampf geführt haben mit den alten Redensarten, die jedem gebildeten 
Geſchmack, jedem auch nur halbwegs unterrichteten Menſchen unüberwindlichen 
Ekel erregen müſſen, ſo ſuchen ſie ſich jetzt über den Triumphtag der Sozial⸗ 
demokratie hinwegzuhelfen mit jener anderen Garnitur alter Redensarten, von 
der ſich nichts beſſeres ſagen läßt. Es ſind noch die verhältnismäßig wohl⸗ 
wollendſten Stimmen, die der ſiegreichen Partei raten, nunmehr ihre republi⸗ 
kaniſchen Geſinnungen möglichſt abs, dagegen Kniehoſen und Wadlſtrümpfe an⸗ 
zutun, genug, ſich auf die Wege zu verirren, auf dem der deutſche Liberalismus 
untergegangen iſt. So unſinnig der Vorſchlag iſt, ſo bekundet doch er eine 
Art guten Willens. Von dieſem guten Willen iſt eben ganz und gar nichts 
zu ſpüren in dem abgetanen Schlagworte, daß der Sieg der Sozialdemokratie 
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die Reaktion ſtärke, zumal da dies Schlagwort kaum je ſo ſchlagend durch 
Tatſachen und Ziffern widerlegt wird, wie bei den gegenwärtigen Wahlen. 

Tritt in den ſozialdemokratiſchen Erfolgen in erſter Reihe der ungeſtüme 
Proteſt der Maſſen gegen den Brotwucher hervor, ſo nicht minder in der argen 
Schlappe, die der Bund der Landwirte erlitten hat. Seine Führer find ent- 
weder durchgefallen oder ſtehen in ungünſtiger Stichwahl. Hat die Regikrung 
darauf ſpekuliert, als ſie den gouvernementalen Wahlapparat wenigſtens offiziell 
nicht ſpielen ließ, ſo hat ſie in ſoweit ihre Rechnung gefunden, wenn auch nur 
in einer Weiſe, die dem Bülow und Poſadowsky den Schmerzensruf entlocken 
wird: O weh, wir haben gewonnen. Denn die ſozialdemokratiſche Wahl- 
bewegung hat ſich keineswegs begnügt, den Brotwucher zu bekämpfen, ſoweit 
er der Regierung unbequem iſt, ſondern fie iſt ihm auch auf den Leib gerückt, 
oweit er in der Regierung eine Helfershelferin hatte. Zu den ſymptomatiſchen 
Erfolgen der Sozialdemokratie gehört auch ihr Eindringen in rein ländliche 
Wahlkreiſe; von den Sitzen, die fie diesmal neu gewonnen hat, find zwölf mehr 
der minder verſchämten Brotwucherern, und nur drei den freiſinnigen Fraktionen 
ibgewonnen worden. Ahnlich iſt das Verhältnis bei den Stichwahlen, ſoweit 
ne bisher vorliegenden Ziffern darüber ein Urteil geſtatten. Während die 
Sozialdemokratie in dieſen Wahlen mit etwa fünfzig Konſervativen, National⸗ 
iberalen und Ultramontanen zu kämpfen hat, iſt ſie nur an etwa fünfzehn 
Stichwahlen mit freiſinnigen Kandidaten beteiligt. 

Das törichte Gerede, wonach die Sozialdemokratie ihren Hauptkampf gegen 
ven Freiſinn richte und dadurch der Reaktion zum Siege verhelfe, ift dadurch 
ıber- und abermals widerlegt. Hat die bürgerliche Linke bei dieſen Wahlen 
bieder beſonders ſchlecht abgeſchnitten, wie nicht beſtritten werden kann, jo hat 
ie das unerfreuliche Ergebnis einzig und allein ſich ſelbſt zu danken, ihrer 
zäſſigkeit und Trägheit, ihrer politiſchen Kurzſichtigkeit und Unzuverläſſigkeit. 
keiner ihrer drei Schattierungen, weder der Freiſinnigen Volkspartei, noch der 
freiſinnigen Vereinigung, noch der Deutſchen Volkspartei iſt am 16. Juni auch 
ur ein Mandat zugefallen, und was fie noch in den Stichwahlen zu erwarten 
gaben, das hängt nicht zuletzt von der ſozialdemokratiſchen Unterſtützung ab, auf 
ie ſie ſich verlaſſen und nach allen bisherigen Erfahrungen ſich auch ver- 
aſſen dürfen. 

Unmſomehr ſollten fie veranlaßt fein, ihrerſeits die ſozialdemokratiſchen Kan⸗ 
idaten gegenüber den Brotwuchern zu unterſtützen. Nicht um der ſchönen 
lugen der Sozialdemokratie willen, nicht auch aus Dank für deren Unter⸗ 
ützung bei den Stichwahlen — zu dieſem Danke find fie gewiß nicht ver- 
flichtet, da die ſozialdemokratiſchen Wähler auch nicht für die ſchönen Augen 
er freiſinnigen Fraktionen ſtimmen, ſondern in ihrem eigenſten Intereſſe. So 
be der Bund der Landwirte aufs Haupt geſchlagen iſt, ſo droht doch immer 
och die Gefahr, daß der Brotwucher der „mittleren Linie“ eine Mehrheit im 
leichstag findet. Das Zentrum hat ſich, wenn die noch lückenhaften Nach⸗ 
‚ten nicht trügen, leidlich im Wahlkampf gehalten; zwar hat auch ihr der 
zialdemokratiſche Anſturm in mehr als einem Wahlkreis breiten Boden ent- 
ſſen, aber einen weſentlichen Verluſt an Mandaten wird die ſchwarze Brigade 
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ſchwerlich erleiden; dieſer böſe Pfahl bleibt im Leibe des neuen Reichstags 
ſtecken. Um jo wichtiger iſt es, die konſervativen und nationalliberalen Über⸗ 
zöllner zurückzudrängen, und in dieſer Beziehung könnten die freiſinnigen Wähler 
noch manches Gute ſchaffen, wenn ſie bei den Stichwahlen dieſelbe antireaktionäre 
Politik befolgen wie die ſozialdemokratiſchen Wähler. 

Leider iſt die freiſinnige Preſſe ſehr weit entfernt davon, die einzige Mög⸗ 
lichkeit auszunutzen, wodurch ihre Fraktionen die ſchwere Niederlage, die ſie in 
den Wahlen erlitten haben, einigermaßen ausgleichen können. Dieſe Leute, die 
nicht genug darüber zu jammern wiſſen, daß ſich die ſozialdemokratiſchen Wähler 
bei den Hauptwahlen nicht zum Helotendienſt für die liberale Bourgeoiſie her⸗ 
gegeben haben, denken jetzt gar nicht daran, für ein durchaus ehrliches und 
geſundes, ebenſo mögliches wie nützliches Bündnis zwiſchen Bourgeoiſie und 
Arbeiterklaſſe einzutreten. Sie verlangen nach einer „Reform des Freiſinns an 
Haupt und Gliedern“, was immer das heißen ſoll, und können ſich nicht genug 
daran tun, die „Führung“ des Herr Eugen Richter herunterzureißen, die alles 
Unheil des Liberalismus verſchuldet haben ſoll. Wäre aber die „Reform“ des 
Freiſinns mit ſolchen Vorſätzen zu machen, wie ſie nach dem Sprichwort den 
Weg zur Hölle pflaſtern, ſo wäre ſie wirklich ſchon längſt erfolgt, und was 
Herrn Eugen Richter anbetrifft, ſo iſt er ſicherlich ein politiſcher Schädling 
allererſten Ranges, deſſen jammervoller Ausgang ein erfreuliches Beiſpiel dafür 
iſt, daß die Nemeſis nicht immer bloß die Toten, ſondern mitunter auch die 
Lebenden zu packen weiß, aber gegen die Vorwürfe, die jetzt aus ſeinem eigenen 
Lager auf ihn niederregnen, hat er ſozuſagen doch ſein hiſtoriſches Recht. Seine 
freiſinnigen Kritiker feinden ihn aus keinem anderen Grunde an, als weil er 
der in ſeiner Art klaſſiſche und konſequente Typus ihrer eigenen Borniertheit 
iſt; es iſt ein Verhältnis, wie es ein freiſinniger Politiker ſchon vor Jahren 
einmal in die ſcheinbar paradoxen, aber tatſächlich ganz richtigen Worte gekleidet 
hat: „Die Partei kommt an dem Manne um, aber ohne ihn könnte ſie nicht 
einen Tag beſtehen; er iſt für ſie ebenſo unentbehrlich wie verhängnisvoll.“ 
Jede Partei hat eben genau den oder die Führer, die ſie verdient, und der 
Freiſinn täte viel klüger daran, bei ſeinem eigenen Stumpfſinn reuige Einkehr 
zu halten, als auf den Götzen loszuſchlagen, den er ſich nach ſeinem eigenen 
Bilde geformt hat und den er jetzt nur züchtigt, weil dieſer Götze kein Gott 
iſt, der Wunder wirken kann. wi 

So iſt die Hoffnung gering, daß die Bourgeoiſie dieſesmal von dem Verrat 
abſehen wird, den ſie bisher noch bei allen Stichwahlen am Proletariat geübt 
hat. Umſomehr werden die Arbeiter ſelbſt noch einmal ihre ganze Kraft an⸗ 
ſpannen, um am 25. Juni den Tag ihres Triumphes zu krönen. Der un⸗ 
verſiegliche Brunnen, aus dem die ſozialdemokratiſche Partei ihre Kraft ſchöpft, 
iſt das Vertrauen der Maſſen, und das Vertrauen wird in demſelben Maße 
wachſen, worin ſich zeigt, daß auf ſie allein unter allen Parteien immer und 
überall ſicherer Verlaß iſt. | 1 | 
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Die Einheitlichkeit der marxſchen Werttheorie. 


Von Karl Vornberg. 


Faſt drei Jahrzehnte liegen zwiſchen dem Erſcheinen des erſten und des 
dritten Bandes des Marxſchen Hauptwerkes „Das Kapital“. Dieſe rein äußer⸗ 
liche Zufälligkeit — denn der dritte Band lag lange vor ſeiner Drucklegung 
im Manuſfkript vor — war dem Verſtändnis, der Auslegung und Beurteilung 
der Marxſchen Werttheorie, beſonders von ſeiten der Gegner, nicht günſtig. 
Jeder wiſſenſchaftliche Forſcher hat das gute Recht, daß man ſein Werk in 

jeinem Ganzen nehme und beurteile, nicht aber teilweiſe, nach Bruchſtücken. Und 
gerade letzteres widerfuhr der Marxſchen Werttheorie. 

Ohne darauf zu achten, daß im erſten Bande des „Kapital“ die wichtigſten 
ökonomiſchen Lehren von Marx ihren Abſchluß noch lange nicht gefunden 
haben, ohne auf die wiederholt von Marx ſelber im erſten Bande gemachten 

Vorbehalte und Hinweiſe auf weitere Teile in bezug auf die wichtigſten 
Probleme der Werttheorie Gewicht zu legen — darüber ſpäter —, haben doch 
Freund und Feind, Anhänger und Gegner ruhig und unbeſorgt ihre Poſitionen 

nach dem erſten Bande eingenommen. Die einen haben von hier aus ihre 

Pfeile geſchärft und geſchleudert, die anderen ihre Verteidigung geführt. 

So bildete ſich in der Behandlung der Marxſchen Werttheorie eine Art 
wiſſenſchaftlicher Routine, die als abgeſchloſſen und feſt galt. 

Nun erſchien der dritte Band des „Kapital“ mit ſeinen neuen Begriffen, 
Wendungen der Probleme und Löſungen der Schwierigkeiten. Von nun an ſpaltet 
ſich die Behandlungsart der Marxſchen Werttheorie. Die ſogenannten „Marriſten“ 
erkannten, daß durch den dritten Band eine „Reviſion“ in dem Verſtändnis und 
der Beurteilung der Marxſchen Wertlehre erforderlich wurde, und dieſe „Re⸗ 

viſion“, Korrektur und Anpaſſung an die neue Geſtalt der Theorie wurde auch 
— mit einigen wenigen Ausnahmen von kurzſichtigem Übereifer — durchgeführt. 

Anders im anderen Lager, im Lager der Kritiker und Gegner von Marx. 
Dieſe blieben in ihrem Urteil über Marx und ſeine Werttheorie durch den 
dritten Band völlig unbeeinflußt. Mit der Hartnäckigkeit, Zähigkeit und Un⸗ 
gerechtigkeit einer wahren „Orthodoxie“ klammerten ſie ſich an die alten Ein⸗ 

wendungen und Kritiken. Der dritte Band fand nur einige „Abfertigungen“, 
man ſetzte in die Welt das große Märchen vom „Widerſpruch“ von „Marx 
Contra Marx“ und ... man beruhigte ſich beim Alten. Anſtatt das einmal 
ausgeſprochene ungerechte Urteil einer ernſten „Reviſion“ zu unterziehen, fand 
man es bequemer, dasſelbe nachträglich einfach zu beſtätigen. 

So die „Gegner“ von Marx, und in ihren Fußſtapfen wandeln auch die 

Anhänger des kritiſchen Sozialismus und Reviſionismus. 

Der dritte Band mit ſeiner praktiſchen Anwendung der Prinzipien auf die 
kapitaliſtiſche Geſellſchaft exiſtiert gewöhnlich für fie noch heute nicht bei der 
„Darſtellung“ der Marxſchen Werttheorie. 

Nehmen wir zum Beiſpiel das ſolideſte Nachſchlagebuch, den 1901 er⸗ 
ſchienenen ſiebenten Band der zweiten Auflage des „Handwörterbuchs der 
Staatswiſſenſchaften“. Dort finden wir einen großen Artikel über „Wert“ von 
Böhm⸗Bawerk.. Böhm⸗Bawerk gilt ja in der Welt der Profeſſoren als der 
r c 


Vergl. Böhm⸗Bawerk, Zum Abſchluß des Marxſchen Syſtems. Feſtgaben für Knieß, 
1896, S. 11; Profeſſor Diehl, „Jahrbuch für Nationalökonomie und Statiſtik“, dritte Folge, 


>. * 
* 
4 


358 Die Neue Zeit. 


maßgebendſte Kritiker der Marxſchen Werttheorie. Wie behandelt dort Böhm⸗ 
Bawerk die Theorie? Die Darſtellung derſelben bezieht ſich nur auf den 
erſten Band des „Kapital“. Dann folgt die Kritik, welche einen Punkt be⸗ 
ſonders in den Vordergrund ſchiebt, nämlich daß „der Tauſchwert der Pro⸗ 
dukte . . . tatſächlich auch durch die Rückſicht auf die Größe und Dauer der 
Kapitalinveſtition beeinflußt wird“.“ 

Und der dritte Band? Für ihn gibt es im Texte keinen Raum; nicht eine 
einzige Zeile wird ihm gewidmet; er wird nur in einer Fußnote abgefertigt 
und zwar dient er auch hier nur zur Beſtätigung der Richtigkeit der von 
Böhm⸗Bawerk geübten „Kritik“. Dieſe Fußnote lautet: „Im nachgelaſſenen 
dritten Bande des Marxſchen „Kapital“ gelangt dieſe — in den grundlegenden 
erſten Bänden des Syſtems vorläufig (sic!) übergangene — Tatſache auch zur 
ausdrücklichen Anerkennung durch Marx ſelbſt“.“ 

Und das iſt alles; keine Silbe mehr über den Inhalt des dritten Bandes, 
über die „Art“, wie Marx „dieſe Tatſache anerkannt hat“. Dafür aber ſucht 
Böhm⸗Bawerk den Leſer zu beruhigen mit der Behauptung, daß dieſe ihm ver⸗ 
ſchwiegene „Art“, dies unbekannte x, „ſichtlich unbefriedigend iſt“, daß ſie „im 
Widerſtreit zu den grundlegenden Prämiſſen ſeiner (Marx') Werttheorie“ ſich 
befindet ꝛc. 8 | 

Man bemerke: Böhm⸗Bawerk weiß, daß Marx im erſten Bande „die Tat⸗ 
ſache“ nur „vorläufig“ übergangen hat, er zweifelt auch nicht an der Authen⸗ 
tizität des dritten Bandes, und doch kümmert er ſich darum gar wenig. Der 
dritte Band exiſtiert nur, um feine, Böhm⸗Bawerks, „Kritik“ zu beſtätigen. 

Dieſes Verfahren erklärt ſich jedoch ganz einfach: ſchon in der erſten Auf 
lage des „Handwörterbuchs“ im Jahre 1890 hat Böhm⸗Bawerk, ohne Rückſich 
auf das angekündigte Erſcheinen des dritten Bandes und die Engelsſche Er 
klärung, daß dieſer eine „Löſung“ „der vorläufig umgangenen Tatjachen‘ 
bringen werde, den Orakelſpruch getan, daß die Marxſche Werttheorie „vor dei 
Gelehrtenwelt wohl endgültig () als unzulänglich erwieſen (2) iſt“. Nun if 
aber die „Gelehrtenwelt“ nicht ſehr rührig, und beweglich, und wenn ſie, ohn 
den dritten Band abzuwarten, ſich beeilt hat, „endgültig“ ihr Urteil aus 
zuſprechen, ſo findet ſie wenig Luſt, das abgeſchloſſene Verfahren wieder auf 
zunehmen. Man iſt alſo wohl berechtigt, von einer „orthodoxen“ Gegnerſchaf 
zu ſprechen. | | | 

Iſt aber der dritte Band des „Kapital“ auch ein authentiſches Werk vo 
Marx? Das iſt wohl außer Frage. Daran zweifeln auch nicht die Gegner vo 
Marx, wie Böhm⸗Bawerk, Profeſſor Diehl und andere. Das „Verdienſt“ eine 
ſolchen Anzweiflung erwarb ſich ein Übereiferer unter den Anhängern von Marz 
Dieſer „bereiferer“ ſchreibt: „Wir bemerken zugleich, daß unſer Autor, wi 
viele andere Kritiker von Marx, ſich ſehr gerne auf den unglückſeligen (! 
dritten Band ‚Das Kapital! beruft und Marx verantwortlich macht für das 
was dort geſagt worden iſt oder was dort fehlt. Der Autor vergißt aber, da 
der dritte Band des Kapital“ erſt nach dem Tode des Verfaſſers durch ver 


Bd. XVIII, S. 189/190; Ruefli, Zur Löſung. „Schweizer Blätter für Wirtſchafts⸗ un 
Sozialpolitik“, 1895; Sombart, Brauns „Archiv“, Bd. VII, 1894, S. 572; Struve, ebend. 
1899, S. 14. Nautschnoje Obosrenie, 1900, G. Frank, „Die Marxſche Werttheorie un 
ihre Bedeutung“, 1900. 

„Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaft“, 2. Aufl., Bd. VII, S. 754. 
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ſchiedene (?) Freunde und Nachfolger zuſammengeſtellt wurde. Dieſe mußten 
auf Grund verſchiedener fragmentariſcher Notizen alles das herſtellen, was, 
nach ihrer Meinung, Marx ſelbſt hätte ſagen können oder wollen, wenn er 
noch gelebt hätte. Es iſt daher klar, daß unter ſolchen Umſtänden der dritte 


Band nicht als authentiſches Werk von Marx betrachtet werden kann.“ 


Der Verfaſſer wollte offenbar Marx einen großen Gefallen tun, ihn in 
Schutz nehmen, verteidigen gegen ſeine „Kritiker“. Beſonders geſchickt iſt er 
dabei nicht zu Werke gegangen. | 

Unterſuchen wir die Sache näher. 

Engels hat uns im Vorwort zum dritten Bande eine genaue Rechenſchaft 
über ſeine Tätigkeit bei der Bearbeitung desſelben abgelegt. Wir können auf 
Grund derſelben zu jeder Zeit genau nachprüfen, welche Stellen Marx gehören, 
welche nicht, was von Marx „fragmentariſch“ gelaſſen wurde, was nicht. 

Vor allem iſt es falſch, daß „verſchiedene“ Freunde die Redaktion des 
dritten Bandes beſorgt haben. Engels erklärt ausdrücklich, daß er die ganze 
Arbeit beſorgt hat. 

„Marx kann nicht verantwortlich gemacht werden.“ Wofür? Für das 
Fehlende? Niemand behauptet es. Für die Art der Darſtellung vielleicht? 
Darauf kommt es weniger an. Aber es unterliegt keinem Zweifel, daß die 
ganze Art der „Löſung“ des Wertproblems, die ganze Lehre von „Produktions— 
preiſen, allgemeiner und Durchſchnittsprofitrate“ ꝛc. nicht nur von Marx ſelbſt 
herrühren, ſondern auch — was beſonders wichtig iſt —, daß dieſes alles ihm 
ſchon beim Erſcheinen des erſten Bandes des „Kapital“ klar war. 

Das beſte Zeugnis dafür iſt die Tatſache, daß — nach der Erzählung von 
Engels — „zwiſchen 1863 und 1867 Marx die beiden letzten Bücher des 
„Kapital“ in Entwurf und das erſte Buch in druckfertiger Handſchrift hatte“. 


1 Alſo, während Marx „die druckfertige Handſchrift“ des erſten Bandes hergeſtellt 


hat, hatte er ſchon „die beiden letzten Bücher im Entwurf“. 


Aber nicht nur einen „Entwurf“ haben wir von den Abſchnitten des dritten 


Bandes, in welchem das Problem der Profitrate und die Werttheorie über— 


haupt behandelt werden, ſondern dieſe Abſchnitte, 2 bis 4, waren von Marx 
ſoweit fertig gebracht, daß Engels — wie er ſelbſt erklärt — „abgeſehen 
von ſtiliſtiſcher Redaktion, faſt durchweg ſich an das Originalmanuſkript ge⸗ 


halten hat“. 


Es beſtätigen auch viele Stellen im erſten Bande, daß Marx das „Problem“, 
„den Widerſpruch zwiſchen dem Wertgeſetz und den Tatſachen“, klar erkannt 
hat. Noch mehr, Marx gibt ſchon dort einen Hinweis auf die Art der 
„Löſung“, wie ſie im dritten Bande erfolgt iſt, und ſo ſpricht er einmal „von 
den Durchſchnittspreiſen“, welche „in letzter Inſtanz“ von dem Werte reguliert 
werden, „nicht aber direkt mit den Wertgrößen der Waren zuſammenfallen“. 
Vollends beſtätigt ſich dies durch den in der „Neuen Zeit“ neulich erſchienenen 
Brief an Kugelmann vom 11. Juli 1868, wo Marx ausdrücklich ſagt: „Der 
Vulgärökonom hat nicht die geringſte Ahnung davon, daß die wirklichen täg⸗ 


lichen Austauſchverhältniſſe und die Wertgrößen nicht unmittelbar identiſch 


- 


jein können“ ꝛc.“ 


W. Ul. Nautschnoje Obosrenie, März 1901, ©. 789. 
Vorwort zu Bd. III „Das Kapital“, 1895, S. V. 
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Aus all dieſen Tatjachen geht klar hervor, daß die Werttheorie des erften 
wie des dritten Bandes des „Kapital“ Marx' geiſtiges Eigentum ſind und 
daß, als Marx den erſten Band veröffentlichte, ihm die Ausführungen des 
dritten Bandes ſchon klar waren. Es exiſtierte folglich für Marx ſelber ſeine 
Werttheorie als eine einheitliche, geſchloſſene, konſequente Lehre, innerhalb 


welcher es keine „Widerſprüche“, keine „Verleugnungen“ eines Teiles durch den 


anderen gibt. 

Aber die „Kritiker“ kümmern ſich wenig darum. Die Herren von der 
„ſubjektiven“ Schule finden „ſubjektiv“ augenſcheinliche „Widerſprüche“: „Der 
dritte Band des Kapital“ verleugnet den erſten“, behauptet Böhm⸗Bawerk.“ 


„Die Löſung des dritten Bandes war ein offener Widerſpruch zu Marx 


früheren Ausführungen“, akkompagniert ihm Profeſſor Diehl.? 


Durch eine Reihe von Zitaten aus dem erſten Bande wird der Nachweis | 


verfucht, daß Marx dem Werte eine reale Bedeutung beigelegt hat (Diehl), 
wobei aber unter „realer Bedeutung“ verſtanden wird, daß die „Werttheorie 
für die unendlich verſchlungenen und komplizierten einzelnen Preiserſcheinungen 
die Regel zu liefern vermag“.“ „Der Tauſchwert iſt das Verhältnis, worin 
Güter miteinander ausgetauſcht werden, und die Theorie des Wertes befaßt 
ſich mit der Unterſuchung der Urſachen, welche die Höhe dieſes Verhältniſſes 
beſtimmen.““ 

Ernſter geht Ruefli an die Arbeit. Er geht davon aus, daß nach Marx 
das Wertgeſetz nur für die kapitaliſtiſche Ordnung Geltung hat. Da aber „das 
Austauſchverhältnis nicht der Wert ſelbſt, wohl aber die notwendige Ausdrucks⸗ 
weiſe oder Erſcheinungsform desſelben iſt“, ſo folgt, daß in „dieſer Erſcheinungs⸗ 
form die Tendenz liegen muß, ſich mit dem Werte in Einklang zu ſetzen.“ ... 
„Daraus folgt mit zwingender Notwendigkeit das Wertgeſetz als Geſetz des 
Austauſches“ und deshalb will Herr Ruefli zwiſchen dem erſten und dritten 
Bande einen Widerſpruch ſehen, „wie er ſchärfer ausgeprägt gar nicht ſein 
könnte“. 

Unſere Kritiker wollen alſo durchaus Marx in Widerſpruch zu Marx ſelbſt 
einſtellen. Ein ſolcher innerer Widerſpruch wäre aber nur dann bewieſen, wenn 
gezeigt würde, daß Marx ſeinen Prinzipien, ſeiner Methode, den Konſequenzen 
ſeiner Lehre nicht treu geblieben iſt. 

„Man kann ein Syſtem nicht richtig und fachgemäß beurteilen“ — jagt Kuno 
Fiſcher — „wenn an dasſelbe der Maßſtab fremder Anſichten gelegt und dadurch 
ſeine Annehmbarkeit und ſein Wert beſtimmt wird.“ Und gerade das tun unſere 
oben zitierten Kritiker. Profeſſor Diehl und Frank, beide ſtellen ihre Forde⸗ 
rungen an die Marxſche Werttheorie, wobei Frank ſelbſt zum Beiſpiel zugibt, 
daß es Marx ganz fern gelegen hat, das Problem ſo zu ſtellen und zu beurteilen, 


1 „Kapital“, Bd. I, 3. Aufl., 1883, S. 303, 142; vergl. auch S. 196, 579. Eine 
Reihe von Zitaten führt G. P. in „Sarja“ an. Bd. II und III S. 324 ff., Bd. IV S. 236 ff. 
Auch Profeſſor Platter hat ſeinerzeit auf viele Zitate aus dem erſten Bande hingewieſen. 
„Die Löſung“, „Schweizer Blätter für Wirtſchafts- und Sozialpolitik“, 1895, S. 175. 

2 „Zum Abſchluß des marxiſtiſchen Syſtems“, Feſtgaben für Knies, S. 111. „Jahr⸗ 
buch für Nationalökonomie und Statiſtik“, Bd. III, S. XVIII, 1899, S. 109. 

e „über das Verhältnis von Preis und Wert bei Marx.“ Feſtgaben für Conrad, 
1898, S. 4. 

Frank, „Die Werttheorie von Marx und ihre Bedeutung,“ S. 7. 


5 ‚Zur Löſung.“ Schweiz. Blätter für „Wiſſenſchaft und Sozialpolitik“, 1895, S. 388 — 394. 
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wie Frank es tut, und finden nun einen „Widerſpruch“ darin, daß die Marxſche 
Theorie ihre Forderungen nicht erfüllt. 

Herr Ruefli fordert, daß in „der Erſcheinungsform die Tendenz liegen muß, 
ſich mit dem Werte in Einklang zu ſetzen“, will aber nicht beachten, daß nach 
Marx dieſer „Einklang“ ſich ganz anders abſpielt, als Ruefli es ſich vorſtellt. 
„Reale Bedeutung“ heißt nach Diehl „eine Regel für einzelne Preiserſcheinung“; 
er will aber nicht damit rechnen, daß nach Marx „eine reale Bedeutung“ ſchon 
darin liegt, daß das Wertgeſetz „die Bewegung beherrſcht“.“ Nach Diehl kann 
eine Werttheorie überhaupt keinen anderen Zweck haben, als eine Regel für 
die einzelnen Preiserſcheinungen zu ſein. Nach Marx aber iſt es für ſeine Wert⸗ 
theorie von größter Bedeutung, daß auf Grundlage der Werttheorie „der innere 
Zuſammenhang (der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung) enthüllt iſt“, und zwar 
„zum erſtenmale“.“ 

Wir ſehen alſo, daß unſere Kritiker, welche logiſche Widerſprüche bei Marx 
entdecken wollen, eine Reihe von ſehr unlogiſchen Taten begehen. 

Aber war und blieb Marx denn ſich ſelbſt treu? Eine Antwort wird uns 
die Unterſuchung ſeiner Methode geben: in ihr und dem Plane ſeines Werkes 
liegen auch die Erklärung und Ausſöhnung des ſcheinbaren Widerſpruchs zwiſchen 
den Reſultaten des erſten und dritten Bandes. 

Wie unterſucht Marx die volkswirtſchaftlichen Phänomene? „Die Forſchung“ 
— jagt Marx — „hat den Stoff ſich im Detail anzueignen, feine verſchiedenen 
Entwicklungsformen zu analyſieren und deren inneres Band aufzuſpüren.““ 
Dies kann aber nur erreicht werden, wenn man die Erſcheinungen unterſucht, 
„wo ſie in der prägnanteſten Form und von ſtörenden Einflüſſen am wenigſten 
getrübt erſcheinen, oder womöglich Experimente macht unter Bedingungen, welche 
den reinen Vorgang des Prozeſſes ſichern“.“ Da aber die wirtſchaftlichen Er— 
ſcheinungen geſellſchaftlicher Art, alſo keine individuellen, ſondern Maſſen⸗ 
erſcheinungen ſind, bei welchen das allgemein Typiſche vom Einzelindividuellen 
oft weit abweicht, und da auf dieſem Gebiet keine realen Experimente gemacht 
werden können, ſo folgt daraus: „Bei Analyſe der ökonomiſchen Formen kann 
weder das Mikroſkop dienen noch chemiſche Reagentien. Die Abſtraktionskraft 
muß beide erſetzen.““ 

Daher ſtellt ſich öfter die Notwendigkeit heraus, Vorausſetzungen ver— 

ſchiedener Art, Hypotheſen und vorläufige Annahmen der Unterſuchung voraus⸗ 
zuſchicken, bis die Erſcheinung von verſchiedenen Seiten in reiner, typiſcher 
Geſtalt bis ins Detail gefaßt, verſtanden und erklärt iſt. 
Ein zweites Prinzip, welches Marx leitet, iſt, „in allgemeiner Unterſuchung 
die wirklichen Verhältniſſe nur darzuſtellen, ſoweit ſie ihren allgemeinen Typus 
ausdrücken“. Unter dieſem Typus wird „immer das durchſchnittliche Normal⸗ 
verhältnis gemeint“. 

Die Bildung eines „Durchſchnitts“ als einer Syntheſe der nach verſchiedenen 
Seiten voneinander abweichenden Einzelerſcheinungen einer und derſelben Art 
bildet daher bei Marx ein notwendiges, beliebtes Verfahren. Der „Durchſchnitt“, 
in welchem jede Abweichung ausgeglichen wird, wo alles Zufällige, Individuelle 

1 Frank a. a. O., S. 18. 

„Kapital“, Bd. III, 1, S. 158. — 3 Ebenda, ©. 146. 

0 5 rt zu Bd. I des „Kapital“, 3. Aufl. 1883, S. XVIII. — 5 Ebenda, S. VI. — 
enda. 


„Kapital“, Bd. III, 1, 1895, S. 121. — s Ebenda, S. 122. 
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und Willkürliche verloren geht, drückt nach Marx das „gejellichaftlich Not 
wendige“ aus, das Typiſche, das in jeder Einzelerſcheinung enthalten iſt. J 
größer und allgemeiner die Dimenſionen ſind, welche der „Durchſchnitt“ umfaßt 
deſto größer ift einerſeits die Wahrſcheinlichkeit, daß dieſer Durchſchnitt da 
geſellſchaftlich Typiſche darſtellt, andererſeits aber, daß gewiſſe Erſcheinunge 
von denſelben abweichen. 

Wir finden bei Marx eine Menge von Begriffen, die er auf dieſem Weg 
bildet: Der Marktwert und Marktpreis, Durchſchnittsprofitrate für Einzel 
produktionsſphären und allgemeine Profitrate, ebenſo eine durchſchnittlich 
Kapitalzuſammenſetzung für Einzelſphären und für das ganze geſellſchaftlich 
Kapital; geſellſchaftlich notwendige Arbeitszeit, einen Durchſchnittslohn, Durch 
ſchnittsarbeitstag, durchſchnittliche Intenſität der Arbeit ze. ꝛc. | 

So liegt ſchon in der Methode von Marx, die konſequent und folgerichti 
von den erſten Seiten des erſten Bandes bis zu den letzten Seiten des dritte 
Bandes durchgeführt iſt, nicht nur die Möglichkeit, nein, die Notwendigkei 
der Bildung von Abſtraktionen, Hypotheſen, Durchſchnittszahlen und dergleichen 

Es kann daher nichts Befremdendes, Unerwartetes, Annormales darin lieger 
daß Marx im erſten Bande die Hypotheſe gelten ließ: die Preiſe der Einzel 
waren ſind ihren Werten gleich. Dort, wo die Unterſuchung ſich darm 
drehte, den Gegenſatz der beiden Klaſſen aufzudecken, wo die Unterſuchun 
den Produktionsprozeß der Werte in der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnum 
analyſierte, war es notwendig, jene Hypotheſe gelten zu laſſen, um die Unte 
ſuchung nicht zu verdunkeln. Anders beim Übergang zur Verteilung des Mehr 
wertes zwiſchen den Einzel kapitalien. Hier, in der Sphäre der Distributio 
der Werte, galt es, mit neuen empiriſchen Tatſachen zu rechnen, ſie zu erklären 
mit der Theorie in Einklang zu bringen. Eine ſolche fundamentale Tatjad 
der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe iſt die Exiſtenz einer allgemeinen Durch 
ſchnittsprofitrate. Mit dieſer Tatſache muß man ſich abfinden, nicht aber ſuche 
ſie zu verleugnen oder zu vertuſchen (wie es zum Beiſpiel Ricardo tut). Da 
Marx in der feinen Gegnern jo unbequemen „Löſung“ des Problems wied 
zu Abſtraktionen, zu Durchſchnitten greift, daß er das ganze gejellichaftlid 
Kapital für einen Augenblick als ein Geſamtkapital von geſellſchaftlicher Dur 
ſchnittszuſammenſetzung betrachtet, um dadurch die allgemeine Profitrate bilde 
zu können, darin liegt wieder keine Inkonſequenz, keine Untreue, kein Abweiche 
von feiner Methode. Gewiß iſt die „Löſung“ und die Berückſichtigung d 
empiriſchen Wirklichkeit durch die Herübernahme der allgemeinen Profitrate i 
die Lehre von den Produktionspreiſen der alten, erſtarrten, orthodoxen Krit 
unbequem geworden, denn die Stärke dieſer „Kritik“ lag ja darin, daß d 
kapitaliſtiſche empiriſche Wirklichkeit im Gegenſatz zu der Hypotheſe des erſte 
Bandes ſich befindet, die Warenwerte ſeien im einzelnen ihren Preiſen gleit 
Gewiß wurde durch die „Löſung“ unmöglich gemacht, daß man Marx b 
ſchuldigt, er habe die Wirklichkeit nicht berückſichtigt. 

Von einer vollendeten, ſelbſtändigen Werttheorie des erſten Bandes d 
„Kapital“ kann ſchon deshalb keine Rede ſein, weil dies den Plan des Werk 
und den ganzen Gang der marxiſchen Unterſuchung der kapitaliſtiſchen Ordum 
ignorieren hieße. 

Die Unterſuchung führt Marx fo, daß er beim Einfachſten beginnt und al 
mählich zum Komplizierteren übergeht. „Da die einzelne Ware die Elementa 
form des Reichtums iſt, beginnt unſere Unterſuchung mit der Analyſe d 
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Ware“, ſchreibt Marx im Eingang des „Kapital“. Und in der Tat zieht Marx, 
je weiter er in der Unterſuchung fortſchreitet, deſto mehr neue Faktoren und 


Momente hinein, welche die wirtſchaftlichen Phänomene immer mannigfaltiger, 


komplizierter machen. 

Den erſten Abſchnitt des erſten Bandes behandelt er unter der Voraus⸗ 
ſetzung einer primitiven Geſellſchaft von nur ſelbſtändigen Warenproduzenten. 
Dann macht er einen Schritt weiter, zieht das Mehrwertproblem hinein und 
geht ſomit zur kapitaliſtiſchen Produktion über. Dieſe ſelbſt behandelt er im 
ganzen erſten Bande nur im Stadium des Produktionsprozeſſes und vom Ge— 
ſichtspunkt der antagoniſtiſchen Beziehungen der Kapitaliſten- und Arbeiterklaſſe 
zueinander. Im zweiten Bande rückt er einen neuen Faktor, das Verhältnis 


des Kapitaliſten zu ſeinem Kapital in den Vordergrund und berückſichtigt den 


Zirkulationsprozeß. Im dritten Bande löſt er die Einheit der Kapitaliſtenklaſſe 


auf, betrachtet die Beziehungen der Einzelkategorien von Kapitaliſten zueinander 


und die Spaltung des Mehrwertes in verſchiedene Teile, in Profit, Zins, Rente. 


Erſt dann nähert er ſich der vollen kapitaliſtiſchen Wirklichkeit in ihren Grund— 


erſcheinungen und Grundzügen. Dieſe weiteren Schritte führen ſelbſtverſtändlich 


weitere Probleme mit ſich. 


Können die Kritiker Marx' ernſtlich glauben, daß Marx im erſten Bande 
eine komplete, fertige, der kapitaliſtiſchen Wirklichkeit angepaßte Werttheorie ge- 
geben und dabei einige „Kleinigkeiten“ vergeſſen habe, die Konkurrenz der 
Kapitaliſten untereinander, das Handelskapital, den Zins, die Rente, mit einem 
Worte die kapitaliſtiſche Wirklichkeit ſelbſt? „Der dritte Band verleugnet den 
erſten“, aber worin? Hat denn Marx im erſten Bande nicht die Kapitaliſten⸗ 
klaſſe als die Machthaberin geſchildert, die die kapitaliſtiſche Produktion leitet 
und für die es nur ein Streben bei der Produktion gibt: den Profit, und 
war es nicht ſchon ſeit den klaſſiſchen Okonomiſten klar, daß dieſes Streben 
zu der Herſtellung einer allgemeinen Profitrate führen muß? 

„Durch die Löſung wird von Marx anerkannt, daß die Warenpreiſe mit 
den Warenwerten nicht zuſammenfallen“; aber das iſt ja unumgänglich dort, 


wo das Kapital die herrſchende Macht iſt, denn das Kapital reſpektive das 


Geldkapital („jedes Kapital beginnt ſeinen Lebenslauf als Geld und endet als 
Mehrgeld“) iſt ja dort gleichförmig und gleichberechtigt, weil es — wie der 
alte Quesnay ſchon bemerkte — keinen König und kein Vaterland kennt. War 


denn nicht Marx derjenige, der im erſten Bande nachgewieſen hat, daß dieſelbe 
Macht des Kapitals in der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft zu einer noch viel wich- 


— — 


tigeren Ungeheuerlichkeit führt, zur Abweichung des Wertes der Arbeitskraft vom 


Werte des Produkts der Arbeit, zur Exiſtenz von Lohnarbeit einerſeits und Mehr⸗ 


wert andererſeits? Die Konkurrenz, welche auf der Arbeiter Seite den Lohn bis 


auf das Exiſtenzminimum drückt (Bd. I), dieſelbe Konkurrenz führt folgerichtiger 
und logiſcherweiſe bei den Kapitaliſten zur allgemeinen Profitrate, die einem 
Teile der Kapitaliſten die Möglichkeit gibt, einen Teil der Beute (des Mehr: 


wertes) von den anderen abzufangen, ſich anzueignen (Bd. III). Wir leben ja 


in einer antagoniſtiſchen Geſellſchaftsordnung, deren point d'honneur in Ab⸗ 
neigung fremden Arbeitswertes beſteht. 
Zu dieſen Reſultaten führte alſo die folgerichtige, ſtrenglogiſche Durchführung 
der Methode, der Prinzipien und der Lehren des erſten Bandes des „Kapital“. 
Man braucht nur ein wenig tiefer in die Dinge eindringen, um zu ver⸗ 


5 ſtehen, daß ein innerer Widerſpruch zwiſchen den verſchiedenen Teilen des 
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„Kapital“ nicht exiſtiert. Man braucht noch nicht als ein unverbeſſerlicher 
„Marxiſt“ zu gelten, um dies richtig einzuſehen und anzuerkennen. | 

Es iſt falſch, wenn behauptet wird, durch die „Löſung“ des dritten Bandes 
hätte der Wert bei Marx jeden realen Inhalt verloren. Gerade das Umgekehrte 
iſt für Marx ſelbſt richtig, denn Marx iſt noch nach der „Löſung“ der vollen 
Überzeugung, daß das Wertgeſetz auf den Preis, auf die Bewegung der Preiſe 
ſeine Wirkung ausübt. Hat doch Böhm-Bawerk ſelber vier Argumente hervor⸗ 
gehoben, auf Grund welcher Marx an die praktiſche, reale Bedeutung des 
Wertgeſetzes auch nach der „Löſung“ feſtzuhalten ſich berechtigt glaubt. 

Damit wäre der eigentliche Zweck unſerer Unterſuchung erreicht. 

Aber wie verhält es ſich mit der Behauptung der Tugan⸗Baranowsky, 
Böhm⸗Bawerk, Diehl, Struve ꝛc., daß Marx ſelbſt keine Ahnung hatte, worin 
ſeine Werttheorie beſteht und welche „reale“ Bedeutung ſie hat? Wir halten die 
„Mahnung“ Bernſteins an die Vertreter der Arbeitswerttheorie, auf die zum 
großen Teile noch unbeantwortete ſcharfe Kritik, welche die Vertreter der ſub⸗ 
jektiven Wertlehre an jener geübt haben, nun auch mit einer gründlichen Gegen⸗ 
kritik herauszurücken, für nicht ganz gerechtfertigt und in den Tatſachen nicht 
begründet. 

Einerſeits unterſchätzt, wie es ſcheint, Bernſtein die von marxiſtiſcher Seite 
wiederholt erfolgten Gegenkritiken. Andererſeits aber überſchätzt er ganz augen⸗ 
ſcheinlich die Kritik der Grenznutzler. Das dabei von ihm gebrauchte vorſichtige 
Wort „ſcharfe“ charakteriſiert die Lage am beſten: ſcharf in ihrer Ausdrucks⸗ 
weiſe iſt ihre Kritik, aber an Gründlichkeit, vor allem an Sichhineindenken und 
Verſtehen der marxiſchen Lehren mangelt es ihr ganz gewiß. Wenn vor acht 
Jahren Sombart gegenüber der Theſe Böhm-Bawerks „von der endgültigen 
Zulänglichkeit der marxiſchen Werttheorie vor der gelehrten Welt“ die Antitheſe 
mit Recht aufſtellen konnte: „Meines Wiſſens iſt die marxiſche Werttheorie 
überhaupt noch nicht Gegenſtand der Diskuſſion geweſen, ſondern 
immer ein Phantom, das ſich der betreffende Kritiker vorgeſtellt hat“, ſo gilt 
das auch heute noch. An Quantität nimmt die Kritik mit jedem Jahre zu, an 
Qualität aber, an Inhalt recht wenig: dieſelben Einwände, dieſelben „ollen 
Kamellen“ wiederholen ſich in unzähligen Variationen, immer mit der Prätenſion 
der „Neuheit“. 

Auf einen Punkt wollen wir hier noch eingehen, weil er ſehr oft wiederholt 
wird und mit unſerem Thema in enger Berührung ſteht. 

„In der Löſung“ des dritten Bandes, meint Profeſſor Diehl, liegt nicht 
nur das Zugeſtändnis, daß das Wertgeſetz nicht die Preiſe beherrſcht, ſondern 
auch das weitere, das in ſchroffem Widerſpruch zu Marx' Lehre ſteht, daß 
die Produktionskoſten und nicht die Arbeitsmengen in letzter (?) Inſtanz die 
Preiſe regulieren. Folgerichtigerweiſe hätte Marx zur Produktionskoſtentheorie 
kommen müſſen.“ 

Profeſſor Sombart geht in dem von uns oben ſchon zitierten Artikel noch 
weiter und ſchreibt: „Die erſten beiden Abſchnitte des dritten Bandes bedeuten 
eine komplete Produktionskoſten⸗ und Profittheorie ... und wenn, jo kann man 
fragen: wozu der ganze ſchwerfällige Apparat der Wert- und Mehrwerttheorie?““ 

„Dokumente des Sozialismus“, Bd. J, Heft 1, S. 5. 

„Brauns Archiv“ 1894, Bd. VII, S. 573. 


„über das Verhältnis von Wert und Preis bei Marx. Feſtgaben für Conrad“, 1898, ©. 17. 
„Brauns Archiv“ 1894, Bd. VII, ©. 572. 
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Angeſichts ſolcher „kompetenten“ Behauptungen aus der Gelehrtenwelt mußte 
man wenigſtens erwarten, in der Produktionskoſtentheorie eine wirkliche, ge— 
ſchloſſene, einheitliche Theorie zu finden, eine wirkliche wiſſenſchaftliche Lehre. 
Wie ſteht es aber in der Tat mit dieſer „Theorie“? 

Was verſtehen die Herren auf den deutſchen Kathedern unter Produktions- 
koſten? Jedenfalls nicht dasſelbe, was Marx darunter in „den erſten zwei Ab— 
ſchnitten des dritten Bandes“ verſteht, wenn er den Prozeß der Verteilung der 
durch die Arbeit geſchaffenen Maſſe von Wert und Mehrwert zwiſchen den 
Einzelkapitaliſten unter dem Geſichtspunkt der „Produktionskoſten“ behandelt. 
Jedenfalls auch nicht, was Ricardo darunter verſteht, wenn er — die Unter- 
ſuchungen der Warenpreiſe von den Warenwerten außer acht laſſend — von 
„Koſten“ ſpricht. Jedenfalls nicht dasſelbe, was Rodbertus darunter verſteht, 
wenn er den Satz aufſtellt: „die Güter koſten nichts als Arbeit“; ſogar nicht 
was Adolf Wagner darunter verſteht, wenn er behauptet, daß „alle Koſten 
ſich ... in letzter Linie in Verwendung von menſchlicher Arbeit auflöſen laſſen“.? 
Bei einem ſolchen Begriff von „Koſten“ ſind dieſe doch nichts anderes als tote 
oder lebendige, angehäufte oder ſich betätigende „Arbeit“, und eine ſolche 
Koſtentheorie iſt ja eine eigentliche Arbeitswerttheorie. In dieſem Sinne können 
unſere Verfaſſer den Begriff „Koſten“ nicht verſtehen, denn Diehl wäre es dann 
unmöglich, zu ſchreiben, daß: „Produktionskoſten und nicht die Arbeitsmengen 
in letzter Inſtanz die Preiſe regulieren.“ Er hätte ja dann verſtehen müſſen, 
daß nach Marx es unmöglich iſt, von dieſen beiden als von kontradiktoriſchen 
Begriffen zu ſprechen, denn es gibt ja nach Marx keine anderen Koſten als 
Arbeitsmengen reſpektive Arbeitskoſten, und die ganze Frage der „Löſung“ iſt 
nur eine Verteilungsfrage, und zwar nur Verteilung des Mehrwertes. Ob 
jeder einzelne Kapitaliſt die ganze in ſeinen Werkſtätten aus den Arbeitern 
herausgepreßte Beute von Mehrwert in ſeine eigene Taſche einſtecken wird oder 
mit einem anderen Kapitaliſten zu teilen genötigt wird, das macht keinen 
prinzipiellen Unterſchied. 

Hätte Sombart „die erſten zwei Abſchnitte“ nicht aus dem ganzen Zu— 

ſammenhang des Marxſchen Syſtems herausgeriſſen, jo hätte er die wunder— 
bare Frage: „Wozu der ganze Apparat der Lehren von Wert und Mehrwert?“ 
gewiß ſich erſpart. 
In der Tat verſtehen die Herren unter „Koſten“ etwas ganz anderes. Für 
Lexis „ſind die Produktionskoſten in letzter Linie: Lohn und Gewinn“.“ Für 
Roſcher ſind die Produktionskoſten „die verbrauchten Kapitalien, dann die Aus⸗ 
lagen für Zins, Lohn, Rente ... und auch ein billiger Unternehmergewinn“.“ 
Für Schäffle beſtehen „die Koſten in Kategorien a bis e“.“ Für Sombart ſelbſt 
ſind „Produktionskoſten und Profit an ſich empiriſche Tatſachen des indi⸗ 
viduellen, privaten Erwerbslebens“ ꝛc. 2c.° 

Das iſt die glorreiche „Koſtentheorie“. Die „Wiſſenſchaftlichkeit“ dieſer 
Theorie läßt ſich ſofort auf die Probe ſtellen: fragen wir, wodurch wird der 
Wert des Kapitals, die Höhe des Zinſes, die Größe des Arbeitslohns beſtimmt, 


1 „Zur Erkenntnis unſerer ſtaatswirtſchaftlichen Zuſtände“, 1892, S. 27. 

e „Grundlegung“, 2. Aufl., 1879, S. III. 

„Wörterbuch der Volkswirtſchaft“, Bd. II, S. 888. 

* „Syftem der Volkswirtſchaftslehre“, Bd. I, Grundlegungen, 21. Aufl., S. 272. 
„Das geſellſchaftliche Syſtem der menſchlichen Wirtſchaft“, S. 191. 

6 Sombart, a. a. O., S. 581. f 
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woher ſchöpft denn der Unternehmer den „billigen Gewinn“, jo antwortet 
dieſe Koſtentheorie: ignorabimus. Es iſt eine „empiriſche“ Tatſache, hinter deren 
Geheimniſſe wir nicht gelangen können. Aber das iſt keine Theorie, keine 
Wiſſenſchaft, nur ein Verzicht auf eine Theorie. 

Die Wurzel all dieſer Gedankenverwirrung der bürgerlichen Okonomie liegt 
eben darin, daß der Einzelkapitaliſt öfter in ſeine Taſche nur einen Teil des 
Mehrwertes einſteckt, daß er in ſeiner Sprache die Arbeitsmengen Koſten, 
Geldkoſten nennt, daß die Individualpreiſe der Waren, einzeln betrachtet, 
nicht mit den Individualwerten zuſammenfallen! 

Aber iſt denn die Marxſche Lehre die einzige, die dieſe Tatſache zugibt? 
Muß nicht die ,„wiſſenſchaftliche“ Theorie der Marx⸗Kritiker, die Grenznutzen⸗ 
theorie zu ähnlichem Reſultat kommen? 

Sie muß es ohne Zweifel. Wenn wir ein Werk der Grenznutzler zur 
Hand nehmen, ſo ſehen wir uns mit einemmal verſetzt in eine primitive, ver⸗ 
kehrsloſe Kultur, wo jeder Tauſch individuell vorkommt, wo an allem Mangel 
beſteht, wo noch der alte Grundſatz des alten ruſſiſchen Kaufmanns herrſcht: 
„Wenn du nicht betrügeſt, verkaufſt du nicht“, wo das Feilſchen das Prinzip 
des Handels iſt. Es iſt ja klar, daß eine ſolche Theorie für die entwickelte 
kapitaliſtiſche ſtädtiſche Kultur nicht ſtimmt, mit ihren Maſſenartikeln, ihren 
Großbazaren, ihren feſten Preiſen. Eine Theorie, deren zwei Säulen indi⸗ 
vidueller Grenznutzen einerſeits und Seltenheit andererſeits ſind, kann keine 
Anwendung finden für eine Wirtſchaftsordnung, die anarchiſch ins Blaue hinein, 
für den Weltmarkt produziert, die an chroniſcher Überproduktion von Gütern 
leidet, wo die neueſten Formen der Truſts und Kartelle nur darauf ausgehen, 
die Produktion einzuſchränken. In der Tat ſehen wir, daß beim Herantritt 
an die „Verkehrswirtſchaft“, das heißt eigentlich an der Schwelle der Unter⸗ 
ſuchung, die Grenznutzentheorie völligen Schiffbruch leidet, ſo daß ſie bei der Unter⸗ 
ſuchung der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft wirklich gar nicht in Betracht kommen 
kann. Einige der Koryphäen der öſterreichiſchen Schule geben es offen zu. 
Wieſer zum Beiſpiel erkennt an, daß die Sphäre der Gültigkeit des ſubjektiven 
Wertes nur auf die Einzelnwirtſchaft beſchränkt iſt. Der wichtigere in der 
Volkswirtſchaft herrſchende Verkehrswert wird von einem beſonderen empiriſchen 
Geſetz beherrſcht.. Auch Profeſſor Philippovich gibt zu, daß „in der verkehrs⸗ 
wirtſchaftlichen, insbeſondere in ihrer gegenwärtigen . .. Form weitaus der 
größte Teil der Genußgüter zu den vermehrbaren gehört ... jo daß wir unſerer 
Wertſchätzung der Güter nicht ihre unmittelbaren Beziehungen zu unſerer Wohl 
fahrt, ſondern den Koſtenaufwand zu grunde legen.“? 

Alſo bei näherer Unterſuchung ſtellt ſich heraus, daß die ſiegesbewußte Erbin 
der Arbeitswerttheorie für unſere Verkehrswirtſchaft — und nur auf dieſe kommt 
es an — eine Totgeburt iſt. 

Anders bei der Marxſchen Werttheorie; ſie, die ſtreng „objektive“, von 
Hauſe aus geſellſchaftliche Lehre, deren Prinzip die Teilung in Klaſſen iſt, 
die von Anfang an die Dinge vom allgemein geſellſchaftlichen Geſichtspunkt 
betrachtet, von Anfang an mit den allgemeinen Begriffen einer geſellſchaftlichen 
Arbeitszeit operiert, ſie leidet nicht durch die Abweichung der individuellen 
Warenpreiſe von den individuellen Arbeitswerten. Kein „Widerſpruch“, keine 


ı „Der natürliche Wert“, 1889, S. 48—50. 
2 „Grundriß der politiſchen Okonomie.“ Allgemeine Wirtſchaftslehre, 3. Aufl, 1899, 
S. 206. g 
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inkonſequenz, keine Untreue an den Prinzipien liegt für ſie in der „Löſung“ 
es dritten Bandes. „Die Wahrheit beleuchtet ſich und den Irrtum“, ſagt ein 
lter Philoſoph. Die ſonnenhelle Lehre von Wert und Mehrwert gibt die 
Röglichkeit, hinter die „Geheimniſſe“ der „Produktionskoſten“ zu gelangen, ſie 
eleuchtet und erklärt die ganze Struktur der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft, be— 
‚uchtet den Wert der Waren und die Abweichungen von ihm. 

Deshalb iſt es unſer gutes Recht, dieſen Kritikern zu ſagen, daß ihre kritiſchen 
ſroßtaten nichts find als ein Verzicht auf jede Theorie, ein völliger Mangel 
n werttheoretiſchen Überzeugungen, ein Bankrott ihrer ökonomiſchen Wiſſenſchaft. 
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Die holländiſchen Arbeitskammern. 
Von W. H. Fliegen. 


Herr Dr. Bernhard Harms hat unter dem Titel „Die holländiſchen 
lrbeitskammern, ihre Entſtehung, Organiſation und Wirkſamkeit“! 
n Buch von 200 Seiten geſchrieben, in dem er zu dem Schluſſe kommt, daß 
e holländiſchen Arbeitskammern nichts taugen. 
Für Holländer hat das Buch ein gewiſſes Intereſſe. Es iſt nicht leicht, ſo 
lles Material über ein ſolches Geſetz beiſammen zu finden, und auch in ſeinen 
umerkungen findet der Materialſucher manche brauchbare Tatſache vermeldet. 
Was aber für Deutſche in dieſem Buche Wert hat, wäre in 16 Seiten zu 
igen geweſen. | 
Es giebt hier und anderswo Leute, welche die Urſache des Mißlingens 
cher Arbeitskammern als „Verſöhnungsinſtrumente“ zwiſchen Arbeiter und 
rbeitgeber ſuchen in der Zuſammenſtellung des Geſetzes, in der Art der Dele— 
ſertenwahl, in den Befugniſſen, welche man den Kammern gegeben hat u. |. w. 
Zu dieſen gehört auch Herr Harms. Auch er ſieht nicht, daß die ſozialen 
egenſätze in der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft nicht auszugleichen ſind durch Aus⸗ 
eüche von Verſöhnungsämtern, und daß es in dieſer Geſellſchaft keinen Ge⸗ 
tzgeber gibt, der dieſen Knoten zu löſen weiß. 
Artikel 2 des „Geſetzes betreffend die Errichtung von Arbeitskammern“ lautet: 
„Die Arbeitskammern haben die Aufgabe, die Intereſſen der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer in gemeinſchaftlichem Zuſammenwirken zu fördern und zwar: 
a) durch Sammeln von Informationen über Arbeitsangelegenheiten; 
pb!) durch Erſtatten von Gutachten über alle die Intereſſen der Arbeit an⸗ 
gehenden Fragen an die Leiter der Miniſterien, Provinzen und Gemeinden, | 
entweder auf Anfrage oder aus eigener Initiative; 
e) durch Erteilen von Gutachten, ſowie durch Entwerfen von Verträgen ꝛc. 
auf Wunſch von Intereſſenten; 
dh) durch Verhüten und Beilegen von Streitigkeiten über Arbeitsangelegen⸗ 
heiten und, ſofern es nötig, durch Vermittlung einer ſchiedsrichterlichen Aus⸗ 
ſprache zwiſchen den Parteien.“ | 
Als das Geſetz zu ſtande gekommen war und in niederländiſchen Arbeiter⸗ 
eiſen ſtark darüber geſtritten wurde, ob die ſozialiſtiſch geſinnten Arbeiter ver⸗ 
ichen ſollten, ſich der Arbeitermandate in den Kammern zu bemächtigen, da 


Tübingen und Leipzig 1903, Verlag von J. C. B. Mohr (Paul Liebeck). 
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habe ich dieſe Frage entſchieden bejaht. Aber wirklich nicht wegen de 
Punkte b, c und d, ſondern wegen a. Denn das Sammeln von Informatione 
iſt die einzige Arbeit, welche, gut angepackt, durch Arbeiter und Arbeitgebe 
gemeinſam geſchehen kann. Dabei haben beide Parteien einander nötig. Bi 
Erſtattung von Gutachten an die Behörden dagegen fallen die der Arbeiter mei 
anders aus als die der Arbeitgeber, und wo das nicht der Fall iſt, da komm 
dies nur allzu oft daher, weil es den Arbeitern an Einſicht oder Unabhängig 
keit fehlt, eine richtige Arbeitermeinung zu äußern. Das Ausarbeiten von Ver 
trägen kann, wenn die beiden Parteien einverſtanden ſind, der erſte beſte Schrift 
führer beſorgen, und ſind ſie nicht einverſtanden, ſo bringt kein Menſch e 
fertig. Eine ausſöhnende Wirkung kann nur in Kleinigkeiten ſtattfinden. Da 
Verhüten und Beilegen von Streitigkeiten zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter — 
einige Ziffern werden uns ſpäter darüber aufklären. g 

Für die Macher des Geſetzes war letzteres die Hauptſache. Das Geſetz i 
eine Folge der für holländiſche Verhältniſſe ſehr zahlreichen Ausſtände de 
Jahre 1894 bis 1896; man hoffte in Regierungskreiſen und in den Kreiſe 
bürgerlicher Sozialpolitiker, daß die Verſöhnungsräte auf dieſem Gebiet Wunde 
tun würden. Seien doch die Ausſtände in der Regel nur Folge von Miß 
verſtändniſſen! Denn im Grunde ſtimmten doch die Intereſſen von Unternehme 
und Arbeiter überein! N 

Im allgemeinen iſt es uns Sozialdemokraten nicht überall gelungen, di 
organiſierten Arbeiter zu bewegen, ſich für die Sache zu intereſſieren und ſie 
der Arbeitermandate zu bemächtigen. In der Regel nimmt nur ein ſehr kleine 
Teil der wahlberechtigten Arbeiter an der Wahl teil. 

Die Zuſammenſetzung der Kammern iſt folgende: die Kammer beſteht au 
gleichviel Arbeitgebern und Arbeitern, die Zahl derſelben wird im Errichtungs 
beſchluß feſtgeſetzt und iſt in der Regel 5 von jeder Partei, alſo 10 Mitglieder 

Das aktive Wahlrecht beſitzen die im Betrieb arbeitenden Männer un 
Frauen von über fünfundzwanzig Jahren. Wählbar ſind Männer und Frauer 
die das dreißigſte Lebensjahr erreicht haben. Die Mitglieder werden auf fün 
Jahre gewählt, der Vorſitzende wechſelt jedes halbe Jahr, er iſt das einemal ei 
Arbeitgeber, das anderemal ein Arbeiter. Die Kammer ernennt ſich ſelbſt eine 
Sekretär. In dieſer Wahl iſt ſie ganz frei, um innerhalb oder außerhalb de 
Kammer ihren Mann zu ſichern. Dieſer Umſtand hat zum Beiſpiel zur Folgt 
daß verſchiedene Genoſſen, welche zu den Intellektuellen, zu den Akademiker 
zu rechnen ſind, als Sekretäre einer Arbeitskammer gewählt wurden und be 
der Materialſammlung ſehr nützlich wirken. Mitglieder und Sekretär erhalte 
Präſenzgelder. Das Lokal ſtellt die Gemeinde zur Verfügung. 

Der Wortlaut betreffend die Verhütung oder Beilegung von Gtreitigfeite 
jagt ſchon, daß die Kammern oder der von ihnen gewählte Verſöhnungsra 
keine Streitfälle zu erledigen haben. Niemand iſt verpflichtet, das Urteil de 
Kammer anzuerkennen; der Arbeitgeber hat das Recht, das Urteil neben ſie 
zu legen und zu tun, als hätte er es nie geſehen. Der Arbeiter natürlich auch 

Wäre dies nicht der Fall, hätten die Schiedsſprüche zwingende Kraft, dam 
müßten die Kammern ganz anders zuſammengeſetzt werden, denn jetzt häng 
es vom Zufall ab, welche der beiden Parteien die Mehrheit hat. Das ein 
Halbjahr, wenn ein Arbeiter Vorſitzender iſt, haben die Arbeiter, das ander 
Halbjahr, wenn ein Arbeitgeber Vorſitzender iſt, haben die Arbeitgeber die Mehr 
heit, da bei Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden entſcheidet. Un 
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wie wenig die letzteren Luſt haben, ſich von einem Kollegium, in dem die 
Arbeiter die Mehrheit haben, richten zu laſſen, braucht wohl nicht betont zu 
werden. Das Geſetz gibt dem Arbeitgeber auch noch Gelegenheit genug, die 
ganzen Arbeitskammern unmöglich zu machen. 

Das Geſetz ſagt, daß Arbeitskammern dort errichtet werden, wo das Be⸗ 
dürfnis dafür vorliegt und eine vorſchriftsmäßige Zuſammenſetzung 
möglich erſcheint. Wie man dieſe letzte Bedingung verhindern kann, beweiſt 
unter anderem die Geſchichte der Arbeitskammer in Maaſtricht, welche man 
dergeſſen hat, Herrn Dr. Harms mitzuteilen, und welche doch wohl der inter⸗ 
eſſanteſte Fall aus der Geſchichte der niederländiſchen Arbeitskammern iſt. 

Es iſt folgender: In Maaſtricht gibt es einige große Tonwaren⸗, Porzellan⸗ 
ind Glasfabriken, welche insgeſamt etwa 5000 bis 6000 Arbeiter beſchäftigen. 
Die Lage iſt dort ſeit vielen Jahren zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern in 
nieſen Induſtrien ſehr geſpannt. Im Jahre 1895 und 1896 gab es ein paar 
angdauernde Ausſtände. Dann wußten die Fabrikanten mit Hilfe der Geiſtlich⸗ 
eit die Arbeiterorganiſation zu ſprengen und durch chriſtliche Scheingewerk⸗ 
ſchaften zu erſetzen. Wer nicht wollte, wie die Herren wollten, flog hinaus. 
Nun kam im Jahre 1898, als von der Arbeiterorganiſation ſchon lange 
ichts mehr übrig war, die Errichtung einer Arbeitskammer. Die chriſtlichen 
Irganiſationen ſtellten Kandidaten auf, aber dann kamen die Arbeiter, welche 
iaichts von dieſen Elementen wiſſen wollten, einige mutige Sozialdemokraten, 
uf den Gedanken, den Herren diesmal, beim geheimen Wahlrecht, zu zeigen, 
das in dem Arbeiter lebte. Man ſtellte unabhängige Arbeiterkandidaten auf 
ind das Reſultat war, daß die chriſtlichen Vereine, welche 800 bis 900 Wähler 
nter ihren Mitgliedern zählten, 500 und die Unabhängigen 1100 Stimmen 
ſekamen. Das war ein ſchwerer Schlag für die Herren Fabrikanten, und als 
ann noch die Arbeitergewählten dadurch, daß zufällig im Anfang einer der 
rigen Vorſitzender war, einen bekannten Sozialdemokraten als Sekretär 
zählten, da ließen die Herren Fabrikanten die ganze Arbeitskammer im Stiche. 
Liederholt wurden neue Wahlen ausgeſchrieben, einmal noch durch Erweiterung 
er Kammer auf einige Betriebe; wieder unterlagen die Chriſtlichen und dies⸗ 
al mit 400 gegen 1200 Stimmen. Hier liegt alſo der Fall vor, daß eine 
orſchriftsmäßige Zuſammenſetzung nicht möglich erſcheint, und die 
ſtaaſtrichter Arbeitskammer wurde aufgelöſt. 

Man ſieht, es iſt den Herren leicht genug gemacht, und wenn die Arbeits⸗ 
zmmern wirkungsvolle Entſcheidungen treffen könnten, jo würden die Herren 
Feen Fall überall eintreten laſſen. Die Tätigkeit der Kammern muß ſich alſo 
eſchränken auf Kleinigkeiten. Große Konflikte, auf die beide Parteien viel 
ert legen, unterwirft man ihnen nicht, ſondern kämpft man aus. Nur Kleinig⸗ 
iten bringt man vor die Arbeitskammern, und in Kleinigkeiten unterwirft ſich 
nn und wann ein Unternehmer. Dieſe Tatſache wird im Buche des Herrn 
arms ſtatiſtiſch beleuchtet. 

Im Jahre 1899 kamen bei den 27 Kammern, welche über dieſes Jahr Be⸗ 
achte herausgaben, im ganzen 32 Streitfälle vor. Nur 3 von dieſen betrafen 
ehr als einen Unternehmer und mehr als einen oder zwei Arbeiter. Von 
n 28 Fällen wurden 10 zu gunſten der Arbeiter erledigt, 7 ſcheiterten am 
iderſtreben der Unternehmer, während 11 zu Vorſchlägen der Kammer nicht 
Ihrten, weil die Arbeiter offenbar im Unrecht waren. 

Das Jahr 1899 war allerdings ein Anfangsjahr. 


102.1903. II. Bd. 5 


L 
u * 
* 


370 | Die Neue 91 


Im Jahre 1900 wurden bei 47 Kammern 106 Streitigkeiten anhängig ge⸗ 
macht. Von 98 ift das Reſultat bekannt. In allen dieſen Fällen handelt es 
ſich nur viermal um mehr als einen Arbeiter. 

Die Vermittlung endete 22 mal zu gunſten der Unternehmer, 34 mal zu 
gunſten der Arbeiter, in weiteren 21 Fällen waren die Arbeiter im Rechte, die 
Unternehmer weigerten ſich aber, den Vorſchlägen der Kammer nachzukommen! 

Für 1901 geben die Berichte folgendes Geſamtreſultat: 70 Kammern gaben 
Berichte. Davon hatten 52 Streitfälle zu erledigen, insgeſamt 172. Davon 
waren 105 Klagen über ungerechtigte Entlaſſung oder Zeugnisforderungen, 
32 Lohnforderungen, 11 Vergütung bei Unfall, die anderen unter die Rubrik 
„Verſchiedenes“ zu ſetzen. Nur in ganz einzelnen Fällen handelte es ſich um 
mehr als einen Arbeiter. 44 dieſer Streitfälle wurden zu gunſten der Unter⸗ 
nehmer, 109 zu gunſten der Arbeiter beendet, aber in 41 Fällen weigerten ſich 
die Unternehmer, den Vorſchlägen der Kammer nachzukommen. 

Wie man ſieht, eine Revolution haben die holländiſchen Arbeitskammern 
nicht herbeigeführt. Auf dem Gebiet der Vermittlung haben ſie, wenn wir 
günſtig rechnen, in den drei Jahren 1899 bis 1901 ungefähr 125 Arbeitern 
genützt, indem ſie dieſen ein Zeugnis verſchafften oder eine kleine Lohnſumme, 
vielleicht wurde auch ein Arbeiter wieder auf ſeine Stelle zurückgebracht. Aber 
kein einziger großer Konflikt wurde von einer Arbeitskammer gelöſt. Hier ſind 
ſie immer bei den Unternehmern dem ſchroffſten Widerſtand begegnet. 

Die Urſache liegt auf der Hand. Zur Verſöhnung läßt man ſich finden 
wenn die Verſöhnung den eigenen Intereſſen entſpricht, und dann gibt es oft 
für einen Arbeitgeber noch einen viel kürzeren Weg als den der Arbeitskammer 
das ſind ein paar Zeilen an den oder die betreffenden Arbeiter. 

Iſt der Arbeitskontrakt übertreten, ſo ſpricht in Holland der Friedensrichtel 
Recht. Dieſer tut das ſchnell und ohne viel Umſtände, und ſein Ausſpruch ha 
Rechtsgültigkeit. Darum geht der Arbeiter bei ſolchen Fällen ſofort zum Friedens 
richter. Einen einheitlichen geſetzlichen Arbeitskontrakt gibt es in Holland nicht 
darum hängt viel ab von örtlichen Gebräuchen u. ſ. w., welche in der Rege 
den Entlaſſungstermin oder dergleichen betreffen. Bei Streiks haben beid 
Parteien im Anfang gleiches Intereſſe, eine Vermittlung nicht anzurufen. We 
das tut, bekennt ſeine Schwäche. Und hat der Streik einige Zeit gedauert, dan 
iſt es bald deutlich, wer der Gewinner iſt — und dieſer ſchlägt die Vermitl 
lung ab. Oder .. beide Parteien wünſchen Vermittlung, und dann kann di 
Kammer einen gewiſſen Nutzen haben, indem ſie die beiden Parteien zueinande 
bringt. Ob aber für dieſe Formalität dieſer ganze Apparat nötig iſt? 

Die zweite Aufgabe der Kammern iſt die, Gutachten an Intereſſenten 3 
geben, wie auch Entwürfe von Arbeitsverträgen zu machen: auf dieſem Gebi⸗ 
haben die holländiſchen Arbeitskammern noch gar nichts geleiſtet. 

Bleibt das Erſtatten von Gutachten an die Behörden. Dabei tritt dasſell 
ein wie bei der Vermittlung, daß nämlich die beiden in der Kammer vertretene 
Parteien, Unternehmer und Arbeiter, in der Regel grundverſchiedener Meinun 
ſind. Darum iſt auf dieſem Gebiet noch nichts geleiſtet und wird auch wo! 
nie etwas geleiftet werden. | | | 

So ift das Sammeln von Informationen über Arbeitsangelegenheiten no 
das Wichtigſte, ja das einzig Wichtige, was die Kammern zu tun haben, ur 
bei einiger Schulung und größeren Geldmitteln wird auf dieſem Gebiet au 
wohl das eine und das andere geſchehen. . — 7 
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Im allgemeinen iſt aber eines ganz ſicher: in gleichem Maße als die Ge⸗ 
werkſchaftsbewegung wächſt, für ihre Mitglieder ſelbſt zu ſorgen weiß und Ein⸗ 
fluß erlangt auf die Unternehmer, mit denen ſie deutliche und klare Verträge 

abſchließt, in gleichem Maße verlieren Einrichtungen wie die Arbeitskammern 
ihr Exiſtenzrecht. Parteien, welche beide wiſſen, daß der Gegner keine Katze iſt, 
die ohne Handſchuhe anzupacken iſt, ſind nie ſo arg kampfluſtig und immer 
eher zur Verſöhnung bereit. 

Glaubt man freilich an eine Übereinſtimmung der Intereſſen bei Unter⸗ 

nehmern und Arbeitern, dann kann man von ſolchen Vermittlungsbureaus 

etwas hoffen. Wer aber den Gegenſatz der beiden intereſſierten Gruppen 
erkennt, für den können dieſe Vermittlungskörper nie etwas zu bedeuten haben. 

Haben ſolche Körper das Recht, bindende Urteile zu fällen, ſo wird die Sache 

natürlich anders, wenn dann wenigſtens dazu kommt, daß die Unternehmer 

verpflichtet ſind, die gefragten Auskünfte zu erteilen, und es ihnen unmöglich 
gemacht wird, das Zuſtandekommen der Kammern zu verhindern. 

ö Wie die Sozialdemokratie in Holland zur Sache ſteht, geht hervor aus der 

von Dr. Harms mitgeteilten Reſolution, welche auf dem Kongreß der ſozial⸗ 

demokratiſchen Arbeiterpartei, abgehalten in Utrecht Oſtern 1896, angenommen 
wurde, als das Geſetz noch ein Entwurf war. Dr. Harms ſagt von dieſer 

Reſolution in einer Bemerkung: „Man ſieht, daß die holländiſchen Sozial⸗ 

demokraten in der Kunſt des Reſolutionenbaues ihren deutſchen Genoſſen die 

Wage halten.“ Die Reſolution hat Herrn Harms alſo gefallen, was für Schreiber 

dieſes, der ſie verfaßte und beantragte, ſehr ſchmeichelhaft iſt. Es iſt doch 

immerhin noch keine Schande, eine gute Reſolution machen zu können, denn 
das unterſtellt, daß man deutlich und klar ausdrücken kann, was man will 
oder nicht will. 

| Die Reſolution des ſozialdemokratiſchen Parteitags lautete (die Überſetzung 

iſt von Herrn Harms): 5 

1 „Unter Berückſichtigung der Tatſache, daß der in Frage kommende Geſetz⸗ 

entwurf von der irrigen Annahme ausgeht, daß Verſöhnung zwiſchen Kapital 

und Arbeit möglich ſei, und im Hinblick darauf, daß in dem Parteiprogramm 
der ſozialdemokratiſchen Arbeiterpartei Arbeitskammern mit bindender Be⸗ 
ſchlußkraft gefordert werden, dieſe wichtige Beſtimmung aber im Geſetz fehlt 
und außerdem im Geſetzentwurf jede Bürgſchaft für die zur Ausführung des 
Geſetzes notwendige Bewegungsfreiheit fehlt, und aus der Überzeugung, daß 
die Kammern, ſofern ſie als auskunftgebende Körperſchaften fungieren ſollen, 
nur aus Arbeitern beſtehen dürfen — wie ja auch die Händler und Indu⸗ 
| ſtriellen ihre Handelskammern haben —, kann er ſich mit dem Geſetzentwurf 
nicht einverſtanden erklären; er lehnt eine Unterſtützung desſelben ab und 
fordert die Arbeiter auf, die Beſtrebungen der ſozialdemokratiſchen Arbeiter⸗ 
partei auf Anderung des Wahlrechtes zu unterſtützen, damit es möglich werde, 
eine Regierung zu bekommen, die in dieſer Materie beſſere Vorſchläge bringt.“ 
Die zwei Grundgedanken, welche in dieſer Reſolution betreffs der Arbeits⸗ 
kammern ausgeſprochen werden, ſind dieſe: 1. Sollen ſie als Vermittler auf⸗ 
treten, müſſen die Kammern bindende Beſchlüſſe faſſen können, die man be- 
folgen muß. 2. Als auskunftgebende Körperſchaft muß die Kammer nur aus 
Arbeitern beſtehen. 
| Wir denken uns unter Arbeitskammern etwas ganz anderes, als hier in 
Holland unter dieſem Namen vegetiert. Arbeitskammern müßten eben Arbeiter⸗ 
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kammern ſein, wo die Arbeiter zum Worte kommen, und nicht ein Diskutier⸗ 
klub, wo man verſucht, einige Kleinigkeiten zu löſen, weil man weiß, daß man 
in bedeutenden Dingen keinen Einfluß hat. 

Eine Vertretung der Arbeit müßten die Arbeitskammern ſein. Dann 
wäre es auch möglich, alle Schattierungen in der Arbeitswelt zum Worte zu 
laſſen. Jetzt liegt es jo: Die Hälfte der Mitglieder ſind Unternehmer; kommt 
zu dieſen ein, auch nur ein Arbeiter hinzu, der auf der Seite der Unternehmer 
ſteht, ſo hat die Kammer eine Unternehmermehrheit. Um dem vorzubeugen, 
ſind die ſozialiſtiſch geſinnten Gewerkſchaften verpflichtet, die andersdenkenden 
Arbeiter von der Kammer fernzuhalten. Nicht alle haben es getan, aber daß 
dadurch bis jetzt kein großes Unglück geſchah, kommt daher, daß die Kammern 
überhaupt ſo einflußlos und nicht viel zu verderben im ſtande ſind. 

Herr Dr. Harms kommt zu dem Schluſſe, daß die holländiſchen Arbeits⸗ 
kammern abgeändert werden müſſen. 

Ich glaube, daß ſie nie, auch nicht abgeändert auf dieſer ſelben Grundlage, 
etwas bedeuten werden. Die Streitigkeiten zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter 
zu löſen vermag keine Vermittlung, das können nur kampffähige Organi⸗ 
ſationen. 

Und Auskunft erteilen, ſei es an Behörden, ſei es an Privatperſonen oder 
Organiſationen, dazu wäre eine wirkliche Arbeitsvertretung, in der nur Arbeiter⸗ 
vertreter ſitzen, weit mehr wert. 

Solchen ſozialen Geſetzen ſoziale Kraft zuzumuten, iſt eine Verkennung des 
Weſens der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft mit ihren unvermeidlichen Intereſſen⸗ 
kämpfen zwiſchen Arbeitern und Unternehmern. | 


See edler eee 


die Lage des engliſchen Munizipalfozialismus. 
Don M. Beer. 


Anklagen gegen die Munizipalitäten. 

Die ſtädtiſche Unternehmertätigkeit, die ſich in England auf die lokalen 
Monopole: Straßen, Waſſer, Beleuchtung, Verkehrsmittel, Kraftſtationen, 
Arbeiterbehauſung, öffentliche Gebäude zc. erſtreckt, hat in den letzten Jahren 
mannigfache Angriffe von verſchiedenen Seiten erfahren. Vor allem von Privat⸗ 
unternehmern und Aktiengeſellſchaften, die in den modernen Städteverwaltungen 
ſcharfe Konkurrenten erblicken. Dann von den Gemeindeſteuerzahlern, die in 
dem Steigen der Lokalſteuern eine Folge der munizipalen Unternehmungen 
ſehen. Ferner von den Mittelſchichten, die zwar Anhänger der modernen 
Munizipalität ſind, aber die ſtädtiſchen Profite zur Verringerung der Steuer⸗ 
laſten und nicht zu ſozialpolitiſchen Zwecken verwendet wiſſen möchten. Zu 
ihnen geſellen ſich die radikalen Individualiſten, wie Mr. Herbert Spencer, Graf 
v. Wemyß, Lord Avebury (Sir John Lubbock), die den ſtaatlichen und ört⸗ 
lichen Verwaltungen keine poſitiven Aufgaben zuerkennen. So oft die anti⸗ 
munizipalen Wellen hochgehen, wird zur Beruhigung des Publikums eine parla⸗ 
mentariſche Kommiſſion eingeſetzt, die die angegriffene Tätigkeit unterſucht und 
ein Blaubuch veröffentlicht. Eine ſolche Kommiſſion wurde im Jahre 1900 
ernannt, um Grundſätze feſtzulegen, die das Parlament bei Erteilung von neuen 
Machtbefugniſſen an die Gemeinden leiten ſollen. Im April 1903 wurde dieſe 
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Kommiſſion wiederbelebt, um das Anwachſen der induſtriellen Tätigkeit und 
der Schuldenlaſt der Gemeinden zu unterſuchen, ſowie den Einfluß der kollek⸗ 
tiven Verwaltung von Induſtrien auf den Erfindungsgeiſt. Der Premierminiſter 
Mr. Balfour meinte bei dieſer Gelegenheit, das Publikum ſei einigermaßen 
beunruhigt, weil die Gemeindeverwaltungen ſich zu Arbeitgebern im großen 
Maßſtab auswachſen, was „eine ſehr intereſſante und wichtige Entwicklung des 
ſozialen Lebens“ ſei; er frage, ob man dieſem Umſchwung der Dinge und dem 
neuen Verhältnis zwiſchen Gemeindeverwaltungen und Gemeindewählern als 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern mit vollſtändiger Seelenruhe zuſehen könne; 
nicht minder wichtig ſei es, zu unterſuchen, wieweit ein Gemeindeareal ins 
andere zur Förderung munizipaler Zwecke eingreifen dürfte, und „ob es Er— 
findungen geben könnte, wenn alles munizipaliſiert wäre“. Mr. Balfour iſt 
Reiner der gewandteſten und taktvollſten Parlamentarier. Seine in Form wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Zweifel ausgeſprochene Kritik lautet bei den außerparlamentariſchen 
Gegnern des Munizipalſozialismus folgendermaßen: 1. Die Munizipalitäten 
arbeiten mit Verluſt, da ihre Leiter nichts vom Geſchäftsleben verſtehen; ſie 
ſchädigen die Intereſſen der Steuerzahler und hemmen die induſtrielle Entwick- 
lung des Landes. 2. Dank dem Munizipalſozialismus ſind die ſtädtiſchen An⸗ 
leihen und Lokalſteuern im raſchen Wachſen begriffen. 3. Die ſtädtiſchen Ver⸗ 
waltungen werden korrumpiert, da ihre Mitglieder nunmehr Gelegenheit haben, 
ihren perſönlichen Geſchäftsintereſſen zu dienen; ſie geraten in Abhängigkeit 
von den Arbeiterſtimmen und werden deshalb gezwungen, eine extravagante 
Sozialpolitik zu treiben, die zur Enteignung der beſitzenden Klaſſe und zum 
Sozialismus führen muß. | 
| Dieſe Anklagen bildeten das Grundthema einer Serie von Artikeln, die von 
der Londoner „Times“ im Herbſt 1902 veröffentlicht und dann als Broſchüre 
zum Maſſenvertrieb herausgegeben wurde. Von da gingen ſie über in die 
europäiſche und amerikaniſche Preſſe, wo ſie als Beweiſe gegen den Sozialismus 
überhaupt herhalten mußten. In England war der Eindruck, den die „Times“ 
Artikel hervorriefen, ein ſehr lebhafter. Das Großkapital und die Individua⸗ 
liſten gründeten eine Industrial Freedom League, eine Verbindung zum Schutze 
der gewerblichen Freiheit, die ein literariſches Bureau einrichtete und die 
Provinzpreſſe mit Artikeln verſorgt. Auch die Regierung fühlte ſich veranlaßt, 
etwas zu tun, und veranſtaltete eine Umfrage bei den Munizipalitäten über 
die finanzielle Lage ihrer Betriebe. Das Ergebnis dieſer Umfrage wurde im 
März 1903 von der Lokalregierung veröffentlicht (Municipal Corporations. 
Reproductive Undertakings). Die Umfrage erſtreckte ſich auf England und 
Wales (außer London), von deren 317 ſtädtiſchen Gemeinden nur 18 keine 
Unternehmertätigkeit entfalten. Die übrigen 299 Städte mit einer Bevölkerung 
von 13,1 Millionen ſandten Berichte ein über die Art ihrer Unternehmungen, 
über Ausgaben und Einnahmen, Gewinn und Verluſt in den vier Jahren bis 
zum 31. März 1902. Das Arbeitsfeld der ſtädtiſchen Verwaltungen umfaßt 
Waſſerwerke, Gas, Elektrizität, Straßenbahnen, Märkte, Arbeiterbehauſung, 
Häfen, Docks, Uferplätze, Dämme, Friedhöfe und Krematorien, ſowie eine An⸗ 
zahl kleinerer Betriebe, die entweder als Nebenzweige der Hauptbetriebe oder 
aus lokalen Gründen von den Munizipalitäten verwaltet werden müſſen. So 
zum Beiſpiel hat die Stadtverwaltung von Cardiff einen Fiſchmarkt, der den 
Preis der Fiſche für lokale Konſumenten um 33 Prozent herabſetzte; Torquay 
reibt Kaninchenzucht; Colcheſter hat Auſternanlagen; Liverpool pflanzt Rüben 
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auf ſeinen Rieſelfeldern; Brighton, Doncaſter und Pontefraect beſitzen die dort 
vielbenutzten Rennbahnen; Yeovil beſorgt elektriſche Einrichtungen; Birmingham 
liefert Apparate für elektriſche Beleuchtung; Batterſea hat eine Schneidemühle; 
Mancheſter baut Wagen, betreibt eine Bürſtenfabrik ꝛc.; Weſt Ham liefert 
Pflaſterſteine; Nottingham hat eine Univerſität; Bradford beſitzt eine Prüf⸗ 
ſtation für textile Rohſtoffe. Man könnte die Liſte dieſer Munizipalbetriebe 
erheblich verlängern, aber ihre finanzielle Bedeutung iſt verhältnismäßig gering; 
in der amtlichen Veröffentlichung werden ſie unter „Verſchiedenes“ zuſammen⸗ 
gefaßt. 

Wie die Berichte der 299 Munizipalitäten zeigen, iſt die ſtädtiſche Unternehmer⸗ 
tätigkeit auch vom finanziellen Standpunkt aus eine erfolgreiche zu nennen. 


die Rentabilität ſtädtiſcher Betriebe. 

Ihrem Charakter nach darf man die munizipalen Unternehmungen in zwei 
Klaſſen teilen: in geſchäftliche und ſanitäts⸗ und ſicherheitspolizeiliche. Unter⸗ 
nehmungen, wie Verkehrsmittel, Markthallen, Beleuchtung, Straßen und Waſſer⸗ 
werke müſſen mehr oder weniger geſchäftlich geleitet werden, ſo daß Ausgaben 
und Einnahmen ſich mindeſtens decken. Dagegen gehören Bäder, Waſchhäuſer, 
Fluß⸗ und Seedämme, Friedhöfe ꝛc. zu den eigentlichen ſtädtiſchen Aufgaben 
und können nur mit Hilfe von Lokalſteuern ausgeführt werden. Dies ſcheinen 
auch die Geſichtspunkte zu ſein, nach denen die engliſchen Städteverwaltungen 
ſich richten. Denn die früher erwähnte Umfrage über Reproductive Under 
takings, die ſich auf die vier Jahre bis zum 31. März 1902 erſtreckt, zeigt im 
Jahresdurchſchnitt folgende Ergebniſſe: 


Art der Anlage⸗ Jahres⸗ Betriebs⸗ weine 3 Sie ge 01 +) 
Unternehmungen kapital einnahme koſten Verluſt (— ) ſchreibungen Verluſt 9) 
Pfd. Sterl. Pfd. Sterl. Pfd. Sterl. Pfd. Sterl. Pfd. Sterl. Pfd. Sterl. 
Waſſerwerke 56 943 016 3186965 1186 965 —+ 2032756 1942 628 + 90128 | 
Gaswerre 24028116 5 833 360 4465 625 1367735 972910 ＋ 394825 
Elektrizit.[laee 12 508 997 1136 455 662 559 4 473 896 485 603 — 11707 
Straßenbahnen 9751153 1483 317 1000911 — 482406 383 088 + 99318 
Marke ne Te 6181080 551 946 266 764 —＋ 285182 201400 + 83782 
Verſchiedenes 713 946 137047 88 496 + 48551 33 178 + 15373 
Bäder und Waſchhäuſer 1988 340 135692 188351 | — 52659 72293 — 1214952 
Friedhöſee 2382305 156 897 138 655 + 18232 82 016 — 63784 
Behauſung 1253 592 40 030 23 512 + 16 518 43 496 — 26 978 
Höfen. 3 5 421 827 379002 239614 + 139 388 217112 — 77724 
Insgeſamt 121172372 | 13 040 711 | 8228706 | + 4812 005 | 4483 724 ＋ 378 281 a 


Zur Würdigung dieſer Zahlen dürften einige Erläuterungen nötig ſein. Vor 
allem zeigen ſie, daß die Anklage, die Munizipalitäten arbeiteten mit Verluſt, 
hinfällig iſt. Die Bilanz der 299 Städteverwaltungen zeigt einen Reingewinn. 
Dann iſt zu bemerken, daß die munizipalen Unternehmungen faſt ausſchließlich 
auf Anleihekapital angewieſen ſind. Von den rund 121 Millionen Anlage 
kapital ſind 117 Millionen geborgt, wofür jährlich an Tilgung und Zinſen 
4340450 Pfund Sterling aus dem Bruttoprofit gezahlt werden. Nichtsdeſto⸗ 
weniger bleibt den Munizipalitäten noch ein Reinprofit von 378281 Pfund Ster⸗ 
ling. In Händen von Aktiengeſellſchaften würden demnach dieſe Unternehmungen 
einen Reinprofit von 4340450 + 378281 4718731 Pfund Sterling, oder 
3,89 Prozent Zinſen abwerfen. Allein ein derartiger Vergleich iſt gar nicht 
ſtatthaft. Denn bei einem Teile der ſtädtiſchen Unternehmungen wird, wie 
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oben erwähnt, von vornherein auf jede geſchäftliche Rückſicht verzichtet. Die 
größten Verluſte bringen Bäder, Friedhöfe und Dämme. Die Verwaltung 
der Bäder ſtellt die Preiſe jo billig, daß ſie der weitaus großen Mehr: 
heit der Bürger zugänglich ſind. Die Auslagen auf Häfen, Dämme u. ſ. w. 
bringen indirekte Gewinnſte, indem durch ihre Inſtandhaltung oder Anlagen 
Handel und Verkehr der betreffenden Städte gefördert und überſchwemmungen 
und Küſtenzerſtörungen verhütet werden. Iſt doch gegenwärtig eine Kommiſſion 
des britiſchen Parlamentes damit beſchäftigt, die Londoner Docks den ſie ver⸗ 
waltenden Aktiengeſellſchaften zu entziehen und ſie zu munizipaliſieren, da das 
Privatkapital ſich als unfähig erwieſen hat, den Londoner Hafen weiter zu ent⸗ 
wickeln! Die Verluſte in den Auslagen auf Friedhöfe entſpringen zum Teile 
dem Umſtand, daß die Städte die alten, nicht mehr gebrauchten Begräbnisplätze 
ankaufen und fie in Gärten verwandeln. Alle dieſe Ausgaben müßten entweder 
durch Lokalſteuern gedeckt werden, wenn die Profite aus den anderen ſtädtiſchen 
Unternehmungen nicht vorhanden wären, oder aber man müßte das ſtädtiſche 
Leben verkümmern laſſen, was eine Schädigung von etwa 75 Prozent der 
Nation bedeuten würde. Ferner iſt auch die Leitung der profitablen ſtädtiſchen 
Unternehmungen nicht ſtrikt geſchäftlich. Ihr oberſter Grundſatz iſt nicht hoher 
Profit, ſondern Befriedigung der Konſumenten. Der Munizipalſozialismus 
zieht doch zum Teile ſeine Kraft aus der Tatſache, daß das Privatkapital nicht 
im ſtande war, ſeine Intereſſen mit denen der Gemeinde einigermaßen ins 
Gleichgewicht zu bringen. Waſſer, Gas, Elektrizität werden von den ſtädtiſchen 
Verwaltungen viel billiger abgegeben als von den Privatgeſellſchaften; ebenſo 
ſind die Fahrpreiſe der ſtädtiſchen Straßenbahnen viel niedriger als die der 
Privatbahnen. Schließlich iſt die Behandlung der Arbeiter in ſtädtiſchen Be⸗ 
trieben eine beſſere; die Arbeitszeit iſt kürzer, der Druck geringer und der Lohn 
höher als in Privatbetrieben. Kurz, wir haben es mit zwei Syſtemen zu tun, 
die von zwei verſchiedenen Geſichtspunkten geleitet werden; bei einem herrſcht 
das Selbſtintereſſe vor, beim anderen das ſoziale Intereſſe. Und doch iſt 
letzteres auch vom rein finanziellen Standpunkt erfolgreich. Die Produktion iſt 
eben an einem Punkte angelangt, wo das wachſame Intereſſe des individuellen 
Unternehmers überflüſſig wird und damit auch die Notwendigkeit des Privat⸗ 
eigentums an den Produktionsmitteln. 

Dies darf uns jedoch nicht abhalten, auf einen Umſtand hinzuweiſen, der 
die munizipalen Unternehmungen gegenüber dem Privatkapital in einen Nachteil 
verſetzt. Wir meinen das beſchränkte Gebiet, auf dem die Munizipalitäten 
arbeiten müſſen, ſo daß ſie die Vorteile, die Energieerſparniſſe der großen 
zentraliſierten Induſtrien ſich nicht zu eigen machen können. Mr. Balfour be⸗ 
rührte dieſen Punkt, indem er ſagte, daß es zu unterſuchen ſei, inwieweit ein 
Gemeindegebiet ins andere eingreifen dürfte, um gemeinſchaftliche Zwecke fördern 
zu können. Dieſe Frage beſchäftigt jetzt vielfach die munizipalen Politiker, die 

aus Erfahrung wiſſen, daß die ſtädtiſchen Unternehmungen über die ſtädtiſchen 

Gebiete hinausdrängen, während die beſtehenden Geſetze die Stadt als ein in 
ſich abgeſchloſſenes Gebiet behandeln. Die Stadt arbeitet für ſich, ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, daß die benachbarte Stadt die gleiche Arbeit leiſtet. Eine Zu⸗ 
ſammenfaſſung dieſer Arbeiten würde in vielen Fällen offenbar beiden Ge⸗ 
meinden zum Nutzen gereichen, aber das unabhängige Daſein der Gemeinden 
macht vorläufig größere Zentraliſationen unmöglich. Dagegen hat das Privat⸗ 
kapital das ganze Landesgebiet zur Verfügung und kann alle Vorteile, die die 
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moderne Technik gewährt, ausnützen und deshalb profitabler arbeiten. Eine 
He Induſtrie würde dieſem Nachteil der lokalen Beſchränkung nicht unter⸗ 
iegen. 

: Städtifhe Schulden und Steuern. 

Nicht minder haltlos iſt die zweite Anklage, daß die Sozialiſten ſich der 
Städteverwaltungen bemächtigt hätten, um durch Schuldenmachen, Steuer⸗ 
erhöhungen und extravagante Sozialpolitik die beſitzenden Klaſſen zu grunde 
zu richten. Die Anklage beruht auf einer falſchen Erklärung einer ganzen Reihe 
von ſozialen Erſcheinungen, die vom modernen Leben erzeugt worden ſind. 

Der engliſche Munizipalſozialismus verdankt ſeinen Urſprung erſtens der 
Unfähigkeit des Privatkapitals, den Bedürfniſſen der raſch wachſenden Städte 
zu genügen; zweitens der Zunahme der ſtädtiſchen Ausgaben und Steuern als 
Folge des gewaltigen Zuges der Bevölkerung nach ſtädtiſchen Gebieten; drittens 
der Verfeinerung unſerer Ziviliſation; viertens dem gleichzeitigen Aufſchwung 
des Sozialismus. Es iſt überflüſſig, hier beſonders hervorzuheben, daß alle 
dieſe Faktoren aufs innigſte mit den Wandlungen der modernen Produktions⸗ 
weiſe zuſammenhängen. Die Flucht der Landbevölkerung nach den Städten 
ſtellt die ſtädtiſchen Verwaltungen vor Aufgaben, die mit den alten Mitteln 
nicht mehr erfüllt werden können. Die neuen ſanitären, materiellen und ſozial⸗ 
politiſchen Bedürfniſſe der ſtädtiſchen Bevölkerung zwangen die Verwaltungen, 
ſich nach neuen Finanzquellen und Hilfsmitteln umzuſehen. Irgendwelche Lehr⸗ 
ſyſteme hatten mit dieſem Umſchwung nichts zu tun. Die Übel waren ſo greifbar 
geworden, daß ſie ſich auch dem geſunden Menſchenverſtand aufdrängten. Zuerſt 
half man ſich mit der Erhöhung der Lokalſteuern, und als dieſe einen Grad 
erreicht hatte, den man nicht mehr überſchreiten konnte, griff man zur Munizipali⸗ 
ſierung der ſtädtiſchen Monopole, die auch ſchon aus dem Grunde notwendig 
wurde, daß, weil die Privateigentümer, die dieſe Monopole verwalteten, nicht 
im ſtande waren, der neuen Lage gerecht zu werden. Verſtadtlichung ebenſo 
wie Verſtaatlichung bedeuten in der Regel Auskauf der Privateigentümer; und 
Auskauf durch Stadt oder Staat kann ohne Anleihen nicht vollzogen werden. 
So wuchs die Schuldenlaſt der Städte. Aber es ſind Schulden, denen auf 
Heller und Pfennig Aktiva gegenüberſtehen. Lokalſchulden ſind mit Staats⸗ 
ſchulden gar nicht zu vergleichen. Dieſe werden zum weitaus größten Teile 
aufgenommen, um ſie in völkermörderiſchen Konflikten zu verſchießen; dagegen 
werden Lokalſchulden zur Ausführung von Kulturzwecken aufgenommen; es 
werden damit Schulen, Aſyle, Krankenhäuſer, Dämme, Bibliotheken, Straßen, 
Kanaliſationen ꝛc. gebaut und die Nation auf ein höheres Kulturniveau gehoben. 
Lokalſchulden und Staatsſchulden ſtehen im ſelben Verhältnis zueinander wie 
innere und äußere Politik. Und da wir erſt an der Schwelle dieſer inneren 
Rekonſtruktion ſtehen, ſind die Finanzlaſten bedeutend. Die ſtädtiſche Unter⸗ 
nehmertätigkeit iſt noch ſehr jungen Datums. Manche der jüngſten Betriebe, 
wie die der Elektrizitätszufuhr, werden erſt nach und nach rentabel. Dennoch 
ſind die ſtädtiſchen Unternehmungen nicht nur im ſtande, die Gelder für ſozial⸗ 
politiſche und ſanitäre Zwecke zu beſchaffen, ſondern auch die Laſt der Lokal⸗ 
ſteuern zu erleichtern. 

Um dieſen Artikel nicht allzuſehr mit Statiſtiken zu überladen, ſeien hier 
zur Begründung unſerer Anſichten nur einige amtliche Ziffern gegeben. In den 
rein ſtädtiſchen Diſtrikten von England und Wales ſtiegen die Lokalſteuern von 
6,7 Millionen Pfund Sterling im Jahre 1868 auf 18,5 Millionen im Jahre 1892 
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und auf 27,5 Millionen im Jahre 1900. Die Ausgaben für Polizei, ſanitäre 
Einrichtungen ꝛc. ſtiegen von 28,9 Millionen Pfund Sterling im Jahre 1880 auf 
59,8 Millionen im Jahre 1900; für Schulen von 3,65 Millionen auf 11,2 Mil⸗ 
lionen; für Häfen, Dämme ꝛc. von 2,55 Millionen auf 5 Millionen. Außer 
den munizipalen Aufgaben, die ſich aus der wirtſchaftlichen Entwicklung er- 
geben, werden die Städteverwaltungen auch noch mit Pflichten belaſtet, die 
bisher von der Zentralregierung ausgeübt wurden. So zum Beiſpiel legte das 
konſolidierte Fabrikgeſetz vom Auguſt 1901 den Gemeinden einen Teil der 
Fabrikinſpektion auf. Seitdem der Gedanke des Reichszuſammenſchluſſes greif 
barere Formen anzunehmen begann, zeigt ſich in England die merkwürdige 
Tendenz, die Lokalregierung auszubauen, aber Home Rule zu entmutigen, das 
heißt nicht die Provinz, ſondern die Grafſchaft ſoll die Zelle des Reichsorganis⸗ 
mus bilden; man beſtrebt ſich, die politiſchen Bande ſtraffer, aber die admini⸗ 
ſtrativen Bande elaſtiſcher zu geſtalten. Die lokalen Körperſchaften gewinnen 
alſo an Wichtigkeit ſowohl infolge der wirtſchaftlichen wie der politiſchen Ten⸗ 
denzen Englands. Die neuen Aufgaben ziehen neue Ausgaben nach ſich. So 
ſind die Geſamtausgaben der lokalen Behörden von England und Wales, 
Schottland und Irland gewachſen von 61 Millionen im Jahre 1880 auf 
122 Millionen im Jahre 1900; die Ausgaben haben ſich in zwei Jahrzehnten 
genau verdoppelt, während die Bevölkerung nur um 18 Prozent zugenommen 
hat. Hier liegt eine der Haupturſachen des Munizipalſozialismus; die Ver⸗ 
waltungen find abſolut gezwungen, nach neuen Finanzquellen zu ſuchen, da die 
Lokalſteuern nicht mehr geſteigert werden können. Wie oben gezeigt wurde, 
entſpricht der Munizipalſozialismus allen vernünftigen Erwartungen. Er deckt 
eine ganze Reihe von Ausgaben. Er tut aber noch mehr. Er trägt zur Er— 
leichterung der Lokalſteuern bei. Nach einer umfangreichen Statiſtik des 
„Municipal Journal“ (Oktober und November 1902) wurden in den letzten fünf 
Jahren die Lokalſteuern durch die Profite der ſtädtiſchen Unternehmungen er⸗ 
leichtert: in Birmingham um 183 723 Pfund Sterling; Belfaſt 52511; Bolton 
200465; Darlington 70406; Leeds 174403; Leiceſter 608 362; Mancheſter 
442120; Nottingham 144000 Pfund Sterling. Bedeutende Erleichterungen der 
Lokalſteuern durch munizipale Profite ſind ferner zu verzeichnen in Blackpool, 
Burnley, Borrow, Bournemouth, Carlisle, Derby, Eaſtbourne, Liverpool, Old⸗ 
ham, Preſton, Rochdale, Salford, Southport, St. Helens, Stockton, Wigan 2c. ꝛc. 
In den letzten Monaten iſt ſogar die Überzeugung durchgedrungen, daß der 
Maunizipalſozialismus das beſte Mittel ſei, die Lokalſteuern herabzuſetzen. Auf 
ſeiner Reiſe in Südafrika zu Anfang des Jahres 1903 ſprach Mr. Joſef 
Chamberlain in Bloemfontain und empfahl dem Bürgermeiſter die Verſtadt⸗ 
lichung der lokalen Monopole als das beſte Mittel zur Niederhaltung der Lokal⸗ 
ſteuern und gleichzeitig zur Verbeſſerung der Stadt. 
Durch dieſe Verwendung der ſtädtiſchen Profite verliert aber die Munizipali⸗ 
ſierung ihren ſozialpolitiſchen Charakter. Es handelt ſich nicht mehr um die 
Verbeſſerung der Lage der arbeitenden Klaſſen, ſondern um die Entlaſtung der 
Mittelklaſſe. So entſteht ein Klaſſengegenſatz in der modernen Munizipalität, 
ein Kampf zwiſchen Sozialiſten und Kleinbürgern um die Kontrolle der Städte⸗ 
verwaltungen. Wir haben nun folgende Lage: das Großkapital iſt gegen die 
Munizipaliſierung überhaupt; die Mittelklaſſe für die Munizipaliſierung im 
Igntereſſe geringer Lokalſteuern. Die Arbeiter für die Munizipaliſierung im 
Intereſſe einer guten Sozialpolitik. Aus dieſem Klaſſengegenſatz entſpringt die 
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dritte Anklage: die Korruption der Verwaltungen infolge ihrer Abhängigkeit 
von Arbeiterſtimmen. Die Anklage verdient nicht die geringſte Beachtung. Sie 
iſt nichts weiter als ein Wahlmannöver zur Fernhaltung der Arbeitervertreter 
aus den Städteverwaltungen. Denn der Ausſchluß der Arbeiter aus den Muni⸗ 
zipalitäten ermöglicht die ausſchließlich fiskaliſche Verwendung der munizipalen 
Profite zur Erleichterung der Lokalſteuern. 


Die Organifation der arbeitenden Jugend in öſterreich. 
Von Seopold Winarsky. 


In den letzten Jahren iſt in Sſterreich eine eigenartige Organiſation ent⸗ 
ſtanden: die der Lehrlinge und jugendlichen Arbeiter. 

Sie rekrutiert ſich in erſter Linie aus den Lehrlingen des Kleingewerbes und 
der Fabriken. Um ihre Entſtehung zu begreifen, müſſen wir mit einigen Worten 
wenigſtens auf die traurige Lage der Lehrlinge des Kleingewerbes in Sſterreich 
und das merkwürdige Syſtem ihrer „Ausbildung“ näher eingehen. 

Obwohl auch in Sſterreich die moderne Induſtrie ihren Einzug gehalten 
hat und die Konzentration des in induſtriellen Unternehmungen angelegten 
Kapitals raſche Fortſchritte macht, iſt doch die Zahl der Kleingewerbetreibenden 
noch eine beträchtliche. Das halbabſolutiſtiſche Regierungsſyſtem ſtützt ſich zum 
Teile auf die wirtſchaftlichen Ideale der Vergangenheit nachſtrebenden und daher 
auch politiſch reaktionären Kleingewerbetreibenden. Schon im Jahre 1883 
wurde ihre Forderung nach dem „Befähigungsnachweis“ erfüllt und ihnen eine 
ganze Fülle von zünftleriſchen Einrichtungen gewährt, welche in anderen Ländern 
das heiße Sehnen aller Mittelſtandsparteien bilden. 

Dank der eigentümlichen Reichsratswahlordnung, die ihnen und den ihnen 
verwandten Schichten der ſtädtiſchen und ländlichen Bevölkerung eine ganz un⸗ 
verhältnismäßig große Zahl von Mandaten ſichert, genießen ſie auch einen 
politiſchen Einfluß und Machtanteil, wie in keinem anderen Lande Europas. 

Trotz aller dieſer Begünſtigungen wird aber doch die wirtſchaftliche Lage 
der öſterreichiſchen Kleingewerbetreibenden und Handwerker von Jahr zu Jahr 
trauriger, und die große Mehrzahl vermag ſich nur durch unmenſchliche Aus⸗ 
beutung ihrer Arbeiter und durch unbegrenzte Lehrlingszüchterei über Waſſer 
zu halten. 

In dieſem Streben werden die Gewerbetreibenden unterſtützt durch die 
famoſen Beſtimmungen der öſterreichiſchen Gewerbeordnung, die wohl einen 
elfſtündigen Normalarbeitstag für die Arbeiter der Fabriken feſtſtellt, die 
Arbeitszeit im Kleingewerbe aber vollkommen unbeſchränkt läßt. 
Die erwachſenen Arbeiter des Kleingewerbes haben ſich in vielen Berufen durch 
eine ſtramme Organiſation trotz alledem einen Arbeitstag von 11 bis 9 Stunden 
täglich erkämpft. Völlig ſchutzlos ſind aber die Lehrlinge der Willkür ihrer 
Meiſter preisgegeben. Am meiſten natürlich bei der großen Menge von Ge⸗ 
werbetreibenden, die überhaupt nur mit Lehrlingen arbeitet. 

Dort herrſchen denn allerdings ſchauderhafte Zuſtände, und eine Arbeitszeit 
von 14, 16, ja 18 Stunden täglich iſt für die armen Jungen keine Seltenheit. 
Dabei iſt von einer wirklichen Unterweiſung im Beruf meiſtens gar keine Rede. 
Der Lehrling iſt halb Hausknecht des Meiſters, halb Dienſtbote der Meiſterin, 
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und wenn er wirklich im Beruf verwendet wird, ſo hat er bei der ſtarken 
Spezialiſierung der einzelnen Arbeitszweige im Handwerk oft durch die ganze 
Lehrzeit nur eine beſtimmte Teilarbeit zu verrichten und bleibt ohne Kenntnis 
des ganzen Arbeitsprozeſſes. Am Ende der Lehrzeit müſſen ſehr viele Burſchen 
infolge ihrer ungenügenden Ausbildung dem von ihnen „erlernten“ Gewerbe 
Valet ſagen und als Hilfsarbeiter in irgend einer Fabrik Unterkunft ſuchen. 
Als einziges Ergebnis ihrer Lehrzeit haben ſie dann die Erinnerung an ein 
qualvolles, in der Regel vierjähriges Martyrium, und als notwendige Folge 
eine oft uneinbringliche Schwächung ihrer Geſundheit und Lebenskraft. 
Die Zahl der jungen Leute, welche unter ſo traurigen Verhältniſſen leben 
müſſen, iſt eine ſehr große. Im Jahre 1894 waren bei allen Genoſſenſchaften 
Dfterreich 174405 Lehrlinge eingetragen. Ihre Menge iſt natürlich ſeither 
bedeutend geſtiegen, und wenn wir die in Fabriken beſchäftigten Lehrlinge dazu 
zählen, werden wir nicht fehl gehen, wenn wir die Zahl der heute in Sſter⸗ 
reich vorhandenen Lehrlinge und jugendlichen Arbeiter im Alter bis zu achtzehn 
Jahren mit 300000 veranſchlagen. 
Welche Dimenſionen die Lehrlingszüchterei annimmt, ergibt ſich wohl am 
beiten aus der Tatſache, daß im Jahre 1894 von den gezählten 5317 gemerb- 
lichen Zwangsgenoſſenſchaften (Zünften) 161 bloß Lehrlinge und gar 
keine Gehilfen, 342 doppelt ſoviel oder noch mehr Lehrlinge als Gehilfen, 
670 mehr Lehrlinge als Gehilfen, jedoch nicht doppelt ſoviel, 115 ebenſoviel 
Lehrlinge als Gehilfen und 1235 eine Lehrlingszahl von 50 bis 100 Prozent 
der beſchäftigten Gehilfen auswieſen. Die Handwerksmeiſter begnügen ſich 
übrigens nicht damit, die Lehrlinge für ihre perſönlichen Zwecke auszubeuten 
bis aufs Blut, ſondern ſie laſſen ſich, wie aus folgender Zuſammenſtellung der 
Einnahmen, welche die Wiener Meiſtergenoſſenſchaften an Gebühren für das 
„Aufdingen“ und „Freiſprechen“ der Lehrlinge in den Jahren 1895 bis 1900 
erhoben, und der Ausgaben, die ſie für Lehrlingszwecke gemacht haben, ſogar 
noch von den armen Lehrlingen und deren meiſt ebenſo armen Angehörigen 
die Koſten ihrer eigenen Berufsorganiſationen bezahlen. 


Einnahmen an Ausgaben für Schulweſen 


Jahr Aufding und abzüglich der erhaltenen Gewinn 
Freiſprechgebühren Subventionen 
Kronen Kronen Kronen 

1895 . . 143715,54 40818,42 103397,12 
1896 . 143 257,46 50503,46 92744,00 
21997. , 154583,86 65114,74 89469,12 
' 1898 . 163 803,74 68 446,64 95 357,10 
| 1899. 177 249,72 111 765,92 65 483,80 
| 1900 . 177 440,52 92 933,05 85 407,47 


Weit mehr als eine halbe Million Kronen? haben alſo im Laufe von 
ſechs Jahren die Wiener Zwangsgenoſſenſchaften (Meiſterzünfte) von ihren 
Lehrlingen herausgezogen. 

Schutzlos ſtehen die armen Burſchen der Willkür ihrer Meiſter gegenüber. 
Außer den Gehilfen, ſoweit ſie organiſiert ſind, nimmt ſich niemand um ſie 
an, denn die bürgerlichen „Volksparteien“ find auf die Stimmen der Gewerbe- 
treibenden bei den verſchiedenen Wahlen angewieſen und hüten ſich, ſich mit 
ihren Wählern zu verfeinden. So entſtand in den Köpfen einzelner Lehrlinge 
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1 Krone = 85 Pfennige. 
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der Gedanke, eigene Vereinigungen zu gründen, die ähnlich den Organiſationen 
der erwachſenen Arbeiterſchaft, von denen ſie oft während der Arbeit in den 
Werkſtätten reden hörten, für die beſonderen Intereſſen der Lehrlinge eintreten 
ſollten. | | 
Im Jahre 1894 begannen in Wien einige Lehrlinge ganz ſpontan Lehr⸗ 
lingsverſammlungen einzuberufen, welche ſich eines ſehr ſtarken Zulaufs er⸗ 
freuten. In einer der Verſammlungen wurde ein Komitee gewählt, das die Auf 
gabe hatte, Statuten für einen „Verein jugendlicher Arbeiter und Lehrlinge“ 
auszuarbeiten. Von ſeiten dieſes Komitees wurde im Oktober 1894 ein Flug⸗ 
blatt, das zum Eintritt in die neue Organiſation aufforderte, in 10000 Exem⸗ 
plaren verbreitet. Es wurde eifrig geleſen und ſchon am 4. November 1894 
konnte die gründende Verſammlung des Wiener Vereins der jugendlichen 
Arbeiter abgehalten werden. Viele Lehrlinge meldeten ſich ſofort als Mit⸗ 
glieder und ſo war der Anfang gemacht. | 

Die jungen Leute entwickelten eine rege Tätigkeit und bald wurde es not⸗ 
wendig, in einzelnen Bezirken Wiens Zahlſtellen, ſpäter Ortsgruppen des Haupt⸗ 
vereins zu errichten. Angeregt durch das Beiſpiel der Hauptſtadt, begannen 
ſich auch die Lehrlinge in verſchiedenen anderen öſterreichiſchen Provinzen zu 
regen und gründeten eigene Vereine. | 

Freilich ging es dabei nicht ohne Kämpfe ab. Die bürgerliche Preſſe hatte 
zuerſt die Lehrlingsverſammlungen als eine humorvolle Abwechſlung des Alltags⸗ 
lebens angeſehen und ihre Berichte mit ſatiriſch ſein ſollenden Bemerkungen 
über „die Herren Buben“, „das ſozialiſtiſche Lehrjungenparlament“ und der⸗ 
gleichen mehr gewürzt. Als die Sache aber ernſt wurde, die Lehrlingsagitation 
größere Dimenſionen annahm und die neue Organiſation, unterſtützt von den 
Gehilfen vertretungen verſchiedener Zwangsgenoſſenſchaften, beſonders gegen die 
entſetzliche Ausbeutung der Lehrlinge durch die Kleingewerbetreibenden energiſch 
auftrat, da änderte ſich gleich die Haltung der feilen Preſſe. Statt der ſatiriſchen 
Bemerkungen regnete es Denunziationen, und die Polizei, die Gewerbeſchul⸗ 
kommiſſionen und was ſonſt noch von Behörden zur Verfügung ſtand, wurden 
aufgerufen, um die durch die ſozialdemokratiſche Agitation gefährdete ſittliche 
Erziehung der Lehrlinge zu ſchützen. f 

Die ganz von der in Wien herrſchenden chriſtlichſozialen Partei abhängige 
Wiener Gewerbeſchulkommiſſion hat erſt in einer ihrer letzten Sitzungen ſich 
neuerdings mit dem gefährlichen Treiben des „Vereins der jugendlichen Arbeiter“ 
beſchäftigt und wie die Wiener „Rathauskorreſpondenz“ berichtet, „die allzu 
konnivente Haltung der Wiener Polizeidirektion, der Statthalterei und des 
Miniſteriums des Innern angeſichts der von den Sozialdemokraten mit Hilfe 
dieſes Vereins betriebenen Agitation unter ſchulpflichtigen Lehrlingen einer 
ſcharfen Kritik unterzogen“. 

Die Kommiſſion beſchloß einſtimmig: „neuerdings an die Vereinsbehörde 
heranzutreten, die Erledigung der anhängigen Eingaben zu verlangen und 
energiſch dahin zu wirken, daß eheſtens dem Treiben des genannten Vereins 
mit allen geſetzlich zuſtehenden Mitteln Einhalt getan werde“. 

Trotz aller Verbote wurde und wird die Gewerbeſchule, in der die Lehrlinge 
zu Abendkurſen zuſammenkommen, zum Mittelpunkt der Agitation gemacht, und 
ſie leiſtete auf dieſe Art vielleicht zum erſtenmal etwas für die wirkliche Erziehung 
ihrer Beſucher. Der Nutzen der gewerblichen Fortbildungsſchulen in Oſterreich 
ift im übrigen gleich Null. Dies wird ſchon dadurch illustriert, daß nach den 
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Angaben Dr. Johann Pollitzers in ſeinem Werke: „Die Lage der Lehrlinge 
im Kleingewerbe in Wien“ im Jahre 1897 von 174405 für das Kleingewerbe 
ermittelten Lehrlingen bloß 84135, alſo nur 49 Prozent, die Fortbildungs- 
ſchulen beſuchten. Doch auch dieſe 49 Prozent gewinnen nicht viel in ihnen, 
denn für die fachliche Ausbildung leiſten ſie überhaupt nichts, und was ſie 
ihren Schülern an allgemeiner Bildung auf Grund des lächerlich engherzigen 
Lehrplans vermitteln ſollen, iſt herzlich wenig. Aber ſelbſt dieſes Wenige wird 
nicht gegeben, weil der Unterricht erſt in den Abendſtunden von ½7 bis 
½9 Uhr erteilt wird, wo die tagsüber von ſechs Uhr früh, öfters aber noch 
von früherer Stunde an geplagten, meiſt recht ſchwächlichen und unterernährten 
Burſchen vor Müdigkeit außer ſtande ſind, dem Unterricht zu folgen. Gegen 
eine Verlegung des Unterrichtes in die Tagesſtunden ſpricht aber das auf 
möglichſte Ausbeutung der koſtenloſen Arbeitskraft gerichtete Intereſſe der 
Kleinmeiſter. 

Als daher die Organiſation der jugendlichen Arbeiter die Forderung nach 
einer Gewerbeſchulreform erhob und als erſte Forderung die Verlegung 
des Unterrichtes auf die Tagesſtunden aufſtellte, rief dies den heftigſten Wider⸗ 
ſpruch in der chriſtlichſozialen Preſſe hervor, der ſich noch ſteigerte, als von der 
Organiſation ein Lehrlingsſchutzkomitee eingeſetzt wurde, das überwachen 
ſoll, ob von den einzelnen Meiſtern die Beſtimmungen der öſterreichiſchen Ge⸗ 
werbeordnung über Sonntagsruhe, Verbot der Nachtarbeit für jugendliche 
Perſonen und ähnliches eingehalten werden, und das den Lehrlingen gegen die 
häufigen brutalen Mißhandlungen durch die Lehrherren Schutz bieten ſoll. Im 
Wiener Gemeinderat und im niederöſterreichiſchen Landtag wurde gegen die 
Lehrlingsorganiſation gehetzt. Und wie die Hetze gegen die Jugendorganiſation. 
in Wien einſetzte, folgte natürlich bald die Provinz. Auch die Polizei konnte 
auf die Dauer nicht zurückbleiben und löſte den Grazer Verein der jugend- 
lichen Arbeiter und die Ortsgruppe Margarethen des Wiener Vereins auf. 

Doch durch alle dieſe Verfolgungen, alle die Reden, Zeitungsartikel und 
Denunziationen der Gegner vermochte die Ausbreitung und Stärkung der Or⸗ 
ganiſation der jugendlichen Arbeiter ebenſowenig gehemmt zu werden, wie durch 
die Scheinorganiſationen, die bald, teils unter katholiſch⸗klerikaler, teils 
unter deutſch⸗nationaler Flagge verſucht wurden. 

Es waren nicht bloß die Feinde des Proletariats, die ſich dem Ausbau der 
Jugendorganiſation hindernd in den Wege ſtellten. Auch in den Gewerkſchaften 
wurden ängſtliche Stimmen laut, die zum Ausdruck brachten, daß durch eine 
ſeparate Jugendorganiſation die Ausbreitung der Gewerkſchaften nicht gefördert 
werden könne, und die es für vorteilhafter erklärten, die Lehrlinge und jugend⸗ 
lichen Arbeiter gleich von Anfang an ihrer Berufsgewerkſchaft anzugliedern. 
Dieſen Einwänden wurde mit dem Hinweis begegnet, daß die ſeparate 
Organiſation dieſer jungen vierzehn⸗ bis achtzehnjährigen Proletarier aus 
praktiſchen Gründen vorzuziehen ſei. Die erziehlichen Zwecke vor allem ſind 
gewiß leichter zu erreichen, wenn nur junge Leute nahezu gleichen Alters ſich 
zuſammenfinden; in freier Ausſprache und ernſter Arbeit weitet ſich der Blick, 
das Vertrauen zur eigenen Kraft erwacht und die Mitglieder werden für den 
bolitiſchen und gewerkſchaftlichen Kampf vorbereitet. 

In der Tat ſind trotz des verhältnismäßig kurzen Beſtandes der Jugend⸗ 
wganifationen bereits eine relativ große Zahl von Parteigenoſſen aus ihren 
Reihen hervorgegangen, die heute als tüchtige Mitarbeiter in der gewerkſchaft⸗ 
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lichen und der politiſchen Organiſation geſchätzt ſind. So haben auch jene 
Genoſſen in den öſterreichiſchen Gewerkſchaften, die zuerſt als Gegner der ſelb⸗ 
ſtändigen Jugendorganiſationen aufgetreten find, vielfach ihre Meinung geändert. 
Auf mehreren Gewerkſchaftstagen wurden Reſolutionen zu gunſten der Jugend⸗ 
organiſationen angenommen und auch der letzte Parteitag der deutſchen Sozial⸗ 
demokratie in Öfterreich (Auſſig a. Elbe 1902) beſchloß nach längerer Diskuſſion, 
die Genoſſen allerorts aufzufordern, „der Jugendorganiſation mehr Beachtung 
zu ſchenken“ und „überall dort, wo noch keine Vereine jugendlicher Arbeiter 
exiſtieren, ſolche zu gründen“. | 

Unter diefen Umſtänden konnte gerade in letzter Zeit ein erfreulicher Auf 
ſchwung verzeichnet werden. In Wien beſtehen bereits zwölf Ortsgruppen des 
Vereins jugendlicher Arbeiter mit etwa tauſend Mitgliedern, ferner beſtehen 
Vereine und Ortsgruppen in etwa fünfzehn Provinzſtädten. Mittlerweile 
wurden auch die vorher von der Behörde zurückgewieſenen Statuten für einen 
Reichsverband (Union) der jugendlichen Arbeiter bewilligt und es konnte 
daher vor einigen Monaten die Konſtituierung dieſes Verbandes vorgenommen 
werden, der es ſich zur Aufgabe geſtellt hat, die bisher zerſplitterten Kräfte 
zuſammenzufaſſen und zu einheitlichem, planvollen Wollen zu erziehen. 

Die Hauptaufgabe der Lehrlingsorganiſation iſt die Erziehung. Es iſt 
wohl ſelbſtverſtändlich, daß ſeitens der Redner in den Agitationsverſammlungen 
beſonders die Verhältniſſe der Lehrlinge beſprochen werden, und es gibt auch 
gewiſſe Forderungen, für welche die Jugendorganiſation in erſter Linie eintritt. 
Die hauptſächlichſten ſind das Verlangen nach der Beſchränkung der Lehr— 
zeit auf zwei Jahre, das Verbot der Verwendung von Lehrlingen zu Haus: 
lichen und anderen außergewerblichen Arbeiten und, wie oben ſchon 
bemerkt, die Forderung nach dem Tagesunterricht in den gewerblichen Fort 
bildungsſchulen. Die übrigen Wünſche ſind einfache Anwendungen der Forde 
rungen der Gewerkſchaftsorganiſation auf die Lehrlingsverhältniſſe, wie di 
Forderungen nach dem Achtſtundentag, der Sonntagsruhe und anderes mehr 
Alle bis jetzt aufgeführten Punkte ſind aber nur Palliativmittel und können 
nur als Übergangsbeſtimmungen zur völligen Beſeitigung der Meiſter 
lehre angeſehen werden. Erſt mit ihrem Falle und der Einrichtung vor 
ſtaatlichen Lehrwerkſtätten, in denen die jungen Leute eine vollkommen 
praktiſche und theoretiſche Ausbildung für das von ihnen gewählte Fach erhalte 
können, wird die unmenſchliche Ausbeutung der Kinder und jungen Leute durd 
das Kleingewerbe völlig verſchwinden. 

Wenn nun auch von der Jugendorganiſation für beſtimmte Forderungel 
agitiert wird, ſo iſt es doch klar, daß ein eigentlicher Kampf um Verbeſſerun 
der Arbeitsbedingungen, wie er Aufgabe der Gewerkſchaften iſt, von ihr nich 
geführt werden kann. Sowenig die Studenten eigene Rampforganijationel 
bilden können, weil fie keine kämpfende Klaſſe darzuſtellen vermögen, ebenſo 
wenig ſind die Lehrlinge für eine ſolche Rolle geeignet. Die Lehrzeit iſt nu 
eine Durchgangsſtation, eine Vorbereitungszeit für die eigentliche Periode prole 
tariſcher Tätigkeit, und dementſprechend muß auch die Jugendorganiſation di 
ihr angeſchloſſenen jungen Leute vorbereiten, heranbilden zu guten Sol 
daten des Klaſſenkampfes. i | 

Einen großen Fortſchritt in dieſer Richtung bedeutete die Gründung eine 
ſelbſtändigen Blattes für die Jugendorganiſationen. Es erſcheint unter der 
Titel „Der jugendliche Arbeiter“ ſeit dem Oktober 1902 monatlich einma 
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Von jeder Nummer werden 3000 Stück unter den Lehrlingen und jugendlichen 


Arbeitern ſelbſt verkauft. Einzelne Nummern, ſo die Mainummer, hatten ſogar 
eine weſentlich höhere verkaufte Auflage zu verzeichnen. 


Zu bemerken iſt noch, daß in Prag ein in tſchechiſcher Sprache geſchriebenes 


Blatt für die arbeitende Jugend unter dem Titel „Sbornik mlädeze socia- 


listicke“ (Revue der ſozialiſtiſchen Jugend) ſchon ſeit längerer Zeit befteht. 
Doch eine eigene Organiſation der jugendlichen Arbeiter haben die tſchechiſchen 


Genoſſen nicht. Auch unter den polniſchen und italieniſchen Genoſſen in Öfter- 
reich ſind bis jetzt noch keine beſonderen Jugendorganiſationen geſchaffen worden. 


| 


Vor kurzer Zeit hat der neugegründete „Reichsverband der jugendlichen 
Arbeiter“ eine Broſchüre herausgegeben, der wir einige der eben gebrachten 


Daten entnommen haben. Ihr Verfaſſer, Julius Deutſch, iſt ſelbſt als 
Mitglied der Organiſation der jugendlichen Arbeiter durch die Schule des Wiener 


1 


Vereins gegangen und vermag daher die Verhältniſſe, welche die Organiſation 


hervorgerufen haben, wie die Entwicklung, die ſie ſeitdem genommen hat, mit 


der Zuverläſſigkeit und Friſche des Augenzeugen und Beteiligten zu ſchildern. 
In jeder Form: durch die Organiſation ſowohl wie durch Rede und Schrift 


ſehen wir die Avantgarde der Jugend des deutſchen Proletariats in Oſterreich 
an der Arbeit, und der Erfolg ihrer Tätigkeit kann nicht ausbleiben. Er wird 
ſich zeigen in der Stärkung der gewerkſchaftlichen Organiſationen und in einem 


neuen Antrieb zur unauflöslichen Verbindung des Proletariats mit der Sache 
des Sozialismus. 


i 


Literarifche Rundſchau. 
Das RNoheiſen. Separatabdruck aus den vom Reichsamt des Innern heraus: 
gegebenen Berichten über Induſtrie und Handel. Berlin, Carl Heymann. 
In den vom Reichsamt des Innern herausgegebenen „Berichten über Induſtrie 
und Handel“ iſt vor kurzem die erſte Lieferung einer groß angelegten ſtatiſtiſchen 


Monographie über das Eiſen erſchienen, welche über Produktion, Handel und 
Verbrauch dieſes bedeutendſten Stapelproduktes der modernen Produktion in den 
wichtigſten Ländern unterrichten und ſchließlich auf Grund der Monographien der 


einzelnen Länder ein zuſammenfaſſendes Bild der Weltproduktion dieſes Artikels 
entwerfen ſoll. Die vorliegende erſte Lieferung bringt die auf Grund amtlicher 
Quellenwerke gearbeiteten Monographien über Deutſchlan d, Oſterreich⸗Ungarn, 


England und die Vereinigten Staaten; eine zweite mit den Monographien der 


— — 


übrigen Länder ſoll folgen und in einem ſeparaten Bande dann eine Geſamtüberſicht. 


Die Idee ſelbſt verdient alle Anerkennung; nicht ſo ihre Ausführung. Schon 
ein flüchtiger Blick in die Publikation führt zu der unangenehmen Entdeckung, daß 


die Monographien ſehr ungleich gearbeitet ſind. Diejenigen über Deutſchland 


und über Großbritannien können im allgemeinen als recht gut bezeichnet werden, 

wenn auch bedauert werden muß, daß die ſozialpolitiſchen Daten ſehr kurſoriſch be⸗ 
handelt, die Produktionskoſten aber überhaupt außer Betracht gelaſſen werden. Da⸗ 
gegen machen die Monographien über die Vereinigten Staaten und über 
Odſterreich⸗Ungarn einen ungemein dilettantiſchen Eindruck. Dispoſition und 
Behandlung der Materie ſind hier von einer geradezu großartigen Unbeholfenheit und 


Unüberſichtlichkeit. Während in den beiden zuerſt erwähnten Monographien über 
Deutſchland und Großbritannien, dem wiſſenſchaftlichen Brauche bei derartigen 


Julius Deutſch, „Die Lehrlingsfrage.“ Wien, Verlag des „Jugendlichen Arbeiter“. 
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Arbeiten entſprechend, die Tabellen an den Text angeſchloſſen, in den Text ſelbſt 
nur die aus den Tabellen rechnungsmäßig ermittelten Durchſchnitts⸗ und Verhältnis⸗ 
zahlen zur Illuſtration aufgenommen ſind, wodurch die Darſtellung an Gedrungen⸗ 
heit und Überſichtlichkeit gewinnt; ſind in den Monographien über die Vereinigten 
Staaten und Sſterreich-Ungarn die großen mit Details überladenen Tabellen 
überall mitten in den Text hineingeworfen, die Berechnung von Durchſchnitts⸗ und 
Verhältniszahlen aber teils gänzlich, teils gerade bezüglich der wichtigſten Momente 
unterlaſſen worden. Dabei iſt der Text in einem ſchauderhaften Aktendeutſch ge⸗ 
ſchrieben, gegen das die doch auch nicht gerade blendende Darſtellung in den anderen 
Monographien ſich geradezu wie klaſſiſcher Stiel lieſt. f 
Einer Notiz auf der erſten Seite zufolge iſt die Arbeit das Reſultat eines Zu⸗ 
ſammenwirkens der vom Reichsamt des Innern herausgegebenen „Berichte über 
Induſtrie und Handel“ und des vom öſterreichiſchen Handelsminiſterium heraus⸗ 
gegebenen „Oſterreichiſchen Wirtſchaftspolitiſchen Archiv“, ſo zwar, daß die Mono⸗ 
graphien über Deutſchland und England von dem deutſchen Amte, die kritiſierten 
über die Vereinigten Staaten und Oſterreich⸗Ungarn dagegen von dem öſterreichiſchen 
Amte bearbeitet worden ſind; das iſt an ſich ſehr ſchön; im Wege einer Kooperation 
der ſtatiſtiſchen Amter der bedeutenderen Kulturſtaaten kann es gewiß gelingen, zu 
verläßlichen überſichten über Weltproduktion und Welthandel zu gelangen, beſonders 
wenn ſie auf wirklich internationaler Baſis erfolgte, das heißt ſo, daß jedes 
ſtatiſtiſche Amt die Monographie für ſein Land beiträgt. Nur muß bei ſolchen 
Arbeiten durch Aufſtellung eines einheitlichen, dem Stande der modernen Technik 
der Statiſtik angepaßten Schemas die im Syſtem der Bureaukratie begründete Gefahr, 
daß die Arbeit unkundigen, wiſſenſchaftlich undisziplinierten Kräften anvertraut 
wird, begrenzt werden. —m. 


Hugo C. Jüngſt, Die Furcht vor dem Kinde, ein modernes Scherbengericht. 
Leipzig 1902, Verlag H. Seemann Nachf. 38 S. Preis 50 Pf. 


Die Broſchüre iſt ein Abdruck eines in einer Dresdener Zeitung erſchienenen 
Artikels, dem eine Reihe nicht weiter bedeutender, aber warmer und ernſt gemeinter 
Zuſchriften beigegeben ſind. An einen Prozeß wegen Verbrechens gegen das keimende 
Leben anknüpfend, fragt ſich der Autor, ob die Frauen, namentlich der ärmeren 
Klaſſen, denen jedes neue Kind die Ausſicht nimmt, die ſchon vorhandenen zu ge⸗ 
ſunden und tüchtigen Menſchen zu erziehen, nicht unter dem Drucke einer furchtbaren 
Not, ja, faſt in einer Zwangslage handeln, wenn ſie ſich dazu entſchließen, die 
Schwangerſchaft künſtlich zu unterbrechen. Mit einem Mute, der in Anbetracht der 
auf dieſem Gebiete herrſchenden Feigheit und Verlogenheit ihm hoch angerechnet 
werden muß, erkennt Jüngſt an, daß heute zahlloſen Frauen die Mutterſchaft als 
ein Fluch erſcheinen muß, nicht, weil ſie roh und herzlos ſind, ſondern gerade weil 
ihnen ihre ſchon geborenen Kinder am Herzen liegen und weil ſie wiſſen, daß ſie 
den Pflichten gegen dieſe immer unvollkommener, immer kläglicher gerecht werden 
können, je mehr ihrer werden. Soll man, fragt er ſich, dieſer furchtbaren Notlage 
ruhig zuſehen, ruhig eine ekelhafte und unſittliche Induſtrie ſich darauf aufbauen 
laſſen und nur von Zeit zu Zeit einem Bruchteil der „Schuldigen“ ins Gefängnis 
verhelfen, während die Verhältniſſe, die ſie beſtimmten, immer allgemeiner und 
übermächtiger werden? Jüngſt meint, im allgemeinen Intereſſe dafür eintreten zu 
müſſen, daß allen Volksſchichten die Kenntniſſe zugänglich gemacht werden, die einen 
großen Teil der beſitzenden Familien in den Stand ſetzen, die Kinderzahl zu be⸗ 
ſchränken, ohne mit dem Strafgeſetz in Konflikt zu geraten. Wir perſönlich ſtehen 
nicht an, dieſer Anſicht bedingungslos beizutreten und glauben, daß auf dieſem Gebiet 
der Verlogenheit und einem metaphyſiſchen Sittlichkeitsbegriff nachgerade genug 
Opfer gefallen ſind. Oda Lerda-Olberg. 
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zwiſchen den Schlachten. 
Berlin, 24. Juni 1903. 


Morgen wird in nahezu der Hälfte der Reichstagswahlkreiſe die endgültige 

Entſcheidung fallen, und es wäre müßig, über ihren Ausfall ſich in Betrach⸗ 
tungen zu ergehen, die, ehe ſie veröffentlicht werden könnten, ſchon von den 
tatſächlichen Ergebniſſen überholt ſein würden. In der Tat wäre auch jedes 
Prophezeien ein Raten ins Blaue hinein, da der Kuhhandel zwiſchen den 
bürgerlichen Parteien einen größeren Umfang angenommen hat, als vielleicht 
jemals früher; es iſt, wie ein liberales Blatt in einem Anfall von draſtiſcher 
Wahrheitsliebe ſagt, „ein Kompromißkuddelmuddel, das auf die Dauer den 
Magen zu revolutionieren droht“. 
Lohnender iſt die Aufgabe, einige der politiſchen Symptome zu betrachten, 
die ſich 1 den Schlachten, zwiſchen den beiden Kampftagen des 16. und 
des 25. Juni gezeigt haben. Der Schrecken über den ſozialdemokratiſchen 
Wahlſieg wurde auf der ganzen Linie der Reaktion dadurch zu betäuben 
geſucht, daß man um ſo eifriger die Trommel gegen den Umſturz rührte, wobei 
die Regierung nunmehr als Haupttrommelſchläger voranging und ſich namentlich 
bemühte, die „Mittelparteien“, das heißt die feindlichen Brüder vom National⸗ 
liberalismus und vom Zentrum zu einem gemeinſamen Sturmblock gegen die 
Sozialdemokratie zuſammenzuſchmieden. Ganz glatt ſcheint das Geſchäft aller⸗ 
dings nicht verlaufen zu ſein; namentlich die Jeſuiten von der kurzen und von 
der langen Robe ſind zu geriebene Geſchäftsleute, um ſich immer und überall 
auf eine ſo dumme Parole feſtnageln zu laſſen. Im allgemeinen aber hat die 
Rotte Kardorff ein aufmerkſames Ohr für die Forderung gehabt, daß in den 
Stichwahlen unter allen Umſtänden gegen den ſozialdemokratiſchen Kandidaten 
geſtimmt werden müſſe, und wie verwerflich ihr Standpunkt fein mag, fo 
handelte ſie von dieſem Standpunkt aus nicht inkonſequent, wenn fie ſich ſagte: 
Je weniger ſozialdemokratiſche Kandidaten im Reichstag ſitzen, um ſo größer 
ſt die Ausſicht, daß der Brotwucher gelingt. 
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Anders war die Aufnahme, die der ſozialdemokratiſche Wahlſieg bei den 
Fraktionen der bürgerlichen Linken gefunden hat, anders, aber nicht ſchöner 
und namentlich viel inkonſequenter. Sie tröſteten ſich über ihre furchtbare 
Niederlage, indem ſie unſere Erfolge nach Möglichkeit zu bemäkeln und zu ver 
kleinern ſuchten. Dies oder jenes optimiſtiſche Wort, das dem einen oder dem 
anderen Parteiblatt in der erſten Siegesfreude entſchlüpft war, wurde wie ein 
hochnotpeinliches Verbrechen unter das kritiſche Seziermeſſer genommen; mit 
urwüchſigem Behagen, als gelte es, die wundervollſte Tatſache feſtzuſtellen, 
wurde berechnet, daß auch im neuen Reichstag die Rotte Kardorff herrſchen 
und „die alte Miſere“ fortbeſtehen werde; wo etwa, wie in Frankfurt a. M., 
eine entfernte Ausſicht beſtand, daß der freiſinnige oder ſogenannte demokra⸗ 
tiſche Kandidat mit Hilfe antiſemitiſcher, nationalliberaler und ultramontaner 
Stimmen über den ſozialdemokratiſchen ſiegen könne, wurde dieſem Kirchturm⸗ 
intereſſe jede politiſche Rückſicht geopfert. 

In der Geſchichte des politiſchen Parteilebens wird man ſchwer ähnliche 
Beiſpiele von Selbſtverblendung finden. Gegenüber der konſervativ⸗national⸗ 
liberal ultramontanen Brotwuchermehrheit haben die bürgerliche und die prole⸗ 
tariſche Linke gemeinſame Intereſſen; dieſe tut im Wahlkampf mit äußerſter 
Kraftanſtrengung ihre Pflicht und erringt an Erfolgen, was irgend zu erreichen 
iſt; jene läßt ſich aufs Haupt ſchlagen, wie es nur irgend von den Gegnern 
gewünſcht werden kann. Aus ihrer Niederlage aber ſchöpft ſie die Berechtigung 
und den Mut, nicht etwa das Verſäumte nachzuholen, ſondern die Erfolge zu 
ſchmähen, die das Proletariat im Kampfe gegen den gemeinſamen Gegner davon 
getragen hat, und triumphierend darauf hinzuweiſen, daß der Gegner für fünf 
fernere Jahre wieder das Heft in den Händen haben werde. Sind dieſe 
Politiker wirklich ſchon in das Stadium der Greiſenhaftigkeit getreten, wo ſie 
ſchlechthin kindiſch geworden ſind? 

Große Niederlagen pflegen ſonſt das Gute zu haben, daß ſie aufrüttelnd 
wirken, daß ſie in ſolchen Organiſationen, die noch nicht ganz verfallen ſind, 
alle Reſte von Energie und Kraft ſammeln, daß ſie die letzte Stufe des Nieder⸗ 
ganges und eben dadurch die erſte Stufe des Aufganges werden. Selbſt der 
preußiſche Staat wußte nach der Niederlage von Jena, was er zu tun hatte. 
Aber die bürgerliche Linke wußte nicht, was ſie nach dem 16. Juni im eigenen 
Intereſſe tun mußte, obgleich es ſo klar vorgeſchrieben war, daß ihr alle Qual 
der Wahl erſpart blieb. Sie mußte, wo der Kampf zwiſchen der Reaktion und 
der Sozialdemokratie noch ſchwebte und die Entſcheidung in ihren Händen lag, 
gegen die Reaktion entſcheiden. Dann war die Möglichkeit gegeben, die „alte 
Miſere“, wenn auch vielleicht nicht mehr mit Stumpf und Stiel auszurotten, 
ſo doch weſentlich einzuſchränken; dann hatte die bürgerliche Linke zum erſten⸗ 
mal ſeit langer Zeit einen Beweis des Geiſtes und der Kraft gegeben, der ihr 
wieder das Vertrauen der Maſſen erringen konnte. Es hätte für ſie der An⸗ 
fang einer beſſeren Zeit werden können, und wenn ſie anders wirklich glaubte, 
daß ein großer Teil der ſozialdemokratiſchen Stimmen nur aus „Mitläufern“ 
beſtände, ſo gab es für ſie gar kein beſſeres Mittel, dieſe „Mitläufer“, denen 
das ſozialdemokratiſche Programm angeblich im Grunde ihrer Herzen ein Greuel 


Zwiſchen den Schlachten. 387 


iſt, wieder an die freiſinnige Fahne zu feſſeln. Beiläufig iſt das Gerede von 
den „Mitläufern“, mit dem die Organe der bürgerlichen Linken am meiſten 
den ſozialdemokratiſchen Wahlſieg zu verkleinern ſuchen, ein beſonders ſchlagender 
Beweis für ihre beiſpielloſe Fähigkeit, ſich an den Zeugniſſen ihrer eigenen 
Schande zu erheben. Sie erquicken ſich daran, daß die unzufriedenen Wähler, 
die eigentlich zu ihnen halten müßten, mit der Sozialdemokratie „mitlaufen“, 
weil ſie bei dieſer ein größeres Maß politiſcher Energie und Intelligenz finden! 
| So bequem es der bürgerlichen Linken gemacht war, mit ihrer politiſchen 
Wiederherſtellung zu beginnen, ſo wenig hat ſie dieſe letzte Gelegenheit auszu— 
nützen verſtanden. Einige ihrer Blätter und einzelne ihrer Kandidaten haben 
in platoniſcher Weiſe erklärt, bei einer Stichwahl zwiſchen Reaktion und Sozial- 
demokratie müſſe für dieſe geſtimmt werden, aber das war eine Minderzahl, 
der man zudem deutlich genug anmerkte, daß ihr dabei unheimlich genug zu 
Mute war. Die Mehrzahl iſt entweder einfach, wie früher, ins Lager der 
Reaktion übergelaufen, oder es iſt im günſtigſten Falle beſchloſſen worden, die 
Abſtimmung freizugeben, mehr als einmal mit dem geiſtvollen Amendement: 
aber unter keinen Umſtänden für die Sozialdemokratie. Welchen Erfolg dies 
konfuſe und zweideutige Verhalten praktiſch haben wird, das wird ſich morgen 
zeigen, doch ſteht der praktiſche Erfolg inſofern in zweiter Reihe, als die bürger— 
liche Linke ſich bereits jetzt unfähig gezeigt hat, einen entſcheidenden und 
entſchiedenen Entſchluß zu faſſen. Ihre Unglücksraben haben wenigſtens ihr 
eigenes Schickſal richtig prophezeit: es wird für ſie bei der „alten Miſere“ 
bleiben. 

Sonſt gilt dieſe Prophezeiung aber nur für die parlamentariſchen Gebärden⸗ 
ſpäher und Geſchichtenträger, die am Webſtuhl der Weltgeſchichte zu ſitzen 
meinen, wenn ſie in den Vorzimmern der Miniſterien oder des Reichstags 
etwelchen Klatſch aufſchnappen und ſich an den Fingern abzählen, daß dank 
der bürgerlichen Linken keine Brotwuchermehrheit in den neuen Reichstag ein⸗ 

ziehen wird. Die Tatſache als ſolche unterſchätzen wir gewiß nicht; da man 
die Augen auch vor den unangenehmſten Tatſachen verſchließen darf, ſo geben 
wir ſelbſt zu, daß im gewiſſen Sinne der Reichskanzler als Sieger aus dieſem 
Wahlkampf hervorgehen kann. Er iſt nach der Schlappe, die der Bund der 
Landwirte in den Wahlen davongetragen hat, die agrariſche Fronde los und 
nach der Niederlage der bürgerlichen Linken auch die Oppoſition der frei⸗ 
| händleriſchen Bourgeoiſie; verkümmert der brave Freiſinn nun noch in den 
Stichwahlen nach ſeinen Kräften den ſozialdemokratiſchen Wahlerfolg, ſo ſcheint 
die Regierung die Bahn frei zu haben für ihre „mittlere Linie“ des Zoll— 
wuchers, und bis zu einem gewiſſen Grade hat ſie dieſe Bahn auch frei. Aber 
der Schein trügt eben doch; drei Millionen ſozialdemokratiſche Stimmen ſind 
eine Tatſache, über die keine Regierung und keine Reichstagsmehrheit ſo ohne 
weiteres hinwegſchreiten kann. Es iſt ja auch ein ſehr einfaches Rechenexempel: 
hat die „alte Miſere“ der fünf letzten Jahre die ſozialdemokratiſchen Stimmen 
um faſt eine Million in die Höhe geſchnellt, ſo kann die Fortdauer dieſer 
„alten Miſere“ für abermals fünf Jahre wiederum eine neue Million ſozial⸗ 
demokratiſcher Kämpfer ſammeln, und ſolche Millionenſprünge hält keine 
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Regierung auf die Dauer aus. Wie in anderen Fragen, ſo hat auch in dieſer 
der preußiſche Junker einen weit ſchärferen Blick, als der liberale Philiſter. 
Bismarck, der jahrelang mit dem einmütigen Groll dieſer Philiſter, der mit 
dem preußiſchen Abgeordnetenhaus, das die bürgerliche Linke unumſchränkt be⸗ 
herrſcht, ohne alle Mühe fertig geworden war, begann die Sozialdemokratie 
ſchon zu fürchten, als ſie erſt den zehnten Teil der Wahlſtimmen aufzubringen 
vermochte, die ſie heute muſtert, und er wußte ſehr gut, warum. 

Damit entfällt eine andere Tirade, mit der die bürgerliche Linke den ſozial⸗ 
demokratiſchen Wahlſieg zu bemänteln ſucht: nämlich die Behauptung, daß dieſer 
Sieg neue Ausnahmegeſetze und ſonſtige Staatsſtreiche heraufbeſchwöre, die um 
ſo bedrohlicher ſeien, als die bürgerliche Linke, die den ſicherſten Schild gegen 
derartige Attentate bilde, nun nicht mehr da ſei, die Arbeiterklaſſe zu ſchützen. 
Wir laſſen die Frage dahingeſtellt ſein, ob die Grafen Bülow und Poſadowsky 
wirklich geneigt ſein werden, in dieſer Weiſe mit drei Millionen Wählern an⸗ 
zubinden, aber wenn ſie es ſein ſollten, ſo iſt das, was die bürgerliche Linke 
dazu denkt, ſagt oder tut, wirklich eine quantité nögligeable. Sie hat die Ver⸗ 
hängung des Sozialiſtengeſetzes nicht zu hindern gewußt, aber ſie hat ſeine 
Verlängerung verſchuldet, und an ſeiner Zertrümmerung iſt ſie ganz unſchuldig. 
Einſtweilen glauben wir nicht recht daran, daß die Regierung ſo von allen 
guten Geiſtern verlaſſen ſein wird, um ſich auf die halsbrecheriſchen Abenteuer 
der Ausnahmegeſetzgebung einzulaſſen, aber im gegebenen Falle wird die Arbeiter 
klaſſe ſich ſelbſt ihrer Haut zu wehren haben; die bürgerliche Linke kann ihr 
dabei nicht helfen, und nach allen bisherigen Erfahrungen würde ſie es nicht 
einmal tun, ſelbſt wenn ſie es könnte. 

Unter ſolchen Umſtänden iſt es eine rein akademiſche Frage, ob es in 
Deutſchland beſſer ausſehen würde, wenn es eine lebenskräftige bürgerliche 
Linke gäbe, als jetzt, wo wir uns ohne eine bürgerliche Linke behelfen müſſen, 
um den Preis, daß die proletariſche Linke um ſoviel lebenskräftiger iſt. Man 
kann dafür und dawider ſprechen, wie über alle hiſtoriſchen Fragen, die ſich 
nur mit dem unfruchtbaren Becherſpiel der Wenn und Aber diskutieren laſſen: 
jedenfalls muß ſich die bürgerliche Linke ſelbſt machen, wenn ſie exiſtieren will. 
Ein anderer kann ſie nicht machen, auch die Sozialdemokratie nicht, deren „ein⸗ 
ſichtigen“ Elementen die freiſinnigen Führer die heiße Sehnſucht nach einer 
bürgerlichen Linken unterſtellen. Wir fürchten, daß dieſe Linke morgen ſo 
ſchlecht beſtehen wird, wie vor acht Tagen, aber ſelbſt wenn ſie mit ihrer ver⸗ 
räteriſchen Stichwahlpraxis eine Handvoll Mandate mehr ergattern ſollte, als 
ſie bei ehrlicher und prinzipieller Stellung erhalten hätte, ſo hat ſie ſelbſt ihr 
künftiges Schickſal zwiſchen den Schlachten entſchieden: eher wird man aus 
wehendem Flugſand eine ragende Burg erbauen, als aus den freiſinnig⸗demo⸗ 
kratiſchen Fraktiönchen eine Trutzveſte der Reaktion. a 
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Was nun? 
Von Karl Kautskp. 


Zur Stunde, wo dieſe Zeilen in die Preſſe gehen, vollziehen ſich die Stich⸗ 
wahlen; ihre Ergebniſſe werden dem Leſer bereits als fertige Tatſachen vor⸗ 
liegen, während ſie für den Verfaſſer noch im dunklen Schoße der Zukunft 

ſchlummern. Ihr Ausfall kann die Phyſiognomie des Reichstags noch ſehr er⸗ 

heblich beeinfluſſen. Das ſogenannte „freiſinnige Bürgertum“, das ſich in der 

Hauptſchlacht ſo ſchmählich geſchlagen, hat noch eine Gelegenheit, die Macht 

der Reaktion zu ſchwächen. Aber ſo verwegen es ſein mag, in dieſem Stadium 

eine Prophezeiung zu wagen, die zur Zeit ihrer Veröffentlichung bereits von den 

Ereigniſſen überholt ſein wird, jo läuft man doch keine große Gefahr, von den 

Tatſachen desavouiert zu werden, wenn man annimmt, die liberale Bourgeoiſie 

werde den Verrat an ihren Grundſätzen bei den Stichwahlen fortſetzen, den ſie 

bei den Hauptwahlen begonnen, und was wir bei den Stichwahlen erobern, 
werde in der Hauptſache aus eigener Kraft erobert werden. 

Über die Zahl der Mandate, die uns dabei zufallen wird, läßt ſich natürlich 
zur Stunde gar nichts ſagen; aber wie immer ſie ſein mag, ob ſie unter der 

70 bleibt oder über die 100 hinausgeht, oder, was das wahrſcheinlichſte, zwiſchen 

dieſen beiden Grenzen ſich bewegt, eines iſt nicht mehr zu verwiſchen, das 

größte Mißgeſchick bei den Stichwahlen könnte es nicht mehr austilgen, und 

die unerhörteſte Gunſt des Glücks könnte es kaum noch vertiefen, das Bewußt⸗ 
ſein, daß der jüngſte in der Reihe der glorreichen Siege der deutſchen Sozial⸗ 

demokratie einen Abſchnitt in der Geſchichte des deutſchen Reichs, des inter⸗ 
nationalen Sozialismus, in der Geſchichte der Welt bedeutet. 

Auch der gedankenfaulſte Philiſter und der gedankenärmſte Miniſter muß 
aufgerüttelt ſein aus ſeinem Stumpfſinn zu der angſtvollen Frage: Was nun? 
Er muß ſich ſagen, daß es ſo wie bisher nicht weiter fortgehen kann, daß . 

der Kampf mit „geiftigen Waffen“ gegen die Sozialdemokratie völlig verſagt, 

dieſer Kampf, der nie viel mehr war, als eine Kette von Zitatenfälſchungen, 
zum Beweis dafür, daß die ſtärkſte Partei Deutſchlands eine Bande von 

Idioten, Schurken und Vandalen ſei: das iſt die Summe des ganzen Geiſtes, 
den das geſamte Bürgertum in der letzten Wahlagitation aufzubringen ver⸗ 

mochte. 

Was nun? Der „Sozialiſtenſpiegel“ und der Fränkel⸗Bürger find verpufft. 
Und einer Partei gegenüber, die drei Millionen Wähler zählt und vielleicht 
über ſechs bis ſieben Dutzend Mandate verfügt, kann man ſich auf bloßes 
Diskutieren nicht beſchränken. Man muß ſuchen, entweder mit ihr zu arbeiten 

oder ihr den Boden abzugraben; die Sozialdemokratie, die bereits den Mittel⸗ 
punkt des Wahlkampfes bildete, wird von nun an auch den Mittelpunkt der 
praktiſchen Politik bilden. 

Was kann aber auf dieſem Gebiete gegen uns geſchehen? Zweierlei Wege 
ſtehen der Regierung offen: Einmal der des bürgerlich ziviliſierten Weſtens: 
man ſchwächt das anſtürmende Proletariat dadurch, daß man ſeine Vorkämpfer 
durch Konzeſſionen von ihm loslöſt oder einſchläfert. Dieſe Methode kann 

wieder eine brutalere oder eine verfeinerte ſein. Die erſtere beſteht einfach im 
Kaufen und Korrumpieren einzelner Perſonen, die beſonderen Einfluß auf das 

Proletariat gewonnen haben, durch Ämter und Würden. Dieſe Methode iſt 
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bei uns in Deutſchland völlig ausſichtslos und nur dort anwendbar, wo es 
der Arbeiterbewegung an der prinzipiellen Schulung mangelt. Schwieriger, 
aber auch wirkſamer iſt es, wenn man durch große politiſche oder ökonomiſche 
Konzeſſionen ganze Arbeitergruppen, die im Vorkampf der Arbeiterbewegung 
ſtehen, jo zum Beiſpiel die gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter, in eine be⸗ 
günſtigte Sonderſtellung über die Maſſe des Proletariats hinaus erhebt und 
dadurch ihren Zuſammenhang mit dieſer lockert, ihnen das Bewußtſein bei⸗ 
bringt, einer privilegierten Klaſſe anzugehören und ſie dadurch konſervativ und 
engherzig macht. 

Das eine wie das andere dieſer Mittel wirkt dahin, das Proletariat zu 
ſpalten und gerade jene ſeiner Elemente, die beſtimmt ſind, es zu führen und 
in ſeinem Vorkampf zu ſtehen, ſeiner Bewegung zu entfremden und einzu⸗ 
ichläfern. So wird das Proletariat geſchwächt, ſeiner Führer und ſeines 
Selbſtvertrauens beraubt; ſeine Entwicklung wird gehemmt, die Wucht ſeines 
Angriffs vermindert. 

Das iſt die Methode, die ſeit Jahrzehnten in England und Amerika mit 
beſtem Erfolg angewendet wird, die jüngſt auch in Frankreich und in Italien 
verſucht wurde, freilich bisher mit zweifelhafterem Erfolg. 

Der Methode des zivilifierten Weſtens, die proletariſche Bewegung zu 
hemmen, ſteht gegenüber die des barbariſchen Oſtens: Die Anwendung von 
Gewaltmitteln, die jede Bewegung unmöglich machen ſollen. Dieſe Methode 
iſt einfacher und erfordert nicht viel Grütze; mit dem Belagerungszuſtand kann 
bekanntlich jeder Eſel regieren. Aber die Erfahrung hat auch gelehrt, daß ſie 
dem induſtriellen Proletariat gegenüber in einem Lande entwickelter Groß⸗ 
induſtrie nicht dauernd wirken kann, daß ſie dort früher oder ſpäter ſtets 
Bankerott macht — welcher Bankerott nur zu leicht den Sturz des beſtehenden 
Regierungsſyſtems und eine politiſche Kataſtrophe nach ſich zieht. 

Kein Zweifel, wenn unſere Gegner klug wären, würden ſie die erſte 
Methode wählen; ſie iſt, wenigſtens in der verfeinerten Form, die für uns 
gefährlichſte. Die modernen Regierungen ſcheinen das auch immer mehr zu 
erkennen, je mehr die Großinduſtrie wächſt und das Proletariat ſich entwickelt. 
Es iſt kein Zufall, daß um dieſelbe Zeit, als die Regierungen in Frankreich 
und Italien anfingen, ſich auf Teile der ſozialiſtiſchen Parteien zu ſtützen, in 
Deutſchland Bülow und in Oeſterreich Körber den Verſuch machten, wenigſtens 
durch urbane Umgangsformen und das Streben nach Ausgleichung aller Gegen⸗ 
ſätze einen modus vivendi mit den extremen Parteien anzubahnen. 

Es dürfte ſcheinen, als wäre es ſehr unvorſichtig, dem Gegner zu verraten, 
wie er die proletariſche Bewegung am beſten hemmen und einſchläfern kann. 
Aber wir verraten ihm damit nichts, was er nicht ſchon ſelbſt wüßte. Und 
das Beiſpiel der Körber, Bülow und Zanardelli zeigt auch ſchon, wie wenig 
die Anwendung irgend einer politiſchen Methode allein von der Erkenntnis 
ihrer Wirkſamkeit abhängt, wie ſehr ſie an eine Reihe anderer, von dem Willen 
und der Einſicht der einzelnen unabhängiger Faktoren geknüpft iſt. 

Je richtiger unſere Annahme ſein ſollte, daß die Bülow und Körber ganz 
gut wiſſen, wie man dem kämpfenden Proletariat am beſten beikommt, umſo 
deutlicher zeigt es ſich, wie wenig dieſe Einſicht ihr Handeln beſtimmen kann, 
wie ſehr ſie gezwungen ſind, durch die Rückſicht auf eine Reihe machthabender 
Faktoren, anders zu handeln, als ihrer Auffaſſung entſpräche. Das Blutbad 
von Trieſt zum Beiſpiel paßt ebenſo ſchlecht zum Charakter der Körberſchen 
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Politik, als die Gewaltmaßregeln gegen die preußiſchen Polen zu dem der 
Bülowſchen. 

Wir dürfen daher wohl bezweifeln, daß der enorme Machtzuwachs unſerer 
Partei und die Notwendigkeit einer praktiſchen Arbeiterpolitik die Regierung 

auf die Bahn bedeutenderer Konzeſſionen, wenn ſchon nicht an das geſamte 
Proletariat, ſo doch an verſchiedene ſeiner Schichten treiben wird. Es müßten 
aber ſchon bedeutende Konzeſſionen ſein, die imſtande wären, einem größeren 
Teile des deutſchen Proletariats etwa die Denkart des engliſchen beizubringen. 
Denn in Deutſchland kämen dieſe Konzeſſionen nach einem Menſchenalter jelb- 
ſtändiger und erfolgreicher Klaſſenpolitik, die das Proletariat geſchult und ſelbſt⸗ 
bewußt gemacht haben. In England trafen ſie ein naives, zerſplittertes, politiſch 
völlig unwiſſendes Proletariat. In England wurden dieſe Konzeſſionen über⸗ 
dies gegeben in einer Zeit „berauſchender“ Zunahme von Reichtum, einer Zeit 
unerhörter Proſperität. Ein ſolches Stadium macht die Arbeiter zufriedener 
und leichtgläubiger. Heute dagegen haben wir die Kriſis, die in den nächſten 
Jahren durch die ſich vorbereitende amerikaniſche Depreſſion noch verſchärft 
werden wird. 
AIſt ſchon aus dieſen Gründen nicht zu erwarten, daß eine Politik der Kon⸗ 
zeſſionen heute in Deutſchland eine der engliſchen ähnliche Denkweiſe in größeren 
Arbeiterſchichten erzeugen werde, ſo iſt ſchon gar nicht zu erwarten, daß die 

deutſche Kapitaliſtenklaſſe zu einer ſolchen Politik geneigt iſt. 

Die Politik, einen Gegner durch Konzeſſionen zum Abrüſten zu veranlaſſen, 
kann nur von einer ſtarken und ſelbſtbewußten Klaſſe durchgeführt werden. 
Eine ſolche iſt die Bourgeoiſie Englands und Amerikas, nicht aber die Deutſch⸗ 

lands. In England und Amerika war die Zeit des Aufſchwungs der Bour⸗ 
geoiſie auch die des politiſchen und ökonomiſchen Aufſchwungs der Nation. 
Dieſe wurde eine weltbeherrſchende Macht in derſelben Zeit, in der die Bour⸗ 
geoiſie in ihr die Herrſchaft erlangte. 

In Deutſchland war die Zeit des Aufkommens der Bourgeoiſie die Zeit 
nach dem dreißigjährigen Kriege, die des tiefſten Verfalls der Nation, ihrer 
politiſchen Zerſplitterung und Abhängigkeit von dem Ausland. In der gleichen 

Abhängigkeit blieb die Bourgeoiſie von ihren Fürſten. So iſt die Bedienten⸗ 
haftigkeit dem deutſchen Bourgeois ins Blut übergegangen. Als aber Deutſch⸗ 
land ſich politiſch und ökonomiſch erhob, da war bereits das Proletariat eine 
Macht geworden; noch nicht in Deutſchland ſelbſt, aber ſchon in Frankreich 
und England. Als ſie die Kraft erlangte zur Revolution, zur Eroberung der 
politiſchen Macht, erwachte ſchon in ihr der Abſcheu vor der Revolution, die 
bereits den Vorboten der Eroberung der politiſchen Macht durch das Prole— 
tariat bildete. Vor dem drohend emporſteigenden Proletariat flüchtete die 
Bourgeoiſie wieder unter die Fittiche ihrer Fürſten, worunter fie umſo angjt- 
voller kriecht, je mehr das Proletariat an Macht gewinnt. 
Eine ſolche Klaſſe hat nicht die Kraft und das Selbſtbewußtſein zu einer 
großzügigen Politik der Konzeſſionen. 
Aus der Bourgeoiſie ſelbſt erſteht in Deutſchland wie in anderen induſtriellen 
Ländern eine Schicht kapitaliſtiſcher Magnaten, die die Nation immer mehr 
in Abhängigkeit von ſich bringen. Ihnen fehlt nicht Kraft und Kühnheit, auch 
den Regierungen und den Machthabern gegenüber. Aber dieſe Schicht verfolgt 
nirgends eine weitſchauende Politik. Zuſammenraffen, was ſich zuſammenraffen 
läßt, ohne Rückſicht auf die Sintflut, die kommen mag, das iſt ihre Parole. 
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Dieſe Schicht repräſentiert überall den brutalſten, provozierendſten und gewalt⸗ 
tätigſten Teil der Bourgeoiſie. Je mehr er die Regierungen beherrſcht, deſto 
weniger wird von Konzeſſionen an die Arbeiterſchaft die Rede ſein, deſto mehr 
werden ſie der Methode der gewalttätigen Niederhaltung zuneigen. Das gilt 
für Amerika und England, wie für Deutſchland. Iſt hier das „freigeſinnte 
Bürgertum“ zu feig und zu ſchwächlich zu einer Politik großer Sozialreformen, 
ſo iſt die hohe Finanz zu gierig und rückſichtslos dazu. Was in England vor 
dreißig Jahren möglich war, iſt heute in Deutſchland unmöglich geworden. 
Haben ſich doch inzwiſchen in England ſelbſt die Vorbedingungen für die Politik 
der Konzeſſionen immer mehr verflüchtigt. 

Dagegen ſprechen in Deutſchland die Traditionen und die Natur der regie⸗ 
renden Klaſſen nur zu ſehr für die entgegengeſetzte Politik, die der gewalt⸗ 
ſamen Niederhaltung der proletariſchen Bewegung. Je weiter man in 
Europa nach Oſten kommt, deſto ſtärker iſt dort im allgemeinen der grund⸗ 
beſitzende Adel im Verhältnis zur Bourgeoiſie; nicht bloß wegen der ökono⸗ 
miſchen Rückſtändigkeit, die die Landwirtſchaft in einem Lande umſomehr über 
die Induſtrie überwiegen läßt, je öſtlicher es liegt, ſondern auch wegen der 
Feigheit und Unſelbſtändigkeit des Bürgertums, die in demſelben Maße wachſen, 
in dem wir nach dem Oſten voranſchreiten. Den Traditionen und Intereſſen 
des großen Grundbeſitzes entſpricht aber überall die mit brutaler Gewalt durch⸗ 
geführte Hörigkeit ſeiner Arbeiter. Auf anderem Wege hat er ſich noch nie 
die genügende Anzahl und die genügende Arbeitswilligkeit ſeiner Arbeiter zu 
ſichern verſtanden. Wo er herrſcht, da gehört alſo die zwangsweiſe Nieder⸗ 
haltung des Proletariats zu den ſeinem Weſen entſprechenden, ihm natürlich 
und ſelbſtverſtändlich erſcheinenden politiſchen Methoden. 

In einem Staate mit moderner Staatsgewalt, in dem der große Grund: 
beſitz vorherrſcht, herrſcht aber auch das Offizierskorps. Entſpricht dem Weſen 
des großen Grundbeſitzes die Knechtung feiner Arbeiter, ſo entſpricht ihm auch 
der Trotz gegen die Staatsgewalt. In der Ode des flachen Landes fühlt ſich 

der große Grundbeſitzer ganz anders als gebietender Herr, als der Kapitaliſt 
in dem Gewühl der Großſtadt, wo er als einer unter vielen verſchwindet, 
und andererſeits ſeinen Arbeitern ſo viele Ausſichten offen ſtehen, daß ſie ſeinen 
Zorn nicht allzuſehr zu fürchten brauchen. Kann der Bourgeois als Klaſſe 
ſehr trotzig werden, wo ihm die Verhältniſſe ſehr günſtig ſind, wie namentlich 
in England und Amerika, ſo fühlt ſich der einzelne Bourgeois doch der All⸗ 
gemeinheit unterworfen, er iſt ein geſetzliebender Bürger. Der große Grund⸗ 
beſitzer dagegen fühlt ſich gern als erhaben über die Staatsgewalt und ihre 
Geſetze, als privilegiert, und er wird leicht unbotmäßig dort, wo die Staats⸗ 
gewalt in einen Gegenſatz zu ihm tritt, wenn ſie nicht über höchſt energiſche 
Kraftmittel verfügt. 

Der große Grundbeſitzer iſt daher ſtets zur Rebellion geneigt; das zeigt ſich 
deutlich im Mittelalter, das ſehen wir heute noch in den ſüdamerikaniſchen 
Republiken. Nicht die republikaniſche Staatsform, wie die deutſchen Konſerva⸗ 
tiven uns glauben machen möchten, ſind dort an deren ewigen Rebellionen 
ſchuld, ſondern das Vorherrſchen des großen Grundbeſitzes. 

Wo die Bourgeoiſie ſchwach und der große Grundbeſitz ſtark iſt, da wird 
der Staat nur zuſammengehalten von der Armee und der Bureaukratie, de 
hängt von deren Kraft allein nicht bloß die Macht, ſondern auch die Geſchloſſen 
heit des Staates ab. Je weiter nach Oſten wir kommen, deſto mehr bilder 
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dieſe beiden Stände die einzige Grundlage des Staates. Unter ihnen ſelbſt 

aber fällt der Armee oder vielmehr dem Offizierskorps die vorherrſchende Stel— 
lung zu. Schon deshalb, weil es ſich vornehmlich aus der herrſchenden Klaſſe 
des großen Grundbeſitzes rekrutiert, deſſen Beſchäftigungen im Frieden — Pferde— 

haltung und Jagd — ihn beſſer für den Kriegsdienſt vorbereiten, als den 
Bourgeois ſeine bürgerliche Tätigkeit. 

Es iſt eine merkwürdige Ironie des Schickſals, daß derjenige Stand, der 

zuerſt am entſchiedenſten der Selbſtändigkeit des großen Grundbeſitzes gefähr⸗ 

lich wird und den Fürſten ſeine Niederhaltung ermöglicht, das Offizierkorps, 
ſich vornehmlich gerade aus dieſer Klaſſe ſelbſt rekrutiert, ihren überzähligen 
jüngeren Söhnen. Aber das iſt nicht auffallender als die Tatſache, daß auch 
das Proletariat wieder durch Proletarier niedergehalten wird, die ſich als 

Schutzleute, Gensdarmen, in Ländern ohne allgemeine Wehrpflicht auch als 

Soldaten anwerben laſſen. 

Die dem großen Grundbeſitz natürliche Neigung zur Gewalttätigkeit wird 
im Offizierkorps auf die Spitze getrieben, deſſen Beruf ja in der gewaltſamen 
Niederſchlagung jeden Widerſtandes gegen die Staatsgewalt beſteht, und deſſen 

Organiſation auf bedingungsloſem Gehorſam aufgebaut iſt, ſo daß jede Re— 
gung der Selbſtändigkeit bereits als Inſubordination erſcheint, die furchtbar 
zu ahnden iſt. 

| Es gehört zum Weſen des Kriegers, das eigene Leben wie das des anderen 

für nichts zu achten. Das Duell, das vom Standpunkt des Ziviliſten als ein 

Wahnſinn erſcheint, iſt eine natürliche und notwendige Konſequenz des Weſens 

des Berufsſoldaten. Wie hoch aber die Nichtachtung des Menſchenlebens 
und die Neigung, jeden Widerſtand in brutalſter Weiſe aus dem Wege zu 

räumen, in einem Offizierskorps anwachſen kann, wo ſie durch die Macht 
keiner anderen Klaſſe im Schach gehalten wird, beweiſt die jüngſte Kata- 
ſtrophe in Serbien. Das war mit nichten ein ganz abnormes Ereignis, 
ſondern es entſpricht vollkommen dem Weſen des Offizierskorps dort, wo es 
die einzige Grundlage des Staates bildet, ſeit den Tagen der Prätorianer— 
herrſchaft bis heute. 

| Es iſt eine widerliche Heuchelei, wenn der ruſſiſche Staatsanzeiger, der 

„Regierungsbote“, feinem moraliſchen Abſcheu über die blutige Umwälzung in 

Serbien Ausdruck gibt und die Beſtrafung der Mörder des Königspaares ver⸗ 

langt. Als wenn von den Vorfahren des heute regierenden Zaren nicht auch 

eine ganze Reihe durch ähnliche Mordtaten auf den Thron gekommen wäre 

— durch ähnliche, oder vielmehr noch weit ſchlimmere. 

Katharina II. entriß ihrem Gatten die Krone durch einen Staatsſtreich, 
der ihn das Leben koſtete. Weit entfernt, feine Mörder zu beſtrafen, über: 
häufte ſie ſie mit Ehrenſtellen, Geld und noch zarteren Gunſtbezeugungen. 

Über den Staatsſtreich, der Paul I. aus der Reihe der Lebenden ſtrich, 
ſchreibt ein gutgeſinnter deutſcher Profeſſor: „Am Ende waren es des Kaiſers 

höchſte Würdenträger und nächſte Vertrauensmänner, die mit Wiſſen ſeiner 
eigenen Gattin und mit Zuſtimmung des eigenen Sohnes das Kom⸗ 
plott der Notwehr ſchmiedeten gegen den kaiſerlichen Verfolgungswahn, die 
Verſchwörung der regierenden Kreiſe Rußlands gegen ihr nahezu toll ge— 

wordenes Haupt.“ (W. Oncken, „Das Zeitalter der Revolution“, Bd. II. 146.) 
Auch diesmal wurden diejenigen, die den Zaren niedermetzelten und ſchließlich 
erdroſſelten, nicht beſtraft, wie der „Regierungsbote“ es jetzt von den Serben 
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verlangt; der Bruder des Urgroßvaters Nikolaus II., Alexander I., machte ſie 
zu ſeinen Miniſtern. | 

Und der eben genannte gutgeſinnte Profeſſor empfindet nicht den mindeſten 
Abſcheu vor dieſem Alexander, im Gegenteil, er entſchuldigt die Tat des 
Sohnes, wie wir geſehen, als „Notwehr“. Aber freilich, Alexander I. war 
einer der Stifter der heiligen Allianz, einer der Vorkämpfer gegen die „Königs⸗ 
mörder“ der franzöſiſchen Revolution, und der hohe Verbündete des Kaiſers 
von Oeſterreich und des Königs von Preußen. 

Ein armer, halbverrückter Proletarier, der ſein Leben bei einem Attentat 
in die Schanze ſchlägt, in dem Wahne, dadurch dem Volke zu helfen, gilt unſerer 
Journaliſtik als ein „entmenſchtes Scheuſal“. Offiziere, die einen Monarchen 
töten, der ihnen im Wege ſteht, werden von denſelben Journaliſten zwar herb 
getadelt, aber gleichzeitig auch demütig um ein Interview gebeten. Monarchen 
jedoch, die ihren Thron der Ermordung des Gatten oder Vaters verdanken, 
werden von der Geſchichtſchreibung verherrlicht. Das Sprichwort von den 
Dieben gilt auch, und erſt recht, für die Königsmörder. f 

Man glaube aber nicht etwa, dieſe Mittel ruſſiſcher Politik ſeien veraltet. 
Der Staatsſtreich gegen den Battenberger in Bulgarien 1886, den ſeine Offi⸗ 
ziere auf ruſſiſchen Antrieb hin in ſeinem Konak überfielen, entführten und zur 
Abdankung zwangen, zeigt, daß die Offiziersrevolte dort heute noch als eine 
ſehr verwendbare Methode gilt. | 

Dennoch darf man die Entrüſtung des ruſſiſchen „Regierungsboten“ als 
ehrlich anſehen, wenn man in ihr ein Produkt nicht moraliſchen Abſcheus, 
ſondern einfacher Angſt erblickt. Wie Alexander von Serbien, ſtützt auch 
Nikolaus II. ſich nur auf die Armee; und wie in Serbien, zeigt dieſe auch in 
Rußland Anzeichen der Unbotmäßigkeft — allerdings einer Unbotmäßigkeit 
edlerer Natur. Gerade, weil Nikolaus genau weiß, wie ſeine Vorfahren auf 
den Thron kamen, den ſie ihm vererbten, gerade deshalb hat er alle Urſache, 
vor dem böſen Beiſpiel zu zittern, das in Serbien gegeben worden. Sein 
Thron ſtützt ſich nur noch auf Bajonette; wenn aber dieſe rebelliſch werden, 
worauf ſoll dann der Edle ſitzen? 5 

Indes, die blutige Gewalttätigkeit der Armee nach oben iſt die Ausnahme. 
Die Neigung zu blutiger Gewalttätigkeit zur Beſeitigung jeden Widerſtandes 
von unten iſt im Offizierskorps die Regel, und ſie übt auf die Politik um ſo 
größeren Einfluß, je ſtärker der politiſche Einfluß des Offizierskorps iſt. Dieſer 
iſt aber trotz der Zunahme der Induſtrie und der Bourgeoiſie im Wachſen, da 
die bürgerliche Welt in Deutſchland — und auch in Frankreich —, weit ent 
fernt, das Denken und Fühlen des Offizierskorps ihrem eigenen Denken und 
Fühlen anzupaſſen, vielmehr ſich von ihm gefangen nehmen läßt. Darin dürfen 
wir wohl eine Wirkung der allgemeinen Wehrpflicht ſehen. Der Offizier lernt 
nicht bürgerlich denken, wie in England und Amerika, wo das Duell über⸗ 
wunden iſt; der wohlhabende Bourgeoisſohn nimmt bei der Armee die Manieren 
und die Denkweiſe des Offiziers an und er unterwirft ſich dem gleichen Duell⸗ 
wahnſinn, wie dieſer. Damit muß aber auch die Neigung zur Anwendung 
gewalttätiger Methoden in der Politik wachſen. 

Kein Zweifel, das mächtige Emporſchnellen der Zahl ſozialdemokratiſcher 
Stimmen und Mandate wird dieſe Neigung erheblich verſtärken. Das geben 
ſelbſt unſere guten Freunde von der freigeſinnten Bourgeoiſie zu, die warnend 
darauf hinwieſen, daß unſere Freiheiten aufs ernſteſte bedroht ſeien, wenn die 
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Sozialdemokratie raſch zunähme. Dieſe Schlaumeier meinen, der ſicherſte Weg, 
unſere Freiheiten zu erhalten, ſei der, ſie nicht zu benutzen. Die politiſchen 
Waffen ſind für ſie nur noch dazu da, im Inventar verzeichnet, nicht im Kampfe 
benutzt zu werden. Sie beweiſen mit dieſer Auffaſſung nur, wie gering ſie die 
politiſchen Rechte ſchätzen. Sie ſind ihnen nur noch Schauſtücke, die den An⸗ 
ſchein der Demokratie erwecken ſollen, nicht unentbehrliche Elemente des poli⸗ 
tiſchen Wirkens, deren kräftigſte Ausnutzung eine Lebensnotwendigkeit iſt. 

Kein Zweifel, wir müſſen auf ſchlimme Attentate gegen die Volksrechte 
gefaßt ſein; am guten oder vielmehr böſen Willen, ſie zu eskamotieren, wird 
es nicht fehlen. Aber wir brauchen trotzdem die Situation nicht allzu düſter 
anzuſehen. Denn der heutigen Reaktion fehlt es zwar nicht am Willen, wohl 
aber an der Kraft zu energiſcher und ausdauernder Niederhaltung des auf- 
ſtrebenden Proletariats. 

Die heutige Reaktion iſt eine andere als die nach den Befreiungskriegen 
und die nach dem Jahre 1848 einſetzende. Damals folgte fie auf die gewalt⸗ 
ſame völlige Niederſchlagung der revolutionären Schichten und Länder; heute 
geht ihr Wachstum Hand in Hand mit dem ſteten Anſchwellen der revolutio⸗ 
nären Maſſen. Damals ſog ſie ihre Kraft aus der völligen Widerſtandsloſig— 
keit des Volkes gegen die Regierung; heute iſt ſie begleitet von einer wachſenden 
Empörung gegen das herrſchende Regime. Damals war ihr hauptſächlichſter 
Träger eine ſtarke Regierung, hinter der eine freilich nur kleine, aber einheit⸗ 
liche und geſchloſſene Adelskaſte voll Kampfesluſt und Kraft ſtand. Heute wird 
die Regierung als reaktionärer Faktor weit überflügelt von den reaktionären 
Parteien, und dieſe entſtammen nicht einer Klaſſe, ſondern mehreren, mit 
den verſchiedenſten, gegenſätzlichſten Intereſſen und Kampfesmethoden, die alle 
unter einen Hut zu bringen ungemein ſchwer, die zu einer energiſchen Aktion 
m einer beſtimmten Richtung dauernd zuſammenzuhalten unmöglich iſt. Welches 
Intereſſe kann etwa der ſtädtiſche Kleinbürger an hohen Lebensmittelzöllen, an 
Militarismus und Marinismus mit ihrem Gefolge von hohen Steuern haben? 
So reaktionär er ſein, ſo feindſelig er dem Proletariat gegenüber ſtehen mag, 
der Gegenſatz ſeiner Intereſſen zu denen des brotwuchernden Agrariers oder 
des nach erobernder Weltpolitik lüſternen Finanzmanns trennt ihn weit von 
einen Genoſſen in der Reaktion. Und wie mit den Intereſſen, ſteht's mit den 
Rampfesmethoden. Die gewalttätigen Klaſſen gewinnen unter den herrſchenden 
klaſſen an Einfluß; aber das Wachstum der Reaktion iſt nicht ihnen allein 
zu danken, ſondern auch der Abkehr des Philiſteriums von der Demokratie. 
Der Philiſter iſt aber bekanntlich ein hohler Darm, voll Furcht und Hoffnung, 
daß Gott erbarm. Die gewalttätigen Klaſſen mögen auf den Bürgerkrieg hin⸗ 
beiten und den Augenblick herbeiſehnen, wo die Flinte ſchießt, der Säbel 
haut; der Philiſter wendet ſich von der Demokratie bloß ab, um ſeine Ruhe 
u haben. Je mächtiger der Gegner, deſto mehr ſcheut er davor zurück, ihm 
zewaltſam entgegenzutreten. Für die gewalttätigen Schichten der Reaktion mag 
der Anreiz dazu, uns gewaltſam niederzuſchlagen oder niederzuhalten, um jo 
wößer ſein, je ſtärker das Anſchwellen unſerer Stimmenzahl. Der philiſterhafte 
Teil der Reaktion wird dagegen Gewaltmaßregeln gegen uns umſomehr ſcheuen, 
e kraftvoller wir ſind, je gefährlicher es iſt, uns zum äußerſten zu treiben. 
Inſofern ſind das Wahlrecht, die Koalitionsfreiheit ze. um ſo ſicherer, je 
ae unſere Macht zu tage tritt, je zahlreicher unſere Stimmen, unſere 
Nandate. 
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Zu dieſer Zerklüftung der reaktionären Elemente, die immer nur für 
Momente ſich zu einer reaktionären Maſſe zuſammenzuſchließen vermögen, 
kommt aber noch die gewaltige Tatſache, daß, ſo ſonderbar es klingt, tatſächlich 
die revolutionäre Sozialdemokratie in dem Maße, in dem der Liberalismus 
zurückgeht, immer mehr zu einer Staats notwendigkeit wird. 

Sie iſt heute im Deutſchen Reiche die einzige große moderne Partei, die ein⸗ 
zige, auf die eine Regierung dort zählen kann, wo es ſich um die Durchſetzung 
moderner Forderungen im Intereſſe des Staatsganzen handelt. Und ſie bleibt 
die einzige große moderne Partei. Der Liberalismus hat völlig ausgeſpielt, 
Nicht die Sozialdemokratie hat ihn verdrängt, und kein Zurückdrängen der 
Sozialdemokratie kann ihm wieder auf die Beine helfen. Das zeigen deutlich 
der preußiſche und ſächſiſche Landtag, wo das Fehlen der Sozialdemokratie 
nicht eine Machtentfaltung des Liberalismus bedeutet. Dieſe beiden Beiſpiele 
laſſen aber auch klar erkennen, was wir von einem Reichstag zu erwarten 
hätten, deſſen Wahlrecht auf die Fernhaltung der Sozialdemokratie zugeſchnitten 
wäre. Heute ſchon wirken dieſe Landtage aufs entſchiedenſte im Sinne finan⸗ 
zieller Zerrüttung und ökonomiſcher Stagnation, wo ſie noch das Gegengewicht 
des allgemeinen Wahlrechtes für den Reichstag haben. Fällt dieſes Gegen⸗ 
gewicht weg, dann bekommen wir einen Reichstag, der noch ſchlimmer iſt als 
dieſe Landtage und den Staatskarren bald gründlich in den Sumpf hinein⸗ 
fährt. 

Der Liberalismus iſt tot und eine ſtarke Sozialdemokratie allein bietet noch 
die Möglichkeit, die deutſche Nation vor den tollſten Experimenten zu ſchützen 
und den dringendſten Bedürfniſſen ökonomiſcher und kultureller Entwicklung 
wenigſtens einigermaßen gerecht zu werden. 

Das iſt bereits eine fo hervorſtechende Tatſache geworden, daß es keine Regie: 
rung gibt, die ſie nicht von Zeit zu Zeit empfände. Und dies iſt ein weiteren 
Grund der ſchon oben hervorgehobenen Erſcheinung, daß moderne Regie 
rungen hin und wieder das Bedürfnis haben, mit der Sozialdemokratie aus 
zukommen. 

Wenn dem aber jo iſt, warum nicht die Taktik des Nationalſozialismus 
acceptieren und ſich den Regierungen als Regierungspartei zur Verfügung 
ſtellen? Wäre dies nicht das beſte Mittel, die Regierungen aus dem Bann 
der Reaktion zu befreien und eine Ara friedlichen Fortſchritts anzubahnen? 

Das iſt eine Auffaſſung, die verwünſcht geſcheit ausſieht und doch herz 
lich töricht iſt, weil ſie den ökonomiſchen Untergrund der Dinge außer ach 
läßt. Sie geht von der Anſchauung aus, als ſchöpften die Regierungen di 
Kraft aus ſich ſelbſt, als wären fie nicht abhängig von den herrſchender 
Klaſſen. 

Wer regiert denn im modernen zentraliſierten Staate? Tatſächlich di 
Bureaukratie. Ihrer Lage nach iſt dieſe allerdings im ſtande, das allgemein 
Staatsintereſſe beſſer zu erkennen als eine andere Bevölkerungsſchicht, abe 
ſie kann nicht immer ihrer Erkenntnis entſprechend handeln. Der Diene 
mag noch ſo einſichtsvoll ſein; iſt ſein Gebieter dumm, muß er ſeine Dumm 
heiten mitmachen. Die Bureaukratie iſt aber keine ſelbſtändige Klaſſe; ii 
herrſcht nicht und hat nur die Gebote der Herrſchenden auszuführen. Sie maß 
die Nützlichkeit der Sozialdemokratie vom Standpunkt der Geſamtheit aus noc 
ſo ſehr begreifen, ſie muß doch als Vertreterin der herrſchenden Klaſſen unſer 
Partei bekämpfen, ſolange das Proletariat nicht ſelbſt zur herrſchenden Klaff 
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geworden iſt — ein Ereignis, das ja manchem Mitglied der Bureaukratie als 
eine Erlöſung erſcheinen dürfte. 

Ce'benſowenig aber als die Bureaukratie bei den heutigen Machtverhältniſſen 
ſozialiſtiſch, kann die Sozialdemokratie Regierungspartei werden. Denn der 
Regierungsmechanismus dient einmal zur Niederhaltung und Ausbeutung des 
Volkes, die hiſtoriſche Aufgabe der Sozialdemokratie als Vertreterin des Prole⸗ 
tariats beſteht aber in der Abwehr jeder Ausbeutung, auch der ſtaatlichen; 
beſteht in dem Kampfe gegen Steuerdruck und Militarismus, gegen Eroberungs⸗ 
politik nach außen und Polizeiwirtſchaft im Innern. In dem rückſichtsloſen 
Kampfe gegen alle dieſe Erſcheinungen beruht nicht zum mindeſten die Urſache 
ihrer Größe und ihres unwiderſtehlichen Wachstums, und ſie würde ſelbſt die 
Wurzeln abhauen, aus denen ſie ihre beſte Kraft zieht, fie würde das Ver— 
trauen der Volksmaſſen verſcherzen und dem jammervollen Ende des Libera— 
ismus entgegengehen, wollte ſie zur Regierungspartei werden, ehe fie im 
ſtande tft, die regierende Partei zu werden, wollte fie verſuchen, die Macht 
zu erſchleichen durch, wenn auch der Abſicht nach nur teilweiſen und vor— 
benden, Verzicht auf ihr Programm, ſtatt fie zu erobern zur Durch: 
ührung ihres Programms. Die Sontaldenoreatte iſt unüberwindlich als 
Volkspartei; ſie wird in jeder Beziehung haltlos und lebensunfähig als 
ſtegierungspartei. 

Daß die Sozialdemokratie Regierungspartei wird, das iſt ebenſo unverein⸗ 
dar mit dem Weſen der herrſchenden Klaſſen, wie mit dem der Bureaukratie 
ind der Sozialdemokratie ſelbſt. Der Nationalſozialismus, der dieſes Unverein⸗ 
gare vereinen will, iſt verurteilt, zu verweſen, ehe er noch zur Blüte gelangt iſt. 

Iſt aber die Ara eines Regierungsſozialismus ferner als je, ſo kann doch 
zie Ausſchaltung des Liberalismus aus dem politiſchen Leben in Deutſchland, 
ind die daraus hervorgehende Tatſache, daß es hier nur noch eine große 
noderne Partei gibt, die Sozialdemokratie, dies kann nicht ohne Rückwirkung 
uf die Haltung der Regierungen ihnen gegenüber ſein. Sie müſſen die Sozial⸗ 
ſemokratie bekämpfen, nicht nur als Handlanger der herrſchenden Klaſſen, 
ondern auch als Vertreter fiskaliſcher Intereſſen und als Verfechter der bureau⸗ 
ratiſchen Autorität gegenüber der demokratiſchen Selbſtverwaltung. Aber bei 
lledem können ſie ohne die Sozialdemokratie nicht mehr auskommen. 
Erwägen wir alle dieſe Widerſprüche und Gegenſätze innerhalb der Regie⸗ 
ung ſelbſt wie innerhalb der herrſchenden Klaſſen und Parteien, dann kann 
5 keinem Zweifel unterliegen, daß heute, wo unſere Gegner notwendiger als 
2 einer einheitlichen und konſequenten, auf große Ziele gerichteten Politik be⸗ 
ürfen, die Politik, die ſie wirklich befolgen werden, kleinlicher, widerſpruchs⸗ 
oller, konfuſer ſein wird, denn je. Wir dürften große Worte zu hören be⸗ 
mmen, große Anläufe ſehen, ſowohl zu einer Politik der Reformen, wie zu 
ner Politik der Verfolgungen und der Einſchränkungen der ſtaatsbürgerlichen 
weiheiten und Rechte, aber über gewaltige Verſprechungen und Drohungen 
ird man nicht weit hinauskommen. Keine Taten werden ihnen folgen, ſondern 
öchſtens noch krampfhafte Zuckungen, die ſehr gewaltſam ſein mögen, aber 
ch vorübergehen. Macht man dem Proletariat Konzeſſionen, jo wird das 
rfüllte ſo weit hinter dem Verſprochenen zurückſtehen, daß es, weit entfernt, 
uch nur vorübergehend zu befriedigen, vielmehr faſt ebenſo erbittert und empört, 
ie Drohungen und Ehlers denen keine Tat folgt, die einſchüchternd 
irken könnte. 
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Ein Regime großer politiſcher und ökonomiſcher Reformen iſt durch die 
ganze heutige Situation ausgeſchloſſen. Aber auch ein Regime dauernder Ent⸗ 
rechtung und gewaltſamer Niederhaltung der proletariſchen Bewegung iſt nicht 
wahrſcheinlich. Immerhin iſt es eher möglich, als eine Reformära. Sollte es 
aber zu einem derartigen Regime des „ſtarken“ Mannes kommen und ſollte es 
ihm gelingen, die Sozialdemokratie wenigſtens in manchen Lebensäußerungen 
für eine kurze Zeit zurückzudrängen, ſo könnte es nur ein Regime ſein, das 
den Bedürfniſſen des modernen Lebens ſo abſolut verſtändnislos gegenüber⸗ 
ſteht, das ſo verbohrt und ſtupid iſt, daß es bald Deutſchland in Grund und 
Boden regiert und einer Kataſtrophe zugeführt haben müßte, aus der die Sozial⸗ 
demokratie um ſo glänzender nicht bloß als Sieger, ſondern auch als Eroberer 
der politiſchen Macht hervorginge. 

Aber auch der wahrſcheinlichere Fall, daß wir einer verſtärkten Auflage des 
Zickzackkurſes entgegengehen, eröffnet dem herrſchenden Regime keine tröſtlicheren 
Ausſichten. Es wird dann vielleicht an geringerer Erbitterung, aber an größerer 
Reſpektloſigkeit in einem großen Kampfe der wachſenden Gegenſätze zu Grunde 
gehen, die zu meiſtern es nicht verſtand. 

In dem einen wie in dem anderen Falle iſt der Sieg der 
Sozialdemokratie in abſehbarer Zeit gewiß. 

Und darin vor allem liegt die weltgeſchichtliche Bedeutung des 
16. Juni 1903. 

Er hat die Sozialdemokratie in Deutſchland zu dem gemacht, was in drei 
Vierteln des neunzehnten Jahrhunderts der Liberalismus geweſen: Zur großen 
Partei der nationalen Zukunft. War bisher die Sozialdemokratie die 
Partei, welche die ferne Zukunft der Nation repräſentierte, ſo repräſentiert ſie 
von nun an auch ihre nächſte Zukunft. Ihr Sieg, den einige Peſſimiſten in 
den eigenen Reihen vor kurzem noch in unabſehbare Weite verſetzten, er iſt 
nun in greifbare Nähe gerückt, zu einem Objekt praktiſcher Politik, nicht nur 
praktiſcher Möglichkeit, ſondern praktiſcher Notwendigkeit geworden. An 
ein Wiederaufleben des Liberalismus iſt nicht mehr zu denken, die Demokratie 
kann nur noch durch die Sozialdemokratie erobert werden; den Sieg der 
Sozialdemokratie in das kommende Jahrhundert verlegen, heißt das zwanzigſte 
Jahrhundert der Reaktion zu eigen geben. | 

Eine derartige Dauer der Reaktion ift jedoch eine Utopie. Der nahe Sieg 
der Sozialdemokratie iſt keine mehr. 

Bis zum 20. Februar 1890 kämpfte ſie um ihre Duldung. Von da an 
kämpfte ſie um Macht. Der 16. Juni 1903 hat ihren Kampf um die Mach 
eröffnet. Es iſt der größte und ſchwerſte Teil unſeres Kampfes, der nun ft 
nahe vor uns gerückt iſt. Er wird nicht ſo raſch beendet ſein; er mag fid 
lange hinziehen, gewaltige Opfer koſten, vorübergehende Niederlagen bringen 
aber er kann nicht anders enden, als mit der Eroberung der politiſchen Mach 
durch das Proletariat, denn dieſes bildet heute den Lebensnerv und die Zukunf! 
der Nation. | 

Ein großer Kampf, ein großer Sieg liegt hinter uns. Größeren Kämpfen 
größeren Siegen gehen wir entgegen. 
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Zur materialiſtiſchen Geſchichtsauffaflung. 


Von Mar Zetterbaum. 


Die letzthin erſchienenen „Annalen des ſoziologiſchen Inſtituts“ in Paris 
find ausſchließlich der Theorie des hiſtoriſchen Materialismus gewidmet.! Sie 
enthalten das auf dem letzten Inſtitutskongreß geſprochene Referat von Kelles- 
Krauz, die ſich daran anſchließende Diskuſſion, an der Loria, Kowalewsky, 
Groppali, Roberty, Worms und viele andere teilnahmen, die ſchriftlich eingeſandten 
Arbeiten und Anſichten über das Thema, darunter von De Greef, Fouille und 
Tarde, und eine gute Schlußreplik des Referenten. In den Anſichten dieſer 
bedeutenden Anzahl von Soziologen ſpiegelt ſich der heutige Zuſtand der bürger⸗ 
lichen Soziologie und Geſchichtstheorie in intereſſanter Weiſe ab. Man erſieht 
aus ihnen deutlich den Mangel jeder eigenen wiſſenſchaftlichen Konzeption zur 
einheitlichen Erfaſſung und Erklärung des Zuſammenhanges und Ablaufs der 
geſellſchaftlichen Phänomene. Die heute der bürgerlichen Vorſtellung adäquateſte 
Theorie, die biologiſche, wagte ſich nicht einmal hervor, obwohl manche ihrer 
ſonſtigen Wortführer an der Diskuſſion teilnahmen. Man ſtellte dem ökono⸗ 
miſchen Materialismus nichts anderes entgegen als all die Einwände, die wir 
ſeit ſoviel Jahren ſchon unzähligemal gehört haben. Zuerſt alſo die Gruppe 
derjenigen, die ohne jede Kenntnis der Theorie meinten: der ökonomiſche Materia⸗ 
lismus erkenne als wirkenden Geſchichtsfaktor nur einen Trieb an: den Trieb 
zu eſſen — „la passion de manger“. Hierher gehören nicht nur Limouſin, 
Coſta, Peglia, ſondern auch bekanntere Namen wie Fouills und Tarde. Der 
erſtere meint, der ökonomiſche Materialismus reduziere alles in der Geſchichte 
auf die Verfolgung des materiellen Vorteils, aber das Evangelium zum Bei⸗ 
ſpiel ſei doch kein Traktat über Technik und dergleichen; Tarde ſagt, es ſeien 
edle Gefühle und Ideen, welche hauptſächlich die Geſchichte bilden und die 
Geſellſchaft zuſammenhalten, und daß „in der Menſchheit das Gehirn immer 
mehr den Bauch beherrſchen werde und nicht vice versa“. Krauz entgegnet 
ihnen, er halte es angeſichts eines ſolchen durch Klaſſenbefangenheit bewirkten 
Unverſtändniſſes der Theorie für überflüſſig, derartige Anſichten zu widerlegen. 

Mir ſcheinen ſie der Auffaſſung zu entſpringen, als erblicke der ökonomiſche 
Materialismus das Weſentliche der Geſchichtsbewegung im bewußten Streben 
des individuellen Menſchen nach ökonomiſcher Verbeſſerung ſeiner Lage und 
licht, wie es in Wirklichkeit geſchieht, in dem durch eine beſtimmte öfono- 
niſche Struktur bedingten Kampfe ganzer Menſchengruppen, nämlich der geſell⸗ 
chaftlichen Klaſſen, um die geſellſchaftliche Macht, in einem Kampfe, der nicht 
zur weit über die reichſte Befriedigung des individuellen „Magens“ hinausgeht, 
ondern noch weiter, als es die ausgebreitetſte Befriedigung der rein indivi⸗ 
duellen höchſten geiſtigen Bedürfniſſe in ſich faßt; das Streben um individuellen 
Vorteil, ſei dieſer Vorteil materieller oder geiſtiger Natur, iſt bloß die be⸗ 
vegende, ſtabil kontinuierlich wirkende Achſe innerhalb und im Rahmen des 
klaſſenkampfes. 


„Annales de l'Institut International de Sociologie.“ Tome VIII. Le materia- 
isme historique. Paris 1902, Giard & Briere. 

2 Abgedruckt in einer vom Verfaſſer revidierten Faſſung in den Nummern 47 und 48 
es XX. Jahrganges der „Neuen Zeit“ unter dem Titel: „Was iſt der ökonomiſche Materia— 
smus?“ 
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Natürlich ſind alle dieſe und noch andere Soziologen, die in der Diskuſſion 
das Wort ergriffen, der Anſicht, die Ideen erzeugten aus dem Weſen ihres 
pſychologiſchen Grundes heraus den Geſchichtsinhalt. Bloß Groppali bekennt 
ſich in geiſtvollen methodologiſchen Ausführungen zum hiſtoriſchen Materia⸗ 
lismus. Hingegen hat ſich Achille Loria die Theorie in ſeiner Weiſe zurecht⸗ 
geſtutzt. Zwar erwähnt er ſeine Spezialtheorie von der ausſchließlichen Be⸗ 
deutung der Aneignungsweiſe von Grund und Boden nicht, aber er deduziert 
die Entſtehung der Ideologien, wie Moral und Religion, auf eine ſo glatt 
rationaliſtiſche Weiſe aus dem bewußten Herrſchaftsvorteil der Regierenden, 
daß einer derartig gefaßten Theorie mit Recht alle Fehler anhaften würden, 
die man jetzt der ökonomiſchen Geſchichtsauffaſſung bloß fälſchlich unter⸗ 
ſchiebt. 

Eine eigentümliche Stellung nehmen unſerer Theorie gegenüber die Poſi⸗ 
tiviſten De Greef, De Roberty und Worms ein. Hier kommt hauptſächlich 
das lange Memoire von De Greef in Betracht. An Unverſtändnis kommt es 
dem Schlimmſten gleich, was ſeine Richtung je geleiſtet hat. Auf vielen Seiten 
polemiſiert De Greef gegen den philoſophiſchen Materialismus, beſpricht er 
den Begriff der Materie und ähnliche metaphyſiſche Themen, um aus all dem 
die totale Verkehrtheit des ökonomiſchen Materialismus zu deduzieren. Wo nach 
ihm Marx recht hat, ſpricht er ihm die Originalität ab, in bezug auf den Reſt 
hebt er natürlich das angeblich Falſche hervor, wobei er ſich in höchſt un⸗ 
richtigen Auslaſſungen über den Mehrwert, das Weſen der geſchichtlichen 
Geſetze, Determinismus u. ſ. w. ergeht. Greef und mit ihm Worms ſind der 
Anſicht, daß das Okonomiſche wohl die fundamentale Tatſache der Geſellſchaft 
bilde, aber in der Sphäre des Okonomiſchen ſei der Zirkulationsprozeß, ins⸗ 
beſondere wegen der Simplizität ſeiner Elemente, und nicht der viel kompli⸗ 
ziertere Produktionsprozeß das Entſcheidende und Ausſchlaggebende. Wie den 
Inhalt der Soziologie die höchſten Generaliſationen bilden, welche aus den ein⸗ 
zelnen, in einer beſtimmten Rangordnung nach dem Grade der Simplizität 
der Elemente klaſſifizierten ſozialen Wiſſenſchaften geſchöpft werden, ſo beſteht 
die Geſellſchaft aus beſtimmten, in derſelben Rangordnung wie die betreffenden 
Wiſſenſchaften kauſal zuſammenhängenden Erſcheinungsgruppen. Greef führt 
dieſe letztere Rangordnung, wie er ſie beſtimmt, in ſeinem Memoire nicht an — 
aber Worms entwickelt die ſeine, und ſie iſt der wiſſenſchaftlichen Rangordnung 
De Greefs ähnlich. Auf der Ökonomie erhebe ſich alſo die Genetik (die Familien⸗ 
ſtruktur), dann die „ſpontanen Geſellſchaftsbeziehungen“: die Moral, die Religion 
und die Kunſt, endlich die „koerzitiven Geſellſchaftsbeziehungen“, wie Recht 
und Politik. De Roberty wieder ordnet den Zuſammenhang der geſellſchaft⸗ 
lichen Phänomene anders, weil er über den Grad ihrer Simplizität, beziehungs⸗ 
weiſe ihrer Kompliziertheit anders denkt. Die Ökonomie zum Beiſpiel kommt 
bei ihm in die Mitte der Rangordnung, da ihr „einfachere“ Phänomene voran⸗ 
gehen. Alle drei, De Greef, Worms und Roberty, erklären einen rein äußer⸗ 
lichen Umſtand, diejenige ſubjektive Beziehung des Menſchen zum Objekt, die 
ihm die leichtere Erfaſſung des Gegenſtandes ermöglicht, als maßgebend für 
den tatſächlichen objektiven Zuſammenhang. Ein derartiges, als weſentlich hin⸗ 
geſtelltes Begründen objektiver Geſetzmäßigkeiten der Geſchichte durch eine be⸗ 
ſtimmte Art des Verſtandes, die Phänomene zu erfaſſen, iſt wohl ein Schul⸗ 
beiſpiel für einen unbegründeten Ontologismus. Angeſichts dieſer Art poſi⸗ 
tiviſtiſcher Methode begreift man es, warum dieſe Poſitiviſten in ihren vielen 
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Büchern trotz aller angeblich wiſſenſchaftlichen Formeln keine einzige fruchtbare 
Erkenntnis zu tage gefördert haben. 

Das Ergebnis der Diskuſſion zuſammenfaſſend meint Krauz, es ſei offen⸗ 
ſichtlich, daß der hiſtoriſche Materialismus, dieſe revolutionäre Theorie des Prole⸗ 
tariats, in der Eroberung der Geiſter vorwärtsſchreite, indem er ſchon heute 
von einer ſehr großen Anzahl bürgerlicher Soziologen als ein „großer Teil der 
b Wahrheit“ angeſehen werde. 

ü An dem Ganzen möchte ich nicht ohne weiteres vorübergehen. Erſtens: 
Wenn dieſelben Einwände von Jahr zu Jahr in Büchern, Broſchüren und 
ö Artikeln erhoben werden, ſo dürfen auch wir dieſe Einwände von Zeit zu Zeit 
einer kurzen Prüfung unterwerfen. Hierher gehört der Einwand, der hiſtoriſche 
Materialismus ſei falſch, weil der mit ihm zuſammenhängende naturphiloſophiſche 
Materialismus falſch ſei, ferner die Anſicht, die Theſe des hiſtoriſchen Materia⸗ 
lismus ſei gar nicht erwieſen, es ſeien zum Beiſpiel im Gegenteil die Ideen 
aller Art, welche eine größere Rolle als „die ökonomiſchen Bedürfniſſe“ in der 
Geſtaltung der Geſchichte als urſächlich wirkende Kräfte ſpielen. Zweitens er⸗ 
ſcheint es mir noch dringender, einen Teil der ſachlichen Ausführungen von Krauz 
zu berichtigen. Ich laſſe das minder Wichtige, das Methodologiſche, dem Sach: 
lichen vorangehen. 


I. Naturphiloſophiſcher und hiſtoriſcher Materialismus. 


Krauz beſtreitet gegenüber De Greef jeden Zuſammenhang zwiſchen natur⸗ 
philoſophiſchem und hiſtoriſchem Materialismus. Marx und Engels hätten 
ihre Theorie jo benannt aus Oppoſition gegenüber der damals allein herr⸗ 
ſchenden deutſchen Spekulation. Sowohl die Skonomie als auch die anderen 
Gebilde der Geſchichte entſpringen beſtimmten Funktionen der menſchlichen 
Seele, und von dieſen Funktionen ſei die der Ökonomie die wichtigſte. Krauz 
beruft ſich für ſeine Anſicht auch auf die Stelle im „Elend der Philoſophie“, 
wo Marx ſagt, „die geſellſchaftlichen Beziehungen ſeien ebenſo Erzeugniſſe der 
Menſchen wie Tuch, Leinwand u. ſ. w.“ 
Ich ſtimme ganz der Anſicht von Krauz, die ich von jeher teilte, bei. Es 
waren rein ſubjektive, aus den Zeitverhältniſſen geſchöpfte Gründe, welche die 
Benennung unſerer Theorie beeinflußt haben. In dem wilden Taumel der 
deutſchen Spekulation, von deren manchen ernſt genommenen Erzeugniſſen man 
ſich heute ſchwer eine Vorſtellung machen kann, war jede Art nüchterner Philo⸗ 
ſophie vergeſſen und der damals in Deutſchland bekannte franzöſiſche Materia⸗ 
lismus mit ſeiner Betonung der methodologiſchen Grundſätze der Natur: 
forſchung war die einzige Weltanſchauung, welche viel empiriſche Wiſſenſchaft 
mit ſich führte. In der Benennung des hiſtoriſchen Materialismus mochte 
wohl neben der Tatſache, daß man im täglichen Sprachgebrauch die ökono⸗ 
miſchen Verhältniſſe als die „materiellen“ bezeichnet, der Hinweis enthalten 
ſein, daß wie in der Naturforſchung nicht irgendwelche Spekulationen, ſondern 
die empiriſche Erforſchung des Stofflichen und deſſen Eigenſchaften die Haupt⸗ 
ſache bilde, es eine ähnliche Bewandtnis auch mit der Geſchichte habe, deren 
wirkliche Erkenntnis ſich uns hauptſächlich durch die Erforſchung des Sko⸗ 
nomiſchen, des hiſtoriſch „Materiellen“ erſchließe. 


Siehe zum Beiſpiel Schellings Abhandlung über die Freiheit oder Hegels Behand— 
lung der naturwiſſenſchaftlichen Probleme, von den minderen Spekulationsgeiſtern nicht zu 
ſprechen, die eine totale neue myſtiſche Theologie ſchufen. 

1 1902-1903. II. Bd. 26 
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Begrifflich exiſtiert nämlich kein Zuſammenhang zwiſchen beiden Theorien. 
Eine Unterſuchung hat in der Richtung mit völlig diſparaten Elementen zu 
tun, die mitunter ſchwer in irgend eine formale und ſei es auch gegenſätzliche 
Beziehung zu bringen ſind. 


1. Verſchiedenheit der Erkenntnisgattung. 


Der naturphiloſophiſche Materialismus gehört dem Gebiet der Philoſophie 
an. Philoſophie — reine Philoſophie, wenn man will — iſt diejenige Er⸗ 
kenntnisgattung, welche zu erforſchen ſucht, was im letzten Grunde das Weſen 
der Welt ausmache (mag in dieſer Hinſicht die Antwort auch agnoſtiſch ausfallen), 
und wie menſchliche Erfahrung zu ſtande kommt. Der naturphiloſophiſche 
Materialismus hat hierfür eine beſtimmte Theſe für ſich gewonnen. Hingegen 
gehört der hiſtoriſche Materialismus ins Gebiet empiriſcher Wiſſenſchaft. 
Empiriſche Wiſſenſchaft oder Wiſſenſchaft ſchlechthin iſt diejenige Erkenntnis⸗ 
gattung, welche bei ihrer Unterſuchung die Erfahrungswelt als gegeben nimmt 
und bloß deren gegenſeitige Beziehungen, Zuſammenhänge und Verwandlungen 
unterſucht. Dies trifft auch beim hiſtoriſchen Materialismus zu, der bloß eine 
Ausſage über die Art des Zuſammenhanges der exiſtenten geſchichtlichen 
Phänomene enthält. 

Er iſt eine empiriſch⸗wiſſenſchaftliche Theorie von derſelben methodologiſchen 
Art und Bedeutung für die Sozialwiſſenſchaften, wie in ihrer Weiſe nach den 
beſonderen Aufgaben ihres Gebiets es zum Beiſpiel die Theorie Lamarck⸗ 
Darwins für die Biologie oder die Gravitationstheorie für die Phyſik und 
Aſtronomie ſind, und er iſt ähnlich dieſen Theorien bloß vom ſpeziellen 
Forſchungsgebiet abſtrahiert. Sowenig dieſe Theorien — wie jede empiriſch⸗ 
wiſſenſchaftliche Theorie überhaupt — über das Grundweſen des Seins aus 
ſagen, ſowenig tut es auch unſere Theorie. 


2. Die Verſchiedenheit in der Art des Monismus. 


Beide Theorien werden als moniſtiſche bezeichnet. In dieſem Monismus 
erblickt man oft einen Stützpunkt für den behaupteten inneren Zuſammenhang 
beider. In Wirklichkeit iſt der Monismus des hiſtoriſchen Materialismus ver 
ſchieden vom Monismus des naturphiloſophiſchen Materialismus wie überhaup 
von jeder Art philoſophiſchen Monismus. Der naturphiloſophiſche Materia 
lismus behauptet nämlich, daß zwei verſchiedene Erſcheinungsgruppen, zwe 
Konkretheiten eigentlich bloß an ſich ein Eines ſeien. Der hiſtoriſche Materia 
lismus kümmert ſich um die behauptete Identität des Phyſiſchen und Pſychiſcheß 
gar nicht, er nimmt in jeder Richtung den Tatbeſtand der Erfahrung in fie 
auf und läßt das in der Erfahrung Verſchiedene verſchieden bleiben. Er ſtell 
ſich geradezu, da ihn philoſophiſche Beſtimmungen nicht kümmern, auf de 
dualiſtiſchen Standpunkt der gemeinen Erfahrung, ſpricht in Erfahrung! 
ausdrücken von dem „Bewußtſein“ im Unterſchied vom „Sein“, betrachtet all 
Ideologie als ſelbſtändige, wenn auch geſchichtlich abhängige Gebilde, und e 
will bloß aus einem einheitlichen Prinzip das Werden der verſchiedenen geſchich 
lichen Erſcheinungen erklären. Sein Monismus bedeutet daher die Erkenntni 
des Wirkens einer Grundgeſetzmäßigkeit in dem geſamten Gebiet der Geſchicht 
deren verſchiedenartige Elemente als verſchieden anerkannt werden, und nick 
etwa, wie der Monismus des naturphiloſophiſchen Materialismus, die angel 
liche Identität erfahrungsgemäß verſchiedener Erſcheinungsgruppen. 
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3. Die Verſchiedenheit der Objekte. 

Das iſt der entſcheidende Punkt der Frage. Gegenſtand des philoſophiſchen 
Materialismus iſt die „Materie“ — das Pſychiſche iſt ihm Eigenſchaft der 
erſteren, identiſch und weſensgleich mit materieller Bewegung. Gegenſtand unſerer 
Theorie iſt die menſchliche Geſellſchaft. In dieſer unterſcheiden wir die Sko— 
nomie, die Organiſationsgebilde, wie Staat, Familie u. ſ. w., und Ideologien, 
wie Moral, Religion u. ſ. w. Die ökonomiſchen Elemente werden auch „mate- 
rielle“ genannt. Das Weſen der Geſellſchaft ſowohl in ökonomiſcher als ideo⸗ 
logiſcher Richtung beſteht in einem beſtimmten Zuſammenwirken der Menſchen. 
Es ſind alſo durch Willenshandlungen vermittelte Verhältniſſe der Menſchen, 
welche die Geſellſchaft konſtituieren. In dieſe Verhältniſſe gehen die Menſchen 
in ihrer Ganzheit ein, alſo mit „Leib und Seele“, und ihre Betätigung iſt eben⸗ 
falls ſowohl „materiell“ als „ſeeliſch“. Und ſowohl in der OSkonomie als in 
den Ideologien ſteht die ſogenannte „materielle“ Tätigkeit unter Leitung der 
ſogenannten „ſeeliſchen“ Tätigkeit. Ein Verhältnis iſt jedoch ganz und gar 
nicht „Materie“ im Sinne des philoſophiſchen Materialismus, welcher Materie 
dem ſeelenloſen Stoffe gleichſetzt. Es iſt überhaupt ſchwer, die „ökonomiſche 
Struktur“, das „Materielle“ des hiſtoriſchen Materialismus in irgend eine Be⸗ 
ziehung zur „Materie“ der erſteren Theorie zu ſetzen, wie immer dieſe begriffen 
werde. Ebenſowenig wie die lebendigen, geiſtig wirkenden Menſchen kann man 
auch die verſchiedenen Relationen, in denen dieſe Menſchen wirken, beiſpiels⸗ 
weiſe das Hörigkeits⸗ oder Lohnſyſtem — „urmaterielle“ Tatſachen unſerer 
Theorie — als „Materie“ betrachten. Und was für das Wirkende gilt, gilt 
auch für das Bewirkte. Produktionsmittel — wie Maſchinen u. ſ. w. —, dann 
Konſumgüter ſind eher Erzeugniſſe des menſchlichen „Geiſtes“, erſcheinen eher 
als ſein Produkt; entgegengeſetzt wieder hätte man vom Standpunkt des natur⸗ 
philoſophiſchen Materialismus die ideologiſchen Erzeugniſſe wie: Statuen, 
Tempel u. ſ. w. als Materie zu betrachten. Man ſieht: offenbar fehlt jeder 
Gemeinſamkeitsmaßſtab, um die Objekte beider überhaupt vergleichen zu können. 
Es handelt ſich hier offenſichtlich um grundverſchiedene Objekte, Betrachtungs⸗ 
weiſen und Erkenntnisaufgaben. 

Es möge an dieſer Stelle die Bemerkung Platz finden, daß der Marxismus 
als Theorie die Tendenz hat, das Stoffliche ſoweit als möglich zu eliminieren 
und an deſſen Stelle Prozeſſe zu ſetzen. So ſind ihm die „materiellen Güter“ 
der Okonomie bloß kriſtalliſierte Erzeugniſſe menſchlicher Tätigkeit. So wertet 
r die Natur, die Grundlage der menſchlichen Produktion, nur im Prozeß, der 
ich zwiſchen dem Menſchen und ihr bei Gewinnung der Lebensquellen ent⸗ 
vickelt. So ſetzen die Grundbegriffe der Produktionsverhältniſſe und Produktiv⸗ 
räfte ſtets menſchliche Beziehungen in ihrer ſteten Betätigung und Veränderung 
raus. Die Betrachtung der Erſcheinungen in dem und durch den Prozeß 
— bie dialektiſche Betrachtung — iſt gerade das Kennzeichen des Marxismus. 
Ind daß man in der marxiſtiſchen Theorie irgendwo auf Materialität ſtößt, iſt 
n dieſer Welt, wo die Materie ſich verbreitet, nicht zu verwundern. Aber aus 
zieſem Grunde ergibt ſich noch keine begriffliche oder welch immer geartete Ver⸗ 
indung mit der Theorie des naturphiloſophiſchen Materialismus. Wäre es 
o, jo müßte man viel eher annehmen, daß jede andere Wiſſenſchaft, zum Bei⸗ 
piel auch die bürgerliche Nationalökonomie aller Schattierungen (die wirklich 
m die abſolute Macht der Sachgüter glaubt, ihnen die okkulte Eigenſchaft ver⸗ 
eiht, Kapital zu ſein, Mehrwert zu bilden) eine Fortſetzung des natur⸗ 


404 Die Neue 0 


philoſophiſchen Materialismus ſei, nur nicht die marxiſtiſche Theorie, die den 
vollen Menſchen mit allen ſeinen leiblichen und geiſtigen Fähigkeiten in deſſen 
Tätigkeit im Geſellſchaftsprozeß und nicht irgendwelche „Materie“ kennt. N 


4. Die Verſchiedenheit der Wirkungsweiſe. 


Sind alſo die Objekte beider Theorien verſchieden, ſo könnte es ſich ſogar 
bei gleicher Wirkungsweiſe der Elemente bloß um eine Analogie handeln. Aber 
auch dieſes ſcheint mir nicht zuzutreffen. Der naturphiloſophiſche Materialis⸗ 
mus nimmt an, das Gehirn, das „Materielle“, erzeuge die Bewußtſeins⸗ 
tätigkeit, ein inhaltleeres Geſchehen, das erſt der äußeren Welt ſeinen Inhalt 
entnimmt. Wie Gehirn Bewußtſein, ein völlig diſparates Phänomen, er⸗ 
zeugen könne, wird nicht erklärt und wird auch wegen der Unmöglichkeit 
der Aufgabe nicht zu erklären verſucht. Wenn neuere Materialiſten die 
Beſeelung der Materie als von Anfang an gegeben annehmen, ſo kann nicht 
mehr von einem Wirken der Materie in der Richtung der Hervorbringung 
des Bewußtſeins die Rede ſein. Jeder Schein der Analogie und daher die 
Notwendigkeit irgendwelcher Konſtatierung oder Unterſuchung entfällt dann 
von ſelbſt. | 

Der hiſtoriſche Materialismus wieder behauptet, die Ökonomie, die ökono⸗ 
miſche Struktur beſtimme den geſellſchaftlichen Überbau, alſo auch die Ideo⸗ 
logie, den geſchichtlichen Inhalt des Bewußtſeins. Wie ſchon oben hervor⸗ 
gehoben worden, wird hierbei die angebliche Wirkung des Gehirns, das 
Pſychiſche als naturpſychologiſche Tatſache, wird die Exiſtenz von mit Bewußt⸗ 
ſein begabten und nach Bewußtſein handelnden Menſchen ſowohl für die 
Sphäre der Okonomie als der Ideologie vorausgeſetzt. Wie ſehr daher Oko⸗ 
nomie und Ideologie verſchieden ſind, ihrem Material nach als Erzeugniſſe 
menſchlicher — geiſtiger und phyſiſcher — Tätigkeit ſind ſie weſensgleich. Und 
deswegen iſt auch die Art und Weiſe, wie die Skonomie die Ideologie ber 
ſtimmt, kein Myſterium, keine jenſeits unſerer Erfahrung liegende Behauptung, 
ſondern ein empiriſches, von uns verſtandenes und oft konſtatiertes Ereignis. 
Alles Skonomiſche nämlich iſt feinem allgemeinſten Weſen nach ein beſtimmtes 
Verhältnis von Menſchen zur Befriedigung der Lebensbedürfniſſe. Seinem 
Umfang nach umfaßt es die Totalität des menſchlichen Daſeins, denn es ſetzt 
den Menſchen ſowohl in unmittelbare Berührung mit der Natur als es ſeine 
Lebens⸗ und Handlungsmöglichkeiten bejtimmt. Seinem Grundinhalt nach 
bedeutet es die konkrete Geſtaltung des Lebensprozeſſes für die in dem be⸗ 
treffenden Verhältnis ſtehenden Individuen. Inmitten aller Okonomie ſteht 
daher als zentrale, von den betreffenden Individuen empfundene und ihnen 
bewußte und deswegen pſychiſche Urtatſache: das Leben in der ganzen Fülle 
von Strebungen, Trieben und Bewußtſeinstatſachen, in welchen es ſich empfindet 
und weiß. Geſtaltet aber die Okonomie innerhalb ihrer Sphäre den Lebens⸗ 
prozeß und ſeine Entfaltungsmöglichkeiten, ſo iſt leicht zu begreifen, wie auf 
Grund der konſtant wirkenden Lebenstriebe, die man verſchieden als Wille zur 
Macht, Selbſtbehauptung u. ſ. w. bezeichnen kann, ſich im Menſchen ein den 
Entwicklungsmöglichkeiten ſeines Lebens adäquates Weltbild formt, mit anderen 
Worten, wie ſich an die durch die Okonomie bewirkte konkrete Geſtaltung des 
Lebensprozeſſes Ideologien anſchließen, die ihrem Weſen nach bloß ein volles 
Auswirken und geiſtiges Ausſtrahlen dieſer konkreten Lebensmöglichkeiten ſind. 
Der übergang von der Ökonomie zur Ideologie wird alſo natur⸗ 
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gemäß aus dem pfychifchen Inhalt der ökonomiſchen Beziehungen 
heraus pſychiſch vermittelt. 

Wir ſehen alſo, daß auch in der Wirkungsweiſe beider Theorien keine Ge⸗ 
meinſamkeit irgendwelcher Art zu entdecken wäre, was auch bei der Verſchieden⸗ 
heit der Elemente der Theorie a priori klar ſein mußte. 


* * 
* 


| Man könnte noch in mancher Richtung den angeblichen Zuſammenhängen 
zwiſchen beiden Theorien nachſpüren, nirgends würde man ſie bei näherem Zu⸗ 
ſehen auffinden, einfach weil es ſich um verſchiedene Erkenntnisweiſen und Er⸗ 
kenntnisziele handelt. 
Es erhebt ſich die Frage: Wie ſtellten ſich Marx und Engels zu unſerem 
Problem? Meines Wiſſens ſprachen ſich weder Marx noch Engels direkt über 
dieſe Frage aus. Wir wiſſen, daß ſie, insbeſondere Marx, für rein meta⸗ i 
phyſiſche Fragen ſich wenig intereſſierten, daß ſie unaufhörlich das Studium 
der Wirklichkeit in Natur und Geſchichte forderten. Nie erklärten ſie eine ihrer 
Theorien als mit der des naturphiloſophiſchen Materialismus verwandt, hin⸗ 
gegen taten ſie es oft in bezug auf die idealiſtiſche deutſche Philoſophie. Sonſt 
brachte Engels die Theorie in eine bloß methodologiſche Verbindung mit der 
empiriſchen Naturwiſſenſchaft und nie mit irgend einer Art von Natur⸗ 
philoſophie, alſo auch nicht mit dem naturphiloſophiſchen Materialismus: fo- 
in der Vorrede zum Anti⸗Dühring und in eben dem Sinne in ſeinem Büchlein 
über Feuerbach, in dem er jede Art von Naturphiloſophie für überflüſſig er⸗ 
klärt, da ſich ein überſichtliches Bild des Naturzuſammenhanges in annähernd 
ſyſtematiſcher Form vermittelſt der durch die empiriſche Naturwiſſenſchaft ſelbſt 
gelieferten Tatſache darſtellen läßt. Und ebenſo will es Engels auch für die 
Geſchichte haben. 
Einen tiefen Einblick in das Weſen der hier behandelten Frage gewinnen 
vir meiner Anſicht nach erſt, wenn wir in der „Heiligen Familie“, der Schrift, 
n der Marx ſeinen Übergang von der Philoſophie zum hiſtoriſchen Materia⸗ 
ismus vollzog, Umſchau halten. An verſchiedenen Stellen erklärt da Marx 
zielfach die ökonomiſchen Kategorien als die gegenſtändliche Entäußerung des 
Renſchen, die außer ihm dann ſelbſtändig geworden, als eine entfremdete 
Jotenz ihm gegenübertreten. Als ebenſolche entfremdete Entäußerungen des 
Nenſchen bezeichnet Marx auch die geſchichtlichen Ideologien, wie zum Beiſpiel 
ie Religion, die Politik, oder ein Organiſationsgebilde, wie den Staat. Marx 
eſcheint daher in der „Heiligen Familie“ als ein Anhänger der Entäußerungs⸗ 
eorie. 
Dieſe Theorie, die in den Händen von Marx zum Schlüſſel bedeutſamer 
rkenntniſſe wurde, gehört der deutſchen Philoſophie an. Kant erſcheint als 
r eigentlicher Schöpfer. Nach Kant formt der Menſch das Weltbild, indem 
die Raum⸗ und Zeitanſchauung, ſowie die Verſtandeskategorien in einer 
etimmten Weiſe auf den äußeren Empfindungsſtoff in Anwendung bringt. 
n der äußeren Welt tritt uns dann ein bedeutender Teil unſeres eigenen 
zeſens als entäußert entgegen. „Der Verſtand iſt der Geſetzgeber der Natur.“ 
ichte läßt ſchon auch den äußeren Empfindungsſtoff vom Menſchen ſelber 
Jeſetzt“ ſein. Die Welt wird daher zur Entäußerung des Menſchen, ſeiner 
oſtrakten Gattungsvernunft. Dieſe Anſchauung geht über in die damalige 
utſche Philoſophie, und Hegel entwickelt ſie ſyſtematiſch. In der „Heiligen 
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Familie“ zum Beiſpiel zitiert Marx (S. 250 der Mehringſchen Ausgabe) den 
wichtigen Satz aus Hegels Phänomenologie: „Die Entäußerung des Selbſt⸗ 
bewußtſeins iſt es, welches die Dingheit ſetzt. In dieſer Entäußerung ſetzt es 
ſich als Gegenſtand, oder den Gegenſtand als ſich ſelbſt.“ Feuerbach läßt die 
Anwendung der Entäußerungstheorie auf die Natur beiſeite, behält ſie aber 
für die Geſchichte. Dann ſetzt er an Stelle des Selbſtbewußtſeins den wirk⸗ 
lichen Menſchen, der Bewußtſein hat, doch noch immer als Gattungsweſen. 
Dieſer Theorie verdankt Feuerbach den weſentlichen Inhalt ſeiner Religions⸗ 
philoſophie. Die Religion nämlich iſt ihm die Entäußerung des wirklichen 
Menſchen, der Menſch habe Gott erſchaffen, nicht Gott den Menſchen. Die 
„wahren Sozialiſten“ hantierten dann mit der Theorie nach allen Richtungen, 
klagten pathetiſch die „Entäußerungen“ an und konnten ſich dabei aus den 
philoſophiſchen Allgemeinheiten nicht herauswinden, weswegen gerade ihre „Ent⸗ 
äußerungen“ im „Kommuniſtiſchen Manifeſt“ verſpottet wurden. Auch Marx 
übernahm die Entäußerungstheorie, befreite ſie jedoch von ihrer philoſophiſchen 
Hülle und benutzte ſie als Mittel konkreter Erkenntnis. Von der „Heiligen 
Familie“ an über das „Elend der Philoſophie“ bis zum „Kapital“, überall 
begegnen wir ihr, am großartigſten im berühmten Kapitel vom Fetiſchismus 
der Ware. Marx erkennt daher in den ökonomiſchen und allen ſachlichen 
und ideologiſchen Kategorien der Geſellſchaft Ergebniſſe menſchlicher Tätigkeit. 
Dieſe „Entäußerungen“ des Menſchen ſind jedoch bei Marx nicht wie bei den 
wahren Sozialiſten Entäußerungen der abſtrakten Menſchennatur, ſondern Ent⸗ 
äußerungen beſtimmter Menſchen unter beſtimmten örtlichen und zeitlichen, 
natürlichen und geſchichtlichen Verhältniſſen. Dieſe „Entäußerungen“ erſcheinen 
alſo in ihrer vollen wirklichen Realität und Konkretheit als wirkliche ökonomiſche 
Kategorien, Religion u. ſ. w. in einer beſtimmten Zeit, bei einem beſtimmten 
Volke. | 

Wenn mit der bloßen Entäußerungstheorie natürlich der hiſtoriſche Ma⸗ 
terialismus noch nicht gegeben iſt, ſo ermöglicht ſie uns doch, zu erkennen, 
welche Auffaſſung Marx von dem Weſen der ökonomiſchen Kategorien 
des Staates, Rechtes und der Ideologien hatte. Und dieſe Auffaſſung 
macht jeden Verſuch einer Verbindung des hiſtoriſchen mit dem naturphilo⸗ 
ſophiſchen Materialismus begrifflich unmöglich, hingegen zeigt ſie uns wieder 
einige neue Verbindungsfäden des Marxismus mit der deutſchen klaſſiſchen 
Philoſophie. 

Und noch eine Frage erledigt ſich durch die Erkenntnis dieſer Auffaſſung 
Man gefällt ſich darin, dem hiſtoriſchen Materialismus vorzuwerfen, es fehle 
ihm eine erkenntnistheoretiſche Baſis. Das Grundproblem der Erkenntnistheorit 
iſt die Frage vom Verhältnis des Subjektes zu dem ihm „fremden“ Objekt. © 
entſteht daher eine ganze Reihe von Problemen, wodurch das Objekt gegeber 
ſei, wie gelangen wir zu ſeiner Erkenntnis, was erkennen wir an ihm u. ſ. w 
Wenn jedoch nach der marxiſtiſchen Theorie alle ſozialwiſſenſchaftlichen Phäno 
mene als Entäußerungen des Menſchen, als ſeine Erzeugniſſe aufgefaßt werden 
ſo fällt naturgemäß das ganze erkenntnistheoretiſche Problem weg, da hier da: 
„Objekt“, die geſellſchaftlichen Phänomene, nicht als „fremdes Weſen“ den 
Subjekt gegenübertritt, ſondern als ſeine Erzeugniſſe, als Erzeugniſſe de 
Subjektes, die daher an Weſen und Struktur den Subjektscharakter aufweiſen 
müſſen. So erſcheint gerade der hiſtoriſche Materialismus von Haus au 
erkenntnistheoretiſch fundiert. Und erkenntnistheoretiſch bleibt höchſtens für den 
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hiſtoriſchen Materialismus die bloß methodologifche Frage beſtehen, ob er den 
methodologiſchen Anforderungen einer wiſſenſchaftlichen Theorie entſpricht oder, 
anders ausgedrückt, welche Bedingungen unſerer Erkenntnis ermöglichen den 


wiſſenſchaftlichen Geltungswert der Theorie, verſchaffen ihr die Gewißheit von 


der Richtigkeit ihres Wiſſens? 


Entartung. 
Von Ferdinand Frey. 


Beſteht ein wiſſenſchaftliches Recht, von einer Entartung des Menſchen⸗ 


geſchlechtes zu ſprechen? Der Budapeſter Arzt Dr. M. Kende behauptet dies 


in ſeiner kleinen Schrift: „Die Entartung des Menſchengeſchlechtes, 


ihre Urſachen und die Mittel zu ihrer Bekämpfung.“ Aber trotz der 
zahlreichen mediziniſchen und ſozialwiſſenſchaftlichen Einzeltatſachen, die er in 


faſt ermüdender und verwirrender Fülle herbeiſchleppt, müſſen wir ſeiner Anſicht 
entgegentreten. Er ſucht zu zeigen, daß alle möglichen Krankheiten in ſteter 
Zunahme begriffen ſind. Dagegen iſt prinzipiell einzuwenden, daß die wiſſen⸗ 


ſchaftliche Medizin erſt fünfzig Jahre alt iſt, und daß ein ſolcher Zeitraum 


viel zu kurz iſt, um derartige Fragen endgültig zu entſcheiden; ferner, daß von 


Jahr zu Jahr die diagnoſtiſchen Fähigkeiten der Arzte erheblich ſteigen, ſo daß 


Krankheiten viel öfter und eher erkannt und feſtgeſtellt werden als früher, und 
daß ſogar eine Reihe neuer Krankheiten ſich unſerer Erkenntnis erſchloſſen hat. 
Daß durch die Schärfung des ärztlichen Blickes die Ziffern der Krankheitstabellen 


ſteigen, iſt klar, beweiſt aber noch lange nicht, daß die Menſchen kränker als 


ehemals ſind. Dieſe Verfeinerung der ärztlichen Diagnoſe hat naturgemäß auch 
ihren Einfluß auf die Aushebung zum Militär und leicht wird heute zurück 


geſtellt, wer ehemals als tauglich galt. Sich alſo ohne weitere Kritik auf 


Militärſtatiſtik zu ſtützen, hat der Verfaſſer ebenfalls kein Recht. 


Waren denn wirklich die Menſchen früherer Zeiten geſünder? Haben nicht 


| auch hier die Lobpreiſer der guten alten Zeit unrecht? Sicherlich ift es der 


modernen Medizin gelungen, den Seuchen und Epidemien, die früher über ganze 


Weltteile vernichtend dahinzogen, ein Halt zuzurufen und ſie auf ein Minimum 


zu beſchränken; ſo die ſchwarzen Pocken, die Peſt, die Cholera ꝛc. Mit Chinin 
geht ſie gegen die Malaria, mit Heilſerum gegen die Diphtherie und andere 
Infektionskrankheiten vor, durch prophylaktiſche Einträuflung von Silber⸗ 
präparaten ſchützt fie die Augen der Neugeborenen gegen die früher ſo un⸗ 
glaublich häufige Erblindung durch Gonorrhoe; Aſepſis und Antiſepſis ſchützen 
die Wöchnerin vor dem Kindbettfieber und ermöglichen die erſtaunlichen Erfolge 


der Chirurgie, die jährlich ungezählten Tauſenden die Geſundheit wiedergibt 


oder das Leben rettet. Es hieße Eulen nach Athen tragen, hier weiter von 


den Errungenſchaften moderner Medizin zu ſprechen, die wohl nur ein von 


ſogenannten Naturheilkundigen, Schäfern und Kurpfuſchern getrübter Sinn nicht 
anerkennen wird. Wichtiger als alle Erfolge mediziniſcher Therapie iſt aber 
die Prophylaxe, welche durch die Hygiene ſtatthat. Der Menſch der Vergangen⸗ 
heit, der in ſchmutzigen Löchern wohnte, eng zuſammengepfercht mit kranken 
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Nachbarn, zu Haufe und draußen von giftigen Miasmen umgeben, verdorbene 
Nahrungsmittel zu ſich nehmend, ohne Sorge für Reinlichkeit, ohne ſachgemäße 
Behandlung im Krankheitsfall, kann unmöglich geſünder geweſen ſein als der 
moderne Menſch. Man vergegenwärtige ſich nur, in welchen elenden Häuſern 
ſelbſt gute Bürgersfamilien wohnten, man denke etwa an das Goethehaus zu 
Frankfurt oder das Dürerhaus zu Nürnberg! Ein einziger Spaziergang durch 
eine beliebige Altſtadt und dann durch moderne neue Straßen müßte doch 
jedem zeigen, daß dort die Krankheit, hier die Geſundheit wohnen muß. 

Die Hygiene kann wahrlich mit ſtichhaltigeren Zahlen und Tatſachen auf⸗ 
warten als der Verfaſſer der uns vorliegenden Schrift. Es genüge hier der 
eine Hinweis, wie furchtbare Opfer der Typhus in München forderte, bis 
endlich durch die Kanaliſation und durch die Errichtung des ſtädtiſchen Schlacht- 
hofs die Mortalitätsziffer ſprungartig herabging. Dr. Kende jedoch ſcheint 
Hygiene und Sanitätsmaßregeln nicht anzuerkennen, im Gegenteil für ſchädlich 
zu halten. Schreibt er doch auf S. 124, die Boers ſeien den Briten phyſiſch 
überlegen durch den „Mangel an verfeinerten ſanitären Einrichtungen, wodurch 
ſchwächliche Individuen, die in ziviliſierten Ländern durch ſorgfältige Pflege 
erhalten bleiben, in dem Bergland der Boers zu grunde gehen und ſo eine 
beſſere natürliche Auswahl zu ſtande kommt“. Mit dieſen Worten wird Herbert 
Spencers Einwand gegen die Hygiene wieder aufgewärmt, der ſie beſchuldigte, 


ſie ſorge für Erhaltung der Schwächeren. Daß dies theoretiſch falſch, iſt längſt 
gezeigt worden. Oft erliegen ja gerade die Kräftigſten den Schädigungen, bei⸗ 
ſpielsweiſe der Infektion; außerdem arbeitet die Hygiene an der Kräftigung 
der ganzen Generation. Auch die praktiſche Erfahrung zeigt, wie falſch dieſe 
faſt ſophiſtiſchen Bedenken gegenüber der Hygiene und der kulturellen Lebens⸗ 
weiſe ſind: in London wurden 1660 bis 1679 8 Prozent Todesfälle verzeichnet, 
1866 bis 1870 dagegen nur 2,24 Prozent. Im achtzehnten Jahrhundert über⸗ 
ſtiegen die Todesfälle ſtets die Zahl der Geburten. Erſt Mitte des neunzehnten 
Jahrhunderts kehrte ſich dieſes Verhältnis um. Dr. Kende ſelbſt gibt eine Zahl 
in dieſem Sinne an, indem er ſagt, in Ungarn ſei in nur einigen Jahrzehnten 
das durchſchnittliche Lebensalter von ſiebenundzwanzig auf zweiunddreißig Jahre 
geſtiegen. Er macht Zugeſtändniſſe (S. 126) und gibt geringere Sterblichkeit 
und höheres Durchſchnittsalter zu, ſagt aber, es handle ſich dafür um minder⸗ 
wertigen Menſchenſchlag. Und wie beweiſt er das letztere? Indem er ſagt, an 
Stelle großer Muskel⸗ und geringer Geiſteskraft ſei jetzt das Umgekehrte ge⸗ 
treten. Darin mag er recht haben, nur daß wir das für eine Höherentwicklung, 
nicht für eine Entartung halten. Der Menſch paßt ſich zweckmäßig wie jeder 
Organismus in ſeiner körperlichen Ausbildung ſeinen Bedürfniſſen und ſeinem 
Milieu an. Brauchte er früher einen großen Muskelquerſchnitt, ſo jetzt vor 
allem eine windungsreiche Hirnrinde; aus dieſer Veränderung darf jedoch 
nie eine Entartung abgeleitet werden. Sehen wir doch in der ganzen Tierreihe 
eine Entwicklung, die immer mehr pfychiſche Faktoren an die Stelle von phyſiſchen 
ſetzt. Niemand wird es nun einfallen, den Menſchen entartet zu ſchelten, weil 
er nicht über Panzerdecken wie der Krebs oder Hörner wie der Stier verfügt. 
Wie er ſolche Waffen durch intellektuelle zu erſetzen wußte, ſo kann er auch 
getroſt auf robuſte Muskelkraft verzichten und doch kerngeſund ſein. 4 
Eine bekannte Tatſache, die nun aber auch gegen die angebliche phyſiſche 
Entartung ſpricht, iſt die Zunahme der Körpergröße des Menſchen. War die 
Annahme, daß der Urmenſch klein geweſen ſei, ſchon dadurch wahrſcheinlich 
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gemacht, daß die dem Menſchen am nächſten ſtehenden Tiere, die Affen 
(wenigſtens in ihren meiſten Arten) im Vergleich zu ihm klein ſind, daß ſelbſt 
der Pithekanthropusſchädel von Dubois weit hinter den Dimenſionen eines 
Menſchenſchädels zurückſteht, desgleichen auch der Schädel des Palaeopithecus 
‚sivalensis, gibt ferner der Umſtand zu denken, daß wir Zwergvölker in Zentral⸗ 
afrika fanden und neuerdings auch Knochenüberreſte einer Zwergraſſe im ſüd⸗ 
lichen Elſaß und in Schleſien, endlich, daß auch ſolche an den Urzuſtand er⸗ 
innernden niedrigſten Völker wie die Weddhas klein von Statur find, jo haben 


wir auch ſehr viel hiſtoriſche Beobachtungen, die für Zunahme der Körpergröße 


ſprechen. Hiermit ſtimmen die Ergebniſſe der Unterſuchungen von Tiedemann Ä 


und Biſchoff über die Körpergröße der napoleoniſchen Krieger überein; hiermit 


ſtimmt, daß fo häufig alte Ritterrüſtungen unglaublich klein befunden werden, 
daß der engliſchen Hofgeſellſchaft unter Viktoria die alten Koſtüme aus Eliſabeths 
Zeiten zu knapp und kurz waren, und daß die Bettſtellen früherer Jahrhunderte 
und alten Alkoven und Bettſchränke ſo geringe Länge zeigen. Wie oft auch 
part dem Städter die Kleinheit der Bauern und Bäuerinnen auf, die in die 
Stadt zum Markte kommen. Die Raſſen der Vergangenheit, wie die Italiener 2c., 
ſind klein, die der Zukunft, wie beiſpielsweiſe die Amerikaner, find groß. Zu⸗ 
gegeben ſei, daß gerade dieſe Frage, inwieweit Körpergröße und Artgeſund⸗ 
beit in Zuſammenhang ſteht, noch keineswegs allſeitig geklärt und ficher zu 
beantworten iſt; zugegeben auch, daß mancherlei den eben angeführten Argu⸗ 
nenten zu widerſprechen ſcheint, wie etwa die Körpergröße der auf dem Aus⸗ 
terbeetat befindlichen Indianer. Dennoch war ein kurzes Eingehen auch auf 
ieſe Bedenken am Platze, welche der Annahme einer allgemeinen Degeneration 
utgegenſtehen. 
Wir ſehen jedenfalls im Gegenſatz zu Kende, daß viele Faktoren für die 
Unnahme einer körperlichen Vervollkommnung ſprechen, jo daß wir Kendes Be- 
ſauptung, das moderne Menſchenmaterial ſei minderwertige Ware, als unrichtig 
ezeichnen müſſen, ebenſo ſein Wort (auf S. 130): „Das ganze Menſchen⸗ 
eſchlecht kann wohl entarten.“ Wenn er letzteres durch den Zuſatz einſchränkt: 
aber nicht ganz untergehen“, fo zeigt dies nur, daß er ſelbſt wohl nicht fo 
echt an eine echte Entartung glaubt, denn eine ſolche müßte doch, wenn ſie 
das ganze Geſchlecht ergreifen kann, zu deſſen Untergang führen können. 
Und trotz unſerer grundſätzlich anderen Anſchauung der ganzen Sachlage müſſen 
zr Dr. Kende doch ein weſentliches Zugeſtändnis machen, nämlich daß zu einer 
öchrift, die moderne Entartungserſcheinungen beſpricht, reichlich Veranlaſſung 
egeben iſt. Entartung geben wir zu, aber nur eine durch den Kapitalismus 
eſchaffene Entartung, die demgemäß nur die kapitaliſtiſchen Völker betrifft und 
icht die ganze Menſchheit, und die vor allem durch wenige Generationen über⸗ 
unden werden kann, ſobald die Krankheitsurſache, der Kapitalismus, gefallen 
t. Kende ſelbſt führt Tatſachen genug an, die ihn auf die eigentliche Atio— 
gie moderner Entartung bringen ſollten, ſo zum Beiſpiel die Meſſungen des 
rofeſſor Pagliani (Turin), die das Durchſchnittsgewicht jugendlicher Perſonen 
Alter von ſechzehn bis neunzehn Jahren in den arbeitenden Klaſſen um 
Kilo leichter feſtſtellen als das in wohlhabenden Ständen. Er zitiert Weis⸗ 
ans Ausführungen über die verderbliche Einwirkung von ſchlechter Nahrung 
id Feuchtigkeit auf Pferde; weiter Petren und Holſti, die gefunden haben, 
I Neuraſthenie bei den arbeitenden Klaſſen am meiſten verbreitet iſt, dann 
ne engliſche Statiſtik, nach der von Kindern unter einem Jahre ſterben: bei 
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den Reichen 8 Prozent, bei den Armen aber 33 Prozent, und nach welcher die 
Altersſchwäche, Marasmus senilis, in den ärmeren Klaſſen zehn bis fünfzehn 
Jahre früher auftritt als in den reicheren. Ja, Kende ſchreibt ſogar folgende 
Sätze nieder: 

„Die wirtſchaftliche Not, mit einem anderen Worte die Armut, iſt das 
mächtigſte Mittel zur Förderung der Entartung, denn an ihr hängen Schmutz 
und Verkehrtheit, Hunger und Krankheit (Möbius). Armut und Schmutz 
ſpielen eine traurige Rolle in dem Steigen der Mortalitätsziffer und der 
Verkümmerung einer Einwohnerichaft. .. . Faſt bei allen Gebrechen findet 
man die Armut als ätiologiſches (urſächliches) Haupt- oder wenigſtens Ge⸗ 
legenheitsmoment“ 5 

und führt für dieſe Sätze die Erblindungen, Verkrüpplungen, Taubſtummheit, 
chroniſche verkrüppelnde Gelenkentzündung, Rhachitis, Skrophuloſe, Nerven-, 
Herz⸗, Nierenleiden, Verdauungsſtörungen, Alkoholismus und Tuberkuloſe der 
Armen an. So führt er ungefähr dasſelbe aus, was Klara Zetkin einſt ſo 
treffend bemerkte: Der Armen⸗ und Kaſſenarzt müßte auf dem Totenſchein als 
Todesurſache nicht lateiniſche oder griechiſche Krankheitsnamen vermerken, 
ſondern hinſchreiben, der Patient ſei an ſeinem Proletariertum zu grunde 
gegangen. Zu ſolcher Erkenntnis muß ja wohl jeder Arzt kommen; jedoch 
nicht jeder wird ſich deſſen klar bewußt werden, nicht jeder vor allem die rich⸗ 
tigen Konſequenzen zu ziehen wiſſen. Hier gerade zeigt ſich, wie recht der hiſto⸗ 
riſche Materialismus hat, wenn er die Abhängigkeit der geiſtigen Grund⸗ 
richtungen von der ökonomiſchen Lage konſtatiert. Mehr als anderen Berufs: 
arten iſt es dem Arzte gegeben, die furchtbaren Schädigungen des Kapitalismus 
zu beobachten. Da jedoch die meiſten Arzte ihrer Herkunft und ihren Inter 
eſſen nach der Bourgeoiſie angehören, wendet ſich nur eine geringe Minderheit 
der ſozialiſtiſchen Weltanſchauung zu, während die übergroße Mehrzahl ent: 
weder dem geſchauten Elend gegenüber abſtumpft oder gewaltſam die Augen 
verſchließt oder ſogar reaktionäre Ideen entwickelt. | 

Ein Mufterbeifpiel für dieſe Art von Arzten, die bewußt oder unbewuß 
Vertreter der Bourgeoiſie bleiben, iſt Dr. Kende, was ihm umſomehr vor 
gehalten werden muß, als er doch in ſeiner Schrift keineswegs ein rein medi 
ziniſch⸗anthropologiſches Thema anſchneidet, ſondern eines, das im eminenten 
Sinne auch nationalökonomiſch und ſozial genannt werden muß. Von Kend 
hören wir nur in einem ſehr unklar geprägten Worte (S. 74), der Sozialis 
mus bedeute die wirtſchaftliche Gleichheit (2) und gehöre in eine Gruppe mi 
pſychiſchen Infektionen, „die wie Selbſtmordepidemien, Anarchismus, Spiri 
tismus, Okkultismus, Myſtizismus, Vegetarianismus, Kneipperianerei und all 
die anderen tauſend „Ismen“ und „Anereien“ der krauſen Gegenwart nal 
Profeſſor Hueppe nichts anderes als Symptome der Neuraſthenie find“. Jo 
Kende zitiert ſogar die Anſicht eines Nietzſche, daß der Sozialismus nur ei 
„Verfallsſymptom“ mehr ſei „auf dem Wege der Unterdrückung aller über di 
Menge hinausragenden Individualitäten“. So iſt es kein Wunder, wen 
Kende am Schluſſe ſeiner Schrift zwar auf Tolſtoi, Nietzſche und Humanitö 
hinweiſt, aber mit keinem Worte den Sozialismus erwähnt, der doch allei 
fähig ſein wird, der Entartung zu ſteuern, indem er die Proletariſierung, di 
Überarbeitung auf der einen, die Nichtstuerei auf der anderen Seite und de 
Körper und Geiſt aufreibenden Kampf ums Geld beſeitigt und auf ſtaatlicher 
Wege eine großzügig angelegte Hygiene auf allen Gebieten zur Durchführun 
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bringen kann. Ein einziger Blick auf das ſozialdemokratiſche Parteiprogramm 
zeigt uns mehr und tiefergreifende Pläne, die Entartungserſcheinungen zu über⸗ 
winden, als alle Gelehrſamkeit Kendes beibringen kann, deſſen Vorſchläge zur 
Abhilfe teils liberal halb, teils reaktionär, teils gänzlich utopiſch ſind und 
beſtenfalls kleine Palliativmittelchen bleiben. Einige Beiſpiele mögen das Ge— 
ſagte erläutern: Kende wirft den Franzoſen vor, fie ſtellten zu viel Rekruten 
ein und ſchädigten ſich dadurch wirtſchaftlich, und zwar ſei das eine Folge 
ihres „ewigen Hinſtarrens nach den Vogeſen“. Als ob der Militarismus nicht 
durch den Kapitalismus bedingt und international iſt! Gegen den Militarismus 
als ſolchen zu kämpfen, gegen dieſen Vampyr, der den Völkern Saft und Kraft 
aus den Adern ſaugt, das fällt Kende nicht ein! ö 
Der Frauenbewegung ſteht er ziemlich ablehnend gegenüber und verlangt, 
der Arzt ſolle das Weib „zum häuslichen Herde zurückdrängen, es an ſeine 
Pflichten als Weib und Mutter erinnern“. Es erübrigt ſich, hier auszuführen, 
daß nur der Sozialismus, niemals der Kapitalismus die Geſundheit und Eigen— 
art der Frau aus dem Volke ſchützen kann, daß er aber ablehnen muß, als 
Frauenideal den Gebärautomaten, das Männerſpielzeug, die gute Köchin hin⸗ 
zuſtellen. 

Eine Haupturſache der Degeneration ſieht Kende in der allgemeinen ge— 
ſchlechtlichen Vermiſchung (Panmixie) und befürwortet, daß Kirche (!!!) und 
Staat gegen dieſe einſchreite. Derartige gemeingefährliche, urreaktionäre Vor⸗ 
ſchläge verlangen einen Zuchthausſtaat, der alle individuelle Freiheit unter⸗ 
drückt. Ihre Ausführung würde die Zahl unehelicher Geburten maßlos in die 
Höhe ſchnellen laſſen, mit Willkür und Grauſamkeit menſchliches Glück zer⸗ 
‚stören, Kranke zu möglichſter Verheimlichung, das heißt zur Verſchlimmerung 
und größeren Gefährlichkeit ihrer Krankheiten bringen. Kende fordert Regle⸗ 
mentierung und Anzeigepflicht der Syphilis und eventuelles Eheverbot, das 
natürlich die Ausbreitung der Proſtitution nicht mindern würde, wie er glaubt, 
ſondern außerordentlich vergrößern. Die Tuberkuloſe durch Eheverbote be— 
kämpfen zu wollen, iſt ebenfalls ein ebenſo naiver wie ſchädlicher Gedanke. 
Kende iſt nicht radikal genug: er müßte eine monatliche polizeiärztliche Unter⸗ 
ſuchung der ganzen Bevölkerung und Kaſtration aller Kranken verlangen. 
Daß der Verfaſſer auch gegen den Alkoholismus nur Palliativmittelchen 
kennt, wie Errichtung von Trinkeraſylen, Prämiierung abſtinenter Fabrik⸗ 
arbeiter (warum nicht Prämiierung abſtinenter Offiziere, Studenten, Arzte, 
Bankiers, Rentiers ?), „Ermutigung“ aller Abſtinenzbeſtrebungen ꝛc., iſt nach 
obigem ſelbſtverſtändlich. 

Wie die Bourgeoiſie immer ratlos im Dunkeln in der Irre tappt, wenn 

ſie ſich großen ſozialen Fragen gegenüberſieht, weil der einzige Ausweg, die 
Überwindung des Kapitalismus, ihr eigenes Ende bedeutet, ſo vermag auch 
der Budapeſter Arzt keinen klaren Weg zu zeichnen, auf dem man der Ent⸗ 
artung entgegentreten könnte. Iſt dieſe wirklich jo furchtbar und jo allgemein, 
wie er es ſchildert, ſo wäre es verzweifelt traurig, wenn wir keine anderen 
Heilmittel wüßten als er. Der Grundfehler ſeines Buches liegt darin, daß er 
den Kapitalismus nicht als Urſache der Entartung erkennt und daß er nicht 
weiß, daß es keine wirkſame Hygiene, Therapie und Prophylaxe gibt, denn im 
Sozialismus. 
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Die Elemente der Statiftik der deutſchen Reichstagswahlen. 


Die Leſer dieſer Zeitſchrift dürften bei Erſcheinen dieſer Betrachtungen ſo 
zahlreiche Erörterungen des im einzelnen vorausgeahnten, in ſeiner Geſamtheit 
überraſchenden Wahlergebniſſes vom 16. Juni genoſſen haben, daß meine 
ſtatiſtiſchen Erörterungen von tagespolitiſchen Erwägungen abſehen dürfen. 

Das ſtatiſtiſche Rohmaterial unſerer Wahlſtatiſtik iſt leider wenig behandelt 
worden, wohl gibt es eine nicht geringe Zahl von Veröffentlichungen über die 
Wahlen zum deutſchen Reichstag, aber ſie begnügen ſich zumeiſt damit, das 
Material der amtlichen Veröffentlichungen mehr oder weniger verkürzt wieder⸗ 
zugeben, ſie ſuchen nicht durch Kombinationen tiefer in das Zahlenmeer ein⸗ 
zudringen. Unſere amtliche Statiſtik tat wenig zur Aufhellung der Beziehungen 
zwiſchen den Zahlen der Wahlſtatiſtik und der Bevölkerungsſtatiſtik und nichts 
zur Aufhellung von Beziehungen zwiſchen Wahlſtatiſtik und Wirtſchaftsſtatiſtik. 
Im Gegenſatz zu anderen Arbeiten des Reichsſtatiſtiſchen Amtes erſcheint die 
Wahlſtatiſtik ohne erläuternden Text. Wieweit da Furcht vor den Ergebniſſen 
oder der Wunſch, einer Beſprechung im Reichstag auszuweichen, maßgebend 
iſt, entzieht ſich der Kenntnis nichtamtlicher Kreiſe. Leider iſt der privaten 
Statiſtik ein Riegel vorgeſchoben, um das befriedigend zu ergänzen, was das 
Reichsſtatiſtiſche Amt unterläßt. Wir werden dies erkennen, wenn wir unter⸗ 
ſuchen, welche Kombinationen möglich ſind. | R 

Die vor 1898 ſehr dürftige Statiſtik der Reichstagswahlen zerfällt in ihrer 
Bearbeitung des Ergebniſſes der Wahlen vom Jahre 1898 in fünf Teile: 
1. Die Reichstagswahlen nach Staaten und preußiſchen Provinzen, 2. Die 
Reichstagswahlen nach einzelnen Wahlkreiſen, 3. Verzeichnis der bei den Reichs⸗ 
tagswahlen gewählten Abgeordneten und ihrer Gegenkandidaten, 4. Die Reichstags⸗ 
wahlen nach Größenklaſſen der Orte in den einzelnen Wahlkreiſen, in den Staaten 
und Landesteilen, 5. Die Reichstagswahlen in den Großſtädten. Der dritte 
Teil ſcheidet aus einer ſtatiſtiſchen Betrachtung aus, wenn wir ihn auch aus 
politiſchen und biographiſchen Rückſichten nicht miſſen wollten. Der erſte Teil 
enthält zu große Zahlen, um Kombinationen mit anderen Ergebniſſen unſerer 
Statiſtik nützlich erſcheinen zu laſſen. Es kommen ſomit für uns bloß in Be 
tracht der zweite und vierte, eventuell der fünfte Teil. Sie enthalten neben den 
abſoluten und relativen Zahlen der in jedem Wahlkreis für jede Partei ab⸗ 
gegebenen — mehr als 25 — Stimmen die abſoluten Zahlen über die Bevöl⸗ 
kerung auf Grund der letzten vorangegangenen Volkszählung, die Zahl der 
Wahlberechtigten, ihr Verhältnis zur Einwohnerzahl, den Prozentſatz der Be⸗ 
völkerung nach dem Religionsbekenntnis, das mit mehr als 50 Prozent im 
Wahlkreis vertreten iſt, die abſoluten und relativen Zahlen über die Wahl 
beteiligung, den Anteil der ungültigen Stimmen, das Wahlreſultat der be⸗ 
handelten Wahl und der vorangegangenen, den Anteil der Stimmen des 
gewählten Abgeordneten von der Geſamtzahl der Wahlberechtigten und der 
gültigen Stimmen, die Ergebniſſe der erforderlichen Stichwahlen und das 
JJ d rr ...n 

1 Statiſtik der Reichstagswahlen von 1898 (Ergänzungsheft zu den Vierteljahrsheften 
der Statiſtik des Deutſchen Reiches, 1898, III) enthält die Abſchnitte 1 bis 3, und Statiſtik 
der Reichstagswahlen von 1898, 2. Theil (Ergänzungsheft zu den Vierteljahrsheften zur 
Statiſtik des Deutſchen Reiches, 1899, J) enthält den vierten und fünften Abſchnitt. Karto⸗ 
graphiſche und andere graphiſche Darſtellungen ſind den Publikationen eingefügt. * 
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laſſen ſich eine Reihe von Kombinationen und Gruppierungen finden, ins⸗ 
beſonders dann, wenn man die Reſultate mit vorangegangenen Wahlen ver: 
gleicht. Heben wir die wertvollſten hervor. 

Man wird vergleichen können abſolute und relative Ab- beziehungsweiſe 
Zunahme der Stärke der Parteien, den Anteil der Parteien nach Prozent⸗ 
gruppen je nach der Bevölkerungszahl oder noch beſſer nach der Zabl der Wahl⸗ 
berechtigten, dann auch nach dem ſtärkeren oder ſchwächeren Hervortreten 
ſtädtiſcher und ländlicher Bevölkerung. Man wird das „Religionsbekenntnis“ 
mit den Relativzahlen für jede Partei kombinieren können, das Vor⸗ und 
Zurückrücken der einzelnen Parteien zwiſchen zwei Wahlen nachweiſen, die Ein⸗ 
wirkung der Zahl der Kandidaten auf die Wahlbeteiligung beleuchten, man 
wird auch die Stärke der Parteien in Beziehung bringen können zu dem Grade 
der Wahlbeteiligung, es iſt auch möglich, die Wahlbeteiligung zu kombinieren 
mit der konfeſſionellen Zuſammenſetzung der Bevölkerung. Möglich, aber kaum 
die Mühe lohnend, würde die Kombination zwiſchen Wahlberechtigten und 
Volkszahl, da als erheblich abweichende Maſſenerſcheinung nur die auch ſonſt 
feſtgeſtellte Zahl der Ausländer in Betracht käme, nützlicher vielleicht wäre die 
Beziehung feſtzuſtellen, zwiſchen der Zahl der Wahlberechtigten und den abge- 
| gebenen Stimmen, weil fie den Einfluß der ſtärkeren und ſchwächeren Zuſammen⸗ 
drängung der Bevölkerung die politiſche Betätigung erweiſen kann. Der Anteil 
der im erſten Wahlgang für den endgültig gewählten Abgeordneten abgegebenen 
Stimmen läßt uns für jede Partei nach zwei aufeinander folgenden Wahlen 
gruppieren. Die langſamere beziehentlich ſchnellere Entwicklung der einzelnen 
Parteien zwiſchen zwei Wahlgängen kann man finden, wenn man dem Beiſpiele 

Adolf Neumann⸗Hofers folgt und die Wahlkreiſe für jede Partei numeriert 
in der Reihenfolge des ſtärkſten zum ſchwächſten Prozentanteil der in jedem 
Wahlkreiſe für die betreffende Partei abgegebenen Stimmen. Die verſchiedene 

Stimmenzahl, die 1898 und 1903 dem Kreiſe Minden-Lübbecke für die deutſch⸗ 

konſervative, die freiſinnige Volkspartei, die ſozialdemokratiſche Partei und 
für den Bund der Landwirte gegeben werden muß, zeigt — kombiniert mit 
der Lage des Wahlkreiſes — Fortſchritt und Rückgang der Parteien in den 
derſchiedenen Reichsteilen. So wertvoll die Anwendung dieſer Methode für die 

im erſten Wahlgange ſtets und ausſchließlich auf die eigene Kraft angewieſene 
ſozialdemokratiſche Partei iſt, jo viele Fehlerquellen bürgt ſie für andere poli⸗ 

iſche Gruppen, die den Wählern oft zumuten, Kandidaten anderer Parteien 
hre Stimmen zu geben mit Rückſicht auf Kompenſationen in benachbarten 

Wahlkreiſen. | 

Durch Zuſammenfaſſung der Parteien in Gruppen ließe fich dieſe Fehler⸗ 
quelle vermindern, aber nicht aus der Welt ſchaffen. Eine Gruppierung der 
barteien in den einzelnen Wahlkreiſen nach ihrem Anteil an der Zahl der 

Wahlberechtigten würde auch nicht unintereſſant ſein, wertvoller wäre die 
kombination der an der Wahl nicht teilnehmenden Perſonen mit den übrigen 
lementen der Wahlſtatiſtik. 

Die Beziehung zwiſchen Erwählten jeder Partei und der Geſamtheit der 
bgegebenen Stimmen ermöglicht Einblicke in die Ungleichheit des Wahlrechtes 


| ſtärkere Hervortreten ländlicher, beziehungsweiſe ſtädtiſcher Bevölkerung. Hieraus 
N 
. 


4 5 Die Entwicklung der Sozialdemokratie bei den Wahlen zum deutſchen Reichstag. 
weite Ausgabe. Berlin 1898, S. 36 ff. f 
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und die Berechnung, wie viele Abgeordnete auf jede Partei kämen bei tatſäch⸗ 
lich gleichem Wahlrecht. Dieſe Darlegungen ließen ſich ergänzen durch eine 
Betrachtung der unvertretenen Minderheiten. 

Wir vermuten in vorſtehenden Ansführungen erſchöpft zu haben, was ſich 
durch Kombinationen und Gruppierungen aus den vorhandenen ſtatiſtiſchen 
Elementen der amtlichen Statiſtik der Reichstagswahlen ſchöpfen läßt. Nun 
liegt der Einwand nahe, daß dies nur ein Teil und nicht der intereſſanteſte 
einer erſchöpfenden Bearbeitung des wahlſtatiſtiſchen Materials wäre. Man 
wird fragen, warum man ſich bloß an die Elemente der Reichstagswahlſtatiſtik 
halten will, warum man nicht über die Verarbeitung der Rohmaterialien und 
Halbfabrikate des Kaiſerlich ſtatiſtiſchen Amtes hinausgeht und nicht auch die 
Angaben der Bevölkerungs-, Berufs⸗, Betriebs, Nationalitäts⸗, Kriminalſtatiſtik, 
die Bodenverteilung ꝛc. ꝛc. mit den Zahlen der Reichstagswahlſtatiſtik kombi⸗ 
nieren ſollte. Sicherlich wäre dies von der allergrößten Bedeutung für die 
Beleuchtung des wichtigſten Zweiges unſerer politiſchen Statiſtik. Von welchem 
Nutzen wäre doch die Aufdeckung der Beziehungen der parteipolitiſchen mit der 
ſozialen Gliederung des deutſchen Volkes. Aber all dies iſt zwar nicht für die 
amtliche, wohl aber für die private Statiſtik unmöglich. Die Wahlkreiſe des 
Deutſchen Reiches entſprechen nicht den territorialen Grundlagen der amtlichen 
Statiſtik, jo daß Kombinationen der Wahlſtatiſtik mit allen anderen Ergebniſſen 
der amtlichen Statiſtik ohne völlig neue Aufbereitung des ſtatiſtiſchen Ur⸗ 
materials unmöglich ſind, außer für diejenigen Kleinſtaaten, welche aus einem 
Wahlkreis beſtehen. Ein Beiſpiel wird dies beweiſen. Berlin iſt in ſechs 
Wahlkreiſe eingeteilt, für keinen dieſer Wahlkreiſe beſitzen wir die Daten der 
zur Kombination heranzuziehenden Statiſtik geſondert, ſondern bloß für das 
Stadtgebiet Berlin. Dieſes Stadtgebiet dehnt ſich aber auch auf Teile der 
Wahlkreiſe Teltow⸗Beeskow⸗Charlottenburg und Niederbarnim aus, ſo daß auch 
für das Geſamtgebiet der ſechs Berliner Wahlkreiſe die Grundlagen der Kom⸗ 
bination fehlen. | 

Seit Beſtand der Einteilung der Reichstagswahlkreiſe, die unverändert 
geblieben iſt, wurden außerordentlich viele Veränderungen der Grenzen Dei 
Regierungsbezirke, Kreishauptmannſchaften, Kreiſe und der anderen Grundlagen 
der territorialen Einteilung vorgenommen, daß die zum Teile vorhanden ge 
weſene Vergleichbarkeit zwiſchen der Reichstagswahlſtatiſtik mit anderen Arbeiter 
der ſtatiſtiſchen Zentralſtelle zerſtört wurde. * 

Hiermit ſollen bloß die Grenzen privatſtatiſtiſcher Betätigung mit den 
Zahlenmaterial der Reichstagswahlen abgeſteckt werden, ſelbſtverſtändlich wär 
es dem reichsſtatiſtiſchen Amte wohl möglich, ſeine Urmaterialien künftig auc 
im Hinblick auf eine Kombination mit der Statiſtik der Reichstagswahlen zu 
ſammenzufaſſen. Es geſchieht dies ja auch ſchon bisher für die Volkszahl de 
Reichstagswahlkreiſe und für die Religionsangehörigkeit. Wir fürchten aber 
daß unſere nicht unerfüllbaren Anregungen fromme Wünſche bleiben werden 


1 J. Neumann⸗Hofer, S. 67. 
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Viktor Stein, Karel Marx, jeho zivot a dilo. Prag, Verlag der „Tiskove 
Druzstva“. 298 Seiten. Preis 3 Kronen. 


| „Karl Marx, fein Leben und fein Werk“: fo lautet, ins Deutſche übertragen, 
der Titel des hier vorliegenden vierzehnten Bandes der tſchechiſchen „Arbeiter⸗ 
bibliothek“ („Delnicka Knihovna“), welche von der tſchechiſchen Sozialdemokratie in 
Prag herausgegeben wird. Der Verfaſſer hat die ihm geſtellte Aufgabe, das 
tſchechiſche Volk mit Marx, deſſen umfangreichere Schriften! in tſchechiſcher Sprache 
nicht veröffentlicht worden ſind, bekannt zu machen, mit Fleiß gelöſt. Er hat ſich 
damit begnügt, das bereits bekannte biographiſ che Material über Marx, insbeſondere 
die Schriften von Mehring und von Liebknecht, zu exzerpieren und, auf jede 
Kritik verzichtend, nur hier und da ein apologetiſches Urteil einflechtend, den Inhalt 
der Marxſchen Schriften wiederzugeben, deren ökonomiſchen Kern treu zu erfaſſen 
ihm auch gelungen iſt. Wenn ſich Stein in der Behandlung philoſophiſcher Gegen⸗ 
tände weniger glücklich zeigt, jo leidet ſein Buch deshalb weniger darunter, weil 
ſolche Themen mehr außerhalb der Aufgabe liegen, die ſich Stein geſtellt. Steins 
Schrift ſollte zum zwanzigſten Todestag Marx' erſcheinen. Dadurch ward Eile not⸗ 
vendig, welche jedem wiſſenſchaftlichen Buche abträglich iſt. Der Schrift fehlt die 
etzte Feile, auch der Korrektor hat manches überſehen. Hoffen wir, daß eine zweite 
Auflage der Schrift nötig werden und dem Verfaſſer Gelegenheit geben wird, die 
zenannten Mängel zu beſeitigen. Ernſt Berner. 
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Ir. me d. Moritz Fürſt, Stellung und Aufgaben des Krztes in der öffentlichen 
Krmenpflege. Handbuch der ſozialen Medizin. Herausgegeben von Dr. Fürſt 
und Profeſſor Windſcheid. Erſter Band. Jena, Guſtav Fiſcher. 
Nach Dr. Fürſts Meinung umfaßt die ſoziale Medizin „die Grenzgebiete der 
waktifchen Medizin und der ſozialen Praxis“. Dieſe Definition halten wir nicht 
ür richtig. Die ſoziale Medizin umfaßt die Grenzgebiete der Medizin und der 
zozialwiſſenſchaften, und die ſoziale Medizin verhält ſich zu dem, was Fürſt unter 
hr verſtanden wiſſen will, ungefähr ſo, wie ſich die mediziniſchen Wiſſenſchaften zur 
raktiſchen Medizin und wie ſich die Sozialwiſſenſchaften zur ſozialen Praxis verhalten. 
In dem von Fürſt und Windſcheid herausgegebenen Handbuch ſoll „in ſtreng wiſſen⸗ 
Haftlicher Weiſe die Tätigkeit des Arztes dargeſtellt werden, inſoweit ſie ſich auf die 
zziale Geſetzgebung und die Wohlfahrtseinrichtungen für die breiten Maſſen bezieht“ 
Was uns die Autoren bieten wollen iſt alſo nicht das, was uns der ſchöne Titel 
erſpricht, iſt kein Handbuch der ſozialen Medizin; ihr Vorhaben iſt aber 
in dankenswertes und ihr Unternehmen gewiß berufen, eine Lücke in unſerer Literatur 
uszufüllen und beſtehenden Bedürfniſſen entgegenzukommen; denn mancher junge 
It hat beim Antritt eines Amtes oft ſchmerzlich einen Wegweiſer vermißt, der 
In mit ſeinem neuen Arbeitsfeld bekannt mache. 

Die Aufgabe, die ſich der Verfaſſer des uns vorliegenden erſten Bandes geſtellt 
at, ift keineswegs eine leichte. Muß er doch, ehe er über die Stellung des Arztes 
der Armenpflege ſprechen kann, nicht nur die geſetzlichen Grundlagen des Armen⸗ 
eſens darlegen, ſondern auch zeigen, wie die Armenpflege und ſpeziell die Armen⸗ 
ankenpflege tatſächlich ausgeübt wird. Da ſich aber hier nicht nur von Bundes⸗ 
aat zu Bundesſtaat, ſondern ſelbſt von Stadt zu Stadt Verſchiedenheiten ergeben, 


Das „Kommuniſtiſche Manifeſt“ wurde von Auguſt Radimsky ins Tſchechiſche über: 
agen und von der Volksbuchhandlung in Wien herausgegeben. Karl Kautskys Buch: 
karl Marx' ökonomiſche Lehren“ iſt in einem Brünner Parteiverlag in tſchechiſcher Über— 
zung erſchienen, „Lohnarbeit und Kapital“, tſchechiſch von Joſef Krapka (Prager Arbeiter⸗ 
bliothek, Band 1, 1895). Außerdem haben in tſchechiſcher Sprache nur noch Profeſſor 
aſaryk und die Brüder Hayn in ihrer Überſetzung der „Geſchichte des Sozialismus“ von 
Limanowski die Lehren Marx' behandelt. 
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fo mußte ein ganz gewaltiges Material zuſammengetragen werden, wobei der Autor 
von Münſterberg, Stern und anderen unterſtützt wurde. Ei; 
Leider ſcheint die Fülle des Materials dem Autor über den Kopf gewachſen zu 
ſein; er läßt häufig eine klare Verarbeitung des angeſammelten Stoffes vermiſſen, 
auch gelingt es ihm nicht, dort, wo es notwendig wäre, einen höheren Standpunkt 
einzunehmen, ſo gleich in dem erſten Kapitel, das den vielverſprechenden Titel trägt: 
„Die Armut, volkswirtſchaftlicher Begriff derſelben, Atiologie, Prophylaxe und 
Therapie des Pauperismus“. An Stelle einer Definition der „Armut“ finden wir 
eine Reihe von Zitaten, und der Verfaſſer überläßt die Begriffsfeſtſtellung einigen 
„namhaften Lehrern des Staatsrechtes, der Volkswirtſchaft und der Sozialpolitik“ 
als welche neben Roſcher Löning, Böhmert, Godeffroy, Münſterberg auftreten. © 
Überhaupt wird in dem Buche ungemein viel zitiert, nicht nur die Anſichter 
anderer Autoren, ſondern auch die Begründung dieſer Anſichten, denen ſich dann 
der Verfaſſer anſchließt. Er iſt in der Hamburger Armenpflege tätig und hält fid 
deshalb wohl für verpflichtet, alle ihre Einrichtungen zu loben und verteidigt ſelbf 
die anfechtbarſten von ihren Beſtimmungen mit recht gewundenen und merkwürdiger 
Phraſen. Da Verfaſſer ſich oft weniger von der Sorge für die Geſundheit der Be 
völkerung als von „ethiſchen“ Momenten (Erhaltung der Familie u. ſ. w.) leiten läßt 
wird der Armenarzt, der das Buch als Ratgeber bei ſeinen Berufspflichten benutzen 
will, es mit großer Vorſicht und mit kritiſchem Sinne leſen müſſen — dem, der ei 
nicht als Fachmann in die Hand nimmt, bietet es eine große Menge ſchätzens 
werten Materials. L. Teleky 


de la Bibliotheque de la commission centrale de statistique 


Catalogue 
Hayez, imprimeur. XX uni 


Tome J. Ouvrages generaux. Bruxelles 1902, 
587 Seiten 8°. 

Abgeſehen von den nur über ein beſchränktes Gebiet Auskunft erteilenden Biblio 
graphien Stammhammers und den bibliographiſchen Anhängern Lipperts im Franken 
ſtein⸗Heckelſchen „Hand⸗ und Lehrbuch der Staatswiſſenſchaften in ſelbſtändige 
Bänden“, die aber auf keine Vollſtändigkeit Anſpruch erheben, ſind wir bei biblio 
graphiſchen Feſtſtellungen auf dem Gebiet der Staats⸗ und Sozialwiſſenſchaften au 
die gedruckten Kataloge der Bibliotheken des preußiſchen ſtatiſtiſchen Amtes, de 
Reichstags, der Geheſtiftung de. angewieſen. Dieſe Nachſchlagebücher veralten raſe 
und enthalten wenig neue deutſche Literatur verzeichnet. Es ſei deshalb auf de 
obengenannten Katalog der Bibliothek des belgiſchen ſtatiſtiſchen Amtes hingewieſen 
in dem viele ältere Werke und auch zahlreiche Sonderabdrücke aus Zeitſchriften ve 
zeichnet ſind. Der vorliegende Katalog, der die Werke auf Grund des Realkatalog 
nach der Klaſſifikation des internationalen bibliographiſchen Kongreſſes regiſtrier 
enthält den allgemeinen Teil der Bibliothek (4470 Publikationen), die angekündig 
Fortſetzung wird den nach Ländern geordneten generellen Teil (17120 Werke) un 
faſſen. Unter anderem enthält der vorliegende Band: Statiſtik, Demographie (ohn 
die eigentlichen ſtatiſtiſchen Quellenwerke), Politik, Nationalökonomie und Verwa 
tungslehre. Den Maßſtab der Vollſtändigkeit darf man an dieſes Werk natürli 
nicht anlegen, aber es genügt zur Empfehlung, daß man bei Durchſicht des Katalog 
auf viele in deutſchen Bibliotheken kaum auffindbare Werke ſtößt; ſelbſtverſtändli 
überwiegt die belgiſche und die franzöſiſche Fachliteratur; gerade deswegen ergän 
der Katalog die ſonſt gebräuchlichen bibliographiſchen Hilfsmittel. Auf manche U 
richtigkeiten ſind wir geſtoßen, ſo zum Beiſpiel finden ſich unter den „Manuels 
sociologie“ ſieben deutſche Werke, von denen keines ein Handbuch der Soziologie 
und ſechs auch keinen Zuſammenhang mit der Soziologie haben. Kleinere Fehl 
ließen ſich noch anführen, doch ſei hervorgehoben, daß im Gegenſatz zu ander 
Werken aus franzöſiſchen Buchdruckereien die Wiedergabe des deutſchen Textes ft 
fehlerlos iſt. ad. I 
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FA bon ertra⸗ und anderer wurſt. 
5 . Berlin, 1. Juli 1903. 


Die Stichwahlen haben der ſozialdemokratiſchen Partei noch zwei Dutzend 
Nandate geſpendet, von denen ſie die meiſten aus eigener Kraft erobern mußte. 
fur in wenigen Fällen, ſo namentlich in Leipzig und noch dem einen oder 
em anderen der ſächſiſchen Kreiſe, in denen zwiſchen dem reaktionären Kartell 
and der Sozialdemokratie gekämpft wurde, dann auch in Mainz und an ein- 
nen anderen Orten haben die Liberalen ſich teilweiſe ihrer politiſchen Pflicht 
innert; in ihrer großen Maſſe, namentlich überall in Oſtelbien, ſind ſie wieder 
mal fahnenflüchtig geworden, und ihnen iſt es zu danken, daß die Rotte 
ardorff abermals den Reichstag beherrſcht. Es iſt nur eine verhältnismäßig 
eine Verſchiebung nach links eingetreten, um etwa ein Dutzend Mandate, wie 
i e bürgerlichen Blätter fich zu ihrer Beruhigung vorrechnen, eine Beruhigung, 
ie bei den Freiſinnigen nicht weniger echt ift, als bei den Konſervativen und 
ltramontanen, wenn ſie auch um des lieben Anſtandes willen unter etwelchem 
lennen über die „reaktionäre“ Reichstagsmehrheit verhüllt werden muß. 
Man ſollte denken, daß die Fraktiönchen der bürgerlichen Linken nach dem 
uchterlichen Gericht, das über ſie ergangen iſt, einigermaßen bei fich ſelbſt ein- 
hren. würden, und in der Tat machten fie in den erſten Tagen der Ber: 
metterung dieſe oder jene Redensarten, aus denen ſich für ungewöhnlich 
f rtrauensfelige Gemüter vielleicht die Hoffnung ſchöpfen ließ, daß fie Reu' 
id Leid tun würden. Aber das ging ſehr ſchnell vorüber, und heute find fie 
jon wieder obenauf. Nicht das „Berliner Tageblatt“, nicht die „Frankfurter 
eitung“ und wie dies holde Zeitungsgeſchwiſter ſonſt heißt, hat in den Wahlen 
rügel zum Erbarmen bekommen, ſondern die — Sozialdemokratie ſteht einmal 
ieder am Vorabend ihrer inneren Auflöſung, oder ſie mauſert ſich ins Frei⸗ 
mige oder — kurzum, eigentlich hat die Sozialdemokratie die Wahlſchlacht 
rloren und kann ſich gratulieren, wenn ſie nun endlich die weiſen Ratſchläge 


i befolgen weiß, die ihr jene braven Blätter erteilen. 
1902. 1903. II. Bd. 27 
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In der Tat darf das „Berliner Tageblatt“ die Priorität für den Gedanken 
beanſpruchen, mit deſſen Proklamierung der Genoſſe Bernſtein eben eine ſo 
helle Begeiſterung in der freifinnigen Preſſe erweckt hat, des Gedankens nämlich, 
daß die ſozialdemokratiſche Fraktion des neuen Reichstags den gewaltigen und 
heldenhaften Kampf dreier Millionen zunächſt in eine höfiſche Verbeugung vor 
der monarchiſchen Staatsform umſetzen ſoll. Es kam damit gleich nach den 
Hauptwahlen hervor, aber ſo ſehr es ſonſt auf Quellenangabe erpicht iſt, hat 
es in dieſem Falle ſeine älteren Rechte nicht geltend gemacht, ſondern behandelt 
gern als mächtig ſprudelnden Urquell der Sozialdemokratie, was in der Tat 
nur trübe ſickerndes Waſſer aus ſeinen eigenen Leitungsröhren iſt. Es jubiliert 
über die beginnende „Hoffähigkeit“ der Sozialdemokratie, weil Genoſſe Bern 
ſtein in den „Sozialiſtiſchen Monatsheften“ als erſten Akt der neuen Reichs⸗ 
tagsfraktion empfiehlt, auf Befehl der bürgerlichen Mehrheitsparteien eine 
Handlung zu begehen, die ihren politiſchen Prinzipien widerſpricht. 

So nämlich liegt die Sache, und nicht ſo, wie ſie von der freiſinnigen Preſſe 
und auch von anderen Leuten dargeſtellt wird, als ob nämlich die ſozial⸗ 
demokratiſche Fraktion bisher aus leerer Prinzipienreiterei ein wichtiges Recht 
verſcherzt habe, das ſie im Intereſſe der arbeitenden Klaſſen hätte ausnutzen 
können. Es iſt ja ganz ſelbſtverſtändlich, daß ſich die revolutionäre Arbeiter 
partei, wenn ſie ſich im Intereſſe ihrer revolutionären Ziele in einem mon⸗ 
archiſchen Lande am parlamentariſchen Leben beteiligt, nicht an reinen For⸗ 
malien ſtoßen darf. Wenn die Verfaſſung den Mitgliedern das Nachſprechen 
einer Eidesformel auferlegt, oder wenn ein Geſetzentwurf, den eine Arbeiterparte 
ſelbſtändig einbringt, mit einer Formel von Gottes Gnaden oder dergleichen 
eingeleitet werden muß, ſo ſind das rein formale Sachen, die mit Prinzipien 
nichts zu tun haben. Will man auf Grund einer beſtimmten Verfaſſung kämpfen 
fo muß man die tatſächliche Exiſtenz dieſer Verfaſſung anerkennen, auch in den 
Beſtimmungen, die man bekämpfen und beſeitigen will. Nun ſteht zwar nich! 
in der Verfaſſung geſchrieben, daß die ſtärkſten Parteien das Präſidium des 
Reichstags zu bilden haben, aber es iſt eine ſozuſagen von ſelbſt gegebene und 
durch alten Brauch überkommene Einrichtung, und es liegt auch hier kein Grund 
vor, der die ſozialdemokratiſche Fraktion veranlaſſen könnte, ſich dagegen zi 
ſperren. Sie hat es aber auch nie getan, ſondern ſie hat erſt dann auf da‘ 
ihr herkömmlich zuſtehende Recht verzichtet, als die bürgerlichen Mehrheits 
parteien es ihr nur unter einer fie äentwürdigenden Bedingung einräumen wollten 
nur unter der Bedingung, daß ſie ganz außerhalb der parlamentariſchen Tätig 
keit, ganz außerhalb des ſtaatsrechtlichen Verfaſſungszuſtandes der monarchiſcher 
Staatsform eine freiwillige Huldigung darbringen ſolle. | 

Dies feine Plänchen iſt bisher an dem geſchloſſenen Widerſtande der Parte 
geſcheitert, und man begreift ſomit das Entzücken der Gegner, wenn ſich ihnen 
eine Ausſicht zu bieten ſcheint, daß es ſich dennoch verwirklichen könne. Wi! 
beſtreiten an ſich dem Genoſſen Bernſtein nicht das Recht, in dieſer Richtunt 
tätig zu ſein, und wir müßten uns gegen jede diplomatiſche Leiſetreterei er 
klären, die dem Genoſſen Bernſtein etwa das Wort verbieten wollte, mit den 
Hinweis darauf, daß die Fraktion ſchon das Richtige finden werde. Dieſe⸗ 
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Anſicht ſind wir zwar auch, aber die Fraktion hat nur den Willen der Partei 


zu vollſtrecken, und ſo brauchen ſich die Organe der Partei durchaus nicht in 
ehrfurchtsvolles Schweigen über irgend eine Frage zu hüllen, bis die Fraktion 
geſprochen hat. Das Recht des Genoſſen Bernſtein, ſeine Meinung über jene 


Präſidialfrage auszuſprechen, laſſen wir ſchon deshalb nicht anfechten, weil 


wir das gleiche Recht für uns beanſpruchen, und von dieſem Recht auch ſofort 


Gebrauch machen wollen, indem wir meinen, daß es die drei Millionen Wähler, 
die eben mit gewaltiger Kraftanſtrengung einen ungeſtümen Proteſt gegen das | 
herrſchende Syſtem erlaſſen haben, als einen Schlag ins Geficht empfinden 
würden, wenn ihre Erwählten damit begännen, den offiziellſten Träger dieſes i 
Syſtems mit höfiſcher Rückenkrümmung zu begrüßen. 

In der Begründung ſeines Vorſchlags entwickelt Genoſſe Bernſtein hiſtoriſche 


Anſichten, die unſeres Erachtens nicht ganz zutreffen. So meint er, daß von 


allen Verfaſſungen in Deutſchland gerade die Reichsverfaſſung diejenige ſei, die 


in bezug auf Entſtehung und Satzungen den republikaniſchen Grundſätzen am 


nächſten komme. Wir rieben uns, offen geſtanden, die Augen, als wir dieſen 


i Satz laſen, denn wir glaubten zu träumen; die „Entſtehung“ der Reichs⸗ 
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verfaſſung iſt doch hinlänglich bekannt, und bisher war es völlig unbeſtritten, 


daß es in Deutſchland keine Verfaſſung gebe, an der das Volk und die Volks⸗ 


vertretung ſo geringen Anteil gehabt haben, die ſo ganz und gar monarchiſches 
Fürſtenprodukt ſei, wie die Reichsverfaſſung. Man braucht ſie ja auch nur 
anzuſehen, um zu erkennen, daß ſie nur eine verkümmerte Ausgabe der preußiſchen 
Verfaſſung iſt; eben aus dieſem Grunde, weil ſie „eine ſo mangelhafte, die 
Volksrechte beſchränkende und gefährdende“ Ausgabe der preußiſchen Verfaſſung 


ſei, weil fie „für eine weitere Ausbildung im Sinne freiheitlicher Entwicklung 


keine Ausſicht gewähre“, was ſich bekanntlich ſeit bald vierzig Jahren beſtätigt 
hat, haben die Jacoby, Waldeck, Ziegler, Hoverbeck gegen ſie geſtimmt. Selbſt 
die Nationalliberalen, die ſich entſchloſſen, in traurigem Verrat ihrer liberalen 
Grundſätze dies peinliche Fürſtenpräſent anzunehmen, täuſchten ſich im Grunde 
nicht über ſeinen Gehalt oder vielmehr ſeinen gänzlichen Mangel an Gehalt; 
Herr Miquel meinte, die Reichsverfaſſung tauge etwa zur Aufhelfung eines 


kurzlebigen Militär⸗ und Polizeiſtaats, aber ſonſt ſei ſie kein Schuß Pulver 
wert; dieſe Mannesſeelen nahmen ſie nur an, weil fie ihr die Fähigkeit frei- 
heitlicher Entwicklung zutrauten, mit welchem Hoffen und Harren fie denn auch 
glücklich zu politiſchen Narren geworden ſind. 


Wir vermuten, daß Genoſſe Bernſtein die Literatur über die „Entſtehung“ 
der Reichsverfaſſung nicht kannte, als er in ihrer „Entſtehung“ relative An⸗ 
näherung an republikaniſche Grundſätze entdecken wollte. Was uns in unſerer 
Vermutung beſtärkt, iſt der hohe ſtaatsrechtliche Wert, den Genoſſe Bernſtein 


darauf legt, daß die Reichsverfaſſung keinen Kaiſer von Deutſchland, auch 


keinen Kaiſer der Deutſchen, ſondern nur einen deutſchen Kaiſer kennt. Daß 


dieſe feinen Unterſchiede keinen demokratiſchen oder republikaniſchen Urſprung 


haben, ſondern vielmehr dem partikulariſtiſch⸗reaktionären Froſchmäuſekrieg ent⸗ 


ſprangen, den die deutſchen Fürſten in Verſailles aufführten, während die Kraft 
der deutſchen Jugend auf den franzöſiſchen Schlachtfeldern dahinſank, iſt unter 
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anderem in dem Werke des Profeſſors Lorenz über die „Entſtehung“ der Reich a 
verfaſſung erſt kürzlich eingehend geſchildert worden, an der Hand von urkund⸗ 
lichem Material, das einige Helden jenes Froſchmäuſekriegs geliefert haben. 
Als dieſe häßlichen Intriguen in ihrer Sünden Blüte traten, fragte Bismarck 
einen ſeiner Leute, was Wurſt auf lateiniſch heiße. Als er die Antwort 
erhielt: farcimentum, ſcherzte er eben über jene vom Genoſſen Bernitein ſtaats⸗ 
männiſch gewürdigten Unterſchiede vom Kaiſer der Deutſchen oder Kaiſer von 
Deutſchland oder deutſchen Kaiſer: nescio quid mihi magis farcimentum esset, 
ich weiß nicht, was mir mehr Wurſt wäre, ein Satz, mit deſſen barbariſch⸗ 
buürſchikoſen Küchenlatein der Schöpfer der deutſchen Reichsverfaſſung jenen 
ſtaatsrechtlichen Glanzpunkt erſchöpfte, der die Genoſſen Singer oder Bebel in 
Kniehoſen und Wadlſtrümpfe jagen ſoll. | 4 
Über dieſen Gedanken ſelbſt wollen wir uns übrigens nicht weiter verbreiten, 
da wir nicht einmal pfychologiſch verſtehen, wie er im ſozialdemokratiſchen 
Lager hat entſtehen können, unter all den erhebenden und erſchütternden Ein⸗ 
drücken der gewaltigen Bewegung, die wir eben erlebt haben. Wir würden 
es überhaupt bedauern, wenn das überſchwengliche Entzücken, das der Vor⸗ 
ſchlag der ſozialdemokratiſchen Fahrt zu Hofe, im freiſinnigen Lager erregt, 
von einer entgegengeſetzten Empfindung in unſerem Lager beantwortet werden 
würde. Im Gegenteil, wenn das „Berliner Tageblatt“ und die „Frankfurter 
Zeitung“ anfangen, das Banner republikaniſcher Staatsmannſchaft zu entfalten, 
ſo haben wir immer eine unwiderſtehliche Neigung, zum Doria zu gehen. Ge⸗ 
bärden ſich jene Blätter über den Vorſchlag des Genoſſen Bernſtein, als ſei 
ihnen eine Extrawurſt gebraten, ſo ſollte unſeres Erachtens die Partei über die 
ewige Revidiererei ihrer einfachſten Prinzipien endlich einmal die Akten ſchließen, 
mit Bismarcks Worte: nescio quid mihi magis farcimentum esset. Nach dem 
16. Juni kann fie ſich das wirklich leiſten und es wäre die nicht am wenigſten 
erfreuliche Folge dieſes glorreichen Tages. K 
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Das fazit des Wahlkampfes. 


Don K. Bebel. 


Die Wahlſchlacht iſt vorüber. Der 25. Juni brachte, was der 16. Juni 
erwarten ließ. Der Schreck über das Rieſenwachstum der Sozialdemokratie hat, 
bis auf wenige ehrenwerte Ausnahmen, die geſamten bürgerlichen Parteien zu 
einer Phalanx gegen uns vereinigt, um zu retten, was noch zu retten war. 

1898 erhielten wir bei 96 Stichwahlen 24 Mandate, 1903 von 119 Stich⸗ 
wahlen nur 25. Das iſt der Fortſchritt nach rückwärts, den der Zuſammen⸗ 
ſchluß der bürgerlichen Parteien gegen uns gemacht. 2 

Illuſioniſten hofften, die linksſtehenden bürgerlichen Parteien würden alles 
aufbieten, um bei den Stichwahlen noch eine möglichſt ſtarke Linke in den 
Reichstag zu bringen, ſei es ſelbſt durch Stärkung der Sozialdemokratie, nach⸗ 
dem der Liberalismus bei der Hauptwahl ſo kläglich abgeſchnitten hatte. Aber 
ſie vergaßen, daß fie es mit einem von der Angſt aufgepeitſchten Bürgertum 
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zu tun hatten, das ſich lieber den ſchlimmſten Reaktionären in die Arme 
warf Er Hals über Kopf alles preisgab, für das es ſonſt zu ſchwärmen 
vorgab. 

Es iſt nicht das erſte Mal, daß der deutſche Liberalismus ſich ſelber preis⸗ 
gab. Seine Geſchichte iſt die Geſchichte ſeiner Niederlagen, die er alle Zeit 
durch ſeine Unentſchloſſenheit, Kopfloſigkeit und Feigheit verſchuldete, die ihn 
zu jener traurigen Rolle verurteilten, durch die er ſich von dem Liberalismus 
in den weſteuropäiſchen Staaten unterſcheidet. Hat er ſich aber nicht zum 
erſtenmal preisgegeben, jo nie zuvor in jo unverhüllter, auch dem Beſ chränkteſten 
einleuchtender Weiſe, als diesmal. | 
| Wenn es bis vor kurzem in unferen eigenen Reihen noch Leute gab, die 
auf dieſen Liberalismus einige Hoffnung ſetzten, ihn noch für lebensfähig und 
ſchaffensfreudig anſahen, der 25. Juni dürfte ſie gründlich kuriert haben, wenn 
nicht ſchon der 16. Juni und was ihm vorausging dieſe Kur vollendete. 
Anfangs ſchien es, als ſollte der Wahlkampf ohne große Aufregung ver⸗ 
laufen. Aber in dem Maße, wie die Sozialdemokratie mit aller Energie ſich 
in den Kampf ſtürzte und agreſſiv vorging, änderte ſich das Bild. Der Wahl⸗ 
kampf wurde Woche für Woche heftiger und jetzt bekamen auch die bürgerlichen 
Parteien auf einmal eine Wahlparole, nach der ſie ſo lange die Regierung wie 
hilfeſuchende Kinder vergeblich angefleht hatten. 
| Dieſe Wahlparole ging nicht von der Reichsregierung aus, fie entwickelte 
ſich ganz ſpontan aus dem Kampfe und ſprach allen Bourgeoisgemütern von 
Eugen Richter bis zu v. Normann und Kardorff aus dem Herzen; ſie lautete: 
Kampf gegen die Sozialdemokratie! Dieſe Parole löſte plötzlich alle Zungen 
und Federn und ein Verleumdungsfeldzug begann, wie wir ihn kaum noch 
erlebt haben. 

Jn all den Wahlkämpfen, die ſeit ſechsunddreißig Jahren für den nord- 
deutſchen und deutſchen Reichstag ſich abſpielten, haben in keinem die Aufgaben 
für den zu wählenden Reichstag eine ſo untergeordnete Rolle geſpielt, wie in 
dem jetzt abgelaufenen Wahlkampf. Der einzige Punkt, der einigermaßen auch 
in den gegneriſchen Reden und Flugblättern erörtert wurde, war jener über 
den Abſchluß von Handelsverträgen. Von den neuen Militär⸗ und Flotten⸗ 
vorlagen, neuen Kolonial- und Steuervorlagen, Weltpolitik und innerer Politik 
war bei der großen Mehrzahl der bürgerlichen Kandidaten keine Rede. Dieſe 
Kandidaten wurden gewählt, ohne daß die große Mehrheit der Wähler weiß, 
wie ſie zu den erwähnten Fragen Stellung nehmen werden, und ſo dürften 
ſchwere Enttäuſchungen nicht ausbleiben. Dagegen nahm vom erſten Tage 
an, an dem die bürgerlichen Parteien in den Wahlkampf gingen, der Kampf 
gegen die Sozialdemokratie eine Heftigkeit an, als ſtehe die Gründung des 
Zukunftsſtaats unmittelbar bevor und als gälte es, koſte es was es wolle, 
ſich davor zu retten. 
Dieſe Art des Kampfes entſprach durchaus der Situation, in der die bürger⸗ 
lichen Parteien ſich befanden. Sie ſind ideallos und oppoſitionsmüde, ein 
Programm haben ſie nicht und mögen ſie nicht mehr. Aber ein Ziel muß man 
doch haben, will man die Maſſen noch an ſich feſſeln und ſich nicht kampflos 
verloren geben. So griff man zu dem, von dem man ſich ſagen konnte, daß 
es bei den unaufgeklärten, geleithammelten Maſſen und vor allem bei der 
großen Herde der Philiſter ſeine Wirkung noch nicht verfehlte. Man rief alſo 
zum Kampfe wider den „Umſturz“ auf, und damit die nötige Wirkung nicht 
ee: » 
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ausbleibe, griff man in die Zitatenſäcke des ſeligen Pfarrers Schuſter, Eugen 
Richters und der Lorenz und Bürger und log und verleumdete darauf los, daß 
ſich, wie man zu ſagen pflegt, die Balken bogen und Gevatter Schneider und 
Handſchuhmacher vor Angſt die Haare zu Berge ſtanden. 

Da hieß es, die Sozialdemokratie iſt vaterlandslos und vaterlandsverräteriſch, 
ſie zerſtört Ehe und Familie, ſtürzt die Throne um, raubt dem Volke ſeine 
heilige Religion — was ſich namentlich in den nationalliberalen Flugblättern 
ſehr ſchön machte —, ſie nimmt das Eigentum, vernichtet Mittelſtand und 
Handwerk, ſie läßt mit einem Worte von der heutigen Staats⸗ und Geſell⸗ 
ſchaftsordnung keinen Stein auf dem anderen: alſo helfe wider ſie wer kann. 
Und viele halfen, die nichts zu verlieren haben als ihre Not und ihre Schulden. 

Damit aber nicht genug. Man zitierte wirkliche oder angebliche Außerungen, 
die aber ſtets aus dem Zuſammenhang geriſſen waren, ſpielte den einen Partei⸗ 
genoſſen wider den anderen aus, denunzierte die Partei als arbeiterfeindlich, weil 
ſie angeblich gegen alle ſozialreformeriſchen Geſetze geſtimmt, und brandmarkte 
ſie als die Zugrunderichterin des Reiches, weil ihre Vertreter das Budget ver⸗ 
weigerten. Kurz, was geſchehen konnte, geſchah, um die Sozialdemokratie als 
ein moraliſches und politiſches Ungeheuer darzuſtellen. Man mußte ſich nach 
alledem ernſthaft fragen: ob darnach die Partei noch 1000 Stimmen und einen 
Abgeordneten erhalten werde. Und der Erfolg? Das Gegenteil von dem, was 
die Gegner erhofft, trat ein: 56 Abgeordnete und über 3 Millionen Stimmen 
auf den erſten Wurf! 5 

Ein großartigerer Sieg der Sozialdemokratie und eine vernichtendere Nieder⸗ 
lage ihrer Gegner war nicht möglich. . 

Dasſelbe Spiel wiederholte ſich mit noch größerer Heftigkeit vor den Stich⸗ 
wahlen. Wenn wir aber bei 119 Stichwahlen nur 25 Siege hatten, ſo war 
dieſes Reſultat nicht die Folge dieſer Kampfweiſe, ſondern die Folge des ver⸗ 
zweifelten Zuſammenſchluſſes ſämtlicher Gegner. 

Frankfurter Zeitung und Freiſinnige Zeitung und tutti quanti lamentierten: 
die Sozialdemokratie habe ihre Erfolge nur dem Umſtand zu verdanken, daß ſie 
ihr eigenes Programm in die Taſche ſteckte und mit dem liberal⸗demokratiſchen 
Programm Stimmenfang triebe. Ich weiß nicht, ob dergleichen im Wahlkampf 
geſchah. Ich habe nichts davon bemerkt. Aber, wenn es geſchah, dann ſorgten 
die Gegner dafür, daß der ſozialdemokratiſche Kandidat in der denkbar häß⸗ 
lichſten und abſchreckendſten Geſtalt erſchien. Und dennoch dieſer Erfolg? Warum 
brachten es aber die bürgerlichen Parteien, mit deren Programm angeblich die 
Sozialdemokratie krebſen ging, nicht einmal in der Hauptwahl zu einem Mandat? 
Darauf zu antworten, dürfte den freiſinnigen Helden ſchwer fallen. | 

Es wiederholt fich hier die alte Anklage, die noch nach jeder Wahl laut 
wurde, nur mit dem Erfolg, daß die Parteien, mit deren Programm wir an⸗ 
geblich kämpfen, immer ſchwächer und wir immer ſtärker wurden. Die wahren 
Urſachen ihres Niederganges begreifen unſere Gegner nicht. Es ſind die wachſende 
Proletariſierung der Maſſen und die daraus hervorgehenden immer ſchärferen 
Klaſſengegenſätze. Es iſt die wachſende Unzufriedenheit immer weiterer Kreiſe 
mit den herrſchenden ökonomiſchen und politiſchen Zuſtänden, die Militär⸗ 
und Flottenpolitik, die Gegenüberſtellung der alles verſchönernden Phraſe mit 
der grauen Wirklichkeit. Und es iſt die Sozialdemokratie, die ſich zum Sprach⸗ 
rohr all dieſer Aſpirationen der Unzufriedenheit macht und alle dieſe Elemente 
feſter und feſter an ſich kettet. ” 
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Da haben wir ja die „Mitläufer“, welche die Sozialdemokratie groß machen, 
tröſten ſich unſere Gegner. Aber nicht nur die Zahl dieſer „Mitläufer“ wird 
immer größer, ſie bleiben dauernd bei der Partei und aus den Mitläufern von 
heute werden gute Parteigenoſſen morgen. 

Allerdings haben wir auch mit Verluſten zu rechnen. Aber Verluſte ſind 
uns bei keiner Wahl erſpart geblieben, bald größere, bald kleinere. Daß wir 
‚alle 58 Wahlkreiſe, die wir in der letzten Legislaturperiode beſaßen, behalten 
würden, daran konnte kein Denkender glauben. Unter den 58 Wahlkreiſen be— 
fanden ſich eine Anzahl, die wir nur mit knapper Mehrheit zum erſtenmal 
erobert hatten. Es waren mehr oder weniger Zufallsſiege. Mich überraſcht 
nur, daß dieſe Verluſte nicht zahlreicher waren. Daß ſich darunter auch Wahl⸗ 
kreiſe wie Offenbach und Hanau befanden, die man nach ihrer ökonomiſchen 
Struktur als ſicheren Parteibeſitz anſehen konnte, iſt ſchmerzlich. Aber wir 
tröſten uns, daß die Gegner fie zum letztenmal eroberten; und gegenüber den 
Niederlagen unſerer Gegner und unſeren vielen Siegen können wir unſere Ver⸗ 
luſte verſchmerzen. Wir können einen Wahlkreis auf die Dauer gegenüber dem 
Anſturm der Gegner nicht halten, wenn die natürlichen Bedingungen für die Sozial— 
demokratie darin fehlen: entſprechende induſtrielle Entwicklung und die daraus 
hervorgehenden Klaſſengegenſätze. Wo dieſe fehlen, wird eine Eroberung immer 
nur von ephemerem Werte ſein. Und Wahlkreiſe, die wir auf Grund momen- 
taner Verſtimmungen gewiſſer Schichten erhalten, können wir auch wieder verlieren. 
AUrnſer ſchließlicher Sieg beruht auf der Tatſache, daß die kapitaliſtiſche Ent⸗ 
wicklung die Bedingungen dazu ſchafft. Das beweiſt die große und ſteigende 
Zahl der Wahlkreiſe, die wir gleich bei der Hauptwahl eroberten oder in denen 
uns nur jo wenige Stimmen zum Siege fehlten, daß wir fie das nächſtemal 
ſicher ohne fremde Hilfe erobern werden. 

Sind die zahlreichen Siege und die gewaltigen Stimmenzahlen, welche der 
Sozialdemokratie zufielen, das Hauptcharakteriſtikum der letzten Wahl, fo ver- 
dient aber auch die Entwicklung, welche die verſchiedenen bürgerlichen Parteien 
rahmen, einige Beleuchtung. ; 
Erfreulich iſt die vernichtende Niederlage, die ſchon bei der Hauptwahl die 
Führer des Bundes der Landwirte ereilte und die die Stichwahlen vollendeten. 
Die Hahn, die Röſicke, die Oertel, die Schrempf, die Lucke ſind nicht mehr. 
Ihre Rolle iſt ausgeſpielt. Dieſe Niederlagen zeigen, daß der Kampf mit dem 
Agrariertum mit Erfolg aufzunehmen war und die agrariſche Agitation nicht die 
Wirkung gehabt haben würde, die ſie hatte, wenn man an den entſcheidenden 
Stellen nicht ein Entgegenkommen bis zur Schwäche bewieſen hätte. 
Nicht minder erfreulich als die Niederlage der Häupter des Bundes der 
andwirte iſt die Niederlage des nationalliberalen Führers Baſſermann, der 
en Zöllnern den Steigbügel hielt und bei den berüchtigten Anträgen Gröber 
md v. Kardorff in der letzten Seſſion des Reichstags Hebammendienſte 
eiſtete. Die Nemeſis hat bei Herrn Baſſermann prompte Arbeit geliefert. 
eben ihm fiel der Vizepräſident Büſing, deſſen Anhang in der Stichwahl 
egen unſeren Parteigenoſſen Grothe einem Vertreter des mecklenburgiſchen 
zunkertums in den Sattel half; fiel weiter Herr Haſſe, das Haupt der All⸗ 
eutſchen, deſſen Wahlkreis Leipzig nach ſechsunddreißigjährigem Werben fich 
dlich unſerem Genoſſen Motteler, dem „roten Poſtmeiſter“, ergab. Im übrigen 
nd in dieſem wie im vorigen Reichstag die große Mehrheit der in den Stich- 
AUhlen gewählten Nationalliberalen wieder Heloten der Agrarier. 
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Auch der Zentrumsturm zeigt Sprünge auf; er ſteht auf erſchüttertem Boden. 
Die Wahlen in den Induſtriebezirken von Rheinland und Weſtfalen, die 
Verluſte an uns in Mainz und Reichenbach-Neurode ſind für das Zentrum 
ein mene tekel. Seine zweideutige und hinterhaltige Politik wird von ſeinem 
Arbeiteranhang erkannt und in Scharen verlaſſen die Arbeiter ſeine Reihen 
und treten in die der Sozialdemokratie ein. | 2 

Die Kampfesweiſe des Zentrums gegen die Sozialdemokratie war in dieſem 
Wahlkampf eine beſonders heftige und perfide. Es fühlte den Feind an jeiner 
Kehle. Aber auch die tollſten Lügen und Verleumdungen vermögen auf die 
Dauer ſelbſt bei Zentrumswählern keine Gläubigen mehr zu finden. Wir haben 
im Zentrumsgebiet feſten Fuß gefaßt und rücken weiter vor. Was keine Partei 
fertig brachte, wird die Sozialdemokratie fertig bringen, ſie wird ſchließlich der 
Sieger im Kampfe mit dem Zentrum ſein. . 

Auch der Antiſemitismus, dieſe widerſinnigſte aller Parteibildungen, hat 
ſeinen Beſitzſtand um ein volles Viertel zuſammenſchmelzen ſehen. Verſchwände 
er gänzlich von der Bildfläche, niemand würde ihm eine Träne nachweinen. 

Ein eigenartiges Parteigebilde ſind die Nationalſozialen, die ihre Partei 
ins Leben riefen, um ausgeſprochenermaßen die Arbeiter der Sozialdemokratie 
zu entfremden, ſie für das „ſoziale Kaiſertum“ einzufangen und für Heer, Flotten⸗ 
und Weltpolitik zu begeiſtern. Herr Naumann, der Gründer dieſer Partei, hat 
nie begriffen, daß ein ſoziales Kaiſertum ein Widerſpruch in ſich ſelbſt iſt und 
Heer-, Flotten⸗ und Weltpolitik nur auf Koſten der Arbeiter aufrecht erhalten 
werden kann. Darum geht er mit ſeiner Partei zu grunde. Zwar gelang 
es mit Mühe und Not Herrn v. Gerlach, in der Stichwahl zu ſiegen, aber das 
Haupt der Partei, Herr Naumann, ſteht trotz der unſäglichſten Anſtrengungen, 
die er und ſeine Freunde machten, außerhalb des Reichstags und ſingt jetzt 
ſelbſt der von ihm gegründeten Partei das Schwanenlied. 5 

Der ſtärkere Bruder des Nationalſozialismus, die Sozialdemokratie, klagt 
Herr Naumann, habe ſeine Partei erdrückt. Wie es aber mit dieſem ſchwächeren 
„Bruder“ der Sozialdemokratie ausſieht, zeigt zum zweitenmal die Wahl im 
Jenaer Wahlkreis. Vor fünf Jahren verhalfen dort die Nationalſozialen 
Herrn Baſſermann zum Siege, dieſesmal feinem Nachfolger. Herr Baſſermanm 
hätte klüger getan, auch jetzt wieder in Jena ſtatt in Karlsruhe zu kandidieren, 
er hätte ſicher mit nationalſozialer Hilfe geſiegt. Er; 

Daß es im Jenaer Wahlkreis wieder jo kommen würde, wie es gekommen 
iſt, war vorauszuſehen. Als Herr Damaſchke, der Kandidat der National 
ſozialen im Jenaer Wahlkreis, vor der Hauptwahl befragt wurde: ob en 
eventuell zur Unterſtützung des ſozialdemokratiſchen Kandidaten auffordern 
werde, antwortete er: die Sozialdemokratie ſei die letzte Partei, für die er in 
der Stichwahl zu ſtimmen auffordern könne. Derſelbe Damaſchke predigt 
auch den Bauern im Jenaer Wahlkreis: Wollten ſie ihre letzte Kuh aus den 
Stalle geholt ſehen, dann ſollten ſie einen Sozialdemokraten wählen. 

So ſieht der Nationalſozialismus im Lichte der Reichstagswahlen aus. 

Es iſt nicht der kleinſte Gewinn, den wir aus den letzten Reichstagswahlen 
heimtragen, daß mit einer Reihe Illuſionen in den eigenen Reihen gründlic 
aufgeräumt wurde. Hie Sozialdemokratie, hie Bürgertum! heißt auch künftig 
das Schlachtgeſchrei. 2 

Der neue Reichstag weiſt, ſoweit die bürgerlichen Parteien in Frage kommen 
nicht nur eine quantitative, ſondern vor allen Dingen auch eine qualitativ 


k Wilhelm Düwell: Die Sozialdemokratie ꝛc. 425 


Einbuße auf. Die Barth, die Schrader, die Brömel, die Baſſermann, die 
Büſing, die Oertel werden offenbar durch neue Kräfte nicht erſetzt. So zeigt 
|; ſich auch in dieſem Punkte der Niedergang der bürgerlichen Welt. Ja, es will 
Abend werden und der Tag hat ſich geneiget. : 
Diaort Niedergang, bei uns Aufſtieg. Der Ausfall der Wahlen iſt das 
glänzendſte Vertrauensvotum, das der bisherigen Taktik und Kampfweiſe der 
Sozialdemokratie ausgeſtellt werden konnte. Über dieſe gegneriſcherſeits ſo 
ſchwer angegriffene Taktik und Kampfweiſe haben die Wähler ihr Votum ab⸗ 
gegeben. Alle Anklagen, alle Verdächtigungen, die dieſesmal das geſamte 
Bürgertum mit einer Vehemenz wie nie zuvor gegen uns ins Feld führte, ſie 
ſind an der Sozialdemokratie zerſplittert wie Glas an Granit. 
Das ſoll uns eine Lehre und ein Wegweiſer in den kommenden Kämpfen ſein. 
Die Sozialdemokratie hat ſich bisher allen Situationen gewachſen gezeigt 
und hat alle ihre Gegner beſiegt, jo wird und ſoll es auch künftig ſein. 

Im Namen des klaſſenbewußten Proletariats und aller der Idealiſten, 


de mit uns den Fortſchritt der Menſchheit auf allen Gebieten erſtreben: Vor⸗ 
wärts! 


— 
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Die Sozialdemokratie 

im 6ebiet der rheiniſch⸗weſtfaliſchen öroßinduſtrie. 
1 | von Wilhelm Düncht. 

| 


. Der ſieghafte Vormarſch der Sozialdemokratie bei der Reichstagswahl 1903 im 
Gebiet der rheiniſch⸗weſtfäliſchen Großinduſtrie iſt in mehrfacher Beziehung von 
hervorragend politiſcher Bedeutung. Hier, in dem Diſtrikt von Dortmund bis 
Duisburg, feierte die Reaktion bisher faſt ungehindert ihre ſchönſten Triumphe. 
Eine Rivalität beſtand nur zwiſchen dem katholiſchen Klerikalismus und dem libe— 
ralen Großunternehmertum; jener kämpfte für die Machtentfaltung der katholiſchen 
Kirche mit den Waffen des geiſtigen Druckes; dieſes, das liberale Großunternehmer⸗ 
tum, protzig, überhebend, pochend auf die Überlegenheit des Kapitals, arbeitete 
von jeher mit allen Mitteln wirtſchaftlichen Druckes. Die Macht des ſeit Jahr⸗ 
zehnten gezüchteten konfeſſionellen Fanatismus kennend, benutzten die beiden Rivalen 
dieſes Mittel im gegenſeitigen Kampfe um die politiſche Vorherrſchaft. Und der 
Konfeſſionalismus als Wahlparole war bisher von ſo tiefgreifender Wirkung, daß 
die Sozialdemokratie, obwohl ſie bereits einmal einen der vier Kreiſe des in Be⸗ 
tracht kommenden Gebiets erobert hatte, ernſthaft kaum in Betracht kam. Noch 
bei der Hauptwahl 1903 ſpielte das konfeſſionelle Moment die hervorragendſte Rolle. 
Aber, und das iſt das Bedeutungsvollſte dieſes Kampfes, in der Stichwahl trat dieſes 
Moment zurück, an ſeine Stelle trat der ausgeſprochene, nackte Klaſſenkampf. 

Die Sozialdemokratie iſt zur ſtärkſten Partei geworden im bisherigen Herr— 
ſchaftsgebiet des Klerikalismus und des Induſtrialismus, die Stichwahl ergab für 
diesmal ſchon die faſt abſolute Majorität der Sozialdemokratie gegenüber allen 
bürgerlichen Elementen. Es kommen in den betreffenden Kreiſen, Duisburg-Mül⸗ 
beim, Eſſen, Bochum⸗Gelſenkirchen und Dortmund-Hörde, nur drei Parteien ernſthaft 
un Betracht: Sozialdemokratie, Nationalliberalismus und Zentrum. Mit Ausnahme 
don Dortmund⸗Hörde ſtritten in dieſen Kreiſen ſeit 1871 in der Stichwahl ſtets die 
wei bürgerlichen Parteien um den Sieg. Mit einer Ausnahme (Legislaturperiode 
1893 1898) gehörte Eſſen zum eiſernen Beſitzſtand des Zentrums, Duisburg wurde 
& der Stichwahl ſtets von den Liberalen gegen das Zentrum erobert, in Bochum 
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wechſelte der Beſitz des Mandats zwiſchen Liberalen und Zentrum, während in 
Dortmund 1893 die Sozialdemokratie in der Stichwahl ſiegte, 1898 in der Stich⸗ 
wahl das Mandat aber wieder einem Nationalliberalen zufiel. * 

Die prozentuale Stärke der Konfeſſion bedingte die Vorherrſchaft des Ultras 
montanismus in Eſſen, des Nationalliberalismus in Duisburg und die wenig 
beſtrittene Herrſchaft des letzteren in den beiden anderen Kreiſen. 

Mit dem Stärkerwerden der Sozialdemokratie nahm der Wahlkampf ſtets 
ſchärfere Formen an. Sobald die Gefahr drohte, daß eine der bürgerlichen Par⸗ 
teien durch die Sozialdemokratie aus der Stichwahl gedrängt werde, entbrannte der 
konfeſſionelle Kampf in ſeinen wildeſten Auswüchſen. Die wüſte, unbeſchreibliche 
Hetze der klerikalen Demagogen hatte zur Folge, daß die Sozialdemokratie ziemlich 
weit im Hintertreffen blieb; trotzdem ließ ſich ein Erſtarken unſerer Bewegung auf 
Koſten der Nationalliberalen nicht verkennen, und mit faſt mathematiſcher Sicherheit 
ließ ſich berechnen, wann die Sozialdemokratie in den einzelnen Kreiſen mit dem 
Zentrum in Stichwahl gelangen werde. Die Brotwucherpolitik des Zentrums hat 
dieſe Entwicklung durchbrochen, hat zahlreiche Katholiken, die bisher der Zentrums⸗ 
partei blind Gefolgſchaft leiſteten, die Augen geöffnet und der Sozialdemokratie zu⸗ 
geführt. Die Folge davon war, daß das Zentrum in Bochum und Duisburg für 
die Stichwahl durch die Sozialdemokratie abgelöſt wurde und in Dortmund die Hoff⸗ 
nung vernichtet ſah, mit der Sozialdemokratie in die Stichwahl zu gelangen. Um 
dieſe Tatſache voll würdigen zu können, müſſen die außergewöhnlichen Anſtrengungen 
der Ultramontanen bei der diesmaligen Wahl beſonders berückſichtigt werden. So 
wie diesmal trat der Klerus noch nie geſchloſſen in die politiſche Arena, um den 
Wahlkampf zu einem Kreuzzug für und wider die katholiſche Kirche zu ſtempeln, und 
in dieſem „heiligen Kreuzzug“ war die Verleumdung gegen die Sozialdemokratie 
neben der widerlich rein konfeſſionellen Hetze das hervorſtechendſte Merkmal. Auch 
gegen die Nationalliberalen wurde konfeſſionell gehetzt; Jeſuitengeſetz, Evangeliſcher 
Bund, Gefahr für die katholiſche Kirche, das waren die Schlagworte, mit denen man 
in der Zentrumspreſſe und in Zentrumsverſammlungen den konfeſſionellen Fanatismus 
entfachte; daß derſelbe lichterloh brannte, dafür ſorgte dann noch der Kaplan bei 
Hausbeſuchen, auf der Kanzel und im Beichtſtuhl. 

Alle dieſe Anſtrengungen der Ultramontanen blieben erfolglos. Die Zentrums⸗ 
preſſe verſucht nun, trotz des Ausfalls bei der Stichwahl in drei Kreiſen noch einen 
Erfolg für das Zentrum herauszurechnen auf Grund des abſoluten Stimmen⸗ 
zuwachſes. Die abſolute Stimmenzahl iſt aber vollſtändig beweislos ohne Berück⸗ 
ſichtigung des relativen Stimmenverhältniſſes zu den anderen Parteien und ohne 
Bezugnahme auf die Zunahme der Wähler überhaupt. Wie ſchlecht das Zentrum 
abſchnitt, ergibt ſich aus folgender Zuſammenſtellung. 4 

Es erhielten Stimmen: 


A Sozialdemokratie Nationalliberale Zentrum 
Wahlkreis 1898 1903 1898 1908 1898 1903 
Eſſen 400 22773 27498 20819 30103 35129 
Dortmund .. 19864 33305 17731 21197 17347 19472 
Bochum. . 22379 39135 20351 33 425 30029 31408 
Duisburg . . 7804 23284 19904 25415 21071 21746 
Summa 54447 118497 96746 100776 98550 107855 


Es gewann demnach von 1898 bis 1903 die Sozialdemokratie 64000 Stimmen, 
gleich 117 Prozent, der Nationalliberalismus 4000 Stimmen, iſt 4,1 Prozent, und 
das Zentrum 9000 Stimmen, iſt 9,5 Prozent. In Wirklichkeit iſt der Zuwachs des 
Zentrums aber nicht einmal ſo ſtark, als es dieſe Ziffern erſcheinen laſſen. Das An⸗ 
ſteigen der Wählerziffer in Eſſen zu gunſten des Zentrums rührt daher, daß bei der 
vorigen Wahl ſehr viele katholiſche Arbeiter Krupps infolge wirtſchaftlichen Druckes 
für Krupp ſtimmten, der damals dort kandidierte. Dieſe Wähler fielen nun dem 
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Zentrum zu. Selbſt wenn man die 13000 polniſche Stimmen, welche in den ge⸗ 
zannten vier Kreiſen abgegeben wurden, dem Zentrum zurechnet, ſteht der Stimmen- 
. in gar keinem Verhältnis zu der natürlichen Vermehrung der Wähler und 
er ſtarken Wahlbeteiligung, die zum Beiſpiel in Eſſen über 90 Prozent der Wahl⸗ 
erechtigten betrug. Von den 22000 Stimmen, welche bei der Hauptwahl in Eſſen 
uf die Sozialdemokratie entfielen, waren mindeſtens 10000 katholiſche Wähler 
‚nd in der Stichwahl eroberten wir in Dortmund zu dem bisherigen Beſtand von 
tatholiten noch 5000 Zentrumswähler trotz der Agitation der ultramontanen Preſſe 
nd der Geiſtlichkeit zu gunſten unſeres Gegenkandidaten. In Bochum, wo der 
erikale Druck nicht ganz Jo ſtark war als in Dortmund, fielen der Sozialdemokratie 
ei der Stichwahl 12000 ehemalige Zentrumsſtimmen zu, und in Duisburg beträgt 
ie Zahl der bei der Stichwahl Herübergeholten etwa 7000. Das iſt der Anfang 
om Ende des unüberwindlichen Zentrumsturmes. 

Die wüſte, mit allen Mitteln geiſtigen Druckes und klerikaler Beeinfluſſung 
etriebene konfeſſionelle Hetze drängte zwar bei vielen katholiſchen Arbeitern, die mit 
er ſozialiſtiſchen Wirtſchaftspolitik längſt ſich befreundet hatten, das wirtſchaftliche 
ſtoment vor dem aufgeſtachelten religiöſen Fanatismus zurück: ſie wählten diesmal 
och konfeſſionell. Andererſeits fachte die Hetze der ſchwarzen Demagogen auch bei 
en Proteſtanten den konfeſſionellen Fanatismus an, der ſelbſtverſtändlich von den 
gationalliberalen Agitatoren ausreichend geſchürt wurde. So ſtand bei allen, die 
nfeſſionell noch ſtark empfinden, die Hauptwahl unter der Parole: Hie Rom, 
ie Luther, nicht zum Vorteil der Sozialdemokratie. Daß wir trotzdem ſo glänzende 
erfolge errangen, zeugt von der ſieghaften Kraft des Sozialismus. 

Bei der Hauptwahl mußten die katholiſchen Arbeiter gegen den National— 
beralismus als den Feind der katholiſchen Kirche ſtimmen, der Kampf für das 
bum gegen den Liberalismus war Glaubenspflicht. Das änderte ſich mit einem 
chlage nach der Hauptwahl, in allen vier Kreiſen. Die Sozialdemokratie ſtand in 
zei Kreiſen gegen einen Nationalliberalen, in einem Kreiſe — Eſſen — gegen das 
n in Stichwahl. Das gewaltige Anwachſen der für die Sozialdemokratie ab— 
gebenen Stimmen ließ die Drahtzieher der ſogenannten nationalen Parteien und des 
entrums aus der bisher geſpielten Rolle fallen, das Klaſſenintereſſe rang ſich brutal 
i ihnen durch. Alle Vorſicht und Rückſicht den vorher konfeſſionell Fanatiſierten 
genüber fallen laſſend, ſchloſſen Ultramontane und Antiultramontane ein inniges 
ündnis, Jeſuitenfeinde und Jeſuitenfreunde lagen ſich in den Armen; der allein— 
ligmachende Glaube und das evangeliſche Bewußtſein — der Beſitzenden hatten ſich 
ſammengefunden zum Kampfe gegen die Arbeiter. Der Klaſſenkampf entbrannte 
it allen Brutalitäten, mit Stimmenraub und Stimmenkauf, mit Wahldruck, durch 
adrohung wirtſchaftlicher Schädigung. Keine Wahlſcheußlichkeit gegen abhängige 
zähler, die in dieſem Kampfe nicht ausgeübt wurde — unter dem Segen und dem 
iltand des vereinigten Pfaffentums. Der Konfeſſionalismus war verſchwunden, 
mſtürmer ſahen in dem Katholiken den lieben Glaubensgenoſſen, die Jeſuiten, 
vor wenigen Tagen noch eine große Rolle ſpielten, waren vergeſſen. Pfaffen und 
harfmacher hatten ſich zuſammengefunden zum Kampfe gegen die Sozialdemokratie. 
nnd der Erfolg? Die Sozialdemokratie erſtritt in heißen Kämpfen zwei Man: 
te, Bochum und Dortmund, und in den beiden anderen Kreiſen rückte fie den 
Hlierten Gegnern nahe auf den Leib, erzielte einen kaum geahnten Stimmenzuwachs. 
Ein großer Teil der Zentrumswähler war in das Lager derjenigen übergegangen, 
of welche ſie erſt als Katholiken, dann als Chriſten und Vaterlandsretter gehetzt 
den waren; es ging ihnen denn doch wider den Strich, auf Kommando plötzlich 
ii: diejenigen ins Feuer zu gehen, die bis dahin als die ſchlimmſten Feinde ihrer 
iche und ihrer wirtſchaftlichen Intereſſen von den ultramontanen Machern ver- 
rien worden waren. Die Spekulation des Zentrums, durch Wahlhilfe den National: 
eralen einen glänzenden Sieg über die Sozialdemokratie zu verſchaffen, in der 


ffnung, die verlorene Poſition bei der nächſten Wahl zurückzuerobern, ſchlug fehl. 
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Der Maſſenmarſch von Zentrumswählern in das ſozialiſtiſche Lager iſt eine ſicher 
Gewähr dafür, daß alle Spekulationen des Zentrums auf ſpätere Erfolge verfehlt ſind 
Bei der Stichwahl 1903 gewannen wir gegenüber der Hauptwahl 1898 in dei 
vier Kreiſen des eigentlichen Ruhrreviers rund 100000 Stimmen, gegen die Haupt 
wahl 1903 rund 37000 Stimmen, davon in drei Kreiſen 25000 ehemalige Zentrums 
ſtimmen und in Eſſen 12000 Stimmen früherer Wähler der nationalen Parteien 
Die Geſamtzahl der bei der Stichwahl für die Sozialdemokratie abgegebenen Stimme 
beträgt rund 155000, die vereinigten Gegner brachten nur 9000 Stimmen mehr auf 
Beſondere Beachtung verdient noch der Wahlausfall in Eſſen. Hier gemanneı 
wir gegenüber der Wahl von 1898 rund 18000 Stimmen und gelangten damit it 
die Stichwahl gegen das Zentrum. Dieſer außergewöhnliche Erfolg in einem Kreiſe 
den man bisher für die Sozialdemokratie als faſt uneinnehmbar betrachtete, hat groß 
überraſchung hervorgerufen. Mit den Verhältniſſen Vertraute ſahen den Ausgang de 
Kampfes aber voraus. Man iſt leicht geneigt, der bekannten Kaiſerrede den größere 
Anteil an dem Ausgang der Wahl zuzuſchreiben. Das iſt aber falſch. Das Vorwärts 
drängen der Sozialdemokratie hat andere, tiefere Urſachen. Die aufklärende Arbeit de 
Parteipreſſe hat bei den Kruppſchen Arbeitern längſt den Glauben an die eigene Ohnmach 
verſchwinden laſſen. Dazu geſellte ſich eine immer rückſichtsloſere Ausbeutung un 
Bedrückung, die ſo ſtark war, daß es eines Tages, im Februar 1902, in einem Betrie 
zur offenen Empörung kam. Zu Tauſenden ſtrömten die Kruppſchen Arbeiter in di 
unſererſeits einberufenen Verſammlungen — der Bann war gebrochen. Dank eine 
guten Parteiorganiſation konnte nun die Kleinagitation erfolgreich einſetzen, politiſe 
ſowohl wie gewerkſchaftlich. Der ſozialdemokratiſche Verein wie auch die Gewerf 
ſchaften gingen rapid in die Höhe. Dann kam die Affäre Krupp mit den viele 
Begleiterſcheinungen; die wilde Hetze, die ſchamloſen Verleumdungen gegen die Sozial 
demokratie, die heuchleriſchen Lobhudeleien über Kruppſche Wohlfahrtseinrichtunge 
wirkten aufreizend. Die Brotwucherpolitik des Zentrums, das wütende Gekläff de 
ultramontanen Preſſe gegen die Sozialdemokratie, die berüchtigte Adreſſenerpreſſun 
der Fall Hüſſener, die Niederknüppelung der Redefreiheit im Reichstag, der Brut 
der Geſchäftsordnung unter dem Präſidium Balleſtrem, die Vergewaltigung der volk 
freundlichen Minderheit in der Volksvertretung, alles das wirkte zuſammen, um bi 
eifriger und geſchickter Tätigkeit der führenden Genoſſen in Eſſen das große Tiſchtuck 
zerſchneiden am 15. Juni 1903 vorzubereiten. Eine Probe von dem Wachſen unſere 
Bewegung war bereits zwei Monate vorher bei der Gewerbegerichtswahl abgele: 
worden, wo die freien Gewerkſchaften bei ungeheurer Wahlbeteiligung zu erſte 
Malen gegen den chriſtlichen Miſchmaſch ſiegten. „ 
Die Stichwahl in Eſſen vollzog ſich unter etwas eigenartigen Verhältniſſen. Da 
Wahlkomitee der nationalen Parteien hatte Wahlenthaltung empfohlen, dabei abe 
ausdrücklich gegen Stimmenabgabe für die Sozialdemokratie ſich erklärt. Dieſe 5 
günſtigung des Ultramontanismus rief in Kreiſen der ſogenannten nationalen Wähle 
große Erregung hervor. Aus dieſen Kreiſen heraus wurden die Wähler aufgeforder 
der ausgegebenen Parole nicht zu folgen, ſondern durch Stimmenabgabe für de 
Kandidaten der Sozialdemokratie gegen den Ultramontanismus zu votieren. Do 
trug zweifellos dazu bei, unſere Stimmenzahl von 22773 auf faſt 35000 a 
ſchwellen zu laſſen, was allerdings nicht ausreichte, den ultramontanen Gegner, de 
13000 Stimmen Vorſprung hatte, zu überholen. = 
Die Arbeiterſchaft im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriegebiet kann der frohe 
Zuverſicht ſein, bei energiſcher Arbeit im nächſten Wahlkampf auf der ganzen Lin 
zu ſiegen. 4 
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die Entwicklung der ſchweizeriſchen fabrikinduſtrie. 


Von Dionys Zinner. 


U Im Gegenſatz zu der Praxis der deutſchen Fabrikinſpektion, die Fabrik⸗ 
gatiſtik fortlaufend zu führen und Jahr für Jahr in ihren Amtsberichten die 
ingetretenen Veränderungen zu berückſichtigen, ſomit eine im großen und ganzen 
umer zutreffende Überſicht über den Stand der Induſtrie zu geben, ſtellt die 
hweizeriſche Fabrikinſpektion immer nur in mehrjährigen Zwiſchenräumen eine 
eue Fabrikſtatiſtik auf. Dieſe iſt dann freilich aber auch viel umfaſſender und 
kündlicher, als die jährliche Betriebsſtatiſtik der deutſchen Aufſichtsbeamten, 
idem ſie ſich nicht nur auf die Zahl der Betriebe und der Arbeiter, ſondern 
uch auf deren Nationalität, auf die Heimarbeit, auf die Zahl der wöchent⸗ 
chen Arbeitsſtunden ſowie auf die Zahl und die Art der Betriebskräfte er⸗ 
keckt. Die Fragen nach der Zahl der wöchentlichen Arbeitsſtunden und nach 
r Nationalität der Arbeiter find erſt bei den letzten zwei Erhebungen von 
95 und 1901, diejenigen nach der Zahl der verheirateten Fabrikarbeiterinnen 
id ihrer Kinder ſowie nach der Zahl der von den Fabriken beſchäftigten 
eimarbeiter nur bei der letzten Erhebung geſtellt worden. 

Nach der Zahl der verheirateten, verwitweten und geſchiedenen Frauen und 
krjenigen unter ihnen, welche Kinder unter zwölf Jahren haben, wurde teils 
1 Intereſſe der Sozialſtatiſtik gefragt, teils um einige Anhaltspunkte für die 
Kurteilung der Tragweite der Freigebung des Samstagnachmittags für die 
Fbeiterinnen zu gewinnen. Nach der Zahl der Heimarbeiter wurde gefragt, um 
ler die bisher abſolut unbekannte Größe des hausinduſtriellen Anhanges der 
albrikinduſtrie Auskunft zu erhalten. Das Gros der Zählkarten ging prompt 
ud gut ausgefüllt ein, aber die Zahl derjenigen, welche zu Reklamationen und 
Afragen Anlaß gaben, war doch bedeutend. Am meiſten Verwirrung ver⸗ 
achte die Frage nach der Zahl der verheirateten Frauen. Oft wurde ſtatt 
ler die Zahl der verheirateten Arbeiter angegeben. In vielen Fällen ließen 
d Beantworter einzelne Rubriken einfach leer, füllten ſie aber auf geſtelltes 
Nztelles Anſuchen aus. Nur einige Seidenfabrikanten im Kanton Zürich 
minten, „es gehe niemanden etwas an, wieviel Frauen ſie beſchäftigen. Die 
ige nach den Kindern ſei indiskret und die Zahl der Hausarbeiter ſei ihr 
Geimnis“. Wo es anging, wurden die infolge dieſer Unternehmerrenitenz 
Aſtandenen Lücken in dem gewonnenen Material von den Fabrikinſpektoren 
joyut als möglich ausgefüllt, überall. gelang e3 aber nicht. Die erwähnten 
MBigen Antworten von Seidenfabrikanten ſpiegeln den Geiſt des ſchweize⸗ 
en Unternehmertums, der echter Stummſcher Geiſt iſt, naturgetreu wieder. 
Jer ſchweizeriſche Kapitaliſt beſitzt in der durch die Zahl der von ihm be⸗ 
Aftigten Arbeiter und der Maſſe der von ihm direkt und indirekt abhängigen 
Hölkerung beſtimmten Einflußſphäre ſein beſonderes Königreich, das er als 
luter Herrſcher regiert. In kleineren Orten, wo irgend ein Spinner, 
Woer⸗, Schuſter⸗ oder Maſchinenkönig alles kommandiert, beſteht dieſer Zu⸗ 
tod noch in ſeiner urwüchſigen Geſtalt, während er in den größeren Induſtrie⸗ 
an mit mehr oder weniger induſtriellen Unternehmungen naturgemäß gemildert 
t. Es liegt auf der Hand, daß dieſer Fabrikdeſpotismus einen grellen Gegen⸗ 
zu den demokratiſchen Einrichtungen des Landes bildet. Während in 
Sueinde und Staat der Arbeiter mit ſeinem Stimmzettel die Beamten wählt 
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und er über das Schickſal zahlreicher Perſonen und Familien endgültig en 
ſcheiden kann, iſt er in Fabrik und Werkſtätte rechtlos allen Schikanen un 
Willkürlichkeiten der „Arbeitgeber“, ihrer Offiziere und Unteroffiziere prei 
gegeben. Schon die einfachſte Konſequenz dieſes unerträglichen Zuſtande 
erfordert die Ergänzung der politiſchen Freiheit durch die wirtſchaftliche Fre 
heit, der politiſchen Demokratie durch die wirtſchaftliche Demokratie. A 
Da die Erhebungen in die Zeit der heute noch nicht überwundenen wir 
ſchaftlichen Depreſſion fielen, ſo wurde die Frage ernſtlich erörtert, ob d 
Augenblick wirklich geeignet ſei zur Schaffung einer neuen Fabritſtatiſtik, d 
wieder für eine Reihe von Jahren für die Beurteilung vieler Verhältniſſe a 
Grundlage dienen werde. Allein es drang der Gedanke durch, daß man nie 
ein ſchönes, ſondern ein wahres Bild geben wolle, und ſo wurde die Enque 
durchgeführt. 
Einige kleine Anderungen hat auch das Verzeichnis der Induſtriezwei 
erfahren. Dasſelbe weiſt 157 gegen frühere 150 auf, obſchon einige der älter 
zuſammengezogen worden ſind. Im großen ganzen entſprechen aber die Grupp 
nach Umfang und Inhalt derjenigen der Statiſtik von 1895. 15 
Der nachfolgenden vergleichenden Statiſtik von 1901 und 1895 ſind no 
die Zahlen von 1888 beigeſetzt, jo daß der Vergleich ſich auf einen dreizeh 
jährigen Zeitraum erſtreckt. | 3 
Es wurden demnach gezählt: 


1901 1895 1888 
Betriebe 6080 4933 3776 
Arbeiter . . 242534 200199 159 106 
Betriebskräfte . . 289037 152718 82393 


Der Vergleich zeigt, daß alle Faktoren der ſchweizeriſchen Induſtrie v 
1895 bis 1901 erheblich geſtiegen ſind, ſo die Zahl der Betriebe um 23,2 P. 
zent, der Arbeiter um 21,1 Prozent und der mechanischen Betriebskräfte ! 
89,3 Prozent. Noch bedeutender läßt ein Vergleich der Zahlen von 1901 u 
1888 die in der Zwiſchenperiode erfolgte Weiterentwicklung der ſchweizeriſch 
Induſtrie erſcheinen. Br“ 

Die induftriellen Hauptgruppen haben folgende Entwicklu 
erfahren: ö 


u 


Betriebe Ar beit ee 

1901 1895 1888 1901 1895 1888 
Textilinduſtrie . . . 1730 1793 1978 97193 91454 9109 
Häute und Fele 126 80 9 273 8365 515ʃ 
Lebens⸗ und Genußmittel. 688 537 410 18393 14004 1070 
Chemiſche Induſtrie . 279 167 115 7016 4058 269 
Papierfabrikation . 496 417 272 13781 11062 735 
Holzinduſtrie 852 528 234 14474 11347 504 
Metallinduſtrie .. 377 234 107 12731 9936 415 
Maſchineninduſtrie .. 522 396 249 32647 23921 1649 
Bijouterie und Uhren. 663 488 191 24858 16334 1240 
Erden und Steine . . 398 295 140 12168 9718 399 


Total 60801 4933 3776 242534 200 199 15910 


1 Die nicht genaue Übereinftimmung dieſer Summen mit dem Ergebnis der Adi 
hat ihre Urſache in dem mehrfachen Vorhandenſein verſchiedener Betriebe in der glei 
Anlage, z. B. der Spinnerei und Weberei, der Müllerei und Sägerei. 1888 war j 
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Einzig die Textilinduſtrie hat einen Rückgang der Betriebe erfahren, der 
ſich durch den teilweiſen Übergang zur Hausinduſtrie, beſonders in der Stickerei⸗ 
induſtrie, erklärt; die Zahl der Arbeiter iſt ausnahmslos in allen Induſtrie⸗ 
gruppen geſtiegen und zwar auch in allen Kantonen mit der einzigen Aus⸗ 
nahme von Glarus, wo der Rückgang der Arbeiter um 9,6 Prozent die ſeit 
Jahren anhaltend darniederliegende Baumwolldruckerei betrifft. Beachtenswert 
iſt, daß die Zahl der Arbeiter in den welſchen Kantonen ſtärker geſtiegen iſt 
als in den deutſchen, nämlich dort bis zu 55,7, hier nur bis zu 18,6 Prozent. 
In bezug auf die Zunahme der Zahl der Betriebe verhält es ſich ebenſo. In 
der welſchen Schweiz trat eine Vermehrung derſelben bis zu 137,1 Prozent 
ein, in der deutſchen Schweiz dagegen nur bis zu 34,6 und 40 Prozent. 
Intereſſant iſt, daß faſt überall, wo eine Zunahme konſtatiert iſt, die Zahl 
der Betriebe eine ſtärkere Vermehrung erfahren hat als die der Arbeiter, was 
auf die Unterſtellung vieler kleiner Geſchäfte unter das Fabrikgeſetz hindeutet. 
Nur im erſten Inſpektionskreis iſt die Zahl der Arbeiter mit 12,8 Prozent 
ſtärker gewachſen als diejenige der Betriebe mit 9,5 Prozent, ferner auch in 
den Kantonen Waadt und Neuenburg. 

Dem Geſchlecht nach verteilt ſich die Arbeiterſchaft mit 150202 (1895: 
119204) auf das männliche und mit 92331 (80 995) auf das weibliche, fo daß 
die männlichen Arbeiter eine viel ſtärkere Vermehrung als die Arbeiterinnen 
erfuhren. Kettenſtichſtickerei und Uhreninduſtrie weiſen eine ſtarke Zunahme 
an Arbeiterinnen auf; einige Zweige der Textilinduſtrie, ferner die Schuh⸗ 
induſtrie und die Bijouterieinduſtrie zeigen einen Rückgang an Arbeiterinnen, 
in den meiſten Induſtrien blieb das numerische Verhältnis der beiden Ge- 
ſchlechter unverändert. Im ganzen iſt der relative Anteil der weiblichen Arbeit 
in der ſchweizeriſchen Fabrikinduſtrie im Rückgang begriffen; er betrug 1888: 
45,8, 1895: 40,58, 1901: 38,1 Prozent, iſt alſo in dreizehn Jahren um 
% Prozent geringer geworden. 214 (1895: 230) Etabliſſements arbeiten aus⸗ 
ſchließlich mit Arbeiterinnen, und zwar wurden deren 1901 3487 gegen 5090 
un 1895 gezählt, jo daß auch in dieſer Beziehung ein Rückgang der Frauen⸗ 
wbeit zu verzeichnen iſt. 

Dem Alter nach verteilen ſich die meiſten Arbeiter, was ganz naturgemäß, 
uf die Klaſſe von 18 bis 50 Jahren, nämlich 76,3 Prozent, dann folgt die 
laſſe von 14 bis 18 Jahren mit 14,5 Prozent und ſchließlich die Klaſſe von 
iber 50 Jahren mit 9,2 Prozent. Dieſes Verhältnis iſt gegenüber 1895 faſt 
verändert geblieben. Dagegen weiſen einzelne Induſtrien erhebliche Ver— 

chiebungen in dem Altersaufbau der Arbeiterſchaft auf. Im Textteil des fabrik⸗ 

latiſtiſchen Bandes wird dazu unter anderem bemerkt: „Die alten Leute ſind 

zerkwürdig ſeßhaft in den Fabriken. Ihr Prozentſatz hat ſich in den meiſten 

branchen, welche einigermaßen anſehnliche Zahlen aufweiſen, noch gehoben. 

nm meiſten finden ſich immer noch in der Baumwolldruckerei, nämlich 29,8 Pro⸗ 

nt, dann folgt die Baumwollſpinnerei mit 16, die Baumwollweberei mit 15,8, 

ie Tabakinduſtrie mit 25,1, Gießerei und Maſchinenbau mit 10,5; die große 

ſtehrzahl der Induſtrien bleibt unter dem Durchſchnitt von 9,2 Prozent. Ein 

ſtinimum weiſen die Schiffliſtickerei und die Konfektion auf.“ Die Seßhaftig⸗ 

it der alten Textilarbeiter ꝛc. in den Fabriken ſcheint uns gar keine Merk: 

ürdigkeit zu fein. Es handelt ſich dabei zweifellos meiſtens um Arbeiter, die 

In Jugend auf in der betreffenden Fabrik tätig ſind und deren Eltern, nicht 

ten ſogar mehrere Generationen, hier ihr Leben verbrachten; wenn ſie hier 
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ihre Geſundheit und Arbeitskraft geopfert haben, ſollen ſie dann in den alten 
Tagen erſt die Arbeitsſtelle wechſeln? Welcher Unternehmer würde einen alten, 
ausgemergelten Fabrikweber noch zur Verrichtung einer anderen Arbeit in 
ſeinen Betrieb nehmen? 4 
Verheiratete Fabrikarbeiterinnen wurden 24042 gezählt, wovon 
11786 Kinder im Alter von unter 12 Jahren hatten. Natürlich entfällt die 
große Mehrzahl derſelben auf die Textilinduſtrie, nämlich 17201, wovon 
8439 Kinder von unter 12 Jahren beſaßen. Relativ die meiſten verheirateten 
Frauen beſchäftigt die Baumwolldruckerei, in der 73,5 Prozent der über 
18 Jahre alten Arbeiterinnen verheiratete Frauen ſind; dann folgen die 
Baumwollſpinnerei und Weberei mit je 45,3 Prozent, Tabakfabriken mit 
43,5 Prozent, Papierfabriken 42,8 Prozent, Wollinduſtrie 40,7 Prozent u. ſ. w. 
Die Angaben über die Zahl der verheirateten Fabrikarbeiterinnen dürften aber 
nach der Vermutung der Fabrikinſpektoren zu klein ſein. | 
Heimarbeiter wurden 52291 von 90 (auf 157) Induſtriezweigen be⸗ 
ſchäftigt, das heißt auf je 100 Fabrikarbeiter kamen 21,5 Hausinduſtrielle. In 
mehreren Induſtrien überwiegt die Zahl der Heimarbeiter die der Fabrik⸗ 
arbeiter, jo in der Trikoterie (127: 100), Kettenſtichſtickerei (134: 100), Muſik⸗ 
doſenfabriken (138: 100), Schnitzlerei (302: 100), Halbwollweberei (453: 1000, 
in der 4½ Heimarbeiter auf 1 Fabrikarbeiter kommen. Ahnlich iſt es noch in 
der Maſchinenſtickerei, Seidenweberei und Strohhutinduſtrie. „Während einige 
unſerer alten, einſt mächtigen Hausinduſtrien durch die Einführung von 
Maſchinen ganz zur Fabrikinduſtrie geworden ſind (ſo die Baumwollſpinnerei), 
kämpft in anderen Zweigen, zum Beiſpiel in der Seidenweberei, in der Stickerei, 
die alte Produktionsform mit unverminderten Arbeiterzahlen gegen die neue, 
und wieder in anderen überläßt die Fabrik der Hausinduſtrie gern diejenigen 
Arbeitsgebiete, wo Maſchinenarbeit noch unbekannt oder nicht lohnend iſt.“ 
Das heißt, die Hungerlöhne der Heimarbeiter ermöglichen eine billigere Pro⸗ 
duktion außerhalb der Fabrik, als im rationellen mechaniſchen Betrieb. 
Die Zahl der Ausländer unter den 242534 Fabrikarbeitern beträgt 
39576, wovon 18375 Deutſche, 4204 Franzoſen, 14028 Italiener, 3063 Oſter⸗ 
reicher und 398 Angehörige verſchiedener Nationalitäten. Im Jahre 1895 
machten ſie 12,7, 1901 dagegen 16,5 Prozent aller Fabrikarbeiter aus. Die 
Italiener haben am meiſten an Boden gewonnen, und das nicht nur in ihrer 
Geſamtheit, ſondern überall in den einzelnen Induſtrien; nur 20 von den 
157 Induſtriezweigen führen ſolche nicht auf. Neben der Induſtrie der Erden 
und Steine iſt es die Textilinduſtrie, in der die meiſten Italiener beiderlei 
Geſchlechtes beſchäftigt ſind. In den Schuhfabriken ſtieg ihre Zahl von 29 in 
1895 auf 304 () in 1901, um faſt das Elffache. Die Deutſchen ſind am 
meiften in der Metall- und Maſchineninduſtrie vertreten, ferner in Buchdrucke⸗ 
reien und Lithographien, Brauereien und in der Textilinduſtrie. „Sehr häufig 
ſehen wir ſie namentlich an gutbezahlter Arbeit in einzelnen Branchen der 
Metallinduſtrie, der Holzbearbeitung, in der Textilinduſtrie, zumal der Wolle, 
oft als Meiſter und Aufſeher.“ | | 
Den Fabrikinſpektoren erſcheint das überhandnehmen der Fremden als eine 
für die ſchweizeriſche Bevölkerung ganz bedenkliche Tatſache. „Jeden Winter 
meldet ſich eine größere Anzahl Leute arbeitslos und es wird zuweilen hervor⸗ 
gehoben, daß es ſich nicht etwa bloß um Fremde, nein, um Schweizer, um 
Bürger und um ſoundſoviel Familienväter handelt. Wie kommt es, daß die 
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! Schweizer keine Arbeit haben und Tauſende von Fremden haben in unſeren 
Fabriken das ganze Jahr Verdienſt? Iſt der Schweizer zu wähleriſch in der 
Arbeit, iſt er nicht tüchtig genug, um mit den Fremden zu konkurrieren, hat 
er keinen Beruf gelernt? Das erſte iſt leider ſehr oft der Fall. Nur zu gern 
überläßt man dieſe und jene Arbeit dem Italiener, weil man findet, ſie ſei zu 
anſtrengend oder unappetitlich. So kommt es, daß in der Ziegelei die Schweizer 
nur um 12, die Ausländer um 76,5 Prozent, in der Kalk- und Zementinduſtrie 
jene gar nur um 6,5, dieſe aber um 75 Prozent zugenommen haben. Daß 
auch das zweite Moment eintrifft, muß man daraus ſchließen, daß ſehr oft die 
Fremden den Vorzug haben in Betrieben, welche eine beſondere Fachkenntnis 
verlangen.“ 

6 Es wird dann tüchtigere Fachbildung, ſorgfältigere Wahl des Berufs und 
größere Ausdauer in demſelben, ferner beſſere Berückſichtigung des Erreichbaren 
bei Einſchätzung der intellektuellen Kräfte vorgeſchlagen. 

Zu vergeſſen iſt nicht in der Ausländerfrage, daß der vielbeklagten großen 
Zahl von Ausländern in der Schweiz eine ebenfalls große Zahl von Schweizern 
im Ausland gegenüberſteht und daß auf beiden Seiten fortwährend alles im 
ö Fluſſe iſt; Ausländer kommen in die Schweiz und gehen wieder, Schweizer 
kehren aus dem Ausland zurück und andere gehen wieder dahin. Dieſes Hin⸗ 
und Herfluten der Arbeitermaſſen hängt in der Hauptſache mit den Schwan⸗ 
kungen des Arbeitsmarktes zuſammen, zu einem großen Teile aber auch mit 
dem ſehr berechtigten und ſchätzenswerten Beſtreben der Arbeiter, in die Fremde 
zu gehen, um Land und Leute kennen zu lernen, gleichzeitig aber auch die be⸗ 
ruflichen Kenntniſſe zu vermehren und das berufliche Können zu heben. 
Sodann haben die Fabrikinſpektoren auch vergeſſen auf den Anteil, den an 
den Verſchiebungen der Arbeiterſchaft die ſozialen Kämpfe haben. Die 
meiſtens ſehr gut organiſierten ſchweizeriſchen Unternehmer wiſſen in Wider⸗ 
ſpruch zu der Schützenfeſtphraſe: „Wir wollen fein ein einig Volk von 
Brüdern ...“ mit der brutalſten Rückſichtsloſigkeit die ſchwarze Lifte zu 
handhaben; ſie treiben ihre proletariſchen „Brüder“ aus dem Vaterland und 
ſtellen an ihre Plätze Ausländer. Kaum eine Lohn- oder Streikbewegung in 
der Schweiz, in der nicht die Unternehmer ſofort in der ausländiſchen Preſſe 
Streikbrecher ſuchen, beziehungsweiſe durch Agenten anwerben laſſen, um die 
Forderungen der Arbeiter nicht bewilligen zu müſſen. In demſelben Augen⸗ 
4 blick, da ſie am Biertiſch über die „chaibe Tſchinggen“ und „chaibe Schwaben“ 
4 ſchimpfen, da fie als Politiker im Parlamentsſaal mit beſorgter patriotiſcher 
Miene und „ſtaatsmänniſcher“ Wichtigtuerei über die „Ausländergefahr“ in 
der Schweiz große Reden halten, werfen ſie die ſchweizeriſchen Arbeiter auf 
die Straße und erſetzen ſie durch die Ausländer. Eine ekelhafte Heuchelei kapi⸗ 
taliſtiſcher Ausbeuter! 

Großes Intereſſe bietet die Statiſtik der Arbeitszeit. Darnach hatten 
wöchentliche Arbeitsſtunden: 


Betriebe Arbeiter 

IM 1901 1895 1901 1895 

h Bis 65 Stunden . . . 2782 2935 101223 114297 
5 583 308 29572 18530 
if - 60 5 2120 1333 92458 56738 
4 N 7 11254 6651 
N 54 - 248 128 6556 2793 
Unter 54 68 48 1481 1190 
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In dem ſechsjährigen Zeitraum von 1895 bis 1901 ſind 13,6 Prozent der 
Betriebe vom Elfſtundentag zu einer kürzeren Arbeitszeit übergegangen. Von 
dieſen haben die meiſten, 10 Prozent, den Zehnſtundentag erhalten; die Zwiſchen⸗ 
ſtufe, 62 Stunden pro Woche, entſprechend fünf Tagen à 10% und Sams⸗ 
tags 10 Stunden, ſcheint nicht gerade beliebt zu ſein und die kürzeren Arbeits⸗ 
zeiten ſind vorzugsweiſe auf gewiſſe Induſtrien beſchränkt und haben für die 
Allgemeinheit einſtweilen wenig Bedeutung. Die hervorragendſte Gruppe von 
Arbeitern mit konſtant weniger als 60 Stunden wöchentlicher Arbeitszeit ſind 
die Buchdrucker und Lithographen. Auf ſie fallen faſt zwei Drittel aller 
Arbeiter mit neunſtündiger Arbeitszeit. Nur 6 Etabliſſements mit 58 Arbeitern 
haben über 60 Stunden, dagegen 65 Prozent der letzteren 9 Stunden und 
weniger. In der Rubrik „Unter 54“ iſt ein „wenn auch beſcheidener, doch 
erfreulicher Anſatz von achtſtündigen Schichten im kontinuierlichen Betrieb (Gas⸗ 
anſtalten) zu verzeichnen“. Die längſte Arbeitszeit hat noch immer die Textil 
industrie, deren Arbeiter nur zum kleinſten Teile organiſiert ſind; insbeſondere 
iſt es die Baumwollinduſtrie, in welcher große Arbeitermaſſen bis jetzt die volle 
geſetzlich zuläſſige elfſtündige Arbeitszeit arbeiten müſſen und wo ohne geſetz⸗ 
lichen Zwang kaum nennenswerte Fortſchritte in der Verkürzung der Arbeits⸗ 
zeit zu erreichen ſein werden. Hand in Hand mit der langen Arbeitszeit in 
der Textilinduſtrie geht deren techniſche Rückſtändigkeit und die Verſumpfung 
der Arbeiterſchaft. 

Insgeſamt hatten im Jahre 1895 66,9 Prozent der Betriebe mit 66 Pro⸗ 
zent der Arbeiter eine mehr als 60 ſtündige Arbeitswoche, 33,3 Prozent der 
Betriebe und 44 Prozent der Arbeiter eine Arbeitswoche von 60 Stunden und 
darunter; im Jahre 1901 beſtand die mehr als 60 ſtündige Arbeitswoche in 
56 Prozent der Betriebe mit 54 Prozent der Arbeiter, die Arbeitswoche von 
60 Stunden und darunter in 44 Prozent der Betriebe mit 46 Prozent der 
Arbeiter. Der Fortſchritt in der Verkürzung der Arbeitszeit innerhalb des nur 
ſechsjährigen Zeitraums iſt demnach ein nicht unerheblicher, und er bedeutet 
eine entſprechende Errungenſchaft der Gew erkſchaften, die um jede viertel⸗ 
ſtündige Arbeitszeitverkürzung kämpfen müſſen. f 

Über die Zunahme der mechaniſchen Betriebskräfte wird berichtet, 
daß die Zahl der Betriebe mit Motoren von 66,6 auf 74,6 Prozent aller Be⸗ 
triebe geſtiegen iſt. Dabei iſt die Verwendung von Waſſer⸗ und Dampfkräften 
zurückgegangen, diejenige von elektriſcher Kraft dagegen von 6,6 auf 26,7 Pro: 
zent geſtiegen, wobei es ſich allerdings in der Hauptſache um die Umſetzung 
von Waſſerkraft in elektriſche Energie handelt. Die große ſtatiſtiſche Ver⸗ 
mehrung der Betriebskräfte um 89,3 Prozent rührt hauptſächlich von der Unter⸗ 
ſtellung der Elektrizitätswerke unter das Fabrikgeſetz her; ſcheidet man ſie aus, 
ſo beträgt die Zunahme nur noch 14,4 Prozent gegenüber einer ſolchen der 
Arbeiter um 21,1 Prozent und der Betriebe um 23,2 Prozent. 

Alles in allem aber bietet die neue ſchweizeriſche Fabrikſtatiſtik ein Bild 
blühender Entwicklung der ſchweizeriſchen Fabrikinduſtrie und der fortſchreitenden 
ſtarken Induſtrialiſierung der Schweiz und dies nicht trotz, ſondern gerade 
wegen des Fabrikgeſetzes. f N 
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| Im ganzen Reiche der lebenden Natur gibt es nur wenige Fälle, in denen eine 
Trennung in Geſchlechter ausgeblieben iſt. Auf den unterſten Stufen des Tierreichs 
wie des Pflanzenreichs iſt die Vermehrung der Lebeweſen durch Teilung, überhaupt 
auf ungeſchlechtlichem Wege zwar beinahe die Regel, aber allen den niederen Orga— 
nismen mit ganz wenigen Ausnahmen iſt doch die Trennung in Geſchlechter nicht 
unbekannt, und dieſe tritt zu beſtimmten Zeiten und in gewiſſen Zwiſchenräumen 
unfehlbar ein. Es iſt wohl klar, daß dieſe Trennung in Geſchlechter und die auf 
ihr baſierende geſchlechtliche Miſchung eine ungeheure Bedeutung für die Lebeweſen 
haben muß. Andernfalls wäre ſie nicht in dieſer allgemeinen Weiſe in der Natur 
verbreitet. Aber über die Bedeutung der Sexualität iſt man bisher ebenſo im un⸗ 
klaren geweſen wie über den inneren Hergang und das Weſen der Befruchtung, die 
zur Entſtehung eines neuen Individuums führt. Allein dieſe Probleme ſind jetzt in 
ein Stadium gerückt, in dem fie ihrer Löſung entgegengehen. 
5 Verſchiedene bedeutende Forſcher haben in letzter Zeit ihre abſchließende Meinung 
über dieſes Problem geäußert. Der Zoologe Theodor Boveri, der Botaniker E. Straß⸗ 
burger, die Biologen Auguſt Weismann und R. Hertwig und noch mancher andere 
Forſcher haben ſich um die Löſung der Frage verdient gemacht. Was zunächſt den 
äußeren Hergang bei der Befruchtung betrifft, ſo hat in der unlängſt erſchienenen 
Schrift Boveris „Das Problem der Befruchtung“ (Jena 1902, G. Fiſcher) der Würz⸗ 
burger Profeſſor in ſehr anſchaulicher Weiſe ein Bild von den Vorgängen bei der 
Vereinigung von Samenzelle und Eizelle entworfen, ein Bild, das ſich nur auf völlig 
einwandfreie Ergebniſſe der Forſchung ſtützt. Der äußere Hergang bei der Vereini— 
gung der entgegengeſetzten Zellen läßt ſich an den Fortpflanzungszellen der Seeigel 
beſonders leicht beobachten. Jedes Ei des Seeigels beſteht aus einer Zelle, die mit 
körnigem Protoplasma erfüllt, einen Zellkern beſitzt und von einer ſehr waſſerreichen 
Schleimhülle umgeben iſt. Die Samenzellen ſind viel viel kleiner als die Eizellen, 
ſie beſtehen aus einem vorderen dicken Teile, den man Kopf nennt und der eigentlich 
gänzlich vom Zellkern ausgefüllt iſt. An den Kopf ſchließt ſich das kleinere Mittel⸗ 
ſtück und an dieſes der Schwanzfaden an, der, in ſteter Schwingung, die Bewegung 
der Zelle vermittelt. Gelangt ein Ei in Waſſer, das mit Samenzellen — Sperma: 
tozoen — reichlich beſetzt iſt, ſo ſammelt ſich eine Menge der letzteren ſehr bald an 
der Eizelle an, um mit dem Kopfe in die Schleimhülle einzudringen. Dasjenige, 
das zuerſt der Oberfläche des Eies am nächſten kommt, findet in der Eizelle ein 
Entgegenkommen, indem dieſe ihm einen Hügel entgegenſtreckt, der Kopf und Mittel⸗ 
ſtück umfängt und in ſich aufnimmt. Zugleich entſteht um die Eizelle eine feſte 
Membran, die jede weitere Samenzelle am Eindringen verhindert. Im Protoplasma 
des Eies ruft die Samenzelle, die bald nur noch als Samenkern erſcheint, Bewegungen 
hervor, die als ein Strahlenkranz um den Kern erſcheinen. Schließlich verſchmilzt 
Samenkern und Eikern miteinander. Damit find die beiden Zellen eine Zelle ge— 
worden, die ſich genau ſo durch Teilung vermehrt wie jede andere Zelle. Der Kern 
wird unſichtbar, an ſeiner Stelle treten zwei Strahlenſyſteme auf, die auf zwei Pole 
zentriert ſind. Zwiſchen den beiden Strahlenkränzen ſchnürt ſich die Zelle ein, in 
jeder der beiden Hälften tritt ein neuer Kern auf, und ſchließlich trennen ſich die 
beiden Teile als zwei geſonderte Zellen voneinander. Jede Zelle teilt ſich wieder, 
und ſo geht die Teilung weiter und weiter fort, bis der neue Organismus in ſeiner 
definitiven Geſtalt entſtanden iſt. 

Wird die Eizelle nicht befruchtet, ſo ſtirbt ſie ab. Ihr fehlt ohne Zweifel die 
Fähigkeit, ſich zu teilen. Und gerade dieſe Fähigkeit wird ihr durch die Samenzelle 
verliehen. Offenbar iſt es deshalb eine Hauptfrage des Befruchtungsproblems: was 
bringt die Samenzelle in die Eizelle hinein, damit hier der Teilungsprozeß vor ſich 
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geht? Denn dieſer letztere ſelbſt iſt nichts ſpezifiſch Geſchlechtliches mehr, er gehört 
zu den Wachstumseigentümlichkeiten, die jeder Zelle zukommen. Aber die Eizelle 
muß irgend einen Mangel beſitzen, infolgedeſſen ſie ſich nicht zu teilen vermag. Nun 
gibt es aber — bei der ſogenannten parthenogenetiſchen (jungfräulichen) Entwicklung — 
einige Fälle, in denen Eier auch ohne Einwirkung von Samenzellen ſich weiter ent⸗ 
wickeln. Andererſeits hat der amerikaniſche Biologe J J. Loeb Seeigeleier dadurch zu 
einer Weiterentwicklung gebracht, daß er ſie einige Zeit lang in gewiſſe Salzlöſungen 
brachte. Boveri ſchließt daraus, daß es nur ein geringes Hemmnis ſein kann, welches 
die Eier an der Zellteilung verhindert. Im Ei iſt ohne Zweifel alles enthalten, 
was zur Ableierung des Lebensmechanismus notwendig iſt. Nur der Antrieb fehlt, 
der das Werk in Gang bringt. 

In welcher Weiſe die Samenzelle auf die Eizelle einwirkt, das iſt nun im letzten 
Vierteljahrhundert ſoweit erforſcht worden, daß jetzt ein gewiſſer Abſchluß erreicht 
worden iſt. Um zu ſehen, was dem Ei zur Zellteilung fehlt, dazu muß die letztere 
einmal bei gewöhnlichen Zellen verfolgt werden. Die Teilungsbewegung geht von 
einem kleinen Körper, dem ſogenannten Centroſoma aus, der neben dem viel größeren 
Kern in jeder vermehrungsfähigen tieriſchen Zelle vorhanden und von einer Sphäre 
dichteren Protoplasmas umgeben iſt. Dieſes Körperchen teilt ſich in zwei Teile, und 
jedes dieſer beiden Centroſomen ſtellt einen Kräftepol dar, von dem aus Einwirkungen 
auf die geſamte Zelle erfolgen. Dieſe Einwirkungen erſtrecken ſich zunächſt auf den 
Protoplasmahof, der ſich in Strahlen auflöſt, die ſich radiär um die beiden Pole, 
die Centroſomen, anordnen. So entſtehen denn zunächſt die beiden erwähnten 
Strahlenkränze oder Aſtroſphären. Aber die Wirkung der Centroſomen geht nun 
weiter. Der Zellkern hat ſich inzwiſchen in ein lockeres Gerüſt färbbarer Subſtanz 
aufgelöſt, das ſich ſchließlich in eine beſtimmte Anzahl von Teilchen, ſogenannten 
Kernelementen zerlegt. Auf dieſe Kernteilchen wirkt nun jeder Pol mit gleichmäßiger 
Kraft ein, ſo daß ſie in die Mitte zwiſchen die Strahlenſyſteme gelangen und hier 
eine Platte mitten durch die Zelle bilden. Jedes Strahlenſyſtem heftet ſich ſo an 
die ihm zugekehrte Seite eines jeden Kernelementes an, die Kernelemente teilen ſich 
und die Strahlenſphären ziehen, indem ſie in entgegengeſetzter Richtung zurückweichen, 
die Hälften aller einzelnen Kernelemente mit ſich. Infolge der weiteren Einwirkung 
der Centroſomen ſtreckt ſich die Zelle und ſchnürt ſich ſchließlich in der Mitte zwiſchen 
beiden Kräftepolen zuſammen. In jeder Hälfte tun ſich die Kernelemente wieder 
zu einem Gerüſt und ſchließlich zu einem ſchwammigen Kern zuſammen. Alsdann 
löſen ſich beide Hälften zu je einer geſonderten Zelle ab, die ihren Kern und ihr 
Centroſoma beſitzt. Der Teilungsprozeß iſt damit zu Ende. Die wichtigſte Rolle 
bei demſelben ſpielt ohne Zweifel das Centroſoma. Es iſt das eigentliche Teilungs⸗ 
organ. 

Woher kommt nun das Centroſoma? Jede gewöhnliche tieriſche Zelle hat dieſen 
Körper bei der Zellteilung aus der Mutterzelle erhalten. Geht man aber von dieſer 
Zelle immer wieder auf die Zelle zurück, aus deren Teilung ſie entſtanden iſt, bis 
man ſchließlich zur Eizelle gelangt, ſo ſieht man, daß hier das Centroſoma durch 
die Samenzelle hereingebracht worden iſt. So ſtammt denn im letzten Grunde jedes 
Centroſoma aus der Samenzelle, die Eizelle beſitzt es nicht. Das Mittelſtück der 
Samenzelle liefert das Centroſoma. Iſt jene in die Eizelle eingedrungen, ſo löſt ſich 
das Mittelſtück als Centroſoma ab und bildet um ſich eine Strahlenſphäre. Es teilt 
ſich in zwei Tochtercentroſomen, und jedes der beiden bildet nun in der geſchilderten 
Weiſe ein Kräftezentrum. Der Kern der Samenzelle wird zwiſchen die beiden Kräfte⸗ 
ſphären an die Seite des Eikerns gerückt. Beide löſen ſich in ihre Kernelemente 
auf, die nun, ohne ſich übrigens zu vermiſchen, wieder jene Platte in der Mitte der 
Zelle bilden. Die Aſtroſphären ziehen von jedem Element des Samen: wie des 
Eikerns die Hälfte mit ſich zurück, ſo daß alſo der Kern jeder der beiden neuen 
Zellen genau die Hälfte von allen mütterlichen und väterlichen Elementen erhält. 
Dieſer Teilungsprozeß vollzieht ſich übrigens in einer frappanten geometriſchen Regel, 
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mäßigkeit. Boveri hat in einfachen, ſehr klaren Abbildungen die verſchiedenen Stadien 
dieſer Vorgänge ſo anſchaulich dargeſtellt, daß jeder ein ganz deutliches Bild von 
dem ſo intereſſanten Vorgang der Befruchtung und Zellteilung bekommt. 
4 So bringt denn die Samenzelle das Centroſoma in die Eizelle, das Kräfte⸗ 
zentrum, das in dieſer die zur Teilung notwendigen Bewegungen hervorruft. Daß 
das Centroſoma wirklich den Antrieb zur Entwicklung gibt, das geht daraus hervor, 
daß man den Kern aus der Samenzelle künſtlich entfernen kann und daß dennoch 
der Teilungsprozeß in der gewohnten Weiſe verläuft. Nur enthalten dann die ent⸗ 
ſtehenden Tochterzellen keine väterlichen Elemente. Doch das iſt ja für die Be⸗ 
fruchtung ſelbſt nebenſächlich. So hat denn Boveri bereits im Jahre 1887 folgende 
Theorie der Befruchtung aufgeſtellt: Das reife Ei beſitzt alle zur Entwicklung not⸗ 
wendigen Organe und Qualitäten, nur ſein Centroſoma, welches die Teilung ein⸗ 
leiten könnte, iſt rückgebildet oder in einen Zuſtand von Inaktivität verfallen. Das 
Spermatozoon umgekehrt iſt mit einem ſolchen Gebilde ausgeſtattet, ihm aber fehlt 
das Protoplasma, in welchem dieſes Teilungsorgan ſeine Tätigkeit zu entfalten im 
ſtande wäre. Durch die Verſchmelzung beider Zellen im Befruchtungsakt werden 
alle für die Entwicklung nötigen Zellenorgane zuſammengeführt, das Ei erhält ein 
Centroſoma, das nun durch ſeine Teilung die Embryonalentwicklung einleitet. 
Wenn nun bei der Parthenogeneſis dennoch eine Entwicklung des Eies ohne 
Hinzukommen eines männlichen Elementes möglich iſt, ſo rührt das nach Boveris 
Meinung daher, daß in dieſen Fällen die Eizelle durch Regeneration ein Centroſoma 
neu bildet. Doch hält er dieſe Fälle noch für unaufgeklärt. Im übrigen aber iſt 
durch die Theorie Boveris der Befruchtungsvorgang auf die Phyſiologie der Zell⸗ 
teilung zurückgeführt, er iſt wenigſtens in ſeinen allgemeinen Grundzügen erklärt. 
Allein die Befruchtungsverhältniſſe, wie ſie oben geſchildert worden ſind, finden ſich 
doch nur bei den Tieren und vielleicht bei einigen Pflanzen. Sie gelten aber nicht 
für die Mehrzahl der Pflanzen, zumal ihnen Centroſomen fehlen. Die Aufgabe des 
männlichen und weiblichen Geſchlechtes wäre demnach nicht in der ganzen organiſchen 
Natur dieſelbe. Auguſt Weismann iſt in ſeinem Buche „Vorträge über Defcendenz- 
theorie“ (Jena 1902, G. Fiſcher) allerdings der Meinung, daß wahrſcheinlich bei 
allen Pflanzen noch ein Centroſoma aufgefunden werden würde. Auch erklärt er 
die Vermehrung durch Parthenogeneſis ſo, daß das Ei das Centroſoma behält, das 
es vor ſeiner Reife beſeſſen hat. Das Ei macht nämlich, bevor es befruchtungsfähig 
iſt, einen Reifeprozeß durch. Es teilt ſich dabei in der Weiſe, daß es die Hälfte 
ſeiner Kernmaſſe ausſtößt und dieſe Hälfte bildet dann eine winzige Zelle, gewiſſer⸗ 
maßen nur ein Anhängſel der großen Eizelle. Weismann behandelt dieſen Reifungs⸗ 
prozeß beſonders ausführlich, da er für ſeine Vererbungstheorie von Bedeutung iſt. 
Jeder Kern einer Zelle beſteht aus einer beſtimmten Zahl von Kernelementen, den 
Chromoſomen. Sie ſtellen die Erbmaſſe dar und ihre Zahl iſt ebenſo wie ihr Inhalt 
für die Geſtalt des entſtehenden Organismus maßgebend. Würde nun aber die Ei⸗ 
zelle und die Samenzelle eben dieſelbe Zahl von Chromoſomen haben wie die anderen 
Zellen derſelben Tierart, ſo würde bei der Verſchmelzung der beiden erſteren ein 
Weſen mit doppelter Chromoſomenzahl entſtehen. Um das zu vermeiden, entſtand 
ene Reduzierung der Kernelemente, wie fie ſowohl bei der Eizelle wie bei der 
Samenzelle vor dem Befruchtungsprozeß ſtattfindet. Bei der Parthenogeneſis jedoch 
mterbleibt dieſe Reduktionsteilung, wie Weismann feſtſtellen konnte. Da ſich hier 
das Ei ohne Hinzukommen einer Samenzelle entwickeln ſoll, jo muß es die normale 
Zahl von Chromoſomen behalten. Auch löſt ſich in dieſem Falle das Centroſoma 
nicht auf. Bei den Eiern, die befruchtet werden ſollen, verſchwindet, wie bereits 
zemerkt, das Centroſoma. Offenbar ſoll hier alſo die Befruchtung vorgenommen 
verden. Es war keine Notwendigkeit dazu vorhanden, denn ſchließlich hätte 
ich doch das Centroſoma in der Eizelle leicht erhalten können. Aber eben da— 
urch, daß es ſchwand, ſollte die letztere verhindert werden, ſich ſelbſtändig zu ent- 
vickeln. i 
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Warum ſollte im allgemeinen die parthenogenetiſche Entwicklung verhindert und 
die geſchlechtliche Verſchmelzung erzielt werden? Was bedeutet die Befruchtung, die 
Trennung in Geſchlechter? Denn wenn bei den Tieren die Eizelle durch das Centro⸗ 
ſoma der Samenzelle zur Entwicklung angeregt wird, ſo läßt es ſich doch noch nicht 
verſtehen, warum die Eizelle nicht ſelbſt ein Centroſoma von Anfang an enthält, 
warum eine Verſchmelzung von zwei Geſchlechtern notwendig iſt. | 

Auf den unterſten Stufen des Pflanzen⸗ und Tierreichs vereinen ſich einzellige 
Weſen miteinander durch ſogenannte Konjugation. Zwei Individuen verſchmelzen 
miteinander, dabei ſind beide vollſtändig gleich. Für gewöhnlich vermehren ſich ja 
dieſe Weſen durch Teilung, aber nach einiger Zeit kommt es wieder zur Konjugation. 
Hier ſieht man recht deutlich, daß ein Gegenſatz zwiſchen männlich und weiblich noch 
gar nicht beſteht, dennoch findet eine Verſchmelzung zweier Zellen, eine Befruchtung, 
ſtatt. Von dieſer Konjugation zweier gleichen Individuen kommen nun in der Natur 
alle Arten von Übergängen bis zur Ausbildung ſpezifiſcher männlicher und weib⸗ 
licher Geſchlechtszellen vor. Aber gerade jene einfachſte Konjugation iſt für die Bes 
urteilung der Befruchtung von größtem Wert. Der Gegenſatz der Geſchlechter iſt 
eine ſekundäre Erſcheinung. Weſentlich für die Befruchtung iſt er nicht. Aber die 
Befruchtung hatte urſprünglich auch nicht den Zweck, neue Individuen hervorgehen 
zu laſſen. Denn die einfachſten Urweſen vermehren ſich ja durch Teilung und die 
Konjugation kann daher nicht den Zweck haben, neue Weſen hervorzubringen, das 
heißt, ſie entſtand nicht ſpeziell für dieſen Zweck. Sie hat übrigens tatſächlich nicht 
den Erfolg, die Art zu vermehren. Vielmehr verſchmelzen ja zwei Weſen zu einem. 
Alſo es findet keine Vermehrung, ſondern eine Verminderung bei der Konjugation, 
dieſer urſprünglichſten Befruchtungsart, ſtatt. 

Alle bedeutenden Forſcher ſind ſich jetzt darin einig, daß man Befruchtung und 
Vermehrung durchaus von einander zu trennen habe. Die Befruchtung hatte nicht 
den Zweck, neue Weſen hervorzubringen, die Vermehrung war anfangs eine un⸗ 
geſchlechtliche oder eine eingeſchlechtliche, denn auch verſchiedene Geſchlechter gab es 
zunächſt nicht. Die eingeſchlechtliche Vermehrung finden wir noch heute bei der 
Parthenogeneſis, wie ſie bei vielen Inſekten vorkommt, ſodann in der Entwicklung 
von Sporen, wie ſie bei niederen Pflanzen ſehr gebräuchlich iſt. Die Sporen ſind 
nichts anderes als Geſchlechtszellen, die ohne befruchtet zu werden, zu neuen In⸗ 
dividuen heranwachſen. Man ſollte deshalb — darauf hat zunächſt R. Hertwig 
(Sitzungsbericht der Geſellſchaft für Morphologie und Phyſiologie, Bd. XV) hin 
gewieſen — die alte Einteilung von geſchlechtlicher und ungeſchlechtlicher Fortpflanzung 
fallen laſſen. Man muß vielmehr unterſcheiden zwiſchen Fortpflanzung durch Tei⸗ 
lung und Fortpflanzung durch Geſchlechtszellen. Die letztere kann ja, wenn Geſchlechts⸗ 
zellen von zwei verſchiedenen Individuen miteinander verſchmelzen, mit Befruchtung 
vereint ſein, aber ſie braucht es nicht. Und der eigentliche Zweck! der Befruchtung 
iſt jedenfalls nicht die Vermehrung. | 

Die Bedeutung der Befruchtung hat man nun vielfach darin jehen wollen, daß 
durch die Vereinigung von zwei Individuen eine Verjüngung des organiſchen 
Materials herbeigeführt werde, das durch die ſtete ungeſchlechtliche Teilung jenil 
geworden ſei. Faſt alle Forſcher, Weismann, R. Hertwig, Boveri, Straßburger 
weiſen dieſe Anſicht Bütſchlis zurück. Einmal iſt weder an Ei⸗ noch Samenzellen 
ſenile Degeneration zu bemerken. Dann aber folgt auf die Konjugation bei den Ein⸗ 
zelligen keine vermehrte Teilfähigkeit, ſondern eher ein Stillſtand. Es tritt hier oft 
gerade nach lebhafter Teilung, gewiſſermaßen als Abſchluß, die geſchlechtliche Ver⸗ 


1 Wenn hier übrigens von „Zweck“ und „Zellen“ die Rede iſt, fo darf dabei nie⸗ 
mand an einen Plan oder eine geiſtige Tendenz denken. Zweck bedeutet hier nur das Ziel, 
auf das eine Entwicklung infolge ihrer mechaniſchen Eigenart losſteuert. So ſagt man: die 
Floſſen haben den Zweck als Schwimmorgan zu dienen. Das bedeutet, ihre Entwicklung 
ging dahin, daß ſie zum Schwimmen verwendet werden konnten. 
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ſchmelzung ein. Und darnach zeigt ſich das neue Individuum gewöhnlich längere 
Zeit weniger tätig, ja es macht in manchen Fällen ſogar einen Ruhezuſtand durch. 
Ubrigens konnte neuerdings Chalkins durch Verſuche mit gewiſſen Protozoen feſt⸗ 
ſtellen, daß dieſe durch Teilung viele Hunderte von Generationen hervorbringen 
können, ohne daß eine Degenerierung einzutreten braucht. 

Es iſt deshalb falſch, in der Befruchtung einen Verjüngungsakt einer Tier- oder 
Pflanzenart zu ſehen. | 
| Bei jeder Vereinigung von zwei Zellen findet eine Verſchmelzung der beider: 
ſeitigen Eigenſchaften ſtatt. Offenbar muß eine ſolche Verbindung von Eigenſchaften 
von zweierlei Weſen für eine Spezies von großem Nutzen ſein. Man braucht noch 
nicht zu wiſſen, welcher Art der Nutzen iſt, aber wenn man in Betracht zieht, mit 
wie komplizierten Einrichtungen Pflanzen und Tiere, die weibliche wie männliche 
Otrgane ausbilden, eine ſogenannte Selbſtbefruchtung zu verhüten ſuchen, ſo muß 
man unbedingt zu der Anſchauung gelangen, daß jede Spezies eine Vermiſchung 
von heterogenen Charakteren herbeizuführen ſucht. So liegt denn die Bedeutung der 
Befruchtung in einer Vereinigung der Eigenſchaften zweier Individuen, in der 
Qualitätenmiſchung, wie Boveri ſagt. 8 

Bei einzelligen Lebeweſen braucht ſich, um dieſe Qualitätenmiſchung zu erreichen, 
nur Zelle mit Zelle zu vereinigen. Bei den mehrzelligen Weſen dagegen iſt eine 
Miſchung von Individuen unmöglich. Um die Miſchung dennoch zu ſtande zu 
bringen, mußten deshalb die mehrzelligen Weſen Geſchlechtszellen ausbilden, die nun 
durch ihre gegenſeitige Verſchmelzung neue Individuen mit vereinigten Charakteren 
hervorbringen. Dieſe Geſchlechtszellen mußten natürlich ſo geartet ſein, daß jede 
einzelne für ſich allein nicht entwicklungsfähig iſt, ſondern erſt durch eine andere 
entwicklungsfähig wird; daher kommt denn nun dieſe Differenzierung der Geſchlechter. 
Wären alle Fortpflanzungszellen einander gleich, jo würde jede ſich für ſich allein 
entwickeln können, das aber gerade ſollte verhindert werden, damit eben eine Miſchung 


zweier verſchiedener Elemente ſtattfinden kann. So geſtalteten ſich denn die Keim⸗ 
zellen ſo, daß die einen ſich mit den anderen ergänzen. Es entſtanden weibliche und 
männliche Geſchlechtszellen. Es trat außerdem noch eine Teilung der Arbeit ein, 
indem die kleinen, ſehr beweglichen Samenzellen die Auffindung der Eizellen über: 
nahmen und die letzteren durch ihre reiche Anſammlung von Protoplasma den 
nötigen Nährſtoff für die Entſtehung des neuen Weſens lieferten. 
4 So hat denn die Ausbildung des Geſchlechtsunterſchieds zunächſt gar nichts mit 
der Fortpflanzung zu tun, ebenſowenig wie die Befruchtung. Es ſollte durch dieſe 
wie durch jene nur erreicht werden, daß ſich die Vererbungsmaſſe zweier Individuen 
vereine. Da ſich nun allerdings die Eigenſchaften mehrzelliger Weſen am beſten 
dadurch miteinander vereinen laſſen, daß ihre Geſchlechtszellen verſchmelzen, ſo ver⸗ 
band ſich die Qualitätenmiſchung mit dem Akte der Fortpflanzung. Und weil ſich 
die Qualitätenmiſchung um ſo ſicherer herbeiführen ließ, je weniger eine Keimzelle 
ohne Hilfe einer anderen entwicklungsfähig war, ſo ſtellte ſich jene Differenzierung 
der Keimzellen, die Sexualität, ein. f 
1 Welchen Nutzen kann nun aber dieſe Qualitätenmiſchung für eine Tier- oder 
Pflanzenſpezies haben? Boveri und Weismann find der Meinung, daß durch dieſe 
Vermiſchung von Eigenſchaften zweier Weſen die Möglichkeit gegeben iſt, daß ein 
neues vollkommeneres drittes hervorgebracht wird. An der Entwicklung von höheren 
aus niederen Weſen habe wahrſcheinlich auch dieſe Qualitätenmiſchung, wie fie durch 
die Befruchtung erzeugt wird, erheblich mitgewirkt. Die ungeheure Bedeutung, welche 
die Befruchtung in der lebenden Natur beſitzt, ſteht in vollem Einklang zu der 
Wichtigkeit, welche dem Prinzip der Höherentwicklung im Tier- wie Pflanzenreich 
zukommt. Indem ein Weſen die Eigenſchaften von zwei verſchiedenen anderen erbte, 
hatte es mehr Entwicklungsmöglichkeiten als vorher. Es konnte alſo den Verhält⸗ 
niſſen ſich leichter anpaſſen, es konnte unter Umſtänden neue Formen erlangen, 
welche für die Weiterentwicklung der Spezies von Vorteil waren. 
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Eduard Straßburger, der jüngſt in der Botaniſchen Zeitung (59. Jahrgang Nr. 23 
eine Abhandlung über Befruchtung veröffentlicht hat, ſtimmt in den weſentlichen 
Punkten mit Boveri, Weismann und anderen Biologen überein. Auch er unter⸗ | 
ſcheidet in der Befruchtung die Entwicklungsanregung und die Qualitätenkombination. * 
Für den phyſiologiſchen Hergang der Befruchtung iſt natürlich die Entwicklungs⸗ 
anregung, wie ſie das männliche Element herbeiführt, von großem Werte, allein = 
dieſe Anregung ift bisweilen auch ſchon bei chemiſcher oder phyſikaliſcher Einwirkung 
eingetreten. Möglicherweiſe beſteht auch das wirkſame Agens im Centroſoma der 
Samenzelle aus einer chemiſchen Subſtanz. Boveri will zwar nicht recht daran 
glauben. Aber J. Loeb gelang es doch, Seeigeleier durch Magneſiumchlorid zu 
Entwicklung zu bringen. Ein anderer Forſcher regte die Entwicklung derſelben Eier 
durch Extraktivſtoffe aus Samenzellen des Seeigels an. Wie dem auch ſei, jeden⸗ * 
falls ſpielt dieſe Entwicklungsanregung nur eine nebenſächliche Rolle bei der Ber 
fruchtung. Die Bedeutung der letzteren ruht in der Qualitätenkombination. R. Hertwig 
ſieht in der Qualitätenkombination ebenfalls einen Ausgleich, indes mehr phyſio⸗ 
logiſcher Art. Er iſt auf Grund gewiſſer Beobachtungen an Mikroorganismen zu 
der Anſchauung gekommen, daß ſich oft Gleichgewichtsſtörungen in dem Verhältnis 
von Protoplasma und Kern einer Zelle einſtellen. Der Kern wird leicht zu groß. 
Durch die Befruchtung wird der Kern geteilt und es kommt in die Zelle eine neue 
Kernmaſſe, welche, weil ſie fremdartig iſt, nicht ſo leicht in Wechſelbeziehung zu dem 
Protoplasma tritt, ſich daher auch nicht zu ungunſten des letzteren jo leicht ver⸗ 
größert. Die Befruchtung iſt alſo nach R. Hertwig ein regulatoriſcher Vorgang, 
der den Zweck hat, die Störungen im Gleichgewicht von Kern und Protoplasma zu 
beſeitigen. N 3 

J. Loeb meint, die nicht befruchtete Eizelle gehe deshalb zu grunde, weil in ihr 
die Stoffwechſelprozeſſe, die zerſtöreriſch wirken, die Oberhand gewinnen. Die Samen⸗ 
zelle regt dagegen einen Aufbau der vorhandenen Stoffe an. Sie führt eine Hemmung 
der deſtruktiven Vorgänge herbei und gibt die Anregung zum Eintritt ſynthetiſcher 
Prozeſſe. J. Loeb, der ſeine Anſchauung ebenfalls auf Beobachtungen ſtützt, mag 
ja möglicherweiſe die chemiſche Natur des Befruchtungsprozeſſes richtig deuten. 
Allein ſeine Meinung, wie diejenige R. Hertwigs, ſuchen doch das Problem mehr 
nach ſeiner mechaniſchen Seite zu löſen. Das Intereſſanteſte an ihm wird uns aber 
doch die biologiſche Bedeutung bleiben. So find auch Straßburger und Boveri der 
Meinung, daß eine chemiſche Erklärung nicht ausreichen werde. Der Vorgang iſt 
ſo kompliziert und beruht ſo auf Formenverhältniſſen des Elternpaars, auf einer 
Unmenge biologiſcher Eigentümlichkeiten, daß man hierfür vielleicht nie, ſicher aber 
vorderhand noch lange nicht, eine chemiſche Erklärung finden werde. Und J. Loebs 
Erklärung iſt ja ganz allgemein gehalten. Aber ſelbſt wenn alle Einzelheiten der 
chemiſchen Vorgänge bei der Befruchtung bekannt wären, ſo würden wir dadurch 
wahrſcheinlich doch nicht wiſſen, zu welchem Zwecke ſich alle dieſe Prozeſſe abſpielen. 
Die Bedeutung der Befruchtung bliebe unerklärt wie vorher. N ® 

Am einfachſten und natürlichſten iſt jedenfalls die Vorſtellung, daß durch die 
Befruchtung eine Qualitätenmiſchung erzielt werden ſollte. Die meiſten Forſcher 
ſtimmen hierin überein. In der Frage, welchen Nutzen die Qualitätenmiſchung für 
eine Spezies haben kann, wird die Meinung Boveris und Weismanns allerdings 
nicht von Straßburger geteilt. Dieſer findet in der Vereinigung von divergierenden 
Charakteren einen Ausgleich, nach ihm bringt die Befruchtung nicht neue dritte 
Weſen, ſondern im Gegenteil ſolche hervor, die die auseinandergehenden Eigenſchaften 
wieder in größeren Einklang bringen. Nach Boveri und Weismann würde die de 
fruchtung den Fortſchritt der Art anſtreben, nach Straßburger will ſie vielmehr mög⸗ 
lichſt die Konſtanz der Spezies bewahren, ſie will die ſich zerſplitternden Artmitglieder 
zu größerer Einheitlichkeit und Gleichmäßigkeit zwingen. Man ſieht aus dieſer 
Meinungsverſchiedenheit, die geradezu ein Antagonismus iſt, am beſten, daß dieſe 
letzte Seite des Befruchtungsproblems noch in Dunkelheit gehüllt iſt. Jedenfalls 
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Aber iſt dieſes Problem nun in vielen Punkten unſerem Verſtändnis näher gerückt. 
Es harren noch einzelne Seiten der Aufklärung, aber die Bedeutung der Sexualität, 
zer Unterſchied zwiſchen Vermehrung und Befruchtung und andere intereſſante 
Materien ſind doch nun in den letzten Jahren richtig erkannt worden. Es kommt 
ben ſchließlich doch jetzt in der Naturwiſſenſchaft die Zeit, wo die Detailforſchungen, 
ie man jeit jo langen Jahrzehnten mit emſigem Fleiße getrieben, ſich zu einheitlichen 
Anſchauungen verdichten, wo die Saat, die ſo lange Zeit langſam gewachſen iſt, 
ndlich der Reife entgegengeht. 
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| Das Elend der Bureauangeftellten im Staats- und 
Bemeindedienft. 
Don Vaul Zange. 


Die Bureauangeſtellten in Staats⸗ oder Gemeindebetrieben rekrutieren ſich 
um Teile aus Bureaugehilfen der Rechtsanwälte u. ſ. w.; den anderen Teil 
er Stellen braucht der Militarismus, und zwar in der Hauptſache für Unter⸗ 
ffiziere, die ihm lange Jahre gedient haben, um nach dem Austritt aus dem 
ere verſorgt zu werden. Nach dem Militärpenſionsgeſetz ſind vorzugsweiſe 
it Militäranwärtern zu beſetzen: die Subaltern- und Unterbeamtenſtellen bei 
m Reichs⸗, Staats⸗ und Gemeindebehörden, den Invaliditäts⸗ und Alters⸗ 
erſicherungsanſtalten, ſowie bei ſtändiſchen oder ſolchen Inſtituten, welche ganz 
Her zum Teile aus Mitteln des Reiches, Staates oder der Gemeinden unter⸗ 
ten werden. Nach den vom Bundesrat für dieſe Anſtellung feſtgeſetzten 
rundſätzen, die zunächſt nur für Kommunen und Kommunalverbände von 
ber 3000 Einwohnern gelten, deren Geltung aber auf Verfügung der Landes⸗ 
gierung auch auf Stadtgemeinden unter 3000 Einwohnern ausgedehnt werden 
un, ſind ausſchließlich mit Militäranwärtern zu beſetzen, ſofern die Be- 


doch können die einzelnen Landesregierungen verfügen, daß innerhalb ihres 


geſtelltenvereine haben daher gegen die geſetzlich feſtgelegte Bevorzugung der 
ilitäranwärter agitiert — aber ohne jeden Erfolg! 
Wie werden nun die Stellen bezahlt, nach denen ſich die Anwaltsgehilfen 
| ranwärter, die doch vielfach dreißig Jahre 
o noch älter find, verſorgt werden? Wohl gibt es auch gutbezahlte Stellungen, 
r ſchon die Beſtimmung des Bundesrats, daß den Militäranwärtern nur 
Ellen zu reſervieren find, die einſchließlich der Nebenbezüge mit wenigſtens 
50 Mank beſoldet werden, verrät fürs allgemeine eine ſchlechte Entlohnung. 
angels einer umfaſſenden Statiſtik ſeien im nachfolgenden aus Preußen eine 
zahl Stellenausſchreibungen aus neueſter Zeit zuſammengeſtellt, welche die 
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wirtſchaftliche Not der Mehrzahl der Bureauangeſtellten in Staatsbetriebe 
kennzeichnen: 


Art der Stellung 8 . Jahresgehal 
und Anforderungen an den Bewerber Aus ſchge De e der Stellun, 
Regiſtrator und Journalführer, der mit ſeinem Mark 


Fache genau vertraut ET. Landrat zu Trebnitz i. Schl. 540 
Bureaugeh ilfe Direktion des Landesaſyls 
Jerichow 600 —84 
Kreiskaſſengehilfe, zuverläſſig und gewandt Kgl. Kreiskaſſe Schwetz 84090 
Regiſtrator, der in der Kaſſenbuchführung 
erfahren iſt . Kreisausſchuß Pleß 900 — 
Bureaugehilfe, welcher gute Geſetzeskenntnis 
und Fertigkeit im ſelbſtändigen Expedieren 
beſitzt, ſowie in der ſelbſtändigen e a 
von Protokollen geübt it . . . . Landrat zu Lingen a. Ems 900 


So zahlt man in Preußen, wo nach einem bekannten Ausſpruch jeder ſovie 
verdient, daß er von ſeinem Verdienſt auskömmlich leben kann. 

Aber Preußen beſitzt den Ruhm der kläglichen Entlohnung nicht allen 
Wie man im Königreich Sachſen bezahlt, kann man aus folgendem erſeher 
Bis vor einigen Jahren erhielten die Kopiſten der dem ſächſiſchen Juſtiß 
miniſterium unterſtehenden Behörden ihre Arbeit nach der Zahl der gelieferte 
Schreibſeiten bezahlt. Dann aber wurde das Bezahlen nach Bogen abgeſchaff 
Jetzt werden feſte Löhne nach folgendem Tarif gewährt: 


Monatslohn nn 5 bis zu 19 Jahren höchſtens . . 45,00 Mark 


s von 19 bis 20 : 5 „„ Sy re 
2 = z 3 20 21 = 6 60,00 = 
a 5 VVV . 67,50 = 
= = 7 „ 7 = 75,00 7 
= z = 83 2 = 7 82, 00 = 


höherem Alter 


Durch Einführung des feſten Monatslohns verminderte 10 5 das Einkomme 
der Kopiſten gegen den bisherigen Akkordlohn ganz bedeutend, dagegen prof 
tierte der Staat, der ſich die Arbeit der Kopiſten nach dem alten Tarif bezahle 
läßt. Nicht nur in Preußen und Sachſen müſſen die Bureauangeſtellten de 
Staates darben; auch das Fürſtliche Kataſterbureau Greiz (Reuß) ſuch 
mehrere Schreiber zu einem Tagelohn von 2 Mark. 

Nunmehr zu dem Kapitel: Die Gemeinden als Arbeitgeber. Wir finde 
hier ein ebenſo trauriges Bild: 


90,00 


— 


Art der Stellung, Anforderungen an den Bewerber Anſtellende Gemeinde 05 8 
g Mark 
Bureaugehilfe . . Hörde 360 
Hilfsſchreiber für die Stadtgaupttafe n Sprottau 450 
Bureaugehilfe . . .. . || Königsfteele i. Weſtf. 480 
Bureaugehilfe . Delitzſch 600 
Bureaugehilfe zur Fibrung d der Regiftentur ı und . 
des Journals | Wriezen 720 
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Art der Stellung, Anforderungen an den Bewerber Anſtellende Gemeinde a 

N Mark 

webif, der ſelbſtändig arbeitet.. Wetzlar 720 
Kämmerer, der mit dem ſtädtiſchen Kaſſen⸗ und 
Rechnungsweſen vertraut iſt und 1500 Mark 

Kaution ſtellen kann Königswalde 750 
Bureauaſſiſtent (Gehalt ſteigend von 3 zu 3 Jahren 

um 100 Mark bis zu 1200 Mark) Ober⸗Glogau 800 
Kanzliſt mit ſchöner, flotter Handſchrift, Gehalt 

ſteigt von 3 zu 3 Jahren um 60 Mark bis 1200 Mark Graudenz 840 
Kanzleigehilfe, der eine gute Handſchrift A und 

die Schreibmaſchine bedienen kann Dahlhauſen a. Ruhr 900 

Regiſtrator und Stadtſekretärsgehilfe . Suhl 900 
Kanzliſt, mit . . der febfandig 

beitet Oranienburg 900 


Nachſtehend felgen eine Reihe in ah, Stadt⸗ und 
Landgemeinden: 


Art der Stellung, Anforderungen an den Bewerber Jahresgehalt 


Mark 
dopift der bereits in Kaſſenſachen gearbeitet ai 400 
Kopiſt mit ſchöner Handſchrift, der e in einer Rats⸗ oder rechts 
anwaltsexpedition tätig war 500 
Hilfserpedient . . . u RR ER 500 
Expedient, der im Kaſſenweſen geübt it. a 600 
Hilfsexpedient . 600 
Ropiit, ſtenographiekundig, im Meldeweſen, Standesamts⸗ und 
Steuerſachen erfahren. 600 
Difserpedient, mit den nötigen Vortenntniſſen für eine Stadt⸗ und 
Sparkaſſenexpedition bei Hinterlegung einer Kaution von 400 Mark 600 
Hilfsexpedient, in . und . be⸗ 
dert 600 
Hilfsexpedient, der ſchon in der Gemeindeverwaltung tätig war ? 650 
Silfserpedient, im Verwaltungsfach erfahren, an KR 
Arbeiten gewöhnt 5 600 
Silfgerpebient, in Verwaltungs⸗ und Polizeiſachen erfahren 8 700 
zparkaſſengehilfe, bereits im Kaſſenfach tätig geweſen 700 
rpedient, im Melde⸗, Polizei⸗ und Kaſſenweſen bewandert. . 720 
krpedient, mit dem Polizei- und e vertraut, Gabels⸗ 
* gra fthh g 750 


Aber auch Großſtädte, von denen man ſonſt nur hört, daß ſie ihre Bureau⸗ 
eamten auskömmlich bezahlen, entlohnen ihre Bureauangeſtellten teilweiſe ſehr 
irglich. So zum Beiſpiel zahlt Leipzig Bureaugehilfen, die ihre Militärdienſt⸗ 
it hinter ſich haben, monatlich 75 Mark. 

Mit ſolch kümmerlichen Löhnen muß ein großer Teil der Bureauangeſtellten 
in Leben friſten. Man beachte noch die jämmerliche Steigerung des Gehaltes, 
ie ſie bei den von den Magiſtraten zu Ober⸗Glogau und Graudenz aus⸗ 
ſchriebenen Stellen ſtattfindet. Bei der erſteren Stelle erhöht ſich das Gehalt 
m 800 Mark von 3 zu 3 Jahren um 100 Mark, jo daß nach 12 Jahren 
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das Höchſtgehalt von 1200 Mark erreicht wird; der Inhaber der andere 
Stelle kommt gar erſt nach 18 Jahren auf 1200 Mark, da das 840 Mark be 
tragende Gehalt jedesmal nach 3 Jahren um 60 Mark ſteigt. Bei ſolchen 
Löhnen wird teilweiſe noch die Hinterlegung einer Kaution gefordert. Je 
woher ſie nehmen, wenn das Geld nicht vorher verdient worden iſt? Ein 
Penſionsberechtigung iſt in den Ausſchreibungen, die oben mitgeteilt ſind 
nirgends angegeben; im Gegenteil iſt in mehreren ausdrücklich bemerkt, daß di 
betreffende Stelle nicht penſionsberechtigt iſt. g 

Das iſt die pekuniäre Notlage eines großen Teiles der in Staats⸗ ode 
Gemeindedienſten ſtehenden Bureauangeſtellten, mit der Hand in Hand ein 
arge Unwiſſenheit in wirtſchaftlichen und politiſchen Fragen geht. Und da di 
Staats⸗ und Gemeindearbeiter oft mit ihrer Arbeitskraft ihre Geſinnung ver 
kaufen müſſen, ſo vermeiden die Bureauangeſtellten des Staates und der Ge 
meinde alles, was ſie in den Verdacht „unerlaubter politiſcher Beziehungen 
bringen könnte. Daher fand unter ihnen die Aufklärungsarbeit bisher auch eine 
wenig günſtigen Boden. Doch die wirtſchaftliche Bedrängnis wird auch den 
im ſtillen längſt unzufriedenen Bureauangeſtellten den rechten Weg zeigen. 


Uiterariſche Kundſchau. 


Joſeph Popper, Das Recht zu leben und die Pflicht zu ſterben. Sozialphilc 
ſophiſche Betrachtungen. Dritte Auflage. Dresden und Leipzig 1903, Reisner 
Verlag. 

Die zweite Auflage dieſes Buches iſt im Jahre 1879, ein Jahr nach der erſte 
erſchienen. Das Intereſſe an der verſchollenen Schrift mag durch die „Phantaſte 
eines Realiſten“, die Popper unter dem Pſeudonym Lynkeus vor zwei Jahren ve 
öffentlichte, wieder belebt worden ſein. „Zu ſachlichen Anderungen in dem neue 
Abdruck“, erklärt der Verfaſſer im Vorwort, „war trotz des großen Zeitraums ſe 
dem erſten Erſcheinen gar kein Anlaß vorhanden; im Gegenteil haben die B 
obachtungen und Erfahrungen des abgelaufenen Jahrhunderts mir immer mehr d 
Richtigkeit meiner Anſichten und die Tauglichkeit meiner Vorſchläge h 
wieſen.“ Es iſt ſchwer, in dem Arger ob des verhärteten Utopismus, der aus dieſel 
Pronunziamento ſpricht, nicht ungerecht zu werden gegenüber den Vorzügen, die da 
Buch trotz alledem beſitzt. — Popper plädiert für eine humane, alle Racheinſtink 
abſtreifende Behandlung der Verbrecher. Aber dieſer richtige, allgemeine Gedan 
wird von Popper ſofort ins Utopiſtiſche gewendet, wenn er, aus dem Widerſinn de 
Rachegefühls den Widerſinn des Strafens folgernd, der gegenwärtigen Geſel 
ſchaft allen Ernſtes anſinnt, auf das im Strafen liegende Moment des Schutz 
überhaupt zu verzichten und ſich weſentlich mit einer bloßen Konſtatierung un 
Publikation der begangenen Verbrechen zu begnügen. Jeder könne dann, wenn 
es mit zweifelhaften Perſönlichkeiten zu tun hat, in den öffentlichen Regiſtern nach 
ſchlagen und ſich fo vergewiſſern, weſſen er ſich von den betreffenden Herren elm 
zu verſehen habe. In derſelben abſonderlichen Manier wird die große fruchtbai 
Idee des Völkerfriedens dahin umgedreht, daß den Staaten das Recht zur Krieg 
führung verbleiben ſolle, daß aber keine Regierung, keine Volksvertretung, ja kei 
in der Urabſtimmung aller Bürger gefaßter Majoritätsbeſchluß dem einzelnen gegen 
über zwingende Gewalt haben dürfe. Den Waffenübungen ſoll jedermann unte 
worfen ſein, aber wenn ein Krieg erklärt wird, und ſei es der gerechteſte Ve 
teidigungskrieg, ſoll die Entſcheidung, ob er mit ins Feld zieht, dem Belieben jede 
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einzelnen anheimgeſtellt ſein. Es iſt empörend, daß das Individuum zum Morden 
und Gemordetwerden gegen ſeinen Willen ſoll gezwungen werden können; aber viel 
eher möchte es, da an eine Rückbildung der allgemeinen Wehrpflicht zum Syſtem 
der Werbeheere in Europa gar nicht zu denken iſt, möglich ſein, die Quellen des 
Krieges ſelbſt als die Solidarhaft der Bürger im Kriegsfall zu beſeitigen. Um ſo 
wunderlicher nimmt ſich des Verfaſſers blindes Vertrauen in die Realiſierbarkeit 
ſeines Vorſchlags aus, da er ſich den internationalen Schiedsgerichten gegenüber 
auf den ſkeptiſchen „Realiſten“ hinausſpielt und ihnen unter Appell an „jeden auf⸗ 
merkſameren Beobachter der politiſchen Vorgänge“ nur in „ganz ſekundären Fällen 
einen Nutzen“ einräumen will. Er mißt da offenbar mit ſehr verſchiedenen Maßen. 
| Noch merkwürdiger als dieſe Erörterungen über „die Pflicht zu ſterben“ ſind 
die über „das Recht zu leben“. Man iſt von einſeitig naturwiſſenſchaftlich und 
techniſch geſchulten Männern an ſtarke nationalökonomiſche Extravaganzen gewöhnt. 
Aber was unſer Autor unter allerhand Ausfällen auf die leere Pſeudowiſſenſchaft 
der Nationalökonomie und die „Grundfehler“ des Sozialismus — „die allermeiſten 
Sozialiſten begehen den Fehler, bei ihren Betrachtungen die Menſchen in Klaſſen 
abzuteilen“ () — hier expliziert und nach fünfundzwanzig Jahren unverändert 
wiederholt hat, übertrifft an naiver Unbedachtſamkeit 1 hochgeſpannte 2 
Dartungen. Bräſig hätte auf Grund feiner berühmten Ableitung der Armut von 
der Powerteh das Problem nicht einfacher löſen können. Popper will die freie 
konkurrenz, den Kapitalismus, kurz, das Weſen der modernen Wirtſchaftsordnung 
prinzipiell erhalten wiſſen, und er ſchafft die Schattenſeiten dieſer Ordnung dann im 
pandumdrehen dadurch aus der Welt, daß er eine allgemeine ſtaatliche — „Nähr⸗ 
licht, die wir der Wehrpflicht an die Seite ſtellen“, dekretiert. Allen Bürgern ſoll 
das zur Lebensfriſtung notwendige Unterhaltsminimum in Naturalien — darauf 
egt Popper ganz beſonderen Nachdruck — von Staatswegen garantiert werden. Wie 
nacht das der Staat? Er hebt, wie die Waffenfähigen zum Heere, ſo die zur Er⸗ 
eugung des nationalen Exiſtenzminimums notwendigen Mannſchaften unter der Be⸗ 
ölkerung aus. Jeder hat eine gewiſſe Dienſtzeit in der „allgemeinen Nährarmee“ 
urchzumachen. Und wie kommt der Staat in den Beſitz der notwendigen Produktions⸗ 
uttel, von Grund und Boden, Fabriken, Rohmaterialien? Er zahlt, ſagt Popper, 
n die Beſitzer Ablöſungsſummen, eventuell bezieht er von auswärts durch Handel 
as Erforderliche. Wir hören, daß zu dieſem Zwecke ein neues Miniſterium mit 
wei Sektionen einzurichten iſt, hören lange pſychologiſche Räſonnements u. ſ. w. u. ſ. w., 
arüber aber, wie der Staat zu den erforderlichen ungeheuren Geldſummen gelangen 
A, den Leſer aufzuklären, erachtet der Reformator nicht als notwendig. Die zur 
Nährarmee“ Eingezogenen erhalten als Entgelt nur Lebensmittel, kein Bargeld, 

önnen alſo auch nicht Steuern zahlen; überhaupt wird alles, was in Staats⸗ 

trieben hergeſtellt iſt, in Naturalform an die Bedürftigen verteilt, ſo daß, von 

nſtigen Unmöglichkeiten noch ganz abgeſehen, die reformierte Popperſche Geſell⸗ 

haft jahraus jahrein vor die Aufgabe geſtellt iſt, ohne einen Pfennig Bareinnahme 

killiarden als Schuldverzinſung an die Expropiierten und als Kaufgeld an die 

Maleriattieferanten der Staatsbetriebe zu entrichten! Das iſt das Programm, von dem 

r Erfinder ſtolz beſcheiden rühmt: „Kein anderes ſcheint mir ſo geeignet, ohne merk⸗ 

re Störungen aus dem gegenwärtigen Zuſtand der Geſellſchaft heraus realiſiert zu 

erden und ſo fähig, ſich ohne eintretende Schwierigkeiten in ſich ſelbſt zu befeſtigen!“ 

id im Schlußwort heißt es prophetiſch: „Möge man zuſehen und ſich der an⸗ 

deuteten Ideen bemächtigen!“ 

Die erſte Hälfte des Buches, mit den erwähnten Reformvorſchlägen kaum irgend⸗ 
ze zuſammenhängend, handelt von Voltaire und dem „Bedürfnis nach Religion und 
Letaphyſik“. Popper gräbt auch hier in der Kritik nicht eben tief. So einfach, wie 
e die Dinge darſtellt, liegen ſie wirklich nicht. Mit Voltaire ſcheint für den Ver⸗ 
Tier die Philoſophie fo ziemlich erſchöpft zu ſein. Auf der Liſte derjenigen „Aus⸗ 
dicke“, die von dem wahrhaft aufgeklärten Denken in „ihrer Sinnloſigkeit und 
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Willkürlichkeit“ aufgedeckt und für alle Zeit proſkribiert werden ſollen (S. 109 
figurieren auch die Grundkategorien von Kants Kritik der Erfahrung! Mit eine: 
Achſelzucken, das nur aus abſoluter Unkenntnis der Kantiſchen Gedankenarbeit e 
klärlich iſt, hüpft Popper anmutig darüber hinweg. Die Polemik gegen das religid 
Weſen tritt ohne jeden, die kulturell⸗hiſtoriſche Bedeutung dieſes Faktors würdigende 
Ausblick auf, rein als rationaliſtiſch moraliſierendes Räſonnement im Geſchmack de 
achtzehnten Jahrhunderts. Was hier und auch in der Darſtellung Voltaires b 
allen Einwendungen doch immer wieder feſſelt, iſt der ſtarke perſönliche Ton, d 
tief dem Innern entſtrömende Begeiſterung für eine klar verſtandesmäßige Auffaſſur 
der Welt und des Menſchenlebens. Die Wärme des in eigener Denkentwicklung E 
lebten pulſt in den knappen ſcharfgeſchliffenen Sätzen. Der Weg führt nicht; 
neuen Höhen, aber man ſpürt, es iſt ein ſelbſtgefundener Weg. Übrigens die Wü 
digung Voltaires, die Popper geben will, ſchlägt um in einen Hymnus, wie man il 
ſonſt nur etwa in Goetheſchwärmerſchriften antrifft. Voltaire ſoll nicht bloß teilhabı 
an all dem Großen, was die Aufklärung ſchuf, er ſoll durchaus und immer Urheb 
und Schöpfer ſein! Es liegt ein eigener Reiz darin, zu verfolgen, wie für Poppe 
der ſo ergrimmte Fehde gegen jede Symbolik führt, ſein Held ſich ſelbſt, ganz wid 
alle kritiſchen Grundſätze, in einer Art Symbol, in den mythologiſchen Inbegr 
alles Trefflichen verwandelt. Voltaire iſt überall der einzige und erſte! Hier nur e 
Beiſpiel. Popper rühmt an ihm, daß er die Kompliziertheit der menſchlichen Natı 
das Zuſammenſein entgegengeſetzter Eigenſchaften in den Individuen eingeſeh 
und dargeſtellt habe. Aber nicht genug damit, muß er gleich noch den Poſaune 
ſtoß ertönen laſſen, daß damit Voltaire eine Tatſache erfaßt habe, „die außer i 
nur ſpäter Goethe in ſeinen praktiſchen Bemerkungen und Heinrich v. Kleiſt in ſein 
Dichtungen zu unſerer Kenntnis brachten“! Goethe in ſeiner Poeſie, die gar 
moderne Literatur, in der dieſe Erkenntnis zum Gemeinplatz geworden, und vor alle 
der alte Shakeſpeare, deſſen große Dramen von A bis Z gemifchte Naturen, „ 
Gleichzeitigkeit der Gegenſätze in der menſchlichen Natur“ uns vorführen, müff 
auf Kommando verſchwinden, damit Voltaire auch hier wieder einmal der U 
vergleichliche ſei. Natürlich iſt auch von der Abhängigkeit Voltaires von der er 
liſchen Aufklärungsphiloſophie nicht die Rede. Ein ſtrahlendes Meteor fliegt 

vom Himmel mitten in die finſterſte Nacht. „Wie Theſeus den Minotaurus, h 
Voltaire die alte Zeit nieder, daß ſie ſich nicht erheben kann, und gleichzeitig n 
Atlas gab er ſeine Schultern her, um die neue Welt zu tragen.“ Und ſchließli 
daß er jedes Fleckens ledig ſei, wird uns noch bewieſen, daß Voltaires weltbekann 
Deismus gar kein Deismus war! Die ſubjektive Willkür, die Poppers ſoziale 8 
kunftsideen charakteriſiert, tritt auch in den Konſtruktionen dieſes Heroenkultus 1 
verhüllt hervor. Aber hier wirkt ſie, als Element perſönlicher Eigenart, viel ſy 
pathiſcher. Es iſt Spannkraft und Friſche in ſeiner Bewunderung und ein kräftig 
geſunder Kern der Wahrheit. Konrad Schmi 


Harald Weſtergaard, Die Lehre von der Mortalität und Morbilität. Zwei 
vollſtändig umgearbeitete Auflage. Jena 1901, Guſtav Fiſcher. 702 Seiten gr. 
20 Mark. 

Der bekannte däniſche Statiſtiker ſtellt ſich in dieſem umfaſſenden Werke 
Aufgabe, „auf ſtatiſtiſchen Daten fußend eine Schilderung der mannigfachen E 
wirkungen zu geben, welche die verſchiedenen Lebensverhältniſſe auf die Geſund! 
des Menſchen ausüben“. 

über die Arbeit als Ganzes iſt zu ſagen, daß ſie mit überlegener, wahrh 
imponierender Beherrſchung des Materials geſchrieben iſt. Der Aufbau iſt klar v 
durchſichtig. Die zahlreichen intereſſanten Einzelheiten ſind nicht chroniſtiſch a 
gereiht, ſondern formen organiſch das Ganze, obwohl es beim Durchblättern! 
Anſchein hat, als wäre vieles nur eingefügt, um die Darſtellung zu beleben. We 
ich hier nur die Meiſterſchaft der techniſchen Durcharbeitung des Stoffes hervorhe 
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ſo geſchieht es einerſeits, weil die Kompetenz des Autors auf demographiſchem 
Gebiet ſo unbeſtritten iſt, daß ich darüber kein Wort zu verlieren habe, andererſeits 
weil es ſich um ein Lehrbuch handelt, das natürlich nicht neue Theorien bringt, 
ſondern nur den heutigen Stand des Wiſſens kritiſch wiedergibt. 

Von allen wiſſenſchaftlichen Methoden wird wohl die ſtatiſtiſche am öfteſten 
mißbraucht, weil viele glauben, wenn man nur ein paar Zahlen hat, ſo wäre 
es ein Kinderſpiel, Schlüſſe daraus zu ziehen. Mit Recht ſagt Weſtergaard, daß 
„ein großer Teil der wiſſenſchaftlichen Kräfte der modernen Statiſtik ſozuſagen ver⸗ 
‚oren geht in einem bisher faſt reſultatloſen Kampfe gegen Irrtümer der Statiſtiker 
dergangener Jahrhunderte, Irrtümer, welche ſchon längſt begraben fein ſollten“. In 
der Einleitung ſchickt er daher eine Darſtellung der Elementargrundſätze der ſtati⸗ 
tiſchen Methode voran, in der er die häufigſten Fehlſchlüſſe illuſtriert, die Wichtig⸗ 
eit der Teilung des Materials nach Altersklaſſen darlegt (eine Teilung, die bei der 
Betrachtung von Berufs⸗ oder Geſellſchaftsklaſſen unbedingt nötig, bei der Betrachtung 
ſanzer Länder praktiſch faſt belanglos iſt), die abſolute Unzuverläſſigkeit des nur die 
‚Todesfälle berückſichtigenden Verfahrens betont, Begriffe, wie wahrſcheinliche und 
nittlere Lebensdauer, Sterblichkeitskoeffizient und⸗Quotient, definiert u. ſ. w. 
In zwei hiſtoriſchen Kapiteln folgen wir der Entwicklung der Mortalitäts⸗ 
ſatiſtik von ihrer Entſtehung bis zur Jetztzeit. Obwohl ſchon Ausgang des Mittel- 
ters das Leibrentenweſen verbreitet war, berechnete man den Zinsfuß der Leib⸗ 
enten auf ganz rohe Weiſe, ohne einen Verſuch, auf Grund der Beobachtungen die 
ebenschancen abzuſchätzen. Als im ſiebzehnten Jahrhundert die erſten Verſuche der 
Nortalitätsſtatiſtik entſtanden, waren noch abergläubiſche Vorſtellungen verbreitet 
ber den Einfluß guter und böſer Tage, von Mondwechſel und Planetenſtellung auf 
zeburt und Tod. Das dem Begründer der Sterblichkeitsſtatiſtik J. Graunt (1620 
is 1674) zur Bearbeitung vorliegende Material der Sterblichkeit Londons ließ un⸗ 
emein viel zu wünſchen übrig, die Todesurſachen wurden von den als Leichen⸗ 
eſchauer fungierenden alten Frauen angegeben und zwar ohne Altersangabe. Die 
it dieſem Material konſtruierte erſte Überlebenstafel war natürlich ſehr willkürlich 
rechnet und weicht bedeutend von den ſpäter nach richtigen Grundſätzen auf⸗ 
stellten ab. Petty, Halley, der Breslauer Geiſtliche Neumann (16481715), 
er aus den ſtatiſtiſchen Nachrichten feiner Geburtsſtadt „ſchöne Anmerkungen gött⸗ 
cher Providenz über unſer Leben und Tod“ gewinnen wollte, Gohl, Kundmann, 
ragaf, Simpfon und zahlreiche andere haben dann die erſten methodologiſchen 
kundſätze taſtend gefunden, und zwar in ſtetem Kampfe mit dem Material. Denn 
genommen Schweden, wo ſeit 1749 von der Regierung ein Tabellenwerk über 
tand und Bewegung der Bevölkerung herausgegeben wurde, entbehrten alle Länder 
zum erſten Viertel des vorigen Jahrhunderts einer offiziellen Statiſtik. Erſt 
Jahre 1826 entſtand ein ſtatiſtiſches Bureau für Holland und Belgien, 1828 
r Oſterreich, 1834 für Frankreich und 1836 für England. Das 1741 in erſter, 
banzig Jahre ſpäter in ſehr vermehrter zweiter Auflage erſchienene Werk Süß- 
. 5 „Die göttliche Ordnung in den Veränderungen des menſchlichen Geſchlechtes, 
is der Geburt, dem Tode und der Fortpflanzung desſelben erwieſen“ ift das be⸗ 
Inntefte ſtatiſtiſche Sammelwerk des achtzehnten Jahrhunderts und charakteriſiert 
e Auffaſſung jener Kinderjahre der Statiſtik, der die Gleichmäßigkeit der Bevölke⸗ 
ingsbewegung eine unerwartete Enthüllung war, derartig erſtaunlich, daß man fie 
Inahm wie ein Axiom, wie etwas durch alle Zeitperioden feſtes und unverrück⸗ 
kres, wodurch jede praktiſche Wirkung der demographiſchen Feſtſtellungen ausblieb. 
zährend aber das achtzehnte Jahrhundert dieſe Geſetzmäßigkeit als weiſe Ordnung 
ktaunte, ſtand an der Schwelle des neunzehnten die peſſimiſtiſche Bevölkerungs⸗ 
Ie von Malthus, die das Geſetz als Zwang und Fatum empfand. Für Malthus 
at es als „kläglicher Ehrgeiz, den Händen der Natur den Stock entreißen zu 
Allen“, die Bevölkerungsbewegung regelte ſich automatiſch durch die Produktion der 
Liſtenzmittel, war alſo theoretiſch kein Problem und aus ihrem Studium konnte 
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ſich keine praktiſche Aufgabe ergeben (außer der Forderung der freiwilligen En 
haltſamkeit). Die moderne Statiſtik hat ſich erſt langſam von dieſer Auffaſſu 
frei gemacht, die der Entwicklung der Demographie nur hemmend ſein konnte. 

Die Statiſtik des neunzehnten Jahrhunderts teilt Weſtergaard in drei Period 
Die erſten drei Jahrzehnte gehören dem theoretiſchen Fortſchritt auf dem Gebiet! 
Wahrſcheinlichkeitsrechnung, die nächſte Periode dem großen Aufſchwung der of 
ziellen Statiſtik, mit viel Begeiſterung und wenig Methode (Quetelet), die letz 
Dezennien vermählen die theoretiſchen und praktiſchen Fortſchritte der vorigen, 
einer kritiſchen, methodiſch arbeitenden Statiſtik Raum zu geben. b 

Zwei Kapitel über die Beobachtungen und ihre Verwertung, die nur dem mat 
matiſch Geſchulten zugänglich find, vervollſtändigen den allgemeinen Teil. Es folgt 
Alter, Geſchlecht und Zivilſtand; die ehemalige und die jetzige Sterblichkeit; periodiſ 
Schwankungen der Sterblichkeit; Totgeburten; Kinderſterblichkeit; Land und Raf 
Wohnort und Wohnung; Vermögensverhältniſſe und Geſellſchaftsklaſſe; die Aus! 
der Lebensverſicherung; Beamtentum und liberale Berufe; Handel, Transportwe 
und Sicherheitsdienſt; Urproduktion; Induſtrie; Ernährung und Lebensweiſe; Sell 
mord und Unfall. Ein Eingehen auf die Reſultate, ſo verlockend es auch iſt, ka 
hier natürlich nicht verſucht werden. Die nackte Inhaltsangabe genügt aber, 
hohen Wert des Buches als Nachſchlagewerk für den Sozialpolitiker klar zu mach 
ſchon wegen der ungeheuren Menge des ſonſt ſchwer aufzutreibenden Materials. 2 
großen Mehrheit derer, die ſich nur gelegentlich der Statiſtik bedienen, wird die Vorſi 
und Enthaltſamkeit im Schließen, die den Autor nie verlaſſen, ein nützliches Vorbild ſe 

Mit den in den Schlußworten der Statiſtik der Zukunft zugeſprochenen A 
gaben dürften ſich viele nicht einverſtanden erklären. Wir glauben wenigſtens, d 
dieſer Methode eher Gebietseinſchränkungen als Ausdehnungen bevorſtehen. 2 
dem Gebiet des moraliſchen Lebens (gute und ſchlechte Führung der Schulkind 
Enqueten über Zufriedenheit mit dem eigenen Loſe, Lieblingsbücher u. ſ. w.) ſchein 
uns die Beobachtungen mit unheilbarer Unvergleichbarkeit geſchlagen. Auch 
Fragen nach der Vererbbarkeit der Krankheiten, nach der Wahrſcheinlichkeit, 1 
dieſer oder jener Krankheit befallen zu werden und von ihr zu geneſen und ähnlid 
dürften kaum von der Statiſtik Antwort erhalten, da hier die Fülle der Urſach 
für eine größere Anzahl von Beobachtungen kaum je ſoweit zu reduzieren iſt, I 
das Ergebnis eine halbwegs eindeutige Interpretation zuläßt. In dieſen Fraß 
ſcheint die nächſte Zukunft der monographiſchen Behandlung zu gehören. 

Das iſt aber ein ganz geringfügiger Einwand. Das Buch verdient wie we 
andere durchdacht und durchgearbeitet zu werden, nicht nur weil es die ſtatiſtiſ 
Methode, die die dilettantiſche Verwertung diskreditiert hat, in das richtige 
jest, ſondern auch, weil es wichtiges Material für die Kritik der Geſellſchaf 
ordnung an die Hand gibt, den Weg weiſt zur Sammlung, Ordnung und Beark 
tung von neuem Material, und weil es da, wo es über die Urſachen der verjd 
denen Mortalität keine Antwort geben kann, wenigſtens die Tatſache der Verſchied 
heit feſtſtellt und Fragen formuliert, deren Löſung von vitalem Intereſſe für! 


Geſellſchaftsganze iſt. 0 Oda Olbe 
Briefkaſten. 


Die Fortſetzung des Artikels „Materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung“ von N 
Zetterbaum kann erſt in der nächſten Nummer gebracht werden. 

Druckfehlerberichtigung. In dem Artikel von Adolf Braun „Elemente 
Statiſtik der deutſchen Reichstagsabgeordneten“, Nr. 39, Seite 413, Zeile 29 von o 
muß es richtig heißen: Nummernzahl (nicht: Stimmenzahl). | 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Nr. 41 21. Bean 2. Band. j902-1903 
13 Nachdruck der Artikel nur mit Quellenangabe geſtattet. 
Erklärung. 


Als ich meinen in Nr. 40 der „Neuen geit⸗ veröffentlichten Artikel „Das 

\ Fazit der Wahlen“ ſchrieb, lag mir das Juliheft der „Sozialiſtiſchen Monats⸗ 
| . noch nicht vor, in dem der Artikel von Ed. Bernſtein: „Was folgt aus 

dem Ergebnis der Reichstagswahlen?“ enthalten iſt. Wären mir Bernſteins 

Auslaſſungen bekannt geweſen, ſo hätte ich dagegen aufs ſchärfſte Stellung ge- 
} nommen. 

| Nachdem dieſes aber in der Nr. 40 der „Neuen Zeit“ durch den Verfaſſer 
des Artikels: „Von Extra⸗ und anderer Wurſt“ geſchehen iſt, halte ich mich 

fur verpflichtet, öffentlich zu erklären, daß ich Wort für Wort mit demſelben 
| einverſtanden bin. 

Es fehlte gerade noch, daß ſich die Partei ihren großartigen Sieg vom 
186. Juni durch Betrachtungen verekeln ließe, wie fie Genoſſe Bernſtein zum 
} Jubel unſerer Gegner zum beiten gibt. 

Sollte hier oder dort in der Partei ein Zweifel beſtehen, was die Wahl 
vom 16. Juni zu bedeuten hat, dann empfiehlt es ſich, daß der Parteitag zu 
Dresden klipp und klar ſeine Meinung darüber äußert. Unſere Vertreter 
haben Beſſeres zu tun, als über die Niederlage des bürgerlichen Liberalismus 

larmoyante Betrachtungen anzuſtellen und um die Gunſt der bürgerlichen 

Parteien zu buhlen. 

Küßnacht⸗Zürich, den 6. Juli 1903. A. Bebel. 
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Landwirtſchaft und Jnduftrie. 
Kritiſche Betrachtungen zu Eduard Davids Agrarwerk.' 
Don Ludwig QAuejjel. 


J. . 

Die folgenden Ausführungen wollen ſich darauf beſchränken, diejenigen Aus: 
führungen Davids geſondert zu würdigen, die ſich auf das Verhältnis zwiſchen 
Landwirtſchaft und Induſtrie beziehen. Die Berechtigung zu dieſem Vorgehen 
finden wir darin, daß Davids Buch mit dem Anſpruch auf volle Wiſſenſchaftlich⸗ 
keit in die Öffentlichkeit tritt und eben deshalb es ſich gefallen laſſen muß, 
ſelbſt in Einzelheiten, die bei der ganzen Anlage des Werkes nicht erſchöpfend 
behandelt werden konnten, kritiſiert zu werden. Und noch eins. Der wiſſen⸗ 
ſchaftliche Charakter rechtfertigt es auch, wenn die Kritik nicht nur das ins 
Auge faßt, was der Verfaſſer wirklich geſagt hat, ſondern auch das, was er 
nach Anlage des Werkes hätte ſagen ſollen. 

Als eine unter vielen Urſachen, die zum Untergang des kleinbäuerlichen 
Betriebs führen, bezeichnet Marx die Vernichtung der ländlichen Hausinduſtrie, 
die ſeine normale Ergänzung bildet, infolge der Entwicklung der großen In⸗ 
duſtrie. Es erſcheint uns kaum zweifelhaft, daß Marx bei der Niederſchrift 
dieſes Satzes in erſter Linie nicht an die Hausinduſtrie für den Selbſtverbrauch, 
ſondern an die für die bäuerlichen Betriebe viel bedeutungsvollere kapitaliſtiſch 
organiſierte bäuerliche Heimarbeit gedacht hat, die ſich im ſiebzehnten und acht⸗ 
zehnten Jahrhundert ausbildete und nicht mehr auf den lokalen, ſondern auf 
den nationalen und internationalen Markt begründet war.“ Die Hausinduſtrie 
für den Selbſtgebrauch aufzugeben, dazu hätte die große Induſtrie an ſich, ſo⸗ 
lange Acker und Wald noch die Rohſtoffe lieferten, den Bauer ſchwerlich zwingen 
können. Denn offenbar iſt der Einwand, wie ihn Peter v. Struve gegen 
Nicolai⸗on erhebt, daß eine zwingende Notwendigkeit zur Einſtellung der Haus⸗ 
induſtrie für den Selbſtgebrauch nicht aus der Geſtaltung der Marktpreiſe für 
die darin hergeſtellten gewerblichen Erzeugniſſe hergeleitet werden kann, richtig. 
„Kann mich doch kein „Marktgeſetz' hindern, mir meine Bücher ſelbſt einzubinden 
oder meinen Gartenzaun ſelbſt anzuſtreichen, auch wenn ich einen zehnmal jo 
großen Aufwand als den ‚gejellichaftlich notwendigen“ mache.“ 

Wir wollen daher die Hausinduſtrie für den Selbſtgebrauch beiſeite laſſen 
und lediglich die kapitaliſtiſch organiſierte bäuerliche Heimarbeit ins Auge faſſen, 
Von letzterer behauptet nun David — und zwar ohne irgendwelche Einſchränkung 
in bezug auf Zeit und Ort —, daß ihre Vernichtung durch die große Induſtrie 
von keiner allgemeinen Bedeutung für die Leiſtungs⸗ und Exiſtenzfähigkeit der 
kleinbäuerlichen Betriebe ſei.“ 

Unzweifelhaft iſt es, daß die Hausinduſtrie und die ſonſtige nicht agrikole 
Nebenbeſchäftigung der Kleinbauern gegenwärtig in Weſteuropa nicht mehr 
eine ſo weſentliche Rolle ſpielt, daß ihre Vernichtung die Exiſtenz der weit 
europäiſchen Bauernbetriebe in Frage ſtellen könnte. | 


r N RT En ul ei 
1 Vorliegende Arbeit war ſchon im April in unſeren Händen. Mit Rückſicht auf der 
Wahlkampf verſchoben wir ihre Veröffentlichung. Die Redaktion 
2 Marx, „Das Kapital“, Bd. III, 2, S. 341. 
3 Bücher, „Die Entſtehung der Volkswirtſchaft“, 1898, S. 151. 
4 Sombart, „Der moderne Kapitalismus“, Bd. II, S. 142— 143. 
5 David, „Sozialismus und Landwirtſchaft“, S. 512. 
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Aber war das ſchon immer ſo? Ein Blick auf den Arbeitsbedarf der ver⸗ 
ſchiedenen Ackerbauſyſteme wird die ganze Haltloſigkeit der Davidſchen Be⸗ 
hauptung erweiſen. Wechſelnder Bedarf an Arbeitskräften iſt zwar eine Eigen⸗ 
tümlichkeit der agrikolen Produktion überhaupt, aber die Differenz iſt größer 
bei der Dreifelder⸗, geringer bei der Fruchtwechſelwirtſchaft. „Bei dem Dreifelder⸗ 
ſyſtem“, jagt Profeſſor v. d. Goltz, „waren zwei Drittel des Ackerlandes mit 
Getreide beſtellt, Hackfrüchte wurden nur in ganz geringem Umfang gebaut. 
Infolgedeſſen drängte ſich die Sommerarbeit vorzugsweiſe auf das Erntequartal 
zuſammen“. Solange alſo die Dreifelderwirtſchaft in einem Lande vorherrſcht, 
bietet die Landwirtſchaft der bäuerlichen Familie volle Beſchäftigung nur während 
eines Vierteljahrs, von etwa Ende Juni bis Ende September. Der im Ver⸗ 
hältnis zur Größe und zum Ertrag der Fläche außerordentlich ſtarke Arbeits⸗ 
bedarf während des Erntequartals nötigt den Bauer, die Arbeitskräfte der 
Familie groß zu erhalten, obſchon ein Teil derſelben in der Landwirtſchaft 
während neun Monate im Jahre keine Beſchäftigung findet. Die bäuerliche 
Familie muß aber auch bei der Dreifelderwirtſchaft Schuldzinſen und Steuern 
zahlen. Um das hierzu nötige Geld aufzubringen, muß ſie entweder auf Koſten 
einer ausreichenden Ernährung einen großen, vielleicht den größten Teil der 
Ernte verkaufen oder einen Nebenerwerb ſuchen. Dieſer kann aber nur ein 
induſtrieller ſein, da die größeren, Lohnarbeit verwendenden Landwirtſchafts⸗ 
betriebe während der arbeitsarmen Periode mit ihren ſtändigen Arbeitskräften 
vollkommen auskommen. Die Hausinduſtrie für den Markt, Heimarbeit im 
Dienſte eines kapitaliſtiſchen Unternehmers, bildet daher bei der Dreifelderwirt⸗ 
ſchaft die normale Ergänzung des bäuerlichen Betriebs, weil dieſe während des 
Erntequartals eingeſtellt und nach der Ernte wieder aufgenommen werden kann.? 
David glaubt, uns ſeine Behauptung, daß die Vernichtung der bäuerlichen 
Heimarbeit durch die große Induſtrie von keiner allgemeinen Bedeutung für 
die Leiſtungs⸗ und Exiſtenzmöglichkeit des bäuerlichen Betriebs iſt, plauſibel 
zu machen, indem er darauf hinweiſt, daß bei Vernichtung der hausinduſtriellen 
Arbeitsgelegenheit der Ausfall an gewerblicher Nebenbeſchäftigung von der 
bäuerlichen Familie jederzeit dadurch wett gemacht werden kann, daß ſie zu 
einer höheren Stufe der Intenſität des Anbaus übergeht. Wir ſtimmen nun 
mit David vollkommen darin überein, daß von dem Zeitpunkt an, wo die 


— 


v. d. Goltz, Sachſengänger, „Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften“, Bd. VI, S. 479. 

| ° Diefen Tatbeſtand hat erſtmals Galliani in feinen Dialogen über den Getreidehandel 

(4770) klar zum Ausdruck gebracht: „Ch. Eine Manufaktur kann von der Frau, von den 

Kindern, Brüdern oder Verwandten eines Pächters betrieben werden, und dann bleibt der 

Gewinn davon in der Familie und unterſtützt ihn in der Beſtellung feiner Acker. . .. Eine 

Familie iſt zur Hälfte Bauer, zur anderen Fabrikant. Das ganze Jahr iſt nicht mit der 
Ernte und den großen Feldarbeiten ausgefüllt. ...“ 

„M. Der Chevalier hat recht, er hat wirklich recht. . . . Ich habe auf einem meiner 
Güter in der Picardie einen Pächter, deſſen Frau und Kinder eine Leinwandmanufaktur haben. 
Dieſer Mann zahlt immer pünktlich; er macht keinen Unterſchied zwiſchen guten und ſchlechten 
Ernten; ſein Leinwandhandel hilft ihm fort. Er hat immer Geld im Vorrat; er iſt niemals 
gezwungen, zu verkaufen, und alles geht gut. In Beauce — zwiſchen Paris und Orleans — 
habe ich einen anderen ohne Manufaktur, und ich weiß wirklich nicht mehr, wie ich bei 
dem zu meinem Pachtzins kommen ſoll. . ..“ Gallianis Dialoge über den Getreidehandel. 
Herausgegeben von Dr. Franz Blei, Bern 1895, S. 89, 91, 95. — Bemerkt ſei, daß die 
Schriftſteller des achtzehnten Jahrhunderts die hausinduſtriellen Betriebe als Manufakturen 
und die Hausinduſtriellen als Fabrikanten bezeichnen. 
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bäuerlichen Wirte zum Fruchtwechſelſyſtem übergingen, ein vollſtändiger Wandel 
der Verhältniſſe eintrat. Dank dem Fruchtwechſelſyſtem, das eine gleichmäßigere 
Verteilung der Arbeitskräfte auf den ganzen Sommer zuließ und durch die 
Menge des auf dem Acker gebauten Futters die unerläßliche Vorausſetzung zu 
einer Vergrößerung und beſſeren Haltung der Viehbeſtände gab, deren Wartung 
auch die Arbeitsgelegenheit während des Winters vergrößerte, hörte die Heim⸗ 
arbeit auf, die normale Ergänzung des bäuerlichen Betriebs zu ſein. 

Aber iſt denn der Intenſitätsgrad des Anbaus nur von dem guten Willen 
der Bauern abhängig? — Jede Intenſivierung der Landwirtſchaft iſt doch an 
perſönliche und ſachliche Bedingungen geknüpft. Unter den perſönlichen Voraus⸗ 
ſetzungen kommt für die kleinbäuerlichen Wirte in erſter Linie eine ausreichende 
Volksſchulbildung und unter den ſachlichen ſteigende Preiſe und die Möglichkeit, 
ſich ein größeres Betriebskapital zu verſchaffen, in Frage. Es iſt nun zu be⸗ 
tonen, daß zur Zeit, als Marx ſeine agrarökonomiſchen Studien abſchloß, noch 
keine der Bedingungen erfüllt war. Weder der Volksſchulunterricht noch die 
Organiſation des Betriebskredits ſtand auf einer Höhe, um die Hoffnung zu 
rechtfertigen, daß die kleinbäuerlichen Wirte eine höhere Stufe der Intenſität 
erklimmen würden. Und was die Preisentwicklung anbetrifft, ſo rechtfertigte 
dieſe vollkommen die Anſchauung von Marx, wonach die kapitaliſtiſche Agri⸗ 
kultur ein Sinken der Preiſe der Bodenprodukte herbeiführt. Nach Conrad 
war in England und Frankreich die Preisentwicklung des Weizens von 1816 
bis 1850 folgende: i 


Für die Tonne à 1000 Kilogramm in Mark. 


Jahr England Frankreich 
1816 bis 820 ee 364,0 265,5 
1821 bis 1880 8 266,0 192,4 
1831 bis 184ſſͥA 3 254,0 199,2 
1841 bis 18800 Re 240,0 206,6 


Dieſe Preisentwicklung findet nach Buchenberger in folgenden Tatſacher 
ihre Erklärung. Die hohen Weizenpreiſe am Anfang des neunzehnten Jahr 
hunderts bis zum Jahre 1820 verleiteten allerwärts und namentlich auf der 
größeren Gütern dazu, die Getreidebauflächen erheblich zu erweitern. Dazu ge 
ſellte ſich das die Roherträge ſteigernde Fruchtwechſelſyſtem, welches das Geſet 
des abnehmenden Bodenertrags zeitweilig außer Wirkſamkeit ſetzte. Da di 
Bevölkerungszunahme mit der rapiden Steigerung der Getreideproduktion nich 
gleichen Schritt halten konnte, ſo trat ein Rückſchlag ein: England, Frankreich 
Schweden, Spanien begannen an heimiſcher Überproduktion zu kranken. Di 
Überfüllung des Inlandsmarktes mit Getreide, das keinen Abfluß nach den 
Weltmarkt finden konnte, führte zu dem ſtarken Sinken der Getreidepreiſe.“ 

Kein Agrarökonom würde bei den Verhältniſſen, wie ſie damals in der 
meiſten Gebieten Frankreichs und Deutſchlands vorlagen, eine Intenſivierun 
der bäuerlichen Wirtſchaft für möglich gehalten haben. Nun iſt es aber ein 
unbeſtrittene Tatſache, daß gerade zu jener Zeit, als alle Vorausſetzungen fü 
eine intenſive Wirtſchaft im Kleinbetrieb fehlten, auch die Verdrängung de 
ländlichen Hausinduſtrie durch die große Induſtrie mit voller Kraft einſetzte 


Buchenberger, „Agrarweſen und Agrarpolitik“, 1893, Bd. II, S. 539 —541. 
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Das Bild, welches uns Marx im dritten Bande des „Kapital“ vom Unter⸗ 
gang des kleinbäuerlichen Betriebs entwirft, iſt alſo durchaus kein voreiliger 
Analogieſchluß von der induſtriellen auf die landwirtſchaftliche Entwicklung, 
ſondern gibt vollkommen getreu die Wirklichkeit wieder. Tatſache iſt auch, daß 
damals eine große Zahl von Kleinbauern dem Sturze ins ländliche Proletariat 
nicht entgehen konnte. „Bis etwa um die Mitte des Jahrhunderts“, ſagt 
Profeſſor Sering, „hat ein enormer Auskauf der Bauern ſeitens der Groß: 
grundbeſitzer ſtattgefunden, ganze Dorfſchaften kamen in jener Zeit zum Er⸗ 
liegen.“ Ahnliche Zuftände finden wir noch heute in Rußland, wo ſich 
mangelnde Volksſchulbildung, Kapitalarmut und niedrige Getreidepreiſe jeder 
Intenſivierung der bäuerlichen Wirtſchaft entgegenſtellen. Von nachſtehender 
Ausführung Nicolai⸗ons ſagt Profeſſor v. Schulze⸗Grävernitz, daß ſie eine 
zweifellos ſcharfſinnige Erfaſſung der Tatſächlichkeit iſt. „Die Erweiterung des 
Ackerlandes auf Koſten von Wieſe und Weide führt zur Verminderung des 
Viehes. ... Das Vieh wird verkauft; mit der Verminderung des Viehes nimmt 
die Düngung ab; der ungedüngte Boden unterliegt leichter der Trockenheit... 
Hierzu kam die Einführung der modernen Technik in der Induſtrie und dem 
Verkehrsweſen Rußlands. Der Bauer verlor dadurch in vielen Fällen ſeine Neben⸗ 
beſchäftigung, ſowohl die Hausinduſtrie als das früher im Winter einträgliche 
Fuhrweſen; er verlor damit denjenigen Erwerb, welcher ihm früher einen be- 
trächtlichen Teil der zur Steuerzahlung nötigen Barmittel lieferte. Dieſer Um⸗ 
ſtand zwang ihn, einen immer größeren Betrag der Ernte zu verkaufen. Bei 
dem Stillſtand der Technik wurde dieſer größere Betrag nicht durch Produktions⸗ 
ſteigerung, ſondern auf Koſten der Konſumtion und des Bodenkapitals auf⸗ 
gebracht.“? ö 

Durchaus analog muß man ſich in vielen Punkten die bäuerlichen Ver⸗ 

hältniſſe in Weſteuropa vorſtellen zur Zeit, da Marx ſeine agrarökonomiſchen 
Studien abſchloß. Sehr bezeichnend für David iſt es nun, daß er bei anderen 
Schriftſtellern, wie zum Beiſpiel bei Heinrich v. Thünen, der Zeit Rechnung 
trägt, in der ihre Werke entſtanden, bei ſeinen kritiſchen Ausfällen gegen Marx 
dies aber regelmäßig unterläßt. Nichts iſt in der Tat leichter, als bei fragmen⸗ 
tariſchen, nicht druckfertigen Aufzeichnungen, deren Niederſchrift ein halbes Jahr⸗ 
hundert zurückliegt, zu zeigen, daß die dort gekennzeichneten ſozialen Phänomene 
für die Gegenwart nicht mehr überall die gleiche Bedeutung haben. Darf 
jedoch eine loyale Kritik in dieſer Weiſe vorgehen? 
David geht aber noch einen Schritt weiter. Er beſtreitet auch, daß die große 
Induſtrie die Vernichtung der ländlichen Hausinduſtrien herbeiführt: „Die 
große Induſtrie hat mehr neue Heimarbeit und ſonſtige Erwerbs— 
gelegenheit auf dem Lande geſchaffen, als fie vernichtet hat.““ — 
Es ſei uns geſtattet, dieſe mit ſo großem Aplomb vorgetragene Lehre eingehender 
zu würdigen. 

Zu dieſem Zwecke iſt es notwendig, erſt die Frage zu beantworten, welchen 
Umfang die kapitaliſtiſch organiſierte Hausinduſtrie gegen Ende des achtzehnten 
Jahrhunderts beſaß. Wenden wir unſeren Blick zuerſt nach Frankreich. Dort 
hatte ſich unter den Impulſen der Colbertſchen Wirtſchaftspolitik die kapitaliſtiſch 
Irganiſierte Hausinduſtrie in den letzten Jahrzehnten des ſiebzehnten Jahr⸗ 
Sering, „Die Agrarfrage und der Sozialismus“, Schmollers Jahrbuch, 1899, S. 295. 

. Schulze⸗Gävernitz, „Volkswirtſchaftliche Studien aus Rußland“, 1899, S. 340 —341. 
David, a. a. O., S. 517, 
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hunderts weit über das flache Land verbreitet.! Im achtzehnten Jahrhundert 
läßt die adminiſtrative Korreſpondenz der Intendanten mit der Zentralbehörde 
erkennen, daß in faſt allen Provinzen irgend ein Zweig der Textilinduſtrie als 
bäuerliche Handarbeit vertreten war. Kaum eine Dorfgemeinde, in der man 
nicht ſpann, webte, ſtickte oder häkelte. In den Provinzen Normandie, Bretagne, 
Maine und Dauphins wurde Leinen geſponnen und gewebt. Flandern, Picardie, 
Normandie, Ile⸗de⸗France, Champagne, Elſaß, Berry und Languedoc waren 
Zentren bäuerlicher Wollweberei. In den Landſchaften Flandern, Alangon, 
Lothringen, Puy und Auvergne abſorbierte die Spitzenmacherei einen jo er 
heblichen Teil der weiblichen Arbeitskräfte, daß ſich in den Städten ein Dienſt⸗ 
botenmangel bemerkbar machte. Die Trikotweberei hatte ihren Sitz in den 
Dorfgemeinden von Berry, Orléanais und Isle⸗de⸗France aufgeſchlagen. In den 
Dörfern der ſüdlichen Provinzen war die Kordelweberei vorherrſchend, während 
ſich die Teppich⸗ und Deckenweberei in Touraine angeſiedelt hatte. 

In einigen Provinzen hatte die Hausinduſtrie einen Umfang gewonnen, daf 
die Beobachter bereits im Zweifel ſein konnten, ob die Landwirtſchaft oder Die 
Hausinduſtrie den eigentlichen Hauptberuf der bäuerlichen Bevölkerung bilde 
Von der Normandie berichtet der berühmte Agrarökonom Arthur Young, daf 
„die ſtarke Bevölkerung vornehmlich von der Hausinduſtrie herrühre und die 
Landwirtſchaft mehr Nebenſache ſei“. In der Bretagne bietet ſich ihm das 
ſelbe Bild. Auf feine Nachforſchungen erhält er die Auskunft, daß die Bauer 
allgemein ihre Hausinduſtrie für wichtiger halten als die Landwirtſchaft.“ 

Aber nicht nur die Hausinduſtrien, auch alle anderen Induſtrien, die au 
den Gebrauch von Feuer oder Waſſer als motoriſche Kraft angewieſen, mare 
weithin über das flache Land verſtreut und gaben der bäuerlichen Bevölferum 
Gelegenheit zum Nebenerwerb ſowohl bei der Produktion als bei dem Trans 
port. Insbeſondere durften die „holzfreſſenden“ Induſtrien — Fayence⸗ um 
Porzellanfabriken, Glashütten, Hammerwerke und Hochöfen — nur abſeits von 
den Städten und in gewiſſer Entfernung voneinander errichtet werden, um di 
Erſchöpfung der Waldbeſtände zu verhüten. Der Schwerpunkt des fozialeı 
Lebens ruhte demgemäß durchaus noch auf dem flachen Lande. Der Haus 
induſtrielle wie der Fabrikarbeiter hatte das Band mit dem flachen Lande not 
nicht zerriſſen. Sie waren im Haupt: oder Nebenberuf Bauern und gewöhnlie 
Mitglieder der Landgemeinden. Zu Beginn des neunzehnten Jahrhundert 
lebten von 100 Perſonen in Städten mit über 2000 Einwohnern 20,5, au 
dem flachen Lande 79,5.“ Dieſer Zuſtand erhielt ſich bis zum Auftreten de 
großen Induſtrie, die ſich den Kontinent bekanntlich erſt im dritten Viertel de 
neunzehnten Jahrhunderts eroberte. In der Periode von 1801 bis 1846 nahı 
„die Heimarbeit und ſonſtige Erwerbsgelegenheit auf dem Lande“ dementſprechen 
auch in dem Maße zu, als die Bevölkerung anwuchs. Noch im Jahre 184 
lebten von 100 Perſonen in Städten mit über 2000 Perſonen nur 24,4 Pri 
zent, auf dem Lande dagegen 75,6 Prozent. Wäre nun die Behauptung David 
richtig, daß die große Induſtrie mehr neue Heimarbeit und ſonſtige Erwerb! 


Pes Cilleuls, „Histoire et regime de la grande industrie en France“. Paris 189 
S. 90—93. 

2 Levaſſeur, „Histoire des classes ouvrières“, 2. Aufl., Paris 1901, Bd. 1 
S. 313—334 und 678-694. e 

3 Arthur Young, „Reiſen durch Frankreich“, Berlin 1794, Bd. II, S. 379380. 

* Sombart, a. a. O., Bd. II, S. 181. | 
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gelegenheit auf dem Lande ſchafft, als ſie vernichtet, ſo hätte in der groß⸗ 
induſtriellen Periode von 1846 bis 1896 das Verhältnis der ſtädtiſchen zur 
ländlichen Bevölkerung doch zum mindeſten ſtabil bleiben müſſen. Aber ſelbſt 


in Frankreich, wo Kohle und Erze jo ſpärlich geſät und demgemäß die Ent— 


wicklung der großen Induſtrie auf natürliche Hinderniſſe ſtößt, ſank die länd⸗ 
liche Bevölkerung in der großinduſtriellen Periode von 75,6 auf 62,6 Prozent. 
Es dürfte David wohl ſchwer fallen, dieſe Tatſachen der Statiſtik mit ſeiner 
neuen Theorie in Einklang zu bringen. 

Die Haltloſigkeit der Davidſchen Behauptung tritt aber noch eklatanter zu 
tage, wenn wir die deutſchen Verhältniſſe ins Auge faſſen. „Das Bild des 
gewerblichen Lebens Deutſchlands um die Mitte des neunzehnten Jahrhunderts 
wird“, ſagt Sombart, „vor allem durch das ſtarke Vorwiegen der ländlichen 
Hausinduſtrie beſtimmt. Viele von dieſen waren erſt im zweiten Viertel des 
Jahrhunderts ſo recht zur Blüte gekommen, und manche waren noch im 


Wachſen begriffen. . . . Aber wir würden irren, wollten wir annehmen, daß 


mit den Hausinduſtrien der Kreis von Nebenerwerbsmöglichkeiten für die länd⸗ 
liche Bevölkerung ... ſchon geſchloſſen geweſen wäre. Es iſt vielmehr aus- 


ö drücklich feſtzuſtellen, daß ein großer Teil auch der übrigen Induſtrien der 


Landbevölkerung dadurch eine Reſſource gewährte, daß ſie über das Land hin 
zerſtreut waren und damit in weiterem Umfang ihren Arbeitern Gelegenheit 


boten, nicht nur auf dem flachen Lande zu wohnen, ſondern ſogar . . . in ihrer 


bäuerlichen Wirtſchaft tätig zu fein.“ ! 
Wie in Frankreich, ſo hält auch in Deutſchland während der Periode von 


1800 bis 1849 der Zuwachs an Heimarbeit und ſonſtiger induſtrieller Erwerbs— 
gelegenheit auf dem Lande gleichen Schritt mit der Bevölkerungszunahme. 


Von 100 Perſonen lebten in Preußen im Jahre 1800 auf dem Lande 74, im 


Jahre 1849 noch 72. Mit dem Auftreten der Großinduſtrie, die nach David 
mehr neue Heimarbeit und ſonſtige Erwerbsgelegenheit auf dem Lande ſchafft, 
als vernichtet, ſinkt aber die ländliche Bevölkerung Deutſchlands von 64 Prozent 
im Jahre 1871 auf ca. 50 Prozent im Jahre 1900. 

Von dem langſamen Abſterben der meiſten ländlichen Hausinduſtrien gibt 


folgende Tabelle ein anſchauliches Bild. 


Es haben in dem Zeitraum von 1882 bis 1895 eine Verminderung erfahren 


| die hausinduſtriellen 


Gewerbearten Re N 

Zeugſchmiede, Scherenfchleifer, Feilenhauer . 2006 4.044 
en und Shoppyipinnerei . .- .» 2... =. 2037 2922 
r 4067 3645 
// Ü—v! 20000 34381 
%%% ccc 10660 14667 
111 18859 19089 
Weberei von gemiſchten Waren 5811 4895 
d Wirkerr e 7026 12768 
en Stideret e 1251 549 
Strohhutfabrikation und Flechterei von Stroh. 4185 2836 


1 Sombart, a. a. O., Bd. II, S. 131 und 134. 
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„Alle dieſe Hausinduſtrien“, ſagt Sombart, „tragen weſentlich ländlichen 
Charakter und werden vielfach in Verbindung mit Landwirtſchaft ausgeübt. 
Dagegen weiſen eine Zunahme faſt nur ſolche Hausinduſtrien auf, die in den 
Städten zu Haufe find. . . . Die ehemals dezentraliſierte, weil holz- und 
waſſernützende ‚Großinduftrie‘ iſt aber, wie jedermann weiß, in dem Maße, 
wie fie zur Kohlen- und Dampfnutzung überging, immer mehr in großen 
Induſtriezentren vereinigt worden. . .. Es kann für denjenigen, der die 
Verhältniſſe auch nur oberflächlich kennt, keinem Zweifel unter⸗ 
liegen, daß alle gewerbliche Tätigkeit, die als Nebenbeſchäftigung 
für die ländliche Bevölkerung in Frage kam, auf der ganzen Linie 
in einem ſtetigen Rückgang befindlich iſt, der teilweiſe ſchon zu 
einem völligen Verſchwinden geführt hat.““ 5 

Und nun ſtelle man dieſem ſachkundigen Urteil eines bürgerlichen Gelehrten 
den Davidſchen Satz entgegen: „Die große Induſtrie hat mehr neue 
Heimarbeit und ſonſtige Erwerbsgelegenheit auf dem Lande ge— 
ſchaffen, als ſie vernichtet hat.“ 


Zur Pfſhchologie Laffalles. 


Don Franz Mehring. 


5 5 
Unter dem Titel: Laſſalles Kampf um Berlin, veröffentlicht der Geheime 
Staatsarchivar Paul Bailleu im Juniheft der „Deutſchen Rundſchau“ einen 
langen Aufſatz, zu dem er nach ſeiner eigenen Angabe durch die kleine Aus⸗ 
einanderſetzung angeregt worden iſt, die ich mit Herrn H. Oncken über die 
Rückkehr Laſſalles nach Berlin im Jahre 1857 gehabt habe. Meine kritiſche 
Beſeitigung der von Brandes aufgebrachten und dann vom Genoſſen Bernſtein 
aufgenommenen Legende, daß Laſſalle durch Vermittlung Alexander v. Hum 
boldts die Gnade Friedrich Wilhelm IV. angerufen habe, um ſeine Nieder⸗ 
laſſung in Berlin zu ermöglichen, focht Herr Oncken zwar nicht an und für ſich 
an, aber er glaubte, durch Zitate aus Varnhagens Tagebüchern und durch einen 
neuerdings veröffentlichten Brief Humboldts an Böckh den Beweis führen zu 
können, daß im Jahre 1858 eine ähnliche Geſchichte geſpielt und Laſſalle zwar 
nicht ſeine Rückkehr, aber ſein Verbleiben in Berlin durch ein von Humboldt 
unterſtütztes Bittgeſuch, nicht an den König Friedrich Wilhelm IV., aber an 
deſſen Stellvertreter, den Prinzen von Preußen, bewirkt habe. Ich fand die 
Beweisführung des Herrn Oncken unzureichend und ſtellte ihm anheim, aus 
den ihm, aber nicht mir zugänglichen Archiven den Wortlaut des Laſſalleſchen 
Bittgeſuchs beizubringen. Das hat nun Herr Bailleu getan; er veröffentlicht 
in der „Deutſchen Rundſchau“ neben anderem archivaliſchen Material den 
urkundlichen Wortlaut einer Eingabe, die Laſſalle am 15. Juni 1858 an den 
Prinzen von Preußen gerichtet hat, um dieſen zur Aufhebung eines gegen 
Laſſalle gerichteten polizeilichen Ausweiſungsbefehls zu veranlaſſen. Damit iſt 
der Beweis erbracht, den ich von Herrn Oncken wünſchte. f 
Mit dieſer Feſtſtellung könnte ich mich aus der Affäre ziehen, zumal da 
ich ſowohl in meiner Parteigeſchichte, als auch in meinem Kommentar zu den 


1 Sombart, a. a. O., Bd. II, S. 137, 139, 140. 
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Briefen Laſſalles an Marx und Engels durchaus kein Hehl daraus gemacht 
habe, daß die preußiſche Reaktionszeit der fünfziger Jahre auf Laſſalle in 
mancher Beziehung ungünſtig abgefärbt hat. Ich könnte ſagen: Nun ja, die 
Eingabe Laſſalles an den Prinzen von Preußen iſt ein Beweis mehr für eine 
Tatſache, die als ſolche längſt bekannt iſt und am wenigſten von Parteiwegen 
beſtritten wird. Allein es widerſteht mir, eine formelle Deckung zu ſuchen, wo 
ich mich in der Tat für geſchlagen bekennen muß; wenn ich auch in gebotener 
Vorſicht von Herrn Oncken nur einen Beweis verlangt habe, den zu führen 
ſeine Sache war, ſo war meine wirkliche Meinung allerdings die, daß Laſſalle 
unmöglich ein Bittgeſuch an den „Kartätſchenprinzen“ gerichtet haben könne; 
ich befürchtete keinen Augenblick, daß Herr Oncken mit ſeinem Spotte Recht 
behalten könne, der „unerbittliche Revolutionär“ habe ſich bittend an den 
Fürſten gewandt, der „gerade in den Revolutionsjahren den Todhaß der 
Revolution auf ſich geladen“ habe. In ſolchen Dingen muß man ehrlich ſein, 
auch den bürgerlichen Gegnern gegenüber, und gerade ihnen gegenüber. 
Deshalb bin ich gezwungen, auf die Veröffentlichung des Herrn Bailleu 
näher einzugehen. Es kommt aber hinzu, daß auch Gründe vorliegen, die im 
Parteiintereſſe eine Erörterung dieſes Problems wünſchenswert erſcheinen laſſen. 
Erſt die neueſte Zeit hat wiederholt Beweiſe dafür erbracht, daß innerhalb der 
Partei das Urteil über Laſſalle noch immer in bedauerlichen Extremen ſchwankt. 
Es hat mich, und, wie ich weiß, nicht nur mich, überaus peinlich berührt, daß 
Genoſſe Vahlteich in ſeiner Leipziger Feſtrede zum vierzigſten Geburtstage der 
Partei den Gründer des Allgemeinen Deutſchen Arbeitervereins nur mit einigen 
unfreundlichen Seitenblicken bedachte, aber ich ſtehe nicht minder ratlos, oder 
ſelbſt noch ratloſer, vor der Verherrlichung Laſſalles, die der Wochenplauderer 
des „Vorwärts“ an die Veröffentlichung der „Deutſchen Rundſchau“ knüpft. 
Dem Herrn Bailleu wird darin der Sinn für „genialiſch komplizierte Naturen“ 
abgeſprochen, dieſer Sinn dann aber dadurch betätigt, daß Laſſalle die „dumme 
Puppe“, den „preußiſchen Polizeibarbaren“, den „Kerl“, das „Nashorn“ 
Hinckeldey mit „attiſchem Witze“ abgefertigt haben ſoll; von der Eingabe 
Laſſalles an den Prinzen von Preußen wird geſagt, A fei „ſtolz und würdig, 
ohne jede höfiſche Wendung“, und als letztes Reſultat der unerfreulichen 
Affäre erſcheint ſchließlich die Anſicht, „daß in der ſozialiſtiſchen Welt alles 
Reiche und Freie und Eigene der Perſönlichkeit ſich feſſellos entfalten kann, 
Kultur und Natur zugleich“. Das mag mehr oder weniger geiſtreich ſein, iſt 
aber weder klar noch konſequent. 
Gehen die Anſichten über Laſſalle innerhalb der Partei noch ſoweit aus— 
einander, ſo iſt damit ein Grund mehr gegeben, die Veröffentlichung der 
„Deutſchen Rundſchau“ einer unbefangenen Kritik zu unterziehen. 


II. 


Herr Bailleu beginnt damit, zu erzählen, daß Laſſalle am Vorabend der 
Märzrevolution, im Februar 1848, aus Berlin ausgewieſen worden ſei. Dieſe 
Tatſache war bekannt, und ſie iſt richtig. Dagegen iſt es ſehr mißverſtändlich, 
venn Herr Bailleu hinzufügt, daß Laſſalle durch die „Politik“ von der Haupt⸗ 
ſtadt ferngehalten worden ſei. Laſſalle wurde vielmehr ausgewieſen, weil er die 
Sache einer gemißhandelten und wehrloſen Frau gegen einen mächtigen Feudal⸗ 
herrn führte. Mit „Politik“ hatte die Ausweiſung Laſſalles alſo nichts zu tun, 
venn man es anders nicht für die „politiſche“ Aufgabe des chriſtlichen Staates 
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betrachtet, mit dem Polizeiſtock in private Rechtshändel zu fahren, um die aus⸗ 
ſchweifendſten Exzeſſe feudaler Mißhandlungspraxis vor jeder Sühne zu ſchützen. 

Nachdem Laſſalle trotz des chriſtlichen Staates den feudalen Unterdrücker 
unter ſeine Füße gezwungen hatte, mußte er, um die von ihm ſiegreich durch⸗ 
gefochtene Sache der Gräfin Hatzfeldt endgültig zu ordnen, im beſonderen um 
das für ſie erſtrittene Vermögen in Staatspapieren anzulegen, einige Tage in 
Berlin verweilen. Die Erlaubnis dazu erbat er am 9. Februar und 7. März 1855 
von dem damaligen Polizeipräſidenten v. Hinckeldey, ohne eine Antwort zu 
erhalten. Laſſalle reiſte aber doch nach Berlin und wurde ſofort auf dem Pots⸗ 
damer Bahnhof verhaftet, als er am 30. März eintraf. Er ließ ſich zu 
Hinckeldey führen und erhielt nunmehr die gewünſchte Erlaubnis, offenbar alſo 
als Wirkung feiner mündlichen überredungsgabe. Wenn er an ſich ſelbſt einmal 
die Gabe rühmt, daß die Menſchen auf ſeine Stimme hörten, ſo iſt ihm dieſe 
Gabe von den verſchiedenſten Seiten beſtätigt worden, und man kann nicht 
daran zweifeln, daß er ſie in hervorragendem Maße beſeſſen hat. Allein 
Laſſalle irrte darin, daß er ſie von ſeiner Stimme auf ſeine Feder übertrug und, 
wo ihm die perſönliche Überredung unmöglich war, ſich in ſchriftlichen Aus 
einanderſetzungen erging, von denen man ſchwer begreift, wie er ſich von ihnen 
irgend einen Erfolg hat verſprechen können. 

Selbſt wenn ſich nachweiſen ließe, wie es ſich nicht nachweiſen läßt, daß 
Laſſalle in ſeiner perſönlichen Unterhaltung mit Hinckeldey dies oder jenes an⸗ 
fechtbare Argument gebraucht habe, fo würde einige moraliſierende Kleinmeiſterei 
dazu gehören, ſich deshalb aufzuregen. Die Art, wie er ſich, dem drohenden 
Schweigen des Polizeilöwen zum Trotze, in deſſen Höhle begab und als erfolg⸗ 
reicher Tierbändiger wieder herauskam, iſt ſo keck und luſtig, iſt ſo echt 
laſſalliſch, daß man daran ſchon ſeine Freude haben kann. Einen ganz anderen 
Eindruck macht aber das lange, von Bailleu mitgeteilte Schreiben, das Laſſalle 
am 31. Mai 1855 an Hinckeldey richtete, um von dieſem die Erlaubnis zur 
dauernden Niederlaſſung in Berlin zu erhalten. Ich finde darin, ehrlich geſagt, 
weder etwas von „attiſchem Witze“, noch von dem „gedrungenen Stil eines 
klaſſiſchen Philoſophen“, noch von den „durchaus aufrichtigen Selbſtbekennt⸗ 
niſſen“ und den ſonſtigen ſchönen Dingen, die der Wochenplauderer des „Vor⸗ 
wärts“ darin finden will. Im Gegenteil fällt das Schreiben inhaltlich und 
namentlich auch ſtiliſtiſch in unangenehmer Weiſe von den gleichzeitigen Briefen 
Laſſalles an Marx ab. 

Laſſalle ſchildert darin zunächſt ſeine Arbeit über Heraklit in einer Weiſe, 
die Herr Bailleu nicht mit Unrecht „wortreich und ſelbſtgefällig“ nennt. Die 
Vollendung dieſes Werkes, zu der noch knapp zwei Jahre erforderlich ſeien, ſei 
ihm nur in Berlin möglich, mit Hilfe der ſeltenen Werke und Handſchriften, 
die ſich auf der königlichen Bibliothek fänden. Laſſalle meint, die Polizei könne 
ihn doch nicht an den wiſſenſchaftlichen Leiſtungen hindern wollen, deren ſeine 
Kräfte fähig ſein möchten. Er ſchreibt wörtlich: 


Ich bin vielmehr lebendig von der überzeugung durchdrungen, daß Ew. Hoch⸗ 
wohlgeboren es für Ihrem eigenen Geiſt, Ihrem eigenen Ruhme weit angemeſſener 
halten, mir die Möglichkeit wiſſenſchaftlicher Leiſtungen zu gewähren, an deren Ver⸗ 
dienſt (wenn es mir gelänge, denſelben ein ſolches zu verleihen) dann gewiß der⸗ 
jenige einen nicht geringen Anteil haben würde, der mit wahrhaft großem Sinne für 
Wiſſenſchaft, mit großartiger Anſchauung der Verhältniſſe begabt, es verſchmähte, 
ernſte wiſſenſchaftliche Betätigung einem Geiſte unmöglich zu machen, der nach 
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ſeiner ganzen Natur gerade auf dieſe Art des Wirkens beſonders angewieſen, mit 
vielleicht nicht ganz gemeinen Fähigkeiten dafür ausgerüſtet iſt und dem es gelingen 
dürfte, vielleicht nicht ganz Gemeines zu leiſten! Ich kann mit einem Worte nicht 
glauben, daß Ew. Hochwohlgeboren aus Gründen politiſchen Widerwillens mich 

ſollten zwingen wollen, die wiſſenſchaftlichen Kräfte, welche die Natur in mich 

gepflanzt haben mag, faulen zu laſſen, während es im heiligen Bewußtſein menſch— 

licher Beſtimmung und Pflicht mein Drang iſt, dieſe Kräfte anzuwenden und für 
die Menſchheit zu nützen. Der Deutſche hat ſich vermöge ſeiner tieferen geiſtigen 
Natur ſeit je den Ruhm bewahrt, nicht nur in Zeiten der größten politiſchen Ruhe 
wie jetzt, ſondern ſelbſt in ſolchen der heftigſten politiſchen Kämpfe, die Wiſſenſchaft 
als ein neutrales Terrain zu betrachten, als ein geehrtes Aſyl, welches von dem 
Sturme des politiſchen Haſſes nicht verwüſtet werden darf, als einen geweihten 
Boden, auf welchem ſich ſelbſt Männer der entgegengeſetzteſten politiſchen Grundſätze 
Anerkennung, Achtung und Förderung nicht verſagen. Reſpektiert der politiſche 
Groll auch dieſe Grenze nicht, ſo artet er, weit entfernt, politiſche Energie zu 
bleiben, in engherzigen, kleingeiſtigen politiſchen Pedantismus, in geiſtige Roheit 
aus, deren ich, hierin nur dem allgemeinen Rufe folgend, Ew. Hochwohlgeboren gewiß \ 
gerade am wenigſten für fähig halten könnte. Und hat doch ſelbſt die neueſte Ver⸗ I 
gangenheit gezeigt, wie ſehr trotz aller politiſchen Tatkraft der Deutſche die Würde 
und Rechte der Wiſſenſchaft ſchonend zu hegen weiß; hat doch ſelbſt Felix Schwarzen: 
berg, dieſer gewiß ſo energiſche Vertreter der monarchiſchen Intereſſen ſeines Staates, 
eine bedeutende Anzahl wiſſenſchaftlicher Kräfte, die ſämtlich einer der ſeinigen ganz 
entgegengeſetzten politiſchen Richtung angehörten, nach Wien berufen, und iſt es 
nicht ſchwer anzunehmen, daß an anerkennendem Sinne für wiſſenſchaftliche Leiſt— 
ungen Ew. Hochwohlgeboren hinter jenem Fürſten, der Staat der deutſchen Intelli⸗ 
genz, Preußen, hinter dem Slavenſtaat Oſterreich zurückſtehen ſollte? 


—— 


Laſſalle geht dann dazu über, die „zwingenden Rückſichten“ zu unterſuchen, 
die es der Polizei unmöglich oder überhaupt nur ſchwierig erſcheinen laſſen 
könnten, ihn in Berlin zu dulden. Seine politiſchen Überzeugungen ſtimmten 
freilich nicht mit denen der Regierung überein, aber Hinckeldey werde doch wohl 
nicht nur politiſche Meinungsgenoſſen in Berlin haben wollen. Es ſei und 
bleibe gewiß für alle Zeit unmöglich, daß in Preußen, dem Staate des 
Proteſtantismus, die Lenker des Staates die Gewiſſensfreiheit für aufgehoben 
erklären und Bürger wegen ihrer inneren Meinungen von dem Rechte der 
freien Niederlaſſung ausſchließen ſollten. Der wirkliche Grund Hinckeldeys ſei, 
daß er auf Polizeiberichte hin Laſſalle für ein „konſpiratoriſches Genie“ halte. 
Hiergegen verteidigt ſich Laſſalle wie folgt: 


| Wenn jene Berichterſtatter von feinerer Auffaſſungsgabe geweſen wären, ſo würden 
ſie vielmehr Ew. Hochwohlgeboren haben jagen können, daß mir zum Konſpirateur 
| und Karbonari Naturell und Talent, Luſt und Charakter, alles gleichzeitig fehlt, daß 
meine ganze Individualität ſich dazu nicht neigt, daß vielmehr — und ſo wenig ich 
je meine Anſicht verleugne, mit ſo gutem Fuge kann ich das folgende ſagen: meine 
ganze geiſtige Auffaſſungsweiſe der Dinge ſolchem, in meinen Augen nur kindiſchen 
Karbonarismus entſchieden entgegenſteht und ihn geradezu bei mir unmöglich macht. 
Aber gerade, ich wiederhole es, je weniger ich mich jemals zu der Erbärmlichkeit 
herabgelaſſen habe noch jemals herablaſſen würde, meine Anſichten zu verleugnen, 
je mehr ich auch in dieſem Briefe himmelweit von der Niedrigkeit entfernt bin, 
irgendwelche Apoſtaſie oder Geſinnungsänderung zu erheucheln — umſomehr wird 
der gerade Sinn Ew. Hochwohlgeboren wiſſen, was er von der Wahrheit des Ge— 
ſagten zu halten hat. Es iſt wohl ohnehin klar, daß all die angebliche Bedeutung 
und ſchauderhafte Gefährlichkeit, die irgend ein Einzelner und zumal meine geringe 
1 Perſon in den Augen eines unteren Polizeibeamten, bei dem nur auf einzelne ges 
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richteten und ſomit notwendig untergeordneten Geſichtskreis desſelben, haben mag, auf 
dem hohen, das Ganze umfaſſende Standpunkt Ew. Hochwohlgeboren nur lächelnd 
betrachtet werden kann und in nichts verſchwindet. 


Laſſalle ſucht dann plauſibel zu machen, daß er ſich, wenn er konſpiratoriſche 
Abſichten hätte, doch nicht in die „Höhle des Löwen“, in die „unmittelbare 
Hand“ Hinckeldeys begeben würde. Dann würde es ja viel vorteilhafter 
für ihn ſein, in der Rheinprovinz zu bleiben. Hier ſei er den Maſſen bekannt 
und genöſſe vielleicht aus früherer Zeit einigen Vertrauens bei ihnen; in Berlin 
ſei er aber nichts als ein iſolierter, unbekannter, einzelnſtehender Menſch, dem 
die Arbeit am Heraklit ohnehin keine Zeit laſſen würde, ſich um andere Dinge 
zu kümmern. So ſchließt dann Laſſalle: 

Das alles kann dem Blicke Ew. Hochwohlgeboren unmöglich entgehen und dennoch 
will ich nach Berlin, weil mein Geiſt mit unüberwindlicher Energie nach wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Leiſtungen ſich drängt. Und Ew. Hochwohlgeboren ſollten, ſtatt dieſen 
Umzug zu begünſtigen, mich zwingen, in Düſſeldorf zu bleiben? Denn die Frage 
ſteht für mich nur: Düſſeldorf oder Berlin; ich kann Ew. Hochwohlgeboren mein 
Ehrenwort darauf verpfänden, daß ich mich niemals freiwillig aus meinem Vater⸗ 
land expatriieren werde, das ich in meiner Weiſe liebe. Ew. Hochwohlgeboren ſollten 
mir gewaltſam die Möglichkeit geiſtiger Vertiefung, gelehrter Arbeiten und wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Leiſtungen abſchneiden, mich gleichſam zwingen wollen, den gelehrten 
Arbeiten, zu denen es mich drängt, entſagend, mich hier — denn irgendwelche Be⸗ 
ſchäftigung und Betätigung will doch der Geiſt — dem kleinlichen, politiſch⸗kanne⸗ 
gießernden Getriebe in die Arme zu werfen? Unmöglich kann ich glauben, daß die 
bekannte Humanität Ew. Hochwohlgeboren, Ihre hohe Liebe zur Wiſſenſchaft und 
bekannte Begünſtigung wiſſenſchaftlicher Leiſtungen und endlich die weiſe Umſicht 
Ew. Hochwohlgeboren in dieſem Sinne werden entſcheiden wollen. 


An dieſen Brief Laſſalles knüpft Herr Bailleu einen Exkurs gegen * 
offizielle ſozialdemokratiſche Geſchichtſchreibung“, worunter er unverdienter⸗ 
maßen meine beſcheidenen Arbeiten verſteht. In meinem Kommentar zu den 
Briefen Laſſalles an Marx und Engels ſage ich vom Laſſalle der fünfziger 
Jahre, daß „all ſein Sinnen und Trachten den Geſchicken der deutſchen Revolution 
gegolten“ habe. Dieſe „dogmatiſch-teleologiſche Betrachtung von Laſſalles Werde⸗ 
gang, die ſchon gegenüber ſeinem Briefwechſel mit Marx kaum haltbar ſei“, 
fällt nach Herrn Bailleu vor Laſſalles Schreiben an Hinckeldey zuſammen. 
Laſſalles Sinnen und Trachten habe nach der wiſſenſchaftlichen, nicht nach der 
politiſchen Hauptſtadt Deutſchlands gedrängt. „Oder wäre die ganze begeiſterte 
Huldigung vor der Wiſſenſchaft nur eine Phraſe, der ganze Brief nur ein 
liſtiges Diplomatenſtück, beſtimmt, den Argwohn der Berliner Polizei ein⸗ 
zuſchläfern?“ Gegen die Möglichkeit einer ſolchen Auffaſſung glaubt Herr Baillen 
für Laſſalle eintreten zu müſſen. 

Jedoch fehlt ſeiner Alternative jene „feinere Auffaſſungsgabe“, die Laſſalle 
bei Hinckeldey vorausſetzen zu ſollen glaubte. Indem Herr Bailleu ſeinen 
Schützling vor dem Verdacht ſichern will, als Konſpirateur nach Berlin ge 
trachtet zu haben, unterſtellt er in ihm doch wieder unbewußt den Konſpirateur. 
Er überſieht, daß für Laſſalle wiſſenſchaftliche Tätigkeit auch revolutionäre 
Tätigkeit war. Speziell über ſeinen Heraklit ſchrieb Laſſalle am 26. April 1857 
an Marx: „Ich habe immer ſehr viel auf antike, theoretiſche und politiſche Bil⸗ 
dung gehalten und halte daran im weſentlichen feſt. Es iſt die geiſtige Frei⸗ 
heit und ſomit Wurzel und Quelle aller anderen. Deshalb erſcheint mir jede 
wiſſenſchaftliche Leiſtung in dieſem Sinne immer höchſt leiſtenswert. Geiſtes⸗ 
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wiſſenſchaft und Politik ſind durchaus weder Gegenſätze, noch — im tiefſten 
Sinne — unabhängig voneinander. Wir Deutſche zumal haben uns nun 
einmal auf dieſem Wege unſeren Freiheitsbegriff erzeugt, und eben deshalb 
vielleicht einen zwar noch ſehr unlebendigen, aber doch um ſo tieferen.“ Und dann 
im Briefe vom 6. März 1859: „Es war während der Zeit, wo ich mit allen 
Kräften die Ausarbeitung des Heraklit beendete. Du wirſt aus demſelben 
erſehen haben, daß ich einige Fähigkeit und folglich auch Luſt zur ſpekulativen 
Betrachtung der Dinge habe. Dennoch litt ich unendlich bei der Ausarbeitung 
dieſes Werkes! Die große Kluft, welche jene wiſſenſchaftlichen, grau⸗theoretiſchen 
Intereſſen von dem, was uns heute praktiſch das Blut ins Angeſicht treibt, oder 
richtiger ausgedrückt, die nur indirekte und ſo weite Verbindung, welche in 
letzter Inſtanz beide Dinge doch wieder miteinander verknüpft, war die Urſache 
dieſes Leidens, von dem ich Dir verſichern kann, daß es ein ſehr großes war. 
O wie oft, wenn irgend eine Gedankenverbindung mich aus jener Gedankenwelt, 
in die ich mich gewaltſam einſpintiſieren mußte, auf unſere brennenden Zeitinter⸗ 
eſſen, auf die großen Tagesfragen brachte, die, wenn auch draußen ſcheinbar 
eingeſchlafen, doch in meiner Bruſt mit gleicher Siedehitze weiter kochten, wie 
oft mußte ich da vom Schreibtiſch aufſpringen, die Feder fortwerfen. . . . Es iſt 
ſehr hart, nach 48 und 49, nachdem ſo vieles Blut gefloſſen und ſo viele Taten 
um Rache ſchreien, noch theoretiſieren müſſen.“ Ich ziehe dieſe Briefſtellen an, 
weil ſie ſich gerade auf das Werk über Heraklit beziehen; im übrigen bezeugen 
alle Briefe Laſſalles an Marx und Engels, es ſei denn, ſie ſeien rein privater 
Natur, daß in den fünfziger Jahren Laſſalle „all ſein Sinnen und Trachten“ 
der Revolution widmete und ſeine wiſſenſchaftliche Tätigkeit ihm eben auch nur 
ein — wenn auch nur mehr oder minder mittelbar wirkender — Hebel für dieſen 
Zweck war. Deshalb iſt freilich die andere Seite der von Herrn Bailleu ge⸗ 
ſtellten Alternative noch nicht richtig; wenn für Laſſalle der Zuſammenhang 
ſeiner wiſſenſchaftlichen mit ſeiner politiſchen Tätigkeit immer lebendig war, ſo 
braucht die begeiſterte Huldigung vor der Wiſſenſchaft, die er in dem Briefe 
an Hinckeldey bekundet, noch längſt keine Phraſe und kein liſtiges Diplomaten⸗ 
ſtück zu ſein. 
Es handelt ſich hier um einen Punkt, den der Wochenplauderer des „Vor: 
wärts“ in gleicher Weiſe verſieht, wie Herr Bailleu, obgleich er deſſen Argu⸗ 
mentation noch viel ſchärfer zurückweiſt, als ich. Meines Erachtens findet es 
Herr Bailleu mit Recht naiv, daß Laſſalle den braven Hinckeldey mit der Aus— 
ſicht auf einen Anteil an dem Ruhme des Werkes über Heraklit zu kirren 
ſuchte. Der Wochenplauderer des „Vorwärts“ aber erwidert darauf: „Es iſt 
herzlich naiv von dem Herausgeber, wenn er die Behandlung Hinckeldeys naiv 
findet. Es iſt wahrhaft attiſcher Witz, wie Laſſalle mit dem Junker ſpielt, 
indem er ihn als verſtändnisvollen Geiſtesmenſchen ausſtaffiert. Laſſalle hat 
vielleicht gedacht, daß der Kerl, wenn man ihm mal mit der ganzen Wiſſen⸗ 
ſchaft des Jahrhunderts käme, ſich vor ſeiner eigenen Niedrigkeit ſchämen und 
die ihm aufgeredete Rolle zu übernehmen verſuchen würde. . . .“ Hätte Laſſalle 
dies wirklich gedacht, ſo würde ſein Schreiben an Hinckeldey einen moraliſch, 
politiſch und beſonders auch äſthetiſch gleich abſtoßenden Eindruck machen. 
Herr Bailleu wie der Wochenplauderer des „Vorwärts“ verſehen es darin, - 
daß fie in Hinckeldey den erſten beſten preußiſchen Bolizeityp ſehen. Das war 
Dinckeldey nicht, oder wenn er es je geweſen war, jo war er es nicht mehr, 
Us Laſſalle an ihn ſchrieb. Hatte er ſich ſchon im Jahre 1851 gegen die vom 
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* Könige verfügte Anſtellung des Spitzels Stieber geſträubt, ſo war er im 


Jahre 1855 der ewigen Verfolgungen längſt ſatt. Er ſtand zwar noch im 
Kriege mit den liberalen Philiſtern, aber nur weil ihm ihr Stumpfſinn bei 
ſeinen Bemühungen, für Berlin die großſtädtiſchen Einrichtungen zu ſchaffen, 
deren die Stadt bedurfte, große Hinderniſſe bereitete. In noch viel heftigerem 
Kampfe ſtand Hinckeldey aber mit dem feudalen Junkertum, das dieſen un⸗ 
bequemen Gegner denn auch bald durch einen von langer Hand vorbereiteten 
Duellmord aus dem Wege räumte; im Krimkriege war Hinckeldey der rückſichts⸗ 
loſeſte Gegner der Ruſſenknechte, vertrat energiſch die Sache der Weſtmächte 
und ſtand mit der „Volkszeitung“ in näherem Konnex als mit der „Kreuz⸗ 
zeitung“. Ich habe auf dieſe Stellung Hinckeldeys ſchon in meiner Partei⸗ 
geſchichte hingewieſen und will hier nur noch das Zeugnis eines Mannes bei⸗ 
bringen, der, wie wenige, unter Hinckeldeys polizeilichen Verfolgungen zu leiden 
gehabt hat. Aron Bernſtein ſchreibt in ſeinen Denkwürdigkeiten: 

Da war Hinckeldey ein ganz anderer Mann (als Manteuffel). Er war um dieſe 
Zeit der trockenen Verfolgungsſucht ſatt. Er hatte überhaupt ein geſundes Stück 
Volksſinn und ſuchte ein Genüge darin, in Berlin Inſtitutionen ins Leben zu rufen, 
die ihm den Dank der Bürgerſchaft mit Recht eintrugen. Er war der Begründer 
der Waſſerleitung. Er richtete die Badeanſtalten ein. Die Waſchanſtalten ſind ſein 
Werk. Er rief die Feuerwehr in muſterhafter Weiſe ins Leben. Er ſtellte die unter⸗ 
irdiſche Telegraphenleitung zwiſchen den Bezirken Berlins her. Er intereſſierte ſich 
für die beſſere Gasbeleuchtung. Er vermehrte die Nachtwachtſtellen. Er ſorgte für 
eine gute Straßenreinigung. Er erwarb ſich das Verdienſt, eine beſſere Überwachung 
der Kinderhalterinnen einzuführen, die man im Volke die „Engelmacherinnen“ 
nannte. Er entwickelte in alledem eine Energie, die man ſehr wohl einem Ober⸗ 
bürgermeiſter von Berlin hätte wünſchen können. Er tat all das freilich ein wenig 
paſchamäßig und kümmerte ſich nicht viel um die Grenzen ſeiner Befugniſſe, aber 
er ſchaffte Neues, das ſich als Gutes erhalten hat. Er beſaß auch pſychologiſch ein 
richtiges Urteil über Perſonen, wenngleich ſie Demokraten waren. Im Zwiegeſpräch 
war er zuweilen merkwürdig offenherzig und klagte über die frommen Marotten, mit 
denen er gequält wurde. „Ich ſoll noch gar innere Miſſion machen! Mit wem? Mit 
frommen Narren und ſchlauen Heuchlern!“ Es war nicht ganz unverdient, als ſich 
nach ſeinem Tode die freiſinnige Bürgerſchaft ſeiner Familie annahm und ein 
Kapital zu ihrer Verſorgung ſammelte. Er hatte eine ſehr einflußreiche Stellung, 
in der ein gewiſſenloſer Menſch ſich ein großes Vermögen hätte ſammeln können, 
aber als er im Duell erſchoſſen wurde, fand ſich's, daß er ganz arm war. In jener 


| Zeit der Scheinfrömmigkeit und der Heuchelei waren ſolche Fälle nicht häufig. Wir 


haben bereits erzählt, wie ihn der richtige Patriotismus einmal packte und er einen 


Leitartikel der „Urwählerzeitung“, der dazumal ganz gut konfiszierbar war, „laufen 
ließ“. Mitten im Krimkrieg kam es noch beſſer. Er war wütend über die „Kreuz⸗ 
zeitung“ und ganz beſonders gegen ſeinen Chef, den Miniſter v. Weſtphalen. Er 
ließ zuweilen Franz Duncker wiſſen, daß ſich die „Volkszeitung“ für einige Zeit in 


acht nehmen müſſe, weil wieder etwas gegen ſie im Werke ſei. Eines ſchönen Tages 


| ließ er ihn ſogar durch einen reitenden Schutzmann eiligſt holen, zeigte ihm in großer 


Aufregung ein neues Reſkript Weſtphalens, das ihn anwies, die „Volkszeitung“ zu 
konfiszieren, die fortdauernd eine befreundete Macht (Rußland) beſchimpfe. „Nehmen 
Sie ſich ein paar Tage in acht“, rief er aus, „ſchimpft mir aber heute die Kreuz 
zeitung‘ auf die uns auch befreundeten Weſtmächte, ſo laſſ' ich fie wahrhaftig Ton: 
fiszieren.“ Und richtig, die „Kreuzzeitung“ ging gerade an dieſem Tage in die Falle 
und wurde konfisziert. 


Es iſt nicht nachweisbar, daß Laſſalle ſchon 1855 mit dem Dunckerſchen 
Kreiſe bekannt geweſen iſt, mit dem er ſpäter bekanntlich jahrelang in nahem 
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Verkehr geſtanden hat, aber es kommt auch nichts darauf an. 
Kampf Hinckeldeys mit der feudalen Reaktion war eine allgemein 
dielbeſprochene Tatſache, und es kann kein Zweifel daran beſtehen, daß Laſſalle 
dei ſeinen vortrefflichen Beziehungen darüber noch viel genauer unterrichtet 
geweſen iſt, als ſelbſt der Dunckerſche Kreis oder die öffentliche Meinung über⸗ 
haupt. Von hier aus fällt aber erſt das richtige Licht auf Laſſalles Brief an 
Hinckeldey. An den Hinckeldey des Jahres 1855, der ſich in ſeiner Weiſe 
edlich bemühte, die Sünden der Gegenrevolution wieder gut zu machen, konnte 
ich Laſſalle wohl mit dem Erſuchen wenden, ihm den Aufenthalt in Berlin 
ür wiſſenſchaftliche Forſchungszwecke zu geſtatten. Bei dieſem Hinckeldey durfte 
r dafür auch ein gewiſſes Verſtändnis vorausſetzen, und er hat ihn gewiß 
cht für ein „Nashorn“ oder eine „dumme Puppe“ gehalten, mit der er ſeine 
boſſen treiben könne. Unzweifelhaft ſetzt er das etwaige Intereſſe Hinckeldeys 
m altgriechiſcher Philoſophie in ſehr ſuperlativiſcher Weiſe voraus und ſtreicht 
aiv genug den Ruhm heraus, den Hinckeldey durch dies Intereſſe gewinnen 
önne, aber das war nun einmal bei ſolchen Gelegenheiten Laſſalles Art oder 
mart: nach der prinzipiellen Seite iſt er gedeckt, wenn er ein völlig un⸗ 
zolitiſches Geſuch an einen Mann richtete, der ſich ſelbſt bemühte, „dem eng⸗ 
erzigen, kleingeiſtigen politiſchen Pedantismus“, der „geiſtigen Roheit“ der 
Reaktion ein Ziel zu ſetzen. 

Von ſeinem Standpunkt aus könnte Herr Bailleu einwenden, Laſſalle ſage 
n dem Briefe an Hinckeldey nichts davon, daß feine wiſſenſchaftliche Tätigkeit 
uch revolutionäre Tätigkeit ſei oder doch in ſeinem Sinne ſein ſolle. Allein 
araus läßt ſich weder ein Vorwurf gegen Laſſalle ſchmieden, noch auch folgern, 
aß Laſſalle damals der Politik entſagt habe, um nur der Wiſſenſchaft zu 
ben. Das Buch über Heraklit ſtand in der Tat nur in einer ſo „indirekten 
nd weiten Verbindung“ mit den „brennenden Zeitintereſſen und den großen 
agesfragen“, daß Laſſalle den Gipfel der von Herrn Bailleu getadelten Naivetät 
cklommen haben würde, wenn er an Hinckeldey geſchrieben hätte: als ehrlicher 
ſtann darf ich nicht verhehlen, daß ich in „letzter Inſtanz“ mit meiner Arbeit 
ber Heraklit einen Stoß gegen die Reaktion zu führen beabſichtige. Auch auf 
em Gebiet des ſittlichen Rigorismus gibt es eine Grenze, wo das Erhabene 
m Lächerlichen wird. 

Ganz anders ſteht es mit den Sätzen, worin Laſſalle dem Berliner Polizei⸗ 
aſcha ſeine politische Ungefährlichkeit zu beweiſen ſucht. Dieſe Seite der Sache X 
rührt Herr Bailleu überhaupt nicht, und der Wochenplauderer des „Vor⸗ 
ärts“ nur mit der eher lobenden Andeutung, daß Laſſalle feine Ungefährlich- 
it „ſcharfſinnig“ auseinandergeſetzt habe. Hier aber hat Laſſalle eine wirk⸗ 
che Schuld auf ſich geladen. Gewiß verwahrt er ſich energiſch gegen jeden 
erdacht einer Apoſtaſie, und gewiß konnte er in ſeinem Sinne, im Sinne des 
iſſenſchaftlichen Sozialismus, den er vertrat, mit vollem Rechte ſagen, daß 
kein Konſpirateur und kein Karbonari ſei, aber er mußte wiſſen und wußte 
ich ſehr gut, daß er es in Hinckeldeys Sinne allerdings war: durch ſeinen 
erkehr mit den rheiniſchen Arbeitern, auf den ſich Laſſalle in ſeinen Briefen 
Marx mit ſo großem Stolze beruft. In dieſen Teilen ſeines Briefes an 
ünckeldey gibt Laſſalle die aufrechte Haltung und damit auch das Recht des 
evolutionärs auf. Der Mann, der im September 1863 den rheiniſchen 
kbeitern zurief: „Ihr wußtet, welches Haus trotz der weißen terreur von 
inckeldey⸗Weſtphalen, trotz aller wilden Rechtloſigkeit jener Zeit, und zwar 
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bis zum letzten Augenblick meines Verweilens in der Rheinprovinz, das furcht 
loſe Aſyl demokratiſcher Propaganda, das treue Aſyl der furchtloſeſten um 
entſchloſſenſten Parteihilfe geweſen war!“, durfte ſich im Mai 1855 nicht den 
preußiſchen Polizeipräſidenten als harmloſe Unſchuld vorſtellen, durfte nicht an 
Hinckeldey ſchreiben, daß dieſer ihm nicht gewaltſam die Möglichkeit geiſtige 
Vertiefung abſchneiden und ihn dadurch, dem kleinlichen, politiſch⸗kannegießernden 
Getriebe in die Arme werfen“ ſolle. 7 

Es iſt merkwürdig, wie ſehr dieſer Verkehr Laſſalles mit Hinckeldey ſeinen 
ſpäteren Verkehr mit Bismarck ähnelt. In dem einen wie in dem andere 
Falle hat es Laſſalle mit einem geſcheiten und energiſchen Reaktionär zu tun 
der um Haupteslänge über den feudalen Junker⸗ wie über den liberale 
Philiſtertroß emporragt; in Hinckeldey wie in Bismarck glaubt Laſſalle ei 
würdiges Objekt einer „praktiſchen Politik“ zu ſehen, einer diplomatiſchen Kumfi 
für die ſelten ein Menſch ſo verſchwenderiſch reiche Gaben beſaß, wie Laſſalle 
in beiden Fällen erreicht Laſſalle einen dürftigen Scheinerfolg: Hinckeldey dulde 
ihn ein paar Tage in Berlin und Bismarck freut ſich an ſeiner geiftreiche 
Unterhaltung; dieſer dürftige Scheinerfolg iſt beide Male der Vorläufer eine 
wirklichen Mißerfolges: Hinckeldey hat Laſſalles Schreiben am 31. Mai 185 
gar nicht beantwortet und Bismarcks Polizei- und Juſtizorgane trieben Laſſall 
in den Tod; ohne jeden praktiſchen Gewinn hat ſich Laſſalle gegenüber Hinckelde 
wie gegenüber Bismarck ganz zwecklos kompromittiert. 

Aber es iſt ſchon recht jo, daß ſolche Sorte „praktiſcher Politik“ allemo 
dies Ende nimmt: um ſo eindringlicher find revolutionäre Parteien und Politike 
davor gewarnt. 

III. . 

Erſt Hinckeldeys Nachfolger, der Berliner Bolizeipräfident v. Zedlitz⸗Neukirch 
hat im Frühjahr 1857 „einen längſtens ſechsmonatlichen Aufenthalt“ Laſſalle 
in Berlin geſtattet, „behufs des Gebrauchs einer Augenkur und Herausgab 
des von ihm verfaßten Werkes über Heraklit“, alſo aus den Gründen, d 
Laſſalle ſelbſt an Marx mitteilte. Herr Bailleu ſchreibt dieſen Erfolg de 
Bemühungen von Laſſalles Vater, ſowie der Gräfin Hatzfeldt zu, belehrt un 
aber zugleich, daß weniger die offiziellen Gründe, als der Wunſch, den vie 
genannten Agitator in Berlin zu beobachten und ihn womöglich von der Gräff 
Hatzfeldt zu trennen, für die Berliner Polizei maßgebend geweſen ſei. Ma 
darf dieſe Aufklärung über die erhabenen Beweggründe, aus denen preußild 
Polizeibehörden über das Wohl und Wehe von Staatsbürgern entjcheiden, m 
Dank entgegennehmen. | 

In der Tat verſuchte die Polizei, Laſſalle wieder aus Berlin zu dranı 
ſalieren, als die Gräfin Hatzfeldt ihm dorthin nachfolgte. Laſſalle ließ ſich abe 
nicht verblüffen, und ſo ſcheute man vor dem Abderitenſtreich zurück. Dagege 
drängte der Miniſter v. Weſtphalen, der Schwager von Karl Marx, ungu 
geſetzt auf Laſſalles Entfernung, als dieſer im Hauſe Franz Dunckers rege 
mäßiger Gaſt wurde. Nach Herrn Bailleu widerſetzte ſich aber der Polize 
präſident, der im perſönlichen Verkehr mit Laſſalle für dieſen eingenomme 
worden zu ſein ſcheint; er duldete, daß Laſſalle auch nach Ablauf der gewährte 
ſechs Monate in Berlin blieb, indem er ſich gegen Weſtphalen damit rechtfertigt 
daß Laſſalle nie unſchädlicher geweſen ſei, als während der fortgeſetzten B 
ſchäftigung mit ſeinem Heraklit. Doch bewilligte er, auf beſtimmte Weiſur 
Weſtphalens, nur eine jedesmal auf vier Wochen gültige Aufenthaltskarte. 
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| Dann kam die Affäre Fabrice, und nun war der Polizeipräſident ſofort 
bei der Hand, die Ausweiſung Laſſalles am 4. Juni 1858 zu verfügen. Nach 
preußiſcher Polizeilogik ſollte Laſſalle aus Berlin verjagt werden, weil ein 
militäriſcher Rowdy ihn überfallen hatte! Nachdem Laſſalle bei Manteuffel 

und Weſtphalen ſich vergebens um die Kaſſierung des Ausweiſungsbefehls be⸗ 


müht hatte, lehnte er noch am 9. Juni Varnhagens Rat ab, ſich an den Prinzen 


von Preußen zu wenden, hat es dann aber am 15. Juni doch getan. 

Der Brief, den Herr Bailleu bis auf eine Stelle im Wortlaut mitteilt, be⸗ 
ginnt mit den Sätzen: „Ew. Königliche Hoheit wollen gnädigſt geſtatten, daß 
ich mich einer ganz ausnahmsweiſen Behandlung gegenüber, welche mich in 
meinen teuerſten Exiſtenzbedingungen zu vernichten bedroht, an den Gerechtig⸗ 
keitsſinn Ew. K. H. wende.“ Laſſalle ſchildert die Umſtände, unter denen er 
nach Berlin übergeſiedelt ſei, ſowie den ungewöhnlichen Erfolg ſeines Heraklit, 
der den wärmſten Beifall von Männern, wie Humboldt, Böckh und Lepſius 
gefunden habe; ſpeziell Lepſius habe ihn ermuntert, ein ähnliches Werk über 
Pythagoras zu ſchreiben, wozu vier oder fünf Jahre notwendig ſeien, für 
welche Zeit ihm auch vom Polizeipräſidenten die Möglichkeit des Aufenthaltes 
in Berlin mündlich zugeſichert worden ſei. Dann geht er ausführlich auf die 
Affäre Fabrice ein und endigt mit den Worten: 


Zu dem Unrecht und der Unklugheit kommt die Grauſamkeit, ſowie die Rück⸗ 


ſichtsloſigkeit auf alle Traditionen, welche ſeit je den Stolz preußiſcher Regierungen 


bilden. Zu dieſen ſtolzeſten Traditionen derſelben gehört die ſchützende und fördernde 
Rückſicht auf die Wiſſenſchaft. Man erlaubte mir ſogar, als ich noch ganz unbekannt 
in der wiſſenſchaftlichen Welt war, als durch nichts feſtſtand, daß ich zu derartigen 
wiſſenſchaftlichen Leiſtungen irgend befähigt ſei — zum Zwecke der Beendigung und 
Herausgabe meines Heraklit hierherzukommen. Und jetzt, wo — ich beziehe mich 
auf das Urteil eines Humboldt, eines Böckh, eines Lepſius, die ſich auf Befragen 
darüber äußern werden — mein Name einen anerkannten Klang in der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Welt beſitzt, jetzt will man mich gewaltſam und unter der Androhung von 
„Zwangsmaßregeln“ an der Bearbeitung eines wiſſenſchaftlichen Stoffes von gleicher 
Wichtigkeit, an der Ausarbeitung meiner bereits in Angriff genommenen Philoſophie 
des Pythagoras hindern. Daran hindern wegen eines auf mich verübten Attentats? 
Daran hindern wegen eines Vorfalls, der mir in keiner Hinſicht imputiert werden 
kann, der mich betroffen hat, um ein vulgäres, aber äußerſt bezeichnendes Bild zu 
gebrauchen, wie ein Ziegel vom Dache, der einem auf den Kopf fällt? — Es handelt 
ſich, K. H., bei dieſer Angelegenheit für mich um nichts Geringeres, als um meine 
ganze wiſſenſchaftliche Exiſtenz, und das iſt der Grund, warum ich es für mir ge⸗ 
ſtattet halten muß, mit Wärme meine Sache zu führen. Ich ſtreite für das teuerſte 
und weſentlichſte Exiſtenzintereſſe, das ein Mann der Wiſſenſchaft kennt.. .. Es 
handelt ſich alſo, K. H., um meine ganze Exiſtenz und wiſſenſchaftliche Tätigkeit, 
| 9 der Ew. K. H. nicht wollen werden, daß ſie zum Schaden der Wiſſenſchaft ſelbſt 
und zum Ruin meiner perſönlichen und ſo berechtigten Lebensintereſſen in grund⸗ 
loſeſter Weiſe geknickt werden. — Nach dieſen ſo weſentlichen Geſichtspunkten mag 
es hinreichen, die formelle Frage, inwiefern denn die Polizei überhaupt berechtigt 
ſei, willkürlich und ohne jede Angabe eines Grundes einen preußiſchen Bürger von 
hier auszuweiſen, eben nur ſo anzuregen. Umſonſt, K. H., habe ich in einer Audienz 
bei Sr. Exzellenz dem Miniſter des Innern Abhilfe geſucht. Dieſer Schritt mußte 
am ſo vergeblicher bleiben, als die Maßregel gegen mich überhaupt, wenn ich nicht 
ehr irre, gerade von dem Miniſter des Innern und nicht von dem Polizeipräſidenten 
zusgeht. Ich kann daher nur auf Ew. K. H. mein Auge richten. Dies geſchieht 


iber auch mit dem feſten Vertrauen und der lebhafteſten Überzeugung, daß bei dem 


bekannten Charakter- Ew. K. H. unmöglich die Bitte unerhört bleiben kann, die ich 
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richte, die Bitte, daß Ew. K. H. geruhen möge, der Königlichen Polizeibehörde be⸗ 
fehlen zu wollen, mich unbehelligt meinen wiſſenſchaftlichen Arbeiten, insbeſondere 
der Ausarbeitung meines Pythagoras hier nachgehen zu laſſen. Sollte inzwiſchen 
das in dieſer Eingabe Geſagte wider Erwarten noch nicht hinreichen, um die Grund⸗ 
loſigkeit des mir widerfahrenen Unrechtes nachzuweiſen, ſo wage ich vertrauensvoll 
an Ew. K. H. die Bitte zu richten, mir gnädigſt eine Audienz bei Ew. K. H. nicht 
verſagen und die Stunde derſelben anberaumen laſſen zu wollen, damit ich bei 
Ew. K. H. perſönlich meine Bitte noch näher zu begründen und zu rechtfertigen 
vermag. In tiefſter Ehrfurcht Ew. K. H. untertänigſter F. Laſſalle. | 

Herr Bailleu teilt die Anficht Humboldts, daß dieſes Schreiben Laſſalles 

„lang, aber ſehr klug“ ſei. Er ſchreibt: „Unter den ehrerbietigſten Formen, die 
für Laſſalle noch kein Parteiterrorismus verbot, in würdigem Tone, iſt die 
Beſchwerde geſchickt, eindringlich, nachdrucksvoll; fie findet Accente der Wahr⸗ 
heit, wie ſie nur aus echteſter und innerſter überzeugung quellen.“ So meint 
auch der Wochenplauderer des „Vorwärts“, das Geſuch ſei ſtolz und würdig, 
ohne jede höfiſche Wendung. 
Beide Kritiker überſehen den entſcheidenden Geſichtspunkt, daß der Revolu⸗ 
tionär von 1848 und 1849 kein Bittgeſuch an den „Kartätſchenprinzen“ richten 
durfte. Als dieſer Prinz auf den Thron gelangte und in einer ſogenannten 
Amneſtie den kriegsgerichtlichen Opfern der Revolutionsjahre nur gegen ein 
Gnadengeſuch die Tore des Vaterlandes wieder öffnen wollte, haben ſelbſt 
Männer wie Kinkel und Techow ſich geweigert, dieſe Demütigung auf ſich zu 
nehmen. Man mag ſagen, daß ſie ein politiſches pater peccavi ſagen ſollten, 
während Laſſalle nur für ſeine wiſſenſchaftlichen Intereſſen ſtreitet und die 
politiſche Seite in dem Briefe an den Prinzen aus dem Spiele läßt. Allein 
tatſächlich handelte es ſich um die Begnadigung des Politikers Laſſalle, wie 
alle Beteiligten ſehr gut und er ſelbſt am beſten wußte, wie Humboldt in 
ſeinem Schreiben an den Prinzen, das Laſſalles Geſuch unterſtützen ſollte, mit 
den Worten ausſprach: „Die früheren Heiterkeiten (jo!) des Mannes gehören 
ja ſchon der Urwelt an.“ Freilich ſuchte ſich Laſſalle in dem Schreiben an den 
Prinzen nicht als ein politiſch ungefährliches Individuum hinzuſtellen, wie in 
dem Schreiben an Hinckeldey, aber er verwahrt ſich in ihm auch nicht, wie er 
es gegenüber Hinckeldey noch getan hatte, gegen den Verdacht einer politiſchen 
Apoſtaſie, und das wäre um ſo notwendiger geweſen, je zweideutiger ſich ſein 
Protektor Humboldt darüber ausließ. Als Laſſalle am 9. Juni Varnhagens 
Rat ablehnte, an den Prinzen von Preußen zu ſchreiben, wußte er ſehr gut, 
was ſeine Pflicht war; offenbar iſt ihm bei der Sache auch nichts weniger als 
wohl zu Mute geweſen, denn als er am 16. Juni wieder bei Varnhagen vor⸗ 
ſprach, hat er kein Wort darüber geäußert, daß er inzwiſchen deſſen Rat be 
folgt hatte. 

Gab einmal Laſſalle ſeiner Perſon und ſeiner Sache die ſchwere Blöße, 
an den „Kartätſchenprinzen“ ein Bittgeſuch zu richten, ſo ſteht die Frage der 
Form immerhin in zweiter Reihe. Kam er über den Hund, ſo mußte er auch 
über den Schwanz kommen und ſich in „ehrerbietigen Formen“ an den Mann 
wenden, der die hiſtoriſche Verantwortlichkeit für die Bluturteile der Badener 
Kriegsgerichte trug. Aber wenn ihm kein „Parteiterrorismus“ dieſe Formen 
verbot, ſo hätte ſie ihm ſein politiſches Selbſtbewußtſein verbieten ſollen, wie 
fie eben dies Selbſtbewußtſein heute jedem Mitgliede der ſozialdemokratiſchen 
Partei verbietet. Das Gerede über den ſogenannten „Parteiterrorismus“ läuft 
einfach auf die ſeltſame Vorausſetzung hinaus, daß für die ſozialdemokratiſche 
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Partei verboten ſein ſoll, was für jede bürgerliche Partei erlaubt iſt, ja, was 
die einfachſte Lebensbedingung jeder Partei iſt. Die ſozialdemokratiſche Partei 
zwingt niemanden und kann niemanden zwingen, ſich ihr anzuſchließen; ſie 
hindert auch niemanden und kann niemanden hindern, aus ihr auszutreten; 
ihr ganzer „Terrorismus“ beſteht in der einfachen, für jede Partei ganz un⸗ 
erläßlichen Forderung, daß, wer ſich ihr aus freien Stücken anſchließt, an 
ihr Programm gebunden iſt, ſolange er ſie nicht aus freien Stücken verläßt. 
Es verſteht ſich aber von ſelbſt, daß ehrerbietige oder nicht ehrerbietige Bitt⸗ 
geſuche an Träger der monarchiſchen Staatsgewalt der gröbſte Verſtoß gegen 
die Grundſätze einer republikaniſchen Partei ſind. | 
Jedoch iſt Laſſalles Schreiben an den „Kartätſchenprinzen“ ſelbſt dann nicht 
frei von „höfiſchen Wendungen“, wenn man von dem Kurialſtil abſieht. Laſſalle | 
wußte ſehr gut, daß er ein Ding ſagte, was nicht ift, als er den Schutz der 
Wiſſenſchaft eine „ſtolzeſte Tradition preußiſcher Regierungen“ nannte. „Würdig 
und ſtolz“ wäre ſein Schreiben etwa dann noch geweſen, wenn er den „for⸗ 
mellen Punkt“, den er „eben nur ſo anregen will“, nämlich die Frage, in⸗ 
wiefern die Polizei überhaupt berechtigt ſei, willkürlich und ohne jede Angabe 
eines Grundes einen Bürger aus Berlin auszuweiſen, zum Mittelpunkt eines 
prinzipiellen Rechtsproteſtes gemacht hätte. Das hat Laſſalle aber nicht getan, 
ſondern ſich bittend an den Prinzen von Preußen gewandt, was weder ſtolz 
noch würdig war. 1 


V. 

Wäre Laſſalle nicht ein Mann, der es um die Arbeiterklaſſe verdient hat, 
daß immer nur der höchſte Maßſtab an ſeinen Charakter gelegt werden darf, 
ſo könnte man einen gewiſſen Troſt darin finden, daß alle ſonſt an dieſer 
Affäre Beteiligten noch viel ſchlechter abſchneiden als er. Wenn ich in meinem 
Kommentar zu den Briefen Laſſalles ſage, ſein Verbleiben in Berlin, auch nach 
Ablauf ſeiner proviſoriſchen Aufenthaltserlaubnis, erkläre ſich daraus, daß nach 
dem Eintritt der Regentſchaft die allzu kläglichen polizeilichen Quälereien auf⸗ 
gehört hätten, und daß die Berliner Polizei den Verfaſſer des Heraklit nicht 
wie einen Vagabunden habe mißhandeln können, ſo habe ich in bedauerlicher 
Weise die Leiſtungsfähigkeit der preußiſchen Polizeipraxis unterſchätzt. Aber 
auch Humboldt verdient keineswegs den Lorbeer, womit Herr Oncken ihn 
ſchmücken wollte; er hat nur in der „heiteren“ Weiſe eines Hofmanns zu 
Zunſten Laſſalles interveniert. Und nun gar der Prinz von Preußen hat ſich 
in der trübſeligen Affäre ganz frei von der „Gerechtigkeit und Milde und Liebe 
ür das Wiſſenſchaftliche“ gezeigt, die Humboldt ihm anzuſchmeicheln ſuchte. 
In meiner Auseinanderſetzung mit Herrn Oncken hatte ich die Hypotheſe 
zufgeſtellt, daß der Prinz die eigentliche Triebfeder von Laſſalles Ausweiſung 
m Juni 1858 geweſen ſei. Dieſe Hypotheſe wird durch Herrn Bailleus Mit- 
eilung in einzelnen Punkten angefochten, namentlich dadurch, daß der Miniſter 
. Weſtphalen der hitzigſte Gegner Laſſalles geweſen zu ſein ſcheint, aber in 
Ihrem Kerne keineswegs widerlegt, vielmehr eher durch das höchſt zweideutige 
Benehmen des Prinzen beſtätigt. Leider ſind die Mitteilungen des Herrn 
Bailleu nach dieſer Seite hin nicht ſehr erſchöpfend. So läßt er aus der 
Lingabe Laſſalles an den Prinzen, die er ſonſt wörtlich mitteilt, gerade die 
Sätze fort, in denen ſich Laſſalle über die militäriſche Seite des Falles Fabrice 
usgelaſſen hat, alſo über diejenige Seite, aus der ich das perſönliche Ein— 


in des Prinzen gefolgert hatte. Indeſſen liegt mir an meiner Hypotheſe 
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nichts, die ich nur aufgeſtellt hatte, um Herrn Oncken die Notwendigkeit einer 
urkundlichen Beweisführung für ſeine Behauptung eines von Laſſalle an den 
Prinzen gerichteten Bittgeſuchs klar zu machen; nachdem Herr Bailleu dieſen 
Beweis geführt hat, iſt es ſehr gleichgültig, wie ſich der preußiſche Polizeiſtreich, 
einer unter unzähligen, abgeſpielt hat. Jedenfalls hat der Prinz von Preußen 
keineswegs, wie Herr Oncken annahm und ich ihm glaubte, den Ausweiſungs⸗ 
befehl gegen Laſſalle niedergeſchlagen; er hat vielmehr die Ausweiſung Laſſalles 
— zur Strafe dafür, daß Laſſalle ohne jedes Verſchulden von einem höheren 
Militärbeamten gemißhandelt worden war — für „an ſich vollkommen gerecht⸗ 
fertigt“ erklärt und nur „angedeutet“, daß man erwägen möge, ob ſich ſeine 
Duldung in Berlin nicht vielleicht aus Zweckmäßigkeitsgründen empfehle. Von 
der Dringlichkeit dieſer „Andeutung“ mag man ſich darnach einen Begriff 
machen, daß der Miniſter des Innern und der Polizeipräfident die Ausweiſung 
aufrecht erhielten. Laſſalle ging jedoch nur unter der Erklärung, daß er ohnehin 
ſeine Sommerreiſe antreten wolle und im Herbſt wiederkehren werde. 

Das hat er denn auch getan, und iſt nun wieder, gegen eine auf vier Wochen 
ausgeſtellte Aufenthaltskarte, geduldet worden; erſt ein Jahr ſpäter, am 
8. November 1859, iſt ihm die dauernde Niederlaſſung in Berlin vom Grafen 
Schwerin gewährt worden, der inzwiſchen Miniſter des Innern geworden war. 
Vorher hatte Laſſalle ſchon ſein Trauerſpiel und ſeine Broſchüre über den 
italieniſchen Krieg herausgegeben, und damit ſein demokratiſches Selbſtbewußt⸗ 
ſein wieder gefunden. Lebte er heute, ſo würde er der letzte ſein, die Schuld 
zu beſchönigen, die er mit ſeinen Schreiben an Hinckeldey und den Prinzen 
von Preußen auf ſich geladen hat, eine Schuld, die von den Erben ſeines 
Geiſtes nur dadurch geſühnt werden kann, daß ſie die Parteiprinzipien in dieſem 
Punkte um ſo klarer und ſchärfer wahren. 
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die Grenzen 
für die Automatiſierung des Produktionsprozeffes. 


Von J. German. \ 


I. 


In einem früheren Artikel“? wurde unterſucht, welche Anderung in der Quali⸗ 
fikation der Arbeit eintritt, ſobald der Produktionsprozeß im Großbetrieb vollſtändig 
automatiſch geſtaltet wird. Die ſtillſchweigende Vorausſetzung war hierbei, daß die 
Produktionsprozeſſe ſich wirklich völlig automatiſieren laſſen. Ob dies der Fall iſt, 
welche treibende Kraft und welche Hinderniſſe bei der Automatiſierung in Betracht 
kommen, ſoll im folgenden geprüft werden. 

Die treibende Kraft für die Weiterentwicklung der Betriebsformen überhaupt 
iſt bekanntlich das Beſtreben des Kapitals, durch Steigerung der Produktivität eines 
gegebenen Quantums Arbeit den Wert des erzielten Produktes über deſſen all⸗ 
gemeinen Wert hinaus zu erhöhen. Nur ſofern der automatiſche Produktionsprozeß 
dieſen Herzenswunſch des Kapitals zu befriedigen in der Lage iſt, ſetzt ſomit die 
treibende Kraft zu ſeiner Verwirklichung an. Die Grenzen für die Entwicklung der 
Arbeit zur Automatenarbeit — im folgenden ſei nur des mechaniſchen Automaten, 
der Maſchine, und nicht des chemiſchen gedacht — würden alſo identiſch ſein mit 
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den Grenzen ſolcher „Wirtſchaftlichkeit“. Dieſe Grenzen aufzufinden, iſt nicht leicht. 
Geſucht können ſie nur in den beiden Produktionsfaktoren werden, die nach Marx! 
Gegenſtand der Anordnung in einem Betrieb ſein können, der menſchlichen Arbeit 
und der äußeren Natur. In der erſtgenannten kann man aber Grenzen nicht 
finden; denn es iſt zwar wohl möglich, daß der menſchlichen Arbeit die Löſung eines 
Problems der Gütererzeugung für immer verſagt iſt, aber ein Beweis hierfür 
— und darum handelt es ſich doch — kann meines Erachtens nicht erbracht werden. 
Trotzdem wird ſehr oft für gewiſſe Induſtrien, namentlich für Kunſtinduſtrien, 
die Behauptung aufgeſtellt, daß die Löſung ihrer Probleme der maſchinellen Pro— 
duktion unmöglich iſt; ſo erklärt Sombart, daß ſowohl die Porzellan- als die 
Kunſtmöbelerzeugung niemals den automatiſchen Betrieb erreichen kann. Er ver⸗ 
allgemeinert dieſe Behauptung ſogar dahin, daß für gewiſſe Induſtrien die Manu⸗ 
faktur Endform der Entwicklung bleiben muß, jenen Induſtrien nämlich, die das 
„unerſetzliche höchſt perſönliche Schaffen des Juptoid ums 7 2 künſtleriſche Leiſtungen, 
während des Produktionsprozeſſes erfordern. In anderem Zuſammenhang 
ſtellt Sombart aber ſelbſt feſt, daß es bereits Fabriken gibt, die künſtleriſche Pro⸗ 
dukte erzeugen: „Ich denke an mechaniſche Bildwebereien; an die modernen Bunt— 
druckereien, in denen „Jugend“, „Simplieiſſimus“ und ähnliche Blätter oder gar 
unſere reizvoll ausgeſtatteten Kunſt⸗ und Kunſtgewerbezeitſchriften vom Range des 
„Pan“, des „Studio“, der „Deutſchen Kunſt und Dekoration“ ꝛc. hergeſtellt werden.““ 
Alſo es gibt nicht nur Manufakturen, ſondern auch Fabriken in den Kunſtinduſtrien, 
deren Produkten ein „unerſetzliches, höchſt perſönliches Schaffen des Individuums“ 
22 grunde liegt. In ihnen hat der menſchliche Geiſt bereits die Aufgabe gelöſt, die 
Sombart als unlösbar bezeichnet. Will Sombart zeigen, daß die Betriebsform der 
Perzellan⸗ und der Kunſtmöbelinduſtrie niemals über die Manufaktur hinaus⸗ 
gelangen wird, ſo muß er beweiſen, daß niemals Methoden gefunden werden 
können, die es ermöglichen würden, daß dieſe Induſtrien dem Beiſpiel der anderen, 
ſchon heute fabrikmäßig betriebenen Kunſtinduſtrien folgen. Dieſen Beweis hat 
Sombart nicht angetreten, und damit verbleiben die heutigen Kunſtmanufakturen in 
der Reihe jener Manufakturen, die auch er als übergangsformen zum Fabrikbetrieb 
anerkennt. Um die Sache möglichſt klarzustellen, möchte ich noch betonen, daß jede 
Kunſtinduſtrie, ſei ſie nun als Manufaktur oder als Fabrik betrieben, ſelbſtverſtändlich 
auf dem individuellen Schaffen des Künſtlers beruhen muß. Die entſcheidende Frage 
iſt nur die, ob dieſes Schaffen innerhalb des induſtriellen Betriebs verbleiben 
muß, oder ob es möglich iſt, die Arbeit des Künſtlers vom Betrieb zu trennen; 
mit einem Worte, ob alle Kunſtinduſtrie reproduzierend gemacht werden kann. 
Die Frage iſt für wichtige Kunſtinduſtrien bereits zu gunſten des reproduzie⸗ 
renden Verfahrens entſchieden, es darf daher für andere ohne Beweisführung nicht 
die Unlösbarkeit behauptet werden. 
Gehen wir zum zweiten Faktor des Produktionsprozeſſes, der äußeren Natur. 
Dieſe tritt uns nach doppelter Hinſicht entgegen, erſtens — man verzeihe das 
Wort — als Quantum, zweitens in den Geſetzen, denen das Quantum unterworfen 
iſt, den Naturgeſetzen. Die letztgenannten dürfen aber zur Aufſtellung der Grenzen, 
die wir ſuchen, auch nicht herangezogen werden. Die Menſchen beſitzen nämlich 
heute ſchon eine beträchtliche Geſchicklichkeit darin, Naturgeſetze, deren Wirkung ihren 
| Zwecken entgegenſteht, durch entſprechende Anwendung anderer Geſetze, ja ſogar des⸗ 
ſelben Geſetzes unſchädlich zu machen. Als Beiſpiel kann die überwindung der An⸗ 
e der Erde durch die Exploſivkraft dienen und ferner die Ausnutzung 
1 
* 


der Schwerkraft zu einer ihrer Richtung entgegengeſetzten Bewegung beim Luftballon. 
Wir ſehen uns alſo auf jenen Faktor beſchränkt, der vorhin als das Quantum 
der äußeren Natur bezeichnet wurde. f 
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Das Quantum kommt im Produktionsprozeß ſowohl durch die Dimenſioner 
unſerer Erde als durch den Umfang ihrer Naturſchätze zur Geltung. Dieſe be 
grenzten Größen können nun tatſächlich im ſtande ſein, die Okonomie eines auto 
matiſchen Produktionsprozeſſes unmöglich zu machen, eben weil ſie begrenzt ſind 
Sie vermögen die Entfaltung der Schöpfungen menſchlichen Geiſtes zu verhindern 
In welcher Weiſe dies geſchehen kann, ſoll an Beiſpielen gezeigt werden, jedoch ij 
es notwendig, zuvor auf eine Erſcheinung hinzuweiſen, die dabei in erſter Linie z1 
berückſichtigen iſt. 

Nach Marx! wird der Produktionsprozeß in der Manufaktur entweder dure 
bloß mechaniſche Zuſammenſetzung ſelbſtändiger Teilprodukte oder durch eine Reih 
zufammenhängender Prozeſſe und Manipulationen vollzogen. Die Produktion nad 
der erſten Methode beſteht demnach erſtens aus der Herſtellung der Teilprodukte un 
zweitens aus ihrer Zuſammenſetzung. Es kommt alſo der Zuſammenſetzung de 
Charakter einer ganz beſonderen Arbeit zu, eine Erſcheinung, die auch be 
der maſchinellen Produktion auftritt, ſofern das Produkt aus einzelnen majchinel 
hergeſtellten Teilen beſteht, die nach ihrer Fertigſtellung noch einer Zuſammenſetzun 
bedürfen. Der beſondere Charakter der Zuſammenſetzungsarbeit zeigt ſich nun darin 
daß gerade fie der Erſetzung der Handarbeit durch Maſchinenarbeit den hartnädigite: 
Widerſtand leiſtet. (Es iſt allerdings in einzelnen Induſtrien — Pappſchachteln 
Kiſten — bereits gelungen, auch dieſe Schwierigkeiten zu überwinden.) Aus dieſer 
Grunde eignen ſich die Induſtrien mit zuſammenzuſetzenden Produkten zu unſere 
Unterſuchung am beſten. 

Wählen wir nun zwei dieſer Induſtrien, die Waggoninduſtrie und die Maſchiner 
induſtrie, von letzterer vielleicht noch beſſer eine ſpezielle, die Erzeugung von Dampf 
hämmern, und unterſuchen wir, wie ſie ſich gegenüber den Grenzen der Automaten 
arbeit, die wir oben aufſtellten, verhalten. In der Waggoninduſtrie zeigt ſich zu 
nächſt, daß von den vielen Teilen, aus welchen ein Waggon beſteht, zwar viele dure 
Maſchinenarbeit erzeugt, aber nur wenige durch Maſchinenarbeit zuſammengeſet 
werden. (Die Räder werden durch Maſchinen auf die Achſen aufgepreßt.) Ein 
Maſchine oder eine Reihe von Maſchinen, die einen Waggon automatiſch zuſammer 
ſetzen würde, exiſtiert nicht, aber es entſteht die Frage, ob nicht in Zukunft dief 
Arbeit ebenſogut von Maſchinen verrichtet werden könnte, wie die Zuſammenſetzun 
von Pappſchachteln. Hier können wir nun die eine der beiden Grenzen „funktit 
nieren“ laſſen: denn eine Maſchine, die die Tauſende von Teilen, aus denen heul 
ein Waggon beſteht, automatiſch zuſammenſetzt, müßte, um wirtſchaftlich zu ſein 
eine ſolche Produktivität beſitzen, daß binnen kurzem die Erdoberfläche mit Eiſer 
bahnwagen bedeckt ſein würde. Der erſte Grenzfall, die Dimenſionen der Erd 
erweiſen ſich für die Okonomie dieſer Maſchine zu klein. Ebenſo müßte ein 
Maſchine zur Zuſammenſetzung von Dampfhämmern bei den vorausſichtlich ur 
geheuren Koſten einer ſolchen Maſchine ſoviel Hämmer montieren, daß dieſe ven 
mutlich in kurzer Zeit den Eiſenvorrat der Erde verarbeiten könnte. Der zweil 
Grenzfall, die Naturſchätze der Erde, genügen nicht mehr, den automatiſchen Produ! 
tionsprozeß wirtſchaftlich zu machen. 

Die beiden Beiſpiele muten ein wenig ſonderbar an. Vor allem deshalb, wei 
ihnen keine ziffermäßige Unterlage geſchaffen werden kann. Möglicherweiſe ſin 
ſogar gerade dieſe Beiſpiele unzutreffend. Immerhin aber iſt der Weg gezeigt, au 
dem man die Unmöglichkeit des automatiſchen Betriebs mancher Produktionszweig 
beweiſen könnte. Wie ungangbar er iſt, geht noch aus folgendem hervor. 

Jeder derartige Beweis kann nur unter beſtimmten Vorausſetzungen gelten, vo 
allem der, daß keine Weſensänderung des Produktes eintritt. Wenn nämlich 
um bei unſeren Beiſpielen zu bleiben, die Dampfhämmer der Zukunft nicht au 
ſoviel Teilen wie jetzt, ſondern aus wenigen Teilen beſtehen ſollten, und dieſe Teil 
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vielleicht ſogar nicht verſchraubt und verkeilt werden müßten, ſondern auf eine ein⸗ 
fachere, heute noch unbekannte Weiſe zweckmäßig verbunden werden könnten — dann 
| wäre natürlich eine maſchinelle Zuſammenſetzung auch der Dampfhämmer denkbar, 
ohne daß man an die Grenzen unſerer Erde gelangte. Ganz zu ſchweigen davon, 
daß es ja gar nicht feſtſteht, ob man zu allen Zeiten Hämmer zur Verarbeitung des 
Eiſens brauchen wird — ſogar nicht einmal ein Beweis vorliegt, daß nicht das 
Eiſen eines Tages gänzlich wird entbehrt werden können. Auch iſt es wahrſcheinlich, 
daß die auf die kapitaliſtiſche folgende ſozialiſtiſche Geſellſchaft ſich des öfteren nicht 
ausſchließlich von der Wirtſchaftlichkeit bei der Anwendung der Automatenarbeit 
leiten laſſen, ſondern aus manchen Gründen auch Arbeitsmethoden verwenden wird, 
die nicht wirtſchaftlich ſind. Doch all dies führt den Beweis ins Uferloſe, nicht 
durch Schuld der Beweisführung, ſondern aus dem Grunde, weil es eben ſo ſchwierig 
iſt, die Unmöglichkeit der Automatenarbeit auch nur für einige Produktionszweige 
wirklich zu beweiſen. 
Immerhin ſteht für die Gegenwart feſt, daß die Zuſammenſetzungsarbeiten ihrer 
Verrichtung auf maſchinellem Wege derart große Schwierigkeiten bereiten, daß ſie 
ſelbſt bei hochentwickelter Maſchinenproduktion der Teilprodukte durch Handarbeit 
vollzogen werden müſſen. Es entſteht nun die Frage: Sind die mit dieſen Mitteln 
arbeitenden Betriebe Manufakturen oder Fabriken? Von der Antwort hierauf hängt 
es ab, ob der bekannte Marxſche Satz, daß „. .. die Manufaktur beſtändig in die 
Fabrik ... umſchlägt“, ſoweit das Wort „beſtändig“ in Betracht kommt, für alle 
Produktionszweige zutreffend iſt. 


II. 


| Im folgenden ſei mit den auf Marxſcher Baſis aufgeſtellten Sombartſchen 
Definitionen der Betriebsformen Manufaktur und Fabrik, ſowie überhaupt mit der 
Terminologie gearbeitet, die Sombart? für die Syſtematik der Betriebsformen auf⸗ 
ſtellt. Mit ihnen iſt das geſteckte Ziel am beſten erreichbar. 

| Sombart definiert die Manufaktur als denjenigen „geſellſchaftlichen Großbetrieb, 
in dem weſentliche Teile des Produktionsprozeſſes durch Handarbeit ausgeführt 
werden“. 

| Die Fabrik iſt „diejenige Form des geſellſchaftlichen Großbetriebs, in welchem 
die entſcheidend wichtigen Teile des Produktionsprozeſſes von der formenden Mit⸗ 
wirkung des Arbeiters unabhängig gemacht, einem ſelbſttätig wirkenden Syſtem leb⸗ 
loſer Körper übertragen worden ſind“.“ 

Die Frage iſt hiermit entſchieden. Denn da „das Moment des handarbeitenden 
Verfahrens in entſcheidenden Partien des Produktionsprozeſſes“ das Kriterium für 
die Manufaktur iſt, müſſen wir alle Betriebe, deren Produkte durch Handarbeit zu— 
ſammengeſetzt werden, als Manufakturen bezeichnen. Wir müßten uns alſo daran 
gewöhnen, von Möbel⸗, Waggons⸗, ſogar von Maſchinenmanufakturen zu ſprechen, 
wenngleich unſere Vorſtellungen ſich noch ſo ſehr dagegen ſträuben mögen, allerdings 
unter einer Vorausſetzung: daß die Definitionen von Manufaktur und Fabrik, auf 
Grund deren die Entſcheidung gefällt wurde, erſchöpfend ſind für die Unterſcheidung 
dieſer Betriebsformen. Das ſoll nun unterſucht werden. 

Sombart ſucht das Einteilungsprinzip der Betriebsformen überhaupt — nicht 
nur der „geſellſchaftlichen Großbetriebe“ Manufaktur und Fabrik — in den Modali⸗ 
täten der Betriebsgeſtaltung und findet ſolche in der Größe und dem Arbeitsverfahren 
der Betriebe. Er konſtatiert ferner, daß eine der beiden Modalitäten allein zur 
Einteilung der Betriebe nicht ausreicht, daß man beide zuſammen berückſichtigen muß. 
Betrachten wir daraufhin die Definitionen der Manufaktur und der Fabrik, ſo zeigt 


„Kapital“, I, 4, S. 455. 
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ſich, daß dieſe nur das Verfahren als Merkmal der Unterſchiede beſitzen und nicht 
die Größe der Betriebe. Die Größe ſcheint aus dem Grunde vernachläſſigt zu ſein, 
weil beide Betriebsformen ſogenannte Großbetriebe darſtellen, alſo der Größe nach 
gleichwertig ſein könnten. Wir ſagen könnten, weil erſt eine nähere Betrachtung 
ergeben muß, ob ſie es wirklich ſind. 

Die Größe eines Betriebs beſtimmt ſich aus dem Umfang der beiden anwend⸗ 
baren Produktionsfaktoren, menſchliche Arbeit und äußere Natur. Es ergibt ſich 
nun augenfällig, daß Manufaktur und Fabrik nur inſofern gleichwertige Großbetriebe 
ſind, als beide den einen Faktor, die menſchliche Arbeit, in großem Maße benutzen. 
Der andere, die Größe beſtimmende Faktor, die äußere Natur, kommt beiden in 
ganz verſchiedenem Umfang zu, namentlich jener Teil der äußeren Natur, der durch 
die Arbeitsmittel dargeſtellt wird. In anderen Worten, das quantitative Verhältnis 
zwiſchen dem Produktionsfaktor Arbeitskraft und dem Produktionsfaktor Arbeits⸗ 
mittel bildet ein Unterſcheidungsmerkmal für die beiden Betriebsformen. 

Es zeigt ſich ſomit, daß das Kriterium des handarbeitenden Verfahrens nicht 
erſchöpfend iſt für den Unterſchied zwiſchen Fabrik und Manufaktur. Nur dann iſt 
ein Betrieb Manufaktur, wenn außer dieſem Kriterium noch ein relativ geringer 
Umfang der Arbeitsmittel zu konſtatieren iſt. Vernachläſſigt man dieſen Umſtand, 
differenziert man die Betriebe nur nach dem Verfahren, ſo begeht man betriebs⸗ 
ſyſtematiſch einen Fehler; denſelben Fehler, als würfe man, nur das Verfahren be⸗ 
rückſichtigend, die rein maſchinellen Betriebe einer Näherin und einer Dampfmühle 
in eine Gruppe zuſammen. Beidemale vergißt man die Größe des Betriebs. Hier 
vernachläſſigt man den Umfang der verwandten menſchlichen Arbeitskraft, dort die 
Größe der Arbeitsmittel. 

Wenn alſo das handarbeitende Verfahren nicht ausreicht zur Beſtimmung eines 
geſellſchaftlichen Betriebs als Manufaktur, ſo darf man jene Handarbeit, deren Er⸗ 
ſetzung durch automatiſches Verfahren ſo beſonders große Schwierigkeiten bereitet, 
das Zuſammenſetzen von Teilprodukten, auch nicht ohne weiteres als manufaktur⸗ 
beſtimmend bezeichnen. Man muß vielmehr außerdem jeden zu unterſuchenden Betrieb 
daraufhin betrachten, ob er den Manufaktur: oder den fabrikmäßigen Aufwand an 
Arbeitsmitteln erheiſcht. Tun wir dies in jenen Induſtrien, die wir oben nannten, 
die Möbel-, Waggon- und Maſchineninduſtrien, fo finden wir, daß dieſe Induſtrien 
zur fabrikmäßigen Herſtellung ihrer Teilprodukte ſoviel Arbeitsmittel in Form von 
Antriebs- und Werkzeugmaſchinen gebrauchen, daß der geringe Umfang des Bedarfes 
an Arbeitsmitteln bei der Zuſammenſetzung der Teilprodukte ſeiner Bedeutung nach 
verſchwindet. Das quantitative Verhältnis zwiſchen dem Produktionsfaktor Arbeits⸗ 
kraft und dem Produktionsfaktor Arbeitsmittel iſt in dieſen Betrieben dasſelbe wie 
in den unbeſtrittenen Fabriksbetrieben mit maſchineller Herſtellung des Endproduktes. 
Deshalb fehlt dieſen Betrieben eines der beiden beſtimmenden Merkmale jedes 
Manufakturbetriebs, der relativ geringe Aufwand an Arbeitsmitteln, ſie ſind folglich 
nicht als Manufakturen zu bezeichnen. Andererſeits mangelt dieſen Betrieben aber 
auch ein weſentliches Kriterium des Fabrikbetriebs, das vollſtändige automatiſche 
Verfahren — zu den Fabriken darf man ſie alſo ebenſowenig zählen. 3 

Es ergibt ſich mithin eine deutlich erkennbare dritte Form des geſellſchaftlichen 
Großbetriebs, die zwiſchen Manufaktur und Fabrik liegt. Sie iſt charakteriſtert 
durch ein Kriterium der Manufaktur, das „handarbeitende Verfahren in entſcheidenden 
Partien des Produktionsprozeſſes“ und durch ein Kriterium der Fabrik, den großen 
Umfang der Arbeitsmittel. Dieſe Zwiſchenſtufe iſt dadurch beſonders bemerkenswert, 
daß ſie der Erſetzung durch die Fabrik den oben beſchriebenen hartnäckigen Wider⸗ 
ſtand leiſtet — ſie iſt die Betriebsform, an der in manchen Produktionszweigen die 
Entwicklung zur Automatenarbeit ſtockt. Ob es mir bei allen Bemühungen gelungen 
iſt, zu beweiſen, daß fie Endſorm der Entwicklung bleiben muß, möchte ich bezweifeln. 
Tatſache iſt nur, daß ihr „Umſchlagen in die Fabrik“, im Marxſchen Sinne ge 
nommen, auf Schwierigkeiten ſtößt. N 
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Nunmehr läge die Aufgabe vor, das Weſen der drei Betriebsformen Manufaktur, 
Zwiſchenſtufe und Fabrik in Definitionen gegeneinander ſcharf abzugrenzen. Dieſe 
Aufgabe zu löſen, iſt jedoch nicht möglich. Denn das Kriterium, durch deſſen Be— 
rückſichtigung die Sombartſchen Definitionen als ungenügend erkannt wurden, der 
Umfang der Arbeitsmittel iſt ein Kriterium der Größe. Und die Größe gibt, wie 
auch Sombart in anderem Zuſammenhang bemerkt, nur graduelle Unterſchiede. 
Es iſt bekanntlich Willkür, die Größeneinteilung der Betriebe in Groß-, Mittel- 
und Kleinbetriebe nach dem Beiſpiel der Statiſtik durch Gruppierung nach beſtimmten 
Arbeiterzahlen zu bewirken, und ebenſo wäre es willkürlich, Manufaktur, Zwiſchen⸗ 
ſtufe und Fabrik durch Wahl beſtimmter Verhältnisziffern zwiſchen Arbeitskraft und 
Arbeitsmittel abzugrenzen. Trotzdem hat das Kriterium Größe in beiden Fällen 
große Bedeutung für den, der das Weſen unſerer ee und ihrer Ent⸗ 
wicklung verſtehen will. 


Die katholiſchen Arbeiter und das Zentrum. 
Von Otto Hus. 


Der 16. Juni 1903 hat neben anderen Legenden auch die von der „Um— 
ſturzſicherheit“ der katholiſchen Bevölkerung zerſtört. 

Vor wie nach den Wahlen behauptet die Zentrumspreſſe, der Zentrums⸗ 
turm ſtehe „unerſchüttert“, es habe ſich wieder die katholiſche Kirche als das 
„einzig feſte Bollwerk gegen den ſozialdemokratiſchen Anſturm bewährt“. 

Aber wie ſteht's mit dem Zentrumsturm in München? Dieſe Stadt hatte 
bei der letzten Volkszählung 492527 katholiſche und nur 72988 evangeliſche 
Einwohner, wird aber durch zwei Sozialdemokraten im Reichstag ver— 
reten. Oder wie ſteht es mit Mainz, wo die Bevölkerung zu zwei Dritteln 
katholiſch iſt? 

Indes, Großſtädte mögen eine Ausnahme bilden. Möglich, daß dort die 
Rraft der „Kirche“ ſchon verſagt. Betrachten wir jedoch die Wahlergebniſſe in 
den induſtriellen rheiniſch-weſtfäliſchen Kreiſen. 

Hier haben wir vor allen Dingen zu beachten, daß zumal im Ruhrgebiet 
das Zentrum äußerlich ganz anders auftritt wie in Süddeutſchland oder 
Schleſien. Überall verſteht es zwar der Klerus, die Religion zur Magd ſeiner 
Parteipolitik herabzuwürdigen; nirgends verſagt dieſes konſequent, bis zur Ver⸗ 
nchtung des Familienfriedens, angewendete Mittel gänzlich. Nur der Grad 
der Wirkſamkeit iſt verſchieden. Aber die Formen der Agitation wechſeln. 
Am Niederrhein und im Ruhrgebiet nimmt die Zentrumsagitation auf die 
ozialpolitiſchen Bedürfniſſe der Arbeitermaſſe Bedacht. Verkürzung der 
Arbeitszeit, gerechter Lohn, beſſere Verſicherung, ſchärferer Lebensſchutz, freies 
bereins⸗ und Verſammlungsrecht ꝛc. ꝛc.: mit dieſen Forderungen tritt der 
Zentrumsagitator hier vor die Arbeiterwähler. In den Flugblättern wird das 
herzloſe Kapital“ gebrandmarkt, in den Reden kommen die „liberalen Aus⸗ 
deuter“ übel weg. In Weſtdeutſchland wirken auch die Traditionen der 
tetteler⸗Moufangſchen Zeit fort; noch leben Tauſende alter „Chriſtlich— 
ozialer“, die den Reden der radikalen Kapläne Kronenberg, Lauf und Ge— 
An gelauſcht; und die ſchonten das liberale Mancheſtertum nicht. 

In Verbindung mit den kirchlichen Propagandamitteln mußte dieſe ſozial⸗ 
ac Agitation dem Zentrum die katholiſchen Proletarier zutreiben. Wenn 
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auch der Zentrumsagitator unter den Bauern loswetterte gegen die „hohen 
Löhne in den Städten“, wenn auch in Schleſien das Zentrum notoriſche Feinde 
des Arbeiterſchutzes auf den Schild erhob, was ſchadete das? „Das Zentrum 
iſt eine Volkspartei, es umfaßt alle Klaſſen des Volkes“, hieß die Ausrede. 
Obendrein ſorgte man auch dafür, daß die Getreuen nur unbeſtimmt erfuhren, 
wie die „Arbeiterpartei Zentrum“ in anderen Landesteilen direkt gegen das 
Arbeiterprogramm handelte; die eigene Preſſe verdunkelte oder ſchwieg ſich 
aus, „ſchlechte Blätter“ verbot die Geiſtlichkeit zu leſen. Aber die Zeiten 
änderten ſich! ö 

Mit der Entwicklung des Zentrums aus einer verfolgten zu einer regie⸗ 
renden Partei ging einher das Nachlaſſen der ſozialpolitiſchen und die 
Verſtärkung der kirchlichen Propaganda. Man könnte demgegenüber 
verweiſen auf die doch gerade im letzten Jahrzehnt entſtandenen Zentrums⸗ 
gewerkſchaften als eines Beweiſes für die erhöhte Arbeiterfürſorge des 
Zentrums. Aber gerade die durch dieſe Scheingewerkſchaften geförderte Zer⸗ 
ſplitterung der Lohnarbeiter, deren Nützlichkeit für das Kapital oft genug 
von den Fabrikanten ſchmunzelnd zugegeben wird, gerade dieſe Lähmung der 
Arbeiterkraft iſt charakteriſtiſch für die Arbeiterfeindlichkeit der klerikalen „Sozial⸗ 
politik“. Wer im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriegebiet lebt und die heutige 
Klerikerpreſſe mit der vor fünfzehn, zwanzig Jahren vergleicht, dem wird der 
koloſſale Umſchwung ihrer Arbeiterpolitik deutlich offenbar. Damals wurden die 
Kaplansblätter von den Induſtriellen verfolgt, den Arbeitern verbot man das 
Leſen der Zentrumsorgane wegen ihrer „ſchamloſen Hetze“ — heute wird die 
Zentrumspreſſe von den Behörden und Unternehmern gefördert. Kein note: 
riſches Fabrikantenblatt kann gründlicher das ſoziale Unrecht zum heiligſten 
Rechte umfälſchen wie diejenigen Organe, deren Lektüre der Unternehmer 
einſtens wegen ihrer „Hetzerei gegen den Arbeitgeber“ unterſagte. Mit umſo⸗ 
mehr Nachdruck wird jetzt nach dem Grundſatz geſchrieben: „Dem Volke muß 
die Religion erhalten bleiben.“ a 

Nach der Volkszählung 1900 ftellten ſich die konfeſſionellen Verhältniſſe im 
eigentlichen Ruhrgebiet wie folgt. Es hatten Einwohner die Wahlkreiſe: 


Katholiſche Evangeliſche 8 
Dortmund 1173200 228 865 
Bochumm L2aBaT 303163 
Eſſen 244989 154283 
Duisbunng 197538 187 652 
Zuſammen 872034 873 963 


Und gerade in jenen Kreiſen iſt die ſozialdemokratiſche Flut am gewaltigſter 
angeſchwollen, wo die Katholiken in der Mehrheit ſind, Eſſen und 
Duisburg! Hier iſt unſere Stimmenzahl ſeit 1890 um das Sieben⸗ bit 
Achtfache geſtiegen. Wo bleibt da die Umſturzſicherheit des katholiſchen Staats 
bürgers? i | 

Einfach verblüffend wirkte aber folgende Tatſache: Im Kreiſe Bochum if 
der ſüdliche Teil (Witten, Hattingen) ſtärker evangeliſch, der Norden (Gelſen 
kirchen, Herne) überwiegend katholiſch. Beeinflußt von früheren Erfahrunger 
ſetzten wir unſere größten Hoffnungen auf den evangeliſchen Süden — und 
wurden enttäuſcht! Wohl wählte der Hattingen-Wittener Bezirk gut, aben 
bedeutend beſſer ſchnitten wir ab in den alten ultramontanen Hoch 
burgen Wattenſcheid, Gelſenkirchen, Herne, Eikel-Wanne. Gerade 
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hier liegen Wahlbezirke, wo unſere Stimmenziffern um 100 bis 300 Prozent 
ſtiegen. Und in der Stichwahl haben uns gerade die überwiegend katho— 
liſchen Ortſchaften den Sieg verſchafft, der durch das Verſagen des evange- 
liſchen Südens ſehr in Frage geſtellt war. Nach ſolchen Erfahrungen wird 
man wohl bald den Proteſtantis mus als Bollwerk gegen den Sozialismus 
preiſen hören! 
Das Zentrum verfügt über eine ſtraffe Organiſation und ein im Wähler⸗ 
fang wohlerfahrenes Heer geiſtlicher Agitatoren, die wahrheitswidrig einen 
„neuen Kulturkampf“ an die Wand malten. Unſere mißlichen Arbeiterverhält⸗ 
niſſe boten den klerikalen Rednern wuchtiges Angriffsmaterial gegen das „herz⸗ 
loſe Kapital“, den „alles ausbeutenden Liberalismus“. Von der dunklen Folie 
der Scharfmacherei der rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriebarone hob ſich die ſozial⸗ 
politiſche Tätigkeit des Zentrums immerhin noch heller ab; das wurde in der 
Agitation natürlich ausgenützt. Dazu noch die Bearbeitung der Maſſen in 
der Kirche, im Beichtſtuhl, in den unzähligen Kongregationen! Aus 
M.⸗Gladbach flatterten Hunderttauſende Schmutzblätter über das Revier, jedes 
Blatt berechnet auf die Aufſtachelung der niedrigſten Inſtinkte. 
Nicht überflüſſig iſt es, zu jagen, daß, wenn irgendwo, dann im Ruhr- 
gebiet die ſozialdemokratiſche Agitation prinzipiell betrieben wurde! Nirgends 
iſt ja auch leichter die Notwendigkeit der Vergeſellſchaftung aller 
Produktionsmittel nachzuweiſen wie im rheiniſch-weſtfäliſchen Induſtrie⸗ 
becken, wo die Konzentration der Kapitalien rieſig fortgeſchritten und die Ab⸗ 
hängigkeit der ganzen Bevölkerungsmaſſe von einer geringen Zahl Geldfürſten 
einem jeden fühlbar iſt. Das „Teilen“ hat für die Proletarierheere alle Schrecken 
verloren, der „Internationalität der vaterlandsloſen Sozialdemokratie“ können 
wir prompt die wirklich vorhandene vaterlandsfeindliche Wirtſchaft der Unter⸗ 
nehmerſyndikate gegenüberſtellen. | 
Die ſozialdemokratiſche Agitation hielt ſich auch ſtreng an den Programm⸗ 
ſatz: „Religion iſt Privatſache!“ Was die Auch⸗Chriſten am meiſten 
ärgerte, war unſere korrekte Haltung gegenüber den religiöſen Anſchauungen 
der Wähler. Die vor Jahrzehnten im Ruhrbecken gemachten prinzipiellen und 
taktiſchen Fehler bei der ſozialdemokratiſchen Agitation find jo gut wie ganz 
abgelegt. Wo Verſtöße in dieſer Hinſicht vorkamen, waren es bezeichnender⸗ 
weiſe ſolche Parteigenoſſen, die orthodox-katholiſch erzogen waren. Der 
geiſtliche Einfluß rettet „Thron und Altar“ nicht, wohl aber vermag er die 
ſeiner Obhut Anvertrauten mit unerbittlichem Haſſe wider den Gegner zu 
beſeelen, denn Toleranz iſt der Kleriſei aller Farben fremd. Der zum Haſſe 
Erzogene iſt dann ſpäter der grimmigſte Feind ſeiner ehemaligen Erzieher. Die 
polniſche „Rebellion“ gegen das Zentrum in Oberſchleſien und Weſtfalen 
würde nicht eine ſolche wilde Heftigkeit angenommen haben, hätten die ultra⸗ 
montan⸗klerikalen Polenerzieher dem Volke Achtung vor der Geſinnung des 
Mitmenſchen beigebracht. Wir erleben es faſt täglich, daß vom Zentrum zur 
Sozialdemokratie übertretende Arbeiter ſich nicht mäßigen können in ihrer Wut 
gegen den Klerus. In der Regel ſind katholiſch erzogene Parteigenoſſen unſere 
ungeſtümſten Draufgänger, ſie entwickeln einen unermüdlichen Eifer in der 
Agitation unter ihren Glaubensgenoſſen. 
Soweit die Induſtrie im Ruhrgebiet vordrang, lichteten ſich die Zentrums⸗ 
ſcharen. Im noch in der Entwicklung begriffenen Revier Reblinghauſen— 
n ſtiegen unſere Stimmen von 2000 auf 8900! Das nordweſtliche 
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Oberhauſener Revier, vor zehn Jahren noch ultramontane Feſtung, iſt 
heute eine ſozialdemokratiſche Hochburg; die Induſtrie iſt dort rieſig an⸗ 
gewachſen. Wo Schachtgerüſte und Schornſteine ſich erheben, weicht das Zentrum. 
Seine Entwicklung zur agrariſch-konſervativen Regierungspartei hält Schritt 
mit der unaufhaltſamen Induſtrialiſierung Deutſchlands. Das Schickſal des 
heutigen Zentrums iſt damit gegeben. 
Nein, der Katholizismus iſt kein Bollwerk gegen die Sozialdemokratie. Er 
wird es noch weniger ſein, wenn in unſeren Parteikreiſen überall mit der 
„Pfaffenfreſſerei“ endgültig aufgeräumt iſt! Ob und wie ſich Gottesglaube 
und ſoziale Demokratie vereinbaren laſſen, das iſt Sache jedes einzelnen. 
Wir haben Nützlicheres zu tun, uns erwarten gewaltige Aufgaben, die wir 
nicht durch Komplikationen noch erſchweren ſollten. Warum die Hundert⸗ 
tauſende, die ihre Stimme trotz ihres Chriſtenglaubens dem Sozialiſten gaben, 
in ihrer religiöſen Überzeugung verletzen? Was wir zu bekämpfen haben, iſt 
die klerikale Knechtung der Geiſter, die Beherrſchung der Volkserziehung durch 
den bildungsfeindlichen Klerikalismus. In dieſem Kampfe werden wir um ſo 
eher ſiegen, wenn wir ſelbſt nicht in die Fehler unſeres Feindes verfallen. 
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Dr. Gottlieb Schnapper-Arndt, Dozent an der Akademie für Sozial⸗ und 
Handelswiſſenſchaften zu Frankfurt a. M., Zur Theorie und Geſchichte der 
Privatwirtſchafts-Statiſtik (Sonderabdruck aus dem „Bulletin de Pinstitut inter- 
national de statistique“, Tome XIII, 2). Leipzig 1903, Duncker & Humblot, 
45 Seiten gr. 8°. 


Der Verfaſſer hat das Recht, als erſter unſerer Mikroſtatiſtiker bezeichnet zu 
werden. Seine vor zwanzig Jahren erſchienenen „Fünf Dorfgemeinden auf dem 
hohen Taunus“ haben zu großen Erwartungen berechtigt, ſie drangen tiefer in die 
Lebenshaltung der Arbeiter ein als ähnliche Unterſuchungen. Leider ſcheint die 
Gründlichkeit des Verfaſſers feine Produktivität zu hemmen, fein Intereſſe blieb, 
wie die vorliegende Schrift beweiſt, der Statiſtik der Haushaltungsrechnungen er⸗ 
halten, er iſt bemüht, zu immer einwandsfreieren Methoden zu gelangen, aber man 
vermißt die Anwendungen der Methoden durch den Verfaſſer. | 

Die vorliegende Schrift gibt zuerſt einen hiſtoriſch-kritiſchen Abriß über die 
Haushaltungsſtatiſtik bis zu Le Play und wendet ſich dann einer Kritik der Methoden 
zu, indem die Frage aufgeworfen wird: „Sollen Hauswirtſchaftsberechnungen alle: 
mal auf geführten Rechnungsbüchern beruhen?“ So hoch der Verfaſſer den Werl 
faktiſcher Haushaltungsbücher einſchätzt, ſo kommt er doch zu dem Reſultat, daß 
genaue, auf Teile eines Jahres ſich beziehende Erhebungen genügen können. Es 
erſcheint mir bedauerlich, daß Schnapper⸗Arndt, der ſich in freundlicher Weiſe mil 
mir als Verfaſſer der Haushaltungsrechnungen Nürnberger Arbeiter auseinander: 
ſetzt, über meine ſtatiſtiſch begründete Auffaſſung, daß die Ausgabenwirtſchaft der 
Arbeiter durch den Wechſel der Jahreszeiten erheblich beeinflußt wird, achtlos vorbei: 
geht. Wenn 22 Arbeiterfamilien im Winterhalbjahr (1. Oktober bis 31. März) 
1128285, im Sommerhalbjahr aber bloß 966875 Kilo Fleiſch konſumieren, jo geht 
doch aus dem Verhältnis 1000: 857 zur Evidenz hervor, daß eine Haushaltungs⸗ 
ſtatiſtik von größter Vollkommenheit keinen Rückſchluß auf den Jahreskonſum zuläßt, 
wenn ſie ſich bloß auf wenige Monate bezieht. Dies gilt nach meinen Unterſuch⸗ 
ungen ſicherlich für ſtädtiſche Arbeiter, Schnapper⸗Arndt behauptet nun: „Die Koſt 
ländlicher Familien, beſonders ſolcher, die einen Teil ihrer Lebensmittel ſelbſt ziehen, 
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iſt begreiflicherweiſe weit gleichmäßiger als die ſtädtiſche Koſt.“ Zu meiner 
Schande muß ich geſtehen, daß ich das nicht begreife. In der kleinen Landwirt— 
ſchaft ſpielen Vorgänge wie die Trächtigkeit einer Kuh, das Schlachten eines 
Schweines, der Raupenfraß im Gärtlein, der Regen an den Tagen der Kartoffel- 
ernte eine fo große Rolle für die hauptſächlich auf die Naturalwirtſchaft angewieſene 
Familie, daß ich auf Grund „zwei Monate langer Wiegungen des täglichen Konſums 
an den verſchiedenen Lebensmitteln und eines ungefähr drei Monate lang geführten 
Küchenzettels“ kein Jahresbudget einer ländlichen Familie aufſtellen möchte. Es iſt 
merkwürdig, daß der ſtrengſte Methodiker der Haushaltungsſtatiſtik blindlings in die 
Netze der Konjekturalſtatiſtik hineinläuft. Ich bin ein Peſſimiſt in Hinſicht auf die 
durch Haushaltungsrechnungen zu erzielende Einſicht in die ſozialen Zuſtände, meinem 
Peſſimismus ſteht ein weitgehender Optimismus Schnapper⸗Arndts gegenüber. Wir 
berühren uns wohl in der Auffaſſung, daß jede ſozialſtatiſtiſche Feſtſtellung, wenn 
ſie ehrlich und genau vorgenommen wird, von Wert iſt, wir trennen uns, indem 
Schnapper⸗Arndt die Ergebniſſe von Beobachtungen in kurzer Zeit zu weitgehenden 
Rückſchlüſſen Anlaß geben, während ich ſie nur bemerkenswert halte für die Be⸗ 
obachtungszeit. Wenn Schnapper- Arndt mit vielen anderen bedauert, daß die 
Statiſtik der Haushaltungsrechnungen nur zu wenigen Ergebniſſen geführt hat, ſo 
müßte er für die größte Einfachheit in der Erhebung und Verarbeitung eintreten, 
falls hierdurch Genauigkeit der Ergebniſſe nicht gefährdet wird. Schnapper-Arndt 
plaidiert aber, nachdem er ſich zuerſt mit einer Konjekturalſtatiſtik begnügt hat, 
plötzlich für die Einführung eines Syſtems der doppelten Buchhaltung für die 
Statiſtik der Haushaltungsrechnungen. Angenommen auch, daß alle ſeine Aus⸗ 
führungen hierüber von durchſchlagender Richtigkeit wären, ſo bliebe doch gegen 
dieſe Methode einzuwenden, daß ſie nur dazu führen würde, daß künftig noch weniger 
Haushaltungsrechnungen publiziert würden als bisher. Haushaltungsrechnungen zu 
erhalten, zu verarbeiten und zu publizieren iſt eine ſo mühſame, ſo wenig reizende 
Aufgabe, daß möglichſte Einfachheit zu empfehlen iſt; wir erwarten deshalb auch 
keine praktiſche Befolgung der Schnapperſchen Ratſchläge. Er ſelbſt hätte freilich 
die Pflicht, uns eine Probe dieſer Methode zu bieten, wir bitten aber dann auch 
um Mitteilung von Zeit und Koſten der Erhebung. 

Einige Beiſpiele aus früheren Jahrhunderten ſind als Anhang publiziert. Die 
buchſtabengetreue Wiedergabe wird den Hiſtoriker vom Fach erfreuen, ich fürchte 
aber, daß von denen, die noch weniger wie der Referent hiſtoriſche Studien getrieben 
haben, manches wichtige Wort nicht verſtanden werden wird. Ich bekenne mich dazu. 
| Adolf Braun. 


Hermann Kümmel, Berlin, Zahnarzt und Arbeiterfhug. Eine ſozialwiſſen⸗ 
ſchaftliche Studie. Mit einer Abbildung im Text und drei Tafeln. Jena 1903. 
Guſtav Fiſcher. 
| Auf die Bedeutung geſunder Zähne für das allgemeine Wohlbefinden wird von 
Kümmel mit dankenswerter Schärfe hingewieſen; ſchenken doch die großen Maſſen. 
der Bevölkerung der Zahnpflege viel zu wenig Beachtung, ſo daß ein energiſcher 
Appell am Platze iſt. In erſter Linie iſt aber die Arbeiterſchutzgeſetzgebung dazu 
berufen, der in ärgſter Weiſe verbreiteten Zahnfäule Einhalt zu gebieten. Wenn es 
auch nur bei beſtimmten Gewerben die Berufstätigkeit ſelbſt iſt, die zu Zahn⸗ 
erkrankungen Anlaß gibt, ſo wirkt doch die ganze infolge ungenügenden Einkommens 
und überlanger Arbeitszeit unhygieniſche Lebensweiſe der Arbeiter ſchädlich wie auf 
den Geſamtorganismus, ſo auch auf die Zähne und durch dieſelben noch in ver⸗ 
ſtärktem Maße auf den geſamten Geſundheitszuſtand. „Faulende Zähne können für 
Drüſenſchwellungen, Entzündungs- und Eiterungsvorgänge in der Nachbarſchaft, ja 
für Tuberkuloſe, Strahlenpilzkrankheit, Mundroſe, Eiterfieber die mittelbare Urſache 
abgeben, inſofern durch fie hindurch die jeweiligen Krankheitserreger ihren Weg in 
den Organismus gefunden haben. Weiterhin kann von kariöſen Zähnen Krankheit. 
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zeugendes Material, das ihnen ſelbſt entſtammt, in den Verdauungskanal, in die 
Atmungswege, ja in die Blutbahn verſchleppt werden, und ſo mögen hier und da 
Magen: und Darmkrankheiten, Lungenentzündung und Brand, allgemeine Blut⸗ 
vergiftung nur durch kariöſe Zähne bedingt geweſen ſein.“ 

Andererſeits geſtattet der Mangel an geſunden Zähnen uns nicht, „die Nahrung 
genügend zu zerkleinern und ſie hinreichend mit Speichel zu durchmiſchen. Die 
Speiſen gelangen alſo in zu großen Stücken, für die verſchiedenen Verdauungsſäfte 
und Kräfte des weiteren Verdauungsapparats nicht allerſeits angreifbar genug in 
den Magen, die Nahrung kann nicht wirklich ausgenutzt und zuträglich verwertet 
werden, ſondern ein gut Teil wird unverbraucht ausgeſchieden.“ 

Daß dies für die Arbeiter, deren Ernährung ohnehin ſchon unzureichend iſt, 
einen unerſetzlichen Verluſt verurſacht, iſt klar, und mit Recht hebt daher Kümmel 
hervor, daß die Zahnfäule ein nicht zu unterſchätzender Faktor für die Unter⸗ 
ernährung der Menſchen iſt. 

Er zieht daraus auch die einzig richtige Schlußfolgerung, daß das geſamte 
Lebensniveau der Arbeiter gehoben, der geſamte Arbeiterſchutz ausgebaut werden 
muß, und unterſcheidet ſich dadurch vorteilhaft von Kunert-Breslau, der in einem 
Artikel über „Arbeiterſchutz und Krankenkaſſen in ihrem Verhalten zur Zahnkaries 
bei den Bäckern und Konditoren“ (Archiv für Unfallheilkunde ꝛc., 1901, Band III, 
S. 255) zu einſeitig auf die zahnärztliche Fürſorge hinwies. Wenngleich ſelbſtver⸗ 
ſtändlich auch dieſe Platz greifen muß, und zwar weit mehr als es bisher ſeitens 
der Krankenkaſſen geſchieht, ſo iſt doch Kümmel durchwegs beizupflichten, wenn 
er gegen Kunert polemiſierend ſagt: „Abgeſehen von der Schwere der Arbeit 
mit ihrer beſonders anſtrengenden Körperſtellung und Haltung, den oft recht un⸗ 
ſauberen und unzulänglichen Wohn- und Schlafverhältniſſen der Geſellen und Lehr⸗ 
linge, ſind es vor allem die übermäßig lange Arbeitszeit und der Mangel aus⸗ 
giebiger Erholung, welche alle Angehörigen des Bäcker⸗ und Konditoreiberufs gleich⸗ 
zeitig ſchwächen und ihre Widerſtandsfähigkeit gegenüber Schädlichkeiten der Außenwelt 
nach jeder Richtung herabſetzen. Unter dieſer unmenſchlich langen Arbeitszeit leidet 
natürlich die Ernährung und Widerſtandsfähigkeit, dazu auch die perſönliche Pflege 
des Körpers und der Zähne.“ 

Nicht der Mehl- oder der Zuckerſtaub allein ſind es, die zur Zahnerkrankung 
führen, genau ſo wie es nicht allein die Tuberkelbazillen ſind, die die Schwindſucht 
hervorrufen. Der Dispoſition, veranlaßt durch das allgemeine ſoziale Milieu, fällt 
die Hauptrolle bei den Krankheitstragödien zu. Das zu betonen iſt ſehr wichtig, 
weil die einſeitige Hervorhebung einzelner Krankheitsurſachen dazu führt, auch in 
der Beſeitigung der einzelnen Faktoren die alleinige Aufgabe zu erblicken. 

Selbſtverſtändlich gibt es auch beſondere Berufskrankheiten, von denen bei Zahn⸗ 
erkrankungen neben denen der Kupfer-, Blei- und Queckſilberarbeiter vor allem die 
Arbeiter in der Weißphosphorzündholzinduſtrie in Betracht kommen. Durch die vom 
deutſchen Reichstag noch kurz vor Toresſchluß angenommene Geſetzesvorlage, welche 
die Herſtellung von Weißphosphorzündern verbietet, iſt ein Teil der Betrachtungen 
Kümmels, der für das Verbot eintritt, überholt. übrigens heißt er „vom menſch⸗ 
lichen und geſellſchaftlichen Standpunkt aus das Vorgehen der ſozialdemokratiſchen 
Partei gut, laut deren Antrag die Geſetzesvorlage nicht erſt nach fünf Jahren, 
ſondern alsbald in Kraft treten ſoll“. Dieſer Antrag unſerer Fraktion wurde von 
faſt allen anderen Parteien abgelehnt und zwar kurz vor Erſcheinen des Buches von 
Kümmel. Dieſer weiſt nun ſehr zutreffend darauf hin, daß falls das Geſetz erſt in 
fünf Jahren in Kraft treten ſollte, „für dieſe fünf Jahre — zur Verhütung von min⸗ 
deſtens vierzig Phosphornekroſefällen! — unbedingt beſondere Verordnungen 
nötig ſind, welche beſſer als die bisherigen Leben und Geſundheit der Arbeiter 
ſchützen.“ 

Kümmel konnte nicht wiſſen, daß derſelbe Gedanke bereits in den Kommiſſions⸗ 
verhandlungen über das Phosphorgeſetz ſeitens der ſozialdemokratiſchen Mitglieder 
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ausgeſprochen wurde und beim Wiederzuſammentritt des Reichstags eine ent- 
ſprechende Verſchärfung der Bundesratsverordnung bezüglich der Arbeiten in den 
Weißphosphorzündholzfabriken verlangt werden wird. Die von Kümmel aufgeſtellten 
ſpeziellen Forderungen ſind ſehr zweckentſprechend. 

Auch bei vielen anderen Gelegenheiten zeigt Kümmels Buch, daß der Verfaſſer 
mit ernſtem Eifer die Fragen ſtudiert und von ſozialpolitiſchen Geſichtspunkten aus 
behandelt hat, ſo daß ſein Buch auf das Beſte empfohlen werden kann. Seine ver⸗ 
ſchwommene Einleitungshymne zum Lobe der guten ſozialreformeifrigen Regierung 
könnte freilich vom Studium des Buches abhalten; aber das Buch iſt wirklich be⸗ 
deutend beſſer als ſeine Einleitung. E. W. 


Jahrbuch des Handelsvertragsvereins 1902. Herausgegeben von deſſen Geſchäfts⸗ 
führer W. Borgius. Berlin 1903, Franz Siemenroth. VI u. 405 S. Preis 4 Mk. 


Das vorliegende zweite Jahrbuch des Vereins ſoll ebenſo wie das erſte vor⸗ 
jugsweiſe als eine Art Materialſammlung und Nachſchlagewerk für diejenigen dienen, 
velche als „Intereſſenten der Handelspolitik“ einer überſichtlichen Zuſammenſtellung 
über wichtigere Tatſachen, Vorgänge, Ziffern und Daten aus der neueren Handels⸗ 
nolitit bedürfen. Hat das erſte in dieſem ſelbſtgewählten Rahmen im befonderen 
in gut zuſammengeſtelltes Kompendium für die Beurteilung des deutſchen General— 
arifs und für die Agitation gegen ihn abgeben ſollen und in der Tat auch recht 
ützlich und brauchbar abgegeben, fo iſt dies zweite nach dem rechtswidrigen Zu⸗ 
tandekommen dieſes Tarifs vornehmlich auf die Handelsverträge und die mit ihnen 
uſammenhängenden Gegenſtände und Tendenzen zugeſchnitten. Dabei wird natur⸗ 
jemäß ein großer Teil des Jahrbuchs dem derzeitigen status quo gewidmet, obwohl 
s vielleicht doch gut geweſen wäre, hier, wo jede Zeitſchrift und faſt jede Tages⸗ 
eitung das Weſentliche davon ſummariſch zuſammengeſtellt und jo über den Tag 
‚maus leicht für die Intereſſenten erhaltbar gemacht hat, zu ſparen, um für den 
peziell propagandiſtiſchen Teil noch mehr Raum zu gewinnen. 

IJIn dieſer Hinſicht hätten wir beſonders eine noch weitere Ausgeſtaltung des⸗ 
enigen Teiles des zweiten Jahrbuchs gewünſcht, der die Bevorzugung der Landwirt: 
Haft in der preußiſchen und deutſchen Geſetzgebung behandelt. Es war zweifellos 
ine ſehr gute Idee, dieſe ſpezifiſch preußiſch-deutſche Bevorzugung junkerlich⸗ 
igrariſcher Wünſche in fortlaufender Reihe ſyſtematiſch zuſammenzuſtellen, aber die 
lusführung dieſer Idee konnte erſt dann ihren vollen und agitatoriſch erwünſchten 
Nuten bringen, wenn fie das Material in größerem Umfang vorführte. Auf knapp 
wanzig Seiten aber werden hier behandelt: Steuervergütung für Gutsbezirke, Brannt⸗ 
beinſteuergeſetzgebung, Zuckerſteuergeſetzgebung, Staffeltarife, Aufhebung des Identitäts⸗ 
lachweiſes, Viehſperre und Fleiſchbeſchau, Geſinderecht und Geſindeordnungen, Reichs⸗ 
agswahlrecht, Landtagswahlrecht, Kreisverordnungen und Kreisvertretungen, Land— 
birtſchaftskammern, Kleinbahnen, Jagdſcheingeſetz, Wildſchaden, Invaliditäts⸗ und 
ltersverſicherung, Börſenreform, Kornlagerhäuſer und ſchließlich das Margarine⸗ 
eſetz. So ſehr auch die ganze übrige preußiſch⸗deutſche Geſetzgebung und Regiererei 
ank der Schlappheit und hiſtoriſchen Kurzſichtigkeit der Bourgeoiſie unter dem 
Zeichen ſpeziell junkerlicher Bevorzugung ſteht, jo ſehr kann doch dieſe Bevorzugung 
in der Tat für die Neuzeit gerade auch an den genannten Materien nachgewieſen 
erden, aber gerade, um voll zu wirken, durfte dies nicht auf nur knapp zwanzig 
zeiten verſucht werden. Da der Handelsvertragsverein ja gerade in der Schaffung 
nd Verbreitung handelspolitiſcher und antiagrariſcher Literatur feine Hauptaufgaben 
eht und mit dem Gelde nicht zu ſparen braucht, ſo wäre eine beſondere und bedeutend 
erweiterte Ausgabe dieſes ſiebenten Kapitels des Jahrbuchs ſehr erwünſcht und nützlich. 
In Hinſicht auf die bevorſtehenden Kämpfe um Handelsverträge bietet das 
fahrbuch dann weiter umfangreiche hiſtoriſche Materialien aus der Geſchichte des 
eutſchen Zolltarifs, bringt im befonderen die Zolltarifentwurfbegründung von 1879, 
ehandelt die Handelsverträge mit Oſterreich⸗Ungarn, Italien, Belgien und der 
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Schweiz von 1892 und den mit Rußland von 1894. Daneben wird eine ſehr inſtruk⸗ 
tive Überficht über die Handelspolitik der wichtigſten Auslandsſtaaten während der 
letzten Jahrzehnte gegeben, über die Organiſation der deutſchen Zollverwaltung und 
am Schluſſe eine Zuſammenſtellung wichtiger handelspolitiſcher Zahlen. So kann 
man wohl ſagen, daß auch dies zweite Jahrbuch ſeinen Zweck im großen und ganzen 
ſehr gut erfüllt, und man kann ſeine Anſchaffung auch größeren Arbeiterbibliotheken 
warm empfehlen. M. Gr. 


Nr erer 


notizen. 


Sandwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaften. Eine eingehende Unfallſtatiſtik für 
Land⸗ und Forſtwirtſchaft iſt im Reichsverſicherungsamt zum erſtenmal für das 
Jahr 1891 bearbeitet worden. Aber erſt zehn Jahre ſpäter hat man Zeit dazu 
gefunden, eine Wiederholung dieſer Erhebung vorzunehmen, obwohl man in dem 
neuen Unfallverſicherungsgeſetz für Land- und Forſtwirtſchaft vom 30. Juni 1900 
„größeren Nachdruck auf die Unfallverhütung und die Überwachung der Betriebe“, 
„Unfallhäufigkeit, Art und Urſache der Unfälle“ legte. Dürftige Zahlen find das Reſultat. 

Im Jahre 1901 wurden für 56936 Perſonen in land» und forſtwirtſchaftlichen 
Betrieben zum erſtenmal Entſchädigungen feſtgeſtellt. 

Auf 1000 verſicherte Perſonen kamen Verletzte nach dieſen Feſtſtellungen: im 
Jahre 1889 0,85, 1891 1,59, 1896 3,85, 1901 499. 

Nach der Art der Bodenbewirtung verteilen ſich die Unfälle bei der Bewirt⸗ 
ſchaftung von: 

a) Feldern. . . . 19699 Unfälle = 34,60 Proz. oder 7,64 Unfälle auf 10000 Hektar 
/ 64 = 2 


b) Gärten 20639 „ E „54,68 = - 100007 5 
e) Forſten . . 5745 —=1009 = 40 ¼  - 1000000 
d) Wieſen, Weiden 4640 „ů ER „ 5,36 . = 1000 = 
e) Rebland 401 ⸗ 8 U Um = 29,66 2 = 10000 2 


f) Bei ſonſtigen landwirtſchaftlichen Tätigkeiten 23811 Unfälle = 
41,82 Prozent. 


Die höchſten Ziffern über Unfälle auf 1000 verſicherte Perſonen weiſen auf 
Schleſiſche Landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft Oppeln 11,84, Erfurt 1161, 
Schwerin 9,33, während Lippe nur 1,92, Poſen nur 1,16 zählte. 

Die Ausdehnung der Krankenverſicherungspflicht auf die land: 
wirtſchaftliche Bevölkerung hatten ſogar die jo rückſtändigen landwirt 
ſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften „einſtimmig“ befürwortet. In dem Bericht dei 
Heſſen⸗Naſſauiſchen Landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft für das Jahr 1901 
heißt es darüber: „Bei dieſer ihrer Stellungnahme haben die Berufsgenoſſen 
ſchaften nicht überſehen, daß damit für die Landwirtſchaft neue Laſten erwachſen 
allein fie haben die feſte Überzeugung, daß dieſe Ausgaben ſchließlich nur dazu 
dienen, noch höheren Laſten in der Unfallverficherung vorzubeugen.“ Von den ge: 
meldeten Unfällen wurden nur 50 Prozent innerhalb der erſten dreizehn Wochen dez 
Unfalls geheilt. Dies wäre wohl nicht der Fall, „wenn für die Land⸗ und Forſt 
wirtſchaft in gleicher Weiſe wie für die Induſtrie überall eine zwangsweiſe ein 
greifende Krankenfürſorge beſtanden hätte“! Ferner: „Die durch das Bürgerliche 
Geſetzbuch feſtgelegten Verpflichtungen der Arbeitgeber, ſechs Wochen lang für die 
Krankenkoſten aufkommen zu müſſen, und die in der Unfallverſicherungsgeſetzgebung 
gegebenen Anſprüche der Arbeiter an die Gemeinden auf Bezahlung der Doktor 
und Apothekerkoſten können als wirkſame Schutzmittel auch nicht angeſehen werden.“ 
Sehr richtig! 8 E. G 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Landwirtſchaft und Induſtrie. 
Kritiſche Betrachtungen zu Eduard Davids Agrarwerk. 
Von Ludwig Queſſet. 
IE 

Die Zurückdrängung und teilweiſe Vernichtung der bäuerlichen Heimarbeit 
und ſonſtigen Erwerbsgelegenheit auf dem flachen Lande hat nicht nur dem 
eigenen Wachstum der ſtädtiſchen Bevölkerung mächtige Impulſe gegeben, 
ſondern auch die Überleitung breiter Volksmaſſen vom Lande in die Städte 
bewirkt. Das zwanzigſte Jahrhundert trifft bereits die größere Hälfte der Be⸗ 
völkerung Deutſchlands in ſtädtif chen Wohnplätzen an. Aber auch für alle anderen 
Kulturländer hat ſich die von Marx prognoſtizierte Umbildung der Anſiedlungs⸗ 
verhältniſſe in der Richtung nach der Stadt im vollen Umfang bewahrheitet.“ 
| Die Umbildung der Anſiedlungsverhältniſſe in der Richtung nach der Stadt 
iſt aber nur die Folge der Umbildung der Berufsgliederung in der Richtung 
nach der Induſtrie. Noch 1882 nahm die Landwirtſchaft in Deutſchland die 
erſte Stelle in der Berufsgliederung ein; am Ausgang des Jahrhunderts hat 
ſie dieſe Stelle bereits verloren, die Induſtrie hat ihr hinſichtlich der Berufs⸗ 
zugehörigen bereits den Vorrang abgelaufen. 
Jie ſtärker aber der Anteil der Induſtrie gegenüber der Landwirtſchaft an 
der Geſamtproduktion iſt, deſto größer iſt auch der Wirkungskreis des Handels 
und des Transportes. Faſſen wir die drei Berufsabteilungen: Landwirtſchaft, 
Induſtrie, Handel und Verkehr zuſammen, ſo entfielen von je hundert hierher 
gehörigen Perfonen: | 


1882 1895 
iſcha ft 48,29 41,37 
auf Induſtrie, Handel und Verker . 51,71 58,63 


Vergl. Rauchberg, „Die Berufs- und Gewerbezählung im Deutſchen Reiche“. Archiv 
für ſoziale Geſetzgebung und Statiſtik, Bd. XIV, 1899, S. 263. 
Den ſtatiſtiſchen Nachweis erbringt für Europa: Paul Meuriot, „Des agglomera- 
tions urbaines“, Paris 1897, S. 83— 278, für die angelſächſiſche Staatenwelt: F. A. Weber, 
»The growth of cities“, New York 1899, ©. 20—154, 
3 1902-1903. II. Bd. 91 
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Eine befriedigende Erklärung für die Umbildung der Berufsgliederung in 
der Richtung nach der Induſtrie ſucht man in der ökonomiſchen Literatur ver⸗ 
gebens. Die Tatſache ſelbſt iſt unbeſtritten. Und nicht nur in Induſtrieſtaaten, 
auch in ausgeſprochenen Agrarſtaaten tritt die Tendenz zur Städtebildung und 
Induſtrialiſierung der Bevölkerung ſtatiſtiſch erweisbar zu Tage. Was Deutſch⸗ 
land anbetrifft, ſo ſieht Profeſſor Rauchberg den hervorſtechendſten Charakterzug 
der Entwicklung in dem Zeitraum von 1882 bis 1895 in der Induſtrialiſierung 
der Bevölkerung. Dieſe erſtreckt ſich zwar auch auf das flache Land, aber die 
Städte bilden doch den eigentlichen Boden dieſer Bewegung. Hier hat die 
industrielle Bevölkerung einſchließlich der nur indirekt Berufszugehörigen um 
4043000 Perſonen, auf dem flachen Lande nur um 151000 zugenommen.“ 

Soviel iſt klar: wird der Schwerpunkt der Bevölkerung auch weiterhin 
immer mehr in die Richtung nach der Stadt verſchoben, nimmt die Induſtriali⸗ 
ſierung der Bevölkerung fortgeſetzt zu, ſo gehört die Zukunft derjenigen Partei, 
welche die Vertretung der gegenwärtigen und zukünftigen Intereſſen des ſtädtiſch⸗ 
industriellen Proletariats auf ihre Fahne geſchrieben. Der ſozialiſtiſche Theoretiker, 
der nach Davids eigenen Worten den ganzen Komplex des wirtſchaftlichen und 
ſozialen Lebens erfaſſen und gedanklich bei der Aufſtellung ſeines Entwicklungs⸗ 
und Zukunftsbildes verarbeiten ſoll, muß Stellung nehmen zu der Frage, ob 
die wachſende Induſtrialiſierung der Bevölkerung und der ſtetige Rückgang der 
landwirtſchaftlichen Bevölkerung im Verhältnis zur induſtriell⸗merkantilen eine 
vorübergehende Erſcheinung oder dauernde Entwicklungstendenz der Weltwirt⸗ 
ſchaft iſt. 

Leider hat ſich David dieſe Frage weder geſtellt noch beantwortet. Immer⸗ 
hin läßt ſich ſoviel aus ſeinen Ausführungen entnehmen, daß er eine fort⸗ 
ſchreitende Induſtrialiſierung der Bevölkerung für ausgeſchloſſen hält, denn er 
ſchließt ſein Werk mit den programmatiſchen Sätzen: 

„Es iſt ein verhängnisvoller Irrtum, zu glauben, daß den Vertretern der 
ſozialen Gerechtigkeit und des kulturellen Fortſchritts die Macht zufallen werde 
lediglich durch die induſtrielle Entwicklung, lediglich durch das Anwachſen der 
ſtädtiſchen Arbeiterſchaft.. .. Die Gewinnung der werktätigen Landbebauer⸗ 

maſſe iſt unentbehrlich zur Eroberung der politiſchen Macht.“ 

Wir behaupten nun und werden beweiſen: Es iſt kein Irrtum, zu glauben, 
daß der Sozialdemokratie die Macht zufallen werde lediglich durch die induſtrielle 
Entwicklung, lediglich durch das Anwachſen der ſtädtiſchen Arbeiterſchaft. 


Der volkswirtſchaftliche Prozeß von gewaltiger politiſcher Tragweite, der 
die Bevölkerung von der Landwirtſchaft hinweg zu den induſtriell⸗merkantilen 
Berufen führt, iſt ſehr verwickelter Natur. Nur ſchwer laſſen ſich die einzelnen 
Fälle, aus denen er ſich zuſammenſetzt, voneinander ſcheiden. Wenn wir indes 
dieſen Prozeß in ſeiner hiſtoriſchen Entwicklung verfolgen, ſo laſſen ſich zwei 
Gruppen von Tatſachen voneinander trennen: | 
1. Schmälerung des Produktionsgebiets der landwirtſchaftlichen Bevölkerung 
durch die große Induſtrie; 1 

2. Induſtrialiſierung der zur Erzeugung der agrikolen Produkte notwendigen 
Arbeit. 

1. Was die erſte Gruppe von Tatſachen betrifft, ſo laſſen ſich auch hier 
wieder mehrere Fälle unterſcheiden: | 


1 Rauchberg, a. a. O., S. 305. 
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a) Die große Induſtrie zieht, wie wir nachgewieſen haben, die Weiter⸗ 
verarbeitung der nicht ſelbſt im eigenen Landwirtſchaftsbetrieb erzeugten Roh⸗ 
ſtoffe an ſich, womit das Produktionsgebiet der Landwirtſchaft und die Stärke 
der landwirtſchaftlichen Bevölkerung im Verhältnis zur Geſamtbevölkerung ge⸗ 
mindert wird. 
b) Die große Induſtrie bemächtigt ſich aber auch der Weiterverarbeitung der 
im eigenen Landwirtſchaftsbetrieb ſelbſt erzeugten Rohſtoffe. Bei dieſem Vor⸗ 
gang hat das induſtrielle Kapital zwei Saiten auf ſeinem Bogen; wenn das eine 
nicht gelingt, auf das andere zurückzukommen, iſt ihm Bedürfnis und Natur. 
Es führt den ſtädtiſchen Großinduſtriebetrieb gegen den ländlichen Kleininduſtrie⸗ 
betrieb ins Feld, zögert aber auch nicht, wo dieſes Mittel ſich als unwirkſam 
erweiſt, ſich auf dem flachen Lande niederzulaſſen. Dank der erſten Methode 
verſchwindet die Getreidebrennerei und Bierbrauerei vom flachen Lande. Die 
zweite Methode kommt zur Anwendung bei der Kartoffelbrennerei, Stärke⸗ und 
Rübenzuckerfabrikation, Meierei und Molkerei. In dieſen Zweigen der Weiter: 
verarbeitung agrikoler Rohſtoffe iſt der induſtrielle Großbetrieb genötigt, ſich 
auf dem Lande ſelbſt niederzulaſſen. Aber die Verbindung, welche er urſprünglich 
mit dem Landwirtſchaftsbetrieb einging, wird in dem Maße gelockert, als der 
in dieſen Produktionszweigen tätige Apparat mechaniſcher Produktionsmittel 
immer gewaltigere Dimenſionen annimmt. Wir ſtimmen David darin bei, daß 
die Löſung dieſer unnatürlichen Ehe nur noch eine Frage der Zeit iſt, da ſchon 
heute die auf der Höhe techniſcher Entwicklung ſtehenden Spiritus⸗, Zucker⸗ und 
Stärkefabriken, Meiereien und Molkereien den Landwirtſchaftsbetrieben als ver⸗ 
ſelbſtändigte Schöpfungen der Großinduſtrie gegenüberſtehen, die mit letzteren nur 
noch den Standort gemein haben. Und weiter ſind wir mit David der Meinung, 
daß die Induſtrie mehr und mehr alle Weiterverarbeitungen landwirtſchaftlicher 
Urprodukte, wie zum Beiſpiel Bäckerei, Schlächterei, Weinkellerei, an ſich ziehen 
wird. David iſt aber über die ſozialpolitiſche Bedeutung dieſer fortgeſetzten 
Schmälerung des Produktionsgebiets der landwirtſchaftlichen Bevölkerung voll⸗ 
ſtändig im unklaren und geht bei der Wertung dieſes Vorganges auf Schritt 
und Tritt fehl. Er ſieht darin nur „die Herausbildung des reinen Landwirt⸗ 
ſchaftsbetriebs“, welche ſehr geeignet iſt, die Rentabilität der bäuerlichen Wirt⸗ 
ſchaften zu erhöhen, ſofern es gelingt, die Weiterverarbeitung der agrikolen 
Urſtoffe durch ein Syſtem von Genoſſenſchaften zu betreiben. Es liegt uns 
fern, dieſe Möglichkeit zu beſtreiten. Aber David überſieht, daß ſelbſt dann 
der Anteil der landwirtſchaftlichen Bevölkerung an der nationalen Produktion 
geſchmälert wird. Betrachten wir nämlich die Arbeit, die aufgewendet werden 
nuß, um Kartoffeln und Rüben in Spiritus, Zucker und Stärke zu verwandeln, 
o ſehen wir, daß nur ein Teil davon in den landwirtſchaftlichen Genoſſen⸗ 
chaftsbetrieben ſelbſt verrichtet werden kann. Bei dem heutigen Stande der 
Technik liegt der Schwerpunkt der Produktion nicht mehr in der Erzeugung 
zer Endprodukte (Zucker, Spiritus, Stärke), ſondern in der Hervorbringung 
enes gewaltigen Apparats mechaniſcher Produktionsmittel, mit denen die 
noderne Technik dieſe Produktionszweige ausgerüſtet hat.? Dies tritt recht 


Vergl. darüber die intereſſanten Zahlenangaben bei Sombart, a. a. D, Bd. II, 
5. 140—141. 


Die Umbildung der geſellſchaftlichen Arbeitsorganiſation, wodurch eine relativ größere 
Juote der geſamten geſellſchaftlichen Arbeit auf die Herſtellung nicht von Endprodukten, 
dern von Produktionsmitteln verwendet wird, iſt von Profeſſor Rauchberg für Deutſch— 
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augenfällig im Molkereiweſen zu tage. Die Weiterverarbeitung der Milch iſt 
ein automatiſcher Prozeß geworden. In einer Molkerei, zu der Hunderte von 
Bauern Milch liefern, werden zwei Arbeiter und ein Geſchäftsführer beſchäftigt.“ 
Inſofern alſo das Genoſſenſchaftsweſen dazu beiträgt, jenen ſo bedeutſamen 
Prozeß, der die Weiterverarbeitung der agrikolen Produkte von den Landwirt⸗ 
ſchaftsbetrieben loslöſt, zu beſchleunigen, erweitert es zugleich die Sphäre der 
Großinduſtrie, da dieſer die Herſtellung der automatiſchen Maſchinerie zufällt, 
und ſchmälert es das Produktionsgebiet der landwirtſchaftlichen Bevölkerung, 
was den Rückgang derſelben im Verhältnis zur induſtriellen bedeutet. 

e) Die moderne Induſtrie verdrängt und reduziert die agrikole Rohſtoff⸗ 
produktion, indem ſie ſich Stoffe und Kräfte ſelbſt aus der Erde gräbt, ſie in 
chemiſchen und mechaniſchen Prozeſſen aus Luft und Waſſer zieht. Der Erſatz 
organiſcher Kräfte und Stoffe durch anorganiſche iſt mit Recht als die Loſung 
bezeichnet worden, unter der ein Teil der modernen Induſtrie ſeinen Sieges⸗ 
lauf angetreten hat.” Sie führt wiſſenſchaftliche Entdeckungen und techniſche 
Erfindungen gegen die agrikole Rohſtoffproduktion ins Feld. So hat die 
Chemie, welche alle Farben des Regenbogens aus dem unanſehnlichen Teerſtoff 
hervorgezaubert, dem Anbau von Farbpflanzen den Garaus gemacht. Die Erdöle 
haben die Olpflanzen zurückgedrängt.“ Dampfkraft und Elektrizität bannen die 
organiſche Hervorbringung lokomotoriſcher Kraft durch die Pferdezucht im Ver⸗ 
hältnis zur Bevölkerung in immer engere Schranken. Und während ſich die 
Induſtrie immer mehr von der agrikolen Rohſtoffproduktion emanzipiert, wird 
die Landwirtſchaft immer abhängiger von der Induſtrie, die ihr die künſtlichen 
Dünger zuführt. Jede Tonne Sl, Kohle, Anilinfarbe, jeder eiſerne Träger und 
jeder eiſerne Maſt hat den Anteil der landwirtſchaftlichen Bevölkerung an der 
nationalen Produktion und damit die Bedeutung der werktätigen Landbebauer⸗ 
maſſe als ſoziale Klaſſe gemindert. 

2. Der Kampf um das nationale Produktionsgebiet zwiſchen Induſtrie und 
Landwirtſchaft iſt heute noch auf keinem Punkte zum Abſchluß gelangt. Der 
Erſatz der organiſchen Stoffe und Kräfte durch anorganiſche zieht gerade ir 
der Gegenwart immer weitere Kreiſe. Aber auch der Prozeß, welcher die ge 
werbliche Arbeit, ſei dies nun die Weiterverarbeitung induſtrieller oder ſelbf 
erzeugter landwirtſchaftlicher Rohſtoffe, vom Landwirtſchaftsbetrieb loslöſt und 
ſie auf verſelbſtändigte Induſtriebetriebe überträgt, iſt gegenwärtig im voller 
Gange. Der großen Induſtrie bleibt noch ein weites Gebiet zu erobern. Das 


land ſtatiſtiſch nachgewieſen worden. Vergl. Entwicklungstendenzen der deutſchen Volkswirt 
ſchaft. „Archiv für ſoziale Geſetzgebung und Statiſtik“, Bd. XVI, 1901, S. 325. 
Vergl. Hertz, „Die agrariſchen Fragen im Verhältnis zum Sozialismus“, 1899, S. 114 
Der Verfaſſer glaubt, mit dieſer Tatſache die Anſchauung Kautskys, wonach das Genoſſen 
ſchaftsweſen den bäuerlichen Betrieben einen kapitaliſtiſchen Charakter geben müſſe, wider 
legen zu können, da ja „jene Hunderte kaum vom Mehrwert dieſer drei Perſonen fett werde 
würden“. Hertz überſieht dabei nur die Kleinigkeit, daß Produktion und Aneignung de 
geſellſchaftlichen Mehrwertes im Marxſchen Syſtem zwei grundverſchiedene Dinge ſind. Fü 
die Produktion des Mehrwertes kommt allerdings nur das variable Kapital in Frage, be 
der Zueignung desſelben ſteht aber das konſtante Kapital dem variablen ebenbürtig zur Seite 
Vergl. „Das Kapital“, B. III, 2, S. 120 ff. N | 
2 Vergl. Sombart, Entwickeln wir uns zum „Exportinduſtrieſtaat“? „Soizale Praxis“ 
XIII. Jahrg., 1899, Nr. 24, und Deutſchland und der Weltmarkt, „Die Zukunft“, XI. Jahrg. 
1903, Nr. 20. a 5 a 2 
3 Vergl. Kautsky, „Die Agrarfrage“, S. 278 ff. 
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weitere Zurückweichen der landwirtſchaftlichen Bevölkerung vor der induſtriellen 
wird auch die Signatur des zwanzigſten Jahrhunderts ſein. 

| Aber es ijt klar, daß dieſer Prozeß fein Ende erreichen muß in dem Augen⸗ 
blick, wo die Landwirtſchaft auf die Erzeugung konſumtiver Rohſtoffe beſchränkt 
und die „Herausbildung des reinen Landwirtſchaftsbetriebs“ eine vollendete 
Tatſache iſt. Von dieſem Zeitpunkt an wäre ein weiteres Wachſen der Induſtrie 
im Verhältnis zur Landwirtſchaft und eine weitere Zunahme der induſtriell⸗ 
merkantilen Bevölkerung im Verhältnis zur landwirtſchaftlichen ausgeſchloſſen, 
ſofern es der großen Induſtrie nicht gelingt, die rein landwirtſchaftliche Arbeit 
ſelbſt, das heißt die auf dem Acker zu verrichtende Arbeit, in induſtrielle zu 
verwandeln. 

Daß dies der großen Induſtrie nicht gelingen kann und wird, ſcheint nun 
für David eine ausgemachte Tatſache zu ſein, denn der landwirtſchaftliche 
Produktionsbildungsvorgang iſt für ihn ein organiſcher, der induſtrielle dagegen 
ein mechaniſcher Prozeß. Vor dem organiſchen Produktionsbildungsvorgang 
in der Landwirtſchaft muß das induſtrielle Kapital Halt machen, in dieſe 
Sphäre vermag es nicht zu dringen. Die große Induſtrie, ſo lehrt uns David, 
kann ihre Überlegenheit nur entfalten, wo ſich die Arbeit in räumlicher Ständig⸗ 
keit und kontinuierlichem Fluſſe mit Hilfe eines ſtationären Syſtems von 
Werkzeug⸗ und Kraftmaſchinen vollziehen kann. In der Landwirtſchaft dagegen 
beſtimmt die Natur den Eröffnungs⸗ und Schlußtermin des Arbeitsprozeſſes, 
der ſich nur unter Zuhilfenahme mobiler Kräfte und Maſchinen ausführen 
läßt. Und demzufolge ſieht David in dem Glauben, daß der Sozialdemokratie 
die Macht zufallen werde lediglich durch die induſtrielle Entwicklung, lediglich 


} 


durch das Anwachſen der ſtädtiſchen Arbeiterſchaft, einen „verhängnisvollen 
Irrtum“. 
Gewiß, bei der Produktion einer Tonne Weizen beſtimmt die Natur den 
Eröffnungs⸗ und Schlußtermin des Arbeitsprozeſſes. Aber ſie hat nichts da⸗ 
gegen, daß ein Teil der zur Erzeugung der Tonne Weizen notwendigen Arbeit 
im voraus verrichtet wird, indem man Maſchinen zum Pflügen, Düngen, 
Eggen, Walzen, Hacken, Mähen, Binden, Dreſchen, Sortieren und Trans⸗ 
portieren herſtellt. Geſchieht dieſes, ſo iſt in dem Moment, wo die Natur 
draußen auf dem Lande das Signal zum Beginn des Arbeitsprozeſſes gibt, 
bereits der größere Teil der zur Erzeugung der Tonne Weizen notwendigen 
Arbeit verrichtet: er ſchlummert in dem Maſchinen⸗ und Gerätepark des Land⸗ 
wirtes und bedarf nur des Anſtoßes, um in Erſcheinung zu treten. 
Die Umbildung der geſellſchaftlichen Arbeitsorganiſation, wodurch eine 
relativ größere Quote der geſamten geſellſchaftlichen Arbeit auf die Herſtellung 
nicht von Endpunkten, ſondern von Produktionsmitteln verwendet wird, iſt von 
Profeſſor Bücher mit dem Ausdruck „Arbeitsverſchiebung“ bezeichnet worden. 
Dieſen volkswirtſchaftlichen Vorgang der Arbeitsverſchiebung, welcher der öko⸗ 
nomiſchen Bewegung der Gegenwart ihr eigenartiges Gepräge verleiht, erläutert 
ans Bücher an der Wirkung der Nähmaſchine im Bekleidungsgewerbe. Alle 
Perſonen, welche tätig waren, um einen Rock zu produzieren, bleiben auch nach 
Einführung der Nähmaſchine in Tätigkeit. Dazu kommt aber noch eine neue: 
der Maſchinenbauer oder, da die Nähmaſchine auf dem Wege der Arbeits⸗ 
eilung hergeſtellt wird, gleich eine ganze Anzahl: der Maſchinenſchloſſer, der 
Bießer, der Metalldrechſler, der Modellſchreiner, der Monteur, der Lackierer ꝛc. 
8 it, wenn wir den ganzen Produktionsprozeß ins Auge faſſen, ein Teil der 
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Geſamtarbeit im voraus verrichtet, in eine frühere Zeit verſchoben worden. 
Denn die Nähmaſchine muß ja fix und fertig ſein, ehe die Schneiderarbeit 
beginnt. Aber auch eine räumliche Verſchiebung hat ſtattgefunden: „Die 
Schneiderarbeit iſt teilweiſe aus der Schneiderwerkſtätte in die Maſchinenfabrik 
verlegt worden.““ 

Durch die Anwendung von Maſchinen bei der landwirtſchaftlichen Ur⸗ 
produktion wird ein Teil der zur Erzeugung der agrikolen Produkte not⸗ 
wendigen Arbeit aus der Landwirtſchaft in die Induſtrie, von den Ackern und 
Wieſen des flachen Landes in die Fabrikräume der ſtädtiſchen Wohnplätze ver⸗ 
legt. Indem das induſtrielle Kapital den Landwirt mit den verſchiedenſten 
Maſchinen und Geräten ausrüſtet, zieht es einen Teil der zur Erzeugung der 
agrikolen Produkte notwendigen Arbeit an ſich. Die Arbeit der Landbebauer 
wird teilweiſe induſtrialiſiert, ſie vollzieht ſich fortan nicht mehr auf Acker und 
Wieſe, ſondern in der Maſchinenfabrik. Die agrikole Arbeit hat zu einem 
Teile ihre Form gewechſelt: aus der Arbeit des Ackerknechtes iſt die Arbeit des 
Maſchinenbauers geworden. Erſtere war abhängig von den Jahreszeiten und 
Witterungsverhältniſſen, letztere vollzieht ſich in räumlicher Ständigkeit und 
kontinuierlichem Fluſſe. In dieſem Punkte liegt die hohe Bedeutung der land⸗ 
wirtſchaftlichen Maſchinen. In der Induſtrie wird eine Maſchine, deren Her⸗ 
ſtellung 1000 Arbeitstage erfordert und die — in zehn Jahren verſchleißend — 
jährlich 100 Arbeitstage, während ihrer Lebenszeit alſo 1000 Arbeitstage er⸗ 
ſpart, niemals Verbreitung gewinnen, weil aus ihrer Anwendung keine geſell⸗ 
ſchaftliche Arbeitserſparnis reſultiert, da den im Verlauf von zehn Jahren 
erſparten 1000 Arbeitstagen die 1000 Arbeitstage gegenüberſtehen, welche di 
Herſtellung der Maſchine erfordert. Eine ſolche Maſchine iſt für induſtriell⸗ 
Verhältniſſe, wo die Arbeit in der Regel Winter und Sommer hindurch be 
trieben werden kann, „unrentabel“. Der Induſtrielle wird die menschlich: 
Arbeit der Maſchinenarbeit vorziehen, da erſtere nicht mit dem Riſiko ver 
bunden iſt, das die Verwendung einer Maſchine mit ſich bringt. Nur dann 
wenn die durch die Maſchine erſetzte Arbeit keine ſtändige iſt und in eine Zei 
fällt, wo der Bezug hinreichender Arbeitskräfte nicht verbürgt oder ganz aus 
geſchloſſen iſt, wird auch in der Induſtrie eine derartige Maſchine „rentabel“ 
ſein. Was nun aber in der Induſtrie die Ausnahme, iſt in der Landwirtſchaf 
die Regel. Der Bedarf an Arbeitskräften iſt in den einzelnen Jahreszeiten 
ſowohl im Klein- wie im Großbetrieb zweimal, dreimal und ſelbſt viermal f. 
hoch als im Winter. Demzufolge finden auch hier im ausgedehnten Maß 
Maſchinen Eingang, aus deren Anwendung eine geſellſchaftliche Arbeitserſparni 
gar nicht reſultiert. Die Bedeutung der Maſchine liegt hier eben darin, da 
die nur während der Ernte- und Beſtellungszeit notwendige Arbeit im vorau 
und ohne Unterbrechung verrichtet werden kann, indem ſie ihre Form wechſel 
ſich in induſtrielle verwandelt. 

In Nordamerika hat die Induſtrialiſierung der zur Erzeugung und Weiter 
beförderung der Ackerbauprodukte notwendigen Arbeit am früheſten eingejet 
und die größten Fortſchritte gemacht. „Heute erſcheint“, ſagt Profeſſor Sering 
„in der Tat jede einzelne Arbeit, die Feldbeſtellung, die Ernte, die Fertig 
ſtellung ſowie der Transport der Feldfrüchte zum Markte in Amerika gegen 
über den regulären europäiſchen Arbeitsmethoden als erleichtert und potenzier! 


1 Bücher, „Die Entſtehung der Volkswirtſchaft“, 1898, S. 2839—2%. 


3 


2 


Mer BE 


Ludwig Queſſel: Landwirtſchaft und Induſtrie. 487 


Man pflügt in den Weizenexportgebieten mit mehrſcharigen Pflügen, die mit 


drei, in Kalifornien bis acht Pferden beſpannt und mit einem Sitze für den 


Pflüger verſehen ſind. . .. Ebenſo braucht man im Weſten in ausgedehnter 


Weiſe mit zwei Pferden beſpannte und mit Sitz verſehene Kultivatoren. Sur 
Ausſaat werden Drill- oder breitwürfige Sämaſchinen verwandt; außer dem 
Mais im Oſten ſät man kaum irgendwo noch Getreide mit der Hand. Ebenſo 
wird faſt die ganze Ernte mit Maſchinen geſchnitten. ... Zum Ausdreſchen des 
Getreides braucht man ausschließlich Mafchinen. ... In ganz Nordamerika 
dürfte kein Dreſchflegel mehr gefunden werden.“ 

Und das wurde ſchon vor anderthalb Jahrzehnten geſchrieben. Seitdem hat 
aber die Induſtrialiſierung der agrikolen Arbeit weitere Fortſchritte gemacht: 
neue Maſchinen ſind erfunden, alte verbeſſert worden. Guſtav Fiſcher, der im 
Sommer 1901 die Vereinigten Staaten bereiſte, berichtet uns, daß Güter von 


ea. 150 Hektar, von denen etwa jährlich 50 Hektar zu pflügen find, von zwei 


oder drei Perſonen bewirtſchaftet werden. An Maſchinen und Geräten wurden 
ihm auf einer derartigen Farm neben den einfachen Pflügen, Eggen de. gezeigt: 


ein Sitzpflug, eine Scheibenegge mit Sitz, eine Drillmaſchine für Getreide, eine 


Maisdibbelmaſchine, einige Maiskultivatoren mit Sitz, eine Getreidemähmaſchine, 
eine Maismähmaſchine, beide mit Bindeapparat, eine Tabakpflanzmaſchine, eine 
Futterſchneidemaſchine mit Becherelevator, ein Maisrebbler, eine 10 Pferdekraft⸗ 


Lokomobile und ein Windmotor zum Waſſerpumpen.? 


Es verſteht ſich von ſelbſt, daß der Eigentümer eines Gutes mit einem der— 
artigen Maſchinenpark, auch wenn er keine fremden Arbeitskräfte beſchäftigt, 
nicht ein „Bauer“, ſondern ein kleinkapitaliſtiſcher Unternehmer iſt. Auf den 
kleinkapitaliſtiſchen Charakter der meiſten amerikaniſchen Farmen hat übrigens 


ſchon Profeſſor Sering hingewieſen. Er fand, daß ſelbſt Farmer, welche ohne 
oder nur mit gelegentlicher Zuhilfenahme von Arbeitern wirtſchaften, eigentlich 
„mehr Geſchäftsleute als Bauern ſind“, da ſie „ihren Beruf ohne viel Bedenken 


verlaſſen, wenn ſie glauben, anderweit mehr verdienen zu können, und ihren 


Platz tauſchen wie der Krämer ſeinen Laden“. In den älter beſetzten Gebieten 


ſtehen die meiſten mit den Banken in Depoſiten⸗ und Kontokorrentverkehr. Aber 


auch ihre Lebensgewohnheiten ſind die von Kleinkapitaliſten. „In den ameri- 
kaniſchen Durchſchnittsfarmhäuſern findet man einen Komfort, welcher dem des 


ſtädtiſchen wohlhabenden Mittelſtandes keineswegs nachſteht.“ Die amerikaniſche 
Farmersfrau und «Tochter iſt eine „perfect lady“, die keinerlei Feldarbeit ver- 
richtet und eine höhere Schulbildung genoſſen hat.“ 

Während uns alſo die David und Hertz, die Oppenheimer und Weiſengrün 
von dem nahenden Ende des Kapitalismus in der amerikaniſchen Landwirt⸗ 


ſchaft weisſagten, vollzog ſich vor aller Augen eine ökonomiſche Umwälzung, 


die die größere Hälfte der agrikolen Arbeit induſtrialiſierte und den ehemals 


bäuerlichen Betrieb des amerikaniſchen Farmers in eine kleinkapitaliſtiſche Unter⸗ 
nehmung verwandelte. David gibt ſelbſt zu, daß die Maſchinerie „im exten⸗ 
ſiven Körnerbau neun Zehntel der Handarbeit zu übernehmen vermag.“ Im 


amerikaniſchen Ackerbau haben wir es aber durchweg mit extenſiven Formen 


Sering, „Die landwirtſchaftliche Konkurrenz Nordamerikas“, 1887, S. 193—194, 
Guſtav Fiſcher, „Die ſoziale Bedeutung der Maſchinen in der Landwirtſchaft“, 1902, 
S. 58. ö 


s Sering, a. a. O.; S. 140, 163, 173, 180. 
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des Körnerbaues zu tun. Seit den fiebziger Jahren hat der Anbau nur an 
Fläche, nicht an Intenſität gewonnen.“ Da nun die Maſchinenverwendung im 
amerikaniſchen Ackerbau ſtetige Fortſchritte gemacht hat, ſo liegt die Vermutung 
nahe, daß neun Zehntel der zur Erzeugung der Ackerbauprodukte notwendigen 
Handarbeit, deren Erſatz durch Maſchinenarbeit techniſch möglich iſt, auch tat⸗ 
ſächlich, ſei es ſchon jetzt oder in nächſter Zukunft, durch Maſchinen verrichtet 
werden. Maſchinenverwendung in der Landwirtſchaft bringt aber eine geſell⸗ 
ſchaftliche Arbeitserſparnis nur in beſchränktem Maße mit ſich; in der Haupt⸗ 
ſache handelt es ſich hier um eine Arbeitsverſchiebung, um die Verlegung von 
ca. 90 Prozent der zur Erzeugung der Ackerbauprodukte notwendigen Arbeit 
aus der Landwirtſchaft in die Induſtrie, vom flachen Lande in die ſtädtiſch⸗ 
induſtriellen Wohnplätze. Wir haben es hier mit einem politiſch und ökonomiſch 
gleich bedeutungsvollen Vorgang von unerhörter Tragweite zu tun. Das indu⸗ 
ſtrielle Kapital hat, indem es den amerikaniſchen Landwirt mit einem großen 
Apparat mechaniſcher Produktionsmittel ausrüſtete, ſich der zur Erzeugung der 
Ackerbauprodukte notwendigen Arbeit zu neun Zehnteln bemächtigt. Es iſt ſieg⸗ 
reich in die Sphäre der „organiſchen Hervorbringung“ eingedrungen, aus der 
es nach David auf ewig verbannt ſein ſollte. 3 

Nur die Tatſache, daß ca. 90 Prozent der zur Erzeugung der Ackerbau⸗ 
produkte notwendigen Arbeit in den Vereinigten Staaten von der induſtriellen 
Bevölkerung verrichtet werden, erklärt uns den ſtetigen Rückgang der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Bevölkerung im Verhältnis zur induſtriell⸗merkantilen in dem 
größten Agrarſtaat der Welt.“ Und nun fragen wir: Iſt die agrikole Pro⸗ 
duktion Amerikas nicht in der Tat ein Zweig der großen Induſtrie? Steckt 
denn in den Getreidemaſſen Amerikas ſo ſehr viel mehr Arbeit der Landbebauer 
als in den Baumwollſtoffen von Lancaſhire? Wir vermögen nur den Unter⸗ 
ſchied zu erkennen, daß bei den erſteren die induſtrielle Arbeit den Geſamt⸗ 
produktionsprozeß eröffnet, bei den letzteren aber beſchließt. In beiden Fällen 
ſind die Haupterzeuger die Arbeiter der großen Induſtrie. 

Und noch eins! Die Marxſche Prognoſe, wonach die techniſche Revolution 
die agrikole Produktion zu einem Zweige der großen Induſtrie umgeſtalten 
ſoll, hat jenſeits des Ozeans die glänzendſte Beſtätigung gefunden. Iſt es für 
Amerika nicht buchſtäblich wahr, daß „in der Sphäre der Agrikultur die große 
Induſtrie inſofern am revolutionärſten wirkt, als ſie das Bollwerk der alten 
Geſellſchaft vernichtet, den ‚Bauer‘, und ihm den Lohnarbeiter unterſchiebt.““ 
Der amerikaniſche Farmer iſt kein „Bauer“ — das hat Profeſſor Sering ſchon 
vor anderthalb Jahrzehnten erkannt —, er iſt ein an der Aneignung des 
geſellſchaftlichen Mehrwertes beteiligter kleinkapitaliſtiſcher Unternehmer, der, 
ausgerüſtet mit Kapital und Intelligenz, ſeine Unternehmung ausbeutet, um einen 
möglichſt großen Profit zu erzielen. Die Arbeit, die einſt dem „Bauer“ zufiel, 
wird heute tatſächlich von Lohnarbeitern verrichtet, nur daß dieſe infolge der ein⸗ 
getretenen Arbeitsverſchiebung nicht Landarbeiter, ſondern Induſtriearbeiter ſind. 


1 Vergl. die ſtatiſtiſchen Angaben bei Wirminghaus: Getreideproduktion, „Handwörter⸗ 
buch der Staatswiſſenſchaften“, 2. Aufl., Bd. IV, S. 331. 8 

2 Während in Deutſchland im Jahre 1899 der Einfuhrüberſchuß an Nahrungs 
mitteln, Genußmitteln und Vieh 1250 Millionen Mark betrug, belief ſich der Ausfuhr- 
überſchuß an landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen in den Vereinigten Staaten auf 2596 Mil⸗ 
lionen Mark. Vergl. Helfferich, „Handelspolitik“, 1901, S. 2930. 5 

3 Marx, „Das Kapital“, Bd. I. Ye 
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Und weiter: im Lichte unſerer Unterſuchung enthüllt ſich uns die amerika⸗ 
niſche Lebensmittelkonkurrenz als eine ihrem Weſen nach großinduſtrielle. 
Ohne den Prozeß der Arbeitsverſchiebung, wodurch eine immer größere Quote 
der Ackerbauarbeit induſtrialiſiert wurde, hätten mit dem vorhandenen Menſchen⸗ 
material niemals ſolch ungeheure Flächen unter Kultur genommen werden 
können. Denn der nur mit Handarbeit betriebene extenſive Körnerbau findet 
in dem außerordentlich großen Arbeitsaufwand zur Erntezeit ſeine engen 
Schranken. Erſt die Induſtrialiſierung der Ackerbauarbeit ermöglichte es, die 
zur Erntezeit benötigte Arbeit im voraus, unabhängig von Jahreszeit und 
Witterung, in räumlicher Ständigkeit und kontinuierlichem Fluſſe zu verrichten. 
Nur wer ſo die wirtſchaftlichen Kräfte Amerikas begreift, wird die ungeheure 
Wucht ſeiner landwirtſchaftlichen Konkurrenz und die gigantiſche Expanſion 
ſeines induſtriellen Kapitalismus ganz verſtehen. 
Diooch jetzt hören wir David: 
„Amerika, das Land freieſter Wirtſchaftsentwicklung, das Land der un⸗ 
gehinderten kapitaliſtiſchen Betriebskonzentration, der gigantiſchen Kapital⸗ 
vereinigungen in Induſtrie und Handel — überläßt die Führung und Vor⸗ 
herrſchaft in der Landwirtſchaft dem kleinen Selbſtwirtſchafter! Während in 
der Sphäre der mechaniſchen Verarbeitung die Unternehmungen immer mehr 
ins Große gehen, weiſt der Zeiger der Entwicklung im Reiche der organiſchen 
Hervorbringung offenſichtlich auf Verkleinerung der Betriebsdimenſionen. Ent⸗ 
weder ſind die amerikaniſchen Kapitaliſten ganz dumme Kerle, daß ſie den 
bäuerlichen Selbſtwirtſchafter nicht beiſeite ſchieben, um der Welt einmal zu 
zeigen, was das Großkapital in Sachen des landwirtſchaftlichen Fortſchritts 
vermag — oder die marxiſtiſche Agrartheorie hat ganz und gar daneben ge— 
ſchoſſen.““ 

Vor allem: die Behauptung Davids von der „Verkleinerung der Betriebs⸗ 
dimenſionen“ ſtützt ſich auf die ganz äußerliche Tatſache, daß die durch⸗ 
ſchnittliche Größe der Farmen von 203 Aeres im Jahre 1850 auf 137 Aeres 
im Jahre 1890 geſunken iſt. Aber dies beweiſt gar nichts, da die Kapital⸗ 
intenſität trotz der Verkleinerung der Fläche gewachſen iſt. Den einzig ſicheren 
Maßſtab für den Umfang amerikaniſcher Betriebe gibt die Größe des Betriebs⸗ 
kapitals. Letzteres hat aber zugenommen. Der amerikaniſche Farmer hat ſo⸗ 
wohl ſeine Viehbeſtände wie auch ſeinen Maſchinenpark vergrößert. Der klein⸗ 
kapitaliſtiſche Betrieb wächſt: die bäuerlichen und die auf Raubbau baſierenden 
Rieſenbetriebe gehen zurück. „Die Tatſache bleibt beſtehen“, ſagt Guſtav 
Fiſcher, „daß der mittlere Farmer nach der durch die Zählung von 1890 ent⸗ 
hüllten Tendenz mehr und mehr in die erſte Reihe der Landwirte tritt.“ Der 
kleinkapitaliſtiſche Charakter der mittleren Farmen erleidet durch die geringe 
Zahl der beſchäftigten Lohnarbeiter keine Einſchränkung, denn wenn dieſelben 
infolge der Arbeitsverſchiebung auch nur einen geringen Anteil an der Pro⸗ 
duktion des geſellſchaftlichen Mehrwertes haben, ſo ſind ſie doch auf Grund 
ihres im Verhältnis zum variablen Kapital großen konſtanten Kapitals an der 
Aneignung desſelben hervorragend beteiligt. 

Weiter! David kann ſich beruhigen: das amerikaniſche Großkapital war nicht 
ſo „dumm“, vor „der organiſchen Hervorbringung“ die Waffen zu ſtrecken. Es 


David, a. a. O., S. 661. 
Fischer, a. a. O., S. 57. 
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war aber auch zu ſehr auf ſeinen Profit bedacht, um ſich auf das immerhin 
wenig rentable Geſchäft des Bauernlegens einzulaſſen. Anſtatt die gerade, abe 
mit Hinderniſſen ökonomiſcher und politiſcher Natur reichlich gepflaſterte Straß 
der unmittelbaren Bauernexpropriation zu verfolgen, ſchlug die große Induſtri 
einen Weg ein, der in der Tat ein gewaltiger Umweg war. Aber wo es gilt 
große Terrainſchwierigkeiten zu überwinden, iſt der kürzere Weg nicht imme 
derjenige, welcher mit der geringſten Kraftanſtrengung zum Ziele führt. Nich 
als Feind, ſondern unter der Maske des ſtärkeren Freundes, der die bäuerlich 
Landwirtſchaft ja nur von ſchwerer Arbeitslaſt befreien wollte, drang das indu 
ſtrielle Kapital in die Sphäre der agrikolen Produktion ein. Indem die groß 
Induſtrie den amerikaniſchen Landwirt mit einem vielſeitigen Syſtem von 
Maſchinen verſorgte, verlegte das Kapital den Schwerpunkt der zur Erzeugun 
der agrikolen Produktion notwendigen Arbeit aus der Landwirtſchaft in Di 
Induſtrie, zog es neun Zehntel dieſer Arbeit an ſich, verwandelte es den Baue 
in einen Kleinkapitaliſten, für den fortan das Streben nach dem größtmöglichſter 
Profit zum Polarſtern ſeines Lebens wurde. Damit aber war die bäuerlich, 
Landwirtſchaft ſtill und ſchmerzlos überwunden, Führung und Vorherrſchaf 
in der Sphäre der „organiſchen“ Hervorbringung in die Hände des Kapitals 
gefallen. | 
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Zuckerproduktion und Zuckerprämie. 
Von Paul Lenſch. 


Als eine reife Frucht vom Baume des hiſtoriſchen Materialismus verdiem 
Max Schippels vor kurzem erſchienenes Buch „Zuckerproduktion und Zucker⸗ 
prämien bis zur Brüſſeler Konvention 1902“ gewürdigt zu werden. Schippe 
führt uns von den erſten Anfängen der Zuckerrohrbearbeitung bis in die 
modernſte Zeit. Sein Buch umſpannt alſo einen Zeitraum von 2400 Jahren, 
Freilich wird der größte Teil des Buches dem kleinſten Teile dieſer Zeitſpanne, 
dem neunzehnten Jahrhundert, allein gewidmet. Die voraufgehende Periode 
wird in 29 Seiten als Einleitung abgetan. Schippel will in dieſer Einleitung 
zwar nur die wichtigſten Abſchnitte der Rohrzuckerproduktion bis zum Bekannt 
werden der Zuckerrübe hervorheben und kurz kennzeichnen, aber trotzdem wäre 
hier ein tieferes Einſetzen der hiſtoriſchen Pflugſchar nicht unangebracht geweſen, 
Der merkwürdige und für die Zuckerinduſtrie charakteriſtiſche Dualismus 
zwiſchen landwirtſchaftlicher und induſtrieller Tätigkeit, zwiſchen dem Anbau 
der Zuckerpflanze und der Verarbeitung des Zuckerſaftes wäre plaſtiſcher her⸗ 
vorgetreten. Dieſer Gegenſatz zweier Arbeitszweige, wie er ſich ganz allmählich 
von Indien aus entwickelt und über Perſien, Agypten, Syrien, Cypern ver⸗ 
breitet, verwandelt ſich in der neuen Welt in den Gegenſatz zweier Arbeits⸗ 
verfaſſungen, der Sklaverei und der freien Lohnarbeit. Die beiden Zweige der 
Induſtrie fallen ſinnlich auseinander, eine interkontinentale Arbeitsteilung greift 
Platz: Amerika, das Land der Sklavenarbeit, behält den roheren Teil des 
Geſamtprozeſſes, die Gewinnung der Zuckerpflanze, Europa mit ſeiner freien 
Lohnarbeit gewinnt den komplizierteren Teil, die Raffinerie. Der Einfluß dieſer 
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Verhältniſſe auf die Durchführung der merkantiliſtiſchen Grundſätze im ſieb⸗ 
zehnten und achtzehnten Jahrhundert kann hier nur angedeutet werden. 
Um die Wende des achtzehnten Jahrhunderts war die Stellung der neuen 
Welt als Produktionsſtätte des Zuckers noch völlig unerſchüttert. Sie hatte 
Europa gegenüber das Monopol auf die Zuckerpflanze. Mit dem Beginn des 
neunzehnten Jahrhunderts änderte ſich das. Die heraufkommende kapitaliſtiſche 
Produktionsweiſe entriß Amerika dieſes Monopol. Die eigenſte Tochter der 
großen Induſtrie, die Chemie, entdeckte in der Runkelrübe eine neue Zucker⸗ 
pflanze. Schon im Jahre 1747 ſtellte der preußiſche Chemiker Andreas Marg⸗ 
graf das Vorhandenſein von Zucker im Safte der ſchleſiſchen Rübe feſt und 
wies zugleich die Möglichkeit der fabrikationsmäßigen Darſtellung dieſes Zuckers 
nach. Allein was eine chemiſche Möglichkeit war, war noch lange keine öko— 
nomiſche. Solange die Zuckerpreiſe tief ſtanden und eine Störung des Zucker⸗ 
handels nicht abzuſehen war, hatte Marggrafs Entdeckung nur ein Intereſſe 
für die Mitglieder der phyſikaliſchen Klaſſe der Berliner Akademie der Wiſſen⸗ 
ſchaften. Daran konnten auch die Verſuche Achards nichts ändern, die Schippel 
ſo anſchaulich beſchreibt. Die damalige Landwirtſchaft mit Flurzwang und 
Dreifelderwirtſchaft war noch nicht reif für die neue Tätigkeit, die in der Folge 
gerade den Ackerbau am tiefſten umwälzen ſollte. Erſt mit der großen fran⸗ 
zöſiſchen Revolution, die die Landwirtſchaft von der traditionellen Betriebsform 
befreite, war die Möglichkeit, und erſt in der Not der Kontinentalſperre, die 
die Zuckerpreiſe faſt verzehnfachte, war die Notwendigkeit gegeben, einen ernſt⸗ 
haften Verſuch mit der preußiſchen Entdeckung zu machen. Im Kaiſerreich 
ging man mit napoleoniſcher Energie an die Gründung von Rübenzuckerfabriken. 
Im Jahre 1813/14 beſaß Frankreich 213 ſolcher Unternehmungen, die bereits 
S Millionen Pfund Zucker produzierten. Dieſe Herrlichkeit wurde jedoch nach 
Aufhebung der Kontinentalſperre ſofort von dem hereinſtürzenden Warenſtrom 
weggeſchwemmt. Am Tage der Friedensverkündigung ſank der Zuckerpreis um 
zwei Drittel. Der größte Teil der Betriebe war ruiniert. 

Immerhin war die kurze Periode nicht wertlos geweſen für die Geſchichte 
der Zuckerinduſtrie. Sie hatte die hiſtoriſche Aufgabe erfüllt, die Gewinnung 
von Rübenzucker über das Niveau des Experimentes zu heben. Die neue In— 
duſtrie blieb der Welt erhalten. 
| Die Politik, die nach der Reſtauration in Frankreich auf dem Gebiet der 
Zuckerinduſtrie eingeſchlagen wurde, war in erſter Linie beſtimmt durch die 
Rückſicht auf die Kolonien. Den britiſchen Kolonialzucker wehrte man durch 
einen wirkſamen Differenzialzoll ab. Die Aufnahmefähigkeit des franzöſiſchen 
Marktes für Rohzucker wurde noch geſteigert durch hohe Exportprämien, die 
eine abnorme Raffinadenausfuhr zeitigten. Aber gerade dieſe Prämien wurden 

der Stein des Anſtoßes. In Guadeloupe, Martinique, Bourbon rc. gefährdete 

das ſich immer weiter ausdehnende Zuckerrohr die anderen Erwerbszweige der 

Inſeln. Kaffee⸗ und Kakaoplantagen wurden vernichtet, das Zuckerrohr trat 

an ihre Stelle. Die Produktion ſprang von 14 Millionen Kilo im Jahre 1814 
auf faſt 80 Millionen im Jahre 1828, und mit ihr ſtiegen die Ausfuhrprämien 

auf faſt 9 Millionen Franken für das Jahr 1829, auf mehr denn 12 Mil⸗ 

lionen Franken für 1831. Die Prämien mußten eingeſchränkt werden. 
| Der Rübenzucker hatte die Gunſt der Verhältniſſe gut ausgenutzt. Die 
kritiſche Zeit nach dem Friedensſchluß hatte er bald überwunden, und dann 
zeigte ſich, daß die franzöſiſche Handelspolitik dem Rohrzucker keine Vorteile 
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bieten konnte, ohne dem Rübenzucker noch größere zu bieten. Der Normal⸗ 
zoll, den franzöſiſcher Kolonialzucker zu zahlen hatte, garantierte dem Rüben⸗ 
zucker, dem völlig zollfreien Produkt, einen Extraprofit. Die Rübenfläche wuchs 
daher ſtetig. Im Jahre 1828 beſtellte man 3130 Hektar, 1836 bereits 
16700 Hektar mit Rüben. Ein volles Drittel des heimiſchen Konſums wurde 
vom Rübenzucker gedeckt. In dieſer Not entſchloß man ſich endlich, eine 
Steuer auf Rübenzucker zu legen, 16 Franken pro 100 Kilo, was freilich 
keineswegs eine Einſchränkung der Anbaufläche herbeiführte. Sodann aber 
ſtellte ſich immer mehr heraus, daß die Produktionsfähigkeit des wenig aus⸗ 
gedehnten Rohrzuckergebiets ihren Höhepunkt erreicht hatte, während die An⸗ 
ſprüche des franzöſiſchen Marktes ſtetig wuchſen. Ein Zurückdrängen des 
Rübenzuckers bedeutete jetzt alſo lediglich den engliſchen Kolonialzucker prote⸗ 
gieren. Man arbeitete daher nunmehr daran, eine Annäherung der Rüben⸗ 
zuckerſteuer mit dem Rohrzuckerzoll ſchrittweiſe durchzuſetzen. 

Hatte ſo das kapitaliſtiſche Europa der neuen Welt das eine Fundament 
der Zuckerinduſtrie entriſſen, eben das Monopol auf die Zuckerpflanze, ſo zer⸗ 
trümmerte ſie jetzt auch noch das zweite: die koloniale Arbeitsverfaſſung, die 
Sklaverei. England hatte bereits 1833 die Sklaverei in Weſtindien abgeſchafft, 
die franzöſiſchen Kolonien folgten damit nach dem Februaraufſtand. Das ent⸗ 
ſprach nicht nur den Grundſätzen von Freiheit und Gleichheit, ſondern, was 
noch wichtiger war, auch den Intereſſen der franzöſiſchen ländlichen Wähler⸗ 
maſſe. Und von wie großer Wichtigkeit die Berückſichtigung dieſer Intereſſen 
für die Machthaber in Paris, vor allem für den Präſidenten Napoleon war, 
iſt bei Marx näher nachzuleſen. Die koloniale Zuckerproduktion Frankreichs 
ſank in den unruhigen Jahren 1848 bis 1850 von 63 auf 50 Millionen Kilo, 
während der Rübenzucker in denſelben Jahren von 39 Millionen auf 75 Mil⸗ 
lionen Kilo ſtieg. Damit war für Frankreich die Rübenzuckerinduſtrie maß⸗ 
gebend geworden. 

Noch einfacher hatten ſich die Verhältniſſe im Zollverein entwickelt, da es 
hier keine Kolonialintereſſen zu wahren gab. Auch hier ermöglichte es die 
gewährte Steuerfreiheit dem Rübenzucker, ſeine Anbauzone zu erweitern, und 
im ſelben Maße wie in Frankreich litt auch im Zollverein der Fiskus. Man 
ging daher hier zur Beſteuerung des Rübenzuckers über. Im Jahre 1841 legte 
man eine Abgabe von ¼ Silbergroſchen auf den Zentner Rüben. Zugleich 
erfuhr fremder Zucker eine erhebliche Mehrbelaſtung, und die Folge war ein 
Sinken der Einfuhr und eine erneute Bedrohung der fiskaliſchen Intereſſen. 
Die Zolleinnahmen für fremden Zucker ſanken in den Jahren 1849 bis 1851 
von 4,9 Millionen auf 3,1 Millionen Taler. Durch ſchrittweiſes Erhöhen der 
Rübenſteuer ſuchte man dieſen Ausfall wieder einzuholen. Um dieſelbe Zeit 
wie in Frankreich hatte ſich alſo auch im Zollverein die Lebensfähigkeit der 
neuen Induſtrie definitiv herausgeſtellt. Von Vorſchlägen, wie ſie beſonders in 
Frankreich ventiliert wurden, die „Zuckerfrage“ durch gänzliche ſtaatliche Ab⸗ 
löſung der Rübenzuckerfabriken zu löſen, war nicht mehr die Rede. 

Doch die finanzpolitiſche Seite der Rübenzuckerinduſtrie tritt an Wichtig⸗ 
keit und Intereſſe weit zurück hinter der allgemein wirtſchaftlichen; ja, man 
kann ſagen, ſie flößt ein beſonderes Intereſſe lediglich durch die Art und 
Weiſe ein, wie ſie den wirtſchaftlichen Charakter der Induſtrie ſtärker her⸗ 
vortreten läßt. Und das hat allerdings die Zuckerſteuer in hervorragendem 
Maße getan. 4 
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| Die Geſetzgebung nahm an, daß zur Heritellung eines Zentners Zucker 
20 Zentner Rüben nötig ſeien. Sie erhob jedoch keine Fabrikat ſondern eine 
Materialſteuer. Nicht der Zucker wurde verſteuert, ſondern die Rübe. Gelang 
es nun dem Fabrikanten, aus weniger Rüben mehr Zucker zu gewinnen, jo 
hatte er offenbaren Vorteil, und es verſteht ſich, daß dieſer Vorteil viel mehr 
den großen Fabriken als den kleinen winkte. Die Induſtrie begriff die Situation 
natürlich ſehr raſch. Bereits im Jahre 1858 brauchte man nur 12 bis 14 Zentner 
Rüben, um einen Zentner Zucker zu gewinnen. Die Zuckerprämie war da. 
Vergebens ſuchte die Steuergeſetzgebung dieſer Entwicklung durch ſchrittweiſe Er- 
höhung der Steuer nachzukommen. Die neuen Sätze waren ſchon veraltet, bevor 
‚fie in Kraft traten. In immer ſteigendem Maße wurde die Wiſſenſchaft dem. 
Produktionsprozeß eingegliedert, die qualifizierten Rübenböden immer ſtärker 
begünſtigt, die Qualität der Rübe immer mehr gehoben. 

Dieſe Verquickung von Wiſſenſchaft und Ackerbau hat nach und nach das 
geſamte landwirtſchaftliche Gewerbe erfaßt und von Grund aus revolutioniert. 
„Der Rübenzucker“, ſagt Schippel, „mag ſich in unſeren öffentlichen Körper⸗ 
ſchaften in feinen Vertretern noch jo konſervativ gebärden, in Wirklichkeit hat 
er den revolutionären Sauerteig bilden helfen, der auf dem Lande und in der 
Landwirtſchaft die Zerſetzung der alten und die Geſtaltung der beſtehenden 
wmirtſchaftlich⸗ſozialen Verhältniſſe mächtig befördert und mitbeſtimmt hat.“ Der 

Rübenbau zwingt zu intenſiver Wirtſchaft, zur Maſchinenbenutzung, zur Tief⸗ 
kultur. Die Erträge derſelben Bodenfläche verdoppeln ſich häufig. Die Rück⸗ 
ſtände der Rübe geben ein vorzügliches Viehfutter ab. Dem Landwirt wird 
es möglich, einen erheblich größeren Viehſtand zu halten denn früher. Der 
Weidegang fällt fort. Rationelle Stallfütterung tritt an ſeine Stelle. 
| Und damit nicht genug! Nicht nur die technifchen, auch die ſozialen Ver⸗ 
hältniſſe werden umgeſtaltet. Der ſo ſtark geſtiegene Wert des Bodens drängt 
dazu, den alten ſtändigen Arbeitern die ihnen bisher überlaſſenen Landparzellen 
abzunehmen und die Gutsbetriebe durch Ankauf von Kleinbauerland „ab⸗ 
zurunden“. Schon in den vierziger Jahren wurden in der Nähe Magdeburgs 
ganze Dörfer von den Zuckerfabriken ausgepachtet. Das Kleinbauerntum ver⸗ 
ſchwindet, ebenſo die auf Naturallohn geſetzten ländlichen Arbeitskräfte. An 
Stelle der Deputatiſten und Inſten tritt die unterſchiedsloſe Maſſe der im 
Geldlohn arbeitenden Landproletarier. Die Landwirtſchaft wird zu einem Saiſon⸗ 
gewerbe, in der man zu gewiſſen Zeiten des Jahres eine ſtarke Arbeitermaſſe 
braucht, für den Reſt des Jahres ruht die Arbeit dann faſt völlig. Es genügte 
nicht, die früheren ſtändigen Arbeiter in Geldlohn zu nehmen. Sie waren jetzt 
im Sommer viel zu wenig und im Winter viel zu viel. Man brauchte eine 
Arbeiterſchaft, die man für den Winter wieder abſchieben konnte. Die ſogenannte 
Sachſengängerei entſtand, das heißt jene periodiſchen Wanderungen ländlicher 
Proletarier aus dem Oſten nach dem Weſten, die im April beginnen und im 
Dezember wieder zurückfluten. Mit dem Sachſengänger hat die Rübenzucker⸗ 
induſtrie ihren Arbeiter erhalten, der ſie genau ſo charakteriſiert wie der Plan⸗ 
tagenſklave die Rohrzuckerinduſtrie, und wie der Sachſengänger ein Produkt 
der Auflöſung und Umwälzung aller Verhältniſſe iſt, jo hilft er ſelbſt wieder, 
die Verhältniſſe weiter aufzulöſen und umzuwälzen. Je mehr Wanderarbeiter 
nach dem Weſten vordringen, deſto mehr eingeborene Arbeiter ſtrömen in die 
Städte ab und deſto ſtärker wird das Bedürfnis nach den bedürfnisloſen Polen, 
Ruſſen und Galiziern. Je länger das Syſtem der Sachſengängerei dauert, 
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deſto mehr macht fie dieſe fremden Arbeiter mit den höheren Lebensanſprüchen 
des Weſtens vertraut, ſteigert alſo ihre Lohnforderungen, verteuert ſie und 
macht ſie dadurch für die „notleidende“ Landwirtſchaft immer unbrauchbarer, 
Die Folge iſt ein immer weiteres Hinausſchieben des Rekrutierungsbezirkes der 
Sachſengängerei nach Oſten. Zugleich aber verliert der Sachſengänger ſeine 
Eigenſchaft als ſpezifiſcher Rübenarbeiter und wird der allgemeine Landarbeiter. 

Dieſe Entwicklung wurde je länger deſto ſtärker beeinflußt durch die Ver⸗ 
hältniſſe, die die internationale Lebensmittelkonkurrenz heraufgebracht hatte. 
Die Agrarkriſis entſtand, Kornzölle wurden erhoben, die die „Not der Land⸗ 
wirtſchaft“ nur noch verſchärften, die Rentabilität des einheimiſchen Körnerbaus 
ſchwand. Die Folge war eine rapide Ausdehnung der Anbaufläche für Rüben. 
Je tiefer die Getreidepreiſe ſanken, deſto höher wuchs die produzierte Zucker⸗ 
maſſe, und während ſich 1893 bis 1895 der tiefſte Fall der Getreidepreiſe voll⸗ 
zog, ſtieg ganz folgerichtig der Rübenbau und die Zuckerfabrikation zu Beträgen 
empor, die man früher in das Nebelreich toller Phantaſien verwieſen haben 
würde. 

Und dies nicht nur in Deutſchland. In Dfterreich jo gut wie in Frankreich, 
in Belgien wie in Holland, in Skandinavien wie in Spanien. Sogar die Ge⸗ 
treideexportländer ziehen die landwirtſchaftliche Induſtrie mit großer Mühe auf, 
Auf Rußland folgten der Balkan und jenſeits des Ozeans die Vereinigten 
Staaten. Dadurch ſind neue Probleme entſtanden. Der Kampf dreht ſich jetzt 
nicht mehr wie einſt um den Gegenſatz von Rohr und Rübe, ſondern er tobt 
zwiſchen Rübenland und Rübenland. 5 

Dieſe haſtige Zuckerproduktion war auch, wie wir bereits geſehen hatten, 
durch die Art der Beſteuerung lebhaft unterſtützt worden. Nicht nur erfreute 
ſich der Rübenzucker eines Schutzzolls gegen den Rohrzucker, ſondern er war 
noch im Genuß einer Produktionsprämie. Vollverſteuert war ſtets nur die 
„normale“ — jedesmal viel zu niedrig angeſetzte — Zuckerausbeute. Jeder 
aus der beſtimmten Rübenmenge mehr gewonnene Zentner Zucker blieb ſteuer⸗ 
frei. Bei der Ausfuhr des Zuckers wurde nun nicht nur die wirklich gezahlte 
Steuer zurückgezahlt, ſondern noch etwas mehr. Die Geſetzgebung nahm zum 
Beiſpiel an, daß zur Herſtellung eines Zentners Zucker 16 Zentner Rüben 
nötig ſeien. Der Fabrikant gebrauchte aber vielleicht nur 12 Zentner. Die 
4 Zentner Differenz blieben zollfrei. Exportierte nun der Fabrikant dieſen 
Zucker, ſo erhielt er pro Zentner Zucker die Steuer von 16 Zentner Rüben 
„zurück“, obwohl er nur 12 verſteuert hatte. So trat an Stelle der Einnahmen 
für den Fiskus die Prämie für den Untenehmer, die demnach mit jedem Fort⸗ 
ſchritt der Technik ſich erhöhen mußte. Daß durch dieſes Syſtem die großen 
Fabriken noch mehr begünſtigt wurden als die kleinen, leuchtet ſofort ein. Den 
Intereſſen des Fiskus ſuchte man durch periodiſche Erhöhungen der Rübenſteuer 
gerecht zu werden. In den vierziger Jahren ſtieg die Steuer pro 100 Kilo von 
40 auf 60 Pfennig, in den fünfziger Jahren bis zu 150 Pfennig, fie wurde 1869 
auf 160 Pfennig und ſchließlich 1886 auf 170 Pfennig erhöht. Doch vergebens. 
Mit dem Sturmſchritt der techniſchen Entwicklung hielten dieſe Sätze nicht Schritt, 
Die Produzenten erhielten bei der Ausfuhr eine ſtets größere Summe zurück, als 
ſie bei der Produktion als Steuer bezahlt hatten. Die Prämie fegte die Staatskaſſe 
immer wieder leer. Mit den ſechziger Jahren begann der deutſche Zucker den 
Weltmarkt zu beſchreiten, wo er mit dem unbelaſteten Rohrzucker zu konkurrieren 
hatte. Je mehr dieſe Entwicklung anhielt, deſto mehr ſchwollen die Prämien 
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m. Ende der ſiebziger Jahre war der Zuſtand bereits akut geworden und zu 
Beginn der achtziger war er direkt unhaltbar. Die deutſche Zuckerausfuhr war 
m Jahrzehnt 1875—1876 bis 1884— 1885 angeſchwollen von 561209 auf 
737274 Doppelzentner. Die Ausfuhrvergütungen hatten ſich für ungefähr 
neſelbe Zeit vermehrt von 3,5 Millionen Mark auf 128,5 Millionen. Der 
em Staate verbleibende Betrag war geſunken von 63,4 Millionen Mark 
m Jahre 1875/76 auf 39,3 Millionen für 1884/85 und ſank für das 
Jahr 1887/88 ſogar auf 14,6 Millionen Mark. In Sſterreich war es ſchon 
875/76 glücklich ſoweit gekommen, daß der Staat an Ausfuhrprämien 
35556 Gulden mehr herauszahlte, als er an Steuern einnahm!! 
Eine erneute Erhöhung der Rübenſteuer um 10 Pfennig wurde allgemein 
zur als Verlegenheitsmaßregel empfunden. Es galt das ganze Syſtem zu be— 
eitigen. Die von allen Seiten auf den Weltmarkt ſtrömenden Zuckermaſſen 
enkten den Preis beängſtigend. Vor allem konnten die Rohrzuckerländer dieſem 
treiben nicht mehr müßig zuſehen, denn die Zuckerkolonien litten am ſchwerſten. 
Ran gewöhnte ſich in England und Amerika an den Gedanken, etwas zum 
schutze der Rohrzuckerinduſtrie tun zu müſſen. Aber auch die Rübenzucker⸗ 
änder ſahen ſich einem unhaltbaren Zuſtand gegenüber. Vergebens ahmte 
frankreich, deſſen Induſtrie am meiſten litt, das Prämienſyſtem Deutſchlands 
ach, vergebens trat 1887/88 die Londoner Zuckerkonferenz zur Ab— 
haffung der Prämien zuſammen. Hier zeigte ſich wieder, daß es leichter iſt, 
zrämien aufzulegen als zu beſeitigen. Vor allem am Widerſtreben Frankreichs 
cheiterte die Konferenz. | 
Bis zur definitiven Beſeitigung der Prämien, die nur noch die Frage einer 
urzen Zeit ſein konnten, behalf man ſich mit Reformen; ja, Deutſchland ver⸗ 
achte ſogar, die Prämien auf eigene Hand loszuwerden. Vom 31. Juli 1897 
b ſollten alle Prämien fallen. Es kam jedoch nicht dazu. Die zu Beginn 
er neunziger Jahre ihren Höhepunkt erreichende landwirtſchaftliche Kriſis führte 
u einer verſchärften Zuckerproduktion, deren Folge ein ſtarker Preisdruck war. 
in dieſer Situation ließ ſich die Regierung von dem agrariſchen Geſchrei 
inſchüchtern. Statt der Beſeitigung der Prämien erhielten wir eine Er- 
öhung. Vom 1. Auguſt 1896 galten faſt doppelt ſo hohe deutſche Ausfuhr⸗ 
rämien wie in den vier verfloſſenen Jahren. Oſterreich folgte noch im gleichen 
jahre, Frankreich im folgenden. Das Prämienwettrennen hatte offenſichtlich 
den Sinn und Verſtand verloren. Die Rettung aus dieſer Sackgaſſe kam 
om Ausland, von England und Amerika. 
Die Kapitel, in denen Schippel dieſe „Gegenſtrömungen in den Einfuhr⸗ 
ndern“ auseinanderſetzt, gehören zu den beſten Partien des Buches. Als 
n Beiſpiel anſchaulicher Wirtſchaftsgeſchichte find fie geradezu muſterhaft. 
ſchippel arbeitet hier auf einem Gebiet, das bisher weder den Tatſachen noch 
em hiſtoriſchen Zuſammenhang nach genügend bekannt war, und er bändigt 
en gewaltig quellenden Stoff in einer Weiſe, die den geſchulten Wirtſchafts⸗ 
iſtoriker glänzend hervortreten läßt. 
Die Rolle des Hechtes im Karpfenteich ſpielte bei der Beſeitigung der Aus⸗ 
ihrprämien Amerika. Vom 24. Juli 1897 ab erhoben die Vereinigten Staaten 
ir allen Zucker aus Prämienländern einen Zuſchlagszoll gleich dem Netto⸗ 
etrag der darauf vergüteten Prämie. Damit waren die Ausfuhrprämien mehr 
ls überflüſſig geworden. Der deutſche Zucker zum Beiſpiel ſtand ſeit 1897 
uf dem amerikaniſchen Markte mit Prämien genau fo da wie ohne Prämien. 
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Nur die amerikaniſche Staatskaſſe ſtand ſich beſſer. Die recht anſehnlich 
Summen, die dem Deutſchen Reiche als ganz wirkungsloſe Ausgabe für d 
nach Amerika gehenden Zucker abhanden kamen, tauchten mit tödlicher Sicht 
heit, auf Heller und Pfennig, als Mehreinnahme in der Waſhingtoner Bunde 
kaſſe wieder auf. 

In einem prächtigen Kapitel weiſt Schippel nach, daß dieſes Vorgeh 
Amerikas gegen den europäiſchen Rübenzucker kein ſpontaner Einfall, ſonde 
das logiſche Schlußglied einer Entwicklungskette war, deren Ziel der „Schr 
der nationalen Arbeit“ bildete. Neben einer alteingelebten Rohrzuckerinduſtt 
im Süden galt es, eine junge Rübenzuckerinduſtrie im Norden zu ſchützen. I 
dieſen Schutz erfuhr die amerikaniſche Induſtrie nicht bloß dem alten Euro 
gegenüber, ſondern auch, wenn auch in etwas ſchwächerem Maßſtab, vor di 
neuangegliederten Schutzgebieten. Schippel ſtellt der europäiſchen Rübenzucke 
induſtrie ein ſehr ungünſtiges Prognoſtikon für ihr zukünftiges Verhältnis 
Amerika. An eine fortſchreitende Erſchließung des amerikaniſchen Marktes fi 
das europäiſche Produkt ſei nicht zu denken. Die amerikaniſche Handelspoli 
werde in ihren allgemeinen Richtlinien ſchwerlich wieder ein ſtarke Ablenku 
erfahren. 4 

Neben Amerika ſpielte England die Hauptrolle bei der Beſeitigung d 
Zuckerprämien. Die Forderung der Ausgleichszölle wurde ſchon in den ſiebzig 
Jahren erhoben, denn die engliſchen Zuckerinſeln in Weſtindien litten ſchw 
unter der Konkurrenz des Rübenzuckers. Lebhafter wurde dieſe Strömung, a 
1897 eine königliche Kommiſſion Erhebungen über die wirtſchaftlichen Zuſtän 
in Weſtindien anſtellte und hierbei den drohenden wirtſchaftlichen Zuſammenbru 
dieſes Teiles des engliſchen Reiches konſtatierte. Ein in Betracht kommend 
innerer Markt fehlte, das eine Produkt Zucker war und blieb der Grundſtei 
des ganzen Arbeitsgetriebes. Unter der Sklaverei war jeder Maſſenfortſchri 
unmöglich geweſen. Die ſpäter an die Stelle der Sklaven tretenden „freien 
Arbeiter waren nicht viel anders als ihre Vorgänger. Während ſonſt unt 
einer abſterbenden Produktionsweiſe ſich die perſönlichen und ſachlichen Elemen 
einer neuen zu bilden pflegen, brach hier das alte Syſtem zuſammen, ohne d 
Bedingungen eines neuen entwickelt zu haben. Die Vorſchläge der Kommiſſio 
zur Linderung dieſer Mißſtände lauteten zwar nicht auf die Erhebung vo 
Ausgleichszöllen gegen die kontinentalen Prämien, doch brachte die Enquete d 
Agitation gegen den Prämienrübenzucker wieder raſch in Gang. Für Wei 
indien begnügte man ſich mit der Zahlung von Subventionen, die ſeitdem ar 
dem engliſchen Budget nicht wieder verſchwunden ſind. Wirkſamen Schutz bote 
ſie natürlich nicht. Im Gegenteil! Nach Reiſeberichten aus dem Winter 1900/C 
war ihr Einfluß ſtark demoraliſierend. 

Inzwiſchen war auch in dem eigentlichen Bollwerk des engliſchen Wel 
reichs, in Indien, die Zuckerkriſis akut geworden. Und hier griff man in de 
Tat, dem engliſchen Freihandel zum Trotze, zu Ausgleichszöllen. Trotzdem hit 
der maſſenhaft konſumierte volksübliche Rohzucker der importierten Raffinat 
das Eindringen außerordentlich erſchwerte, ſo bürgerte ſich doch in den Städte 
und von den Städten ausgehend auch auf dem Lande der Raffinadenkonſu 
mit zunehmendem Wohlſtand mehr und mehr ein. Nachdem der Zucker au 
Mauritius Breſche gelegt hatte, folgte in den achtziger und neunziger Jahre 
der europäiſche Rübenzucker immer ſtärker. Damit aber wurde der Wohlſtan 
der bäuerlichen Maſſen ins Mark getroffen. Bereits war einer der wichtigſte 
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Landwirtſchaftszweige, der Indigobau, durch die chemiſchen Fabriken Europas, 
vor allem Deutſchlands, mit Vernichtung bedroht, die vegetabiliſchen Ole 
Indiens hatten dem importierten Petroleum weichen müſſen — ſollte man auch 
die Zuckergewinnung Indiens durch Europa zu grunde richten laſſen? Das 
Verlangen nach Ausgleichszöllen wurde immer ſtärker, zudem war auch die 
Zuckerproduktion von Mauritius durch den Prämienzucker aufs äußerſte ge⸗ 
fährdet. Der Ruf nach Nachahmung des amerikaniſchen Beiſpiels wurde immer 
ſtärker. Ein Perſonenwechſel in Kalkutta beſchleunigte die Entſcheidung. Lord 
ECurzon, aus der politiſchen Schule Chamberlains, ſetzte in noch nicht drei 
Monaten durch, was vorher als undenkbar galt: mit dem 20. März 1899 
erhob Indien Ausgleichszölle. 
Diieſe Tat wirkte wie ein Donnerſchlag auf die Länder mit Prämienzucker, 
ſpeziell auf Frankreich, das am längſten der internationalen Beſeitigung der 
Prämien ſich widerſetzt hatte. Auf dem internationalen Kongreß von Brüffel 
1901/52 wurde jie von den meiſten Staaten beſchloſſen und damit der Be— 
nutzung einer der „vergiftetſten und gefährlichſten Waffen des Konkurrenz⸗ 
kampfes unter den Völkern“ ein Riegel vorgeſchoben. 
Am Schluſſe ſeines Buches gibt Schippel einen kurzen Überblick über die 
möglichen Folgen dieſes wichtigen Ereigniſſes. Nach ſeiner Anſicht wird ſich 
weder etwas im Verhältnis von Rübenland zu Rübenland ändern, noch iſt 
eine ernſte Alterierung des Verhältniſſes zwiſchen Rüben⸗ und Rohrzucker an⸗ 
zunehmen. Über den letzten Punkt ſind wir freilich anderer Anſicht. Zwar 
ſagt Schippel mit vollem Rechte: Nicht die treibende Kraft der Sonne, nicht 
der urwüchſige Reichtum des Bodens, noch weniger die Bedürnisloſigkeit und 
der geduldige Stumpfſinn blind ſchaffender Halbſklaven verleiht den Sieg in 
dem wirtſchaftlichen Ringen der Völker, ſondern die Reife und Vielſeitigkeit der 
‚zeiftigen Kultur, die Fülle und Beweglichkeit des Kapitals und vor allem der 
ſoziale Hochſtand und die freie Mannhaftigkeit der handarbeitenden Bevölke— 
kung. Indeſſen ſpricht ja Schippel an anderer Stelle ſelbſt aus, daß bei- 
pielsweiſe die europäiſche Zuckerinduſtrie vom amerikaniſchen Markte immer 
nehr abgedrängt werde. Ein großer Anteil am Erſatz würde doch wohl ohne 
Zweifel den Zuckerrohrfeldern des Südens ſowie der Schutzgebiete zufallen. 
Das allein würde ſchon bei dem ſtarken Zuckerkonſum der Union keine un⸗ 
rhebliche Veränderung im Verhältnis der beiden Zuckerſorten bedeuten. So— 
Dann iſt es wohl noch keineswegs ausgemacht, daß der Arbeiter der Rohrzucker 
uduſtrie ſtets ein „blind ſchaffender Halbſklave“ ſein muß. 
Wir müſſen uns auf dieſe den reichen Inhalt des Buches natürlich nicht 
rſchöpfende Skizzierung der weſentlichſten Punkte beſchränken. Schippels Buch 
ſt nicht nur eine Fundgrube ſchätzbaren Materials, wodurch es für Politiker 
und Induſtrielle außerordentlich wertvoll wird, es eröffnet auch große hiſtoriſche 
Jerſpektiven, die dem Ganzen einen reizvollen Glanz verleihen. Die durch— 
ichtige Darſtellung und die Kunſt, auch ſcheinbar trockene Gegenſtände an— 
egend zu behandeln, machen die Lektüre des Buches nicht nur für den Fach- 
ann, ſondern auch für intelligente Arbeiter zu einem Genuß. 
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Zur materialiſtiſchen Geſchichtsauffaflung. 
Von Marx Setterbaum. 


II. warum halten wir die Theorie für wahr? 

Achille Loria erhob am Kongreß gegen Marx und Engels den Vorwurf 
ſie hätten in keiner Weiſe die Theſen des hiſtoriſchen Materialismus erwieſen 
Auf die Frage nach den Gründen der Wahrheit ihres Axioms hätten ſie ſich 
beſchränkt, zu antworten: „Studieret die Geſchichte, wo ihr den Beweis fin 
unſere Theſe findet.“ | 

Loria irrt. Marx und Engels haben nicht nur durch die Art, wie ſie di 
Theorie gebrauchten, ihre Wahrheit und den Weg zu ihrer fruchtbaren An 
wendung gezeigt, ſie haben fie auch — insbeſondere Engels — zu verſchiedener 
Malen begründet, ſowohl in den allgemeinen einfachen Sätzen der Marxſcher 
Grabrede als in den Schriften über Dühring und Feuerbach. Wahr iſt bloß 
daß Marx und Engels über den hiſtoriſchen Materialismus kein bejonvere: 
ſyſtematiſches Buch mit allerlei deduktiven Verſtandesbeweiſen verfaßt haben 
Aber war ein ſolches Buch notwendig? Hätte es das zu Erweiſende mi 
größerer Kraft erwieſen als die tatſächliche Anwendung der Theorie durch 
Marx und Engels, als die ſonſtigen ihr von ihnen gewidmeten Sätze? Ia 
zweifle daran. Lorias eigener Verſuch, in ſeinem Vortrag das von Marx un 
Engels Verſäumte nachzuholen, ſteht tief unter der demonſtrierenden Wuch 
einzelner Marx⸗Engelsſcher Sätze. Begriffliche Deduktionen fördern übrigen 
an neuen Erkenntniſſen nicht mehr zu tage, als in der durch ſie zu erweiſenden 
Theſe ſchon enthalten und jedem geſchulten Auge ſichtbar iſt, und eine an 
Studium des konkreten geſchichtlichen Materials gewonnene Generaliſation, wi 
es unſere Theſe iſt, kann in letzter Inſtanz ſtets bloß durch ihre Anwendung 
an und in der Geſchichte verifiziert werden. Wenn aber auch die materiell 
Wahrheit jeder empiriſch-wiſſenſchaftlichen Theorie bloß an dem ihr eigenen Er 
fahrungsſtoff erwieſen werden kann, ſo bleibt doch noch die Frage offen, unte 
welchen Erkenntnisbedingungen ſich auf dem betreffenden Erfahrungsgebie 
überhaupt Wahrheit oder richtiger Wiſſenſchaft erlangen läßt. Haben wi 
dieſe Bedingungen feſtgeſtellt und finden wir fie in einer Theorie erfüllt, f 
gewinnen wir auch einen Einblick in den Bau und die Elemente dieſer Theori 
und im Zuſammenhang damit ein Urteil, ob und inwieweit Wahrheit dure 
dieſe Theorie erkannt werden kann. | 

Eine ſolche methodologiſche Unterſuchung kann daher in vielfacher Richtun 
auch für die Theorie des hiſtoriſchen Materialismus von Nutzen ſein. 

Es iſt Aufgabe und Weſen der Wiſſenſchaft, jedweder Wiſſenſchaft überhaupt 
das Werden der von ihr unterſuchten Phänomene in deren vollſtändigem um 
lückenloſem Verlauf, das iſt in ihrem Zuſammenhang, aufzuzeigen. Das Werdet 
eines gegebenen Zuſammenhanges können wir nur unter dem Geſichtspunk 
der Bedingtheit erfaſſen. Nur unter der Annahme, daß das jeweilig Geworden 
unter und durch beſtimmte Bedingungen ſo geworden iſt, wie es wurde, unte 
Annahme des Kauſalgeſetzes alſo, iſt wiſſenſchaftliches Denken möglich. Den 
Zuſammenhang der Phänomene erforſchen oder das Kauſalgeſetz auf ein 
Phänomenreihe anwenden, iſt gleichbedeutend. Wird erkannt, daß das Werden 


1 Auf Theorien wie die Machs und anderer, die den Urſachenbegriff aus der Natur 
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eines beſtimmten Phänomens durch einen beſtimmten Geſamtzuſammenhang 
bedingt iſt, ſo wurde damit der typiſche Charakter für die Geſtaltung der Be⸗ 
dingungen dieſes Phänomens, „das Geſetz“ feines Werdens erkannt. Wir 
haben dann eine beſtimmte Regelmäßigkeit der Verlaufsreihe vor uns, ſo daß 
wir unter beſtimmten Bedingungen das Eintreten eines beſtimmten Zuſtandes 

erwarten können. Damit iſt den vorläufigen Anforderungen der Wiſſenſchaft 
genügt. Aber erſt, wenn wir erkennen, daß ein beſtimmtes Phänomen durch 
einen beſtimmten Zuſammenhang dergeſtalt bedingt wird, daß es unſerer Er⸗ 
kenntnis nach ſo werden mußte, wie es geworden iſt, erſt dann gilt uns 
das Phänomen für erklärt. Dieſes „Müſſen“ im Werden des Phänomens iſt 
das weſentlichſte Kennzeichen ſtrenger Wiſſenſchaftlichkeit. Dieſer Charakter der 
Notwendigkeit entſpringt für eine Erkenntnis nur dann, wenn wir die von 
der Erkenntnis umfaßte Verlaufsreihe der Phänomene nach Urſache und Wirkung 
| ſo verbinden können, daß die Wirkung gegenüber der Urſache durch Aufſtellung 
einer richtigen logiſchen Reihe aus den betreffenden Elementen als die Folge 
gegenüber ihrem Grunde erſcheine, weil der formale Charakter der Notwendig⸗ 
| keit nur der logischen Schlußform zukommt. 
ö Hauptziel wiſſenſchaftlicher Forſchung iſt alſo die Herſtellung einer voll 
ſtändigen Kauſalreihe, in der jedes Glied als das beſtimmte, „nicht anders ſein 
könnende“, alſo notwendige Ergebnis der es bedingenden früheren Glieder er⸗ 
kannt werden müßte, das oberſte Glied der Reihe ſelbſt aber — unbeſchadet 
der weiter für dasſelbe geltenden Kauſalreihe — für das Bereich dieſer Er⸗ 
kenntnisgattung eine empiriſch feſtgeſtellte oder erwieſene Vorausſetzung wäre. 
In den Naturwiſſenſchaften, welche mit den eine quantitative Beſtimmung zu⸗ 
laſſenden Verwandlungen von Subſtanz und Energie zu tun haben, können 
dieſe methodologiſchen Erforderniſſe nach vielen Richtungen leicht erfüllt werden. 
Denn die quantitative Beſtimmung — alſo eine von unſerem eigenen Er— 
kenntnisapparat geſchaffene Größenbeſtimmung — läßt die mathematiſche Be⸗ 
handlung zu. Dieſer mit Hilfe der Funktion von Grund und Folge erfolgten 
mathematiſchen Beſtimmung des Zuſammenhanges der Phänomene verdanken 
die Naturwiſſenſchaften in überwiegendem Maße ihre Exaktheit, daraus ent- 
ſpringt der Zauber, den ſie auf den betrachtenden Intellekt ausüben. Anders 
iſt es bei den Sozialwiſſenſchaften. Gegenſtand derſelben ſind Verhältniſſe, die 
durch pſychiſche Vermittlung zu ſtande kommen. Sogar auf dem Gebiet der 
Sozialökonomie, wo wir es mit der eine quantitative Beſtimmung heiſchenden 
Kategorie des Wertes zu tun haben, beruht die Möglichkeit wirklich wiſſen⸗ 
0 schaftlicher Erkenntnis auf dem pfychiſchen Verſtändnis der Verhältniſſe zwiſchen 
den zuſammenwirkenden Faktoren. Und bei der Erklärung des Werdens ins⸗ 
beſondere rein ideologiſcher Inhalte iſt jede Art quantitativer Beſtimmung un⸗ 
möglich und auch in Rückſicht auf den Erkenntniszweck überflüſſig. Die Kauſal⸗ 
reihe der ſozialwiſſenſchaftlichen Phänomene müßte alſo ſowohl aus Verhält⸗ 
niſſen, welche pſychiſche Phänomene auslöſen, als auch aus rein pfychiſchen 
Phänomenen zuſammengeſetzt fein. Nun iſt es eine Eigenſchaft des Pſychiſchen, 
daß es von unſerer Pſyche verſtanden, unmittelbar feinem Inhalt nach gewußt 
wird. Der Inhalt der einzelnen Glieder der ſozialwiſſenſchaftlichen Kauſal⸗ 
reihe, die ganze Kauſalreihe ſelbſt, ſowie der Grund, warum wir die einzelnen 


Sozialwiſſenſchaften anſtatt des Kauſalbegriffs den Zweckbegriff auschließlich angewendet 
wiſſen wollen, kann ich hier nicht näher eingehen. | 
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Glieder kauſal verbinden müſſen, muß uns daher in den Sozialwiſſenſchaften 
ſtets verſtändlich ſein. 

Die Form, in welcher die kauſale Verbindung pſychiſcher Phänomene er⸗ 
folgt, iſt die Motivation, das iſt die innere Beſtimmung der vom Lebenswillen 
erfüllten Pſyche durch beſtimmte äußere Umſtände. Während alſo in den 
Naturwiſſenſchaften die Aufſtellung der Kauſalreihe nach einer feſten äußeren 
Aufeinanderfolge der Elemente oder auf Grund äußerlich wahrnehmbarer Ge⸗ 
meinſamkeitsmerkmale erfolgt, muß ſie in den Sozialwiſſenſchaften aus dem In⸗ 
halt der Motivation und der von derſelben ausgelöſten Willensakte erſchloſſen 
werden. Nun wiſſen wir aus der Kenntnis unſeres eigenen pfychiſchen Lebens, 
daß eine beſtimmte Motivation unter beſtimmten gegebenen Umſtänden eine 
beſtimmte Handlung auslöſen muß, wiſſen alſo, daß und wie der Charakter 
der Unausbleiblichkeit der Folge, alſo der Charakter der Notwendigkeit, der 
Verbindung von Motiv und Willensakt innewohnt. Und ſo kann daher auch 
eine pſychiſche Kauſalreihe exakt beſtimmt werden. 9 

Aufgabe der Sozialwiſſenſchaften iſt es alſo, eine vollſtändige Kauſalreihe 
aufzuſtellen, in der wegen des pſychiſchen Charakters der Phänomene auf eine 
verſtändliche Weiſe erkannt werde, daß dieſe Phänomene in ihrer beſtimmten 
Geſtaltung ſo werden mußten, wie ſie geworden ſind. Wäre es nun Gegen⸗ 
ſtand der Sozialwiſſenſchaft, Motivation und Handlung der einzelnen Indi⸗ 
viduen als ſolcher aufzuhellen, ſo könnte ſie natürlich ihrer Aufgabe überhaupt 
nicht gerecht werden, es wäre alſo Sozialwiſſenſchaft nicht möglich, ſchon weil 
wir noch nicht die Geſamtheit der Motive, die jede Handlung des Individuums 
verurſachen, ſtets genau zu erkennen vermögen. Gegenſtand der Sozialwiſſen⸗ 
ſchaft ſind jedoch, wie ſchon oben bemerkt wurde, Verhältniſſe, wie zum 
Beiſpiel die ökonomiſchen, rechtlichen u. ſ. w., oder Ideologien, wie Religion, 
Kunſt u. ſ. w., in welchen Erſcheinungen ſich gewiſſe typiſche Motivationen und 
Willensakte von Gemeinſchaftsgruppen auf eine gerade wegen ihres typiſchen 
Charakters erkennbare Weiſe objektivieren. Die Kauſalreihe dieſer objektivierten 
Erſcheinungen muß daher ſo aufgeſtellt ſein, daß jede einzelne Objektivierung 
nach zureichendem Grunde, alſo mit Notwendigkeit, die Motivation für die ſich 
ihr anſchließende, ihr folgende Objektivierung enthalte, daß dieſe Objektivierung 
wieder nach zureichendem Grunde die Motivation für die folgende bilde und 
ſo weiter, bis wir das notwendige Werden der zu erklärenden Erſcheinungs⸗ 
gruppe erklärt haben. Es erhebt ſich nun die Frage: wie wird die Kauſal⸗ 
reihe vollſtändig, da doch bei der erſten Bedingung nach deren eigenem Grunde 
gefragt werden muß; ferner die Frage nach der Art der Motivationen, welche 
die geſchichtlichen „Objektivierungen“ hervorbringen. 

Der hiſtoriſche Materialismus löſt dieſe methodologiſchen Schwierigkeiten 
in ſeiner Theorie in exakter Weiſe. 

Dieſe Theorie nimmt ihren Ausgangspunkt vom Begriff und der Tatſache 
des Lebens in deſſen voller Realität, alſo auch in deſſen voller pſychiſcher Ent⸗ 
faltung. Das Phänomen des Lebens iſt für die Sozialwiſſenſchaft Vorausſetzung, 
nach deſſen pſychologiſchen Urſachen zu forſchen nicht ihre Aufgabe, ſondern die 
der Biologie und Pſychologie iſt. Die Sozialwiſſenſchaft nimmt dieſe Voraus⸗ 
ſetzung als eine bekannte, einem jeden verſtändliche Tatſache hin. Aber das 
menſchliche Leben manifeſtiert ſich in der Geſellſchaft nicht als iſoliertes, nacktes, 
bio⸗pſychiſches Leben, ſondern es findet in Rückwirkung auf ſich ſelbſt auf 
Baſis der Naturbedingungen ſeine unmittelbare konkrete Geſtaltung in den 
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ökonomiſchen Verhältniſſen, in denen die Menſchen, die Träger des Lebens, 
zueinander ſtehen. Leben — vom Geſichtspunkt des Prozeſſes betrachtet — 
bedeutet nämlich die Anpaſſung innerer Zuſtände an äußere Verhältniſſe. 
Dieſer Anpaſſungsprozeß ſpielt ſich im Bereich des Lebens in allen Formen 
ab, ſowohl biologiſch, zum Beiſpiel beim Atmen, beim Eſſen (als Reaktion auf 
das Hungergefühl), bei Erhaltung der Körpertemperatur u. ſ. w., als auch auf 
höherer Stufe in entſprechenden pſychiſchen Reaktionen gegenüber einem beſtimmt 
wirkenden Milieu. Um dieſe Anpaſſung zu bewirken, um zu leben, müſſen die 
Menſchen im Rahmen der gegebenen Naturbedingungen den Naturſtoff um⸗ 
formen, „produzieren, zu dem Zwecke ihre Kräfte kombinieren, müſſen ſie zu⸗ 
einander in Beziehung treten, alſo Produktionsverhältniſſe bilden“ (Plechanow, 
„Neuen Zeit“, Jahrgang XXI, Heft 10). Das Produktionsverhältnis und jedes 
anderweitige dadurch geſtaltete ökonomiſche Verhältnis umfaßt daher ſowohl 
die beſtimmte Tätigkeitsbeziehung der agierenden Menſchen zueinander als auch 


das beſtimmte Gebiet dieſer Tätigkeit, alſo den Teil der Natur, auf dem die 


Tätigkeit ſich abſpielt, endlich die für dieſe Tätigkeit notwendigen und aus ihr 
entſpringenden Hilfsmittel wie Werkzeuge u. ſ. w. Die Anpaſſung der „inneren 
Zuſtände“, der an ſich inhaltsleeren Lebenskapazität, an die äußeren Verhält⸗ 
niſſe geſchieht nun durch Vermittlung des ökonomiſchen Verhältniſſes. Dieſe 
Lebensanpaſſung im Wege der ökonomiſchen Vermittlung erfolgt vor allem bei 
Zubereitung der Nahrung, bei den Vorrichtungen für Erhaltung der Körper⸗ 


temperatur, ja beim Prozeß des Atmens (Wohnungsweſen) u. ſ. w., in welchen 


allen Fällen die Okonomie zwiſchen dem inneren Zuſtand und der bloßen bio— 
logiſchen Anpaſſung gelagert erſcheint. Im Wege der Ökonomie, durch welche 
ſich der Menſch unmittelbar in Beziehung zur Natur ſetzt, bildet ſich der Menſch 


ſeine Anſchauung von der Natur und dem Naturganzen konform ſeinem aus der 


Okonomie zur Natur gewonnenen Verhältnis: (die Naturanſchauung des Nomaden, 
Ackerbauers, Städters, dann die Naturanſchauung der Menſchen, welche die 
Naturkräfte meiſtern, wie in der entwickelten Induſtrie u. ſ. w. in hohem Grade). 
Hauptſächlich iſt es aber die unmittelbare Beziehung der Menſchen im ökono— 
miſchen Prozeß zu einander, welche vom Standpunkt der Lebensförderung oder 
Lebensminderung die Lebensſtrebungen der Menſchen gegeneinander, alſo die 
geſellſchaftlichen Lebensſtrebungen, in der Regel auch den konkreten Lebensinhalt 
und immer die beſtimmten Lebensmöglichkeiten der Menſchen bedingt (zum 
Beiſpiel die Beziehung von Herr und Sklave — Feudalherr und Höriger —, 
Kapitalsbeſitzer und Grundbeſitzer u. ſ. w.). Auch in dieſer unmittelbaren Be⸗ 
ziehung des Menſchen zum Menſchen findet die innere Anpaſſung der „inneren 
Zuſtände“ an die „äußeren Verhältniſſe“ ſtatt, denn dieſe „inneren Zuſtände“ 
empfangen ihren Inhalt und ihre Richtung von dem Weſen der beſtimmten 
unmittelbaren Beziehung von Menſch zu Menſch. Das „Innere“ des Lebens 


alſo — nennen wir es nach ſeinem hervorſtechendſten Kennzeichen unvollkommen 


1 


Lebenswille — der bio-pſychiſche Lebenswille erhält ſeine Richtung und feinen 


Inhalt von den Verhältniſſen, in denen die Menſchen ihr Leben gewinnen, 


das iſt von den ökonomiſchen Verhältniſſen. Wenn die Menſchen in dieſen 
ökonomiſchen Verhältniſſen bei Gewinnung ihres Lebensunterhaltes eine ver: 
ſchiedene Stellung einnehmen, ſo bilden ſie infolge und nach der Gemeinſamkeit 
ihrer Lebensquelle verſchiedene Klaſſen. Mit der Gemeinſamkeit der Lebens⸗ 
quellen und der daraus entſtehenden Möglichkeiten iſt daher auch eine typiſche 


- einheitliche Richtung des Lebenswillens für die Klaſſengenoſſen gegeben. 
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Die ökonomiſchen Verhältniſſe ſind daher die äußere Struktur des Lebens 
des Geſellſchaftsmenſchen, fie find, da in ihnen Menſchen ſtehen, vom Leben 
erfüllt; und da ſich die verſchiedenen geſellſchaftlichen Lebensrichtungen und In⸗ 
halte einheitlich in den adäquaten verſchiedenen Klaſſen manifeſtieren, die mit 
der verſchiedenen Stellung in dieſen Verhältniſſen gegeben ſind, ſo erſcheinen 
die Klaſſen als die Träger des gemeinſchaftlichen geſellſchaftlichen Lebens oder, 
präziſer ausgedrückt, der gemeinſchaftlichen geſellſchaftlichen Lebensintereſſen. 
Von dieſer in der Wirklichkeit tatſächlichen Einheit, die in der Analyſe in 
Leben (ökonomiſche Verhältniſſe als äußere Struktur des Lebens) und Klaſſen 
(als einheitliche Träger der in den ökonomiſchen Verhältniſſen ſich manifeſtie⸗ 
renden Lebensrichtungen) unterſchieden wird, beginnt nach dem hiſtoriſchen 
Materialismus die ſozialwiſſenſchaftliche Kauſalreihe. Die Form, in welcher 
die kauſale Beſtimmung in dieſer Reihe erfolgt, iſt die Motivation. Jede 
Motivation iſt, wie oben hervorgehoben, eine innere Beſtimmung der von Leben 
erfüllten Pſyche durch äußere Veranlaſſung in der Richtung der Bejahung, 
Erhaltung oder Steigerung des Lebens, kürzer ausgedrückt, konform dem 
Lebenswillen. Dieſe Motivationen löſen ſich in Willensakten aus und finden 
dann ihren Ausdruck in den objektivierten Gebilden der Geſchichte, wie Rechts⸗ 
und Staatsformen, Moral, Religion u. ſ. w. Da mit den Klaſſen als Trägern 
gemeinſchaftlicher Lebensintereſſen eine typiſche, einheitliche Regelung des Lebens⸗ 
willens für die Klaſſengenoſſen im geſellſchaftlichen Wirken gegeben iſt, ſo ergibt 
ſich aus dem Begriff der Motivation bei der gleichen äußeren Sachlage eine 
typiſche, einheitliche Klaſſenmotivation. Infolge dieſer Gemeinſamkeit der Moti⸗ 
vationen bei den Klaſſengenoſſen ſind alle geſellſchaftlichen Gebilde, die in einer 


1 Auch die „äußere Veranlaſſung“ liegt in der Okonomie oder in einer durch fie be⸗ 
dingten Erſcheinung, wie zum Beiſpiel in der Rechtsordnung. Der Umfang dieſes Artikels 
verbietet es, die Prozeßreihe, welche durch dieſe „äußere Veranlaſſung“ gegeben iſt, zu ent⸗ 
wickeln. Ich kann es umſo leichter unterlaſſen, als das Endergebnis dadurch unberührt bleiben 
würde. Um Mißverſtändniſſen zu begegnen, bemerke ich, daß natürlich auch in dem Teile 
der ökonomiſchen Struktur, welche für den zur Betätigung gelangenden Lebenswillen als 
„äußere Veranlaſſung“ fungiert, Lebensſtrebungen enthalten ſind, welche beiſpielsweiſe durch 
die Betätigung des Lebenswillens aus jener erſten ökonomiſchen Sphäre — als durch eine 
für ſie „äußere Veranlaſſung“ — in entſprechenden Motivationen und Willensakten ſich aus⸗ 
löſen. Das geſchieht eben im Klaſſenkampf. Ich gebrauche den Ausdruck „äußere Veran⸗ 
laſſung“, weil er für die formale Umſchreibung des Sachverhaltes, auf die es hier ankommt, 
genügt. Beſtimmend für Inhalt und Richtung der Motivation, die ſich dann in entſprechenden 
Willensakten auslöſt, ſind Inhalt und Richtung des Lebenswillens, wie ſie in der beſtimmten 
Sphäre der Okonomie, der dieſe Lebensſtrebung entſpringt, geſtaltet werden. Welcher Inhalt 
und welche Richtung des Lebenswillens ſich behauptet, hängt von den inneren Verhältniſſen 
der Okonomie ab, vom Umſtand nämlich, ob die betreffende Lebensſtrebung den ſiegreichen 
Produktivkräften entſpringt oder nicht. 5 

Aus der im Texte enthaltenen Definition der Motivation folgt auch das Irrtümliche 
der „prävalenten Motivreihen“, wie fie Sombart neueſtens vorträgt, im Sinne von pſycho⸗ 
logiſchen Urphänomenen, die eine neue ökonomiſche Phaſe „begründen“. Im Gegenteil erhält 
die Motivreihe aus der beſtimmten Geſtaltung der Okonomie ihre eigene Geſtaltung. Alle 
diejenigen ökonomiſchen Momente, welche zum Beiſpiel das Entſtehen des modernen Kapita⸗ 
lismus bewirkten, hatten zur Folge, daß mit der neuen Wirtſchaftsform auch die ihr adäquate 
Motivation, als inhärent, ſich gleichzeitig in ihr entfaltete. Übrigens iſt die „prävalente 
Motivreihe“, die Sombart für den Kapitalismus aufſtellt, von vielen anderen ſchon längſt 
gefunden worden, zum Beiſpiel von Friedrich Albert Lange, und iſt nichts anderes als die 
pſychologiſche Überſetzung der Formel G- WG“ aus dem erſten Bande des „Kapital“. 
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Klaſſengeſellſchaft in der Form von Verhältniſſen oder Ideologien zur Objekti⸗ 
vierung gelangen, notwendigerweiſe klaſſenmäßig motiviert. So erſcheint daher 
in der ſozialwiſſenſchaftlichen Betrachtung das geſellſchaftliche Wirken und 
Daſein des Lebenswillens in konkreter Geſtaltung als ein in feinen Grund: . 
möglichkeiten und ſeiner Richtung beſtimmter Wille von Angehörigen einer 
Klaſſe, als Klaſſenwille. Eine beſtimmte Klaſſe iſt jedoch der Ausdruck be— 
ſtimmter ökonomiſcher Verhältniſſe. Empfängt alſo der Lebenswille durch Ver— 
mittlung des Klaſſenverhältniſſes ſeinen Inhalt und ſeine Richtung von den 
ökonomiſchen Verhältniſſen, beſtimmt wieder er den Inhalt und die Richtung 
jeder Motivation, ſo erſcheint die ökonomiſche Struktur — die beſtimmt ge⸗ 
| jtaltete Geſamtheit der ökonomiſchen Verhältniſſe, in denen natürlich auch die 
konkreten Lebensſtrebungen wirken — als die beſtimmende Macht für jede ge⸗ 
ſellſchaftliche Motivation und daher auch für die objektivierten Willens⸗ 
auslöſungen dieſer Motivationen, für den geſellſchaftlichen Überbau. | 
Weil aber das Leben, der Lebenswille, als den ökonomiſchen Verhältniſſen 
inhärent, ſtets in der Okonomie als gegeben vorausgeſetzt wird, ſo wird in der 
Regel von ſeiner beſonderen Betonung abgeſehen, was zu den mannigfachſten 
Mißverſtändniſſen bei denjenigen Anlaß gibt, welche die Theorie nicht erfaßt 
haben. | 
Der menſchliche Lebensprozeß empfängt aljo ſeine grundlegende geſellſchaft⸗ 
liche Geſtaltung unmittelbar in der Okonomie, und von hier aus — ſchon beſtimmt 
geſtaltet — erfüllt er die geſellſchaftlichen Organiſationsgebilde und Ideologien. 
So zum Beiſpiel konnten die in den bürgerlichen Produktionsverhältniſſen 
ſtehenden Menſchen vom ſechzehnten Jahrhundert an ihr Leben fördern und ihre 
Lebensmöglichkeiten nur ſteigern, wenn dieſe Produktionsverhältniſſe, in denen 
fie ſtanden, von den ſubjektiven und objektiven Bindungen des Feudalismus 
nicht gehemmt waren. Ihr Lebenswille empfing alſo in der ökonomiſchen Sphäre 
den Drang nach Freiheit, nach Ungehemmtheit und Entfaltung des Individuums, 
und er erfüllte dann mit dieſem ſeinem Inhalt alle Gebiete des geſellſchaft— 
lichen Lebens, wie Ideologie, Staat, Recht u. ſ. w. 
Nun erſcheint das Leben als der Grund jeden menſchlichen Geſchehens und 
die beſtimmten Lebensäußerungen, welche zur Bejahung und Erhaltung des 
Lebens in Erſcheinung treten, ſtellen ſich uns — vermöge unſerer unmittel⸗ 
baren eigenen Erfahrung — gegenüber dem Lebensgrund als deſſen notwendige, 
in ihm enthaltene Folgen dar, bei deren Wegfall auch der beſtimmte Lebens— 
wille als nicht vorhanden angeſehen werden müßte, das Leben ſich nicht be= 
haupten könnte. Die geſellſchaftlichen Bewirkungen eines beſtimmten Lebens⸗ 
prozeſſes erſcheinen uns dann ihrem Werden nach als unausbleiblich, als not⸗ 
wendig. Und in der hiernach aufgeſtellten Kauſalreihe wird daher jede Wirkung 
= notwendig aus ihrer Urſache hervorgehend begriffen. Weil aber das be- 
wirkende Grundmoment, die geſellſchaftlich erfüllte Lebensſtrebung auch in allen 
Gliedern der Reihe zur Erſcheinung gelangt, ſo läßt ſich infolge der Identität 
des Grundmomentes im Bedingenden und Bedingten ſtets eine logiſche, nach 
Grund und Folge ablaufende Reihe aufſtellen, was der nach dem Geſichtspunkt 
inhaltlicher Notwendigkeit aufgeſtellten Kauſalreihe auch den Charakter der for- 
malen Notwendigkeit verleiht. 
Aüͤüerſchaut man nämlich dieſe Gliederreihe: 1. Die Okonomie beſtimmt das 
5 nach Richtung und Inhalt, 2. das nach Inhalt und Richtung beſtimmte 
Leben beſtimmt 3. die Motivationen, die ſich in den geſellſchaftlichen Überbau- 
0 
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ſchichten objektivieren, jo ergibt ſich, daß das, was im erſten Satze das Bewirkte 
war, im zweiten Satze als das Bewirkende auftritt, jo daß im Wege einen 
logiſchen Operation das erſte Glied des erſten Satzes als das Beſtimmende 
für das zweite Glied des zweiten Satzes erſcheint; ferner die Identität des 
pſychiſchen Grundmomentes ſowohl im Bewirkenden als im Bewirkten als 
Folge des Wirkens. 4 
Man kann dieſe Gliederreihe noch anders, wenn auch enger ausdrücken 
1. Die Okonomie erzeugt die Klaſſen, 2. die Klaſſen (klaſſenangehörige Menſchen 
erzeugen die Überbauſchichten, folglich beſtimmt die Okonomie die Überbau 
ſchichten. In allen dieſen Fällen nimmt die Kauſalreihe von ſelbſt die ſyllo⸗ 
giſtiſche Form an, fo daß fie ſich nach Grund und Folge abwickelt, daß aljc 
die einzelnen Glieder der Kauſalreihe ſich als Prämiſſen gegenüber dem letzter 
Gliede darſtellen, das als unausbleibliche Folge erſcheint und deren materieller 
Wahrheitsgehalt in der Erfahrung feſtgeſtellt wird.“ So erlangt dank dei 
Theſe des hiſtoriſchen Materialismus die Verbindung der Glieder in der ſozial⸗ 
wiſſenſchaftlichen Kauſalreihe und — vermöge der Identität des Grundmomentes 
im Bedingenden und Bedingten — auch der Erweis der konkreten Geſtaltung 
der Phänomene jenen Charakter materieller und formaler Notwendigkeit, welchen 
wiſſenſchaftliche Erkenntnis erſtrebt, aber ſelten erreicht. Es ergibt ſich, daf 
der hiſtoriſche Materialismus, der allein eine vollſtändige und uns in ihren 
Ablauf verſtändliche ſozialwiſſenſchaftliche Kauſalreihe ermöglicht, allen metho 
dologiſchen Anforderungen der Wiſſenſchaft überhaupt und der Sozialwiſſen 
ſchaften insbeſondere entſpricht, daß er mit einem Worte die Bedingungen er 
füllt, unter denen Sozialwiſſenſchaft möglich iſt. Darin liegt der methodologiſch 
Grund des Fürwahrhaltens beim hiſtoriſchen Materialismus. 5 
An dieſer Stelle läßt auch die von uns einleitend aufgeworfene Frag 
betreffs der Betonung der Bedeutſamkeit der tatſächlichen Anwendung de 
Theorie am Geſchichtsmaterial und betreffs der Vernachläſſigung der deduktiven 
Ableitung weitere Antwort zu. Die Theorie des hiſtoriſchen Materialismus mat 
ſelber poſitiv erwieſen werden, ſtets bedeuten die Gattungsbezeichnungen, wi 
„Okonomie“, „juriſtiſcher Überbau“ u. ſ. w., nur Subſtitutionen für konkret 
Phänomene, und die Ausſage der Theſe gilt eben dem Zuſammenhang dieſe 
konkreten Phänomene. Und während die Vorführung der bloßen Theſe mi 
oder ohne logiſche Deduktion, ſchon ihrer allgemeinen Faſſung wegen den 
jenigen, welche ſelbſt die Mittelglieder zu finden nicht im ſtande jind, Anlaſ 
zu allerlei leeren Ausſtellungen gibt, nötigt die Verbindung der konkreten 
Phänomene im Sinne unſerer Theorie unmittelbare Zuſtimmung jedem ab 
wirkt die Theorie in ihrer Anwendung überwältigend. Schließlich wäre aı 
und für ſich der bloße Inhalt der Theſe des hiſtoriſchen Materialismus be 
aller inneren Wahrheit nicht beſonders aufſehenerregend und bedeutungsvoll 
wenn ſie nicht zugleich Sozialwiſſenſchaft möglich machen, den konkreten Ver 
lauf der geſellſchaftlichen Entwicklung, das iſt der Geſchichte, aufhellen un 
ein nach wiſſenſchaftlichen Prinzipien fruchtbares, praktiſches geſellſchaftliche 
Handeln ermöglichen würde. Gerade in der Anwendung alſo liegt die immenf 
Bedeutung der Theorie und da hat ſie ſich zu bewähren. Und es iſt eine 
der größten Verdienſte Marxens, daß er in ſeinem überreichen, für die Löſun 


Die Gattungsbezeichnungen der Theſe, wie „Okonomie“ u. ſ. w., vertreten als ſolch 
die zu der Gattung gehörenden konkreten Phänomene. N 
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der Aufgaben, die er ſich geſtellt, zu kurzem Leben ſich darauf beſchränkt hat, 
die von ihm aufgeſtellte Theorie mehr durch ihre Anwendung und durch den 
Hinweis auf ihre Brauchbarkeit als wiſſenſchaftliches Inſtrument, „als Leit⸗ 
faden beim Studium der Geſchichte“ (Vorrede zur „Kritik“) zu fördern, als 
durch dogmatiſche Erörterungen. In und durch ihre Anwendung lernt man 
auch erſt die Theorie und ihre Bedeutung kennen. 
Wenn ſich jedoch bei ihrer Erörterung in einer wenn auch fragmentariſch 
methodologiſchen Auseinanderſetzung wie im vorliegenden Falle herausſtellt, daß 
der hiſtoriſche Materialismus ſtets auch die Anforderungen wiſſenſchaftlicher 
Methodologie erfüllt, ſo mag das immerhin als ein neuer Beweis ſeiner Wahr⸗ 
heit gelten. Zwar ſind Theorien, die den methodologiſchen Erforderniſſen ent⸗ 
ſprechen, deswegen nicht immer richtig, aber wenn Theorien richtig find, fo 
werden ſie ſtets auch methodologiſch korrekt ſein. 
| Hingegen können Theorien, die direkt methodologiſch irrtümlich find, a priori 
keine wiſſenſchaftliche Geltung beanſpruchen. Dies gilt beiſpielsweiſe von der 
Raſſentheorie und von der Ideentheorie. Nehmen wir die erſte. Abgeſehen da— 
von, daß der Begriff der Raſſe jeder wiſſenſchaftlichen Beſtimmtheit bis heute 
ermangelt, vermag die Raſſentheorie auf keine verſtändliche oder plauſible Weiſe 
anzugeben, wie und warum gewiſſe biologiſche Tatſachen beſtimmte, von ihr 
behauptete geiſtige Eigenſchaften bedingen. Trifft dies ſchon beim Verſuch einer 
Beſtimmung der konſtanten Merkmale einer Raſſe zu, ſo bleibt es noch mehr 
unerfindlich, aus welchen Raſſentiefen und auf welche Weiſe die verſchiedenen, 
oft entgegengeſetzten Inhalte des geſchichtlichen Lebens bei derſelben Raſſe im 
Laufe der Geſchichte in Erſcheinung treten. Man ſieht, dieſe Theorie nimmt 
eine oberſte Bedingung an, iſt aber außer ſtande, von dieſer Bedingung aus 
einen Schritt in der Erklärung der ſozialwiſſenſchaftlichen Reihe zu tun, auf 
irgend eine verſtändliche Weiſe die Verbindung der Glieder der Kauſalreihe zu 
erklären. 
Anders, wenn auch nicht beſſer, ſteht es mit der Theorie, wornach die Ideen 
die initiatoriſch geſtaltenden Mächte der Geſchichte wären. Obwohl die Ideen, 
die Ideologien ausſchließlich in der Geſchichte auftreten und hier verſchwinden, 
alſo eminent ſozialwiſſenſchaftliche Erſcheinungen find, wollen die Ideentheoretiker 
das Werden dieſer ſozialwiſſenſchaftlichen Erſcheinungen ſozialwiſſenſchaft— 
lich nicht erklären, wollen ſie ſie in die ſozialwiſſenſchaftliche Kauſalreihe nicht 
eingliedern, nehmen fie etwas als Vorausſetzung an, was unbedingt einer 
ſozialwiſſenſchaftlichen Erklärung der Möglichkeit des Entſtehens bedarf, da es 
ſich um Erſcheinungen von ſpeziell geſchichtlicher Bedeutung handelt. 
Sagt man, die Ideen entſtehen aus anderen, früheren Ideen, jo kann man 
dieſe Antwort für Ideen, die ſich im Rahmen und im Geiſte der früheren be— 
wegen, gelten laſſen. Aber wie iſt die Entſtehung neuer Gedankenreihen, neuer 
Ideologien, die den früher herrſchenden entgegengeſetzt ſind, zu erklären? Auf 
dieſe Frage antworten die Anhänger dieſer Theorie: „Die Menſchen erzeugen 
aus ihrem Verſtand Ideen.“ Sachlich hat ſeinerzeit Kautsky dieſe Theorie einer 
vernichtenden Kritik unterzogen. Ich möchte daher hier nur bemerken: Dieſe 
Antwort bedeutet methodologiſch, daß die Entſtehung neuer Ideen und damit, 
bei der angeblichen Macht der Ideen, eines neuen Verlaufs der geſellſchaft— 
lichen Ereigniſſe nicht von geſchichtlichen, ſondern von unbekannten individuell 
biologiſchen Elementen abhängt; daß daher bei der Möglichkeit, daß irgend⸗ 
welchen begabten Menſchen einige neue Ideen einfallen und die Geſchichte 
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ſofort einen anderen Lauf nehmen werde, natürlich die Möglichkeit einer eigene 
Evolution der geſellſchaftlichen Phänomene und damit die Möglichkeit vo 
Sozialwiſſenſchaft überhaupt negiert wird. 

Schon angeſichts der rein methodologiſchen Sachlage kann man ſich wirklie 
jeden Vergleich in der Bewertung der Theorie des hiſtoriſchen Materialismu 
gegenüber den letzterwähnten Theorien erſparen. Immerhin iſt es ein inter 
eſſanter Witz der Geſchichte, wenn eine Theorie, die alle exakten Anforderunge 
wiſſenſchaftlicher Methodologie erfüllt, größtenteils Proletarier zu ihren An 
hängern zählt, während ſich Univerſitätsprofeſſoren zu Theorien bekennen, di 
nicht nur unrichtig ſind, ſondern auch allen methodologiſchen Grundſätzen Hoh 
ſprechen. Auch der Pariſer Soziologenkongreß war ein Beweis hierfür. 


herrn Lindaus Auferstehung. 


Im vergangenen Winter wurde ein hitziger Federkrieg ausgefochten, der in dei 
Kreiſen der Literatur und des Theaters ein gewaltiges Schaumſpritzen erregte. © 
handelte ſich um den Vorſtoß, den Hermann Sudermann gegen die „Verrohung i 
der Theaterkritik“ unternahm, in fünf Feuilletons des „Berliner Tageblatts“, di 
dann als „Zeitgemäße Betrachtungen“ noch in Broſchürenform von der J. G. Cottaſche 
Buchhandlung (Berlin und Stuttgart 1902) herausgegeben wurden. Herr Suderman: 
machte die heutige Art der Theaterkritik für nicht viel weniger als den Verfall de 
kapitaliſtiſchen Theaters verantwortlich und erregte dadurch den Zorn namentlich de 
Kritiker, die er perſönlich angegriffen hatte. Man kann nicht ſagen, daß er al 
Sieger aus dieſem Streite hervorging, doch hatte er das Glück, ſeinen Hauptgegne 
in Herrn Maximilian Harden zu finden, der begierig die Gelegenheit ergriff, al 
Angegriffener eine wilde Selbſtreklame zu entfalten und ſein ramponiertes Renomme 

ein wenig auszuflicken; unter anderem erfreute er die Mitwelt durch die Mitteilung 
daß er 430 ſchriftlich atteſtierte Bewunderer zähle, unter denen ſich mindeſtens dre 

Dutzend befänden, die europäiſche Namen erſten Ranges trugen. Gegenüber folche: 

Poſaunenſtößen erſchien Herr Sudermann in der Tat noch als ein recht beſcheidene 

Trommler ſeines Ruhmes, aber da mit der Sache, die er vertrat, auch kein Staa 
zu machen war, ſo hatten wir keinen Anlaß, uns mit dieſem Kampfe zwiſchen Rabb 
und Mönch zu befaſſen. g 

Das ſcheint heut nun umſoweniger notwendig zu ſein, als der ganze Spektake 
in der bürgerlichen Welt längſt vergeſſen worden iſt. Er war eine jener Emotione 
oder Senſationen, die in ihr herkömmlich ſind, ſeitdem ſie in der Kunſt wie de 
Politik von der Hand in den Mund zu leben gezwungen iſt. Dennoch hatte de 
Zank eine gewiſſe kulturgeſchichtliche Bedeutung, auf die namentlich Ferdinan! 
Avenarius im zweiten Dezemberheft des „Kunſtwarts“ hingewieſen hat. Soweit wi 
die Sache verfolgt haben, war der Artikel von Avenarius überhaupt das beſte, wa: 
über den ganzen Lärm geſchrieben wurde; im beſonderen hatte er darin recht, daß Her 
Sudermann gerade den beſſeren Teil der bürgerlichen Theaterkritiker in die Pfanne z 
hauen bemüht war. Avenarius ſchreibt: „Seit hundert Jahren find die lebenden Beſten 
nur Gäſte, nicht Herrſcher auf der Bühne geweſen. Heut iſt's natürlich auch ſo 
aber gottlob: ein großer Teil unſerer Kritiker weiß das nun.“ Eben gegen dieſer 
Teil der Kritik ſchleuderte Herr Sudermann, der nicht Gaſt, ſondern Herrſcher au 
der deutſchen Bühne iſt, feine Kolophoniumblitze; er fand, daß, als die Lindau unk 
die Blumenthal ihr kritiſches Richtſchwert ſchwangen, alles ganz gut geweſen ſei 
aber er meint, daß, ſeitdem die Hart und die Schlaikjer die Theaterkritik ausgeüb 
hätten, jene fürchterliche Verrohung mit all ihren entſetzlichen Folgen eingetreten ſei 
die mit den ſtärkſten Worten gebrandmarkt werden müſſe. 
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Seitdem der Macher in Herrn Sudermann ſo gänzlich über das Stück Dichter 
zeſiegt hat, das einmal in ihm ſteckte, hat er von der gewiſſenhafteren Theaterkritik 
manches Leid erfahren. Inſoweit wäre fein Räſonnieren über dieſe Kritit immer 
noch nichts Beſonderes. Aber es ſteckt noch etwas mehr dahinter; es iſt ein offenes 
Geheimnis, daß Herrn Paul Lindaus Geiſt über dieſem Pamphlete ſchwebte. Herr 
Sudermann iſt dazu auserſehen, die Proklamation zu erlaſſen, mit der Paul Lindau 
vieder den Thron beſteigt, den er vor einem Dutzend von Jahren gegen ſeinen 
Willen räumen mußte. Bekanntlich war Lindau der Berliner Literaturſultan in der 
raurigſten Zeit, die der deutſchen Literatur ſeit den Tagen des braven Opitz be— 
chieden geweſen iſt, in den ſiebziger Jahren des vorigen Jahrhunderts bis in die 


ür ſeine perſönlichen Zwecke mißbraucht hatte, mußte er aus Berlin weichen, ob— 
leich die kapitaliſtiſche Preſſe „ganz und voll“ für fein geliebtes Haupt eintrat. Er 
I dann irgendwo in der Provinz, ſchlängelte ſich allmählich zum Hoftheater- 
ntendanten in Meiningen heran, zur Zeit, als die Meiningerei altersſchwach ge: 
vorden war, übernahm dann vor vier Jahren die Direktion des Berliner Theaters, 
ur Zeit, als ſich die naturaliſtiſche Bewegung im offenbaren Niedergang befand, 
ind nachdem Herr Lindau in beiden Stellungen mit eben jener modernen Richtung, 
die er in den Tagen ſeines Glanzes nicht genug hatte verſpotten können, ein 
venig kokettiert hatte, mit dem höflichen Lächeln des Henkers, der die letzte 
. des Todeskandidaten arrangiert, wird er nunmehr im nächſten Jahre die 
direktion des Deutſchen Theaters übernehmen, das heißt derjenigen Bühne, die 
10 die erſte des Deutſchen nn gilt und dieſen Ruf bisher auch, alles in allem, 
„ hat. 

Herr Lindau war bereits ein Mann in der Mitte der fünfziger Jahre, als er 
n ſein unfreiwilliges Exil ging; heute ſteht er an der Schwelle der ſiebziger Jahre, 
nd fo iſt es begreiflich genug, daß er als derſelbe wiederkehrt, als der er gegangen 
ot Er hat ſchon in der letzten Zeit, wo er das Berliner Theater leitete, die pfiffige 
Raske weggeſchleudert, die er ſich bei ſeinem erſten Wiederauftauchen vorgebunden 
late; ſein Spielplan war ganz und gar auf den Literaturſtil der ſiebziger Jahre 
zurückgeſunken. Das wird in der Zukunft nicht anders fein, und ihn ſelbſt trifft 


ichtziger Jahre hinein. Die naturaliſtiſche Bewegung, die in der Mitte der achtziger 
Jahre anhob, erſchütterte dann allmählich Lindaus Anſehen, und im Jahre 1890, 
ils ſich herausſtellte, daß er ſeine Macht als Theaterpaſcha in der frivolſten Weiſe 
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icht einmal ein Vorwurf, daß es nicht anders ſein wird. Wie follte der alt= 
ewordene Literaturverderber aus ſeiner Haut herausfahren können! Aber wenn 
an von ſeiner Perſon abſieht, auf die es in keiner Weiſe ankommt, fo iſt es von 


Viederherſtellung der Ara Lindau endet. 
Überraſchend kommt die Tatſache freilich nicht. Seit zehn Jahren haben wir 


ejen Nachweis an den einzelnen Erzeugniſſen der naturaliſtiſchen Literatur zu 
Fähren und die Gründe zu zergliedern geſucht, aus denen es nicht nur jo war, 
andern auch jo fein mußte. Wir find deshalb manchmal aus den eigenen Reihen 
eſcholten worden, ſehr mit Unrecht, da wir die Literaturbewegung, wie ſie ſich im 
Infang der neunziger Jahre entfaltete, auch mit freudigen Hoffnungen begrüßt, 
tanche ihrer Leiſtungen gern anerkannt und ſie immer hoch über die Lindauerei 
eſtellt haben. Nur konnten wir uns nicht zu der überſchwenglichen Phantaſie ver⸗ 
eigen, in ihr eine noch nie erreichte Höhe der Literatur zu erblicken und in ihren 
ſrößen dichteriſche Erſcheinungen zu bewundern, die über die Goethe und die 
ſhakeſpeare emporragten. Dazu hatten wir die Bedingungen ihres Entſtehens zu 
ut ſtudiert und demgemäß auch die Bedingungen ihres Vergehens. Heute, wo die 
zuteſten Lobpreiſer des Naturalismus nicht mehr leugnen können, daß er ab— 
ewirtſchaftet hat, ſollten fie ſich einmal überlegen, ob fie nicht durch ihre argen 


us oft genug bemüht, an dieſer Stelle nachzuweiſen, daß die kapitaliſtiſche Geſell⸗ 5 
haft keine neue Kunſt mehr aus ihrem Schoße zu gebären vermag; wir haben 


hpiſcher Bedeutung, daß die naturaliſtiſche Periode des modernen Theaters mit der 
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übertreibungen ſeine Abwirtſchaftung, wenn auch gewiß nicht verurſacht, jo d 
beſchleunigt haben. 

Herr Lindau und ſein Prophet Sudermann ſind freilich anderer Meinung. 
behaupten, daß gerade in den neunziger Jahren die Theaterkritik „verroht“ ſei 
ſich angewöhnt habe, den „Schaffenden“, worunter ſie die Theaterdirektoren 
Theaterdichter verſtehen, gebranntes Herzeleid anzutun. Dieſe Klage iſt zur Hö 
ſinn⸗ und zur Hälfte grundlos. Sinnlos inſofern, als die Theaterkritik der ne 
ziger Jahre die wirklichen Talente viel eher verhätſchelt als heruntergeriſſen 
grundlos inſofern, als ſie vollkommen berechtigt und, wenn ſie ihren Beruf e 
nahm, auch verpflichtet war, mit Machern, wie Herr Lindau immer geweſen iſt 
Herr Sudermann leider geworden iſt, ohne viel Federleſen abzufahren. „ 


und poſitiv gegen den Stümper, höhniſch gegen den Prahler und ſo bitter 


3 möglich gegen den Kabalenmacher“, heißt es in Leſſings Regel der Kunſtkr 


Wenn Herr Lindau und ſeinesgleichen nach diefer Regel behandelt worden tik, 


mag er von feinem Standpunkt allen Grund haben, über den „rohen Ton“ zu kla 
der die „Schaffenden“ beläſtigt, aber ein nationales Unglück iſt die „Verrohung 
Theaterkritik“ deshalb noch lange nicht. 

Im übrigen tft die Beweisführung des Herrn Sudermann der hehren S. 
würdig, die er verficht. Er hat ſeine Feuilletons, wie Avenarius richtig ſagt, 


Schnellleſer berechnet und, wie wir hinzufügen, auf die dumme Sentimentalität 


ae 


deutſchen Michels, der, weil ihm eine freie und vornehme Geſinnung fehlt, un 


mehr auf den „guten Ton“ verſeſſen iſt. Es iſt ganz glaubhaft, daß fol 


Philiſtern eine Gänſehaut über den Rücken läuft, wenn fie in Sudermanns 2 
ſchüre die paar Dutzend Proben „verrohter Theaterkritik“ leſen, die er darin 

allen möglichen Ecken zuſammenfegt. Aber bewieſen iſt damit nur etwas für 
Philiſter. Eine Kritik kann durch und durch faul und niederträchtig ſein, ohne 
ſie ein einziges „rohes“ Wort gebraucht; umgekehrt laſſen ſich aus den Werken a 
großen Kritiker ſoviel „rohe“ Worte zuſammenleſen, daß die Spießbürger wock 
lang in die Gänſehaut geſcheucht werden können. Dazu kommt aber noch, daß K 
Sudermann ſein wohlfeiles Kunſtſtück nicht einmal fertig bringt, ohne die von ı 


angegriffene Kritik zu fälſchen. Er beklagt ſich darüber, daß in einer Beſprecht 


eines von ihm verfaßten Theaterſtücks ſeine Wohnung geſchmacklos genannt wor 
ſei. Das erſcheint gewiß als ſehr ungehörig, nur vergißt Herr Sudermann hir 
zufügen, daß er zur beſſeren Reklame für eben dasſelbe Theaterſtück ein Bild ſei 
Wohnung veröffentlicht hatte. Die „Schaffenden“ dürfen die geſchmackloſeſte Rekle 
machen, aber wehe der Kritik, die dies Kind beim richtigen Namen zu nennen w 
So erhebt Herr Sudermann gegen Schlaikjer den Vorwurf, als Dramatiker 
Stücke anderer Dramatiker heruntergeriſſen zu haben, alſo den denkbar ſchwer 
Vorwurf, der gegen einen Theaterkritiker erhoben werden kann. Allein die Se 

die Herr Sudermann für ſeine infamierende Behauptung beibringt, ſind, 
Schlaikjer ſofort in der „Leipziger Volkszeitung“ nachgewieſen hat, von A bis 
entſtellt oder ſelbſt direkt gefälſcht. Sein Moſaik von Zitaten iſt nicht einmal 
feinen einzelnen Stücken echt, geſchweige denn, daß es als Ganzes etwas bewieſe 
Weniger ins Gebiet der Moral als der harmloſen Heiterkeit gehört der 1 
ſtand, daß dieſer Herold des guten Tones ſelbſt nicht ohne „rohen Ton“ fertig w 
Aus einem einzigen ſeiner fünf Feuilletons ſammelt Avenarius folgende Blüt 
„Widerliche Intimität“, „böswillige Verzerrung“, „Kritiker pamphletartigen Schlage 
„Verlotterung“, „tolle Zerſtörungswut“, „ſich emporſchimpfen“, „Hochflut von Schm 
und Schmähung“, „unſauberer Schmähartikel“, „üble Dünſte literariſcher Nie 
rungen“, „auf Kahlfraß hinarbeitende Schädlinge“, und ein Bundesgenoſſe des He 
5 ujter 1 


Sudermann, eben derſelbe enthal, den er zu einer 


Theaterkritiker erhebt, veröffentlicht in dieſem glorreichen Kampfe eine Erklärt 


von ſechzehn Zeilen gegen einen „verrohten Theaterkritiker“, worin ſich folge 
Lieblichkeiten finden: „Unreife Burſche“, „immer geſchmack-, aber niemals geruchl 
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Elaborate“, „als Lügner gebrandmarkt“, „durch Peitſchenhiebe gekennzeichnet“, 
„öffentliche Züchtigung“, „Bube“, „ſchamloſer Verleumder und Ehrabſchneider“ — 
man muß geſtehen, daß dieſe Retter und Ritter des „guten Tones“ wirklich dazu 
berufen ſind, die Welt zu beſſern. 


Wer den öffentlichen Markt mit Proteſten gegen den „ſchlechten Ton“ bezieht, verrät 
damit von vornherein, daß er ſehr anfechtbare und zerbrechliche Ware verhökern 


N 


friſcher kämpfen, je größer der Widerſtand iſt, auf den fie ſtoßen. Die liebe Mittel⸗ 
mäßigkeit dagegen, die ſich ſelbſt nicht vertraut und dazu auch wohl allen Grund 
haben mag, ſchiebt den „guten Ton“ als ihren Bahnbrecher vor; ſie verſpricht ſanft 
zu ſtreicheln, um ſanft geſtreichelt zu werden, aber wo ſie keine Gegenliebe findet, 
da verfällt ſie — eben weil ihr wirkliche Gedanken und damit wirkliche Waffen 
ſehlen — in deſto maßloſeres Schimpfen. So rennt ſich die Theorie des „guten 
Tones“, wie jede falſche und ſchlechte Sache, am eigenen Spieße auf. 

Was nun Herrn Lindau anbetrifft, ſo führt er auf ſeinem Triumphwagen ſehr 
nel gebrechliche Ware mit, und jo ſendet er, ehe er den Thron des Berliner 
Ateraturſultans wieder beſteigt, ſeinen Sudermann als Herold des „guten Tones“ 
Horaus. Das iſt auch ganz pfiffig berechnet, denn was man ſonſt immer gegen die 
Theaterkritik des Naturalismus einzuwenden haben mag, jo läßt ſich ihr das Ver⸗ 
nienſt nicht beſtreiten, daß fie die Töpfe der „Schaffenden“ vom Schlage der Lindau 
ind Sudermann zu zerſchlagen gewußt hat. Entthronen wird ſie den auferſtandenen 
Andau freilich nicht, denn fie iſt kein Herkules, und ſelbſt wenn fie ein Herkules 
väre, würde ſie die literariſche Korruption nicht aus dem Augiasſtall der kapita⸗ 
iſtiſchen Geſellſchaft fegen können. 


Uiterariſche Kundſchau. 


Ir. Hermann Beck, Lohn- und Krbeitsverhältniſſe in der deutſchen Mafchinen- 
induſtrie am Ausgang des neunzehnten Jahrhunderts. Dresden, Verlag von 
DO. V. Böhmert. 71 S. 


Sroßbetrieb beſchäftigte etwa 1600, der Mittelbetrieb gegen 80 Perſonen. Die Unter: 
uchung erfolgte hauptſächlich an der Hand der Lohnnachweiſungsbücher und durch 
Zefragung von Arbeitern. Sie erſtreckte ſich auf die Jahre 1888 bis 1899, zum 
deile auch bis 1901. Das wichtigſte Ergebnis iſt, daß im verfloſſenen Jahrzehnt 
n den beiden Betrieben, ſoweit feſtſtellbar, der Zeitlohn ein wenig ſtieg, der Stück⸗ 
ohn aber trotzdem ſank, eine Erſcheinung, die Beck auf geſteigerte Arbeitsintenſität 
urückführt. Die Zeitlohnzunahme war bei den höher qualifizierten Arbeitern viel 
rößer wie bei den Handlangern, bei dieſen nämlich nahezu null. Ein weſentlicher 


onſtatiert. 
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nterſchied der Lage der Arbeiter im Groß⸗ und im Mittelbetrieb wurde nicht 
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Gleichwohl hat der komiſche Widerſinn dieſer Erſcheinung ſeinen logiſchen Sinn. 


will. Leute, die wirkliche Gedanken haben und ſich auf ihre wirkliche Leiſtungs⸗ 
fähigkeit verlaſſen können, werden immer auf die Sache ſehen, die ſie verfechten, 
und deshalb werden ſie nie eine beſondere Neigung empfinden, ihren Ton auf die 
Goldwage zu legen; je klarer und je kräftiger fie ihre Gedanken ausdrücken können, 
um ſo lieber wird es ihnen ſein, gleichviel ob der Philiſter eine „Roheit“ in ihren 
Worten entdeckt. Am wenigſten werden fie aber über den „ſchlechten Ton“ ihrer 
Gegner flennen; fähig, dieſe Gegner zu widerlegen, werden fie im Gegenteil um jo 
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Beck hält es für unzuläſſig, die Ergebniſſe feiner Aufnahmen zu verallgemeiner: 
oder ſie ſchlechthin als Durchſchnitt aufzufaſſen. Er will ſie als ein Bild betrachte 
wiſſen, „deſſen Grundlinien die Lage der deutſchen Maſchinenbauer wenigſtens ii 
ihren Haupttendenzen erkennen läßt“. Aber hierin iſt doch ſchon eine Verallgemeine 
rung gelegen und nur durch ſie können die Ergebniſſe der Unterſuchung Wert ge 
winnen. Es iſt auch nicht einzuſehen, aus welchem Grunde man jene Ergebniſſe 
die allgemeine Gültigkeit haben, nicht auch wirklich verallgemeinern ſoll — di 
Schwierigkeit iſt nur, bei einer auf zwei Aufnahmen baſierten Unterſuchung gerad 
die richtigen herauszufinden und die anderen beiſeite zu laſſen. Und dieſe Schwierig 
keit iſt ſo groß und der Willkür der Wahl iſt derart freie Hand gelaſſen, daß jede 
ſich diejenigen Ergebniſſe ausſuchen kann, die feinen Anſchauungen entſprechen. ©: 
wird hierdurch zweifelhaft, ob einer Unterſuchung in ſolch engem Rahmen überhaup 
ein Wert beizumeſſen iſt. Wer es ſchon früher wußte, daß die Arbeitsintenſität in 
Steigen begriffen iſt und daß die Handlanger ihrer ſchwachen Organiſation wegen 
weniger Erfolge im Kampfe um beſſere Arbeitsbedingungen erzielen wie ihre beſſer be 
zahlten Kollegen, dem hat die Beckſche Unterſuchung eine Beſtätigung ſeiner Anſichter 
gebracht. Beweiskraft wohnt ihr aber nicht inne. Ebenſowenig hat Beck bewieſen 
daß das Märchen von dem „Mittelſtand“, der aus den beſtbezahlten Arbeitern beſteht 
bare Wirklichkeit iſt. Wer bisher daran glaubte, dem kann die gegenwärtige Kriſe 
die Zehntauſende dieſer Mittelſtändler untertauchen machte, mit grauſamer Deutlich 
keit zeigen, daß die Arbeiter im bürgerlichen Kleide denſelben ökonomiſchen Er 
ſcheinungen unterworfen ſind wie die ganze Arbeiterklaſſe. k 

Es ſei noch darauf hingewieſen, daß die Arbeit Becks auch die Produktions 
methode, die Organiſation des Arbeitsprozeſſes und die Bedeutung der einzelnen 
Arbeiterkategorien im Maſchinenbau erörtert. Da bei vielen Nationalökonomen eir 
Bedürfnis nach Erweiterung der Kenntniſſe auf dieſem Gebiet vorhanden iſt, jo ge: 
winnt die Broſchüre durch die Darſtellung der Arbeitsverhältniſſe an Wert. 

J. German 


Prof. Dr. Franz Windſcheid, Aufgaben und Grundſätze des Arztes bei der 
Begutachtung von Anfallnervenkranken. Leipzig 1903, Veit & Co. 30 Seiten, 
Preis 80 Pfennig. 

Der Inhalt der vorliegenden Schrift bildete den Gegenſtand der Antritts⸗ 
vorleſung, welche der Verfaſſer am 14. Februar dieſes Jahres in der Aula der 
Leipziger Univerſität gehalten hat. Es iſt alſo eine Feſtrede, die wir vor uns 
haben, und dem entſpricht es, wenn der Verfaſſer ſich in ſeinen Ausführungen im 
weſentlichen im Gebiet allgemeiner Sentenzen, ich möchte ſagen: im Gebiet des 
Gemeinplätzlichen bewegt. Die Schrift würde ſomit eine beſondere Beachtung, 
namentlich von ſeiten der Sozialpolitiker, nicht verdienen, wenn nicht ein Umſtand 
dazu nötigte, ſich doch etwas näher mit dem Inhalt des Heftchens zu befaſſen. Der 
Verfaſſer ſtellt zwar an den Eingang ſeiner Schrift den Satz: „Der Arzt hat als 
Begutachter die Pflicht, daß er über den Parteien ſteht“ — in ſeinen eigenen Aus⸗ 
führungen aber kommt dieſe Unparteilichkeit gar nicht oder recht ſchlecht zum Aus⸗ 
druck. Das gilt insbeſondere von den Bemerkungen über die Unfallhyſterie, bezüglich 
deren Windſcheid ſogar Anſchauungen äußert, die mediziniſch teilweiſe ſtark be⸗ 
ſtritten, teilweiſe direkt unhaltbar ſind. Wir zählen zu der letzteren Gruppe die 
Behauptung: „Denn dieſe (die Unfallhyſterie) fällt und ſteht mit dem Anſpruch auf 
Rentenentſchädigung; fällt dieſer Anſpruch weg, ſo gibt es auch keine Unfallhyſterie.“ 

Der Hauptbegründer der Lehre von der „traumatiſchen Neuroſe“ — dies der 
landläufige Name für die von Windſcheid ſo genannte Unfallhyſterie — Profeſſor 
Oppenheim hat vor Jahren durch einen feiner Schüler in einer Diſſertation eine 
ganze Anzahl von Fällen dieſer Krankheit veröffentlichen laſſen, denen durchweg das 
gemeinſam war, daß keinerlei Entſchädigungsanſprüche erhoben wurden. 
Windſcheids oben wiedergegebene Behauptung iſt alſo direkt falſch. Der Standpunkt 
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des Verfaſſers in dieſer Frage wird charakteriſiert durch den Satz, daß „letzter 
Grund“ dieſer nervöſen Störungen nach Unfällen „die Begehrlichkeit iſt“. Davon, 
daß von der anderen Seite, nämlich von den Berufsgenoſſenſchaften her, in Form 
von Nachunterſuchungen, Rentenverweigerungen und Herabſetzungen ꝛc. eine Reihe 
von Momenten auf das krankhaft affizierte Nervenſyſtem des Unfallverletzten 
ſchädigend einwirken — davon findet ſich in den Ausführungen Windſcheids nicht 
ein Wort! Und doch wäre hier der Platz geweſen, auch über dieſe „Begehrlich— 
keit“ einige kräftige Worte einfließen zu laſſen. Haben doch andere Neurologen 
— ich nenne nur den Berliner Profeſſor Jolly — in ſehr nachdrücklicher Weiſe 
gerade auf dieſe Momente hingewieſen und ſpeziell für die Heilung beziehungsweiſe 
Beſſerung der Unfallhyſterie es für notwendig erachtet, daß der Verletzte Ruhe zur 
Erholung erhält und nicht alle Augenblicke wieder durch Rentenherabſetzungsverſuche 
aus ſeinem ſeeliſchen Gleichgewicht gebracht wird; im Gegenſatz dazu empfiehlt 
wieder Windſcheid „öftere Unterſuchungen und langſame Verminderung der Rente, 
unter Umſtänden einfach in Sprüngen von 10 Prozent“, alſo ein Verfahren, das 
in praxi auf eine mindeſtens alljährliche Beläſtigung des nervenkranken Verletzten 
herauskommen dürfte. Das genügt wohl, um unſer Urteil über Windſcheids Aus⸗ 
führungen zu rechtfertigen. Die Tendenz, welche die Schrift durchzieht, erſcheint um 
ſo bedauerlicher, als dieſe Anſchauungen mit der Autorität des akademiſchen Lehrers 
der ſtudierenden Jugend vorgetragen werden, alſo einem Publikum, das die not— 
wendige Kritik für das ihm Vorgetragene noch nicht hat. Die Berufsgenojjen- 
ſchaften werden an den aus ſolcher Schule hervorgegangenen Arzten ihre Freude 
haben! C. F. 


Dr. Bernhard Harms, Zur Entwicklungsgeſchichte der deutſchen Buchbinderei 

in der zweiten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts. Techniſch — Statiſtiſch — 

Volkswirtſchaftlich. Mit ſechs Tabellen, VIII und 184 S. Lexikon 8°. Tübingen 
und Leipzig 1902, J. C. B. Mohr. 


Zu den alten Handwerken, welche durch die techniſche Entwicklung von Grund 
aus umgewälzt wurden, gehört die Buchbinderei; eine ganze Reihe von nun ſelb— 
ſtändigen Gewerben haben ſich vom Mutterhandwerk fajt völlig losgelöſt, und die 
eigentliche Buchbinderei iſt aus den engen Schranken des früher vorherrſchenden, auf 
Kundenbeſtellung wartenden Kleinbetriebs hinausgewachſen, zum maſſenproduzierenden 
Fabrikbetrieb geworden. Die Darſtellung dieſer Entwicklung lohnte ſich, ſie iſt im 
vorliegenden Werke in anſchaulicher Weiſe dargelegt unter Heranziehung nicht bloß 
eines reichen literariſchen Apparats, ſondern auch auf Grund vieler eigener An⸗ 
ſchauung der Vorgänge in der Buchbinderei. Wir können dies ruhig anerkennen, 
wenn der Verfaſſer auch von dem „Schlagwort der Konzentration“ ebenſo von oben 
herab urteilt, wie über Marx und feine Anhänger. Dieſe Erhabenheit des neu⸗ 
gebackenen Doktors iſt um ſo putziger, als er die Steigerungskoeffizienten für die 
Buchbinderei in den Jahren 1882 bis 1895 für die verſchiedenen Betriebsgrößen 
ganz richtig angibt: 4,2 Prozent beim Alleinbetrieb, dann immer mit der Größe der 
Gehilfenzahl ſteigend bis zu 600 Prozent bei den Betrieben mit über 200 Perſonen. 
Daß in den um 4,2 Prozent geſtiegenen Alleinbetrieben der Buchbinderei tatſächlich 
viele reine Schreibwarengeſchäfte ohne jeden Gewerbebetrieb und jo manche Haus: 
induſtrielle mitgezählt wurden, iſt zu beſtreiten niemals, auch nicht von Harms, ver⸗ 
ſucht worden. Die Zahl der Betriebe mit höchſtens 10 Perſonen iſt um 7,1 Prozent 
die Perſonenzahl um 15,7 Prozent), die Zahl der Betriebe mit mehr als 10 Per⸗ 
onen um 104,7 Prozent (die Perſonenzahl um 134,9 Prozent) geſtiegen. Die Ge⸗ 
ſamtzahl der Betriebe mit 6 und mehr Perſonen hat ſich raſcher vermehrt, die 
Betriebe mit höchſtens 5 Perſonen langſamer als die Bevölkerung zwiſchen den 
beiden Berufszählungen. Nun iſt es ja jedem, der nicht bloß die Ergebniſſe unſerer 
Berufszählungen, ſondern auch die Fragebogen und die Methode der Aufnahme und 
Der Aufbereitung des Materials kennt, längſt klar, daß die Konzentration viel ſtärker 
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vor ſich gegangen iſt, als man nach den Ergebniſſen der beiden Erhebungen ver⸗ 
muten müßte, weiter iſt auch jedem Beobachter unſerer gewerblichen Entwicklung 
wie jedem Kenner der jährlich veröffentlichten Zahlen über den Bergbau, die Bier⸗ 
brauerei ꝛc. klar, daß ſeit der letzten Erhebung die Akkumulation weitere und 
raſchere Fortſchritte gemacht hat, als in den dem Jahre 1895 vorangegangenen 
Jahren. Es wäre deshalb Herrn Dr. Harms zu raten geweſen, daß er ſich auf die 
Buchbinderei, die er gut kennt, konzentriert und daß er uns ſeine Apergus über die 
Konzentratione und über Marx geſchenkt hätte. 

Ausführlich erörtert der Verfaſſer die Verteilung der Buchbinderei im Reiche 
und die Verſchiebung derſelben von 1861 bis 1895, wobei er es ſowohl unterläßt, 
ſich über die ſehr geringe Vergleichbarkeit der Zahlen, vor allem der von 1861, 
1875 und der ſpäteren, Rechenſchaft zu geben, ſondern auch unterläßt, die topo⸗ 
graphiſche Konzentration infolge der neuen Methoden des Verlagshandels, Schul⸗ 
bücher, Gebetbücher, Klaſſiker und andere gangbare Werke an beſtimmten Orten im 
Großbetrieb binden zu laſſen, zur Illuſtrierung der ungleichen Entwicklung der Buch⸗ 
binderei heranzuziehen. Er ſtreift dieſe wichtige Frage nur, er deutet auch nicht 
mit genügender Schärfe hin auf die Beziehungen der Buchbinderei und ihrer Ent⸗ 
wicklung zur geſamten Berufsgliederung der Bevölkerung in den einzelnen Reichs⸗ 
teilen. Unter fleißiger Beibringung des ihn ſelbſt widerlegenden Materials will der 
Verfaſſer beweiſen, daß die Anſchwellquote der Bücherproduktion von dem modernen 
Großbetrieb durch Hinzufügen des Einbandes fertiggeſtellt wird, daß dem hand⸗ 
werksmäßigen Betrieb aber das Arbeitsfeld, das er vor drei Jahrzehnten beſaß, un⸗ 
geſchmälert geblieben iſt. Er muß zugeſtehen, daß ſelbſt das Kunſthandwerk vom 
Großbetrieb aufgeſaugt wird, die Namen Hulbe, Collin ſagen dies ja dem Kenner 
der Induſtrie eindringlicher als die längſten Ausführungen der von einer Zukunft 
des Kunſthandwerkes in der Buchbinderei Phantaſierenden. Der Verſuch eines 
Nachweiſes, daß die handwerksmäßige Buchbinderei mit Hilfe der Lehrlings⸗ 
ausbeutung (ö) einen geſicherten Boden hat, erſcheint uns völlig mißlungen. Das zu 
dieſem Zwecke geſchriebene Kapitel dieſes Buches dürfte denkende Leſer zu direkt 
entgegengeſetzten Schlüſſen bringen wie den Verfaſſer, und dies gerade wegen des 
anerkennenswerten Fleißes, den er auf die Beibringung des Materials verwendet hat, 

Bedauerlich iſt, daß der Verfaſſer das gewerbeſtatiſtiſche Material, von wenigen 
Bemängelungen abgeſehen, als ein Sakroſanktum betrachtet, daß er ſich faſt immer 
der ſich aufdrängenden Verpflichtung entzieht, das Material auf Herkunft und 
Richtigkeit zu beleuchten. Das iſt meines Erachtens die dringlichſte Aufgabe der 
Statiſtik im Deutſchen Reiche, da trotz der Finanznot des Reiches eine neue Berufs⸗ 
und Gewerbezählung in abſehbarer Zeit in Angriff genommen werden muß. Um 
nur ein Beiſpiel anzuführen, erwähnen wir, daß Harms nach der 1895er Zählung 
1428 Buchbinder anführt, die in Buchdruckereien und Verlagsgeſchäften beſchäftigt 
wurden. Dieſe Zahl iſt unzweifelhaft viel zu niedrig. Die Firmen F. A. Brock⸗ 
haus, Bibliographiſches Inſtitut, Breitkopf & Härtel in Leipzig, Union und Verlags 
anſtalt in Stuttgart dürften nach meinen Erkundigungen allein weit mehr als 
1428 Buchbinder beſchäftigen. 

Bedauerlich iſt, daß Harms die intereſſante Entwicklung des Arbeitsverhältniſſes 
in der Buchbinderei nicht einmal ſtreift, das Vordringen der Frauenarbeit faſt gar 
nicht würdigt. Hätte der Verfaſſer ohne vorgefaßte Meinung das Ergebnis ſeiner 
Studien veröffentlicht, fo wäre feine Arbeit rückhaltlos zu empfehlen geweſen, ſie iſt 
aber auch trotz ſeiner ſtörenden Künſteleien und Deuteleien ein nützlicher Beitrag 
zur Beurteilung der Entwicklung eines ſo wichtigen und in den Strudel des 
modernen Produktionsprozeſſes hineingeriſſenen alten zünftigen Handwerkes. Vor 
einer kritikloſen Wiedergabe von Harms' Ergebniſſen muß aber ernſtlich gewarnt 
werden. ad. br. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Landwirtſchaft und Induftrie. 
Kritiſche Betrachtungen zu Eduard Davids Agrarwerk. 
Von Ludwig Queſſel. 5 


III. 

Wenden wir uns nun der europäiſchen Staatenwelt zu und prüfen wir, 
ob vielleicht hier auf dem Boden alter Kultur die marxiſtiſche Agrartheorie ſo 
ganz und gar „zum beſten gehalten worden“ iſt, wie David’ uns glauben 
machen will. Unſere Unterſuchung muß ſich auf zwei europäiſche Staaten be: 
ſchränken, den Agrarſtaat Rußland und den Induſtrieſtaat Deutſchland. 

In bezug auf die natürlichen Produktionsverhältniſſe iſt die ruſſiſche Land⸗ 
wirtſchaft der nordamerikaniſchen durchaus ebenbürtig. „Die beſäte Geſamt⸗ 
fläche“, ſagt Profeſſor v. Schulze⸗Gävernitz, „wird in Rußland auf 60, in den 
Vereinigten Staaten auf 40 Millionen Deßjatinen (1 Deßjatine = 1,09 Hektar) 
geſchätzt. Der Erntewert der für Rußland faſt ausſchließlich in Betracht kom⸗ 
menden Getreidearten, Weizen, Roggen, Gerſte und Hafer, ſchwankte in den 
ſechs Jahren von 1885 bis 1890 inkluſive um eine Milliarde Rubel; der Wert 
der amerikaniſchen Ernte allein an Weizen, Hafer und Mais war in jenen 
Jahren nie niederer als zwei Milliarden Rubel und überſtieg einmal ſogar die 
dritte Milliarde. Hiernach käme in Amerika ein nahezu vierfaches Ernte⸗ 
ergebnis auf dieſelbe Grundfläche. Dieſer größere Ertrag darf nicht auf 
größere Fruchtbarkeit des Bodens zurückgeführt werden; denn die „Schwarz— 
erde“, welche für Rußlands Getreideproduktion vor allem in Betracht kommt, 
ſteht an natürlicher Ergiebigkeit keinem Boden der Welt nach. . . . Aber dieſe 
Mehrproduktion von der gleichen Fläche wird in Amerika unter Anwendung 
von weit weniger Arbeit erzielt als in Rußland. Dabei ſind die Fortſchritte 
der Technik, welche Erſatz der Arbeit durch Kapital bedeuten, in Amerika un: 
unterbrochen. Ein Arbeiter pflügt heute ſoviel wie vor kurzem zwei; mit Hilfe 
der Mähmaſchine, welche die Garben automatiſch bindet, mäht er heute ſoviel 
vie vor kurzem zwölf Arbeiter; der Farmer lebte vor wenigen Jahrzehnten 
uf ſeiner Farm in Naturalwirtſchaft; heute genügen nach Atkinſon dreihundert 
Arbeitstage im Jahre auf den fortgeſchrittenſten Farmen im Nordweſten, um 
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|: 


4 


x | 
514 Die Neue Zeit. 


Getreide zur Nahrung von tauſend Perſonen zu produzieren. Einer landwirt⸗ 
ſchaftlichen Bevölkerung der Vereinigten Staaten von gegen 25 Millionen ent⸗ 
ſpricht in Rußland eine ſolche von 70 Millionen, wonach auf eine Deßjatine 
beſäter Fläche dort ſechs, hier zehn Köpfe landwirtſchaftlicher Bevölkerung 
kämen. Da nun dieſes Mehr von Perſonen in Rußland auf der gleichen 
Fläche weniger Getreide produziert als in Amerika, ſo iſt das Erzeugnis 
pro Kopf der landwirtſchaftlichen Bevölkerung in Amerika zehn- bis elfmal 
größer als in Rußland. Der ruſſiſche Bauer ſteht dem Amerikaner alſo nicht 
anders gegenüber als etwa der Handweber dem Weber am mechaniſchen Web⸗ 
ſtuhl.““ 

Zweifellos hat Profeſſor v. Schulze⸗Gävernitz darin recht, daß es kein 
anderes Mittel für Rußland gibt, die Agrarkriſe mit ihren ſchrecklichen Folgen 
zu überwinden, als im weitgehenden Maße die Handarbeit durch eine höhere 
Produktionsart zu erſetzen. Soll der entſetzliche Auffchrei des zur Todesnot 
gewordenen Hungers nicht fernerhin die Lande durchhallen, ſo muß die ruſſiſche 
Landwirtſchaft den Weg des techniſchen Fortſchritts einſchlagen. Was dies 
aber bedeutet, wiſſen wir: Verlegung des Schwerpunktes der zur Erzeugung 
der Agrarprodukte notwendigen Arbeit in die Induſtrie, Überleitung gewaltiger 
Volksmaſſen vom flachen Lande zu den ſtädtiſch⸗induſtriellen Wohnplätzen, Ver⸗ 
wandlung der bäuerlichen Landwirte in kleinkapitaliſtiſche Unternehmer. Alle 
Anzeichen deuten in der Tat ſchon darauf hin, daß das, was für Amerika 
heute wahr iſt, es morgen für Rußland werden wird: die große Induſtrie wird 
das Bollwerk des Abſolutismus vernichten: den „Muſchik“, indem ſie ihm 
einerſeits den induſtriellen Lohnarbeiter, andererſeits den agrikolen Klein⸗ 
kapitaliſten unterſchiebt. 5 

Doch nun wenden wir uns Deutſchland zu, einem hochentwickelten Induſtrie⸗ 
ſtaat, der ein erhebliches Plus von Nahrungsmitteln aus dem Ausland bezieht 
und dafür Fabrikate an das Ausland abgibt. Hier ſtoßen wir ſofort auf eine 
Erſcheinung, welche die reaktionären Mächte der alten Geſellſchaft mit Schreck 
und Erſtaunen erfüllt: die machtvolle Zunahme der ſtädtiſch⸗induſtriellen Be 
völkerung. Geheimnisvolle Kräfte ſcheinen am Werke, die ehemals boden⸗ 
ſtändige Bevölkerung zu entwurzeln. Das neue Städtetum erhält nicht nur 
ſeinen eigenen Nachwuchs, es zieht auch den Nachwuchs des flachen Landes an. 
Der ganze Volkszuwachs der Periode 1882 bis 1895 iſt den ſtädtiſchen Wohn⸗ 
plätzen mit mehr als 2000 Einwohnern zu ſtatten gekommen.“ In dem Maße 
aber, als das Bollwerk der reaktionären Mächte, die landwirtſchaftliche Bevöl⸗ 
kerung abſolut und relativ an Stärke verliert, muß die Wucht des politiſchen 
Einfluſſes der induſtriellen und merkantilen Lohnarbeitermaſſen zunehmen. 
Dieſe Tatſache wird dadurch nicht aufgehoben, daß es den herrſchenden Klaſſen 
einſtweilen noch möglich iſt, im Widerſpruch zu dem Geiſte der Verfaſſung 
durch das Mittel einer veralteten Wahlkreiseinteilung der ländlichen Bevölke⸗ 
rung eine ſtärkere Vertretung im Reichstag zu ſichern, um den politiſchen Ein⸗ 
fluß der grundbeſitzenden Ariſtokratie aufrecht zu erhalten. 

Als die wirkenden Kräfte, welche in wenigen Jahrzehnten diesſeits und jen⸗ 
ſeits des Ozeans eine vollſtändige Umſchichtung der Bevölkerung hervorgerufen, 
haben wir die Schmälerung des Produktionsgebiets der landwirtſchaftlichen 

1 v. Schulze⸗Gävernitz, „Volkswirtſchaftliche Studien aus Rußland“, S. 358359. 


> Rauchberg, Entwicklungstendenzen der deutſchen Volkswirtſchaft. „Archiv für ſoziale 
Geſetzgebung und Statiſtik“, Bd. XVI, S. 333. 5 
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Bevölkerung durch die große Induſtrie und die Induſtrialiſierung der Ackerbau⸗ 
arbeit erkannt. Es kann nicht zweifelhaft ſein, daß es in Deutſchland vor 
allem der erſten Kraft zu danken iſt, daß breite Volksmaſſen vom Lande und 


von der Landwirtſchaft fort, zu den ſtädtiſchen Berufsarten: Induſtrie, Handel 


und Verkehr geführt wurden. Anders dagegen wie jenſeits des Ozeans ſteht 
die Induſtrialiſierung der agrikolen Arbeit hier erſt im Anfang ihrer Entwick⸗ 
lung. Immerhin iſt es nicht unintereſſant, ſich eine ungefähre Anſchauung 
zu verſchaffen, in welchem Umfang in Deutſchland in den letzten Jahrzehnten 
die agrikole Arbeit induſtrialiſiert, aus der Landwirtſchaft in die Induſtrie ver⸗ 
legt worden iſt. 

Nach Settegaſt beträgt der Bedarf an Arbeitskraft für einen Hektar: bei 
Körner⸗ und Feldgraswirtſchaft 48 bis 80 Handarbeitstage, bei Fruchtwechſel⸗ 
wirtſchaft 120 bis 180 Handarbeitstage. 

Es iſt nun ein Umſtand von hohem Intereſſe: daß nach einer Berechnung 
Benſings die Arbeitskräfte, welche im Jahre 1882 der deutſchen Landwirtſchaft 


zur Verfügung ſtanden, bei einem maſchinenloſen Betrieb kaum ausgereicht 
haben würden, das landwirtſchaftliche Areal nach dem Dreifelderſyſtem, das 


heißt nach einem Betriebsſyſtem, welches fich in ſeinem Arbeitsbedarf der Körner⸗ 


und Feldgraswirtſchaft nähert, zu bewirtſchaften. Dank dem Umfang aber, 


den ſchon im Jahre 1882 die Verwendung landwirtſchaftlicher Maſchinen 
erreicht hatte, war es möglich, das landwirtſchaftliche Areal nach Betriebs⸗ 
ſyſtemen zu bewirtſchaften, die in ihrem Arbeitsbedarf der Fruchtwechſelwirt⸗ 


ſchaft mehr oder weniger nahe kamen. Das Plus an Arbeit, welches die in⸗ 
tenſivere Wirtſchaft erforderte, wurde alſo von der Induſtrie geleiſtet; denn 


man darf nicht vergeſſen, daß aus der Verwendung landwirtſchaftlicher 
Maſchinen eine geſellſchaftliche Arbeitserſparnis nur in beſchränktem Maße 


reſultiert, daß es ſich in der Hauptſache um eine Arbeitsverſchiebung handelt, 


um die Verlegung von einem Teile der agrikolen Arbeit aus der Landwirt⸗ 


ſchaft in die Induſtrie. 


Seit 1882 hat aber dieſer Prozeß weitere Fortſchritte gemacht. Während Kultur⸗ 


flächen, Ernteerträge, Viehbeſtände erheblich wuchſen, ging die landwirtſchaft⸗ 
liche Bevölkerung abſolut etwas, prozentual ganz erheblich zurück. Die Zahl 


der Berufstätigen innerhalb der landwirtſchaftlichen Bevölkerung iſt allerdings 


abſolut nicht zurückgegangen, da aber einerſeits die Kulturflächen wuchſen, 
andererſeits ihr Aufbau nach Alter und Geſchlecht inſofern eine Veränderung 
erfuhr, als Männerarbeit durch die Arbeit Jugendlicher, Frauen und Greiſe 
erſetzt wurde, jo iſt auch eine Abnahme der verfügbaren Arbeitskräfte pro 


— en 


Flächeneinheit zu konſtatieren. Die überraſchende Erſcheinung, daß trotz der 
Abnahme der Zahl der Berufstätigen pro Flächeneinheit die Intenſität der 


Landwirtſchaft nicht rückwärts⸗, ſondern vorwärtsgegangen iſt, läßt ſich nur 
durch eine weitere Arbeitsverſchiebung erklären, wodurch das Plus an Arbeit, 


welches die höhere Intenſität der deutſchen Landwirtſchaft erheiſchte, induſtria⸗ 


liſiert, aus der Landwirtſchaft in die Induſtrie verlegt wurde. Dieſe Erklärung 


wird uns denn auch durch die Statiſtik als richtig beſtätigt. Die Bewegung, 
welche die deutſche Landwirtſchaft von 1882 bis 1895 zum Maſchinenbetrieb 


machte, erhellt aus folgender Zuſammenſtellung (nach Guſtav Fiſcher): 


Benſing, „Der Einfluß der landwirtſchaftlichen Maſchinen auf Volks- und Privat⸗ 


wirtſchaft“, 1897, S. 45. 
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Dieſer Prozeß ſteht aber immer noch im Anfang ſeiner Entwicklung. Alle 
Autoren, die ſich mit der Bedeutung der Maſchinen in der Landwirtſchaft be⸗ 
ſchäftigt haben, ſtimmen darin überein, daß nicht nur ihre Verbreitung, ſondern 
auch ihre weitere Vervollkommnung und Anpaſſung an die verſchiedenen natür⸗ 
lichen und ſozialen Verhältniſſe Fortſchritte machen wird. Benſing iſt „erfüllt 
mit Bewunderung über die Erfolge, welche die Technik in dieſem Jahrhundert 
auf dem wichtigen Gebiet der landwirtſchaftlichen Maſchinenentwicklung er⸗ 
rungen hat“ und iſt „überzeugt, daß die Nächſtzeit dem Ideal der Maſchinen⸗ 
anwendung mit ſtaunenswerter Schnelligkeit nahe kommen wird, denn der 
Maſchine gehört die Welt“.“ Wie ſehr dieſe optimiſtiſche Auffaſſung berechtigt 
iſt, zeigt der Umſtand, daß es nach Fiſcher der Technik gerade in den letzten 
Jahren gelungen iſt, ein lange für abſolut unüberſteigbar gehaltenes Hindernis 
zu überwinden, nämlich Maſchinen zu konſtruieren, die für Mittel⸗ und ſelbſt 
für Kleinbetriebe brauchbar ſind. „Gerade in neueſter Zeit“, ſagt Fiſcher, „iſt 
ein ſcharfer Wettbewerb der Fabrikanten auf dieſem Gebiet entſtanden, der 
durch Reiſende und Vertreter der Firmen bis in die kleinſten Ortſchaften hinein⸗ 
getragen wird.““ Damit wird auch die bäuerliche Landwirtſchaft von dem 
großen Umwandlungsprozeß ergriffen, welcher — indem er die in den bäuer⸗ 
lichen Wirtſchaften verrichtete Ackerbauarbeit induſtrialiſiert — den Nachwuchs 
der grundbeſitzenden und grundbeſitzloſen landwirtſchaftlichen Bevölkerung von 
der Landwirtſchaft fort zu den induſtriellen und merkantilen Berufsarten führt. 
Und nicht nur dies! Wie im Handwerk, ſo verliert auch in der Landwirtſchaft 
der Kleinbetrieb durch das fortgeſetzte Wachſen des in Werkzeugmaſchinen aller 
Art angelegten Kapitals den eigentlichen Boden ſeiner Exiſtenz, der in dem 
ſelbſterarbeiteten Arbeitsverdienſt, nicht im Kapitalgewinn, beſteht, unter den 
Füßen und wird kapitaliſtiſch. Dieſer Prozeß wird in Induſtrieländern ge⸗ 
waltig beſchleunigt durch die günſtigen Abſatzverhältniſſe für tieriſche Produkte. 
Denn für die Möglichkeit fortgeſetzter Kapitalinveſtierungen wird der Umfang 
der eigentümlich beſeſſenen Fläche um ſo weniger entſcheidend, je mehr die Er⸗ 
zeugung tieriſcher Produkte in den Vordergrund der agrikolen Produktion tritt. 
Schon heute haben die landwirtſchaftlichen Mittel- und Kleinbetriebe ihre eigene 
Grundlage verloren; das obere Stockwerk der Viehhaltung wird „über den 
Grundſtock der eigenen Futterproduktion in die Luft hinaus gebaut, frei in der 
Luft ſchwebend, durch Pfeiler geſtützt, die auf fremdem Boden ruhen“. Denn 
die Größe der Viehhaltung einer Wirtſchaft iſt heute nicht ſo ſehr abhängig 
von der auf eigenem Boden erzielten Futtermenge, als von der Größe des Be⸗ 
triebskapitals, das zum Ankauf von Futtermitteln und Jungvieh verfügbar iſt⸗ 

Damit hört aber der Umfang der Fläche auf, ein Maßſtab für die Größe 
landwirtſchaftlicher Betriebe zu ſein. Wie in der Induſtrie, wird auch in 


1 Benſing, a. a. O., S. 31. | 
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der Landwirtſchaft die Größe des Betriebskapitals das entſcheidende 
Moment. Legen wir aber dieſen Maßſtab an, ſo zeigt der Zeiger der Ent— 


wicklung im Reiche der organiſchen Hervorbringung offenſichtlich auf Ver⸗ 


größerung der Betriebsdimenſionen. Die Statiſtik des Viehſtandes und der 
Maſchinenverwendung zeigt, daß in Deutſchland die im Vordringen begriffenen 
Betriebe mit familienmäßiger Arbeitsverfaſſung von 5 bis 20 Hektar immer 
kapitaliſtiſcher werden. Es iſt ein lächerlicher Irrtum, wenn David annimmt, 
daß die Betriebskonzentration notwendig eine Aufſaugung der kleineren Betriebe 
durch die großen bedinge. Davon iſt ſelbſt in der Sphäre der Induſtrie keine 
Rede. Die mächtig emporſtrebende kapitaliſtiſche Produktion kapſelt die Klein⸗ 
betriebe einfach ein wie eine üppig wuchernde Pflanze anorganiſche Körperchen. 
Die kapitaliſtiſche Konzentration vollzieht ſich nicht durch Vernichtung, ſondern 
durch Erweiterung ehemals kleinerer Betriebe: dadurch wird das Schwergewicht 
der Produktion in Betriebe von immer größerem Umfang herübergezogen. So 
erklärt es ſich, daß die ſelbſt relativ ungeſchmälerte Erhaltung der induſtriellen 


Kleinbetriebe von 1882 bis 1895 Hand in Hand geht mit einer gewaltigen 


kapitaliſtiſchen Konzentration. „Es ſteht eben feſt“, ſagt Profeſſor Rauchberg, 
„daß ſeit 1882 die Selbſtändigen nur um 283359, die Arbeiter aber um 


2111228, alſo 7,5mal jo ſtark zugenommen haben. Um ſoviel iſt, wenn wir 


die Angeſtellten als neutral annehmen, die Verteilung der gegenſätzlichen Klaſſen⸗ 
intereſſen verſchoben, die Wucht ihrer Vertretung ... auf ſeiten der Arbeiter 
vergrößert. Und das iſt eines der wichtigſten Ergebniſſe der Berufszählung.“ ' 
In der Landwirtſchaft wird die Erweiterung ehemals kleinerer Betriebe, die 
ſich in der Induſtrie äußerlich bequem an der Zahl der beſchäftigten Lohnarbeiter 
meſſen läßt, verſchleiert durch den Prozeß der Arbeitsverſchiebung, wodurch die 


tatſächlich gewachſene Lohnarbeit von der Landwirtſchaft in die Induſtrie ver⸗ 
legt wird. Die groben Mittel der Statiſtik verſagen nicht nur gegenüber dieſem 


Vorgang, ſondern geben uns ſogar ein auf den Kopf geſtelltes Bild, wenn wir 
mit ihren Ergebniſſen gedankenlos operieren. 
Uns will nun ſcheinen: noch nie hat eine Theorie ſchon im Zeitpunkt ihrer 


Entſtehung ſo ſehr mit den Tatſachen in Widerſpruch geſtanden wie die 
Davidſche Agrartheorie — und noch nie hat eine Theorie in ihrer Grundidee 


noch nach einem halben Jahrhundert ſich ſo glänzend bewährt wie die Marxſche 
Theorie der ſozialen Entwicklung. Denn auch in Deutſchland dringt die große 


Induſtrie ſiegreich in die Sphäre der agrikolen Produktion, indem ſie das Boll⸗ 
werk der alten Geſellſchaft vernichtet: den „Bauer“, und ihm einerſeits den 
induſtriellen Lohnarbeiter, andererſeits den agrikolen Kleinkapitaliſten unterſchiebt. 


Und endlich noch ein Wort über die politiſchen Konſequenzen! Ob der 
Kampf zwiſchen dem großkapitaliſtiſchen und kleinkapitaliſtiſchen Landwirtſchafts⸗ 
betrieb in nächſter Zukunft mit dem Siege dieſer oder jener Betriebsform enden 
wird, vermögen wir nicht zu entſcheiden. Das vorhandene Tatſachenmaterial 
ſcheint uns zur Entſcheidung dieſer Frage nicht auszureichen. Aber das läßt 
ſich ſchon heute mit Beſtimmtheit ſagen, daß für den Gang der ſozialen Ent⸗ 
wicklung der Ausgang dieſes Kampfes nur von ſekundärer Bedeutung iſt. Die 
Schmälerung des Produktionsgebiets der landwirtſchaftlichen Bevölkerung einer⸗ 


ſeits, die Induſtrialiſierung der Ackerbauarbeit andererſeits, verſchiebt das 
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Schwergewicht der geſellſchaftlichen Produktion mehr und mehr in die Sphäre 
der Induſtrie. Damit muß aber der Einfluß der induſtriellen und merkantilen 
Proletariermaſſen auf den Gang der Politik und der öffentlichen Angelegen⸗ 
heiten immer deutlicher hervortreten. Nur wer den inneren Kräften der neu⸗ 
zeitlichen Wirtſchaftsentwicklung blind gegenüberſteht, kann die Gewinnung der 
ſelbſtändigen Landbebauermaſſe noch für unentbehrlich zur Eroberung der poli⸗ 
tiſchen Macht anſehen. 

Wir müſſen daher auch die Davidſche „Politik der Sammlung“, die eine 
Mittellinie finden will, auf der ſich die proletariſchen Intereſſen der induſtriellen 
Lohnarbeitermaſſen mit den kleinkapitaliſtiſchen Intereſſen der ſelbſtändigen 
„Bauern“ vereinigen laſſen, als ein hoffnungsloſes Unterfangen bezeichnen. 
Jeder Schritt auf dieſem Wege, und ſei er noch ſo gut gemeint, muß zu einer 
falſchen Halbheit führen. Die Zuſpitzung der Intereſſengegenſätze in den demo⸗ 
kratiſchen Bauernſtaaten der Schweiz zeigt uns, daß, wenn wirklich die Er⸗ 
oberung der politiſchen Macht von der Gewinnung des kleinkapitaliſtiſchen 
Unternehmertums in der Landwirtſchaft abhängig ſein würde, die Verwirklichung 
unſerer Ideale für immer ausgeſchloſſen wäre. Daß dem aber nicht ſo iſt, 
glauben wir dargetan zu haben. arg 


Die deutſche Volkspartei. 


von Wilhelm Keil. 


Wer die Parteiverhältniſſe Deutſchlands nicht kennt, wird unter dem voll⸗ 
tönenden Namen „Deutſche Volkspartei“ ſich eine der mächtigſten Parteien des 
großen Deutſchen Reiches vorſtellen. In Wirklichkeit haben wir es in der Deutſchen 
Volkspartei, von den partikularen Parteiſplittern abgeſehen, ſo ziemlich mit der 
kleinſten Partei Deutſchlands zu tun, und das deutſche Volk hat vom Weſen, ja ſelbſt 
von der Exiſtenz der „Deutſchen Volkspartei“ vielfach nur ſchwache Vorſtellungen. 

Die Deutſche Volkspartei gilt als der radikalſte Flügel des ſogenannten bürger⸗ 
lichen Liberalismus. Ihr Hauptnährboden war von jeher das Königreich Württem⸗ 
berg, und die folgenden Betrachtungen ſtützen ſich auf die Beobachtung der Politik 
der ſpezifiſch württembergiſchen Volkspartei, die ſich allerdings zu ihren Ungunſten 
von den Reſten der bürgerlichen Demokratie, die in Baden noch anzutreffen ſind, 
unterſcheidet. 5 

Auch in Württemberg geht es ſeit einigen Jahren rapid bergab mit der 
Volkspartei. Aus zwei Gründen: Einmal wird ihr durch die wirtſchaftliche Ent⸗ 
wicklung mehr und mehr der Boden entzogen, zum anderen erweckt ſie ſelbſt durch 
den Mangel an entſchiedenem politiſchen Auftreten, durch ihre Schwächlichkeit und 
Unklarheit in ſtets wachſenden Teilen derjenigen Volksſchichten, auf die ſie ſich allein 
ſtützen kann, das Gefühl des Unbefriedigtſeins. . 

über die erſtgenannte Urſache des volksparteilichen Rückganges iſt hier nicht viel 
zu ſagen. Daran, daß auch in Württemberg allmählich die Großinduſtrie das Hand⸗ 
werk verdrängt, wenn auch in viel langſamerem Entwicklungsgang wie in vielen 
anderen Teilen des Deutſchen Reiches, iſt die bürgerliche Demokratie Württembergs 
ganz gewiß unſchuldig. Sie iſt auch nicht verantwortlich dafür zu machen, daß den 
in Württemberg beſonders ſtark vertretenen Parzellenbauern die landwirtſchaftliche 
Exiſtenz immer mehr untergraben wird, daß dieſe Volksſchicht in ſtark wachſendem 
Maße der namentlich in den Flußtälern des Landes ſich ausdehnenden Induſtrie zus 
geführt wird. Die Überfchuldung, die hohen Bodenpreiſe, der Steuerdruck, die 
irrationelle kleinbäuerliche Betriebsweiſe, die wirtſchaftliche Überlegenheit des Groß⸗ 
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bauerntums und der großen Grundbeſitzer ſind die Haupturſachen der letztgenannten 
Erſcheinung. Was der Volkspartei aber zur Laſt gelegt werden muß, iſt, daß ſie 
dieſe Entwicklung nicht verſteht und ihre politiſche Haltung derſelben nicht an⸗ 
zupaſſen vermag. Es lebt eine Art des alten Zunftgeiſtes in ihr, der da glaubt, 
die natürliche Entwicklung ignorieren oder gar ihr Schranken ziehen zu können. Je 
weniger Erfolg ſie mit dieſer Auffaſſung der Dinge erzielt, um ſo feſter verbeißt ſie 
ſich in dieſelbe. i 
Bei allen Wahlen des letzten Jahrzehntes iſt von den volksparteilichen Agita- 
toren der niederſchmetternde Vorwurf gegen die Sozialdemokratie erhoben worden, 
ſie pflüge mit dem Kalbe der bürgerlichen Demokratie, daher ihr Erfolg. Glauben 
die Volksparteiler an ihre eigenen Worte, fo ergibt ſich für fie doch nichts Ein⸗ 
facheres, als das bürgerlich⸗demokratiſche Kalb an den eigenen Pflug zu ſpannen 
und die Sozialdemokratie ſehen zu laſſen, wer ihr den Pflug zieht. Warum tun ſie 
das nicht? Dieſe Frage führt uns auf die Wurzeln der total falſchen Politik der 

Deutſchen Volkspartei. 

N Eine entſchieden radikale bürgerliche Linke hätte vielleicht in Deutſchland und 
ganz beſonders in Württemberg, deſſen Bevölkerung noch vom Geiſte der achtund⸗ 
vierziger Demokraten zehrt, ſelbſt heute noch einen Boden. Das darf ausgeſprochen 

werden ohne Rückſicht darauf, ob uns eine ſolche Partei angenehm wäre oder nicht. 
Sie könnte uns angenehm ſein, inſofern ſie zur Demokratiſierung des öffentlichen 

Lebens ſehr viel beizutragen vermöchte, unangenehm, da ſie unſer Wachstum 
einigermaßen beeinträchtigen würde. Beſtand könnte fie noch eine Weile haben, trotz 
der ſtarken Sozialdemokratie. Wir verhehlen uns nicht, daß ein großer Teil der 
„liberalen“ Wähler aller Schattierungen und ſelbſt der Zentrumswähler mit der 
praktiſchen Gegenwartspolitik der Sozialdemokratie zwar durchaus einverſtanden iſt, 

ſich der Sozialdemokratie aber vorläufig nicht anſchließt, weil die Grundanſchau— 

ungen derſelben von ihnen noch nicht erfaßt und verſtanden find. Es gäbe alſo 
ſchon noch große Wählermaſſen, die eine entſchieden radikale Linke umfaſſen könnte. 

Dieſe Linke dürfte ſich aber in ihrer geſamten politiſchen Haltung zu den Gegenwarts⸗ 

aufgaben von der Sozialdemokratie kaum unterſcheiden. Dann würde ſie zwar einen 
Teil des Philiſteranhanges, den heute die Volkspartei hat, auch die kleinen 
ſpießbürgerlichen Fabrikanten verlieren, die dann doch weiter rechts ſich wenden 
würden, der Zuwachs aus den aufgeweckteren Mittelſchichten und den noch in 

Unklarheit und Unentſchloſſenheit ſchwankenden Arbeiterſchichten würde den Verluſt 
aber reichlich aufwiegen. f 

ö In Württemberg gibt die Volkspartei mit dem Verzicht auf dieſe Taktik eine 
lange gehaltene Poſition preis. Sie hat ſich ein unbeſtreitbares Verdienſt erworben, 
indem ſie zu einer Zeit, wo die Sozialdemokratie in Württemberg noch ſehr ſchwach 
war, Jahrzehnte hindurch das Intereſſe des Volkes an den drei großen Reform: 

aufgaben wachhielt, die ſeit langer Zeit den Mittelpunkt der politiſchen Kämpfe des 

Landes bilden. Die Volkspartei ſtritt um eine Reform der Verfaſſung, der Ge: 

meindeverwaltung und des Steuerweſens und hatte in dieſem Kampfe den Erfolg, 

die ſtärkſte Partei zu werden und das Präſidium des Landtags zu beſetzen. Bei den 
nunmehr unternommenen Verſuchen, gemeinſchaftlich mit den Parteien der Rechten 
die Reformen im volksparteilichen Sinne durchführen zu wollen, mußte die Volks⸗ 
partei aber bald die unangenehme Erfahrung machen, daß ihre Kräfte für die ge⸗ 
ſtellte Aufgabe noch nicht ausreichten. Eine ſehr mäßige Reviſion der Verfaſſung 
wurde ihr durch die Heimtücke des Zentrums vereitelt; der Verſuch, die Lebens⸗ 
länglichkeit der Ortsvorſteher zu beſeitigen, ſcheiterte am hochmütigen Widerſtand 
der Erſten Kammer, worüber die Nationalliberalen ſich ins Fäuſtchen lachten; und 
auch ein Steuerreformverſuch mißlang an den Machterweiterungsgelüſten, welche die 

Herrenhäusler bei dieſer Gelegenheit zu befriedigen ſuchten. Alle rechtsſtehenden 
Parteien, namentlich das Zentrum, triumphierten hierauf über die „Unfruchtbarkeii“ 
der „regierenden“ Partei. Aus dieſen Erfahrungen hätte die Volkspartei zu der 
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Erkenntnis kommen können, daß ſie die Propaganda für ihre populären Forderungen 
zunächſt neu aufnehmen und ihre Macht zu erweitern ſtreben müſſe, ehe ſie aufs 
neue zu reformieren ſuchte. Dabei hätte ſie ſich der Mitarbeit der Sozialdemokratie 
verſichert halten können. Statt deſſen machte ſie Konzeſſionen nach rechts, um 
„poſitiv“ zu arbeiten, und überließ es der Sozialdemokratie, die Agitation für die 
urſprünglich volksparteilichen „Endziele“ zu betreiben. Wie dankbar wäre ein An⸗ 
ſturm gegen die Erſte Kammer geweſen — die Volkspartei aber verſpottete die 
Sozialdemokratie dafür, daß dieſe der Erſten Kammer den Krieg erklärte. Die 
bürgerliche Demokratie ließ ſich ſogar zu weitgehenden Zugeſtändniſſen an die 
Machterweiterungsanſprüche des Oberhauſes herbei und brachte auf dieſe Weiſe 
Schließlich ein Steuerreformwerk zu ſtande, das wohl den Wünſchen der württem⸗ 
bergiſchen Pairs, nicht aber denen der ungerecht belaſteten Steuerzahler entſpricht. 
Auch in den beiden anderen landespolitiſchen Hauptaufgaben zeigt ſich die Volks⸗ 
partei zu großer Nachgiebigkeit nach rechts bereit. Der Mangel an Verſtändnis für 
die Richtung des geiſtigen Strebens der breiten Volksſchichten und vor allem die 
Angſt vor dem roten Geſpenſt ſind die Urſachen der volksparteilichen Schwäch⸗ 
lichkeit. . J 

Auch unſere Volksparteiler erwägen bei all ihren Entſchließungen, welchen Ein⸗ 
fluß ihr Vorgehen auf die Sozialdemokratie ausüben wird. Und in der braven 
Abſicht, die Stärkung der Sozialdemokratie zu hindern, kommen ſie mit tödlicher 
Sicherheit ſtets zu ſolchen Entſcheidungen, die Waſſer auf die ſozialdemokratiſchen 
Mühlen leiten. Fordert die Sozialdemokratie zum Beiſpiel eine öffentlich recht⸗ 
liche Vertretung der Arbeiter analog den Handwerker-, den Handels- und Gewerbe⸗ 
kammern und den in Bildung begriffenen Landwirtſchaftskammern, ſo fürchtet 
die Demokratie, die Macht der Sozialdemokratie könne durch ſolche Kammern ge⸗ 
ſtärkt werden, und beantwortet die Forderung mit leeren Ausflüchten. Wird ein beſſerer 
Schutz des Koalitionsrechtes und die Neutralität der Behörden in wirtſchaftlichen 
Kämpfen zwiſchen Arbeitern und Unternehmern gefordert, jo gibt der einſeitige 
Intereſſenſtandpunkt einzelner nicht ſehr weitſichtiger Unternehmer den Ausſchlag 
für die Stellung der Partei, die ſich den Beinamen „Soziale Demokratie“ gegeben, 
aber nie ehrlich verdient hat. Tritt die Sozialdemokratie der unſinnigen Klein⸗ 
geiſterei, der Entwicklung zu neuen, vollkommeneren Formen der Volkswirtſchaft 
durch ſteuerliche Wunderkuren Zügel anlegen zu wollen, wie es mit der Sonder⸗ 
beſteuerung der Warenhäuſer verſucht wird, entgegen, ſo denunzieren die rück⸗ 
ſtändigſten der volksparteilichen Mittelſtandsretter die Sozialdemokratie genau ſo 
der Begünſtigung des Großkapitals und Großunternehmertums wie die allerverbohr⸗ 
teſten Zopfgeiſter. | 3 

An dem Beiſpiel der letzterwähnten Frage zeigt ſich auch ſo recht, welche 
Kontraſte innerhalb der Volkspartei ſich miteinander vertragen. Da gibt es einen 
kleinen linken Flügel, der in geſunder Erkenntnis der Vorteile des rationellen Groß⸗ 
betriebs ein hemmendes Eingreifen in den natürlichen Entwicklungsgang als eine 
Verſündigung an der Kulturentwicklung entſchieden verurteilt; ein rechter Flügel 
geht mit dem waſchechten antiſemitiſchen Zünftlertum durch dick und dünn; in der 
Mitte zwiſchen beiden Gruppen pendeln die Führer hin und her, bald der einen, 
bald der anderen Richtung zuſtimmend. | 

Daß eine Partei, in deren Reihen eine ſolche Verſchiedenheit der Anſchauung 
herrſcht, dem Volke nicht imponiert, kann nicht wunder nehmen. Das angſtvolle 
Rückſichtnehmen auf alle rückſchrittlichen Wünſche, die von unklaren Gehirnen 
ſtammen, iſt nicht der Zug, der in unſerer Zeit einer Partei zu Anſehen und Kraft 
verhilft. u 
Zu dieſen kleinbürgerlichen Verworrenheiten kamen bei der letzten Reichstags: 
wahl noch eine Reihe von Kapitalböcken, die die Volkspartei in den wichtigſten 
reichspolitiſchen Fragen ſchoß. Seit ihrem unerwarteten Aufſchwung bei den Reichs 
tagswahlen 1893, wo ſie von den 17 württembergiſchen Mandaten 11 erhielt, und 
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den Landtagswahlen 1895, wo ſie mit 31 Abgeordneten zur ſtärkſten Fraktion des 
Landtags anſchwoll, war ſie in ſtändigem Rückgang begriffen. Bei der Reichstags⸗ 
wahl 1898 hatte ſie von den früheren 11 Mandaten nur 8 behauptet, von denen ſie 
1899 bei der Nachwahl in Eßlingen noch 1 an die Sozialdemokratie abgeben mußte, 
und bei der Landtagswahl 1900 kam fie mit Mühe und Not wieder auf 26 Man: 
date, von denen inzwiſchen ſchon wieder 2 bei den Nachwahlen verloren gingen. In 
den Induſtriebezirken wurde ſie von der anwachſenden Sozialdemokratie, in den 
ländlichen von dem immer dreiſter auftretenden Bund der Landwirte, den man in 
Württemberg kurzweg Bauernbund nennt, bedroht. Statt nun in den Punkten, in 
denen ſie ſeither mit der Sozialdemokratie einig gegangen war, nun erſt recht ent— 
ſchieden aufzutreten, um die Sozialdemokratie abzuwehren, nahm die Volkspartei 
nationalliberale Allüren an, ſprach ſich dem Militarismus gegenüber freund— 
licher aus wie früher, übte ſich in nationalem Wortgeklingel und ſchalt über die 
Obſtruktion der Sozialdemokratie nicht nur mit der „Kölniſchen Zeitung“, ſondern 
ſelbſt mit Eugen Richter um die Wette, mit dem die volksparteilichen Reichs⸗ 
tagsabgeordneten, wie inzwiſchen von Richter ſelbſt verraten ward, ſogar in ge 
meinſchaftlicher Fraktionsſitzung ſich ſeinerzeit gegen die Zollobſtruktion verſchworen 
hatten! Das hatten die württembergiſchen Volksparteiler am wenigſten nötig, denn, 
wie ſelbſt der württembergiſche Miniſter v. Piſchek im Reichstag ausführte, ſtehen 
die Intereſſen der württembergiſchen Bevölkerung der agrariſchen Hochſchutzzöllnerei 
ſtrikte entgegen. Die kleinbäuerliche Bevölkerung Württembergs, ſoweit ſie die 
Wirkungen der Überzöllnerei richtig beurteilt, will von Zollerhöhungen nichts wiſſen, 
und ſoweit ſie im Banne der ſchwindelhaften Agrardemagogie ſich befindet, verſteht 
ſie der Bauernbund immer noch gründlicher einzuſeifen, als die Volkspartei es mit 
dem beſten Willen vermöchte. Dieſe letztere Tatſache hatte ſich ſchon bei den letzten 
allgemeinen Landtagswahlen und den nach denſelben vorgenommenen Erſatzwahlen 
eklatant herausgeſtellt, indem gerade in denjenigen Bezirken, die mit ſtark agrariſch 
angehauchten volksparteilichen Kandidaten verſehen waren, die Volkspartei vom 
Bauernbund am kräftigſten auf die Seite gedrückt wurde. Obgleich aber die Er⸗ 
fahrung lehrte, daß die Bekämpfung des Agrardemagogentums durch Zollzugeſtänd⸗ 
niſſe der Austreibung des Teufels durch Beelzebub glich, wandelte die Volkspartei 
den falſchen Weg weiter und ebnete in ihrer Wahlagitation mit allgemeinen 
Wendungen über den „ausreichenden Schutz der Landwirtſchaft“ der agrariſchen 
Agitation vollends die Bahn. Aber auch damit glaubte ſie ſich ihrer Sache noch 
nicht ſicher, ſondern ſie ging noch eine Rückverſicherung mit dem bankrotten würt⸗ 
tembergiſchen Nationalliberalismus, genannt „Deutſche Partei“, ein. Im 11. Wahl⸗ 
kreis (Hall, Backnang, Weinsberg, Ohringen), der ſeither von dem volksparteilichen 
Tierarzneiprofeſſor Hoffmann vertreten wurde, gab ſie ſich von vornherein auf. Volks⸗ 
partei und Deutſche Partei ſtellten eine gemeinſchaftliche Kandidatur auf in der Perſon 
des deutſchparteilichen Finanzrats Loſch, eines undefinierbaren Politikers, von 
dem man ſeither beſtimmt nur das eine wußte, daß er ſich in Flottentollheit von 
niemand überbieten läßt. Die Wirkung war, daß der ſeit 1891 in volksparteilichem 
Beſitz geweſene Wahlkreis im erſten Wahlgang dem Bauernbund zufiel. Die Volks⸗ 
partei hatte 1898 im erſten Wahlgang 5616 Stimmen aufgebracht und in der Stich⸗ 
wahl mit 9227 Stimmen geſiegt; diesmal brachte ſie es mit der Deutſchen Partei 
zuſammen auf 4793 Stimmen, während die Sozialdemokratie von 1929 auf 3647 
ſtieg und der Bauernbund durch ſein Emporſchnellen von 6745 auf 9282 Stimmen 
den Wahlkreis eroberte. Ahnlich ging's im 12. Wahlkreis (Crailsheim, Gerabronn, 
Künzelsau, Mergentheim). Hier kandidierte der ſeitherige volksparteiliche Abgeordnete 
Augſt mit Unterſtützung der Deutſchen Partei. Augſt hatte öffentlich erklärt, daß er, 
wenn er im Reichstag zum Worte gekommen wäre, für die „mittlere Linie“, den 
Fünfmarkzoll eingetreten wäre. Was war die Wirkung? 1898 hatte Augſt im erſten 
Wahlgang 5918 reine volksparteiliche Stimmen erhalten, diesmal fielen ihm mit 
AUnterſtützung der Deutſchen Partei 5297 Stimmen zu. Die Sozialdemokratie dagegen 
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ſchwang ſich von 339 auf 1843 Stimmen hinauf und der Bauernbund wuchs vo 
5250 auf 7000 Stimmen. Das volksparteilich⸗deutſchparteiliche Kompromiß beſchränkt 
ſich vorläufig auf dieſe beiden Wahlkreiſe. Aber auch in ſolchen Wahlkreiſen, w 
die Volkspartei diesmal noch allein marſchierte, konnte man beobachten, wie tro 
oder richtiger wegen der weitgehendſten Konzeſſionen an die agrariſche Strömun 
die Volkspartei enorme Rückgänge zu verzeichnen hatte. So beſonders im 4. Wahl 
kreis (Böblingen, Leonberg, Maulbronn, Vaihingen), wo der ſeitherige Vertrete 
Friedrich Haußmann von 6552 auf 5167 Stimmen ſank, übrigens auch der Bauern 
bund nur die kleine Zunahme von 6115 auf 6179 Stimmen aufwies, wogegen di 
Sozialdemokratie von 2528 auf 5539 Stimmen hinaufſchnellte und ſo die Volks 
partei aus der Stichwahl verdrängte. 
Die verkehrte Taktik der Volkspartei übte natürlich auch in denjenigen Wahl 
kreiſen ihre Rückwirkung, in denen die volksparteilichen Kandidaten ſolchen Prinzipien 
verrat nicht übten. So mußte im 10. Wahlkreis (Göppingen, Gmünd, Schorndorf 
Welzheim) der Volksparteiler Marquard ſich mit 3509 Stimmen begnügen gegei 
4189, die 1898 der Volkspartei zugefallen waren. Die Sozialdemokratie dageger 
ſtieg hier von 5321 auf 8930 Stimmen. Im 5. Wahlkreis war der durch feine 
„Caligula“-Broſchüre bekannte Dr. Quidde dazu auserfehen, unferen Genoſſen 
Schlegel zu verdrängen; während aber Schlegel von 6249 Stimmen auf 10168 
ſtieg, ſank die Volkspartei von ebenfalls 6249 auf 4226 Stimmen zuſammen 
Statt nun aus dieſen Fehlern bei der Hauptwahl zu lernen, nahm die Volksparte 
bei der Stichwahl eine Haltung ein, die ihr zum Schaden auch noch den Spott 
eintrug. Im Jahre 1898 hatte ſie ſofort nach dem Termin der Hauptwahlen für 
diejenigen Wahlkreiſe, in denen die Sozialdemokratie mit der Deutſchen Partei oder 
dem Bauernbund in Stichwahl war, mit anerkennenswerter Entſchiedenheit die 
Parole ausgegeben: „Für die Sozialdemokratie!“, die leider von der Mehrzahl der 
volksparteilichen Wähler nicht befolgt wurde. Diesmal ſtand die Sozialdemokratie 
in ſieben württembergiſchen Wahlkreiſen in der Stichwahl: einmal mit dem Zentrum, 
dreimal mit dem Bauernbund, einmal mit der Deutſchen Partei, zweimal mit der 
Volkspartei. Wie bei der Annäherung zwiſchen Deutſcher Partei und Volkspartei, 
die ſich in dem Kompromiß im 11. und 12. Wahlkreis widerſpiegelte, vorauszuſehen 
war, forderte die Volkspartei ihre Wähler diesmal nicht auf, in der Stichwahl gegen 
den Deutſchparteiler Hieber zu ſtimmen, obgleich von Seite der Deutſchen Partei 
im 7. Wahlkreis die Niederwerfung des bündleriſchen Großſprechers Schrempf durch 
die Volksparteiler zu vereiteln verſucht wurde. Nicht nur die allgemeine Annähe⸗ 
rung zwiſchen den beiden ſogenannten liberalen Parteien, ſondern auch die ganz 
überflüſſige Rückſichtnahme auf die nationalliberale Stichwahlhilfe in einigen würt⸗ 
tembergiſchen Wahlkreiſen und namentlich in Frankfurt a. M. hielt die Volkspartei 
von einem Vorgehen gegen Hieber ab. Aber überraſchenderweiſe verhielt ſich die 
Leitung der Volkspartei auch neutral in dem Stichwahlkampf zwiſchen dem im 
proteſtantiſchen Württemberg ſehr verhaßten Zentrumsführer Gröber und unſerem 
Genoſſen Lindemann im 10. Wahlkreis. Die Volkspartei ſpekulierte ſo: Wenn ſie 
für Dr. Lindemann einzutreten unterlaſſe, ſo werde das Zentrum ſo erkenntlich ſein, 
im 12. Wahlkreis noch einmal dem Volksparteiler Augſt aus der Stichwahlnot zu 
helfen. Am Stichwahlabend war die Volkspartei die Hereingefallene. Die Zentrums⸗ 
wähler hatten Augſt durchfallen laſſen, und Lindemann war ohne offizielle Unter⸗ 
ſtützung der Volkspartei Sieger geworden. Nur in den drei Wahlkreiſen, wo 
wir mit Bauernbündlern in der engeren Wahl ſtanden, erließ die Volkspartei die 
Aufforderung an ihre Wähler: „Gegen den Bauernbund!“ Im 3. Wahlkreis war 
jedoch der Sieg des Bauernbundes mit rund 1500 Stimmen Mehrheit nur möglich, 
weil ein Teil der volksparteilichen Wähler der Parole nicht folgte. Im 4. Wahlkreis 
war es nur der moraliſch ſtark anfechtbaren Perſon des bündleriſchen Kandidaten 
zu verdanken, daß die ſtarke Hälfte der vorwiegend ländlichen volksparteilichen 
Wählerſchaft für unſeren Genoſſen Sperka eintrat, der dadurch den Sieg errang. 
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zm 5. Wahlkreis aber wäre um ein Kleines der Bauernbündler gegen den Genoſſen 
Schlegel Sieger geworden, obgleich dieſer im erſten Wahlgang jenem gegenüber 
600 Stimmen Vorſprung hatte, denn die Wählerſchaft des Demokraten Quidde 
chlug ſich zum großen Teil ins Lager des Bauernbundes. 
Wenn die volksparteilichen Wähler dort, wo die Parteileitung eine Aufforderung 

u gunſten ſozialdemokratiſcher Stichwahlkandidaten überhaupt noch erläßt, derſelben 
icht folgen, ſo hat das ſeinen natürlichen Grund darin, daß die Volkspartei vor 
en Hauptwahlen jeweils das rote Geſpenſt in den grellſten Farben an die Wand 
zalt. Bei den letzten Wahlen hat ſich beſonders Konrad Haußmann als Sozialiſten⸗ 
zter aufgetan und mit ſeinem großen Vorbild Eugen Richter um die Palme 
eſtritten. Er ähnelt Richter auch in dem totalen Unvermögen, das wirtſchaftliche 
daturgeſetz verſtehen zu lernen, auf dem das ſiegreiche Vordringen der Sozialdemo—⸗ 
katie beruht. Wenige Tage bevor das württembergiſche Volk der Sozialdemokratie 
urch eine Vermehrung ihrer Stimmen um rund 37000 die erſte Stelle unter den 
zarteien des Landes einräumte und die Volkspartei durch eine Verminderung ihrer 
ztimmenzahl um ca. 13000 von der erſten an die dritte Stelle ſchob, deklamierte 
haußmann feierlich ſeinen Wählern noch die vollſtändige Verkehrtheit der ſozial⸗ 
emokratiſchen und die tadelloſe Korrektheit der volksparteilich⸗freiſinnigen Taktik im 
zollkampf vor. Auch der Wahlausfall hat ihn nicht bekehrt. Entſchiedener als je 
eht Konrad Haußmann und mit ihm die württembergiſche Demokratie ſelbſt jetzt 
uf der Seite Eugen Richters, wo nicht nur die badiſchen Demokraten und die 
Frankſurter Zeitung“, ſondern ſelbſt freiſinnige Blätter vom Schlage der „Voſſiſchen 
zeitung“ Gericht halten über den „Zugrunde⸗Richter“ der Freiſinnigen Volkspartei. 
has hat feine für den Beobachter der württembergiſchen Politik leicht erkennbaren 
Irſachen. 

Die Volkspartei, die im Reichstag mit ihren ſechs Männlein verſchwindet, 
+ dafür um jo ſtolzer auf ihre „maßgebende“ Stellung in Württemberg als 
regierende Partei“. Nun ſieht ſie aber auch hier ihren Niedergang vor Augen; 
urch eine grundlegende Anderung ihrer politiſchen Haltung denſelben ſolange als 
löglich aufzuhalten, iſt ſie nicht gewillt. Sie weiß ſich keine andere Rettung mehr, 
Is ſich dem Nationalliberalismus an den Hals zu werfen. Sie erſtrebt, wenigſtens 
ir Württemberg, die berühmte „große liberale Partei“, und längſt würde dieſe ge⸗ 
haffen ſein, wenn nicht der linke Flügel der Volkspartei ſowohl wie der rechte 
er Nationalliberalen ſich widerſetzte. Doch werden dieſe Widerſtände bald beſeitigt 
in und bis zu den nächſten Landtagswahlen (Ende 1906) dürfte die neue Rieſen⸗ 
artei das Licht der Welt erblicken. Die Nationalliberalen werden indeſſen nur für 
en Plan zu haben ſein, wenn die Volkspartei den Kampf gegen die Sozialdemokratie 
8 erſten gemeinſamen Programmpunkt anerkennt. Daß die letztere hierzu entſchloſſen 
t, das bekundet nun Haußmann durch ſeine Verteidigung der Richterſchen Taktik. 
ierin haben wir die Löſung des Rätſels, wieſo die wahnſinnige Taktik Richters 
i dem radikalſten Flügel des bürgerlichen Liberalismus vollſte Zuſtimmung findet, 
ährend fie von ſehr gemäßigt liberalen Organen entſchieden verurteilt wird. 
Die Sozialdemokratie kann ſich günſtigere Ausſichten für ihre Weiterentwicklung 
Württemberg kaum wünſchen, als ſie dieſe Perſpektive enthält. Das Wahlergebnis 
8 16. Juni hat gezeigt, daß die Sozialdemokratie da, wo ſie einmal feſten Fuß 
faßt und die Volkspartei überflügelt hat, weder von dieſer noch von einer anderen 
artei mehr etwas zu befürchten braucht. Hat ſich die Zahl der Landtagswahlbezirke, 
denen die Sozialdemokratie mit guten Hoffnungen der nächſten Wahl entgegenſehen 
Inn, ſchon nach dem Ergebnis der Reichstagswahlen ſtark vermehrt, ſo wird die 
ationalliberaliſierung der Volkspartei dieſe Chancen noch weſentlich verbeſſern. Die 
Ilksparteilichen Führer ſchreiben das ſtarke Wachstum der Sozialdemokratie der 
erkehrten Regierungspolitik zu; nun die Regierungspolitik wenigſtens die brutal ge⸗ 
alttätige Verfolgung unſeker Partei vorläufig nicht mehr betreibt, wollen die Herren 
Im der Demokratie nach beiten Kräften erſetzen, was uns in dieſem Punkte abgeht. 
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Wir wünſchen Glück! Wenn indeſſen die Herren ihre Hoffnung darauf ſetzen ſollt 
daß ihre in letzter Zeit häufig beliebte Denunziation der Sozialdemokratie als eit 
„bloßen Klaſſenpartei“ ihnen den gewünſchten Erfolg bringen werde, ſo dürften 
ſich bald getäuſcht ſehen, denn das arbeitende Volk hat allmählich die politiſche Re 
erlangt, Taſchenſpielerkunſtſtücke von ehrlicher Politik unterſcheiden zu können. © 
Sozialdemokratie wird ſolange eine „Klaſſenpartei“ fein, ſolange die ökonomiſche Uı 
beutung und politiſche Unterdrückung großer Volksklaſſen fortbeſteht. Sie tritt für 
Emanzipation dieſer Klaſſen ein im Namen der Menſchlichkeit und des Allgeme 
wohls. 
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zur materialiſtiſchen 6efhichtsauffaffung. f 
Von Max Zefferbaum. | 


III. Zur Beftimmung einiger Grundbegriffe der Theorie. 

Wir wollen uns jetzt mit unſerem Freunde Kelles⸗Krauz auseinanderſetze 
Dieſe Auseinanderſetzung iſt dank den Anregungen, die man aus ſeinen gei 
vollen und ſachlichen Ausführungen empfängt, fruchtbarer als all die formal 
und methodologiſchen Erörterungen, welche wiſſenſchaftliche Kurzſichtigkeit od 
Unverſtand leider notwendig machen. 

Vor allem die Terminologie. Das iſt ſicher noch der mindeſte Fehl 
aber doch nicht ohne Belang. Eine falſche Terminologie iſt ſeit jeher ei 
Quelle von Mißverſtändniſſen in allen Wiſſenſchaften, wo man aus d 
vom Urheber mit einem anderen Sinne belegten Worten und Begriffen i 
verſchiedenartigſten willkürlichen Folgerungen zieht. Ohne Not ſoll man kei 
neue Terminologie ſchaffen. Beklagt ſich doch Krauz dieſerhalb über Mar 
Leider verſtößt er ſelbſt gegen dieſen Grundſatz. Das plaſtiſche, verde 
lichende Bild von der Baſis und dem „Überbau“ tauft er in die abſtra 
Begriffsbeziehung von „Inhalt“ und „Form“ um. Das Unzuläſſige die 
Gleichſetzung ſpringt in die Augen. Die Begriffe „Form“ und „Inhalt“ fi 
eine reine Gedankenbeziehung beſtimmter Art in bezug auf eine und dieſel 
Erſcheinung. Man kann dieſe abſtrakten Beziehungsbegriffe nicht ohne weiter 
getrennt zur gegenſeitigen Verhältnisbeſtimmung von verſchiedenen realen ( 
ſcheinungen verwenden, weil eine bloße „Form“ ohne „Inhalt“ oder ein „A 
halt“ ohne „Form“ nicht vorſtellbar find. Krauz ſelbſt erkennt den Ideolog 
eine relative Unabhängigkeit und die Kraft zu, auf die Baſis zu reagieren. Je 
Ideologie exiſtiert für ſich ſelbſt, hat alſo eine eigene Form und einen eigen 
Inhalt. Und dabei ſoll eine ſolche Ideologie, zum Beiſpiel die Religion, nich 
als Form ſein, alſo wieder ein Etwas ohne Inhalt! Weiter. „Form“ für we. 
Für Kunſt und Wiſſenſchaft, die ihren Inhalt bilden ſollen, oder „Form“ | 
den Inhalt „Wirtſchaft“?? Und ſo kann man noch weiter fragen. Welch 
Schaum läßt ſich nicht hierbei für eifrige Kritiker der Theorie ſchlagen! J 
Intereſſe der Klarheit und einer richtigen, nicht konventionellen Ausdruckswe 
ſollte die Krauzſche Terminologie nicht verallgemeinert werden. m 

Den treibenden und geſtaltenden Kardinalfaktor der Geſchichtsentwicklu 
bilden nach Marx die Produktivkräfte, ihr Gang und ihre Entwicklung. Ei 
jede zuſammenhängende Darſtellung der materialiſtiſchen Geſchichtstheorie m 
dieſen Faktor näher beſtimmen, ſein Wirken aufweiſen. Ohne eine en 
ſprechende Beachtung dieſes Faktors iſt der hiſtoriſche Materialismus nicht 
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erſtehen. Dieſer Faktor ſchafft eigentlich die Produktionsweiſen, er geſtaltet 
e und mit ihnen auch den Überbau um, er iſt mit einem Worte das primum 
gens der Geſchichte. 

Viele Marxkritiker, zum Beiſpiel auch Stammler, fragen, was denn dieſe 
kroduktivkräfte find, wie ſie definiert werden; viele wieder werfen der Marxſchen 
heichichtstheorie eine Mythologiſierung dieſes Faktors vor. Sehen wir, wie 
rauz ſich zu dieſer grundlegenden Frage ſtellt. An einer Stelle jagt er: „Die 
ſroduktionsweiſen folgen einander je nach der Entwicklung des ſozialen Werk⸗ 
zugſyſtems, welches unter dem Drange nach einer immer größeren Produk⸗ 
vität immer größer, verſchiedenartiger und komplizierter wird.“ Die Produk⸗ 
onsweiſe hängt alſo in ihrer Geſtaltung ab von der Technik, dieſe von dem 
Drange nach Produktivität“. Bis dahin kann man ſich dieſe Beſtimmung 
efallen laſſen. 

Fragt man jedoch, worin, in welchen Elementen „dieſer Drang nach Pro⸗ 
uuktivität“, dieſer geſchichtliche Demiurg ſteckt, woher er kommt, wo feine Quelle 
t, ſo antwortet uns hierauf Krauz jpäter bei Beſprechung einer anderen 
rage. „Wir haben es hier (noch) mit einer (anderen) Grundeigenſchaft der 
lenſchlichen Natur zu tun, welche ſich in der ſteten Tendenz äußert, die ge 
gſte Kraftanſtrengung mit dem größtmöglichen Reſultat zu verbinden. Unter 
em Drucke dieſer Eigenſchaft, dieſer Tendenz nach einer immer größeren 
koduktivität, ſehen wir die Ausrüſtung von Werkzeugen ſich vervollkommnen.“ 
Jetzt haben wir es! Der Drang zur Produktivität, der die Technik und 
arch ſie die Produktionsweiſen ſchafft, ſteckt „als Grundeigenſchaft in der 
enſchlichen Natur“. Aus der menſchlichen Natur flöſſe alſo jede geſchichtliche 
ſeränderung, der ganze mannigfaltige Geſchichtsinhalt. 

Dazu iſt zu bemerken: Es iſt richtig, daß in dem Menſchen und wahr⸗ 
heinlich auch in dem Tiere und in jedem biologiſchen Organismus die Tendenz 
ir Erreichung der Lebensreſultate mit dem geringſten Kraftaufwand vorhanden 
tz es iſt weiter richtig, daß dieſe Eigenſchaft naturgemäß bei der Bildung der 
koduktivkräfte als konſtante Tatſache mitwirken muß. Es iſt daher ſelbſt⸗ 
erſtändlich, daß alles geſchichtliche Geſchehen durch menſchliche Tätigkeit unter 


wendung aller zweckdienlichen, dem Menſchen innewohnenden Eigenſchaften 
und Anlagen vor ſich geht. Aber durch Setzung dieſes konſtanten Aktivitäts⸗ 
ktors können wir das variable Schauſpiel des geſchichtlichen Werdens nicht 
klären. Mit Rückſicht auf den Raum muß ich hier darauf verzichten, aus⸗ 
hrlich darzutun, daß die Krauzſche „Grundeigenſchaft der menſchlichen Natur“, 
r Trieb des individuellen Menſchen, ſeine Werkzeuge zu verbeſſern, nicht im 
ande iſt, das gefchichtliche Werden im einheitlichen Zuſammenhang nach zu- 
ichendem Grunde zu erklären. Und weil ich meine, daß die Marxſche Be⸗ 
mmung dieſes grundlegenden Faktors entgegen der Anſicht von Krauz noch 
eute dem Stande unſerer Doktrin entſpricht“, will ich in Kürze verſuchen, ſie 
Im pfychologiſchen Begriff Krauzens gegenüberzuſtellen. 

Man kann dieſe Beſtimmung natürlich nicht durch eine Definition geben. 
ie Dinge in ihrer Ruhe ergeben nichts — höchſtens für das orientierende 
enken eine Definition. Marx betrachtet aber alles in ſeinem Wirken, in ſeinem 
rozeß, genetiſch oder, wie er mit Hegel zu großem Arger mancher Poſthumen 
nennt — dialektiſch. , 88 
Nach Marx kommt alſo dem Menſchen eine Produktivkraft zu — das heißt 
Aach die Fähigkeit zu produzieren. Dieſe Produktivkraft betätigt ſich jedoch 
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ſtets in Abhängigkeit vom natürlichen Milieu unter Anwendung von We 
zeugen in beſtimmten geſellſchaftlichen Verhältniſſen — in Produktionsverhe⸗ 
niſſen —, deren Geſamtheit den geſellſchaftlichen Arbeitsprozeß, oder ande 
geſagt, die Produktionsweiſe ergibt. Die menſchliche Produktivkraft hat dal 
einen geſellſchaftlichen Charakter, iſt geſellſchaftlicher Natur. Die Bedingung 
ihrer Exiſtenz und ihres Wirkens werden unabhängig vom menſchlichen Wil 
durch die eigentümlichen Bedingungen des konkret beſtimmten Arbeitsprozef 
beſtimmt; zum Beiſpiel die Tatſache, daß die menſchliche Produktivkraft ı 
Sklaven⸗ oder Hörigen- oder Lohnarbeit ſich betätigt, ihr Produktivitätsgre 
die Wirkungen des ganzen auf dieſer Baſis aufgebauten Arbeitsprozeſſes ſi 
unabhängig vom Willen der Produzenten. Statiſch genommen — alſo 
Sinne einer Definition — kann man als geſellſchaftliche Produktivkräfte a 
in einer beſtimmten Produktionsweiſe vorhandenen, mit einem beſtimmten 
ſellſchaftlich⸗techniſchen Produktivitätsgrad ausgeſtatteten Produktionskräfte 
zeichnen. Dieſe Produktivkräfte ſind jedoch, was ſchon in ihrem Begriff lie 
in ſteter Wirkſamkeit. In dieſer ihrer Wirkſamkeit ergeben ſich beſtimm 
ökonomiſch geſellſchaftliche Prozeſſe, denen, weil ſie aus beſtimmt gegeben 
Bedingungen der Produktionsweiſe hervorgehen, eine Immanenz innewohnt m 
die man daher „Tendenzen“ oder „Geſetze“ nennen kann. Dieſe Prozeſſe könn 
auf die gegebene Produktionsweiſe, der ſie entſpringen, konſervierend oder m 
geſtaltend wirken. Marx zum Beiſpiel erinnert an den von der Geftaltu 
der Produktivkräfte abhängigen konſervativen Charakter der indiſchen Gemei 
weſen. Hingegen wirken in Produktionsweiſen mit Einzelbeſitz an den Prodi 
tionsmitteln vermöge des fundamentalen Gegenſatzes von geſellſchaftliche 
Arbeitsprozeß und Einzelbeſitz und der hieraus entſpringenden ſteten Ve 
ſchiebung des geſellſchaftlich-ökonomiſchen Gleichgewichtes notwendigerweiſe fte 
umgeſtaltende Tendenzen. Die Verſchiebung dieſes Gleichgewichtes bringt g 
der einen Seite ſtets eine Produktivitätsſteigerung und die Möglichkeit, e 
Mehr zu produzieren, beziehungsweiſe ſich anzueignen, hervor. 

Iſt an einem Punkte eine Produktivitätsſteigerung gegeben, jo wird dil 
Richtung der Produktivitätsſteigerung durch die Immanenz des Prozeſſes imm 
ſtärker und unüberwindbar, da ſie aus den Grundlagen der nicht aufzuhebend 
Produktionsweiſe fließt. Infolgedeſſen gewinnen die neuen — die Produktivität 
ſteigerung bewirkenden — Produktivkräfte und die von ihnen in ihrem Gan 
zur eigenen Förderung geſchaffenen Inſtitutionen und Ordnungen immer me 
an Kraft und Bedeutung, während die Ordnungen und Inſtitutionen der übe 
lieferten Produktionsweiſe immer bedeutungsloſer werden. Es kommt endli 
der Zeitpunkt, wo dieſe letzteren als „überflüſſig“ und „ſchädlich“ verſchwind 
oder abgeſchafft werden und die vom Gange der früheren Produktivkräfte g 
ſchaffenen Ordnungen als die normalen und die geſellſchaftlich notwendig 
erſcheinen, wo alſo eine neue Produktionsweiſe in Erſcheinung und in Hel 
ſchaft tritt. Das iſt der Gang der geſellſchaftlichen Entwicklung. 
Wie fügt ſich in dieſes Schema die Technik ein? 
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Die „ſiegreichen“ Produktivkräfte, die nach einer Produktivitätsſteigerm 
drängen, nehmen vermöge ihrer wachſenden Bedeutung für die Befriedigm 
der Geſellſchaftsbedürfniſſe immer gewaltiger die Pſyche der fie vertretend 
Klaſſe und überhaupt der Geſellſchaftsglieder in Anſpruch, da alle Seiten d 
Geſellſchaftslebens immer mehr in ihre Richtung gedrängt werden. Es iſt al 
das Natürlichſte, daß ſie vor allem eine ſich entſprechende Technik als di 
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nächtigſten Hebel ihrer eigenen Fortentwicklung ſchaffen und entwickeln, daß 
je ſich alſo vor allem im Einzelbewußtſein in der Tendenz auslöſen, die 
Werkzeuge zu verbeſſern. In dieſer Verknüpfung der Produktivkräfte mit 
her menſchlichen Seele iſt die eigentliche Quelle des Krauzſchen „Triebes“ zu 
uchen. Nach Marx ſind es alſo ſtets von beſtimmten objektiven Produktiv⸗ 
räften erzeugte ökonomiſche Konſtellationen, welche eine ihnen adäquate Technik 
rzeugen und nicht irgendwelche Grundeigenſchaft der menſchlichen Natur. Die 
Technik, der ſtärkſte Ausdruck der ſie ſchaffenden Produktivkräfte, wird zum 
nächtigſten Urſachenmoment, um eine dieſen adäquate Produktionsweiſe zu 
chaffen. Aus der Grundlage der neuen Produktionsweiſe entwickeln ſich neue 
broduktivkräfte, die in ihrem Gange ſich wieder eine ihnen adäquate Technik 
chaffen. 
Und ſo wenig ſpielt hier der von Krauz behauptete Grundtrieb des Menſchen, 
eine Werkzeuge zu verbeſſern, eine entſcheidende Rolle, daß wir ſehen, wie man 
inter dem Einfluß der objektiven geſellſchaftlichen Produktivkräfte dieſe angeb⸗ 
iche Grundeigenſchaft der menſchlichen Natur bei ganzen Geſellſchaftsſchichten 
icht auffinden kann, wie fie mitunter förmlich verſchwunden erſcheint, zum Bei⸗ 
piel beim heutigen Kleingewerbe oder in der ruſſiſchen Bauernwirtſchaft, in 
er die Produktionsmittel mit dem Vordringen des Kapitalismus ſich ver⸗ 
chlechtern. 
Fragt man weiter wie zum Beiſpiel Profeſſor Stammler, welche beſtimmten 
Frozeſſe es find, die als immanente Wirkſamkeiten der Produktionsweiſe in der 
dichtung der Produktivitätsſteigerung ſich beſtimmend erweiſen, jo iſt auf das 
onkrete Erforſchen der konkreten Prozeſſe geſchichtlich gegebener Produktions⸗ 
geiſen zu verweiſen. Die verſchiedene Konfiguration der tatſächlich geſchichtlich⸗ 
konomiſchen Bedingungen ergibt im Konkreten verſchiedene Prozeſſe und ver- 
hiedene Wirkungen. Dieſe Prozeſſe find daher in der tatſächlichen menſch⸗ 
chen Geſchichte in ihrer verſchiedenen Geſtaltung und Wirkſamkeit zu erforſchen. 
ind wegen dieſer Konkretheit der tatſächlich aus jeder beſonderen geſchichtlichen 
kroduktionsweiſe zu erforſchenden Prozeſſe (das heißt der Entwicklung der 
kroduktivkräfte) iſt dieſer Faktor eben ſtreng wiſſenſchaftlich, poſitiv, und nicht 
iithologiſch als metaphyſiſche Entität gedacht. 
Ees iſt alſo evident, daß Krauz in feiner theoretiſchen Begründung dieſen 
eſchichtlichen Kardinalfaktor, den Hauptpunkt der Theorie, einfach verkannt 
nd ihm einen anderen pſychologiſchen Begriff ſubſtituiert hat. 
Unklar iſt ferner bei Krauz der Begriff der Produktionsweiſe. So wie er 
Im aufzufaſſen ſcheint, erſcheint er mir irrtümlich. Ganz richtig iſt ihm die 
kroduktionsweiſe durch die Ausrüſtung an Werkzeugen und das natürliche 
ſtilieu bedingt, aber eine klare Beſtimmung, was eine Produktionsweiſe ſei, 
bt er uns nicht. Er erwähnt als Beiſpiele von Produktionsweiſen die Jagd, 
e Viehzucht, den Fiſchfang, den Ackerbau, „unſer heutiges großes Maſchinen⸗ 
eſen“. Das find aber Produktionsweiſen bloß im Sinne des Wörterbuchs, 
icht in dem der Marxſchen Terminologie. Für die Marxſche Geſchichtstheorie 
und die aufgezählten Arten der Produktion bloß techniſche Grundlagen der 
roduktionsweiſe. Die Produktionsweiſe, bedingt durch die von Krauz an⸗ 
gebenen Momente, wird erſt durch den Beſtand beſtimmter geſellſchaftlicher 
roduktionsverhältniſſe unter den Menſchen konſtituiert. So haben wir auf 
rundlage des Ackerbaues die agrarkommuniſtiſche, die antike und die feudale 
roduktionsweiſe. Überall alſo bildet „die Geſamtheit der Produktions— 
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verhältniſſe“ die Produktionsweiſe. Zur „Geſamtheit“ gehören vor allem d 
ökonomiſch geſellſchaftlichen Beziehungen der Menſchen, wie ſie ſich auf Grun 
lage einer beſtimmten Entwicklungsſtufe der Produktivkräfte aufbauen. 

Zur Entwicklungsfolge der Ideologien ſtellt Krauz eine Reihe mit dr 
Gliedern auf: 1. Wirtſchaft, 2. Moral und Recht, 3. Wiſſenſchaft, Kun 
Religion und Philoſophie. Jede dieſer Schichten ſtelle die der ihr übe 
geordneten Baſis dar, die ſoziale Anpaſſung der „Form“ an den „Inhal 
gehe von der Baſis aus ſtufenweiſe durch die einzelnen Stockwerke bis zu 
höchſt überbauten. So bilde ſich ein „Rang der Formalität“ und zugleich ein 
Geſetzmäßigkeit für die Entwicklung der Überbauſchichten. Doch plötzlich he 
Krauz ſeine ganze Konſtruktion, „ſeine Geſetzmäßigkeit“ auf. Er erklärt nämlie 
daß „die Reihe, in welcher ſich die verſchiedenen Kategorien abgeſchichtet habe 
und alſo voneinander abhängig find, unter gewiſſen Umſtänden eine wirkli 
umgekehrte fein kann“. Ferner verwickeln ſich auch verſchiedene Glieder d 
Reihe, mitunter werde in der ſozialen Anpaſſung der „Form“ an den „Inhalt 
ein Stockwerk überſprungen. 

Man muß daher fragen: Beſteht eine Geſetzmäßigkeit für die Entoi 
folge der Ideologien oder nicht? Woher plötzlich die Umkehrung der Geſet 
mäßigkeit? Darüber erfahren wir bei Krauz kein Wort. Er behauptet eit 
„Geſetzmäßigkeit“, er hebt fie ſelber auf und läßt uns über die Gründe jeim 
entgegengeſetzten Behauptungen ganz im Dunklen. 

Derartige „Geſetzmäßigkeiten“ können überhaupt nicht deduktiv erwieje 
ſondern müſſen unter Anwendung beſtimmter heuriſtiſcher Forſchungsmaxime 
aus der tatſächlichen Geſchichte abſtrahiert werden. Obwohl das tatſächlich 
Material in der Richtung bis in die Details noch nicht genügend erforſcht if 
jo kann man auf Grund der bekannten geſchichtlichen Erfahrung behaupten 
daß es die geſchichtliche Stellung der kämpfenden Klaſſen iſt, welche auf d 
Entwicklungsfolge der Überbauſchichten beſtimmend wirkt. Wenn eine Klaj 
zur Herrſchaft gelangt iſt und gemäß den Bedingungen ihrer Exiſtenz do 
geſellſchaftliche Leben formt, und wenn die von ihr beherrſchten Klaſſen no 
ſchwach find, dann iſt die Entwicklungsreihe, wie fie Krauz aufftellt, bis z 
einem gewiſſen Grade im allgemeinen die richtige. Doch bloß „bis zu eine 
gewiſſen Grade“. In verſchiedenen Geſchichtsabſchnitten wird man in de 
Schichtung der Ideologien verſchiedene Geſtaltungen finden. 

Anders wieder geſtaltet ſich in der Regel die Entwicklungsreihe der Iden 
logien in Geſchichtsepochen, die von einem energiſchen Kampfe einer zur Her 
ſchaft ſtrebenden Klaſſe, alſo von einem großen, bewußten Klaſſenkampf, erfül 
find. Die den Lebens⸗ und Entwicklungsbedingungen der um die Mad 
kämpfenden Klaſſen adäquate Weltanſchauung dringt in alle ideologiſche 
Gebiete ein, aber ſtets entſcheidet die Rolle der früheren ausſchlaggebenden Iden 
logie und die konkrete Geſtaltung der geſchichtlichen Lage, welche Ideologie d 
Führung im Kampfe übernehmen fol. In folchen Epochen geht gerade ein 
durchgreifenden Umgeſtaltung der Rechtsordnung die Entwicklung der höch 
liegenden Ideologien zuvor. 

Darum muß auch Krauz ſeine „Rangfolge der Formalitäten“ durcheinande 
werfen oder umkehren, nur gab er kein erklärendes Moment für dieſe mer 
würdige Laune der Geſchichte an, die ſein „Geſetz“ aufhebt. Ich meine übe 
haupt, eine feſte, ſtrenge, für alle Völker und Zeiten gültige Geſetzmäßigkeit i 
der Entwicklungsfolge der Ideologien, wie ſie Krauz haben möchte, ein . 
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mit Marx zu reden — gewiſſermaßen „überhiſt⸗ ‚gung = 
| : 17% S. pſycho⸗ 

unterworfen ſein ſoll, exiſtiert nicht. Se Jahr⸗ 
| Über Urſprung des ſozialiſtiſchen Ideals 1 S & auf 
Irrtum als genetiſches Fundament des Roy Deng 
erklärlich, „wie Gefühle der Gerechtigkeit, ER 
0 


in einer Geſellſchaft entſtehen können, 1 
hunderten entgegengeſetzt iſt“, folglich au 
muniſtiſchen Geſellſchaft ein Produkt des 
Die Entſtehung eines revolutionären Ideals, v.. 
ſchaftlichen Tatſachen zuvorkommt, iſt nach Krauz enn 
das Grundproblem des Sozialismus. 
Die erſte Frage nach der Entſtehung der Gerechtigkeit und dery.. 
Kapitalismus iſt einfach die Frage nach der Genealogie der Moral in 
Klaſſengeſellſchaft. Es würde zu weit führen, dieſe Frage hier zu beantworten. 
Ich möchte bloß Krauz darauf aufmerkſam machen, daß gerade die auf Privat⸗ 
eigentum beruhende Geſellſchaft ſolche geiſtige Bindemittel für ihre Exiſtenz 
als geſellſchaftlichen Arbeits⸗ und Lebensprozeß notwendig hat, eben wegen der 
durch die wirtſchaftlichen Grundlagen hervorgerufenen Antagonismen, daß ihr 
hierbei die in jeder Geſellſchaft exiſtierenden Gemeinſchaftsgefühle zu ſtatten 
kommen, daß Krauz ſelber in ſeinem Aufſatz die Notwendigkeit der Exiſtenz der 
Moral begründet und die unbewußte Auslöſung beſtimmter Gemeinſchafts⸗ 
einflüſſe in den Gedanken und Gefühlen der Menſchen betont. Doch iſt dieſe 
Frage, die Krauz als Prämiſſe für ſeine weitere Frage nach der Entſtehung 
des Sozialismus benutzt, wirklich müßig. Denn dieſe Gefühle der Gerechtig— 
keit u. ſ. w., nur anders bezogen, exiſtierten ſeit Jahrtauſenden, als der Sozia⸗ 
lismus überhaupt noch nicht in Betracht kam. 
Woher alſo die Entſtehung des ſozialiſtiſchen Ideals in der kapitaliſtiſchen 
Geſellſchaft? 
Dieſes Ideal erſcheint uns als eine korrelate ſubjektive Spiegelung und 
0 Willensſetzung gemäß den aus der auf freier Konkurrenz begründeten Geſell⸗ 
ſchaftsordnung fließenden, dieſer Ordnung entgegengeſetzten Tendenzen zur 
Vergeſellſchaftung der Produktions⸗ und Lebensverhältniſſe. Iſt man ſich 
klar, wie aus der auf Privateigentum, wirtſchaftlicher Unabhängigkeit des 
Individuums und freier Konkurrenz baſierenden Ordnung immanent die Ver⸗ 
geſellſchaftung der Produktion, die kollektiviſtiſche Zuſammenfaſſung der wirt⸗ 
ſchaftlich tätigen Individuen, die Tendenz zur Aufhebung der freien Konkur⸗ 
renz ſich ergibt und in immer größerem Maße ſich ergeben muß, ſo iſt auch 
evident, wie dieſer Prozeß mit allen ſeinen ſubjektiven Auslöſungen im Menſchen 
das ſozialiſtiſche Ideal erzeugen mußte. „Jede Zeit ſtellt ſich die Aufgabe, 
die ſie löſen kann.“ Das ſozialiſtiſche Ideal erſcheint heute als das voll⸗ 
entwickelte, reine Bild einer Syntheſe aller ſchon gegenwärtig zu dieſem 
ſynthetiſchen Punkte drängenden geſellſchaftlichen, teilweiſe ſtark entwickelten, 
objektiven und ſubjektiven Kräfte und Ordnungen. Es iſt alſo ein ſubjektives 
Korrelat der ſich vollziehenden wirtſchaftlichen Entwicklung. 
Als revolutionäres Ideal, das heißt als reales Ziel einer den Fortſchritt 
der Produktivkräfte vertretenden Klaſſe, erſcheint der Sozialismus nicht, wie 
Krauz meint, vor der entſprechenden wirtſchaftlichen Entwicklung, das heißt 
25 vor dem modernen Proletariat ſelber. Er erſcheint in der Entwicklung 


und während der Entwicklung. 
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1 der entſprechenden Entwicklung kann er nicht erſcheinen, weil es 

lage le Eigentümlichkeit des Menſchen iſt, vor der Ausführung des Werkes 
atſprechende Zwecke und Ziele zu ſetzen. Wie das wieder möglich ſei, tft 

€ Frage der Pſychologie, nicht der Geſchichte, die den Menſchen als zweck⸗ 

‚gendes, ſchlußfolgerndes Weſen aus der Pſychologie herübernimmt. 

Alle dieſe Fragen hätte ſich Krauz ſicher nicht geſetzt, wenn ihn das von 
ihm zuerſt am klarſten formulierte Geſetz der revolutionären Retroſpektion nicht 
irregeleitet hätte. Ich betrachte dies Geſetz nicht als unrichtig an und für 
ſich. Aber irrtümlich erſcheint mir ſeine Anwendung, um die Quelle des 
modernen Sozialismus zu entdecken. Krauz meint nämlich, der primitive Kom⸗ 
munismus habe ſtets in den Erinnerungen der Menſchen, in ihrer Sehnſucht 
als ideale Form gelebt und ſei jetzt quaſi bei paſſender Gelegenheit auf⸗ 
erſtanden. Nimmt alſo Krauz dieſe Erinnerungen an den primitiven Kommu⸗ 
nismus als Bewußtſeinstatſache, ſo kann man ganz ruhig und ſicher ſagen, 
daß ſie nie bewußt in den Gehirnen der Proletarier oder anderer, die dem 
Sozialismus ihr Leben geweiht haben, exiſtiert hat und nicht exiſtiert. Auf 
dieſe „Quelle“ des ſozialiſtiſchen Ideals würden ſich nicht zehn Menſchen in 
ihrem Bewußtſein beſinnen. Krauz will jedenfalls ſagen, die ideale Form des 
primitiven Kommunismus habe unbewußt in den Proletariern gelebt, bevor es 
bewußt ausgeſprochen wurde. Gegen Unterſtellungen, daß etwas aus dem Un⸗ 
bewußten entſprungen ſei, iſt ſchwer anzukämpfen. Denn das bedeutet im 
Grunde, man wiſſe nicht das Entſtehen eines Phänomens zu erklären. Hat 
man die Wahl zwiſchen der gebräuchlichen marxiſtiſchen Erklärung, wie ich ſie 
oben kurz wiedergab, und der Annahme der Unbewußtheit, ſo iſt die Ent⸗ 
ſcheidung für den Gründe und Urſachen Erwägenden zweifellos. 

Der Grund dafür, daß man kommuniſtiſchen Anklängen und utopiſtiſchen 
Konzeptionen in der Geſchichte begegnet, liegt meiner Anſicht nach nicht in einer 
etwa vorhandenen Erinnerung an den Agrarkommunismus und auch nicht in 
einer unbewußten, aus jener Zeit ſtammenden Sehnſucht, ſondern in einem 
anderen Umſtand. | 

Es exiſtieren bloß zwei allgemeine Möglichkeiten der Benutzung der Pro⸗ 
duktionsmittel — die des Einzel- und die des Gemeinſchaftsbeſitzes. Bei allen 
verſchiedenen möglichen Geſtaltungen innerhalb dieſer Möglichkeiten — eine 
dritte große Möglichkeit exiſtiert nicht. Erweiſt ſich nun der Einzelbeſitz an 
Produktionsmitteln als ein geſellſchaftlicher Fluch — und dies tritt hauptk⸗ 
ſächlich bei bedeutſamen Übergängen und Erſchütterungen der Wirtſchafts⸗ 
ordnung ein —, fo greift die Vorſtellung naturgemäß zur zweiten Möglichkeit. 
Dieſe zweite Möglichkeit erhält im menſchlichen Gemüt von allen Seiten 
Nahrung und Unterſtützung. Vor allem iſt der Arbeitsprozeß der Geſellſchaft 
geſellſchaftlich und der Einzelbeſitz eine ihm antagoniſtiſche Tatſache. Ferner 
ſind ſtets die weſentlichſten Inſtitutionen wie die Organiſation der Sicherheit, 
der Kommunikationsmittel u. ſ. w. in geſellſchaftlicher Verwaltung. Die Gemein⸗ 
ſchaftsgefühle werden als ſolche ebenfalls überall geprieſen. Was wunder, wenn 
den Menſchen die wirtſchaftliche Gemeinſchaft der Produktionsmittel, als die 
beſſere, reſultatreichere, gerechtere Geſellſchaftsform erſcheinen muß. Alle dieſe 
Tatſachen beſagen jedoch nichts anderes, als daß der Menſch, als ein in der 
Geſellſchaft lebendes Weſen, geſellſchaftliche Gefühle hegt und ſich von ihnen 
mitunter beſtimmen läßt. Anders ausgedrückt kann man ſagen, der Sozialismus 
iſt mit der menſchlichen Natur vereinbar. Dieſe pſychologiſche Erkenntnis bringt 
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uns jedoch nicht einen Schritt weiter in der Erkenntnis der Entſtehung des 


a 


heutigen revolutionären Sozialismus. Denn trotz der Exiſtenz dieſer pfycho- 


logiſchen Grundlage beſteht der Einzelbeſitz an Produktionsmitteln ſeit Jahr⸗ 


tauſenden, und er kann ſich auf eine koordinierte pſychologiſche Grundlage, auf 


die egoiſtiſchen Gefühle, die ebenfalls im Menſchen leben, berufen. Die Richtung 
alſo, welche die Pſyche des Menſchen annehmen ſoll, liegt nicht in ihrer eigenen 


freien Beſtimmbarkeit, ſondern außer ihr in dem Gange der mit den menjch- 


lichen Seelen verknüpften Produktivkräfte. Kann man daher aus derartigen 
pſychologiſchen Tatſachen der realen, geſellſchaftlich gegebenen Menſchennatur 
die Entſtehung geſellſchaftlicher Ideale und der neu entſtehenden Wirtjchafts- 
ordnungen nicht ableiten, ſo noch weniger aus der angeblich exiſtierenden 


inhaltsloſen Idealform einer vor Jahrtauſenden entſchwundenen Wirtſchafts⸗ 


epoche. Bewußt hat dieſe Form in niemandem exiſtiert, ſicher nicht in den 
Köpfen der Proletariermaſſen, die ſich zum Sozialismus bekennen, denn ſonſt 
würde der primitive Kommunismus gerade den Proletariern nicht unbekannt 
geweſen ſein und ſie müßten nicht erſt darüber belehrt werden. Im Gegenteil, ſie 
hätten die Forſcher belehrt. Als Sehnſucht lebt in den Proletariern der Drang 
zum Kommunismus als die notwendige harmoniſche Erfüllung ihrer Lebens⸗ 
und Produktionsbedingungen auf Baſis der oben gekennzeichneten Geſellſchafts⸗ 
gefühle, und die Solidarität iſt für ſie vor allem eine ökonomiſche Notwendig⸗ 
keit, auf deren feſter Grundlage das ethiſche Gefühl um ſo wirkſamer lebt. 


Sd Ned ere ec ese e sed 
Die preußiſche Regierung und die Wohnungsfrage. 


Von Hugo Heimann (Berlin). 


Vor kurzem find durch die „Kölniſche Zeitung“ die Grundzüge der Geſetzes— 
vorſchläge veröffentlicht worden, welche die preußiſche Regierung „zur Verbeſſerung 
der Wohnungsverhältniſſe in Preußen“ entworfen und den Regierungspräſidenten 
und einigen Oberbürgermeiſtern zur gutachtlichen Außerung zugeſtellt hat. Damit 
iſt dieſe ſo überaus wichtige Frage um einen Schritt vorwärts gerückt. Die ſozial⸗ 
demokratiſche Partei darf für ſich das Verdienſt in Anſpruch nehmen, durch ihre 
unabläſſige Agitation zu dieſer Förderung der Angelegenheit erheblich beigetragen 
zu haben. Als am 23. Januar 1901 die von verſchiedenen Parteien geſtellten An⸗ 
träge betreffend die Regelung des Wohnungsweſens im Reichstag zur Beratung 
ſtanden, erklärte Graf v. Poſadowsky, daß der Reichskanzler bei aller Sympathie 
für die Beſtrebungen, welche die wirkſame Bekämpfung der Mißſtände auf dem 
Gebiet des Wohnungsweſens zum Ziele haben, doch der Anſicht ſei, daß die Frage 
nur auf dem Gebiet der einzelſtaatlichen Geſetzgebung und Verwaltung gelöſt werden 
könne. Am 19. März 1901 erſchienen dann jene von den bürgerlichen Sozial⸗ 
keformern jo hoch geprieſenen, von den Hausbeſitzern maßlos angefeindeten preußiſchen 
Miniſterialerlaſſe, in denen die Regierung faſt die ganze Initiative von ſich ab- 
välzte und den Gemeinden zuſchob. Inzwiſchen hatte der ſozialdemokratiſche Partei⸗ 
ag in Lübeck ſich in prinzipieller Weiſe mit der Wohnungsfrage beſchäftigt und 
chon ſeit Jahren waren in allen Gemeinden, in denen ſozialdemokratiſche Gemeinde- 
dertreter ſitzen, von dieſen die Wohnungsverhältniſſe ihrer Gemeinden zur Erörterung 
geſtellt und ſchlimme Zuſtände enthüllt worden. Und nunmehr ſcheint auch die 
breußiſche Regierung ſich zu geſetzgeberiſchem Vorgehen aufraffen zu wollen. 
Ein genaues Bild der von der Regierung beabſichtigten Maßnahmen wird ſich 
rſt gewinnen laſſen, wenn der Geſetzentwurf im Wortlaut vorliegt; bis dahin muß 
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auch eine eingehende Würdigung des Entwurfes vorbehalten bleiben. Schon heute 
aber läßt ſich ſagen, daß die preußiſche Regierung zwar die Mißſtände auf dem 
Gebiet des Wohnungsweſens und die Urſachen, die zu dieſen Mißſtänden geführt 
haben, kennt, ſich aber hütet, Maßnahmen zu treffen, die geeignet wären, dieſen 
Mißſtänden ernſtlich zu leibe zu gehen. 

Die vorgeſchlagenen Beſtimmungen zielen, wie es heißt, in erſter Linie darauf 
ab, dem Bedürfnis entſprechend die Herſtellung kleiner, in geſundheitlicher, ſittlicher 
und ſozialer Beziehung einwandfreier Wohnungen zu fördern und den Mietpreis 
dieſer Wohnungen in angemeſſenen Grenzen zu halten. Es entſteht hier ſofort die 
Frage: Was ſind angemeſſene Grenzen? Aus den Berichten zahlreicher Fabrik⸗ 
inſpektoren geht hervor, daß die Arbeiter ein Viertel, ja ein Drittel ihres Einkommens 
für die Wohnungsmiete auszugeben haben, und die Verhandlungen in den ver⸗ 
ſchiedenſten Stadtparlamenten haben erwieſen, daß die Hausbeſitzer ein ſolches Ver⸗ 
hältnis für das angemeſſene halten. Hier fehlt alſo eine Beſtimmung, in der den 
Gemeinden eine Richtſchnur gegeben wird, welche Grenzen als „angemeſſen“ zu er⸗ 
achten ſind. Die ſächſiſche Regierung hat das getan. In dem Erlaß des ſächſiſchen 
Miniſteriums des Innern vom 31. März 1903 heißt es: „Vielfach fehlt es an 
kleinen Wohnungen oder ſind die vorhandenen an ſich ungenügend, überfüllt oder zu 
teuer. Als verhältnismäßig zu teuer wird hierbei eine Wohnung erachtet werden 
müſſen, auf welche der Inhaber mehr als ein Sechſtel ſeines Einkommens zu ver⸗ 
ausgaben hat.“ ö 

Gegen eine ſolche Faſſung ſpricht die Erwägung, daß, mag der angegebene 
Prozentſatz auch für größere Einkommen angemeſſen ſein, er für die kleinen Ein⸗ 
kommen der Arbeiterklaſſe entſchieden zu hoch iſt. Es würde aber in Erweiterung 
des ſächſiſchen Vorgehens ſicher zu ermöglichen ſein, den Prozentſatz je nach der 
Höhe des Einkommens abzuſtufen, wobei die Einfügung zweier oder dreier Stufen 
vollkommen genügte. 

In dem Entwurf iſt dann weiter eine Reihe von Maßnahmen vorgeſehen, 
welche einer ungeſunden Bodenſpekulation entgegenwirken ſollen, da durch eine ſolche 
die Herſtellung von kleinen Wohnungen zu angemeſſenen Mietspreiſen hintangehalten 
wird. Die preußiſche Regierung ſcheint hiernach zwiſchen geſunder und ungeſunder 
Bodenſpekulation zu unterſcheiden, und es wird ſehr intereſſant ſein zu erfahren, wo 
für die Regierung die geſunde Spekulation aufhört und die ungeſunde beginnt. Als 
Maßnahme, geeignet, eine ungeſunde Bodenſpekulation einzudämmen, ſind in Er⸗ 
gänzung des Fluchtliniengeſetzes vom 2. Juli 1875 insbeſondere in Ausſicht genommen 
die rechtzeitige, eventuell durch die Ortspolizeibehörden zu erzwingende Feſtſetzung 
von Bebauungsplänen oder die Erweiterung der beſtehenden Bebauungspläne auf 
das in der Nähe des bereits bebauten Gemeindegebiets gelegene Gelände, damit 
möglichſt viele baureife Grundſtücke am Markte vorhanden ſind und der Nachfrage 
nach Baugelände ein ausreichendes Angebot gegenüberſteht. Bei der Feſtſetzung der 
Fluchtlinien ſoll darauf Bedacht genommen werden, daß in ausgiebiger Zahl und 
Größe Plätze vorgeſehen, das Baugelände entſprechend dem Wohnungsbedürfnis 
bereitgeſtellt und daß für Wohnungszwecke auch Straßen von geringer Breite und 
Baublöcke von geringer Tiefe geſchaffen werden, um ſo dem Beſtreben entgegenzu⸗ 
wirken, durch Errichtung großer Maſſenmietshäuſer mit mehrfachen Quergebäuden 
und Höfen die Preiſe der Grundſtücke in die Höhe zu treiben. Es iſt eine allſeitig und 
hier, in der Theorie wenigſtens, auch von der preußiſchen Regierung als zutreffend 
erkannte Tatſache, daß die Möglichkeit der Errichtung großer Mietshäuſer den Preis 
des betreffenden Grund und Bodens derartig in die Höhe ſchnellen läßt, daß billige 
Wohnungen nicht entſtehen können, während auf der anderen Seite das Wohnen in 
ſolchen Mietskaſernen zahlreiche Übelſtände in geſundheitlicher und anderer Be⸗ 
ziehung mit ſich bringt. Wird man daher den letzteren Beſtimmungen gern zu⸗ 
ſtimmen, ſo erſcheint es geradezu unbegreiflich, daß die Regierung die Bodenſpeku⸗ 
lation als eine der Haupturſachen für das Wohnungselend der unbemittelten Be⸗ 
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völkerung anerkennt und dann keine anderen Mittel dagegen ergreift, als den 
Gemeinden ſchnellere Feſtſetzung von Bebauungsplänen zu empfehlen. Der voraus⸗ 
0 ſichtlich einzige Erfolg einer ſolchen Maßnahme wird der ſein, daß die Spekulation 
ſich rechtzeitig auch ſolchem bisher noch vernachläſſigten Gelände zuwenden wird. 
Den Terraingeſellſchaften mit ihren großen und leicht vermehrbaren Mitteln wird 
es keine Schwierigkeiten bieten, auch eine ſehr viel größere Zahl baureifer Grund⸗ 
ſtücke als bisher in der Hand zu behalten, bis die Preiſe erreicht ſind, die ihnen an⸗ 
gemeſſen erſcheinen. Wäre es der preußiſchen Regierung mit ihrem Beſtreben, der 
Bodenſpekulation entgegenzutreten, wirklich ernſt, ſo wäre hier der Anlaß, den Ge⸗ 
meinden eine weitgehende Expropriationsbefugnis zu gewähren. Hochangeſehene 
bürgerliche Theoretiker und Praktiker haben auch von ihrem Standpunkt aus wieder⸗ 
holt ausgeſprochen, daß eine durchgreifende Anderung des beſtehenden Enteignungs⸗ 
rechtes zu gunſten der Gemeinden die Vorausſetzung für eine beſſere Geſtaltung des 
Wohnungsweſens ſei, daß der Grundbeſitz und ſeine Bebauung, ſoweit es ſich um 
die Neuanlagen von Straßen und Stadtteilen handelt, zur Gemeindeſache werden 
müſſe, daß das Privateigentum an Grund und Boden beſonders in der Nähe der 
großen Städte ſich als unverträglich mit einer geſunden Geſtaltung der Wohnungs⸗ 
verhältniſſe erwieſen habe. Wollte die preußiſche Regierung den Gemeinden die 
Möglichkeit geben, den Bodenſpekulanten und Terraingeſellſchaften zu leibe zu gehen 
und wenigſtens einen Bruchteil der durch die Auswucherung des Grund und Bodens 
und die Umwandlung von Acker⸗ in Bauland erzielten Gewinne den Gemeinden zu 
ſichern, jo hätte auch eine Anderung des Kommunalabgabengeſetzes in Vorſchlag 
gebracht werden müſſen. Bei der jetzigen Faſſung des § 27 dieſes Geſetzes hat das 
Urteil des Oberverwaltungsgerichtes vom 11. Juni 1896 den Gemeinden die Er⸗ 
hebung einer Bauplatzſteuer zur Unmöglichkeit gemacht. Von ſolchen Maßregeln 
aber, die eine ernſtere Wohnungsreform bedeuten würden, findet ſich in den ver⸗ 
öffentlichten Vorſchlägen kein Wort. 
In dem Entwurf ſollen ferner Beſtimmungen über die Bebauung der Grund⸗ 
ſtücke und über die Befugnis der Polizeibehörden, durch die Bauordnung eine Be⸗ 
ſchränkung in der Ausnützung der einzelnen Grundſtücke für Bauzwecke herbeizuführen, 
vorgeſehen ſein, Beſtimmungen, von denen es im Auszug der „Kölniſchen Zeitung“ 
heißt, daß ſie für die Grundſtücksbeſitzer von einſchneidender Bedeutung ſind. Ins⸗ 
beſondere ſollen durch die Bauordnungen die Abſtufungen der baulichen Ausnutzbar⸗ 
keit der Grundſtücke nach Zonen oder Bezirken (Beſchränkungen der Ausnutzbarkeit 
des Grund und Bodens hinſichtlich der bebaubaren Fläche und der Stockwerkzahl) 
geregelt werden. Dieſe Beſtimmungen machen ſich auf dem Papier ganz gut. Be⸗ 
züglich der Durchführung ſeitens der Behörden aber iſt das ſchärfſte Mißtrauen ge⸗ 
boten, wenn man ſich erinnert, wie die Grundbeſitzer bei jeder Gelegenheit von der 
Regierung als Säulen der beſtehenden Staats⸗ und Geſellſchaftsordnung gefeiert 
werden, wenn man bedenkt, wie tauſendfach verſchlungen die Fäden find, die von 
der Großfinanz zu den Behörden führen. Ein geradezu klaſſiſches Beiſpiel hierfür 
bietet das Schickſal der bisherigen Bauordnung für die Vororte Berlins vom 
5. Dezember 1895. Dieſe Bauordnung trat dem Bau von Mietskaſernen in den 
weſtlichen Vororten etwas entgegen und war daher den Grundſtücksſpekulanten und 
Terraingeſellſchaften von Beginn an ein Dorn im Auge. In der dem Einfluß 
dieſer Kreiſe unterſtehenden Preſſe wie auch ſonſt wurde daher unaufhörlich gegen 
dieſe Bauordnung agitiert mit dem Erfolg, daß die Regierung nachgab und am 
l. Mai dieſes Jahres eine neue Verordnung erließ, die mit dem Tage der Ver⸗ 
öffentlichung in Kraft trat. Große Gelände, die bisher der zweigeſchoſſigen land⸗ 
yausmäßigen Bebauung vorbehalten waren, ſind jetzt teils der geſchloſſenen Bauweiſe, 
eils der zwar offenen, aber drei⸗ und viergeſchoſſigen Überbauung zugeführt. Auf 
der Börſe war man bereits vorher von den von der Regierung geplanten Maß⸗ 
ahmen unterrichtet, und man war nicht faul, die großen Gewinne, welche den Be⸗ 
itzern der in Frage ſtehenden Gelände durch die größere Ausnutzfähigkeit des Bodens 
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zufließen würde, vorweg zu eskomptieren. In Nr. 31 der „Zeit“ wurde berechnet, 
daß die Kurſe von elf Berliner Terraingeſellſchaften in dem Vierteljahr vom 
2. Januar bis 11. April 1903 derartig geſtiegen ſeien, daß dieſen Geſellſchaften, 
deren Kapitalwert zuſammen etwa 30 Millionen Mark beträgt, ein Kursgewinn von 
9 Millionen Mark zugefloſſen iſt! In letzter Linie müſſen natürlich dieſe Millionen 
wie die Gewinne, welche den ſpäteren Beſitzern der Grundſtücke zufließen werden, 
von den Bewohnern der Mietskaſernen aufgebracht werden, die ſich auf dieſem 
Terrain erheben werden. Die preußiſche Regierung aber, welche die Errichtung von 
großen Maſſenmietshäuſern angeblich erſchweren will, um die Preiſe der Grundſtücke 
und damit die Mieten der auf dieſen Grundſtücken errichteten Wohnungen niedrig 
zu halten, läßt unter ihren Augen am Sitze der Regierung Dinge zu, die die wildeſte 
Spekulation entfachen. Wenn das am grünen Holze geſchieht, was kann man da von 
den Polizeibehörden in den Provinzen erwarten! a 

Aktiengeſellſchaften, Genoſſenſchaften und Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, 
deren ſatzungsmäßig beſtimmter Zweck es iſt, minderbemittelten Familien geſunde 
und zweckmäßig eingerichtete Wohnungen zu gewähren, ſollen Begünſtigungen hin⸗ 
ſichtlich der Straßenkoſtenbeiträge, ſowie der Gebühren für Kanalbenutzung, Waſſer⸗ 
bezug, Baugenehmigung und der Heranziehung zur Steuer vom Grundbeſitz bewilligt 
werden. Dieſe Beiträge ſollen nur zu einem Teile, und zwar höchſtens nur zu drei 
Vierteln erhoben werden. In dem Bericht, den Dr. v. Mangoldt⸗Dresden dem 
Sechſten Internationalen Wohnungskongreß zu Düſſeldorf über die Erſtellung kleiner 
Wohnungen in Deutſchland erſtattet hat, berechnet er, daß in Deutſchland für den 
Zuwachs der Bevölkerung und als Erſatz für alte kleine Wohnungen, die teils in⸗ 
folge ihres Alters unbrauchbar werden, teils Geſchäftshäuſern, Straßendurchbrüchen 
und dergleichen mehr zum Opfer fallen, ein Geſamtbedarf von rund 164000 neuen 
kleinen Wohnungen pro Jahr notwendig wird. Die Herſtellung dieſer Wohnungen 
erfordert, bei einem Koſtenaufwand von 4000 Mark durchſchnittlich für die Wohnung 
bis zu drei heizbaren Zimmern, ein Kapital von 656 Millionen Mark. Demgegenüber 
haben, wie Profeſſor Albrecht in ſeinem Referat über die Entwicklung der Bau⸗ 
genoſſenſchaften in Deutſchland angibt, die verſchiedenen Gruppen von Vereinigungen 
(gemeinnützige Aktiengeſellſchaften, Geſellſchaften m. b. H., Vereine mit Korporations⸗ 
rechten, Stiftungen, eingetragene Genoſſenſchaften), die ſich die Erſtellung geſunder 
kleiner Wohnungen zur Aufgabe geſetzt haben, bis zum 31. Dezember 1899 im ganzen 
24750 Wohnungen zu einem Geſamtwert von 85500000 Mark erſtellt. Die Leiſtungen 
dieſer Vereinigungen, die auch bisher ſchon vielfach durch den Staat, die Gemeinden 
und Private gefördert worden ſind, werden daher für abſehbare Zeit zur Linderung 
des Wohnungsmangels nicht in Betracht kommen; man wird zufrieden ſein müſſen, 
wenn ſie bezüglich der Qualität der erſtellten Wohnungen vorbildlich wirken. Die 
obigen Beſtimmungen des Entwurfes, ſoweit ſie bezwecken, dem Wohnungsmangel 
abzuhelfen, gleichen mithin dem Tropfen auf den heißen Stein. 

Während nun den Vorſchriften über die Begünſtigung von Baugenoſſenſchaften 
und ähnlichen Geſellſchaften anſcheinend ein breiter Raum gewidmet iſt, findet ſich 
in den veröffentlichten Vorſchlägen kein Hinweis auf das einzige Mittel, das unter 
den heutigen Verhältniſſen noch am eheſten die Wohnungsnot zu lindern geeignet 
iſt. Vorgeſchrittene Stadtgemeinden haben aus eigener Initiative begonnen, auf 
ſtädtiſchen Terrains Häuſer mit geſunden kleinen Wohnungen zu errichten und gute 
Erfolge damit erzielt. In der Tat, wenn die Gemeinden ſich in umfaſſenderer Weiſe 
zu ſolchem Vorgehen entſchließen, wenn die fo errichteten Wohnungen zu Miets⸗ 
preifen vermietet werden würden, bei denen nur die Verzinſung und Amortiſation 
des für die Herſtellung der Gebäude aufgewendeten Kapitals, die aus der Inſtand⸗ 
haltung der Häuſer entſtehenden Aufwendungen, ſowie die Verwaltungskoſten in 
Anrechnung gebracht werden, wenn ſchließlich in den Mietsverträgen keine Beding⸗ 
ungen Aufnahme finden, die die Unabhängigkeit der Mieter in irgend einer Weile 
beſchränken, ſo würde eine Beſſerung in den Wohnverhältniſſen der unbemittelten 
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Bevölkerung zu erreichen ſein. Ein materielles Riſiko für die Gemeinden wäre aus— 
geſchloſſen, da nur dem Bedürfnis entſprechend gebaut werden und ein Leerſtehen 
der ſtädtiſchen Wohnungen ausgeſchloſſen ſein würde. Die Mietspreiſe der ſtädtiſchen 


Wohnungen würden preisregulierend auf die Mietspreiſe im allgemeinen wirken, 


wie auch die Anſprüche an die Wohnungen in ſanitärer und ſonſtiger Beziehung 
durch das Beiſpiel der ſtädtiſchen Häuſer wachſen würden. Freilich ein ſolches 
Vorgehen bedeutet einen ſcharfen Einbruch in das bisher unumſchränkte Herr⸗ 
ſchaftsgebiet der Grundſtücksſpekulanten und Hausbeſitzer, und da die preußiſche 
Regierung ſich zu ſolchem Vorgehen nicht aufraffen kann, opfert ſie die Inter⸗ 
eſſen der breiten Schichten der Bevölkerung den Intereſſen jener Kreiſe. Bei dem 
geringen Einkommen der Arbeiter aber wird auch die Verbilligung der Wohnungen, 
die durch den Eigenbau der Gemeinden herbeigeführt werden kann, die Wohnungs⸗ 
not der unbemittelten Bevölkerung nicht beſeitigen. Erſt im allgemeinen Rahmen 


der Befreiung der Arbeiterklaſſe aus dem wirtſchaftlichen Joche des Kapitalismus 
werden ſich auch die Wohnungsverhältniſſe der Arbeiter zu befriedigenden geſtalten 
laſſen. 


Als ein weiteres Mittel, die Herſtellung kleiner und geſunder Wohnungen für 


die minderbemittelte Bevölkerungsſchichten zu fördern, ſind Vorſchriften über die Be⸗ 


nutzung der Gebäude zum Wohnen und Schlafen vorgeſehen. Für Gemeinden mit 


mehr als 10000 Einwohnern müſſen im Wege der Polizeiverordnung ſolche allgemeine 


Vorſchriften (Wohnungsordnungen) erlaſſen werden. Dieſe müſſen beſtimmte Mindeſt⸗ 


anforderungen und Vorſchriften über die Weitervermietung und die Aufnahme von 
Schlafgängern enthalten. Iſt es auch erfreulich, daß ſolche ſanitätspolizeilichen Be⸗ 
ſtimmungen nunmehr geſetzlich feſtgelegt werden ſollen, ſo muß man auf das leb⸗ 
hafteſte bedauern, daß die preußiſche Regierung ſich hier von einer Beſcheidenheit 
zeigt, die nicht überboten werden kann. So ſollen zum Beiſpiel in Wohn: und 
Schlafräumen auf jeden Bewohner über zehn Jahre mindeſtens 10 Kubikmeter Luft⸗ 
raum und 4 Quadratmeter Bodenfläche fallen. Erismann verlangt nun für Kaſernen 
und Gefängniſſe 24 bis 50 Kubikmeter für jede Perſon, allgemein wird von Hygienikern 


für jede Zelle in Gefängniſſen 22 bis 30 Kubikmeter als Mindeſtmaß beanſprucht, 


die Baugenoſſenſchaften nehmen als Mindeſtbodenfläche für die kleinſten Stuben und 


Kammern 12 Quadratmeter an, die preußiſche Regierung aber ſtellt als Maß 


10 Kubikmeter beziehungsweiſe 4 Quadratmeter hin! Die Regierung weiß genau, 
daß man weniger nicht fordern kann, wenn man überhaupt noch von hygieniſchen 
Anforderungen ſprechen will. Am 12. Februar 1902, als im Abgeordnetenhaus die 


etatsmäßige Anſtellung eines Wohnungsinſpektors für Düſſeldorf zur Beratung ſtand, 


führte der Miniſter v. Rheinbaben unter anderem aus: „Ich habe ſchon dargelegt, 


daß in Düſſeldorf ſeit einer Reihe von Jahren eine Polizeiverordnung beſtand, die 
eine gewiſſe Mindeſtanforderung für die Wohnungen aufſtellte. Ich betone das Wort 


— — 


4 


3 ‚Mindeitanforderung. Es war in der Tat eine überaus beſcheidene Anforderung. 


Beiſpielsweiſe wurde pro Kopf nur ein Rauminhalt von 10 Kubikmeter Luft ge⸗ 
fordert. Man hatte mit vollſter Abſicht ſich mit der geringſten Forderung begnügt.“ 
Höhere Anforderungen würden den Intereſſen der Hausbeſitzer zuwiderlaufen, und 
ſo begnügt die preußiſche Regierung ſich, da nur die arme Bevölkerung in Frage 


kommt, mit „den beſcheidenſten Anforderungen“. 


Der letzte Abſchnitt der veröffentlichten Vorſchläge enthält eine Reihe von Be⸗ 
ſtimmungen über die Durchführung der Wohnungsaufſicht, die der Gemeinde obliegt. 
Für Gemeinden mit 100000 und mehr Einwohnern ſoll ein Wohnungsamt und eine 


Wohnungsinſpektion errichtet werden. Die Vorſchriften decken ſich ungefähr mit den 


Anträgen, welche die Berliner ſozialdemokratiſche Stadtverordnetenfraktion vor drei 
Jahren im Stadtverordnetenkollegium eingebracht hat, ohne daß es ihr allerdings 
gelungen wäre, dieſe Anträge durchzubringen. Die Beſtimmungen ſind wertvoll, da 


erſt nach ihrer Durchführung die volle Größe des Wohnungselends der Arbeiterklaſſe 
14 klar zu tage treten wird. Auch wird in den Berichten der Wohnungsinſpektoren, 
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ſeien ſie auch noch ſo vorſichtig abgefaßt, wuchtiges amtliches Material zu gunſten 
einer Anderung der beſtehenden Zuſtände beigebracht werden. f 

Überblickt man, ſoweit das nach den bisher veröffentlichten Mitteilungen möglich 
iſt, das Vorgeſchlagene, ſo wird man zu dem Ergebnis kommen, daß das beſte an 
dem Geſetzentwurf das Prinzip iſt, das in ihm zum erſtenmal für Preußen zum 
Durchbruch gelangt, das Prinzip nämlich, daß der Staat an den Wohnverhältniſſen 
der Bevölkerung nicht achtlos vorbeigehen darf. Praktiſch wird ſelbſt aus den an⸗ 
zuerkennenden Beſtimmungen wenig herauskommen. Wie kaum anders möglich, iſt 
die Durchführung ſaſt aller Vorſchriften in die Hände der Gemeinden gelegt. Was 
aber die Regierung mit Bezug auf Reformen des Wohnungsweſens von den Ge⸗ 
meindebehörden zu erwarten hat, das hätte ihr, wenn ſie es bis dahin noch nicht 
gewußt haben ſollte, die Aufnahme zeigen müſſen, die ihre Wohnungserlaſſe vor 
zwei Jahren bei den Grundbeſitzern gefunden haben. Wilder als wegen dieſer Er⸗ 
laſſe gegen die Miniſter haben die Grundbeſitzer kaum je gegen die Sozialdemokratie 
geeifert. Aus einem Aufſatz der „Allgemeinen Grund- und Hausbeſitzerzeitung“ ſei 
nur eine kleine Blütenleſe gegeben: „In dreiſterer Weiſe, als es dieſer Runderlaß 
tut, iſt dem ſtädtiſchen Haus⸗ und Grundbeſitz noch nicht ins Geſicht geſchlagen 
worden.“ „Es iſt eine unerhörte Kühnheit, angeſichts der ganzen Welt von 
‚Wohnungsmißſtänden“ zu ſprechen, ehe noch ein einziger amtlicher Nachweis er⸗ 
bracht iſt, daß ſolche „Mißſtände“ tatſächlich exiſtieren.“ „Solange man uns dieſe 
Tatſachen nicht benannt hat, ſolange müſſen wir den Runderlaß als einen gegen 
Recht und Geſetz verſtoßenden Akt einer auf Willkürlichkeiten beruhenden Beamten⸗ 
herrſchaft anſehen, wie ſie ſchlimmer und deſpotiſcher nicht gedacht werden kann.“ 
„Die preußiſchen Hausbeſitzervereine werden die Antwort auf den Erlaß der Miniſter 
nicht ſchuldig bleiben. Spanne man den Bogen nicht ſo weit an, daß er brechen 
muß! Die Geduld iſt dann zu Ende.“ | 

Jede ernſthafte Wohnungsreform, fie möge befchaffen fein wie fie wolle, richtet 
ſich gegen die materiellen Intereſſen der Grund⸗ und Hausbeſitzer. In der Städte⸗ 
ordnung iſt nun bekanntlich beſtimmt, daß die Hälfte der Stadtverordneten Haus⸗ 
beſitzer ſein müſſen. Dieſen Kreiſen iſt alſo ſtets die Majorität in den Stadtparla⸗ 
menten geſichert und es iſt menſchlich begreiflich, daß ſie dieſes Übergewicht dazu 
benutzen, jede ſie ſchädigende Maßregel hintanzuhalten. Will alſo die Regierung 
nicht alle Maßnahmen zur Beſſerung des Wohnungsweſens, die den Gemeinden ob⸗ 
liegen, von vornherein zur Unfruchtbarkeit verdammen und damit jede Wohnungs⸗ 
reform überhaupt in Frage ſtellen, ſo müßte die erſte Beſtimmung eines Wohnungs⸗ 
geſetzes die Aufhebung des Privilegs der Hausbeſitzer bilden. Vor ſiebenundzwanzig 
Jahren war die Regierung ſolchen vernünftigen Erwägungen zugänglich. In dem 
Entwurf zur Städteordnung, der 1876 dem Landtag vorgelegt war, ohne Geſetzes⸗ 
kraft zu erlangen, war das Vorrecht der Hausbeſitzer beſeitigt. Jetzt aber beherrſcht 
die Furcht vor der Sozialdemokratie das ganze Denken der Regierung. Die an⸗ 
gezogene Beſtimmung erſchwert es der Arbeiterklaſſe, Eintritt in die Gemeinde⸗ 
vertretungen zu erlangen, und dieſe Wirkung genügt der Regierung, das Privileg 
der Hausbeſitzer allen anderen Nachteilen zum Trotze aufrecht zu erhalten. Noch 
am 17. Januar 1902 erklärte der Finanzminiſter: „Wir können die Haus⸗ und 
Grundbeſitzer in ſtädtiſchen Behörden nicht entbehren, weil ſie das ſtabile und er⸗ 
haltende Element ſind.“ 

Auch die anderen Beſtimmungen des Dreiklaſſenwahlrechtes ſichern den beſitzenden 
Klaſſen die volle Herrſchaft in den Gemeindeverwaltungen und hindern die Arbeiter⸗ 


klaſſe, dort eine ihrer Bedeutung für das Gemeinweſen entſprechende Vertretung zu 


erlangen. Der ſtets wiederholten Behauptung, daß die Laſten der Gemeinden aus⸗ 
ſchließlich in den direkten Steuern durch die beſitzenden Klaſſen getragen werden und 
daß größeren Pflichten auch größere Rechte gegenüberſtehen müſſen, ſetzt die Sozial⸗ 
demokratie den durchſchlagenden Einwand entgegen, daß auch Gebühren, Abgaben 
und dergleichen erhebliche Einnahmequellen für die Gemeinden darſtellen, daß zu 
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ieſen die breiten Schichten der Bevölkerung gleichfalls beitragen und daß vor allem 
et durch die Arbeit und das Schaffen der Arbeiterklaſſe den Beſitzenden die Mög⸗ 
ſchkeit, höhere direkte Steuern zu zahlen, gegeben iſt. Wie das Privileg der Haus⸗ 
eſitzer hütet die preußiſche Regierung nun ängſtlich auch alle anderen Beſtimmungen 
es Gemeindewahlrechtes, die das Eindringen der Arbeiterklaſſe in die Gemeinde⸗ 
erwaltungen erſchweren oder unmöglich machen. Durch die Miquelſche Steuer⸗ 
form waren die Verſchiebungen zu gunſten der Beſitzenden ungeheuerliche geworden 
nd ſelbſt die preußiſche Regierung ſah ſich gezwungen, eine Anderung des Wahl⸗ 
echtes vorzunehmen. In dem zu dieſem Behuf erlaſſenen Geſetz vom 30. Juni 1900 
ab ſie aber den Gemeinden mit mehr als 10000 Einwohnern die Möglichkeit, durch 
Irtsſtatut eine andere als die im Geſetz feſtgeſetzte Abgrenzung der Wählerabteilungen 
beſchließen, falls durch dieſe ein Aufſteigen von Angehörigen der Arbeiterklaſſe 
us der dritten in die zweite Wählerabteilung erfolgen und dadurch eine größere 
erſchiebung zu gunſten der unbemittelten Klaſſen ſtattfinden ſollte. Solange alſo 
e preußiſche Regierung ſich nicht zu einer durchgreifenden Anderung des Gemeinde⸗ 
zahlrechtes bereit erklärt, darf man alle ihre Wohnungserlaſſe und Wohnungsgeſetze 
E mehr oder minder ſchöne theoretiſche Erörterungen bezeichnen, deren praktiſche 
ang für das Wohl der Arbeiterklaſſe aber nur gering zu veranſchlagen iſt. 
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Arbeiterſchutz in Japan. 
Von Guſtas Eckſtein. 


Es iſt nunmehr gerade ein halbes Jahrhundert, daß der amerikaniſche 
ommodore Perry mit ſeiner kleinen Flotte in der Bucht von Yeddo erſchien 
nd damit den erſten Schritt zur Erſchließung Japans tat, das mehr als zmei- 
mdert Jahre lang ſich vom Verkehr mit der übrigen Welt faſt ganz ab» 
eſchnitten hatte. Es bedurfte aber noch fünfzehn Jahre der erbittertſten 
ämpfe im Lande, bis die Fremden auch wirklich unangefochten die ihnen 
urch Handelsverträge eingeräumten Niederlaſſungen in den dem Verkehr er⸗ 
neten wenigen Häfen bewohnen konnten, ohne ſich fortwährend vor den 
waffneten Angriffen japaniſcher Patrioten fürchten und im Notfall mit dem 
evolver in der Hand gegen dieſe verteidigen zu müſſen; und erſt ſeit drei 
ahren genießt auch der Ausländer Freizügigkeit im Reiche der aufgehenden 
donne. Trotzdem aber jo die Zeit der Einwirkung Europas auf Japan ſehr 
z iſt, und obwohl ſelbſt heute noch dieſem Einfluß manche geſetzliche Be⸗ 
immungen entgegenſtehen, gibt es doch kaum ein anderes Land der Welt, wo 
e europäiſche, das heißt die kapitaliſtiſche Kultur einen ſolchen Sieges⸗ ja 
niumphzug gehalten hätte wie hier. Das Land, das noch vor einer Gene⸗ 
tion das vollendetſte Beiſpiel des geſchloſſenen Handelsſtaats bot, in deſſen 
Birtſchaft Handel und Verkehr eine verſchwindende Rolle jpielten, in dem der 
aufmann auf der unterſten ſozialen Stufe ſtand, beſitzt heute eine mächtige 
riegsflotte, ſchickt luxuriös eingerichtete Perſonendampfer nach Europa und 
merika, hat Millionen jährlichen Exportes und Importes, fein Eiſenbahnnetz 
das dichteſte in ganz Aſien, ſeine leitenden Staatsmänner und höchſten 
riſtokraten finden es nicht mehr unter ihrer Würde, ſich in Spekulationen 
In oft recht zweifelhafter Art einzulaſſen. Von den Fenſtern der Eiſenbahn⸗ 
aggons aus ſieht man ſchon von weitem häßliche lange ſchwarze Stifte gegen 
un rauchgeſchwärzten Himmel ragen; denn der häufigen Erdbeben wegen 
geben die Fabrikſchlote in einem großen Teile Japans aus Eiſenrohren her⸗ 
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geſtellt. In den Städten drängt ſich heute nicht mehr der müßige Troß! 
Fürſten, die zur Huldigung an den Hof des Herrſchers ziehen; es iſt 
bekannte Figur des Proletariers, des Fabrikſklaven, der wir heute ſchon über 
begegnen. Auch die Japanerin iſt nicht mehr immer das vergnügte und fü 
heiter lachende Kind; man kann ſie heute, vom Kohlenſtaub geſchwärzt, 
ſchweren Kohlenkörbe auf die Dampfer ſchleppen ſehen, in der Werkſtatt ho 
ſie vom frühen Morgen bis in die ſpäte Nacht über der einförmigſten Arbe 
in der Fabrik wird den Kindern beider Geſchlechter in ſtickigen Räumen 
körper⸗ und geiſttötender Arbeit die Fähigkeit ſchon ausgetrieben, dereinſt ı 
ſolch fröhlicher Sorgloſigkeit das Leben zu genießen, wie man das heute nı 
zu ſeinem Staunen jo vielfach bei ihren Eltern wahrnehmen kann. Der Ra: 
talismus iſt ins Land gezogen, und dieſer Götze zermalmt nicht nur die,! 
ſich freiwillig vor ſeinen Siegeswagen werfen. | 

Hier in Japan kann man noch ſehen, welches die Tendenzen der kapit 
liſtiſchen Wirtſchaft ſind, wenn fie ſich ſelbſt überlaſſen bleibt, wenn ihr kei 
kraftvolle Arbeiterbewegung entgegentritt, wenn ihr der Staat keinen Hem 
ſchuh anlegt. Und es iſt das nicht ein primitiver Kapitalismus, er tritt hi 
bereits in ſeinen entwickeltſten Formen auf, das Kreditſyſtem iſt voll entfalt 
mit Kartellen und Truſts iſt das Land hinreichend geſegnet. Wenn der moder 
Kapitalismus die Klaſſengegenſätze nicht verſchärfen, ſondern mildern würk 
dann müßte ſich das in Japan offenbaren. 

Inwieweit die dortige Arbeiterbewegung heute ſchon im ſtande iſt, der Macht d 
Kapitals entgegenzutreten, will ich in einem anderen Zuſammenhang erörtern. Hi 
intereſſiert uns vor allem, inwieweit die Geſetzgebung bisher dem Arbeiter zu Hi 
gekommen und was in dieſer Richtung für die nächſte Zeit wohl zu erwarten 

Die Aufzählung der bereits heute beſtehenden geſetzlichen Arbeiterſchu 
beſtimmungen iſt leider ſehr bald erſchöpft, denn dieſe beſchränken ſich a 
einige Paragraphen des Bürgerlichen Geſetzbuchs, welches im Jahre 1898 
Kraft trat. Die wichtigſte und wahrſcheinlich die einzige Beſtimmung, die g 
das Arbeitsverhältnis einen direkten unmittelbaren Einfluß ausüben dürfte, 
die des § 627, welcher die Kündigungsfriſt bei unbeſtimmter Dauer des Loh 
vertrags im allgemeinen auf vierzehn Tage, bei wöchentlicher Lohnzahlung a 
zehn Tage normiert. § 626 will offenbar das Zuſtandekommen von Aned 
ſchaftsverträgen verhindern, indem er beſtimmt, daß Lohnverträge, welche a 
mehr als fünf Jahre oder auf Lebenszeit geſchloſſen werden, nach Ablauf vı 
fünf Jahren jederzeit kündbar ſind. Doch beſteht wohl die Gefahr, daß gera 
auf Grund dieſes Bürgerlichen Geſetzbuchs ſich eine neue Form der Schul 
knechtſchaft entwickelt, denn § 420 läßt den Parteien vollkommene Freiheit 
der Beſtimmung von Konventionalſtrafen, welche einer richterlichen Ermäßigm 
nicht unterliegen, und § 421 beſtimmt ausdrücklich, daß dies auch der Fe 
ſein ſoll, wenn die Vergütung nicht in Geld zu erfolgen hat. Es wäre al 
möglich, bei Gewährung eines Gelddarlehens zum Beifpiel für den Fall ein 
nicht pünktlichen Zahlung Arbeitsleiſtungen in unbeſchränktem Ausmaß a 
Konventionalſtrafe zu ſtipulieren. Ob und wieweit derartiges bereits geſcheh 
iſt, iſt mir allerdings unbekannt. 4 

Die in dem Geſetz formulierten Haftpflichtbeſtimmungen ſind jo vage, de 
ihr praktiſcher Effekt ſo ziemlich ganz von der Einſicht der jeweiligen Richt 
abhängen wird, und daß dabei unter den heutigen Juſtizverhältniſſen die Arbeit | 
nicht gut wegkommen, lehrt uns die tägliche Erfahrung. 1 
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Daß aber das Eindringen des Kapitalismus einen Schutz der Arbeiterſchaft, 
nsbeſondere der Frauen und Kinder, unbedingt notwendig macht, hat ſich auch 
n Japan bald gezeigt. Von Zeit zu Zeit verbreiten Gerichtsverhandlungen 
der Polizeirapporte plötzlich Licht über jo grauenhafte Tatſachen des prole- 
griſchen Lebens, daß Schaudern und Schrecken bis in die höchſten Kreiſe der 
Zeſellſchaft dringen. Schon im Jahre 29 der jetzigen Ara Meyi, das heißt 
m Jahre 1896 unſerer Zeitrechnung, bereitete daher das Miniſterium für 
Ackerbau und Handel ein Geſetz vor „zur Kontrolle und zum Schutze der 
Arbeiter“. Bevor aber dieſer Entwurf im Parlament eingebracht wurde, wurde 
r zuerſt dem Handelsrat, einer dem Handelsminiſterium beigegebenen Kor: 
ration, zur Begutachtung vorgelegt, und obwohl Sektionschef Soyedo und 
er frühere Ackerbauminiſter Kaneko ſich mit großer Energie unter dem Hinweis 
uf das Elend der Arbeiterſchaft für das Geſetz einſetzten, erklärte der Handels⸗ 
at ein Eingreifen der Geſetzgebung als „verfrüht“; man müſſe der japaniſchen 
Induſtrie erſt Zeit laſſen, ihre Kräfte zu entwickeln. Um nun gegen dieſen 
Einwand ſtichhaltiges Material zu ſammeln, ſandte das Miniſterium im nächſten 
Jahre einen Beamten in die Fabrikſtädte zum Studium der Arbeiterverhältniſſe. 
beider aber ſtürzte die Regierung bald darauf, und ſo blieb dieſe Frage jahre⸗ 
lang wieder unerörtert. 
Im Jahre 1901 endlich bereitete die Regierung neuerdings eine Vorlage 
ms Parlament vor und übergab diesmal ihre Vorſchläge zur Begutachtung 
icht nur dem Handelsrat, ſondern auch ſämtlichen Handelskammern des Landes. 
Dadurch aber ſickerte doch ſo manches über den Inhalt der Beſtimmungen in 
die Öffentlichkeit durch, die Publiziſtik bemächtigte ſich der Frage, die Pros und 
ontras wurden in verſchiedenen Blättern erörtert, und endlich veranſtaltete 
ie Arbeiterſchaft ſelbſt verſchiedene Demonſtrationen, um das Geſetz wenigſtens 
bor das Parlament zu bringen. Da aber die Handelskammern ſich gegen das 
Beſetz ausſprachen, während der Arbeitsrat es diesmal befürwortete, kam es 
vieder zu nichts. Jetzt endlich entſchloß ſich die Regierung, den Entwurf in 
einen Grundzügen wenigſtens zu publizieren, offenbar um dadurch Stimmung 
Im Publikum zu machen und die öffentliche Meinung auf ihre Seite zu bringen. 
Wirklich hätte ſie auch kaum die Handelskammern, die Vertreter des Kapitals, 
ärger an den Pranger ſtellen können, als indem ſie zeigte, gegen welche Be⸗ 
ſtimmungen ſich zu verwahren dieſe noch für notwendig fanden. 
Was zunächſt den Geltungsbereich des projektierten Geſetzes betrifft, ſoll 
ich dieſes nur auf Unternehmungen beziehen, in denen mehr als dreißig Arbeiter 
md Lehrlinge beſchäftigt werden. Daß dieſe Beſchränkung allein das Geſetz 
aſt unwirkſam machen würde, iſt klar, wenn man bedenkt, daß einerſeits die 
Zahl der Rieſenbetriebe heute in Japan noch gering iſt, daß aber andererſeits 
der eindringende Kapitalismus feine verderblichſten Wirkungen weniger in den 
ach modernen Prinzipien eingerichteten neuen Fabriken zeigt, als gerade in 
den kleineren und kleinſten Betrieben, deren Konkurrenzfähigkeit hauptſächlich 
uf der größeren Erſparnis an Miete, das heißt an Arbeitsraum, an Beleuch⸗ 
ung 2c. und auf der größeren Ausbeutung der Arbeitskraft beruht. Freilich 
oll das Geſetz durch kaiſerliche Verordnung auch auf andere Betriebe aus⸗ 
gedehnt werden können. Dies wäre aber wohl mehr als Handhabe bureau⸗ 
ratiſcher Willkür gedacht als zum Schutze für die Arbeiter. 
Fouür männliche erwachſene Arbeiter enthält das Geſetz überhaupt keine Schutz⸗ 
Vorſchriften, ja es bringt für dieſe ſogar gewiſſe neue Gefahren mit ſich. So 
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zum Beiſpiel ſtellt es eine kaiſerliche Verordnung in Ausſicht, welche weibliche 
und jugendlichen Arbeitern verbieten ſoll, Maſchinen während des Ganges 3 
putzen und zu ölen, Transmiſſionsriemen an dieſen aufzulegen oder abzunehme 
und ähnliches, und zugleich ſoll dieſe Beſtimmungen treffen für die Verwendun 
von weiblichen und jugendlichen Arbeitern in geſundheitsſchädlichen Betrieber 
In einem Lande alſo, in welchem Kraftmaſchinen etwas ganz neues ſind, 
daß die Arbeiter noch nicht mit ihnen vertraut ſein können, ſoll es geſtatte 
ſein, all dieſe gefährlichen Hantierungen an laufenden Maſchinen von erwachjene 
Arbeitern vornehmen zu laſſen; in einem Lande, deſſen hervorragendſte Groß 
induſtrien Spinnerei und Fabrikation von Zündhölzern ſind, ſollen die Arbeite 
keinen Schutz genießen gegen Staub und giftige Dämpfe. 

In einem Punkte liegt ſogar eine direkte Schädigung der Arbeiter vor, ein 
Beeinträchtigung ihrer heute geſetzlich verbürgten Rechte. Bei Betriebsunfälle 
ſoll nämlich nach dem Entwurf der Unternehmer ganz allgemein verpflichte 
ſein, die Auslagen für ärztliche Behandlung und Ernährung des Patienten zi 
bezahlen, ferner wenigſtens den halben Lohn weiterzuzahlen, wenn die Arbeits 
unfähigkeit länger als fünf Tage dauert. Bei gänzlicher oder teilweiſer Arbeits 
unfähigkeit für Lebenszeit ſoll dem Arbeiter der Lohn höchſtens für zwei Jahre 
keinesfalls aber mehr als 250 Yen (500 Mark), im Falle des Todes ſoll der 
Angehörigen des Getöteten höchſtens der Lohn für anderthalb Jahre bis zu 
200 Yen (400 Mark) und an Begräbniskoſten höchſtens 20 Yen (40 Mark 
gegeben werden. Dieſe Beſtimmungen ſollen die Stelle einer Unfallverficherung 
vertreten, ſie gehen aber in ihrer Allgemeinheit darüber weit hinaus, und & 
beſteht ſo die Gefahr, daß ſie bei Unfällen, die aus einem Verſchulden ode 
der Nachläſſigkeit der Betriebsleitung entſpringen, den Verunglückten der Rechte 
berauben, welche ihm die SS 709 und 711 des A.⸗B.⸗G. B. gewährleiſten 
Dort iſt nämlich für den Fall der abſichtlichen oder fahrläſſigen Verletzung von 
Rechten dritter der volle Schadenerſatz vorgeſchrieben, beim Tod des Verletzten 
volle Schadloshaltung ſeiner Familie. Auch für die in Japan fehlende Kranken: 
verſicherung ſoll dadurch ein teilweiſer Erſatz geboten werden, daß der Unter⸗ 
nehmer verpflichtet wird, bei Erkrankung von Arbeitern, welche in den der 
Unternehmung gehörigen Arbeiterhäuſern wohnen, während drei Monate für fie 
zu ſorgen und im Sterbefall die Beerdigungskoſten zu tragen, wenn ſich keine 
andere Perſon findet, der die Koſten aufgehalſt werden können. Bi 

Zu gunſten der erwachſenen männlichen Arbeiter dürften vielleicht allein die 
Beſtimmungen wirken, welche in Fabriken, welche Kinder und Frauen beſchäf⸗ 
tigen, den eventuellen Schichtwechſel regulieren. Ob in dieſem Falle dieſe Be⸗ 
ſchränkung ſich auch auf die männlichen Arbeiter beziehen ſoll, iſt aus der 
Publikation der „Grundſätze“ nicht recht zu entnehmen. 4 

Der Schutz der weiblichen, insbeſondere der jugendlichen Arbeiter in den 
Fabriken iſt der ausgeſprochene Zweck des Geſetzes. Das Alter, unter dem Kinder 
in Fabriken (mit über 30 Arbeitern) nicht beſchäftigt werden ſollen, wird mit 
elf Jahren feſtgeſetzt. Es iſt aber kennzeichnend, daß das Geſetz eine zehnjährige 
Übergangsfriſt von dem heutigen Zuſtand ins Auge faßt. So ſoll noch zwei 
Jahre nach dem Inkrafttreten des Geſetzes die Altersgrenze bei acht Jahren, fünf 
Jahre lang bei neun und zehn Jahre lang bei zehn Jahren normiert ſein. 
a Das Alter, bis zu welchem jugendliche Arbeiter Schutz genießen ſollen, iſt 
mit ſechzehn Jahren beſtimmt. Dieſe Jugendlichen und Frauen ſollen im als 
gemeinen nicht zwiſchen 10 Uhr nachts und 4 Uhr morgens beſchäftigt werden, 


N 3 
J 
4 


Guſtav Eckſtein: Arbeiterſchutz in Japan. 541 


doch wird dieſe Regel ſofort durch verſchiedene Ausnahmen durchbrochen, deren 
vichtigſte der Fall des Schichtwechſels iſt, für welchen für dieſe Kategorien von 
Arbeitern lediglich eine Maximalarbeitszeit von zwölf Stunden und eine zwei⸗ 
zägige Ruhepauſe nach je vierzehn Tagen vorgeſehen iſt. Und auch hier wird 
‚ine Übergangsfriſt von zehn Jahren eingeräumt. 

Mit der Zeit ſoll auch für Jugendliche und Frauen der zwölfſtündige 
Arbeitstag allgemein eingeführt werden, doch wird ſchon jetzt dieſe Beſtimmung 
dadurch faſt ganz entwertet, daß Ausnahmen von dieſer Regel nicht nur für 
Zeiten beſonderer Elementarereigniſſe und öffentlichen Notſtandes vorgeſehen ſind, 
ondern auch für den Fall regen Geſchäftsganges. Es ſoll dann an neunzig Tagen 
m Jahre die Arbeitszeit um je zwei Stunden überſchritten werden dürfen. 
Auch Ruhepauſen im Höchſtmaß von anderthalb Stunden während des 
Urbeitstags und von höchſtens zwei Tagen während des Arbeitsmonats werden 
ür dieſe Arbeiterkategorien normiert. 

Wir haben ſchon eingangs geſehen, daß dieſes Geſetz ſchon wegen ſeiner 
Beſchränkung auf die größten Betriebe ziemlich wirkungslos bleiben müßte. 
Nun hat uns auch noch ſein Inhalt gezeigt, daß es die Poſition der erwachſenen 
Arbeiter eher verſchlechtern als beſſern würde. Die wenigen poſitiven Schutz⸗ 
beſtimmungen für Frauen und Kinder bringen uns erſt dann zum Bewußtſein, 
velche Schrecken eine Induſtrie mit ſich bringt, für welche die Ausbeutung von 
Kindern im zarteſten Alter bis unter acht Jahren und von Frauen durch vier⸗ 
ehn bis ſechzehn Stunden und ohne einen einzigen Ruhetag ſo weſentlich iſt, 
vaß der Geſetzgeber eine Übergangszeit von vollen zehn Jahren für nötig er⸗ 
chtet, um die jo dürftigen Reformen des Entwurfes zum Geſetz werden zu 
‚allen; denn daß fie auch dann nicht wirklich durchgeführt würden, dafür ſorgen 
chon die unzähligen Ausnahmen und Hintertürchen des Geſetzes ſelbſt, ganz 
übgeſehen davon, daß die Fabrikinſpektion den Lokalbehörden anvertraut werden 
oll, die hierzu wohl weder die techniſche Fähigkeit noch die nötige Unabhängig⸗ 
eit beſitzen. | 

Ein abſchließendes Urteil über den Entwurf wird freilich dadurch erſchwert, 
Haß nicht ſeine genauere Formulierung, ſondern nur feine Prinzipien der Offent⸗ 
ichkeit mitgeteilt wurden. Doch auch aus dieſen kann man erſehen, daß durch 
Reſes Geſetz jedenfalls der Einfluß der Regierung nicht nur auf die Induſtrie, 
ondern auch auf die Arbeiterſchaft weſentlich geſtärkt werden ſoll, denn es gibt 
der Bureaukratie Gelegenheit, zwar nicht viel Gutes zu tun, aber ſich doch überall 
einzumiſchen. 

Trotz des ſo dürftigen Schutzes, den dieſes Geſetz den Arbeitern gewähren 
oll, ſtehen aber die Induſtriellen dieſen geplanten „Reformen“ jo feindlich 
gegenüber, daß kaum anzunehmen iſt, daß die Regierung, welche dem jetzigen 
barlament gegenüber an und für ſich einen ſchweren Stand hat, fich allzuſehr 
ür ein Geſetz einſetzen wird, welches bei den im Reichstag vertretenen Klaſſen 
o geringe Sympathien und ſo viel Feindſchaft erregt. | 

Es iſt mithin wohl mehr als fraglich, ob dieſer Entwurf in der nächſten 
Zeit, ja ob er überhaupt Geſetz wird, und ſo wie er heute beſchaffen iſt, wird 
Im wohl auch kaum jemand eine Träne nachweinen; aber für uns iſt er inter⸗ 
ſſant, weil er uns einen Einblick gewährt in den Eroberungszug der modernen 
kultur, das heißt des Kapitalismus. 
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Literariſche Kundſchau. 


Matti Helenius, Die Klkoholfrage. Eine ſoziologiſch⸗ſtatiſtiſche Unterſuchur 
Jena, Guſtav Fiſcher. 334 S. 6 Mark. 

Die Alkoholfrage iſt bis vor nicht gar langer Zeit nur als ein Problem d 
Moral behandelt worden. Die Betrachtungsweiſe hat ſich aber namentlich in d 
letzten Jahren geändert, ſeit durch die wiſſenſchaftliche Erforſchung der phyſt 
logiſchen Wirkungen des Alkoholgenuſſes das Verſtändnis für die geſellſchaftlie 
Bedeutung der unter dem Namen Alkoholismus zuſammengefaßten Erſcheinung 
erleichtert wird. Was uns intereſſiert, iſt nicht die Trunkſucht, ſondern find d 
Trinkſitten und der Zuſammenhang zwiſchen den Trinkgewohnheiten und gewiſſ 
geſellſchaftlichen Erſcheinungen. Zu den Schriften, die dieſem Intereſſe entgege 
kommen, hat ſich in letzter Zeit ein neues Werk des Finländers Dr. M. Helenin 
geſellt, das allen, die ſich mit dem vielverzweigten Problem befaſſen, wertvolle Dien 
leiſten kann. Helenius hat den reichhaltigen Stoff in elf Abſchnitte gegliedert m 
bietet einleitungsweiſe in den drei erſten Kapiteln geſchichtliche Angaben über de 
Alkoholismus und die wiſſenſchaftliche Behandlung der Alkoholfrage. Nach einer ei 
gehenden Schilderung der phyſiologiſchen Wirkung des Alkohols auf den menschliche 
Körper wird im fünften und ſechſten Kapitel an der Hand eines reichen ſtatiſtiſche 
Materials die Frage erörtert, welchen Einfluß der Alkoholgenuß auf die durchſchnit 
liche Lebensdauer, die Krankheitshäufigkeit und die Selbſtmordfrequenz ausüb 
woran ſich im ſiebenten Abſchnitt die Darlegung der Wirkungen des Alkohols ar 
die körperliche Leiſtungsfähigkeit und die geiſtigen Fähigkeiten des Menſchen ar 
ſchließt. Das achte Kapitel hat die urſächlichen Beziehungen zwiſchen Alkoholgenu 
und Geiſteskrankheiten, Proſtitution und Verbrechen zum Gegenſtand, das neunte da 
Problem der Vererbung der durch den Alkohol bewirkten individuellen Schäd 
gungen. In den beiden letzten Abſchnitten würdigt der Verfaſſer die Alkoholfrag 
als ſozialpolitiſches Problem und die zur Bekämpfung des Alkoholismus angewendete 
und vorgeſchlagenen Mittel. ö ’ 

Dem im Titel erhobenen Anſpruch, eine ſoziologiſch⸗ſtatiſtiſche Unterſuchung de 
Alkoholfrage zu bieten, wird der Verfaſſer nur in gewiſſem Sinne gerecht. Er i 
Abſtinent und der Zweck ſeines Buches beſteht in dem Nachweis, daß ſich für di 
Ausſchaltung des Alkohols aus der Reihe der Genußmittel und für die Bekämpfun 
der Trinkſitte ſowohl vom Standpunkt des perſönlichen Wohlbefindens wie des ge 
ſellſchaftlichen Fortſchritts aus überwiegende Gründe ergeben. Seine Methode beſteh 
in der Hauptſache darin, daß er ein außerordentlich umfangreiches Tatſachenmateria 
ſammelt, aus dem er ſeine Schlüſſe zieht. Dabei kommt aber die ſelbſtändige Unter 
ſuchung und die kritiſche Würdigung und Verarbeitung des Materials zu kurz. E 
gilt das nicht nur von denjenigen Abſchnitten, die die Alkoholfrage nach ihre 
phyſiologiſchen Seite hin behandeln, ſondern auch von der Erörterung des Alkoho 
lismus als eines geſellſchaftlichen Problems, deſſen Behandlung dem Verfaſſer al: 
Nationalökonom näher liegen mußte. Eine eingehendere Darlegung der Wechſel 
wirkungen zwiſchen den Trinkſitten und den ökonomiſchen Verhältniſſen und de 
Art, wie der Zuſammenhang zwiſchen Alkoholismus und Proſtitution und Krimi 
nalität ꝛc. in der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft vermittelt wird, wird von manchen 
Leſer vermißt werden. Mit der Methode der Beweisführung hängt es auch zu 
ſammen, daß das Buch nicht ſo lesbar iſt, wie etwa das (auch in der „Neuen Zeit“ 
beſprochene) Werk Grotjahns über den Alkoholismus oder die ältere Arbeit Bär 
über den nämlichen Gegenſtand. Die Reichhaltigkeit des beigebrachten Materials 
das nur einem großen Fleiße zugänglich war, und die Vollſtändigkeit der literariſchen 
Nachweiſe laſſen aber das Buch von Helenius als eine wertvolle Ergänzung 4 
Literatur über die Alkoholfrage erſcheinen. Otto Lang, 
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inleitungsbuch für Bauarbeiterſchutz nebſt einem Anhang über die wichtigſten 
Beſtimmungen der Sozialgeſetzgebung und des gewerblichen Arbeiterrechtes. Heraus⸗ 
gegeben von der Zentralkommiſſion für Bauarbeiterſchutz. Hamburg 1903, Theodor 
Bömelburg. 140 S. kl. 8°, 


Das vorliegende Buch iſt ein wichtiges Dokument für die Leiſtungen unſerer 
zugewerblichen Gewerkſchaften. Immer weitere Kreiſe zieht unſere Gewerkſchafts⸗ 
wegung, auf immer mehr Gebieten äußert ſich ihr Einfluß. Die Fabrikinſpektoren 
kennen vielfach das Intereſſe der organiſierten Arbeiter für die Maßnahmen zum 
ſchutze von Leben und Geſundheit der Arbeiter an. Nirgends iſt dieſe Tendenz der 
zwerkſchaftlichen Arbeiterbewegung kräftiger zum Ausdruck gekommen wie bei den 
zugewerblichen Arbeitern. Im ganzen Deutſchen Reiche nehmen ſie regelmäßige 
gaukontrollen vor, um die Zuſtände auf den Bauten, die den Arbeitern drohenden 
gefahren, die Urſachen der Unfälle feſtzuſtellen. Es gibt neben lokalen Bauarbeiter⸗ 
hutzkommiſſionen Landeskommiſſionen und eine das ganze Reich umfaſſende Zentral⸗ 
mmiffion für Bauarbeiterſchutz. Der Bauarbeiterſchutzkongreß von 1903 hat neue 
ſrundlagen der Organiſation vorgeſchlagen, die hoffentlich dieſe Tätigkeit der Bau⸗ 
‚rbeiter noch wirkungsvoller geſtalten werden. Aber ſchon das, was bis jetzt auf 
ieſem Gebiet durch ſtändige Enthüllungen der Zuſtände auf den Bauten, durch un⸗ 
bläſſige Eingaben an die Behörden, durch Erörterung der Arbeitervertreter in den 
arlamentariſchen Körperſchaften, durch geſchickte Benutzung der Preſſe erzielt wurde, 
t ſehr beachtenswert. In wenigen Jahren wurde eine lange Reihe von Verordnungen 
um Schutze der auf den Bauten beſchäftigten Arbeiter erzielt und Organe zur Be⸗ 
ufſichtigung der Bauten eingeſetzt, zum Teil Arbeiter. Das hier angezeigte Buch 


letet eine Anleitung für die Vornahme von Baukontrollen und für die Agitation 


ir den Bauarbeiterſchutz und für die erſte Hilfeleiſtung bei Unfällen, ſie gewährt 
wlich eine Überficht über die einſchlägige Geſetzgebung. Alles iſt gemeinverſtändlich 
nd überſichtlich dargeſtellt, ſo daß man hoffen kann, daß es zum Mittel weiterer 
örderung des Bauarbeiterſchutzes für die Arbeiterſchaft werden wird. Die Schrift 
ereicht ihren Urhebern und Verfaſſern zur Ehre. Im Anſchluß an dieſelbe wollen 
ir kurz zwei eine wichtige Spezialfrage des Bauarbeiterſchutzes behandelnde Bro⸗ 
hüren erwähnen, welche bei einigem guten Willen der Behörden beitragen müßten, 
urch Beſtimmungen der Geſetzgebung oder auf dem Verordnungsweg die überaus 
efährliche Verwendung des Bleiweißes im Malergewerbe ähnlich wie in anderen 
staaten einzuſchränken oder zu verbieten. Die auf eindrucksvollem Material be⸗ 
henden Schriften ſprechen eindringlich für die Erſetzung des gefährlichen Bleiweißes 
urch ebenſo wirkungsvolle, aber die Geſundheit nicht gefährdende Farben. Die den 
ntereſſenten warm zu empfehlenden Schriften find betitelt: „Die Bleiv ergiftungen 
n Malergewerbe und die Notwendigkeit eines geſetzlichen Verbots 
on Bleiweiß verwendung“, herausgegeben vom Vorſtand der (deutſchen) Ver⸗ 
nigung der Maler, Lackierer, Anſtreicher ꝛc., und „Fort mit dem Bleiweiß aus 
en Malerwerkſtätten!“ von Dr. N. Waſſilieff, Basler Arbeiterſekretär, Verlag 
es Zentralverbandes der Maler, Lackierer, Gipſer, Vergolder und Stukkateure der 


chweiz. ad. br. 


r. Willy Hellpach (Ernſt Gyſtrow), Nervoſität und Kultur. Berlin 1902, Verlag 
J. Räde. a 
Wenn Schopenhauer einſt über ſeine umfangreichen Werke „non multa“ ſchrieb, 
» ift man geneigt, über Hellpachs Buch „multa, non multum“ als Motto zu ſetzen, 
enn in zehn Kapiteln eines leichtſinnig kurzen und leichtſinnig flott hingeworfenen 
ſüchleins über alle größten und ſchwerſten Kultur⸗ und Menſchheitsfragen hinweg zu 
laudern, dürfte doch wohl einem gründlichen Leſer zu wenig, weil zu vielerlei 
linken. Auf 240 Seiten läßt ſich nicht Phyſiologie und Pathologie, Piychologie, 
Degeneration, Nationalökonomie, Politik, Sexualismus, Kunſt, Religion und Technik 
ſammen abhandeln und moſaikartig die Beſprechung von Hyſterie, Suggeſtion, 


544 Die Neue 


Hypnoſe, Produktion, Konſumtion, ehernem Lohngeſetz, Naturheilkunde, Alkoh 
mus, die Art der Bourgeoiſie, zu leben und zu reiſen, Schul⸗ und Gymnaſialfr 
Lombroſos Lehre, Katholizismus und Proteſtantismus, induſtrieller Entwicklung, M 
Architektur, Dramatik, Malerei, dekorativer Kunſt, Materialismus, Proſtitution, & 
Sozialdemokratie und von tauſend anderen Dingen verſtändig zuſammenfügen. 9 
weniger läßt ſich eine ſolche Zuſammenwürflung heterogenſter Dinge mit kurzen Wo 
beſprechen und kritiſieren, denn wollte man alle angeſchnittenen Fragen nach Geb 
würdigen, ſo müßten über dieſe zehn Kapitel zehn Bücher geſchrieben werden. 

Wenn der Verfaſſer ſich bemüht, einen feſten Zuſammenhang zwiſchen den 3 
loſen Einzelthemen aus ihren Beziehungen zur Nervoſität herzuleiten, fo muß ge 
werden, daß dieſe Beziehungen oft nur ganz lockere, teilweiſe ſogar völlig gefünft: 
nicht in der Natur der Sache liegende ſind. Nun läßt ſich nicht verkennen, daß 
Fehler des Vielzuvielen gleichzeitig auch als Vorzug des Buches gedeutet wer 
kann, weil es eben für ein behagliches Kaffeeſtündchen vielerlei behagliche Anregt 
bietet und geeignet iſt, manchem bisher Teilnahmloſen Intereſſe für dieſe oder 
Frage einzuflößen — umſomehr als viele hübſche Bemerkungen und Nachweiſe 
geſtreut ſind, ſo etwa, um nur ein Beiſpiel herauszugreifen, der Hinweis dare 
daß die moderne Technik die Tendenz zeigt, unſere Sinne zu ſchonen, nicht al 
wie meiſt angenommen wird, ſie zu ſchädigen. Recht bemerkenswert ſind wohl a 
einige Ausführungen, die ſich hauptſächlich auf das außereheliche oder beſſer n 
auf das voreheliche Liebesleben beziehen, weil hier viel vorurteilsfreie Worte 
finden und ſolche beſonders den Naturen zur Beachtung zu empfehlen ſind, wel 
auf ſonſtigen Gebieten ſchon vorgeſchritten, auf dieſem einen noch primitive, nat 
widrige und utopiſtiſche Forderungen aufzuſtellen geneigt ſind, wie ſie weder mit 
natürlichen Konſtitution des Menſchen, noch mit der ſozialen und geſellſchaftlich 
Organiſation vereinbar wären. 

Gern würden wir auch über den Geiſt, der ſonſt das Buch durchweht, ein 
freundliche Worte verlieren, weil er wohl im allgemeinen freiheitlich und verſtändl 
genannt werden darf, wenn nicht doch immer eine unleidliche Halbheit ı 
verderbliches Unkraut dazwiſchen emporwuchern würde; ſo lautet in den ſozi 
politiſch⸗nationalökonomiſchen Kapiteln die Loſung etwa: „Nur nicht Sozialismı 
ſondern nur eine Art Sozialiſierung!“, letztere ein quabblig⸗qualliges Ding, das 
ſeiner Unbeſtimmtheit und ängſtlichen Definitionsloſigkeit viele liberale Gemüter 
freuen wird. Daß auf S. 216 der Verfaſſer eine ſtille Träne darüber vergießt, d 
der Liberalismus „leider“ zu wenig aktiv im öffentlichen Leben auftrete, paßt „leide 
auch hierher. All das und vieles andere, was hier nicht erwähnt werden ſoll, klin 
zu ſehr abgeſtimmt auf die politiſch⸗ſoziale „Nervoſität“ jener bürgerlichen Schicht 
die ſo gern ſtarke Individualiſten ſein wollen und im Grunde doch nur zagha 
Varianten des genugſam bekannten und erkannten liberalen Typus darſtellen, jen 
Schichten, für welche ja wohl Verfaſſer und Verlag das Buch beſtimmt haben. 
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Krmenſtatiſtik einiger deutſcher Städte für das Jahr 1896/97. Herausgegeben 
Auftrag des Inſtituts für Gemeinwohl in Frankfurt a. M. von Dr. Chr. J. Klumke 
Jena, Guſtav Fiſcher. | 

Dieſes umfangreiche Tabellenwerk verdankt ſeine Entſtehung einem Beſchluß d 

Konferenz deutſcher Städteſtatiſtiker im Jahre 1895 auf Erhebungen in 54 deutſch 

Städten über Tatſachen der Armenfinanzſtatiſtik und Armenindividualſtatiſt 

Dr. Klumker iſt die mühevolle Aufgabe zugefallen, das aus dieſen Erhebungen reſu 

tierende reichhaltige Material zu ſichten und in tabellariſche Form zu bringen. Ein 

ausführliche Beſprechung des Buches, welches reichhaltiges und intereſſantes Materi 
zur Armenſtatiſtik beibringt, behalten wir uns nach Erſcheinen des zweiten Band 

vor, der die ſyſtematiſche textliche Bearbeitung der Tabellen geben wird. —0 
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Die Krife des dualismus in Öfterreid). 
Von Fritz Kuſterlitz. 


Für politiiche Probleme iſt Sſterreich das klaſſiſche Land, und nirgends 
indet der Erforſcher des Widerſpruchsvollen und Zweifelhaften eine ſo reiche 
Ausbeute an „Fragen“ wie in dem Staate der Habsburger, der nun ſelbſt in 
Frage ſteht. Was man ſonſt an „Fragen“ in der ganzen Welt zuſammenſuchen 
nuß, wovon anderen Staaten nur eine vielleicht beſchieden iſt, hat ſich in 
Eſterreich ſo lückenlos vereinigt, als wenn ein höhniſches Geſchick die Frage 
Rae ſtellen wollen, ob ein Staatsweſen ſich dauernd behaupten könne, in dem 
o ziemlich alles gegen die Natur der Dinge eingerichtet zu ſein ſcheint. Diter- 
ich „beſitzt“ die Fragen, die anderswo mehr oder minder erledigt ſind; es 
zeugt auch die Probleme, die aus der eigentlichen Schickſalsfrage der kapita⸗ 
iſtiſchen Geſellſchaft entſpringen. Aber daneben und darüber hat es ſeine 
gene, nur gerade dieſem jo merkwürdigen Staate eigentümliche Frage: die 
ach der Möglichkeit und Dauer des Beſtandes der ſtaatlichen Gemeinſchaft 
elbſt. Oſterreich iſt nun ſelbſt ein Problem; und wer für ſtaatsrecht⸗ 
iche Kurioſitäten und politiſche Mißbildungen Intereſſe hat, der wird an dem 
ande des Dualismus nicht vorübergehen können. 
Was die europäiſche Zeitungswelt unter dem Sammelwort der „öſterreichiſchen 
Reife“ — einer fo ſtändigen Rubrik wie einſt es die berühmte orientaliſche Frage 
var — zuſammenfaßt, das ſind eigentlich zwei Probleme: einerſeits die Frage 
iach der Staatlichen Form für die Völkerſchaften, die das engere Sſterreich be— 
vohnen, und andererſeits die Frage nach der Dauerfähigkeit der Gemeinſchaft, 
die der Dualismus zwiſchen Oſterreich und Ungarn konſtituiert hat. Nun iſt es 
elbſtverſtändlich, daß dieſe zwei Staatskriſen in inniger Wechſelwirkung ſtehen, 
der Dualismus die öſterreichiſche Kriſe ebenſo erzeugt wie dieſe zu der nun 
mmer offenkundigeren Kriſe des Dualismus geführt hat. Hätte der Krieg gegen 
ie Badeniſchen Sprachenverordnungen den Reichsrat von 1897 bis 1900 nicht 
wbeitsunfähig gemacht, würde die Bewilligung des normalen „Ausgleichs“ 
licht durch die deutſche Obſtruktion verhindert worden ſein, ſo wäre auch die 
Lontinuität der wirtſchaftlichen Gemeinſamkeit zwiſchen Oſterreich und Ungarn 
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nicht unterbrochen worden und man hätte nicht zu der problematischen Forme 
der „Reziprozität“ greifen müſſen, die ſich nun für den Abſchluß eine 
neuen Ausgleichs als empfindliches Hindernis erweiſt. Und wieder: würde nich 
auf dem öſterreichiſchen Reichsrat die Verpflichtung laſten, die ebenſo un 
populären als unumgänglichen Ausgleichsgeſetze erledigen zu müſſen, ſo würd 
der Obſtruktion das Objekt fehlen, deſſen Notwendigkeit dem Kampfe gegen di 
Arbeitsfähigkeit des Parlamentes erſt den gefährlichen Charakter leiht. Jed 
dieſer Kriſen iſt für ſich eines der ernſteſten Probleme, vor die ein Staat ge 
ſtellt werden kann. Auch ohne Dualismus, auch wenn die „Königreiche un 
Länder“, die das heutige Diterreich bilden, ein in ſich abgeſchloſſener, völlig ſelb 
ſtändiger Staat wären, wenn das Verhältnis zu Ungarn die heimiſchen Übe 
nicht ſchärfen würde, auch dann wäre die Frage, wie Nationen, die dure 
Sprache, Kultur, geſchichtliche Überlieferung voneinander getrennt find, eine 
Staat bilden ſollen, wie für dieſes Völkergemenge, das weder zerfallen kann 
noch ſich zu vereinigen vermag, die ſtaatliche Form gefunden werden ſoll, ein 
tiefernſte, für Jahrzehnte vielleicht ganz unlösbare Frage. Und auch, wem 
Oſterreich und Ungarn ganz gefeſtigte Staaten wären, keine nationalen Aſpirg 
tionen an ihrem Gefüge rüttelten, wenn es weder eine öſterreichiſche noch ein 
ungariſche Kriſis gäbe: auch dann wäre das Problem, ob eine Gemeinjamfei 
zwiſchen zwei Großſtaaten, die alle wirtſchaftlichen Elemente umfaſſen ſoll und all 
ideologiſchen ausſchließen muß, möglich iſt, wäre das Problem der Exiſtenzfähigkei 
des Dualismus in ungeſchwächter Kraft vorhanden. Natürlich wirkt die Krank 
heit im ſtaatlichen Organismus des einen Teiles auf den anderen Teil un 
auch auf die Verbindung beider Teile ein, und da es an Kriſen und Krankheitef 
keinen Mangel gibt, ſo beeinflußt die Kriſe in Oſterreich auch Ungarn, die un 
gariſche wieder Oſterreich und beide wirken auf die Feſtigkeit des Dualismu 
ein. Und die Brüchigkeit des gemeinſchaftlichen Bandes erſchüttert wieder jede 
Teilſtaat aufs tiefſte. Das glückliche Habsburgerreich ſteht alſo, im Grund 
genommen, vor drei Lebensfragen: Ob die Vereinigung der im Reichsrat ver 
tretenen Länder (das iſt Oſterreich ohne Ungarn) zu einem Staate haltba 
iſt. Ob der Staat Ungarn dauerbar iſt — denn hinter dem magyariſche 
Selbſtbewußtſein lauern die dem herrſchenden Stamme an Zahl überlegene 
Nationalitäten und an das anſcheinend jo feſte Gefüge des Ungaritaat 
pocht die kroatiſche Frage. Und ſchließlich: ob das Verhältnis, das au 
Oſterreich und Ungarn ſo etwas wie eine Großmacht, eine gegenüber den 
Ausland ungeteilte Monarchie machte, ob der Dualismus Dauer und Be 
ſtand haben kann. Das ſtaatliche Problem iſt für jedes der Völker Europa 
erledigt; ob ein Staat ſein ſoll, das iſt nirgendwo eine Frage mehr, und all 
Politik und Entwicklung geht nur noch darum, wie der Staat, der iſt, beſchaffen 
und eingerichtet werden ſoll. Für das Donaureich exiſtiert aber das Staats 
problem in dreifacher Art. 

Zwiſchen der öſterreichiſchen Kriſe und der Kriſe des Dualismus iſt re 
ein gewichtiger Unterſchied. Die Kriſe Oſterreichs — beiläufig bemerkt iſt „Oster 
Teich, nur eine willkürliche Abkürzung, denn der öſterreichiſche Teil der zöſter 
at keinen Namen, ſondern führt verfeliung: 


: „Die im Reichsrat vertretenen 
önigrei nd Länder“ — die Kriſe alſo der Reichsratsländer iſt trotz alle 
grauenhaften Wirrniſſe doch nur eine Stufe der Entwicklung. Für dieje 
Oſterreich ftreitet nämlich die Notwendigkeit; ſo wenig verliebt die „Oſter 
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reicher“ in dieſen namenloſen Staat auch ſind, der ihrer nationalen Entfaltung 
im Wege ſteht und den Drang nach Selbſtändigkeit hemmt, der Völkern ſo 
angeboren iſt wie Klaſſen der Trieb nach Macht: ſo unmöglich iſt es ihnen allen, 
ihn zu beſeitigen — weil er noch auf lange hinaus die einzige Form iſt, in 
der dieſe durcheinandergewürfelten, wie Fleiſch und Knochen verwachſenen 
Nationalitäten ein ſtaatliches Daſein überhaupt führen können. Die öſter⸗ 
reichiſche Kriſe iſt doch nur die Suche nach einer neuen Form für dieſes 
Nebeneinanderleben, die wohl im Augenblick nicht gefunden werden 
kann: weil ſie eine gewiſſe Gleichheit der Kulturen vorausſetzt, an der es eben 
völlig gebricht, die aber die Entwicklung ſchaffen wird und die zu geſtalten 
doch auch viele Kräfte regſam find. Für die Verfeſtigung dieſes Oſterreichs wirkt 
vor allem die induſtrielle Entwicklung, der die zwei modernen Klaſſen, Bour⸗ 
geoiſie und Proletariat, entſtammen, deren auf Zuſammenſchluß drängende 
Klaſſ enintereſſen allmählich die nationalen Trennungswünſche überwinden müſſen 
und deren Bedürfniſſe die Erhaltung eines großen und gemeinſamen Wirt⸗ 
ſchaſtsgebiets gebieteriſch erfordern. In dieſem Sinne war es lehrreich, zu 
beobachten, daß der Reichsrat in einem zwiſchen zwei Kriſen geretteten Augen⸗ 
blick die großen Bahnbauten und Kanalanlagen votierte, die doch Land und 
Land verknüpfen — trotz des Streites, der die Chauviniſten aller Lager 
vergnügt. Deshalb beſteht das politiſche Problem Sſterreichs ganz eigentlich 
darin, der geſellſchaftlichen Entwicklung den politiſchen Ausdruck 
zu geben: den zwei modernen Klaſſen die ihnen gebührende Macht zu ver⸗ 
leihen, um die ſie heute beide durch das hinterhältige Wahlprivileg betrogen 
werden. Dabei darf nicht überſehen werden, daß zwar die zentrifugalen Kräfte 
ſehr mannigfaltige ſind, daß ſie ſich aber niemals zu einer, auf die Aufhebung 
dieſes Staatsgefüges hinzielenden Kraft vereinigen können, ſich vielmehr durch 
die Verſchiedenartigkeit ihres Strebens kreuzen und paralyſieren müſſen. Irre⸗ 
dentiſten ſind zwar alle, wenigſtens alle zu gewiſſen Zeiten, aber der Irreden⸗ 
tismus des einen ſteht dem anderen nicht fördernd zur Seite, ſondern wirkt 
wider ihn als Gegengewicht; es find in Sſterreich alle Völker nicht nur Irre⸗ 
dentiſten, ſondern alle ſind gewiſſermaßen auch Patrioten: als Antipoden des 
Irredentismus der anderen; weil nun alle anderswohin wollen, kommt keiner 
weg von Dfterreich. Die öſterreichiſche Kriſe iſt alſo gewiß ein ſehr kompliziertes, 
ein, wie geſagt, für politiſche Gourmands ganz intereſſantes Problem — eine 
europäische Frage iſt fie nicht. Man wird noch manche Jahre von dem mörde— 
chen und ſelbſtmörderiſchen Kampfe der Völker in Oſterreich leſen, aber fo 
zerrüttet und verwüſtet der öſterreichiſche Staat auch iſt: zerfallen kann er und 
wird er nicht. Ein Staat zerfällt eben nicht wie ein Kartenhaus und löſt ſich 
nicht auf wie eine chemiſche Zuſammenſetzung. Zerfallen? — das wäre ja 
ganz ſchön. Wohin ſollen die Teile dann aber fallen? 
Ganz anders ſteht die Frage nach der Feſtigkeit und Dauerhaftigkeit 
des Dualismus, nach der Exiſtenzfeſtigkeit deſſen, was als öſterreichiſch⸗ 
ungariſche Monarchie für eine europäiſche Großmacht angeſehen werden will. So 
kiskant es iſt, über politiſche und ſoziale Entwicklungen Prophezeiungen zu machen, 
ſo jagt man hier doch nur, was alle Tatſachen unzweideutig künden: daß die 
Lebensfähigkeit des Dualismus verzehrt iſt, und feine Auflöfung nur eine Frage 
der Zeit. Der Dualismus kommt aus der Kriſe gar nicht mehr heraus, er 
funktioniert ſchon ſeit Jahren nur unter den mühſamſten Anſtrengungen; und 
daß er formell noch nicht beſeitigt, iſt nur der Autorität des alten Kaiſers 
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zuzuſchreiben, der das, was er als Erſatz des übernommenen Kaiſertums 
richtet, nicht vernichten laſſen mag. Was iſt von jener angeblich unanta 
baren Gemeinſamkeit zwiſchen Oſterreich und Ungarn denn aufrecht geblieben 
Die wirtſchaftliche Einheitlichkeit iſt, wenn auch nicht materiell, jo doch form 
bereits aufgelöſt; konſtatiert doch der ungariſche Geſetzartikel 30 vom Jahre 18% 
ausdrücklich, daß „für die Länder der ungariſchen Krone die Rechtslage d 
ſelbſtändigen Zollgebiets eingetreten iſt“. Die Feſtſtellung des Quotenverhäl 
niſſes, des Beitrags, den jeder Staat zu den Koſten der gemeinſamen A 
gelegenheiten zu leiſten hat, iſt ſeit 1897, wo die normale Ausgleichsdekade a 
lief, nicht mehr möglich geworden; man mußte ſich ſeither mit der jährlich 
Feſtſtellung durch die Krone behelfen. Wohl werden Dfterreich und Ungan 
nach außen durch den einen gemeinſamen Miniſter des Außern vertreten, ab 
der letzte internationale Vertrag, den die Monarchie abzuſchließen hatte, d 
Handelsvertrag mit Mexiko, iſt nicht mehr für Oſterreich⸗Ungarn, ſondern fi 
Oſterreich und Ungarn unterfertigt, und unter den Signatarmächten d 
Brüſſeler Zuckerkonvention erſcheinen Oſterreich und Ungarn als ganz ſel 
ſtändig kontrahierende Staaten. Die Nichtigkeit der Delegationen, jenes groteske 
„Parlamentes“, dem die Beſprechung der Budgets der gemeinſamen Angelege 
heiten zugewieſen iſt, wird immer offenkundiger; wie ihre Bedeutung zuſamme⸗ 
geſchmolzen iſt, zeigt die Tatſache, daß man die Delegationen heuer juſt de 
halb im Frühjahr nicht verſammelte, weil ſie einmal, wegen der Balkanwirre 
ein ernſthaftes Wort zu ſprechen gehabt hätten. Bleibt alſo, nebſt dem Kai 
von Sſterreich, der auch König von Ungarn iſt, das gemeinſame Heer. Ab 
der unerbittlich zähe Kampf der ungariſchen Obſtruktioniſten, die den Krieg fi 
die Nationaliſierung der annoch einheitlichen Armee durchaus nicht auf eigen 
Fauſt führen, ſondern hier wirklich die Exponenten des Willens des geſamte 
Ungarvolkes ſind, zeigt deutlich, daß auch dieſes letzte Bollwerk des weilan 
ſchwarzgelben Kaiſertums in abſehbarer Zeit erſtürmt ſein wird. Für de 
Beſtand des Dualismus wirkt nur die Macht der ſeienden Tatſachen, aber al 
lebendigen Kräfte und die ernſteſten Intereſſen ſtehen wider ihn. 

Der Dualismus hat einen Geburtsfehler: er iſt keiner inneren Notwendi 
keit entſprungen, ſondern beruht wirklich nur auf dem Umſtand, daß i 
Jahre 1687 der Preßburger Reichstag den Habsburgern die Erblichkeit d 
ungariſchen Krone zugeſtanden hat. Es iſt zwar ſchon recht lange her, daß d 
ungariſchen Stände erklärt hatten, daß „ſie in Zukunft niemand andere 
als den Erſtgeborenen Habsburgs für ewige Zeiten als ihren rechtmäßige 
König und Herrn anerkennen werden“, aber dennoch iſt die geſamte Geſchich 
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durchzuſetzen und immer deutlicher zu geſtalten. Von allen Elementen, d 
einen Staat begründen und ausmachen, iſt in der Gemeinſchaft zwiſchen Oſte 
reich und Ungarn nicht eines tätig, nicht eines lebendig. Weder Gemeinſamke 
der Sprache noch nationale Einheit verbindet die Nationalitäten Sſterreich 
mit den Magyaren; die Kraft der Volksgenoſſenſchaft, die zur Errichtung vo 
Staaten führt, fehlt hier gänzlich. Auch keine kulturelle Verwandtſchaft brach 
ſie zuſammen; die Völker ſtehen ſich kalt und fremd gegenüber, ſie kenne 
einander nicht und verſtehen eines das andere nicht. Auch keine geſchichtliche 
Erinnerungen bilden das knüpfende Band: alle Ruhmestaten Ungarns ſin 
erſtritten gegen Oſterreich und jeder nationale Held des magyariſchen Volle 
war ein Kämpfer gegen Wien. Daß ſich ihre wirtſchaftlichen Intereſſen 
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gewiſſer, und auch recht beſchränkter Hinficht ergänzen, reicht für eine ſtaatliche 
Einheit noch lange nicht aus; darauf, daß die Oſterreicher an den Ungarn eine 
Kundſchaft für ihre Textilwaren und ihre Maſchinen haben, und daß die unga⸗ 
riſchen Grundherren ihr Getreide und Vieh zumeiſt nach Sſterreich verkaufen, 
läßt ſich ein Staatsweſen nicht aufbauen. Solche wirtſchaftliche Inter⸗ 
eſſen verknüpfen viele Staaten, aber um fie zu erfüllen, genügt ein ſimpler 
Handelsvertrag auch. Nicht einmal den gemeinſamen äußeren Feind teilt 
‚Öfterreich mit Ungarn; die Aſpirationen Italiens auf das welſche Land in 
Oſterreich ſind den Ungarn ebenſo gleichgültig wie den Oſterreichern die Gefahr, 
die Ungarn von Rumänien und Serbien zu gewärtigen hat. Daß Oſterreich 
und Ungarn zu einer ſtaatlichen Gemeinſchaft verknüpft ſind, iſt 
heute ausſchließlich ein dynaſtiſches Bedürfnis; die öſterreichiſch⸗ 
ungariſche Monarchie hat keine andere Beſtimmung, als daß Franz Joſef ſie 
regiere, und ihre Aufrechthaltung keine andere Urſache, als daß Franz Ferdinand 
fie erbe; für die Völker aber iſt der Verband ſchon längſt unnütz, heute direkt 
ſchädlich geworden. Nun iſt das dynaſtiſche Intereſſe in einem Staate, deſſen 
einzigſte gemeinſame Einrichtung der Monarch iſt, zweifellos eine beträchtliche 
Kraft, und ohne beſondere Anſtrengungen vermag ſie die Entwicklung zu ver⸗ 
langſamen, ihren Schlußpunkt aufzuhalten. Aber ſie zur Umkehr zu bringen, 
‚vermögen alle Machtmittel der Dynaſtie nicht, und da der Inhalt der dua⸗ 
liſtiſchen Verträge immer mehr zu einer leeren Formel herabſinkt, die ſachliche 
Gemeinſchaft auf die dynaſtiſche Gemeinſamkeit reduziert wird, ſo wird der 
Dualismus bald durch die bloße Perſonalunion erſetzt ſein. Ihre Poſition 
kann die Dynaſtie behaupten, aber ihr über die lebendigen Bedürfniſſe und 
ſtärkſten Ideologien das Primat zu ſichern, vermag fie nicht. 
Was den Dualismus unhaltbar macht, ſind zwei fundamentale Anderungen, 
welche die Entwicklung ſeit ſeiner Errichtung ſelbſt hervorgerufen hat und deren 
Entfaltung das dualiſtiſche Verhältnis unbrauchbar und unhaltbar macht. 
Unbrauchbar: weil der Dualismus eine Form des Zuſammenlebens für wirt⸗ 
ſchaftlich unentwickelte Staaten war, eine Form für primitive Geſtaltungen, 
mit deren Entwicklung alſo die Benutzbarkeit einbüßen mußte. Unhaltbar: weil 
der Dualismus zurückgebliebene Machtverhältniſſe vorausſetzt, auf der Genüg⸗ 
ſamkeit der Völker und ihrer Machtfaktoren beruht, mit der Erſtarkung der 
politiſchen Kraft der Nationen und ihrer Parlamente die Vorausſetzung ſeines 
Beſtandes verliert. Die Fülle der ökonomiſchen Tatſachen, die in der ſtaatlichen 
Wirkſamkeit heute vereinigt find, verträgt ein jo lächerlich ſchwerfälliges Funktio⸗ 
nieren nicht mehr, wie es die kunſtvoll gefügte Maſchinerie des Dualismus 
bedingt, und das durch die Entwicklung aller politiſchen Verhältniſſe geſteigerte 
Selbſtbewußtſein der Parlamente bäumt ſich auf gegen die Verarmung, die durch 
die Entziehung ihrer wichtigſten Befugniſſe bewirkt wird. Der Dualismus iſt 
nicht mehr zu gebrauchen, und die Völker wollen ihn nicht mehr ertragen als 
das Opfer zugunſten der dynaſtiſchen Großmachtsintereſſen — daran iſt er zu⸗ 
grunde gegangen. 
Um dieſe Grundurſachen aufzuzeigen, muß das Wagnis unternommen werden, 
Leſern, die den öſterreichiſchen Wirrwarr nicht berufsmäßig zu verfolgen haben, 
den Dualismus zu erklären — ein wirkliches Wagnis; denn eine ſo ſelt⸗ 
ſame Kombination iſt wohl noch in keiner Verfaſſung niedergelegt worden. Der 
Dualismus muß nämlich die volle Selbſtändigkeit beider Teile anerkennen 
und dennoch aus den autonomen, unabhängigen Staaten eine regelrechte Einheit 
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formen; daß dabei der geſunde Menſchenverſtand, das praktiſche Intereſſe imme 
zu kurz kommen mußten, iſt alſo ſelbſtverſtändlich. Das dualiſtiſche Verhältni 
iſt bekanntlich angebahnt worden, als der in der Kontrerevolution verbrochen 
Verſuch, die hiſtoriſche Selbſtändigkeit Ungarns zu vernichten und die Lände 
des heiligen Stefan zu einer öſterreichiſchen Provinz zu degradieren, ſchmählie 
geſcheitert war. Der Dualismus war alſo eine Errungenſchaft Ungarn 
— was feſtzuhalten iſt, weil nur ſo begriffen werden kann, warum die Ungar 
das Eroberte auszudehnen trachten, wogegen die Öfterreicher in ihm das letzt 
Wort der Konzeſſionen an die Ungarn, der Opfer an „Reichseinheit“, geſproche 
ſehen wollen. Durch den Dualismus wurde nun einerſeits die ſtaatsrechtlich 
Selbſtändigkeit Ungarns anerkannt, andererſeits der Verband mit Oſterreich al 
unantaſtbar, als „auf der pragmatiſchen Sanktion beruhend“ erklärt. Au 
der Tatſache, daß Oſterreich und Ungarn „einen unteilbaren und unzertrenn 
lichen Beſitz“ der habsburgiſchen Dynaſtie bilden, folgert nun, daß die „Mitte 
der aus der pragmatiſchen Sanktion fließenden gemeinſamen und ſolidg 
riſchen Verteidigung“ gemeinſam ſind: alſo die Leitung der auswärtige 
Angelegenheiten und die Armee, wozu als drittes und letztes Gemeinſame di 
Koſten der gemeinſamen Angelegenheiten kommen — aber nur die Feſtſtellun 
dieſer Koſten, nicht die Herbeiſchaffung der Deckung, die wieder der autonome 
Sphäre jedes Staates zufällt. Zur Beſorgung dieſer unbedingten Gemeinſam 
keiten ſind bekanntlich die Delegationen eingeſetzt — Ausſchüſſe der beider 
Parlamente — deren einzige Tätigkeit die Feſtſtellung des gemeinſamen Vor 
anſchlags iſt. Neben dieſen Gemeinſamkeiten, die fein „müſſen“, weil ſie aus de 
Natur des ſtaatsrechtlichen Verhältniſſes entſpringen, gibt es eine Reihe vor 
Dingen, die zwar nicht gemeinſam ſind, die aber, wie das Deakſche Ausgleichs 
geſetz ſagt, „zweckmäßiger im gemeinſamen Einvernehmen, als ſtreng geſonder 
erledigt werden können“. Das iſt vornehmlich die Gemeinſamkeit der Handels 
angelegenheiten, des Münzweſens und Geldfußes, weiter der mit der induſtriellen 
Produktion in enger Verbindung ſtehenden indirekten Steuern (Zuckerſteuer 
Brauſteuer, Branntweinſteuer und Petroleumſteuer), dann in beſchränkter Weis 
Verfügungen über Eiſenbahnen: wirtſchaftliche Fragen, die für beide Teile zwa 
gleichmäßig geregelt werden, welche Gleichmäßigkeit aber durch ſelbſtändig 
Geſetze beider Staaten, alſo im Vertragsweg hergeſtellt wird. Dief) 
Verträge ſind eben der ſogenannte Ausgleich, der im Jahre 1867 zum erſten 
mal geſchloſſen und ſeither alle zehn Jahre erneuert wurde, bis im Jahre 1897 
die deutſche Obſtruktion die Geſetzwerdung in Sſterreich verhinderte und di 
ſelbſtändige Regelung in beiden Ländern auf Grundlage der ſogenannter 
Reziprozität hervorrief. Das große ungariſche Ausgleichsgeſetz beſtimmt nämlich 
als Grundbedingung der Aufrechthaltung des als „Ausgleich“ klaſſifizierter 
Vertrags, daß „die volle Verfaſſungsmäßigkeit in Öfterreich ins Leben trete 
weil Ungarn nur mit der konſtitutionellen Vertretung dieſer Länder bezüglich 
welcher gemeinſamen Verhältniſſe immer in Berührung treten kann“. Die berüchtigt 
Umwandlung der öſterreichiſchen Verfaſſungsmäßigkeit in die Herrſchaft des all 
mächtigen § 14, worin die Geſetze, die mit Zuſtimmung des Reichsrats zuftand« 
kommen, durch minifterielle Verordnungen verdrängt werden, wurde von den Ungarn, 
nicht jo goutiert wie von den lammsgeduldigen Sſterreichern, und fie lehnten, nach 
dem die einjährige Feſtſetzung der Ende 1897 abgelaufenen Verträge erloſchen 
war, die „Berührung“ mit dem Verfaſſungsbruch endgültig ab. Es kam alſo 
ein Ausgleich nicht zuſtande, ſondern es wurde der Inhalt der Vereinbarungen, 
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von jedem Staate ſelbſtändig verfügt — mit dem Vorbehalt, daß die Ver— 
fügung auch in dem anderen erlaſſen werde, und mit der Beſchränkung, daß 
ſie nur jo lange währe, als der Rechtszuſtand in dem anderen Lande gleich- 
ö mäßig aufrechtgehalten werde, alſo mit Beſchränkung der Reziprozität. In 
Ungarn erfolgte die „ſelbſtändige“ Verfügung natürlich durch ein Geſetz, in 
Oſterreich natürlich durch eine §S 14⸗Verordnung. Beiläufig bemerkt, läuft dieſe 
ſelbſtändige Regelung Ende 1907 ab und ſoll eben jetzt durch einen neuen, 
wirklichen Vertrag, durch ein Zoll- und Handelsbündnis, erſetzt werden. 

Schon aus dieſer flüchtigen Darſtellung kann man entnehmen, was für 
| Schwerfälligkeiten aus einem jo komplizierten Mechanismus hervorgehen und 
wie er eine glatte Funktion, eine raſche Erledigung, die in wirtſchaftlichen 
Dingen ſo vonnöten iſt, ganz und gar unmöglich machen muß. Man ſtelle 
fi nur vor, wie aus den ſich kreuzenden Intereſſen des wenigſtens halb⸗ 
induſtriellen Oſterreich und des ganz agrariſchen Ungarn etwa ein Zolltarif 
herauskommen ſoll. Ein Exempel: Die Erträgniſſe des Zollgefälls dienen zur 
Deckung der Koſten der gemeinſamen Angelegenheiten. Die Ungarn ſind nun 
keine Konſumenten von Kaffee, ſind alſo fanatiſche Anhänger hoher Finanz⸗ 
zölle, die Sſterreich belaſten, Ungarns Laſten aber mindern: indem der 
Konſum der öſterreichiſchen Bevölkerung Ungarn erſpart, zu den gemeinſamen 
Koſten ſoviel beizutragen, als ſeiner Quote entſpräche. Tatſächlich haben die 
Verhandlungen der Regierungen über den den Parlamenten vorliegenden Tarif 
zwei Jahre gedauert, und wenn ſich unerwarteterweiſe eines der Parlamente 
beifallen ließe, an dem Kompromiß eine Abänderung vorzunehmen, ſo müßte 
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neuerlich in Bewegung geſetzt werden. Ebenſo ſchwerfällig gehen dann wieder 
die Verhandlungen mit dem Ausland, in welche der Gegenſatz zwiſchen Sſter⸗ 
reich und Ungarn hindernd greift. Wie verrückt iſt zum Beiſpiel der Vorgang, 
wenn ein Handelsvertrag gekündigt werden ſoll! Da es zwiſchen einem Nein 
und einem Ja keinen Vergleich gibt, ſo muß der Staat, der kündigen will, dem 
Partner ſeine Abſicht ein halbes Jahr vorher kundgeben; ſodann muß die 
Kündigung ſeitens Öfterreichs und Ungarns erfolgen, wenn nur einer der 
beiden Staaten es verlangt. Und wie ſchier unmöglich iſt es, in der un⸗ 
geheuren Mannigfaltigkeit der wirtſchaftlichen Tatſachen die einander oft 
ganz entgegengeſetzten Intereſſen beider Staatsgebiete, von denen eines doch 
zum Weſten, das andere ſo vielfach zum Oſten gehört, abzuwägen und 


auszugleichen! Man nehme nur das jo wichtige Kapitel der Arbeiter- 


ſchutzgeſetze — unzweifelhaft ein die Induſtrie beeinfluſſendes Element wie 
fait keines und doch keine Angelegenheit, die nach gemeinſamen Grundſätzen 
eingerichtet iſt und es auch nicht ſein kann (obwohl dafür nicht nur die 
öſterreichiſchen Fabrikanten ſchwärmen, ſondern manchmal auch öſterreichiſche 
Sozialdemokraten ſich begeiſtert haben), weil ſonſt die Entwicklung der 
Arbeiterſchutzgeſetzgebung in Oſterreich von dem Grade der Einſicht und dem 
Maße der Modernität Ungarns abhängig gemacht würde! Zum Schluſſe 
bleibt die wirtſchaftliche Einheit doch nur eine Fiktion, denn obwohl ſich das 
Zoll⸗ und Handelsbündnis den Anſchein gibt, den fremden Staatsbürgern“ 


1 Ofterreich iſt für Ungarn, Ungarn für Oſterreich ſtaatsrechtlich Ausland. Politiſch 
mißliebige Ungarn können aus Oſterreich, Oſterreicher aus Ungarn als „läſtig gewordene 
Ausländer“ aus gewieſen werden. 
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das gleiche Recht zu verbürgen wie den eigenen, wird ſelbſtverſtändlich be 
allen ſtaatlichen Lieferungen die heimiſche Produktion bevorzugt — wie es je 
nicht anders ſein kann. Alle dieſe Schwierigkeiten müſſen ſich nun mit de 
wirtſchaftlichen Entwicklung verſchärfen und vertiefen; je vielgeftaltiger daz 
ökonomiſche Leben wird und je mehr die Wirkſamkeit des Staates in wirt 
ſchaftlichen Dingen wächſt, deſto unbrauchbarer wird der Dualismus, deſto meh: 
ſtellt er ſich als läſtiges Hindernis dar, nach deſſen Beſeitigung alle wirtſchaftlichen 
Klaſſen rufen. Den Einfuhr- und Ausfuhrintereſſen beider Staaten, die ſicherlick 
vorhanden ſind, würde ein Handelsvertrag mindeſtens fo gerecht werder 
wie die unnatürliche Einigkeit, zu der man beide Staaten jetzt zwingt; jede 
wirtſchaftliche Gemeinſchaft darüber hinaus iſt unzweckmäßig und darum ſchädlich 
Sie wird eben nur aufrecht erhalten, damit die Fiktion der Großmacht glaub: 
würdiger erſcheine. | 
Aber der Nachteil, der aus der Behinderung der wirtſchaftlichen Einheit 
entſpringt, bedarf, um verſtanden zu werden, einer theoretiſchen Erforſchung 
und er trifft auch nur einzelne Klaſſen, könnte alſo für ſich ſelbſt keine durch 
ſchlagende Bedeutung gewinnen. Was dem Dualismus die Wurzeln abgräbt 
iſt vielmehr die unmittelbar zu erkennende, ſich unaufhörlich offenbarende Tat: 
ſache: daß er von den beiden Parlamenten Opfer an Macht erheiſcht, 
die keine eigenberechtigte Vertretung dauernd zu leiſten gewillt ſein 
kann. Schon durch das Inſtitut der Delegationen ſind die Parlamente um 
wichtige Rechte betrogen. Die auswärtige Politik iſt in Oſterreich⸗-Ungarn — in 
Ungarn freilich weniger als in Oſterreich, denn der ungariſche Reichstag nimmt 
die Prärogative der Delegation bei weitem nicht ſo blutig ernſt wie der öſter⸗ 
reichiſche Reichsrat — eine Sache, die nur exiſtiert, wenn die Delegation verſammelt 
it, alſo etwa vierzehn Tage im Jahre: wodurch das Parlament nicht bloß um 
Einfluß, ſondern auch um eine intereſſantere Debatte gebracht wird, als ſie die 
ewigen nationalen Zänkereien ſind, zu denen die Abgeordneten mangels anderer 
Intereſſen geradezu gedrängt werden. Den Delegationen ſteht aber auch die 
Bewilligung der Kriegskoſten des Friedensmilitarismus zu, und daß dies nicht 
weniger bedeutet, als daß der Militarismus von der Einflußnahme 
der Volksvertretung ausgeſchaltet wird, iſt angeſichts der Zuſammen⸗ 
ſetzung dieſer Delegationen klar. In Ungarn allerdings, wo darauf ſtreng 
geachtet wird, daß die Delegation über den Rahmen eines Ausſchuſſes des 
Parlamentes nicht hinauswachſe und wo die Delegierten von dem Plenum des 
Hauſes gewählt werden, mag ſie ſchließlich nichts anderes ſein als eben die 
Abordnung der geſchloſſenen Mehrheit des Reichstags. In Oſterreich aber, das 
eine einheitliche Mehrheit nie beſeſſen hat und ſie angeſichts der nationalen 
Zerſplitterung auch nicht haben kann, und wo überdies die Delegierten nicht 
im Hauſe, ſondern von den Abgeordneten der ſiebzehn Länder, in verhältnis⸗ 
mäßiger Aufteilung, erwählt werden, und wo, was eigentlich das wichtigſte ift, 
drei Viertel der Abgeordneten dem Wahlprivileg ihr Daſein verdanken: da ii 
die Delegation natürlich nichts anderes als eine Bewilligungsmaſchine, und 
was die Kriegsverwaltung verlangt, das kriegt ſie von den zwanzig Entſendeten 
des Herrenhauſes und den käuflichen und verkäuflichen Großgrundbeſitzer 
abgeordneten auf die Hand ausgezahlt. Während im Abgeordnetenhaus um 
jeden Kreuzer homeriſche Kämpfe aufgeführt werden, bewilligten die Delegationen 
voriges Jahr hundert Millionen für neue Kanonen in einer Abendſitzung — 
ein Raub nicht nur an den Mitteln, ſondern auch an den Rechten des Volkes! 
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Indem nun dem gewählten Abgeordnetenhaus die Feſtſtellung des Heeres— 
budgets entzogen iſt, die Bewilligung durch die ſinnreiche Inſtitution der Dele- 
gation eigentlich dem Herrenhaus (denn die zehn bis fünfzehn Großgrundbeſitzer— 
abgeordneten, die in die Delegation kommen, find ja eigentlich von der Regie— 
rung ebenſo ernannt wie die Herrenhäusler von der Krone) ausgeliefert wird, 
wird das Parlament in ſeiner Stellung gegenüber der Regierung, 
die in Oſterreich immer eine Hofregierung ſein muß, geſchwächt. 
Was alſo in anderen Parlamenten Quelle der Stärke iſt, wird ſo zu einem 
Element der Schwäche; was den Herrſchenden das wichtigſte iſt und worin ſie 
am empfindlichſten getroffen werden können, dazu brauchen ſie in Dfter- 
reich das Parlament überhaupt nicht. So ſteht es aber im Weſen mit 
all den ſogenannten gemeinſamen Dingen: auch mit jenen, die ſcheinbar von 
den Parlamenten beſchloſſen werden. Denn wenn die Regierungen zwei Jahre 
über einen Zolltarif, über das Zoll- und Handelsbündnis verhandelt haben, jo 
iſt das, worauf fie ſich geeinigt haben, das eben noch möglich geweſene Kom: 
promiß, und den Parlamenten bleibt gar nichts anderes übrig, als zu den Ver⸗ 
einbarungen Ja und Amen zu jagen. Die ellenlangen Reden und Verhand— 
lungen ſind darum nur Dekoration; die Parlamente können über die Aus- 
gleichsdinge nur reden, aber an ihnen zu ändern vermögen ſie nicht. Eine Über⸗ 
treibung wäre es, wollte man jagen, fie können die vereinbarten Vorlagen 
nur annehmen oder ablehnen: denn abgelehnt dürfen ſie ja gar nicht werden 
— woraus ſich jene Verzweiflungspolitik öſterreichiſcher Regierungen erklärt, für 
den Ausgleich eine Mehrheit zu ſchaffen, koſte es, was es wolle. Und wenn die 
Mehrheit einmal wirklich fehlte oder wenn ſie nicht pünktlich zur Stelle wäre, ſo 
würde der 8 14 aushelfen; von dem „Bloc“ des Ausgleichs darf in den parla⸗ 
mentariſchen Verhandlungen auch nicht ein Paragraph abgeſplittert werden. 
Aber dieſes Unvermögen, auf ſo gewichtige, einſchneidende Dinge — auswärtige 
Politik, Militarismus, Handels⸗ und Zollpolitik, Münz⸗ und Bankweſen, indirekte 
Steuern — auch nur den geringſten Einfluß gewinnen zu können, erzeugt das 
Gefühl der Verarmung, der Machtloſigkeit, der Entwürdigung: und 
dieſes iſt, was gegen den Dualismus rebelliert und ſeine Aufhebung, die Auf- 
hebung eines unerträglichen Zwanges, gebieteriſch verlangt. 
Indem aber der Dualismus die Parlamente für ein fremdes Intereſſe in 
Anſpruch nimmt — für das dynaſtiſche Intereſſe der Großmacht, dem zuliebe 
die hinfällige Gemeinſchaft allein aufrecht erhalten wird —, ruft er die Neigung 
und die Möglichkeit hervor, gegen die aufgezwungene Pflicht zu revoltieren — 
een zu machen. Das iſt beſonders faßlich jetzt in Ungarn zu ſehen, 
wo ſich die Unabhängigkeitspartei an der Großmacht ſchadlos halten will: durch 
die Durchſetzung nationaler Tendenzen im Gefüge der anationalen, in Rein⸗ 
zucht des Schwarzgelbtums erzogenen Armee. Dieſe erſtaunliche Neigung zur 
Obſtruktion in einem Parlament, das einen ſehr ernſten Volksbeſitz repräſentiert, 
kann nur begriffen werden, wenn man die Sachlage ſo auffaßt, daß Ungarn 
mit dem Dualismus eine Laſt aufgebürdet wird, die den Widerſpruch in jeder 
Form legitimiert. Aber auch in Sſterreich, deſſen innere Wirren ſicherlich 
auch ihre eigenen Urſachen haben, iſt der vergiftende Einfluß des Dualismus 
deutlich zu ſpüren. Die dauernde Obſtruktion, wie ſie ſich in Oſterreich häuslich 
giedergelaſſen hat, iſt doch nur dann möglich, wenn der Staat in Verlegenheiten 
gebracht werden kann, die nicht ganz und nicht zuerſt die Verlegenheiten ſeiner 
Völker ſind, und ſolche Verlegenheiten können nur einem Staate zugefügt 
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werden, der Intereſſen außerhalb der Sphäre feiner Bevölkerung hat. Die 
Gelegenheit, „Oſterreich“ Verlegenheiten zu bereiten, liefert eben der Dualismu 
und es iſt kein Zufall, daß jede Obſtruktion, trotz aller Zickzackwege, ſtets g 
eigentlichſtes Objekt die Ausgleichsangelegenheiten ergreift. Ebenſowenig ein 3 
fall wie die Tatſache, daß der Anfang der öſterreichiſchen Wirren in dem Ve 
ſuch liegt, den Weg für den Ausgleich durch nationale Konzeſſionen gangbı 
zu machen. Eine Tat, wie die Badeniſchen Sprachenverordnungen — der Kau 
preis der Jungtſchechen für ihre Ausgleichsſtimmen —, konnte nur in eine 
Staate geſchehen, deſſen Parlament für fremde Zwecke gebraucht wir 
denn der letzte Zweck des Ausgleichs iſt wirklich ein fremdes Intereſſe. D 
Obſtruktion konnte nur deshalb zu jo herrlicher Pracht ausreifen, weil ihr U 
grund die Einflußloſigkeit des Parlamentes iſt; ihre Wurzel iſt die Empfindun 
daß ſie nichts zerſtört, was der Erhaltung wert wäre. Deshalb unterliegt es au 
keinem Zweifel, daß die Verfeſtigung des Parlamentes mittels des allgemein 
und gleichen Wahlrechtes und die Löſung vom Drucke des Dualismus die ze 
ſtörenden Kräfte des Chauvinismus überwinden und Sſterreich ein obſtruktion 
freies, ein wertvolles Parlament verbürgen würde. Mit einem ſelbſtbewußte 
öſterreichiſchen Abgeordnetenhaus iſt der Dualismus freilich unvereinbar — d 
der ungariſche Reichstag trotz feiner Rückſtändigkeiten ein wirkliches Barlameı 
it, iſt ja der Dualismus mit Ungarn ſchon unvereinbar geworden —, den 
ſeine Vorausſetzung und ſeine Wirkungen zielen auf ein ſchwaches, armes un 
beſcheidenes Parlamentchen hin. 

So iſt nun die Bilanz, aber dennoch ſtünde es mit dem Dualismus nid 
ſchlecht, wenn feine Schätzung nur von den Sſterreichern abhinge. So wunde 
lich es klingt: den Oſterreichern, vornehmlich den Deutſchen, erſcheint er trotz all 
Übel als koſtbarer Beſitz und ſie würden es als ein neues Königgrätz empfinde 
wenn ihnen ihre krauſe Vorſtellung von einem „Reiche“ verloren ginge. Die 
kurioſe Merkwürdigkeit iſt nur aus dem Mangel eines „öſterreichiſchen“ Staat 
gefühls, des Gefühls nämlich für das namenloſe „Sſterreich“, zu begreife 
das die Deutſchen — fie weit mehr als die Slaven, von denen jede Nationalit 
ihr ganz ſelbſtändig geartetes ſtaatliches „Ideal“ im Buſen trägt — zu d 
Annahme einer Identität mit den Intereſſen der Dynaſtie gebracht hat, d 
zwar in keiner Tatſache Oſterreichs ihre Begründung findet, als „patriotijche: 
Gefühl aber ihre fortzeugende Kraft noch immer bewährt. Jedem Sſterreich 
iſt das „Schwarzgelbe“ eingeboren und trotz einer Beweisführung, die von de 
Ungarn in wahrhaft unbarmherziger Weiſe betrieben wird, gilt ihnen SOſterreie 
Ungarn noch immer als das alte Kaiſertum, Sſterreich als das Reich, ve 
dem Ungarn denn doch nur eine Provinz iſt — wenn ſie auch, leider, mel 
autonome Rechte beſitzt, als etwa Tirol. Das drollig alberne Wort des altı 
Skene, der Kaiſer habe mit den dualiſtiſchen Geſetzen „Oſterreich verraten 
das ſpukt in mehr oder minder bewußter Albernheit in den Köpfen der Ex 
gonen der einſtigen Zentraliſten, und über die Zurückziehung der Militärvorlaı 
in Ungarn, die doch nur eine Kapitulation der Krone war, hat ſich der patri 
tiſche Deutſchöſterreicher vielleicht noch mehr erboſt als der Hof. Den Dfte 
reichern erſcheint, wie geſagt, der Dualismus als ein Schritt hinab — hinab vc 
der Höhe ihrer glorreichen Monarchie — und ſie wollen keinen weiteren mache 
der ſie dorthin bringen könnte, wo die Monarchie überhaupt aufhört. De 
Ungarn aber iſt der Dualismus ein Schritt hinauf — der Höhe ihrer volle 
ſtaatlichen Selbſtändigkeit und Unabhängigkeit entgegen, und ne ſind natirli 
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immer am Werke, um den nächſten Schritt machen zu können. Den Sſter⸗ 
reichern iſt der Dualismus ein Erſatz für einſtige Größe — ein karger wohl, 
aber dennoch ein erhaltungswerter. Den Ungarn dünkt der Dualismus ein 
Opfer — und ſich von ihm zu befreien, war immer und iſt ihr Ziel. Der 
Unterſchied iſt eben: Ungarn iſt ein Staat, Oſterreich iſt aber, wenigſtens vor- 
läufig, ein Chaos und gibt zur Begeiſterung kein geeignetes Objekt ab. Die 
ö Oſterreicher tröſten ſich über ihre Miſere mit dem „Ritt ins romantiſche Land“, 
durch die ſo törichte Vorſtellung von dem Wunderland des einigen großen 
Reiches, das die Zeiten überdauert und den Stürmen widerſtanden habe. 
Das Verhältnis, in welchem die beiden Staaten zum Dualismus ſtehen, iſt 
galſo folgendes: In Ungarn iſt er mit den ſtaatsrechtlichen Aſpirationen, mit 
der geſamten nationalen und politiſchen Ideologie des herrſchenden Magyaren— 
ſtammes im unlöslichen Gegenſatz, wogegen er dem Ungarſtaat ganz zweifel⸗ 
loſe und trotz aller Anfeindungen auch anerkannte materielle Vorteile verſchafft. 
Die wirtſchaftliche und insbeſondere die finanzielle Erſtarkung des vor einem 
halben Jahrhundert noch ganz banditenmäßig verwalteten Landes iſt unzweifel⸗ 
haft die Frucht der Gemeinſchaft mit Oſterreich — die Ungarn die beneidens- 
werte Situation bietet, ſich mit den Ausgaben eines Kleinſtaats alle Reſſourcen 
eines Großſtaats ſichern zu können. Umgekehrt ſteht die Sachlage für Oſter— 
reich. Hier ſtreiten die Großmachtserinnerungen, die dynaſtiſchen Intereſſen, 
mit denen ſich trotz aller geſchichtlichen Erfahrungen die Völker in Sſterreich 
noch immer identiſch fühlen, für die Erhaltung der dualiſtiſchen Monarchie, des 
dürftigen Surrogats einſtiger Größe, wogegen die materiellen Nachteile eines 
Verbandes, der Sſterreich verpflichtet, den Ungarn ihren Verzicht auf die Er— 
füllung ihrer Ideologie mit wirtſchaftlichen Konzeſſionen zu bezahlen, immer 
ſinnfälliger und empfindlicher werden. Daraus erklärt ſich die Tatſache, daß 
die wirtſchaftlichen Verträge in Ungarn ſtets einer glatten Bewilligung ſicher 
ſind, wogegen fie in Sſterreich heftigſte Kritik entfeſſeln; daß in Ungarn, wenn 
das barocke Work geſtattet iſt, die Preſtigegeſetze, alſo namentlich Armeevorlagen, 
die leidenſchaftlichſte Aufregung erzeugen, während fie in Sſterreich geradezu 
mit einer freudigen Genugtuung bewilligt werden. Auch die andere Tatſache 
ſtammt aus dieſem Gegenſatz: daß die Ungarn den Dualismus aus Gründen 
ihrer ſtaatlichen Ehre bekämpfen, während ihm in Sſterreich nur vorgeworfen 
wird, daß ſeine Laſten ungerecht verteilt ſind. Den Ungarn erſcheint alſo ſeine 
Abſchaffung als eine Befreiung, den Öfterreichern nur als eine Verbilligung. 
Deshalb auch wird der Dualismus in beiden Staaten ſehr verſchieden beurteilt. 
Die Ungarn haben mit ihm nie Flauſen gemacht und ſtets eiferſüchtig darüber 
gewacht, daß er die ihm abgeſteckten Grenzen nicht überſchreite. Den Oſterreichern 
iſt er von jeher als die Sichtbarmachung einer Reichseinheit vorgeführt worden 
— welcher Unterſchied ſich in jedem einzelnen Detail darſtellt. Während man 
in Sſterreich von den Delegationen als von einem „Reichsparlament“ ſchwelgt 
wahrlich ein wunderliches Parlament, wo die einzige Berührung beider 
Delegationen nur in einer ſtummen Sitzung erfolgen kann, einer Sitzung, 
in der verfaſſungsgemäß nur abgeſtimmt, nicht geſprochen werden darf! — 
umd mit dem hohlen Kram dieſer Abſtimmungsmaſchine das größte Aufheben 
macht, haben die Ungarn ihre Delegation über den Rahmen eines gewöhnlichen 
Parlamentsausſchuſſes nie herauswachſen laſſen und ihre heimiſchen Miniſter 
ind in der ungarischen Delegation ebenſo ſtändig zu Haufe, wie die öſter⸗ 
eeichiſchen die ihrige ehrfürchtig meiden. Den Ungarn, denen der Dua— 
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lismus nützt, iſt er eine Laſt, den Oſterreichern, denen er ſchadet, dünkt e 
ein Gut 

Nun ſtammt allerdings alle Entwicklung von den wirtſchaftlichen Tatjacheı 
her, aber wirkſam werden dieſe Tatſachen eigentlich erſt in Form einer Ide 
logie — wenn fie ſich zur Ideologie verdichtet, nicht, wie es oft den Anjchen 
hat, verflüchtigt haben. Deshalb kommt die eigentliche Gefahr für den Dualis 
mus von Ungarn her: wo gegen ihn das Selbſtbewußtſein einer in ihren 
Wollen einheitlichen Nation als gegen eine Fremdherrſchaft rebelliert. Ma 
muß dieſe ungariſche Verfaſſung gut verſtehen. Obwohl ſie im Innern ein 
rohe Niederhaltung der breiten Maſſe bedeutet und die nichtmagyarifche 
Nationalitäten brutal unterdrückt, iſt ſie im Verhältnis zur Krone von eine 
ganz ungewöhnlichen Kraft; zwiſchen den Ungarn und ihrem König waltet ebe 
nicht das entwürdigende Verhältnis von Herrſcher und Untertanen, ſondern € 
iſt das Verhältnis eines Vertrags, deſſen erſtes Wort iſt, daß „Ungar 
ein freies Land iſt und hinſichtlich ſeiner ganzen geſetzlichen Verwaltung un 
abhängig, das heißt keinem anderen Reiche und Volke unterworfen“, und dejje 
letztes erklärt, daß ſich die Stände Ungarns „das ererbte, uralte, genehmigt 
und anerkannte Vorrecht in bezug auf die Wahl und die Krönung ihre 
Könige vorbehalten“. Der beſchränkte Klaſſencharakter der ungariſchen Ver 
faſſung hindert nicht, daß ſie eine alte Verfaſſung iſt, mit ihren Wurzeln ii 
der geſchichtlichen Unabhängigkeit des Landes verankert. Das eben macht di 
Obſtruktion der ungariſchen Unabhängigkeitspartei ſo unwiderſtehlich: daß ihr 
Abſicht in der Richtlinie der nationalen Entwicklung liegt, aus dem begrifflichen 
Inhalt der ungariſchen Politik ſelbſt erwachſen. Nichts wäre demnach fi 
töricht, als dieſe Obſtruktion mit dem, was an Obſtruktion in dem übrigen 
Europa erſchienen iſt, vergleichen zu wollen — wie überhaupt politiſche Ana 
logien ebenſo bedenklich ſind wie geſchichtliche — und zu meinen, dieſe Auf 
lehnung einer Minderheit könnte vielleicht ſo niedergetreten werden, wie di 
Obſtruktion der Iren in England, die ja immer und überall einen Vorwand fü 
Vergewaltigungen abgeben muß. Die iriſche Obſtruktion war der Aufſtan 
einer fremden Minderheit gegen das Vorrecht, das die nationale Mehrheit ven 
leiht; die Obſtruktion der Unabhängigkeitspartei iſt der Kampf für die En 
füllung deſſen, was der innere Wille dieſer Mehrheit ſelbſt iſt. Nur über de 
Weg beſteht unter den ungariſchen Politikern Meinungsverſchiedenheit, da 
Ziel iſt ihnen allen gemein: das der Unabhängigkeit ihres Landes, die dure 
den Dualismus beſchränkt und gemindert wird. 

Wenn nun auch die Minderung der ſtaatlichen Macht, die vom Dualismu 
ausgeht, eine offenkundige Sache iſt, die ohne Klügelei erkannt und unmittelba 
gefühlt wird, fo ſteht die wirtſchaftliche Schädigung, die der Dualismus Dfter 
reich, als dem ökonomiſch ſtärkeren Teile zufügt, ebenſo außer allem Zweife 
und ſo groß iſt ſie, daß ſie ſelbſt die reichsbegeiſterten Oſterreicher an de 
Nützlichkeit des dualiſtiſchen Verhältniſſes zweifeln macht. Wie dieſes Verhäl 
nis darauf ruht, daß den Ungarn die Entbehrung, ihren König nicht zu Hau 
zu haben, in klingender Münze bezahlt werden muß, zeigt ausreichend eine Ta 
ſache: die Quotenberechnung über die Koſten der gemeinſamen Angelegenheiten 
Obwohl dieſe Koſten zu Dingen gebraucht werden, die Oſterreich und Ungar 
gleichmäßig angehen — die auswärtigen Angelegenheiten — oder die nach de 
Bevölkerungszahl beider Staaten entſtehen — die Rekrutierung der Soldaten — 
werden die Koſten weder gleichmäßig noch nach der Zahl der Bevölkerung br 


Fritz Auſterlitz: Die Kriſe des Dualismus in Oſterreich. 557 


ſtritten, ſondern Oſterreich zahlt zwei Drittel, während das die volle Parität 
in allen politiſchen Fragen in Anſpruch nehmende Ungarn nur ein Drittel 
beiträgt. Aber ungleich wichtiger als die materielle Schädigung iſt die durch 
den Dualismus hervorgerufene wirtſchaftliche Abhängigkeit Sſterreichs 
— die den Induſtrieſtaat ganz anders trifft als das agrariſche Ungarn. Den 
Verluſt ſeiner hiſtoriſchen Stellung auf dem Balkan verdankt Sſterreich niemand 
anderem als ſeinem ungariſchen Kompagnon, deſſen Nationalitätenpolitik 
die Balkanvölker abſtößt und deſſen agrariſche Bedürfniſſe Oſterreich um ſeine 
alten und guten Kunden gebracht haben. Die Wünſche der ungariſchen 
Schweinezüchter haben dauernd Serbien entfremdet, die Bedürfniſſe der un⸗ 
gariſchen Viehzüchter führten zum Zollkrieg mit Rumänien. Sſterreich müßte 
am Balkan eine induſtrielle Politik treiben: den kleinen Völkern ein guter 
Lieferant, ein billiger Bankier und ein wohlwollender Abnehmer ihres agrariſchen 
Überfluſſes ſein. Aber die Bedürfniſſe der ungariſchen Grundherren ſtören 
dieſe natürliche Politik und erweiſen ſich oft als die ſtärkeren: ſtatt öſter⸗ 
reichiſcher Politik wurde ungariſche betrieben und das Ergebnis iſt, daß Sſter⸗ 
reich um den Orient gekommen iſt. Sicherlich iſt der ungariſche Markt für 
die öſterreichiſche Induſtrie, als ihr namhafteſtes Exportgebiet, ſehr wertvoll 
— wenn auch Sſterreich für die ungariſche Landwirtſchaft noch immer die 
größere Bedeutung beſitzt — aber dieſen Markt zu beſetzen, iſt die öſterreichiſche 
Induſtrie auch ohne die Bevorzugung, die das gemeinſame Zollgebiet ihr gibt, 
ſehr wohl im ſtande. Das zeigt ein Blick auf die Landkarte: führt doch aus 
Ungarn der Weg nach Europa nur durch öſterreichiſches Land und beherrſcht 
doch Oſterreich mit ſeinen finanziellen Machtmitteln das ſich aus der primi⸗ 
tiven Wirtſchaft erſt herausarbeitende Ungarn gänzlich. Die Löſung des 
dualiſtiſchen Bandes wäre alſo für Oſterreich nicht ein Verluſt und auch nicht 
die Gefährdung des ungariſchen Marktes, ſondern erſt die rechte Sicherung, 
die von der wirtſchaftlichen Überlegenheit ausgeht und keines Privilegs bedarf. 
Sie würde aber Oſterreich erſt die volle wirtſchaftliche Freiheit geben, die 
heute zu Nutz und Vorteil der Ungarn beſchränkt iſt. 
Das Fazit alſo? Der Dualismus war eine vergängliche Form und die 
Vorausſetzungen für ihn ſind geſchwunden. Was er vorausſetzte, war eine Un⸗ 
möglichkeit: daß ſich Völker und Staaten nicht entwickeln werden. Was Wunder 
alſo, daß ſich die Partei, deren Lebenselement die Entwicklung iſt, gegen die Ver⸗ 
ſteinerung aller Entwicklungsbedingungen am ſchärfſten kehrt! Tatſächlich ſind 
in Dfterreich die Sozialdemokraten die einzigen, die bewußt, alſo nicht aus irgend⸗ 
welcher Erbitterung gegen die ungariſche „Anmaßung“, die Löſung des Druckes, 
der ſo empfindlich ins Fleiſch ſchneidet, anſtreben und in ihr die unerläßliche Be⸗ 
Pingung der Löſung ihrer heimiſchen Wirren erkennen. Leicht iſt den Sozial⸗ 
demokraten dieſe Erkenntnis nicht geworden: fie iſt vielleicht noch heute nicht Ge⸗ 
meingut, und der Weg zu ihr hat über manche Irrtümer geführt. Der falſche 
Schluß, daß ein gemeinſames Intereſſe der Induſtrie und der Arbeiterklaſſe 
gan der Erhaltung des ungariſchen Marktes beſtehe, lag zu nahe, um vermieden 
werden zu können. Aber abgeſehen davon, daß dieſe Erhaltung durch einen 
Handelsvertrag weit beſſer und viel geſünder herbeigeführt werden kann, iſt die 
Sicherung des für die übrige Welt abgeſperrten Marktes für die öſterreichiſchen 
Induſtriellen einer der Gründe der Rückſtändigkeit dieſer Induſtrie und dieſer 
Induſtriellen: da ſich der Zwang zur Entwicklung verringerte, blieb die Ent⸗ 
wicklung wirklich zurück. Und zum zweiten erſchwert das luxuriöſe Großmachts⸗ 
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bedürfnis ſo ſehr die Lebensbedingungen der Induſtrie, daß die Reduzierun 
der ſtaatlichen Steuern ihr weitaus mehr zuſtatten käme als das Vorzugsred 
in dem zollbehüteten Ungarn. Der Dualismus iſt ein Hemmnis der Entwie 
lung: damit iſt das Urteil über ihn geſprochen. 

Man verſteht nun, wie ſchwer es iſt, in Oſterreich zu regieren. Ein Reit 
zu gründen: welch kleine Aufgabe für ein Genie! Aber hier iſt ein Reich z 
zerſtören: dafür langt kein Genie aus. Das kann nur die Zeit ſelbſt vollführen 
die allmählich das künſtliche Gebilde des Dualismus wegſchwemmt, das Wer 
langſam aber ſicher vollendet. Daß die Liquidation bewußt vollzogen würde, da 
iſt nicht zu erwarten; Konferenzen über Auflöſung des Dualismus find nicht 
leicht zuſtande gebracht wie die über feine Fortſetzung, die jo reichlich produzien 
wurden. Heute lebt der Dualismus davon, daß ſich der alte, ruhebedürftig 
Monarch jedes heftigen Eingriffs erwehrt und keinen Verſuch macht, den We 
rückwärts zu gehen. Schlimmer — oder beſſer — würde es fein, wenn der Ver 
ſuch, den Dualismus zu „retten“, mit robuſter Gewalt unternommen würde 
das würde ihm nämlich den Todesſtoß geben. Daß es ſo komm 
hoffen alle in Oſterreich. Die einen freilich, weil ſie an die Rettung glauber 
die anderen, weil ſie dem Mißerfolg des Verſuchs vertrauen. „Wenn du dieſe 
Fluß überſchreiteſt, wirſt du ein Reich zerſtören.“ Die einen meinen, dieſe 
Reich werde das ſelbſtändige Ungarn, die anderen hoffen, es werde die öſter 
reichiſch-ungariſche Monarchie fein. 


Die Lage des engliſchen 6ewerkſchaftsrechtes. 


Von M. Beer. 


Die Trade Union-Akte. 


Was man heute Trade Union nennt, wurde bis zum Jahre 1871 Kom 
bination genannt. Bis zum Jahre 1824 waren dieſe Kombinationen überhaur 
verboten. Erſt in jenem und im folgenden Jahre (1825) wurden die Geſetz 
gegen die Kombinationen abgeſchafft. Nichtsdeſtoweniger machte man es de 
Arbeitern unmöglich, ihre Rechte zu gebrauchen. Erſtens indem man ihre 
Fonds und ihren Abmachungen und Verträgen den geſetzlichen Schutz entzog 
Arbeiterkaſſen und Arbeiterverträge durften ungeſtraft geplündert und verlet 
werden. Zweitens indem jeder Streik wie überhaupt jeder Akt, den di 
Arbeiterverbindung zur Förderung ihrer Zwecke unternahm, ſtrafrechtlich ven 
folgt werden konnte. 

Dieſe rechtloſe Lage der Arbeiterverbindungen war die Folge der ſoziale 
Vorurteile und der juriſtiſchen Auffaſſungen jener Zeit. Die herrſchenden Klaſſe 
konnten noch nicht dazu gebracht werden, die Arbeiter auch nur ſcheinbar al 
gleichberechtigt zu betrachten; noch bis zum Jahre 1875 kannte das Geſetz wede 
Unternehmer noch Arbeiter, ſondern Herren und Diener (Masters and Servants) 
eine Art Geſindeordnung (Master and Servant Acts) beherrſchte Jahrhundert 
hindurch die Verhältniſſe zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Zweiten 
herrſchte im engliſchen Rechte der Grundſatz, daß Vereinigungen, die auf irgen 
eine Weiſe einſchränkend auf den Handel (restraint of trade) wirken, ungeſetzlie 
ſeien, und da Arbeiterverbindungen ohne Zweifel den freien Verkehr beſchränker 
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ſo waren ſie ungeſetzlich und man betrachtete fie als bösartige, geheime Ver— 
ſchwörungen. 

Eeine Neuregelung der Beziehungen zwiſchen Kapital und Arbeit hatte dem⸗ 
ach folgende Aufgaben: Gewährung des geſetzlichen Schutzes für die Kaſſen 
md Verträge der Arbeiterverbindungen; Legaliſierung ihrer Methoden; Beſeiti⸗ 
zung des Grundſatzes über Beſchränkung des Handels. 

Nach langjährigen Kämpfen und überhaupt nach dem Verſuch der Arbeiter, 
ich politiſch von den bürgerlichen Parteien loszulöſen, wurden in den Jahren 
871 bis 1876 eine Reihe von Geſetzen erlaſſen, die einigermaßen jenen Auf⸗ 
jaben gerecht wurden. Wir wollen hier nur die wichtigſten dieſer legislativen 
Maßnahmen ausführlicher behandeln. Von der liberalen Regierung erhielten 
ie Arbeiter im Jahre 1871 folgendes Geſetz: 


„Ein Geſetz zur Abänderung des Rechtes betreffend Trade Unions (29. Juni 1871). 
„Dieſes Geſetz ſoll unter dem Namen Trade Union Act bekannt fein. 2. Die 
zwecke einer Trade Union ſollen nicht aus dem Grunde, daß ſie den Handel be— 
chränken, als ungeſetzlich betrachtet werden und die Mitglieder einer ſolchen Trade 
mion ſollen nicht aus derartigen Gründen wegen Verſchwörung ſtrafrechtlich ver— 
olgt werden. 3. Die Verträge der Trade Unions ſollen aus derartigen Gründen 
icht als null und nichtig behandelt werden.“ 


Die übrigen einundzwanzig Abſchnitte enthalten Ausnahmen, ferner Be⸗ 
immungen über die Verwaltung der Kaſſen und über das Prozeßverfahren 
1 Trade Unionſachen. 

Auf Grund dieſes Geſetzes wäre man geneigt anzunehmen, daß die liberale 
tegierung die Forderungen der Arbeiter erfüllt hätte. Allein dem war durch— 
us nicht ſo. Denn gleichzeitig mit dieſem Geſetz wurde ein anderes Geſetz an— 
enommen: die Criminal Law Amendment Act (Amendiertes Geſetz betreffend 
as Strafrecht), die eine Durchführung der Trade Union⸗Akte unmöglich machte. 
im Jahre 1872 wurden Gewerkſchaftler infolge eines Streikes wegen Ver⸗ 
hwörung angeklagt und beſtraft; die Richter erklärten zwar die Zwecke der 
rade Union für geſetzlich, aber die Mittel zur Erreichung dieſer Zwecke für 
ngeſetzlich, da ſie darauf berechnet ſeien, „to control the master“, den Herrn 

t beherrichen. 
Die Arbeiter nahmen den Kampf wieder auf und beſonders für eine un⸗ 

zhängige parlamentariſche Arbeitervertretung. Im Jahre 1874 fiel das libe⸗ 

ile Kabinett und die Parlamentswahlen brachten die konſervative Partei ans 

uder. Dieſe gab den Arbeitern die Conspiracy and Protection of Property 

et 1875 (Geſetz betreffend Verſchwörung und Eigentumsſchutz), die die liberale 

iminal Law Amendment Act von 1871 widerrief und das friedliche Streik— 

itenftehen (Picketing) geſtattete. Der dritte Abſchnitt dieſes Picketinggeſetzes 

utet: 

„Ein Übereinkommen oder eine Verbindung von zwei oder mehreren Perſonen, 

An irgend eine Handlung auszuführen oder ausführen zu laſſen zum Zwecke der 

ünleitung oder Förderung einer gewerblichen Streitigkeit zwiſchen Unternehmern 

d Arbeitern, darf nicht als Verſchwörung angeklagt werden, wenn dieſe Hand⸗ 

Ing, von einer einzigen Perſon ausgeführt, nicht ſtrafbar iſt.“ 


Dann folgen Ausnahmen, die aber im großen Ganzen die Geſetzlichkeit des 
kreiks und ſeiner Methoden nicht beeinträchtigen. Über die Art und Weiſe 
i Picketings belehrt der ſiebente Abſchnitt: 
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„Wer eine andere Perſon zwingt, irgend eine geſetzlich nicht verbotene Handlung 
unterlaſſen oder auszuführen und dabei ungeſetzlicherweiſe oder ohne rechtliche Autorite 
1. Gewalt braucht, oder dieſe Perſon oder ihre Frau und Kinder einſchüchte 
oder ihr Eigentum ſchädigt; oder 2. dieſer Perſon beſtändig von einem Orte zu 
anderen folgt; oder 3. die Werkzeuge, Kleider ꝛc. dieſer Perſon verſteckt oder der 
Gebrauch verhindert; oder 4. bewacht oder beſetzt das Haus, die Arbeitsſtelle, d 
Aufenthaltsort ꝛc. dieſer Perſon; oder 5. in Begleitung mit anderen Perſonen i 
in ordnungſtörender Weiſe durch die Straße ꝛc. folgt, 
fol auf Grund gerichtlicher Verurteilung mit höchſtens 20 Pfund Sterling oder n 
höchſtens drei Monaten Gefängnis beſtraft werden. 

„Dagegen iſt es geſtattet, ſich neben einem Hauſe, Arbeitsplatz ꝛc. aufzuhalte 
um Nachrichten mitzuteilen oder zu empfangen.“ 

Im ſelben Jahre (1875) gab die konſervative Regierung den Arbeitern d 
Employers and Workmen Act (Geſetz betreffend Unternehmer und Arbeite 
die die alten Master and Servant Acts beſeitigte und die Beziehungen zwiſch 
Kapital und Arbeit im modernen Sinne regulierte. Die Anderungen, die die 
Geſetz einleitete, find ſehr weitreichend. Denn die alten Master and Servya 
Acts kannten nur Gefängnisſtrafen. Die Spezialkommiſſion, die in den ſechzig 
Jahren des verfloſſenen Jahrhunderts zur Unterſuchung dieſer Akte eingeſe 
worden, fand im Jahre 1866, daß jährlich im Durchſchnitt 11000 Gefängnf 
ſtrafen auf Grund dieſer Akte über Arbeiter verhängt wurden. Das ne 
Geſetz räumte vor allem mit den Ausdrücken Master und Servant auf und 
Stelle der Gefängnisſtrafen ſetzte es Zivilprozeſſe. Die Vertragsverhältni 
zwiſchen Unternehmer und Arbeiter wurden denen anderer Zivilperſonen gleic 
geſetzt. Nach dieſen Tatſachen kann kaum ein Zweifel obwalten, daß die Ko 
ſervativen viel mehr für die Gewerkſchaften getan haben, als die Liberale 
Neben dieſen drei Hauptgeſetzen wurden in den Jahren 1871 bis 1876 ne 
andere, minder wichtige Gewerkſchaftsgeſetze erlaſſen, die die Regiſtrierun 
Gründung, Verſchmelzung und Auflöſung, ſowie das Kaſſenweſen der Tra 
Unions regelten. In allen dieſen legislativen Maßnahmen findet ſich ke 
Wort, das darauf hindeutete, daß die Trade Unions juriſtiſche Perſonen wär 
und klagen oder klagbar werden könnten. Die Unterhandlungen der Arbeit 
vertreter mit den Staatsſekretären des Innern vom Jahre 1871 und 187 
ſowie die Kongreßverhandlungen der Gewerkſchaften aus jenen Jahren zeig 
deutlich, daß weder die Regierung noch die Arbeiter die Gewährung v 
Korporationsrechten an die Gewerkſchaften wünſchten. Der fünfte Abſchnitt d 
Trade Union Act, 1871, beſagt ſogar, daß die Geſetze betreffend Aktiengeſe 
ſchaften keine Anwendung auf Trade Unions finden können; ebenſo ſpricht d 
Picketinggeſetz nur von Individuen. Und in dieſem Sinne wurden die Gewe 
ſchaften einige zwanzig Jahre hindurch von den Gerichten behandelt. Kam 
während eines gewerblichen Konfliktes Ungeſetzlichkeiten vor, ſo wurden nur f 
Perſonen, die ſie begangen hatten, verantwortlich gemacht, während die Tra 
Union als Ganzes von allen Gerichtsprozeſſen unbehelligt blieb. Aber an 
die Beſtrafungen der einzelnen Gewerkſchaftler waren milde. Die öffentli 
Meinung gewöhnte ſich, die Gewerkſchaften als kulturell notwendige Einri 
tungen zu betrachten, und ſie entſchuldigte die Exzeſſe, deren ſich die Gewe 
ſchaftler zuweilen ſchuldig machten. | 

Dies find die Grundrechte und die ſozialen Anſchauungen, auf denen ö 
an Mitgliederzahl und Geldmitteln ſtarken Arbeiterorganiſationen von Gr 
britannien aufgebaut wurden. | 


) 
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Erſchütterung des 6ewerkſchaftsrechtes. 
Nach einem Vierteljahrhundert des Beſtehens der Trade Union-Akte wurden 
in Gewerkſchaftsprozeſſen Entſcheide gefällt, die die bisherigen Errungenſchaften 
der Arbeiter in Frage ſtellen. Der Ausgang des Taff⸗Vale⸗Prozeſſes (1901, 
1902), der in dieſen Blättern ſeinerzeit beſprochen wurde und auf den wir noch 
weiter unten zurückkommen, zeigt den Umſchlag in auffälligſter Weiſe. Aber 
ſchon einige Jahre vorher machten ſich ſoziale Anſchauungen und richterliche 
Entſcheide geltend, die den Geiſt der ſiebziger Jahre verleugneten. Es ſind dies 
die Prozeſſe Trollope gegen den Londoner Bauarbeiterverband (1895-1896) 
und Lyons gegen Wilkins (1896— 1899), in denen von einigen richterlichen 
Inſtanzen dieſelben Anſchauungen und Urteile ausgeſprochen wurden, die im 
Taff⸗Vale Prozeß nur folgerichtiger und deshalb kräftiger zum Ausdruck kamen. 
Die genannten zwei Prozeſſe zeigten die Tendenzen, die im Taff⸗Vale⸗Prozeß 
uns bereits als fertige Tatſachen entgegentreten. 
Im Jahre 1895 kam es bei der Baufirma Trollope in London zu einem 
Streik, als Folge der Anſtellung von Nichtunionleuten. Da die Firma die 
Arbeitswilligen nicht entlaſſen wollte, ließ der Londoner Bauarbeiterverband 
ein Plakat herumtragen, auf dem die Namen der Firma und der Arbeits— 
willigen verzeichnet waren. Die ſo Gebrandmarkten wandten ſich an das 
Gericht mit dem Erſuchen, das Plakat zu verbieten. Der Richter Kekewich 
entſprach dieſem Anſuchen und erließ einen Einhaltsbefehl gegen den Verband 
und deſſen Beamte. Außerdem reichte Trollope die Schadenerſatzklage gegen 
den Verband und deſſen Beamte ein. Die Verhandlung fand im Jahre 1896 
ſtatt. Der Verband war nicht vertreten, wohl aber die Beamten, die erklärten, 
in guter Abſicht zur Förderung geſetzlicher Zwecke gehandelt zu haben. Die 
Geſchworenen nahmen böſen Willen an und ſprachen ſie ſchuldig. Der Richter 
Hawkins verurteilte ſodann den Verband und deſſen Beamte zu 10000 Mark 
Schadenerſatz. Die Richter Kekewich und Hawkins nahmen alſo bereits an, daß 
die Gewerkſchaften als Ganzes für die Handlungen ihrer Beamten 
haftbar ſind — eine Annahme, die vier Jahre ſpäter, beim Taff⸗Vale⸗Prozeß, 
die Gewerkſchaften ſo überraſcht hat. 
| Im Jahre 1896 begann in London der Prozeß Lyons gegen Wilkins, der 
einer der wichtigſten Gewerkſchaftsprozeſſe iſt. Der Tatbeſtand war: Die or- 
ganiſierten Arbeiter der Firma Lyons verlangten eine Lohnerhöhung und eine 
einheitlichere Arbeitsmethode. Es kam infolgedeſſen zum Streik und die Werk⸗ 
ſtätte wurde, wie gewöhnlich, mit Streikpoſten beſetzt. Die Pickets trugen eine 
Karte, die die Arbeiter in freundlicher Weiſe erſuchte, während der Dauer des 
Seis keine Beſchäftigung bei der Firma anzunehmen; ebenſo wurden ſie 
erſucht, Zuzug fernzuhalten. Die Gewerkſchaftsleitung bemühte ſich ferner, einen 
Zwiſchenmeiſter, der für Lyons arbeitete und Gewerkſchaftler beſchäftigte, zu 
bewegen, die Arbeit einzuſtellen. Da der Zwiſchenmeiſter nicht nachgab, erklärte 
die Gewerkſchaft auch da den Streik und ſtellte Poſten auf. Die Firma wandte 
ſich ſodann an das Gericht um einen Einhaltsbefehl gegen die Pickets. Richter 
North erließ den Einhaltsbefehl, der von der Gewerkſchaft angefochten wurde. 
Der Appellhof hielt aber das Verbot des Poſtenſtehens aufrecht und erklärte, 
daß auch friedliches Überreden ein Unfug ſein könne, gegen den die Bürger 
geſchützt werden müßten. Dieſes Urteil macht das Picketingrecht ganz 
illuſoriſch, was den Gewerkſchaften aber erſt beim Taff⸗Vale⸗Prozeß, als 
Richter Farwell das Picketing verboten hatte, klar wurde. 
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Es wäre leicht, noch einige Gewerkſchaftsprozeſſe aus dem Jahre 1899 an⸗ 
zuführen, in denen die Richter zu Urteilen gelangten, die das Picketingrecht ſo 
einſchränken, daß davon nichts übrig bleibt. Aber es handelt ſich hier nur 
darum, den Nachweis zu führen, daß der Taff⸗Vale⸗Entſcheid nicht plötzlich kam. 


Der Tatbeſtand des Taff⸗Vale⸗Prozeſſes iſt bekannt. Im Auguſt 1900 


brach bei der Taff⸗Vale⸗Eiſenbahn ein Streik aus. Die Leitung der Eiſen⸗ 
bahnergewerkſchaft war gegen den Streik und ſchickte den Sekretär Richard Bell 
nach Cardiff, um einen Ausgleich herbeizuführen. Allein die lokale Organi⸗ 
ſation ſtellte Pickets auf, die ſich einige Ungeſetzlichkeiten zuſchulden kommen 
ließen. Die Bahngeſellſchaft wandte ſich ſodann an das Gericht um ein Verbot 
des Picketings. Richter Farwell erließ das Verbot ſowohl gegen die Gewerk⸗ 


ſchaft wie deren Vertreter. Das Verbot wurde angefochten und die zweite 


Inſtanz urteilte im Sinne der Berufung, daß die Trade Union⸗Akte die korpo⸗ 
rative Verantwortlichkeit der Gewerkſchaft ausſchlöſſen. Aber die höchſte 
Inſtanz ſtellte das Verbot wieder her und entſchied im Sinne Farwells. Die 
Folge des Lordentſcheids iſt, daß friedliches Überreden bei Picketing gegen das 
Geſetz verſtoße und daß die Gewerkſchaft als Ganzes für die Ungeſetzlichkeiten 
ihrer Mitglieder zivilrechtlich haftbar iſt. 

Ausgerüſtet mit dieſem Entſcheid, klagte die Bahngeſellſchaft den Verband 
der Eiſenbahner auf einen Schadenerſatz von 27000 Pfund Sterling. Die 
Verhandlung fand im Dezember 1902 ſtatt und endete mit einer Verurteilung 
des angeklagten Verbandes. Die Geſchworenen folgten der Belehrung des 


Oberrichters Wills und nahmen an, daß der Verband und deſſen Sekretäre ſich 


in bösartiger Weiſe verſchworen hätten, die Bahngeſellſchaft zu beläſtigen und 
zu ſchädigen. 

In bezug auf die Feſtſetzung des Schadenerſatzes kam es im Februar 1903 
zwiſchen den Unternehmern und Arbeitervertretern zu einem Vergleich, wonach 
die Eiſenbahner an Schadenerſatz und Prozeßkoſten die Summe von 23000 Pfund 
Sterling zahlten. Außer dieſer korporativen Geldſtrafe wurden über neunzig 
Eiſenbahner, die ſich während des Picketings zu ungeſetzlichen Handlungen 
hatten hinreißen laſſen, mit Gefängnis oder Geld beſtraft. 

Nach der Erlegung der 23000 Pfund Sterling wurden die Führer des Ver⸗ 
bandes von den Direktoren der Bahngeſellſchaft zu einem Diner eingeladen und 
die Arbeiterführer tranken begeiſtert auf das Wohl und Gedeihen der Bahn⸗ 
gejellichaft. . 

Vier Wochen nach dieſem Vergleich tagte in London ein außerordentliche 
Gewerkſchaftskongreß, deſſen Aufgabe es war, über den Entwurf einer Gewerk⸗ 
ſchaftsnovelle zu beraten, der das alte Recht aus den Jahren 1871 bis 1876 
wiederherſtellte. Die endgültige Redaktion der Novelle wurde einem Komitee 
überlaſſen. Wir kommen ſpäter auf das eigenartige Schickſal dieſer Novelle 


zurück und geben vorläufig einem engliſchen Arbeiter das Wort zur Erklärung 


der Urſachen, die zur Erſchütterung des Gewerkſchaftsrechtes führten. 


Im Aprilheft des „Engineers Journal“, der Monatsſchrift der britiſchen 
Mechaniker, erſchien unter dem Titel: „Die Sünden unſerer Väter“ ein Artikel, 
der unſere Aufmerkſamkeit verdient. Der Schreiber desſelben iſt ein einfacher 
Arbeiter namens William Evans, der zwar gebildet, aber kein Sozialdemokrat 
iſt, jedenfalls kein Marxiſt. Er ſchreibt: „. .. Viele Leute, die aus ver⸗ 


ſchiedenen Gründen nur oberflächliche Kenner der Arbeitergeſchichte ſind, nehmen 


an, daß Taff⸗Vale wie ein Blitzſchlag aus heiterem Himmel gekommen ſei⸗ | 


ne 
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Dem iſt aber nicht ſo; der Schlag wurde nicht nur vorhergeſehen, ſondern 
vorausgeſagt; er war geradezu unvermeidlich. Wir müſſen auf das Jahr 1875 
zurückgehen und die Politik der damaligen Arbeiterführer kurz betrachten, um 
gründlich zu verſtehen, daß die Irrtümer, die Selbſtſucht und die Unfähigkeit 
ihrer Nachfolger es find, die uns zum Debacle von 1903 geführt haben. Wir 
wählen das Jahr 1875 zum Ausgangspunkt unſerer Betrachtung, weil jenes 
Jahr den Kulminationspunkt der politiſchen Bewegung ſah, die von den ſo⸗ 
genannten „Junta“, von den Herren Allen, Appelgarth, Guile, Coulſton und 
Odger geführt war und die Strafbeſtimmungen hinwegfegte, unter denen 
Tauſende von Arbeitern litten, ſowie eine neue Zeit einleitete, die die Arbeiter 
auf gleichen Fuß mit den Unternehmern ſtellte, inſoweit kollektives Unter⸗ 
handeln in Betracht kommt. Welche Mittel haben dieſe Führer angewandt, 
um dieſen Sieg zu erringen? Der Forſcher jener ſiebenjährigen Periode (1868 
bis 1875) findet, daß es die unabhängige politiſche Bewegung der Arbeiter 
war, die dem endgültigen Siege vorherging. Eine Reihe von liberalen Staats⸗ 
ſekretären des Innern, wie Bruce und Lowe, haben nicht nur alle Hilfe ver⸗ 
weigert, ſondern — wie Bruce im Jahre 1871 — haben noch die Strafbeſtim⸗ 
mungen verſchärft. Sogar Mr. Gladſtone zeigte ſich uns unſympathiſch und 
weigerte ſich bis zum Sturze ſeines Kabinetts im Jahre 1874 anzuerkennen, 
daß eine Reform notwendig ſei. . .. Auch bei den Neuwahlen wurden die 
Liberalen geſchlagen. Die Tories kamen zur Macht und erfüllten alle Ver⸗ 
ſprechen, die ſie während des Wahlkampfes gegeben hatten. Im Jahre 1875 
nahmen ſie Gewerkſchaftsvorlagen an, von denen Odger erklärte, ſie ſeien der 
größte Segen, der den Arbeitern bisher zu teil geworden. 

„Dieſen Segen haben wir jetzt verloren und ich will nun zeigen, daß das 
Verlaſſen der unabhängigen politiſchen Haltung durch die Leute, die der Junta 
folgten, für die gefährliche Lage der Arbeiter im Jahre 1903 hauptſächlich ver⸗ 
antwortlich iſt. Im Jahre 1880 kam Gladſtone mit Hilfe einer großen Majo⸗ 
rität zur Macht zurück. Ebenſo ſiegten damals zwölf Arbeitervertreter, von denen 
manhätte annehmen müſſen, daß ſie unabhängig bleiben würden. Aber die Jahre 
nach 1880 ſind die Geſchichte einer Zeit, in der die Arbeitergruppe ein gefügiges 
Werkzeug in der Hand der liberalen Regierung geworden iſt — einer Regie⸗ 
rung, die in der inneren Politik die Arbeiter zum Narren hielt und in der 
äußeren Politik den Tyrannen und Angreifer ſpielte. Es ſcheint faſt un⸗ 
Aaublich, daß Arbeitervertreter — kaum ſechs Jahre nach ihrer Erlangung des 
Arbeiterrechtes — es über ſich bringen konnten, die liberale Regierung zu 
unterſtützen, die in Irland jede Vereinigung als Verſchwörung verfolgte und 
zugunſten des Kapitals einen Krieg in Agypten führte! Und die Proteſte 
gegen das Elend in Indien überließen die Arbeitervertreter den Angehörigen 
der Mittelklaſſen wie Hyndman und Harriſon. Im Jahre 1897 hat die libe⸗ 
‚ale Regierung ihre Macht dazu gebraucht, ſtreikende Gewerkſchaftler einzu⸗ 
chüchtern. Aber unſere Arbeitervertreter blieben dieſer Regierung treu. Die⸗ 
elben Liberalen haben in Featherſtone drei unſchuldige Bergarbeiter nieder⸗ 
chießen laſſen. Aber auch gegen dieſe Miſſetaten konnten unſere Arbeiter⸗ 
yertreter nicht reagieren. 

„Es iſt bekannt, daß ein Achtſtundengeſetz mehr als einmal durch die 
Stimmen von Arbeitervertretern niedergeſchlagen wurde. Und nichts kann ihre 
chmachvolle Nachläſſigkeit entſchuldigen, daß fie beim Budget im Jahre 1895 
den liberalen Finanzminiſter Sir William Harcourt nicht zwangen, Parlaments⸗ 
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diäten einzuführen. Die Arbeitervertreter wurden zu Dienern der liberalen 
Partei. Was Wunder, daß man uns in den letzten ſiebenundzwanzig Jahren 
nach und nach die Rechte nahm, die die Männer von 1868 bis 1875 für uns 
gewonnen hatten! 

„Der Verluſt der Arbeiter war nicht ſelten der Gewinn der Arbeiter⸗ 
parlamentarier. Zwei derſelben wurden zu Unterſtaatsſekretären in liberalen 
Regierungen gemacht. Man darf ſagen, daß ſie dabei nicht zu kurz ge⸗ 
kommen ſind. 

„Noch nie war eine Umkehr zur Unabhängigkeit nötiger als jetzt. Die 
Scheidungslinie, die einſt zwiſchen Grundbeſitzer und kapitaliſtiſchem Unter⸗ 
nehmer beſtand, iſt verſchwunden. Beide ſtehen ſie vereinigt als Feind der 
Arbeiterklaſſe. Eine Haltung ſtrenger Unabhängigkeit und unerbittlicher Feind⸗ 
ſchaft gegen alle, die an dem Arbeiterelend ſich mäſten, iſt die oberſte Bedingung 
des künftigen Fortſchritts. 

„Die Sünden unſerer Väter ſuchen die Kinder heim, und in den kom⸗ 
menden Jahren werden wir oft Urſache haben, zu bedauern, daß ſie die 
Methoden verließen, die uns in den weiſen Tagen von 1875 zum Siege führten.“ 


Das Schickfal der 6ewerkſchaftsnovelle. 


Wie oben erwähnt, tagte im März 1903 in London ein außerordentlicher 
Gewerkſchaftskongreß, um über die vom Komitee für Arbeitervertretung (Labour 
Representation Committee), vom Parlamentariſchen Komitee des Trade Unions⸗ 
kongreſſes und dem Komitee des allgemeinen Verbandes der Trade Unions ent⸗ 
worfene Gewerkſchaftsnovelle zu beraten. Sie hatte folgenden Wortlaut: 

„Gewerbliche Streitigkeiten. 1. Während der Einleitung und Fort⸗ 
ſetzung einer gewerblichen Streitigkeit ſoll es einer oder mehreren Perſonen, 
die im Namen einer Trade Union oder einer anderen Verbindung handeln, ge⸗ 
ſtattet ſein, ſich neben einem Hauſe oder Platze aufzuhalten, um Mitteilungen 
zu erhalten oder zu machen, oder um in friedlicher Weiſe eine Perſon zu über⸗ 
reden, zu arbeiten oder nicht zu arbeiten, oder um alle dieſe Zwecke auszu⸗ 
führen; ſolche Handlungen, wenn ohne Gewalt ausgeführt, ſollen nicht als 
Beſetzen im Sinne des ſiebenten Abſchnitts des Geſetzes betreffend Ver⸗ 
ſchwörung und Eigentumsſchutz vom Jahre 1875 betrachtet werden. 2. Ein 
Übereinkommen oder eine Verbindung von zwei oder mehreren Perſonen, um 
eine Handlung auszuführen oder ausführen zu laſſen zwecks Einleitung oder 
Förderung einer gewerblichen Streitigkeit, ſoll nicht klagbar ſein, wenn eine 
ſolche Handlung, von einer einzigen Perſon ausgeführt, nicht klagbar iſt; ebenfe 
ſollen Zeitungen, Zeitſchriften oder andere Druckſchriften, die ſich mit den Um⸗ 
ſtänden und Einzelheiten eines ſolchen gewerblichen Konfliktes beſchäftigen, nicht 
klagbar ſein, außer für Vergehen aus anderen Gründen. 

„Korporative Haftbarkeit. 3. Eine Trade Union oder Verbindung dar 
auf Erſatz von Schäden, die von Mitgliedern der Trade Union oder Verbindung 
verurſacht wurden, nicht angeklagt werden, außer wenn nachgewieſen wird, daf 
dieſe Mitglieder der Trade Union oder Verbindung im Sinne und unter der 
Autorität der Statuten der Trade Union oder der Verbindung gehandelt haben.“ 

Dieſer Entwurf, der den Titel Trades Dispute Bill (betreffend gewerblich 
Streitigkeiten) trug, war das endgültige Ergebnis der Beratungen dreier Ge 
werkſchaftskongreſſe und mehrerer Konferenzen der verſchiedenen Arbeiterkomitees 
ſowie ihrer juriſtiſchen Berater, zu denen ausſchließlich hervorragende liberal⸗ 
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Parlamentarier gehörten. Der Sinn dieſes Entwurfes iſt klar. Die Gewerk— 
ſchaften wollten die in den letzten Jahren abgegebenen ungünſtigen Urteile be⸗ 
ſeitigen und das Picketingrecht, ſowie ihre Fonds ſichern. Der Entwurf be⸗ 
deutete nichts mehr als einen Verſuch, das alte Arbeiterrecht aus den Jahren 1871 
bis 1876 wiederherzuſtellen. 

Allein in der zweiten Aprilwoche 1903 ging durch die Londoner Preſſe eine 
in konfuſer Sprache abgefaßte Note, daß der dritte Paragraph der Trades 
Dispute Bill ausgemerzt worden ſei. Nach und nach wurde bekannt, daß der 
Speaker (Präſident des Unterhauſes), der — nebenbei bemerkt — zur liberalen 
Partei gehört, ſich geweigert habe, die Bill entgegenzunehmen, außer wenn der 
dritte Paragraph fallen gelaſſen wird. Der Speaker erklärte, der Titel der 
Vorlage decke ſich nicht mit dem Inhalt des die korporative Haftbarkeit be⸗ 
handelnden Paragraphen. 

Gleichzeitig mit dieſer ablehnenden Haltung des Speakers wurden die Arbeiter: 
führer von der liberalen Preſſe belehrt, daß der dritte Paragraph des Entwurfes 
einem Verlangen nach Vorrechten gleichkomme; kapitaliſtiſche Verbindungen 
ſeien ja auch für die Handlungen ihrer Agenten korporativ verantwortlich, 
warum ſollten Arbeiterverbindungen ſich dieſer Verantwortlichkeit entziehen 
wollen? 

Die erſte gewerkſchaftliche Zeitſchrift, die dieſer Beweisführung zuſtimmte, 
war die der Eiſenbahner: der erſten Opfer des Taff⸗Vale⸗Entſcheids. In der 
„Railway Review“ — dies iſt der Titel der offiziellen Wochenſchrift der Eiſen⸗ 
bahner — wird unterm 10. April 1903 geſchrieben: „. .. Der status quo ante 
(das alte Arbeiterrecht) iſt alſo unmöglich, und es iſt zweifelhaft, ob er über⸗ 
haupt verteidigt werden könnte. Denn wer die Beſeitigung aller Privilegien 
verlangt und nach Gleichheit ſtrebt, muß auch logiſcherweiſe keine Privilegien 
für ſich verlangen.“ Diele ganze Entwicklung hat die Beobachter des englischen 
Lebens nicht überraſcht. In der „Neuen Zeit“ vom 20. September 1902 (S. 770) 
wurde darüber geſagt: „Vom legalen Standpunkt aus geſprochen, gaben die 
Trade Union⸗Akte von 1871 und 1875 den Arbeitern eine privilegierte Stellung. 
Sie waren bedeutende Konzeſſionen an die Arbeiter, die zur Förderung ihrer 
| Intereſſen finanziell ſtarke Körperſchaften bilden durften, ohne jedoch diejenige 
korporative Verantwortlichkeit zu übernehmen, die das Geſetz den kapitaliſtiſchen 
Korporationen auferlegte. Vom Standpunkt der Billigkeit war dies nicht mehr 
als recht. Denn Arbeiterorganiſationen können nie jo harmoniſch und einmütig 
vorgehen, daß für die geſetzwidrigen Handlungen einzelner Mitglieder die 
ganze Körperſ chaft verantwortlich gemacht werden dürfte. Arbeiterorganiſationen 
können auch nie ſo vorſichtig und juriſtiſch gewandt handeln wie kapitaliſtiſche 
Geſellſchaften. Das Geſetz war ungleich, da die Verhältniſſe ungleich ſind. 
Das Parlament vom Jahre 1875 war gerecht. Oder deutlicher: zu Anfang 
der ſiebziger Jahre fühlte ſich die Bourgeoiſie ſtark und reich genug, die Billig⸗ 
keit und nicht den Buchſtaben zum Rechte zu erheben. Der ſcharfe Wettbewerb 
Amerikas und Deutſchlands vertrieb aber die engliſche Bourgeoiſie mittlerweile 
von ihrer ſicheren Poſition. Das Kapital verlangt nun die Geltung des Ge⸗ 
ſetzes und nicht die der Billigkeit. Dieſes Verlangen fand ſeinen Ausdruck im 
Taff⸗ Nale⸗Entſcheid. . Die Gewerkſchaften fordern die Wiederherſtellung des 
alten Rechtes. Im Grunde genommen fordern ſie die Wiederherſtellung der 
Verhältniſſe des Weltmarktes vom Jahre 1875. . .. Dieſer Sachlage iſt mit 
einem Appell an das alte Recht nicht beizukommen. Ein neues Recht muß in 
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Anſpruch genommen werden — das Recht des aufſteigenden Proletariats. Die 
logiſche Antwort auf den Lordsentſcheid kann nur die politiſche Klaſſenaktion 
ſein. . . . Und einen ſolchen Kampf hat der Kongreß nicht in Ausſicht geſtellt.“ 

Die liberale Herrſchaft über die Arbeiterklaſſe führte im April 1903 dazu, 
daß die Arbeiterführer den dritten Paragraphen der Trades Dispute Bill be⸗ 
ſeitigten und hierdurch den Taff⸗Vale⸗Entſcheid akzeptierten. Dies iſt vorläufig 
das einzige Ergebnis der Beratungen und Bemühungen der Gewerkſchaften in 
den letzten zwei Jahren. Denn nachdem die Arbeiterführer ſich den Liberalen 
ſo gefügig gezeigt und den dritten Paragraphen ausgemerzt hatten, lehnten die 
Konſervativen die erſten zwei Paragraphen ab. Dies geſchah am 8. Mai 1903, 
als die Trades Dispute Bill zur zweiten Leſung vor das Parlament kam. Die 
Arbeiterabgeordneten Shakleton und Bell beantragten in kurzen Anſprachen die 
zweite Leſung. Ihre Reden wurden von allen konſervativen Teilnehmern an 
der Debatte als „maßvoll“ gelobt und der britiſchen Arbeiterklaſſe zu ſo ver⸗ 
nünftigen Führern gratuliert. Dann ſtellte der konſervative Abgeordnete Galloway 
folgenden Antrag: „Das Haus lehnt es ab, in die Beratung der Trades Dispute 
Bill einzutreten und iſt der Anſicht, daß eine königliche Kommiſſion eingeſetzt 
werden müſſe, um vorher die Materie zu unterſuchen.“ Selbſtredend verfehlte 
es dieſer Antragſteller nicht, die Arbeiterführer für das Maßvolle ihrer Reden 
zu beglückwünſchen. Nach einer längeren Debatte, von der der Speaker alle 
übrigen Arbeiterabgeordneten wie Keir Hardie und William Crooks abſichtlich 
ausſchloß, nahm der Premierminiſter Mr. Balfour das Wort und erklärte: 
„ . . Ich anerkenne mit Dank den maßvollen Ton der beiden Arbeiterführer. 
Nur möchte ich den Antrag Galloways unterſtützen. Eine Unterſuchungs⸗ 
kommiſſion iſt um ſo nötiger, als ſich die induſtrielle Lage Englands in den 
letzten dreißig Jahren bedeutend verſchoben hat. ... Während dieſer Periode 
entſtanden machtvolle Organiſationen ſowohl im Lager der Kapitaliſten wie in 
dem der Arbeiter. Unſere Väter kannten weder Truſts noch Trade Unions von 
ſolcher ungeheuren Stärke, wie ſie ſich in den letzten Jahren entwickelt haben. 
Dies ſind ungeahnte ſoziale Kräfte, die den Antagonismus der Klaſſen — nein! 
die Klaſſen werden nur künſtlich in einen Gegenſatz zueinander gebracht —, die 
unterſtützt werden müßten, ehe ſie zum Gegenſtand der Geſetzgebung werden 
könnten | 

Mr. Balfours Rede war die einzige, die ſich über das gewöhnliche Niveau 
der parlamentariſchen Beredſamkeit erhob. In der Preſſe wurden die wichtigſten 
Punkte derſelben entweder unterdrückt oder bis zur Unkenntlichkeit abgeſchwächt. 
Nach Schluß dieſer Rede wurde zur Abſtimmung über den Antrag Galloway 
geſchritten. Es ſtimmten 246 Abgeordnete für und 216 gegen den Antrag, der 
alſo mit 30 Stimmen Mehrheit angenommen wurde. Dieſes Reſultat bedeutete 
die Ablehnung der Trades Dispute Bill, worauf ſich die Liberalen beeilten, die 
Arbeiterführer damit zu tröſten, daß die Regierungsmehrheit bei dieſer Gelegen⸗ 
heit auf 30 geſunken war. Als ob derartige Abſtimmungen nicht vorher durch 
die Whips (Einpeitſcher) arrangiert wären! | 

In Übereinftimmung mit den Wünſchen der Arbeiterabgeordneten ernannte 
die Regierung ſodann die Unterſuchungskommiſſion. Sie beſteht aus fünf Mit⸗ 
gliedern: drei Juriſten, einem Großinduſtriellen und Mr. Sidney Webb. Die 
Sitzungen, von denen die erſte am 16. Juli 1903 ſtattfand, werden unter Aus⸗ 
ſchluß der Offentlichkeit abgehalten. 
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der Zug nach der Stadt. 


ein modernes foziales Phänomen in der beleuchtung eines Dichters (Emil 
verhaeren) und eines Nationalökonomen (Emil vandervelcle). 


Von Jules Deſtrée (Charleroi). 
I 


Die Zunahme und das Anſchwellen der großen Städte ift eine der augen- 
fälligſten Erſcheinungen des neunzehnten Jahrhunderts. Gewiß hat es auch 
ſchon in früheren Jahrhunderten außerordentlich ſtark bevölkerte Städte gegeben, 
aber zu keiner Zeit in der Weltgeſchichte hat das Wachſen der Bevölkerung der 
Städte einen ſo raſchen und konſtanten Fortſchritt aufzuweiſen gehabt. Man 
kann dieſe Beobachtung nicht nur in den neuen Ländern mit ihrer außerordent⸗ 
lichen Entwicklung machen (in den Vereinigten Staaten zählte New York, das 
heute 3% Millionen Einwohner hat, zu Anfang des Jahrhunderts nur 60000; 
Chicago, das heute 1790000 Winwohner hat, exiſtierte noch gar nicht; Phila⸗ 
delphia, das heute über 1 Million Einwohner zählt, hatte deren kaum 60000), 
ſondern auch bei den alten Staaten Europas: Berlin iſt von 172000 im 
Jahre 1800 auf über 2 Millionen angewachſen, wenn man Charlottenburg, 
Schöneberg und Rixdorf mitrechnet; Paris von 948000 auf beinahe 4 Millionen; 
London von 958000 auf 6'/ Millionen! Dieſe auffallende Erſcheinung zeigt 
ſich auch bei einer ganzen Reihe von minder bedeutenden Städten und zwar 

überall, wo die moderne Ziviliſation herrſcht. Sie ſcheint eine der in der Ent⸗ 
wicklung bedingten, charakteriſtiſchen und unvermeidlichen Begleiterſcheinungen 
der kapitaliſtiſchen Phaſe der ſozialen Evolution zu ſein. 
| Während die Städte jo übervölkert werden, wird das Land immer mehr 
entvölkert; die Landbevölkerung nimmt ab, und man hört bis zum Überdruß 
wieder und wieder über die Leutenot auf dem Lande klagen. Die elenden und 
verhungerten Bauern verlaſſen ihre Scholle, um den Induſtriebezirken entgegen- 

zuwandern; und mit ihren Polypenarmen ſcheint die Stadt das Land zu um⸗ 
klammern, ſeine Kraft und Geſundheit aufzuſaugen. 
Welches ſind die Urſachen dieſer Erſcheinung? welches ihre Formen? was 
ihre Folgen? Sind dieſe gut oder ſchlecht? Welchem Schickſal führt uns dieſe 
ungeheure Umbildung entgegen? Und welche Maßregeln kann der Menſch inner: 
halb der engen Grenzen, die ſeinem Eingreifen in die allgemeine Entwicklung 
der Ziviliſation geſteckt ſind, ergreifen, um das Qualvolle dieſer Wandlung 
auf ein Minimum zu beſchränken und das Maximum von Vorteilen aus ihr 
zu ziehen? 
Dies ſind die Fragen, die Vandervelde in ſeiner ſchönen demographiſchen 
Studie, die ſoeben bei Alcan erſchienen iſt, zu löſen verſucht. J 


II. 


Dem Soziologen war ein Dichter vorangegangen. Und als Beweis der 
brüderlichen Sympathie, welche dieſe beiden Geiſter beſeelte, trägt jeder Band 


„Les Campagnes halluciné es“ (Das betörte Land), „Les Villes tentacu- 
laires“ (Die Lockungen der Städte), „Les Aubes“ (Morgendämmerung), drei Bände von 
Emil Verhaeren, erſchienen bei Ed. Deman, Brüſſel. „L’Exode rural et le retour 
Aux champs“ (Der Zug nach der Stadt und die Rückkehr auf das Land) von Emil 
Vandervelde, erſchienen bei Alcan in Paris. — Die Überfegung der ſchönen Verhaerenſchen 
Verſe in den Fußnoten dieſes Artikels hat Fräulein Marie Beſchloß beſorgt. 
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Ades „Exode rural“ als Motto einige Verſe der „Campagnes hallucindes“, der 
„Villes tentaculaires“ oder der „Aubes“, 

Emil Verhaeren iſt gegenwärtig einer der mit Recht geſchätzteſten unter 
den lebenden Dichtern Belgiens, wo ſich ſeit zwanzig Jahren eine ſo reiche 
und hervorragende Produktion auf literariſchem Gebiet zeigt (ich will bloß an 
Camille Lemonnier, Maurice Maeterlinck, Georges Eekhoud erinnern). 

Würde ich nicht fürchten müſſen, daß mein Lob, da es einem Landsmann 
und Freunde gilt, leicht verdächtig klingen könnte, ſo würde ich ſogar hinzu⸗ 
fügen, daß Verhaeren einer der bedeutendſten franzöſiſchen Dichter überhaupt 
iſt. Vielleicht wird man einem Pariſer Publiziſten, Maurice Le Blond, eher 
glauben, der unlängſt in der „Aurore* Emil Verhaeren einen begeiſterten 


Artikel widmete, in dem es heißt: „Verhgeren iſt keine Pariſer Perſönlichkeit, 
er iſt einfach der bedeutendste lebende Dichter.“ Dieſe Huldigung ſteht durchaus 
nicht vereinzelt da; man könnte noch andere ebenſo beſtimmte zitieren. 

Emil Verhaeren wurde in St. Amand, einem flämiſchen Dorfe, geboren. 
Und es war vor allem die Heimat, in welcher er aufwuchs, die er in ſeinen 
erſten Dichtungen verlebendigte. Die von Sümpfen durchzogenen ſandigen 
Ebenen, die ſich weithin ausdehnen, die ärmlichen Dörfer mit den elenden und 
ſtumpfen Bauern, der große, ſtille Fluß mit ſeinen klaren Wellen, die in un⸗ 
bekannte Weiten eilen, zur Stadt hin, die ſich dort weit unten ausdehnt gleich 
einem Zauberbild, die ſtarke flämiſche Raſſe mit ihrer geſunden und begehrlichen 
Sinnlichkeit, ihrem hartnäckigen Willen, ihrer großen und impulſiven Lebens⸗ 
freude. Darauf folgten eine Reihe philoſophiſcher und abgründig peſſimiſtiſcher 
Gedichte, die durch die Herbheit ihrer Bilder, die Größe der Auffaſſung, die 
Gewalt des Ausdrucks entzückten, aber durch die Freiheit mit welcher der 
Dichter allen Traditionen entgegen den franzöſiſchen Vers behandelte, den 
Philiſter erzürnten. 

Dieſer literariſche Revolutionär bekundete, ohne ſich an den politiſchen 
Kämpfen zu beteiligen, doch ſeine Sympathie für die ſozialiſtiſchen Revolu⸗ 
tionäre, indem er zu wiederholtenmalen der Kunſtſektion des „Maison du Peuple“ 
in Brüſſel ſeine wertvolle Mitarbeiterſchaft zur Verfügung ſtellte. So kam 
Verhaeren dazu, ſeine Poeſie, die in ihren Beſtrebungen, in ihrem Schwunge 
immer kühner wurde, vor die Aufgabe zu ſtellen, Ausdruck und Erklärung der 
ſich vollziehenden ſozialen Umwälzungen zu geben. 

Ich will nochmals Le Blond ſprechen laſſen: „In der plaſtiſchen Geſtal⸗ 
tung des modernen Treibens erreicht Verhaerens Kunſt ihren Höhepunkt. Sein 
Verſtändnis erfaßt alles, den Widerſinn und die Torheit, den Heroismus und 
die Träume, die Schrecken und die Hoffnungen, die Erhabenheit und die 
lebendige Schönheit unſeres ſo wunderſamen Zeitalters der Umwälzungen und 
Veränderungen. Er entdeckt in der Gegenwart ebenſoviel Elemente des Er⸗ 
habenen, als es deren in dem heroiſchen Zeitalter der Geſchichte und der 
Legende gibt. Für ihn hat das Maſchinenzeitalter ebenſo ſeine erhabene Poeſie, 
wie das des Rittertums und das der Kreuzzüge. Aus der Tätigkeit der Kauf; 
leute, Schiffsauslader, Volksredner, der Chemiker oder der Gelehrten verſteht er 
ebenſoviele äſthetiſche Motive herauszuholen, als aus den alten Heldengedichten. 


„Les Soirs“, „Les Debacles“, „Les Flambeaux noirs“, Die erſten | 
Gedichte von Verhaeren hat der „Mercure de France“ in Paris geſammelt und | 
drei Bänden herausgegeben: „Po&mes.* Dort iſt auch fein letztes Werk: „Les Forces 
tumultueuses“ erſchienen. 0 
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„Und mitten aus dem Toben des ſozialen Kampfes, aus den Trümmern 
es Glaubens und vermorſchter Syſteme, aus dem Elend der Spitäler und der 
ztrafhäuſer, aus dem Jammer und Wahnſinn ſieht er eine unendliche Flut 
on Kräften ſich erheben, die empor wollen, die ſich einen Weg bahnen, die 
ins emportragen wollen zu einer beſſeren Zukunft, zu jener Wahrheit, die ſeit 
ielen tauſend Jahren ſich emporringt. . . . Es iſt ein Feuertrank, den uns Ver⸗ 
geren in glühende Becher gießt, der das Blut anfeuert, ſeinen Lauf beſchleunigt 
ind Fiebergluten in uns erzeugt und die Gedanken mächtiger Taten entſtehen läßt.“ 

Daß das Phänomen der das Land verſchlingenden Städte eine ſolche Natur 
nächtig anziehen mußte, daß es ſie drängt, die Löſung dieſes beängſtigenden 
e zu finden, das erſcheint uns jetzt ganz natürlich: 


. lorsque les soirs 
Sculptent le 17 Aent de leurs marteaux d’&bene 
La Ville au loin s’etale et domine la plaine. 
Comme un nocture et colossal espoir 
Elle surgit; desir, splendeur, hantise; 
Sa clart& se projette en miroirs jusqu'aux cieux; 
Son gaz myriadaire en buissons d'or s'attise; 
Ses rails sont des chemins audacieux 

Vers le bonheur fallacieux 

Que la fortune et la force accompagnent; 
Ses murs s’enflent pareils a une armée 
Et ce qui vient d’elle encore de brume et de fumée 
Arrive en appels clairs vers les campagnes. 


C’est la ville tentaculaire 
La pieuvre ardente et l'ossuaire 
Et la carcasse solennelle. 


Et les chemins d'ici s’en vont & l'infini 
Vers Elle. .! 


So beginnen die „Campagnes hallucinées“. Und dann jehen wir vor 
ms das flache Land: 
. C'est la plaine, la plaine, 
-Immensement, à perdre haleine. 

Oü eirculent, par les ornieres, 


1 Wenn allnächtig 
Den Himmel wölbt empor eine rabenſchwarze Hand, 
Erwächſt die Stadt, und ſie beherrſcht das ebene Land; 
Ein Hoffnungstraum, dunkel und übermächtig, 
Wirft ſie zum Himmel auf ihr ſtrahlend Spiegelbild 
Und golden ſtrahlen auf Myriaden Gaslaternen. 
Es führen ihre Wege kühn und wild, 
Ob's trügeriſches Glück auch gilt, 
Dem Reichtum und Gewalt zur Seite gehen; 
Ein Ozean, anſtürmend wie ein Heer — 
Und was wie ſchwüler Dunſt entſteigt, Atem aus dieſem Meer, 
Als Lockruf trägt es hin der Winde Wehen. 
Das biſt du, Stadt, heißglühnde, Knochenhaus, 
Gebietend ſtreckſt du dein Gerippe aus, 
Polypenarme werden rege, 
| Unendlich ziehen fort von hier hinaus zu dir 
I Die Wege 
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Par à travers l'identité 
Des toujours champs de pauvreté, 
Les desespoirs et les misères. . . .! 


Dann der paſſive Widerſtand, die Hartnäckigkeit, die Unwiſſenheit, de 
Aberglaube, das Elend der Landleute, wie in einem Zauberſpiegel, verwirren 
im erſten Moment, aber von ergreifender und überzeugender Gewalt der Schil 
derung. 

Und endlich „Le Départ“ (Die Auswanderung): 


Les gens d'ici n'ont rien de rien 
Rien devers eux 
Que l'infini, le soir, de la grande route. 
Chacun porte, au bout d'une gaule 
En un mouchoir à carreaux bleus 
Chacun porte, dans un mouchoir 
Changeant de main, changeant d’&paule 
Chacun porte 
Le linge usé de son espoir.? 


Sie ziehen nach den Städten, den lockenden Städten: 


La plaine est morne et ses chaumes et ses granges 
Et ses fermes dont les pignons sont vermoulus, 

La plaine est morne et basse et ne se defend plus 

La plaine est morne et morte et la ville la mange. . . 


Und der Dichter ahnt die Zukunft, die ſich in den Städten vorbereitet? 


Le r&ve ancien est mort et le nouveau se forge 

Il est fumant dans la pensée et la sueur 

Des bras, fieres de travail, des fronts, fiers de lueurs; 
Et la ville l'entend monter du fond des gorges 

De ceux qui le portent en eux 

Et le veulent crier et sangloter aux cieux 


— — — — — — — — — — — — — — — — — 


1 Du Land, Land, das ſich weitet 

Unendlich, es durchſchreitet 

Verzweiflung ausgefahr'ne Gleiſe 

Auf Feldern, wo ſich Armut neut 

Wie ewig geſtern, alſo heut, 

Und Not, in immer gleicher Weiſe. 

Von hier die Leut die haben nichts, 

Nichts um und auf, 

Als Abend heut der Straße Unendlichkeit. 

In einem Tuch mit blauem Streif' 

Ein Bündel Wäfche tragen fie 

An einem Stab; der Arm erſchlafft, 

Bald wieder iſt die Schulter ſteif; 

Und abgebraucht 

Die Wäſche iſt wie des Hoffens Kraft. 

9 So düfter iſt die Weite und vergeſſen, 
Verfault die Hütten, nackt das Feld, die Scheune leer; i 
Kraftlos und düſter — es verteidigt fi) nicht mehr — 1 
Tot iſt das Land; die Stadt hat es gefreſſen. 9 
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— — — Et qu'importent les maux et les heures dementes 
Et les cuves de vice où la cite fermente 

Si quelque jour, du fond des brouillards et des voiles 
Surgit un nouveau Christ, en lumière sculpte 

Qui souleve vers lui l’'humanite 

Et la baptise au feu de nouvelles étoiles. . .! 


Und welche Kraft der Schilderungen! Die Kathedralen, der Hafen, die 
Statuen, der Soldat, der Bürger, der Agitator, die Schauſpiele, die Promenaden, 
ie Fabriken, die Börſe, der Bazar, die Revolte, alles ſteigt vor uns in greif⸗ 
yarer Plaſtik auf und das alles ausklingend in ein Hohelied des Glaubens 
m die Macht der neuen Ideen, welche in der Stadt emporwachſen. Man 
ann das Pulſen des modernen Lebens in der Großſtadt nicht mit größerer 
kraft ſchildern! 

In den „Aubes“ wendet Verhaeren die dramatiſche Form an. Es iſt die 
wamatijche Darſtellung eines Krieges, die mit der Verbrüderung zweier krieg⸗ 
ührender Heere unter dem Einfluß der ſozialiſtiſchen Ideen endet. 


III. 


Vanderveldes wiſſenſchaftlich⸗analytiſche Unterſuchung des Problems ergänzt 
den Dichter. Der Gelehrte fundiert gleichſam die Viſionen Verhaerens in ge- 
ſuldiger Beweisführung, die durch Tatſachen und Ziffern geſtützt wird. 

Vandervelde iſt über die Dinge, von denen er ſpricht, gründlich unterrichtet. 
Nicht allein, daß er tauſend kleine charakteriſtiſche Tatſachen in perſönlicher 
Beobachtung regiſtriert, er verſteht auch in hohem Maße, von der Erfahrung 
inderer zu profitieren, und ſeine Quellenſtudien beſchränkten ſich nicht bloß auf 
ranzöſiſche Werke, ſondern umfaſſen die geſamte deutſche und engliſche ein⸗ 
chlägige Literatur. Die Ausdehnung ſeiner Forſchungen verleiht ſo ſeiner 
lrbeit und ſeinen Schlüſſen eine große Weite des Blickes. 

Dazu kommt ein beweglicher, erfinderiſcher Geiſt, der geſchickt das Für und 
Bider gegeneinander abzuwägen und die verſchiedenen Seiten der Dinge mit 
scharfblick zu erfaſſen vermag. 

Vanderveldes Buch iſt in zwei Teile gegliedert: der erſte iſt der Abwande⸗ 
ung vom Lande gewidmet, der zweite behandelt die Rückkehr auf das Land, 
ine Rückkehr, wie ſie nach Vandervelde die Zukunft wahrſcheinlich bringen 
ürfte. Der erſte Teil iſt natürlich der eingehendere, er umfaßt das Studium 
er Urſachen, der Formen und der Folgen der Abwanderung vom Lande. 


Der alte Traum iſt tot; es will ein neuer werden. 
Er regt im Denken ſich und in der Niedern Schweiß, 
In arbeitsſtolzen Stirnen, die gedankenheiß. 
Und, ſein gewärtig, hört die Stadt den Ruf der Erden, 
Der Kehlen tauſendfachen Chor, 
Aufwachſen, ſchluchzend ſchrein zum Himmelsdom empor. 


Wer zählt, wie lang das Leid, der Stunde Wahnſinn währet, 
Die Hexenkeſſel, drin das Laſter gäret, 

Kommt nur der Tag, an dem aus jenem Bettlerhaufen 

Ein neuer Chriſt erſteht, den Licht umſtrahlt 

Und der zu ſich der Menſchheit volle Zahl 

Erhebt, um ſie in neuer Sterne Glut zu taufen. 
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Vandervelde meint, die Agglomeration der Bevölkerung in den Städten 
rühre weniger daher, daß dieſe einen ſo großen Reiz ausüben, als daher, daß 
das Landleben immer mühſeliger wird. Nur ſehr wenige Bauern verlaſſen die 
heimatliche Scholle aus Sehnſucht nach dem glänzenderen und regeren Leben 
in den Städten, aber ſehr vielen drückt die unerträglich gewordene wirtſchaft 
liche Not den Wanderſtab in die Hand. 

Daher ſieht Vandervelde im Verfall der bäuerlichen Wirtſchaft, in der Auf, 
hebung des Gemeindeeigentums, in dem Kampfe zwiſchen Landwirtſchaft und 
Induſtrie, in der landwirtſchaftlichen Kriſe die Hauptfaktoren, welche die Aus 
wanderung bewirken. „Dieſe Losreißung von der Scholle iſt die unvermeidlich 
Folge des Eindringens des Kapitalismus in die landwirtſchaftliche Produktion 
und der damit verbundenen Umwälzungen, welche die Grundlagen der bäuer 
lichen Wirtſchaft erſchüttern und nach und nach alle Bande löſen, welche der 
Landarbeiter an die Scholle feſſelten.“ | 

Die Lage der Bauern und Landbewohner hat ſich dermaßen verſchlechtert 
daß ſelbſt kleine wirtſchaftliche Veränderungen zu ungunſten der Exiſtenz 
bedingungen auf dem Lande genügen, die Auswanderung nach den Städten 
oder Induſtriebezirken anzuregen. Zum Teile iſt dies eine Folge der Aufhebung 
des Gemeindeeigentums an Grund und Boden. Die alten Rechte, welche di 
Bewohner der Dörfer an dieſem gemeinſamen Grundeigentum beſaßen, hatten 
wenn auch ihr pekuniärer Wert kein bedeutender war, einen ſehr beträchtliche 
praktiſchen Wert: ſie waren eine Art Zugabe, ein geringer, aber unentbehrliche 
Hort der armen Landleute gegen elendes Verkommen. | 

Noch ein anderer Umſtand verſchlechtert die Lage der Landbevölkerung 
Früher übte der Landarbeiter neben ſeiner Hauptbeſchäftigung in den lange 
Pauſen, die der Wechſel der Jahreszeiten ihm aufzwingt, noch eine Neben 
beſchäftigung aus, die, wenn fie auch nicht ausreichte, ſeine Bedürfniſſe 3 
decken, ihm doch eine Hilfsquelle ſicherte, vermöge der er im ſtande war, ſei 
beſcheidenes Budget im Gleichgewicht zu halten. All dieſe auf Heimarbe 
baſierenden Induſtriezweige (das Waffenſchmiedhandwerk in der Umgebun 
Lüttichs, das Nagelſchmiedhandwerk in den walloniſchen Dörfern, die Korl 
flechterei in Geertal, die Hausweberei ꝛc.) machen gegenwärtig eine ſchrecklich 
und hoffnungsloſe Kriſe durch. Sie repräſentieren eine rückſtändige Fon 
der Produktion, die verſchwinden muß vor der kapitaliſtiſchen. Dieſes Pri 
gnoſtikon geht aus der von der belgiſchen Regierung eingeſetzten Enguei 
über die Haus induſtrie hervor, deren Ergebniſſe Vandervelde zuſammenfaß 

Der Bauer vegetierte armſelig; nun verſchwinden plötzlich die kleinen Vorteil 
die ihm die Gemeindeländereien boten, es verſchwinden auch die Nebenbeſchäft 
gungen, durch welche ihm bei eifriger Arbeit ein magerer Zuſchuß geſichert wa 
Was tun? Die Unregelmäßigkeit der Arbeitsgelegenheit vermehrt die Unſiche 
heit der Exiſtenz. Es gibt immer zu viele Arbeiter für die mittleren Bedür 
niſſe, zu wenig für die außerordentlichen Bedürfniſſe der Landwirtſchaft. d 
Armut wird alſo zum Elend. „Die Leute hier ſtehen vor dem großen Nichts 
ſagt Verhaeren, „ſie haben nichts zur Verfügung als die große Landſtraße, d 
ſich in der Abendſonne weithin dehnt.“ So iſt die Abwanderung vom Land 
in inneren Urſachen begründet. Zu dieſen entſcheidenden Urſachen komme 
natürlich noch andere verſchiedener Art hinzu, politiſche, moraliſche 2c. 

Vandervelde erörtert nach dem Warum auch das Wie der Erſcheinun 
Er unterſcheidet drei Arten der Abwanderung: bald verlaſſen die Arbeiter ih 
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j 
Heimat für immer (dauernde Auswanderung); bald bleiben fie auf dem Lande 
eßhaft und gehen nur täglich nach auswärts in die Arbeit (tägliche Aus⸗ 
vanderung); bald entfernen fie ſich nur auf eine gewiſſe Zeit zu einer Arbeit 
don beſtimmter Dauer (Saiſonauswanderung). 

Dieſe letzte Form ſcheint der Autor nur der Vollſtändigkeit halber in den Kreis 
einer Betrachtung gezogen zu haben. Sie iſt nichts ſpezifiſch Modernes, weil 
ie ja immer exiſtiert hat. Allerdings iſt durch die modernen Verkehrsmittel ihr 
umfang und ihre Mannigfaltigkeit ſehr gewachſen, aber ſeit langem ſchon hatten 
ins die harvestmen aus Connought, die Sachſengänger Deutſchlands, die 
yraccianti Italiens, die Erntetaglöhner, die Ziegelbrenner und die Holzhauer 
Belgiens an ſolche Wanderungen gewöhnt. Beachten wir übrigens, daß es ſich 
n dieſen Fällen nicht um eine Abwanderung vom Lande zu den Städten 
handelt, jo ergibt ſich von ſelbſt, daß fie abſeits unſeres Themas liegen. 
Die dauernde Auswanderung und die tägliche Auswanderung ſind von 
ungleich größerem Intereſſe. 

Die erſtere zeigt uns die gegenwärtige Phaſe der Entwicklung, die Über⸗ 
üllung der Städte; die zweite läßt uns die künftige Phaſe vorausahnen, den 
Zuſtand, wo der Arbeiter nach dem Arbeitstag in der Stadt aufs Land zurück⸗ 
ehrt. Vandervelde ſteht dieſen täglichen Auswanderungen, welche durch billige 
Verkehrsmittel in großem Maße möglich gemacht wurden, ſehr ſympathiſch 
gegenüber. Er nennt die Einführung von Arbeiterzügen eine der bedeutſamſten 
Aktionen der belgiſchen Staatsverwaltung. Die Zahlen ſind in der Tat charakte⸗ 
iſtiſch: von 14000 im Jahre 1870 iſt die Anzahl der zu ermäßigten Preiſen 
msgegebenen Arbeiterwochenkarten auf 399996 im Jahre 1880 geſtiegen; auf 
1018383 im Jahre 1890; auf 4919214 im Jahre 1900! 

Die Maßregel, die anfänglich zu dem Zwecke getroffen wurde, den Induſtrie⸗ 
Hdezirken Arbeitskräfte zuzuführen, war von unvorhergeſehener Tragweite. In 
Deutſchland, in Oſterreich, etwas ſchwächer auch in England und Frankreich 
ind die Wirkungen der Einrichtung von Arbeiterzügen ähnliche wie die, die 
Vandervelde für Belgien ſchildert und begegnen denſelben Sympathien bei den 
Sozialdemokraten und demſelben Widerſtand bei den agrariſchen Konſervativen. 

Man kann in Belgien die Zahl derjenigen, die ſo täglich ihren Wohnort 

berlaſſen und in den Städten arbeiten, ohne jedoch ihren Wohnort am Lande 
aufzugeben, auf ein Neuntel aller Induſtriearbeiter ſchätzen. Sicher fällt vielen 
dieſe tägliche Wanderung noch recht ſchwer; aber wer erkennt nicht, daß Ver⸗ 
kürzung der Arbeitszeit und Vervollkommnung der Verkehrsmittel im Verlauf 
einiger Jahre die Situation erträglich geſtalten und einen unendlichen Fortſchritt 
gegenüber dem früheren Zuſtand herbeiführen können? 
Ob man dieſe moderne Völkerwanderung billigen oder beklagen mag, ſie 
ſcheint ſich mit unvermeidlicher Konſequenz immer mehr und mehr einzubürgern, 
und im ganzen müſſen die Vorteile dabei größer ſein als die Unannehmlich- 
keiten, da die Zahl der Beteiligten ſtets wächſt. 

Bei Konſtatierung dieſer Tatſache mag man ſich immerhin die Frage vor— 
legen, ob ſie einen Vor⸗ oder Nachteil für die kulturelle Entwicklung bedeute. 
Verhaeren läßt in jeinen „Aubes“, einen Bauer und einen Städter ihre Ans 
ſchauungen darüber äußern: 

„Sans vous, les gens des villes, nos maisons fleuriraient, nos granges debor- 
deraient de blés. Sans vous nous serions restés forts, sains et tranquilles; 
sans vous nos filles ne seraient point des prostitu6es ni nos fils des soldats. 
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Vous nous avez sali de vos idees et de vos vices et c’est encore vous qui 
dechainez la guerre: 


O ces villes! ces villes! 

Et leurs clameurs et leurs tumultes 

Et leurs bonds de fureur et leurs gestes d'insultes N 
A l’ordre simple et fraternel! 
O ces villes et leurs rages contre le ciel 4 
Et leur terrible et bestial décor, 
Et leur marché de vieux peches | 
Et leurs boutiques 

Ou s’etalent par grappes d'or 
Tous les desirs malsains | | 
Comme jadis des guirlandes de seins . 
Chargeaient le corps des Dianes mythiques .. . | 


Und der Städter antwortet: 


„Pourquoi nous arriver si nombreux et si avides? Du fond des champs, 
vous accouriez pour voler et trafiquer, avec un esprit si benace, une äme si’ 
Etroite, si äpre et si violente que vous nous distinguiez à peine des bandits, 
Vous avez posté votre malice et votre ladrerie derriere tous les comptoirs, 
Vous avez encombré peu à peu tous les bureaux de la terre. Si le siede 
grince d'un enorme bruit de plumes tatillonnes et serviles, c'est que vos’ 
millions de mains etaient prétes à copier jusqu'à la mort... .“? | 

In dem Kapitel über die Folgen der Landflucht erörtert Vandervelde den 
Standpunkt der Arbeiter und den der Landbeſitzer. Überall wo der Grund⸗ 
beſitz entſcheidenden politiſchen Einfluß behalten hat, ſieht man in den Parla⸗ 
menten die ſonderbarſten Anträge entſtehen, wie der Landflucht Einhalt au 
tun wäre. Gibt es Belehrenderes in dieſer Hinficht als die Debatte, die im 
Jahre 1890 gelegentlich der Interpellation Szmula im preußiſchen Landtag 
ſtattfand? 1 

Im ganzen faßt Vandervelde fein Urteil folgendermaßen zufammen: | 

„Die Landflucht des Bauern iſt, ſofern ſie nicht gewiſſe Grenzen über 
ſchreitet, eine Wohltat für die Ziviliſation. Man malt allerdings immer in 
grellen Farben die düſteren Seiten des Stadtlebens, den Abgrund von Elend, 
der die Maſſenanſiedlungen kennzeichnet, die große und frühzeitige Sterblichkeit | 


Und ohne euch, ihr Leute aus den Städten, wie wäre unſre Ernte reich, in unſeren 
Scheunen Überfluß an Korn. Und wärt ihr nicht, wir blieben ſtark, ruhvoll und —v— 
und unſre Töchter wären nicht verkauft und unſre Söhne nicht Soldaten. Ihr habt uns 

eures Denkens Siegel aufgedrückt und eure Laſter, und eure Wut entfeſſelt uns den Krieg. | 


Dh! diefe Städte, diefe Städte! Und ihre Schenken, von Trunkenen voll, 
Wo brüllend die Begierden toben, Wo, dicht gleich Reben quellend, erwacht 
Geballte Fäuſte, zum Fluch erhoben, Aufſteigen alle giftigen Lüſte, \ 
Der ſchlichten Sitte, dem Liebehohen, Wie einſt der ſchwere Kranz der Brüſte 
Der Gottheit grauenvoll Rache drohen! Am Leib der alten Dianen ſchwoll. 
2 Was kommt ihr her, fo groß an Zahl und fo erfüllt von Gier? Aus euern Feldern 
liefet ihr uns zu, nur um zu ſchachern und zu ſtehlen; ſtarrſinnig und mit einer Seele, 
die ſo niedrig, ſo heftig und ſo beutegierig iſt, daß man euch kaum von den Banditen 
ſcheidet. Und eure Schlauheit, eure Knauſerei bei allen Ladentiſchen Poſten ſteht. In allen 
Amtern der Erde ſeid ihr zu finden. Und wenn der Rieſenlärm kriechender Krämerfedern 
das Jahrhundert erknirſchen macht, ſind eure Millionen Hände es geweſen, die bereit waren 
zu ſchreiben, zu ſchreiben bis zum Tode. 
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ie Folge gehetzter Exiſtenz), die ungeſunden Werkſtätten und überfüllten Wohn⸗ 
ume. All das iſt ſicher nicht zu beſtreiten und wir wären die letzten, die 
zigen Lebensbedingungen der meiſten Städter als Normalzuſtand, als end- 
ültigen Zuſtand zu betrachten. 

Aber ſo groß auch die Nachteile ſind oder ſein könnten, die aus der Kon⸗ 
ration in den Städten entſtanden find, fo hat dieſelbe in unſeren Augen 
ch den unſchätzbaren Vorteil, daß fie Tauſende von Individuen der geiſtigen 
zägheit, dem engen und beſchränkten Individualismus entreißt, die das trau⸗ 
ge Erbe des größten Teiles der Landbevölkerung ſind.“ 

Im zweiten Teile ſeines Buches ſucht Vandervelde die ſpätere Entwicklungs⸗ 
aſe der geſchilderten Evolution zu erfaſſen. Er ſieht als das, was kommen 
rd, „die Rückkehr auf das Land“ voraus. Es ſcheint ihm, daß die hohe 
lüte der großen Städte ihrem Höhepunkt nahe iſt. Ebenſo wie vollkommenere 
d gerechtere Formen bald in der Produktionsweiſe dem kapitaliſtiſchen Syſtem 
(gen zu müſſen ſcheinen, ebenſo kann man vermuten, daß unter dem Drucke 
‚aloger Einflüſſe die Wohnungen der Menſchen einmal die Vorteile der Stadt 
d die Vorteile des Landes vereinigen werden. Die Verkürzung der Arbeits⸗ 
t, wodurch der Induſtriearbeit hygieniſchere Bedingungen geſichert werden 
d dem Arbeiter mehr Muße und Unabhängigkeit gewährt wird; die Ver⸗ 
ſſerung der Arbeiterwohnungen in den Induſtriezentren und den großen 
kädten, die Demokratiſierung der Verkehrsmittel, die dem Arbeiter erlaubt, in 
zem Induſtriezentrum tätig und in der ländlichen Umgebung anſäſſig zu 
n — das find Reformen, die mit der Ausbreitung und dem Wachstum der 
dzialdemokratie immer mehr zur Durchführung kommen werden. 
Vandervelde weiſt noch auf einige charakteriſtiſche Seiten hin: die Induſtriali⸗ 
rung gewiſſer Zweige der Agrikultur; die Verlegung vieler Induſtriezweige 
13 Land, vor allem aber auf gewiſſe Formen der Auswanderung aus der 
gadt, wie zum Beiſpiel die Ausflüge, die Ferien, die Automobil und Byciele⸗ 
örten, die heute noch bloß für eine privilegierte Schichte der Bevölkerung 
gänglich ſind, die aber im Laufe der Zeit größere Bedeutung bekommen und 
m Lande unvorhergeſehene Hilfsquellen eröffnen werden. 

Kurz, man ſieht eine Ziviliſation in großen Umriſſen ſich abzeichnen, in der 
Städte nicht mehr bloß ein Konglomerat von Wohnungen ſein werden, 
dern geräumige Stätten der Freude, der Arbeit, der Geſchäfte, des Studiums, 
‚ten unter Gärten und Lauben, während mehrere Meilen in der Runde, in 
© reinen Luft des Landes ſich die Wohnungen der Menſchen befinden. Es 
der wieder zum Leben erweckte und wiſſenſchaftlich vertiefte Traum 

William Morris in ſeiner „Kunde von Nirgendwo“. 
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ülletin des Internationalen Arbeitsamtes. Erſter Band. Januar bis 
Dezember 1902. Jena 1902, Guſtav Fiſcher. 746 S. 3,50 Mark. 

Das Internationale Arbeitsamt iſt hervorgegangen aus der Internationalen 
lreinigung für geſetzlichen Arbeiterſchutz, die in Deutſchland durch den ehemaligen 
jußiſchen Handelsminiſter Freiherrn v. Berlepſch geleitet wird. Am 1. Mai 1901 
rde es in Baſel errichtet; der Schweizer Bundesrat bewilligte einen Beitrag, 
here Staaten, in dieſem Jahre auch das Deutſche Reich, ſchloſſen ſich dem an. 
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alfo nur über beſchränkte Hilfsmittel. Trotzdem leiſtet es auf dem Gebiet 
Orientierung über die Arbeiterſchutzgeſetzgebung ganz Hervorragendes, was de 


Bauer, früher in Brünn, zuzuſchreiben iſt. Der jetzt vorliegende erſte Band de 
monatlichen Bulletins ift eine ſtattliche Leiſtung; er bringt die Texte, reſpektive u 
züge aus den neuen, den Arbeiterſchutz und die Arbeiterverſicherung are 
Geſetzen oder Verordnungen und berückſichtigt dabei das Werden der Arbeiter 
geſetzgebung ſowohl durch Angabe der Vorarbeiten der geſetzgebenden Körperſchaf 
wie der Beſchlüſſe der Verbände, welche den Arbeiterſchutz betreffen; auch N 
er eine vollſtändige Bibliographie des Arbeiterſchutzes und der Arbeiterſtatiſtik, d 
ſich nicht allein auf Bücher, ſondern auch auf einzelne Artikel in Zeitſchriften Tom 
auf a erſtreckt. 

In der Vorbemerkung zum erſten Bande erklärt Bauer, nach Maßgabe der a 


Verfügung ſtehenden Mittel die Berichterſtattung über die Tatſachen, welche d 


— 


Staats⸗, der Selbſtverwaltung und der Wiſſenſchaft aller Länder für die Beurteilm 
der Fragen des Arbeiterſchutzes von Nutzen ſein können, weiter ausbauen zu wolle 
Da wäre nun in erſter Linie zu wünſchen, daß die kommunale Sozialpolitik b 
rückſichtigt würde, für die es an einer umfaſſenden Überficht jetzt vollſtändig 94 

Der Halbjahrsband der Bulletins bringt Inhaltsüberſicht und Sachregiſter, d 
den reichhaltigen Stoff in geſchickter Weiſe gruppieren und ſo ein bequemes Benutz 
des Buches ermöglichen. Die Anſchaffung dieſer Publikation iſt allen Sozialpolitiker 
insbeſondere den Gewerkſchaften dringend zu empfehlen; fie finden eine Fülle wit 
tigen Materials, das ſie in die Lage ſetzt, auf allen Gebieten des Arbeiter 
ſich gut zu orientieren. 


| j 


Giuſeppe Pescetti, I Socialisti in Difesa dell’ Arte. Discorso pronunzia 
alla camera. Florenz 1902, Verlag G. Nerbini. 29 S. 

Ein praktiſcher Beweis, wie ſich die Sozialiſten, in Italien wie anderswo, | 
‚Streben, die Kunſt vor der unkünſtleriſchen Schacherſucht eines großen Teiles 4 
vornehmen Bourgeoiſie zu ſchützen. In Italien hatten ſich viele Fälle ereignet, 
denen herabgekommene Adelige von ihren Vorfahren ererbte Kunſtgegenſtän 
ins Ausland verkauften. Endlich ſchritt hier ſogar die Regierung ein, inde 
ſie einen Geſetzentwurf ausarbeitete, nach dem es verboten ſein ſoll, Kunſtgegenſtän 
fürderhin außer Landes zu verkaufen. Der Florentiner Rechtsanwalt Giuſep 
Pescetti, ſozialiſtiſcher Abgeordneter, ſteht nun auf dem Standpunkt, daß d 
„patrimonio artisto dell' Italia“, das künſtleriſche Erbe Italiens Gemeingut dv 
Nation ſei. „Einerſeits nimmt der Beſitz immer mehr einen ſozialen Charali 
an, andererſeits aber wird er immer egoiftifcher und gieriger. Das dürfte der Bent 
ſein, daß der heutige Begriff des Eigentums kein feſtſtehender iſt und daß das Eige 
tum nach Form und Inhalt je nach den Bedürfniſſen und Erforderniſſen der 3 
verſchiedene Bedeutung hat“ (S. 13). Pescetti beutet alſo die Unveräußerlichkeit N 
Kunſt ſehr geſchickt in kollektiviſtiſchem Sinne aus. Der Zuſammenhang von Sozialism 
und Kunſt beſteht nach dem Verfaſſer vor allem darin, daß das Proletariat dringe 
des äſthetiſchen Genuſſes bedürfe, um die zum Teile unendlich öde Tagesarbeit, oh 
Schaden an ſeiner Menſchheit zu nehmen, verrichten zu können. Die heuti 
Kunſt ſei aber leider faſt ausnahmslos ein Mittel in den Händen der Reichen, ih 
Herrſchaft zu verlängern. Robert Michel, 
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Desorganifation der Geiſter. 

Berlin, 5. Auguſt 1903. 
Die Ausführungen, die wir vor fünf Wochen an dieſer Stelle über die von 
em Genoſſen Bernſtein angeſchnittene Frage veröffentlichten, ob die neue 
ozialdemokratiſche Reichstagsfraktion mit einer Verbeugung vor der mon⸗ 
rchiſchen Staatsform beginnen ſolle, haben die Kritik des Genoſſen Bernſtein 
md auch des Genoſſen Vollmar gefunden. An und für ſich könnten wir dieſe 
kritiken auf ſich beruhen laſſen, da die Frage heute ſchon als im Sinne unſerer 
lusführungen entſchieden gelten darf; nach den Kundgebungen der Parteipreſſe 
ſt kein Zweifel mehr daran geſtattet, daß die große Maſſe der Parteigenoſſen 
uch nicht ein Titelchen ihres republikaniſchen Prinzips opfern wird um des 
emlichen, um nicht zu jagen erbärmlichen Vorteils willen, daß ſie in einem 
o ohnmächtigen Parlament, wie der deutſche Reichstag leider noch immer iſt, 
inen weſentlich dekorativen Poſten beſetzen darf. Allein die Art, wie die Genoſſen 
Zernſtein und Vollmar unſere Ausführungen kritiſiert haben, hat eine gewiſſe 
ymptomatiſche Bedeutung, an die es wohl verlohnt, einige Worte zu verlieren. 
Genoſſe Vollmar hat in ſeiner Münchener Rede unſeren Artikel dadurch zu 
iskreditieren geſucht, daß er ihn der „Stimmungsmache“ beſchuldigte und zum 
geweis dieſes harten Vorwurfes vier aus dem ganzen Zuſammenhang geriſſene 
Zatzbruchſtückchen aneinanderreihte, damit auf die Heiterkeit einer Hörerſchaft 
echnend, von der vielleicht nicht der Hundertſte unſeren Artikel geleſen hatte. 
Stimmungsmache“ in der Tat, aber wo? Wir bekennen uns übrigens gern 
u jenen vier Satzbruchſtückchen, auch in der Form, die ihnen der Genoſſe 
zollmar zu geben beliebt hat; wir wiederholen mit beſonderem Vergnügen die 
on den Münchener Genoſſen mit „großer Heiterkeit“ begrüßte Behauptung, 
aß es „die drei Millionen ſozialdemokratiſcher Wähler als einen Schlag ins 
zeſicht“ empfinden würden, wenn die ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion 
we Tätigkeit damit beginnen würde, daß ein Vizepräſident aus ihren Reihen, 
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wucherer, beim Oberhofmarſchallamt in Berlin alleruntertänigſt um eine Audienz 


bei Sr. Majeſtät nachſuchen würde. Das iſt nämlich der wirkliche Hergang 
bei jener „gegenſeitigen Begrüßung“ „Freier und Gleicher“, von der Genoſſe 
Vollmar, und jenem „Beſuch beim Kaiſer“, von dem Genoſſe Bernſtein ſpricht, 
als handle es ſich um ein gemütliches Plauderſtündchen zwiſchen guten Freunden 
und getreuen Nachbarn. Doch dies nebenbei! Wenn aber die Münchener 
Genoſſen über unſere Anſicht lachen, daß die ſozialdemokratiſchen Wähler die 
Beteiligung der Fraktion an einem Akte, den die „Kreuzzeitung“ ganz richtig 
als eine Huldigung getreuer Untertanen vor der von Gott geſetzten Obrigkeit 
definiert, peinlich empfinden würden, ſo ſtehen wir vor einem jener bajuva⸗ 
riſchen Rätſel, die nach der oft gehörten Verſicherung des Genoſſen Vollmar 
für uns andere Sterbliche unentzifferbar ſind. | 

Noch in einer anderen Beziehung hat Genoſſe Vollmar unferen Artikel vor 
den Münchener Genoſſen lächerlich zu machen geſucht, indem er uns die Meinung 
unterſtellte, wir hätten den in manchen Verfaſſungen vorgeſchriebenen Treueid 
der Abgeordneten für eine formale Sache, aber einen formellen Staatsbeſuch 
beim Kaiſer für einen Prinzipienverrat erklärt. Genoſſe Vollmar hat dabei 
vergeſſen, ſeinen Hörern den ſpringenden Punkt unſerer Beweisführung vor⸗ 
zutragen. Wir hatten geſagt: wenn ſich die Partei am parlamentariſchen Leben | 
beteilige, jo dürfe ſie ſich an den verfaſſungsmäßigen Formalien nicht ſtoßen, | 
aber es ſei ganz etwas anderes, wenn fie ſich, um einen Präſidentenſitz zu er⸗ 
handeln, von ihren politiſchen Gegnern einen Verſtoß gegen ihre Prinzipien N 
vorſchreiben ließe. So kluge Leute, wie die Münchener Genoſſen, würden dieſen 
Unterſchied ſofort begriffen haben, wenn er ihnen vorgetragen worden wäre, 
aber durch die eigentümliche Lückenhaftigkeit, in der ihnen unſer Gedankengang 
vermittelt wurde, mag dann freilich wohl ihre Lachmuskeln gereizt haben. 
„Stimmungsmache“ in der Tat, aber wo? 

Genoſſe Bernſtein ſeinerſeits ſucht uns mattzuſetzen durch die Behauptung, | 
wir hätten ihm einen „ſchwer gelehrten Kurſus“ über die Entſtehung der Reichs⸗ 
verfaſſung gehalten. Wir haben nicht die geringſte Luſt, uns mit einer Rede⸗ 
wendung auseinanderzuſetzen, der die bittere Verlegenheit darüber an der Stirn 
geſchrieben ſteht, daß die Behauptung über die annähernd republikaniſche Ent⸗ 
ſtehung der Reichsverfaſſung ſelbſt unter den engeren Freunden des Genoſſen 
Bernſtein ein gelindes Entſetzen erregt hat. Auch den neuen Gewährsmann, 
den Genoſſe Bernſtein für ſeine Anſicht anführt, einen ſächſiſchen Liberalen, 
einen ſichern Herrn Martin in Leipzig, ſind wir großmütig genug, ihm zu 
ſchenken. Dagegen müſſen wir uns ein Wort darüber erlauben, daß ſich Ge 
noſſe Bernſtein auf das allgemeine Wahlrecht bezieht als den annähernd 
republikaniſchen Rechtstitel der Reichsverfaſſung. Hätte vor fünfzig Jahren, 
wir ſagen nicht einmal ein Demokrat, ſondern nur ein Liberaler auf die Ver⸗ 
faſſung des zweiten Kaiſerreichs als eine annähernd republikaniſche hingewieſen, 
weil ſie das allgemeine Wahlrecht enthalte, ſo würde der Mann in ganz Deutſch⸗ 
land derſelben „großen Heiterkeit“ verfallen ſein, unter der die Münchener 
Genoſſen unſeren armen Artikel begraben haben, aber Genoſſe Bernſtein 0 
darüber anderer Anſicht. | 
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| Auf die Gefahr hin, noch einmal feinen Unwillen durch einen „ſchwer ge— 


lehrten Kurſus“ zu erregen, ſei daran erinnert, daß Bonaparte im Dezember 1851 
ſeinen Staatsſtreich gegen die liberale Bourgeoiſie durch die Wiederherſtellung 
des allgemeinen Stimmrechts machte. Er ſpekulierte dabei namentlich auf die 
politiſche Unerfahrenheit der bäuerlichen Bevölkerung und dieſe Rechnung trog 
ihn vorläufig nicht. Genau nach demſelben Muſter, genau aus denſelben 
Gründen und genau zu denſelben Zwecken machte Bismarck im Jahre 1866 
ſeinen Staatsſtreich, und auf dieſem bonapartiſchen Wege iſt das allgemeine 
Wahlrecht in die deutſche Reichsverfaſſung gekommen. Daß die beiden Staats⸗ 
ſtreichkünſtler mit dieſem Wahlrecht ihre eigentümlichen Erfahrungen gemacht 
haben, dank dem klaſſenbewußten Proletariat, das iſt eine Sache für ſich. 
Aber auf Grund des allgemeinen Wahlrechts mit der Reichsverfaſſung paktieren 
wollen, die alle Fürſtenrechte ſo ins Unerträgliche ſteigert, wie ſie alle Volks⸗ 
rechte ins Unerträgliche kürzt, das heißt eben in jenen Bonapartismus fallen, 
deſſen Spuren Genoſſe Bernſtein vor zehn Jahren an dem unglücklichen Laſſalle 
mit ſo unerbittlichem Eifer aufſpüren wollte, wenn auch nicht konnte. Indeſſen 
warum denn auch nicht? Wenn Jaures jenſeits der Vogeſen die friderizianiſche 
Legende mit einem Eifer predigt, deren in Deutſchland der loyalſte Privat⸗ 
dozent aus Achtung vor der hiſtoriſchen Wahrheit nicht mehr fähig iſt, wes⸗ 
halb ſollte diesſeits der Vogeſen die bonapartiſtiſche ON nicht ihre fröh⸗ 
liche Urſtänd feiern? 
Auf Jaures bezieht ſich Genoſſe Vollmar dann direkt, indem er zuſtimmend 
deſſen Worte zitiert: „Nur durch ihre Tätigkeit kann die Partei die Welt 
revolutionieren, und ſie kann nur tätig ſein in dem Milieu, das ihr durch die 
Geſchichte gegeben wurde. Für Verſuchungen empfänglich können nur jene 
ſein, die fürchten, daß ihr politiſcher Glaube Schaden nehmen könnte durch 
den Umgang mit einer königlichen Majeſtät oder durch die ſieghafte Anziehungs⸗ 
kraft eines diplomatiſchen Lächelns“. Wir kennen die Weiſe, wir kennen den 
Text, wir kennen auch die Verfaſſer. Es wundert uns einigermaßen, daß Ge⸗ 
noſſe Vollmar in Frankreich geſucht hat, was er in Deutſchland in viel friſcherer 
Originalprägung finden konnte, nämlich in den Reden, die Bennigſen und 
Miquel und der „Heiterkeitsmacher“ Braun und wie ſie ſonſt hießen, nach dem 
großen Umfall von 1866 gehalten haben. Sollte Genoſſe Vollmar es wünſchen, 
ſo ſind wir gern erbötig, ihm aus den Reden dieſer ſtaatsmänniſchen Größen 
die Sätze von Jaures gleich zu Dutzenden herauszuſuchen. Ebenſo ſeinen eigenen 
Satz: „Wenn wir ſo ſtark ſein werden, daß uns endlich auch der gebührende 
Anteil an der vollziehenden Gewalt zufallen muß — ſollen wir alsdann auch 
unſer Handeln durch ſolche Formeln lähmen laſſen?“ Danach ſcheint Genoſſe 
Vollmar anzunehmen, daß es einmal ein ſozialdemokratiſches Miniſterium oder 
doch ſozialdemokratiſche Miniſter Sr. Majeſtät Kaiſer Wilhelms II. geben wird. 
Eine herrliche Ausſicht gewiß; nur ſchade, daß, ehe ſie ſich verwirklichen könnte, 
unſer Parteiprogramm ein Fidibus geworden ſein müßte, gerade noch gut genug, 
den Kamin zu heizen, an dem Genoſſe Vollmar dieſe Zukunftsträume ſpinnt. 
Damit ſind wir an die ſymptomatiſche Seite der Polemik gelangt, die ſich 
an die elende Vizepräſidentenfrage geknüpft hat. Das Recht des Genoſſen 
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Bernſtein, dieſe Frage anzuregen, haben wir ſchon vor fünf Wochen anerkannt 
mit der Denk⸗ und Meinungsfreiheit innerhalb der Partei meinen wir es fi 
ehrlich wie irgend jemand. Jeder Genoſſe hat es nur mit ſeinem politiſchen 
Gewiſſen abzumachen, ob er ſeine Anregungen und Einfälle und Zweifel zun 
beſten geben will, unbekümmert darum, ob ſie, bewußt oder unbewußt, mittelba 
oder unmittelbar, in ihren ferneren oder ihren näheren Konſequenzen dal 
Parteiprogramm zerrütten; hierüber kann keine andere Inſtanz entſcheiden 
wenn nicht eine gefährliche Ketzerrichterei einreißen ſoll. Allein was den einer 
recht iſt, das muß den anderen billig ſein, und hierüber ſcheinen die Begriff 
innerhalb der Partei hier und da etwas ins Unklare geraten zu ſein. Wi 
andern, die wir möglicherweiſe doch auch ſtaatsmänniſche Anregungen und Ein 
fälle und Zweifel haben könnten — und ſo übermäßig viel Geiſteskraft gehör 
am Ende nicht dazu, hinter jeden bewährten Parteigrundſatz ein Fragezeichen 
zu machen —, aber die wir alle ſolche Einfälle und Anregungen und Zweife 
erſt an dem Parteiprogramm prüfen, ehe wir fie veröffentlichen oder billigen 
wir andern haben doch auch das Recht der Denk- und Meinungsfreiheit. Des 
halb ſollte man nicht über demagogiſche „Stimmungsmache“ lärmen, wenn wi 
an den großen Prinzipien unſeres Parteiprogramms feſthalten, und man > 


nicht einen Parteiveteranen, wie Bebel, wegen „Schulmeiſterei“ auf das Arme 
ſünderbänkchen ſetzen, wenn er einmal mit einem ungeduldigen Worte zwiſcher 
die ewige Anzweiflung der Grundſätze fährt, mit denen ſein ganzes Leben ver 
wachſen iſt. 

Hieran zu erinnern, ſchien uns nicht ganz unnützlich zu ſein. Sollte unje 
Wunſch aber nicht beachtet werden, jo wäre es eben das. Wir, deren poli 
tiſches Gewiſſen unſer Parteiprogramm iſt, werden all den Anregungen, Ein 
fällen und Zweifeln, die ſich mit dieſem Programm mehr oder weniger in der 
Haaren liegen, die angeblich die kapitaliſtiſche Geſellſchaft allmählich aushöhler 
wollen, ihr tatſächlich aber kein Haar krümmen und nur das demokratiſch 
Empfinden der Maſſen aushöhlen, die, wenn ſie ungeſtört fortwuchern, ein 
völlige Desorganiſation der Geiſter innerhalb der Partei herbeiführen müſſen 
wir werden ihnen einen unerſchütterlichen Widerſtand entgegenſetzen, und win 
werden ſiegen, nicht weil wir klüger oder ſtärker ſind als unſere ſtaatsmänniſcher 
veranlagten Genoſſen, ſondern weil wir einen Bundesgenoſſen haben, der aud 
durch die geiſtreichſten Anregungen, Einfälle und Zweifel nicht erſtickt werder 
kann: wir meinen das revolutionäre Klaſſenbewußtſein des modernen Prole 
tariats. | 

Dieſer Bundesgenoſſe hat bereits die Vizepräſidentenfrage entſchieden, aber 
wie weit dabei die Geiſter auseinander gekommen ſind, ſei nach einem Beijpiel 
gezeigt. Am Schluſſe ſeiner Münchener Rede erörtert Genoſſe Vollmar die 
Frage, was geſchehen würde, wenn ſich die Fraktion zu dem ſogenannten „Be⸗ 
ſuch beim Kaiſer“ bereit erklärte, aber dann doch die Vizepräſidentenſtelle nicht 
erhielte. Wir erkennen an, daß dieſe Frage vom Standpunkt des Genofjen 
Vollmar uns ſehr erwähnenswert iſt, aber die Antwort, die er darauf gibt, iſt 
uns vollkommen unverſtändlich. Genoſſe Vollmar ſagt nämlich: „Das würde 
dann nicht nur von unſeren Wählern, ſondern weit darüber hinaus im deutſchen, 


* 


Heinrich Cunow: Politiſche Anthropologie. 581 


5 


Volke verſtanden werden und unſerer Stellung in anderer Weiſe zugute kommen.“ 
Wie geſagt, das verſtehen wir einfach nicht. 

An unſerem Teile meinen wir vielmehr: wenn der vom Genoſſen Vollmar 
dorausgeſetzte Fall einträte, wenn die Partei das Opfer ihres republikaniſchen 
Prinzips brächte und dann von den bürgerlichen Mehrheitsparteien um den 
Preis ihres Opfers geprellt würde, ſo würde ſie nicht als gekränkte Unſchuld 
dom deutſchen Volke getröſtet werden, ſondern ein Sturzbad von Hohn und 
Spott würde ſich über ſie ergießen, wie noch nie über eine Arbeiterpartei, und 
war von Rechts wegen. 

| 
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Seit Auguſte Comte die Soziologie gewiſſermaßen als erweiterte Fortſetzung 
er Biologie aufgefaßt wiſſen wollte und die Forderung aufſtellte, daß die 
küheſten geſellſchaftlichen Entwicklungsvorgänge, die heute nicht mehr an noch 
orhandenen Überbleibſeln primitiver ſozialer Lebensformen nachgewieſen werden 
önnten, nach den biologiſchen Erkenntniſſen rekonſtruiert werden müßten, tritt 
mer wieder der Verſuch auf, die geſellſchaftlichen Verhältniſſe als bedingt 
urch die biologiſchen Naturgeſetze darzuſtellen, meiſt auf Grund der offen aus⸗ 
eſprochenen Folgerung, daß die Lebensäußerungen des einzelnen menſchlichen 
mdividuums von feiner phyſiologiſchen Eigenart abhängen und, da die Ge- 
Alſchaft nichts ſei als eine Maſſe von Individuen, auch das ſoziale Leben 
ichts ſein könne als eine Erweiterung der biologiſchen Lebens- und Ent⸗ 
zicklungstätigkeit. 

Beſonders als bald nach Comte der Darwinismus auftrat, die Begriffe der 
atürlichen Ausleſe, Anpaſſung, Vererbung faſt allgemein in der Biologie zur 
nbejtrittenen Herrſchaft gelangten und nun alle organiſchen Entwicklungs⸗ 
rozeſſe einfach aus dieſen neugefundenen „naturwiſſenſchaftlichen Grund⸗ 
itſachen“ abgeleitet wurden, da erhielt auch die Lehre von der Bedingtheit der 
Sellichaftlichen Zuſtände durch die biologiſchen Naturgeſetze neuen Vorſchub. 
icht gleich — denn die Darwinſche Lehre von der Entſtehung neuer Arten 
ute in ihrer Negation der überkommenen Vorſtellungen von der Vorausſicht 
5 dem Walten eines allmächtigen Schöpfers einen gewiſſen revolutionären 
harakter. Recht bald aber erkannte man, wie vorteilhaft ſich die neue Lehre 
ir Rechtfertigung der Adels-, Standes⸗ und Klaſſenherrſchaft und der Unter: 9 
ückung inferiorer Raſſen auf die menſchliche Entwicklungsgeſchichte anwenden 
ßt, indem man alle politiſchen und wirtſchaftlichen Kämpfe als einen „Kampf 
uns Daſein“ im naturwiſſenſchaftlichen Sinne betrachtet, als deſſen Folge ſich 
ich ewigen Naturgeſetzen immer wieder die Auswahl und Herrſchaft der 
üchtigſten und die Erhaltung ihrer überlegenen Eigenſchaften vermittelſt der 
‚werbung ergibt. Dabei waren je nach dem beſonderen politiſchen Stand: 
met des Argumentierenden die verſchiedenartigſten Variationen möglich. Wo 
hei verſchiedene Raſſen nebeneinander ſitzen, zum Beiſpiel in Irland, da ließ 
h mit einiger Deduktionsgabe leicht nachweiſen, daß die beherrſchte Schicht, 


dieſem Falle alſo die Kelten, eine inferiore Raſſe ſei, in deren Unterliegen 
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ſich nur ein ewiges Naturgeſetz wiederhole. Wo der Adel herrſchte, da re 
präſentierte ſelbſtverſtändlich dieſer die Auserleſenen uſw. 

Speziell in England fand dieſe Übertragung biologiſcher Erkenntniſſe auf 
die Geſellſchaftswiſſenſchaft einen breiten Boden. Das iſt, wenn man den Ab⸗ 
ſtammungs⸗ und Raſſendünkel des beſitzenden Vollblutengländers und die all⸗ 
gemeinen politiſchen Auffaſſungen der oberen Schichten Englands vor einigen 
Jahrzehnten kennt, durchaus begreiflich. Für dieſe Schichten war es etwas 
ganz Selbſtverſtändliches, daß ſie ihre ſoziale beziehungsweiſe ihre wirtſchaft⸗ 
liche Stellung nur ihrer beſonderen erworbenen oder ererbten Tüchtigkeit ver⸗ 
dankten und daß andererſeits die Weltherrſchaft Englands nur eine Folge der 
Überlegenheit der angelſächſiſchen Raſſe ſei. Von dieſer Anſicht bis zur An⸗ 
erkennung der Behauptung, daß auch die ſozialen Kämpfe ſich nach biologiſchen 
Geſetzen vollziehen, iſt nur ein Schritt. Zudem hatten die malthuſianiſtiſchen 
Theorien von der zu ſchnellen Bevölkerungsvermehrung und der naturgeſetz⸗ 
lichen Notwendigkeit des Zugrundegehens der Überzähligen, ſowie die Spencerſche 
organiſche Auffaſſung des geſellſchaftlichen Lebens mit ihrer Lobpreiſung des 
freien wirtſchaftlichen Konkurrenzſyſtems als Fortſchrittshebels tüchtig vor⸗ 
gearbeitet. Bekannt! iſt, daß auch Darwin zu feiner Theorie von der natür⸗ 

lichen Zuchtwahl als Ergebnis des Kampfes ums Daſein erſt durch die Lektüre 
der malthuſianiſchen Schriften gekommen iſt. 

Von manchen Soziologen und Biologen demokratiſcher Geſinnung wurde 
allerdings geltend gemacht, im Kampfe ums Daſein innerhalb der Geſellſchaft 
entſchieden meiſt nicht die perſönlichen Eigenſchaften der Individuen, ſondern 
äußere Machtmittel, zum Beiſpiel Beſitz, Zugehörigkeit zu privilegierten 
Ständen uſw., über den Erfolg; aber mit wenigen Ausnahmen führten dieſe 
und ähnliche Einwürfe nicht zu der Folgerung, daß die Beurteilung geſellſchaft, 
licher Vorgänge nach biologiſchen Entwicklungstendenzen ein Unſinn iſt, ſondern 
zu der Annahme, daß, um eine richtige Ausleſe zu erhalten, durch Errichtung 
beſſerer Schulen, leichtere Zugänglichmachung der Staatsämter, Abſchaffung 
der Standesprivilegien uſw. dem Angehörigen der unteren Volksſchichten der 
Wettbewerb mit dem Sohne aus reichem Hauſe erleichtert werden müſſe. 

Auch in Deutſchland fand die Anwendung der darwiniſtiſch-biologiſcher 
Theorien auf die Geſellſchaftswiſſenſchaft eine Reihe Umſtände vor, die ihr 
Aufnahme begünſtigten. Vornehmlich kommen zwei in Betracht: die allgemein 
Anerkennung, deren ſich in den ſechziger und ſiebziger Jahren die ſogenannt 
organiſche Staats- und Geſellſchaftslehre erfreute mit ihrer Auffaſſung der Ge 
ſellſchaft als eines dem Individualorganismus analogen „ſozialen Organis 
mus“, eines „höheren Integrals und Differenzials“ — um mit Schäffle zi 
reden — des organiſchen Körpers, und zweitens die ſchnelle Ausbreitung del 
Sozialdemokratie in jener Zeit. Letzteres mag auf den erſten Blick befremdent 
erſcheinen, aber man braucht nur die erſten deutſchen Artikel und Schriften 
die Ende der ſechziger und Anfang der ſiebziger Jahre des letzten Jahrhunderte 

über die Geſellſchaftslehre in ihrem Verhältnis zum Darwinismus geſchrieber 
worden ſind, näher anzuſehen, um ſofort zu erkennen, daß ſie alle dem Be 

ſtreben entſpringen, den Kommunismus als unvereinbar mit den ewigen bio 

logiſchen Naturgeſetzen nachzuweiſen. Und noch ſchärfer trat dieſe Grundtenden ! 
hervor, nachdem Virchow im Jahre 1877 auf dem Kongreß deutſcher Natur 
forſcher und Arzte in München den Darwinismus als politiſch gefährlich 
denunziert hatte. Jetzt erheiſchte es gewiſſermaßen die liberale Ehre, nachzu 
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weiſen, daß vielmehr der Darwinismus ein Gegenmittel gegen den Sozialismus 
ſei. Und die nächſten bedeutenderen Abwehrſchriften, die von darwiniſtiſcher 
Seite erſchienen, der Vortrag von Oskar Schmidt: „Darwinismus und Sozial⸗ 
demokratie“ (Kaſſel 1878) ſowie Haeckels „Freie Wiſſenſchaft und freie Lehre“ 
zeigten denn auch deutlich das Beſtreben, durch Hineindozierung darwiniſtiſcher 
Erkenntniſſe in die Geſellſchaftslehre den Sozialismus als „naturwidrig“ zu 
erweiſen. 

Und denſelben Charakter zeigen faſt alle neueren deutſchen biologiſch-ſozial⸗ 
theoretiſchen Schriften. Während in Frankreich vielfach abſtrakt poſitiviſtiſch⸗ 
philoſophiſche Züge in der biologiſchen Geſellſchaftslehre zum Ausdruck kommen, 
ſind in Deutſchland die meiſten Schriften dieſer Art nichts weiter als wiſſen— 
ſchaftlich verbrämte antiſozialiſtiſche Tendenzſchriften, die oft ſchon in ihrem 
Titel oder ihren Kapitelüberſchriften ihren Charakter verraten, wie zum Bei- 
ſpiel Otto Ammons Schriften: „Der Darwinismus gegen die Sozialdemokratie. 
Anthropologiſche Plaudereien“ und „Die Geſellſchaftsordnung und ihre natür— 
lichen Grundlagen. Entwurf einer Sozial-Anthropologie”, ferner H. E. Zieglers 
Buch: „Die Naturwiſſenſchaft und die ſozialdemokratiſche Theorie“ oder Ludwig 
Büchners: „Darwinismus und Sozialismus“. 

In einer gewiſſen Hinſicht läßt ſich indes, wenn man die jetzige deutſche 
darwiniſtiſch⸗ſoziologiſche Literatur mit der vor einigen Jahrzehnten vergleicht, 
doch ein Unterſchied konſtatieren. Auch in der deutſchen Literatur, die früher 
oft einen gewiſſen liberal⸗kosmopolitiſchen Anſtrich hatte, iſt neuerdings das 
Argumentieren mit Raſſentheorien Mode geworden — ebenfalls infolge be— 
ſtimmter politiſcher Einflüſſe, mögen dieſe auch den Argumentierenden vielleicht 
ſelbſt nicht immer klar fein. Die ſich aus den neueren wirtſchaftlichen Gegen- 
ſätzen und Konkurrenzkämpfen der Nationen ergebende Verſchärfung des 
Nationalitätsgedankens, die Idee des Imperialismus, die Sucht nach Ex: 
panſion: ſie haben wieder, da nun einmal derartige Strömungen ohne theo— 
retiſche Begründungen nicht auszukommen vermögen, allerlei Theorien über die 
natürlichen Vorrechte der überlegenen Raſſen, das ſtärkere Recht der Stärkeren, 
emporgewirbelt — und dieſe, aus dem politiſchen Tagesbedarf entſprungenen 
Theorien finden naturgemäß ihren Widerhall auch in der ſoziologiſchen Literatur. 
Man muß ſich dieſe Entwicklung vor Augen halten, will man die ſeltſamen 
Irrgänge der neueren ſoziologiſchen Schriften dieſer Richtung verſtehen; beſonders 
zilt das von der jüngſt erſchienenen: von Ludwig Woltmanns „Bolitifcher 
Anthropologie“, die manchem, der Woltmanns frühere Beziehungen zu der 
eoifioniftiichen Strömung innerhalb der deutſchen Sozialdemokratie kennt, 
befremden dürfte, die mir aber, aufrichtig geſtanden, nur als eine ganz fon- 
equente Fortſetzung der von ihm vor fünf Jahren in ſeinem Buche: „Die 
Darwinſche Theorie und der Sozialismus“ vertretenen Auffaſſung des Verhält⸗ 
niſſes der Biologie zur Soziologie erſcheint. | 

Woltmann wollte damals eine „biologiſche Syntheſe von Darwinismus und 
Marxismus“ herſtellen. Er ſchuf fie derart, daß er einfach als Poſtulat er⸗ 
lärte: „Das organiſche Leben und das ſoziale Leben ſind den allgemein gültigen 
zeſetzen des Lebens überhaupt in gleicher Weiſe unterworfen. Die allgemeine 


Ludwig Woltmann, „Politiſche Anthropologie. Eine Unterſuchung über den Einfluß 
er Deſzendenztheorie auf die Lehre von der politiſchen Entwicklung der Völker.“ Eiſenach 
nd Leipzig, Thüringiſche Verlagsanſtalt. 326 S. 89. Preis 6 Mark. 
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Biologie iſt die gemeinſame Grundlage der organiſchen und ſozialen 
Entwicklungstheorie“, und nachdem er hieraus die Folgerung gezogen hatte, 
daß „die allgemeinen biologiſchen Geſetze in gleicher Weiſe für die ſoziale und 
kulturelle Entwicklung des Menſchengeſchlechtes gelten“, nicht etwa dazu über⸗ 
ging, die Grundprinzipien der Marxſchen Entwicklungstheorie den biologiſch⸗ 
ſoziologiſchen Konſtruktionen gegenüberzuſtellen, ſondern verſchiedene der gar zu 
albernen Analogien zurückzuweiſen, die von antiſozialiſtiſchen Darwiniſten zwiſchen 
dem ſozialen und dem organiſchen Leben gezogen worden waren. | 

Von dieſem Standpunkt iſt es nur folgerichtig, wenn Woltmann — nad 
dem er inzwiſchen im Sozialismus nicht jene ihm vorſchwebende ideale Syntheſe 
von Kant, Hume, Marx, Darwin, Weismann und Haeckel gefunden hat, die 
er in jugendlicher Unabgeklärtheit ſchaute — ſich ganz der biologiſchen Auf⸗ 
faſſung zuwendet und dieſe in der Einleitung zu ſeinem neuen Werke unter 
dem Haekelſchen Motto: „Die Weltgeſchichte iſt ein Teil der organiſchen 
Entwicklungsgeſchichte“ folgendermaßen formuliert: | 

„Die naturwiſſenſchaftliche Erforschung des Menſchen und feiner Lebens: 
beziehungen belehrt uns über feine angeborenen, ererbten und erworbenen Eigen⸗ 
ſchaften und Kräfte und bringt den Nachweis, daß die Entwicklungsgeſetze der⸗ 
ſelben die phyſiologiſche Grundlage aller politiſchen Einrichtungen, 
Tätigkeiten und Vorſtellungen bilden, welche die Raſſen des Menſchen⸗ 
geſchlechtes in ihrem hiſtoriſchen Werdegang hervorgebracht haben.“ | 

Das iſt genau dieſelbe Auffaſſung, die faſt der ganzen biologiſchen Geſell⸗ 
ſchaftstheoretik zu Grunde liegt. Dennoch darf Woltmann ein gewiſſes Intereſſe 
für ſein neueſtes Werk in Anſpruch nehmen, denn er beſchränkt ſich nicht, wie 
die meiſten ſeiner Vorläufer, darauf, die biologiſchen Geſetze der Anpaſſung, 
Vererbung, Ausleſe, Varietätenbildung uſw., ſoweit ſie mit einiger Sicherheit 
von der Forſchung feſtgeſtellt ſind, durch bloße Analogieſchlüſſe auf die ſoziale 
Entwicklung zu übertragen. Er macht tatſächlich einen Verſuch, wenn auch 
mit völlig unzulänglichen Mitteln, einen gewiſſen Zuſammenhang der geſell⸗ 
ſchaftlichen Entwicklung und Inſtitutionen mit biologiſchen Faktoren nach⸗ 
zuweiſen und, wie anerkannt werden ſoll, mit Geſchick. Wenn trotzdem der 
Verſuch mit einem gründlichen Fiasko endet, liegt das daran, daß, wo keine 
kauſalen Zuſammenhänge vorhanden ſind, ſich auch trotz aller Klügelei keine | 
aufzeigen laſſen. 

Da dieſe Verſuche das Wichtigſte an dem Buche ſind, glaube ich die Aus⸗ j 
führungen über die Faktoren (Anpaſſung, Zuchtwahl, Vererbung ꝛc.) der orga⸗ 
niſchen Entwicklung übergehen zu können, umſomehr als ſie dem, der die neuere 
darwiniſtiſche Literatur einigermaßen kennt, wenig Neues bieten — wenn man 
von dem oft geradezu naiven Beſtreben Woltmanns, für alle Gegenſätze und 
Meinungsverſchiedenheiten Syntheſen zu finden, abſieht. Woltmann hat als 
Sanguiniker par excellence geradezu eine Manie, alles in höhere Einheiten 
aufzulöſen. Die widerſtreitendſten Anſichten, zum Beiſpiel die verſchiedenen An 
ſchauungen von Lamarck, Darwin, Haeckel, Weismann, Galton, über die Ver⸗ 
erbung oder die Meinungsverſchiedenheiten von Darwin, Bateſon, Galton, 
Haekel, Eimer, de Vries über die Varietäten: und Artentſtehung werden von | 
ihm ſpielend unter einen Hut vereinigt. Natürlich geht es bei dieſer Manipu⸗ 


Vergl. den Artikel: Neuere Theorien der Entwicklung. Von Kurt Grottewitz. „Neue 
Zeit“, Jahrgang 1902/03, Bd. I, S. 11. | 
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lation ohne Recken und Zuſammenſtauchen nicht ab, doch macht das Herrn 
Woltmann nicht viel Kopfzerbrechen. Die Außerung Haeckels, daß, wenn man 
mit Weismann und Galton die Vererbung erworbener Eigenſchaften leugnet, 
die Umbildung organiſcher Formen überhaupt keinen phyletiſchen Wert habe, 
erklärt er zum Beiſpiel einfach für ein Mißverſtändnis (S. 58), und die An- 
ſichten von Wallace und Weismann, geiſtige Fähigkeiten (beziehungsweiſe Talente) 
vererbten ſich nicht, für Folgerungen, die auf einſeitigen biologiſchen Voraus⸗ 
ſetzungen beruhten (S. 143). Auf dieſe Art erlangt er leicht, was er braucht. 
Selbſtverſtändlich hält er es mit der guten alten Darwinſchen Vererbungstheorie, 
wie faſt alle Sozialtheoretiker ſeiner Art; denn die neueren Forſchungen machen viel⸗ 
fach gar zu dicke Striche durch die ſchönen phantaſtiſchen Zuchtwahlkonſtruktionen. 
Das erſte Gebiet, auf welchem Woltmann den urſächlichen Zuſammenhang 
der ſozialen Entwicklung mit den biologiſchen Geſetzen nachzuweiſen unter⸗ 
nimmt, iſt das der Familienrechte, das er mit einer kurzen Geſchichte der Ent— 
wicklungsformen der Ehe einleitet, in der er kurz einige ſich gegenſeitig wider— 
ſtreitende Auffaſſungen Morgans, Weſtermarks, Starkes, Kohlers ꝛc. erwähnt 
und dann zu einer Ablehnung der Morganſchen Hypotheſen kommt. Recht 
unvorſichtig iſt es von ihm nur, daß er ſich nicht auf das bloße Ablehnen 
beſchränkt, ſondern ſeine Gegenanſicht auch zu begründen ſucht; denn dieſe Be: 
gründung zeigt, daß er nicht die geringſte Ahnung von dem hat, worüber er 
ſpricht. Er erklärt nämlich: Es wäre doch töricht, aus dem Umſtand, daß 
heute noch die Bezeichnungen Onkel und Vetter viel freier gebraucht werden, 
als das öffentlich gültige Familienrecht erlaubt, auf ein tatſächliches engeres 
Verwandtſchaftsverhältnis zu ſchließen. Entwicklungspſychologiſch ſei die Sache 
ſo zu erklären, daß die Verwandtſchaftsbezeichnungen auf niederen Stufen noch 
nicht in dem Maße differenziert ſeien wie heute und daß bei der urſprünglichen 
Familiengemeinſchaft, als ſozialer Schutzeinheit, die Gefühle der Bluts⸗ 
verwandtſchaft viel enger aneinander ſchlöſſen, als es bei der heutigen Sonder— 
familie der Fall ſei, wo ſelbſt die engſten Blutsverwandten individualiſtiſch 
auseinanderſtrebten (S. 164). 
Hätte Herr Woltmann ſich auch nur einige der Morganſchen Verwandtſchafts⸗ 
ſyſteme näher angeſehen, er würde gefunden haben, daß dieſe viel weiter 
„differenziert“ find, als unſere; daß fie Verwandtſchaftsgrade und -Beziehungen 
unterſcheiden, die wir gar nicht kennen, und daß ſie für dieſe Beziehungen auch 
beſtimmte Bezeichnungen haben. Zweitens aber erſtrecken ſich die Verwandt— 
ſchaftsbenennungen nicht nur auf die „ſoziale Schutzeinheit“, die Horde oder 
Geſchlechtsgenoſſenſchaft, ſondern häufig auch auf andere derartige Gemein— 
ſchaften, ja ſelbſt auf „Schutzeinheiten“ fremder Stämme. 
Diooch endlich kommen wir zur ſexuellen Zuchtwahl. Leider iſt die Ausbeute 
recht gering: ſie beſteht nur in der unbewieſenen Behauptung Woltmanns, daß 
Stämme, die ſchon ſehr früh ein ſich auf ſtrenger Monogamie aufbauendes 
Familienverhältnis hervorbrachten, „durch die phyſiologiſche und pſychologiſche 
Wirkſamkeit desſelben in Verbindung mit günſtigen äußeren Bedingungen der 
Ausleſe im Daſeinskampf zu den edelſten Zweigen des Menſchengeſchlechtes 
geworden“ ſind. 

Alſo nichts als eine leere Behauptung. Es gibt niedrigſtehende monogame 
und hochſtehende polygame Völker (zum Beiſpiel die orientaliſchen); kluger⸗ 
weiſe fügt denn auch Woltmann hinzu: „in Verbindung mit günſtigen äußeren 
Bedingungen“. Sollten dieſe „äußeren Bedingungen“ nicht das Weſentlichſte 
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ſein? Sozialgeſchichtlich ſtellt ſich die Entwicklung nicht jo dar, daß erſt ſtrenge 
Monogamie entſteht und dann die höhere Entwicklung folgt, ſondern daß auf 
höherer Entwicklungsſtufe ſich als Folge der ſozialen Verhältniſſe die Not⸗ 
wendigkeit der Einehe ergibt. Aber ſelbſt wenn das unrichtig wäre, lieferte 
doch die Behauptung Woltmanns keinen Beweis für die Wirkſamkeit der bio⸗ 


logiſchen Geſetze. Er erklärt nur, daß die Monogamie nützlich für den geſell⸗ 
ſchaftlichen Fortſchritt iſt. Er ſoll jedoch nachweiſen, wie die Einehe und alle 
anderen Eheformen, die wir im Laufe der ſozialen Entwicklung vorfinden, ſich 


notwendig aus den von ihm aufgeſtellten biologiſchen Geſetzen ergeben, daß 


erſtere durch letztere kauſal bedingt ſind. 


Statt deſſen ſpringt Woltmann ſchnell auf ein anderes Gebiet über. Be 


kanntlich finden wir auf den unteren Stufen der Geſellſchaft ein weitgehendes 
Verbot des geſchlechtlichen Verkehrs zwiſchen beſtimmten Verwandtſchaftsgraden. 


„Die Urſachen dieſer Entwicklung“, dekretiert Woltmann, „ſcheinen ſowohl 
phyſiologiſche als pſychologiſche zu ſein. Enge und dauernde Inzucht iſt in 
doppelter Weiſe ſchädlich. Sie ſteigert einmal durch erbliche Anhäufung die 


bei den Verwandten beſtehenden Schwächen, Krankheiten und Entartungen, 
dann führt ſie aber auch bei Geſunden und Kräftigen ſchließlich zu einer orga⸗ 
niſchen Verſchlechterung der Konſtitution und Fruchtbarkeit. Der Ausſchluß der 
nächſten Verwandten von ehelicher Gemeinſchaft iſt dann durch eine phyſiſche 
Zuchtwahl und Überleben derjenigen Familien entſtanden, die wenig oder keine 


Inzucht trieben, während die anderen ausſtarben“ (S. 169). 


Beweiſe für dieſe Behauptung hat Herr Woltmann nicht — er behauptet 


nur. Selbſt wenn das Behauptete aber wahr wäre, würde es nur erklären, 
warum es keine Völker ohne Inzeſtverbote gibt. Tatſächlich handelt es ſich 


aber darum, nachzuweiſen, wie dieſe Verbote durch biologiſche Geſetze kauſal | 


bedingt waren, und zwar genügt nicht der Nachweis, daß der ſogenannte 
„Abſcheu vor Blutſchande“ ein organiſches Naturgeſetz ſei — ein Nachweis, 
der nicht zu führen iſt, während ſich beweiſen läßt, daß dieſer Abſcheu aus 
ſozialen Bedingungen entſtanden iſt und ſich mit dieſen verändert hat! — 


ſondern daß auch alle Wandlungen dieſer Inzeſtverbote durch bio⸗ 


logiſche Faktoren beſtimmt worden ſind. Herr Woltmann behauptet 
mit Haeckel, die Weltgeſchichte ſei nur ein Teil der organiſchen Entwicklungs⸗ 
geſchichte, und verſpricht, die ſozialen Verhältniſſe aus biologischen Grund⸗ 
geſetzen zu erklären, ſtatt deſſen erklärt er umgekehrt, die geſellſchaftlichen Be⸗ 
ſtimmungen über den Geſchlechtsverkehr hätten beſtimmend auf den menſchlichen 


Organismus eingewirkt. 


Nachdem Herr Woltmann uns dann noch von der Schädlichkeit der Mitgift 
ehe und der Kinderverlöbniſſe unterhalten hat, kommt er uns aber endlich 
„biologiſch“. Der Mann, erklärt er, iſt der ſtärkere; er nur konnte die Familie 
ſchaffen. „Die familiäre Herrſchaft des Mannes iſt eine biologiſche 
Tatſache und Notwendigkeit, gegen welche rationaliſtiſche Gleichheits⸗ 


theoretiker vergeblich anſtürmen“ (S. 179). 


Das gibt an anderer Stelle Woltmann ſelbſt zu, denn S. 170 ſagt er: „Die Inzeſt⸗ f 
ſcheu iſt nach alledem eine durch fortſchreitende Geſittung erworbene Empfindung, die durch 
Tradition, Vorbild und Verbot immer wieder anerzogen werden muß. Wäre fie ein natür⸗ 
licher, angeborener Inſtinkt, ſo würde der Inzeſt nicht bei ſo vielen Stämmen als erlaubt 
angeſehen werden und brauchte er dort nicht mit ſtrengen Rechts- und Strafbeſtimmungen 


bedacht werden, wo er verboten iſt.“ 
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Das heißt zwar, ſehr energiſch geſprochen — aber es wird durch die über— 
ſchäumende Energie, die Herr Woltmann in ſeinem Zorne über die Anfechtung 
ſeiner Manneswürde durch die Gleichheitstheoretiker entfaltet, um keinen Heller 
wahrſcheinlicher. Zum Gegenbeweis genügt es, auf die neueren ethnologiſchen 
und ſozialgeſchichtlichen Forſchungen hinzuzeigen, die dartun, daß im Laufe der 
ſozialen Entwicklung, je nach den beſonderen wirtſchaftlichen Verhältniſſen, die 
Stellung des Mannes wie des Weibes in der Familie mannigfach gewechſelt 
hat und neben Familienformen, die eine unbeſtrittene Herrſchaft des Mannes 
darſtellen, andere exiſtiert haben, die uns das Weib als Beherrſcherin der 
Familienorganiſation zeigen. 

Woltmann glaubt jedoch in ſeiner ſeltſamen Kritikloſigkeit, durch ſein 
Diktum, die Herrſchaft des Mannes in der Familie ſei eine biologiſche Not⸗ 
wendigkeit, nicht nur den biologiſchen Grundcharakter der Familie, ſondern auch 
zugleich ihren Entwicklungsgang beſtimmt zu haben, und fährt im nächſten 
Kapitel fort: 

„Wie das elementarſte Bedürfnis des Menſchen in der Ernährung beſteht, 
ſo iſt die ſolidariſche Erwerbung und Vererbung von materiellem Beſitz die 
wichtigſte ſoziale Aufgabe der Familienorganiſation. Mit der Entwicklung der 
Ehe⸗ und Familienformen hängt daher die Entwicklung der Eigentums- und 
Erbrechte aufs engſte zuſammen“ (S. 179). 

Davon iſt nur ſoviel richtig, daß, ſobald ein materieller Beſitz vorhanden 
iſt, der ſeinen Beſitzer überdauert, eine Vererbung ſtattfindet und auf dieſe die 
Familienform einen gewiſſen Einfluß übt. Was beweiſt das aber für die Ab⸗ 
hängigkeit der Vererbung ſachlichen Eigentums und ihres vielfachen Wechſels 
im Laufe der Zeiten von ewigen biologiſchen Naturgeſetzen? Erſtlich kann doch 
nur dort Familien⸗ oder individueller Beſitz vererbt werden, wo die wirtſchaft⸗ 
liche Entwicklung zur Herausbildung derartiger Beſitzformen geführt hat, und 
zweitens ſind, wenn die Familienformen die Art und Weiſe der Vererbung 
beſtimmen, dieſe Formen ſelbſt wieder völlig von den ſozialen Verhältniſſen ab⸗ 
hängig — es ergibt ſich alſo als Folgerung, daß nicht biologiſche, ſondern 
ſoziale Faktoren die Vererbung beſtimmen. Herr Woltmann aber weiß ſich 
Rat. Aus der Vererbung körperlicher Eigenſchaften folgt auch, erklärt er, die 
Vererbung von ſachlichen Dingen: „Im allgemeinen ſind die Formen des 
Erbrechtes in den Geſetzen der phyſiologiſchen Vererbung von 
körperlichen, inſtinktiven und geiſtigen Fähigkeiten begründet. 
Man kann ſagen, daß im großen und ganzen eine hiſtoriſche Parallelität 
zwiſchen phyſiologiſcher und rechtlicher Vererbung beſteht“ (S. 184). 

Ich muß geſtehen, logiſch erſcheint mir dieſe Folgerung abſolut nicht zwingend: 
weil körperliche Eigenſchaften vererbt werden, muß auch der materielle Beſitz 
— der doch keine körperliche Eigenſchaft iſt — vererbt werden. Wenn die Ver⸗ 
erbung ſachlicher Gegenſtände eine einfache biologiſche Folge der organiſchen 
Vererbung iſt, müßte ſie auch bei allen anderen Lebeweſen zu finden ſein, zum 
Beiſpiel bei allen Tierarten, nicht nur bei den Menſchen auf gewiſſer wirt⸗ 
ſchaftlicher Entwicklungsſtufe. Jedenfalls aber vermag die obige Folgerung 
höchſtenfalls zu erklären, daß überhaupt eine Vererbung ſtattfindet. Nicht 
hierum aber handelt es ſich für die Geſellſchaftswiſſenſchaft, ſondern, wie ver⸗ 
erbt wird. Warum hier der Gentilverband, dort die Einzelfamilie, hier der 
Sohn, dort der Neffe, hier die Witwe, dort der Bruder erbt uſw. Daß die 
ganze bunte Fülle der verſchiedenen Erbrechte ſich nicht durch die organiſche 
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Vererbung erklären läßt, ſieht denn auch Woltmann ſelbſt ein. S. 184 meint 
er: „Das genealogiſche Bewußtſein der Zeugung und Abſtammung iſt aber 
nicht der einzige Faktor, der die Gewohnheiten und Rechte in der Erbſchaft 
beſtimmt. Es wirken unter Umſtänden wirtſchaftliche und politiſche Einflüſſe 
ein, welche die Übereinftimmung zwiſchen organiſcher und rechtlicher Vererbung 
noch mehr erſchüttern. Wenn es auch eine Forderung der Gerechtigkeit iſt, daß 
jedes politiſche Geſetz einer Naturregel entſpricht, ſo ſcheitert eine Verwirklichung 
derſelben doch an der Kompliziertheit der tatſächlichen Verhältniſſe.“ 1 
Alſo find es doch ſſoziale Verhältniſſe, welche die rechtliche Vererbung be⸗ 
ſtimmen. | 
Auf derſelben Stufe der Leiſtungsfähigkeit ſtehen die übrigen Nachweiſe 
Woltmanns, daß die „hſiſtoriſch-politiſchen Tatſachen“ Wirkungen biologiſcher 
Faktoren ſind. Überall ein naives Analogiſieren, das trotz aller künſtlichen 
Konſtruktion doch nur erklärt, weshalb vielleicht gewiſſe ſoziale Tendenzen vor⸗ 
handen ſind, nicht aber weshalb ſie im Laufe der ſozialen Entwicklung ver⸗ 
ſchiedene wechſelnde Formen angenommen haben. | 
Höchſt amüſant und zugleich charakteriſtiſch für fein Verfahren iſt zum 
Beiſpiel, wie Woltmann die Geſchichte der Stände und Berufe, ſowie der poli⸗ 
tiſchen Entwicklung erklärt. Die biologiſche Differenzierung, das heißt die Unter⸗ 
ſchiede zwiſchen Mann und Weib und zwiſchen den verſchiedenen Altersſtufen, 
ſind, ſo beginnt er ſeinen Exkurs, der „natürliche Ausgangspunkt der ſozialen 
Arbeitsteilung“. Die „Arbeitsteilung iſt aber zugleich eine Genuß⸗ und Herr⸗ 
ſchaftsteilung“, ſie bedingt einen Zwang, der von einer überlegenen Macht aus⸗ 
geübt wird, und dieſer Zwang wieder eine ſoziale Gliederung in Sklaven⸗ 
ſchichten, Kaſten, Stände, Klaſſen uſw. (S. 191—192). Und nachdem er auf 
dieſe Weiſe die Exiſtenz derartiger Schichtungen als biolo giſche Notwendig⸗ 
keit erwieſen hat, wird durch Konſtruktion von allerlei Ausleſe⸗Analogien N 
weiter dargetan, daß die Standes- und Klaſſenbildung eine Folge der natür⸗ 
lichen Ungleichheit der phyſiſchen, wirtſchaftlichen und geiſtigen Fähigkeiten und 
demnach alſo, wie S. 245 erklärt wird, der Entwicklungsprozeß der 
ſozialen und politiſchen Formationen ein biologiſcher Vorgang iſt. 
Auch die Gliederung der modernen Geſellſchaft in verſchiedene Berufe beruht, 
wie Woltmann verſichert, auf Variation und Anhäufung von Individualpotenzen. 
Sogar die heutigen politiſchen Parteibildungen im Deutſchen Reiche fußen 
auf biologiſchen Unterſchieden. „Den politiſchen Parteiungen“, heißt es S. 300, | 
„liegen urſprünglich immer Raſſengegenſätze zu grunde, ſpäter ökonomiſche 
Klaſſengegenſätze, in welchen die Raſſengegenſätze, wie die Naturgeſchichte des 
Staates zeigt, im Verborgenen mehr oder minder mächtig fortwirken.“ 4 
Wenn dieſe Tatſache heute nicht anerkannt wird, ſo liegt das nach Wolt⸗ 
mann daran, daß ſich eine fie verhüllende politiſche Ideologie gebildet hat, | 
„Daher kommt es, daß die Programmerklärungen der Parteien, obgleich die 
ſelben urſprünglich aus Raſſen⸗ und Klaſſengegenſätzen hervorgegangen ſind, 
meiſt auf das Wohl und das Intereſſe des Ganzen gerichtet werden. Doch iſt | 
letzteres zum großen Teile nur Schein und Selbſttäuſchung. Die politiſche 
Ideologie mag in der Agitation und Suggeſtion der Maſſen eine große Rolle 
ſpielen, aber in der Wirklichkeit geſetzgeberiſcher Entſcheidungen ſetzt ſich doch 
immer das Schwergewicht der Gruppenintereſſen durch, und es iſt eine geſchicht 
liche Tatſache, daß die politiſchen Parteien die Politik Machiavellis weit mehr 
betreiben als die politiſchen Regierungen“ (S. 300). = 
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Natürlich find die ſozialiſtiſchen Parteien die Vertreter der im Ausleſeprozeß 
zurückgebliebenen inferioren Raſſe. Deutlich ſpricht Woltmann das nicht aus; 
rr erklärt nur S. 324: „Nichts begründet die Hoffnung, in der Arbeiterklaſſe 
das neue Geſchlecht zu erblicken, das ſich in den Klaſſenkämpfen ſtählen und 
u jener vollkommenen Geſellſchaft emporſchwingen ſoll, die Marx als kommu⸗ 
üſtiſches Ideal vorſchwebte.“ Aber aus Woltmanns Deduktionen an anderer 
Stelle und ſeiner ganzen Auffaſſung des Ausleſeprozeſſes ergibt ſich dieſe 
Folgerung mit Notwendigkeit. Vielleicht hat das Zurückdenken an ſeine revi⸗ 
ioniſtiſche Tätigkeit ihn davor bewahrt, dieſe letzte Konſequenz zu ziehen und 
ich die Otto Ammonſchen Beweiſe vollends anzueignen. Hoffentlich holt er 
as Verſäumte bald nach. 

Scheut Woltmann hier noch vor den letzten Konſequenzen zurück, ſo hat er 
hoch inzwiſchen bereits einſehen gelernt, daß das „Endziel“ der Sozialiſten die 
Abſchaffung der Klaſſen und Klaſſenprivilegien ſowie der „Mehrwertausbeutung“ 
ine ebenſolche Narrheit iſt wie der „widernatürliche Wahn des Inter— 
tationalismus“; denn auch Klaſſe und Mehrwert ſind „biologiſche Kate— 
jorien“. So heißt es beiſpielsweiſe S. 319: 

„Sie (die Sozialiſten) ſpotten darüber, die Klaſſenbildung aus der all⸗ 
meinen Menſchennatur herzuleiten. Für fie ift die Natur des Menſchen eine 
mbeſtimmte Kraft, die durch die ökonomiſchen Verhältniſſe mechaniſch geformt 
ind beſtimmt wird. Sie ſehen in der Mehrwertausbeutung keine bio— 
ogiſche, ſondern eine vorübergehende hiſtoriſche Kategorie‘, und ſie ſchöpfen 
araus die Zuverſicht, daß fie wieder gänzlich aufhören werde, wenn die wirt⸗ 
Haftliche Produktion eine Höhe erreicht hat, die allen Individuen — ob nur 
esſelben Staates oder des ganzen Menſchengeſchlechtes, bleibt dunkel — die 
tateriellen Lebensmittel in Hülle und Fülle gewährt.“ 

Der Mehrwert — eine biologiſche Kategorie! Das genügt. — 
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Zur politiſchen Lage in Sachſen. 


Von Herm. Fleißner. 


Die Reichstagswahlen im „roten Königreich“ haben ſelbſt unſere kühnſten 
voffnungen übertroffen. 18 Mandate im erſten Wahlgang und 441764 
- gleich 59 Prozent! — von 750798 abgegebenen gültigen Stimmen; dann 
och in der Stichwahl 4 von den übrigen 5 ſächſiſchen Mandaten: das iſt ein 
eiſpielloſer Erfolg! Von 23 ſächſiſchen Sitzen im Reichstag 22 im Beſitz der 
‚ten! 1898 vereinigten die Sozialdemokraten in Sachſen bei der Hauptwahl 
ft 299 190 oder 49,5 Prozent der Stimmen auf ihre Kandidaten. Die Wahl⸗ 
teiligung war diesmal die ſtärkſte, die es je gegeben hat; ſie betrug durch⸗ 
mittlich 82,5 Prozent und ſtieg in fünf Wahlkreiſen bei der Stichwahl ſogar 
f 85,6 Prozent. In mehreren Wahlkreiſen machen die bei der Hauptwahl 
gegebenen ſozialdemokratiſchen Stimmen weit über 50 Prozent aller 
ngejchriebenen Wähler aus! Der leitende ſächſiſche Staatsminiſter 
Metzſch — in letzter Zeit ſoll er leidend geworden ſein — hat dieſes Er⸗ 
bnis der Reichstagswahlen in Sachſen ein erſchreckendes genannt! Nun — 
e Wahlen haben den vollen Beweis geliefert, daß auf die Dauer unter keinen 
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Umständen gegen die Intereſſen der großen Volksmaſſen regiert werden kann. 
Die herrſchenden Parteien oder beſſer die herrſchende Partei in Sachſen, die 
konſervative, mit ihrer nach allen Richtungen hin volksfeindlichen Politik und 
die Regierung mit ihrer dieſer Politik angepaßten Regierungsmethode ſind 
durch ſie total bankrott geworden. Von bürgerlichen Politikern wird jetzt viel⸗ 
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fach der Vorwurf gegen uns erhoben, wir hätten bei der Agitation gefliſſentlich 
das Augenmerk von den Verhältniſſen im Reiche abgelenkt und unſere ganze 
Wucht der Agitation auf ſpezielle ſächſiſche Vorgänge konzentriert. Das iſt 
total unwahr. Ganz ſelbſtverſtändlich mußte im Vordergrund unſerer Agi⸗ 
tation die Reichspolitik ſtehen, beſonders die Vollfrage. Das beweiſen unſere 
Flugblätter und unſere Verſammlungsreden. In zweiter Linie kam dann die 
Brandmarkung der ſächſiſchen Regierungskunſt, und gewiß hat die Art, wie 
man in Sachſen Politik machte, gerade bei dieſen Wahlen der Sozialdemokratie 
eine Menge Stimmen zugeführt. Das erklärt aber nur den ganz außer⸗ 
gewöhnlichen, nicht den Erfolg der Sozialdemokratie an und für ſich 
übrigens — mit der Behauptung, daß der große Erfolg der Sozialdemokraten 
der agitatoriſchen Ausnutzung der ſächſiſchen Zuſtände zuzuſchreiben ſei, ſtellen 
die herrſchenden Parteien ihrer Politik und der der Regierung das traurigſte 
Zeugnis aus. Haben ſie doch den Zuſtand ſelbſt geſchaffen, den ſie jetzt . 
den „erſchreckenden“ Ausfall der Wahl verantwortlich machen! 

Da iſt zunächſt das Landtagswahlrecht! Man iſt ſich in Sachſen fast 
durchweg darüber einig, daß das Dreiklaſſenwahlrecht geändert werden muß; 
viel geringer ſind ſchon die Stimmen, die es abgeſchafft wiſſen wollen, und 
ganz allein ſteht natürlich die Sozialdemokratie mit ihrer Forderung des all⸗ 
gemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechtes. Als die Sozialdemo⸗ 
kraten im Landtag 1896 den Antrag auf Einführung dieſes Wahlrechtes ſtellten, 
da antwortete man ihnen mit einer Anderung des jeit 1868 geltenden Zenſus⸗ 
wahlrechtes im umgekehrten Sinne: man ſchuf das Dreiklaſſenwahlrecht, 
ein Wahlunrecht ſchlimmſter Art, das dem Geldſack unbedingte Vorherrſchaft 
ſichert, das Wahlrecht des geſamten werktätigen und unbemittelten Volkes völlig 
einfluß⸗ und bedeutungslos macht und die Sozialdemokratie mit einem Schlage 
ganz aus dem Landtag hinausdrängte. Das war eine unerhörte Provokation 
des ſächſiſchen Volkes! Die Proteſtbewegung der Sozialdemokratie dagegen 
wurde verhöhnt. König Albert nannte bei Schluß des Landtags dieſes geſetz 
liche Ungeheuer ein „lebhaft empfundenes Bedürfnis zahlreicher Bevölkerungs⸗ 
kreiſe“, das „ſeinem Sachſenland dauernd zur Wohlfahrt gereichen“ ſollte. 
Jetzt, nach den Reichstagswahlen, klingt es anders vom Regierungstiſch 
her. Die Regierung hat durch ihre beiden Blätter erklären laſſen, daß ſie an 
eine Reform des Landtagswahlrechtes herantreten will, und das königliche 
„Dresdener Journal“ bemerkte dazu, daß man „ſich an maßgebender Stelle 
erfreulicherweiſe der ſchweren Mängel des 1896 eingeführten Syſtems voll 
bewußt“ ſei und die ſich daraus ergebenden Konſequenzen auf dem Wege der 
Geſetzgebung ziehen wolle. So ſoll denn ein Beirat mit der Regierung einen 
Abänderungsentwurf zurechtflicken, der dem im Herbſte zuſammentretenden Land⸗ 
tag vorgelegt werden ſoll. Der Beirat wird in der Hauptſache aus Mit⸗ 
gliedern des Landtags beſtehen; im übrigen ſollen Vertreter von Handel und 
Induſtrie zugezogen werden. Daß man die organiſierten Arbeiter davon 
ausschließen wird, iſt in Sachſen ganz ſelbſtverſtändlich. Was für ein Produkt 
aus dieſem Beirat herauskommen wird, kann man ſich lebhaft vorſtellen, 5 
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nan bedenkt, daß ſeine Mitglieder in der Mehrzahl dieſelben Leute ſein werden, 
ie das Dreiklaſſenwahlrecht fabriziert haben. 

Der Standpunkt der Sozialdemokratie zur Wahlrechtsfrage iſt von vorn⸗ 
erein gegeben. Er wird in der kommenden Landtagswahlagitation die Haupt⸗ 
olle ſpielen und unſere Partei auch in dieſer Frage von allen bürgerlichen 
Sarteien trennen. Die Antiſemiten haben zwar in ihrem Programm ſo 
gie wir die Forderung des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahl⸗ 
echtes. Sie modifizieren aber jetzt ſchon ihren Standpunkt dahin, daß ſie 
ieſes Wahlrecht nur „in erſter Linie“ fordern; ſie werden ſich alſo auch mit 
yeniger ſehr gut abzufinden wiſſen. Man merkt dieſer Partei auch an, wie 
unbequem ihr das eigene Programm in dieſer Frage iſt. Sie kann ja nicht 
us dem Kartellſumpf heraus, der die Sozialdemokratie vernichten ſoll! Und 
ie Einführung des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechtes 
edeutet eine bedeutende Vergrößerung des Einfluſſes der Sozialdemokratie. 
(jo müßte ſich die antiſemitiſche Partei, falls fie ihrem Programm getreu 
liebe, das Odium der Förderung des Umſturzes aufladen. Man ſieht: die 
Jahlrechtsfrage bringt die Antiſemiten in eine heikle Situation. 

Die Freiſinnigen haben keine Bedeutung mehr in Sachſen. Auf ihre 
haltung kommt es daher nicht an. Bei den Reichstagswahlen haben ſie 
brigens in Sachſen ſtets bewieſen, daß ſie nicht beſſer als die anderen bürger⸗ 
chen Parteien ſind. Bei Stichwahlen verhalfen ſie, wo ſie nur konnten, ſtets 
em Gegner der Sozialdemokratie zum Siege. 

Die Nationalliberalen denken natürlich gar nicht an ein Wahlrecht, 
ie die Sozialdemokratie im Intereſſe des Volkes es verlangt. Sie 
räuben ſich nur gegen die jetzt ſtatuierte abſolute Herrſchaft der Konſerva⸗ 
ven, die hier gleichbedeutend mit der der Agrarier iſt. Nicht die Wohlfahrt 
s Volkes ſchwebt ihnen vor, ſondern die Teilung der Beute iſt ihr Ideal, 
enn nicht mehr zu erreichen iſt. 

Die Konſervativen treten begreiflicherweiſe mit größtem Widerſtreben an 
e Wahlrechtsänderung heran. Ihr offizielles Organ, das in Leipzig er- 
heinende „Vaterland“, wies in einem Artikel, der ſelbſt in konſervativen 
reifen peinlichſtes Aufſehen eyregte, jeden Reformvorſchlag brüsk zurück, indem 
zugleich neue Gewaltmethoden gegen die Sozialdemokratie empfahl. Be⸗ 
ichnenderweiſe iſt dieſer reaktionäre Vorſtoß aber von der geſamten bürger⸗ 
hen Preſſe Sachſens energiſch bekämpft worden. So zum Beiſpiel auch von 
in „Dresdener Nachrichten“, einem bekannten Hetzblatt gegen die Sozialdemo⸗ 
atie und Sprachrohr des Geheimen Hofrats Dr. Mehnert, der im Landtag 
1 in der konſervativen Partei Sachſens die erſte Geige ſpielt. Ein anderes 
aflußreiches Blatt, das in der Wahlbewegung ebenfalls in der gehäſſigſten 
Seife gegen die Sozialdemokratie vorgegangen war, der „Dresdner Anzeiger“, 
ib nach der Wahl in einem Artikel: „Reform, nicht Reaktion“ glatt zu, daß 
(mit der Gewaltpolitik gegen die Sozialdemokratie nicht weiter gehen dürfe. 
Zur Wahlrechtsänderung werden nun in der bürgerlichen Preſſe die ver- 
ſiedenſten Vorſchläge gemacht, die durchweg von dem Gedanken beherrſcht 
ſid, der Sozialdemokratie nicht zu viel Mandate zukommen zu laſſen. Nicht 
Amal auf das frühere bis 1896 beſtandene Zenſuswahlrecht kommen die 
dikalſten der Vorſchläge zurück. Einige Sitze, nach einem bisher weit— 
chendſten Vorſchlag ein Drittel der zweiten Kammer, will man den Sozial⸗ 
zmokraten gewähren. Man gibt dabei ohne weiteres zu, daß die gänzliche 
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Ausmerzung der Sozialdemokratie aus dem Landtag nicht gut, deren Kritik u 
vielmehr oft ſehr angebracht und brauchbar geweſen ſei. Früher bezeichnete 
man nicht ſelten von derſelben Seite aus die Sozialdemokraten als die Stören⸗ 
friede im Landtag, die fruchtbares Arbeiten hinderten! 5 

So beherrſcht jetzt die Wahlrechtsfrage die ganze politiſche Situation in 
Sachſen. Die Sozialdemokratie erweiſt ſich auch in dieſem Falle als die vor⸗ 
wärtstreibende Kraft, die nicht überwunden werden kann, ſondern der früher 
oder ſpäter Rechnung getragen werden muß. Als 1896 das Dreiklaſſenwahl⸗ 
recht in Sachſen eingeführt wurde, wurde man ſelbſt in unſeren eigenen Reihen 
daran irre. Aber nur einige Jahre politiſcher Entwicklung brauchten zu ver⸗ 
ſtreichen, und jeder Zweifel iſt beſeitigt. Man kann jetzt mit Fug und Recht 
behaupten, daß in Sachſen die Sozialdemokratie die einzige Partei iſt, zu der 
das Volk noch Vertrauen hat, von der es Beſſerung der Verhältniſſe erwartet. 
Und dieſe Volksſtimmung läßt ſich nicht mehr unterdrücken. Die ganze Gewalt⸗ 
und Unterdrückungspolitik gegen die Sozialdemokratie, mit der man das 
Sczialiſtengeſetz ſeit deſſen Aufhebung mehr als erſetzte, hatte einen ganz 
anderen Erfolg, als ihre Urheber erwarteten. Man wollte die Sozialdemokratie 
in Gegenſatz zum Volke bringen, ſuchte ſie als eine außerhalb von Recht und 
Geſetz ſtehende Rotte von Menſchen hinzuſtellen — derweilen wuchs die Zahl 
der Anhänger der Partei zu einer Macht, gegenüber der die herrſchende Geſell⸗ 
ſchaft kapitulieren muß. Der Bann der Scszialiſtenfurcht im Volke iſt auf 
immer gebrochen. Es war eine Luſt zu ſehen, wie ſelbſt uniformierte könig 
liche Beamte am Wahltag ganz demonſtrativ vor dem Wahllokal nur den 
roten Stimmzettel nahmen. | 

Beſonders hervorgehoben zu werden verdient der völlige Bankrott des 
Kartells der bürgerlichen Parteien in Sachſen. Um ſo mehr, weil man 
auch anderwärts in ihm ein Heilmittel, ein brauchbares Kampfmittel gegen die 
Sozialdemokratie zu finden glaubte. Aber es war nur eine vorübergehende 
Erſcheinung. Und wenn nach den Wahlen trotz alledem im Reiche angeſichts 
der ſozialdemokratiſchen Erfolge nach größerem Zuſammenſchluß der Bürger⸗ 
lichen verlangt wird, ſo kann Sachſen als abſchreckendes Beiſpiel dienen. So 
wie Sachſen das klaſſiſche Land der auf die Spitze getriebenen Klaſſengegen⸗ 
ſätze iſt, ſo iſt es auch der Probierboden des politiſchen Kartells. In dem 
Maße, wie ſich die bürgerlichen Parteien zu reaktionärem Vorgehen gegen die 
Sozialdemokratie zuſammenſchließen und damit auch die noch pro forma vor⸗ 
handenen liberalen Grundſätze über Bord werfen, in dem Maße wendet ſich 
auch derjenige Teil des Volkes, der etwa dieſen Parteien in dieſer oder jener 
Frage noch volksfreundliche Beſtrebungen zutraute, von ihnen ab. Die Sozial⸗ 
demokratie hat den Nutzen davon und der Kampf wird für fie bedeutend ver 
einfacht und erleichtert. Das Volk verliert infolge dieſes Kartellkuhhandels das 
Vertrauen zu allen bürgerlichen Parteien und macht mit Recht jede einzelne 
für alle Sünden aller Kartellparteien verantwortlich. Die Kartellpolitik iſt 
in Sachſen beſonders der antiſemitiſchen Partei verhängnisvoll geworden. Eine 
Partei mit ſcheinbar ſo radikalen, auch ſcharf gegen die Konſervativen und 
Nationalliberalen gerichteten Grundſätzen vereint mit dieſen Parteien! Das 
Unnatürliche eines derartigen Bündniſſes iſt ſo offenkundig geworden, daß die 
Antiſemiten jetzt durch Herrn Zimmermann verkünden laſſen: wir wollen, wir 
müſſen wieder radikal werden! Und auch die Nationalliberalen ſuchen 
ſich vom konſervativen Einfluß zu emanzipieren; ſie wollen nicht einmal in 
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dem Wahlrechtsänderungsbeirat mit den Konſervativen zuſammenarbeiten, um 
ich nicht zu — kompromittieren. Eine bitterböſe Ironie! Viel Tapferkeit 
verrät dieſes mutige Zurückweichen freilich nicht. Es ſtößt auch im eigenen 
Lager der Nationalliberalen auf Widerſpruch. Es erklärt ſich aber aus der 
ganzen Geſchichte der nationalliberalen Partei in Sachſen. Als fie noch be— 
aufen ſein konnte, liberale Grundſätze gegen die agrariſch-konſervative Reaktion 
zu verteidigen, ließ fie das nicht nur fein, ſondern beteiligte ſich an der 
Reaktionspolitik, in der Hoffnung, davon zu profitieren, und aus Furcht vor 
der Sozialdemokratie. So kennt man in Sachſen noch viel weniger als ſonſt 
m Reiche einen Unterſchied zwiſchen Konſervativen und Nationalliberalen; 
etztere haben nicht mehr die Kraft und auch nicht die Legitimation zu einer 
nergiſchen Frontſtellung gegen die Konſervativen. Und aus der Scheu davor 
klärt ſich ihre Reſerve in bezug auf die Mitarbeit an einer Wahlrechts⸗ 
porlage.e Das Volk iſt verraten und verkauft, wenn es ſich auf eine der 
bürgerlichen Parteien verläßt. Und das weiß heute das ſächſiſche Volk! So kann 
das Kartell in Sachſen den bürgerlichen Parteien eher zur Warnung als zur 
Nachahmung dienen. Die Sozialdemokratie hat es jedenfalls nicht zu fürchten, 
venn es auch vorübergehend ſcheinbare Erfolge für die Bürgerlichen bringt. 
Die ſächſiſche Sozialdemokratie hat natürlich neuen Wind durch die Reichs— 
agswahl in die Segel bekommen. Und fie wird ihr Schiff wie bisher gut zu 
teuern wiſſen. Der Kampf gegen das Dreiklaſſenwahlrecht und für das all— 
gemeine, gleiche, direkte und geheime Wahlrecht wird von ihr mit aller Schärfe 
n der Landtagswahlagitation geführt werden. Nie war dazu die Situation 
o günſtig. Auch die taktiſchen Meinungsverſchiedenheiten, die in bezug auf 
den Kampf gegen das Dreiklaſſenwahlrecht unter den ſächſiſchen Genoſſen ent⸗ 
tanden waren, find nunmehr völlig beſeitigt. In enggeſchloſſenen Reihen ziehen 
ie wie ſeit Jahrzehnten in den Kampf gegen die Reaktion! 
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Die deutſchen Arbeiterfekretariate im Jahre 1902. 
Von Adolf Braun. 


| Wenige Schöpfungen der deutſchen Arbeiterbewegung erfreuen fich jo ſehr des 
ingeteilten Beifalls, wie die Arbeiterſekretariate; den Nachweis ihrer Exiſtenzberech— 
igung haben ſie ſchon lange nicht mehr zu erbringen, überall, wo die Gewerkſchafts⸗ 
ewegung erſtarkt iſt, wo die Arbeiter in Maſſen an einen Ort konzentriert find, 
gibt ſich das Bedürfnis der Schaffung dieſer Inſtitute. Wohl gibt es manche 
ztreitfrage über die Begrenzung ihres Aufgabenkreiſes und über die Vorausſetzungen 
ei den Perſonen, denen fie ſich nützlich erweiſen ſollen, doch find fie im weſentlichen 
inheitlich organiſiert und verwaltet. Die Arbeiterſekretariate haben den Beweis 
eliefert, daß in der deutſchen Arbeiterſchaft Kräfte vorhanden ſind, denen die über— 
us mannigfachen Aufgaben, welche die Arbeiterſekretariate ſtellen, übertragen werden 
önnen. 
Die Arbeiterſekretariate bieten ſo vielfache Gelegenheit, Einblick in das Leben, 
in die Kämpfe, die Bedürfniſſe, die Streitfälle, die Nöte der Arbeiterklaſſe zu 
ewinnen, fie führen uns mit allen Schichten und Berufen der Arbeiterſchaft zu— 
ammen, ſie geben uns Aufſchlüſſe über die Familienverhältniſſe im Proletariat, daß 
dan eine Tätigkeit in den Arbeiterſekretariaten als eine nützliche Vorbereitung der 
Virkſamkeit als Redakteur der Arbeiterpreſſe anſehen muß. Die Arbeiterſekretariate 
1 1902-1903. II. Bd. 38 
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ſind vorzügliche Obſervatorien für diejenigen, welche nach mehr als oberflächlicher 
Kenntnis des Arbeiterlebens ſtreben. Es wäre ein Irrtum, wollte man annehmen, 
daß man aus den Jahresberichten der Arbeiterſekretariate das lernen könne, was 
eigene Beobachtung in dieſen Inſtituten lehren kann. Die Jahresberichte ſind nicht 
nach einheitlichen Grundſätzen abgefaßt, ſie zeigen aber alle die außerordentlich 
wichtige Tätigkeit der Sekretäre als Auskunftserteiler, Rechtsbeiſtände, Berater der 
Arbeiter und ihrer Organiſationen, ſie gewähren auch manche Notiz über die Lebens⸗ 
lage der Arbeiter, ſie regiſtrieren Fälle ſchreienden Unrechtes, das ihre Klientel 
zu dulden hat, außerordentlicher Not, beſonderer Hilfloſigkeit, aber ſie gehen zu⸗ 
meiſt achtlos an den Maſſenerſcheinungen vorbei, weil dieſe für die Sekretäre das 
übliche, nicht Erwähnenswerte, nicht Anderbare, obwohl ſozialpſychologiſch und 
ſozialſtatiſtiſch Intereſſanteſte und Bemerkenswerteſte ſind. Das ſoll durchaus kein Vor⸗ 
wurf ſein, das liegt in der menſchlichen Natur; wem würde es einfallen zu regiſtrieren, 
daß 365 mal im Jahre Nacht und Tag wechſeln, und doch iſt dies ſicherlich eine der 
bemerkenswerteſten Tatſachen im Leben der Erde und ihrer Bewohner, viel wich⸗ 
tiger als die wenige Stunden oder Minuten währende Sonnen- oder Mondes⸗ 
finſternis, über die alle ſprechen, von denen ſo viele ſchreiben. Ganz ebenſo liegt 
die Tatſachenfülle ſozialen Lebens für diejenigen, die in einem beſtimmten ſozialen 
Milieu aufgewachſen ſind oder wirken; das Alltägliche regt nicht auf, wird gar nicht 
beachtet, die Ausnahme fällt in die Augen. | 
Es fehlt in der Berichterſtattung der Sekretariate die Möglichkeit — von Aus: 
nahmen abgeſehen — zu individualiſieren. Die Sekretariate werden fo ſtark in An⸗ 
ſpruch genommen, daß den Sekretären nicht viel Zeit zur Berichterſtattung übrig 
bleibt, daß ſie die Fälle der Auskunftserteilung in Gruppen zuſammenfaſſen müſſen, 
daß die einzelnen charakteriſtiſchen Fälle in der Maſſenerſcheinung verſchwinden. 
Wenn das Nürnberger Arbeiterſekretariat in ſeinem Jahresbericht für 1902 unter 
den Gegenſtänden der Auskunft unter anderem anführt: Alimentation 428, Arbeits⸗ 
differenzen 791, Dienſtbotendifferenzen 363, Ehedifferenzen 347, Mietsdifferenzen 1677, 
Pfändung 400, Unfallangelegenheiten 3412 Fälle ꝛc. ꝛc., jo liegt für den Ferner⸗ 
ſtehenden die Vermutung, für den Kenner des Geſchäftsganges die Gewißheit vor, 
daß da Gelegenheit zur Materialienſammlung für dickleibige Bücher vorhanden 
wäre. Es gibt immer Leute mit genügender Vorbildung, die ſich auf der Suche 
nach Stoffen für Darſtellungen und Unterſuchungen auf dem Gebiet der Sozial⸗ 
wiſſenſchaften befinden, ſie würden leicht geeignete Stoffe antreffen, wenn ſie ein 
Vierteljahr in eines der größeren Arbeiterſekretariate gingen und in einer der vielen 
Gruppen der erteilten Auskünfte jeden einzelnen Fall ganz genau nach den all⸗ 
gemeinen und individuellen Urſachen und Begleiterſcheinungen erforſchen wollten. 
Ich befürchte nicht, daß jemand, der dieſen Rat vernünftig befolgt, es zu bereuen 
haben würde. Sicherlich wären auch viele Arbeiterſekretäre zu dieſen Arbeiten be⸗ 
fähigt, aber ihnen fehlt hierzu die Zeit, gehören ſie doch zu den am meiſten be⸗ 
laſteten Perſonen in der modernen Arbeiterbewegung. Wir ſind ihnen ſchon vielen 
Dank ſchuldig für die Bereicherung unſerer ſozialpolitiſchen Literatur durch ihre 
Jahresberichte, die eine ebenſo eigenartige Erſcheinung für das Deutſche Reich und 
für die Schweiz ſind, wie die Reports der freilich mit ganz anderen Mitteln und 
Kräften wirkenden arbeitsſtatiſtiſchen Amter der Vereinigten Staaten. Man möge aber 
aus dieſem Vergleich keinen voreiligen Schluß ziehen. Wohl berührt ſich hier und 
da die Wirkſamkeit der Arbeiterſekretariate und der Labor bureaus, aber ſie decken 
ſich durchaus nicht, ſie erſetzen ſich auch in keiner Weiſe, ſie haben im weſentlichen 
durchaus verſchiedene Aufgabenkreiſe. Aber ebenſowenig wie man nach den Leiſt⸗ 
ungen der arbeitsſtatiſtiſchen Amter von New York und Maſſachuſetts die aller 
anderen gleichnamigen Inſtitute beurteilen darf, ebenſo verfehlt wäre es, den Maß⸗ 
ſtab, den man an die Leiſtungen und an den Aufgabenkreis, den erſtrebten und den 
tatſächlichen, der Arbeiterſekretariate von Frankfurt a. M. und Nürnberg legen 
darf, auch bei allen anderen Einrichtungen dieſer Art anzuwenden. 5 
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Die Auskunftserteilung iſt allen Inſtituten gemeinſam, ſie erſchöpft im Verein 
nit verwandten Geſchäften für viele die Tätigkeit des Beamten, ſie war für alle der 
Anlaß zur Entſtehung dieſer Einrichtungen, der Grund ihrer Exiſtenzberechtigung, 
zer weſentliche Inhalt ihrer Wirkſamkeit. Dies muß feſtgehalten werden, wenn man 
zen Arbeiterſekretariaten gerecht werden will. Dieſe Auskunftserteilung ſchafft ſchon 
mendlichen Nutzen. Der friedfertigſte Menſch kommt in Differenzen als Mieter, 
ils Käufer, als „Arbeitnehmer“, als privat oder öffentlich Verſicherter, als Steuer— 
ahler, als Vertragsſchließer, als Vertreter der Intereſſen von Familienangehörigen, 
von Berufs⸗ und Klaſſengenoſſen. Die mannigfachſten Geſetze und Verordnungen 
ommen da in Frage. Es iſt oft leichter und billiger, das Recht zu finden, als ſich 
iber den Umfang eigenen Rechtes Klarheit zu verſchaffen. Man kann, wenn auch 
licht immer, auf Grund des Armenrechtes koſtenloſe Juſtiz finden, man kann aber, 
on verſchwindenden Ausnahmen abgeſehen, nicht koſtenlos Auskunft erhalten, was 
echtens iſt. Hier iſt der Beſitzloſe im gewaltigen Nachteil gegenüber dem An⸗ 
ſehörigen der beſitzenden Klaſſe, der beim Rechtsanwalt Auskunft und Rat erhält. 
die Gebühr für dieſe Auskunft entſpricht oft dem Tagesverdienſt des Arbeiters und 
teht meiſt in keinem Verhältnis zum Objekt des Rechtsſtreits. Die berufsmäßigen 
Stteiler von Auskünften, die Rechtsanwälte, beherrſchen meiſt nicht das Gebiet, das 
ür die Arbeiter am häufigſten in Betracht kommt: die aus der ſozialen Geſetzgebung 
ntſpringenden Streitfälle. Die Anwälte ſind zum Teile durch geſetzliche Beſtim— 
nungen, teils durch Übung von einer Wirkſamkeit auf dieſen Gebieten ausgeſchloſſen, 
ie ſuchen auch dieſe Praxis nicht, weil ihr Ertrag außer jedem Verhältnis zu den 
Mühen derſelben ſteht, ſie ſind deshalb meiſt Laien auf dieſem Gebiet, während die 
Arbeiterſekretäre meiſt zu Spezialiſten auf demſelben ſich herausbildeten. Wie ſehr 
ie ſoziale Geſetzgebung im engeren Sinne der Mittelpunkt der Tätigkeit der 
rbeiterſekretäre iſt, zeigen die folgenden, den Jahresberichten für das Jahr 1902 
ntnommenen Zahlen: 


Nürn⸗ | ma Stutt⸗ Frank⸗ „ Halle Köln _, über⸗ 

Gegenſtand der Auskunft München Berlin übeck 
| genf j berg * gart furt a. M. a. S. a. Rh. Kiel Lübeck haupt 
| 
J 17007 8840 9083 | 26232 27531 6345 16485 | 4671 | 6052 | 97468 
SR. 268 33 21 —2 36 33 87 5 34 517 
lrbeits differenzen 791 310 — 497 —2 540 | 2304 | 604 368 5414 
Z 363 85 201 —3 5 425 86 | 191 | 413 1769 
ntlaffung ohne Kündigung. 117 516 294 1654 280 —3 2494 —3 —3| 3110 
o 192 l 83 1 25 81 247 91112 982 
nvalidenverſicherunng 499 654 672 1203 351 421 | 839 239 | 282 5160 
rankenverſicherung . 527 529 536 1957 268 396 | 1004 | 243 169 5629 
r 93 38 85 —2 42 80 | 103 78 38 557 
j 3 5 
‚ohnbeihlagnahme. . .» . . 26 795 } ; } } gr 344) 85 100 N 5 
ohndifferenzen wu e ee 151 514 n Ace — — — . 4307 
infall angelegenheiten . 3412 | 1361 1312 3935 1023 666 3038 497 729 15973 
zurückbehaltung der Invaliden⸗ 

o 88 —3 —3 —3 44 —:]f 1 — —5 132 
ö Teilſumme 6527 4202 3612 11636 2352 2642 8301 2033 2247 43 550 


Wir haben hier bloß die wichtigſten Gruppen dieſer Art aus der Statiſtik eines 
reiles der Sekretariate hervorgehoben, keineswegs vollkommen, und die aus der ſozialen 
stellung des Arbeiters erwachſenen Rechtsfälle völlig ausgeſchieden; einige Fälle, ſo 
um Beiſpiel von den unter Haftpflicht regiſtrierten, hätten andererſeits auszufallen. 
2s kommen ſomit auf je 100 Fälle ca. 44, die direkt aus der ſozialen Stellung des 
Arbeiters reſultieren, tatſächlich iſt aber die Zahl dieſer Fälle bedeutend größer. 
Die Bedeutung der Arbeiterſekretariate für die Durchführung der Arbeiterverſicherungs— 


Neben dieſen ſind 4672 nicht regiſtrierte Auskünfte erteilt worden. 2 Nicht beſonders 
usgeſchieden. 3 In anderen Rubriken mitenthalten. “ Sonſtige Arbeitsdifferenzen. In- 
luſive Pfändung. 
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geſetze geht aus unſerer Tabelle klar hervor. 
Hunderttauſende Mark den Opfern der Induſtrie durch die Wirkſamkeit der Arbeiter⸗ 
ſekretariate geſichert wurden. Den Mangel jeder zahlenmäßigen Darſtellung teilt 


auch die vorſtehende Tabelle, ſie regiſtriert jeden Fall als gleichwertig; in der Tat 
ſind die häufigſten Auskünfte, die in Unfallverſicherungsfragen, für die Klientel der 


Es ſcheint uns ſicher, daß vb 
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Sekretariate die bedeutungsvollſten, ſie erfordern auch die meiſte Arbeit der Beamten, 
meiſt genügt hier nicht eine kurze mündliche Auskunft, ſondern genaue, eingehende 
Befragung des Auskunft Heiſchenden, oft das Studium umfangreicher Akten, die 
Anfertigung von Schriftſätzen. 

Paul Umbreit gibt in einer intereſſanten Studie über die Arbeiterſekretariate im 
Korreſpondenzblatt der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften Deutſchlands (Nr. 26 
vom 27. Juni d. J.) folgende Überſicht über die 197927 (171,957 mündlichen und 
27970 ſchriftlichen) Auskünfte, die von allen Arbeiterſekretariaten im Jahre 1902 
erteilt wurden: 


Arbeiterverſicherung 8 
Arbeits⸗ und Dienjtvertrag . 
Bürgerliches Recht. 
Strafrecht . ; 

Arbeiterbewegung 

Gemeinde: und Staatsbürgerangelegenheiten . 
Gewerbeſachen e 
Berfchiedenes . 


Faßt man TR ee Arbeits⸗ und Dienste und Arbeiter 
bewegung zuſammen, ſo entfallen auf dieſe Gruppe 48,2 Prozent aller Auskünfte, 
ſomit faſt die Hälfte ſämtlicher. 
vor den Schiedsgerichten für beit eee und vor anderen Inſtanzen der 
Arbeiterverſicherung erforderlich. In vielen Arbeiterſekretariaten wird die Praxis 


Sekretariate Auskünfte 


32 


56571 
32722 
57595 
14448 
6167 
18190 
3191 
9043 


In pe | 


28,6 


4,6 


Nicht jelten wird auch die mündliche Vertretung 


in Unfallverſicherungsfragen mindeſtens die Hälfte der Tätigkeit des Beamten in 


Anſpruch nehmen. 


Wohl haben die Novellen zu den Arbeiterverſicherungsgeſetzen 


die fakultative Einrichtung von Rentenſtellen vorgeſehen. Man hat aber faſt nirgends 
dieſe amtlichen Auskunftsſtellen für die Verſicherten geſchaffen und von einer Tätig⸗ 


keit derſelben oder gar von einer Entlaſtung der Arbeiterſekretariate iſt nichts bekannt 


geworden. 


Das Vertrauen der Arbeiter iſt den Arbeiterſekretariaten ebenſoſehr ge⸗ 


ſichert wie ihren Konkurrenten jeder Art das Mißtrauen der Arbeiter. 
neben den Arbeiterſekretariaten von bürgerlich-politiſchen Kreiſen, von Humanitäts⸗ 
anſtalten, von Frauenvereinen, von den Verſicherungsanſtalten und von Kommunen 


Einrichtungen geſchaffen wurden, die zur Entlaſtung der Sekretariate beitragen ſollten, 


Obgleich 


iſt ihre Inanſpruchnahme von Jahr zu Jahr geſtiegen, wie die folgenden Zahlen 
Es betrug die Zahl der von den Arbeiterſekretariaten erteilten Aus- 


erweiſen. 
künfte ꝛc.“ 


1902 
1901 . 
1900 . 
1899 
1898 
1897 


1895/96 a 
1 5 


im Jahre: 
Nürnberg 
17007 
16539 
15444 
14527 
13958 
11610 
8411 
6839 


Stuttgart 


9083 
8465 
7895 
8776 
8521 
6644 


München? 


12471 
12866 
8616 
7851 
5825 


1 In manchen Sekretariaten werden nicht die Auskünfte ꝛc., ſondern die Perſonen, 


das Sekretariat aufgeſucht haben, gezählt. 


2 Die Zahlen für die beiden letzten Jahre ſind die für Auskünfte, die anderen für Perſonen. 


Frankfurt 
a. M. 


26232 
24247 
20 756 
16076 


Alten⸗ 
burg 


2868 
2171 
2378 
2050 


Mann⸗ 
heim 
7690 
7625 
5528 


Köln 


16485 
14352 


Lübeck 
6052 
4545 
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Ahnlich ſteht es um den Beſucherkreis in den anderen Sekretariaten, dabei iſt 
loch zu berückſichtigen, daß die Sekretariate zum Teile aus prinzipiellen gewerkſchaft⸗ 
ichen Erwägungen, zum Teile gezwungen durch die Entlaſtung fordernde übergroße 
Inanſpruchnahme den Kreis der Perſonen, denen ſie koſtenlos Auskunft erteilen, 
nger gezogen haben. 

Nicht minder beachtenswert als die Endzahlen der Beſucherſtatiſtik wäre eine 
Zergliederung derſelben, je nach ſchriftlicher und mündlicher, definitiver und vor: 
äufiger Erledigung der Anfrage, je nach dem Gegenſtand derſelben, doch müſſen 
vir uns mit dieſer Andeutung begnügen, um dieſe Skizze nicht zu lang werden zu 
aſſen. Wir können auch nicht Einzelheiten aus den zahlreichen Berichten hervor— 
heben, möchten aber diejenigen Leſer, welche der Durchführung der Arbeiterverfiche- 
ungsgeſetze, insbeſondere der Unfallverſicherungsgeſetze, Intereſſe entgegenbringen, 
iufmerkſam machen, daß hierüber am beſten die Jahresberichte der Arbeiterſekretariate 
nformieren. Bloß auf eine betrübende Erſcheinung ſei hier aufmerkſam gemacht, 
wf das Verhalten der meiſten Arzte, die ſich weigern, den Verletzten mit Gutachten 
heizuſtehen, direkt oder indirekt von den Berufsgenoſſenſchaften abhängig ſind und 
aft mit nicht ſchönem Übereifer. ſich gegen die in tiefſte Not geratenen Opfer der 
Induſtrie ſtellen. So heben wir aus einem längeren vom Arbeiterſekretariat Lübeck 
viedergegebenen ärztlichen Gutachten und einer Kritik das Folgende hervor: 

„ .. In Konſequenz mit den erſten (hier der Kürze wegen nicht wiedergegebenen) 
Ausführungen hätte man nun annehmen ſollen, daß bis zum Abſchluß der Heilung 
her Gutachter noch völlige Erwerbsunfähigkeit angenommen habe, er kommt aber zu 
dem überraſchenden Schluſſe, daß er keine Veranlaſſung habe: 

‚von der vom Vorunterſucher getroffenen Abſchätzung der durch die Unfalls⸗ 
folgen bedingten Einbuße an Erwerbsfähigkeit auf 662/ Prozent abzumeichen‘. 
Dieſer Unſchlüſſigkeit wegen ſah ſich das Schiedsgericht dann veranlaßt, noch 
in Obergutachten einzufordern und beauftragte damit den Dr. med. Biß in Oldesloe, 
der dort ein mediko⸗mechaniſches Inſtitut unterhält. Dieſer Gutachter kommt zu dem 
Ergebnis, daß die allgemeine Erwerbsfähigkeit des Mannes jedenfalls um nicht 
nehr als um zwei Drittel, wahrſcheinlich um einen noch viel geringeren Prozentſatz 
ingeſchränkt iſt, wörtlich ſchreibt dann dieſer der kranken Menſchheit helfende Arzt: 
„Der p. B. leidet an hochgradig geſteigerten Begehrlichkeits— 
vorſtellungen und an einem gewiſſen Grade von Nervoſität, den er 
ſich auf der Jagd nach unberechtigtem Vermögenserwerb erworben 
hat. Ich vermag mich der Anſchauung derer, die in einem ſolchen Zuſtand eine 
entſchädigungsberechtigte Unfallsfolge erblicken, nicht anzuſchließen, da eine 
Grenze, wo der geſunde Zuſtand aufhört und der kranke anfängt, 
überhaupt nicht zu ziehen ift.‘ 

„Dieſe Außerung ſetzt wohl allem die Krone auf, was an der Verföndigung der 
Arzte bei Verletzten je geleiſtet iſt.“ 

Leider iſt ein Gutachten dieſer Art kein Ausnahmefall, der Jahresbericht des 
Arbeiterſekretariats Stuttgart regiſtriert den folgenden Satz aus einem ärztlichen 
Butachten: 

„Wenn auch nicht geleugnet werden kann, daß der zweite Unfall eine dauernde 
Schwächung des linken Knie⸗ und Fußgelenkes und der linken Beinmuskulatur ge⸗ 
chaffen hat, nachdem bereits der erſte Unfall ungünſtige Blutkreislaufverhältniſſe im 
inken Beine verſchuldet hatte, jo würde ich darin keinen Grund finden, daß N. N. 8 
inerſättliche Gier nach höchſtgeſchraubter Rente fortan befriedigt 
verden muß.“ 

Wer weiß, daß die höchſtgeſchraubte Rente den Rentenempfänger in ungünſtigerer 
virtſchaftlicher Lage läßt, als er zur Zeit voller Erwerbsfähigkeit war, der bedauert 
m Intereſſe der Arzte Geſinnungen, die ſich in dieſen Gutachten äußern und man 
aher bei einem Schwitzmeiſter in der Konfektionsinduſtrie ſuchen könnte als bei den 
Arzten, die ſich ja eben gewerkſchaftlich organiſieren, um in den ganz berechtigten 
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Kampf für beſſere „Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen“ gerüſtet eintreten zu können. 

Der oft bedauerliche Gegenſatz zwiſchen Krankenkaſſenverwaltungen und Arzten würde 

kaum zu fo großer Schroffheit erwachſen, wenn nicht manche Arzte ſich foweit von 

ſelbſtverſtändlicher Humanität entfernen würden, wenn nicht ſo viele ihren Beiſtand 

weigern würden, ſobald die Arbeiter und ihre Sekretariate zur Wahrung der Rechte 

der Verletzten Gutachten fordern. 

Wer die mannigfache Inanſpruchnahme der Arbeiterſekretariate kennt, die man 
aus der Statiſtik der Inſtitute nur vermuten, aber nicht erkennen kann, der weiß 
erſt den vollen Wert dieſer Einrichtungen zu ſchätzen, der begreift das oft ſchranken⸗ 
loſe, ſich oft naiv äußernde Vertrauen der Klienten in die Sekretariate. 

Die intereſſanten Berufsſtatiſtiken der Arbeiterſekretariate ſind der beſte Beweis 
für den Ruf, den ſie weit über den Kreis der Induſtriearbeiter, der organiſierten 
und nichtorganifierten hinaus genießen. Sicherlich haben fie vieles beigetragen, um 
in weiten Kreiſen unſerer Gegner — auch auf dem flachen Lande — das Mißtrauen 
gegen das Streben und gegen die Leiſtungen der modernen Arbeiterbewegung zu 
zerſtreuen. Die Sekretariate ſind vor allem Schöpfungen der Gewerkſchaften, ihr 
Beſtand kommt aber vielfach allen Minderbemittelten zugute, ihr Erfolg iſt ein 
moraliſcher Gewinn für die Beſtrebungen der klaſſenbewußten Arbeiterſchaft. Dort, 
wo Arbeiterſekretariate beſtehen, beginnt erſt die Beſtimmung der Statuten unſerer 
Gewerkſchaften von der Gewährung des Rechtsſchutzes zur faſt vollen Wahrheit zu 
werden, weit über den urſprünglich gedachten Inhalt dieſer Statutenbeſtimmung 
hinaus. 

Iſt in der Zeit der Kriſe zwar nicht das Bedürfnis nach neuen Arbeiterſekre⸗ 
tariaten geringer geworden, wohl aber der Mut geſchwächt geweſen, ſich auf neue 
Unternehmungen einzulaſſen, ſo ſehen wir nun an verſchiedenen Orten die Arbeiter 
am Werke, neue Inſtitute dieſer Art einzurichten. Mögen ſie ſo ſegensreich wirken 
wie ihre Vorgänger und ſtets glücklich ſein in der Wahl derer, die mit dem ſo ver⸗ 
antwortungsvollen Amte eines Arbeiterſekretärs betraut werden. | 

Die Unkenntnis deſſen, was Rechtens iſt, ift allgemein. Diefem Notſtand wirken 
die Sekretariate nicht bloß entgegen durch ihre Auskünfte, ſondern auch durch die 
Jahresberichte, welche den Arbeitern in leicht faßlicher, an Beiſpielen aus ihrem 
eigenen Leben illuſtrierten Weiſe wertvolle juriſtiſche Belehrung verſchaffen und ſie 
ſo in ihrem Kampfe um das Recht ſtärken. Dieſe Jahresberichte ſind weit mehr 
als Rechenſchaftsberichte über die Wirkſamkeit dieſer Inſtitute, ſie ſind nicht hoch 
genug zu ſchätzende Quellen der Belehrung, von denen nur zu wünſchen iſt, daß ſie 
nicht bloß immer fließen, ſondern daß auch recht viele aus ihnen ſchöpfen. Mit dem 
Rechtsſchutz iſt die Wirkſamkeit der Sekretariate nicht erſchöpft, als Hilfsorgane der 
Gewerkſchaften und vor allem der Gewerkſchaftskartelle entwickeln ſie eine vielſeitige 
Tätigkeit, die weit über die Gewährung des Rechtsſchutzes hinausgreift. Wir wollen 
dies nur in Erinnerung bringen, vielleicht ein anderesmal auf dieſe Tätigkeit der 
Sekretariate beſonders eingehen. In dem für die ſpäter gegründeten Arbeiterſekre⸗ 
tariate vorbildlichen Arbeitsplane des Nürnberger Arbeiterſekretariats iſt auch | 
Arbeiterſtatiſtik Erwähnung getan. Es liegen in den Jahresberichten für das Jahr 1902 
bloß wenige Leiſtungen auf dieſem Gebiet vor. Es iſt dies wohl begreiflich, die 
gewaltige Inanſpruchnahme des Beamten mit den dringlichſten Arbeiten läßt ihnen 
weder die Zeit noch die Ruhe des Geiſtes, die für ſozialſtatiſtiſche Erhebungen un⸗ 
bedingte Vorausſetzung iſt. Auf dieſem Gebiet ſind kaum erhebliche Leiſtungen von 
den Arbeiterſekretariaten zu erwarten. Es wird ſich empfehlen, die Vornahme regel⸗ 
mäßig ſich wiederholender ſtatiſtiſcher Erhebungen aus dem regelmäßigen Arbeits⸗ 
plan der Sekretariate auszuſcheiden. 


tege cg Scr S cdl ScGk dre S creed 8h 
= 


* 
| I 

Jakob Brockle: Erinnerungen eines engliſchen Arbeiters. 599 
| 


Erinnerungen eines engliſchen Arbeiters. 
Von Jakob Brockle (London). 


Karl Marx hat im dritten Abſchnitt des Kapitels vom Arbeitstag, der die 
„Induſtriezweige ohne legale Schranke der Exploitation“ behandelt, auch der Töpferei 
gedacht — ſie wurde erſt 1863 der Fabrikgeſetzgebung unterſtellt — und einige furcht- 
bare, auf die Ausbeutung der Kinderarbeit in dieſer Induſtrie bezügliche Ausſagen 
wiedergegeben. Wie wenn einer der Zeugen, die in den alten parlamentariſchen 
Unterſuchungsberichten mit ihren Kinderſtimmen ſo dröhnende Anklagen gegen den 
Kapitalismus erhoben, auferſtanden wäre und ſtatt der kurzen Angaben an die 
Unterſuchungskommiſſäre ein ganzes Stück ſeines Lebens plaſtiſch vor unſere entſetzten 
Augen hingeſtellt hätte — ſo war mir's zu Mute, als ich das Buch las, das ich 
nunmehr auch anderen zur Lektüre anempfehlen möchte: „When I was a child. By 
an old Potter“, London 1903, XV und 258 S. 

Man muß ſich aber vor Augen halten, daß der Verfaſſer ein Mann iſt, der ſich vom 
armen Arbeiterjungen zum Paſtor emporgearbeitet, und zwar zum nonkkonformiſtiſchen 
Paſtor mit den politiſchen und ſozialen Anſchauungen der engliſchen liberalen Mittel⸗ 
klaſſe. Das, neben ſeinen perſönlichen Schickſalen, beeinflußt nicht nur feine Auf> 
faſſung vom gegenwärtigen Stande der Dinge, im Vergleich mit der Vergangenheit, 
und läßt ihn zum Beiſpiel das ihm natürlich nicht unbekannte Maſſenelend von 
heute in der Hauptſache auf Wohnungsnot und Alkoholismus zurückführen. Das 
färbt auch unwillkürlich ſeine Erinnerungen und in ſeinem Bilde des Arbeitsverhält⸗ 
niſſes der vierziger Jahre erſcheint neben der Gleichgültigkeit der Unternehmer und 
der Brutalität der erwachſenen Arbeiter die Lage der erwachſenen Arbeiter ſelbſt, 
als Grundlage der Kinderarbeit, ungebührlich vernachläſſigt. Um die Mängel des 
Buches auf einmal abzutun, ſeien noch die ziemlich wirre Anordnung des Stoffes, 
die unverhältnismäßige Ausweitung einzelner Partien und vor allem die letzten Ab» 
ſchnitte, die höchſtens des Verfaſſers jetzige Amtsbrüder intereſſieren können, erwähnt. 
Doch nun zu des Verfaſſers Erzählung ſelbſt. 

Etwas über ſieben Jahre alt (1839/40) wurde er als Helfer einem Arbeiter 
in einer Töpferei beigegeben. Der Arbeiter war ein „muffin-maker“, das heißt er 
verfertigte kleine Schüſſeln von weniger als 7 Zoll Durchmeſſer. Jedem „muffin-maker“ 
war ein Junge als „mould-runner“ (Formläufer) zugewieſen. Die „moulds“ waren 
Gipsformen, auf die der Ton etwa in Geſtalt eines Pfannkuchens gelegt wurde und 
die der Arbeiter mit der linken Hand um eine Drehſcheibe wirbeln ließ, während er 
mit der naſſen rechten Hand den Ton anpreßte. Dann wurde mit Hilfe eines 
feuchten Inſtrumentes dem Tone die erforderte Außengeſtalt gegeben. Der Junge 
hatte nun mit der Form raſch zum heißen Ofen zu eilen, daher ſein Name „Form— 
läufer“. Die Trockenſtube von 4 bis 5 Quadratmetern hatte im Zentrum einen 
Eiſenofen, nicht ſelten bis zum Rotglühen erhitzt. Ringsum waren Geſtelle, auf 
ie die Formen zum Trocknen gelegt wurden. Um an die höheren Geſtelle, an ein 
Fünftel der Geſamtzahl, heranzukommen, bediente ſich der Junge einer kleinen Leiter. 
Zwiſchen dieſem Ofenraum, der häufig kein anderes Licht als das vom Ofen her— 
rührende beſaß, und feinem Meiſter trabte der Junge unermüdlich hin und her, 
während der Schweiß ihm über Hals und Nacken Kanäle zog, Flüche und ernſt— 
gemeinte Drohungen ſeinen Schritt beſchleunigten. Wenn eine beſtimmte Zahl ſolcher 
Geſchirre verfertigt und nach dem Trockenraum gebracht war, was etwa 25 bis 
30 Minuten dauerte, wurden ſie bis zu einem gewiſſen Grade getrocknet und dann 
dom Jungen an den Meiſter zur weiteren Bearbeitung, ſchließlich wieder Stück für 
Stück zum Ofen gebracht. Hier unterlagen ſie wieder dem Trocknungsprozeß, bis 
die Form abgelöſt und die Geſchirre der letzten Bearbeitung unterzogen werden 
konnten. Die unvermeidlichen Pauſen zwiſchen dieſen verſchiedenen Prozeſſen hatte 
der Junge mit Tonmiſchen („wedging clay“) auszufüllen, eine aufreibende Arbeit, 
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die heute mittels hydrauliſchen Druckes beſorgt wird. Nun ſtelle man ſich einen 


ſchlecht genährten Jungen von ſieben oder acht Jahren vor, der ein Stück rohen 


Tones auf eine Gipsunterlage legt, es mit einem Drahte in zwei Hälften ſchneidet, 
die eine Hälfte über ſeinen Kopf zu heben, ſie auf das andere Stück niederzubringen 


und dann beide mit aller Kraft ſolange zu kneten hat, bis eine zähe Maſſe von der 


Härte etwa von Glaſerkitt gebildet war. Außerdem hatte der Junge den Ofen vor 
Beginn der Arbeit zu feuern. Feuer wurde ihm aber vom Unternehmer nicht zur Ver⸗ 
fügung geſtellt, und er mußte deshalb herumſchleichen und aus einem der Tag und Nacht 


brennenden Ofen eine Schaufel voll Feuer zu ergattern ſuchen, mit der Ausſicht auf 


Fußtritte vom Heizer, wenn ertappt, und auf Fußtritte vom Meiſter, wenn erfolglos, 
Der Unternehmer aber war nicht ſeines Bruders Abel Hüter. Ihn ging der 
Junge nichts an, da er ihn nicht direkt beſchäftigte. Der Junge hatte es nur mit 


ſeinem Meiſter zu tun, der ihn von 5 oder 6 Uhr morgens bis in der Regel 8 Uhr, 
manchmal 7 Uhr abends arbeiten ließ. Nur Montags wurde gewöhnlich um 6 Uhr 


abends geſchloſſen und an Sonnabenden zwiſchen 5 und 6 Uhr. Der Unternehmer 
brauchte auch offiziell nichts davon zu wiſſen, daß der Meiſter dem Jungen einen 
Wochenlohn von — 1 Schilling zahlte. Das gleiche galt von dem allerdings viel 
reichlicheren Ausmaß Prügel, das dem Jungen obendrein zufiel. 

In dieſer Stellung verblieb der Verfaſſer zwölf Monate und kam dann als 
„Henkelmacher“ („handle-maker“) in eine andere Fabrik. Die Arbeit an ſich war 


viel leichter als die frühere. Der Junge hatte hauptſächlich Griffe für Teeſchalen 


und Porterkrüge zu machen. Aber die Bedingungen und Nebenumſtände, unter denen 
gearbeitet wurde, waren ſo ſchrecklicher und empörender Art, daß nach mehr als 


ſechzig Jahren der Verfaſſer die Eindrücke, die der achtjährige Knabe empfing, noch 


immer mit Schaudern fühlt. 


Zunächſt die „bank“ ſelbſt, wie die Fabrik genannt wurde. Es war ein langer, 


enger Keller eines vierſtöckigen Hauſes. Am unterſten Ende war der Arbeitsplatz 


der „throwers“, in dem zwei Männer, unterſtützt von vier Mädchen, arbeiteten. 
Dahinter der Ofen. Hierher drang das Tageslicht überhaupt nicht. In gleicher 
Linie mit dem „throwers“-Raum lag der Dreherſaal, 30 bis 40 Meter lang, in dem 


acht bis zehn Drehbänke ſtanden, mit je einem Dreher und einem Mädchen für jede 
Drehbank. Dahinter wieder ein unheimliches Verlies, in das die „grüne“ Ware ab⸗ 


gelagert wurde. Auf den Dreherſaal folgten verſchiedene Räume für die „Henkler“. 


Da gab es einen Raum, wo ſechs junge Weiber „Stelzen“ erzeugten, ein Hilfs⸗ 
produkt, um das Zuſammenkleben der Ware im Backen zu verhindern. In einem 


anderen arbeitete ein Mann und zwei Jungen uſw. Dieſe letztgenannten Räumlich 


keiten lagen tief unter dem Straßenniveau, waren feuchte, trübſelige, ſtinkige Löcher, 


ſelbſt im Hochſommer mit nur wenig Licht, und einem ewig ſchimmligen Geruch. 
Dazu kam die „gemütliche“ Organiſation des Gewerbes. Die Arbeiter — die 


weiblichen Arbeiter und die Jungen zählten nicht — arbeiteten im Stücklohn. Wie 


ſie ihr Quantum fertig brachten, war ihnen ſelbſt überlaſſen. Sie konnten arbeiten 
ſolange ſie wollten, umſomehr, als ſie ſelbſt für Beleuchtung zu ſorgen hatten. 


Disziplin, Aufſicht gab es nicht oder nur in ganz oberflächlicher Weiſe. 


Montag und Dienstag wurde ganz oder zum Teile „blau gemacht“. Es iſt 
immer nur von den Männern die Rede. Blaumachen hieß trinken. Soffen ſie in den 
Kneipen, ſo war das noch verhältnismäßig harmlos. Manchmal aber wurde in der 


Fabrik ſelbſt dem Gambrinus gehuldigt. Das führte zu ganz ſcheußlichen Dingen. 


Schon tagsüber wurde Bier eingeſchmuggelt und die jungen Arbeiterinnen wurden 
zum Mithalten eingeladen, oft gezwungen. Ehe die Nacht kam, waren einige von 
den Weibern bereits betrunken und wußten nicht mehr, wo ſie waren. Dann ſchlugen 


die ſchlimmſten Kerle unter den Arbeitern — meiſt junge Leute — vor, über Nacht 


da zu bleiben. Die Aufſeher waren fort, und aus dem oben erwähnten Grunde 
legte man den Arbeitern nichts in den Weg, blieben ſie zurück. Die Jungen wurden 
nun nach Hauſe geſchickt, die ehrbaren und nüchternen Arbeiterinnen flohen. Die 
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Zurückbleibenden verbrachten die Nacht in einer Orgie von Trunkenheit und viehiſcher 
Luſt. Der nächſte Morgen zeigte ein wahres Pandämonium. Männer, noch betäubt 
vom Suffe, junge Frauen mit trüben Augen, verwirrt, mit unordentlichen und zer⸗ 
riſſenen Kleidern, in den niedergeſchlagenen Geſichtern eine Art ſtupider Scheu auf⸗ 
dämmernd. Man verlangte nicht nach Nahrung und gearbeitet wurde nur wenig. 
Die Männer ſchlichen ſich nach der Kneipe, um ſich zu beleben, die Weiber ſaßen 
in Selbſtvorwürfen, ſchweigend und läſſig und beſchämt, bis der Arbeitsſchluß fie - 
von der Szene, die ihnen offenbar Ekel einflößte, befreite. 
| Aber ſelbſt wenn dies Allerſcheußlichſte ausblieb, war das Syſtem ſchädlich für 
die jugendlichen und weiblichen Arbeiter. Den Verdienſtentgang vom Montag und 
Dienstag machten die Arbeiter durch tolles Schuften vom Mittwoch bis Sonnabend 
wett. Von 4 oder 5 Uhr morgens bis 9 und 10 Uhr nachts ging die Hetzjagd. 
Weiber und Kinder mußten Schritt halten. Und dann hatten ſich die todmüden 
kleinen Knirpſe noch kilometerweit nach Hauſe zu ſchleppen. 
Die regelloſe Arbeitszeit vermehrte endlich auch noch die Anläſſe, aus denen die 
ſchutzloſen Jungen die niederträchtige Brutalität ihrer erwachſenen Arbeitskollegen, 
ihrer Meiſter, zu erdulden hatten. Des Verfaſſers Vorgeſetzter zum Beiſpiel war 
ſelbſt ein junger Mann — einige zwanzig Jahre alt —, aber bereits ein Trunfen- 
bold. Von Sonnabend bis Dienstag in der Regel betrunken, kam er Mittwoch kaum 
noch ausgenüchtert zur Arbeit, mürriſch und verärgert über die verlorene Zeit, aber 
feſt entſchloſſen, das Verſäumte nachzuholen. Wehe dem Jungen, der dem nunmehr 
eingeſchlagenen Tempo nicht folgen konnte! Noch ſchlimmer, wenn der Arbeiter 
„Grund“ zur Unzufriedenheit hatte, wenn die Jungens, Montag und Dienstag faſt 
ohne Aufſicht, nach Kinderart geſpielt und herumgetollt, und deshalb die entſprechende 
Zahl Henkel für den Arbeiter nicht fertiggebracht hatten. Dann gab es nicht nur 
längere Arbeitszeitszeit — Beginn 3 Uhr morgens —, ſondern regelrechtes Aus— 
peitſchen mit einem zolldicken, tonbekleideten Stricke, der das Hemd in des armen 
Jungen Rücken trieb, wo es der Schweiß und die Hitze feſtkleben machten, ſo daß 
es am Ende der Tageszeit warmen Waſſers bedurfte, um das Hemd aus den Wund— 
tellen herauszukriegen. 
Aus ſeinen Jugenderinnerungen gibt uns der „alte Töpfer“ auch ſonſt noch 
ntereſſante Einblicke in das Arbeiterleben der vierziger Jahre. Wir folgen ihm in 
die „Damenſchule“, eine übrigens ſelbſt heute noch nicht ganz verſchwundene Form 
ungliſcher Schule. Eine alte Dame — daher der Name dieſer Art Schule — hielt 
ie, in unſerem Falle die Witwe eines Unteroffiziers, in dem Wohnzimmer ihrer 
täte. Mädchen und Jungen brachte fie Leſen und anſtatt des Schreibens — Strümpfe⸗ 
tricken bei. Ein anderer Zögling der alten Betty war George Smith (aus Coalville), 
ver die Agitation für den Schutz der in Ziegelwerken beſchäftigten Kinder erfolg— 
eich führte. 
Der Verfaſſer zeigt uns ſeine Vaterſtadt Tunſtall, arm und ſchmutzig, aber noch 
ncht jo vollſtändig von der ſchönen Natur abgeſchieden, wie das die ſpätere 
duſtrielle Entwicklung zuſtande gebracht. Wir ſehen die armen, unwiſſenden Töpfer 
md Bergleute, wie ſie ſich über ihren Jammer durch Trinken wegzuhelfen ſuchen, 
Fauſt⸗ und Hundekämpfe als Zerſtreuung pflegen, die Langeweile der Abende des 
Samstags und Montags durch rohe, mutwillige Streiche zu vertreiben ſuchen. Von 
Irganiſation war keine Rede, höchſtens kurzatmige, nach gewalttätigen Ausbrüchen 
aſch wieder verſagende Streiks; doch dann und wann eine ungeſetzliche Verſammlung 
hinter verſchloſſenen Türen, und ſogar ein Blatt, das die Intereſſen der keramiſchen 
lrbeiter vertrat. Wir erhalten eine Schilderung der „pottery riots“ vom Auguſt 1842, 
er Chartiſtenunruhen im Töpferdiſtrikt, bei denen aber die Bergleute führten. Wir 
ernen die Honoratioren der Stadt kennen, harte, rückſichtsloſe Unternehmer, mit 
em lächerlichen Ehrgeiz, in die „gentry“ aufzurücken oder, wenn ſie den Land⸗ 
amilien bereits angehörten, ihren Urſprung und ihren Zuſammenhang mit dem 
Zeſchäftsleben vergeſſen zu machen. 
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Wir ſehen die hungrige Arbeiterbevölkerung — es herrſcht gerade ſchlechter Ge⸗ 
ſchäftsgang — ſich auf dem Marktplatz drängen, um die Armenunterſtützung, Brot 
und Kohlen, in Empfang zu nehmen. Wir wandern mit dem Verfaſſer und ſeiner 


Familie ins Armenhaus (work-house). Vater und Mutter kamen beide aus be 


haglichen Verhältniſſen her; der Vater war keramiſcher Vergolder und Maler, und 
es geht aus dem Buche nicht hervor, warum dieſer „Ariſtokrat der Arbeit“ ſein Kind 


in ſo zartem Alter in Arbeit ſchicken mußte. Jedenfalls wurde er im Winter 1842 


als Streikführer arbeitslos und der Unternehmer hielt ſein Wort: ihn durch Verruf 
ins Armenhaus zu treiben. Nach Wochen bitterſter Not mußte die ganze Familie 
den Gang zum Armenhaus antreten, damals wie heute die tiefſte Schmach, die einen 
aufrechten Arbeiter treffen kann und die ihn deklaſſiert. Nach ſo vielen Jahren klingt 


aus des Verfaſſers Beſchreibung noch immer die Empörung über die nichtswürdige, 


kalte Grauſamkeit dieſer „Armengeſetzbaſtillen“, wie Carlyle ſie nannte, heraus. 

Doch ſelbſt im dunkeln Hintergrund der traurigen Jugend eines Sklavenkindes 
heben ſich für die Erinnerung hellere, ein freundliches Licht ausſtrahlende Punkte ab. 
Wer ſelbſt je Hunger zu leiden hatte, wird begreifen, daß dieſe Lichtpunkte häufig 
gaſtronomiſche Zuſammenhänge beſitzen. 

Da war zum Beiſpiel der eigentümliche Modus der wöchentlichen Lohnzahlung 
eigentlich eine recht traurige Sache. Die Unternehmer nahmen ſich nicht die Mühe, 
jedem einzelnen ſeinen Lohn zu zahlen, ſondern zahlten die einzelnen Gruppen in 
Banknoten und Goldſtücken. Die mußten in der Kneipe umgewechſelt werden. So 
hatten Männer, Weiber und Kinder in die Kneipe zu gehen und jedes etwas zu 
verzehren, bevor der Wirt mit dem Kleingeld herausrückte; und er beeilte ſich damit 
gar nicht. Er wartete damit ſolange, bis die Männer die nötige Stimmung für 


eine Nachtſitzung erlangt hatten, die manchmal bis Dienstag nacht währte. Häufig 


wurden auch die Jungen betrunken gemacht. Obligatoriſch aber war für die Jungen 
bloß ein warmes Brötchen mit Käſe. Die knabbrige Kruſte, das weiße flaumige 
Innere waren zu herrlich — langſam und vorſichtig biß man hinein, hielt von Zeit 
zu Zeit, was noch übrig war, in die Höhe, und der war der Held der Stunde, der 
die ganze Zeit zu eſſen ſchien und doch der letzte fertig wurde. 

Oder an Montagen, wenn die Arbeiter blau machten und die Kleinen ſich ſelbſt 
überlaſſen blieben. Im Winter machten die Mädchen „Toffy“ (aus Zucker und 
Butter), in der guten Jahreszeit ging's auf den Marktplatz, wo weiße und gelbe 
Rüben und Obſt billig erhältlich waren, freilich auch ſo auf Koſten der kulinariſchen 


Genüſſe für den Reſt der Woche. Sorgliche Mütter gaben wohl auch ihren Kindern | 


am Montag mit, was von den gefüllten Klößen des Sonntags noch übrig war. 
Schöner ſind die Erinnerungen an einen beſſeren Arbeitsplatz und einen freund⸗ 
lichen Arbeiter, der, wenn das ſelbſtgeſetzte Tagesquantum geleiſtet war, mit dem 
Jungen durch Feld und Flur ſtreifte, ſowie an die Berührung mit einer beſſeren 
Klaſſe von Arbeitern, Vergoldern, keramiſchen Malern und Modellierern, deren 


Geſpräch und Benehmen ſie von den übrigen Arbeitern noch mehr ſchied als ihre 


gute Kleidung. 

Das Buch rührt, wie geſagt, von einem Geiſtlichen her und iſt von religiöſer 
Grundauffaſſung durchtränkt. Um ſo höher muß dem Verfaſſer ſeine unbefangene 
und ruhig wägende Haltung angerechnet werden. Nicht nur, daß er mit bitteren 
Worten jener tadelloſen Frommheit gedenkt, die ſich mit ſchmählichſten Ausbeutungs⸗ 
praktiken und herzloſeſter Gleichgültigkeit verträgt und ihr die ſittliche Überlegenheit 
weniger glaubensfeſter Charaktere gegenüberſtellt — das könnte ſchließlich auch nur 
ein Mittel rhetoriſchen Stiles ſein. Aber er geht viel weiter. Wenn er die Urſachen 
unterſucht, die das Gewerkſchaftsleben unter den Töpfern nie recht gedeihen ließen 
— und er iſt überzeugter Anhänger des Trade Unionismus —, vergißt er nicht, auch 
die Religion zu erwähnen. Der Methodiſtenglaube wirkte damals ſtark auf die 
Arbeiter. Aber „der Methodismus verwarf Gewerkſchaften beinahe ebenſoſehr wie 
das Wildern. Selbſt Arbeiter, in ihrer eigenen Perſon unter greifbarer Ungerechtig⸗ 
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keit leidend, warnten, als Leiter einer Sonntagsklaſſe oder als Laienprediger, vor 
den „Fallſtricken des Teufels‘, die häufig im Gewerkſchaftsweſen, nie aber in der 
Tyrannei und Ungerechtigkeit der Unternehmer erblickt wurden.“ Dazu kam noch 


Rein allgemeines Element religiöſer Geſinnung, genährt durch die Sonntagsſchulen, 


fo daß die Töpfer überhaupt unter einem Einfluß ſtanden, der fie gegen Bereini- 
gungen, die von den Frommen mißbilligt wurden, mißtrauiſch machte. 

Die Religioſität eines ſo unbefangen urteilenden Mannes muß als echteſtes und 
innnerſtes individuelles Erlebnis, daher mit Achtung behandelt, ja ſeine begeiſterte 
Schilderung des Einfluſſes, den die religiöſen Sonntagsſchulen auf ihn hatten, dürfte 


nicht ohne Rührung geleſen werden: „Was ſoll ich von der Wohltat der Sonntags— 


ſchule für mich ſagen? ... Sie wurde für mich ſehr bald ein Leben in meinem Leben. 


Inmitten eines Lebens von Bedrängnis und Verſuchung verbreitete dies innere Leben 


eine Helligkeit und eine Süße, die meinen Blick und mein Streben nach aufwärts 
richteten. Sonntag war mir wahrhaftig eine Oaſe in der Wüſte. Er gab mir den 
einzigen freudſamen Morgen der Woche. An dieſem Morgen konnte ich mich ſo 
waſchen, wie mir an anderen Tagen der Zeitmangel nicht geſtattete. Meine Kleidung 


war ärmlich genug, aber am Sonntag half mir meine älteſte Schweſter bei der 


Toilette, und mein Haar wurde gebürſtet, gekämmt und geölt (mit einem Riechöl). 
Ich habe dieſen Geruch noch immer in Erinnerung und erkenne ihn ſofort, wann 
immer ich ihm begegne. ... Die Sonntagsſchule war, ich weiß es, der Sauerteig 
meines Lebens vom ſechſten bis zum zehnten Jahre, und das beſtimmte meine ganze 
Zukunft. Verſuchungen traten mir ſpäter entgegen, an die ich ſelbſt jetzt noch zu— 
weilen mit Schaudern denke. In meiner täglichen Arbeit ſah ich am Beginn faſt 
jeder Woche Trunkenheit und Unſittlichkeit in entſetzlicher Geſtalt. Inmitten dieſer 
widrigen und gefährlichen Verhältniſſe kam mir die Sonntagsſchule wohl zuſtatten. 
Es war nicht ſo ſehr, daß ich all das Böſe um mich herum verſtanden und in ſeine 
verderbliche Tiefe geſehen hätte, als daß ich einen innerlichen Einfluß fühlte, der 
mich nach der entgegengeſetzten Richtung ſtimmte und mich immer an die Sonntags— 
ſchule denken machte.... Der Sonntag emanzipierte mich von der vergangenen 
Woche, und wenn die Szenen, die ich zu beobachten hatte, am ſchlimmſten waren, 
wie am Montag oder Dienstag, da war dafür der Zauber des Sonntags noch friſch 
in meiner Seele.“ — Kurz: ein in vieler Beziehung leſenswertes Buch. 


Die moderne Rückkehr zum Glauben“. 
Von Oda Olberg (Genua). 


Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß ſich in unſerer Zeit eine religiös— 
metaphyſiſche Renaiſſance vorbereitet. Verſchieden und vielgeſtaltig ſind ihre Vor: 


| boten, in Literatur, in Kunſt und Leben. Beſonders der deutſche und franzöſiſche 
Büchermarkt iſt überſchwemmt mit Veröffentlichungen religiöſen Inhaltes — über 


„neue Religion“, „Diesſeitsreligion“, „Zukunftsreligion“ uſw.; Buddhismus, Theo— 
ſophie, Okkultismus, Spiritismus gewinnen neue Anhänger, gründen Geſellſchaften, 
machen für ihre Ideen Propaganda. Nichts iſt in den Kreiſen der „Moderne“ mehr 


veraltet und überwunden als die Beſcheidenheit und Herbheit der Weltanſchauung, 
deren Grundlinien die Naturwiſſenſchaft des vorigen Jahrhunderts gezeichnet hat. 


Der innere Sinn, die Intuition, die Erleuchtung wollen wieder zu ihrem Rechte 


kommen und verheißen dem menſchlichen Gemüt die Rückkehr in ein Paradies ohne 
Zweifel, zu einer Harmonie der Welt, in der das Einzelleben als ein notwendiger, 


von einer höheren Vernunft gewollter und geleiteter Teil einbegriffen ſcheint. 


Wie kommt uns dieſe Revolte des Gefühls, dieſe religiöſe Hochflut, die wie ein 


furchtbarer Anachronismus anmutet? 
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Die Geſchichte hat den Glauben an einen außerhalb der Erde liegenden Sinn 
des Lebens wellenartig anſchwellen und ſich ſenken ſehen. Auf Zeiten naiven, gleich⸗ 
ſam phyſiologiſchen Glaubens ſind Paroxismen religiöſen Hungers gefolgt. Der 
naive Glaube kam aus den Dingen, aus deren Zweckmäßigkeit und Vernünftigkeit, 
die man nur dem Wirken einer zweckſetzenden, vernünftigen Kraft zuſchreiben konnte. 
Der begehrende, gleichſam ausſaugende Glaube der Perioden religiöſer Hochflut kommt 
aus dem Bedürfnis der Menſchen, an Zweck und Vernunft zu glauben. Nicht die 
wunderbare Harmonie der Natur predige Gott, nicht der der Schöpfung aufgeprägte 
Zweck und Sinn, ſondern der Wunſch, Sinn und Zweck und Harmonie aus der Welt 
herauszuleſen. Gott iſt nicht da, weil er aus den Dingen zu uns ſpricht, als Weis⸗ 
heit, Vorausſicht und Güte, er ſoll da ſein, damit wir, trotz des Zeugniſſes unſerer 
Sinne, an eine weiſe und gütige Ordnung des Geſchehens glauben können. Er ſoll 
uns die Welt rehabilitieren, das Dafein erträglich machen, ihm einen inneren Schwer⸗ 
punkt verleihen. Nicht die Helle, die die Natur durchleuchtet, läßt den Menſchen 
ein höheres lichtſpendendes Weſen vorausſetzen, ſondern die Dunkelheit, in der er 
tappt, bringt ihn dahin, anzunehmen, daß doch irgendwo Licht und Wärme, ein menſch⸗ 
lich begreiflicher und erträglicher Sinn des Lebens da ſein müſſe, von dem zwar 
nicht die Organe äußerer Wahrnehmung, wohl aber eine tiefinnere, durch Intuition 
erlangte Gewißheit zeugen könne. | 

So kann man jagen, daß der naive Glaube aus Reichtum glaubte, die religiöbſe 
Sucht der myſtiſchen Perioden aus Armut, der eine, um Gott die Ehre, die andere 
um Gott die Schuld zu geben. Woran iſt unſere Zeit denn ſo arm, daß ſie mit 
tranſzendenten Werten ein Defizit in der Rechnung der Lebenswerte decken muß? 
Iſt ſie innerlich ärmer als frühere Epochen, in denen übernormale Glaubens⸗ | 
bedürfniſſe ausgelöſt wurden durch tiefgehende politiſche, wirtſchaftliche, ſoziale und 
vielleicht auch ethnologiſche Hemmungen oder Störungen? 

Die neureligiöſe Bewegung wird ausſchließlich von den gebildeten Schichten der 
Geſellſchaft getragen. In ihren Außerungen mag ſie vielfach zuſammenfließen mit 
denen der dumpfen Gläubigkeit, die nie „aus der Kirchen ehrwürdiger Nacht“ ans 
Licht gebracht wurde, ihrem pſychologiſchen Urſprung nach iſt ſie aber grundverſchieden 
und verdient auch als ſoziale Erſcheinung eine ganz andere Beachtung. Charakte⸗ 
riſtiſch für die Religion der „Moderne“ iſt der Umſtand, daß fie eine bewußte Re⸗ 
aktion! darſtellt gegen die moderne Wiſſenſchaft, von der man „zurückgekommen“ iſt, 
die man „überwunden“ hat, deren Errungenſchaften als ſtümperhafte Schülerarbeit 
gelten, mit der ſich nur Menſchen mit engem geiſtigen Horizont zufrieden geben können. 
Die Jünger der zahlreichen neuen Evangelien ſind der Wiſſenſchaft untreu geworden. 
Sie find nicht Nachzügler, ſondern Deſerteure, nicht Gleichgültige, ſondern Feinde. 

Sehen wir im großen ganzen die Bewegung auf die Bourgeoiſie beſchränkt, 
ſo liegt die Annahme nahe, in ihr einen begleitenden Umſtand der Klaſſenauflöſung 
zu ſehen. Klaſſen, die abgewirtſchaftet haben, deren geſchichtliche Miſſion zu Ende 
iſt, pflegen dieſe Tatſache in ihrer Weltanſchauung wiederzuſpiegeln. Die religiöfe 
Renaiſſance wäre dem Bedürfnis einer abſterbenden Klaſſe entſprungen, ſich den 
Todeskampf zu erleichtern. In dem heute ſo inbrünſtig geſuchten überirdiſchen Troſt 
erſtrebte die Bourgeoiſie unbewußt ein Narkotikum, um die ſchmerzlichen Zuckungen 
ihrer letzten Krankheit zu übertäuben. Will man dieſe Auffaſſung als etwas anderes 
gelten laſſen als ein Gleichnis oder eine in großen Linien gegebene Darſtellung ge | 


Ich habe hier nur das religiöfe Bedürfnis im Auge, das natürlich nichts gemein hat 
mit den allerdings auch hochmodernen Beſtrebungen, die die Religioſität in Hinblick auf ge⸗ 
wiſſe beſtehende Machtverhältniſſe kultivieren. Der Nutzen der Religion, die dem Unter⸗ 
drückten die Langmut, den Unterdrückern das gute Gewiſſen gegenüber der gottgewollten Not 
der Maſſe erhält, iſt allezeit hoch angeſchlagen worden. Die von hier ausgehende Be⸗ 
günſtigung der religiöſen Renaiſſance geht uns hier nichts an, entſpricht ſie doch ſo weng | 
einem Hange des Gemüts, wie die Neigung des Diebes, bei Nacht zu ſtehlen. 
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ſchichtlicher Perioden und ihrer Merkmale, jo muß man ein gutes Teil ab- 
Bi und nicht glauben, daß ſich die Erſcheinung in dieſer einfachen Formel 
erſchöpft. 
Die Weltanſchauung eines Menſchen iſt ihrem ganzen gedanklichen Inhalt nach 
gewiß ein ſoziales Produkt, aber die Bedingungen ihrer Aſſimilation durch den 
einzelnen ſind nicht direkt und nicht ausſchließlich durch die in der Gegenwart fort- 
wirkenden ſozialen Faktoren beſtimmt. Ich kann zwar meine Weltanſchauung nur 
aus dem Erkenntnismaterial bauen, das auf dem jeweiligen Kulturniveau in meinem 
Bereich liegt, in der Wahl werde ich bewußt und unbewußt durch das Vorgehen 
meiner Mitmenſchen und durch andere ſoziale Umſtände beeinflußt, aber das, was 
gleichſam die Farbe meiner Weltanſchauung ausmacht, wird in letzter Inſtanz be⸗ 
ſtimmt durch die Lebenstüchtigkeit meines Organismus. Man kann einen Menſchen 
mit der geſamten peſſimiſtiſchen Literatur der Menſchheit füttern, er wird nicht zur 
Lebensverneinung kommen, wenn er das Zeug zur Lebensbejahung in feiner Pſyche 
und Phyſis hat. Er kann natürlich lernen, peſſimiſtiſche Phraſen nachplappern, aber 
ſein wirkliches Eigentum, Fleiſch von ſeinem Fleiſche, kann die lebenverneinende Lehre 
nie werden. Gewiß können die äußeren Umſtände derartig ſein, daß ſie im geſundeſten, 
lebenstüchtigſten Menſchen keine Bejahung auslöſen, ihn gewiſſermaßen bei geſundem 
Leibe und geſunder Seele verſtümmeln, aber da hat man ein Einzelſchickſal vor ſich, 
deſſen ſoziale Bedingtheit in dem hier verfolgten Gedankengang nicht in Betracht 
kommt. 7255 
Bei einer Lebensäußerung, die ſo eng an die Beſchaffenheit der Phyſis des ein⸗ 
zelnen gebunden iſt, wie die Weltanſchauung, kann man meines Erachtens heute nur 
in ſehr beſchränktem Sinne von einer Klaſſenerſcheinung ſprechen. Die Klaſſe hat 
längſt aufgehört, eine anthropologiſche Einheit zu ſein, und bietet keine auch nur an⸗ 
nähernde Einheitlichkeit in dieſer Hinſicht. Sie kann ſehr wohl dem Ende ihrer 
Klaſſenexiſtenz entgegengehen und in einem Teile ihrer Elemente ihre anthropologiſche 
Lebensfähigkeit bewahrt haben. Wenn heute die Bourgeoiſie als politiſche und wirt⸗ 
ſchaftliche Einheit zugrunde geht, weil die Entwicklung der Produktion über ſie 
hinwegſchreitet, ſo tritt dieſe Erſcheinung in einer Unzahl von Einzelfällen als de⸗ 
primierender Umſtand ins Bewußtſein, ohne aber eine eigentlich ſoziale peſſimiſtiſche 
Strömung zeitigen zu können, die eine Depreſſion der pſycho-phyſiſchen Widerſtands⸗ 
kraft vorausſetzt. Wirtſchaftlicher Niedergang einer Klaſſe geht nicht Hand in Hand 
und iſt nicht urſächlich gebunden an die Degeneration ihres Menſchenmaterials. Wir 
ſind alſo nicht berechtigt, in der der neuen Religioſität zugrunde liegenden Geelen- 
verfaſſung, nur eine Strömung zu ſehen, die die Reſte eines geſchichtlichen Schiffbruchs 
fortſpült. | 

Woher kommt aber denn in unferer Zeit dieſes intenfive, krampfhafte Troſt— 
bedürfnis, deſſen Tiefe ſich ermeſſen läßt an den gewaltigen Konzeſſionen, die man 
um ſeiner Befriedigung willen der Vernunft auferlegt? Wo iſt der bleierne Druck 
und die Ausſichtsloſigkeit, die früheren Perioden religiöſer Hochflut eigen waren? 
Oder erzeugt in dem heutigen Geſchlecht ſchon ein geringerer Druck das Gefühl der 
Unerträglichkeit des Daſeins, der Unfähigkeit ſich mit ihm abzufinden — aus welchem 
Gefühl heraus man ja dieſem Daſein eine neue Rechtfertigung, eine überirdiſche 
Verklärung ſucht? Dann müßte unſere Zeit tiefer körperlich entartet ſein als die 

früheren, weniger feſt mit den Wurzeln ihrer Körperlichkeit an den Erdboden ge— 
heftet. Wir haben keine Anhaltepunkte für eine ſolche fortſchreitende Entartung der 
beſitzenden Klaſſen. 

Vielleicht liegen die Urſachen unſerer religiöſen Renaiſſance gar nicht in der 
Richtung dieſer beiden Fragen. Man bedenke, daß der Menſchheit in jahrhunderte— 
langer Geiſtesdreſſur metaphyſiſche Bedürfniſſe anerzogen worden ſind. Die Religion 
und Philoſophie tat dieſen Bedürfniſſen nicht nur genug, ſondern ſie ergab gleichſam 
noch einen Überſchuß: ſie gab Troſt und Stärkung mit für die ſchweren Stunden 
des Lebens, einen ſchmerzlindernden Balſam. Solange der Menſch die Möglichkeit 
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hat, ſich durch eigene Kraft ein Übel fernzuhalten oder ein Gut zu erringen, wird 
er in der überwiegenden Mehrheit der Fälle ſeine Sache auf niemanden ſtellen als 
auf ſich ſelbſt. Wenn ihm aber kein Raum zum Handeln bleibt und er der Über⸗ 
macht der Geſchehniſſe gegenüberſteht, in ohnmächtigem Hoffen oder ohnmächtiger 
Furcht, ſo muß ihm wohl ein unendliches Troſtgefühl liegen in der ſubjektiven Ge⸗ 
wißheit, daß, was immer über ihn hereinbreche, in einem großen, vernünftigen, über⸗ 
menſchlichen Plane einbegriffen, von einer allgütigen, göttlichen Liebe beſtimmt iſt, 
in Hinblick auf ein ewiges unverrückbares Endziel. Eingebettet in dieſe Gewißheit, 
muß manches erträglich geweſen ſein, was ohne ſie unerträglich iſt. 

Wer kann in Abrede ſtellen, daß das vorige Jahrhundert einem Teile der Ge⸗ 
ſellſchaft dieſen Troſt genommen hat? Daß es vieles weggelöſcht hat, was verklärte, 
und Flugſand bietet, wo man früher auf den granitnen Grund der Gewißheit trat? 


Wenn der Menſch früher ein Narkotikum beſaß, das ihm hinweghalf über Stunden, 


denen er ſonſt nicht gewachſen wäre, und er iſt heute dieſes Mittels beraubt, ſo iſt 
es nicht zum Verwundern, daß ihm das Leben ſubjektiv ſchwerer wird, ob es auch 
objektiv unverändert bleibe. 

Die Wiſſenſchaft hat ſeit der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts die 
Stellung des Menſchen der Welt gegenüber ſo gewaltig revolutioniert, daß es un⸗ 
faßlich ſcheinen mag, wie ein ſo großer Bruchteil dieſe Umwälzung ertrug, ein Um⸗ 
ſtand, der ſich übrigens wohl nur daraus erklärt, daß der handelnde Menſch über⸗ 


haupt von ſeiner metaphyſiſch-religiöſen Weltanſchauung ziemlich unbeeinflußt bleibt 


und nur der leidende ihrer bedarf. Sie liegen einander gewaltig fern, das friedliche 
Vertrauen in eine liebende Fürſorge über uns, die alles einem ewigen großen Ziele 
zulenkt, und jene Auffaſſung des Menſchen als einer Naturerſcheinung, ohne irgend 
einen über die Menſchheit hinausragenden Sinn und Zweck. 

Für die Wiſſenſchaft iſt der Menſch ein Naturphänomen, voller Rätſel, ein 
wunderbares Tier, das ſich ſelbſt zum Problem wird, aber doch nichts als eine Reihe 
von Maſchen im Gewebe der Notwendigkeit. Von außermenſchheitlichen Zwecken 


weiß ſie nichts. Ein Eindringen in das Weſen der Dinge verſpricht ſie nicht, zeigt 
uns vielmehr, daß wir uns ſelbſt hineintragen in die Erſcheinung, die Geſetze unſeres 


Denkens in die Welt außer uns projizieren, verheißt kein Sehen von Angeſicht zu 


Angeſicht. Durch die logiſch notwendige Annahme der räumlichen und zeitlichen 
Ewigkeit ſchrumpfen unſere Werte zum Sandkorn zuſammen. Das Einzelleben — 
eine Spanne Bewußtſein zwiſchen ewigem Nichts; die Kultur — dem Untergang 
entgegengehend mit der erkaltenden Erde. Alles ſinnlos, ſoweit der Menſch und die 


Menſchheit ihm nicht Sinn verleihen. 


Es gibt nun viele Menſchen, denen es ebenſo unmöglich wäre, ſich bei dieſer 
Weltanſchauung zu beſcheiden, wie es ihnen unmöglich iſt, in irreſpirablen Gaſen zu 


atmen. Ihr ganzes Weſen lehnt ſich auf gegen dies „Stieren ins Sinnloſe“, wie 
Laura Marholm es nennt, die es auch nicht aushielt. An die Negierung über⸗ 
menſchlicher Zwecke knüpft ſich für ſie die Empfindung, ohnmächtig auf das Rad 


der Notwendigkeit geflochten zu ſein, ſeine ewigen Schwingungen mitzumachen, ohne 
auch nur zu wiſſen, wozu die Maſchine geht oder ob ſie leer geht — eine Empfindung, 
deren würgendem Grauen ſie entfliehen müſſen. 

Man kann nun ſagen, es handle ſich da eben doch um Entartung, denn wer 


der Wirklichkeit, ſoweit ſie uns nahe tritt, nicht ins Auge zu ſehen vermag, ſei eben 
entartet. Wem nun daran liegt, der Sache einen Namen anzuhängen, der ſoll das 
ruhig tun. Weiter kommt man damit freilich nicht. Denn im Grunde wird eben 
doch heute vom Menſchen gefordert, ohne etwas auszukommen, was ihm früher zur 


Seite ſtand. Es wird ihm gewiſſermaßen ein geiſtiges Narkotikum entzogen, an das 
er ſeit Generationen gewöhnt war. Vertragen viele dieſe Entziehung nicht oder 
haben ein anderes ſtärkeres und diesmal mit Bewußtſein gewähltes Anäſthetikum 
nötig, ſo brauchen ſie darum nicht ſchwächer zu ſein als ihre Vorfahren, denen 
man das Mittel gegönnt hatte. 
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Iſt man nun überzeugt, wie ich zum Beiſpiel, daß die Wiſſenſchaft, mag ſie in 
Einzelheiten wie auch in den Grundſätzen noch ſo ſehr beſtändiger Veränderung 
unterworfen ſein, nie einer außer dem menſchlichen Gehirn liegenden Zweckſetzung 
habhaft werden wird, daß ſie tiefer graben und höher bauen kann, aber nicht zu 
einem allgütigen und allweiſen Ordner der Welt — im menſchlichen und durch irgend 
ein Organ zugänglichen Sinne — gelangen wird, ſo gewinnt die dargelegte Auf⸗ 
faſſung eine praktiſche Bedeutung. War dieſes neue Anſchwellen religiöſer Bedürf⸗ 
niſſe nur ein Zeichen der Entartung, des intellektuellen und phyſiſchen Verfalls, ſo 
konnten die Schichten, die die Aufgabe und die Kraft fühlen, die Zukunft zu bauen, 
ruhig daran vorübergehen, vertrauend, daß die Toten ihre Toten begraben. Wie 
aber, wenn es ſich darum handelt, ſich einem rauheren phyſiſchen Milieu anzupaſſen? 
Dann ſehen wir einen neuen Prozeß vor uns, deſſen Wirkungen weit über die heutige 
Geſellſchaft hinausſtrahlen können. Wie ſind wir, wie ſind unſere Kinder dem Höhen- 
klima dieſer Illuſionsloſigkeit angepaßt? 

Und dieſe Frage hat für den Sozialiſten eine höhere Bedeutung als für jene, 
die die Fortdauer des Daſeinkampfes in ſeiner heutigen Form annehmen. Darüber 
ſind ſich auch unſere Gegner klar, wenn ſie prophezeien, daß gerade die Fragen 
über das Wie und Warum des Daſeins in einer Geſellſchaft mit geringerem Kampfe 
um die Exiſtenz gewaltig und drohend anwachſen werden. Heute erweiſt ſich des 
Werktags Sorg' und Mühe, die ewige Hetze vielen als Schutz, die bei geringerer 
Gebundenheit zu ſchweren inneren Konflikten kämen und vielleicht der religiöſen 
Illuſion verfallen müßten. Wie wird eine künftige Geſellſchaft, die den Menſchen 
dahin bringen will, daß ihn der Alltag nicht mehr auffrißt, ihn vor den großen 
Problemen ſchützen, vor der uralten Sphinx, in deren Bereich er in ſeiner haſtenden 
Not bisher ſelten gelangte? Wird vielleicht das tranſzendentale Bedürfnis erſt dann 
ſeine volle Macht entfalten? 

Wer gleich mir der Anſicht iſt, daß der Menſch nicht ungeſtraft ſein intellektuelles 

Gewiſſen abſtumpft, und daß der für ſeine ſeeliſche Exiſtenz auf religiöſe Vor⸗ 
ſtellungen Angewieſene beſtändig in Gefahr ſchwebt, ſeine Illuſionsbedürftigkeit aus⸗ 
genutzt und zur Grundlage neuer Abhängigkeitsverhältniſſe benutzt zu ſehen, der wird 
dieſe Frage nicht leicht nehmen. 

Gewiß wird die Menſchheit den Luxus, metaphyſiſche Tiere gezüchtet zu haben, 
ziemlich teuer bezahlen. Aber doch wird ſie wohl nicht verflucht ſein, ewig hin und 
herzupendeln zwiſchen herber Entſagung und intellektueller Unredlichkeit. Je mehr 
es gelingt, den Menſchen mit dem Leben als Tatſache auszuſöhnen, um ſo weniger 
wird ihm das Leben als Problem zum Verhängnis werden. Der Menſch lebt nicht 
von Problemen und er ſtirbt nicht leicht daran. Nur anfallsweiſe grübelt er über 
den Wert des Lebens. Er iſt das einzige Tier, das je zu der Frage kommt, wozu es 
lebt, aber er wird für dieſe Frage wahrſcheinlich nie eine menſchliche Antwort finden. 
Seine animaliſche Daſeinstüchtigkeit geht über dies Problem zur Tagesordnung über. 
Und das iſt es gerade, was den neuen Geſchlechtern mitgegeben werden muß, wenn 
ſie ſich in dem rauheren geiſtigen Milieu akklimatiſieren ſollen: ein aus der körper⸗ 
lichen Geſundheit quellendes Heimatsgefühl auf der Erde, das vor jeder Diskuſſion 
über die letzten Fragen ſteht. 

So ſehen wir auf Umwegen wieder die Ausleſe nach dem Kriterium des körper⸗ 
lichen Wertes ſich vollziehen. 

Man ſollte daher die religiöſe Nenaiſſance unſerer Zeit nicht als einen Not⸗ 
behelf der höheren ſeeliſchen Entwicklung des Kulturmenſchen anſehen, als etwas 
unſchädlich Tröſtliches, das jedem zu gönnen iſt, ſondern in ihr die Gefahr eines 
pſychiſchen Treibhausmilieus erblicken. Sich mit den letzten Fragen auseinanderzuſetzen, 
iſt ein Menſchenrecht, aber nur der kann von ihm ungeſtraft Gebrauch machen, der 
der eigenen Tierheit ihr Recht werden ließ und dank ſeines geſunden Leibes zu feſt 
im Leben als Tatſache wurzelt, um am Leben als Problem zugrunde zu gehen. 
Die Frage nach Wert und Sinn des Daſeins iſt nie zu beantworten. Daraus braucht 


! 
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man nicht zu folgern, daß ſomit jede Pſeudolöſung recht iſt, ſolange ſie einem inneren 
Bedürfnis genug tut. Die Kraft, die Frage zu Ende zu denken und ſich bei ihrer 
Unlösbarkeit zu beſcheiden, in intellektuellem Mute und intellektueller Redlichkeit, die 
tut den neuen Menſchen vor allem not. Und darum brauchen wir körperliche Ge⸗ 
ſundheit, der kein Problem gefährlich wird, weil ſie als oberſte Inſtanz praktiſch 
entſcheidet und das Leben bejaht, nicht mit Hinblick auf dieſen oder jenen Zweck, 
nicht als Gut oder Übel, ſondern als Tatſache. 


Uiterariſche Rundſchau. 


Selma Lagerlöf, Jeruſalem. München, Albert Langen. Zwei Bände. 


Auch dieſes neue Werk der durch ihren Roman „Göſta Berling“ zu europäiſcher 
Berühmtheit gelangten ſchwediſchen Dichterin feſſelt durch die Großartigkeit der 
Kompoſition und die Meiſterſchaft der Charakterdarſtellung. 

Selma Lagerlöfs Menſchenſchilderungen ſind realiſtiſch im beſten Sinne des 
Wortes. Mit der ſicheren Intuition des Dichters blickt ſie in die verborgenſten 
Falten des Herzens. Neben dem zweckbewußten Leben, das die Menſchen führen, 
ſieht die Dichterin in deren Innern ein zweites geheimnisvolles Leben ſich abſpielen, 
das ihnen nur in ſeltenen Augenblicken zum Bewußtſein kommt und das oft ſo ſehr 
im Widerſpruch zu ſtehen ſcheint mit dem Ich, deſſen ſie ſich bewußt ſind und das 
andere an ihnen kennen, daß es ſich wie ein übernatürlicher Vorgang, wie ein Wunder 
ausnimmt. Die Welt iſt ſo mit Wundern erfüllt, die der primitiven Gläubigkeit als 
ſolche erſcheinen. Die Güte, die im Menſchenherzen, auch in dem des Harten und 
des Verderbten tief verkapſelt wohnt, der Drang nach Wahrhaftigkeit, der auch in 
dem vom Wege Abgeirrten ſich in wunderbarer Weiſe geltend macht: das ſind die 
Kräfte, die ſichtbare und unſichtbare Wunder wirken, die einzigen Kräfte, die 
Dauerndes ſchaffen können. Was bewußt oder unbewußt mit dieſen Kräften im 
Widerſtreit ſteht, das iſt dem Untergang geweiht, oder es bedeutet nur einen Um⸗ 
weg zu dem Ziele, zu dem die Güte und Wahrhaftigkeit uns führen wollen. | 

Dieſe Darſtellung des Grundgedankens von „Jeruſalem“ darf nicht viel mehr 
zu ſein beanſpruchen, als eine Andeutung. f | 

Eine Tendenz iſt in den Büchern der Lagerlöf niemals ausgeſprochen, nicht 
einmal angedeutet; aber wer ſich ihrem Zauber hingibt, dem wird die eigenartige 
und tiefe Weltanſchauung der Dichterin klar. : | 

Selma Lagerlöfs Kunſt erinnert an Doſtojewski durch das liebevolle, weiſe Ver⸗ 
ſtehen deſſen, was die Menſchen ſo oft gegen ihr eigenes und das Glück der anderen 
handeln, was ſie in der Irre umhertreiben und dem Kurzſichtigen böſe und niedrig 
erſcheinen läßt. Wie Doſtojewski, ſo ſieht auch Selma Lagerlöfs dichteriſcher Seher⸗ 
blick die „Erniedrigten und Beleidigten“ ſich immer wieder zu menfchlicher Größe 
erheben, nur mit dem Unterſchied, daß es für den peſſimiſtiſchen Ruſſen nur ein 
Erheben für Augenblicke iſt, während die ſchwediſche Dichterin in froher Gläubigkeit 
eine dauernde Wiedergeburt vorausſieht. 

Nicht Gute und Böſe gibt es in den Augen dieſer Weiſen, ſondern nur Starke 
und Schwache, Glückliche und Unglückliche, und dieſe Erkenntnis, die zwar nicht aus⸗ 
geſprochen wird, aber doch ſo fühlbar Selma Lagerlöfs Dichtungen durchſtrömt, 
bringt dieſelben trotz des myſtiſchen Einſchlags auch dem Materialiſten nahe; die 
tiefe Poeſie aber, die ihnen innewohnt, muß jedes fühlende Herz erquicken. 

Thereſe Schleſinger⸗-Eckſtein. 
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hunger und durſt. 
Berlin, 12. Auguſt 1903. 


Wenn in den Tagen des alten Fritz ein armer Leutnant ein armes Fräulein 
heiraten wollte, pflegte der preußiſche Deſpot ſeine Genehmigung mit der Be- 


gründung zu verſagen, daß ſonſt Hunger und Durſt zuſammenkommen würden. 


Man wird daran erinnert durch die Verſchmelzung des Nationalſozialen Vereins 
mit der Freiſinnigen Vereinigung, die in den letzten Wochen ſoviel von ſich 


reden gemacht hat, allerdings wohl mehr, weil es in der ſtillen Hochſommerzeit 


an politiſchem Stoffe mangelt, als weil die Welt ſich fürchtete vor dem Bündnis, 
das Hunger und Durſt geſchloſſen haben, ſie zu erobern. 


Als die Nationalſozialen ſich vor ſieben Jahren in Erfurt zuſammentaten, 
in demſelben Saale, wo fünf Jahre vorher die ſozialdemokratiſche Partei ihr 


Programm beſchloſſen hatte, ſagten wir der neuen Gründung ein trübſeliges 
Ende voraus. Aber wir waren weit entfernt davon, anzunehmen, daß dies 


} 


Ende jo trübſelig werden würde, wie es nunmehr geworden iſt, daß ein Schiff- 
lein, das mit wehenden Wimpeln ausfuhr, um die Sozialdemokratie „ab— 


zulöſen“, einmal froh ſein würde, ſich in einen verſandeten Nothafen des 


Kapitalismus zu retten. Auf der anderen Seite hatten wir den letzten Ge— 


treuen, die ſich um den Fahnenſtummel des Mancheſtertums ſcharen, auch zu— 
getraut, daß ſie eher mit einiger Haltung zu ſterben wiſſen, als daß ſie ein 


kümmerliches Scheinleben zu friſten verſuchen würden durch ein Bündnis mit 
einer Richtung, die, wenn je eine, der vom mancheſterlichen Standpunkt ſchlimmſte 


Vorwurf trifft, mit dem Sozialismus kokettiert zu haben. 


Was an dieſem Bündnis zwiſchen Hunger und Durſt intereſſiert, das iſt 
weit mehr die ſymptomatiſche Bedeutung, auf die wir eben hingedeutet haben, 
als daß es eine hiſtoriſche oder auch nur tagespolitiſche Bedeutung hätte. Sie 
werden morgen wieder auseinandergehen, wie ſie heute zuſammentreten; dafür 


bürgt ſchon der Widerſtand, den die unnatürliche Kopulation, noch ehe ſie end— 
| gültig beſiegelt iſt, in den „Maſſen“, wenn dieſer Ausdruck erlaubt it, ſowohl 
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des Nationalſozialen Vereins als auch der Freiſinnigen Vereinigung findet. 
Diejenigen Nationalſozialen, denen es mit ihren Illuſionen ernſt geweſen iſt, 
ſträuben ſich vor einer Verſchmelzung mit dem Liberalismus, deſſen hiſtoriſche 
Verblendung ſie ſo oft und ſo eindringlich geſchildert haben, während die alten 


Liberalen vom Schlage der „Weſerzeitung“ nichts von den neuen Bundes⸗ 
brüdern wiſſen wollen, an denen ſie allerlei unheimliche Reſte konſervativer 
Weltanſchauung wittern. Den Vorzug der Ehrlichkeit und der Konſequenz 


haben dieſe rebellierenden Elemente hüben wie drüben, und ſo werden ſie ſehr 


bald den neuen Bau ſprengen, den die „Führer“ in ihrer überſchlauen Berech⸗ 
nung aufzuführen verſuchen. 
Worauf beruht nun dieſe Berufung? Auf nichts anderem, als auf dem 


feinen Plane, das Proletariat mit dem modiſchen Abſolutismus zu verſöhnen. 


Die guten Leute wollen die abſolute Staatsgewalt den Händen der Junker 
entwinden und in die Hände des Kapitalismus ſpielen. Dazu brauchen ſie die 
Hilfe der Arbeiterklaſſe, und ſo predigen ſie das Bündnis der Bourgeoiſie und 
der Arbeiterklaſſe, um die Macht des Junkertums zu brechen. Aber zugleich ſollen 
die Arbeiter den kapitalfeindlichen Abſolutismus unter der Firma der nationalen 
Machterweiterung mit ungemeſſenen Militär- und Marinemitteln ausſtatten. 
Für dieſe dem Kapitalismus geleiſteten Dienſte werden dem Arbeiter dann fo 
viel Rechte verheißen, als der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe auf der heute 
erreichten Stufe ihrer Entwicklung gerade bequem und genehm ſind. Dies iſt 
in dürren Worten der Pakt, auf den ſich die Freiſinnige Vereinigung und der 
Nationalſoziale Verein geeinigt haben, und es iſt in der Tat ein verwünſcht 
geſcheiter Pakt. | 
Was den ganzen Bund von vornherein brüchig macht, iſt die Tatſache, daß 
die beiden Teile von ganz entgegengeſetzten Geſichtspunkten aus ſich gefunden 


haben. Die Nationalſozialen bringen von ihrem konſervativen Urſprung her 


die Begeiſterung für den Militarismus und Marinismus mit, und eben daher 
einen gewiſſen ehrlichen Widerſtand gegen den Kapitalismus, eine gewiſſe auf⸗ 


richtige Sympathie für die Arbeiterklaſſe, die unter den Übeljtänden der kapita⸗ 
liſtiſchen Wirtſchaft ſo ſchwer zu leiden hat. Umgekehrt bekämpften die liberalen 


Politiker der Freiſinnigen Vereinigung urſprünglich den Militarismus und 
Marinismus, während ſie den Kapitalismus in allen ſeinen Konſequenzen in 
der zäheſten Weiſe verteidigten. Man leſe doch die Schrift, die Herr Barth, 
der rührigſte und talentvollſte Führer der Freiſinnigen Vereinigung, unter dem 
Titel: „Der ſozialiſtiſche Zukunftsſtaat“, kurz vor dem Erlaß des Sszialiſten⸗ 


geſetzes zum erſten-, und unter dem Titel: „Die ſozialdemokratiſche Gedanken⸗ 


welt“, gleich nach dem Falle des Sozialiſtengeſetzes zum zweitenmal heraus⸗ 
gegeben hat. Trotz des veränderten Titels haben beide Ausgaben denſelben 


Wortlaut; Herr Barth ſagt ſelbſt, er habe im Jahre 1890 dem, was er im 
Jahre 1878 geſchrieben habe, „keine fünfzig Worte hinzuzufügen“ gehabt. So 
ſpurlos waren ſelbſt die zwölf Jahre des Sozialiſtengeſetzes an ſeinem kapi⸗ 


taliſtiſchen Glauben vorübergegangen. Denn die Schrift iſt ein kapitaliſtiſches 


Glaubensbekenntnis in der kraſſeſten Form; in oberflächlich⸗törichtem Abſprechen 


über den „ſozialiſtiſchen Zukunftsſtaat“ und die „ſozialdemokratiſche Gedanken⸗ 
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welt“ ſteht ſie mit den in dieſer Beziehung berüchtigtſten Pamphleten des Herrn 


Eugen Richter durchaus in gleicher Reihe. Nun ſind ſeit ihrer letzten Ausgabe 
allerdings wieder dreizehn Jahre ins Land gegangen, und es würde Herrn 


| 


Barth gewiß nur zur Ehre gereichen, wenn er ſeitdem zur beſſeren Erkenntnis 
gelangt wäre. Allein als es ihm kürzlich törichterweiſe von ſeinem intimen 
Feinde Eugen Richter zur Unehre angerechnet wurde, erklärte Herr Barth, daß 
er zu gar keiner beſſeren Erkenntnis gelangt ſei, ſondern theoretiſch noch auf 
dem Standpunkt jener Schrift ſtände; ihm leuchtet eben nur der praktiſche Ge— 
ſichtspunkt ein, daß ein Sieg der Bourgeoiſie über das Junkertum nicht möglich 


iſt ohne die Hilfe der Arbeiterklaſſe. 


Auf der anderen Seite näherte ſich die Freiſinnige Vereinigung der militär— 
und marinefrommen Auffaſſung dadurch, daß denen um Barth im Kampfe 
gegen den Militarismus noch viel früher der Atem ausging, als denen um 
Richter. In dieſer Beziehung ſind die „freiſinnig-vereinigten“ Liberalen ſeit 
den Tagen der preußiſchen Konfliktszeit von Stufe zu Stufe geſunken und weſent⸗ 
lich immer Nationalliberale geblieben, wie ſie es im erſten Jahrzehnt des 
Deutſchen Reiches, bis zur Umkehr Bismarcks in der Wirtſchaftspolitik, bekannt⸗ 
lich auch formell geweſen ſind. Darüber iſt weiter nichts zu ſagen, als was 
hundertmal über liberale Schwachherzigkeit und Wankelmut geſagt worden iſt. 

Es zeugt denn auch nur von dem geſunden Inſtinkt der Maſſen, daß die 
Freiſinnige Vereinigung und der Nationalſoziale Verein bei den Wahlen immer 
ſchlechtere Geſchäfte gemacht haben. Die Preſſe derer um Richter ſpottet mit 
Recht: Was hat euch all euer „ſoziales“ Kokettieren geholfen? Ihr habt ja 
noch viel ſchlechter bei den Wahlen abgeſchnitten als wir! Das iſt unzweifel⸗ 
haft richtig und erklärt ſich auch keineswegs aus der „Anziehungskraft des 


großen Körpers“, nämlich der Sozialdemokratie, wie Herr Naumann ſich ein- 


reden möchte. Hat es je einen „großen Körper“ gegeben, ſo war es die Fort— 
ſchrittspartei vor vierzig Jahren, und hat es je einen noch kleineren Körper 
gegeben, als die Freiſinnige Vereinigung und den Nationalſozialen Verein, ſo 
war es die deutſche Sozialdemokratie in der erſten Zeit ihres Beſtehens. Aber 
das Geſetz der Anziehungskraft wirkte ganz anders, als der nationalſoziale 
Führer heute meint. Die ſozialdemokratiſche Partei vertrat ohne alle Hinter: 
gedanken die Intereſſen der Arbeiterklaſſe und deshalb ſammelte ſie dieſe Klaſſe 
in erſt langſamem und dann immer ſchnellerem Fortſchreiten um ihre Fahne, 
während die Freiſinnige Vereinigung und der Nationalſoziale Verein immer 
mehr zuſammengeſchmolzen find, je klarer es ſich herausſtellte, daß ihre be⸗ 
dingte Arbeiterfreundlichkeit eben keinen anderen Zweck hat, als die Klaſſen⸗ 
herrſchaft unbedingt zu erhalten. 

Das wird auch nicht anders werden, wenn ſich Hunger und Durſt zu— 


4 ſammentun, um mit vereinten Kräften zu wirken. Im Grunde ſind ſich ſo 


1 


geſcheite Leute, wie Herr Naumann und Herr Barth, darüber auch klar; fie 
wiſſen recht gut, daß ſie die Maſſen niemals mit ihrer eigenen Kraft für ſich 


gewinnen können. Die letzte Hoffnung, die ſie am Grabe aufpflanzen, iſt 


der Leichenraub an der Sozialdemokratie. Sie ſuchen die inneren Differenzen 
der revolutionären Arbeiterpartei zu ſchüren, zu verhetzen und zu vergiften, in 
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der Hoffnung, damit dieſe Partei zu ſprengen und den abgeſprengten Teil 
unter ihre politiſche Vormundſchaft zu nehmen. Man braucht nur ihre 

Blätter aufzuſchlagen, um jeden Tag neue Beweiſe für dieſe edle Tendenz zu 
finden. | 

Wir wiſſen wohl, daß ihre Hoffnung trügeriſch iſt und daß fie um jo 
trügeriſcher wird, je offener ſie hervortritt. Inſofern iſt die Verſchmelzung der 
beiden Richtungen immerhin ein Fortſchritt, als ſie jene Tendenz in ihrer ganzen 
Nacktheit hervortreten läßt; vereinigt werden beide noch ungefährlicher ſein, als 
ſie ſchon in ihrem getrennten Marſchieren geweſen ſind. Aber wir haben auch 
keinen Anlaß, mit ihnen ſchön zu tun und uns über ihre Zwecke zu täuſchen, 
weil ihre Handlungen mitunter mit den unſeren übereinſtimmen. Die Frei⸗ 
ſinnige Vereinigung hat die Obſtruktion gegen den Zolltarif mit der ſozial⸗ 
demokratiſchen Partei gemeinſam gemacht, und das verdient an und für ſich 
alle Anerkennung. Aber trotzdem haben die Wähler der Freiſinnigen Ver⸗ 
einigung ein ebenſo glänzendes Mißtrauensvotum wie der ſozialdemokratiſchen 
Partei ein glänzendes Vertrauensvotum gegeben, und das hatte auch ſeinen 
guten Sinn. Ebenſo liegt es mit den Nationalſozialen, denen man nicht ab⸗ 
ſtreiten kann, daß ſie in manchen konkreten Fällen ganz energiſch für die Arbeiter⸗ 
intereſſen eingetreten ſind, ohne doch auch nur in beſcheidenſtem Maße das 
Vertrauen der Arbeitermaſſen errungen zu haben. 

Der proletariſche Emanzipationskampf läßt ſeiner nicht ſpotten, und er ſagt 
allen Arbeiterfreunden, ſelbſt wenn ſie es in ihrer bürgerlichen Weiſe ehrlich 
meinen: Wer nicht für mich iſt, der iſt wider mich. Er gründet den Felſen, 
der die Kirche der Zukunft tragen wird, um ſo feſter, je hoffnungsloſer der 
Flugſand der Parteien durcheinander rinnt, die ihn unterminieren wollen. 


Der Geſchichtsmaterialismus in den vereinigten Staaten 
Von M. Beer. b 


Ein amerikaniſcher Schriftſteller, der ſich viel mit den weltpolitiſchen Be⸗ 
wegungen unſerer Zeit beſchäftigt, ſtellt die Frage: „Iſt die Menſchheit das 
hilfloſe Opfer geſchichtlicher Kräfte, oder kann ſie in ihr Schickſal bewußt ein⸗ 
greifen und es beherrſchen? Der politiſche Fatalismus iſt gegenwärtig jehr 
verbreitet; er iſt tatſächlich die geiſtige Stimmung, die bei vielen durch das 
Studium der geſchichtlichen Entwicklung erzeugt wurde. Verſtärkt wird dieſes 
Gefühl durch die Art und Weiſe, wie die Vereinigten Staaten, ohne ſich eines 
nationalen Zweckes und politiſchen Zieles bewußt zu ſein, in die orientaliſchen 
Wirren hineingezogen wurden. Bewußter Zweck und überlegtes Handeln ſcheinen 
nur eine geringe Rolle im Walten der „Vorſehung“ zu ſpielen. Ebenſo ſcheint die 
Weltpolitik in eine Phaſe einzutreten, wo die Völker von blinden, ſtummen und 
rückſichtsloſen Mächten dahingetrieben werden wie Blätter in einem Strome.“ 
(Reinſch, „World Politics“, Macmillans Verlag, New York 1900). Dieſe Worte 
drücken mit ziemlicher Klarheit die Stimmung aus, die die jüngeren amerikaniſchen 
Publiziſten beherrſcht. Bei einigen der begabteſten kommt noch die Wirkung 
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hinzu, die die raſche, ſinnenfällige Umwälzung des amerikaniſchen Wirtſchafts⸗ 


lebens auf alle, die ſie beobachten, ausüben muß. Vor ihren Augen vollziehen 


ſich geſellſchaftliche Prozeſſe, die vom menſchlichen Willen unabhängig find. Es 


iſt dieſe Stimmung, die in Frank Norris' amerikaniſchem Truſtroman „The 
Octopus“ jo faszinierend wirkt. Als Presley, der Dichter, dem Eiſenbahn⸗ und 
Truſtgründer Shelgrim über die Vernichtung der Farmer klagt, antwortet 
Shelgrim: „. .. Die Eiſenbahnen entſtehen von ſelbſt. Wo Nachfrage da iſt, 
wird ſich das Angebot einſtellen. Läßt denn Mr. Derrick (der Farmer) den 
Weizen wachſen? Der Weizen wächſt von ſelbſt. Liefert er die Kraft dazu? 
Mein lieber Herr, Sie meinen tatſächlich Kräfte, wenn Sie von Weizen und 
Eiſenbahnen ſprechen. Es mögen wohl Komplikationen entſtehen, Bedingungen, 
die das Individuum ſchädigen, ja, vernichten, aber der Weizen wird nichts⸗ 
deſtoweniger wachſen, da die Menſchen eſſen müſſen. ...“ 

„Aber, aber —“, ſtammelte Presley, „Sie ſind doch der Leiter, Sie be— 
herrſchen doch die Bahn.“ 

„Sie ſind noch jung, mein Herr. Die Bahn beherrſchen! Kann ich ſie 
hemmen? Ich kann fallieren, wenn Sie wollen. Aber ich muß die Bahn 


I laufen laſſen, wenn ich in meinem Geſchäft bleiben will. Ich kann fie nicht 


beherrſchen. Es iſt eine Kraft, die unter beſtimmten Verhältniſſen geboren 


wurde, und weder ich noch irgend jemand kann ſie beſeitigen oder beherrſchen. .. 


} 


Ganz verwirrt verließ Presley das Bureau. Dieſe neue Idee, dieſe neue Auf⸗ 
faſſung ſchien unwiderlegbar. Er konnte fie nicht leugnen. . .. Kräfte, Ver⸗ 
hältniſſe, Angebot und Nachfrage — ſind dies die Feinde? Nein, die Natur 
iſt nicht bösartig. Ungeheure Gleichgültigkeit nur; ein umfaſſendes Strömen 
nach beſtimmten Zielen. Die Natur iſt alſo eine gigantiſche Maſchine mit 
zyklopiſcher Kraft, groß und furchtbar, ohne Gewiſſensbiſſe, ohne Verzeihung, 
ohne Duldung ...“ (S. 577). 

Ahnliche Gedanken finden ſich in Jack Londons „A Daughter of the Snows“ 
(Lippincotts Verlag, Philadelphia 1902), einem Roman aus dem Leben im 
Golddiſtrikt Klondike. 

Es iſt einleuchtend, daß eine derartige Stimmung dem Studium der ökono⸗ 
miſchen Geſchichtsauffaſſung günſtig ſein muß, vorausgeſetzt, daß der theoretiſche 
Sinn noch nicht getrübt iſt. Auch dieſe Bedingung iſt in den Vereinigten 
Staaten vorhanden. Das Land regt ſich dort in jugendlicher Kraft; ſeine 
herrſchende Klaſſe, der bisher alles gelungen iſt, verzweifelt noch lange nicht 
an dem Verſuch, das Proletariat mit der gegenwärtigen Ordnung aus⸗ 
zuſöhnen. Die Achtung vor der Theorie ſteht in der Tat in den Vereinigten 
Staaten unvergleichlich höher als in England. So zum Beiſpiel verlangt der 
Redakteur der weit verbreiteten amerikaniſchen Monatsſchrift „Harpers Maga- 
zine“ geſchichtsphiloſophiſche Artikel, die beſonders die Dynamik des geſellſchaft⸗ 
lichen Lebens erklären ſollten (Aprilnummer 1903, S. 816). Ein derartiger 
Wunſch iſt bei einem Redakteur einer ähnlichen engliſchen Monatsſchrift ganz 


ausgeſchloſſen. Nach alledem darf man erwarten, daß die amerikaniſchen 


Hiſtoriker wichtige Beiträge zum Ausbau des Geſchichtsmaterialismus liefern 


1 Ein von der Londoner „Times“ hochgeſchätzter Korreſpondent ſchreibt unterm 
27. Auguſt 1902: „In anderen Ländern, beſonders in Amerika, werden die ſozialen Zuſtände 
als in hohem Grade plaſtiſch und veränderungsfähig aufgefaßt; deshalb wird dort auf das 
Studium der Soziologie großes Gewicht gelegt. Dagegen wird eine derartige Auffaſſung 
in England nicht beliebt und man hält ſie für doktrinär und phantaſtiſch (unreal).“ 
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werden, wobei nicht zu vergeſſen iſt, daß es zweierlei ökonomiſche Geſchichts⸗ 
auffaſſungen gibt: eine ſozialiſtiſche und eine bürgerliche. In den letzten Jahren 
erſchienen dort mehrere Schriften und Aufſätze, die ernſte Verſuche nach dieſer 
Richtung hin darſtellen. Dieſe Arbeiten find entweder eine Zuſammenfaſſung 
der erlangten Ergebniſſe oder eine Eröffnung neuer Geſichtspunkte. Zu den 
erſteren gehört E. R. A. Seligmans „Economic Interpretation of History“; zu 
den letzteren Brooks Adams’ „New Empire“, beide bei Macmillan, New York 
und London, 1902. „New Empire“ iſt eine originelle, gedankenvolle Arbeit 
und behandelt den Einfluß der Metalle und Handelsſtraßen auf die Entſtehung 
und Auflöſung der großen ziviliſierten Staatenſyſteme, während Seligman die 
materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung von Marx und Engels darſtellt und beurteilt. 


I. Urteile über den Marxismus. ö 


E. R. A. Seligman iſt Profeſſor der politiſchen Okonomie an der Columbia⸗ 
Univerſität in New Pork und genießt einen europäiſchen Ruf als Finanz⸗ 
autorität. Er iſt einer der ſehr wenigen Profeſſoren, die Marx, Engels und 
deren Anhängern umparteiifch gegenüberſtehen, wenigſtens ſoweit dies einem 
Nichtſozialiſten möglich iſt. Er hat ſich ferner der Mühe unterzogen, das Syſtem, 
das er zuſammenfaßt und beurteilt, quellenmäßig zu unterſuchen. Sein Buch 
hat alſo Vorzüge, die man ſonſt in ähnlichen Profeſſorenarbeiten nur ſelten 
findet. Dennoch iſt der Geſamteindruck nicht befriedigend. Neben logiſch durch⸗ 
dachten und folgerichtig durchgeführten Abſchnitten enthält es auch ſchwankende, 
unverbindliche Wertſchätzungen über Marxens Leiſtungen und unſichere Urteile 
über die Geltung des Geſchichtsmaterialismus. Über Marxens wiſſenſchaftliche 
Bedeutung jagt er: „Ob wir mit Marxens Zergliederung der induſtriellen Ge- 
ſellſchaft übereinſtimmen oder nicht, .. . jo muß doch geſagt werden, daß man 
Marx nicht ſtudieren kann, wie er ſtudiert zu werden verdient — und fügen 
wir gleich hinzu, daß er bis jetzt weder in Amerika noch in England ſtudiert 
worden iſt — ohne anzuerkennen, daß vielleicht mit Ausnahme von Ricardo 
kein originellerer, machtvollerer und kühnerer Geiſt in der ganzen Geſchichte 
der ökonomiſchen Wiſſenſchaft vorhanden war.. Schon wegen ſeiner wunder⸗ 
baren und tiefen Behandlung des Geldproblems ... würde Marx eine hervor⸗ 
ragende Stelle in der Geſchichte der politiſchen Okonomie einnehmen (S.55—56).... 
Lange vor Spencer und in einer Weiſe, die von der hiſtoriſchen Schule nicht 
geträumt und von Comte nicht erkannt wurde, hat Marx nicht nur feſtgeſtellt, 
daß jede wirtſchaftliche Einrichtung eine geſellſchaftliche Kategorie ſei, ſondern 
auch auf eine neue und fruchtbare Art den Zuſammenhang zwiſchen ökonomiſchen 
und ſozialen Tatſachen gezeigt.... Man darf es mit Sicherheit vorausſagen, 
daß der künftige Hiſtoriker der Okonomie und ſozialen Wiſſenſchaft bei Be⸗ 
ſchreibung der Übergangszeit der letzten Jahre gezwungen ſein wird, Marx 
eine hervorragendere Stelle anzuweifen, als man dies bis jetzt außerhalb der 
engen ſozialiſtiſchen Kreiſe zu tun gewöhnt war. Die rein ökonomiſch⸗theoretiſchen 
Arbeiten von Marx, glänzend und ſubtil wie ſie ſind, werden wahrſcheinlich 
nur ihres kritiſchen Charakters wegen leben; aber in der ökonomiſchen Methode 
und in der Sozialphiloſophie wird Marx fortleben als einer der großen Pioniere, | 
die, wenn fie auch das Ziel erreichen, einen neuen und verſprechenden Pfad 
in der Wildnis des menſchlichen Gedankens und des menſchlichen Fortſchritts 
bahnen... (S. 162163). Marx hat nicht wenig zur Ausarbeitung der Theorie 
beigetragen. Manche ſeiner Darlegungen ſind irrig, und nicht wenige ſeiner 
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hiſtoriſchen Erklärungen ſind weit hergeholt und übertrieben; aber es bleibt 
noch ein beträchtlicher Inhalt von Wahrheit in ſeinen Beiträgen zu dieſem 
Gegenſtand“ (S. 69 — 70). 
Über die Bedeutung des Geſchichtsmaterialismus ſagt Seligman: „Die Lehre 
von der ökonomiſchen Erklärung der Geſchichte beſagt nicht, daß die ganze Ge— 
schichte ſich einzig und allein durch ökonomiſche Ausdrücke erklären ließe, ſondern 
daß die Haupterwägungen im menſchlichen Fortſchritt ſoziale Erwägungen ſind 
und daß der wichtigſte Faktor in der ſozialen Umwälzung der ökonomiſche 
Faktor iſt. Dieſe Lehre beſagt nicht, daß die ökonomiſchen Beziehungen einen 
ausſchließlichen Einfluß ausüben, ſondern daß ſie einen überwiegenden Einfluß 
ausüben auf den Gang des geſellſchaftlichen Fortſchritts ... (S. 67). Richtig 
formuliert, erſchöpft dieſe Lehre nicht alle Möglichkeiten des Lebens und des 
Fortſchritts; ſie erklärt nicht alle Details der menſchlichen Entwicklung; aber 
ſie hebt nachdrücklichſt jene Kräfte hervor, die bis jetzt wirkſam geweſen ſind 
in dem Aufſtieg und Falle, in der Blüte und dem Niedergang, im Erfolg und 
Mißerfolg, im Wohle und Wehe der Nationen“ (S. 158). Neben dieſen Ur⸗ 
teilen finden ſich noch andere: „Die Gegenſtände, die ein Individuum wünſcht, 
hängen im letzten Grunde ab von ſeinem äſthetiſchen, geiſtigen und ſittlichen 
Zuſtand. . . . Es gibt nicht nur eine ökonomiſche Geſchichtsauffaſſung, ſondern 
auch eine ethiſche, äſthetiſche, juridiſche, linguiſtiſche, religiöſe und naturwiſſenſchaft⸗ 
liche. . . . Solange der Konflikt zwiſchen den materiellen Hilfsquellen und den 
menſchlichen Wünſchen dauert, muß die primäre Erklärung des menſchlichen 
Lebens eine ökonomiſche Erklärung fein... (S. 154155). Wenn man jedoch 
behauptet, daß das Chriſtentum primär eine ökonomiſche Bewegung war, ſo 
ignoriert man die Funktion der geiſtigen Kräfte (spiritual forces) ... (S. 138). 
Marx und ſeine Nachfolger machten in glänzender und ſchlagender Weiſe auf— 
merkſam auf das Verhältnis zwiſchen gewiſſen juridiſchen, politiſchen Tatſachen 
und ökonomiſchen Umwälzungen und waren die erſten, eine einheitliche Ge— 
ſchichtsauffaſſung zu begründen. Wenn man auch zugeben mag, daß ein ſolcher 
Verſuch verfrüht ſei und ſogar, wenn es jo gut wie (practically) ſicher iſt, 
daß Marxens Darſtellung des Geſchichtsmaterialismus übertrieben, wenn 
nicht irreführend iſt, ſo kann doch kaum darüber ein Zweifel obwalten, daß 
dadurch die Geſchichtſchreiber auf manche der bedeutungsvollen Faktoren des 
menſchlichen Fortſchritts aufmerkſam wurden, die ihnen bis dahin entſchlüpft 
waren“ (S. 165). 
Dieſe Auszüge mögen genügen, um den guten Willen, die Unparteilichkeit, 
aber auch das Schwankende, Unklare und Widerſpruchsvolle Seligmans zu 
zeigen. Es mag hier noch hinzugefügt werden, daß, wie aus den zahlreichen 
Literaturnachweiſen des Buches hervorgeht, der Verfaſſer nicht nur Marx und 
Engels, ſondern auch vieles von Kautsky, Mehring, Cunow, Bernſtein ꝛc. ges 
leſen hat. Er ſcheint allerdings die Kontroverſe Bax⸗Kautsky („Neue Zeit“, 1896) 
nicht zu kennen. Aber auch deren Kenntnis würde die Mängel des Verfaſſers 
nicht beſeitigt haben. Die zwei wichtigen Gedanken Kautskys: daß der Geiſt 
konſervativ iſt und daß die materiellen Intereſſen nicht mit Produktionsverhält⸗ 
niſſen zu verwechſeln ſind, würden ihn für den Marxismus nicht gewonnen 
haben. Brooks Adams zum Beiſpiel kennt dieſe beiden Gedanken, iſt aber nicht 
Marxiſt, ſondern Imperialiſt. Im Grunde genommen tft es der wiſſenſchaftliche 
Sozialismus, der den bürgerlichen Gelehrten die materialiſtiſche Geſchichts— 
auffaſſung verleidet. 
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2. Eeſchichtsmaterialismus und Sozialismus. 

Die Haupttheſe Seligmans iſt, daß ökonomiſche Geſchichtsauffaſſung und 
Sozialismus nichts miteinander zu tun haben: „Wir ſollen eher auf Marxens 
Philoſophie als auf ſeine Okonomie Gewicht legen; und ſeine Philoſophie 
mündet aus in die ökonomiſche Geſchichtsauffaſſung. Es war ein Zufall, daß 
er auch Sozialiſt wurde, aber ſein Sozialismus und feine Philoſophie find... 
wirklich unabhängig voneinander. Man kann ein hiſtoriſcher Materialiſt ſein 
und doch ein extremer Individualiſt bleiben . . . (S. 24). In der Tat, die 
Schriftſteller, die gegenwärtig aufs erfolgreichſte die ökonomiſche Geſchichts⸗ 
auffaſſung anwenden, ſind gar nicht Sozialiſten. . . . Wir können mit der all 
gemeinen Lehre übereinſtimmen, ohne die phantaſtiſchen Ideale von Marx an⸗ 
nehmen zu müſſen. . .. Wenn man in Deutſchland vom hiſtoriſchen Materia⸗ 
lismus ſpricht, denkt man ſogleich an Marx, da er weſentlich der einzige 
Schriftſteller in Deutſchland war, der die ökonomiſche Geſchichtsauffaſſung kon⸗ 
ſequent anwandte. In anderen Ländern finden wir verſchiedene Verſionen 
dieſer Lehre . . . (S. 109). Die ſozialiſtiſche Anwendung der ökonomiſchen 
Geſchichtsauffaſſung iſt außerordentlich naiv. Wenn die Geſchichte überhaupt 
etwas lehrt, ſo kann es nur ſein, daß die Geſellſchaft nur langſam und von 
Stufe zu Stufe durch die ökonomiſchen Umwälzungen umgeändert wird. Die 
feudale Geſellſchaft brauchte Jahrhunderte, um ſich zu entfalten; das Privat⸗ 
kapital brauchte Jahrhunderte, um den Feudalismus durch die moderne Geſell⸗ 
ſchaft zu erſetzen. Das Charakteriſtiſche des noch in ſeiner Jugend ſich be⸗ 
findenden Fabrikſyſtems iſt die Vorherrſchaft des einzelnen oder korporativen 
Unternehmers im großen Maßſtab, wie wir es vorbildlich in der amerika⸗ 
niſchen Truſtbewegung ſehen. Man müßte geradezu die Bedeutung der tat⸗ 
ſächlichen Vorgänge und die Lehren der Geſchichte verleugnen, wollte man an⸗ 
nehmen, daß Privateigentum und private Initiative, die die wirklichen Geheim⸗ 
niſſe der ganzen modernen Bewegung bilden, plötzlich dem Gemeineigentum, 
dem Ideal der Sozialiſten, Platz machen würden. ... Der Sozialismus iſt | 
eine Theorie de ſſen, was ſein ſoll, der hiſtoriſche Materialismus iſt eine Theo | 
deſſen, was iſt. Jener ift teleologtich, dieſer beſchreibend“ (S. 107). 


Abgeſehen von den Mißverſtändnif 11 die Profeſſor Seligman individuell 
angehören, leidet ſein Buch an einem Grundübel, das bei einem nicht⸗ 
ſozialiſtiſchen Schriftſteller unvermeidlich iſt. Es gibt zweierlei Arten Geſchichts⸗ 
materialismus: einen bürgerlichen und einen ſozialiſtiſchen. Der erſtere unter⸗ 
ſucht vornehmlich den Fortſchritt der menſchlichen Geiſteskultur und die Be⸗ | 
wegung der menjchlichen Geſellſchaft als in Staaten, Nationen und Reiche 
geteilt. Kultur und Politik, Völkerpſychologie und Verfaſſungen ſind die 
Hauptgegenſtände ſeiner Unterſuchungen. Der ſozialiſtiſche Geſchichtsmateria⸗ 
lismus betrachtet vor allem die ziviliſierte, das heißt auf Landgebiet und Privat⸗ 
eigentum beruhende Geſellſchaft; ihre ſozialen Klaſſenſpaltungen, Kämpfe und 
Umwälzungen bilden die Hauptgegenſtände ſeiner Unterſuchung. Der erſtere 
ſucht die materiellen Faktoren aufzudecken, auf welchen die politiſchen, kommer⸗ 
ziellen und gewerblichen Einrichtungen aufgebaut ſind. Der andere ſucht die 
materiellen Triebkräfte und Entwicklungstendenzen zu erkennen, die die Kultur 
von einer Stufe auf die andere heben. Bei der erſteren überwiegt die Statik, 
bei der anderen die Dynamik. Der bürgerliche Geſchichtsmaterialismus ent⸗ 
ſtand in den Umwälzungen des ſiebzehnten Jahrhunderts, im ſiegreichen Auf 


5 


5 M. Beer: Der Geſchichtsmaterialismus in den Vereinigten Staaten. 617 


ſchwung der Bourgeoifte, in der Herausbildung der Nationen und der modernen 
Staaten. In ſeinem Werke „Oceana“ (1656) will Harrington beweiſen, daß 


die politiſche Macht der Ausdruck des wirtſchaftlichen Beſitzes iſt. Gleichzeitig 


entſtand eine ſyſtematiſche äußere Politik und eine ſyſtematiſche Handelspolitik: 


I das europäiſche Gleichgewicht und die Handelsbilanz. Der ſozialiſtiſche Ge— 


ſchichtsmaterialismus entſtand in den Umwälzungen des neunzehnten Jahr— 
hunderts, beim Aufſtieg der Arbeiterklaſſe, beim Entbrennen internationaler 
Klaſſenkämpfe. In ihren Arbeiten ſuchen Marx und Engels hauptſächlich zu 
beweiſen, daß die Gegenwart mit einer Kulturperiode ſchwanger geht, wo die 
Produktion auf dem Gemeineigentum der Produktionsmittel und die Ver⸗ 


teilung auf dem Arbeitsprinzip beruhen wird. Gleichzeitig entſteht eine ſyſte— 
matiſche Sozialpolitik. 


Die hier verſuchte Unterſcheidung macht nur den Anſpruch, in ihren all: 
gemeinen Zügen richtig zu ſein. Denn es gab Übergangsformen (beſonders in 


Frankreich in der erſten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts) und gegenſeitige 


Beeinfluſſungen. Allein im ganzen großen ſcheinen beide Geſchichtsauffaſſungen 
beſondere Gebiete zu haben. Vico, Montesquieu, Herder, Buckle, Thorold 


Rogers und Brooks Adams zeigen gar kein oder nur ſehr wenig Verſtändnis 
für die Bedeutung ſozialer Umwälzungen und ſozialer Kämpfe. Wie aus 


ſeiner „Economic Interpretation of History“ hervorgeht, erblickt Rogers den 


Grund der ſozialen Kämpfe in der Unvernunft, Ungerechtigkeit und Illiberalität 


der Regierungen; ſeine Theorie iſt die ökonomiſche Geſchichtsauffaſſung des 
Liberalismus. Sogar Lewis H. Morgan vernachläſſigt jene Faktoren und hat 


über die entſtehende ſozialiſtiſche Kulturepoche nur einige wenige, allerdings ſehr 
ſchöne Worte zu ſagen. 


Andererſeits finden wir eine entſprechende Erſcheinung bei Marx, wenn er 


I aus ſeinem Gebiet heraustritt. Seine Streifzüge auf dem Gebiet der äußeren 


Politik, der nationalen und imperialen Kämpfe ſind nicht ſo bedeutend wie 
ſeine ſozialökonomiſchen Arbeiten; er macht zwar auch da ſehr ſcharfſinnige 
Bemerkungen, wie zum Beiſpiel über die Bedeutung der See für den Imperia— 
lismus („Secret Diplomatie History of the Eighteenth Century“, S. 87) oder 


über den Unterſchied zwiſchen dem Wirtſchaftsleben des klaſſiſchen Altertums 


mit ſeinem Handelskapital und dem Wirtſchaftsleben der modernen Zeit mit 
ihrem induſtriellen Kapital, aber ſoweit ſie nicht mit ſozialen Kämpfen in Ver⸗ 
bindung gebracht werden, werden dieſe Bemerkungen nicht weiter verfolgt. 
Eine Zuſammenfaſſung beider Gebiete verſuchte Engels in ſeinem „Urſprung 
der Familie ꝛc.“ Jede Weiter- und Ausbildung des Geſchichtsmaterialismus 
wird an dieſes Buch anknüpfen müſſen. 

Iſt dieſe Unterſcheidung richtig, ſo hat Seligman wohl recht, wenn er ſagt, 
man könne Geſchichtsmaterialiſt ſein, ohne Sozialiſt ſein zu müſſen. Gewiß 
gibt es ſolche, nur ſind ſie weit davon entfernt, das Weſen der Gegenwart 
begriffen zu haben. Wir wollen verſuchen, dieſen Vorwurf zu begründen. 


Seligman nennt die Marxiſten „außerordentlich naiv“ und will ihnen deshalb 


„die wirklichen Geheimniſſe der modernen Bewegung“ offenbaren. Die Geheim⸗ 


niſſe ſeien: „Privateigentum und private Initiative.“ Was ſoll denn dieſe 


Offenbarung erklären? Die beiden von ihm genannten Geheimniſſe ſind doch 


der ganzen Ziviliſationsperiode eigen. Sie waren ſchon zu Zeiten Chammurabis 
in Babylonien bekannt; ebenſo in Agypten und im klaſſiſchen Altertum; ſie 


find in Perſien, der Türkei und Amerika ſeit Jahrhunderten vorhanden. 


Standen oder ſtehen alle dieſe Reiche und Länder in der „modernen Be 
wegung“? Übrigens was bedeutet „moderne Bewegung“? Die ſozialiſtiſche 
Bewegung iſt von Seligman nicht darunter verſtanden, da er Nichtſozialiſt iſt. 


Die „moderne Bewegung“ der Vereinigten Staaten offenbart ſich in der Truſt⸗ 


bildung, in der Konzentration der Produktionsmittel und in der territorialen 
Ausdehnung. Seligman erklärt dieſe Bewegung durch das Vorhandenſein von 
Privateigentum und Unternehmungsgeiſt. Man mag dieſe Geheimniſſe aus⸗ 
legen wie man will, im letzten Grunde beſagen ſie doch nichts mehr, als daß 
außerordentlich befähigte, mit Privateigentum ausgeſtattete Individuen Welt⸗ 
geſchichte machen. Aus dem bürgerlichen Geſchichtsmaterialismus wird in letzter 
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Inſtanz ein ganz gewöhnlicher Heroenkultus, den aber Seligman in ſeinem 


Buche ganz entſchieden zurückweiſt. 

Bei dieſem Mangel an Verſtändnis für die Triebkräfte unſerer Zeit iſt es 
kaum zu verwundern, daß Seligman den Sozialismus als „die Lehre deſſen, 
was ſein ſoll“ betrachtet und ihn in einen Gegenſatz zum Geſchichtsmateria⸗ 
lismus bringt. Den Marxiſten iſt die ſozialiſtiſche Bewegung nur der prak⸗ 


tiſche Ausdruck der geſchichtsmaterialiſtiſchen Theorie, ſoweit ſie das ökonomiſche 


Werden unſerer Zeit aufdeckt. Es war ja gerade Marx, der dem Sozialismus 
den teleologiſchen Charakter genommen und ihm einen wiſſenſchaftlichen, kauſalen 
gegeben hat. Darin beſteht zum großen Teile ſeine Bedeutung. Marx ſagte 


den Utopiſten: Der Sozialismus hat keinen teleologiſchen Charakter; er iſt nicht 


die Lehre deſſen, was fein ſoll und was die Sozialiſten aufbauen müſſen, 
ſondern die Lehre des ökonomiſchen Werdens und der ſozialen Kämpfe der 
Gegenwart; die Sozialiſten haben nur dieſes Werden zu erkennen und den 
Kampf der Arbeiterklaſſe zu leiten. Seine Okonomie und Philoſophie waren 
der Unterſuchung der beſtehenden Geſellſchaft gewidmet und ſeine praktiſche 
Tätigkeit dem Verkehr mit Arbeiterführern und der Beeinfluſſung von Arbeiter⸗ 
organiſationen. Lehre und Leben: Geſchichtsmaterialismus, Okonomie und ſozia⸗ 
liſtiſche Agitation waren bei ihm aufs engſte verbunden. Den innigen Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen Geſchichtsmaterialismus und Sozialismus zeigte Engels 
im dritten Abſchnitt ſeines Anti-Dühring (auch im Separatabdruck erſchienen 
unter dem Titel: „Die Entwicklung des Sozialismus von der Utopie zur Wiſſen⸗ 


ſchaft“); hier werden auch die wirklichen Geheimniſſe der Gegenwart erklärt. 


Seligman zitiert nirgends den Anti⸗Dühring, er hat ihn offenbar nicht geleſen. 
Wer dieſen Zuſammenhang leugnet, hat den Marxismus noch nicht be⸗ 
griffen. Und wer Marxens Philoſophie von ſeiner praktiſchen Arbeit loslöſt, 
macht den Geſchichtsmaterialismus zu einem untergeordneten Hilfsmittel, das 
zwar nicht ſchadet, aber auch nicht nützt. Die Gegenwart wird ihm ein Buch 
mit ſieben Siegeln bleiben. 
Dasſelbe muß von Profeſſor Robinſons „War and Economies“ (in „Poli- 


tical Science quarterly“, New Nork, Dezember 1900) gejagt werden. Dieſe 


Abhandlung, die oft in gelungener Weiſe den Zuſammenhang zwiſchen Krieg 
und Wirtſchaftsleben aufdeckt, kommt zum Schluſſe, daß der Druck auf die 
Subſiſtenzmittel den Krieg verurſache und auch in der Zukunft wirkſam bleiben 
werde. Selbſtredend läuft dieſes Argument darauf hinaus, daß das heutige 
Regime nicht geändert werden könne. Robinſon ſchreibt ſo, als lebte er noch 
im Zeitalter von Malthus. Er ſieht nicht, daß heute gerade das Gegenteil 
wahr iſt. Es iſt gerade die Fülle der Subſiſtenzmittel, die raſche Zunahme 
der Produktivität, die die mächtigſte Triebfeder der „modernen Bewegung“ iſt. 
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Nicht die Bevölkerung drückt auf die Subſiſtenzmittel, ſondern die Subſiſtenz— 
mittel drücken auf die Bevölkerung. Amerikaner, die im praktiſchen Leben 
ſtehen, kennen dieſes Geheimnis ſchon ſeit langem. Einer von ihnen hat es 
im Jahre 1899 vor der Induſtriellen Kommiſſion in Waſhington mit aller 
Klarheit ausgeſprochen. Und Mr. Emory, der Leiter des Statiſtiſchen Handels— 
bureaus in Waſhington, ſprach ſich in ſeinem Jahresbericht für das Jahr 1902 
ebenfalls ganz klar aus. 

Lewis H. Morgan hat eine große Wahrheit entdeckt, indem er es als höchſt 
wahrſcheinlich bezeichnete, „daß die großen Epochen menſchlichen Fortſchritts 
mehr oder weniger direkt zuſammenfallen mit der Ausweitung der Unterhalts— 
mittel“ („Urgeſellſchaft“, S. 16). Schon im Jahre 1847, alſo vierzig Jahre 
vor Morgan, ſprachen Marx und Engels dieſen Gedanken aus, indem ſie er⸗ 
klärten: „Die bürgerlichen Verhältniſſe ſind zu enge geworden, um den von 
ihnen erzeugten Reichtum zu faſſen“ („Kommuniſtiſches Manifeſt“). Oder Marx 
allein: „Auf einer gewiſſen Stufe ihrer Entwicklung geraten die materiellen 
Produktivkräfte in Widerſpruch mit den vorhandenen Produktionsverhältniſſen 
oder, was nur ein juriſtiſcher Ausdruck dafür iſt, mit den Eigentumsverhält⸗ 
niſſen, innerhalb deren ſie ſich bisher bewegt hatten. . . . Es tritt dann eine 
Epoche ſozialer Revolution ein“ („Zur Kritik“). Hier iſt das wirkliche Ge— 
heimnis der Gegenwart enthüllt. Es iſt ſowohl der imperialiſtiſchen wie der 
ſozialiſtiſchen Bewegung, den zwei hervorragenden Merkmalen unſerer Zeit, 
bekannt. Beide ſind materialiſtiſch. Aber nur eine, die ſozialiſtiſche, iſt bewußt 
revolutionär. 


3. Die ökonomiſche Geſchichtsauffaſfung des Imperialismus. 


Mr. Brooks Adams iſt einer der originellſten politiſch-ökonomiſchen Schrift: 
ſteller der Gegenwart. Was Walter Bagehot (bädſchet) vor dreißig Jahren 
für England war, iſt Adams jetzt für die Vereinigten Staaten. Aber während 
Bagehot ſpezialiſierte und Einzelerſcheinungen in ſcharfſinniger und zugleich 
anmutiger Weiſe zergliederte, zeigt Adams einen großen generaliſierenden Sinn 
und umfaßt und erklärt ganze hiſtoriſche Perioden. Alles, was er ſchreibt, iſt 
leſenswert. Man mag ihm zuſtimmen oder nicht, Belehrung und tiefe und 
andauernde Anregung wird man bei ihm ſtets finden. Wie es ſich bei einem 
ſelbſtändigen Denker von ſelbſt verſteht, iſt Adams aller Phraſenmacherei ab— 
geneigt. Er ſchreibt klar und kernig, wenn auch hier und da ein Ringen mit 
dem Ausdruck ſichtbar iſt. Aber was ihm eine beſondere Bedeutung gibt, iſt 
ſeine innere Durchdringung des amerikaniſchen Lebens und Geiſtes. Er iſt der 
Erklärer der amerikaniſchen Bourgeoiſie, die in den letzten zwanzig Jahren der 
kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe die höchſte Organiſationsform gab. Adams 
begann da, wo L. H. Morgan aufhörte. Die Ziviliſation iſt ſein Gebiet. Er 
ſchrieb: „Law of Civilization and Decay“ (Aufſchwung und Niedergang der 
Ziviliſation), New York 1895; „American Economic Supremacy“ (Okonomiſche 
Oberherrſchaft Amerikas), New York 1900; „New Empire“ (Neues Reich), 
New Pork 1902, alle bei Macmillans. 


1 Mr. F. B. Thurber ſagte vor der Kommiſſion aus: „Mit einer Verbrauchskraft von 
75 Millionen Menſchen (Bevölkerung der Vereinigten Staaten) haben wir eine Produktions— 
kraft für 150 Millionen Menſchen. Unſer Problem iſt, wie unſere Warenüberſchüſſe abzu— 
ſetzen ſind, um Kapital und Arbeit ununterbrochen und lohnend beſchäftigen zu können“ 
un‘, New York Dezember 1899, S. 41). 
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Seine Lehre, die weiter unten zuſammengefaßt wird, iſt materialiſtiſch. Er 
nennt ſie eine Hypotheſe, wobei er ſich über das Weſen und den Wert von 
Hypotheſen folgendermaßen ausläßt: „Es wird vielfach angenommen, daß die 
Aufhäufung von Tatſachen ein ausreichender Zweck ſei. Demgegenüber muß 
geſagt werden, daß eine Tatſache an ſich ohne Bedeutung iſt; ebenſowenig Be⸗ 
deutung haben Tauſende von Tatſachen. Erſt ihre Beziehung zueinander gibt 
ihnen einen Wert. Hat man eine Anzahl von Tatſachen ſo geſammelt, daß 
ſie auf eine Folge von Urſache und Wirkung hinweiſen, ſo kann man eine 
Generaliſation machen. Die Wiſſenſchaft nennt dies ein „Geſetz“, das heißt es 
wurde gefunden, daß gewiſſe Erſcheinungen mit genügender Regelmäßigkeit 
aufeinander folgen, um mit großer Sicherheit auf ihre Wiederholung in be⸗ 
ſtimmter Ordnung rechnen zu dürfen. Die Wiſſenſchaft beſteht aus ſolchen an⸗ 
nähernden Berechnungen. . .. Der wiſſenſchaftliche Forſcher akzeptiert dieſe 
Beſchränkungen und erwartet keine abſoluten Wahrheiten. Er beobachtet, und 
wenn er weit genug fortgeſchritten iſt, um mit der Verallgemeinerung zu 
beginnen, formuliert er ſeine Gedanken als eine Hypotheſe, die ihm zur Grunde 
lage ſeiner Arbeiten dient, bis eine beſſere gefunden wird. . .. Alle wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Forſcher ſind ſich darüber einig, daß Verallgemeinerungen nur Ver⸗ 
ſuche ſind, und doch ſchreitet die Wiſſenſchaft vorwärts, was ſich in der Herr⸗ 
ſchaft zeigt, die der Menſch über die Natur gewonnen hat.“ 

Adams' Geſchichtshypotheſe, die aber erſt in ihren Anwendungen gewürdigt 
werden kann, lautet etwa wie folgt: Der Selbſterhaltungstrieb iſt der ſtärkſte 
menſchliche Inſtinkt. Gleich anderen Tieren ſind die Menſchen vorerſt auf ihre 
Umgebung angewieſen. Ihre geiſtigen, ſittlichen und ſozialen Eigenſchaften 
dürfen als im Daſeinskampf entſtandene Entwicklungen betrachtet werden. 
Dieſe Eigenſchaften ſind Mittel zur Verteidigung oder zum Angriff; ſie ſind 
Werkzeuge zur Befriedigung der Bedürfniſſe, oder ſie ſind Überbleibſel, die noch 
nicht abgeworfen wurden. In ſeinem Beſtreben, ſich zu erhalten, wird das 
Tier die Mittel anwenden, die ſeiner natürlichen Umgebung am beſten angepaßt 
ſind. Da die äußere Welt in ewigem Fluſſe ſich befindet, fo iſt geiſtige Elaſti⸗ 
zität eine Hauptbedingung des Erfolges. Nahrung iſt das erſte Bedürfnis, und 
da Nahrungsmittel ſich in den meiſten Gegenden in größerer oder geringerer 
Fülle finden, ſo liegt die Schwierigkeit nicht ſoviel im Vorhandenſein von 
Nahrung wie in ihrer Verteilung. Um ihren Hunger zu ſtillen, müſſen die 
Menſchen imſtande ſein, nicht nur ihren Beſitz zu verteidigen, ſondern auch 
ihre Nachbarn zu berauben, wenn ſie von ihnen nicht kaufen können. Menſchen, 
die um dieſe Zwecke nicht kämpfen können, werden entweder Sklaven, wenn 
ihre Arbeitskraft wertvoll iſt, oder ſie werden vernichtet, wenn ſie nichts leiſten 
können. Das Leben kann ſowohl durch Krieg wie durch friedliche Konkurrenz 
vernichtet werden. Eine Nation, die unterboten wird, kann ſo vollſtändig durch 
Hunger zugrunde gehen, als ob ſie durch das Schwert umgekommen wäre. 
Menſchen, die in einen ſcharfen Wettbewerb geworfen werden, müſſen deshalb 
alle ihre Geiſteskraft anſtrengen, um in ihren Waffen mindeſtens ihren Rivalen 
gleichzukommen. Aus dieſen Gründen haben Menſchen ſich ſtets bemüht, für 
den Kampf wohl gerüſtet zu ſein. Seit der Steinzeit hat deshalb keines der 
energiſcheren Völker es unterlaſſen, für eine verhältnismäßig billige Zufuhr 
von Metallen zu ſorgen. Die Erfindung des Schmelzens von Metallen hat 
die Bewegung der Ziviliſation am meiſten beeinflußt. Waffen und Werkzeuge 
von bis dahin unbekannter Vortrefflichkeit wurden geſchmiedet; die Völker, die 
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ſie benutzten, beſiegten ihre mit Steinwerkzeugen ausgerüſteten Nachbarn. 
Menſchen reiſten nach den weiteſten Gegenden, um ſich Metalle zu verſchaffen. 
Auf dieſe Weiſe wurden die Wanderungen der Völker von der Lage der 
Metallminen beeinflußt. Um etwas zu erlangen, was uns fehlt, müſſen wir 
dutweder rauben oder austauſchen. Austauſch erwies ſich als die billigere 
| Methode. Um austauschen zu können, muß ein Markt vorhanden fein. Diejer 
kann nur durch Reiſen erreicht werden. Und beim Reiſen, wie überhaupt in 
allen ſeinen Tätigkeiten, folgt der Menſch der Linie des geringſten Wider⸗ 
| ſtandes. Nur ein Weg, der dem Reiſenden den geringſten Widerſtand bietet, 
wird zur Straße. Die Einwohner jedes Marktes machen es ſich deshalb zur 
| Aufgabe, die zu ihnen führenden Straßen fo gefahr- und widerſtandslos zu 
machen wie möglich, um die Austauſchenden an ſich zu ziehen. So entſteht 
eine Verwaltung, die die Straßen bewacht und ausbeſſert und den Handel 
reguliert (Polizei und Juſtiz). Die Reiſenden treffen an Kreuzungspunkten 
zuſammen und Märkte entſtehen. Iſt das Gebiet, das ſich um den Markt 
reiht, bedeutend genug und die Verwaltung ziemlich kompliziert, ſo nennt man 
dieſes Syſtem einen Staat. Iſt es weit, ſo nennt man es ein Reich. Staat 
und Reich dehnen ſich gewöhnlich entlang der konvergierenden Handelsſtraßen 
aus. Die Ausdehnung an der Peripherie wächſt in dem Maße, wie die wirt⸗ 
ſchaftliche Konzentration im Herzen des Zentrums zunimmt. Aber kein Syſtem 
kann ſich gleichmäßig nach allen Richtungen hin ausdehnen, da der Widerſtand 
wechſelnd iſt. Das Wachstum des Syſtems iſt deshalb unregelmäßig und mit 
Konflikten verbunden. Ebenſo iſt die Bewegung auf Handelsſtraßen mannig⸗ 
fachen Anderungen unterworfen. Die wichtigſten Urſachen dieſer Anderungen 
find: die Entdeckung eines beſſeren Weges und der Niedergang der Endſtation. 
Wo verſchiedene, parallel laufende Straßen zu einer Endſtation führen, da 
konkurrieren gewöhnlich die an dieſen Straßen gelegenen Märkte in ſchärferem 
oder geringerem Maße gegeneinander, und ſind gegen jede kommerzielle Ab⸗ 
lenkung empfindlich. Iſt die Ablenkung ernſt und kann ihr durch billigere 
Methoden nicht abgeholfen werden, ſo kommt es gewöhnlich zum Kriege, denn 
Krieg iſt nur eine der draſtiſcheren Methoden des wirtſchaftlichen Wettbewerbes. 
Wenn Handelsſtraßen ihre Richtung ändern, ſo ändern ſich auch die Märkte 
und die Hauptſitze der Reiche. Dieſe Verdrängungen und Umgeſtaltungen der 
Reiche ſind Kataſtrophen erſten Ranges, die gewöhnlich langwierige Kriege nach 
ſich ziehen. Und doch bleiben die herrſchenden Märkte, die Hauptſitze der 
Reiche, ſelten lange auf einem Platze. Ebenſo kommt es oft vor, daß zwiſchen 
dem Staate der Märkte und dem der Metallbergwerke ſcharfe Intereſſenkonflikte 
entſtehen. Wo derartige entgegengeſetzte Syſteme entſtehen, da kommt es ent⸗ 
weder zu imperialer Konſolidierung oder zur gegenſeitigen Vernichtung. Große 
Reichsbauer und Heerführer find nur die Inſtrumente dieſer Kräfte. Siegt ein 
Syſtem, jo konſolidiert es ſich und ſtellt ein Gleichgewicht her, das Jahrhunderte 
andauern kann, wie zum Beiſpiel in Rom; bleibt aber der Kampf unentſchieden, 
ſo ſucht ſich der Handel andere Kanäle und die Kämpfer gehen zugrunde, wie 
zum Beiſpiel in Griechenland. Bergwerke ſind zugleich die vergänglichſten und 
wertvollſten der menſchlichen Beſitzungen, deshalb haben ſie immer einen tiefen 
Einfluß auf das Gleichgewicht der Staaten ausgeübt. Allem Anſchein nach 
war Zentralaſien die Wiege der Ziviliſation; die Menſchen haben da zuerſt 
die am nächſten gelegenen Bergwerke erſchöpft und dann nach weiteren geſucht. 
Der leichteſte Weg führte zum Mittelmeer. Dies war auch die Bewegung des 


| 
! 
| 
| 


692 | Die Neue Zeit, 


kommerziellen und imperialen Schwerpunktes. Dieſe Veränderungen des Energie 
zentrums tragen den Charakter eines Sturmwindes, bei dem die höchſte Ge⸗ 
ſchwindigkeit im Mittelpunkt des Wirbels erreicht wird, während die Ruhe im 
Verhältnis zur Entfernung vom Mittelpunkt zunimmt. In dem Maße, wie 
der Wirbel ſich vorwärtsbewegt, geraten die auf ſeiner Bahn liegenden Staaten 
in eine heftige Agitation, während die hinter ihm liegenden Staaten nach und 
nach in Müdigkeit verfallen, die Müdigkeit übergeht in Stumpfheit und dieſe endet 
nicht ſelten mit dem Tode. Dieſem Aufſchwung und Niedergang der Okonomie 
entſpricht die Blüte und Ode im Geiſtesleben. Zum Verſtändnis der Geſchichte der 
Ziviliſation gehört die Kenntnis der Mineralogie und Geographie; die Mineralogie 
zeigt die Kräfte, von denen die Sitze der Reiche verſchoben wurden; die Geographie 
zeigt die Hinderniſſe, die bei der Wahl von Handelsſtraßen beſtimmend waren. 

Dies iſt in gedrängter Form die Hypotheſe, mit der Brooks Adams die 
Staatenbewegungen des meſopotamiſchen Syſtems (Babyloniens, Aſſyriens, 
Perſiens), der antiken Welt, des Mittelalters, der neuen und neueſten Zeit er⸗ 
klärt. Wie ſie in der hiſtoriſchen Wirkichkeit ausſieht, mögen folgende Illuſtra⸗ 
tionen zeigen. Der beſte und ausführlichſte Abſchnitt in „New Empire“ iſt der 
über den Kampf zwiſchen Griechenland und dem meſopotamiſchen Syſtem. Die 
übrigen Abſchnitte ſind mehr fragmentariſch gehalten; überhaupt fehlt dem 
Buche die literariſche Einheit, da es aus einer Reihe zu verſchiedenen Zeiten 
gehaltenen Vorträgen und veröffentlichten Aufſätzen beſteht. (Schluß folgt.) 
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Die Sozialdemokratie und die fogenannte Linke. 
\ Von Dr. James roh. 


Gegenüber dem reaktionären Verhalten der liberalen Parteien, die bei den 
Stichwahlen mit verſchwindenden Ausnahmen überall der Reaktion gegen uns 
zum Siege verholfen haben, muß die Sozialdemokratie die Frage ſtellen und 
beantworten, ob ſie ihrerſeits dieſe Parteien noch fernerhin, wie es im letzten 
Wahlkampf geſchah, bei Stichwahlen unterſtützen ſoll. € | 

Zweierlei Momente könnten hier in Frage kommen. Einmal die Rückſicht 
auf die Gegenſeitigkeit. Dieſer Grund dürfte jedoch ohne weiteres ausſcheiden. 
Eine Partei, die von drei Millionen Wählern ein Vertrauensvotum erhalten 
hat und binnen fünf Jahren um eine Million gewachſen ift, hat von vorn⸗ | 
herein nicht nötig, ihrerſeits nach Bündniſſen zu ſchielen. Die beſonderen Ver⸗ 
hältniſſe aber, welche bei den Landtagswahlen ein Zuſammengehen mit den 
Freiſinnigen nach Maßgabe der Parteitagsbeſchlüſſe nahe legen, fallen in betreff 
der Reichstagswahlen fort. Es iſt auch nicht zu beſorgen, daß die Freiſinnigen 
bei den Landtagswahlen für eine Nichtunterſtützung im Reiche Revanche nehmen 
würden. Sie würden ja überhaupt nur der bitterſten Not gehorchend und nicht 
etwa aus irgendwelchen freundſchaftlichen Rückſichten einen ſozialdemokratiſchen 
Kandidaten unterſtützen. Sie würden dies ſogar um ſo eher tun, wenn ſie 
wiſſen, daß ſie von unſerer Seite keinerlei Unterſtützung bloß wegen ihres 
alten Namens zu erwarten haben, ſondern daß mit ihnen ebenſo wie mit 
den übrigen Gegnern verhandelt wird. Übrigens, die Tatſachen werden bald 
beweiſen, daß das freiſinnige Bürgertum in Preußen⸗Deutſchland überhaupt 
keine bündnisfähige Entſchloſſenheit beſitzt! Auch kommt es bei den Landtags⸗ 
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wahlen gar nicht auf eine größere Anzahl unſerer Genoſſen als Abgeordnete 
an. Die Erlangung einer maßgebenden Stellung unſerer Partei im preußiſchen 
Abgeordnetenhaus iſt ohnehin auf lange Zeit bei dem jetzigen Wahlmodus aus— 
geſchloſſen. Vielmehr handelt es ſich nur darum, einige Hechte in den Karpfen⸗ 
teich des preußiſchen Abgeordnetenhauſes gelangen zu laſſen und das Proletariat 
gerade über ſeine politiſche Rechtloſigkeit im Staate der Hohenzollern aufzuklären. 
| Von den Genofjen im Lande wird auch weniger wegen der Gegenſeitigkeit 
als deshalb ein Eintreten für den Liberalismus bei Stichwahlen befürwortet, 
weil derſelbe trotz vielfacher Unterſtützung der Reaktion „das kleinere übel“ 
gegenüber den reaktionären Parteien ſelbſt darſtelle. Vor allem wird als Beweis 
hierfür die immerhin beſtehende Abgeneigtheit der Freiſinnigen gegen die gegen— 
| wärtige agrariſch⸗feudale Wirtſchaftspolitik angeführt. Indeſſen ift ſchon von 
Kautsky ausführlich dargelegt worden, daß der Widerſpruch der Sozialdemo— 
kratie gegen dieſe Politik von ganz anderer Art als der der liberalen Parteien 
| iſt. Für letztere handelt es ſich vor allem darum, Handelsverträge zu erlangen, 
und ſind ſie ſchlimmſtenfalls bereit, dafür auch die Intereſſen des Prole- 
tariats zu opfern und ſo der Regierung zur berüchtigten mittleren Linie zu 
verhelfen. Man kann wohl ſagen, daß die mittlere Linie weit gefährlicher iſt 
als die Kardorffſche Raubpolitik. Letztere kann unter keinen Umſtänden auf 
die Dauer beſtehen und würde, wie ſelbſt der erſte, dann freilich von der 
Bildfläche verſchwundene Wahlaufruf der nationalliberalen Partei hervorhebt, 
binnen kurzem vom Zorne des Volkes hinweggefegt werden. Die Unſinnigkeit 
| des eben infolge der Obſtruktion fo überhafteten und abſurden Tarifs würde, 
wenn es wirklich zu ſeiner Durchführung käme, dann erſt viele jetzt noch indiffe— 
rente Kreiſe des Volkes in ungeahnter Weiſe aufrütteln. So iſt durch die Ob⸗ 
ſtruktion zwar nicht direkt das erwünſchte Ziel erreicht worden; ſie war und iſt 
ö aber, wie überhaupt die Steifnackigkeit unſerer Partei, auf alle Fälle zielbewußter 
als die Weisheit Eugen Richters und die Verzerrung der Gegenſätze zu einer 
mittleren Linie, zu der ſich die liberalen Parteien ſchließlich bereit finden werden. 
Was ferner die Gefahr einer Verkümmerung des Reichswahlrechtes anlangt, 
ſo iſt in dieſem Punkte auf die Freiſinnigen noch weniger zu bauen. Sind ſie 
doch überall, wo ſie die Macht haben, in den Stadtparlamenten, die eifrigſten 
Verfechter eines nach der Steuerzahlung abgeſtuften Wahlrechtes. Sie verſchanzen 
ſich allerdings dahinter, daß die Stadtverordnetenverſammlungen nicht befugt 
ſeien, in dieſer Frage zu entſcheiden, was ja ohne weiteres zugegeben werden muß. 
Der Schwerpunkt liegt aber darin, daß die Freiſinnigen ſich hüten, jemals ein 
gleiches und geheimes Wahlrecht zu fordern, ſondern im Gegenteil den Wahl— 
zenſus überall verteidigen. Sie wiſſen eben zu genau, daß ihre Macht in den 
Städten nur durch das bisherige reaktionäre Wahlſyſtem begründet iſt. (Man 
ſtelle ſich zum Beiſpiel die kommunale Leitung der Stadt Berlin vor, wenn 
dieſe aus einem geheimen und gleichen Wahlrecht hervorginge!) Eine Partei 
aber, deren politiſche und wirtſchaftliche Macht aus ſolchen Quellen fließt, kann 
niemals ein Bollwerk für das geheime und gleiche Wahlrecht bilden. 
Bleiben alſo nur die ſogenannten Kulturfragen, in denen angeblich die 
Liberalen den Reaktionären vorzuziehen ſind. Indeſſen, wie ſollten ſich die 
reaktionären Parteien vor dem deutſchen Liberalismus fürchten? Und welche 
Kultur wird denn überhaupt von den Liberalen verteidigt? Von der befreienden 
neuen Weltanſchauung, welche die Grundlage unſeres Denkens und Kämpfens 
* haben die meiſten liberalen Philiſter, ja ſelbſt ihre hochgebildeten Führer 
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wie Eugen Richter, kaum eine Ahnung, geſchweige denn, daß ſie mannhaft und 
erfolgreich für eine wirklich vorausſetzungsloſe freie Wiſſenſchaft bis hinauf zu 
Marx kämpfen würden. Im Gegenteil, die Furcht vor dieſer neuen Welt⸗ 
anſchauung und ihrer konſequenten Verfechtung durch das Proletariat treibt 
zuſehends mit jedem Tage mehr den führenden und kapitalkräftigen Liberalis⸗ 
mus in die Arme der Junker, die, als die Führer des Heeres und der Beamten⸗ 
ſchaft und verbündet mit der Kirche, allein noch als der rettende Fels erſcheinen. 

So ſehen wir, wie jetzt auf allen Gebieten die liberalen Parteien weit mehr 
die Reaktion als die Freiheit und den Fortſchritt flankieren. Aber noch mehr! 
Es iſt leicht zu zeigen, daß dieſe Flanke bedenklicher iſt als die eigentliche Mitte 
der reaktionären Armee. Man kann zwar ſagen, das Unglück Preußens iſt die 
Junkerpartei und das Unglück Deutſchlands die Partei der Pfaffen. Indeſſen 
hat man es hier doch mit hiſtoriſchen und daher notwendigen Gebilden zu tun. 
Unſer deutſches Vaterland iſt eben leider zu einem großen Teile noch das Land 
der Junker und Pfaffen. Wenn beide auch eine Macht ausüben, die in den 
tatſächlichen Verhältniſſen nicht mehr begründet iſt, ſo haben noch immer in der 
Geſchichte die im Beſitz der Herrſchaft befindlichen Parteien dieſe Macht eben 
kraft des Beſitzes länger ausgeübt, als die ſich verändernden wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe es rechtfertigten. Dadurch wird für die aufſtrebenden Klaſſen ſtets 
eine größere Anſtrengung und damit eine größere Entwicklung ihrer Kräfte 
nötig. Von dieſer höheren geſchichtlichen Warte aus betrachtet, ſind die Junker⸗ 
und Pfaffenparteien notwendige Gegner, an denen unſere Kräfte reifen. Je 
kräftiger und rückſichtsloſer die Gegner, um ſo klarer der Kampf. Die Kanal⸗ 
rebellion zum Beiſpiel, ſo ſchädlich ſie auch für Preußen geweſen iſt, zeigte doch 
die Junker und Junkergenoſſen in voller Klarheit und bewies, daß ſie, dieſe 
wahren Beherrſcher Altpreußens, ſelbſt vor den Lockungen und Drohungen der 
Krone nicht wanken. Ebenſo kräftig treten die Beherrſcher Süd⸗ und Weſt⸗ 
deutſchlands, die Papiſten, auf. Nicht bloß in den wichtigen Fragen der Ehe 
und der Erziehung der heranwachſenden Generationen ſpotten ſie offen der 
Autorität des Staates, ſondern in allen Fragen der Politik, die an ſich mit 
der Religion in keinerlei Zuſammenhang ſtehen, leiten ſie die Millionen ihrer 
Seel⸗ und Leibeigenen und haben, geſtützt auf dieſe Macht, die Hand am 
Steuer des deutſchen Staatsſchiffes zuſammen mit den Junkern. Dieſe beiden 
Oligarchien Deutſchlands haben ſich bereits gegen die gemeinſame proletariſche 
Gefahr eng verbunden. Die im Grunde ja auch nur ſophiſtiſchen und formellen 
Unterſchiede zwiſchen katholiſcher und proteſtantiſcher Reaktion, die den im 
Jahrhundert Darwins und Marx' ſo reizvollen Kampf zwiſchen Rom und 
Wittenberg ausmachten, werden immer mehr von den leitenden Staatsmännern 
beider Herrſchaftsgruppen als antiquiert beiſeite geſchoben, wenn man auch der 
unteren Geiſtlichkeit noch die erbaulichen gegenſeitigen Katzbalgereien geſtattet. 
Die Päpſtlichen und die Kaiſerlichen finden mit jedem Tage mehr, daß ſie ja 
eigentlich zuſammengehören, wie kürzlich ſelbſt die „Kreuzzeitung“ wiederholt 
proklamierte. Auf dieſe Weiſe geht es auch ſo, ohne daß Deutſchland wieder 
ganz katholiſch wird! Man kann hier weder von einem Kanoſſa noch von 
einem Avignon ſprechen. Pfaff und Junker ſtehen ebenbürtig in ſchöner 
Einigkeit dem gemeinſamen Feinde gegenüber. | 

Das find die Gegner, die wir brauchen. Bei ihnen weiß jeder nur leidliche 
Beobachter, woran er iſt und was er zu erwarten hat. Sobald daher die 
Staatsbürger politiſch zu denken, anſtatt, wie die Zentrumswähler, nur zu 
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glauben, oder wie die Hörigen der Junkerpartei, zu folgen anfangen, ſo 
erkennen ſie ohne weiteres, daß die Pfaffen und Junker die Gegner des Volks⸗ 
wohls und des Fortſchritts ſind. Schwieriger dagegen iſt es für die Maſſe, 
die politiſch ſich noch nicht völlig durchgerungen hat, den wahren Charakter 
des heutigen deutſchen Liberalismus, wie er ſich durch den Kampf mit 
der Sozialdemokratie herausgebildet hat, zu erkennen. Die Politik wird ver- 
wirrt durch dieſen Gegner, der tatſächlich der Reaktion dient und dennoch ſich 
als Oppoſition gebärdet, ja ſich ſogar ſelbſt einbildet, eine ſolche zu ſein. Es 
wäre ein ſchwerer Fehler, wenn unſere Partei ihm dazu helfen würde, ſein 
Scheinleben noch länger fortzufriſten, als ſeine eigene Lebensfähigkeit es bedingt. 
Auch die Freiſinnige Vereinigung iſt durchaus nicht auszunehmen. Bei ihr 
tritt ſogar der Nimbus, den wir ihr im Volke durch unſer Eintreten künſtlich 
verſchaffen, am gefährlichſten hervor. Scheint es doch infolgedeſſen wirklich, 
als ob dieſe Partei das repräſentiert, was es in Deutſchland niemals gegeben 
hat: ein ſelbſtbewußtes, die Junker in der Tat mit Konſequenz bekämpfendes 
Bürgertum! Vergeſſen iſt, daß gerade ſie bisher als der kniehoſigſte Teil der 
liberalen Bourgeoiſie auftrat, daß ſie, die vor allem in den großen Handels⸗ 
ſtädten und bei den Großinduſtriellen ihre Wähler hat, ſich der Krone für die 
neue Weltpolitik als Regierungspartei anbot, daß ſie es gerade war, die die 
Mehrforderungen der Kriegerpartei und ſo die Junkerherrſchaft unterſtützte und 
weiter unterſtützen wird. Wenn auch beim Zolltarif die pekuniären Intereſſen 
der Großinduſtriellen und Handelskreiſe dieſe Vereinigung dazu beſtimmten, ſich 
dem Kampfe der Sozialdemokratie vorläufig anzuſchließen, und wenn auch ihre 
klugen Stagtsmänner uns jetzt möglichſt Konzeſſionen zu machen beſtrebt ſind, ſo 
werden wir dieſe Partei doch naturgemäß wie bisher auf den alten Wegen finden. 
| Die letzten Wahlen haben gezeigt, daß alle dieſe liberalen Parteien faſt ganz 
von der Bildfläche verſchwinden oder doch ihres Einfluſſes beraubt würden, 
ſobald ſie von uns nicht mehr unterſtützt werden. Dieſes Reſultat iſt nicht 
wie Eduard Bernſtein in den „Sozialiſtiſchen Monatsheften“ ausführt, eine 
der unerfreulichſten, ſondern der erfreulichſten Erſcheinungen. Die Zeit iſt 
gekommen, in der ſchneller als in anderen Ländern und als zu hoffen ſtand, 
der Liberalismus in Deutſchland demiſſioniert. Es gilt, dieſe Zeit auszunutzen, 
um bei den nächſten Reichstagswahlen das Fazit zu ziehen. Dann ſind die 
Wähler gezwungen, nur noch ihre Entſcheidung zu treffen zwiſchen unſerer 
Partei und der kraſſen Reaktion. Es liegt auf der Hand, daß dann die Mehr⸗ 
zahl der liberalen Wähler, die ohnehin auch wirtſchaftlich immer unzufriedener 
werden, ſich für uns entſcheiden wird. Die heute noch ſo einflußreichen Partei⸗ 
leitungen, die ſich weit mehr von den Proletariern als von den Junkern be- 
| droht fühlen, die ihre Wähler nach Möglichkeit den unteren Volksſchichten 
entfremden und jo der Reaktion zutreiben, würden ihren verderblichen Einfluß 
nicht annähernd mehr in gleicher Weiſe ausüben. Die Brücken, die heute eben 
ö in Geſtalt der liberalen Parteien zwiſchen der Reaktion und der Volksfreiheit 
beſtehen, würden fehlen. 5 
Maag ſich aber auch ſelbſt jene Mehrzahl der bisherigen Liberalen völlig 
und definitiv auf die Seite der Reaktion ſchlagen: die Millionen Proletarier, 
die heute noch nicht zu uns gehören, an deren Aufklärung wir noch arbeiten, 
werden dann wiſſen, woran ſie in Deutſchland ſind. 
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Der Strafzweck, die Strafe und der Strafvollzug. 
Don Dr. 3. Ingwer. | 
Die im neunzehnten Jahrhundert auf allen Gebieten des Willens und 
Schaffens erfolgte Umwertung aller Werte hat auf die Strafgeſetzgebung nicht 
zurückgewirkt. Die europäiſchen Strafgeſetze rühren entweder aus dem Anfang 
des vorigen Jahrhunderts her oder ſie ſind vom dem reaktionären Geiſte be⸗ 


herrſcht, der nach dem Ende der franzöſiſchen Revolution überall ſiegreich durch⸗ 


drang. Das öſterreichiſche Strafgeſetz vom 27. Mai 1852 iſt eine Kopie des 
Strafgeſetzes vom Jahre 1803; das Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich vom 
15. Mai 1871 iſt nichts anderes als das ein wenig aufgefriſchte Strafgeſetzbuch 


für die preußiſchen Staaten vom Jahre 1851 und dieſes wieder ein verböſerter 


Abklatſch des Code pénal aus dem Jahre 1810. In Frankreich gilt noch immer 
der von den tyranniſchen Gelüſten Napoleons diktierte Code penal vom 
12. Februar 1810, welchem ſich ſogar das italieniſche Strafgeſetzbuch vom 
22. November 1888 in den wichtigſten Fragen angepaßt hat. Daß die engliſche 
Strafgeſetzgebung zu den miſerabelſten in Europa gehört, iſt notoriſch. Kein 


Wunder alſo, daß die Juriſten, Pſychologen und Anthropologen in allen Kultur⸗ 


ſtaaten eine den modernen wiſſenſchaftlichen Errungenſchaften Rechnung tragende 
Reform der Strafgeſetze verlangen. Sogar die Regierungen behaupten, daß ſie 
die geltenden Strafgeſetze für ſchlecht und veraltet halten und ſtellen ſich ſo, 
als ob ſie zu ihrer Verbeſſerung etwas tun wollten. Der öſterreichiſche Schön⸗ 
ſprechminiſter Dr. v. Körber nannte unſer Strafgeſetz „eine unſchöne Erzſäule 
aus längſt entſchwundenen Zeiten“, und im deutſchen Juſtizamt hat man mit 
den Vorarbeiten zu einer Reform des Strafgeſetzes begonnen. Ob man aber 
in abſehbarer Zeit über Redensarten und Vorarbeiten hinwegkommen wird, iſt 
ſehr zweifelhaft. Die beſitzenden Klaſſen haben nämlich kein zwingendes Intereſſe 
an der Verbeſſerung der Strafgeſetze und die Beſitzloſen zwingt die Sorge um 


das tägliche Brot, nur an das Nächſtliegende zu denken. Sogar die organi⸗ 
ſierten Arbeiter bringen der Sache im weſentlichen bloß inſoweit Intereſſe ent⸗ 


gegen, als es ſich um politiſche Delikte oder um das für die Arbeiterſchaft wich⸗ 
tigſte Recht, um das Koalitionsrecht, handelt. Es fehlen alſo die Machtfaktoren, 


die einen Anſtoß zu einer großen Reform geben könnten. Trotzdem werden 
die Regierungen — wenn auch ohne große Begeiſterung — die Strafgeſetze 


moderniſieren müſſen. Die Reform wird um ſo beſſer ausfallen, je entſchiedener 


die öffentliche Meinung ein dem Rechtsbewußtſein des Volkes entſprechendes, 


dem heutigen Stande der Wiſſenſchaft angepaßtes Strafgeſetz fordern wird. 


Die Erörterung der zahlreichen ſtrafgeſetzlichen Probleme iſt alſo immerhin 
notwendig. Ich werde mich jedoch in dieſem Artikel nur mit einer der wich⸗ 
tigſten der hier in Betracht kommenden Fragen, und zwar mit dem Straf⸗ 


problem beſchäftigen. 


Will man wiſſen, wie zu ſtrafen iſt, ſo muß man ſich vor allem darüber 


klar ſein, warum geſtraft wird. Es iſt heute zweifellos, daß die Strafe dem 


Rachegefühl entſprungen iſt. Wir können die Äußerung dieſes Gefühls an 
jedem Kinde beobachten. Es ſchlägt nach der Hand, von der es geſchlagen 


wurde, ja, es ſchlägt ſogar nach dem Gegenſtand, an dem es ſich verletzt hat, 


und freut ſich, wenn zu ſeiner Beruhigung die Mutter die Tiſchkante „beſtraft“, 


an der es ſich wehgetan hat. Auch der Urmenſch verſchafft ſich für das ihm 


zugefügte Unrecht ſelbſt Genugtuung. Dabei unterſucht er nicht, ob derjenige, 
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der ihn in ſeinen Rechten kränkte, mit Vorſatz ſo handelte und ob ſich der 
Täter in dem Augenblick der Tat in dem Zuſtand der Zurechnungsfähigkeit 
befand. Er kümmert ſich auch nicht darum, wieweit er in ſeiner Rache gehen 
darf und ob er dem Gegner ein größeres Unrecht zufügt, als ihm zugefügt 
wurde. So bedeutet ſchon das Talionsprinzip einen Fortſchritt. Der Straf⸗ 
ſatz: „Auge um Auge, Zahn um Zahn“ iſt das Zeichen eines höheren Kultur⸗ 


zuſtandes. Bald kommt aber der einzelne zur Erkenntnis, daß er nicht allein 


das Rachewerk vollführen könne, es müſſen ihm dabei ſeine Angehörigen be— 
hilflich fein, und als auch die nicht ausreichen, verbindet er ſich mit Gleich— 


geſinnten. Derartige Bündniſſe dauern über das Grab hinaus. Im 21. Kapitel 
der „Germania“ berichtet Tacitus: „Die Feindſchaften des Vaters oder des 
Anverwandten hat der Sohn zu übernehmen, wie auch die Freundſchafts⸗ 


verbindungen.“ So entſtehen die Fehden. Der noch nicht konſolidierte Staat 
iſt ihnen gegenüber machtlos. Es bedurfte einer großen Stärkung des Staates, 
damit er mit Erfolg die Lehre, daß die Rache ſein ſei, verkünde. In dem 
Augenblick, in dem er das kann, verbietet der Staat die Selbſthilfe und nimmt 
das Recht zu ſtrafen für ſich in Anſpruch. Er und nur er darf den Verletzten 
rächen. Außerdem trachtet er, durch die Strafe auch noch andere vor der Be— 
gehung ähnlicher ſtrafbarer Handlungen abzuſchrecken. Auf dieſer Stufe befinden 
ſich noch die heute geltenden Strafgeſetze. Mag man noch ſoviel von Beſſe⸗ 
rung, Prävention, Notwehr und Abbüßung ſprechen, mag man noch ſo ſchöne 


Strafrechtstheorien ausklügeln, nichts täuſcht über die trockene Tatſache hinweg, 
daß im heutigen Staate der Strafzweck in der rächenden Wiedervergeltung 
gegen den Täter und in der Abſchreckung der anderen zu ſuchen iſt. Man 


ſtraft, weil man ſeinen oder der Menge Rachedurſt ſtillen will, und man ſtraft, 


weil man ſich der trügeriſchen Hoffnung hingibt, daß die Grauſamkeit der 


Strafe die Begehung ſtrafbarer Handlungen verhindern werde. 


Es unterliegt aber keinem Zweifel, daß dieſe Strafzwecke ſchlecht und wert⸗ 


los ſind. Schlecht ſind ſie, weil ſich die Rache — wie ſchon Seneca lehrt — 


von dem Unrecht nur durch die Reihenfolge der Tat unterſcheidet; wertlos ſind ſie, 
weil die Erfahrung zeigt, daß der Strafe keine abſchreckende Wirkung innewohnt. 


Zu dieſer Überzeugung muß man kommen, wenn man die Urſachen der ſtrafbaren 


Handlungen näher erforſcht. Die Urſachen der ſtrafbaren Handlungen liegen 


nämlich entweder in der Not oder in der ſchlechten Erziehung oder im Tempera⸗ 


ment oder in ſchlechten Geſetzen oder endlich in verbrecheriſcher Veranlagung. 


1. Wer ſich in drückender Notlage befindet, ſteht vor zwei Übeln: Er ver⸗ 


hungert, wenn er die ſtrafbare Handlung nicht begeht, er wird möglicherweiſe 


| 


| geſtraft werden, wenn er die ſtrafbare Handlung begeht. Da ihm das erſte 
Abel früher und ſicherer bevorſteht als das zweite, ſo entſcheidet er ſich für das 


zweite Übel um ſo mehr, als er glaubt, daß man ſeine Übeltat nicht entdecken 
oder daß man ihn, wenn er entdeckt wird, freiſprechen werde. Die ſchärfſten 
Strafandrohungen werden daher Verbrechen, die aus Not begangen werden, 
nicht verhindern. Dieſe Gruppe ſtrafbarer Handlungen wird auch ohne die 
Abſchreckungstheorie faſt ganz in dem Augenblick verſchwinden, in dem die 
wirtſchaftliche Notlage des Volkes, alſo die heutige Wirtſchaftsordnung, ihr 
Ende erreicht hat. 

2. Zahlreiche ſtrafbare Handlungen finden ferner ihren Urſprung in der 
ſchlechten Erziehung der Täter. Wenn der Wille des Menſchen auch nicht in 


| dem Sinne frei ift, wie es die Kirche lehrt, jo iſt es doch ficher, daß durch eine 
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zweckmäßige Erziehung der auf die Vollbringung von Miſſetaten gerichtete böſe 


Wille gehemmt werden kann. Sogar Schopenhauer, der glänzendſte Bekämpfer 


der Lehre von der Willensfreiheit, ſchreibt: „Der Charakter iſt unveränderlich, 
die Motive wirken mit Notwendigkeit: aber ſie haben durch die Erkenntnis 
hindurchzugehen, welche das Medium der Motive iſt. Dieſe aber iſt der 
mannigfaltigſten Erweiterung, der immerwährenden Berichtigung in unzähligen 
Graden fähig: dahin arbeitet alle Erziehung. Die Ausbildung der Vernunft, 
durch Einſichten und Kenntniſſe jeder Art, iſt dadurch moraliſch wichtig, daß 


ſie Motiven, für welche ohne ſie der Menſch verſchloſſen bliebe, den Zugang 


öffnet. Solange er dieſe nicht verſtehen konnte, waren ſie für ſeinen Willen 
nicht vorhanden“ („Preisſchrift über die Freiheit des Willens“, S. 52). Und 
in einem preußiſchen Miniſterialreſkript vom 3. Juli 1860 heißt es: „Die Straf⸗ 
anſtalten ... haben es . . . im allgemeinen mit Individuen zu tun, unter 
denen, verſchuldet und unverſchuldet, eine jo große Unwiſſenheit nicht bloß in 
religiöſen, ſondern ebenſo in anderen für das gewöhnliche bürgerliche Leben 
erforderlichen Dingen, und ein ſo hoher, dieſer Unwiſſenheit entſprechender 
Grad von Stumpfſinn und nicht minder ein ſo bedenklicher Mangel an dem 


einfachſten ſittlichen Urteilsvermögen herrſcht, daß das Verbrechen in außer⸗ 
ordentlich vielen Fällen nur als eine naturgemäße Folge dieſer 


Verwahrloſung verſtanden werden kann.“ | 
Nun unterliegt es aber keinem Zweifel, daß die Abſchreckung kein Er⸗ 
ziehungsmittel iſt. Taten, die der ſchlechten Erziehung des Individuums ent⸗ 


ſpringen, können nur durch eine der Beſchaffenheit des Täters angepaßte Er⸗ 
ziehung hintangehalten werden. Hinſichtlich dieſer Gruppe ſtrafbarer Hand⸗ 


lungen hat die Beſſerungstheorie ihre Berechtigung. Leider iſt aber dieſe 
Theorie bis heute zwar ſehr geprieſen, jedoch in keinem Strafgeſetz angewendet 
worden. Keine einzige Strafart iſt ſo beſchaffen, daß man von ihr ſagen 
könnte, ſie verfolge Beſſerungszwecke. Was geſchieht in den Strafanſtalten zur 
Erziehung der Sträflinge? Nichts. In ſeiner ſehr lehrreichen Schrift: „Die 
Gefängnisſchule“ hat G. Behringer — wenn auch unbewußt — gezeigt, wie 
tief das Niveau iſt, auf dem das Schul- und Bildungsweſen in den Straf⸗ 
anſtalten ſich heute noch befindet. In den preußiſchen Gefängniſſen beträgt 


die Schulzeit in den unteren Klaſſen zwei bis fünf, in den oberen ſechs bis 4 


zwölf Wochenſtunden. Lern- und Lehrmittel find die in der Volksſchule ge⸗ 


bräuchlichen. Der Unterricht iſt der Aufficht der Anſtaltsgeiſtlichen unterſtellt. | 


Der aufſichtführende Geiſtliche hat häufiger den Schulſtunden der Lehrer bei⸗ 
zuwohnen und ſich zu überzeugen, daß der Unterricht lehrplanmäßig und zu⸗ 


treffend erteilt wird. Er iſt berechtigt, dem Lehrer Anweiſungen zu exteilen, | 


und hat, wenn der Lehrer ihm nicht gehorcht, dem Vorſteher hiervon die An⸗ 
zeige zu erſtatten. Man kann ſich alſo eine Vorſtellung davon machen, wie 
umgeſtaltend auf den Charakter oder — um mit Schopenhauer zu ſprechen — 
auf die Erkenntnis des Miſſetäters dieſe Sorte von Erziehung wirken muß! 
Im gemütlichen Sachſen prüft der Geiſtliche den eingelieferten Gefangenen rück⸗ 


ſichtlich der geiſtigen Befähigung und der Schulbildung. „Diejenigen Ge⸗ 


fangenen“, heißt es in der „Hausordnung für die Landes⸗, Straf⸗ und 
Korrektionsanſtalten des Königreichs Sachſen“, „welche ihrem Alter und ihrer 
ſonſtigen Beſchaffenheit nach unterrichtsfähig und in den Unterrichtsgegen⸗ 


G. Behringer, „Die Gefängnisſchule.“ Leipzig, C. L. Hirſchfeld. 
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ſtänden, welche in den Volksſchulen gelehrt werden, ſehr vernachläſſigt ſind, 


erhalten den nötigſten Unterricht.“ Aber auch das war den Sachſen zu viel. 


Sie betrachteten den dem Gefangenen an Wochentagen zu erteilenden Unter⸗ 
richt als ein Privilegium dem freien Manne gegenüber, der um dieſelbe Zeit 
ſchwer arbeiten muß. Sie ſetzten daher ſeit 1889 an Stelle des Wochenunter⸗ 


— . EEE 


richtes den Sonntagsunterricht. So haben ſie es verſtanden, die Abſchreckungs⸗ 


theorie mit der Beſſerungstheorie zwar nicht zu vereinigen, aber zu verbinden: 


an Wochentagen wird in Sachſen nach der Abſchreckungstheorie, an Sonntagen 


nach der Beſſerungstheorie geſtraft. 


Und nun noch einige Worte über Sſterreich. Oſterreichs Gefängnisſchulweſen 
iſt — wie faſt alles in Oſterreich — auf den wunderbarſten Prinzipien auf⸗ 
gebaut, es wird aber — wie faſt alles in Sſterreich — auf die miſerabelſte 


Weiſe ausgeführt. Die Sträflinge ſollen veredelt, ſittlich gehoben und geſtärkt 


und für ein anſtändiges Fortkommen nach Entlaſſung aus den Strafanſtalten 


vorbereitet werden. Und das alles wird in den großen Strafanſtalten, in 
denen ſich 750 bis 800 Gefangene befinden, zumeiſt von einem Lehrer beſorgt! 


Ein neues Strafgeſetz — oder noch beſſer — ein Strafvollzuggefeg wird 
hier nicht reformieren, ſondern neu aufbauen müſſen. An die Stelle der Auf⸗ 


friſchung der einſt gelernten Dogmen einer Kirche und des gedankenloſen Lallens 


von Gebeten muß ein die Erkenntnis des Sträflings erhellender und damit 
beſſernder Moralunterricht treten. Was die heutige Geſellſchaft an vielen der 
Sträflinge verbrochen oder vernachläſſigt hat, das ſoll ſie an ihnen, nachdem 


ſie ſie ſchon ins Gefängnis gebracht hat, gut machen. Der Gefangene, der nur 


durch mangelhafte Erziehung auf den Weg ins Zuchthaus gekommen iſt, muß 
jo behandelt werden, daß er in den Lehrern und Aufſehern nicht feine Feinde 


ſieht, die ihn quälen, weil er ein Geſetz verletzt hat, ſondern er muß in ihnen 


Freunde erkennen, die ſich bemühen, aus ihm einen rechtſchaffenen Menſchen zu 


machen. Die mit unteroffiziersmäßigen Umgangsformen und mit der Welt⸗ 


anſchauung eines Leutnants ausgerüſteten Vollzugsbeamten ſind einer ſolchen 


Aufgabe nicht gewachſen. Es muß alſo eine durchgreifende Umgeſtaltung des 
Gefängnisweſens erfolgen, wenn die beſſerungsfähigen Verbrecher durch die 


Strafe gebeſſert werden ſollen. 
3. Daß Perſonen, die im Affekt ſtrafbare Handlungen begehen, im Moment 
der Tat an kein Strafgeſetz denken und ſich von keinem Strafgeſetz abſchrecken 


laſſen, wird ſelbſt von begeiſterten Anhängern der Abſchreckungstheorie nicht in 


— — 


Abrede geſtellt werden können. Es unterliegt keinem Zweifel, daß derartige ftraf- 
bare Handlungen in jeder Geſellſchaftsordnung und zu allen Zeiten vorkommen 
werden, weil die Urſachen dieſer ſtrafbaren Handlungen nicht außerhalb des 


Täters, ſondern in ihm liegen. Trotzdem kann auch hier die Erziehung viel tun. 


Der Strafzweck muß daher auch hier auf die Beſſerung des Täters gerichtet ſein. 
4. Es klingt zwar paradox, iſt aber nichtsdeſtoweniger vollkommen wahr: 


die Geſetze ſelbſt ſind eine Quelle zahlreicher ſtrafbarer Handlungen. Die Geſetze 
ſind nämlich nichts anderes als die Feſtſtellung der Machtverhältniſſe in einem 


Staate. Es iſt alſo ſelbſtverſtändlich, daß die Machthaber die Verewigung der 
von ihnen zur Beſtärkung ihrer Macht und zur Unterdrückung der Machtloſen 


| geſchaffenen Geſetze anſtreben. Das wirkſamſte Mittel zur Erreichung dieſes 


ö 


A 
f 
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a 
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Zweckes erblicken ſie im Strafgeſetz. Sie ſcheuen daher bei Erlaſſung von 
Strafgeſetzen vor den größten Grauſamkeiten nicht zurück, weil ſie der Meinung 
ſind, daß das Strafgeſetz das ſicherſte Bollwerk ihrer Macht ſein wird. Nun 
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unterliegt aber alles, was iſt, dem ewigen Geſetz der Evolution, und auch die 
Macht kann ſich ſeinem Einfluß nicht entziehen. Stetig ändern ſich die Macht⸗ 
verhältniſſe, die Geſetze aber beſtehen durch Jahre, Jahrzehnte, ja ſogar über 
ein Jahrhundert. Zahlreiche, faſt alle Beſtimmungen dieſer veralteten Geſetze 
ſtehen mit dem Rechtsbewußtſein des Volkes im Widerſpruch. Ihre Gebote 
werden lächerlich, ihre Verbote werden ſchändlich, ſo daß ſich kein Menſch um 
ſie kümmert und jeder ſein Tun und Laſſen ſeinem Rechtsgefühl, aber nicht 
dem Strafgeſetz anpaßt. Ja, es gibt ſogar mehrere geſetzliche Beſtimmungen, 
deren Befolgung die naturgemäß unvermeidliche Verſchiebung der Macht⸗ 
verhältniſſe unmöglich machen würde. Wie ſoll man, um nur ein Beiſpiel an⸗ 
zuführen, die unterdrückten Volksmaſſen aufklären und ihnen dadurch die Mittel 
zur Eroberung der Macht geben, ohne zahlloſe Beſtimmungen des Strafgeſetzes 
zu verletzen? Wer in Sſterreich Dogmen irgend einer Religionsgenoſſenſchaft 
— wenn auch mit wiſſenſchaftlichen Argumenten — bekämpft, begeht das Ver⸗ 
brechen der Religionsſtörung durch Verbreitung von Unglauben ($ 122, lit. d). 
Wer den Unterdrückten zeigt, wie und warum ſie von ihren Unterdrückern 
geknechtet werden, reizt verſchiedene Klaſſen der Bevölkerung gegeneinander auf 
und begeht in Deutſchland das Vergehen nach § 130, in Sſterreich das Ver⸗ 
gehen nach § 302 des Strafgeſetzbuchs. Wer geſchichtliche Tatſachen, die ſich 
in vergangenen Jahrhunderten ereignet haben, wahrheitsgemäß mitteilt, begeht 
in Oſterreich, wenn dieſe Tatſachen für ein vor Jahrhunderten verſtorbenes 
Mitglied der regierenden Familie nicht beſonders ſchmeichelhaft ſind, ein Ver⸗ 
brechen, das mit Kerker bis zu fünf Jahren zu beſtrafen iſt. 

Es iſt alſo nur allzu begreiflich, daß mannigfaltige Handlungen aufhören 
würden, ſtrafbar zu ſein, wenn die ſchlechten Geſetze, die ſie zu Übeltaten 
ſtempeln, nicht mehr vorhanden wären. Dieſe Handlungen werden die Geſetze, 
die ſie verbieten, überleben. An dieſen ſtrafbaren Handlungen iſt die Ab⸗ 
ſchreckungstheorie mit allen ihren Greueln zuſchanden geworden. 

5. Hervorgerufen durch die gewaltigen Entdeckungen Darwins auf dem Gebiet 
der Anthropologie, iſt vor ungefähr zwanzig Jahren in Italien eine Schule 
entſtanden, die es ſich zur Aufgabe macht, dieſe Errungenſchaften auch auf dem 
Gebiet des Strafrechtes zu verwerten. Das Haupt dieſer Schule iſt Ceſare 
Lombroſo. Er hat nämlich gefunden, daß die Schädel, Gehirne, Muskeln und 
inneren Organe von Verbrechern ſehr oft Eigenſchaften beſitzen, die die charakte⸗ 
riſtiſchen Merkmale der wenigen bisher gefundenen Reſte des vorgeſchichtlichen 
Menſchen und aller Affenarten bilden. Daraus zog Lombroſo den Schluß, 
daß es geborene Verbrecher gibt, welche den Typus der Menſchheit darſtellen, 
wie er vor Entſtehung des Eigentums, der Familie und der Geſetze beſtand. 
Dieſe „in unſere Zeit hineingeratenen Repräſentanten längſt vergangener Zu⸗ 
ſtände“ beſitzen nicht die Fähigkeit, die Sicherheit des Lebens und des Eigen⸗ 
tums und die ſonſtigen Rechtsgüter zu reſpektieren, ſie ſind als Verbrecher 
geboren und müſſen als Verbrecher ſterben. Dieſe Lehren Lombroſos haben 
überall begeiſterte Anhänger gefunden, die die letzten Konſequenzen aus diejen 
Lehren zogen und erklärten, daß es eigentlich gar keinen Zweck habe, gegen 
„geborene Verbrecher“ zeitliche Strafen zu verhängen, daß man ſie vielmehr 
ein für allemal unſchädlich machen müſſe. Dr. Hans Kurella, der raſtloſe 

Hans Kurella, „Die Grenzen der Zurechnungsfähigkeit und die Kriminalanthro⸗ 


pologie.“ Für Juriſten, Arzte und gebildete Laien dargeſtellt. Mit 20 Bildern. Halle a. 8. 
Gebauer-Schwetſchke. 
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Schüler Lombroſos, leiſtet ſich ſogar folgenden Ausſpruch: „Mit der Erkenntnis 
aber, daß es ebenſo organiſche Anlagen zum Verbrecher wie zum Tenorſänger 
gibt, iſt die Notwendigkeit erkannt, die Geſellſchaft vor Verbrechernaturen zu 
ſchützen, ſobald ihre Anlage erkannt worden iſt; es wäre dann wirlich nicht 
nötig, einen brutalen Menſchen zehn- oder zwanzigmal wegen Körperverletzung 
auf ein paar Monate einzuſperren, bis er die Morde begangen hat, die ihm 
auf der Stirne geſchrieben ſtehen“ (Zurechnungsfähigkeit, „Kriminalanthropologie“, 
S. 96). Aber nicht nur Arzte, ſondern auch berühmte Juriſten haben ſich zur 
Lehre Lombroſos bekannt. Ich nenne nur Franz v. Liſzt, deſſen Lehre von 
der „verbrecheriſchen oder antiſozialen Geſinnung“ doch nur eine Überſetzung 
des geborenen Verbrechers aus dem Anthropologiſchen ins Pſpychologiſche iſt. 
Und die Internationale Kriminaliſtiſche Vereinigung in Deutſchland legt das 
Hauptgewicht auf die Unterſcheidung zwiſchen dem Gewohnheits- und dem Ge— 
legenheitsverbrecher und vertritt die Anſicht, daß die heutigen Strafgeſetze ganz 
ungenügend ſind, weil ſie zur Beſtrafung des Gewohnheitsverbrechers nicht 
ausreichen. Damit wird aber auch zugeſtanden, daß dieſe Kategorie von Ver⸗ 
brechern durch Strafandrohungen nicht abgeſchreckt werden kann, ſtrafbare Hand— 
lungen zu begehen, daß alſo dieſen Verbrechern gegenüber die Abſchreckungs— 
theorie ohnmächtiger als je iſt. 

Was aber die Lehre Lombroſos und ſeiner Schüler betrifft, ſo wäre es 
verfehlt, ſich durch die maßloſen Übertreibungen dieſer Lehre, durch die Luſt 
Lombroſos aus vereinzelten Vorfällen allgemeine Schlüſſe zu ziehen, dazu be⸗ 
ſtimmen zu laſſen, die ganze Lehre zu verwerfen. Selbſtverſtändlich geht es 
nicht an, einen Menſchen, der, wenn auch nur einmal, eine ſtrafbare Handlung 
beging, ſchon deshalb für den geborenen Verbrecher zu halten, weil bei ihm 
der Grad der Kopfgeſichtsbeuge an der Schädelbaſis gering iſt, oder weil er 

die „fliehende Stirne“ beſitzt, oder weil er große Augenhöhlen hat, oder weil 
die Kauſchädelentwicklung bei ihm ſtärker als die Hirnſchädelentwicklung aus⸗ 
geprägt iſt, oder weil ſein Oberkiefer zu hoch iſt, oder weil ſeine Ohrmuſcheln 
an Schönheit viel zu wünſchen übrig laſſen. Es iſt auch ganz unzuläſſig — wie 
es die Internationale Kriminaliſtiſche Vereinigung tut —, aus der Tatſache, daß 
jemand ein und dasſelbe Verbrechen wiederholt beging (Gewohnheitsverbrecher), 
zu folgern, daß man es mit einem geborenen Verbrecher zu tun habe. Zahl⸗ 
reiche Menſchen verletzen wiederholt die Rechtsordnung, weil die Verhältniſſe, 
Rin denen fie leben, fie immer wieder dazu nötigen. Es iſt doch ſonderbar, 
daß die „geborenen Verbrecher“ zumeiſt in Not und Schande herangewachſen 
find! Und es iſt ſehr zweifelhaft, ob dieſe Individuen ſich als „Repräſentanten 
llängſt vergangener Zuſtände“ bewährt hätten, wenn ſie im Wohlſtand geboren 
und erzogen worden wären. Ein ſchweres Unrecht wäre es daher, Leute, an 
denen man gewiſſe ataviſtiſche Merkmale gefunden hat, ohne weiteres zu ge⸗ 
borenen Verbrechern zu ſtempeln. Trotzdem iſt es aber richtig, daß Fälle vor⸗ 
kommen, in denen man das Motiv der ſtrafbaren Handlung weder in der 
wirtſchaftlichen Notlage, noch in der ſchlechten Erziehung, noch im Temperament 
des Täters, noch in rechtswidrigen Geſetzen finden kann. Es gibt zweifellos 
von Haus aus degenerierte, verbrecheriſch veranlagte Individuen. Nur dieſe 
Individuen könnte man geborene Verbrecher nennen. Ihre Zahl iſt jedoch 
weitaus geringer, als Lombroſo und ſeine Schüler annehmen. Das Strafgeſetz 
muß ſich aber — wenn auch mit großer Vorſicht — mit ihnen beſchäftigen 
und die menſchliche Geſellſchaft, möge fie wie immer organiſiert ſein, vor ihnen 
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in Schutz nehmen. Die Kriminalanthropologie wird daher in der Zukunft einen 
wichtigen Zweig der Strafrechtswiſſenſchaft bilden, es wäre aber lächerlich, ihr 
zumal in der Strafrechtswiſſenſchaft des heutigen Staates mit ſeiner Eigentums⸗ 
ordnung und ſeinen Klaſſengeſetzen den erſten Platz einzuräumen. 

Ich reſumiere: Die geltenden Strafgeſetze beruhen auf den Prinzipien der 
Wiedervergeltung und der Abſchreckung. Beide Prinzipien ſind barbariſch und 
ohne praktiſchen Wert. In einem gerechten Strafgeſetz müßte der Strafzweck 
nur auf die Beſſerung des Verbrechers oder — wenn man es mit einem „ge⸗ 
borenen“ Verbrechen zu tun hat — auf deſſen Unſchädlichmachung gerichtet 
ſein. In dem kapitaliſtiſchen Staate reichen jedoch dieſe Strafzwecke nicht aus, 
weil ſie bei Perſonen, die die Not zu Verbrechern macht oder die das Geſetz 


verletzen müſſen, weil ſich dieſes Geſetz wie eine ewige Krankheit fortſchleppt, 


überhaupt nicht in Betracht kommen können. Dieſe Kategorien von Geſetzes⸗ 
verletzern werden alſo ohne jeden Zweck nur deshalb geſtraft werden, weil ſich 
die heutigen Machthaber einbilden, daß ſie durch die Strafe andere vor Geſetzes⸗ 
verletzungen abſchrecken. Entſchieden müßte man ſich aber gegen die Zumutung 
verwahren, daß dieſe zwei Kategorien von Verbrechern in die Gruppe der „ge⸗ 


borenen Verbrecher“ gehören, fie find vielmehr von der kapitaliſtiſchen Wirt 


ſchafts- und Geſellſchaftsordnung gemachte Verbrecher. f 
Ich wende mich nun der zweiten Frage zu: Wie ſoll geſtraft werden? Die 
Beantwortung dieſer Frage hängt davon ab, was der Ausgangspunkt des 


Strafverfahrens iſt: die ſtrafbare Tat oder der Täter. Die geltenden Straf⸗ 


geſetze haben faſt ausſchließlich die ſtrafbare Tat im Auge. Die Perſönlichkeit 
des Täters kommt für ſie nur inſofern in Betracht, als ſie verlangen, daß ſeine 
Zurechnungsfähigkeit feſtgeſtellt werde, was bis jetzt von den Gerichten übrigens 
nur ſehr oberflächlich geſchah. Die Motive, die den Täter zur Begehung der 
ſtrafbaren Handlung veranlaßten, ſeine Erziehung, ſein Bildungsgrad, ſeine 
ökonomiſche Lage, ſein Temperament, ſein Alter, ſeine ſonſtige Veranlagung 


ſind für die alte Schule nur nebenſächliche Momente, die höchſtens als Er⸗ 
ſchwerungs⸗ oder Milderungsumſtände bei Bemeſſung der Strafe in Betracht 
kommen. Dagegen erklärt die neue Schule, daß das unmittelbare und beſtändige | 
Objekt des Strafrechtes die Perſon des Verbrechers ſei, wie fie in ihrem Sozialen 


Medium lebt und handelt. Sie weiſt darauf hin, daß ſich das Strafrecht nicht, 
wie das Zivilrecht, bloß auf die formelle Betrachtung einer abſtrakten Be⸗ 


ziehung des menſchlichen Handelns zum Geſetz beſchränken kann, daß es ſich 
vielmehr mit einer Summe von anthropologiſchen und ſoziologiſchen Verhält⸗ 


niſſen zu beſchäftigen hat. 


Welche der beiden Schulen iſt nun im Rechte? Ich ſage: beide und keine. | 
Die Wahrheit liegt nämlich in der Mitte. Ein den Idealen feiner Zeit reifes 


Strafgeſetz wird nämlich unter Vermeidung jeder Prinzipienreiterei ſowohl auf 
die Perſönlichkeit des Täters als auch auf die ſtrafbare Tat in gleichem Maße 


| 


| 


Rückſicht nehmen müſſen. Die einſeitige Betonung eines der beiden Prinzipien 
führt zweifellos zu einem und demſelben Ziele: dem kraſſeſten Unrecht. Es ift | 
ein Unrecht gegen den Täter, bei feiner Beſtrafung nur auf feine Tat, nicht | 


aber auch auf ihn Rückſicht zu nehmen. Es ift aber geradefo unzuläſſig, nurn 


den Täter, nicht aber ſeine Tat ins Auge zu faſſen, wenn man nicht zu dem 
Schluſſe kommen will, den die neue Schule tatſächlich gezogen hat, daß man 
auch Perſonen, die geringfügige Delikte fortwährend begehen, ebenſo unſchädlich 
machen müſſe wie den gemeinſten Maſſenmörder. So verlangt Dr. Hans Kurella 


| 
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in der bereits genannten Schrift (S. 97) mit vollem Ernſte „das Fallenlaſſen 
der Frage nach der Schuld und die Einführung eines Verfahrens zur Ermitt— 
lung der Gefährlichkeit krimineller Individuen“. Da können zahlloſe ſozial⸗ 
demokratiſche Arbeiter Oſterreichs, von denen jeder einige tauſendmal im Jahre 
den 5 23 des Preßgeſetzes (Verbot der Kolportage von Druckſchriften) über⸗ 
treten hat, froh ſein, daß ſie ihre ſtrafbaren Taten unter der Herrſchaft eines 
veralteten, barbariſchen Geſetzes vollbrachten, daher regelmäßig nur zu einer 
Geldſtrafe von durchſchnittlich 5 Kronen verurteilt wurden. Ein „modernes“ 
Strafgeſetz hätte ſie ohne Rückſicht auf ihre Tat und ihre Motive als unver— 
beſſerliche Gewohnheitsverbrecher erbarmungslos dem Henker ausgeliefert. Ja, 
ſelbſt die edelſte Geſinnung des Täters iſt der neuen Schule Hekuba. In ſeinem 
Gutachten für den deutſchen Juriſtentag erklärt Franz v. Liſzt (Verhandlungen, 
Bd. I, S. 283), daß das Verbrechen nach feinem Unwert für die Geſellſchafts⸗ 
ordnung zu beurteilen ſei. „Nicht die Ehrloſigkeit“, ſagt er, „ſondern die anti⸗ 
ſoziale Richtung, die Richtung gegen die Lebensgüter der Geſellſchaft, kenn⸗ 
zeichnet objektiv das Verbrechen; nicht die Unehrenhaftigkeit, ſondern 
die antiſoziale Geſinnung kennzeichnet ſubjektiv den Verbrecher.“ 
Obwohl ich die große Bedeutung Liſzts ſonſt vollkommen anerkenne, ſo hoffe 
ich dennoch, daß die Strafgeſetze in den nächſten Jahrhunderten noch immer 
zwiſchen einem gewohnheitsmäßigen Übertreter des Koalitionsgeſetzes oder einem 
raſtloſen Herabwürdiger des Privateigentums und einem Luſtmörder unter⸗ 
ſcheiden werden. 

| Die neuen Strafgeſetze werden daher einerſeits die ſtrafbare Handlung mit 
allen ihren Folgen, andererſeits die Perſönlichkeit des Täters ſowohl in ihrer 
Totalität als auch in ihren Einzelbeziehungen und insbeſondere in ihrer Be— 
ziehung zur ſtrafbaren Handlung ſelbſt in Betracht ziehen müſſen. 

Was nun die Strafmittel betrifft, ſo ſind ſich Theoretiker und Praktiker 
längſt darüber im klaren, daß die von den heutigen Strafgeſetzen aufgezählten 
Strafarten teils grauſam, teils wertlos ſind. Ihr Hauptfehler iſt jedoch der, 
daß ſie ganz ſchablonenhaft ſind und daß ihnen jede Mannigfaltigkeit fehlt. 
Dazu kommt noch, daß die geltenden Strafgeſetze — das öſterreichiſche noch 
weniger als das deutſche — dem Richter bei der Bemeſſung der Strafe einen 
ſehr geringen Spielraum laſſen und es ihm faſt unmöglich machen, die Strafe 
der Individualität des Verurteilten anzupaſſen. Dagegen wäre es ein großer 
Mißgriff, in das zweite Extrem zu verfallen und — was die anthropologiſche 
Schule will — das Strafmaß überhaupt abzuſchaffen und den Verbrecher auf 
unbeſtimmte Dauer abzuſondern. Dieſe Forderung hat Kraepelin, der wirkungs— 
ö vollſte Bekämpfer des Strafmaßes, auf folgende Weiſe begründet: „Wir werden 
dieſe tabellariſche Berechnung des Strafmaßes, welches durch ein Verbrechen, 
ein Vergehen oder eine Übertretung verwirkt wird, ſolange behalten, als der alte 
Rachegedanke, aus der barbariſchen Kindheit des Menſchengeſchlechtes entſtammt, 
uẽoch unſere ſtrafrechtlichen Anſchauungen beherrſcht. Solange wird der Richter, 
unbekümmert um den ‚mattherzigen Humanismus‘ einer großartigen und ein⸗ 
heitlichen Weltanſchauung, neben das ‚Haben‘ verbrecheriſchen Tuns fein ‚Soll‘ 
an Geld⸗, Ehren⸗, Prügel⸗, Freiheitsſtrafe ſetzen, damit der gerechten Ordnung 
dieſer Welt Genüge geſchehe; ſolange wird der Unglückliche, der in der jähen 
Aufwallung des Augenblicks, unter dem Drucke des Elends und der Not ge— 
fehlt hat, zuſammenbrechen unter der Laſt des Spruches, der ihm unwieder— 
bringlich die Blütenjahre ſeines Lebens raubt, um ihn als gebrochenen, freud— 


* 
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und freundloſen Mann wieder in den Kampf ums Daſein hinauszuſtoßen; 
ſolange endlich wird der Gewohnheitsverbrecher frohlockend die Tage zählen, 
an denen ſich ihm die Kerkertüren öffnen müſſen, um ihn nach kurzem, aber 
inhaltsreichem Genuß ſeiner Freiheit von neuem aufzunehmen. Summum jus 
summa injuria!“ („Die Abſchaffung des Strafmaßes““, S. 17). Die Idee 
Kraepelins hat viele Anhänger, beſonders in der Schweiz, in England und 
Amerika gefunden. Schon im Jahre 1871 hat der nationale Gefängnis⸗ 
kongreß in Cincinnati ſich für die Abſchaffung des Strafmaßes ausgeſprochen; 
einen gleichen Beſchluß faßte der Kongreß für das Gefängnisweſen zu London 
vom Jahre 1872. In letzter Zeit iſt G. Aſchaffenburg? („Das Verbrechen und 
ſeine Bekämpfung“) für Kraepelins Anſicht eingetreten. Er ſchreibt auf S. 233: 
„Jetzt kann das (die Beſſerung des Verbrechers nämlich) nur ſchwer glücken, 
weil der Verbrecher weiß, wann ſeine Strafe zu Ende iſt; iſt er aber ſelbſt 
der Lenker ſeines Geſchicks, ſo weckt das doch vielleicht den Wunſch nach 
Beſſerung, dem dann die ernſte Fürſorge und die langjährige Zucht den 
Weg weiſt. Mißlingt das Beſtreben zur Umkehr, nun, ſo bleibt nichts, aber 
auch gar nichts anderes übrig wie die Ausſonderung aus der Geſellſchaft.“ 
Trotz der blendenden Argumente, die für die Abſchaffung des Strafmaßes 
noch von anderen bedeutenden Schriftſtellern, zum Beiſpiel von Semal, Garofalo, 
Enrico Ferri und anderen geltend gemacht wurden, kann ich die Idee Kraepelins 
nicht billigen, weil ſie zwar äußerlich durchführbar iſt, ihr eigentlicher Zweck 
aber niemals verwirklicht werden kann. Die Männer, die darüber zu ent 
ſcheiden hätten, ob der Verurteilte ſchon ſoweit gebeſſert ſei, daß er die Straf⸗ 
anſtalt verlaſſen könne, müßten weiſe wie Sokrates und gerecht wie Cato ſein. 
Je raffinierter der Verbrecher iſt, deſto beſſer wird er es verſtehen, die Herren 
zu überrumpeln und ſeine Freiheit zu erlangen. Durch devotes Benehmen, 
durch Folgſamkeit, ja ſogar durch ſich mühſam abgerungene Arbeit wird er in 
ihnen den Glauben erwecken, daß er ſchon gründlich gebeſſert ſei. Andererſeits 
wäre es ſehr gewagt, der Voreingenommenheit, Beſchränktheit und Willkür der 
Kommiſſion das Schickſal zahlloſer Menſchen zu überlaſſen. Die Zahl der 
Juſtizmorde würde ſich verzehnfachen, wenn ſich nicht durch die Abſchaffung 
des Strafmaßes auch der Charakter und das Weſen der Durchſchnittsmenſchen 
gänzlich umgeſtaltet. Und das iſt doch nicht zu erwarten. 
Weitaus praktiſcher iſt daher die Idee Liſzts, der eine relative Unbeſtimmt⸗ 
heit der Strafe innerhalb eines Minimums und Maximums, die im Urteil 
bezeichnet fein ſollen, vorſchlägt. Beſondere Überwachungskommiſſionen für den 
Strafvollzug, beſtehend aus dem Gefängnisdirektor, einem Beamten der Staats⸗ 
anwaltſchaft, dem Unterſuchnngsrichter und zwei von der Regierung ernannten 
Mitgliedern, ſollen nach Liſzts Anſicht über die Strafdauer entſcheiden. Mit 
der Einführung der relativen Unbeſtimmtheit der Strafe könnte man es bei 
ſehr ſchweren, vom Geſetz beſonders zu bezeichnenden Verbrechen allerdings ver⸗ 
ſuchen. Die Kommiſſion wäre aber aus Richtern, Arzten und erfahrenen 
Pädagogen zu bilden. In keinem Falle könnte ſie ſchaden, weil ihrer Willkür 
durch das richterliche Urteil Grenzen gezogen wären. Für geringere, insbeſondere 


Emil Kraepelin, „Die Abſchaffung des Strafmaßes.“ Ein Vorſchlag zur Reform 
der heutigen Strafrechtspflege. Stuttgart 1880. | 
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für politiſche Delikte wäre aber nur das Maximum der Strafdauer im Urteil 
genau zu fixieren. 
Nun noch einiges über die Strafarten. 
Ein modernes Strafgeſetz wird vor allem die Todesſtrafe beſeitigen müſſen, 
wenn auch die anthropologiſche Schule neuerdings den Verſuch gemacht hat, 
den Vollzug der Todesſtrafe gegen geborene Verbrecher zu verlangen. Wie die 
Irrſinnigen nicht hingerichtet, ſondern in Irrenhäuſern interniert werden, ſo 
ſind die geborenen Verbrecher abzuſondern und zu einer nützlichen Arbeit zu 
verhalten. Es ſind Elende, die man zwar unſchädlich machen muß, die man 
aber niemals — auch nicht im Namen des Geſetzes — morden darf. 
ö Es wird ferner die Aufgabe der neuen Strafgeſetze ſein, das Strafenſyſtem 
mannigfaltiger zu geſtalten und die Strafen mehr zu differenzieren. 
4 Für Übertretungen wird zumeiſt der gerichtliche Verweis oder die öffentliche 
Rüge, die in Zeitungen zu publizieren wäre, genügen. Für ſchwerere Über⸗ 
tretungen könnte auch die Geldſtrafe eingeführt werden. Es wäre jedoch Pflicht 
des Gerichtes, ſich über die Vermögens- und Erwerbsverhältniſſe des Angeklagten 
genau zu informieren und die Geldſtrafe ſtets nach den Grundſätzen der Pro—⸗ 
greſſion der ökonomiſchen Lage des Verurteilten anzupaſſen. Unbemittelten 
wäre die Entrichtung der Geldſtrafe in angemeſſenen Raten zu bewilligen. Die 
Entziehung der Freiheit ſollte bei Übertretungen nur in den kraſſeſten Fällen 
und nur gegen Rückfällige zuläſſig ſein. | 
Flür alle politiſchen Delikte, denen ſelbſtverſtändlich auch die Religions⸗ 
ſtörung und die Majeſtätsbeleidigung zugezählt werden müßte, ſollte nur — in⸗ 
ſofern fie nicht bloß Übertretungen find — die Feſtungshaft zuläſſig ſein. 
Vergehen werden heute in Deutſchland mit Feſtungshaft, Gefängnis oder 
mit Geldſtrafe über 150 Mark, in Öfterreich mit einfachem Arreſt (entſpricht 
der Haft in Deutſchland) oder mit ſtrengem Arreſt (entipricht der Gefängnis⸗ 
ſtrafe) geahndet. Nun wären aber neue Strafarten, die man heute als Neben⸗ 
ſtrafen behandelt, einzuführen. Es iſt ſehr oft ganz überflüſſig, einen Menſchen 
einzuſperren, es genügt, wenn man ihn für beſtimmte Zeit aus einem Orte 
ausweiſt, oder wenn man ihm verbietet, durch eine beſtimmte Zeit einen Ort 
zu verlaſſen. Das Verbot, politiſche Rechte durch eine längere Zeit auszuüben, 
kann unter Umſtänden empfindlicher wirken als eine ausgiebige Gefängnisſtrafe. 
Es muß alſo dem Gericht die Möglichkeit geboten ſein, eine dieſer Strafarten 
in Anwendung zu bringen. Die Gefängnis- oder Zuchthausſtrafe ſollte nur 
gegen gemeine Verbrecher verhängt werden dürfen, wobei immer daran feſtzu⸗ 
halten ſein wird, daß Alkoholiker in Trinkeraſyle, Irrſinnige in Irrenhäuſer, 
jugendliche Verbrecher in Zwangserziehungsanſtalten, geborene Verbrecher in 
Kriminalirrenhäuſer gehören und von anderen Sträflingen, die in der Straf⸗ 
anſtalt gebeſſert werden ſollen, fernzuhalten ſind. 
Das weſentliche Ziel einer Strafgeſetzreform wird es aber auch ſein, klare 
Beſtimmungen über den Strafvollzug zu erlaſſen und dafür zu ſorgen, daß 
ernſten, erfahrenen und dazu beſonders geeigneten Perſonen die Aufgabe zu: 
gewieſen werde, an der Beſſerung der Verurteilten zu arbeiten nnd ſtets deſſen 
eingedenk zu ſein, daß man es mehr mit Unglücklichen als mit Böſewichtern 
zu tun habe. 
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Ein Buch vorgeſchichte des modernen Induftriearbeiters 
in Deutſchland. 
Von Franz Diederich (Dresden). 
I 


Das Lebensbuch des Arbeiters Karl Fiſcher, das Paul Göhre in die Öffent- 
lichkeit gebracht hat, wird überall als überraſchendes Ereignis empfunden. Es 
gibt etwas Neues. Nicht als ein Buch ſeeliſcher Bekenntniſſe wie die meiſten 
Memoirenwerke, ſondern als ein Buch, das leidenſchaftslos von den äußeren 
Erfahrungen des Lebens berichtet, ſo wendet es ſich an ſeine Hörer. Nicht 
große Geheimniſſe und Erſtaunlichkeiten enthüllt es für den, der ſich durch 
Wohnſtätten und Arbeitsplätze der kleinbürgerlichen Handwerker und Induſtrie⸗ 
arbeiter bis zum Lumpenproletarier herab mit offenen Sinnen bewegt hat, 
ſondern das Wie des Berichtes und ſeine Beziehung auf eine Zeit, die um 
Jahrzehnte zurückliegt und in der das ſoziale Schauen von heute erſt in An⸗ 
ſätzen vorhanden war, das macht den Wert aus. Hier alſo iſt das Leben, von 
einem Punkte aus geſehen, der in der Bücherwelt überaus neu iſt, und außer⸗ 
dem gehört das Geſehene einem Leben an, das zwar unzählige Menſchen ge⸗ 
lebt, ebenſo unzählige aber für nüchtern, läſtig und quälend und deshalb der 
Schilderung nicht würdig hielten. Dem Ausgang der kleinbürgerlichen Epoche 
deutſcher Geſchichte gehört der Inhalt dieſer Denkwürdigkeiten an; dieſe Epoche 
aber, die der deutſchen Literatur das Merkmal einer rieſigen Vermehrung ſeichter, 
erzählender Unterhaltungsſchriften aufprägte, weiß zu reden von einer feſt ein⸗ 
gewurzelten Scheu ihrer Menſchen, den Schleier von ihrer häuslichen Wirklich⸗ 
keit wegzuziehen. Abgeſchloſſen liegt die Epoche hinter uns. Nun aber, freilich 
ſpät genug, kommt einer und holt Verſäumtes nach. Die Denkwürdigkeiten 
Fiſchers füllen in der Tat in höchſt wertvoller Weiſe eine Lücke aus. Sie ſind 
ein Dokument menſchlichen Elends, ein Dokument des Kulturelends im neun⸗ 
zehnten Jahrhundert. Wenn es ſchon ein Jahrhundert kulturellen Erblühens 
war, hier iſt die Kehrſeite der Medaille gewieſen. 

Einer, ein Großer der deutſchen Dichtkunſt ſogar, hat von dieſem Kultur⸗ 
elend gewußt, weil er's am eigenen Leibe verſpüren mußte. Als ich mich in 
Fiſchers Buch hineinlas, ſtieg ein Geſicht mit harten, düſteren Zügen vor mir 
auf, und die Geſtalt, der es gehörte, war aufgereckt, der Nacken von raſtloſer 
Arbeit gerundet. Es war die Geſtalt des alten Meiſters Anton, die Friedrich 
Hebbel in ſeinem Trauerſpiel „Maria Magdalena“ geſchaffen. Es iſt das 
Trauerſpiel des zuſammenbrechenden Kleinbürgertums: inmitten der Auflöſung | 
aller Zucht und Feſtigkeit ſteht der alte Meiſter Anton, der Mann, der da 
glaubt, daß kein Fehl an ſeinem Denken und Handeln ſei und deſſen Taten 
ſich doch alle höhnend gegen ihn kehren; kopfſchüttelnd ſieht er die Vernichtung 
um ſich her: „Ich kenne die Welt nicht mehr.“ Und dann des Tiſchlers Sohn | 
mit ſeinem brechenden Ekel vor der Enge des väterlichen Hauſes und feinem | 
ausbrechenden Durſte nach ganzer Freiheit: „Hinaus! Hier gedeih ich nicht!“ 
Und endlich Hebbels die kleinbürgerliche Geſellſchaft zeichnendes Wort von der | 


„Denkwürdigkeiten und Erinnerungen eines Arbeiters.“ Herausgegeben | 
und mit einem Geleitwort verſehen von Paul Göhre. Leben und Wiſſen, Bd. II. Leipzig 
1903, Verlag von Eugen Diederichs. 
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| „ſchrecklichen Gebundenheit des Lebens in der Einſeitigkeit“. Ja, dieſer Dichter 
begriff die furchtbare Tragik dieſes Bürgertums. Als er ſein Trauerſpiel, das 
ſich auf der Bühne in der Zeit, wo es mitten ins Leben des Tages eingriff, 
begreiflicherweiſe nicht einwurzeln konnte, ſchrieb — nämlich im Jahre 1843 —, 
war der Bäckerſohn Karl Fiſcher zwei Jahre alt. Er hat das Leben bis auf 
den Kelchgrund gekoſtet, das dem von Hebbel gezeichneten Tiſchlerſohn die 
Jugend vergiftete. Der ganze erſte Teil ſeiner Denkwürdigkeiten wirkt wie 
Hintergrund und Einleitung zu Hebbels Trauerſpiel, und ſo iſt er auch das 
Vorſpiel zu allem, was Fiſcher von ſeinem ſpäteren Leben als beſitzloſer 
Proletarier zu berichten weiß. Es iſt geſagt worden, der letzte, umfangreichſte 
Teil, der Fiſcher als Induſtriearbeiter zeigt, ſei der bedeutſamſte. Sicher hat 
er am meiſten aktuelles Intereſſe: er iſt eine Schatzkammer an Material zum 
Verſtändnis der Anfänge der deutſchen Induſtrie und der Lage ihrer Arbeiter 
in den ſechziger und ſiebziger Jahren. Aber der Wert jenes erſten Teiles muß 
unbedingt gleich hoch angeſchlagen werden. Denn wenn Fiſcher wirklich ein 
Typus der Arbeiterſchaft jener Induſtrieperiode war, ſo iſt man nun imſtande, 
die Eigenart, die dem Kapital die Ausbeutung dieſes Schlages von Arbeitern 
ſo ungemein erleichterte, geſchichtlich tiefer zu begreifen, weil hier die erzieheriſchen 
Kräfte, die den Charakter prägen, in ihrer Wirkſamkeit von Jugend auf vor 
Augen geführt werden, und zwar von einem, der es fühlte und zu ſagen weiß, 
wie und wo an ihm geſündigt wurde. 

Wie ſah es in Fiſchers Elternhaus aus? Der Vater — ein Bäcker alſo — 
hat ſich gemüht, ökonomiſch vorwärts zu kommen. Er handelt auf Treu und 
Glauben hin, wendet Geld und Arbeitskraft auf und iſt zum Schluſſe der 
Geprellte. Die alte Enge bleibt, die Enttäuſchung geſellt ihre Wirkungen hinzu. 
Das Verhältnis zwiſchen dem hausautokratiſchen Vater und der feiner beſaiteten 
Mutter, das bald nach der Heirat ſchon ſeinen Sprung erhielt, weil ſich ſtreng 
und zart nicht paarten, wird unleidlich. Düſterkeit legt ihre Stimmung auf 
das Haus, der ſoziale Druck preßt alle Kraft zum Kampfe um das tägliche 
Brot, der frohe Lebensgenuß muß in den Winkel kriechen. Furchtbar iſt die 
Schilderung, die Fiſcher einmal gibt. Von ſeiner Mutter ſagt er: „Sie war 
meinem Vater ſein Geſelle, und ſein Knecht, und ſein Lehrjunge, und ſeine 
Laden⸗ und Marktfrau, und ſeine Dienſt⸗ und Kindermagd, und feine Wafch- 
und Scheuerfrau, und ſein Flickſchneider und was weiß ich noch; aber ſie ftand. 
weit unter dieſen allen in der Behandlung, und ſie bekam weiter nichts dafür 
als das bißchen kärgliche Futter, und mehr als einmal wußte es mein Vater 
ſo einzurichten, daß ſie das zu Mittag auch noch nicht bekam. Wir hatten aus⸗ 
reichend Wohnung, genügend und ordentliche Betten, die hatte meine Mutter 
mitgebracht. Aber in Kleidung, und ganz beſonders in Nahrung ging das bei 
uns ſo ärmlich zu, wie das nur irgendwo beim armen Manne möglich war. 
Im Sommer lief ich barfuß, aber im Winter, wenn ich meine Stiefeln wieder 
anziehen mußte, da waren ſie zu klein, und dann half mir mein Vater dabei 
mit dem Stocke.“ Da iſt in wenigen Zeilen alles zuſammengedrängt: Not, 
Elend, Härte, Haustyrannei, Hausſklaverei und zuletzt das Szepter des klein⸗ 
bürgerlichen Hauspaſchas: der Stock zum Prügeln. Der Vater hält ſtreng 
auf ſein Recht als Hausobrigkeit, die Mutter zählt als Beraterin nicht. Fiſcher 
glaubt nicht, daß der Vater je mit ihr etwas beraten habe. „Alles, was er 
kat, das tat er aus ſich ſelber und beſprach ſich nicht darüber mit meiner 
Mutter.“ Er behandelt ſie „einfach ſcheußlich“. Jeder Freude ſtellt er ſich in 
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den Weg, fie muß ſich ihre Herzenswünſche mit Schlägen nach und nach er⸗ 
kaufen, ſelbſt den Kirchgang vereitelt er ihr, indem er kurzweg erklärt, er werde 
gehen. „In meinem Hauſe bin ich Polizei“, das iſt eines ſeiner Worte. Das 
Ganze iſt ein echtes Bild von Verranntheit und Verfall, deſſen grelle Färbung 
nur noch greller wird, wenn Fiſcher feſtſtellt: „So wie er im Hauſe war, ſo 
war er draußen und bei anderen Leuten durchaus nicht. Denn da war er 
wohlgelitten und beſonders, wenn er das wollte, dann war er der allergefälligſte 
Mann von der Welt.“ Das alles ſind Züge, die das Fiſcherſche Haus typiſch 
machen: ſo wie hier war's in den kleinen bürgerlichen Familien überall. Das 
ſoziale Gleichgewicht war verloren, wie ſollte da das Gebaren der Menſchen 
von innerem Gleichgewicht zeugen; das alles aber wirkte auf die werdende 
Generation im Schoße dieſer Familie ein. | 

Die Erziehung war in Haus, Schule und Lehre gefättigt von Sinnloſigkeit. 
Der Prügel herrſchte auch hier. Höchſtes Ziel war ſtarrer Gehorſam. Die 
geiſtige Schulung erſchöpfte ſich im Üben der Gedächtniskraft. Die kleinbürger⸗ 
liche Erziehung wußte nichts von einem Entwickeln der Individualität; ihre 
Tätigkeit bedeutete, daß ſie keine Individualität duldete: alles Eigene zwängte 
fie in enge Regeln ein. In pädagogiſcher Unfähigkeit wetteifern Lehrer, 
Paſtoren und Eltern. Der Kantor in Eisleben erſcheint als eine auffallende 
Ausnahme: er liebt das „Abrichten“ nicht. Aber ein großer Prügler vor dem 
Herrn iſt auch er und für den Unterſchied, den er dabei zwiſchen arm und 
reich machte, beſaß er eine ſehr erbauliche Begründung: „Die meiſten Schläge 
bekamen arme Jungens, dahingegen Jungens, deren Eltern wohlhabend waren, 
die behelligte er wenig, wenn ſie etwas vergeſſen hatten; denn er meinte, die 
armen Jungens hätten die Kenntniſſe am nötigſten, aber die reichen ſtrafte 
er mehr mit Redensarten.“ Ein Vorzug aber war, daß er an alles, was in 
der Schule beiläufig zur Sprache kam, Belehrung anknüpfte; — man muß be⸗ 
achten, daß Fiſcher das ausdrücklich erwähnt. Der Vater ergänzte die Er⸗ 
ziehungsmethode in Schule und Pfarrhaus durch noch größere Prügelhärte, 
„Es gab häufig mehr Schläge als Brot.“ Natürlich legte er alles Gewicht 
auf das Leſen und Lernen aus der Bibel. Hier zeigt er ſich ernſt und eifrig, 
aber der Eifer geht ſchnell wieder ins Übermaß. Er ſtraft mit dem Aus⸗ 
wendiglernen von Bibelſtellen. Für das in dem Knaben im ſtillen erwachende 
tiefere Intereſſe am Inhalt der Bibel hat er, wie es ſcheint, kein Auge. Seine 
Religioſität iſt vulgär und anders ſteht es auch mit der Religioſität des 
Sohnes nicht. Sie hat etwas Stagniertes, ob ſie gleich unter den geiſtigen 
Intereſſen obenan ſteht oder überhaupt einziges geiſtiges Intereſſe iſt. Genau 
ſo iſt es mit der Anſicht von Luthers kirchlicher Rolle. Der Niedergang des 
Kleinbürgertums ſpiegelt ſich auch in dieſer Tatsache. Die väterliche Erziehung 
mit Hilfe der Bibel hat ſchließlich nur eine gute Frucht getragen; ſie dürfte an 
der Stärkung des Gedächtniſſes, das den Sohn noch heute als Sechzigjährigen 
auszeichnet, nicht unweſentlich mitgewirkt haben. Aber der eine Nutzen ſchirmt 
nicht vor dem Verdammnisurteil der ganzen Methode. | 

Die Pädagogik hatte jo tolle Formen, daß ſchon das Kind an ihr zum 
Kritiker werden konnte; Fiſchers Erzählung bezeugt das. Einer der Paſtoren 
ſorgt dafür, daß dem Knaben der Glaube an die Wahrhaftigkeit erſchüttert 
wird, und im übrigen erwirbt der Knabe ſich eine ſo ausgemachte Paſtoren⸗ 
angſt, daß er ſie zeitlebens nicht wieder verliert. Der Vater hatte keinerlei 
Anerkennung für eine gute Leiſtung, ſein ewiges Mittel, vorwärts zu treiben, 
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war der hart anfahrende Tadel. Furcht regiert die Welt — das war der 
Kern ſeiner erzieheriſchen Weisheit. Ducken mußten ſich die Kinder. „Freien 
Willen hatte ich nicht den geringſten, ich durfte nichts tun, als was mir mein 
Vater zu tun befohlen hatte, dafür gab er mir aber Arbeit genug. Sprechen 
durfte ich nur, wenn er mich etwas fragte; um alles mußte ich meinen Vater 
um Erlaubnis bitten, erhielt aber ſehr ſelten welche. Überaus gerne lief ich 
mit den anderen Jungens umher, aber ich gewann mir dadurch jedesmal ſoviel 
N 


Schläge von meinem Vater, daß ich das ließ, wenn ich aber fragte, dann 
bekam ich keine Erlaubnis.“ Einmal ruft Fiſcher anklagend aus: „wenn du 
mit deiner Familie auf einem anderen Fuße verkehrt hätteſt, daß man nicht 
immer hätte vor dir zittern müſſen. . . .“ Dann wieder erzählt er: „Wenn er 
im Haufe blieb, dann mußten wir Kinder uns einzeln in den Ecken herum: 
drücken und durften kein Wort ſprechen und mußten uns ganz ruhig verhalten, 
deswegen behagte uns das nie, wenn mein Vater zu Hauſe blieb.“ Selten 
einmal gibt's eine trauliche Stunde, wenn der Vater die Guitarre vornimmt 
und ein Stück aus den Notenbüchern ſpielt, die er in feiner Geſellenzeit voll- 
geſchrieben. „Außerdem aber, des Abends, wenn er da blieb, wenn ſich da 
eines rührte oder lachte, dann ſah er auf, dann rührte ſich keines mehr, dann 
rief er noch: Euch hängt wohl der Himmel voller Geigen? Ich will euch gleich 
den Übermut austreiben! Und das war ihm bitter ernſt, wehe dem, der es 
N 


wagte, ſich noch zu rühren; dann hockten wir ſo lange ſtill, bis er ſagte: 
Marſch, zu Bett, dann waren wir froh, wenn der Abend vorbei war.“ Es 
iſt ganz augenfällig, wie der Unmut über die ſoziale Not hier die eiſigſte Freud- 
loſigkeit in die Kinderſtube trägt. Schließlich klagt einmal ein Lehrer, der 
Knabe gefalle ihm nicht recht: er ſei ſo ſtille, ſei zu ſtill, er ſei nicht lebhaft 
genug, er müſſe lebhafter ſein, und der Vater nennt ihn einen „lauen Hund“, 
es werde ſchon noch kommen. Da bricht Fiſchers Ratloſigkeit aus: „Was 
ſollte ich wohl anfangen: wenn ich zu Hauſe ein Wort ſagte oder fragte, da 
bekam ich wegen meiner Dummheit oder Neugierigkeit ſogleich ohne weiteres 
Backpfeifen; rückte ich einen Stuhl von ſeinem Platze oder ſtellte ich mir die 
Fußbank ans Fenſter, um rauszuſehen, da kriegte ich welche mit dem Stocke 
und mußte alles wieder ſchön hinſtellen, wie es geweſen war.“ Ein Gefängnis, 
ſchlimmer als ein Gefängnis. 
An der Lehrzeit nimmt dasſelbe Syſtem feinen Fortgang. Der Knabe hat 
ſchon als Zehnjähriger in der Bäckerei helfen müſſen, in der Backſtube wie als 
Austräger von Backwaren. Jetzt wird er Bäckerlehrling, natürlich bei ſeinem 
Vater, der aber auch hier kein Erzieher iſt. Dasſelbe Schweigen, keinerlei 
| Unterweiſung. Der Junge muß ſich die Handgriffe aus eigenem Antrieb ab— 
gucken. Das hat ihn nicht ohne jeden Nutzen gelaſſen: es verhilft ihm zu 
einem gewiſſen erfinderiſchen Geſchick in techniſchen Dingen, aber das Reſultat 
iſt, daß er ausgelernt hat, ohne die gebräuchlichſten Gebäcke zu kennen. Trotz⸗ 
dem wird er Geſell; er ſchildert mit trockenem Sarkasmus die Farce der 
Geſellenprüfung. Freien Willen gab's auch nicht bei der Berufswahl. Das 
hat auch ſein Vater eigentlich nicht gekannt; es war Regel, daß die Jungen 
einfach in der Verwandtſchaft in die Lehre gegeben werden, wo es gerade 
fehlt. Berufliche Neigung ſpielt keine Rolle. Fiſchers Vater fühlt wohl ſelber, 
daß auch er nicht ins richtige Geleiſe geraten iſt; er ſagt einmal: „Ich bin 
mit Leib und Seele Bäcker, aber — —“ Trotzdem ſinnt er nicht darauf, daß 
ö dem Sohne das „Aber“ einmal erſpart bleibt. Er kann ſeine Arbeitskraft und 
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ſeine Geducktheit eben gut gebrauchen. Keiner fragt den Jungen, was er 
werden wolle, als er die Schule verläßt. Wie kennzeichnend iſt es, daß er 
von ſich ſagt, er habe alles werden wollen, wenn er bloß aus dem Hauſe 
kommen konnte; bloß Bäcker mochte er nicht werden. Er hatte „keine Luſt zur 
Bäckerei“, aber ſein Vater ſei nicht der Mann geweſen, der ſich durch ſolche 
„Dummheiten“ habe ſtören laſſen. Kann es eine ärgere Kritik an der ganzen 
Erziehung und Hauszucht des kleinbürgerlichen Familienoberhauptes geben, als 
dieſe Unluſt und Sehnſucht des eigenen Kindes? 

Die Wirkungen dieſer Erziehung haben Fiſcher zeitlebens verfolgt. Selbſt⸗ 
vertrauen und Energie ſind an Stamm und Wurzeln geſchädigt worden. Er 
wagt ſich nicht aus eigenem Antrieb heraus, ob er ſchon das Richtige weiß. 
Einmal ſagt er: „Ich habe das mein Lebelang ganz verflucht nötig gehabt, 
daß mich jemand fragte.“ Das war die Folge des Schweigeſyſtems unter der 
väterlichen Knute, wo Wißbegier vorlautes Weſen hieß. Es iſt ganz offenbar, 
daß er während ſeiner Tätigkeit im Stahlwerk als zuverläſſig und intelligent 
gilt, aber er ſelber ſcheint das gar nicht zu wiſſen; der Gedanke, ſich etwas 
zuzutrauen, iſt dem „dummen Jungen“ mit dem ewigen abkanzelnden Tadeln 
eben ausgetrieben worden. 

Das Geſamtergebnis der Erziehung ſtellt ſich kurz und bündig ſo dar, daß 
in dem jungen Fiſcher kein Trieb geweckt, keine Geſchicklichkeit entwickelt worden 
iſt, die ſeine beſte Energie auszulöſen vermag. Er iſt kein qualifizierter Arbeiter, 
er hat nichts als ſeine Arbeitskraft und ſeinen Drang nach Arbeit. Für das 
Handwerk war er ſomit verloren. Die lebhaft einſetzende Ara der jungen kapi⸗ 
taliſtiſchen Produktion Deutſchlands ſog ihn von der Landſtraße auf. Er zog 
die Konſequenz aus dem ſozialen Elend ſeines Elternhauſes und aus ſeiner 
völlig geſcheiterten beruflichen Erziehung. In die neu ſich bildenden proleta⸗ 
riſchen Maſſenheere, deren Söldner nichts als arbeiten konnten, ging er bald 
genug als vollgültiges Element ein. 
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Dr. Lothar Neuwirth, Zur Frage der Erforſchung des Amfanges der Arbeits 
loſigkeit (Veröffentlichungen des ſtatiſtiſchen Seminars der Univerſität Graz, Heft 2). 
Graz 1903, Verlagsbuchhandlung Styria. 21 S. gr. 8°. | 

Eine kurze, aber inhaltsreiche Schrift, welche für den „Zwang für alle eine be 
ſtimmte Zeit außer Arbeit ſtehenden Arbeitsfähigen, ſich bei einem Amte zu melden“, 
plaidiert. Solange Arbeitsloſe mit polizeilichen Schikanen aller Art bedroht ſind, 
wird dieſer Zwang auf dem Papier ſtehen und keine Handhabe zur Erforſchung des 

Umfanges der Arbeitsloſigkeit bilden. Beſſer als dieſer Vorſchlag ſind die Be⸗ 

merkungen über die Differenzierung der Arbeitsloſigkeit und über den relativen Wert 

der von Jaſtrow gepflegten Feſtſtellungen der Schwankungen auf dem „Arbeitsmarkt“. 

Die Kürze der Arbeit hat den Nachteil, daß manche Methoden der Arbeitsloſigkeits⸗ 

meſſung bloß erwähnt, aber nicht beurteilt werden, ſo zum Beiſpiel die durchaus 

verfehlte Stuttgarter Methode. Das Schriftchen wird in mancher Hinſicht anregend 
wirken und vielen Leſern auch neues bieten. Die im Fluſſe der Diskuſſion befind⸗ 
liche Frage bringt ſie nicht zum Abſchluß, ſie erſchöpft auch das vorliegende Material 
nicht. ad. br 
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Eine Partei- und preßfrage. 
575 Berlin, 19. Auguſt 1903. 


Der Bericht des Parteivorſtandes an den Parteitag zu Dresden iſt eben 
erſchienen. Im allgemeinen bietet er ein höchſt erfreuliches Bild der gewaltigen 


Fortſchritte, die der Siegeszug der deutſchen Sozialdemokratie ſeit dem vor⸗ 


jährigen Parteitag in München gemacht hat; im beſonderen berührt er einzelne 
Punkte, über die keine vollkommene Übereinſtimmung innerhalb der Partei be⸗ 
ſteht. Unter dieſen Punkten iſt namentlich die Anſicht, die der Parteivorſtand 
am 2. März dieſes Jahres über die Mitarbeit ſozialdemokratiſcher Schriftſteller 
an bürgerlichen Preßorganen kundgegeben hat, mit einer gewiſſen Erregung 
diskutiert worden; fie hat mehr- oder minder heftige Angriffe erfahren als ein 
Attentat auf das Recht der freien Meinungsäußerung oder welche unantaſt⸗ 
baren Menſchenrechte ſonſt noch, und es mag deshalb verſucht werden, die 
weſentlichen Geſichtspunkte, die bei der Entſcheidung dieſer Frage mitſpielen, 
einmal kurz zuſammenzufaſſen. 

Beginnen wir mit einem Satze, über den keine Meinungsverſchiedenheit 
innerhalb der Partei beſtehen wird, mit dem Satze nämlich, daß die Mitarbeit 
ſozialdemokratiſcher Schriftſteller an bürgerlichen Preßorganen, die außerhalb 
des politiſchen Parteienkampfes ſtehen, alſo an Organen, die der Kunſt oder 
der Technik oder der Wiſſenſchaft gewidmet ſind, keinen Bedenken unterliegt. 
Es können freilich auch hier Fälle vorkommen, in denen gewiſſe Bedenken ſich 
aufdrängen, allein es werden immer nur Ausnahmefälle ſein, für die der Satz 
gilt: Minima non curat praetor, für beiläufige und gelegentliche Ausnahmefälle 
laſſen ſich keine allgemeinen Regeln aufſtellen. Nicht minder klar, als dieſer 
erſte, iſt dann der zweite Satz, daß die Mitarbeit ſozialdemokratiſcher Schrift⸗ 
ſteller an ſolchen bürgerlichen Organen, die den öffentlichen und offenen Kampf für 
bürgerliche Parteien führen, alſo auch mehr oder weniger gegen die Sozialdemo— 
kratie, aus moraliſchen und politiſchen Gründen ausgeſchloſſen iſt. Kein Partei⸗ 
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oder der „Freiſinnigen Zeitung“ oder der „Nationalzeitung“ ſein: dieſer Satz 
iſt von einer ſo verblüffenden Klarheit, daß es beinahe ſchon lächerlich iſt, ihn 
überhaupt auszusprechen, zumal da alle dieſe Blätter ſich hüten werden, einem 
Parteigenoſſen ihre Spalten zu öffnen und die Propaganda ſozialdemokratiſcher 
Grundſätze zu geſtatten. Ausnahmen mag es auch von dieſer Regel geben, 
wie denn unter den Ausnahmezuſtänden, die das Sozialiſtengeſetz geſchaffen 
hatte, einzelne Parteigenoſſen im Intereſſe der Partei an Organen der bürger⸗ 
lichen Linken mitgearbeitet haben, allein die Regel wird durch dieſe Ausnahme 
nur beſtätigt, und daran, daß die Mitarbeit an den ausgeſprochenen Partei⸗ 
organen der bürgerlichen Preſſe für ſozialdemokratiſche Schriftſteller unſchicklich 
ſei, beſteht unſeres Wiſſens in der Partei kein Zweifel. f 
Mit dieſen Sätzen ſcheint nun die Frage überhaupt erſchöpft zu ſein. Allein 
unter den mancherlei Wunderdingen, die der Kapitalismus vollbracht hat, ſteht 
nicht in letzter Reihe die ſogenannte parteiloſe oder unparteiiſche Preſſe, die 
Laſſalles brandmarkendes Wort, daß die bürgerlichen Preßorgane nur Kapital⸗ 
anlagen und Geldſpekulationen ſeien, zur höchſten Vollendung gebracht, die 
ſelbſt den letzten Schein abgeſtreift hat, als wolle ſie Bildnerin und Lehrerin 
des Volkes ſein, die, eben deshalb weil ſie ſelbſt auf jedes Rückgrat verzichtet, 
allen Parteirichtungen die offene Ausſprache in ihren Spalten gewähren zu 
wollen erklärt. Dieſe Preſſe iſt das äußerſte Maß von geiſtiger Gehirn⸗ und 
Knochenerweichung, zu der es der Kapitalismus bisher gebracht hat; ſie ver⸗ 
zichtet auf jedes Ideal und jedes Prinzip, weil auch das verſchwommenſte 
Ideal und das ſchwächlichſte Prinzip dem ſchrankenloſen Umtriebe der Geld⸗ 
ſchlagemaſchine noch eine gewiſſe Feſſel anlegt. | 
Wie über dieſe Preſſe vom ſozialdemokratiſchen Standpunkt aus zu urteilen 
iſt, das hat Laſſalle ſchon vor vierzig Jahren mit den Worten geſagt: „Wenn 


jemand Geld verdienen will, ſo mag er Cotton fabrizieren oder Tuche oder auf 


der Börſe ſpielen. Aber daß man um ſchnöden Gewinnſtes willen alle Brunnen 
des Volksgeiſtes vergifte und dem Volke den geiſtigen Tod täglich aus tauſend 
Röhren kredenze — es iſt das höchſte Verbrechen, das ich faſſen kann.“ Auf 
dieſem Standpunkt ſteht die ſozialdemokratiſche Partei auch heute noch. In 
Tauſenden von Arbeiterverſammlungen wird jahraus jahrein vor dieſer partei⸗ 
loſen Preſſe als einem gemeingefährlichſten Auswuchs des Kapitalismus, als 
einer giftigſten Gegnerin der Arbeiterbewegung gewarnt; hunderte von Malen 


iſt es im „Vorwärts“ und anderen Parteiblättern den Arbeitern und nun gar 


den gewerkſchaftlich oder politiſch organiſierten Arbeitern als eine moraliſche 
und politiſche Blöße angerechnet worden, dieſe Preſſe durch ihr Abonnement 
zu unterſtützen. Und mit vollem Rechte: denn unter allen Klaſſen der Be⸗ 
völkerung wird die ſogenannte parteiloſe Preſſe gerade der Arbeiterklaſſe am 
gefährlichſten, weil ſie gerade nur in dem verrottetſten Sumpfe des Kapitalismus 
wuchert und wuchern kann, weil ſie deshalb trotz ihrer angeblichen Parteiloſig⸗ 
keit immer die kapitaliſtiſchen Intereſſen verficht, weil ſie ſich von den ehrlichen 
Organen der Klaſſenherrſchaft nur dadurch unterſcheidet, daß ſie den Giftſtoff, 
den dieſe wenigſtens offen verbreiten, ſo daß ſich jeder vor ihm hüten kann, 
heimlich in die Adern des Volkes gießt. . 
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Wenn nun die ſozialdemokratiſche Partei eine ſolche Stellung zu der ſo⸗ 
genannten parteiloſen Preſſe einnimmt, ſo iſt es gleichwohl allein die Frage, 
ob ſozialdemokratiſche Schriftſteller an dieſer Art Preſſe mitarbeiten dürfen, die 
zu der Kundgebung des Parteivorſtandes vom 2. März geführt hat. Weder 
die Mitarbeit von Parteiſchriftſtellern an bürgerlichen Organen der Kunſt oder 
Wiſſenſchaft, noch an ausgeſprochenen Organen bürgerlicher Parteirichtungen 
hat bisher irgend welche Meinungsverſchiedenheiten in der Partei veranlaßt. 
Einzig und allein um die Frage, ob Parteiſchriftſteller an bürgerlichen Preß⸗ 
organen mitarbeiten dürfen, auf die zu abonnieren den Parteigenoſſen von 
Partei wegen ſchon als eine Art Schande angerechnet wird, handelt es ſich tat⸗ 
ächlich bei der ganzen Auseinanderſetzung. Man braucht die Frage nur klar 
imd ſcharf zu ſtellen, um ſofort die richtige Antwort zu haben. 

| Verweilen wir jedoch einen Augenblick bei den Gründen, die zugunſten jener 
Mitarbeit geltend gemacht worden ſind. Da wird zuerſt das Recht der freien 
Meinungsäußerung ins Feld geführt; es komme darauf an, was ein ſozial⸗ 
demokratiſcher Schriftſteller veröffentliche, nicht aber, wo er es veröffentliche. 
der Trugſchluß dieſer Sätze liegt auf der Hand. Wer ſich einer Partei an⸗ 
chließt, verzichtet auf das Recht der freien Meinungsäußerung, ſoweit es der 
Disziplin und dem Programm dieſer Partei widerſtreitet: Nicht weil ihn die 
Bartei dazu zwänge, ſondern weil er ſich ſelbſt durch den Eintritt in die Partei 
ieſe Schranke anerlegt. Sonſt könnte ja nach dem Rechte der freien Meinungs⸗ 
ußerung ein Parteiſchriftſteller in der „Germania“ ultramontane oder in der 
Kreuzzeitung“ feudale Anſichten veröffentlichen. Die ganz ſelbſtverſtändliche 
kinſchränkung des Rechtes der freien Meinungsäußerung, die ſich jeder Schrift⸗ 
eller durch den Eintritt in eine Partei auferlegt, wird ja nun auch in bezug 

uf das Was anerkannt, allein es iſt klar, daß ſie prinzipiell mit demſelben 
techte für das Wo? gilt. Entweder ſoll das Recht der freien Meinungs⸗ 

ußerung ganz unumſchränkt gelten, und dann muß den Parteiſchriftſtellern 

uch erlaubt ſein, irgend welche reaktionäre Artikel in irgend welchen reaktionären 

lättern zu ſchreiben, oder es ſoll nur in der Einſchränkung gelten, die ihm 

urch die Parteizugehörigkeit gezogen wird, und dann kann ſich die Partei 

denſo wie das Was, auch das Wo verbitten, dann kann ſie dem Partei⸗ 

hritſteler ſagen: Sowenig wie du gegen die Partei ſchreiben darfſt, ſowenig 

arfſt du die Parteipropaganda an Orten treiben, wo ſie nach Lage der Dinge 

ie politiſch noch unaufgeklärten Arbeitermaſſen nur verwirren und die kapita⸗ 

ſtiſchen Umtriebe nur fördern kann. 

Wir kommen damit zu einem zweiten Einwande, zu der Behauptung, daß 
e Mitarbeit ſozialdemokratiſcher Schriftſteller an der parteiloſen Preſſe Pro⸗ 
Aganda für die Partei mache. Soweit es auf die Arbeiter ankommt, iſt gerade 
* Gegenteil richtig; eben dadurch, daß ſozialdemokratiſche Schriftſteller an 
ner Preſſe mitarbeiten, wird eine verhängnisvolle Täuſchung weiter Arbeiter⸗ 
eiſe aufrecht erhalten. Wenn aber von einer propagandiſtiſchen Wirkung auf 
ürgerliche Kreiſe geſprochen wird, ſo iſt es eine eigentümliche Naivetät, eine 
lche Wirkung von Artikeln zu erwarten, die unter — kapitaliſtiſcher Zenſur 
\iheinen. Denn jo liegt die Sache. Die parteiloſe Preſſe will gute Geſchäfte 
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machen, und ſie iſt vorurteilsfrei genug, für dieſen Zweck auch ſozialden 
kratiſche Artikel zu benützen. Aber ſie wird ſich hüten, dieſes Feuerung 
material in einem Umfang zu verwenden, das ihre Geldſchlagmaſchinen üb 
heizen könnte. So dumm iſt ſie wirklich nicht. Sie ſpielt mit den ſozi 
demokratiſchen Schriftſtellern, die für ſie arbeiten, aber ſie würde es ſich ji 
energiſch verbitten, wenn dieſe mit ihr ſpielen wollten. Deshalb iſt es ai 
ein, nicht nur auf einem, ſondern auf beiden Füßen hinkender Verglei 
wenn geſagt wird: ja, ein ſozialdemokratiſcher Redner, der in einer gegi 
riſchen Verſammlung das Wort ergreift, erntet großes Lob, aber wir U 
glücklichen werden getadelt, wenn wir in gegneriſchen Blättern die Part 
prinzipien vertreten. Dieſer Vergleich würde erſt zutreffen, wenn ein ſozi 
demokratiſcher Redner in einer gegneriſchen Verſammlung auf die Bedingu 
hin ſpräche, daß er das Konzept ſeiner Rede erſt dem gegneriſchen Vorſitzend 
zur Prüfung einreichte. Ein Parteigenoſſe, Redner, der ſich auf dieſe 2 
dingung einließe, würde unſeres Erachtens alles eher in der Partei ernten, 
großes Lob. 

Endlich wird geſagt: Die Schriftſteller, die zur Partei gehören, ſind a 
Parteigenoſſen zweiter Klaſſe. Allen anderen Proletariern iſt es erlaubt, i 
Arbeitskraft zu verwerten, wann und wo es ihnen beliebt, und ſo hoch! 
ſie können; man verdenkt es keinem Schriftſetzer, wenn er die reaktionärf 
Blätter ſetzt. Aber wir Schriftſteller, die wir doch auch zum Proletar 
gehören, ſollen das nicht dürfen. Man kann dieſer Argumentation e 
relative Berechtigung nicht abſprechen, und der Parteivorſtand hat ja auch a 
drücklich anerkannt, daß Parteigenoſſen Mitarbeiter und Redakteure bürk 
licher Blätter ſein könnten, wenn ſie dadurch nicht gezwungen würden, ge 
die Partei zu ſchreiben. Allein es gibt noch eine andere Auffaſſung des ſchr 
ſtelleriſchen Berufs, die Karl Marx ſchon vor ſechzig Jahren in die Worte 
kleidet hat: „Der em: allerdings erwerben, um exiftieren ı 
schreiben zu können, aber er muß keineswegs exiſtieren und ſchreiben, um 
erwerben. . . . Der Schriftſteller betrachtet keineswegs ſeine Arbeiten als Mit 
Sie find Selbſtzweck, fie find jo wenig Mittel für ihn ſelbſt und für and 
daß er ihrer Exiſtenz ſeine Exiſtenz aufopfert, wenn's nottut, und in and 
Weiſe, wie der Prediger der Religion, zum Prinzip macht: Gott mehr 
horchen, denn den Menſchen, unter welchen Menſchen er ſelbſt mit ſeinen men 
lichen Bedürfniſſen und Wünſchen eingeſchloſſen iſt. . . . Die erſte Freiheit 
Preſſe beſteht darin, kein Gewerbe zu ſein. Dem Schriftſteller, der ſie 1 
materiellen Mittel herabſetzt, gebührt als Strafe dieſer inneren Unfreiheit 
äußere, die Zenſur, oder vielmehr iſt ſeine Exiſtenz ſchon ſeine Strafe.“ D 
wie in Granit gemeißelten Worte ſind bisher der Leitſtern der Schriftſte 
geweſen, denen die Ehre beſchieden war, für die Emanzipation der Arbei 
klaſſe zu arbeiten, und ſo iſt der Parteivorſtand nur den älteſten und 9 
reichſten Traditionen der Partei treu geblieben, wenn er am 2. März j 
Meinung dahin ausſprach, daß Parteigenoſſen, die in der Preſſe nur 
materielles Mittel ſehen, keine Vertrauensſtellungen in der Partei übertra 


werden dürften. 1 
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Noch über einen anderen Punkt hat ſich der Parteivorſtand an demſelben 
Tage in dem Sinne geäußert, daß es mit den Intereſſen der Partei nicht ver- 
sinbar ſei, wenn Parteigenoſſen als Redakteure oder Mitarbeiter an bürger- 
lichen Blättern tätig ſeien, in denen an der ſozialdemokratiſchen Partei gehäſſige 
oder hämiſche Kritik geübt werde. Dieſem an ſich klaren und unanfechtbaren 
Urteil hat man mit allerlei Tifteleien über die Begriffe des „Gehäſſigen“ und 
Hämiſchen“ auf den Leib rücken wollen. Jedoch darauf einzugehen, iſt über- 
lüſſig; entſcheiden kann hier nur das urkundliche Material, das den Partei⸗ 
gorſtand zu ſeinem Eingreifen veranlaßt hat, und wenn wir anders recht 
unterrichtet ſind, wird es dem Parteitag in einer Reichhaltigkeit vorliegen, die 
zuch den ſcharfſinnigſten Tiftlern genügen dürfte. 


Was geſchieht in Bulgarien? 
Don Janko Sakaſom (Sofia). 


Als ich vor drei Jahren meinen Artikel: Bulgarien an der Schwelle 
des neuen Jahrhunderts („Neue Zeit“, 1900, XVIII, 1, S. 81), ſchrieb, 
da waren es zwei eng miteinander verbundene Tatſachen, welche das ganze 
bolitiſche Leben Bulgariens beherrſchten, nämlich die Unfähigkeit der bulgariſchen 
hürgerlichen Klaſſen, die ökonomiſche Entwicklung des Landes zu leiten, ohne 
Reſes in finanzielle Kataſtrophen zu ſtürzen, und zweitens das Aufgeben der 
Aten ruſſenfeindlichen Politik ſeitens der bürgerlichen Parteien, ihre Anz 
zäherung an den Zarismus. 

Bulgarien iſt ein konſtitutionelles Land, aber es wird nicht parlamentariſch 
egiert, das heißt die Regierungen folgen einander, nicht je nachdem ſich 
ie Stimmung im Parlament und im Lande geändert hat, ſondern je nachdem 
ie Stimmung des Fürſten Ferdinand wechſelt. Und die Urſachen, welche die 
Stimmung des bulgariſchen Fürſten beeinfluſſen, ſind unberechenbar. Fürſt 
Ferdinand hat die Schwäche, ſich für den größten Staatsmann im Süden 
Furopas zu halten, und demgemäß bemüht er ſich, die auswärtige Politik des 
Fürſtentums ganz in feinen Händen zu haben. Er allein iſt es, der die Richtung 
der bulgarischen auswärtigen Politik beſtimmt. Will aber ein Fürſt die Rolle eines 
woßen Staatsmannes übernehmen, fo will er auch eine große Armee und dieſe 
oll ausſchließlich unter ſeinem Befehl ſtehen. Und ſo ſtehen ſeit dem Sturze 
Stambulows die Armee und das Auswärtige Amt ganz und ausſchließlich 
mter der Leitung des Fürſten Ferdinand. Alle anderen Miniſterien und das 
ganze bulgariſche Volk ſollen die Mittel verſchaffen für die Pracht der Hofhaltung 
es Fürſten und für den Glanz ſeines ſtaatsmänniſchen Ruhmes. 

Aber dieſer Prinz königlichen Geblüts hat trotz ſeiner hochfliegenden An⸗ 
prüche eine ganz gemeine Furcht vor „ſeinen Untertanen“. Überall ſpürt er 
komplotte und jede Oppoſition, jedes kräftige Wort gegen ſeine Perſon bringt 
eine ſtaatsmänniſche Würde ins Schwanken. Was hat er nicht ſeit dem Sturze 
stambulows getan, um feine Perſon gegen die Angriffe „jeiner Untertanen“ 
u beſchützen? Die ſtrengſten Strafen wurden verhängt, Ausnahmegeſetze gegen 
Rajejtätsbeleibigungen erlaſſen — und doch alles umſonſt: je heftiger die Ver⸗ 
olgungen und je härter die Strafen waren, deſto ungeſtümer wurden die Ans 
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griffe. Nein, dieſe Mittel verfehlten ihren Zweck. Und jo mußte der Fü 
eine andere Politik einſchlagen. 

Seit jeher war es Brauch im Fürſtenpalais zu Sofia, die bulgariſch 
Staatsmänner gegeneinander zu hetzen. Man verſchmähte nicht die gemein] 
Kniffe und Intrigen und tat jo, als gingen ſie von einem Staatsmann ges 
den anderen aus. Ebenſo hetzte man eine Partei gegen die andere, begünſti 
die Verfolgungen, welche die herrſchende Partei gegen hervorragende Mitgliei 
anderer Parteien veranlaßte, und verſchärfte ſo die vorhandenen Gegenſe 
zwiſchen den Parteien, die man dadurch ſämtlich vernichten zu können glaul 
Doch die Perſon des Fürſten wurde dadurch trotz alledem nicht die Angr 
der oppoſitionellen Parteien los, da dieſe fühlten und ganz genau wußten, 
der Fürſt und wo die herrſchenden Miniſter für die Angriffe verantwortl 
waren. Noch mehr ſogar: da die oppoſitionellen Führer die Furcht des Fürf 
gegen Angriffe kannten, richteten ſie dieſe erſt recht gegen ihn und zwangen 
ſo, ſeine Haltung ihnen gegenüber zu ändern. 

Die bulgariſche Verfaſſung beſtimmt in einem Artikel, der zur Zeit Sta 
buloffs abgeändert wurde, daß die Legislaturperioden fünf Jahre dauı 
(früher waren es drei) und daß alle fünf Jahre eine Kammerwahl ſtattfind 
Und doch hatten wir ſeit 1894, alſo in neun Jahren, fünf Kammerwah 
und ſieben Miniſterien inkluſive des gegenwärtigen. Faſt alle dieſe V 
änderungen ſind durch den Fürſten verurſacht. Die Stimmung in der Kamr 
ſchützte kein Miniſterium vor dem Sturze, wenn der Fürſt ihn wollte, und 
Stimmung im Lande half keiner Partei und keinem Parteiführer ans Nut 
Nur der Fürſt entſchied — und diejenige Partei, die am lauteſten ſchrie 1 
die am heftigſten gegen den Fürſten loszog, die war die auserwählte. E 
nach der anderen hat der Fürſt alle Parteien ans Ruder gerufen. Die Stoß 
wiſten (Narodnjaks), die Radoslowiſten (Liberalen), die Karaweliſten (Der 
kraten), die Zankowiſten (Progreſſiſten), ſie alle haben eine nach der ande 
die Staatsmacht in ihren Händen gehabt und jetzt iſt die Reihe wieder an 
Stambulowiſten gekommen: ganz nach dem türkiſchen Sprichwort, in dem 
heißt, daß die Welt ein Rad iſt und glücklich der, der es bewegen kann. 
Fürſt von Bulgarien hat ſich die Geſchicklichkeit angeeignet, das Rädchen 
bulgariſchen bürgerlichen Parteien am gemütlichſten zu drehen 

Und doch iſt der Fürſt nicht beliebt, weder beim Volke noch bei irgend ei 
Partei. In allen ſeinen Handlungen ſieht man den unverhüllten Egoism 
nur das Streben, ſeine perſönlichen, dynaſtiſchen Intereſſen zu befriedigen ı 
diejenigen ſeiner Hofleute und Kreaturen. „Das allgemeine Wohl“ bleibt 
ſeinem Munde nur eine hohle Phraſe, und niemand in Bulgarien hofft ı 
glaubt, daß der Fürſt jemals etwas Gutes für das Land oder für die herrſchen 
Klaſſen vollbringen wird! 

Dieſe Stimmung kennt der Fürſt ſehr gut 995 demgemäß behandelt er 
Parteien und das Volk. Oben erwähnte ich, wie er die am meiſten lärme 
Partei am früheſten ans Ruder rief. Bei dieſer Wahl hatte er aber noch 
wichtiges Motiv vor Augen: dieſe Partei ſollte am fernſten ſtehen von 
ruſſophilen Strömungen. Obgleich er ſeine Anerkennung und die Anerkenm 
ſeiner Dynaſtie Rußland verdankt, hat er eine inſtinktive Furcht vor die 
und ſeine ganze bisherige ruſſenfreundliche Politik war und wird noch beſt 
von ruſſophoben diplomatiſchen Vertretern. Außer ſich ſelbſt und eini 
Ruſſophoben vertraut er keinem anderen ſeine auswärtige Politik an. Nicht 


Janko Sakaſow: Was geſchieht in Bulgarien? 647 


der Fürſt einer ruſſenfreundlichen Politik prinzipiell und aus Rückſicht für das 
Wohl Bulgariens — ihm iſt das alles wurſt — abgeneigt wäre, aber er glaubt 
nicht an die Aufrichtigkeit der ruſſiſchen Diplomatie ſeiner Perſon gegen— 
über, wie auch in Rußland niemand an die aufrichtige Ergebenheit des Fürſten 
gegen Rußland glaubt. So wurde die ruſſophile Partei der Zankowiſten als 
letzte ans Ruder gerufen und erſt, nachdem der Fürſt wichtige Vorſichtsmaß⸗ 
regeln getroffen hatte. | 

Noch ein drittes Motiv iſt bemerkbar bei der Wahl des Momentes, in dem 
der Fürſt einer Partei die Regierungsgewalt anvertrauen will. Je mehr er 
Abneigung gegen eine Partei und deren Führer hat, deſto ſchwieriger und 
verwickelter wird die finanzielle oder auswärtige Situation des Landes in dem 
Zeitpunkt ſein, in dem er dieſen Parteiführern die Macht anvertraut. Ver⸗ 
derben und kompromittieren die Parteien und deren Führer — das war das 
hauptſächliche Streben des bulgariſchen Fürſten. Er ebnete ihnen den Weg 
zur Verderbnis und erfand hundert Hinderniſſe, damit fie keine gute Tat zu⸗ 
ſtande bringen konnten. 

Seine konſtitutionelle Macht und das unentwickelte öffentliche Leben in 
Bulgarien geben dem Fürſten einen ziemlich großen Spielraum, die politifch- 
wirtſchaftliche Aktion der regierenden Parteien gemäß ſeiner perſönlichen, 
dynaſtiſchen und ſonſtigen Intereſſen und Neigungen zu beeinfluſſen. 


Wie handeln nun die Parteien, nachdem ſie die Staatsmacht erlangt haben? 
Im Jahre 1900, als ich meinen früheren Artikel über Bulgarien ſchrieb, hatten 
wir die Partei der Radoslawiſten (Liberale) am Ruder. Die Art und Weiſe, 
wie eine Partei die Regierungsgewalt bekommt, beſtimmt auch die Art, wie ſie 
dieſe Gewalt behalten wird. Nach dem Brauche des Fürſten, die Parteien ohne 
Rückſicht auf ihre Beliebtheit (Mehrheit) im Volke ans Ruder zu berufen, 
mußte jede Partei, ſobald ſie zur Regierung gelangt war, zuerſt danach trachten, 


ſich eine Mehrheit im Parlament zu verſchaffen. Erſt als zweite kam die 


Pflicht, die Staatsgeſchäfte zu beſorgen. Je mehr eine politiſche Gruppe 
unpopulär war, je kleiner ihr Anhang im Volke, deſto größer der Druck 
der Regierungsmaſchine auf die Wähler, deſto ungeſetzlicher ihr Vorgehen: 


Sprengungen der Wahlverſammlungen, gewaltſame Verhinderung der Wähler, 


im Wahlort zu erſcheinen, Wahlfälſchungen jeglicher Art 2c. ꝛc. Bei der 
Beſorgung der Staatsgeſchäfte waren, je verwickelter die finanziell-wirtſchaft⸗ 
liche Situation des Landes lag, um ſo kopfloſer die Maßregeln der Re— 


gierung, deſto plünderungsluſtiger ihre Mitglieder. Nicht anders handelten 


die Radoslawiſten. Die Wahl war ein Krieg gegen die oppoſitionellen 
Parteien. Um die Geldnot des Staatsſchatzes zu beſeitigen, kehrte die Re⸗ 


gierung zu dem verhaßten Zehnten zurück und brachte damit die ganze Be— 


völkerung gegen ſich auf, was wieder zu Gewaltmaßregeln führte. Was die 


Plünderungen und geſetzloſen Maßregeln der Regierung anbetrifft, ſo bewies 


der Staatsgerichtshof dem Miniſterium Radoslawoff, wie groß und ſchamlos 
dieſe getrieben worden waren. Das Miniſterium Radoslawow fiel durch ſeine 
Verbrechen und die gewaltige Erbitterung der Bevölkerung. Der Fürſt war 
nicht mehr imſtande, mit ſeiner Perſon das Miniſterium zu beſchützen und 
mußte es entlaſſen. 


1 Bei dem geltenden Liſtenwahlſyſtem in Bulgarien befinden ſich die Wahlorte zuweilen 
20 bis 30 Kilometer weit von den Wählern. 
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Angeſichts der bedrohten politiſchen Rechte der bulgariſchen Staats⸗ 
angehörigen und der zerrütteten finanziell-wirtſchaftlichen Zuſtände verlangte 
die Mehrheit der politiſch Denkenden und Tätigen im Lande, daß der Fürſt die 
Regierung den Parteien des jetzt geſtorbenen Karawelow und Zankow an⸗ 
vertraue. Man erwartete, daß die demokratiſch-progreſſiſtiſchen Parteien dem 
perſönlichen Regiment des Fürſten ein Ende machen und den Beginn einer 
parlamentariſchen Regierung und einer rationellen finanziell⸗-wirtſchaftlichen 
Politik herbeiführen würden. Aber wie der Fürſt ſelbſt den Moment wählte, 
wo er die Entlaſſung des Miniſteriums Radoslawow veranlaßte, ſo beſtimmte 
er ſelbſt die Art und Weiſe, wann und wie dieſe Parteien ans Ruder kommen. 
Demgemäß ernannte er ein Ministere d'affaires von hohen Beamten, an deren 
Spitze er den General a. D. Petroff ſetzte, der ein Jahr vorher ein Blatt zu⸗ 
gunſten der Reformpartei gegründet. Dieſe wendete ſich gegen alle anderen 
Parteien und trat für eine parteiloſe Regierung ein (lies: eine von fürſtlichen 
Kreaturen zuſammengeſetzte Regierung). Dieſer „parteiloſen“ Regierung ver⸗ 
traute der Fürſt die Wahlen für die neue Kammer an, mit dem ausdrücklichen 
Verſprechen — ja, man iſt ſoweit in Bulgarien, daß der Fürſt es verſpricht —, 
daß die Wahlen „abſolut“ frei ſein ſollen. Damit wählte der Fürſt den 
richtigen Weg für ſeine Zwecke. Bekam die Regierung eine Kammermehrheit, 
ſo konnte er die Oppoſition darauf hinweiſen, daß die Wahlen ja frei geweſen 
waren und es daher ihre eigene Schuld war, wenn ſie nicht die Mehrheit er⸗ 
hielt. Bekam die Oppoſition die Mehrheit, ſo würde ſie doch nicht zu groß 
geworden ſein und auch nicht einheitlich. In der Tat, die Regierung ging 
mit einer Minderheit aus den Wahlen hervor, aber auch die demokratiſch⸗ 
progreſſiſtiſche Oppoſition bekam nur mit Hilfe anderer oppoſitioneller Gruppen 
die ſchwache Mehrheit. Nun vertraute der Fürſt die Regierung an Karawelow⸗ 
Danew im Februar 1901 und die demokratiſch-progreſſiſtiſchen Parteien hatten 
die Staatsmacht in Händen. 

Es war ſeit langen, langen Jahren das erſte Miniſterium, das aus der 
Kammer hervorging. Das erſtemal war es, daß die Regierung nicht haupt⸗ 
ſächlich darauf bedacht war, ſich zu befeſtigen, und nicht danach ſtrebte, auf Staats⸗ 
koſten ihre Parteiangehörigen zu ernähren. Aber der Regierung fehlte vieles. 
Zunächſt war ſie nicht einheitlich, zweitens hatte ſie wegen ihrer geringen Mehr⸗ 
heit in der Kammer nicht den Mut, gegen die Wünſche des Fürſten ſich zu 
ſträuben und drittens fehlten ihr die theoretiſch und praktiſch vorbereiteten 
Hilfskräfte, um die alte Regierungsmaſchinerie zu reformieren. Am ſchwerſten 
kränkelte ſie aber dadurch, daß es an Geld fehlte, um die aktuellen Staats⸗ 
ausgaben zu decken. Darum griff ſie zu einer Anleihe mit Garantie des Tabak⸗ 
monopols. Dieſe Anleihe war es, welche die Regierung ſtürzte. Es bildete 
ſich unter der Regierungskammermehrheit eine Oppoſition gegen dieſes Monopol 
und die Regierung mußte abdanken. Es war auch ſeit langen Jahren das 
erſte Miniſterium, welches durch ein Votum der Sobranje gehen mußte. Das 
ſofort neugebildete Miniſterium aus lauter Zankowiſten, mit Danew an der 
Spitze, fand keine Zuſtimmung bei der Kammer — deshalb wurde dieſe auf⸗ 
gelöſt. Das war im Winter 1901. Die im Februar 1902 ausgeſchriebenen 
Wahlen, welche unter der Wahlparole des Monopols ausgefochten wurden, 
gaben dem Kabinett Danew eine beſcheidene Majorität in der Kammer, ver⸗ 
Eee aber zugleich in ihr die radikalſten — demokratiſch⸗ſozialiſtiſchen 

emente. 
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Etwa ein Jahr lang beſtand das neue ausſchließlich Zankowiſtiſche Mini- 
terium. Die Finanzfrage wurde gelöſt mit einer Anleihe bei den Pariſer 
Banken, die der ruſſiſche Zar perſönlich beeinflußt haben ſoll, daß fie ohne 
Fabatmonopol die Anleihe akzeptierten, die aber auch ohne dieſes den fran— 
Öfiichen Darlehensgebern großen Gewinn gebracht hat. Eine andere Frage von 
pichtigſter Bedeutung war die makedoniſche Frage, für deren Löſung man 
2 keinen Ausweg fand. Der Fürſt, welcher nicht gern ſah, daß das Mini⸗ 
terium Danew ſich einen guten Ruf in Bulgarien und im Ausland erwarb, 
derſuchte nun auf einem neuen Wege ihm zu einer Blamage zu verhelfen. Während 
gie vorigen Regierungen auf dem internen Gebiet Schiffbruch gelitten, verſuchte 
der Fürſt das Kabinett Danew, das ſich ziemlich korrekt in internen Angelegen— 
1 hielt, auf dem Gebiet der äußeren Politik zur Entgleiſung zu bringen. 
da die Partei der Zankowiſten ſeit Jahren predigte, daß das Heil Bulgariens 
n engem Anſchluß an Rußland zu finden iſt, ſuchte der Fürſt gerade unter 
dem Miniſterium Danew die makedoniſche Frage aufzurollen. In meinem 
Artikel über die makedoniſche Frage (ſiehe „Neue Zeit“, 1903, XXI, 2, 
5.5) habe ich gezeigt, wie das makedoniſche Komitee Zontſchews in enger Ver⸗ 
Andung mit dem bulgariſchen Kriegsminiſterium ſtand. Die im vorigen Herbſt 
heranſtaltete Schipkafeier, bei der ſich die führenden ruſſiſchen Generale, Kriegs— 
niniſter und Generalſtabchefs befanden, die Triumphfahrt des Grafen Ignatiew 
durch Bulgarien, die Reden und Toaſte, alles das bewirkte, daß die Hoff— 
zungen auf eine Hilfe Rußlands für die Befreiung Makedoniens hoch an⸗ 
chwollen. Da, hinter dem Rücken ſeiner Miniſter, fachte der Fürſt durch das Komitee 
Zontſchew das Feuer in Makedonien an, ein blutiger Aufſtand folgte dem 
mderen und die makedoniſche Frage wurde aufgerollt. Das war ganz fein ge— 
pielt. Nachdem man in Bulgarien ein völlig ruſſenfreundliches Kabinett hatte, nach: 
dem durch die Schipkafeier die Hoffnungen auf Rußland groß geworden waren, 
ollte der Fürſt die makedoniſche Frage auf. Gewann Makedonien durch die 
dilfe Rußlands ſeine Freiheit, jo gewann auch der Fürſt, der öffentlich als 
woßer Ruſſenfreund auftritt. Gewann Makedonien nichts, was wahrſchein— 
icher war, ſo verlor Rußland an Anſehen in Bulgarien und damit auch die 
uſſenfreundlichen Parteien und auch das Kabinett Danew. Man weiß, welche 
vichtigen und ſchädlichen Folgen dieſe Aufſtände in Makedonien hatten. Lambs⸗ 
borf, der ruſſiſche auswärtige Miniſter, mußte perſönlich in Sofia erſcheinen, 
im den makedoniſchen Wirren ein Ende zu machen. Er hatte vom Fürſten 
md vom Kabinett Danew das Verſprechen erhalten, alles mögliche zu tun, um 
we die Aufſtände in Makedonien zu unterdrücken. Dagegen ſoll Lambsdorf 
gie Verſicherung gegeben haben, die Lage der makedoniſchen Bevölkerung zu ver 
geſſern. Und trotzdem führte der Fürſt Ferdinand wieder ſeine aufrühreriſche 
Bolitit in Makedonien weiter, brachte das Kabinett Danew in Widerſpruch mit 
einer öffentlichen Politik, indem er heimlich das Komitee Zontſchew unterſtützte 
md bemühte ſich jo, wenn nicht Rußland im Balkan zu verwickeln, doch deſſen 
bolitik ſcheitern zu laſſen und damit das Kabinett Danew zu kompromittieren. 
Die große Mehrheit der Kammer billigte aber die verſöhnende Politik des 
dabinetts Danew und fo blieb dem Fürſten nichts anderes übrig als auf ſeine 
igene Fauſt eine neue Politik zu inaugurieren. Von einer Reiſe nach Paris 
ehrte der Fürſt am 5.18. Mai heim und verurſachte unter großem Lärm und 
skandal eine Miniſterkriſe. Das Kabinett Danew gab ſeine Demiſſion, der 
Fürſt akzeptierte ſie, und nach einer kurzen Komödie, als berufe und berate er 
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ſich mit den Führern der Oppoſitionsparteien, ernannte er endgültig den Gene 
Petrow zum Miniſterpräſidenten und den Stambuliſten Petkow zum Mini 
des Innern. Das Kabinett war höfiſch⸗fürſtlich. Die Partei der Stambulif 
hatte in der Kammer nur drei Abgeordnete und ihr Anhang im Lande iſt 
gut wie verſchwunden. Die Regierung alſo hat nur das Vertrauen des Fürſt 
aber nicht das des Landes, und überall in allen Kreiſen der Bevölkerung 
trachtet man das gegenwärtige Regime als das perſönliche Regime des Fürſt 
Alle Parteien haben ſich dahin geäußert, daß ſie den Fürſten verantwort 

für die innere und äußere Politik der Regierung halten. Der Fürſt weiß 
und ſchickt ſich an, allen Geſchehniſſen Trotz zu bieten. 

Ich bemerkte im Anfang dieſes Artikels, daß Fürſt Ferdinand ſich für ein 
großen Staatsmann hält, und den bulgariſchen Verhältniſſen iſt er in der? 
gewachſen. Fünfzehn Jahre an der Spitze der Regierung zu ſtehen und ni 
ſo viel Kenntniſſe und Fähigkeit ſich anzueignen, wie ein rühriger bulgariſe 
Staatsmann, wäre ja auch geradezu auffallend. Die Geheimniſſe der Regierun 
kunſt find dem Fürſten wohlbekannt, Stärke wie Schwächen der bulgariſck 
Parteien und Parteimänner kennt er zu gut, um nicht für erreichbar zu halt 
daß er die fortwährende Weigerung der Miniſter, allen ſeinen Wünſchen w 
fährig zu ſein, los wird. Wenn es ihm auch nicht gelingen kann, die Sell 
beſtimmung des Volkes aufzuheben — denn er iſt Staatsmann genug, um 
ſehen, daß er dann alle Klaſſen der Geſellſchaft gegen fich haben würde — 
kann er wenigſtens ungeſtraft eine neue Partei bilden, die ihm alle ſeine Wünf 
und Pläne erfüllt. So geſchah es auch. Und damit er nicht die „öffentli 
Meinung“ zu ſehr alarmierte, benützte er den Moment, wo die Verfolgung 
Makedonier durch die türkiſche Regierung am furchtbarſten war, indem er d 
Gerücht zirkulieren ließ, daß das Kabinett Danew die teuerſten Intereſſen ! 
Landes der ruſſiſchen Freundlichkeit opfere, während die neue Regierung dir 
mit dem Sultan verhandeln werde, was für Bulgarien nützlicher ſei. Währe 
man nun geduldig wartete, was Gutes aus Konſtantinopel kommen wer 
beeilte ſich die Regierung, ein Geſetz, das die Beamten ſicherte, zu ſuspendier 
obwohl nur die Abgeordnetenkammer dazu ein Recht gehabt hätte. Will näml 
die Regierung für ſich günſtige Wahlen erzielen, ſo braucht ſie dazu, daß 
ganze Gendarmerie und andere zahlreiche Beamtenſtellen von ihren Part 
gängern beſetzt ſind; daran verhinderte ſie aber jenes Geſetz. 8 

Nun aber geſchah, was der Fürſt vielleicht am wenigſten erwartet hal 
Nachdem die Wallfahrt nach Konſtantinopel der Regierung nur Stöße und 0 
niedrigung gebracht und der große Staatsmann, für den ſich der Fürſt ja he 
nur Dornen und welke Blätter in der äußeren Politik gepflückt, führte ji 
Vorgehen in der inneren Politik, eben jene Suspendierung des Geſetzes bezügl 
der Beamtenſchaft, zu einem Zuſammenſchluß aller Abgeordneten und ein 
energiſchen Proteſt gegen die Privilegien der Kammer und verurſachte ei 
allgemeine Unzufriedenheit im Lande. Der Fürſt ſah ein, daß ſeine Stag 
mannskunſt ihm ſchlechte Dienſte geleiſtet hat, indem er allein der Verantwo 
liche iſt und bleibt für das, was in der inneren und äußeren Politik Bulgarie 
geſchehen wird. | 

Und das, was da geſchieht, iſt von der größten Wichtigkeit und Bedeutu 
für die Zukunft des Landes. | 

Erſtens die nimmer aufhörende Gärung im Inneren Makedoniens. © 
meinem Artikel über die makedoniſche Frage habe ich gezeigt, wie die X 


| 
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ruhigung Makedoniens, das heißt die Abſchaffung der feudal⸗-militariſtiſch⸗ 


deſpotiſchen Verwaltung, eine erſte Bedingung für die friedliche Entwicklung 


des Fürſtentums Bulgarien ſelbſt iſt. Das Auftauchen von Banden, welche 


meiſtens von dem Komitee Zontſchew⸗Mihailovsky, das im inneren Zuſammen⸗ 


hang mit dem Kriegsminiſterium ſtand, organiſiert waren, hat völlig aufgehört. 


Nur die interne makedoniſche Organiſation im Herzen Makedoniens bleibt noch 
als Gefahr für den Frieden im Balkan. Der lang aufgeſchobene Aufſtand 
der Bevölkerung iſt, wie es ſcheint, nicht mehr zurückzuhalten. Jetzt, nachdem 
die Ernte eingebracht iſt, die Reformen ausgeblieben und die türkiſchen Soldaten 
maſſenhaft in Städten und Dörfern der einheimiſchen Bevölkerung zur Laſt 
aufgebürdet ſind — iſt es nicht mehr möglich, Ruhe zu halten. Von Tag zu 
Tag iſt eine Exploſion zu erwarten und dies kann unmöglich ohne Rückwirkung 
auf das Fürſtentum bleiben. Was wird der große Staatsmann, der Fürſt, 


dann tun? Er iſt die Regierung und er wird der Verantwortliche für die 


Haltung der Regierung ſein.“ 

Zweitens: die finanziell⸗wirtſchaftliche Lage des Landes erheiſcht die Sorge und 
die Aufmerkſamkeit der beſten fortſchrittlichen Kräfte der bürgerlichen Parteien, 
deren Mitwirkung und Teilnahme an der Regierung des Landes eine geſell⸗ 
ſchaftliche Notwendigkeit geworden iſt. Durchgreifende Reformen und Maß⸗ 
regeln ſind dringend erforderlich, um die bureaukratiſch⸗finanziellen Feſſeln zu 
ſprengen, welche der Entwicklung des Landes zu einem induſtriellen Staate im 
Wege ſtehen. Bis jetzt war die Leitung der Entwicklung in den Händen der 
unwiſſenden Bureaukratie und teilweiſe auch der regierenden Parteien, die ihren 
Charakter als Koterien noch nicht verloren haben. Die jetzige Regierung iſt eine 
neugebildete Koterie ohne den kleinſten Anhang in den produktiven Schichten 
der Bevölkerung. Eine derart zuſammengeſetzte Regierung kann unmöglich die 
wirtſchaftlichen und kulturellen Aufgaben des Staates erfaſſen. Alle ſozialen 
Kräfte hat ſie ſicher gegen ſich. Und dieſem Drängen gegenüber wird ſich die 


1% Staatsmannſchaft des Fürſten nicht auf die Dauer halten können. 


Wenn wir uns nun Rechenſchaft geben wollen: was geſchieht in Bulgarien? 
ſo wird die Antwort lauten: 
1. Der Fürſt als Staatsoberhaupt hat, infolge ſeiner fürſtlichen Attribute 


und infolge der Rückſtändigkeit der geſellſchaftlichen Entwicklung, einen großen 


Spielraum, die politiſchen Dekorationen der Parteiregierungen frei nach ſeinen 
perſönlichen und dynaſtiſchen Zwecken zu verwenden. Innerhalb dieſes ziemlich 
großen Spielraums iſt dem Fürſten möglich, diejenige Partei an die Regierung 
zu rufen, die ihm am beſten zu dienen ſcheint. 

2. Die an die Regierung berufene Partei, infolge der Unvollſtändigkeit der 
Geſetze, der ſchwachen geſellſchaftlichen Kontrolle und dem erſt jetzt beginnenden 


1 Nachdem dies geſchrieben war, iſt in Makedonien ein großer Aufſtand der Bevölkerung 
erfolgt. Bis 7000 Perſonen, in ungefähr 200 Banden geteilt, verſuchen, um ihren hoffnungs⸗ 


loſen Zuſtand zu verbeſſern, einen letzten Anſturm gegen die türkiſche Gewalt. Dieſer Auf⸗ 


ſtand iſt geführt von derſelben internen Organiſation, die ſo heldenhaft und mit ſo vielen 
Opfern die makedoniſche Frage auf ihre wirkliche Grundlage brachte — auf die Autonomie 
der in Makedonien wohnenden und arbeitenden Bevölkerung. Dieſer Tatſache gegenüber iſt man 
erſtaunt, wenn man in Organen der ſozialdemokratiſchen Partei, wie der „Wiener Arbeiter- 
zeitung“, Schilderungen lieſt, als lebten in Makedonien nur verwilderte Menſchen, welche der 
väterlichen Macht des gutherzigen Sultans und ſeiner Paſchas und Gefolgſchaft unrecht tun. 
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Anſtürmen gegen die Regierungsmaſchinerie ſeitens der produktiven Schichten 
des Landes, hat die Macht, alle ihre Parteiangehörigen im Staats⸗ und 
Kommunaldienſt unterzubringen, die finanzielle und wirtſchaftliche Verwaltung 
des Staates im Intereſſe ihrer Parteigänger zu führen, anfangs geradezu 
plünderiſch, ſpäter im Intereſſe einiger Klaſſen. 

3. Die politiſch-wirtſchaftliche Entwicklung des Landes, das heißt die Lage 
und die Intereſſen der produktiven geſellſchaftlichen Schichten des Fürſtentums, 
welche ſelbſt ein Spielzeug der politiſch-finanziell-wirtſchaftlichen Kräfte des 
nächſten und fernen Auslandes ſind, gebieten den regierenden Parteien mehr 
und mehr, ihren Charakter von Koterien zu verlieren, Klaſſenparteien zu werden 
und Geſetze und Maßregeln gegen die willkürliche Parteiherrſchaft zu machen. 


Gedungen und gezwungen von denſelben wirtſchaftlichen Mächten, ſtreben die 


Parteien, das willkürliche und perſönliche Regime des Fürſten zu beſeitigen und 
ihn ſelbſt ihren Intereſſen dienſtpflichtig zu machen. In ſolcher Weiſe zwingt 
die Entwicklung und die Steigerung der geſellſchaftlichen Macht der produktiven 
Klaſſen des Landes dieſe letzteren, den vorhandenen Spielraum, innerhalb 
deſſen Fürſt und Parteien ihren perſönlichen Zweck und den ihrer Koterien zu 
erfüllen ſuchten, immer enger und enger zu machen und Fürſt und Parteien 
In wirtſchaftlichen Intereſſen unterzuordnen. 

In dieſer Richtung arbeitet ſeit Jahren auch die bulgariſche Sozial⸗ 
demoratie, die Vertreterin der arbeitenden Klaſſen Bulgariens, indem ſie 
Parteien, Fürſt, Bureaukratie, Militarismus und alle politiſchen Einrichtungen 
des Landes einem einzigen Zwecke unterzuordnen ſucht, nämlich der ſozialen Ent⸗ 
wicklung des Landes, der Erziehung und Organiſierung der arbeitenden Klaſſen, 
damit ſie imſtande ſind, dieſe Entwicklung in ihre Hände zu nehmen. Was 
bei dieſem Drängen aus dieſer politiſchen Einrichtung bleiben oder ſich ver⸗ 
ändern wird, wird alles zu dem Zwecke geſchehen, die politiſche Macht mög⸗ 
lichſt voll und uneingeſchränkt der organiſierten Arbeiterſchaft zu übergeben, 
damit ſie ihre ſoziale und geſchichtliche Miſſion erfüllen könne. Die verhältnis⸗ 
mäßig freie und milde politiſche Atmoſphäre, welche in letzter Zeit in Bulgarien 
herrſcht, gaben dem Unverſtand und den perſönlichen Strebereien unter den 
ſozialiſtiſchen Führern viel Raum, was eine bedauernswerte Spaltung der 
bulgariſchen ſozialdemokratiſchen Partei herbeigeführt hat. Mit der theoretiſchen 
Schulung der einzelnen Mitglieder und mit der Vertiefung der ſozialien Aktion 
der Partei wird auch dieſe Zerſplitterung ein Ende nehmen, aber bis dahin 
müſſen wir uns, ob wir wollen oder nicht, mit dieſem Faktum abfinden und 
geduldig und vorſichtig weiter arbeiten, damit eine beſſere theoretiſche Ein⸗ 


ſicht Gemeingut wird und wir mehr einheitlich als bis jetzt in die Politik ein- 


greifen. Die ſozialiſtiſche Bewegung iſt manche Irrwege gegangen. Bulgarien 
nicht ausgenommen, wird ſie auch das überleben. Doch nur wenn wir wie 
bisher die großen ſozialiſtiſchen Ziele im Auge behalten, können die bulgariſchen 
arbeitenden Klaſſen über dieſen Bruderzwiſt hinwegkommen. Die tätigen Kräfte 
der Partei wachſen von Tag zu Tag und bereits beim Anbeginn des Zwiſtes 
ſehen wir ſchon ſein Ende, wo die ſozialiſtiſche Partei einheitlich ihr ganzes 
Gewicht einſetzt, um die wirtſchaftliche und politiſche Lage der Arbeiterklaſſe zu 
heben. 
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das meſopotamiſche Söftem und öriechenland. 


Aus den Schilderungen, die Brooks Adams von dem Kampfe zwiſchen 
r meſopotamiſchen Syſtem und Griechenland gibt, heben wir folgendes 

ervor: 

Im Flußgebiet des Tigris und Euphrats lagen die Städte Ur, Babylon 
und Ninive, die bis um die Mitte des letzten Jahrtauſends v. Chr. die 
Zentren großer Reiche: Chaldäa, Babylonien und Aſſyrien bildeten. Denn ſie 
waren die bedeutendſten Märkte für den Austauſch oſt⸗ und ſüdaſiatiſcher Agri⸗ 
kultur⸗ und Manufakturwaren gegen die Metalle Agyptens und ſpäter Europas 
durch phöniziſche Vermittlung. Wann Chaldäa und Agypten die Oberſtufe 
der Barbarei erreichten, läßt ſich nicht ſagen. Nur ſoviel ſcheint jetzt ſicher zu 
| fein, daß beide Reiche etwa um das Jahr 4000 v. Chr. einen wirtſchaftlichen 
Aufſchwung zeigten. Die Urſache dieſes Aufſchwungs war die Eroberung der 
| arabiſchen Kupferminen durch Agypten zu Beginn der vierten Dynaſtie. Die 
| 
| 


(Schluß.) 


reichten Minen befanden ſich damals in Maghara auf der Sinaihalbinſel. 

Sie wurden von Sneferu um das Jahr 4000 erobert. Dieſer Sieg machte 

Agypten zum Hauptproduzenten von Metallen und gleichzeitig zur weſtlichen 

Endſtation des Handels. Zwiſchen Aſien, öſtlich vom Tigris, und Agypten 

lag Meſopotamien; alle Handelsſtraßen liefen dort zuſammen und wurde es 

| deshalb zum Zentralmarkt des Austauſches zwiſchen dem landwirtſchaftlich und 
gewerblich tätigen Oſten und dem metallreichen Weſten. Dieſe Tatſachen bilden 
1% die Grundlage des meſopotamiſchen Syſtems. Dieſes machtvolle Syſtem um⸗ 
N faßte zuweilen alle Handelsſtraßen, die den Oxus und den Indus mit dem 
| Guadalquivir verbanden. Es erreichte ſeinen Höhepunkt um die Zeit der Be⸗ 
lagerung Trojas; dann kämpfte es einige Jahrhunderte hindurch mit dem 
griechiſchen Syſtem, das ſich nach und nach der billigen Waſſerſtraßen des 
Nordens (des Schwarzen und Kaſpiſchen Meeres) bemächtigte und den Handel 
von Meſopotamien ablenkte; ſchließlich fiel es zuſammen unter den Schlägen 
Alexanders des Großen, deſſen Ziel es war, die beiden konkurrierenden Syſteme 
zuſammenzufaſſen. 
Wie reich Agypten durch ſeine Metallproduktion wurde, zeigen ſeine enormen 
Bauten und der Ruhm feiner Metallarbeiter. Für die Größe des ägyptiſchen 
Außenhandels zeugt der faſt gleichzeitige Aufſchwung Meſopotamiens, des 
Zentrums des Austauſches. Die Größe Meſopotamiens begann mit Sargon, 
der um das Jahr 3850 v. Chr. regierte. Jahrhunderte vor Sargon war Ur 

-der Chäldäer der erſte Handelsplatz im Euphrattal. Ur bildete den Knoten⸗ 
punkt zwiſchen der Küſtenſtraße von Indien und der Kamelſtraße nach der 
Sinaihalbinſel. Mit der Entwicklung des Mittelmeerhandels durch die Phönizier 
verſchob ſich der meſopotamiſche Handelsplatz von Ur nördlich nach Babylon, 
von wo eine Straße nach Sidon und Tyrus lief, und von da der Seeweg. 
nach Kreta, Utika und Cadiz. An die Stelle von Chaldäa trat Babylonien, 
das unter Chammurabi um das Jahr 2250 v. Chr. ſeinen Höhepunkt erreichte. 

abylon wurde der Knotenpunkt nicht nur der indiſchen Straße von Pattala 
(unweit der Mündung des Indus), ſondern auch der öſtlichen und nördlichen 
Straße, die von China und Nordaſien durch den wichtigen Knotenpunkt Baktra 
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(jetzt Balkh in Afghaniſtan) das iranische Hochland hinunter zum Mittelmeer 
führte. Außerdem waren Pattala und Baktra durch eine Straße verbunden. 
Dieſes Straßenſyſtem glich einem Dreieck, deſſen Baſis Pattala⸗Brakta und deſſen 
Scheitelpunkt Babylon war. Je mehr die Nordküſte des Mittelmeeres ſich ent⸗ 
wickelte, je bekannter der Goldreichtum Lydiens wurde, je bedeutender der Handel 
um das Schwarze Meer wurde, deſto ſtärker zeigte Meſopotamien die Tendenz, 
den Haupthandelsplatz nach dem Norden zu verlegen, bis Salmanaſſar um 
das lan dem nördlichen Aſſyrien die Obmacht ver f Kelach 

& bei Ninive zur Haupftadt machte. Seine Nachfolger zogen nach Ninive, das 

verhältnismäßig ſchnell lebte, denn es fiel im Jahre 606 v. Chr., als Athen 
und Syrakus blühten. Das meſopotamiſche Syſtem hatte adminiſtrativ zwei 

Aufgaben: die Bewachung der Handelsſtraßen und die Regulierung des Ver⸗ 

kehrs. Die erſtere bedingte ſtete Kriegsbereitſchaft; die andere bedeutete eine 
geregelte Juſtiz. Erſtens waren die Handelsſtraßen gegen räuberiſche Stämme zu 
ſchützen, dann haben die Verſchiebungen der Handelszentren von Ur nach 
Babylon, von Babylon nach Ninive und von Meſopotamien überhaupt nach 
Griechenland ſcharfe Konflikte erzeugt, die nur auf dem Schlachtfeld ausgekämpft 
werden konnten; ebenſo nötig war es, die Metallquellen zu ſichern. Das 
meſopotamiſche Syſtem führte deshalb Kriege gegen Agypten, gegen die Stämme 
des Mittelmeers zum Schutze Phöniziens, dann gegen die Stämme Kleinaſiens, 
ſchließlich den großen und entſcheidenden Exiſtenzkampf gegen die Griechen, die 
durch ihre Küſtenſchiffahrt am Schwarzen und Kaſpiſchen Meere den Handel 
von Baktra weg von Meſopotamien nach Athen und Korinth lenkten. Dieſer 
Kampf begann bald nach dem Aufſchwung Aſſyriens mit der Entwicklung 
Kleinaſiens. Um das Jahr 1200 v. Chr. belagerten die Griechen Troja, das 
den Eingang zur Propontis bewachte und wahrſcheinlich ein vorgeichobener 

Poſten des meſopotamiſchen Syſtems war. Nach Diodorus erhielt Troja Hilfe 

von Ninive gegen die Griechen. Beide Seiten verſtanden, daß es ſich im Kampfe 

um die Dardanellen um die Frage handle, wer den Baktrahandel beherrſchen 
ſoll: Griechenland oder Meſopotamien. Denn ſolange die Propontis verſchloſſen 
blieb, war es den Griechen nicht möglich, mit den Phöniziern zu konkurrieren. 
Wie tief ſich die Griechen mit dieſer Frage beſchäftigten, wie ſtark ihr Ver⸗ 
langen war, die an ihren ſüdlichen und nordöſtlichen Grenzen vorbeiſegelnden 
Reichtümer an ſich zu reißen, zeigen die Sagen von Theſeus und Jaſon. Einen 
weiteren Beweis für dieſes Beſtreben bildet die Vereinigung der griechiſchen Stämme 
unter Agamemnon zum Zwecke der Niederwerfung Trojas. Stämme, die noch in 
der Gentilorganiſation leben, ſind aller Zentraliſation ungemein abgeneigt. Der 
Zug zur Propontis muß alſo einem allgemeinen Verlangen der griechiſchen Stämme 
entſprochen haben. Der Zug war erfolgreich. Die Griechen öffneten das Schwarze 
Meer und neue Straßen nach Baktra. Eine ähnliche Wirkung hatte der Gold⸗ | 
reichtum Lydiens, der den Überlandweg nach dem Mäander zu einer wichtigen 
Handelsſtraße machte. An der Mündung des Mäander, unweit der Karawanen? 
ſtation, gründeten die Griechen ihre erſte Niederlaſſung. Von Milet verbreiteten 

ſie ſich nord⸗ und oſtwärts, bis ſie das ganze Becken des Schwarzen Meeres | 
umgürteten und ſeine Metallzufuhr und jeine Handelsſtraßen beherrſchten. Um | 
das Ende des ſiebenten Jahrhunderts war ihre Koloniſationsarbeit faſt vollendet. 
Die Tätigkeit dieſes neuen Syſtems machte ſich in Meſopotamien bald fühlbar. 
Aſſyrien machte große Anſtrengungen, ſich der kleinaſiatiſchen Routen zu be⸗ 
mächtigen, wurde aber im Jahre 735 v. Chr. am Vanſee endgültig von den 


ö 
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yortigen Stämmen zurückgeſchlagen. Das meſopotamiſche Syſtem wurde immer 
up durch die billigen Seeſtraßen des griechiſchen Syſtems unterboten. Etwa 
im das Jahr 650 beklagte der Prophet Nahum die Verödung der blutigen 
Stadt Ninive, im Jahre 606 fiel ſie, um nicht wieder aufzuſtehen; ſieben Jahr⸗ 
ehnte ſpäter fiel auch Babylon und die Perſer gelangten zur Herrſchaft. Dem 
Niedergang Meſopotamiens entſpricht das Aufblühen von Hellas zu nie da⸗ 
jewejener Pracht, denn die Arterien, die drei Jahrtauſende lang das Gebiet 
des Tigris und Euphrats geſpeiſt hatten, führten jetzt von allen Seiten nach 
Briechenland. Die innerpolitiſche und geiſtige Revolution, die durch dieſe ge— 
valtige wirtſchaftliche Veränderung in Griechenland hervorgerufen wurde, geht 
ins hier weniger an; es handelt ſich hier ſozuſagen hauptſächlich um äußere 
Politik, um imperialiſtiſche Wandlungen. 

Die neuen perſiſchen Herrſcher Meſopotamiens, energiſcher als ihre aſſyriſchen 
Borgänger, fühlten ſofort den erwürgenden Druck der griechiſchen Konkurrenz 
md nahmen den Kampf auf. Die perſiſchen Kriege begannen. „Wenn zwei 
virtſchaftliche Syſteme gegeneinander konkurrieren“, bemerkt Adams, „ſo müſſen 
ie ſich entweder konſolidieren oder auf Tod und Leben bekämpfen; und zwiſchen 
Briechenland und Aſien erreichte der Handelswettbewerb eine Intenſität, die 
den Krieg erzeugt. Im Jahre 546 v. Chr. griff Cyrus Lydien an und ſchlug 
kröſus. Die Perſer waren erfolgreicher als die Aſſyrer und eroberten Klein: 
lien. Dann zog Darius ug ien — ein Zug, der nur verſtanden werden 


Meeres zu ver 
Zurückgeſchlagen ein, bis er bei 
Marathon eine Niederlage erlitt. Er zog ſich zurück und begann jene Rüſtungen, 
nie an die Ausrüſtung der Armada durch Philipp II. von Spanien erinnern. 
Während ſeiner Vorbereitungen ſtarb er, aber ſein Tod änderte nichts an der 
ſerſiſchen Politik. Herodot gibt nur der Überzeugung ſeiner Zeitgenoſſen Aus⸗ 
ruck, wenn er Kerxes auf die Warnungen des Artabanus gegen die Ver⸗ 
olgungen der Pläne ſeines Vaters (Darius) die folgende Antwort in den Mund 
egt: „Es iſt keiner der beiden Parteien möglich, ſich zurückzuziehen; wir haben 
zur die Alternative, zu tun oder zu leiden; alle dieſe Reiche müſſen entweder 
inter die Herrſchaft der Griechen oder der Perſer fallen; es gibt keinen Aus⸗ 
leich in dieſer Feindſchaft.“ Als Xerxes im Jahre 485 v. Chr. zum Throne 
gelangte, bildete das meſopotamiſche Syſtem ſozuſagen ein Segment der Peri⸗ 
herie einer weiten Ellipſe, deren Brennpunkte die griechiſchen Märkte am 
Iſthmus von Korinth und in Syrakus bildeten. Um die Peripherie dieſer 
Alipſe reihten ſich die Völker vom Oxus bis Gibraltar: Baktra, Pandſchab, 
‚Berfien, Meſopotamien, Phönizien, Agypten, Nordafrika und eines Teiles von 
Spanien. Dieſe weite Maſſe, obwohl nicht konſolidiert, fühlte gemeinſam die 
Yefahr und warf ſich auf den Feind. Die Perſer überfielen das eigentliche 
Sriechenland, die Karthager griffen Sizilien an; man ſagt, daß die Schlachten 
ei Salamis und Himera an einem und demſelben Tage geſchlagen wurden. 
ie bildeten ohne Zweifel die Teile eines Feldzugsplans. Die Niederlage des 
kerxes durch Themiſtokles und die Hamilkars durch Gelon durchbrachen das 
zentrum des Bundes. Die beiden Flügel fielen dann auseinander und die 
Zernichtung der Beſiegten begann einzelweiſe. Die Karthager zeigten ſtärkere 
gebenskraft, da fie neben dem Handel auch Metallförderung (Spanien) trieben, 
vährend Meſopotamien nur als Austauſchgebiet exiſtierte.“ Nach den perſiſchen 
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Kriegen erreichte Athen ſeinen gewerblichen, kommerziellen und geiſtigen He 
punkt und Meſopotamien ſank raſch. Daß die Größe Griechenlands nicht ı 
längerer Dauer war, ſchreibt Adams dem Umſtand zu, daß den Griechen! 
Talent zur Zentraliſation, zur Schaffung einer großen adminiſtrativen Mafchin: 
fehlte. Selbſtredend iſt dies keine befriedigende Erklärung dafür, war 
die Griechen nicht zentraliſierten. Als logiſcher Geſchichtsmaterialiſt fül 
Adams das Ungenügende dieſer Erklärung und fügte deshalb hinzu: „ 
phyſikaliſche Geſtaltung Griechenlands war einer Zentraliſation ungünſtig. & 
Handelslinien ſchnitten Griechenland quer und nicht der Länge nach durch, 

daß ſeine Provinzen keine gemeinſchaftlichen ökonomiſchen Intereſſen hatt 
Dann lag ſein kommerzieller Mittelpunkt am Iſthmus von Korinth, d 
billigſten Punkte im Agäiſchen Meere für die Warendurchfuhr nach dem Weſt 
während ſein gewerblicher Mittelpunkt bei den Silberminen von Laurin 
unweit von Kap Sunium in Attika lag. Die Intereſſen Athens und Korini 
gingen deshalb auseinander, denn die atheniſchen Handelsintereſſen lagen 

Oſten, die korinthiſchen im Weſten; beide Gemeinweſen bildeten deshalb zy 
voneinander geſchiedene und gegeneinander konkurrierende Syſteme. Athen kom 
Korinth nicht unterwerfen, nicht nur weil dieſes eine von Natur ſtarke, f 
uneinnehmbare Poſition inne hatte, ſondern auch weil es Sparta zur Schi 
wehr gegen Athen diente, ſo daß ein ernſter Feldzug gegen Korinth gleichzei 
einen Krieg gegen Sparta bedeutete. So ſtanden ſich zwei antagoniſtiſche Syſte 
feindlich gegenüber, ohne die Möglichkeit einer friedlichen oder gewaltſam 
Konſolidierung.“ Sie vernichteten ſich gegenſeitig und damit auch die Gre 
Griechenlands. Dies war zugleich die Urſache und das Ergebnis des Pelope 
neſiſchen Krieges. Die atheniſchen Niederlagen und die abnehmende Ergieb 
keit der Silberminen von Laurium erſchöpften die Lebenskraft Athens u 
machten allen imperialiſtiſchen Träumen der Griechen ein Ende. Allein obwi 
Hellas niederging, behielt Makedonien ſeine Kraft, zum großen Teile info) 
ſeiner Metallminen, die reicher waren als die Attikas. Im Jahre 356 annektie 
Philipp Thrazien bis zum Neſtos und gründete die Stadt Philippi im Herz 
der Gegend um den Pangäosberg, wo die Goldminen ſich befanden. Phili 
zog aus ihnen eine jährliche Einnahme von 1000 Talenten, oder das Zehnfa 
der atheniſchen Ausbeute von Laurium zur Zeit der Schlacht bei Salam 
Gekräftigt durch dieſe Schätze, drang Alexander in Aſien ein. Alexander 

vielleicht der höchſte Typus des griechiſchen Geiſtes, deſſen Stärke und Schwä 
er in überraſchender Weiſe zeigt. An großartiger und kühner ökonomiſcher A 
faſſung ſteht ſein Imperium einzigartig da, aber adminiſtrativ war es 
Mißerfolg. Alexander wollte das meſopotamiſche und griechiſche Syſtem; 
ſammenfaſſen und noch dazu einen Seeweg von Indien nach Agypten öffne 
Seine erſte Aufgabe war, Perſien zu iſolieren; er ſchlug deshalb Phönizit 
das die Perſer bei Salamis mit Schiffen unterſtützt hatte. Dann wandte 
ſich nach dem Nilfluß und gründete Alexandrien; von da zog er ins Inne 
Aſiens, um die Perſer zu vernichten und das meſopotamiſche Straßenſyſtem 
das Dreieck Pattala⸗Baktra⸗Babylon zu beſetzen; an der Mündung des Ind 
angelangt, ſandte er Nearchus, das Arabiſche Meer zu erforſchen. „Nichts we 
unrichtiger“, ſagt Adams, „als die Feldzüge ſolcher Soldaten wie Alexand 
Cäſar oder Dſchengis Khan als die Folgen des Ehrgeizes oder der Laune 
betrachten. Ein großer Heerführer iſt eine Naturkraft wie die Flut oder d 
Sturmwind. Er hat die Aufgabe, Hinderniſſe wegzuräumen, die ſonſt u 
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überſteigbar wären. Alexanders Schlachten waren nur Epiſoden in einem Pro⸗ 


zeſſe, der erſt bei Actium ſeinen Abſchluß fand. Alexanders Funktion war 


zu zentraliſieren. Wie klar er ſeine Beſtimmung erfaßte, zeigen die Worte, die 


er während der Belagerung von Tyrus an die Geſandtſchaft des Darius richtete: 


„Ebenſo wie Ordnung in der Welt unmöglich wäre mit zwei Sonnen, ſo un⸗ 
möglich iſt es, Frieden auf Erden zu haben mit zwei Herrſchern.“ 

Alexanders Züge legten den Grundſtein zum Römiſchen Reiche. Als große 
Soldaten und Verwalter konſolidierten die Römer das aſiatiſche mit dem 
europäiſchen Syſtem und bauten es aus. Aber ſie hatten keinen Erfindungsgeiſt 
und kein Verſtändnis für die Bedeutung des Gewerbefleißes. Sie erzeugten 
nichts, was als Tauſchmittel gegen die Produkte des Oſtens hätte dienen können. 
Solange die Reichsausdehnung andauerte, zahlten die Römer mit den ge⸗ 
plünderten Schätzen. Sobald die Plünderungen aufhörten und die Bergwerke 


infolge mangelhafter Hüttentechnik ſich erſchöpften, wurde das lang erhaltene 


Gleichgewicht zwiſchen Europa und Aſien geſtört. Die Lage war im ganzen 
die: der Orient trieb Ackerbau und Gewerbe; der Okzident erzeugte Metalle 


und Soldaten. Agypten zum Beiſpiel produzierte Getreide ſo billig, daß es 
die italieniſchen Ackerbauer vernichtete; Agypten, Phönizien, Indien und China 


konnten zu jeder Zeit mit gewerblichen Erzeugniſſen gegen Europa konkurrieren; 
Gewürze, Diamanten und Parfüm waren das Monopol Arabiens und Indiens. 


In Griechenland und Rom war ſtets eine Nachfrage nach dieſen Waren. Aber 
die Griechen und Römer konnten dafür nur Metalle bieten. Die Metalle 


ſtrömten deshalb oſtwärts. Unter dieſen Umſtänden wurde vorerſt das Becken 
des Agäiſchen Meeres zum Mittelpunkt eines Reiches; es war nicht nur ein 


guter Markt für die Waren des Oſtens nach dem Weſten, ſondern es lieferte 


« 


auch Metalle als Tauſchmittel und Soldaten zur Bewachung der Straßen. 
Kupfer kam von Cypern, Eiſen vom Schwarzen Meere, Bithynien, Pontus, 


Kaukaſus und Uralgebirge. Dann waren die Küſten des Agäiſchen Meeres 
reich an Silber und Gold (Lydien, Makedonien, Attika). Deshalb zeigte der 


damalige Welthandel die Tendenz, ſich in die Dardanellen zu ergießen, von 
wo der Strom weſtwärts durch den Iſthmus von Korinth nach Sizilien, Nord— 


italien, Gallien und Spanien floß. Dies dauerte ſolange, als die Hilfsquellen 

des Landes genügten, die kommerziellen Bedürfniſſe zu befriedigen. Als die 
Hilfsquellen zu verſagen begannen, nahm man Zuflucht zu den ſpaniſchen 
Bergwerken. Als der Mineralreichtum ſich weſtwärts bewegte, folgte ihm der 


Mittelpunkt dieſes Syſtems. Er hätte ebenſogut in Karthago oder in Syrakus 
wie in Rom einen längeren Ruhepunkt finden können. Rom ſiegte, wahr⸗ 


ſcheinlich nicht allein wegen ſeiner militäriſchen Tüchtigkeit, ſondern auch wegen 
des ausgedehnten Gebiets, das ihm angehörte. Aber die Schätze des Oſtens 
waren unerſchöpflich und die des Weſtens begrenzt, da Rom der gewerblichen 
Tätigkeit unfähig war und ſeine Suche nach Metallen nur bis zum Rhein aus⸗ 


gedehnt werden konnte. Rom kulminierte bald nach der Vertreibung der Kar⸗ 
thager aus Spanien. Nach dem Jahre 207 v. Chr. ſtieß Rom kaum auf einen 


Widerſtand, da es allein die Mittel hatte, eine tüchtige Armee zu organiſieren. 


In den folgenden zwei Jahrhunderten der größten Macht und der ungeheuren 


Verwaltung Roms war aber der Abfluß der Metalle nach dem Oſten ein um 

ſo ſtärkerer und mußte enorme Dimenſionen annehmen. Das Gleichgewicht 

wurde dann geſtört, der Metallreichtum des Weſtens nahm ab, ſo daß Auguſtus 

nicht mehr die Armee erſetzen konnte, die im Jahre 9 von den Germanen auf- 
1902-1903. II. Bd. 42 
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gerieben worden war. Unter der Herrſchaft Trajans im Jahre 100 brach die 
Ackerbaukriſe aus, die bis zu Ende andauerte. Ein Jahrhundert ſpäter wurde 
Silber ſo ſelten, daß die Währung nicht mehr aufrecht erhalten werden konnte. 
Um das Jahr 220 verweigerte Rom die Zahlungen. Im Jahre 284 verlegte 
Diokletian die Hauptſtadt nach der Küfte der Propontis und Rom hörte auf, 
der Weltmarkt zu ſein. Der herrſchende Markt zog ſich auf derſelben Bahn 
zurück, wie er ſich vorwärts bewegt hatte: auf der Spur des Welthandels. Und 
der Welthandel wurde an der Küſte des Mittelmeers unmöglich, da die Minen 
erſchöpft waren. Wenn kein Einkommen mehr da iſt, um verwaltet zu werden, 
zerfällt die Verwaltungsmaſchine. Das Römiſche Reich wurde nicht von Bar⸗ 
baren erobert, ſondern es löſte ſich in die ökonomiſchen Elemente auf, aus 
denen es zuſammengeſetzt worden war. Mit ſeinem Welthandel verſchwand 
die Energie, die das Reich zuſammengehalten hatte. Die alten Syſteme lebten 
wieder auf: eines am Bosporus, das zweite am Tigris, das dritte am Nil. 
Und während des Konkurrenzkampfes dieſer drei Syſteme, das heißt der'Perſer, 

„Byzantiner und? Sarazenen, kam über Europa das Mittelalter heran, das die 
Aufgabe hatte, die Eigenſchaften zu erzeugen, die den Römern fehlten: Ge⸗ 
werbefleiß und Erfindungsgeiſt, mit denen der Okzident den Orient beſiegen 
ſollte. — 

Mit dieſer Illuſtration des Adamsſchen Geſchichtsmaterialismus müſſen wir 
uns hier begnügen. Sie zeigt zugleich ſeine Stärke und Schwäche. Adams legt 
das Hauptgewicht auf die Produktion der Metalle und Rohmaterialien, ſowie 
auf die Handelsbewegungen als die wichtigſten Faktoren im Auf und Nieder⸗ 
gang der Staaten und in imperialen Umwälzungen. Seine großen Geſchichts⸗ 
epochen fallen zuſammen mit Entdeckungen neuer Handelsrouten und neuer 
Metallſchätze. Er vernachläſſigt aber ganz die ſozialen Kämpfe und die inner⸗ 
politiſchen, inſtitutionellen und geiſtigen Bewegungen. Seine Anſichten über 
ſoziale Revolutionen unterſcheiden ſich in nichts von denen der Durchſchnitts⸗ 
politiker. Revolutionen ſind ihm nur die mechaniſchen Folgen des kommerziellen 
Niederganges. Er ſagt: „Leute, die ihr tägliches Brot nicht verdienen können, ſind 
revolutionär; und die revolutionären Gewalttaten vollenden nur die Kataſtrophe, 
die mit der Handelsablenkung einſetzt.“ Adams ſieht auch die ſoziale Gefahr, 
der die Vereinigten Staaten entgegengehen. Er hat indes kein anderes Mittel 
zu ihrer Beſchwörung als die Mahnung an die Großkapitaliſten, die Natur⸗ 

wiſſenſchaften in den Mittel- und Hochſchulen pflegen zu laſſen, um ſich auf | 
dieſe Weiſe gegen den religiöſen und liberalen Konſervatismus zu ſchützen. Der 
Weisheit höchſter Schluß iſt ihm: Geiſtig elaſtiſch bleiben und ſich mit der 
Überzeugung zu durchdringen, daß unſere Zuſtände in ewigem Fluſſe begriffen 
ſind; die Aufgabe beſteht nun darin, die Zuſtände zu begreifen und ſich ihnen 
anzupaſſen; die Erfüllung dieſer Aufgabe wird die Reibungen zwiſchen Kapital 
und Arbeit vermindern und die induſtrielle Tüchtigkeit der Vereinigten Staaten 
aufrechterhalten. * 
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Wahlſtatiſtiſches. 
Von K. St. — ee 


| Die bürgerliche Preſſe hat nach den diesjährigen Reichstagswahlen nicht das 
Vergnügen gehabt, über die Hoffnungen „optimiſtiſcher Genoſſen“ ſpotten zu können. 
Etwa ein Viertel aller Wahlberechtigten hat ſozialiſtiſch geſtimmt; in 232 Kreiſen 
beträgt die Zahl der Sozialdemokraten mehr als 10 Prozent der Wahlberechtigten, 
und neben dem gewaltigen Stimmenzuwachs haben wir einen hübſchen Beſtand 
„bombenſicherer“ Wahlkreiſe aufzuweiſen. 
i Als Maßfſtab für die Sicherheit der Wahlkreiſe kann man nur das Verhältnis 
der abgegebenen ſozialdemokratiſchen Stimmen zu der Zahl der Wahlberechtigten 
benützen. Da unſere Partei nennenswerte Rückſchritte nirgends gemacht hat und 
vorausſichtlich auch nirgends machen wird, ſo ſind Kreiſe, in denen mehr als 
50 Prozent der Wahlberechtigten für die Sozialdemokratie geſtimmt haben, als un⸗ 
einnehmbare Feſtungen zu betrachten. 
Solche Kreiſe gab es 1898 nur 2: Al 
‚80,4 Prozent); diesmal find es ihrer 13. 
i Von 100 Wahlberechtigten ſtimmten mehr als 50 ſozialdemokratiſch in: 


594 Dresden⸗Land . . 55,8 
mburg J 55851 Mittweig 8552 
inurl 56,7 ae. a B 

Land 56,6 Altona. 


tona (50,8 Prozent) und Leipzig⸗Land 


e 
berg 565 Reichenberg 51,3 
au 55,9 Dresden⸗Neuſtadt . . 504 
nini z 55,8 


Ees iſt noch zu bedenken, daß eine Wahlbeteiligung von 100 Prozent nicht möglich 
iſt, da die amtlichen Wahlliſten, die ſchon einige Monate vor der Wahl fertiggeſtellt 
werden müſſen, immer eine verhältnismäßig hohe Zahl von Wahlunfähigen ent⸗ 
halten. Außerdem ſind die Wahlfaulen, Verhinderten und eigenſinnigen Wahl⸗ 


die am 16. Juni bis zu 40 Prozent der Wahlberechtigten aufbrachten. Die noch 
nicht erobert ſind, werden ſehr wahrſcheinlich das nächſtemal in unſere Hände fallen. 
1898 gab es 23 ſolcher Kreiſe, von denen jetzt nur Mülhauſen i. E.n keinen Sozial⸗ 
demokraten in den Reichstag ſchickt. Diesmal zählt man nicht weniger als 46 


Von 100 Wahlberechtigten ſtimmten 40 bis 50 ſozialdemokratiſch in: 


49,6 Meißen 46,9 
eenbug 49,2 Weſthavellandd 46,5 
459,2 md 
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18898 hat in Mülhauſen das proteſtleriſche Element mitgewirkt; bei der Nachwahl 
9⁰⁰ brachte es die Sozialdemokratie nur auf etwas mehr als die Hälfte der Stimmen. 


bracht. 
tag liefern. 
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Dresden⸗Altſtadt 43,6 Zittau . 42,0 
Naumburg . 43,6 Elberfeld 41,9 
Reichenbach 48,5 Freiberg 41,5 
Reuß j. L. 43,3 Gotha 41,5 
Berlin V 43,1 Magdeburg 41,0 
Berlin II 43,1 Hannover 40,8 
Stuttgart 43,0 Darmſtadt 40,8 
Rudolſtadt 43,0 Sorauuu 40,6 
Altenburg . 42,9 Braunſchweig 40,3 
Bernburg 42,8 Teltow. 40,3 
Löbau 42,8 Wanzleben 40,2 
Ottenſen 42,7 Lennep 40,0 
Halle 42,6 Plauen . 40,0 - 


Von dieſen Kreiſen find diesmal nur 3 noch nicht unſer, nämlich: Bernburg (42, 8 
Sorau (40,6) und Wanzleben (40, 2). 
Auch die 51 Wahlkreiſe, in denen es zwiſ 
kratiſcher Wähler gibt, haben uns in dieſem Jahre eine recht gute Ernte g 
Dieſe Gruppe hauptſächlich wird das nächſtemal Rekruten für den Reich 


chen 30 und 40 Prozent fozialdem: 


Von 100 Wahlberechtigten ſtimmten 30 bis 40 ſozialdemokratiſch in: 


Speyer . 39,7 Dortmund . 34,8: 
Mannheim 39,0 Mülhauſen i. E. 34,4 
Breslau W. 38,7 Weimar 34,3 
Offenbach. 38,6 Oſchersleben . 34,2 
Hanau 38,6 Kottbus . 33,5 
Borna 38,5 Höchſt 33,3 
Leipzig 38,2 Potsdam 33,2 
Oſchatz 38,2 Eßlingen 33,1 
Randow 38,2 Oberbarnim 38, 
Pforzheim : 5 37,3 Lauenburg. 32,8. 
„Erfurt — — — Harburg 32,7 
Holzminden 37,0 Hameln. 32,4 
Frankfurt a. O. 36,9 Jena. 32,4 
Schwerin 36,6 Güſtrow 32,4 
Ho 2 36,5 Bayreuth 5 32,2 
Stettin . 36,5 Königsberg⸗Land 32,1 
Dejjau . 36,4 Gannitatt . 31,9 
Görlitz 36,3 Bielefeld 31 
München II 36,3 Dithmarjchen . 30,7 
Straßburg . 36,3 Berlin 30,5 
Mainz. 36,0 Zauch⸗ Belzig. 30,5 
Caſſel 35,9 Parchim 5 30,5 
Breslau O. 35,8 Goslar. 30,3 
Königsberg 35,5 Hagen 30, 
Erlangen 35,3 Schweidnitz 30,2 
Bitterfeld . 34,8 | 


In dieſen Kreiſen gilt es, vor allen Dingen das Errungene feſtzuhalten. Bi 
den in dieſem Jahre verloren gegangenen Wahlkreiſen hatten 6 mehr als 30 Proze 
bei den Wahlen 1898 aufgebracht, nämlich: Bernburg (37,3 Prozent), Hane 
(36,3 Prozent), Offenbach (35,9 Prozent), Sorau (35,9 Prozent), Erlangen (32,1 Prozen 
Kottbus (31,6 Prozent), nur Holzminden hatte 27,5 Prozent. 

Auch die Gruppe mit 20 bis 30 Prozent ſozialiſtiſcher Wähler iſt nicht au 
ſichtslos, wenn ſich die Sozialdemokratie in der bisherigen Weiſe entwickelt. 4 
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den diesmal eroberten reſpektive behaupteten Kreiſen hatten 1898 16 zwiſchen 20 und 
30 Prozent ſozialiſtiſcher Stimmen: 


ans 209,8 Randow 2,0 
29,8 Born gd 26, 
209,5 München! 280,1 
228,9 Oſchattz 28, 
28,8 München! 22 
28,1 Löb an 22 
27,2 Eßlingen 22,4 
hee 27,0 Bochum m: 20,6 


| Bei den diesjährigen Wahlen gaben 67 Kreiſe zwiſchen 20 und 30 ee 
aotrratiſcher Stimmen ab: 


209,8 Guben Bon 
Bochum 29,6 Köln Stadt 8 
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eenbüt tee 424.9 Rappoltsweiler . . . . . 20,4 
Göttingen 24,9 


In 3 Kreiſen, die im abr 1903 ſozialiſtiſch wählten, gab es 1898 weniger 
als 20 Prozent Sozialdemokraten: Apenrade, Göppingen und Böblingen. 

Von den 81 jetzt ſozialiſtiſch vertretenen Kreiſen haben alſo 1898 aufgebracht: 
2 Kreiſe über 50, 22 Kreiſe 40 bis 50, 38 Kreiſe 30 bis 40, 16 Kreiſe 20 bis 30, 
3 Kreiſe 10 bis 20 Prozent. 

| Diesmal erhielten von den 81 Kreiſen die Sozialdemokraten: 13 Kreiſe mit über 50, 
43 Kreiſe mit 40 bis 50, 18 Kreiſe mit 30 bis 40, 7 Kreiſe mit 20 bis 30 Prozent. 
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In der Hauptwahl 1903 wurden erobert: 13 Kreiſe mit über 50, 40 Kreiſe mi 


40 bis 50, 3 Kreiſe mit 30 bis 40 Prozent; zuſammen 56 Kreiſe. 


In der Stichwahl fielen uns zu: 3 Kreiſe mit 40 bis 50, 15 Kreiſe mit 30 bis 40 
7 Kreiſe mit 20 bis 30 Prozent; zuſammen 25 Kreiſe. 

Von wem erhielt die Sozialdemokratie Stichwahlhilfe? In 5 Kreiſen hatte 
die Sozialdemokratie ſchon im erſten Wahlgang ſiegen können, wenn alle Partei 
genoſſen rechtzeitig ihre Pflicht getan hätten, nämlich in Königsberg, Stettin 
Frankfurt, Lennep und Magdeburg. In dieſen Kreiſen war der Gegner ein 
Anhänger der liberalen Parteien; die Stichwahlzahlen beweiſen, daß noch genügend 
Reſerven vorhanden waren. 

In 12 Kreiſen ſiegte der Sozialdemokrat, weil die bei der Stichwahl ausfallender 
Parteien den Gegner gar nicht oder nicht genügend unterſtützten: Frankfurt a. O. 
Breslau O, München I, Speyer, Freiberg, Oſchatz, Pforzheim, Mannheim, Mainz 
Weimar, Lauenburg, Borna. 

Auch in dieſen Kreiſen ſiegte alſo die Sozialdemokratie aus eigener Kraf 
In den übrigen 8 Wahlkreiſen genoß ſie Wahlhilfe, und zwar in Apenrade von der 
Dänen, in Dortmund und Bochum von den Polen, in Göppingen, Böblingen und 
Eßlingen von den Demokraten, in Karlsruhe vom Zentrum, in Leipzig wahrſcheinlick 
von einigen Liberalen. | 

Wo bleibt aber der Freiſinn als Wahlhelfer? Ja, das iſt ein inter 
eſſantes Kapitel, namentlich im Hinblick auf die bevorſtehenden preußiſchen Land 
tagswahlen. Wenn unſere Genoſſen ſich doch endlich abgewöhnen wollten, die 
Freiſinnigen als unſichere Kantoniſten zu bezeichnen. Sie find durchaus ſicher: daz 
heißt für die Reaktionsparteien. Daß hier und da eine Handvoll wirklick 
Freiſinniger auch dem Sozialdemokraten ihre Unterſtützung hat zukommen laſſen und 
ſo im günſtigſten Falle die verräteriſche Haltung ihrer Parteigenoſſen paralyſier 
hat, ändert an dem ſchönen Bilde nichts. | 

Nicht weniger als 18 Mandate verſchaffte der Freiſinn den Kon; 
ſervativen reſpektive den Reichsparteilern gegen die Sozialdemo— 
kratie, nämlich: Tilſit, Ruppin, Oberbarnim, Zauch⸗Belzig, Landsberg, Kottbus 
Kalau, Potsdam, Ückermünde, Striegau, Lüben, Jerichow, Torgau, Bitterfeld 
Merſeburg, Hagenow, Güſtrow, M.⸗Strelitz. | 

5 Mandate fpielte der Freiſinn den Nationalliberalen in die Hände 
nämlich Schleswig, Hanau, Hof, Eiſenach, Koburg. In dieſen 5 Kreiſen ſowie in 
Potsdam, Oberbarnim und Bitterfeld hätte die Sozialdemokratie bei Stimmenthaltung 
des Freiſinns geſiegt, und dies iſt doch wohl das geringſte, was man von einen 
Oppoſitionspartei verlangen konnte. f 

In folgenden Kreiſen bemühte ſich der Freiſinn ſogar ganz unnötiger 
weiſe für die Reaktion: Memel (Konſervativ), Weſtpriegnitz (Reichspartei) 
Stade (Nationalliberal), Minden (Konſervativ). | 

In Weimar, Apenrade und Lauenburg ſiegten unfere Genoſſen trotz der jämmer⸗ 
lichen Haltung des größten Teils der Freiſinnigen. 

Nun die Kehrſeite! In 10 Kreiſen ſiegte der Freiſinn nur mit Hilfe 
der Sozialdemokratie: in Grimmen, Grünberg, Sagan, Glogau, Löwenberg 
Wittenberg, Mühlhauſen, Tondern, Meiningen, Waldeck. 4 

In 18 Kreiſen eilten dem Freiſinn die Reaktionäre und verwandten Berufs: 
genoſſen gegen den Sozialdemokraten zu Hilfe, in einem Kreiſe gegen das Zentrum 
Nur in Lippe waren die beiden freiſinnigen Gruppen ſtark genug, ſich der Sozial 
demokraten aus eigener Kraft zu erwehren. 4 

Herr Eugen Richter hat nach dem Bekanntwerden der Wahlreſultate mit einer 
gewiſſen Genugtuung konſtatiert, daß eine Verſchiebung der Stimmenverhältniſſe im 
Reichstag nur in geringem Maße zugunſten der Linken eingetreten ſei. An wem 
liegt die Schuld, Herr Eugen Richter? | 

Wer hat die Koſten für die Vergrößerung der ſozialdemokratiſchen Fraktion, 
tragen müſſen? Darüber gibt folgende Tabelle Aufſchluß: | 
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Die Sozialdemokratie hat gewonnen verloren End⸗ 
von an gewinn 
Konſervative Partei 
Reichspartei | 9 1 8 
Bund der Landwirte 
Antiſemiten 3 3 an 3 
Nationalliberale Partei 10 5 5 
Zentrum 2 — 2 
Freiſinnige Volkspartei 2 1 1 
Freiſinnige Vereinigung 3 nn 3 
Süddeutsche Volkspartei 1 — 1 
Zuſammen 30 7 23 


Um 18 Mandate hat alſo die Sozialdemokratie die Reaktionsparteien geſchwächt, 
um 5 die 3 freiſinnigen Gruppen. 23 Kreiſe hat allein der Freiſinn den Brot⸗ 
zöllnern überantwortet. So macht ſich die berühmte Theorie vom Kampfe gegen 
zwei Fronten in der Praxis. Und daran ändern alle gutgemeinten Ermahnungen 
* des Herrn Barth auch nicht das geringſte. 
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Ein Buch vorgeſchichte 
des modernen Induſtriearbeiters in deutſchland. 
Von Franz Diederich (Dresden). 


II. 

| Die Zeit des erſten großen Aufſchwunges und der erſten furchtbaren Krise 
der kapitaliſtiſchen Produktion Deütſchlands hat Fiſcher als Arbeiter im Weſten 
des Reiches miterlebt. Sechs Jahre lang ſchafft er als Erdarbeiter bei den 
Bahnbauten des ſechziger Jahrzehnts, ſechzehn Jahre iſt er — meiſt als 
Former — in einem Stahlwerk zu Osnabrück tätig. Die Periode von 1863 
bis 1885 bildet den Hintergrund ſeiner Erlebniſſe. Göhre hat hier zwei Ab— 
ſchnitte der Denkwürdigkeiten vorläufig nicht veröffentlicht, um das Buch nicht 
u umfangreich werden zu laſſen. Wer ein Augenmerk auf die pſychiſche Ent⸗ 
wicklung Fiſchers hat, wird gerade das Fehlen dieſer beiden Teile ſehr ſchmerz⸗ 
| lich empfinden, denn gerade ſie werden den Aufſchluß enthalten über zwei 
wichtige Lebensetappen: einmal über den Entſchluß des Handwerksgeſellen, 
ſich zu dem bunt zuſammengewürfelten Aufgebot der Erdarbeiter zu ſchlagen, 
| und dann über den Übergang zur Induſtriearbeit. Die beiden zurückgehaltenen 
Abſchnitte beziehen ſich auf die Walzjahre und auf eine Krankenhauszeit Fiſchers. 
Hoffentlich kommen ſie bald vor die Offentlichkeit. Sie ſind unentbehrlich. 

F Mächtig hat die ökonomiſche Umwandlung das deutſche Gewerbsleben er- 
griffen. Hände, Hände braucht das Kapital. Aus allen Arbeitszweigen reißt 
es ſie an ſich. Es gibt Arbeiter in Menge, die jede Arbeit annehmen, wenn 
nur die Ausſicht auf Verdienſt einigermaßen günſtig iſt. Das Kapital aber 
| At gezwungen, mindeſtens die Lohnſätze des Handwerkes zu bieten, wenn es 
den Markt der Arbeitskräfte erobern will. Zahlen aber kann es, denn die 
| Fu, Vermögen induſtriell zu riskieren, iſt fabelhaft. Außer den Proletariern 
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aber braucht man leitende Kräfte, die techniſch und kaufmänniſch geſchult find, 
praktiſche Leute mit weitem Blicke und Unternehmermut. Die lagen nicht auf 
der Straße und waren nicht zahlreich wie Sand am Meere. So nahm man 
vorderhand, was ſich bot, und taumelte von Mißgriff zu Mißgriff. Eigentlich 
war nichts vollkommen als die Gunſt der Zeit. Der innere Bau der in⸗ 
duſtriellen Einzelkörper wies allenthalben die Schlappheit der Jugendperiode 


auf. Nichts war feſt und abgeglichen. Ein wahres Syſtem der Vergeudung — 


von Geld und Arbeitskraft — enthüllt Fiſchers Schilderung der Zuſtände des 
Osnabrücker Stahlwerkes. Das induſtrielle Menſchenmaterial mußte ſich eben 
erſt noch entwickeln, vorläufig war es unzulänglich oben und unten. Leiter 
und Arbeiter gaben in dieſer Hinſicht ſchließlich einander nichts nach. Gegen⸗ 


ſeitiges Verſtehen fehlte ganz und gar: jedem war der Wert des anderen in 


der Produktion völlig fremd, man fühlte ſich nicht als Einheit eines Körpers, 
für jeden gab es bloß ein einziges Ziel: den perſönlichen, klingenden Vorteil 
auf eigene Fauſt herauszuſchlagen und zu dieſem Zwecke den Moment zu 
nutzen. Von einem Intereſſe an den neuen Produktionsſtätten war verteufelt 
wenig zu ſpüren. Die piychiiche Wirkung der Loslöſung des aus dem Hand⸗ 
werk kommenden Arbeiters vom Beſitz an den Arbeitsmitteln trat kraß zutage. 
Seite um Seite fühlt man das aus Fiſchers Darſtellung heraus. | 
Freilich ſieht Fiſcher die Dinge nicht etwa von der Warte eines hochragenden 
Verſtändniſſes für das Weſen und die Bedeutung des induſtriellen Betriebs 
aus an. Auch er geht von ſeinem perſönlichen Intereſſe aus. Aber dieſes 
Intereſſe erſchöpft ſich nicht in materiellem Wunſche. Immer wieder zeigt ſich 
die Sehnſucht, am Arbeitswerk ſelber, nicht bloß an der Arbeitstätigkeit 


| 
| 
| 


| 
| 


Genuß zu finden. Das ift ein Zug, an dem die Herkunft aus der Handwerks: | 


ſphäre ſichtbar wird, denn in dieſer verwuchs der einzelne Produzent mit dem 


Produkt ſeiner Hände, hier hing der Abſatz von der Güte der gefertigten Ware 


ab, und ſo konnte ſich hier der Trieb entwickeln, ſeinen Stolz in eine vor⸗ 


treffliche Qualität der Arbeitsleiſtung zu ſetzen. Fiſcher brachte dieſen Trie 
mit, als er Induſtriearbeiter wurde, und da ſtieß er nun auf eine Arbeits⸗ 
tendenz, die von der Schinderei des Akkordſyſtems beherrſcht, alles Gewicht 


auf die Quantität der Arbeitsleiſtung legte. Das Feld zu kritiſchem Be⸗ 
trachten tat ſich auf, der Gegenſatz von Neigung und Wirklichkeit wirkte, und 
er iſt ſo recht eigentlich der feſte Punkt, von dem aus Fiſchers Bericht un⸗ 
bewußt geleitet wird. Die ſechs furchtbaren Jahre als Erdarbeiter, die den 
ehemaligen Bäckergeſellen mitten in eine Tätigkeit ſchleuderten, bei der alles 


auf die roheſte Maſſenleiſtung ankam, hatten jenen Zug nicht zu zerſtören ver⸗ 
mocht. Es iſt ein Leben in der Tiefe der Geſellſchaft, das er bei dieſer Arbeit 
führt. Aus allen Teilen Deutſchlands ſind die Arbeitskolonnen zuſammen⸗ 
gelaufen; in ſelbſtgezimmerten Buden nächtigen ſie, Fuſel und Dieberei florieren, 


jeder Groſchen, der erſchuftet wird, geht auch drauf, ſchließlich verdient er trotz 


aller Beſchränkung weniger als er notgedrungen verzehren muß, und es bleibt 


nichts übrig, als ohne Begleichung der Koſtſchulden zu verduften. Das iſt die 


Zeit, wo er härter wird, wo Mitleidigkeit und Hilfsbereitſchaft für den leidenden 


Anderen ſchweigen lernen, wo er den Kinderglauben von Lohn und Vergeltung 


im Jenſeits aus dem Sinne verliert. Der Hunger wandelt die Moral — ein⸗ 
dringlich lehrt dieſe ſozialwiſſenſchaftlich überaus wertvolle Schilderung des 


Erdarbeitermilieus die Richtigkeit dieſes Satzes. Aber trotz aller Wandlungen 


und alles Elends — den Drang, in der Arbeit ein Mittel höheren, kurz geſagt, 
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äſthetiſchen Lebensgenuſſes zu finden, büßt Fiſcher nicht ein, und nun empfindet 
er das innere Elend der wilden, äußerlich jo glänzend ſich erhebenden Induſtrie— 
periode der ſiebziger Jahre. Tief wie vielleicht wenige leidet er in ſtummem 
Dulden unter der Unfähigkeit und Gleichgültigkeit um ihn her, unter dem nichts 
als materiellen Sinne, der die Produktion beherrſcht. 
Schon als Knabe bekam Fiſcher Einblick in den Gang eines Fabrikbetriebs. 
Eine Zeitlang ließ ihn der Vater die Lehrzeit in ſeiner Bäckerei unterbrechen, 
weil ein Verwandter, der in Dederſtedt bei Eisleben eine Wagenfettfabrik auf- 
getan hat, den Jungen brauchen kann. Da lernt er gleich außer ſchonungs⸗ 
loſer Ausbeutung durch überlange Arbeitsſchichten und Hungerlöhne auch werk— 
meiſterliche Niedertracht in ſchlimmſter Form kennen. Den Werkführer, der 
ihn beruflich erziehen ſoll, nennt er einen „heimlichen Spitzbuben“, weil er ein 
Nichtskönner, Anſchwärzer und Ränkeſpinner erſten Grades iſt. In dem 
Jungen befürchtet der Werkführer nämlich einen zukünftigen Rivalen, und ſo 
hat er nichts anderes zu tun, als den Onkel verleumderiſch gegen ihn zu hetzen. 
Leute von gleicher moraliſcher Korruption ſind im Osnabrücker Stahlwerk über 
ihn geſetzt. Unter den Beamten, Ingenieuren, Meiſtern ſtecken höchſt frag⸗ 
würdige Geſellen. Nicht nur ihr Können iſt fragwürdig. Der Brenner der 
Schamottebrennerei ruinierte Brand auf Brand, es dauerte aber lange, bis er 
endlich beſeitigt wird. Fiſcher hat Scharfblick genug, um zu ſehen, wie fort⸗ 
geſetzt der Betrieb geſchädigt wird. Sein Reſpekt vor den leitenden Kräften 
ſchwindet ſchließlich völlig dahin. „Alle zuſammen, ſo wie ſie gebacken ſind, 
verſtehen ſie ja nichts davon, weder von Steinen, noch von Ballen, noch von 
Falten.“ Und die Beamten ſorgen ſelber dafür, daß der Reſpekt vor ihnen 
zum Teufel geht. Die Ingenieure untergraben den Reſpekt vor dem Direktor, 
die Meiſter widerſetzen ſich hinterrücks den Anordnungen der Ingenieure. 
Jeder iſt eifrig bemüht, um jeden Preis für ſich einen Staat im Staate der 
Fabrik zu erobern. Die kleinmeiſterliche Einzelbetriebsſucht ſteckt ihnen im 
Blute; ſie können ſich dem ererbten Vorſtellungskreis nicht entreißen. Als ein 
neuer Ingenieur Ordnung in die Unordnung bringen will, findet er kein Ver⸗ 
ſtändnis, wohl aber ſchweigenden Widerſtand. Ein Meiſter fragt den anderen, 
wer die und die Anordnung verlange, und dann heißt es: „So der! ach der 
hat ja ſo viel zu beſtellen, wenn man das alles machen wollte, was der beſtellt, 
da hätte man weiter nichts zu tun.“ Dem eifrigen Ingenieur prophezeiht ein 
Meiſter, er werde auf dem Stahlwerk nicht alt werden. Er bleibt auch richtig 
bloß drei Monat im Amte. Selten ſuchen die Leiter des Werkes Fühlung 
mit den Arbeitern während der Arbeit. Das liegt im Syſtem, denn der Arbeiter 
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ſpielt die Rückſicht auf den Arbeiter gar nicht mit. Oft genug kommt es aber 


herangeholt worden iſt, verſteht es, die Arbeiter unter ſeinen Willen zu ducken. 
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eine Meinung zeigt erſt ihre ganze Bedeutung, wenn man weiß, wie gutgläubi 
und durch ein freundſchaftliches Direktorwort gerührt Fiſcher geweſen, und wi 
er ſtark genug war, ſelbſt ſeine ſchlimmſten Quäler zu loben, wenn ſie ihr 
Sache gut machten, namentlich wenn ſie etwas von der Arbeit verſtanden 
Daran, daß er Ingenieure und Direktor eigentlich erſt dann anerkannte, wem 
ſie den Beweis lieferten, daß ſie zum Beiſpiel einen Tonballen zu formen wußten 
erkennt man freilich deutlich, wie er den induſtriellen Betrieb nach den Maßer 
und Möglichkeiten des Handwerksbetriebs abſchätzte. Der kaufmänniſcht 
Charakter der Arbeit in den Bureaus bleibt ihm völlig unverſtändlich. Das 
geht über den kleinbürgerlichen Geſichtskreis hinaus. Der Handwerker führt 
nebenher Buch und hält ſich in der Produktion an die ererbten Techniken 
die Arbeit in der Werkſtätte iſt ihm alles. Es wirkt draſtiſch, wie di 
Arbeiter des Stahlwerkes ſich darüber unterhalten, was wohl die Ingenieure 
den ganzen Tag auf den Bureaus machen. Sie ſchütteln die Köpfe und 
reißen Witze: Sie legen Eier, ſie brüten Eier, ſie unterſuchen Eier. Ein 
Bureau iſt Fiſcher ein ſehr geheimnisvoller Raum, von dem er ſich keine rechte 
Vorſtellung machen kann; er iſt geſpannt, wie ſolch ein Bureau wohl ausſehen 
mag und nach ſechzehn Jahren — am Tage ſeiner Entlaſſung — nimmt er 
ſich endlich ein Herz und tritt ein. | 
Der Mangel an Intereſſe für die geleiſtete Arbeit mußte entſchieden noch 
größer werden durch die Gleichgültigkeit der Fabrikleiter gegen die beſonderen 
Fähigkeiten der Arbeiter. Es wurde nicht gefragt, was die Leute konnten: 
wie ſie kamen, wurden ſie eingeſtellt, in widerſinnigſter Weiſe. In der Formerei 
ſtand anfangs kein einziger gelernter Former, lauter alte und invalide Leute 
arbeiteten da, bloß ein alter lahmer Töpfer befand ſich darunter. Man fragte 
nicht, ob ſie die Arbeit auch konnten, ſondern überließ ſie ſich einfach ſelbſt, 
ſich und dem Anſporn, den die Akkordarbeit und das Ausleſeſyſtem bei der 
Lohnberechnung gaben. Die Induſtrie hatte eben damals kein Intereſſe an 
der qualitativen Tüchtigkeit des einzelnen. Sie ſah bloß die billige Arbeits⸗ 
kraft, die ihr ſchutzlos auf Gnade und Ungnade ausgeliefert war. Fiſcher wurde 
von einer zur anderen Arbeit gejagt. „Es kann Ihnen ja einerlei ſein, was 
Sie tun“, ſagte man zu ihm. Gerade zu ihm, der ein Intelligenter und dem 
es obendrein nicht gleichgültig war, wie ſeine Arbeit geriet! Das Buch Fiſchers 
zwingt gebieteriſch die Anklage auf, daß die einſichtsloſe Profitwut des deutſchen 
Kapitals vor dreißig Jahren das manuelle Können einer ganzen Generation 
von Arbeitern ſchonungslos ruiniert hat. Das Buch zieht den Schleier weg 
von den Urſachen, die dazu führten, daß ſich die deutſche induſtrielle Produktion 
die ſchmachvolle Etikette eroberte: billig aber ſchlecht! Angelernt alſo wurden 
die Arbeiter nicht. Keiner brachte ihnen das Steinemachen bei. Dazu fehlte 
es auch völlig an geſchulten Kräften. Der Arbeiter mußte Erfinder werden, 
wenn er techniſch ſich die Arbeit erleichtern wollte. Es wirkt wahrhaft tragi⸗ 
komiſch, wenn Fiſcher erzählt, daß er auf das Ballenmachen die Handgriffe 
angewendet habe, die er als Bäcker gelernt, und daß ſeine Methode nach und 
nach in der Formerei allgemeinen Eingang gefunden, bis dann nach Jahren 
einmal ein geübter Former aus Hattingen ſeine Künſte ſpielen ließ und nun 
abermals die ganze Formerei umlernte. Da die ungelernten Arbeiter natürlich 
trachteten, möglichſt bald ein exiſtenzſicherndes Tageseinkommen zu erzielen, jo 
quälten ſie ſich nicht um Güte und Schönheit ihres Fabrikats, ſondern fie 
achteten einzig darauf, Schnelligkeit in der Fabrikation zu erwerben. Die Folge 
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war, daß die Steine krumm wurden, ſich nicht aufſtapeln ließen und, wenn 


ſie notdürftig aufeinanderlagen, den Arbeitern Lebensgefahr brachten. Aber 
wer fragte danach! Die Reſervearmee ſicherte den Betriebsfortgang durchaus. 


| Die ſchwerſten Folgen einer ſolchen Betriebsweiſe wird man eben an Leuten 
wie Fiſcher gewahr. Er leidet darunter, wenn er ſieht, wie die Arbeit eines 
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Betriebs nicht ‚gelingen will. Er empfindet den Schaden wie ein perſönliches 
Unglück. Er iſt ein ernſter Menſch, der, wie geſagt, in der Arbeit nur den 


einen Genuß findet, wenn fie mit Verſtand und mit Erfolg geleiſtet wird. Er 


flucht über eine Arbeit, die keine Kraft und Kenntniſſe erfordert; der hohe 


Verdienſt kann ihn nicht entſchädigen. Die äußere Anerkennung — es wird 


natürlich immerfort getadelt, kaum je gelobt — braucht ein Menſch wie er 
ſchließlich nicht, und er iſt ja auch von Kindesbeinen an nicht mit Arbeitslob 
verwöhnt worden. Aber ſchließlich zermürbt ihn das Syſtem, das ſeiner ganzen 


Anſchauung jo zuwiderläuft, das jo vom Widerwillen gegen das Gute und 
Beſſere beherrſcht ſcheint. Das Ende iſt Überdruß an geſchickter Arbeit, 
Gleichgültigkeit gegen das, was ihm früher die Arbeit zum Genuß werden ließ. 
Der Meiſter will ihm einmal — im ſechzehnten Jahre ſeiner Stahlwerktätig— 
keit — zeigen, wie man einen Ballen beſſer machen kann. Aber Fiſcher achtet 
nicht darauf. „Das war zu ſpät, als daß ich mir bei dieſer Arbeit noch andere 
Handgriffe angewöhnen ſollte, das hätte mir einer viel früher zeigen müſſen, 
aber heute verlangte mich nach dieſen Kenntniſſen nicht mehr. Denn ſie 
konnten mir nichts mehr helfen; ich mochte von der ganzen Arbeit nichts 
mehr ſehen.“ Alſo der Ekel vor der Arbeit, das war die Frucht dieſer kapita— 
liſtiſchen Ausbeuterwirtſchaft, der alles Gewiſſen der Arbeiterſchaft gegenüber 
um des Profits willen ertötet war. 


Keinerlei Verpflichtung gegen den Arbeiter, das iſt die ſozialpolitiſche Signatur 


4 dieſer Zeit. Sehe jeder, wo er bleibe! Das iſt das Motto der ſozialen Moral. 
Das freie Spiel der Kräfte blüht, und Unternehmer und Arbeiter laſſen ſich 


von ihm ihr Handeln beſtimmen. Um die Konkurrenten auf dem Markte zu 


ſchlagen, kriegen die Unternehmer heimlich und offen gegen die Löhne der 
Arbeiter; die Arbeiter aber, nur ſelten ſich gegen die Taktik des Unternehmer: 
tums auflehnend, laſſen noch obendrein ihre Kräfte eifrig gegeneinander jpielen. 
Das Kapital hatte wahrlich goldene Zeit und es lernte ſchnell, wie's gemacht 
werden mußte. An der von Fiſcher erlebten Bezahlung der Formerei läßt ſich 
in klaſſiſcher Weiſe ſtudieren, wie das Kapital in Deutſchland in den ſiebziger 
Jahren begriff, daß die Profitmacherei in erſter Linie Skrupelloſigkeit verlangt. 
Als Fiſcher Tag und Nacht am Brennofen beſchäftigt iſt — in ſieben Tagen 
dreizehn Schichten! —, kommt er einigemal auf einige dreißig Taler Monats⸗ 
lohn. Das iſt das Höchſte, was er je verdiente. Dann, als Former, verdient 
er ſelten mehr als 22 bis 26 Taler, weil er anfangs oft im Tagelohn arbeiten 
mußte. Aber die Drückerei wird Syſtem: Abzüge über Abzüge erfolgen. 
Schließlich wird es Grundſatz, daß ein Arbeiter trotz Akkordarbeit über einen 
gewiſſen Satz nicht hinauskommen darf. So hüten fie ſich, über 1'/s bis 1¾ Taler 
täglich zu verdienen. Anderthalb Taler werden für 150 Steine gezahlt, aber 
ſpäter iſt der Lohn ganz anders: da gibt's für 100 Stück bloß 90 Pfennig 
und er muß 420 machen, um 3,60 Mark zu verdienen. Jeder Vorwand iſt 

den Beamten der Fabrik recht, um den Arbeitern Abſtriche machen zu können. 
Als dem Meiſter deswegen einmal die Arbeiter Vorſtellungen machen, ſagt er: 
„Ja, beſſer wird es nicht, es wird noch ſchlimmer, ich weiß es am beſten; es iſt mir 
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erſt in dieſen Tagen gejagt worden: Wir müſſen billiger arbeiten!“ Schließlich 
verdient Fiſcher bloß noch 14 Groſchen täglich; nach ſechzehnjähriger Arbeit 
nimmt er monatlich nicht einmal 50 Mark mehr ein. Er war am Rande ſeiner 
Kräfte angelangt, ein Mann, der im Beginn der vierziger Jahre ſtand. Wie 
die Lohndrückerei beſorgt wurde, dafür nur ein Beiſpiel: als es einmal beim 
beſten Willen nicht mehr ging, am Lohne zu kürzen, erließ der Buchhalter eine 
Verordnung, daß künftig 5 Prozent Steine umſonſt gemacht werden müßten; 
105 Steine ſollten gleich 100 gerechnet werden, ſtatt des Tagesquantums von 
700 reſp. 900 mußte man 735 reſp. 945 ſchaffen. Natürlich fallen Frühſtücks⸗ 
und Mittagspauſen fortan weg: „Kein Former ging mehr mittags nach Hauſe, 
ſondern ließ ſich das Eſſen bringen oder aß Brot.“ Vertierende Wirkungen 
hat dieſes Syſtem. Fiſcher zeichnet eine entſetzliche Szene: Eines Tages be⸗ 
wirtet der Direktor allerhand hohe Staats- und Induſtriebeamte im Stahl⸗ 
werk. „Als die ganze Geſellſchaft nun gefrühſtückt hatte und wieder wegging, 
da hatten ſie nicht alles verzehrt, was bezahlt war, und noch ein Erkleckliches 
übergelaſſen. Aber der Wirt wollte das nicht wieder mitnehmen und winkte 
ein paar Mann herbei zum abeſſen, aber das wurden gleich noch mehr gewahr, 
und in Zeit von Nullkommanix waren alle Schüſſeln und Teller und Taſſen 
und Flaſchen leer. Da hatten ſich die Leute eine Güte getan, aber ſie waren 
die Sachen nicht gewohnt und waren auch viel zu eilig geweſen, denn ſie hatten 
ſich weder der Gabeln noch ſonſt was bedient, ſondern mit den ſchauerlich aus⸗ 
ſehenden Händen, wie ſie jeder gerade hatte, ſtopfte ſich jeder ſchnell den Hals 
voll, um recht ſchleunigſt ſeinen Teller zu leeren und wieder an einen anderen 
Napf zu gelangen, ehe der einem anderen in die Hände fiel. Und alle Wein⸗ 
flaſchen, die angebrochen waren, durften fie leer trinken. Da wurde das Ge⸗ 
ſchirr wieder weggeſchafft, aber es währte nicht lange, da ſtanden einige Mann 
da und übergaben ſich wie die Gerberhunde. Zwei Mann aber aus der Stein⸗ 
fabrik waren ganz verſchwunden und wurden geſucht, bis man ſie in einer 
dunklen Ecke bewußtlos liegen fand; den einen kriegte man wenigſtens zum 
Feierabend munter, daß er nach Hauſe ging; aber der andere mußte liegen 
bleiben bis morgen früh und die Meiſtbeteiligten waren alle drei Tage krank.“ 
Das iſt eine Szene, die in ihrer Furchtbarkeit Bildern gleicht, die Gerhard 
Hauptmann aus dem ſchleſiſchen Weberelend gezeichnet hat. Sie deutet auf 
Zuſtände, die den Arbeiter feſthielten auf der ſozialen und ſittlichen Stufe, die 
Fiſchers Schilderung des Erdarbeitermilieus entſchleiert hat. Dort freilich gab 
es beim Arbeitsbeginn überhaupt kein Lohnabkommen. „Erſt arbeiten, immer 
erſt arbeiten, vorher verſpreche ich den Leuten kein Geld“, ſo und ähnlich lauten 
die Antworten, die die Schachtmeiſter auf die Frage nach dem Lohne erteilten. 
Unterſchied ſich aber ſchließlich Osnabrück von Lüneburg? Die Arbeiter hatten 
hier wohl einen Akkordſatz, aber ob er am Lohnzahltag unbeeinträchtigt blieb, 
das vorher wiſſen zu wollen, dieſe Kühnheit wurde ihnen gründlich abgewöhnt. 
Anfangs ſah Fiſcher die Abzüge ohne Erregung an. Er meint ja ſogar, die Akkord⸗ 
löhne ſeien von Anfang an viel zu hoch geweſen und hätten keinen ewigen 
Beſtand haben können, denn die Arbeit habe unmöglich eingebracht, was ſie 
koſtete. Bei dieſer Anſicht wird es allerdings verſtändlich, wenn er bei dem 
erſten Abzug von 3 Pfennig pro Stein meinte: „Außer, daß ich etliche Groſchen 
Geld dabei einbüßte, kam mir die Sache nicht ſchlimm vor, denn es gab für 
dieſe Steine einige 30 Pfennige Stücklohn, und man konnte ihrer leicht mehr 
davon machen, wenn man an jedem einzelnen Steine nicht ſolange herumgeputzt 
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hätte.“ Bis dann die Jahre ihm die ſorgloſe Auffaſſung gründlich raubten 
und Groll und endlich ausbrechende Empörung b ben 85 in ihm 
niederzwangen, um freilich ihm nichts als das Gefühl feiner Ohnmacht gegen- 
über ſeinen Peinigern einzutragen. 
Man hat geſagt, das Buch Fiſchers werde mahnend, aufrüttelnd nach oben 
hin wirken, die ſoziale Arbeit unermüdlich weiterzuführen. Gewiß, das Buch 
hat eine ſtarke Stimme, aber wenn die Fortſchritte der ſozialen Reform von 
eindringlich geſchriebenen Büchern abhingen, müßten wir's ſchon längſt gewaltig 
weit gebracht haben. Gewinnen bürgerliche Kreiſe zu Fiſcher Vertrauen, ſo 
läge etwas anderes viel näher: endlich einmal einzuſehen, daß die erbitterte 
Tonart der proletariſchen Angriffe der letzten Jahrzehnte einen ſehr realen 
Urſprung beſaß. Hier iſt der Urſprung aufgezeigt. Das Buch iſt in ſeinem 
ganzen Verlauf gleichſam auch Beiſpiel dafür, wie ein ſtiller, duldſamer Arbeiter, 
der viel Arges ruhig über ſich ergehen läßt, der lange Jahre hindurch ſchweigt, 
obgleich er oft genug das Wort zur Klage erheben möchte, endlich bis an die 
Grenze geführt wird, wo das ſoziale Rebellentum beginnt. Das Syſtem der 
Induſtrie mußte die Arbeiterſchaft demoraliſieren. Gute Arbeit zu leiſten, wurde 
geradezu unmöglich, wenn man leben wollte. Als Fiſcher einmal dem Wunſche 
eines neuen Ingenieurs nachkommt, die Steine glatt und ebenmäßig zu fertigen, 
was natürlich mehr Zeit erfordert und den Lohn empfindlich ſchädigt, wenden 
ſich die Arbeitskameraden mit den heftigſten Vorwürfen gegen ihn: er ſei Jung⸗ 
geſelle, aber fie könnten davon nicht leben, wenn ſie's ebenſo machen ſollten. 
Der ſchlechten Arbeit geſellte ſich als natürliche Folge der Arbeitshatz eine 
phyſiſche Ermüdung ſondergleichen; Fiſcher prägt das Wort: „Man ſchlief 
bloß noch auf Raub.“ Krankheiten ſind die Folge, alle Augenblicke fehlt ein 
Arbeitskollege, kräftige Leute brechen zuſammen, ſinken ins Grab, endlich packt's 
auch Fiſcher, obgleich er ein ſolider, vorſichtig lebender, dem Saufteufel, der 
ſchlimm graſſiert haben muß, nicht verfallender Arbeiter geweſen iſt. Die Ge- 
ſundheitsfürſorge iſt in der Fabrik gleich null, die ärgſten Rückſichtsloſigkeiten 
geſchehen, als ob ſie ſich von ſelbſt verſtünden. Die Arzte ſcheinen gänzlich 
urteilsunfähig und die Arbeiter haben niemand, der ein Wort zu ſagen wagt. 
Die Krankheiten nehmen dermaßen zu, daß ſie endlich öffentlich auffallen — 
alſo müſſen ſie eine koloſſale Zunahme erfahren haben. In der Krankenpflege 
herrſchen natürlich auch keine idealen Zuſtände. Eins entſpricht eben dem 
anderen: der Arbeiter galt nun einmal als minderwertiger Menſch. Am Ende 
der ſechziger Jahre waren die Mißſtände in der öffentlichen Krankenpflege ſo toll, 
daß die — Gendarmen die Träger der Menſchlichkeit werden mußten, wenn die 
kranken Arbeiter nicht im Straßengraben verrecken ſollten. Damals war es 
dem erkrankten Fiſcher nicht möglich, einen Aufnahmeſchein für das Hoſpital 
zu erhalten. Hoſpital, Bürgermeiſter und Arzt weiſen ihn ab. Hätte ihm nicht 
ein Gendarm den Rat gegeben, vor ſeinen Augen zu fechten, damit er ihn ver⸗ 
haften und dann ins Krankenhaus bringen könne, der Tod im Straßengraben 
wäre ihm ſicher geweſen. Das Elend unter den Stahlwerkarbeitern wird ſchließ— 
lich ſo furchtbar, daß die Arbeiter ihre Steuern nicht mehr zahlen können. 
Da freilich rührt ſich die Polizei; ſie ſei gegen das Stahlwerk vorgegangen, 
ſchreibt Fiſcher. Aber das Stahlwerk hat für die bedrängten Arbeiter ſchon 
wieder ein Troſtmittel: um ſie zu beruhigen, das heißt ſich vom Halſe zu 
ſchaffen, bietet das Werk zum Beiſpiel Fiſcher heimlich einen Tagelohn von 
24 Groſchen. Fiſcher verdiente nämlich nicht einmal dieſen Hundelohn. Hart 
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fallen ſeine Worte über dieſe Zeit; es 
Er ſpricht von „Knochenmühlen“ 


zucken Spuren wilder Verbitterung auf, 
„er fühlt am eigenen Leibe die Wahrheit 
dieſes laut anklagenden Wortes. Und wie in Osnabrück, ſo war es überall. 
Einem Kameraden, der aus Weſtfalen kommt 
dort die Verhältniſſe ſeien, der angſtvoll abweh 
ſchweigen Sie ſtill davon, wohl dem, der das nicht weiß, der das nicht zu 
ſehen braucht, da weiß man nicht, was man davon ſagen ſoll.“ 

Die Arbeiter waren der Fauſt des Kapitals hilflos preisgegeben. In den 
guten Jahren der Induſtrie hatten ſie von der günſtigen Gegenwart Nutzen 
gezogen. Längſt aber konnten Ausdauer und Geſchicklichkeit bei der Arbeit 
nicht mehr die Gegenwart glänzend geſtalten. Nun ſtanden die Arbeiter mit 
leeren Händen da, und alle Anſtrengung, aus eigener Kraft die Mißlichkeit 
der Lage zu überwinden, ſchlug fehl. Das kleinbürgerliche egoiſtiſche Nützlich⸗ 
keitsprinzip war bankrott. Auch die Arbeiterſchaft jener Jahrzehnte war von 
ihm beſeelt. Das iſt natürlich, denn ſie kam namentlich aus den Schichten 
des Handwerkes. Fiſcher ſagt einmal, der Vater habe es ihm unzähligemal 
mit dem Stocke eingeprägt, daß er ſich um ſich bekümmern ſollte und nicht um 
andere, und daß ihn nichts anderes was anginge, als die Arbeit zu tun, die 
ihm befohlen war. Schon als Arbeitsjunge in Dederſtedt hat er Gelegenheit 
zu ſehen, wie dies Prinzip in einem Fabrikbetrieb wirkt. Die Folge iſt, daß 
es den Arbeiter nicht quält, wenn andere einen Schaden im Betrieb veranlaſſen; 
man freut ſich über des anderen Pech bei der Arbeit, beſonders wenn er ein 
Hallunke iſt, den man ſowieſo nicht leiden kann. 
daß gerade in den ungünſtigſten Zeiten die Lage des 
ſich geſtaltet, weil eben Arbeiter gegen Arbeiter kämpft. Was Friedrich Engels 
in ſeiner „Lage der arbeitenden Klaſſen in England“ ſagt, das zeigt ſich im 
Osnabrücker Stahlwerk in ſeiner ganzen ſchlimmen W 
der Arbeiter gegeneinander iſt 
den Händen der Bourgeoiſie“. Die Arbeiter des Sta 
durchaus nicht als gleiche Arbeitsgenoſſen. 
bürgerliche Zunftgeiſt iſt friſchlebendig: 
Standesdünkel breit. 
Arbeiter“; ſie werden von den Schloſſern 
höhniſch „Pottbäcker“ genannt. 


„ entſchlüpft auf die Frage, wie 
rende Ruf: „Ach Gott, ach Gott, 


So aber kommt es auch, 
Arbeiters noch trauriger 


ahrheit: die Konkurrenz 
„die ſchärfſte Waffe gegen das Proletariat in 
hlwerkes fühlen ſich 
Im Gegenteil, der alte klein⸗ 
in der Fabrik macht ſich recht ein 
glöhner gelten als „verachtetſte 
„nebſt anderen Vornehmgeſinnten“ 
Wie dieſer Dünkel die Arbeiter beſeelt, zeigt 
draſtiſch die Lohnzahlung, wo in einem Falle eben an die Arbeiter der Stein⸗ 
„Aber der Kaſſierer hatte das Auszahlen noch 
nicht begonnen, da kam der Obermeiſter aus der mechaniſchen Werkſtatt mit 
ſeinen Leuten, und drängte ſich gleich an die Türe u 
Meiſter, und als dieſer ein wenig feſtſtehen wollte, 

„Kommt die Steinfabrik vor der mechaniſchen Werkſtat 
unſer Meiſter zur Seite trat, da mußten wir wieder 
damit die Schloſſer hinein konnten.“ Als dann 
quittiert ein Arbeiter mit beißendem Sarkasm 
Aber auch in der ein 


Die Former und Ta 


fabrik ausgezahlt werden ſoll. 


nd verdrängte unſeren 
da fragte er ihn ſtolz: 
t?“ Das genügte, daß 
aus der Bude heraus, 
ſpäter der Fall beſprochen wird, 
us: „Die Schloſſer haben mehr 
zelnen Werkſtatt iſt das Verhältnis 
ch. Die Arbeiter ſuchen ſich bei dem Meiſter 1 
fie laſſen ſich mit Vorteilen gegeneinander verhetzen, zu 
nd natürlich nutzen die Meiſter ihre Poſition in der kor⸗ 
Je mißlicher die Arbeitsverhältniſſe werden, um ſo wider⸗ 
ge, die ſich abſpielen: das geht bis zur ärgſten, rückſichts⸗ {| 


Hunger wie wir.“ 
der Arbeiter untereinander unleidli 
Liebkind zu machen; 
Angebern machen, u 
rupteſten Weiſe aus. 
licher ſind die Vorgän 
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loſeſten Schädigung des Kameraden. So werden Mängel des Betriebs nicht 
nur Hemmniſſe der Güte des Arbeitsproduktes, ſondern ſie wirken in abſtoßendſter 
Weiſe der Entwicklung jedes Gemeinſchaftsgefühls der Arbeiter untereinander 
entgegen. Ein Muſter an Unſolidarität iſt ein Hattinger Former, der ſeine 
Arbeit regelrecht und beſſer als die Osnabrücker Kameraden verſteht. Er ver— 
dient eine Maſſe Geld, liefert aber der Fabrikleitung neue Gelegenheit, die 
Löhne zu drücken, und als er die Frucht ſeines Verhaltens ſelber zu ſpüren 
bekommt, verläßt er das abgegraſte Feld, indes die Kameraden unter ver- 
ſchlechterten Bedingungen ihr Leben weiter verwüſten laſſen müſſen. Die Ab⸗ 
neigung gegen den lohndrückenden Hattinger hat auch die Folge, daß Fiſcher 
ihm die guten Handgriffe nicht abgucken mag und ſchließlich dann wieder als 
einer gilt, der keine Ballen machen kann, obgleich er ſelber doch auch einmal 
jo eine Art Lehrmeiſter für die anderen geweſen war. Und es iſt elend und 
ſchimpflich, wie, als feine Leiſtungsfähigkeit abnimmt, die Kollegen ſeine Schwäche 
zu einer Quelle des Vorteils für ſich ſelber zu machen wiſſen. Sie ſtoßen ihn 
geradezu in den Abgrund hinunter, auf deſſen Rande er ins Schwanken geraten 
iſt. Wieviel Vernichtung haben die Proletarier über ſich ſelber heraufbeſchworen, 
bis das neue Gefühl der Solidarität, dies Gefühl der Klaſſenzuſammengehörig— 
keit, in ihnen erwachte! Hunderttauſende von ſinkenden Leben haben dieſen 
Keim gedüngt. 


Sd rere rere rede dre dee 


Literarifche Kundſchau. 


Reichsarbeitsblatt. Herausgegeben vom kaiſerlichen ſtatiſtiſchen Amte, Ab— 
teilung für Arbeiterſtatiſtik, Heft 1—3. Berlin, April, Mai, Juni 1903, Karl 
Heymanns Verlag, 257 S. 4“. 


Freiherr v. Berlepſch hatte ſchon zur Zeit ſeiner Verwaltung des preußiſchen 
Handelsminiſteriums eine amtliche ſozialpolitiſche Zeitſchrift nach dem Muſter der 
„Labour Gazette“ geplant; der Plan war der Ausführung ſchon nahe, fiel aber 
plötzlich in die Verſenkung, um faſt nach einem Dezennium verwirklicht zu werden. 
Somit iſt heute der Gedanke der Zeitſchrift nicht neu, er wäre es auch nicht zur 
Zeit Berlepſchs geweſen. Die geſunde Idee, das ſozialpolitiſche und insbeſondere 
das ſozialſtatiſtiſche Material in leicht zugänglicher Form wie in gemeinverſtändlicher 
Sprache und zu billigem Preiſe vor dem Veralten weiteren Kreiſen zugänglich zu 
machen, iſt nicht in dem Lande entſtanden, von dem bezahlte Federn zu rühmen 
wiſſen, daß es an der Spitze der Sozialreform marſchiert. Großbritannien, Frank— 
reich, Belgien, Oſterreich, die Vereinigten Staaten von Amerika, der Staat New Pork, 
das Dominion von Kanada, Neu⸗Seeland und andere haben Zeitſchriften ähnlicher 
Art herausgegeben, bevor im Deutſchen Reiche der Gedanke verwirklicht wurde. 

| Das „Reichsarbeitsblatt“ ijt zu neu, um es gerechterweiſe mit feinen Vorgängern 
vergleichen zu können. Es muß ſich erſt die Organiſation für weſentliche Zweige 
ſeiner Berichterſtattung ſchaffen, es wird in mancher Hinſicht abweichen von den 
älteren Zeitſchriften gleicher Art. Es ſcheint mir geboten, eine größere Zahl von 
Heften abzuwarten, bevor man einen Vergleich mit den ausländiſchen Zeitſchriften, 
die ihre Kinderkrankheiten überſtanden haben, wagen ſoll, doch dürften auch jetzt 
ſchon einige Bemerkungen am Platze ſein. Die Zeitſchrift behandelt in erſter Linie 
Verhältniſſe des Deutſchen Reiches auf Grund amtlicher Materialien, die zum Teile 
für die Zwecke der Zeitſchrift beſonders gewonnen werden, ſo vor allem die Berichte 
über den Arbeitsmarkt, im übrigen fußt ſie aber auf amtlichen Publikationen, ſo 
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auf den Berichten der Gewerbeinſpektoren, den Veröffentlichungen der ſtatiſtiſche 
Amter, der Arbeitsvermittlungsſtellen, auf amtlichen Zeitſchriften und Verordnung: 
blättern. Leider fehlen hier und da die Quellenangaben und in der Regel Be 
merkungen über die Methoden, mit denen das Material gewonnen wurde. Wi 
finden Geſetzestexte, Verordnungen, Zirkulare der Zentralſtellen, lohnſtatiſtiſch 
Materialien, Auszüge aus den Berichten der Gewerbeaufſichtsbeamten, der Hand 
werkskammern, überſichten über die Streikbewegung, über die Tätigkeit der Gewerbe 
gerichte, der Arbeitsvermittlungsſtellen, über die Bautätigkeit und jo manches ander: 
Die Verwertung nichtamtlichen Materials wird erſtrebt, und um ſeine Einſendun 
bemüht ſich die arbeitsſtatiſtiſche Abteilung, bisher iſt aber wenig nichtamtliche 
Material in der Zeitſchrift enthalten, das reiche Tatſachenmaterial unſerer Gewerk 
ſchaftspreſſe und Literatur blieb gänzlich unbenützt, dafür aber bringt das „Reichs 
arbeitsblatt“ auch manches Überflüffige, fo zum Beiſpiel einen Bericht über die Wirkſam 
keit der preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe für 1902/03, die ſehr große Bedeutun 
für den Agrarpolitiker, aber keine für den Sozialpolitiker hat. Die Berichterſtattun 
über das Ausland begnügt ſich im weſentlichen mit Exzerpten aus den Schweſter 
zeitſchriften über den Arbeitsmarkt und über die Arbeitsſtreitigkeiten und mit de 
Wiedergabe einiger Geſetzestexte. Die deutſchen Geſandtſchaften und Konfulat 
ſcheinen im Gegenſatz zu der Praxis öſterreichiſcher und anderer ähnlicher Organ 
nicht zur Mitarbeit an der deutſchen Zeitſchrift herangezogen zu ſein. Die Zahl de 
Rubriken dürfte bald vermehrt werden, gehört doch ſicherlich eine ſozialſtatiſtiſch fe 
bedeutungsvolle Erſcheinung wie die Auswanderungsſtatiſtik und Auswanderungs 
politik nicht in die Rubrik „Verſchiedenes“. Auffallenderweiſe findet ſich über Diefe: 
wichtige Gebiet bloß eine kurze Notiz in den drei erſten Heften. Sehr wichtig er 
ſchiene mir auch eine Behandlung der inneren Wanderungen. In manchem Hinblie 
könnte die Zeitſchrift aktueller ſein, ſo iſt zum Beiſpiel über die im Februar er 
ſchienenen Erhebungen der bayeriſchen Gewerbeinſpektoren über das Bierbrauer 
gewerbe erſt in dem Hefte vom 21. Juni berichtet worden. Das Hauptgewicht wir! 
auf die Berichterſtattung über den Arbeitsmarkt gelegt; ſie iſt noch in der Ent 
wicklung begriffen, es ſcheint aber mit der Zeit das auf dieſem Gebiet Erreichbar 
erzielt werden zu können. Erfreulich erſcheint uns die Nüchternheit, Vorſicht un 
Zurückhaltung, mit der die Reſultate der angewandten Methoden und dieſe ſelbf 
beurteilt werden, die Diagramme über die Mitgliederbewegung in den Krankenkaſſei 
ſind recht anſchaulich; weniger erfreulich iſt die oft durch die Beziehungen auf der 
Vormonat unklare Form der Berichterſtattung in Verbindung mit einem häßlichen 
Börſenjargon, ſo zum Beiſpiel, wenn im Juni von „der Beſſerung des Maiberichtes 
geſprochen wird. Manche Stellen in der Berichterſtattung erſcheinen uns recht be 
denklich für die Auffaſſung der leitenden Perſonen des neuen Unternehmens, ſo di 
wörtlich hier wiedergegebene: „Günſtigere Geſtaltung meldet auch die Glasinduſtrie 
insbeſondere infolge der mit (sic!) Frühjahr beginnenden Saiſon des Flaſchen 
geſchäftes. Arbeitsangebot und Nachfrage waren normal, es beſteht die Tenden 
fallender Löhne“ (S. 172, erſte Spalte oben). Wer die erſten und die letzten Wort 
dieſer Auslaſſung lieſt, der findet wohl heraus, daß dieſe Information von bekannter 
Scharfmachern wie den Leitern der Aktiengeſellſchaft für Glasinduſtrie vormal 
Siemens in Dresden, nicht aber von einem objektiven Berichterſtatter herrühren kann 
Hoffentlich wiederholen ſich derartige günſtige Beurteilungen der „Tendenz fal lender 
Löhne“ nicht, ſie wären geeignet, ein Mißtrauen gegen die amtliche Zeitſchrift zu 
erwecken, zu dem ſonſt bisher kein erheblicher Anlaß vorliegt. N 

Die Zeitſchrift iſt neu, ſie bedarf des Ausbaues, ſie hat aus manch e 
Informationsquelle noch nicht geſchöpft, der Kreis der Mitarbeiter iſt ſehr eng ge 
zogen, ihr Arbeitsgebiet noch zu ſehr begrenzt. Trotzdem bietet ſie manche Anregung 
und macht einiges Material zugänglich, das für viele ſchwer zu erhalten iſt. ad. br 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Ein Schmerzensſchrei. 
Berlin, 26. Auguſt 1903. 


In den Kreiſen der bürgerlichen Ideologie macht augenblicklich eine Schrift 


viel von ſich reden, die Profeſſor Karl Bücher in Leipzig unter dem Titel: „Der 
deutſche Buchhandel und die Wiſſenſchaft“ (Druck und Verlag von B. G. Teubner, 
Leipzig 1903) im „Auftrag des Akademiſchen Schutzvereins“ herausgegeben hat. 
Für die Kaſſe eben dieſes Schutzvereins iſt „der geſamte Reinertrag“ der Schrift 
beſtimmt, wie auf ihrem Titelblatt bemerkt wird, während in ihrem Anhang 
die Satzungen des Vereins abgedruckt ſind. 


Danach will er „im Intereſſe der Wiſſenſchaft, ihrer Arbeiter und des 


Publikums auf den Verlag, Vertrieb und Abſatz der wiſſenſchaftlichen Literatur 


einwirken, um der Verteuerung der Schriftwerke zu ſteuern, den Abſatz zu 
fördern und die Autoren gegen wirtſchaftliche Übermacht beim Abſchluß der 


— — Do 


Verlagsverträge zu ſchützen“. Der Verein ſoll alſo eine Art gewerkſchaftlichen 


Schutzverbandes gegen kapitaliſtiſche Ausbeutung fein; als Mittel, ſeine Zwecke 


zu erreichen, beabſichtigt er, „die öffentliche Meinung aufzuklären, den Zu⸗ 


ſammenſchluß aller Mitintereſſenten zu fördern, auf eine rationelle Geſtaltung 
des Büchervertriebs hinzuwirken und Einrichtungen ins Leben zu rufen, die 
der literariſchen wiſſenſchaftlichen Produktion die größtmögliche Verbreitung zu 
ſichern imſtande find“. Ein Übermaß an Klarheit kann man dieſem Programm 
nicht vorwerfen, und es iſt leicht zu prophezeien, daß der Akademiſche Schutz⸗ 


verein nur ein Schattendaſein führen wird; kürzer aber noch, als durch eine weit⸗ 


F läufige Auseinanderſetzung, läßt es fich an dem Buche Büchers ſelbſt nachweisen. 


Herr Bücher eifert gegen das bekannte Handwörterbuch der Staatswiſſen⸗ 


ſchaften als eines „jener koloſſalen Werke induſtriöſer Unternehmungsluft und 


vielſeitigen literariſchen Frondienſtes“, von denen er jagt: „Tatſächlich ver⸗ 


danken ſie viel häufiger der Unternehmungsluſt findiger Verleger oder der 
Initiative betriebſamer ‚Herausgeber‘ ihre Entſtehung, als dem freien Entſchluß 
naler Forſcher und weite Wiſſensgebiete beherrſchender Denker. Iſt aber 
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einmal der Plan entworfen, dann laſſen ſich meiſt die zuletzt Genannten durch 
die lange Liſte der Mitarbeiter oder durch die Beredſamkeit des Entrepreneurs 
überzeugen, daß ſie nicht fernbleiben dürfen. Die Fachgenoſſen könnten aus 
dem Fehlen ihres Namens an einer Stelle, wo ſie ſich (2) als Autoritäten zu 
betrachten gewöhnt haben, unliebſame Schlüſſe ziehen. Es iſt wie bei einer 
Induſtrieausſtellung, an der ſich ſo mancher anfangs widerwillige Fabrikant 
ſchließlich doch beteiligt, um der Konkurrenz nicht das Feld allein zu überlaſſen.“ 
Ja, wenn die „originalen Forſcher“ und die „weite Wiſſensgebiete beherrſchenden 
Denker“ ſich als „Fabrikanten“ betrachten, die von der „Konkurrenz“ ihre Vor⸗ 
ſchriften empfangen, oder wenn ſie ſich von der „langen Liſte der Mitarbeiter“ 
imponieren oder durch die Beredſamkeit des „Entrepreneurs“ überzeugen laſſen, 
ſo werden ſie, auch wenn ſie ſich zu einem akademiſchen Schutzverein zuſammen⸗ 
ſchließen, keine Heldentaten verrichten. Dafür ſpricht ſchon, daß der Wort⸗ 
führer dieſes Vereins, nämlich Herr Bücher ſelbſt, aus dieſem oder jenem oder 
aus allen den von ihm angeführten Gründen zum Mitarbeiter an demſelben 
Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften geworden iſt, über das er ſich ſo weg⸗ 
werfend äußert. 

Oder ein anderes Beiſpiel! Herr Bücher ſchilt im Texte ſeines Buches gar 
ſehr über die Art, wie heute populär⸗wiſſenſchaftliche Sammlungen von be 
triebſamen Verlegern fabriziert und auf den Büchermarkt geworfen werden. 
Er geht namentlich ſtreng ins Gericht mit einer von ihm nicht genannten Ver⸗ 
lagshandlung, von der er jagt, ſie trage eine bekannte Firma, die ſeit mehr 
als einem Jahrhundert beſtehe, und biete für ein Bändchen von acht bis zehn 
Druckbogen ganze 450 Mark Honorar bei einer erſten Auflage von 10000 
Exemplaren. Herr Bücher hält es für eine „hohe Pflicht“, das Schema des 
Vertragsentwurfs, das dieſe Firma ihren Autoren für die Serie ihrer populär⸗ 
wiſſenſchaftlichen Abhandlungen vorlegt, zu veröffentlichen, um „eine ſolche, dem 
geſamten deutſchen Gelehrtenſtand zugefügte Schmach der ganzen Nation offen⸗ 
bar“ zu machen, damit ſie, nämlich die Nation, die Klinke der Geſetzgebung 
ergreife, um durch zwingende Normen des öffentlichen Rechtes den Schutz der 
wirtſchaftlich Schwachen auch auf die Autoren auszudehnen. In der Tat ent⸗ 
hält das Vertragsſchema, das Herr Bücher mitteilt, überaus unwürdige Be⸗ 
dingungen. Auf dem Umſchlag ſeines Buches kündigt nun aber der Verlag 
B. G. Teubner in Leipzig, der gemeinſam mit Herrn Bücher den geſamten 
Reinertrag der Schrift der Kaſſe des Akademiſchen Schutzvereins beſtimmt hat, 
folgendes Verlagsunternehmen an: „Aus Natur und Geiſteswelt. Sammlung 
wiſſenſchaftlich⸗gemeinverſtändlicher Darſtellungen aus allen Gebieten des Wiſſens 
in Bändchen von 130 bis 160 Seiten. Preis des Bändchens nur eine Mark.“ 
130 bis 160 Seiten ſind acht bis zehn Druckbogen. Nun iſt die Firma 
B. G. Teubner gewiß ſicher vor dem Verdacht, ſolche Vertragsſchemata zu 
führen, wie ſie Herr Bücher dem Unwillen der Nation denunziert; ſie beſteht 
ja auch nicht länger als ein Jahrhundert, ſondern noch nicht ganz ein Jahr⸗ 
hundert. Wenn fie aber eine jener populär-wiſſenſchaftlichen Sammlungen heraus⸗ 
gibt, die Herr Bücher verwirft, ſo wird ſie ſich mit demſelben Rechte, wie er 
für ſeine Mitarbeit am Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften, auf den 
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Zwang der Konkurrenz berufen, wie ſich dann auch wieder die von Herrn 
| Bücher gebrandmarkte Firma darauf berufen kann, daß ſie die Konkurrenz einer 
3 ſo angeſehenen und wohlſituierten Verlagshandlung, wie B. G. Teubner it, 
nur dadurch unterbieten könne, daß ſie die Honorare ihrer Autoren herabdrücke. 
Dazu kommt noch ein anderes. Um das Gebaren der von ihm gebrand⸗ 
markten Firma ins rechte Licht zu ſetzen, teilt Herr Bücher den Brief eines 
ordentlichen Profeſſors an einer deutſchen Univerſität mit, dem ein gewiſſes 
kulturgeſchichtliches Intereſſe allerdings nicht abzuſtreiten iſt. Dieſer Profeſſor 
hatte nämlich das wiſſenſchaftliche Werk eines anderen Profeſſors „populär⸗ 
wiſſenſchaftlich“ ausgeſchlachtet und ſchreibt nun am 21. Juni 1901 an ſeinen 
„ſehr geehrten Kollegen“: 

Der erſte Blick auf das Inhaltsverzeichnis wird Ihnen zeigen, wie ſehr dieſer 
Grundriß auf Ihrer (folgt der Titel eines Buches des Empfängers) fußt. Der 
Verleger hat mir leider Das. Bormort.gejtrichen, in dem ich dies aus⸗ 
drücklich hervorgehoben hatte, und ich kann Ihnen daher leider nur auf dieſem 
Wege meinen Dank ausſprechen. 


Über den alſo frevelnden Verleger iſt Herr Bücher nun wieder empört; er 
ſagt, „eine tiefere Herabdrückung, eine ärgere Mißachtung der geiſtigen Arbeit 
ſei gar nicht denkbar“; er ſpricht die zweifelnde Hoffnung aus, daß ein Ver⸗ 
leger, der derartiges ſich herausnehme, unter ſeinen Standesgenoſſen eine ſeltene 
Ausnahme bilden würde. Nun bewundern wir beſagten Verleger von unſerem 
ſozialiſtiſchen Standpunkt aus freilich auch nicht, aber was ihm Herr Bücher 
vom Standpunkt der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft aus anhaben will, das ver- 
ſtehen wir nicht. Der Mann ſucht ſeine Ware unter den für ihn vorteilhafteſten 
Bedingungen auf den Markt zu bringen, und das iſt nach den geheiligten Ge- 
ſetzen der Warenproduktion ſeine Pflicht nicht minder als ſein Recht. Verwerf⸗ 
lich, auch vom Standpunkt der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft, geſchweige denn 
vom ſozialiſtiſchen Standpunkt aus, hat bei der Geſchichte nur der ordentliche 
Profeſſor gehandelt, der ſich an der Erfüllung „einer einfachen, wiſſenſchaft⸗ 

lichen Anſtandspflicht verhindern“, der ſich aus der erhabenen Poſition eines 
deutſchen Hochſchullehrers, dem wiſſenſchaftliche Ehrlichkeit und Wahrhaftigkeit, 
nach der Behauptung der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft, über alles ſtehen, in die 
ſchäbige Rolle eines Schmock herabdrücken ließ. Herr Bücher aber breitet über 
dieſen „Kollegen“ den Mantel der Liebe aus und ergießt ſich nun in ſittlicher 
Entrüſtung über den Buchhändler, der weiter nichts als einen ſimplen Ge⸗ 
ſchäftstrick verſchuldet hat. 
Von ſolchen Widerſprüchen, wie wir deren hier einige dargeſtellt haben, 
wimmelt das Buch des Herrn Bücher. Der Verfaſſer zäumt wieder einmal 
das Pferd am Schwanze auf, will ſich wieder einmal, wie weiland Münch⸗ 
hauſen, am eigenen Zopfe aus dem Sumpfe ziehen, will mit einem Worte die 
Konſequenzen des Kapitalismus aus der Welt ſchaffen, aber den Kapitalismus 
als Vorausſetzung retten. Er will dem deutſchen Buchhandel dieſen oder jenen 
Zopf abſchneiden, oder ihm auch dieſe oder jene Wege ſperren, worauf er ſich 
immerhin, verſteht ſich nach kapitaliſtiſchen Begriffen, beſſer entwickeln könnte. 
Er hofft Wunderdinge von verhältnismäßig ſo geringfügigen Sachen, wie dem 
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Kundenrabatt, und verlangt dann wieder beiläufig ein Schußgeje für die 
geiſtige Arbeit, worunter er ſich der Himmel weiß was vorſtellt. Genug, vom 
prinzipiell⸗theoretiſchen Standpunkt iſt Herrn Büchers Buch eine echt katheder⸗ 
ſozialiſtiſche Arbeit, die als ſolche keine beſondere Beachtung verdienen würde. 

Intereſſant und wertvoll wird ſie aber durch die tatſächliche Darſtellung, 
die ſie von der Art und Weiſe gibt, wie, und von dem Umfang, worin ſich 
die kapitaliſtiſche Produktion des Buchhandels bemächtigt und die bürgerliche 
Intelligenz in ihren Frondienſt zwingt. Gerade daß Herr Bücher dieſe Ent⸗ 
wicklung am Univerſitätsprofeſſor aufzeigt, der zwar längſt geborſtenen, aber 
noch von dem Schimmer ehrwürdiger Tradition umfloſſenen Säule deutſcher 
Gelehrſamkeit, gibt ſeiner Schrift einen beſonderen Wert. Hieraus erklärt ſich 
auch das Aufſehen, das ſie in den Kreiſen der bürgerlichen Ideologie erregt. 
Wie unzähligemal haben ſich die Schönfärber der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft, 
hinter den allerletzten und ihres Erachtens allerunwiderleglichſten Einwand 
zurückgezogen, daß fie die einzig mögliche Stätte des freien wiſſenſchaftlichen 
Fortſchritts ſei, daß im ſogenannten „Zukunftsſtaat“ kein geiſtiges Leben möglich 
ſei und dieſer „Staat“ ſomit nur ein Reich der Toten darſtellen werde. Jetzt 
kommt ein leibhaftiger Profeſſor, um jenen Apologeten mit aller Wucht ſeiner 
offiziellen Autorität zu beweiſen, daß der in ihm entworfene „Zukunftsſtaat“ 
in all ſeiner Abſcheulichkeit nichts weiter ſei, als ein getreues Abbild der bürger⸗ 
lichen Geſellſchaft, daß gerade die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe die Quellen 
des geiſtigen Lebens verſchütte, daß die geiſtige Arbeit nirgends jo entjeelt 
und entwürdigt werde, wie in der angeblich einzig denkbaren Stätte freier 
i 

In dieſer Beziehung verdient Herrn Büchers Schrift großes Lob, wieviel 
ſie auch in anderer Beziehung zu wünſchen übrig laſſen mag. Es iſt ein echter 
Schmerzensſchrei, der durch ihre falſchen Noten klingt. 
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Wir am Aufbau. 
Von Helma Steinbach (Hamburg). 


So groß der Sieg dieſer Juniwochen war — die Jubellieder verklingen, 


das Zähneknirſchen der unterlegenen Machthaber klingt mißtönend dazwiſchen. 


Rachebrütend ſuchen ſie verſpäteten Anſchluß untereinander. Von der blau⸗ 
ſchwärzeſten „Rechten“ bis zur violett-rötlichen „Linken“ ächzt alles nach „Einig⸗ 


keit“ gegen die „elende Rotte“, der man auf wirtſchaftlichem Gebiet doch überall 
ſo ſchön geſchloſſen gegenüberſteht. 


Hat bei den Reichstagswahlen im politiſchen Kampfe das Proletariat dee 
„Herren im Hauſe“ Niederlagen bereitet, um ſo härter werden ſie die von 


ihnen Abhängigen ihre wirtſchaftliche Übermacht fühlen laſſen. 


Der papierene Wall von über drei Millionen Stimmzetteln bietet leider | 


noch feinen Schuß vor Hunger und Elend! 


Wochen⸗ und monatelang ift in allen Tonarten ſchärfſte Kritik am Be 


ſtehenden geübt worden. Alle, die reden konnten, Männer und Frauen, haben 
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geredet! Hoffen wir, daß die durch den politiſchen Kampf aufgerüttelten Geiſter 
nun auch ſtark und willig bleiben zu praktiſcher Tat — ſonſt wär's nur ſchade 


um die aufgewendete Lungenkraft. Mit wie heller Begeiſterung hat uns in 


dieſen Frühlingstagen aus hunderttauſend Kehlen der Dichterruf umrauſcht: 
„Schließt die Phalanx in dichten Reihen!“ 

Mit dem rapiden Wachſen der Partei ſteigen die Anforderungen an die 
Leiſtungsfähigkeit derſelben. 

Das Netz der Parteiorganiſation muß noch viel ſtraffer gezogen werden. 
Um uns auf der ganzen Linie aktionsfähig zu erhalten, bedarf es unermüdlicher 
Kleinarbeit! 

Hoffentlich laſſen auch die berufenen Leiter unſerer Gewerkſchafts— 
organiſationen die gute Stunde nicht ungenutzt vorübergehen; nur wenn 
die Lücken ſich geſchloſſen haben, kann die Waffe der Koalition die Maſſen 


a ſchützen vor der brutalen Ausnutzung kapitaliſtiſcher Übermacht. 


Und wahrlich, dieſer Frühling 1903 zeigte auch den nüchternſten Skeptikern 


an allen Ecken und Enden Keime, die ſichere Hoffnung auf zukünftige Ernte bieten! 


Denn auch auf dem dritten Wege geht's vorwärts! Die dritte Waffe im 


Kampfe ums Daſein, die Konſumentenorganiſation, wächſt unaufhaltſam! 


Die Grundmauern zu unſerem politiſchen Hochbau, ohne die er nimmer 
vollendet werden kann, ſchaffen wir in der gewerkſchaftlichen Organiſation 
der Arbeit; die genoſſenſchaftliche Konſumentenorganiſation ſoll uns den wohn— 
lichen Ausbau ſchaffen. 

Vom 16. bis 18. Mai dieſes Jahres fand in Dresden die Gründung des 
„Zentralverbandes deutſcher Konſumvereine“ ſtatt. 

Die Leſer erinnern ſich wohl noch des „Kaiſerſchnitts“, mit welchem der 
„Doktor Eiſenbart“, der freiſinnige Volksparteiler Dr. Crüger, im vorigen Jahre 


in Kreuznach dieſes Kind einer neuen Zeit aus dem Schoße des von Schulze— 
Delitzſch vor mehr als einem Menſchenalter gegründeten „Allgemeinen Verbandes 


deutſcher Konſum⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften“ hinaus —befreit hat. 
Nun — wir können zufrieden ſein mit dem Geiſte, der auf dem Desdener 
erſten Genoſſenſchaftstag wehte! Ich ſehe ab von der Einſtimmigkeit der dort 


gefaßten Beſchlüſſe, die vorauszuſehen war. Auf ſpäteren Verbandstagen werden 
Differenzen, Meinungsverſchiedenheiten über allerlei mehr oder minder wichtige 
Fragen ſelbſtverſtändlich nicht ausbleiben. 


Das Richtunggebende des Gründungstags in Dresden iſt die — unwider⸗ 


ſprochen — zum Ausdruck gebrachte Überzeugung: die bisher in Deutſchland 
betriebene Organiſation des Konſums war ſo ſehr vom Unkraut kapitaliſtiſcher 


Tendenzen überwuchert, daß die ihr, zum Heile der Geſamtheit innewohnenden 
gewaltigen Kräfte nicht zur Entfaltung kommen konnten. 

Was bisher von den „praktiſchen Realpolitikern“ im Konſumvereinsleben 
als „alleinſeligmachendes“ Anziehungs⸗ und Bindemittel für die Konſumenten⸗ 
organiſation angeprieſen wurde, die — nicht ſelten bis ins Verrückte geſteigerte — 


Dividendenhöhe, iſt, ohne, daß dieſe Frage direkt zur Debatte ſtand, ſpontan, 


aus innerſtem Drange heraus von verſchiedenen Rednern als das bezeichnet 
worden, was es in Wahrheit iſt, als ruinöſer Raubbau. 

Dieſe Erkenntnis, deren Ausbreitung ſich die Vertreter des modernen Ge⸗ 
noſſenſchaftsweſens in den letzten Jahren zur Lebensaufgabe geſetzt haben, muß 
natürlich zunächſt von den leitenden Kreiſen aufgenommen werden. Da dieſe 


! leitenden Perſonen im deutſchen Konſumvereinsweſen in ihrer überwiegenden 
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Mehrzahl, aus innerſter überzeugung an der Geſamtbewegung gegen die heutige: 


kapitaliſtiſche Weltwirtſchaft tätig mitarbeiten, ſo iſt wohl darauf zu rechnen, 
daß es nicht ſchwer ſein wird, dieſe die Bedeutung der richtig aufgebauten Ge⸗ 


noſſenſchaftsorganiſation, als unblutige Waffe im Kampfe gegen das mörderiſche 
Ausbeutungsſyſtem verſtehen zu lehren. Sie, die Jahr für Jahr unter ihren 
Händen die Millionen Überſchüſſe in die Sammelbecken der Konſumvereine zus 
ſammenfließen ſehen, ſie werden am erſten verſtehen, was das ſein wird, wenn 
eines Tages dieſe ungeheuren Fluten nicht mehr wie bisher am Jahresſchluß in 


Geſtalt von 10 bis 12, ja bis 16 und mehr Prozent Dividende in Tauſende 
dünner Kanäle wieder auseinanderſtrömen, ſondern wenn dieſe gewaltigen 
Machtmittel zuſammen bleiben! 


Eine Rieſenarbeit aber wird es koſten, die bisher zur „Dividendenjagd“ 


ſyſtematiſch gedrillten Maſſen der Konſumvereinsmitglieder zu bewußter Abkehr 
von dieſer gemeinſchädlichen Kraftvergeudung zu bewegen. 
Die überall mit Not und Sorgen kämpfenden Maſſen ſollen alſo, ſoweit ſie 
Mitglieder in Konſumvereinen ſind, auf ihre Dividenden verzichten? fragt man. 
Unglaublich! 
Gewiß unglaublich, wenn dieſe Maſſen Intereſſenten kapitaliſtiſcher Aktien⸗ 
unternehmungen oder Mitglieder Schulze-Delitzſcher Kreditgenoſſenſchaften wären. 
Aber — Heil uns! Neun Zehntel aller Konſumvereinsmitglieder marſchieren 
heute ſchon in den Reihen des klaſſenbewußten organiſierten Proletariats! 


Dieſen im Kampfe und Leide zuſammengeſchweißten Maſſen auch auf dieſem Ge⸗ 


biet „den Star zu ſtechen“, ihnen Weg und Waffen zu zeigen — welch eine Aufgabe! 
Da brauchen wir Kräfte! Klarblickende, zukunftfreudige, opferbereite Helfer 
und Helferinnen! 
Grundverkehrt wäre es natürlich, die Löſung dieſer Aufgabe den Leitern. 


oder Geſchäftsführern der einzelnen Konſumvereine zu überlaſſen. Sie ſind es 
ja, von deren „Geſchäftstüchtigkeit“ der Unverſtand der Maſſen heute gerade 


das „Herauswirtſchaften“ immer höherer Dividenden verlangt! 
Iſt es doch keine vereinzelte Erſcheinung mehr, daß Konſumvereine, deren 
verſtändige Geſchäftsleitung es fertig gebracht hatte, eine Mehrheit ihrer Mit⸗ 


glieder dazu zu bewegen, von den erzielten Überſchüſſen größere Rücklagen zu 


beſtimmen für den weiteren Ausbau der Genoſſenſchaft, ſich gezwungen ſahen, 


zu dem alten Syſtem der Auszahlung des erzielten Reingewinns bis auf den 


letzten Pfennig zurückzukehren, weil ſich eine Reihe Mißvergnügter und Nörgler 


und in keiner Genoſſenſchaft fehlender Krakehler infolge der verringerten 


Dividendenauszahlung abgeſondert und einen neuen Konſumverein gegründet 
hatten; dieſe fanden dann willige Kreaturen, welche mit Zuhilfenahme aller 
erdenklichen kapitaliſtiſchen Kniffe — oft ſchwindelhafter Natur — ſchon nach 
kurzer Zeit durch Auszahlung höherer Dividende Reklame unter den dem alten 
Verein treugebliebenen Mitgliedern machten. Um immer größeren Abſplitte⸗ 
rungen vorzubeugen, mußte das ſchon Errungene wieder preisgegeben werden. 

Man darf doch nicht vergeſſen, daß es ſich für die größte Zahl der Ge⸗ 
ſchäftsleiter um die Exiſtenzfrage dreht, ſind doch darunter eine ganze Reihe 
Gemaßregelter, von denen man wohl kaum verlangen kann, daß ſie den Aſt 


abſägen, auf dem ſie ſitzen. Man kann von ihrer Einſicht und Intelligenz 


fordern, daß ſie unter den Mitgliedern die Erkenntnis von der Notwendigkeit 
einer Umkehr auf dem bisherigen Wege mit Eifer und Energie fördern, aber 
zwingen können ſie die Maſſen nicht. 
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Angeſichts des ſich täglich verſchärfenden wirtſchaftlichen Kampfes aber iſt 
es geradezu eine Lebensfrage für die geſamte Arbeiterbewegung, neue Möglich⸗ 
keiten zu ſchaffen, um die Proletarierſcharen kampffähig zu erhalten. 
Sehen wir doch, trotz der pompöſen Verkündigung, „daß der deutſche 
Arbeiter ſich bis ins hohe Alter etner geſicherten Exiſtenz erfreut“ (11), all⸗ 
jährlich Tauſende fleißiger Arbeiter und Arbeiterinnen ſchwer leiden unter oft 
monatelanger Arbeitsloſigkeit, ein Zuſtand, dem die Partei als ſolche heute 
machtlos gegenüberſteht. 

Aber auch auf die Mitgliederzahl und die Kaſſen unſerer Gewerkſchafts⸗ 
organiſationen laſtet dieſer Zuſtand ſtets gefahrdrohend; er zwingt fie immer 
wieder, einen großen Teil ihrer Kraft auf die Erhaltung des mühſam Er⸗ 
krungenen zu verwenden; nur in verhältnismäßig ſeltenen Fällen iſt es in den 
letzten Jahren, unter dem Drucke der wirtſchaftlichen Kriſen den organiſierten 
Arbeitern möglich geweſen, mit ſchweren Opfern ſeitens der Organiſationen 
wie der Einzelnen, die ihnen vom Unternehmertum aufgezwungenen Kämpfe 
ſiegreich durchzufechten. | 
Immer rückſichtsloſer und brutaler rächt ſich das, ſich in feinen „von Gott 
gewollten Vorrechten“ bedroht fühlende Protzentum durch die erſchreckend ſteigende 
Zahl von Maßregelungen. Immer ſchwerer wird es, für die „Hetzer“, die 
„Rädelsführer“ Exiſtenzmöglichkeiten zu ſchaffen! 

Wie groß iſt da die Gefahr, daß Familienväter, die für Weib und Kinder 
Brot ſchaffen ſollen, zu Verrätern werden an ihren Arbeitsbrüdern! 

Es iſt ja nicht von ungefähr, daß die in den letzten Jahren förm— 
lich „aus der Erde gewachſenen“ Arbeitgeberverbände durch den 
Schrecken der Maſſenausſperrungen verſuchen, die Gewerkſchafts— 
organiſationen zu ſprengen, indem fie die Kaſſen derſelben zum 
Weißbluten bringen und ſo, die noch nicht lange genug in der 
Organiſation gefeſtigten Maſſen durch Hunger und Elend wieder 
auseinandertreiben. 1 

Nicht „Roß noch Reiſige“, nicht Polizeiwillkür noch Paragraphen des Straf: 
geſetzes ſchützen das Kapital fo ſicher wie der „natürliche“ Zuſtand, daß der 
„von der Hand in den Mund lebende“ Arbeiter, heut aus der Arbeit gejagt, 
übermorgen kein Brot mehr im Hauſe hat! 

Da muß — ſo weit es möglich iſt — Wandel geſchaffen werden! 
Und nicht ſo unrecht haben die „voll und ganz“ „Zielbewußten“ in der 
Partei, wenn ſie achſelzuckend fragen, „was iſt denn dadurch an dem Geſamt— 
elend geändert, wenn einige Tauſend, ſtatt ihre ſauerverdienten Groſchen zum 
Kleinkrämer hinzutragen, dieſe dem Konſumverein bringen und dafür dann 
wirklich am Jahresſchluß, nach oft recht fragwürdigen Geſchäftsmanipulationen 
ein paar Mark Dividende herausbekommen, die gerade ausreichen, um einige 
kleine Löcher im Haushaltbudget damit zuzuſtopfen — ein Tropfen auf den 
heißen Stein!“ 

| Ganz recht! Damit find aus dem Meere von Elend faum einige Tropfen 
ausgeſchöpft. Aber wer ift jo vermeſſen, Mittel und Wege zu nennen, das 
Geſamtelend mit einer großen Tat — von außen her aufzuheben? 
Nun, diejenigen, die ſich dieſer Aufgabe gegenüber machtlos fühlen, ſollen 
uns nicht hochmütig beiſeite ſchieben, wenn wir in der Konzentration der 
Kräfte der Konſumentenorganiſation, die in ſich birgt die Rieſenmacht einer ſtetig 
wachſenden Produzentengenoſſenſchaft, auch einen Weg zum Ziele erblicken. 
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Und da iſt der Umſchwung in der Auffaſſung über die Aufgaben und 
Möglichkeiten der modernen Konſumentenorganiſation, wie er ſich in Dresden 
anläßlich unſeres erſten Genoſſenſchaftstags gezeigt hat, von keimtragender, 
hoffnunggebender Bedeutung. 

Es darf wohl behauptet werden, daß dieſer Umſchwung der Anſichten über 
das, vom rein volkswirtſchaftlichen Standpunkt aus geradezu unſinnige Ver⸗ 
zetteln der heute ſchon ſo koloſſalen Summen, die alljährlich durch die ins un⸗ 
ſinnige geſteigerte Dividendenauszahlung betrieben wird, dem Beiſpiel zu⸗ 
zuſchreiben iſt, welches der Konſum⸗, Bau- und Sparverein „Produktion“ 
in Hamburg nach dieſer Richtung hin gegeben hat. 

Das bisher Undenkbare iſt dort zur Tat geworden, daß einem Konſum⸗ 
verein innerhalb reichlich vier Jahren ca. 17000 Mitglieder beigetreten ſind, 
einem Konſumverein, welcher nach Speiſung des Reſervefonds und aller geſetz⸗ 
lichen Abſchreibungen 50 Prozent des Reingewinns einem „Produktionsfonds“ 
zuweiſt, von dem dann Verbleibenden noch 10 Prozent für einen Bildungsfonds, 
ſowie eine nach jedesmaligem Generalverſammlungsbeſchluß zu beſtimmende 
Summe für einen „Warenvorſchußfonds“ und der nicht eher einen Pfennig 
Dividende auszahlt, bis ein perſoneller Notfonds für jedes Mit 
glied in Höhe von 100 Mark aufgeſammelt iſt! 

Nebenbei bemerkt ſei hier, daß auch bei der, erſt ſeit zwei Jahren eröffneten 
Sparkaſſe des Vereins, bereits über eine halbe Million Mark eingezahlt find. 

Das iſt doch wohl die glänzendſte Widerlegung der bisher vertretenen Be 
hauptung, daß nur durch hohe Dividenden die Mitglieder an Konſumgenoſſen⸗ 
ſchaften zu feſſeln ſeien. 

Man denke, welch eine Bedeutung für die ſtetig wachſende Zahl der organi⸗ 
ſierten Konſumenten die Anſammlung eines Notfonds von 100 Mark hat für 
den Arbeiter, der ihn und all ſeine gleichfalls ſo organiſierten Kollegen ohne 
weiteres in den Stand ſetzt, bei einem Streik oder einer Ausſperrung den für 
ſich und ſeine Familie notwendigen Bedarf an Lebensmitteln während ſechs bis 
zehn Wochen beſchaffen zu können, ohne daß er und die mit ihm Ausgeſperrten 
ſofort die Kaſſe der Gewerkſchaftsorganiſation in Anſpruch zu nehmen ge⸗ 
zwungen ſind. Man ſtelle ſich die Wirkung vor, die dadurch ausgeübt würde 
auf die „Geneigtheit“ der Unternehmerſippe, mit den organiſierten Arbeitern zu 
unterhandeln, die heute nur deshalb ſo leichten Herzens Tauſende von Arbeitern 
oft an einem Tage auf die Straße wirft, weil ſie mit der prompt nach kurzer 
Friſt in der Arbeiterfamilie eintretenden Hungersnot zu rechnen gewohnt iſt, 
dann jedoch von vornherein ein monatelanges Stillſtehen ihrer Betriebe in 
ſicherer Ausſicht weiß! 

Wer kein Kapitaliſtenherz in der Bruſt trägt, wird mir aus tiefſter Seele 
zuſtimmen — ja, ja — ein Ziel, aufs innigſte zu wünſchen! 

Den Leſern der „Neuen Zeit“ dürfte die koloſſale Entwicklung bekannt jein, 
die das Erbe der „Redlichen Pioniere von Rochedale“ in Großbritannien ſeil 
einem halben Jahrhundert erfahren hat. Im Laufe dieſer Zeit wurden die 
engliſchen Konſumgenoſſenſchaften durch die Rieſenſummen der von ihren Mit: 
gliedern aufgeſpeicherten Dividenden in den Stand geſetzt, mehr als hundert 
tauſend Männer und Frauen in ihrer großartigen genoſſenſchafltlichen Eigen: 
produktion zu beſchäftigen und zwar zu den von den Gewerkſchaften der 
betreffenden Branchen feſtgelegten Lohn- und Arbeitsbedingungen, 
ohne die kapitaliſtiſche Ausbeuterkonkurrenz ſcheuen zu müſſen! 


| 
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Nicht im Programm der engliſchen Konſumgenoſſenſchaften war dieſe groß⸗ 
artige Entwicklung zur Eigenproduktion vorgeſehen — erſt die Macht der Ver⸗ 
hältniſſe — der ſtetig wachſende Geldüberfluß hat ſie auf dieſe 
ſegensreiche Bahn gedrängt! 

Wer aus der Geſchichte lernen will, wer die Erfahrungen anderer nutzen, 
ihre Quer⸗ und Seitenſprünge vermeiden will, geht zielklar und bewußt den 
ſelbſtgewählten Weg. Was uns in Deutſchland wie überall auf dieſem Wege 


für Möglichkeiten erſchloſſen ſind, erſieht man aber an dem, was die „Produktion“ 


0 


in Hamburg innerhalb vier Jahren, rein aus dem Nichts heraus, bei elenden 
Arbeitsverhältniſſen der übergroßen Mehrheit ihrer Mitglieder und dement⸗ 
ſprechend noch nicht ſehr großen Umſätzen, aufgebaut hat. 
ö Außer der Errichtung von 26 Verkaufsſtellen, ſechs großen Etagenwohn⸗ 
häuſern, einem dreiſtöckigen modernen Lagerbau, einer Kaffeeröſterei, einer 
Tiſchlerwerkſtätte, den Anfängen einer Schlächterei und eigenen Wurſtfabrikation 
kann die „Produktion“ auf die in dieſem Monat in Betrieb geſetzte, mit allen 
fortgeſchrittenſten techniſchen Einrichtungen ausgeſtattete Bäckerei hinweiſen, in 
der bei vollem Betrieb jährlich für zwei Millionen Mark Brot gebacken werden 
kann. — Man vergegenwärtige ſich, was bei zielklarem Weiterſchreiten auf dem 
Gebiet der Eigenproduktion die Konſumgenoſſenſchaften Deutſchlands mit ihren 
bald anderthalb Millionen Mitgliedern und ihren Rieſenüberſchüſſen heute 
ſchon aufbauen könnten — haben doch allein die ſächſiſchen Konſumvereine ſchon 
vor einige Jahren fünf Millionen Mark Jahresreingewinn erzielt und nach 
Speiſung der ſtatutariſch vorgeſchriebenen Reſerven und Abſchreibungen auch 
größtenteils als Dividenden wieder — ausgezahlt! 
Wer dieſe Möglichkeiten für die nächſte Gegenwartsarbeit erwägt, der muß ſich 
nur immer ſuchend umſehen nach Kräften, um das Drängendſte zu bewältigen! 
Und wenn man auf anderen Gebieten uns Frauen überall Steine in den 
Weg wirft, uns nicht heranlaſſen will zur Mitarbeit, wo man es den Männern 
nicht mehr verbieten kann — hat da zum Beiſpiel neulich der Herr Landrat 
in Greiz, nachdem er gnädig geſtattet hatte, daß am Gewerkſchaftsfeſt Frauen 
teilnehmen dürften, mir, einer Frau, nicht geſtattet, vor dieſen Frauen eine 
Feſtrede zu halten (I) — ich ſage, wenn man uns auf allen übrigen Gebieten 
niederhalten möchte — in der Genoſſenſchaft haben wir „Bürgerrecht“ — da 
können wir wirken, als Mitglieder, durch Wort und Beifpiel in der Pflege 
genoſſenſchaftlichen Geiſtes, und tauſend Fäden anknüpfen zur Förderung der 
großen, allgemeinen Weltbewegung, zu der heute die edelſten Geiſter aller 
Nationen der Erde mit ihren beſten Kräften in Literatur, in Kunſt 
und Wiſſenſchaft, unter Opfern und Selbſtverleugnung im Treu⸗ 
dienſt ſtehen! 
Wahrlich, er hatte recht, der ſchottiſche Delegierte, der beim Dresdener 
Genoſſenſchaftstag mit großer Wärme in ſeiner Mutterſprache zu uns ſagte: 
„Wir haben ein edles Werk zu tun!“ 
Wir dürfen jauchzen — wir am Aufbau, wie unſer Johannes Wedde 
jauchzte in ſeinen „Grüßen des Werdenden“: 
. . . „Schon ſieht man Pfeiler ragen, 
Das Hochgewölbe ſchließt ſich ſpat, 
Doch ſchließt ſich's, ſonder Fragen!“ 
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Das Programm des Zentrums. 
Von Kuguſt Erdmann. 


Nach den Reichstagswahlen, die uns ſo große Erfolge und den Gegnern 
ſo arge Enttäuſchungen gebracht haben, mußten wir wieder einmal vernehmen, 


daß die ſozialdemokratiſche Wählerſchaft nur aus „Mitläufern“ beſtehe, denen 


der Arger, die Nörgelſucht den roten Zettel in die Hand gedrückt habe. Nament⸗ 
lich die Zentrumspreſſe ward nicht müde in dem Verſuch, auf dieſe Weiſe die 
Erfolge der Sozialdemokratie zu verkleinern. Man las den grotesken Satz: 
Für keine Partei ſtimmten ſoviel Anhänger anderer Parteien wie für die Sozial⸗ 


demokratie. Merkwürdige Leute, die ihre Zugehörigkeit zur Zentrumspartei 


dadurch bekunden, daß ſie ſozialdemokratiſch wählen! 

Man hörte weiter, daß die ſozialdemokratiſchen Wähler nicht dem ſozial⸗ 
demokratiſchen Parteiprogramm zuliebe rot wählten, daß dieſes kaum einem 
unter hundert Wählern bekannt ſei. Nun weiß jeder, daß keine Partei ſo 
eifrig bemüht iſt, ihr Programm unter die Maſſe zu bringen wie die Sozial⸗ 
demokratie; daß kaum ein Stück Papier von der Sozialdemokratie ins Land 
hinausgeht, wo nicht das Programm entweder vollſtändig wiedergegeben, oder 
in einzelnen jeweilig zur Debatte ſtehenden Punkten erörtert oder erwähnt wird. 

Wie ſteht es nun aber mit den übrigen Parteien, wie ſteht es namentlich 


mit dem Zentrum, das nach obigen Außerungen ſeiner Preſſe beſonders 


kapitelfeſt, beſonders programmfeſt ſein müßte? Nun, die übrigen Parteien, 


zumal die Ultramontanen, hätten aus dem Grunde alle Veranlaſſung, derartige 
Vorwürfe gegen die Sozialdemokratie zu unterlaſſen, weil gerade ſie hinter dem 
Ofen ſitzen, wo ſie andere ſuchen. Die bürgerlichen Parteien, das Zentrum voran, 
müſſen beſtrebt ſein, ihr Programm zu verſchleiern, weil ſie gar keins haben. 

Es iſt das, zumal bei dem Zentrum, auffallend genug. Die Partei beſteht 


— wenn auch unter anderem Namen und mit einer kleinen Unterbrechung — 
ſeit Anfang der fünfziger Jahre im preußiſchen Abgeordnetenhaus, in ihrer 


jetzigen Form ſeit 1871 im deutſchen Reichstag. Das Bedürfnis nach einem 


Programm hat ſich von jeher auch in der Zentrumspartei, in der alten wie 9 
in der jetzigen, bemerkbar gemacht, aber bis heute iſt trotz aller Verſuche und 


Bemühungen ein ſolches Programm nicht zuſtande gekommen. 


Die Geſchichte dieſer Programmbeſtrebungen iſt für die Kenntnis der 


Zentrumspolitik von großem Nutzen, ſo daß es ſich lohnt, ein wenig näher 
darauf einzugehen. 


* * 
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Ende November 1852 traten 63 katholiſche Mitglieder der preußiſchen 
Zweiten Kammer unter Führung der Brüder Reichenſperger zuſammen zur 
Bildung einer geſchloſſenen Partei. Es war die „katholiſche Fraktion“, 


deren Geiſt erſichtlich wird, wenn wir die Zuſammenſetzung ihres Vorſtandes 


kennen. Es waren dies die Juſtiz⸗ und Regierungsbeamten Reichenſperger, 


Oſterrath und Rohden und die dem rheiniſch⸗weſtfäliſchen Adel angehörenden 


Graf Stolberg, Freiherr v. Waldbott und Wilderich v. Ketteler. Die Gründung | 


der neuen Partei erfuhr viel Anfechtung auch von Katholiken; manche blieben 


fern, andere lehnten ſich direkt auf gegen die konfeſſionelle Sonderſtellung der 
katholiſchen Mitglieder der Zweiten Kammer und wünſchten ihre Verteilung 
unter die übrigen Fraktionen. | 
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Pfülf kennzeichnet in ſeiner Biographie Hermanns v. Mallinckrodt die 
katholiſche Fraktion wie folgt: „Die Fraktion enthielt ſehr verſchiedene Elemente. 
Zwar fanden ſich da ganz überwiegend konſervative Elemente, allein im all⸗ 
gemeinen zeigten die rheiniſchen Abgeordneten im Durchſchnitt etwas mehr An⸗ 
lehnung an die liberalen Ideen, als den Weſtfalen lieb war; die Trierer jogar 
etwas Neigung zur Oppoſition; Rohden nahm unter den Weſtfalen ſelbſt eine 
Sonderſtellung ein und hatte, wie man ſagte, ſein eigenes Fraktiönchen. Das 
Schlimmſte an der Sache war das gegenſeitige Mißtrauen, indem die 
ſtreng konſervativen Elemente geneigt waren, in den Liberalen ſchon halbe 
Revolutionäre, umgekehrt jene in den Konſervativen der eigenen Partei ſelbſt— 
ſüchtige Junker und eingefleiſchte Reaktionäre zu ſehen. So gab es bei politiſchen 
Fragen manchen Familienkrakehl, und es bedurfte beſtändig großer Mäßi⸗ 
gung und Rückſicht von ſeiten der leitenden Perſönlichkeiten.“ 

Man ſieht: ein etwas eigenartiges Gebilde, dieſe „katholiſche Fraktion“; jo: 
gar nichts von jener chriſtlichen Liebe und Einigkeit, als deren Vertreter ihre 
Angehörigen doch gelten wollten. | 
Die katholiſche Fraktion führte den Untertitel: „zur Aufrechterhaltung der 
Verfaſſung, zur Wahrung der bürgerlichen und kirchlichen Freiheit“. Darin 
war ihre Aufgabe gekennzeichnet; ein beſonderes Programm wurde nicht 
aufgeſtellt. Das mußte ſchon, wie Paſtor in ſeiner Biographie von Auguſt 
Reichenſperger bemerkt, „deshalb unterbleiben, weil die Mitglieder der katho⸗ 
liſchen Fraktion in politiſcher Hinſicht ziemlich weit auseinader⸗ 
gingen.... In allen nichtkatholiſchen Dingen war es jedem Mitglied über⸗ 
laſſen, frei ſein Ja oder Nein in die Wagſchale zu legen.“ 

Blaald traten die Adeligen (Waldbott, Ketteler uſw.) aus und gingen zu der 
Rechten über; nach deren Ausſcheiden gewöhnte man ſich in politiſchen Kreiſen 
Berlins, die Mitglieder als „rheiniſche Liberale“ zu bezeichnen. Ihr „Programm“ 
ſtimmte, wie Paſtor bemerkt, in vielen Punkten mit dem der Linken über⸗ 
ein: „Feſthalten und Konſervieren der rechtsgültigen Verfaſſung, Streben nach, 
möglichſter Selbſtändigkeit der korßorativen Gliederungen, insbeſondere der 
Gemeinden, nach individueller Freiheit und möglichſter rechtlicher Gleichheit.“ 
Een feſtes Programm hatte die Fraktion auch jetzt nicht, denn 
ſelbſt nach dem Ausſcheiden der adeligen Elemente war ſie noch ein ſeltſam 
gemiſchtes Gebilde mit Vertretern höchſt verſchiedenartiger Intereſſen. Die 
Reichenſperger, die das Haupt der Fraktion blieben, hatten ſich in der Folge 
ſehr häufig noch über Schwierigkeiten und Zwiſtigkeiten in der Fraktion zu 
beklagen. 

Im März 1855 ſchrieb Auguſt Reichensperger an Montalembert: „Leider 
habe ich aus meinem hieſigen engeren Kreiſe diesmal auch Unerfreuliches zu 
melden. Provinzielle, teilweiſe auch wohl perſönliche Rivalitäten haben einen 
Riß in unſere katholiſche Fraktion gebracht.“ 

Geelegentlich der Wahlen wandte ſich Reichenſperger gegen die in katholiſchen 
Kreiſen herrſchende Neigung, „Piepmeyer“ aufzuſtellen und zu wählen, „die 
dann ſchlimmer ſind als honette unabhängige Proteſtanten“; er wandte ſich 
entſchieden gegen dieſe „Augenverdreher, die immer nach der Miniſterbank 
ſchielen oder zufällig Abhaltung haben, wenn es zum Klappen kommt; dieſe 
Geſellen können einem das ganze Geſchäft verderben.“ 

Der Charakter des heutigen Zentrums tritt, wie man ſieht, in ſeinem Vor⸗ 
gänger, der „katholiſchen Fraktion“ der fünfziger Jahre, ſchon deutlich zutage. 
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Wo wirtſchaftliche und politiſche Fragen in Betracht kamen, zeigte ſich die ganz 
Haltloſigkeit und Widerſinnigkeit des merkwürdigen Parteigebildes, das fie 
nicht anders zu halten wußte, als durch die Proklamierung der Freiheit i 
nichtreligiſen Angelegenheiten, das heißt durch vollſtändige Grundſatz⸗ un 
Programmloſigkeit. 

Nach den Wahlen im Jahre 1858 wurde in der Fraktion allen Ernſte 
darüber beraten, ob man ſich mit der Majorität vereinigen ſolle; nad 
erregten Debatten beſchloß man, beiſammen zu bleiben und nur den Name 
zu ändern. Man nannte ſich jetzt „Fraktion des Zentrums (katholiſch 
Fraktion)“. 

Als die Aufgabe der neuen Fraktion bezeichnete §S 1 des Statuts: „Vor 
beratung aller das Haus der Abgeordneten betreffenden Gegenſtände. Die Be 
ratung wird den Charakter der freundſchaftlichen Erörterung an ſic 
tragen und möglichſte Einigkeit erſtreben, unbeſchadet jedoch der Freiheit uni 
Unabhängigkeit jedes einzelnen Mitglieds in Anſehung ſeiner perſön 
lichen Überzeugung und des Ausdrucks derſelben im Hauſe der Abgeordneter 
wie innerhalb der Fraktion.“ 

Indeſſen, je mehr die politiſchen Verhältniſſe mit Eintritt der ſechzigen 
Jahre nach beſtimmter Stellungnahme des einzelnen wie der Parteien drängten 
deſto mehr ergab ſich die Unhaltbarkeit der jedem geraden und beſtimmten Weg 
ausweichenden Zentrumspolitik. Mitte der ſechziger Jahre befand ſich Di 
Fraktion in völliger Auflöſung. Die ſchwankende Haltung ihrer Mitglieder der 
wichtigen Fragen der Zeit gegenüber, ihr Streben, es weder mit der Regierung 
noch mit dem Volke zu verderben, hatte die Zentrumsfraktion um den Reft 
ihres Anſehens gebracht. Ihre Führer kandidierten nicht mehr oder wurden 
nicht wieder gewählt; die katholiſchen Wähler ſchlugen ſich zu den Fortſchrittlern 

Nach der Auflöſung des Abgeordnetenhauſes im Frühjahr 1862 verfaßte 
Auguſt Reichenſperger einen lebhaften Wahlaufruf; aber es half nichts: mit 
weniger als der Hälfte ihres einſtigen Beſtandes kehrte die Zentrumsfraktion 
in die Kammer zurück. N 

Man ſuchte dann das ſchwindende Anſehen wiederzugewinnen, indem man 
aus dem Namen der Fraktion die an die Konfeſſionalität erinnernde Neben: 
bezeichnung tilgte. Mallinckrodt ftellte einen dahingehenden Antrag und regte 
auch wieder einmal die Schaffung eines Programms an. Er entwarf im 
Verein mit A. Reichenſperger ein ſolches Programm, aber nach erregten 
Debatten kam man zu dem Beſchluß, die Frage über Programm und 
Statut einſtweilen auf ſich beruhen zu laſſen und ſich als parlamen⸗ 
tariſche Geſellſchaft ohne Statut und Programm zu konſtituieren durch Wahl 
eines Vorſtandes und Rendanten. 

Der Verfall des Zentrums war nun nicht mehr aufzuhalten. Im Jahre 1867 
war die katholiſche Fraktion verſchwunden. „Die Begeiſterung der Katho— 
liken erlahmte“, ſchrieb A. Reichenſperger, „als der Fortſchritt uns während 
der Konfliktszeit die Popularität abjagte.“ | 

* * 


Aus dieſer Zeit datiert noch ein weiterer Verſuch, ein Zentrumsprogramm 
zu ſchaffen. Im Jahre 1864 traten weſtfäliſche Katholiken in Soeſt zuſammen 
zur Beſprechung der politiſchen Fragen der Gegenwart, zur gegenſeitigen Be⸗ 
lehrung und Verſtändigung. Es wurde die Aufſtellung eines beſonderen Pro⸗ 
gramms angeregt und Mallinckrodt mit deſſen Entwurf betraut. Dieſer Ent⸗ 
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. betonte zunächſt die Notwendigkeit allſeitiger „Parität“, dann hieß es 
weiter: 

Inm Gemeindeleben ſei die wichtigſte Aufgabe das Hinarbeiten auf ſtär⸗ 
keres Bürgertum. Es ſei die ſchwere Frage, wie den Fabriken und dem 
Kapital gegenüber der Bürgerſtand zu ſchützen ſei. Man müſſe jede Gelegen— 
heit ergreifen, zumal um dem Handwerker zu helfen. Die Arbeiter 
ſtänden im Grunde nicht ſo ſchlecht, wie man oftmals annehme. 
Trotzdem aber ſolle man mit Nachdruck alles unterſtützen, was auf Sicherung 
der Arbeiterverhältniſſe hinziele. Es liege im allgemeinen Intereſſe, daß man 
der Induſtrie gerecht werde, ihr vollſtändiges Fehlen in der damaligen Kreis⸗ 
vertretung ſei ein Übelſtand, deſſen Beſeitigung wünſchenswert; aber auch nur 
gerecht ſolle man ihr werden, ſie keineswegs verhätſcheln. 

Dias iſt es, was Pfülf in ſeiner Mallinckrodt⸗Biographie über dieſes 
Zentrumsprogramm mitteilt, das übrigens nicht über das Entwurfsſtadium 
hinausgelangt iſt. Nach langen Debatten, die die Unmöglichkeit ergaben, ſelbſt 
innerhalb der weſtfäliſchen Katholiken zu einigenden Grundſätzen und Forderungen 
zu gelangen, beſchloß man, von Statut und Programm abzuſehen. 
Nichtsdeſtoweniger iſt der Entwurf deshalb intereſſant, weil er den 
Charakter der klerikalen Politik enthüllt. Die Forderung der Parität, die 
von jeher eine Hauptrolle bei unſeren Ultramontanen ſpielte, begreift ſich an⸗ 
geſichts der in der Tat beſtehenden Zurückſetzung der Katholiken in dem vor- 
wiegend proteſtantiſchen Preußen; dieſe Zurückſetzung in den öffentlichen Amtern 
erklärt auch das Vorwiegen der adeligen und bureaukratiſchen Elemente in der 
Zentrumsfraktion. | 

Der kleinbürgerliche Charakter des Zentrums ergibt ſich aus der Betonung 
der Notwendigkeit, dem Handwerkertum zu helfen; die Not der Landwirt⸗ 
ſchaft war damals noch nicht an der Tagesordnung; auf die Bauernpolitik 
iſt das Zentrum erſt ſpäter gekommen; ihr iſt es dann mit der Zeit in einem 
Maße verfallen, daß die Partei — wie ſich das beim jetzigen Zolltarif gezeigt 
hat — völlig agrariſiert wurde. 

| Am intereſſanteſten iſt die Anſicht der katholiſchen Politiker über die 
Arbeiterfrage. Mallinckrodt meint, die Lage der Fabrikarbeiter ſei nicht ſo 
ſchlimm, wie man gewöhnlich annehme. Und das im Jahre 1864, wo von 
Arbeiterſchutz ſozuſagen noch gar nicht die Rede war, wo in ganz Preußen drei 
Fabrikinſpektoren ihres Amtes walteten. Will man wiſſen, wie es dazumal 
mit den Arbeitern ausſah, muß man die Berichte eines dieſer Beamten, des 
N Fabrikinſpektors Pieper in Aachen, leſen, dieſer ſehr fromm⸗katholiſchen 
Stadt, wo Behörde, Unternehmertum und Geiſtlichkeit im Bunde bemüht 
waren, den humanen Beſtrebungen des Aufſichtsbeamten um Schutz der Arbeiter 
entgegenzuwirken. 

Wir wiſſen, daß die Verſtändnisloſigkeit, die Abneigung gegenüber ſozial⸗ 
politiſchen Maßnahmen wie allen Bemühungen der Arbeiter zur Beſſerung ihrer 
Lage dem innerſten Weſen des Zentrums, des Klerikalismus entſpricht, daß ſie 
auch überging in die nach 1870 neugegründete Zentrumsfraktion; erſt das 
Wachstum der Sozialdemokratie und die durch die ſozialiſtiſche Agitation hervor⸗ 
gerufene Auflehnung der chriſtlichen Arbeiter namentlich am Niederrhein nötigte 
das Zentrum, ſich mit Arbeiterpolitik zu beſchäftigen und den Forderungen der 
Arbeiter einige, wenn auch geringe Konzeſſionen zu machen. 
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Der Umſchwung der Dinge im Jahre 1870 rief die Katholiken wieder a 
politiſche Partei auf den Plan. Aber es ging auch das nicht ohne Widerſpru 
und Reibungen ab. Wer die Geſchichte der Gründung der Zentrumspartei ve 
folgt, der wird inne, wie wenig bei alledem das Volk beteiligt war. Nur d 
täppiſchen Politik Bismarcks darf man die Entſtehung der Zentrumspartei z 
ſchreiben; ohne das durch den Kulturkampf gegebene Motto: Schutz der Kirch 
wäre ein ſo widerſpruchsvolles Gebilde wie das Zentrum nicht zu denke 
geweſen. Wie ſich unter anderen Umſtänden die Geſtaltung unſeres Parte 
lebens vollzogen hätte, ob es für die Entwicklung der Dinge beſſer geweſe 
wäre, wenn wir keine Zentrumspartei gehabt, ſondern ſich deren Beſtandtei 
zu anderen Parteien geſchlagen hätten, das zu unterſuchen dürfte zu nicht 
weiter als unkontrollierbaren Mutmaßungen führen und daher recht übe 
flüſſig ſein. 

Im norddeutſchen Reichtstag hatte ſich neben den ſechzig Mann zählende 
Konſervativen zur Unterſtützung der Regierung unter Führung v. Savignys d 
freikonſervative Fraktion aufgetan, der namhafte Katholiken angehörter 
Graf Galen, Freiherr v. Loe, Pfarrer Thyſſen u. a. f 

Mallinckrodt gehörte mit konſervativen Hannoveranern (darunter Wind 
horſt), Oldenburgern, Schleswig⸗Holſteinern uſw. dem „bundesſtaatlich 
konſtitutionellen Verein“ an. ö 

Es koſtete große Mühe, im deutſchen Reichstag die zerſtreuten Element 
der Klerikalen zu ſammeln; das wußte niemand beſſer zu ſchätzen als di 
alten Führer. 

„Wir werden jedenfalls in der neuen Fraktion verdammt heterogene Ele 
mente zuſammenfinden“, ſchrieb im November 1870 Peter Reichenſperger. 

„Wenn wir nur einig bleiben“, meinte um dieſelbe Zeit fein Bruder Auguft 

Auch Mallinckrodt glaubte nicht an einen Zuſammenſchluß der verſchieden 
artigen Elemente. „Wie werden Sie es fertig bringen“, meinte er in einer ver 
traulichen Beſprechung zu Savigny, „daß Sie alle beiſammenhalten; Sie bringer 
ſie doch nicht unter einen Hut.“ | 

Windthorſt hielt fich bekanntlich geraume Zeit zurück, und erſt auf wieder 
holtes und feierliches Drängen angeſehener Katholiken verſtand er ſich zun 
Eintritt in die Zentrumsfraktion — was alles beweiſt, wie völlig es Bismare 
damals in der Hand hatte, durch klügeres Vorgehen dieſe Männer zu ge 
winnen, die alle recht königs⸗ und regierungstreu waren und ebenſo gern wi 
andere ihren Vorteil wahrgenommen hätten. 

Merkwürdig berührt bei dieſen Vorgängen die völlige Ausſchaltung de 
Volkes, der Wähler. Während die Partei das erſte ſein ſollte, der die Bildung 
der Fraktion zu folgen hätte, iſt beim Zentrum das Gegenteil der Fall: di 
Abgeordneten werden gewählt, weil ſie katholiſch ſind und der Pfarrer es vol 
der Kanzel verkündet; ſie gründen eine Fraktion und danach entſteht die Partei 
Dieſe aber erſt, als Bismarck durch ſeine Kirchenpolitik die Maſſen aufrüttelt 
und ſo den Zentrumsleuten das einigende Motto gab, durch das ſie die viel 
fach indifferenten und in ihren Intereſſen weit auseinandergehenden Element 
um ihre Fahne ſammelten. | 

So gelang es, die Zentrumspartei zu gründen; aber es gelang nicht, dieſen 
Partei ein Programm zu ſchaffen. Man begnügte ſich mit einigen Redensarten 
an deren Spitze das ſchöne Wort ſtand: Justitia fundamentum regnorum. Im 


übrigen lautete das Programm der Zentrumsfraktion des Reichstags: 


. 
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I.᷑. Der Grundcharakter des Reiches als eines Bundesſtaats ſoll gewahrt, 
demgemäß Beſtrebungen, die auf eine Anderung des föderativen Charakters 
der Reichsverfaſſung abzielen, entgegengewirkt und von der Selbſtbeſtimmung und 
Selbſtändigkeit der einzelnen Staaten und allen inneren Angelegenheiten nicht 
mehr geopfert werden, als die Intereſſen des Ganzen unabweislich fordern. 
2. Das moraliſche und materielle Wohl aller Volksklaſſen iſt nach Kräften 
zu fördern; für die bürgerliche und religiöſe Freiheit aller Angehörigen des 
Reiches iſt die verfaſſungsmäßige Feſtſtellung von Garantien zu erſtreben und 
insbeſondere das Recht der Religionsgeſellſchaften gegen die Eingriffe der Geſetz— 
gebung zu ſchützen. | 

4 3. Die Fraktion verhandelt und beſchließt nach dieſen Grundſätzen über alle 
in den Reichstag zur Beratung kommenden Gegenſtände, ohne daß übrigens 
den einzelnen Mitgliedern der Fraktion verwahrt wäre, im Reichstag ihre 
Stimme abweichend vom Fraktionsbeſchluß abzugeben.“ 

Mit dieſem Notbehelf, der bezeichnenderweiſe „Programm der Zentrums⸗ 
fraktion“, nicht der Zentrumspartei, genannt wird, iſt das Zentrum bis heute 
ausgekommen. Die in den beiden erſten Sätzen ausgeſprochenen Beſtimmungen 
| ſo nichtsſagend wie nur möglich, und was das Schönſte: fie werden im 
letzten Satze, der die Freiheit der Abſtimmung proklamiert, für den einzelnen 
wieder aufgehoben. 

Es wäre verkehrt, anzunehmen, daß ſich innerhalb der Zentrumspartei die 
Unzulänglichkeit eines ſolchen „Programms“ und das Bedürfnis nach einem 
wirklichen, feſtumſchriebenen Programm nicht geltend gemacht hätte, aber die 
Verwirklichung ſcheiterte an der Unmöglichkeit, die Intereſſen von Kapital und 
Arbeit, von Arm und Reich, von Unternehmer und Arbeiter, von Induſtrie 
und Landwirtſchaft, von Handwerk und Großbetrieb, von all den verſchieden— 
artigen Gruppen, Schichten und Klaſſen, die das Zentrum zuſammenſetzen, 


1 
1 
Fig 


Wesen des Zentrums; er entſpricht der Natur einer Partei, die vom wirt⸗ 
ſchaftlichen und politiſchen Standpunkt ein Monſtrum, ein Widerſinn iſt, die 


deshalb auch nur Beſtand haben kann, ſolange die Unaufgeklärtheit der Maſſen 
ac, um ſich durch die wirkliche oder vermeintliche Gefährdung der Religion 
hinwegtäuſchen zu laſſen über die viel wichtigere Gefährdung ihrer wirtſchaft⸗ 
lichen und politiſchen Intereſſen. 

Daß ſich innerhalb der Zentrumspartei das Bedürfnis nach einer program⸗ 
matiſchen Feſtlegung der grundſätzlichen und praktiſchen Beſtrebungen geltend 
machte, ergibt ſich aus den mancherlei Verſuchen, ein ſolches Programm zu 


ITm Februar 1871 ſchon hatte Biſchof Ketteler ein politiſches Programm 
entworfen, das er unter dem Titel: „Die Katholiken im Deutſchen Reich“ 1873 
bei Kirchheim in Mainz im Drucke erſcheinen ließ. Ketteler entwarf dieſes 
Programm auf die Anregung von einer ungenannten Seite hin: in einem 
an dieſe Seite gerichteten, der Schrift beigegebenen Schreiben heißt es: 


„Ich glaube nicht, daß jetzt ſchon die Zeit da iſt, um an ein definitives 


— 


Programm für alle Katholiken in Deutſchland zu denken. Dazu gehen unſere 
Anſichten wohl noch zu weit auseinander, und nur die großen Ereigniſſe, 
in deren Entwicklung wir uns befinden, werden imſtande ſein, allmählich all 
die Hinderniſſe zu beſeitigen, welche jetzt noch einer politiſchen Vereini— 
gung der Katholiken vielfach entgegenſtehen.“ 

> ; 


programmatiſch zu vereinigen. Der Mangel eines Programms gehört zum — 
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Ketteler faßte ſeinen Entwurf nur „als entfernte Vorarbeit für jenen Zweck 
auf, als einen „Beitrag zur ſpäteren Löſung dieſer Aufgabe“. Indeſſen Kettele 
hat umſonſt gearbeitet. Die Aufgabe, ein Zentrumsprogramm zu ſchaffen, i 
nicht gelöſt worden, als das Zentrum noch ſtark und einig war, ſie wird nich 
gelöſt werden, wo das Zentrum zu wanken beginnt, wo die Intereſſengegenſätz 
nicht mehr vertuſcht werden können, wo der unnatürliche Zuſammenhalt nu 
noch zu behaupten iſt durch fortgeſetze Konzeſſionen und Charakterloſigkeiten 
die mehr und mehr aber gerade das Gegenteil deſſen erreichen, was ſie er 
reichen ſollen: ſtatt Einigung und Klärung — Verwirrung und Zwieſpalt. 

Es würde zu weit führen, den umfangreichen Programmentwurf Ketteler 
zu erörtern; im allgemeinen entſprach er den Anforderungen, die man an en 
Parteiprogramm ſtellen kann. Unter den ſozialpolitiſchen Forderungen finde 
ſich der Maximalarbeitstag; auch der Wegfall der Steuern auf di 
notwendigſten Lebensmittel wird gefordert — bekanntlich Dinge, worar 
das Zentrum von heute nicht mehr gern erinnert ſein will. 

Ein intereſſanter Verſuch zur Aufſtellung eines ſozialpolitiſchen Programme 
für die Zentrumspartei wurde Mitte der neunziger Jahre unternommen. Dei 
damals in Köln amtierende Kaplan Dr. Oberdörffer veröffentlichte in de 
von ihm herausgegebenen „Korreſpondenz für die geiſtlichen Präſides katholiſchen 
Vereinigungen der arbeitenden Stände“ ein „katholiſch⸗ſoziales Programm“ 
Soweit es ſich auch von radikalen Forderungen frei hielt, ſo erfuhr Dieles Pro 
gramm in Zentrumskreiſen doch vielfache und heftige Anfechtung. In eine 
gegen dieſe Angriffe gerichteten Erklärung ſchreibt Oberdörffer: 

„Es iſt wohl niemals ein Programm ſo lange, ſo eingehend und von je 
vielen Fachautoritäten beraten worden, wie dieſes. Alle katholiſchen Then: 
logen, welche ſich wiſſenſchaftlich eingehender mit ſozialen Fragen beſchäftig 
haben, mit Ausnahme von ein paar Herren, haben mitgetan. Nachden 
zwei Jahre lang umfangreiche ſchriftliche und mündliche Verhandlunger 
ſtattgefunden hatten, wurde das Material mit großer Umſicht und Vorſich 
geordnet. Kein Geringerer als der gelehrte PD. Aug. Lehmkuhl hat dann mi 
dem Herausgeber der Kölner Korreſpondenz unter Zuziehung von Theologe 
und Laien, welche ſich mit den einzelnen Fragen beſonders befaßt hatten, tage 
lang jeden einzelnen Satz ſorgfältig wieder und wieder geprüft, bis endlich das 
Programm in ſeiner jetzigen Geſtalt zuſtande kam. Außer den drei hervor: 
ragendſten Jeſuiten, welche die ſozialen Fragen zu ihren Spezialſtudien 
gemacht haben, und den bedeutendſten Gelehrten der übrigen religiöſen 
Orden auf ſozialem Gebiet wurde es von einer Reihe durch ihr ſoziales Willen: 
rühmlich bekannter Laien und Geiſtlichen unterzeichnet und der Offentlichkei 
übergeben. Dasſelbe wurde dann zweimal von befreundeter Seite dem heilig 
Vater privatim vorgelegt, welcher erklärte, daß der erſte, grundlegende 
Teil, insbeſondere die korporative Organiſation der Geſellſchaft nach Berufs⸗ 
ſtänden mit Intereſſenvertretung bei der ſtaatlichen Geſetzgebung, ganz und gar 
ſeinen Ideen entſpreche, daß er aber über den zweiten Teil, die beſonderen 
Forderungen, nicht urteilen wolle, weil ſie in die Landespolitik eingriffen. | 
Programm wurde dann offiziell vorgelegt, und es erfolgte das huldvolle Schreiben 
durch den Kardinalſtaatsſekretär Rampolla, welches ſich ganz im Sinne jener 
privaten Unterredung ausdrückte. Nach alledem wird wohl niemand in Abrede 
ſtellen können, daß kaum je ein auktoritativeres katholiſches Pro⸗ 


gramm zuſtande kommen dürfte. Zudem wird auch jeder, der ſich nicht ganz 


Auguſt Erdmann: Das Programm des Zentrums. 689 
oberflächlich mit ſozialer Wiſſenſchaft befaßt hat, zugeben müſſen, daß das Pro⸗ 
gramm weiter nichts iſt, als eine Zuſammenſetzung der allgemein an— 

erkannten Sätze der katholiſch-ſozialen Wiſſenſchaft.“ 

Trotzdem ſich alſo Oberdörffer für ſein Programm, deſſen Kritik wir uns 
hier verſagen müſſen, auf die höchſten und bedeutendſten Autoritäten, auf die 
Gebote der „katholiſch⸗ſozialen Wiſſenſchaft“ ſelbſt berufen konnte, fand es 
keinen Anklang unter ſeinen Glaubens- und Parteigenoſſen. Es iſt anfangs 
bekämpft, dann todtgeſchwiegen worden, heute redet kein Menſch mehr davon; 
es gehört zu den hiſtoriſchen, aber darum deſto intereſſanteren Dokumenten 
der klerikalen Arbeiterpolitik. | 
Das Zentrum hat nicht erfüllt, was Oberdörffer bei der Schaffung des 
katholiſch⸗ſozialen Programms ſchrieb: „Hoffentlich wird das Zentrum den 
Entwurf wenigſtens in deſſen weſentlichen Punkten als ſein Programm an- 
nehmen. Denn die elfte Stunde hat geſchlagen und es iſt mehr als 
Zeit, daß man den arbeitenden Ständen klipp und klar ſagt, was 
[man will.“ 

Später, im Jahre 1898, in einem Vortrag vor Bonner Studenten, iſt 
Oberdörffer auf ſeine Programmbeſtrebungen zurückgekommen. Er beklagte 

den geringen Erfolg der katholiſchen Arbeitervereine und ſagte: 

„Der Grund iſt nicht ſchwer zu finden. Es fehlt uns ein klares, ſozial— 
politiſches Programm ..., wonach in den Vereinen gearbeitet wird. Vor 

einigen Jahren iſt erſt ein ſolches entworfen worden. Aber die politiſche Partei, 

auf welche unſere Vereine angewieſen ſind, will nichts von einem ſolchen 

Programm wiſſen. Mit ſchönen Reden aber über die Vortrefflichkeit des 

allgemeinen Programms (?) der Zentrumspartei: „für Wahrheit, Freiheit und 

Recht“ und über die allerdings ſehr großen (?) Verdienſte des Zentrums um 

die Arbeiterſchutz⸗ und Verſicherungsgeſetzgebung kann man an einem Abend 

in gemiſchter Verſammlung ſtürmiſche Bravos erzielen, aber nicht auf die 

Dauer eine nach Sozialreform, ſtrebende Arbeiterwelt gewinnen 


erden. Die Quadratur des Kreiſes wird eher gefunden, als man die Auf⸗ 
abe löſt, die Politik des Zentrums, das vom Kompromiß, vom Kuhhandel, 
om Umfall lebt, programmatiſch feſtzulegen. Das Zentrum weiß erſt, was 
zu tun hat, wenn ſeine Schmuſer bei der Regierung vorgeſprochen haben. 
der Zylinderhut des Herrn Spahn verkörpert das Zentrumsprogramm. 
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Je mehr ſich einerſeits mit der zunehmenden Aufklärung bei den Maſſen 
die Einſicht in die Notwendigkeit einer folgerichtigen und zielbewußten Politik, 
andererſeits beim Zentrum infolge ſeiner widerſinnigen Zuſammenſetzung die 
Unmöglichkeit einer ſolchen Politik geltend macht, deſto eher dürfen wir darauf 
rechnen, das Zentrum zu überwinden. | 

Schon einmal hat der politiſche Klerikalismus — in Preußen wenigſtens — 
aus dem öffentlichen Leben weichen müſſen: in den ſechziger Jahren, wo es 
galt, Farbe zu bekennen, und die ultramontanen Politiker dazu nicht den Mut 
fanden. Damals mußte das Zentrum dem Liberalismus weichen. Es kam 
in den ſiebziger Jahren wieder auf, weil der Liberalismus ſeine Popularität 
nicht zu behaupten wußte, und Bismarck die Klerikalen in die Oppoſitions⸗ 
ſtellung drängte, wo ſie wider ihre Natur volkstümliche Politik treiben und 
ſich die verlorene Popularität wieder ſichern konnten. u: 

Heute hat die Sozialdemokratie die Führung im politiſchen Leben. Ihre 
Macht, ihr Anſehen, ihre Popularität iſt in ſtetigem und unaufhaltſamem 
Steigen begriffen; die Werbekraft des Zentrums iſt erloſchen, es hält ſich künſt⸗ 
lich, durch Aufgebot alter Jahrgänge, auf dem bisherigen Wählerbeſtande, und 
ſeine parlamentariſche Stärke verdankt es der ungerechten Wahlkreiseinteilung, 
dem Bündnis mit der Kirche, der Unaufgeklärtheit der Maſſen. 

Indeſſen alles das wird nicht hindern, daß langſam aber ſicher die Sozial⸗ 
demokratie über das Zentrum den Sieg davon trägt. „Die Begeiſterung der 
Katholiken erlahmte, als der Fortſchritt uns während der Konfliktszeit die 
Popularität abjagte“, ſchrieb ſeinerzeit Auguſt Reichenſperger. 

Heute iſt es die Sozialdemokratie, die dem Zentrum mit Erfolg die Popu⸗ 
larität ſtreitig macht und der Partei der Programm- und Charakterloſigkeit 
die Popularität endgültig abgewinnen wird. 

Von der Niederlage in den ſechziger Jahren konnte ſich der Klerikalismus 
wieder erholen; von der Niederlage, die dem Zentrum die Sozialdemokratie 
beibringen wird, gibt es keine Auferſtehung mehr. | 


Über Radium und die radioaktiven Körper. 
Von Dr, Otto Liebknecht. 


Während das vergangene Jahrhundert kurz vor ſeinem Scheiden zwei ge 
waltige Probleme der techniſchen Chemie — die Darſtellung von Schwefelſäur 
nach dem Kontaktverfahren und die Fabrikation von künſtlichem Indigo — de 
Vollendung entgegenführte, ſtellte es die exakten Naturwiſſenſchaften, die Chemi 
in gleicher Weiſe wie die Phyſik, durch Entdeckung von Tatſachen, die faſt an 
Wunderbare grenzte, vor die Enträtſelung neuer Geheimniſſe, deren Schleie 
auch jetzt noch des Aufhebens harrt: die Entdeckung der Becquerelſtrahlen 
in deren Erforſchungsverlauf man zur Auffindung des Radiums und der radio 
aktiven Körper nebſt deren Eigenſchaften gelangte. 5 

Der franzöſiſche Forſcher H. Becquerel entdeckte im Jahre 1896, daß Salz 
des Urans, desjenigen Elementes, dem bisher das höchſte Atomgewicht zukam 
die Eigenſchaft beſäßen, eine ganz beſondere Art von unſichtbaren Strahlen 
auszuſenden, die die Luft für Elektrizität leitend machten, opake Körper 31 


durchdringen imſtande waren, auf die photographiſche Platte wirkten und den 
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Baryumplatincyanürſchirm, den ſogenannten Leuchtſchirm, zum Leuchten brachten. 
Man fand nun auch, daß die Intenſität, mit der dieſe Strahlen, nach ihrem 
Entdecker Becquerelſtrahlen genannt, den einzelnen Uranpräparaten entſtrömten, 
dem Gehalt an Uran in den einzelnen Präparaten proportional war, das heißt 
mit größerem Gehalt an Uran wuchs. Von Frau S. Curie, die im Verein 
mit ihrem Manne P. Curie ſich um die weitere Bearbeitung dieſes Gebiets 
außerordentlich verdient gemacht hat und noch macht, wurde aber die auffallende 
Tatſache feſtgeſtellt, daß von Uranerzen, vor allen dem Uranpecherz, auch 
Pechblende genannt, in weit ſtärkerem Maße Becquerelſtrahlen ausgeſandt 
werden, als ihrem Urangehalt entſpricht. Hierdurch wurde der Gedanke an- 
geregt, in dieſen Verbindungen ein neues Element, oder neue Elemente, an⸗ 
zunehmen. Von den zahlreichen Elementen, die man als die Verurſacher der 
Becquerelſtrahlen anſah, wie das Polonium und Radium, die von Curie, 
das Aktinium, das von Debierne, und das Radioblei, das von Hofmann 
entdeckt wurde, hat ſich bisher nur das Radium als wirkliches Element mit 
chemiſch wohl definierten Eigenſchaften behauptet. | 
Man fand nun weiter, daß einer großen Anzahl von Subſtanzen die Eigen⸗ 
ſchaft der Becquerelſtrahlung zukommt und man faßte alle dieſe Körper als 
„radioaktive Subſtanzen“ zuſammen, was eben bedeuten ſoll, daß dieſe 
Körper aktiv im Sinne des an Stärke der Strahlung unübertroffenen Radiums 
(S das Strahlende) ſind. Da man des weiteren fand, daß alle möglichen 
Körper durch Berührung mit radioaktiven Subſtanzen oder auf andere Weiſe 
radioaktiv, wenn auch nur vorübergehend, werden, ſo unterſchied man zwiſchen 
natürlich und künſtlich⸗ radioaktiven Körpern. Dem Uran, das ſchon oben 
erwähnt, und dem Radium, dem, wie neueſte Forſchungen wahrſcheinlich ge— 
macht haben, ein noch höheres Atomgewicht zukommt als dem Uran, ſchloſſen 
ſich das Radioblei, das Wismuth⸗Polonium und das Thorium-Akti— 
nium als natürlich⸗ radioaktive Subſtanzen an. 

Die Unterſuchungen hauptſächlich über das Thorium durch die engliſchen 
Forſcher Rutherford und Soddy, beſonders den erſteren, führten dieſe zu 
Theorien, die geeignet erſcheinen, weites Aufſehen zu erregen und die wir 
uns genauer betrachten wollen. Durch geeignete Behandlung von Thorium— 
ſalzlöſungen gelang es, das Thorium in einen radioinaktiven und einen 
radioaktiven Teil zu ſpalten, und während nun der radioaktive Teil, der 
durch Salmiakgeiſt nicht fällbar iſt, allmählich an Radioaktivität einbüßt, 
wird der radioinaktive Teil wieder radioaktiv. Die Aktivität erzeugt ſich alſo 
von ſelbſt und Rutherford, der auch beim Uran dieſelben Verhältniſſe fand 
— er bezeichnete die jeweils abgeſchiedenen aktiven Teile als Thorium X (Th X) 
und Uran & (U X) —, faßt die Reſultate dieſes Teiles ſeiner Unterſuchungen 
dahin zuſammen, daß Radioaktivität die Außerung einer inneratomigen 
Umwandlung iſt. Wie man bei den Kathodenſtrahlen, die von Hittorf und 
ECrookes gefunden und unterſucht wurden, feſtgeſtellt hatte, beſtand die Strah— 
lung aus einer Entſendung von winzigen materiellen Teilchen, die, weit 
kleiner als die bisher angenommenen kleinſten Atome, negativ elektriſch ge— 
laden waren und die Bezeichnung Elektronen erhielten. Von einem Forſcher der 
Elektronen wurde deren Größe bildlich jo angegeben, daß fie ſich verhielte zu der 
des Bazillus wie die des Bazillus zu der der Erdkugel. Man könnte ſagen, daß die 
er kane ängſt verlaſſene Newtonſche Emiſſionstheorie des Lichtes, nach der kleine mit 
ungeheurer Geſchwindigkeit ſich von der Leuchtquelle fortbewegende Körperchen die 


und Xenon, auf der Jahresverſammlung der „Society of Chemikal Industry“ 
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Träger des Lichtes find, in ihrer Anſchauungsweiſe wieder zu einer gewiſſen Gel 
tung gelangt ſei. Auch die Radioaktivität, die nach ihren anfangs ſkizzierter 
Eigenſchaften ſowohl mit den Kathoden- als auch Röntgenſtrahlen große Ahnlich, 
keit hat, iſt ſtets von einer Emanation materieller Körperteilchen von der um: 
gefähren Größenordnung der Elektronen und zwar proportional ihrer Intenſitä 
begleitet. Als wichtigſten Beweis für die Richtigkeit ihrer Theorie führen die 
engliſchen Forſcher folgende Verſuche an: legt man an das eine Ende einer 
Röhre radioaktive Subſtanz, zum Beiſpiel Thorium, und an das andere Ende 
eine radioinaktive Subſtanz, ſo kann man dadurch, daß ein Luftſtrom von der 
radioaktiven Subſtanz durch die Röhre nach der radioinaktiven Subſtanz führt 
letztere aktivieren, das heißt künſtlich radioaktiv machen (ſiehe oben). Kühl 
man nun die Röhre durch flüſſige Luft auf ungefähr 130 bis 150 Grad Kälte 
ab und leitet nun einen Luftſtrom in gleicher Richtung wie oben hindurch, ſo 
konnte keinerlei Induktion, wie man dieſe Art der künſtlichen Radioaktivierung 
nannte, nachgewieſen werden. Nahm man nun die radioaktive Subſtanz weg 
und erwärmte das Rohr auf die Anfangstemperatur, ſo wurde beim Durch⸗ 
leiten von Luft durch die Röhre die am anderen Ende vorgelegte Subſtan; 
radioaktiv. Durch die hohe Kälte waren alſo die kleinen Teilchen im Rohre 
kondenſiert worden, während ſie ſich beim nachherigen Erwärmen verflüchtigten 
und radioaktivierend wirkten. Erwähnt mag noch werden, daß es Curie und 
Debierne angeblich gelang, die emanierenden Körperchen in Form einer winzigen 
Menge Gaſes zu iſolieren, das von ſo ſtarker Wirkung war, daß das Glas, in 
dem es aufgefangen war, geſchwärzt wurde. Weitere Unterſuchungen konnten 
wegen der geringen Menge des Gaſes nicht angeſtellt werden. 

Wie in den Elektronen der Kathodenſtrahlung, hat man es auch bei den 
Emanationskörperchen radioaktiver Subſtanzen mit Bauſteinen der Natur zu 
tun, die noch viel winziger ſind an Maſſe als die bisher bekannten kleinſten 
Atome, die des Waſſerſtoffs. Die Emanationskörperchen gewinnen dadurch be⸗ 
ſonderes Intereſſe, als ſie Bruchſtücke ſind von noch nicht in die Gleichgewichts⸗ 
lage gelangten Atomen. Es iſt bezeichnend, daß gerade die Elemente mit größtem 
Atomgewicht wie Radium, Uran, Thorium, Wismuth und Blei radioaktive 
Wirkung ausüben, daß alſo in den Elementen, in denen die größte Menge 
von Emanationskörperchen — als Atomteilchen betrachtet — angeſammelt ſind, 
ſich am ſchwierigſten die Gleichgewichtslage herſtellt. Dieſe Anſicht läßt ſich 
auch dahin formulieren, daß der Urſtoff (= Emanationskörperchen?) bei der 
Anhäufung zu Atomen Energie verliert, aber um ſo weniger, je größer die 
Anhäufung iſt. Für dieſe müſſe demnach eine Grenze exiſtieren, ſo daß das 
periodiſche Syſtem der Elemente auch als ein Geſetz über die Anhäufung des 
Urſtoffs zu betrachten iſt. Bei der Gleichgewichtslage tritt Zerfall ſolcher Elemente 
ein, das heißt bei der Grenze der Anhäufung von Urſtoff zu Atomen tritt 
eine Zerſetzung der Atome in Urſtoff ein. Dieſe Zerſetzung geht nun unter 
beträchtlicher Wärmeentwicklung vor ſich, wie man am Radium ſchon feſtſtellte; 
allerdings kann die Wärme auch durch Umwandlung einer anderen Energie in 
Wärme zuſtande kommen. Vor wenigen Tagen berichtete Sir William Ramſay, 
der Entdecker der neuen Beſtandteile der Luft wie Helium, Argon, Neon, Krypton 


in Bradford, es ſei ihm der Nachweis gelungen, daß von Radium oder durch 
das von dieſem ausgeſandte Gas (ſiehe oben) fortgeſetzt Helium erzeugt werde, 
eine Erſcheinung, für die bis jetzt keine befriedigende Erklärung möglich ſei. 
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Es ließe ſich höchſtens annehmen, daß das Helium einen ſehr ſtabilen Gleich⸗ 
gewichtszuſtand, eine Schar Emanationskörperchen darſtellt, der bei der Klein⸗ 
heit des Atomgewichtes von Helium leicht erreichbar iſt, welcher Auffaſſung 
allerdings das nur verhältnismäßig geringe Vorkommen des Heliums in der 
Atmoſphäre entgegengeſtellt werden kann. 

Inwieweit dieſe geiſtreiche Theorie, die die alte Proutſche Hypotheſe vom 
Waſſerſtoff als Urelement, aus dem alle anderen Elemente zuſammengeſetzt ſeien, 
in veränderter Geſtalt wieder aufleben läßt, den weiteren Entdeckungen auf 
dem Gebiet der radioaktiven Körper ſtandhalten wird, läßt ſich natürlich heute 
noch nicht ſagen. Immerhin iſt die Möglichkeit der Umwandlung der Elemente 
ineinander durch Ramſays Beobachtung, an deren Richtigkeit wohl nicht zu 
zweifeln iſt, nicht als undenkbar von der Hand zu weiſen. Wir ſtehen darum 
möglicherweiſe im Beginn einer neuen Epoche der wiſſenſchaftlichen Chemie. 
Wir wollen aber nicht unerwähnt laſſen, daß dieſe Theorien nicht ohne Wider⸗ 
ſpruch geblieben ſind, wenn auch die Körperlichkeit der radioaktivierenden Wir⸗ 
kung, alſo die Exiſtenz der Emanationskörperchen (die Glas nicht zu durch⸗ 
dringen vermögen und ſich diffus verbreiten, etwa wie der Riechſtoff einer Pflanze), 
von keiner Seite beſtritten wird. 

Kehren wir nun auf den Boden der Tatſachen zurück. Die Fähigkeit der 
Becquerelſtrahlen, die übrigens ſämtlich, wie neueſte Arbeiten von Becquerel und 
Rutherford ergaben, durch den Magneten aus ihrer geradlinigen Bahn ab- 
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lenkbar find — eine Eigenſchaft, die fie mit den Kathodenſtrahlen im Gegen⸗ 


ſatz zu den Röntgenſtrahlen gemein haben —, die Luft für Elektrizität leitend 
zu machen, haben wir ſchon eingangs erwähnt. Wie intenſiv die Leitfähigkeit 
der Luft durch die Becquerelſtrahlen reſpektive Emanationskörperchen radioaktiver 
Subſtanzen wird, zeigt folgendes Experiment: Bläſt man durch ein Blasrohr, 
in dem ſich geringe Mengen eines aktiven Körpers befinden, nach einem einige 
Meter entfernt ſtehenden geladenen Elektroſkop, ſo entlädt ſich dieſes augen⸗ 
blicklich und die Schenkel des Elektroſkops fallen zuſammen. Das Elektroſkop 
iſt bekanntlich ein Apparat zum Nachweis von Elektrizität, beſtehend aus einem 
ſenkrecht iſoliert angebrachten Metalldraht, an deſſen oberen Ende ſich eine Metall⸗ 
kugel befindet und an deſſen unteren Ende zwei Streifen von Blattgold be- 
feſtigt ſind. Lädt man nun den Apparat mit negativer oder poſitiver Elektrizität, 
jo ſpreizen ſich ſofort die beiden Schenkel aus Blattgold auseinander, da zwei 
Körper, die mit gleicher Elektrizität, zum Beiſpiel poſitiver, geladen ſind, ein⸗ 
ander abſtoßen. Entzieht man dem Elektroſkop die zugefügte Elektrizität, ſo 
legen ſich die beiden Goldſtreifen wieder aneinander. Dieſe Entladung geſchieht 
bei unſerem Experiment durch die infolge Einwirkung der Emanationskörperchen 
leitend gewordene Luft. ö 
Man wird leicht einſehen, daß dieſe außerordentlich intenſive Wirkung für 
die elektriſchen Verhältniſſe unſerer Atmoſphäre von weitgehendſter Bedeutung 
ſt. Deutſche Forſcher, Elſter, Gieſel und Geitel, haben dies Gebiet beſonders 
ingehend bearbeitet und dabei das intereſſante, jedoch nach den oben mit⸗ 
geteilten Funden nicht jo ſehr überraſchende Reſultat feſtgeſtellt, daß die Luft 
n geringem Maße radioaktiv iſt. Ein auf hohe negative Spannung gehaltener, 
n freier Luft befindlicher langer Kupferdraht zeigte, ins Laboratorium zurück⸗ 
gebracht, deutliche Aktivität, die ſich allerdings bald wieder verlor. Rieb man 
en aktiven Draht mit einem mit Salmiakgeiſt befeuchteten Läppchen ab, ſo 
bar dieſes radioaktiv geworden, während der Kupferdraht dieſe Eigenſchaft ver⸗ 
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loren hatte. Die Luft iſt um fo ſtärker radioaktiv, je durchſichtiger fie für de 
menſchliche Auge iſt. Für die Theorie des Gewitters, des Nordlichtes m 
ſonſtiger elektriſcher Elementarerſcheinungen find dieſe Funde von größter B 
deutung, doch ſind die Anſichten hier noch keineswegs genügend geklärt. Mö 
licherweiſe kann einmal die Eigenſchaft radioaktiver Körper, die Luft zu eine 
guten Leiter der Elektrizität zu machen, praktiſche Anwendung für den Ausglei 
atmoſphäriſcher Elektrizität mit der der Erde finden. 

Kurz erwähnt ſeien noch die phyſiologiſchen Wirkungen der Radiumſtrahl 
reſpektive Radiumemanationen. Die Haut wird unter ihrem Einfluß total ze 
ſtört, es entſtehen ſchmerzhafte, ſchwer heilende Wunden. Das Zentralnerve 
ſyſtem wird ſo ſtark affiziert, daß junge Meerſchweinchen in tetaniſche Krämf 
verfallen, die bis zum Tode führen können, wenn man eine Glasröhre, 1 
Radium enthält, über ihre Wirbelſäule bringt. Auch auf Bakterien und Pflanz 
wirken die Strahlen vernichtend. Die bakterizide Eigenſchaft hat ſchon namha 
erfolgreiche Anwendung in der Medizin gefunden, ſo wurde von Dr. Macken 
Davidſon vom Charing⸗Croß⸗Hoſpital in London Naſenkrebs mit Radiu 
ſtrahlen mit der Wirkung behandelt, daß die Krebserſcheinungen verſchwande 
Ein ähnlicher Fall wird aus Wien gemeldet, während in Königsberg Typhi 
Cholera und Milzbrandbazillen in 16 bis 48 Stunden durch Radiumſtrahl 
abgetötet wurden. Man ſieht auch hier ein weites Feld der Forſchu 
das für die Zukunft noch reiche Ernte verſpricht, ſo daß außer der Phyſik u 
Chemie auch die Medizin regſten Anteil nimmt an den Ergebniſſen, mit den 
die Erforſchung radioaktiver Erſcheinungen uns in ihrem weiteren Verlauf üb 
raſchen wird. 
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Fin buch vorgeſchichte 
des modernen Induſtriearbeiters in deutſchland. 
Von Franz Diederich (Dresden). 
(Schluß.) 


Demutsvoll bis zur Unterwürfigkeit, das iſt eine weſentliche Eigentümli 
keit des deutſchen Kleinbürgers. Sie iſt ein Produkt der Geſchichte dieſer Kla 
Das in die Enge gebannte Erwerbsleben zwang, den materiellen Vorteil 
jeden Preis zu ſuchen: das iſt die Wurzel der übelbeleumundeten Bedient 
haftigkeit. Duckender Gehorſam wurde auch Fiſcher eingebläut. Das iſt v 
leicht auch die Urſache, wie er es ſechzehn Jahre lang in dieſem Stahl 
aushalten konnte. Seine Geduld iſt übergroß. Er iſt auch leicht eingeſchüchte 
wenn jemand ihn anſchnauzt, beruhigt er ſich, auf ſein Recht verzichtend, | 
eigene Koſten. Bis dann endlich doch die Kraft zum Ausharren zu Ende 
Als er feine Steuern nicht zahlen kann, rüttelt es ihn zurecht. Er hat e 
religiöſe Viſion; er ruft zu Gott und der gibt ihm einen Rat. Darin ji 
das bemerkenswerte Wort: „So du der ſein willſt, der du biſt, ſo werde 
ſein, der ich ſein werde.“ Er fühlt, daß er im Grunde genommen mehr 
als er war. Er ſteckt im Elend, er weiß es. Wenn er das Stahlwerk verlé 
muß er wieder fechten gehen; er iſt völlig blank. „Da ſann ich darauf, 
ich mit einiger Ehre wieder aus dem Miſthaufen herauskäme, in welchen 
allmählich geraten war.“ Und er geht hin, haut, wie ihm fein Gott gebot, 
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in der Werkſtelle die Form auf den Tiſch und ruft laut: „Hier Schwert des 
Herrn und Gideon! Ich will monatlich über hundert Mark verdienen! Hier 
iſt keine Ordnung! Hier muß man ja bei der Arbeit verrecken!“ Natürlich 
wird ihm ſofort gekündigt. Aber ihm — dem Manne, der vor dem Hunger 
ſteht! — iſt „ganz plötzlich frei und leicht und wohl“. Die „ſchreckliche jahre- 
lange Spannung“ weicht mit einemmal von ihm. Aber nun zeigt ſich auch, 
wie weit entfernt er von einem Verſtändnis dieſer neuen Produktionswelt iſt, 
in der er ſeine beſte Kraft verbrauchte. Daß „etwas nicht in Ordnung“, fühlte 
er. Nun will er den Feind greifen, der ihn betrogen; er ſucht den Feind in 
Geſtalt eines — perſönlich ſichtbaren Gegners. Daß es ein ganzes Syſtem 
iſt, das ihm die Krallen um den Hals gelegt, dieſe Einſicht iſt ihm verwehrt, 
der wie der unzufriedene Handwerksgeſell ſeinen Handel mit dem Handwerks 
meiſter ausmachen will. In den Bureauzimmern des Ingenieurs und des 
Direktors kommt er nicht zu Worte, er wird, als er kaum begonnen, an die 


| 
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ei Luft geſetzt und ruft nun von draußen dem Direktor feine Meinung zum Fenſter 
hinauf. Maurer ſchaffen in der Nähe, ſie hören ihn und geben halbverſteckt 
Zeichen des Beifalls. Das nimmt er als Genugtuung. Es freut ihn. In 
dieſem kleinen Vorfall ſteckt ſo etwas wie Symbolik. Doch Fiſcher ſagt nicht, 
ob ihm dieſer Vorfall mehr als ein perſönliches Wohlgefühl gegeben. Es iſt 
aber auch nicht anzunehmen, daß es der Fall geweſen. 

Die Arbeiterverhältniſſe um ihn her kannte Fiſcher genau, aber er wußte 
weder die wirtſchaftlichen noch die politiſchen Schlüſſe daraus zu ziehen. Er 
hat das Mißgeſchick gehabt, in ein Gebiet verſchlagen zu werden, in dem noch 
heute die politiſche Rückſtändigkeit der Arbeiterſchaft nicht gering iſt. So blieb 
er in ſeiner beſten Lebenszeit der Berührung mit den modernen ſozialen Ideen 
entzogen. Er war, als er nach Osnabrück kam, kein Politiker, kein Zeitungs⸗ 
leſer. Bei den Wahlen von 1871 und 1874 iſt er ratlos; er wählt gar nicht. 


| 
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Er fühlt ſich als Preuße und als Evangeliſcher. Das gibt ihm in dem welfiſch— 
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katholiſchen Gebiet ein Gefühl der Iſoliertheit. Dem Adel fühlt er ſich ſehr ab⸗ 
geneigt. Die Bürgermeiſter hat er auch im Magen. Alle dieſe Merkmale deuten 
auf den kleinbürgerlichen Geſichtskreis, und in dieſen paßt auch ſeine noch heute 
unerſchütterte Ehrfurcht vor der weltlichen Autorität des Kaiſers. Er erlebte 
die Zeit des Kulturkampfes in einem vorwiegend katholiſchen Orte. Die kon⸗ 
feſſionellen Kämpfe brachten ihm inſofern erregte Tage, als ein katholiſch⸗ 
fanatiſcher Meiſter Verſuche macht, ihn aus der Werkſtätte hinauszubeißen. An 
den Kämpfen ſelbſt nahm er nicht teil. Sie mußten aber natürlich die Wirkung 
haben, ihm den Weg, der aus ſeinem politiſchen Indifferentismus herausführen 
konnte, noch mehr zu vermauern, als das ohnehin ſchon der Fall war. Fiſcher 
iſt der Arbeiter, der auf der Vorſtufe der Entwicklung zum Klaſſenbewußtſein 
ſtehen geblieben iſt. 
| So gibt ſich in großen Zügen Inhalt und Schlußfolgerung der Denk— 
würdigkeiten dieſes Arbeiters. Der Ertrag iſt wahrlich nicht gering. Von vielen 
Seiten her kann man an den Inhalt herantreten, überall gibt das Buch wertvolle 
Antworten. Es iſt ſeiner Rolle als Dokument für die kulturhiſtoriſche Kenntnis 
gewiß. Weil aber die Tendenzen des kapitaliſtiſchen Syſtems, die dem Arbeiter 
Fiſcher Leben und Arbeit vergällten, nichts weniger als reſtlos überwunden 
find, wird das Buch auch ſeine Aufgabe als Waffe in den Kämpfen der Gegen- 
wart finden. Das zeigt ſich ſchon jetzt. Und weiter weckt das Buch allerhand 
ſozialpolitiſch und ſozialgeſchichtlich wichtige Fragen, die Fiſcher unbeantwortet 
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läßt, weil er fie fich nicht zu ftellen vermochte. Die Sozialpolitiker werden es 
kaum verſäumen, ſich mit Fragen an ihn zu wenden, und das wird ſeine 
Früchte tragen. Denn Fiſcher iſt ein Mann, der zu antworten weiß und 
— das bedenke man ſtets — der gefragt ſein will. 


III. 


Der Stil! das Buch iſt wie geſprochen geſchrieben. Gar keine Künſtelei iſt 
an die Dinge herangebracht. Sie ſind in Wort und Satz gegeben, wie ſie 
wiederbelebt ſich vor der Erinnerung abſpielen, in ſteter Entwicklung, Moment 
einfach an Moment gereiht und in gemächlicher Beſchaulichkeit aufgenommen. 
Aber die Beſchaulichkeit iſt innigſte Anteilnahme: Fiſcher hängt mit ganzer 
Seele an den Dingen, die er erzählt; ſie ſind ihm Ereigniſſe geweſen. Sein 
Auge ſieht — immer muß man das feſthalten — kleinbürgerlich; er hat nicht den 
weiten Geſichtskreis moderner Lebensauffaſſung, die ſtatt des einen Mittelpunktes, 
den die Perſönlichkeit des Betrachters ſelber abgibt, viele und unzählige Mittel⸗ 
punkte der Weltbetrachtung kennt. Fiſcher ſieht weſentlich die Dinge, die ihn 
perſönlich näher angingen, die entweder durchaus ſeine Angelegenheit waren 
oder doch ſeinen materiellen Intereſſenkreis berührten. Der Mittelpunkt ſeiner 
Welt iſt ſeine Perſon, aber in dieſer Beſchränkung nimmt er die Einzelheiten 
der Erſcheinungen mit größter Schärfe auf. Er ſieht nicht durch das Medium 
einer Idee, ſondern mit dem Realismus der Unmittelbarkeit, der das Kopieren 
liebt, aber nicht nur das Kopieren der äußeren Form, ſondern auch der ein 
fachen äußeren Linie der Bewegung. 

Dieſe kleinbürgerliche Art gibt ſeiner Ausdrucksweiſe das ungemein Gerade 
gibt ihr etwas Lapidares! Seine Berichte und Charakteriſtiken ſind von draſtiſcher 
Plaſtik. Mit ein paar Strichen find Situationen und Geſtalten lebendig ge: 
zeichnet. Zwiegeſpräche find niedergeſchrieben, die voll ſtärkſter dramatifcher 
Kraft ſtecken. Göhre jagt, Fiſcher ſei ein Dichter ohne Kunſt, erſt recht ohne 
Routine. Dies Urteil übertreibt nicht. Wenn Künſtlerſchaft ſich in der Fähig⸗ 
keit offenbart, Wirklichkeit in ihren lebendigſten Wirkungen und natürlichſten 
Formen aus Werken des Geiſtes und der Hand zum Menſchen ſprechen 3 
laſſen, dann iſt Fiſcher oft genug an den Grenzen der Künſtlerſchaft angelangt 
Seine ſchlicht verfahrende Darſtellung erreicht ſie nicht nur in Augenblicken 
ſondern auch im lang ausgeſponnenen Bilde. Solche ungewollte Kunſt weh 
geradezu köſtlich aus der Szenenreihe, in der geſchildert iſt, wie Fiſcher, va 
Stahlwerkarbeiter, der wochentags in Staub und Unmut ſchwer ſchaffen muß 
ſeinen Sonntag in Feld und Flur als einſamer Wanderer und ſtiller Ang 
verbringt. Die Stimmung diefer Sonntagsvergnügungen iſt echt, und fie ifl 
eigenartig, weil neue, bisher kaum beachtete Farbtöne in fie eingegangen find, 
Woher fie ſtammen? Der immerhin eigenartige Antrieb, die Natur zu fuchen, 
der natürlich die Schritte eigenartig lenkt und alles in beſonderem Lichte er⸗ 
ſcheinen läßt, und dann die ſchriftſtelleriſch ganz unverbrauchte Perſpektive, aus 
der das Buch die Wirklichkeit in ſo neuer Weiſe ſieht, das iſt's, was hier bis 
ins Künſtleriſche hinein Wirkung tut. | 

Das vornehmlichſte Leſebuch der Knabenzeit Fiſchers war die Bibel. Göhre 
leitet aus dieſer Tatſache eine Deutung des Stiles ab, in dem die Denkwürdig⸗ 
keiten geſchrieben ſind. Es ſei die Sprache der Lutheriſchen Bibel, die der 
Mann ſchreibe. Der Einfluß wird ſicher nicht zu beſtreiten ſein; aber die 
Sprache der Lutheriſchen Bibel in ganzer Höhe iſt es nicht. Man geht ſicherer, 


Franz Diederich: Ein Buch Vorgeſchichte des modernen Induſtriearbeiters. 697 


wenn man die Beziehung zu den Wandlungen der Volksſprache ſeit der Zeit, 
da Luthers Schreibſtil aus ihr hervorging, ſucht. Der Stil Luthers iſt ent- 
ſchieden von reicherer Fülle. Er wurzelte in einer Zeit, wo das Städtebürger- 


tum in breiter Schichtung noch Kraft beſaß, — ſoziale Kraft. Fiſchers Stil 


iſt nicht reich an Wendungen, er hat bei aller Lebendigkeit etwas Erſtarrtes. 
Wenn man ihm auch niemals die Beweglichkeit trotz der Armut an ſatz⸗ 
formenden Mitteln beſtreiten kann, ſo iſt ſie doch weſentlich eine kriechende 
Beweglichkeit, die wenig Aufflug kennt. Gleicht ſie in dieſer Eigenſchaft wirk⸗ 


lich der Sprache des deutſchen Bürgertums vor dreihundert Jahren? An 


Luthers Sprache gemeſſen, keineswegs. Beachtet man nun, daß Fiſchers Familie 


ſogar aus der mansfeldiſchen Heimat Luthers, aus Luthers Geburtsort Eisleben 
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ſtammt — jein Großvater war obendrein gleich Luthers Vater Bergmann —, 
ſo darf man in Fiſchers Sprache immerhin engere Beziehungen zu der Volks⸗ 


ſprache vermuten, von der Luthers Stil ausging. Deutet Fiſchers Sprache auf 


eine Fortentwicklung im Sinne der Verfeinerung hin? Schwerlich. Im Mans⸗ 
felder Seekreis gibt es äußerſt plauderfrohe, unterhaltſame Leute. Mit emſigen 
Erzählern iſt auch Fiſcher in ſeiner Knabenzeit in Berührung gekommen und 
er ſelber iſt ein Erzählertalent. Aber die unzulängliche Schulbildung konnte 
ſeine Ausdrucksweiſe nicht reicher machen, weder in Form noch Mitteln. Die 
bürgerliche Stagnation in Deutſchland laſtete durch drei Jahrhunderte nament⸗ 
lich auf den kleinen Ortſchaften und hier natürlich auf der geiſtigen Schulung. 


Fiſcher bekam ſie in verſchärfter Heftigkeit zu koſten, denn einmal war ſeine 


Familie in ſeinen beſten Knabenjahren in kleinſten Neſtern zu wohnen verdammt 
und dann fiel obendrein das Elend handwerklichen Niederganges mit voller 
Wucht auf ſeines Vaters Geſchäft. So haben ſchlimme ſoziale Urſachen die 


geiſtigen Anlagen Fiſchers der ſyſtematiſchen Entwicklung beraubt, und doch 


4 


beſaßen ſie Kraft, ſich in einer Weiſe zu offenbaren, daß es Göhre drängte, 
an Luthers Stil zu erinnern. 
Fiſcher hat, auf ſein abſolut ſicheres, ſcharfes Gedächtnis verweiſend, ſeinem 
Herausgeber wiederholt bedeutet, daß alles in ſeinen Erinnerungen nieder: 
geſchriebene Wahrheit ſei. So iſt es erſtaunlich, welche Fülle von Einzelheiten 


feine Erinnerung aufbewahrt. Unzählige kleine Dinge und Züge ſind mitgeteilt, 
die nur der Tauſendſte ſich merkt, weil ſie an ſich keine Bedeutung zu haben 


ſcheinen; in dem Zuſammenhang, in dem Fiſcher ſie nennt, ſind ſie freilich nicht 
gleichgültig. Will man die Gabe Fiſchers, dieſe Einzelheiten jahrzehntelang zu 
merken, recht verſtehen, ſo mag man auch hier ſich daran erinnern, wie in der 


kleinbürgerlichen, kleinſtädtiſchen Welt, wo der Glockenſchlag ſoviel Gleichmaß 


in den Verlauf der geſellſchaftlichen Angelegenheiten bringt, der Blick not⸗ 
gedrungen auf die kleinen differenzierenden Momente dreſſiert werden mußte. 


In der kleinbürgerlichen Neugier rebelliert die von jenem Gleichmaß gezeugte 
Langeweile gegen ſich ſelbſt. Fiſcher alſo hat dieſen ungemein ſcharfen Blick 
für das Kleine und Kleinſte, er iſt ein großartiger Beobachter und ein durch 
den Gegenſatz von Theorie und Praxis im kleinbürgerlichen, von geſellſchaft⸗ 


licher Heuchelei vollgeſpickten Leben frühzeitig geſchulter kritiſcher Kopf. Seine 


Kritik iſt nicht gallig, ſie hat eine Ader äußerſt geſunden Humors, die auch in 


den ärgſten Situationen nicht verſagt. Freilich iſt dieſer Humor nicht ganz 
ungefährlich: plötzlich, mitten im größten Ernſte, kann ihn ein kleiner Gegen- 


ſtand, der irgend eine drollige Erinnerung wachruft, in eine Laune verſetzen, 
die ganz und gar dem Ernſte widerſpricht, die Konzentration ſeiner Gedanken auf 
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einen wichtigen Punkt zerſtört und fo feine Aktionskraft lähmt. Der Galgen 
humor, der ſich dem Knaben wohl als natürliches Gegenmittel gegen die ſchmäh 
liche, unſinnige, eben von Kindsköpfen in ihrer Unſinnigkeit zu durchſchauende 
Behandlung in Haus, Schule und Lehre entwickelte, kann für den Erwachſenen 
nun ſehr ſchlimme Früchte tragen. So iſt der Humor Fiſchers ein Extrem 
In der Schilderung des Erlebten wird er aber zum würzenden Mittel. Es i 
überaus charakteriſtiſch, wie oft der Vergleich ihn auslöſt. Wir haben es hie 
mit einem ſtillen, feſten Humor zu tun, deſſen Pointen ganz ungezwungen fid 
aus Erlebtem ergeben und die ſich nicht vergeſſen, weil ſie in der Regel ei 
Stück wertvoller Lebenserfahrung verkörpern. Es ſind keine künſtlich heraus 
geklaubten oder in die Dinge hineingezwängten Pointen, um witziger Effekt 
willen erſonnen, ſie beſtehen vielmehr recht eigentlich nur, weil fie die Luft a 
einem Ereignis, das die Perſon Fiſchers berührte, zum Ausdruck bringen. 
Den Zuſammenhang der großen Fülle an Einzelheiten ſtellt die hinter al 
den Vorgängen als Erlebender ſtehende Perſönlichkeit des Autors her. Lediglich 
ſie, nicht irgend eine eingewobene Idee, die das Buch etwa zu einem lehrhaften 
moraliſtiſch wirkenden Werke machen ſoll. Glücklicherweiſe iſt es nicht ſo, dem 
das würde nur den Glauben an die objektive Wiedergabe des Mitgeteilter 
beeinträchtigen. Vor Fiſchers Augen ſteht kein höheres ideales Ziel, das feine 
Blick beſtimmt, und auch das macht ihn zum leidenſchaftsloſen, humoriſtiſchen 
Berichter. Das Zeug, ſich eine ſolche höhere Idee aus innerer Notwendigkei 
zu wählen, ſteckte auch nicht in ihm. Dem war der Boden, aus dem er ſtammte 
ganz und gar nicht günſtig: man moraliſiert nicht mehr, wenn alles verloren 
iſt. Philoſophiſche Tröſtungen gegen ſein ſoziales Elend ſuchte Fiſchers Vater 
nicht; allem Ideenleben der vormärzlichen Zeit ſtand er fern und die frei 
religiöſe Bewegung der märzlichen Zeit wies er mit ſolcher Unerſchütterlichkei 
von ſich, daß kein Menſch mehr Brot von ihm kaufen mochte. Seine Exiſten; 
ging drauf, aber er blieb altgläubig: die Bibel mußte ihm in höchſter Be 
drängnis Troſt bringen, und das ging auf den Sohn über. Außer dem religiöſer 
Gefühl ſcheint ein perſönliches Innenleben für ihn gar nicht zu exiſtieren. We 
ſteht wohl in dem Buche das Wort Seele? Man erinnert ſich wirklich nicht 
Kommt es darin vor, dann höchſtens in religiöſem Zuſammenhang. Und if 
es nicht kennzeichnend, daß Fiſcher — er iſt Junggeſelle geblieben — kein Wor 
über ſein Verhältnis zum weiblichen Geſchlecht verliert? Aber hier brauch! 
man ſich nur zu erinnern, wie in der kleinen bürgerlichen Geſellſchaftsſchich 
über das, was ſchicklich iſt und was nicht, höchſt verſchrobene Begriffe exiſtieren 
Die Prüderie dieſer Schicht iſt extrem entwickelt, und daß Fiſcher an die 
Eigenſchaft wohlgemeſſen Anteil hat, ergibt ſich unzweideutig daraus, daß er 
ſich einmal ſogar geniert, im Arbeitsbureau auf die Frage, was ihm fehle, 
zu ſagen, daß ihm der Maſtdarm ausgetreten ſei; ebenſo wünſcht er mit offen: 
bar gequältem Empfinden, daß die Schweſter im Krankenhaus ihn ja nicht 
nach ſeinem Leiden fragen möchte. So wie dieſe Seite ſeines Weſens deutet 
auch das übrige ein Blick auf die kleinbürgerliche Sphäre ſeiner Herkunft. 
Dieſe Sphäre war die unterſte im Bürgertum, dort ſich breitend, wo der 
materielle Kampf jedem weitergehenden geiſtigen Intereſſe die Luft abklemmt. 
Hier war zuletzt wohl gar das Hoffen und Reden von beſſeren künftigen Tagen 
für immer geſtorben, dieſes Hoffen, das in den oberen, vom Verderben noch 
nicht gepackten kleinbürgerlichen Schichten einſtweilen den Peſſimismus noch 
nicht als letzten Tröſter zu ſich lud. Wo aber der Untergang beſiegelt war 
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dort wurde allen Dingen der Umwelt, ſoweit ſie notgedrungen beachtet werden 
mußten, nur die eine Frage geſtellt: inwiefern ſie materiell nützen könnten. 
8 Fiſchers Vater iſt im Grunde eine Natur, die ihr Gewerbe redlich treiben 
will; das bringt ihn nur um ſo ſchneller herunter. Dieſe Redlichkeit iſt auf 
den Sohn übergegangen. Wie jener will auch dieſer das Nützliche auf red⸗ 
lichem Wege gewinnen. Das iſt der Kern ihres Ideenlebens, das inſofern 
eben nicht mit vollem Rechte das „Leben ohne Idee“ genannt werden kann. 
Die Idee im Lebenskampf Fiſchers iſt der intenſive Gegenſatz, in dem er 
ſich zu all den Dingen befindet, vor und in die ſein Leben ihn ſtellt. Es iſt 
eine ſonderbare, ſeiner eingeborenen Moral beſtändig widerſprechende Welt, 
mit der ſich dieſer Mann nur mit äußerſter, faſt ſcheuer Selbſtbeſcheidung und 
feiner ſtarken Doſis Galgenhumor notdürftig abzufinden vermag. Natürlich iſt 
das Fazit immer und endlich, daß er der Geprellte iſt. Er beſitzt die Moral 
einer geſchichtlich welk gewordenen, verſinkenden Schicht, eine Moral, die in 
dieſer Zeit des Überganges zur kapitaliſtiſchen Produktion durchaus nicht ohne 
weiteres in die Wirklichkeit paßte, weil ſie der Selbſterhaltung geradezu 
entgegenarbeitete. Es ſteckt geſellſchaftlich nützliche Ethik in manchem Satze 
dieſer chriſtlichen Moral, aber ohne die Vorbedingungen, die der proletariſche 
Klaſſenkampf organiſierend ſchaffen will, bleiben dieſe Sätze für den Lohn⸗ 
fklaven des Kapitals taubes Korn. Fiſcher hat als Induſtriearbeiter nicht 
einmal eine Ahnung von dieſen Vorbedingungen gehabt. Er weiß bloß Einzel⸗ 
heiten zu packen und vereinzelt in Vergleich zu bringen, aber ſie unter höherem 
Geeſichtspunkt zu einer klärenden Einheit zuſammenzufaſſen, das iſt ihm nicht 
gegeben. Zeitungsleſer iſt er nicht, die ſozialiſtiſche Lehre ſcheint nicht zu 
ihm gedrungen oder ihn nicht tiefer berührt zu haben, und den Weg aus 
Eigenem zu finden, das verhinderte ſeine in den Verhältniſſen des kleinbürger⸗ 
lichen Betriebs unentrinnbar ſtecken gebliebene Anſchauungsart; ſie verſperrte 
ihm offenbar den Weg. Und doch ſcheint er der Grenze bis auf einen letzten 
Schritt nahegekommen zu ſein. Die Anordnung des Stoffes iſt auffällig genug. 
Die großen Abſchnitte und Titel hat zwar Göhre — in verdienter Weiſe — 
hineingebracht, aber die Aufreihung und innere Gruppierung ſtammt von 
Fiſcher ſelbſt. Da aber iſt es äußerſt bemerkenswert, daß er bei Darſtellung 
ſeiner Zeit als Induſtriearbeiter der chronologiſchen Anordnung entſagt und 
ungezwungen, wie die Erinnerung eines dem anderen aſſoziiert, nach ſozialen 
Momenten gruppiert. Es ſcheint da immer nur ein einziger Satz — ein letzter 
Schritt — zu fehlen, um den Mann zur klärenden ſozialiſtiſchen Schlußfolge⸗ 
rung zu bringen. Aber der Satz fehlt, und das zeigt die Schranken an, 
die dem Urteilen Fiſchers durch die fortwirkende Macht ererbter Klaſſen⸗ 
anſchauungen geſetzt ſind. 

Noch eine Frage, die mir von Wert ſcheint: Weshalb ſchrieb Fiſcher dieſes 
Buch? Was trieb ihn zu dieſer Arbeit? Schade, daß er nicht ſelber auf dieſe 
Frage eingegangen iſt. Daß er, der halbinvalide Proletarier, die Muße zu 

ſolcher Arbeit hat, das allein erklärt weder Plan noch Luft, ſie in Angriff zu 
nehmen. Man muß ſchon anderswo nach dem Antrieb ſuchen. Ausdrücklich 
wird verſichert, daß keinerlei Anregung von außen her den Anlaß gab, lediglich 
alſo ein innerer Drang im Spiele war. Daß er ohne moraliſtiſche Tendenz, 
ohne Tendenz überhaupt geweſen — das Buch beweiſt es von der erſten bis 
zur letzten Seite —, das betonte ich ſchon. Es iſt ein ganz perſönliches 
Erlebnisbuch. Sein Weſen bezeugt aber ein intenſives Verwachſenſein des Ver⸗ 
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faſſers mit der Welt, die ihm perſönlich gehörte, deren Mittelpunkt ſeine Perſon 
gebildet. Über dieſe Welt iſt er Herr, in ihr kann er mit ſeinen denkenden 
und empfindenden Mitteln ſchalten wie er will. Über die Grenzen dieſes un⸗ 
veräußerlichen Eigentums hinaus hat er keinerlei Beſitzanrecht oder Herrſcher⸗ 
titel erwerben können, echt ein Proletarier. In den Kreis dieſes eingeengten 
Idylls iſt keinerlei moderne revolutionierende Idee eingebrochen. Er ging nie 
in das große Leben draußen geiſtig ein, und das gerade erklärt, weshalb er 
ſo feſt an dem Ererbten halten konnte, und weshalb er ſeine Erinnerungswelt, 
ob ſie gleich von Trübſal und Not übermäßig beladen iſt, ſo ſehr liebt, daß 
er den Mut hat, in langdauernder Arbeit ihre Bilder aufzuzeichnen und ſo 
noch einmal durchzuempfinden. Er ſteckt tief in den kleinbürgerlichen Gewohn⸗ 
heiten, aber in dieſem Punkte hat er ſie doch durchbrochen. Die Loslöſung von 
der ſozialen Schicht, in der die Sucht, nach außen hin mehr zu ſcheinen, als 
man in Wirklichkeit war, begreifliche Lebensklugheit darſtellte, dieſe ſoziale Los⸗ 
löſung hat ihn jene Scheu, die für ihn zwecklos geworden, überwinden laſſen. 
Er iſt da wirklich ein weißer Rabe. Aber hier zeigt ſich auch, daß er ſich trotz 
ſeines Eintauchens in die „große Maſſe“ doch ein Stück Individualität bewahrt 
hat, das ihn über den Durchſchnitt erhebt. Freilich, das beſte Stück iſt in ihm 
nicht zur Entwicklung gelangt: ſeine Individualität iſt frühzeitig geknickt und 
ausgehungert worden; er hat ſein Lebtag ſchwer darunter leiden müſſen, und 
in dieſer Hinſicht iſt er ſicherlich „Teilerſcheinung einer großen Maſſe“ geweſen. 
Die Generation von Arbeitern, die Fiſchers Erfahrungen im Daſeinskampf 
teilte, iſt durch die Entwicklung im weſentlichen überholt worden. Die Gene⸗ 
ration, die heute das Gros der Arbeiterklaſſe bildet, ſieht anders in die Welt. 
An die Stelle der Dulder, die nicht aus noch ein wiſſen, ſind trotzige Kämpfer 
gerückt. An einer kleinen Tatſache, die man überall in den Redaktionsſtuben 
der Arbeiterblätter in gleicher Weiſe erlebt haben wird, läßt ſich der Fortſchritt 
im Denken der Arbeitermaſſen erkennen. Auch heute ſchreiben Arbeiter Erinne⸗ 
rungen aus ihrem Leben, die ihnen beſonders wertvoll dünken, nieder. In der 
Regel iſt es bloß ein Ereignis, das ſie den Arbeiterblättern zur Veröffentlichung 
ſenden, und immer lautet der Titel: Wie ich Sozialdemokrat wurde! Dieſe 
Schilderungen begannen ſich vor etwa anderthalb Jahrzehnten zu drängen, alſo 
ſeit der Zeit, da es wieder eine Arbeiterpreſſe in Deutſchland geben durfte, und 
dieſe Zeit beginnt wenige Jahre nach dem Zeitpunkt, bis zu dem Fiſchers Auf⸗ 
zeichnungen reichen. Dieſe Generation, eine Stufe über der Generation Fiſchers 
ſtehend, hat ſich in nicht geringem Teile aus der Gefolgſchaft bürgerlicher Par⸗ 
teien losgelöſt, um nach links abzuſchwenken. Heute tritt ſchon wieder eine 
weitere Generation von Maſſen auf den Plan, und dieſe kennzeichnet ſich da⸗ 
durch, daß ſie mit ihrem erſten politiſchen Schritte ſofort in die Bataillone der 
Sozialdemokratie eintraten. Vorläufer dieſer jüngſten Generation hat es ſchon 
zu Fiſchers Zeiten gegeben, aber damals waren ſie ſelten wie edle Steine und 
Fiſcher fand keinen davon oder erkannte den Wert ſeines Fundes ſo wenig, 
daß er ihn nicht als ein Ereignis empfand, für das ſein Gedächtnis ſeine Kraft 
hergab. Aber auch das ſtempelt ſein Buch zu einem Dokument. Zu einem 
hiſtoriſch wertvollen Dokument ſogar. | 
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Literarifche Rundſchau. 


Dr. med. J. Wurm, Die Pflege der Augen im geſunden und kranken Zuffand. 

Mit einem Anhang: Ratgeber für die Berufswahl Schwachſichtiger nebſt An⸗ 
leitung zur Unterſuchung der Augen. Berlin 1903, Verlag von C. M. Arthur 
Müller & Co. 


| 

| 

| Trotz der großen Bedeutung geſunder und normalſichtiger Augen für die aller⸗ 
meiſten Berufe liegt die Hygiene dieſes wichtigſten Sinnesorgans noch ſehr im argen. 
| Schuld daran trägt vielfach die Unkenntnis, die bei dem großen Publikum über die 
ö 
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| 
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zahlreichen Schädigungen, die zu Augenerkrankungen führen, noch herrſcht. Eine 

gemeinverſtändliche Darſtellung der Pflege der Augen iſt daher gewiß zu begrüßen. 
Allerdings bietet eine Populariſierung gerade der Augenheilkunde einige befondere 
Schwierigkeiten, infolge deren die glückliche Löſung dieſer Aufgabe nicht gerade 
einfach iſt. Denn einmal iſt eine auch dem nicht naturwiſſenſchaftlich Vorgebildeten 
verſtändliche Erklärung des Baues und der Funktionen der Augen, die doch 
wenigſtens auf einige der wichtigſten Tatſachen der Dioptik eingehen muß, recht 
ſchwierig, und dann erwächſt gerade auf dieſem Gebiet noch mehr als auf jedem 
anderen dem populär⸗mediziniſchen Schriftſteller die Pflicht, dem Leſer zwar ein 
| deutliches Bild der wichtigſten Krankheiten des Organs zu entwerfen, ihm dabei 
aber auch verſtändlich zu machen, daß er dann noch lange nicht ſich ſelbſt kurieren 
| kann, da gerade an den Augen das Selbſtkurieren die ſchlimmſten und irreparabelſten 


Schäden verurſacht. 
Dieſe ſchwierige Aufgabe hat der Verfaſſer obiger Schrift recht gut gelöſt. Denn 
er gibt nicht nur eine zwar kurze, aber genügende und deutliche Beſchreibung der 
Anatomie des Auges und der Phyſiologie des Sehens, ſondern er geht auch in ver- 
N ſtändlicher und klarer Sprache auf die wichtigſten Krankheiten und ihre Urſachen 
ein, wobei er mit Recht die dem Laien erkennbaren Symptome der bedeutungsvollſten 
Krankheiten eingehend beſchreibt, alle unwichtigen und dem Laien doch nicht erkenn⸗ 
baren Tatſachen aber, ebenſo wie die Behandlung, gar nicht oder nur flüchtig berührt. 
So beſpricht er die Erkrankungen des Augenhintergrundes mit Recht gar nicht, 
während er zum Beiſpiel auf die fo überaus wichtigen gonorrhoiſchen Erkrankungen 
der Augen Neugeborener, die auch ein Laie erkennen kann, ausführlich eingeht. 
Was aber nach unſerer Anſicht den größten Wert des Büchleins ausmacht, das 


iſt, daß der Verfaſſer in einem Anhang die Anforderungen, die die verſchiedenen 
Berufsarten an die Augen ſtellen, kurz zuſammenſtellt. Eltern, die ihre Kinder 
einem Beruf, der angeſtrengtes Sehen notwendig macht, zuführen wollen, ſei das⸗ 
ſelbe daher beſonders empfohlen. Dr. G. Wagner. 


| Felix Auerbach, Das Zeiß-Werk und die Karl Jeiß-Stiftung in Jena. Ihre 
wiſſenſchaftliche, techniſche und ſoziale Entwicklung und Bedeutung, für weitere 
Kreiſe dargeſtellt. Jena 1903, Verlag von Guſtav Fiſcher. 124 Seiten 8°. 


| Die optiſche Werkſtätte von Karl Zeiß und das Glaswerk Schott und Genoſſen 
in Jena ſind in den letzten Jahren, ſeitdem ſie ganz, beziehungsweiſe zum Teile von 
dem letzten alleinigen Beſitzer Profeſſor Abbe in eine unperſönliche Stiftung um- 
gewandelt wurden, oft Gegenſtand öffentlicher Erörterung und Kritik geweſen. In 
erſter Linie kamen hierbei die ganz eigenartige Organiſation der Betriebe ſelbſt in 
rechtlicher Beziehung und die umfaſſende Weiterbildung des induſtriellen Arbeiter: 
rechtes in Frage; daneben verſchwand faſt die Bedeutung dieſer Jenaer Inſtitute 
in wiſſenſchaftlicher und techniſcher Beziehung, obwohl ſie auch hier an der Spitze ähn⸗ 
licher Betriebszweige Deutſchlands, ja der ganzen Welt ſtehen. Die Maßnahmen, die 
Abbe für die geſicherte Fortdauer feiner arbeiterrechtlichen und gemeinnützigen Ein- 
richtungen getroffen hat, ſind eben etwas ſo Exzeptionelles, daß ſie alles andere, 
was für die genannten Betriebe ſonſt noch ſo Außergewöhnliches in Betracht 


7 


702 Die Neue Zeit. 


kommt, für das weitere Publikum vollſtändig verdunkeln. Merkwürdigerweiſe aber 
war die Literatur über dieſe Abbeſchen ſozialpolitiſchen Schöpfungen an Umfang 
außerordentlich gering; außer einigen Einzelerörterungen, in den verſchiedenſten Zeit⸗ 
ſchriften zerſtreut, lag von größerem Umfang nur die bekannte Arbeit von Pier: 
ſtorff vor: „Die Karl Zeiß-Stiftung, ein Verſuch zur Fortbildung des groß⸗ 
induſtriellen Arbeiterrechtes“, die zuerſt in „Schmollers Jahrbuch“ (XXI, 2) erſchien, 
dann auch in einer Sonderausgabe (Leipzig 1897, Duncker & Humblot, 64 Seiten 8% 
Preis 1 Mark) zu weiterer Verbreitung kam. Dieſer in ihrer umfaſſenden Er⸗ 
greifung des vorliegenden wirtſchaftlichen und rechtlichen Problems ausgezeichneten 
Arbeit fehlte aber gerade deswegen bis zu einem gewiſſen Grade die populäre 
Leichtigkeit, die gerade das bürgerliche Publikum verlangt, wenn es ſich für ernſt⸗ 
haftere ſozialpolitiſche Fragen überhaupt noch intereſſieren ſoll. Andererſeits hat 


leider auch die Geſchäftsleitung der Stiftungsbetriebe die Verbreitung und den 


Erwerb der Originalſtatuten der Stiftung, der Erläuterungen dazu, der einzelnen 
ſpezielleren Druckſachen und dergleichen für das weitere Publikum nicht ſo er⸗ 
leichtert, wie es deren Wichtigkeit und Inhalt erfordert und der Wunſch nach 
Nachbildung dieſer Schöpfungen Abbes geradezu zur Pflicht machen müßte. Auf 
buchhändleriſchem Wege iſt das Wenigſte zu beziehen, am beſten wird man heute 
noch immer fahren, wenn man ſich an die Druckerei und den Verlag des „Jenger 
Volksblatts“ (Bernhard Vopelius, Jena), wo die meiſten in Frage kommenden Druck⸗ 
ſchriften, übrigens typographiſch muſtergültig, hergeſtellt ſind, oder an die Geſchäfts⸗ 
leitung der Optiſchen Werkſtätte ſelbſt wendet. Als Material zu einem halbwegs 
gründlicheren Studium der Karl Zeiß⸗Stiftung kommen in erſter Linie folgende 
Druckſchriften in Betracht: 1. Statut der Karl Zeiß⸗Stiftung in Jena. Ausgegeben 
im Auguſt 1896. 2. Die Verfaſſung der Karl Zeiß⸗Stiftung. Erläuterungen zu 
Titel 1 und II des Stiftungsſtatuts vom 26. Juli bis 16. Auguſt 1896. Von 


Dr. E. Abbe. Juni 1900. 3. Motive und Erläuterungen zum Entwurf eines 


Statuts der Karl Zeiß⸗Stiftung. Als Manuffript gedruckt. 4. Dr. E. Abbe: Karl 
Zeiß⸗Stiftung contra Oberbürgermeiſter Singer. Im „Jenaer Volksblatt“ vom 
27. Auguſt 1899. 5. Arbeitsvertrag der Optiſchen Werkſtätte von Karl Zeiß in 


Jena. Wir haben uns für verpflichtet gehalten, dies kleine Verzeichnis hier auf⸗ 
zutun, weil ſchon Pierſtorff die Quellen in ſeiner Schrift nicht im einzelnen an⸗ 


gemerkt hatte und der Verfaſſer der neueſten Schrift über die Karl Zeiß⸗Stiftung 


hierin erſt recht das möglichſte leiſtet; ja, Herr Auerbach geht in dieſer vor⸗ 
nehmen Ignorierung der Quellen ſolcher Arbeit, deren Wert für den ernſthaften 
und weiterarbeitenden Leſer gerade auch in der Möglichkeit des nachträglichen Nach⸗ 
prüfens der Quellen beſteht, ſogar ſoweit, daß er nicht einmal die erſte und einzige 
bisherige zuſammenfaſſende Schrift über ſeinen Gegenſtand, diejenige von Pierſtorff, 


auch nur mit einer Silbe erwähnt, er begnügt ſich im Vorwort ganz allgemein mit 


der Verſicherung, daß die Beſchaffung beziehungsweiſe Kontrolle ſeines tatſächlichen 
Materials von Mitarbeitern der Firma Karl Zeiß herrührt. Bis auf dieſen Mangel 
und einzelne ſehr anfechtbare „allgemeine“ Bemerkungen und volkswirtſchaftliche 


Urteile wird jedoch die Auerbachſche Schrift ihrer Abſicht durchaus gerecht und ihrem 


Zwecke voll entſprechend. Ihr beſonderer Vorzug beſteht in einer ſehr angenehmen 
Leichtflüſſigkeit des Stiles und der erklärenden Darſtellungen, die ſpeziell die 
ſchwierigſten phyſikaliſchen Probleme ſo ſchmackhaft wie überhaupt nur möglich 
machen und das Intereſſe auch des phyſikaliſch ungebildeten Leſers nie erlahmen 


laſſen werden. Dazu kommt, daß der bekannte Verlag Guſtav Fiſchers an der Aus⸗ | 


ſtattung nirgends geſpart hat, jo daß das Büchlein auch durch die zahlreichen Ab⸗ 
bildungen beſonders inſtruktiv wirkt. f ; 

Was nun den Inhalt der vorliegenden Schrift betrifft, das Zeiß⸗Werk und 
die Karl Zeiß⸗Stiftung, ſo handelt es ſich bekanntlich um größte Betriebe der 
Optik und Feinmechanik, die techniſch an der Spitze ihrer Induſtrie ſtehen und in 
ſozialen Einrichtungen das meiſte übertreffen, was an wirtſchaftlicher und rechtlicher 


jaLe 5 

Sicherſtellung der Arbeiter in der Großinduſtrie von Unternehmern geleiſtet worden 
iſt. Der Mangel an auch nur entfernt ähnlich weitſichtigen, charaktervollen und 
ſelbſtloſen Unternehmern wie Abbe, der Mangel auch nur im Syſtem ähnlicher Ein⸗ 
richtungen, wie Abbe ſie ſchuf, und der eingangs gerügte Mangel umfangreicherer 
Literatur hierüber und die ſchwerfällige Erreichung der originalen Quellen — all 
dies hat nun freilich auch zu ganz abenteuerlichen und übertriebenen Vorſtellungen 
über die in Frage ſtehenden Betriebe bezüglich ihrer wirtſchaftsrechtlichen Organi⸗ 
jation geführt. Die Legenden, daß die Betriebe „den Arbeitern gehörten“, daß der 
erſte Mai als politiſche Demonſtration offiziell von der Geſchäftsleitung anerkannt 
ſei und an dieſem Tage überhaupt in der Werkſtätte aus dieſem Grunde nicht ge: 
arbeitet werden dürfe, daß die Arbeiter überhaupt machten, was ſie wollten — dieſe 
und ähnliche Legenden ſind das mindeſte, was ſo aus Unverſtand und Unkenntnis, 
zum Teile aber auch aus böſem Willen, um irgend Gott weiß was für eine Stelle 
ſcharf zu machen, verbreitet wird. In Wahrheit liegt die Sache einfach ſo, daß es 
ſich hier ſachlich und wirtſchaftlich-rechtlich um ebenſo ſimple privatkapitaliſtiſche Be⸗ 
triebe handelt wie ſonſtwo;! der Unterſchied liegt zunächſt lediglich darin, daß der 
Beſitzer dieſer privatkapitaliſtiſchen Betriebe nicht eine Perſon iſt, ſondern eine 
unperſönliche Stiftung, eben die Karl Zeiß⸗Stiftung, die ausſchließlich 
eine Schenkung Abbes iſt, alſo eine Abbe-Stiftung, Abbe aber hat im § 2 des 
Statuts beſtimmt, daß fie „für alle Zeiten den Namen „Karl Zeiß-Stiftung‘ führen 
ſoll zu Ehren des Mannes, der zu obengenannten Unternehmungen den erſten Grund 
gelegt hat, und zur dauernden Erinnerung an ſein eigenartiges Verdienſt: geordnetes 
Zuſammenwirken von Wiſſenſchaft und techniſcher Kunſt auf ſeinem beſonderen 
Arbeitsfeld zielbewußt angebahnt zu haben.“ Des weiteren beſtehen zwiſchen den 
Betrieben, die der Karl Zeiß⸗Stiftung unterſtehen und damit nur auf Grund ihres 
Statuts ohne Einwirkung und Möglichkeit des Wechſels individueller Meinungen 
und Abſichten geleitet werden können, und anderen privatkapitaliſtiſchen Betrieben 
zwar die erfreulichſten und anerkennenswerteſten Unterſchiede in der Höhe der Löhne 
für die erwachſenen Arbeiter, der Arbeitszeit (achtſtündiger Arbeitstag ſeit dem 
1. April 1900), einer abſoluten perſönlichen Unabhängigkeit der Arbeiter hinſichtlich 
aller gewerkſchaftlichen, politiſchen und ſonſtigen Tätigkeit, einer ausgedehnteſten 
Krankenfürſorge, einer Invaliden⸗ und Altersverſorgung durch Penſion und der⸗ 
gleichen mehr — der weſentliche Unterſchied zwiſchen Kapital und Arbeit iſt aber 
auch in der Stiftung nicht aufgehoben worden, die Vertreter der Stiftung find 
durchaus, ſofern fie ſich an das Statut derfelben halten, „Herren im Hauſe“, die 
Arbeiter haben auf die Leitung und Einzelheiten des Betriebs keinerlei irgendwie 
maßgebenden Einfluß. Als der Arbeiterausſchuß der Optiſchen Werkſtätte im vorigen 
Frühjahr, in Erkenntnis ſeiner tatſächlichen Einflußloſigkeit bei Widerſpruch der 
Geſchäftsleitung, verlangte, daß er nicht bloß eine beratende, ſondern auch eine mit⸗ 
beſchließende Stimme bekomme, wenigſtens in allen Fällen von Akkordreduzierungen, 
Einführung von Arbeitsteilung, Werkſtattsveränderungen und ⸗Umlegungen, Arbeiter⸗ 
einſtellungen und Arbeiterentlaſſungen, da wurden dieſe „weitgehenden Wünſche ; 
wie der Dezernent für Perſonal⸗ und Wohlfahrtsangelegenheiten der Stiftungs⸗ 
betriebe nicht ohne einiges Wohlbehagen in der „Sozialen Praxis“ (Nr. 28 vom 
9. April 1903) berichtete, „durch die Geſchäftsleitung unter eingehender Begründung 
durchaus abgelehnt“. Dieſe Ablehnung kann freilich nicht wundernehmen, wenn die 
Geſchäftsleitung wirklich in der Erfüllung dieſer Wünſche des Arbeiterausſchuſſes 
mit dem erwähnten Dezernenten, einem Dr. Petrenz, „einen Umſturz des Stiftungs⸗ 
ſtatuts und der ganzen Verfaſſung des Betriebs“ fieht; eine Anderung wäre es Ja 
zweifellos geworden, aber Anderungen ſchließt das Statut gerade zu Lebzeiten des 
| Dies wie die ganze Beſprechung war längſt geſchrieben und geſetzt, als gerade dieſer 
Hinweis durch die Entlaſſung von 70 Arbeitern und den hierdurch hervorgerufenen ſcharfen 
Konflikt des Arbeiterausſchuſſes mit der Geſchäftsleitung eine neue Illuſtration erhielt. M. Gr. 
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Stifters nicht abſolut aus. übrigens aber wollen wir an dieſer Stelle auf diefi 
Frage nicht näher eingehen, ihr hier auch kein übergroßes Gewicht beilegen, wi 
haben ſie nur gerade herausgegriffen, um die Tatſache zu beleuchten, daß es ſick 
auch bei den Betrieben der Karl Zeiß⸗Stiftung um durchaus kapitaliſtiſche Einrich 
tungen handelt, um kapitaliſtiſche Einrichtungen freilich, die in dieſem Rahmen doch 
ein großes und weites Feld von wahrhaft ſozialem, fortſchrittlichem, gerade vor 
unſerer Seite anerkennenswerteſtem Arbeiterſchutz und -Recht geſchaffen haben. Auf 
alle diesbezüglichen Einzelheiten verweiſen wir auf die erwähnte Originalliteratm 
und auf die Pierſtorffſche und für ganz populäre Zwecke auf die im allgemeinen 
wie ſchon geſagt, ganz ausgezeichnete Auerbachſche, uns jetzt vorliegende Einführung 
Die Hauptquelle für ein gründliches Studium der Karl Zeiß⸗Stiftung bleibt 
aber ihr Statut ſelbſt, eine in ihrer Art wahrhaft geniale Konzeption, die als 
ſyſtematiſches Ganze wie auch in ihren Einzelheiten für ihren Schöpfer über alle 
Zeiten das dauerndſte Denkmal abgibt, ein Denkmal, vor dem jedes perſönliche Lob 
einfach verſagen muß. M. Gr. 


Ratgeber für Arbeiter. Eine Zuſammenſtellung der wichtigſten Beſtim⸗ 
mungen aus den Arbeiterverſicherungsgeſetzen und der bürgerlichen 
Geſetzgebung. Im Anhang: Programm der Sozialdemokratiſchen Partei Deutſch⸗ 
lands und das Wahlgeſetz für den deutſchen Reichstag. Leipzig, Verlag der 
Leipziger Buchdruckerei Aktiengeſellſchaft. 308 Seiten, 1,25 Mark. 


Das Buch hält, was es verſpricht: ein billiger, ſchneller und zuverläſſiger Be⸗ 
rater der verſicherten Arbeiter auf den für fie wichtigen Gebieten zu fein. Kranken- 
Unfall⸗ und Invalidenverſicherung, Dienſtvertrag und gewerblicher Arbeitsvertrag, 
das Verfahren vor den Gewerbegerichten werden in ihren weſentlichen Beſtimmungen 
dargelegt, aber auch eine große Reihe allgemein bürgerlicher Geſetzesbeſtimmungen, 
jo über Armen-, Ehe⸗, Erb⸗, Mietrecht uſw. Soweit es in dem durch den niedrigen 
Preis gezogenen Rahmen möglich iſt, wird eine Menge Geſetzesmaterial geboten. 
Vielleicht könnte aber bei einer Neuauflage noch das Verzeichnis der Gewerbe⸗ 
aufſichtsbeamten und deren Wohnſitz angegeben werden, ſowie das der Arbeiter⸗ 
ſekretariate und Gewerkſchaftsorganiſationen. W. 


Dr. Richard Hönigswald, Zur Kritik der Machſchen Philoſophie. Eine er⸗ 
kenntnistheoretiſche Studie. Berlin 1903, Verlag von C. A. Schwetſchke & Sohn. 
Preis 1,20 Mark. ö 5 


Die fleißige Arbeit iſt deshalb bemerkenswert, weil ſie beweiſt, daß ein Denker 
wie Mach ſchließlich auch von der Schulphiloſophie nicht länger überſehen werden 
kann. Vorläufig ſucht man ihm väterlich zu beweiſen, daß er von der wahren 
Philoſophie nichts verſteht; die vorliegende Studie macht den rühmenswerten Verſuch 
zu einer Auseinanderſetzung. Auf Einzelheiten einzugehen, iſt hier nicht der Ort; 
jedenfalls verdient die Arbeit Nachfolge. Leider iſt ſie gar nicht geeignet, die Machſche 
Denkungsweiſe auch nur negativ zu beleuchten; dazu iſt ſie zu ſpezialiſiert und zu 
fachlich. Aus dem Kreiſe der Machſchen Schule — es gibt nämlich beinahe ſchon 
ſo etwas dergleichen; nahezu vierzig Jahre wirkt dieſer Geiſt unter uns! — gibt 
es auch nichts Brauchbareres. Theodor Beer hat „Die Weltanſchauung eines 
modernen Naturforſchers“, ein nicht kritiſches Referat über Machs „Analyſe 
der Empfindungen“ (Verlag von Karl Reißner 1902) geſchrieben. Gut daran iſt 
bloß das Porträt Machs. Es bleibt alſo nichts übrig, als Machs Schriften ſelbſt 
zu leſen, wenn man ihn kennen lernen will. Wer ſie verſtehen will, wird ſie auch 
verſtehen. Beſonders kämen in Betracht die „Populär-wiſſenſchaftlichen Vor⸗ 
leſungen“ (Leipzig, Ambroſius Barth, 5 Mark) und die „Beiträge zur Analyſe 
der Empfindungen“ (Jena, Guſtav Fiſcher, 6 Mark). D. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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bürgerliche Agonien. 


* 


Berlin, 2. September 1903. 


Die Vorbereitungen der preußiſchen Landtagswahlen kommen in langſamen 
Fluß, und ſie erregen diesmal ein größeres Intereſſe als ſeit langer Zeit, weil 
ſich die ſozialdemokratiſchen Wähler daran zu beteiligen gedenken. Alle bürger- 
lichen Parteirichtungen erkennen darin ein bedeutſames Moment, aber alle 
haben dabei auch die Empfindung der Karpfen, denen die Hechte in den Teich 
kommen. Dies Gefühl iſt vom bürgerlichen Standpunkt aus gewiß nicht un⸗ 
berechtigt; was daran aber auffallen darf, iſt die Tatſache, daß die Unbehag⸗ 
lichkeit ſich am ſtärkſten äußert, wo ſie nach Lage der Dinge am ſchwächſten 
vorhanden ſein ſollte, nämlich bei den freiſinnigen Fraktiönchen. 

Allerdings liegt das Auffallende dieſer Erſcheinung nur auf logiſchem, nicht 
auf hiſtoriſchem Gebiet. Nach allen Regeln der politiſchen Logik ſollten ſich 
die Freiſinnigen darüber freuen, daß die Sozialdemokratie ſich an den preußiſchen 
Landtagswahlen beteiligt, um einen Vorſtoß gegen die reaktionäre Mehrheit 
des preußiſchen Abgeordnetenhauſes zu unternehmen, und wenn ſie es nicht 
tun, ſo handeln ſie unlogiſch. Aber nach ihrer ganzen hiſtoriſchen Entwicklung 
können die Freiſinnigen nicht anders als mit Grauen auf die ſozialdemokra⸗ 
tiſche Unterſtützung blicken, die ihnen wider ihr Verdienſt und Würdigkeit an⸗ 
geboten wird. Sie können nicht anders inſofern, als ſich eine Geſchichte von 
vierzig Jahren nicht mit einem Rucke abſchütteln läßt. Wenn jetzt ſogar in 
Orten wie Breslau, wo das Stärke- und Stimmverhältnis ganz klar liegt, 
oder in Kiel, wo der freiſinnige Kandidat ſelbſt für eine ehrliche Verſtändigung 
zwiſchen der bürgerlichen und der proletariſchen Oppoſition eintritt, die frei—⸗ 
ſinnige Preſſe mit aller Emphaſe erklärt, nicht ein halbes Dutzend freiſinniger 
Wahlmänner würde aufzubringen fein, die öffentlich für einen ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Kandidaten ſtimmen würden, jo mag man darüber moraliſch-politiſch 


urteilen, wie man will, aber man kann billigerweiſe nicht beſtreiten, daß dieſe 
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Tatſache vorherzuſehen war, als eine notwendige Konſequenz der Geſchichte die 
der deutſche Liberalismus hinter ſich hat. 

Dem entſpricht es denn auch vollſtändig, daß der Delegiertentag der Jung⸗ 
liberalen, der eben in Mannheim getagt hat, auf demſelben toten Strange an⸗ 
gelangt iſt. Die ſogenannten Jungliberalen ſind jüngere Nationalliberale, die 
ihre bis auf die Knochen reaktionär gewordene Partei reformieren wollen. Sie 
ſind im vorigen Jahre ſchon einmal in Düſſeldorf und im Frühjahr in Köln 
zuſammengekommen, um einige Reden zu vollführen, aus denen hoffnungsſelige 
Gemüter von weitem etwa die Hoffnung ſchöpfen konnten, dieſe Jungliberalen 
beabſichtigten, ihre Politik auf den an ſich ja immer noch ſehr kümmerlichen, 
aber für deutſche Liberale ſchon ganz reſpektablen Gedanken zu begründen, daß 
die Sozialdemokratie gegenüber der konſervativen und ultramontanen Reaktion 
als das kleinere Übel aufzufaſſen und daß demnach zu handeln ſei. Aber in 
Mannheim hat der Generalredner zur „ſozialdemokratiſchen Frage“ feierlich 
erklärt, Liberalismus und Sozialdemokratie würden immer Todfeinde ſein; der 
Sozialismus ſei ebenſo rückſtändig wie der Ultramontanismus; ein Zuſammen⸗ 
gehen mit den Sozialdemokraten bei den Landtagswahlen ſei unmöglich. Man 
ſieht: in Mannheim wurde dieſelbe Melodie gepfiffen wie in Breslau und in 
Kiel. Im übrigen ſegneten die Jungliberalen die Kardorffiade, indem ſie ihre 
volle Zufriedenheit und ihr vorbehaltloſes Einverſtändnis mit der ſeitherigen 
Politik der nationalliberalen Partei zum Ausdruck brachten, ſo daß die alten 
Sünder dieſer Partei vor lauter Verwunderung die Hände über den Kopf zu⸗ 
ſammenſchlugen, aber dann die „Jungen“ ſtürmiſch umarmten, mit dem vor⸗ 
wurfsvoll⸗zärtlichen Freudenſchrei: Aber was habt ihr uns denn für unnütze 
Sorge gemacht? Ihr ſeid ja unſere legitimſten Kinder! 

Wir hatten bisher von dieſen Jungliberalen keine Notiz genommen, da ihr 
komiſcher Tod leicht vorauszuſehen war, als ſie ſich vor Jahr und Tag als 
„Sammelpunkt des leider zerſplitterten Liberalismus“ auftaten. Doch knüpft 
ſich an das luſtige Ende gleich ein luſtiger Anfang an, indem ſich, etwa gleich⸗ 
zeitig mit dem Mannheimer Tage der Jungliberalen, die Nationalſozialen auf 
ihrem Tage in Göttingen entſchloſſen, wenigſtens in ihrer Mehrheit von 111 Dele⸗ 
gierten, gemeinſam mit der Freiſinnigen Vereinigung einen neuen „Sammel⸗ 
punkt“ des Liberalismus zu bilden. Was dabei herauskommen wird, haben 
wir ſchon vor einigen Wochen an dieſer Stelle darzulegen verſucht, und wir 
müſſen geſtehen, daß der Verlauf des Göttinger Tages unſere peſſimiſtiſche Auf⸗ 
faſſung nicht eben herabgeſtimmt hat. Beim Turmbau zu Babel kann der 
Sprachenwirrwarr nicht größer geweſen ſein, als er in Göttingen war, und 
gerade das wirrſte Häuflein ſchwankte zu der Freiſinnigen Vereinigung hinüber, 
um nunmehr den Liberalismus zu ſammeln. Die anderen, die wenigſtens 
ehrlich ſterben wollten, da ſie doch nicht anſtändig leben können, dachten ungleich 
klarer, und einzelne von ihnen — darunter der bisherige nationalſoziale Vereins⸗ 
ſekretär Maurenbrecher — waren ſogar ſo klar, daß ſie zur Song lden 
übertreten zu wollen erklärten. 

Freilich, wenn ein Parteiblatt Herrn Maurenbrecher ein ſchallendes Will 
kommen zuruft, ſo vermögen wir in dieſen Ruf nicht einzuſtimmen. Soll er nur 
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eine banale Konventionsphraſe ſein, um ſeiner konventionellen Banalität willen 
nicht; ſoll er aber mehr ſein, wegen dieſes Mehrs nicht. Man kann unſerer 
Partei eigentlich nicht nachſagen, daß ſie mit Komplimenten allzu verſchwenderiſch 
umgeht; ſelbſt alte Genoſſen, die ſchon ſeit dreißig Jahren und länger in auf⸗ 
reibendſter Tätigkeit für ſie gearbeitet haben, müſſen ſich tagtäglich ihr Willkommen 
neu verdienen; Anerkennung iſt in der Partei eine Pflanze, die nur auf Gräbern 
wuchert. Das iſt auch ganz gut ſo, und zum Teil wurzelt die Stärke der 
Partei hierin. Deshalb iſt es bisher in ihr nicht Sitte geweſen, jeden neuen 
Ankömmling willkommen zu heißen, am wenigſten, wenn er in einer anderen 
Partei bereits tätig geweſen war, und ſomit nicht nur die Möglichkeit, ſondern 
ſelbſt die Gewißheit vorlag, daß er längere Zeit bedürfen würde, um ſich in 
den Geiſt und das Weſen der ſozialdemokratiſchen Partei einzuleben. An 
bürgerlichen Proſelyten, die ſofort nach ihrem Eintritt in die Partei eine autori⸗ 
tative Stellung, etwa als Reichtagsabgeordneter oder ſo, in einem, an ſich ſehr 
anerkennenswerten Eifer erſtreben, um dann aus ihren, naturgemäß und ganz 
unvermeidlich noch unausgegorenen Anſchauungen den proletariſchen Klaſſen⸗ 
kampf zu „reformieren“, kann der Partei kaum etwas gelegen ſein, und des⸗ 
halb ruft ſie ſolchen Ankömmlingen, ſowenig wie anderen Ankömmlingen, von 
vornherein ein Willkommen entgegen, ſondern ſie ſagt jedem von ihnen: Be⸗ 
währe dich im Dienſte der Partei, und du haſt deinen Lohn dahin. Sal 
Soviel zur ſachlichen Verſtändigung. Was aber die perſönliche Seite an⸗ 
betrifft, ſo können wir Herrn Maurenbrecher zwar kein Willkommen bieten, 
aber es gereicht uns zur großen Genugtuung, daß er ſich ſelbſt ſchon auf dem 
Göttinger Parteitag ebenſo ausgeſprochen hat, wie wir es eben getan haben. 
Wenn er, gereizt durch Herrn Naumanns ſpöttiſche Bemerkung, er könne ja 
in der Sozialdemokratie „Bernſteiniſch mittun“, die Bemerkung machte, daß er 
ſich ſo wenig die Bernſteinſche Halsſchelle umhängen laſſe, als Kautsky ver⸗ 
ſchlingen werde, jo braucht man es mit dieſer ärgerlichen Abwehr einer keines- 
wegs loyalen Anzapfung nicht genau zu nehmen. Im Grunde enthielt aber 
auch ſie ſchon den Gedanken, den Herrn Maurenbrecher dann weiter ausführte, 
daß er ſich in freier wiſſenſchaftlicher Tätigkeit das Parteiprogramm geiſtig zu 
aſſimilieren gedenke, und man darf es gewiß als ein glückliches Vorzeichen der 
Dienſte betrachten, die das Proletariat von dem Charakter und Talent dieſes 
jungen Genoſſen erwarten darf, wenn er gleich bei ſeinem Eintritt in die Partei 
ihr Weſen feiner und ſicherer erfaßt hat, als jenes ältere Parteiblatt, das ihn 
mit lautem Willkommen begrüßt. 

= Wenn die Partei aus dem Göttinger Parteitag einzelnen Zuwachs ge— 
wonnen hat, ſo hatte ſie die Freude, auf dem Kölner Katholikentag von ihren 
Gegnern ganze Bataillone einexerzieren zu ſehen, die einſt zu ihr ſtoßen werden. 
Zu jenen Zeichen bürgerlicher Agonien, wie wir ſie eben in Breslau, Kiel, 
Mannheim, Göttingen beobachtet haben, ſcheint der Kölner Katholikentag nicht 
zu gehören; im Gegenteil ſieht er wie eine impoſante Kundgebung aus, die 
wenigſtens eine bürgerliche Partei noch auf die Beine zu bringen gewußt hat. 
Allein wenn man den äußeren Lärm und Pomp wegräumt, ſo zeigt auch die 
ultramontane Partei ſchon mehr als einen Verweſunggsfleck; namentlich in der 


1 


5 


4 
| 
| er 


708 | Die Neue Ze 


Art, wie ſie ſich in Köln zu den chriſtlichen Gewerkſchaften ſtellte, halb wollen 
und halb nicht wollend, mit ſegnenden Händen, die unwillkürlich zuckten, d 
Geſegneten zu erwürgen, kündigte ſich eine ſo bange wie berechtigte Sorge a 
Es iſt eine Erfahrung, die noch jede bürgerliche Partei gemacht hat und d 
auch der Ultramontanismus machen wird: einen Anhang in der Arbeiterklaſ 
hat eine bürgerliche Partei nur ſolange, als die Arbeiter noch unentwickl 
genug find, ſich mit bloßen Redensarten abſpeiſen zu laſſen; find fie erſt ſowe 
daß ihre bürgerlichen Gönner ſelbſt ſie organiſieren müſſen, jo iſt auch di 
Anfang vom Ende da. Es hat noch keine Arbeiterorganiſation gegeben, d 
von bürgerlicher Seite organiſiert war und die nicht in ſehr abſehbarer Ze 
ſich die bürgerliche Leitung abgeſchüttelt hat, um zu ihren Klaſſengenoſſen + 
ſtoßen. 

So iſt es ein trüber Herbſt für die bürgerliche Welt, aber das Trübſte ſte 
den freiſinnigen Fraktionen erſt bevor, wenn ſie nicht noch in zwölfter Stun] 
das Wunder fertig bringen, andere Leute zu werden, als ſie ſeit vierzig Jahre 
geweſen ſind. 


| 
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Ein Nachwort zur Dizepräfidentenfrage und Verwandten 
Von K. Bebel. | 


I. Warum ich meine Erklärung in Nr. 41 diefes Blattes veröffentlichte. perſonliche 
Als die Begeiſterung über den Ausfall der Wahlen am 16. Juni die gan 
Partei erfaßt zu haben ſchien und die bürgerlichen Parteien konſterniert üb! 
dieſen großartigen Sieg ſich nicht zu faſſen wußten, ging es plötzlich wie eir 
Erlöſung durch ihre Reihen. Es erſchien die Nr. 7 der „Sozialiſtiſchen Monat! 
hefte“ mit zwei Artikeln, die der bürgerlichen Preſſe die Handhabe boten, wiede 
zu Atem zu kommen und die hinter ihr ſtehenden Parteien zu tröften. Ku. 
geſagt, der Reviſionismus war wieder einmal zu rechter Zeit auf der Bühn 
erſchienen, deſſen Erfolg unſere Gegner ſo ſehnlich herbeiwünſchen. 
Der eine dieſer Artikel, der nach meiner Meinung in der Parteipreſſe nick 
genügend gewürdigt wurde, war der des Genoſſen Heine: „Der 16. Juni“, un 
der andere war der des Genoſſen Bernſtein: „Was folgt aus dem Ergebnis de 
Reichstagswahlen?“ 
Dieſe beiden Artikel behandeln mit einer offenſichtlichen Kühle das Ergebn 
des 16. Juni, obgleich ſie unmittelbar unter dem Eindruck desſelben geſchriebe 
wurden. Der Genoſſe Heine ſpricht zwar in ſeinem Aufſatz von dem 16. Sur 
als „dem großen Tage“, damit iſt aber auch feine Begeiſterung erſchöpft; € 
geht dann ſofort dazu über, feſtzuſtellen, daß es jetzt nach der Niederlage de 
Liberalismus die Aufgabe der ſozialdemokratiſchen Partei ſei, „die liberale 
Parteien nicht einfach abzuſetzen, ſondern zu erſetzen, indem ſie es üben 
nimmt, die Idee der ſtaatsbürgerlichen und geiſtigen Freiheit nicht aufzulöſen 
ſondern zu erfüllen. Unter dieſem Zeichen“, ſo fährt er fort, „hat die Sozial 
demokratie einen erheblichen Teil ihres diesmaligen Stimmenzuwachſes errunger 
Die ſozialdemokratiſche Partei wird es als ihre ſtolze Pflicht betrachten, ſie 
dieſe ihr zugefallene Führung im öffentlichen Leben der Parteien zu erhalten. 0 
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Und anknüpfend an das, was er hier als das eigentliche Fazit des Wahl: 
kampfes und als „Programm“ für die Tätigkeit der Partei im neuen Reichstag 
hinſtellt, ſagt er: „Das kann ſie, wenn ſie in ſich einig und doch frei iſt. Die 
Gegner haben vor den Wahlen große Hoffnungen auf die inneren Differenzen 
in der Sozialdemokratie geſetzt, ermutigt durch gerade noch in der letzten 
Zeit hervortretende Bevormundungsverſuche und unerfreuliche 
Polemiken, die ſich zum Teile gegen im Wahlkampf ſtehende Genoſſen rich⸗ 
teten.“ Etwas unvermittelt fährt Heine fort: „Es gehört zu den ſchönſten 
Erſcheinungen dieſes großen Kampfes, daß alle Unterſchiede der Perſonen und 
Richtungen dem Feinde gegenüber verſchwunden ſind und daß Genoſſen, die 
manchen Strauß miteinander ausgefochten haben, ſich ohne Bedenken wechſel⸗ 
ſeitige Hilfe geleiſtet haben. So ſtehen wir nach außen geſchloſſen da.“ 
„Aber dieſes brüderliche Zuſammenwirken iſt nur möglich, wenn kein 
unbrüderlicher Zwang die Freude an unſerer Sache ſtört. Einig⸗ 
keit heißt nicht Einheit. Eine Partei, deren Anhänger rund drei Millionen 
zählen, darf nicht engherzig ſein, muß die Freiheit der Grundſätze an- 
erkennen und ſich neuen Aufgaben gegenüber fähig erweiſen, ihre Praxis fort⸗ 
zubilden. Wodurch wir ſo große Erfolge errungen haben, das müſſen wir uns 
bewahren: Einigkeit im Handeln, Freiheit im Denken.“ 
Dieſer Artikel machte auf mich keinen erhebenden Eindruck. Weder das 
ſchale „Programm“, das er enthielt, noch die dunkeln, für die Partei keines⸗ 
wegs ſchmeichelhaften Andeutungen und die nichts weniger als klaren Forde— 
rungen, die in den Schlußſätzen enthalten find. Denn was heißt es, zu fordern: 
„die Freiheit der Grundſätze anzuerkennen“, was doch wohl beſagt, jeder in 
der Partei ſolle nach ſeiner Faſſon politiſch ſelig werden. Dann wird wieder 
von der Einigkeit im Handeln geredet, was doch ohne Gemeinſamkeit der 
Grundſätze und Grundanſchauungen und ohne eine geſchloſſene 
Einheit in der Partei unmöglich iſt. Oder ſind wir Anarchiſten? — Auch 
haben wir den Liberalismus nicht einfach zu erſetzen, ſondern ihn auch 
künftig zu übertreffen, wie wir ihn ſchon bisher ſtets übertroffen 
haben, durch Feſtigkeit, Entſchiedenheit und Konſequenz in allen 
Rechts⸗ und Freiheitsfragen. Das hat uns bisher ſchon vom Liberalis⸗ 
mus unterſchieden, auch da, wo es ſich um rein bürgerlich-liberale Forderungen 
handelt, und das muß uns künftig noch ſchärfer von ihm unterſcheiden. Wider⸗ 
ſpruch über Widerſpruch, Dunkelheit über Dunkelheit, und das bei einem logiſch 
denkenden Kopfe wie Heine. 
So, ſagte ich mir, faßt alſo Heine das Wahlergebnis auf und das ſind 
die Forderungen, die er zu ſtellen hat. 
Der ungünſtige Eindruck dieſes an erſter Stelle ſtehenden Artikels in Nr.7 
der „Sozialiſtiſchen Monatshefte“ wurde durch den Artikel Bernſteins noch ver— 
ſtärkt. Zwar bemerkt Bernſtein eingangs desſelben, die diesmalige Reichs⸗ 
tagswahl habe in bezug auf Mehrung der Stimmen und Eroberung von 
Mandaten einen Erfolg gebracht, wie ihn kaum der größte Optimiſt in 
der Partei erwartet habe, aber damit iſt auch ſein Urteil über dieſen groß— 
artigſten Sieg, den je die Partei errungen hat, erſchöpft. Auch er geht alsdann 
ſofort dazu über, aus dieſer zahlenmäßigen Feſtſtellung zu folgern, daß nun⸗ 
mehr die Partei nichts Beſſeres zu tun habe als, koſte es was es wolle, die 
erſte Vizepräſidentenſtelle im Reichstag zu beſetzen, wobei er nicht nur die Be— 
denken gegen die höfiſche Huldigung, welche die Gegner von uns fordern, durch 
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allerlei Sophiſtereien, als welche ich ſeine Gründe anſehe, zu widerlegen tracht 
ſondern ſich auch zur weiteren Begründung ſeiner Forderung zu der bish 
nicht gehörten Darlegung verſteigt: „daß alle Bedenken gegen die Vizepräſiden 
ſchaft ſeitens der Partei um jo weniger in Betracht kommen könnten, als d 
deutſche Reichsverfaſſung mit all ihren Mängeln von allen Verfaſſungen 

Deutſchland gerade diejenige iſt, die in bezug auf Entſtehung und Satzung 
den republikaniſchen Grundſätzen am nächſten kommt. Sie iſt nicht d 
Legitimierung irgendwelchen erblichen Rechtes einer Dynaſtie an das deutſe 
Volk, ſie gibt einem Erbmonarchen nicht das Recht, das deutſche Volk als ſe 
Volk zu bezeichnen, fie kennt keinen Kaiſer von Deutſchland, auch keinen Kai 
der Deutſchen, ſie überträgt nur auf Grund von Beſtimmungen, die ei 
ordnungsgemäß gewählte Vertretung der Nation ſeinerzeit mitbeſchloſſen he 
gewiſſe Funktionen und mit ihnen die Würde eines deutſchen Kaiſers an d 
jeweiligen Träger der preußiſchen Krone. Wie es auch mit dem Rechte d 
Dynaſtie beſchaffen ſein mag, als deutſcher Kaiſer iſt ihr Vertreter verfaſſung 
mäßig in nicht viel anderer Lage als der Präſident einer Republik, um 
auf Grund dieſer Eigenſchaft allein werden ihm die Beſuche des Reichstag 
präſidenten zuteil.“ Der Schluß ſeines Artikels gipfelt in einer hiſtoriſch 
Darlegung über das Weſen des engliſchen und des deutſchen Liberalismus, „deſſ 
Niederlage eine der unerfreulichſten Erſcheinungen in dieſem Wahlkam 
ſei“, und dem Bernſtein die Wege zeigt, die er einſchlagen müßte, um zu ein 
ähnlichen Stellung, wie fie der engliſche Liberalismus beſitzt, zu gelangen. Di 
Abhandlung macht auf den Leſer den Eindruck, als fühle Bernſtein den Ber! 
einer der Retter dieſes Liberalismus vom Untergang zu ſein und ich frag 
mich: ob dieſes die Aufgabe eines Sozialdemokraten ſei, ſpeziell nach eine 
ſolchen Wahlſieg. 

Nach dem Genuß dieſer beiden Artikel lief mir, wie man zu ſagen pflegt, d 
Laus über die Leber. Und da ich gleichzeitig mit jener Nummer der „Sozialiſtiſch 
Monatshefte“ die Nr. 40 der „Neuen Zeit“ erhielt, in der Genoſſe Mehr 
in ſeinem Artikel: „Von Extra- und anderer Wurſt“ die Ausführungen Ber 
ſteins glänzend zu Boden ſchlug, ſagte ich mir: jetzt kannſt du nichts Beſſer 
tun, als dein volles Einverſtändnis mit Mehrings Artikel in der nächſten Numm 
der „Neuen Zeit“ in Form einer kurzen und ſcharfen Erklärung auszuſpreche 
Damit erſparſt du dir einen Artikel und kürzeſt dieſe zur Unzeit und am denkb 
verkehrteſten Orte hervorgerufene Diskuſſion ab. So kam meine formell un 
materiell ſoviel angefochtene Erklärung zuſtande. 

Daß es nicht mir perſönlich zuzuſchreiben war, wenn dieſe Erklärung 
Nr. 41 der „Neuen Zeit“ an der Spitze der betreffenden Nummer erſchien, h 
Genoſſe Dietz bereits durch den „Vorwärts“ mitgeteilt.! Ob meine Erkläru 
an der Spitze oder am Schluſſe der betreffenden Nummer erſchien, war m 


Der „Vorwärts“ nahm in feiner Nr. 175 an, daß die Schuld an der „ſeltſamen 2 
der Veröffentlichung nur — dem Metteur“ zuzuſchreiben ſei. Zur Richtigſtellung folgend. 
Die Plazierung der Erklärung wurde nicht vom Metteur, ſondern von dem Unterzeichnet 
angeordnet. Die Schuld des Metteurs beſtand lediglich darin, daß er aus typographiſch 
Rückſichten — ein Blick auf die erſte und zweite Seite der „Neuen Zeit“ genügt zur Ori 
tierung — weiteren Text auf die inkriminierte Seite nicht gebracht hat. Eine Veranlaſſun 
hier korrigierend einzugreifen, lag nicht vor, und ebenſowenig die Notwendigkeit eit 
Anfrage an leitende Stellen, ob die Erklärung an der Spitze oder am Schluſſe des Blat 
zu veröffentlichen ſei. H. Die 
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gleich. Mir genügte, daß ſie erſchien und ſcharf und kurz war, weil ich mir 


ſagte: Mehrings Artikel ſagt Bernſtein genug. Daß aber Heines und Bern— 


ſteins Artikel bei mir den Eindruck hervorriefen, als müßten ſie der Partei den 
Sieg verekeln, und daß ſie auch larmoyante Betrachtungen über die Niederlage 
des Liberalismus enthielten, wird man mir nach dem jetzt hier Mitgeteilten wohl 
oder übel glauben müſſen. Mein Fehler war nur, daß ich mich darin allein 
gegen Bernſtein und nicht auch gegen Heine wandte. 
Dieſe meine Erklärung hat aber die kapitoliniſchen Wächter, von denen 
manche mitunter Kamele verſchlucken und Mücken ſeigen, wenn ein ähnlicher 


Vorſtoß wie der meine aus dem reviſioniſtiſchen Lager kommt, in großen Alarm 


verſetzt. Man hatte nicht genug daran, die Form und den Platz zu tadeln, 
gan dem ſie erſchien, man ſah in ihr auch wieder einmal eine „Schulmeiſterei“, 
den herriſchen Ton des Schulmeiſters (Vollmar), perſönliche Gereiztheit, einen 
Verſuch zur Beſchränkung der freien Meinungsäußerung, obgleich man mit der 
Lupe in meiner Erklärung kein Wort finden wird, das auf letztere Abſicht 
ſchließen läßt. Verſuche zur Beſchränkung der Meinungsfreiheit ſind im Laufe 
der Geſchichte unſerer Partei von ganz anderen Leuten gemacht worden als 
von mir, und ich war es mit in erſter Linie, der ihnen ſtets entgegentrat. 
Darüber vielleicht ein andermal. Unter den Parteiblättern, die über meine 
Erklärung beſonders in Harniſch gerieten und über Beſchränkung der Meinung3- 
freiheit zeterten, befand ſich der von Genoſſe Kolb redigierte Karlsruher „Volks⸗ 


freund“. Es iſt aber in einer Parteiverſammlung in Offenburg anläßlich der 


Wahl eines Vertreters nach dem Dresdener Parteitag feſtgeſtellt worden, daß der 
„Volksfreund“ ſich ſowohl durch parteiiſche wie durch gehäſſige Berichterſtattung 


über innere Parteiangelegenheiten auszeichnet. Wir haben noch mehr ſolcher 
Kolbs in der Partei. An dem Tage, an dem die Meinungsfreiheit in der 
Partei beſchränkt werden könnte, wäre die Partei moraliſch tot. Mit dieſem 


immer wiederkehrenden Geſchrei: die Meinungsfreiheit ſei in Gefahr, ſtellt man 
der Partei nur ein Armutszeugnis aus und ſtellt ſie nach außen bloß. 


Nachdem die Preſſe mit ihrer Kritik gegen 0 zu Ende war und ich ſchon 


glaubte, die Debatte über die ganze unerquickliche Angelegenheit ſei nunmehr 
geſchloſſen, erſchien plötzlich, wie ein deux ex machina, Genoſſe v. Vollmar auf 
der Bildfläche und kanzelte mich mit dem ganzen Aplomb, deſſen er fähig iſt, 
und mit der Würde des „Objektiven“ ab. Die betreffende Abkanzlung nimmt 
in ſeiner Broſchüre, in der er ſeine Rede herausgab, faſt eine volle Seite ein. 
Ich habe ſchon mehr als einmal gefunden, daß niemand ſich beſſer auf die 
„Schulmeiſterei“ verſteht als Vollmar, der ſich bald als parlamentariſcher, bald 
als journaliſtiſcher Zeremonienmeiſter fühlt und mit unnachahmlicher Würde 
vom hohen Kothurn herab doziert: Seht ihr, ſo legt man aus und ſo führt 


man ſeine Klinge! 


widerte, der ich meine Anerkennung nicht verſagen kann. Vollmar mag ſich 


für künftig an Bernſtein ein Beiſpiel nehmen. 
1 Siehe zum Beiſpiel die hochfahrende Erklärung des Genoſſen Heine gegen die Mar— 


burger Genoſſen — „Vorwärts“ vom 13. Auguſt —, wobei die Marburger Genoſſen 
Formel und materiell im Rechte ſind. 


= 


= 


Indes muß ich mit Genugtuung konſtatieren, daß derjenige, der am eheſten 
Veranlaſſung hatte, ſich durch meine Erklärung verletzt zu fühlen, Genoſſe Bern⸗ 
Stein, der ruhigſte und ſachlichſte meiner Gegner im Antworten war und mir 
in feinem Artikel in Nr. 177 der Breslauer „Volkswacht“ in einer Form er> 
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Soviel über das Perſönliche in der Erörterung der von Bernſtein an⸗ 
geregten Streitfrage, die durch die Hartnäckigkeit und den Eifer, mit dem ein 
Teil unſerer Reviſioniſten dieſe Angelegenheit, die angeblich nur eine Formſache 
ſein ſoll, behandelt, zeigt, daß etwas mehr als bloße Formſache dahinter 
ſteckt.. So widmet Vollmar der Frage der Präſidentenwahl in dem Abdruck 
ſeiner in München gehaltenen Rede: „Lehren und Folgen der letzten Reichs⸗ 
tagswahlen“ von 26% Druckſeiten nicht weniger als 6 Seiten. Acht Seiten 
ſind der Kritik der bürgerlichen Parteien gewidmet und nur anderthalb Seiten 
der Frage nach den neuen Aufgaben der Partei. Die Hauptfrage kommt 
damit ſo dürftig als möglich weg. Enthält dieſer kurze Abſchnitt das neue 
Programm, um das Herr Naumann den Genoſſen v. Vollmar jo dringlich an⸗ 
flehte, wobei er ihn aufforderte, aus den Bergen Altbayerns herniederzuſteigen und 
die Führung der neuen Fraktion zu übernehmen, was das Volk ſehnlichſt 
erwarte — man braucht ſich nach dieſer Leiſtung Naumanns nicht zu wundern, 
daß er als Politiker jo gründlich abgewirtſchaftet hat —, jo kann ich mich zu 
der Gefolgſchaft Vollmars zählen. Was er in ſeiner Rede als Aufgabe fordert, 
haben wir bisher ſchon redlich getan und es lag nicht an uns, wenn der 
poſitive Erfolg nicht auf unſerer Seite war. Dieſes Kapitel wie das, was 
Vollmar auf den vorhergehenden Seiten ſeiner Schrift über die bürgerlichen 
Parteien ſagt, gibt mir keinen Anlaß zu einer Kritik. 


2. Bernftein und die Reihsverfaffung. 


Bevor ich auf Vollmars Ausführungen und die Auslaſſungen der Genoſſen 
Heine, Göhre uſw. über die Präſidentenfrage näher eingehe, möchte ich noch 
einige kurze Bemerkungen machen über die Bedeutung, die Bernſtein der Reichs⸗ 
verfaſſung beilegt. Mehring hat auf dieſe Auslaſſungen Bernſteins nicht bloß 
in Nr. 40, ſondern auch in Nr. 45 der „Neuen Zeit“ vortrefflich geantwortet. 
Allein bei der faſt gänzlichen Nichtberückſichtigung, die dieſe Seite der Aus⸗ 
führungen Bernſteins in der übrigen Parteipreſſe gefunden hat, was wohl 
darauf zurückzuführen iſt, daß man ſich in der Partei bisher mit der Entſtehung 
und dem eigentlichen Weſen der Reichsverfaſſung nur ungenügend vertraut 
machte, mögen noch einige Ergänzungen hier Platz finden. | 

Hörte Bismarck, wie ein Sozialdemokrat über die von ihm auf jeinen 
eigenen Leib geſchnittene Verfaſſung urteilt, er würde ſich den Bauch vor Lachen 
halten. Umgekehrt würden die alten dahingeſchiedenen Häupter der Fortſchritts⸗ 
partei, die Waldeck, Kirchmann, Ziegler, Schulze-Delitzſch, Hoverbeck, Duncker uſw. 
vor Entſetzen die Hände über dem Kopfe zuſammenſchlagen, erführen ſie davon. 
Die Szene möchte ich ſehen, wenn die Genannten mit Bismarck im Hades 
zuſammenträfen und ſich über des Genoſſen Bernſtein Urteil unterhielten. Und 
was würde gar der alte Demokrat Aaron Bernſtein, der Onkel des Genoſſen 
Bernſtein, der Gründer und langjährige Redakteur der Berliner „Volkszeitung“, 
hierüber ſagen, der, als die „Provinziale Korreſpondenz“ eines Tages gegen 


Einen höchſt merkwürdigen Standpunkt nahm in dieſer Frage der Genoſſe Südekum 
in einer Nürnberger Parteiverſammlung ein, in der er nach vorliegenden Berichten in der 
Parteipreſſe mit Bezug auf Bernſtein geäußert haben ſoll: Bernſtein könne das Waſſer nicht 
halten und man dürfe ihn nicht allzu ernſt nehmen. So wird derjenige jetzt im eigenen 
Lager desavouiert, welcher der ganzen Richtung ſeinen Namen gab. Südekum meinte auch, 
die Vizepräſidentenfrage ſei ſo gut wie erledigt; natürlich jetzt, nachdem ſich herausſtellt, daß 
die Trauben ſauer ſind, da wünſcht man, ſie wäre nicht angerührt worden. 
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die Fortſchrittspartei den Vorwurf erhob, daß ſie dieſer Verfaſſung die Zu— 
| ſtimmung verſagte, antwortete: 

„„ dieſe Verfaſſung iſt ein jo unglückſeliges, verworrenes und geiſtlos 
zuſammengeſtoppeltes Dokument, daß man ſeinesgleichen in der Geſchichte der 
Geſetzgebung nicht wieder findet. Dieſem Dokument die Zuſtimmung zu ver⸗ 
jagen, iſt ſowenig eine Feindſeligkeit gegen Deutſchland, daß wir noch heutigen⸗ 
tags keine andere Hoffnung auf eine gute Organiſation des Deutſchen Reiches 
hegen können, als durch jene kräftige, völlige Umgeſtaltung dieſer Verfaſſung 
auf der geſunden Grundlage, wie ſie dereinſt die Stimme der deutſchen Nation 
im Volksjahr 1849 geſchaffen hat.“ 

Und die norddeutſche Bundesverfaſſung iſt ſpäter als Reichsverfaſſung durch 
die Verſailler Verträge nur noch mehr verpfuſcht worden. Und iſt es Bern⸗ 
ſtein gänzlich unbekannt, daß Bismarck das allgemeine Wahlrecht für eine 
deutſche Volksvertretung nur vorſchlug, weil er damit den öſterreichiſchen 
Bundesreformplan übertrumpfen und ſich den Wind in die Segel ſchaffen 
wollte? Iſt es ihm unbekannt, daß ſchon im Jahre 1862, in den konſerva⸗ 
tiven Kreiſen Preußens, die Idee, das allgemeine, gleiche, direkte und geheime 
Wahlrecht auch in Preußen einzuführen, auftauchte, weil man der Anſicht war, 
das Dreiklaſſenwahlſyſtem ſei ſchuld, daß die liberale Kreisrichterkammer 
exiſtiere, die einer konſervativen Platz machen werde, wenn das allgemeine 
Stimmrecht nach napoleoniſchem Rezept zur Anwendung komme? Weiß er 
nicht, daß ſogar Bismarck im konſtituierenden norddeutſchen Reichstag offen 
erklärte: er habe das allgemeine Stimmrecht genommen, weil er kein anderes 
Wahlrecht kenne, das ſeinem Zwecke entſpreche? Was für ein Wahlrecht wollte 
er denn in dem eben durch die Gewalt der Waffen zuſammengeſchweißten 
Nordbund einführen, in dem jede gemeinſame Grundlage für ein 
anderes Wahlrecht fehlte? Und wie wollte er die Antipathien gegen die 
neue Schöpfung in den weiteſten Volkskreiſen neutraliſieren, wenn er dieſes 
Recht nicht gab? Man korrigiere doch nicht die Geſchichte im Intereſſe und 
zum Lobe unſerer Feinde! Daß einer unſerer Genoſſen ſich zu einem Urteil 
über die Reichsverfaſſung verſteigen könnte, wie es Bernſtein fällt, hätte ich 


nicht für möglich gehalten. Ich glaubte, in puncto deſſen, was demokratiſch iſt, 
befänden wir uns noch in Übereinſtimmung, wenn es auch in bezug auf das, 
was ſozialiſtiſch iſt, ſeit geraumer Zeit hapert. 
Allerdings hat Genoſſe Bernſtein zur Abwechſlung auch wieder mal ſehr 
revolutionäre Anwandlungen gehabt. In ſeinem Artikel in der Breslauer 
„Volkswacht“ ſetzt er auseinander, daß er den Gang eines ſozialdemokratiſchen 
Vizepräſidenten zu einer Audienz bei dem deutſchen Kaiſer in gleicher Weiſe 
einſchätze, wie den Beſuch Rolands bei Ludwig XVI., denn dieſer Beſuch 
| Rolands hieß nicht, daß die Revolution ſich vor dem König, ſondern daß der | 
König ſich vor der Revolution verbeugte. Bernſtein hat in jenem Artikel noch 
andere hiſtoriſche Beiſpiele, wie er meint zugunſten feiner Anſicht, angeführt. 
So unter anderem eine Begegnung des ebenfalls wie Ludwig XVI. geköpften 
Karl I. von England — der ganze Artikel des Genoſſen Bernſtein in der 
| „Volkswacht“ riecht nach Blut — mit dem Bevollmächtigten Cromwells Joice, 
der Karl I. gefangen nahm. ö 
Genoſſe Bernſtein hat, ohne es zu ahnen, mit dieſer hiſtoriſchen Reminis⸗ 
zenz im bürgerlichen Lager heilloſen Schrecken hervorgerufen und das Gegenteil 
deſſen erreicht, was er erreichen wollte. Die ultramontane „Germania“ und die 
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linksnationalliberale „Nationalzeitung“ erklären, daß Bernſtein jetzt ſeinem 
Vorſchlag eine Deutung gegeben habe, die im ſcharfen Widerſpruch mit ſeinem 1 
erſten Artikel in den „Sozialiſtiſchen Monatsheften“ ſtehe. Solle der Beſuch 
eines ſozialdemokratiſchen Vizepräſidenten bei dem Kaiſer eine Verbeugung des 
letzteren vor der revolutionären Sozialdemokratie bedeuten, dann könne unter 
keinen Umſtänden mehr von der Wahl eines uten 
Vizepräſidenten die Rede ſein. Und die geſamten geſinnungsverwandten 
Blätter ſchloſſen ſich dem Urteil der „Germania“ und der „Nationalzeitung“ an. 
Bernſtein hat alſo aus Liebe zu ſeinem Kinde, das er gar zu warm ver⸗ I 
teidigte, einen Mord an demſelben verübt. Ehe wir noch dazu kommen, auf 
dem Dresdener Parteitag uns die Köpfe zu zerbrechen: ob wir den Kanoſſa⸗ 
gang zu Wilhelm II. antreten ſollen, iſt die Preſſe der maßgebenden Parteien 
des Reichstags bereits einig: unter ſolchen Umſtänden der ſozialdemokratiſchen 
Partei die Vizepräſidentenſtelle zu verweigern. Auch die „Kreuzzeitung“ ent⸗ 
hält eine Zuſchrift eines konſervativen Reichstagsabgeordneten — offenbar aus 
der Feder des Vorſitzenden der konſervativen Fraktion Herrn v. Normann — 
daß die konſervative Fraktion unter keinen Umſtänden der Wahl eines 
Sozialdemokraten zum Vizepräſidenten zuſtimmen werde. | 
Mich wundert überhaupt die Naivität unſerer Reviſioniſten, einem Hohen 
zollern und nun gar Wilhelm II., deſſen ausgeprägte Antipathie und Feind⸗ 
ſchaft gegen uns wir in Dutzenden von Reden kennen gelernt haben, dergleichen 
zuzumuten. Man ſieht vor lauter Realpolitik nicht den realen Stand der Dinge, 
wie man den Wald nicht vor Bäumen ſieht. Ich finde es auch begreiflich, daß 
die monarchiſch geſinnte Mehrheit des Reichstags einen ſozialdemokratiſchen 
Vizepräſidenten nicht eher akzeptiert, bis die Fraktion in bezug auf ihr 
politiſches Glaubensbekenntnis pater peccavi gejagt hat. Auf die 
Knie! Anders nicht. 8 


3. Der bhzantinismus im deutſchen Reiche. Seine Wirkungen und folgen. 


Die höfiſchen Beziehungen und Verpflichtungen haben ſeit dem Jahre 1871 
im Deutſchen Reiche zwiſchen Kaiſer und Reichstag einen Charakter angenommen, 
daß die Mehrheit des Reichstags, die dieſe Beziehungen mit Abſicht angeknüpft 
und ſyſtematiſch weiter ausgebaut hat, von den Präſidenten des Reichstags 
verlangen muß, die mit ihrer Stellung verbundenen Konſequenzen poll und 
ganz zu erfüllen. Das Wort Männerſtolz vor Königsthronen iſt auch bei ve 
Mehrheit im Reichstag längſt zur Mythe geworden. \ 

Es iſt ferner eine falſche und oberflächliche Darſtellung unſerer Hog | 
Partei wenn ſie die Sache ſo darſtellt, als handle es ſich nur um eine Audienz 

e die übrigens alleruntertänigſt nachgeſucht werden muß — bei dem Kaiſer 
nach erfolgter Wahl der Präſidenten. Freilich, eine Partei wie die unſere ſollte 
würdigerweiſe ohne weiteres eher auf die Präſidentenſtelle verzichten, als ſich den J 
vorgezeichneten Bedingungen auch nur einmal zu fügen. Aber es folgen aus dem 
erſten Schritte notwendig andere. Genau wie jene Audienz bei dem Kaifer 
Sitte geworden iſt, wurde es Sitte, daß am Schluſſe jeder Seſſion der Reichs⸗ 
tag mit einem Hoch auf den Kaiſer auseinandergeht. Hat man alſo A geſagt, 
muß man B eſagen. Kann der ſozialdemokratiſche Vizepräſident, falls zufällig 
in jener Schlußſitzung der erſte Präſident zu präſidieren verhindert iſt, jenes 
Hoch auszubringen verweigern? Und was find die Folgen, wenn er es ver⸗ 
weigerte? Die ganze Vizepräſidentenherrlichkeit flöge in die Luft, 
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denn ſofort würde ſeitens der Mehrheit ein Sturm der Entrüſtung 
gegen ihn losbrechen und ein fulminantes Mißtrauensvotum, das 

ihn von ſeinem Sitze herunterfegte, wäre die Folge. f 
Aber was dann, wenn der ſozialdemokratiſche Vizepräſident, eingedenk der 
kautſchukartigen Gründe, die Vollmar und Genoſſen anführen, die für Preis: 
gabe aller Grundſätze angeführt werden können, ſich fügte und das Hoch aus— 

brächte? Was tut dann die Fraktion? Brüskiert ſie den von ihr zur Wahl 

vorgeſchlagenen Genoſſen, indem ſie wie bisher der Demonſtration durch Ver— 
laſſen des Saales aus dem Wege geht? Oder ſtimmt ſie ihm zuliebe in das 
Hoch ein? Oder nimmt ſie den Mittelweg und bleibt im Saale, hocht aber 
nicht mit? Welchen Weg immer ſie wählte, es gäbe einen Skandal, wie noch 
keiner dageweſen iſt und wiederum flöge der ſozialdemokratiſche Vizepräſident 
in die Luft. 

Weiter. Der Präſident beantragt auch bei Kaiſersgeburtstagen, daß den 
Präſidenten Vollmacht gegeben wird, dem Kaiſer die Glückwünſche des Reichs⸗ 
tags zu überbringen. Bei freudigen oder traurigen Ereigniſſen im Kaiſerhaus 
folgen Gratulationen oder Kondolenzen des Reichstags. Kann ſich dem allem 
der ſozialdemokratiſche Vizepräſident entziehen? 

Eine weitere Konſequenz einer ſolchen Stellung — angenommen ſie ſei all— 

ſeitig akzeptiert worden — find die Einladungen zu Hofe. Ein und zweimal 
findet vielleicht der ſozialdemokratiſche Vizepräſident plauſible Gründe, der Ein- 
ladung nicht zu folgen. Bei dem dritten Male verſagen ſie. Bleibt er dennoch 
fern, ſo gibt es einen Affront bei Hofe, einen Affront im Reichstag und in der 
Preſſe, und wieder iſt eine Urſache vorhanden, die der ſozialdemokratiſchen 
Vizepräſidentenherrlichkeit zum Gelächter der ganzen Welt ein raſches Ende 
bereitet. 

Geht er aber, der Einladung folgend, zu Hofe — und auf die famoſen 
Gründe Vollmars hin läßt ſich auch das rechtfertigen — ja es wäre nur die 
Konſequenz des erſten Schrittes — ſo beſteht ſeit Wilhelm II. die Vor⸗ 

ſchrift, daß, wer einer Einladung zu Hofe folgt und nicht das Recht hat, eine 
Uniform zu tragen, in kurzen Kniehoſen mit Wadelſtrümpfen und 
Schnallenſchuhen zu erſcheinen verpflichtet iſt. Welch ein köſtlicher 
Stoff für die Witzblätter, falls zum Beiſpiel Vollmar — denn Singer würde 
die Ehre ablehnen — oder Herbert — der ſich auch für den Gang zu Hofe 
erklärte und mit deſſen Wahl ein Wunſch der Breslauer „Volkswacht“ erfüllt 
würde, einen ehemaligen Arbeiter zum erſten Vizepräſidenten zu wählen — 
den Hofbeſuch machten. Schon ruft das „Berliner Tageblatt“ triumphierend 
aus: „Die revolutionäre Sozialdemokratie wird hoffähig.“ Der „Hannoverſche 

Kourier“ höhnt: „Die revolutionäre Sozialdemokratie ſei bereit, in Frack, kurzen 
Hoſen und Schnallenſchuhen nach dem preußiſchen Königsſchloß zu wallfahren“ 
und die ultramontane „Augsburger Poſtzeitung“ meint ſpitz: „Der ſozial⸗ 
demokratiſche Vizepräſident mit der Beigabe der Wadenſtrümpfe, Kniehoſen und 
Schnallenſchuhe werde anſcheinend nur von den Münchener Genoſſen begehrens— 
wert gefunden“, worin ſie ſich leider irrt. 

Nehmen wir aber an, es werde künftig am preußiſchen Hofe Vorſchrift, 
nicht nur in Wadelſtrümpfen, ſondern auch in blauem Frack mit goldenen 
Knöpfen und Allongenperücke mit Dreiſpitz zu erſcheinen — was bei den vor— 
handenen Neigungen für Prunk und Repräſentation nicht verwunderlich wäre —, 

ſoo könnte und müßte auch dieſem Verlangen, nach den Gründen von Vollmar 
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und Genoſſen, nachgegeben werden. Unſer Vizepräſident wanderte alſo in der 
Hoftracht aus den Zeiten Ludwigs XV. zu Hofe. Aber da wir einem diäten⸗ 
loſen Abgeordneten nicht zumuten könnten, dieſe Garderobe aus eigenen Mitteln 
zu beſchaffen, wäre es Aufgabe der ſozialdemokratiſchen Parteikaſſe, hierfür 
aufzukommen. 

Welche herzerhebenden Ausſichten eröffnen ſich hier! 


4. Weitere angebliche Gründe für den Gang zu Hofe. 
Vollmar und Genoſſen jagen: Der Gang zu Hofe fei weniger ſchlimm als 


den Verfaſſungseid zu leiſten. Auch das iſt falſch. Der Treueid iſt in der 


Verfaſſung der meiſten Einzelſtaaten vorgeſchrieben. Die Frage entſteht 


alſo: Schwören wir ihn, um überhaupt in die Burg der Volksvertreter ge⸗ 


langen zu können, oder bleiben wir, was unſere Gegner wünſchen, indem 
wir den Treueid verweigern, draußen. Stehen wichtige Intereſſen des Prole⸗ 
tariats in Frage, die ich ohne dieſen Treueid nicht wahrnehmen kann, ſo ſchwöre 
ich ihn. Stände in der Reichsverfaſſung, daß die Parteien nach ihrer Stärke 
die Präſidentenſtellen im Reichstag beſetzen müſſen und dieſe Präſidenten ge⸗ 
wiſſe Verpflichtungen auch dem Kaiſer gegenüber zu erfüllen hätten, dann 
hätten wir keine Wahl. Aber dann trifft nicht uns der Vorwurf, die wir 
dieſe Vorſchriften erfüllen müſſen, wollen wir überhaupt parlamentariſch tätig 
ſein, ſondern diejenigen, die fie machten und damit einen Gewiſſens⸗ 


zwang ausübten. Außerdem beſäßen wir alsdann die Möglichkeit, 


durch Anträge die Beſeitigung dieſer leeren Formeln zu verlangen 
und ſie gebührend zu geißeln. Ich habe nicht nur als ſächſiſcher Landtags⸗ 
abgeordneter den Treueid kalten Blutes geſchworen, ſondern ich mußte ihn auch 
ſchwören, als ich, um mein Geſchäft betreiben und eine Familie gründen zu 
können, Bürger von Leipzig werden mußte. Ich ſehe noch heute das eigen⸗ 
tümliche Lächeln, das um den Mund des liberalen Oberbürgermeiſters Koch 
ſpielte, als er mir den Treueid abnahm. Ich lächelte wieder und ſchwur. 
Dieſer Treueid entſtammt den Zeiten, in denen die Verfaſſungen ins Leben 


traten. Es waren revolutionäre Zeiten, wie 1831, 1848 und 1849. Damals 
glaubten die Fürſten und ihre Regierungen, durch dieſen Treueid ſich gegen den 


Umſturz ihrer Throne ſichern zu können. Wert hat er nie gehabt. Kein Thron 
iſt durch ihn erhalten worden, ebenſowenig unterläßt ein Soldat das Deſertieren, 
weil er den Fahneneid leiſten mußte. | 

Anders liegen die Dinge, wenn bpzantiniſche Verpflichtungen durch die 
byzantiniſche Geſinnung einer Mehrheit der Volksvertretung Sitte wurden. 
Vor 1870 hat niemand im norddeutſchen Reichstag daran gedacht, dem König 
von Preußen als Oberhaupt des Norddeutſchen Bundes mit dergleichen zu 
kommen. Als aber das Reich gegründet worden war und der National⸗ 
liberalismus der maßgebende Faktor in der Volksvertretung wurde, bürgerten 
ſich dieſe byzantiniſchen Sitten ein. Und ſie wuchſen in dem Maße, wie die 
Sozialdemokratie wuchs. Im Gegenſatz zu ihr wollte man ſeine Loyalität 
in immer ſteigender bengaliſcher Beleuchtung zeigen. Damit nicht genug, man 
entdeckte oder glaubte entdeckt zu haben, daß durch immer ſtärkere byzantiniſche 
Loyalitätsbezeugungen nicht nur das Anſehen bei der höchſten Stelle, ſondern 


auch das Entgegenkommen von jener wachſe. So entſtand ein förmliches Wett⸗ 
rennen unter den bürgerlichen Parteien, um Beweiſe erſterbender Loyalität zu 


geben. 
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Das alles hat ſich vor unſeren Augen abgefpielt und entwickelt, und jetzt 
ſollen wir dieſem ganzen von uns ſeit Jahrzehnten bekämpften und verhöhnten 


Treiben unſere Sanktion erteilen, dadurch daß wir ſelber mitmachen. 


Ich ſehe keinen Funken von Würde in einer ſolchen Zumutung, 
wohl aber die vollendete Würdeloſigkeit. 


Einen originellen Einfall hat der Genoſſe Peus, dem keine reviſioniſtiſche 


Torheit zu groß iſt. Er meint, den Beſuch bei Wilhelm II. dürfe man nicht 


deshalb ablehnen, weil der Kaiſer uns ſo häufig heftig angegriffen habe. Auch 
für den Kaiſer gelte das Recht der Meinungsfreiheit. Gewiß, außerdem könnte 
ihm dieſes Recht niemand nehmen. Aber der Kaiſer hat die mit konſtitutionellem 
Brauche unvereinbare Gewohnheit, ſeinem Temperament entfprechend, ſeine Gegner 


heftig anzugreifen, und dieſe ſind dann zur größten Reſerve genötigt, 


weil ihnen der § 95 des Strafgeſetzes im Wege ſteht. Daran hat 


Peus nicht gedacht. Das iſt auch natürlich: denn das erſte bei einem Reviſio⸗ | 


niſten iſt, daß er das logiſche Denken verlernt. 


Man habe ja auch anfangs die Beteiligung an den Kommiſſionen und am 


Seniorenkonvent bekämpft und nun tue man ohne Widerrede und ohne Schaden 


für die Partei mit, rufen weiter die Vertreter unſerer Hofgangpartei. 


Auch das ſind falſche Schlüſſe. 

Die Beteiligung an den Kommiſſionen iſt nie prinzipiell abgelehnt worden. 
Man war ſtreitig, wieweit man in die Kommiſſionen gehen ſolle. Als 1869 
im norddeutſchen Reichstag die Gewerbeordnung beraten wurde, wählte mich 
der Reichstag in die betreffende Kommiſſion. Die Vorgänge bei der damaligen 
Beratung der Gewerbeordnungsvorlage waren es hauptſächlich, die Liebknecht 
veranlaßten, ſeine Rede, die ſpäter als Broſchüre unter dem Titel erſchien: 
„Die politiſche Stellung der Sozialdemokratie“, gegen das „Parlamenteln“ zu 


halten. Er hat bekanntlich ſpäter ſelbſt dieſen Standpunkt fallen laſſen. 1874/75 
war Motteler ebenfalls Mitglied einer Gewerbeordnungskommiſſion. Die Frage 


wurde nachher erſt wieder aktuell Anfang der achtziger Jahre. In die Kom⸗ 


miſſion für die Krankenverſicherungsgeſetzvorlage wählte man uns nicht, wir 


hätten nicht die Kopfzahl einer Fraktion, ſchützte man vor. 1884/85 traten Dietz 


und ich in die Kommiſſion für die Dampferſubventionsvorlage ein. Ob man ſich 


auch an der Budgetkommiſſion, angeſichts unſerer ablehnenden Haltung gegen⸗ 
über dem Etat, beteiligen ſolle, darüber entſtanden Meinungsverſchiedenheiten. 
Gegen die Beteiligung am Seniorenkonvent wurde geltend gemacht, daß 


derſelbe keine von der Geſchäftsordnung vorgeſchriebene Einrichtung ſei, daß 


eine Inſtitution wie dieſe die Rechte des Reichstags beſchränke uſw. Die 
Differenz entſtand, weil man ſich über die Rolle dieſer Körperſchaft nicht völlig 
klar war. Heute wiſſen wir, daß der Seniorenkonvent keine beſchließende Körper- 


ſchaft iſt, dem Reichstag keine Vorſchriften machen kann, daß er nichts iſt als 


eine Zuſammenkunft von Vertrauensmännern der Fraktionen, die der Präſident 
nach freiem Ermeſſen beruft, um ſich über die Stimmungen und Meinungen 


im Reichstag in geſchäftlichen Fragen zu informieren. Der Präſident handelt 
nach Anhörung der Senioren wie er für angemeſſen erachtet. Beſchlüſſe 


werden nicht gefaßt und auch die Fraktionen ſind an die kundgetanenen An⸗ 
ſichten ihrer Vertrauensleute im Seniorenkonvent nicht gebunden. Das ſind 
aber alles Dinge, die ſich innerhalb des Reichstags behufs der zweck⸗ 
mäßigſten Erledigung der Geſchäfte abſpielen und mit höfiſchen Re— 


präſentationspflichten gar nichts gemein haben. 
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In dem Leitartikel des „Vorwärts“ vom 30. Auguſt: „Neue Taktik“ wird 
unter anderen kühnen Behauptungen auch die aufgeſtellt: 

„Ende der ſechziger Jahre ſtand noch ſelbſt die Betätigung unſerer Partei 
an den Reichstagswahlen in Frage. Und als man ſich halb widerwillig dazu 
entſchloß, hielt man es mit den demonſtrativ-agitatoriſchen Zwecken für une 
vereinbar, gemeinſam mit den bürgerlichen Parteien Geſetze zu machen, ſich etwa 
mit Anträgen an der Gewerbeordnung zu beteiligen. Dieſe Narrheit wurde 
zwar beſchloſſen, aber nie durchgeführt.“ 

Es iſt nie auch nur eine Sekunde lang beſtritten worden, ſich an den 
Wahlen zu beteiligen, und nie iſt ein Beſchluß gefaßt worden, mit den bürger⸗ 
lichen Parteien gemeinſam keine Geſetze zu machen. Es fehlt gerade noch, daß 
das Zentralorgan der Partei in letzter Stunde zu dichten anfängt, nachdem es 
ſich in dieſer ganzen Angelegenheit bisher ſo unentſchieden und zweideutig wie 
möglich benommen hat. 


5. Die angebliche machterweiterung der partei. 


Vollmar ſagt weiter: er ſehe die Sache als eine Frage der Machterweite⸗ 
rung der Partei an und ſei der Meinung, daß dieſe uns das Recht und die 
Pflicht auferlegt, uns an der Führung der Geſchäfte zu beteiligen und die damit 
verbundene Verantwortung zu übernehmen. 

Über das Recht unſerer Fraktion auf einen Vizepräſidenten unter Erfüllung 
der Verpflichtungen, die Verfaſſung und Geſchäftsordnung vorſchreiben, beſteht 
keine Meinungsverſchiedenheit unter uns. Dieſe entſteht erſt über die Frage: 
ob auch höfiſche Repräſentationen erfüllt werden ſollen. Darauf habe ich ſchon 
geantwortet. 

Daß die Beſetzung der Präſidentenſtellen aber auch ein Machtzuwachs für 
diejenigen Parteien bedeute, die die Präſidenten ſtellen, iſt eine Neuheit. Die 
bürgerliche Preſſe, ſoweit ſie Bernſtein, Vollmar und Genoſſen mit ihrem Vor⸗ 
ſchlag entgegenkam, hat ſich gehütet, auf dieſe Seite der Frage Gewicht zu legen. 
Vollmar kann dergleichen behaupten und in einer Münchener Parteiverſamm⸗ 
lung und bei Leuten, welche die Dinge nicht kennen, Eindruck damit machen. 
Aber recht hat er nicht. 

Die Präſidenten haben die Leitung der Geſchäfte des Hauſes nach den 
darüber vorhandenen Beſtimmungen zu handhaben und ſie ſollen dieſes ohne 
Anſehen der Partei und der Perſon tun. Das ſind die Grenzen ihrer Macht 
und ihrer Pflicht. Um dieſes möglichſt unparteiiſch tun zu können, iſt es Uſus, 
wenigſtens für den erſten Präſidenten, daß er während ſeiner Amtsdauer zwar 
nicht aus der Partei, zu der er gehört, austritt, aber quaſi nur paſſives Mit⸗ 
glied derſelben iſt. Auch für die Vizepräſidenten erwächſt aus ihrer Stellung 
eine gewiſſe Zurückhaltung, aber Macht zugunſten der Partei, zu der 
ſie gehören, erwächſt daraus in keiner Weiſe. Suchten ſie dieſe 
zugunſten ihrer Partei zu erlangen, ſo mißbrauchten ſie ihr Amt. 

Und nun möchte ich Vollmar fragen: Was hat das Zentrum an Macht 
und Anſehen eingebüßt, daß es während der erſten zehn Jahre ſeines Beſtandes 
im Reichstag durch die nationalliberal-konſervative Koalition von der Beſetzung 
eines Präſidentenſitzes ausgeſchloſſen war? Waren gerade dieſe Jahre nicht 
ſeine Glanzzeit? 

Sein Abſtieg im Anſehen ſank in dem Maße, wie es loyaler wurde und 
damit auch die erſte Stelle im Präſidium erſtieg. g 
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Oder was büßte die konſervative Partei an Macht und Anſehen ein, als 
1895 aus Anlaß des bekannten Konfliktes mit der Mehrheit des Reichstags 
wegen der von dieſer verweigerten Gratulation zu Bismarcks achtzigſtem Geburts⸗ 
tag Herr von Levetzow ſein Amt als erſter Präſident niederlegte? 

Oder was gewann die Freiſinnige Volkspartei an Macht und Anſehen, als 
einer der ihrigen, der Abgeordnete Reinh. Schmidt, als Lückenbüßer an die 
Stelle des zweiten Vizepräſidenten, des nationalliberalen Bürklin trat, der aus 
den gleichen Gründen wie von Levetzow ſein Amt niederlegte? 

Oder was ſchadete es der Macht und dem Anſehen der ſozialdemokratiſchen 
Partei, daß die Mehrheit des Reichstags ihr 1898 die zweite Vizepräſidenten⸗ 
ſtelle verweigerte? Wir hätten mit dieſem Vizepräſidenten bei der letzten Wahl 
auch nicht eine Stimme mehr gewonnen. 6 
Di.ieſe klägliche Vermengung rein formaler Fragen mit tatfächlichen Macht⸗ 
j verhältniſſen, die in dem Charakter und dem Weſen der Parteien beruhen! 
Aber das iſt die notwendige Folge des Gedankenganges in den Köpfen unferer 
Reviſioniſten, die überall die Macht der Perſon an Stelle der von den Parteien 
vertretenen Macht ſetzen. Wo bleibt denn die ſo viel berühmte materialiſtiſche 
Geſchichtsauffaſſung, zu der man ſich immer noch bekennt? | 


I: 
6. Die Staatsform mehr nebenſache für die Sozialdemokratie. 
4 


Wir ſollten nicht das Hauptgewicht auf die Staatsform legen, und nicht 

annehmen, daß man durch eine Audienz bei dem Kaiſer eine Art Reverenz 
vor ihm mache. Nicht auf die Staatsform, auf den ſozialen Inhalt der Ge— 
ſellſchaft komme es nach unſeren eigenen Grundanſchauungen hauptſächlich an, 
rufen übereinſtimmend Vollmar und Göhre. Letzterer widmet dieſem Thema 
in der Chemnitzer „Volksſtimme“ einen ganzen Leitartikel, aus dem ich die 
Überzeugung gewann, daß dem Genoſſen Göhre der Nationalſoziale noch ſehr 
im Nacken ſitzt. 
Es fällt mir nicht ein, die Staatsform zu überſchätzen. Aber ſie iſt ſehr 
weſentlich. Es gibt allerdings Monarchien, wie zum Beiſpiel die engliſche, die 
ich mancher Republik vorziehe, zum Beiſpiel den ſüdamerikaniſchen. Aber auch 
zwiſchen den Monarchien iſt ein gewaltiger Unterſchied. Eine ſtarke Monarchie 
bedeutet ein ſchwaches Parlament. Und wenn das Königtum durch Heer und 
Flotte und Beamtenhierarchie uſw. ſchon ſtark iſt und durch die herrſchenden ö 
Klaſſen noch beſonders geſtützt wird, dann iſt es für jede Demokratie eine 
ganz beſondere Gefahr! Daher iſt die Monarchie in Preußen die Mon⸗ 
archie par excellence, die es in der ganzen Welt nicht zum zweitenmal gibt. 
Und der jeweilige preußiſche Monarch, der zugleich deutſcher Kaiſer iſt, iſt auch 
der ſyſtematiſche Stärker des Junkertums, in dem er ſeine vornehmſte Stütze 
ſieht. Er iſt es auch, an dem das Dreiklaſſenwahlſyſtem mit all ſeinen Un⸗ 
gleichheiten in Staat und Kommune für die Arbeiterklaſſe ſeinen Grund— 
und Eckſtein findet, der alles billigt, was bisher die Sozialdemokratie in 
Preußen rechtlos gemacht und geſchädigt hat. Und zum Danke dafür 
ſollen wir zum preußiſchen Monarchen als deutſchem Kaiſer zu 
Hofe gehen und den Kotau machen! 

Wäre dagegen Preußen⸗Deutſchland eine Republik und wäre ſie noch ſo blau, 
ſo beſäßen wir höchſt wahrſcheinlich das allgemeine, gleiche, direkte und 
geheime Wahlrecht für alle Vertretungskörper; Diätenzahlung an 
die Abgeordneten, eine gerechtere Einteilung der Wahlkreiſe, wo— 
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möglich das Proportionalwahlſyſtem, ein viel freieres Vereins- und 
Verſammlungsrecht, eine größere Preßfreiheit, eine vollkommenere 
Sozialreform, für die dann unſere Macht ganz anders in die Wagſchale 
fiele wie jetzt, ein demokratiſcher geſtaltetes Militärſyſtem, eine dem 
Parlament verantwortliche Regierung, kurz es wäre eine Reihe 
unſerer nächſten Programmforderungen erfüllt, um die wir jetzt 
noch lange und vorausſichtlich ſehr ſchwere Kämpfe zu beſtehen und 
große Opfer zu bringen haben! 

Wollen Vollmar und Göhre auch jetzt noch behaupten, daß die Staatsform 
mehr nebenſächlich ſei? Was werden die belgiſchen, franzöſiſchen, öſterreichiſchen, 
italieniſchen Genoſſen denken, wenn fie ihre Ausführungen leſen ?“ Mir ſcheint, 
die Kluft zwiſchen uns in der Partei wird immer größer.“ Wir verſtehen uns 
bald nicht mehr! Schade, daß Herr Naumann ſo früh ſein Fähnlein zur 
Auflöſung brachte. Einen Zuwachs von jener Seite wünſche ich der Partei 
allerdings nicht, wie ich gleich bemerken will.! 

Wenn der Kaiſer die Wahrheit wiſſen will (von einem ſozialdemokratiſchen 
Vizepräſidenten), dann würde er ſie hören — er könnte es notwendig brauchen! 
ruft Vollmar pathetiſch aus. Der Bericht über ſeine Rede verzeichnet hier: 
Stürmiſcher Beifall! e 

Hier begegnen wir wieder dieſer merkwürdigen Selbſttäuſchung! Auch die 
Herren v. Gerlach und Naumann, zwei der Korybanten unſerer Reviſioniſten, 
ſchlagen einen Purzelbaum bei dem Gedanken, daß Vollmar als Vizepräſident 
einmal zu einem Meinungsaustauſch mit Wilhelm II. kommen könne. Als 
wenn ſich an eine ſolche Unterhaltung weittragende Veränderungen von welt⸗ 
geſchichtlicher Bedeutung knüpfen könnten. Auch hier wieder dieſe Überſchätzung 

des Einfluſſes der Perſon und die gänzliche Mißachtung der Faktoren, welche 
die eigentlichen Träger der vorhandenen abgrundtiefen Gegenſätze ſind. 

Es gehört auch zu den höfiſchen und monarchiſchen Gepflogenheiten, und 
das weiß Vollmar ganz genau, daß dem Kaiſer gegenüber eine von ihm zur 
Audienz oder zum Beſuch befohlene Perſon nicht eher reden darf, bis ſie gefragt 
wird oder die Erlaubnis zum Reden bekommt. Wenn nun der Kaiſer den 
ſozialdemokratiſchen Vizepräſidenten — vorausgeſetzt daß er ihn überhaupt 
empfinge — nicht fragt oder ihn nicht erſucht zu reden, was dann? Dann 
behält dieſer ſeine ſchöne Programmrede in der Taſche. Oder glaubt Vollmar 
bei einer ſolchen Gelegenheit Reden des Kaiſers wie die in Eſſen und Breslau 
zur Sprache bringen zu können? Außerdem habe ich große Vorbehalte in 
bezug auf die Steifnackigkeit eines ſozialdemokratiſchen Vizepräſidenten, ſobald 
dieſer für hoffähig erklärt iſt. Wir haben böſe Beiſpiele. Die Mannheimer 
Genoſſen, die in einer Verſammlung zur Wahl ihres Delegierten für den 
Parteitag ſich mit zwei Drittel gegen ein Drittel für den Gang zu Hofe er⸗ 
klärten, hielten es aber doch für geboten, die Erwartung auszuſprechen, daß 
der betreffende ſozialdemokratiſche Vizepräſident ſich dabei die nötige Steif⸗ 
nackigkeit bewahre. So gab ſich die Mehrheit der Mannheimer Verſammlung 
ſelbſt eine ſchallende Ohrfeige und — ſie fühlte es nicht. | 

Zu ſolchen Inkonſequenzen und Widerſprüchen, wie ich ſie hier gezeigt, 
führt der Hyperopportunismus. Opportuniſten ſind wir alle. Keiner von 

Herr Naumann hat mittlerweile in Dresden erklärt, er hoffe, daß diejenigen, die von 


den Nationalſozialen zur Sozialdemokratie übergingen, bei uns im Bernſteinſchen Sinne 
wirkten!! Alſo Sprengpulver für die Partei. 


, 
> 
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uns will mit dem Kopfe durch die Wand. Aber es iſt ein Unterſchied, ob ich 
den tatſächlichen Verhältniſſen Rechnung trage, dabei aber, ohne meine grund⸗ 

ſätzliche Auffaſſung aufzugeben, dem Gegner nur ſoweit entgegenkomme, als 
ich abſolut muß, um eine wertvolle Konzeſſion zu erlangen, zu der ich ihn 
zwinge. Oder ob ich um einer Lappalie willen oder um einem Phantom 
nachzujagen, mich dem Gegner an den Hals werfe, und mich bloßſtelle, 
um eine Scheinkonzeſſion zu erlangen oder jedenfalls nur eine ſolche, 
die ich ohne meine Zuſtimmung auch erlangte. 


7. Die vergewaltigungen bei den Zolltarifberatungen. 


Die Vergewaltigungen bei den Zolltarifdebatten wären nicht vorgekommen, 
hätten wir einen Vizepräſidentenſitz innegehabt, rufen Bernſtein und Vollmar 
in brüderlicher Übereinſtimmung aus; ja Bernſtein jagt ſogar, daß das Ver⸗ 
halten des Präſidenten in der berüchtigten Adventsnacht vom 13. auf den 
14. Dezember ihm die große Bedeutung einer ſolchen Poſition erſt klar ge⸗ 
macht habe. 
Bernſtein überſieht hierbei wieder die Tatſache, daß es Graf Balleſtrem 
war, der in jener Nacht am Ruder ſtand und daß, was er tat, nur den 
Intentionen der auf den Zollraub erpichten Mehrheit, zu der 
Graf Balleſtrem ſelbſt gehörte, entſprach. Es war ferner Graf 
Balleſtrem ſelbſt, der in jener Nacht entſchloſſen war, koſte es was es wolle, 
den Zolltarif unter Dach und Fach zu bringen, was wiederum auch den 
Intentionen der Zöllnermehrheit entſprach. 

Der Zolltarif war nicht anders zu erlangen als durch Ber: 
faſſungs⸗ und Geſchäftsordnungsbruch und entweder mußten die Präſi⸗ 
denten dieſem Verlangen der Mehrheit entſprechen oder — ſie flogen von 
ihren Poſten. Graf Balleſtrem wußte alſo, worum es ſich handelte, und ich 
hätte ſehen mögen, wie er den Vizepräſidenten angefahren hätte, der es gewagt, 
in jener Nacht ihm zu ſagen: daß man die Minderheit mißhandle und der und 
der Antrag zuläſſig oder nicht zuläſſig ſei. 

Die Meinung Bernſteins, einen Vizepräſidenten zu haben, der künftig die 
ſchmachvoll verſtümmelte Geſchäftsordnung loyal handhabe, iſt komiſch. Der 
allein richtige Standpunkt für uns iſt, daß wir eine ſolche Zumutung 
nicht erſt an einen unſerer Genoſſen ſtellen, ſondern es als eine 
unſerer erſten Pflichten im neu zuſammentretenden Reichstag an— 
ſehen, durch entſprechende Anträge die alte Geſchäftsordnung 
wieder herzuſtellen. So handelt man als Demokrat. 


8. Die bürgerliche Preffe und die vizepräſidentenfrage. 


Unter den bürgerlichen Blättern hat keines mehr als die „Frankfurter 
Zeitung“ den Vorſchlägen Bernſtein⸗Vollmar zugeſtimmt. Nachdem die Frank⸗ 
furterin wiederholt zugunſten der Genannten eintrat — als gehöre ſie bereits zur 
reviſioniſtiſchen Parteipreſſe —, nahm auch der bekannte Berliner Mitarbeiter 

der „Frankfurter Zeitung“ das Wort. Der von ihm in der Nr. 210 ver- 
öffentlichte Artikel ſollte eine kräftige Unterſtützung der Vollmar⸗Bernſteinſchen 
Politik ſein, aber derſelbe wurde wider den Willen feines Verfaſſers ein mora⸗ 
liſcher Totſchlag für dieſe Politik. 

In dieſem Artikel kommen unter anderem folgende prachtvolle Stellen vor: 
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„Nicht der praktiſche Wert einer Vizepräſidentenſtelle im Reichstag verleiht 
der ſchon viel erwähnten Frage die Bedeutung: dieſe iſt vielmehr eine 
ſymptomatiſche!“ 

Und als ſymptomatiſch für die Mauſerungsſucht gewiſſer Perſonen in unſerer 
Partei ſieht die ganze bürgerliche Preſſe die Frage an und ſteht deshalb mit 
voller Sympathie auf Seiten der Hofgangpartei in unſeren Reihen. 

Weiter heißt es in dem Artikel des Berliner Mitarbeiters der Frankfurterin: 

„An ſich aber iſt die Stellung eines Vizepräſidenten, wie 
wir ſchon früher auseinandergeſetzt haben, ſehr einflußlos. Er hat 
Präſidialbefugniſſe nur, wenn und ſolange der Präſident ſie ihm 
überträgt. Dieſer kann mit ihm über die allgemeine Leitung der Geſchäfte 
ſprechen; er braucht es nicht. Vergewaltigungen der Minderheit verhindern? — 
Graf Balleſtrem war überzeugt, daß der Kardorffſche Antrag unzuläſſig war 
Er hätte, wie die Dinge lagen, dieſer Überzeugung nur Ausdruck geben können, 
wenn er ſein Amt niederlegte. Dazu hat er ſich nicht entſchloſſen, weil er 
glaubte, daß dann ſofort ein anderes Präſidium gewählt werden würde, das 
den Antrag für zuläſſig hielt. So hat er tatſächlich die Kämpfe um dieſen 
Antrag geleitet und an ihm mitgewirkt. Herr Büſing als Vizepräſident war 
nicht nur gegen den Antrag Kardorff, ſondern gegen den ganzen Zolltarif. Auch 
ihm wäre nichts anderes übrig geblieben, als zurückzutreten. Daß er das nicht 
getan hat, wird ihm zum Vorwurf gemacht. Wenn ein Präſident ſich 
einer Mehrheit gegenüberſieht, die entſchloſſen iſt, etwas durch⸗ 
zuſetzen, was nach ſeiner Meinung unrecht iſt, dann bleibt ihm ge⸗ 
wöhnlich nichts anderes übrig, als ſein Amt niederzulegen. In 
ſolche Lage kann ein ſozialdemokratiſcher Vizepräſident leicht 
kommen.“ 

Und an einer dritten Stelle ſagt der Frankfurter Zeitungsmann: | 

„Es iſt ganz richtig, was Herr v. Vollmar jagt: ‚Der bloße Gedanke 
eines Reichstagspräſidiums hat für die Sozialdemokratie etwas 
Wertvolles.“ Gewiß, die Partei erlangt damit nicht nur im Reichs⸗ 
tag, in dieſem ſogar weniger, ſondern vielmehr bei der großen 
Menge der Wähler einen gewiſſen Nimbus, und das Umſtürzleriſche, 
Revolutionäre, den einen ein Vorzug, den anderen ein Nachteil, 
wird dadurch vermindert.“ 

Es hieße dieſe famoſen Äußerungen abſchwächen, wollte ich ein Wort hinzu⸗ 
fügen. So wird man von feinen Freunden unter den Feinden zu Tode gelobt. 


9. Zzukunftsſorgen Dollmars. Mangel an Takt in der Partei. 


Aber Vollmar hat auch bereits Zukunftsſorgen: „Eine negative Entſcheidung 
der Präſidentenfrage wäre gar keine Löſung, ſondern lediglich eine Hinaus⸗ 
ſchiebung der Löſung. Denn bei der nächſten Wahl wird die Frage wieder⸗ 
kommen. Und was ſoll dann werden, wenn wir die erſte Partei des Reichs⸗ 
tags und ſpäter einmal die Mehrheit geworden ſein werden?“ 

Daß diesmal die Entſcheidung über die Präſidentenfrage negativ ausfallen 
wird, iſt ſicher, ſelbſt wenn die Mehrheit des Parteitags ſich wider alles Er⸗ 
warten auf den Boden von Vollmar-Bernſtein und Genoſſen ſtellte. Wie ich 
oben mitgeteilt habe, hat Bernſtein ſelbſt die bürgerlichen Parteien kopfſchen 


1 Avis an die „Petite République“. 
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gemacht und ſollten wir dennoch in Gnaden angenommen werden, ſo nur auf 
Grund eines Examen rigorosum ſo blamabler Art im Seniorenkonvent, daß 
wir ſämtlich ſchamrot davonliefen. 

Warum aber ſich den Kopf über die Zukunft zerbrechen? Davon iſt ja 
gerade Vollmar am wenigſten ein Freund. Er kann ſonſt nicht genug über 
jene ſpotten, die ſich mit Zukunftsplänen tragen. Glaubt Vollmar aber wirklich, 
daß, wenn in Zukunft die Partei noch viel größere Siege erfechten wird oder 
gar die Mehrheit im Reichstag erlangte, keine anderen und wichtigeren Fragen 
auftauchen werden als die verhältnismäßig nebenſächliche: wer erſter Präſident 
im Reichstag ſein ſolle? 

Bisher habe ich Vollmar für einen ſcharfſinnigen Politiker gehalten, aber 
die Kurzſichtigkeit, die in ſeinen Fragen liegt, macht mich ſtutzen. 
| Aber das Stärkſte, was bei Erörterung der Präſidentenfrage in der Partei 
vorkam, iſt folgendes. 

Sobald die Präſidentenfrage in der Parteipreſſe durch Bernſtein angeregt 
war und teilweiſe in der bürgerlichen Preſſe Zuſtimmung fand, erklärten „Ger⸗ 
mania“ und „Nationalzeitung“ übereinſtimmend und andere Blätter ſchloſſen 
ſich ihnen an: Als Kandidat für den Vizepräſidentenpoſten dürfe 
Singer nicht in Betracht kommen, wegen ſeines Verhaltens dem Vize⸗ 
präfidenten Grafen Stolberg gegenüber, indem Singer ſich weigerte, deſſen Auf⸗ 
forderung, den Saal zu verlaſſen, nachzukommen. Das mache ſeine Wahl 
unmöglich. | 
| Eine ſolche Erklärung der genannten Blätter war eine ſchwere Beleidigung, 
ein Schlag ins Geſicht der Partei, und ich hätte gewünſcht, die Parteipreſſe 
hätte eine ſolche Inſolenz mit größerer Entſchiedenheit zurückgewieſen, als es 
von der Mehrheit der Parteiblätter geſchah. Bisher war es nicht Gebrauch, 
daß man einer Partei im Reichstag, die einen Kandidaten für irgend einen 
Poſten präſentiert, Bedingungen in bezug auf die vorzuſchlagende Perſon 
vorſchreibt. 

Aber da geſchieht das Unerhörte, daß wenige Tage nach jener ſchweren 
Beleidigung der Partei durch die gegneriſche Preſſe die „Sächſiſche Arbeiter— 
zeitung“ — die ſonſt in der Präſidentenfrage auf einem durchaus korrekten 
Standpunkt ſteht — eine Einſendung veröffentlichte, in der mit plumpen 
Schmeicheleien für Singer der Vorſchlag gemacht wird, eine andere Perſon 
als ihn für den Poſten vorzuſchlagen. Und einige Tage ſpäter wiederholte 
Genoſſe Heine in einer Verſammlung den gleichen Gedankengang, wie er in 
jener Einſendung der „Sächſiſchen Arbeiterzeitung“ enthalten war, indem er in 
einer Verſammlung ſeines Wahlkreiſes nach dem „Vorwärts“ ſagte: „Die 
Schwierigkeit der Präſidialangelegenheit liege hauptſächlich in der Perſonen⸗ 
frage, weil es in der Sozialdemokratie wie in jeder Fraktion nur wenig Leute 
geben dürfte, die dieſe bindende aufregende Funktion übernehmen könnten und 
möchten, und weil die Abgeordneten, denen die geſchäftliche und redneriſche 
Führung der Fraktion in den Sitzungen hauptſächlich obliege, außer Betracht 
bleiben müßten.“ 

Es iſt ſchwer, anzunehmen, daß der Einſender in der „Sächſiſchen Arbeiter⸗ 
zeitung“ und der Genoſſe Heine die vorhergegangene freche gegneriſche Zu— 
mutung nicht kannten, über die zudem der „Vorwärts“ ausnahmsweiſe aus⸗ 
führlich berichtet hatte. So machte die Einſendung in der „Sächſiſchen Arbeiter⸗ 
zeitung“ wie die Außerungen Heines auf mich einen peinlichen Eindruck. 
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Jedenfalls kann gar keine Rede davon fein, daß die Partei oder die Fraktion 
ſich auch in bezug auf von ihr vorzuſchlagende Kandidaten Vorſchriften machen 
läßt. Entweder man wählt die von ihr vorgeſchlagene Perſon oder man läßt 
es bleiben. | 
Ganz unſtichhaltig iſt, was Heine über die Perſonenfrage jagt. Die Simſon 
und Forckenbeck waren, als ſie erſte Präſidenten des Reichstags wurden, Leuchten 
ihrer Partei; Herr v. Bennigſen, das unbeſtrittene Haupt der nationalliberalen 
Partei, war jahrelang erſter Präſident des preußiſchen Abgeordnetenhauſes, 
Büſing wird von ſeiten ſeiner nationalliberalen Parteifreunde im Reichstag 
ſchmerzlich vermißt, nicht weil er zweiter Vizepräſident war, worauf dieſesmal 
die Nationalliberalen nicht einmal Anſpruch hätten, ſondern weil er ihre 
Autorität in einer Reihe von Spezialfragen war. Auch hat man bisher in 
unſerer Fraktion noch niemand für unerſetzlich gehalten, um ſo weniger, je 
größer die Fraktion geworden iſt. 9 
Die Sache liegt alſo ſo, daß die Partei unter keinen Umſtänden von dem 
Standpunkt abgehen kann, den die Fraktion im Jahre 1898 im Reichstag in 
bezug auf die Präſidentenfrage eingenommen hat. Weiſt man uns, wie voraus⸗ 
zuſehen iſt, mit unſerem Anſpruch zurück, dann werden wir uns mit derſelben 
Ruhe und Würde in das Unvermeidliche fügen, wie wir das 1898 taten und 
wie es das Zentrum tat, ſolange es noch entſchiedene Oppoſitionspartei war. 
Traurig genug, daß ſolche Hinweiſe gemacht werden müſſen, doppelt traurig 
nach dem großen Siege der Partei am 16. und 25. Juni. Ich betrachte die 
Debatte über die Vizepräſidentenfrage als das Schmählichſte, was 
man je der Partei aufgenötigt hat. | 


| 
| 


10. Die Gegner und der Streit in der Partei über die Dizepräfidentenfrage. 


Unſere Gegner konnten fich nichts Beſſeres wünſchen als eine Debatte, wie 
ſie über die Präſidentenfrage in der Partei gepflogen wurde, ſie hat ihre Hoff⸗ 
nung auf Erweiterung der Meinungsverſchiedenheiten in der Partei nur ge⸗ 
ſtärkt und ſie hat wieder einmal uns das wenig erbauliche Schauſpiel geboten, 
daß ein Teil der gegneriſchen Preſſe ſich mit Gönnermiene derjenigen annimmt, 
die ich als die Hofgangpartei bezeichnete, und ſich in unſere Angelegenheiten 
miſcht. 

Damit komme ich auf einen Punkt, der endlich zu einer rückhaltloſen Aus⸗ 
einanderſetzung zwiſchen uns auffordert. ö 

Die Revidierungen, die ſeit nunmehr vollen ſechs Jahren ſich in unabſeh⸗ 
barer Reihenfolge an allem was die Partei war und iſt, tut oder nicht tut, 
wiederholen — und allmählich in der Partei einen Zuſtand der Gereiztheit und 
der Erbitterung erzeugt haben, von der unſere Reviſioniſten, ſo ſcheint mir, 
keine rechte Vorſtellung haben — finden in einem großen Teile der bürgerlichen 
Preſſe ein lebhaftes Echo. Wie der Schakal nach dem Aas geht, jo ſpürt ſie 
dem „Zerſetzungsprozeß“ nach, der nach ihrer Anſicht in der Partei vorhanden 
iſt und ſchließlich zu einem von ihr erhofften Erfolg führen müſſe. Es iſt jo 
weit gekommen, daß ſich um die Perſonen aus unſeren Reihen, die bei dieſen 
Reviſionen ohne Ende im Vordergrund ſtehen, im bürgerlichen Lager eine 
Kohorte von Lobhudlern gefunden hat, die ſofort in einen wahren Korybanten⸗ 
lärm ausbricht, ſobald eine dieſer Perſonen den Mund auftut oder die Feder 
angeſetzt hat, um einen neuen Irrtum der Partei nachzuweiſen oder eine neue 

Taktik in dieſer oder jener Frage der Partei zu empfehlen. Nach dieſen Lob⸗ 
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hudlern find unſere Reviſioniſten „weitſichtige Staatsmänner“, „echte Real⸗ 
politiker“, „einſichtige Männer mit gereiftem Verſtand und weitem Blicke“ uſw. 
Kurz, man erteilt Lobeserhebungen, die für die aus gegneriſchem Munde Ge⸗ 
lobten hart an Beleidigung ſtreifen. Mir ſcheint aber, daß mancher unter 
dieſen das Blamable eines ſolchen Vorganges nicht begreift und die plumpen 
Schmeicheleien wie Honigſeim einſchlürft. Wir anderen dagegen ſind Prinzipien⸗ 
reiter oder Prinzipienwächter, Unentwegte, einſichtsloſe Fanatiker und der⸗ 
gleichen mehr. 

Ich habe längſt den Eindruck, daß die von den Gegnern einzelnen unſerer 
Parteigenoſſen entgegengebrachten Geſchmackloſigkeiten bei der großen Mehrheit 
der Parteigenoſſen — ſoweit dieſe durch die Parteipreſſe Kenntnis davon erhält, 
was meiſt ſehr unvollkommen geſchieht — mit Unmut angeſehen werden und 
Kopfſchütteln hervorrufen. Aber dieſen Gefühlen muß endlich einmal Ausdruck 
gegeben werden. 

Es begreift ſich, daß die Gegner alle Vorgänge in einer Partei wie der unſeren 
genau verfolgen und auszuſchlachten trachten. Um ſo ſchlimmer, daß ihnen in 

ihren albernen Hoffnungen und törichten Schlußfolgerungen von ſeiten der⸗ 
jenigen, die immer wieder den Stoff zu ſolchen Vorgängen liefern, nicht energiſch 
geſagt wird, daß ſie ſich trollen möchten und daß man für ihr Herandrängen, 
ihre ungebetenen Ratſchläge und ihre niedrigen Schmeicheleien nur Achſelzucken 
und Geringſchätzung habe. Aber daß das nicht geſchieht, hat ſeine guten Gründe. 

Zu welchen Räſonnements man ſich im gegneriſchen Lager aus Anlaß der 
Vizepräſidentendebatte in der Partei wieder verſtiegen hat, mag eine Auslaſſung 

des Philoſophen des Unbewußten, Eduard von Hartmann, zeigen, die ich in 
der „Sächſiſchen Arbeiterzeitung“ abgedruckt finde. Darin heißt es: 
„die Gruppe der „Sozialiſtiſchen Monatshefte“ entwickelt ſich immer mehr 
zu einer Vertretung des vierten Standes, das heißt der qualifizierten Arbeiter, 
während die Gruppe der ‚Neuen Zeit‘ zur Vertretung des fünften Standes, der 
unqualifizierten Arbeiter, des eigentlichen Proletariats, wird. (Was einfach 
albern iſt zu glauben. A. B.) Noch hält die Rückſicht auf die Einheit 
der Partei die erſtere Gruppe ab, ihre letzten Konſequenzen zu 
ziehen, aber auf jedem neuen Parteitag zeigt ſie ſich ſtärker, und 
mit jedem Alten, der ſtirbt, und jedem Jungen, der in den Reichs— 
tag einzieht, wächſt ihre Macht. Solange die Partei zuſammenhält 
und die ältere Richtung in ihr das übergewicht hat, iſt an eine Ab— 
ſchwächung der Agitation nicht zu denken; ſobald dagegen die neuere 
Richtung die Herrſchaft über die Partei erlangt oder ſich von der 
älteren trennt, ſteht ihrer Regierungsfähigkeit kaum noch etwas 
im Wege. Die Vertretung der gelernten Arbeiter kann unmöglich die Diktatur 
des Proletariats, das heißt der ungelernten Arbeiter, als Ziel feſthalten, ſondern 
muß die Intereſſen ihrer Auftraggeber als Glied des großen Wirtſchafts⸗ 
organismus behandeln.“ 

Es ſind viele ähnliche Räſonnements in der gegneriſchen Preſſe in den 
letzten Wochen erſchienen. Ich drucke den Hartmannſchen Erguß ab, nicht weil 
ich ihn für richtig halte, ſondern weil er in gewiſſen Gedankengängen 
mit Gedanken übereinſtimmt, die in den letzten Jahren in beiden 
Parteilagern, wenn auch nur im engeren Kreiſe laut geworden ſind. 
Namentlich iſt es der Tod der ſogenannten Alten, dem von manchen mit Hoff- 
nung, von anderen mit Befürchtungen entgegengeſehen wird. 
| 
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Ob bei den vielfachen Fäden, die aus dem Lager unſerer Reviſioniſten ins 
bürgerliche Lager führen, Herr von Hartmann die Glocken in unſeren Reihen 
läuten hörte oder ob er aus eigener Intuition und auf Grund ſeines Studiums 
der reviſioniſtiſchen Literatur zu ſolchen Schlüſſen kommt, weiß ich nicht. 
Zweifellos iſt, daß unſere Gegner in unſeren Reviſioniſten etwas 
dem Nationalliberalismus ſehr Verwandtes ſehen und ſchließen, 
daß denſelben zerſetzenden Einfluß, den dieſer auf den deutſchen 
Liberalismus gehabt hat, die Reviſioniſten auf die ſozialdemo⸗ 
kratiſche Parteibewegung ausübten. Ich kann ihnen leider nicht 
unrecht geben. 14 

Daß wenigſtens ein Teil unſerer Reviſioniſten darauf hinarbeitet, den Gegen⸗ 
ſatz zwiſchen bürgerlicher Geſellſchaft und klaſſenbewußtem Proletariat mehr 
und mehr abzuſchwächen, iſt für mich außer Zweifel. Seit der Rede Vollmars 
im Juni 1891 in München, in der er offen und für alle Welt ſichtbar ſeine 
Mauſerung vom ehemaligen Hyperradikalen zu einem Hyperopportuniſten 
dokumentierte — eine Mauſerung, die verſchiedene ehemalige Hyperradikale in | 
der Partei ſeitdem auch machten — treten diefe Strebungen immer lebhafter 
hervor. Eine Reihe Debatten, die wir über dieſe Strebungen ſeitdem auf den | 
verschiedenen Parteitagen gehabt und die uns, wie zum Beiſpiel in der Budget⸗ 
bewilligungsfrage, zur Annahme beſtimmter Anträge zwangen, beſtätigen dieſes. 
An dieſem Streben, die Gegenſätze zwiſchen bürgerlicher Geſellſchaft und Sozial⸗ 
demokratie zu mildern, die Reibungsflächen zwiſchen ihnen zu verkleinern, ver⸗ 
mochten bisher alle böſen Erfahrungen, die wir mit dem Liberalismus noch 
bis in die letzten Tage gemacht, nichts zu ändern. Sehr natürlich. Indem 
man die Gegenſätze abzuſchwächen ſucht, nähert ſich der Liberalismus 
nicht uns, ſondern wir nähern uns ihm. Daraus folgt weiter das Be⸗ 
ſtreben, jeder kleinen Konzeſſion, die wir auf parlamentariſchem Gebiet dem 
Gegner abtrotzen, zuzuſtimmen, was ſchon ſo häufig heftige Auseinanderſetzungen 
in der Fraktion hervorgerufen hat — und was notwendig wieder unjere 
Gegner dazu bringen muß, daß, je befcheidener wir werden, ſie 
um ſo weniger uns entgegenkommen. 

Andererſeits müſſen dieſe Konzeſſionen bei der Maſſe als möglichſt große 
Errungenſchaften dargeſtellt werden, weil ſonſt die Maſſen an uns irre würden. 
So folgt ein falſcher Schritt aus dem anderen. 

Die Vizepräſidentenfrage iſt nicht nur ein Ring in dieſer Kette, ſie iſt ein 
Stück in derſelben. Ich habe nachgewieſen und andere mit mir, wie aus dem 
erſten Gange zu Hofe weitere Schritte notwendig folgen und wir ſchließlich in 
eine Poſition geraten müſſen, in der es ganz unmöglich iſt, die bis⸗ 
herige Taktik der Partei noch aufrechtzuerhalten. 

Das Leugnen unſerer Reviſioniſten darf uns nicht irre machen, ſie legen 
ſich immer aufs Leugnen, ſobald man klare Auskunft von ihnen verlangt, wo⸗ 
hin die Reiſe geht. Unſere Gegner wiſſen aber ganz genau, wohin 
dieſe reviſioniſtiſche Taktik mit tödlicher Sicherheit führen muß, 
daher der Jubel und das Intereſſe, mit dem ſie jeden Verſuch 
unſerer Reviſioniſten, einen Keil in die alte Taktik zu treiben, be⸗ 
grüßen und ſoweit es an ihnen iſt, beſtrebt ſind, die beſtehenden 
Gegenſätze in der Partei zu erweitern. 

Das hat Herr Naumann in Dresden mit allzuviel Offenherzig⸗ 
keit zugeſtanden. Ich würde mich ſogar nicht wundern, wenn unſere Gegner 


A. Bebel: Ein Nachwort zur Vizepräſidentenfrage und Verwandtem. 727 


eines Tages einen Teil ihrer Intellektuellen in die Partei kommandierten, um 
die Kriſe in der Partei zu beſchleunigen. 

N Von dem Zerſetzungsprozeß in der Sozialdemokratie, den man durch ver⸗ 
kehrte Maßregeln nicht unterbrechen dürfe, ſpricht zum Beiſpiel auch der national⸗ 
liberale Reichstagsabgeordnete Dr. Böttcher — einer unſerer intimſten Feinde — 
in einer Erklärung an die Liga der Scharfmacher mit der Kaltblütigkeit eines 
Arztes, der einem Kranken die Diagnoſe ſtellt. Herr Böttcher iſt, wie bemerkt, 

Nationalliberaler und inſofern Sachverſtändiger. 

Es wird gut ſein, die Sachen uns auch von dieſem Standpunkt aus an⸗ 
zuſehen. Ein kluger Mann ſieht den Dingen gerade ins Geſicht und läßt ſich 
weder verblüffen noch überraſchen. Vor allem höre man endlich einmal in 
Zunſeren Reihen mit dem Komödienſpiel auf, immer wieder von Einigkeit und 
F jedem Parteitag dieſe Melodie aufs 
i neue anzuſtimmen, wo von Einigkeit und Einheit ine d nee e he 
des Sat ben aus Penes Artikel in den „Monatsheften“ — und \ 


unſere Reviſioniſten ſyſtematiſch daran arbeiten, die Gegenſätze in 


der Partei zu erweitern und die Partei auf die ſchiefe Ebene zu 
i drängen. 
| II. hoffnungen und Befürdtungen. 
Was die Hoffnungen oder Befürchtungen auf den Tod der Alten betrifft, 
ſo werden weder die Hoffnungen der einen, noch die Befürchtungen der 
anderen in Erfüllung gehen. Sind Marx, Engels, Laſſalle, Liebknecht und 
andere geſtorben, von denen man glaubte, daß ihr Tod der Partei großen 
Schaden verurſache, ſo wiſſen wir, daß die Partei trotzdem zu unſerer vollen 
Zufriedenheit ſich entwickelte. Es wird ihr alſo auch nichts ſchaden, wenn 
einmal die anderen Alten der Natur ihren Tribut zollen, denen die Jungen 
folgen, von denen der eine und der andere noch dieſem und jenem Alten voran- 
gehen dürfte. 5 

Entſcheidend iſt, daß die Maſſe der Parteigenoſſen die Augen auf— 
hält, daß ſie nie vergißt, daß, wieviel Perſonen immer aus bürgerlichen 
Kreiſen der Partei ſich anſchließen, die Partei eine proletariſche Klaſſenpartei 
iſt. Das Wachstum der Partei übt zweifellos auf gewiſſe dem Proletariat 
fernſtehende Kreiſe eine große Anziehungskraft aus und in je höherem Maße, 
je größer die Partei wird. Dieſe Elemente glauben in der Sozialdemokratie 
zu finden, was ihnen in den bürgerlichen Parteien nicht erhältlich iſt. Ich begrüße 
mit Genugtuung jeden, der aus einer dem Proletariat fernſtehenden Klaſſe zu 
uns kommt, vorausgeſetzt, daß er ſich in Charakter und Weſen der Partei zu 
finden weiß, ihre Grundanſchauungen und Ziele billigt und ehrlich mit uns 
gemeinſam kämpfen will. Aber viele von dieſen Elementen kommen 
noch ſtark belaſtet mit den Eierſchalen bürgerlicher Vorurteile 
und Anſchauungen in die Partei. Selbſt diejenigen unter ihnen, 
welche den Klaſſenkampfſtandpunkt der Partei theoretiſch kapiert 
haben, fallen häufig in der Praxis in bürgerliche Auffaſſungs— 
weiſen und Kampfmethoden zurück. Und jo kommt es ſchließlich dazu, 
daß dieſe Elemente zu einer Partei in der Partei werden. Gleich und gleich 
geſellt ſich gern. Demgegenüber muß immer und immer wieder mit aller 
Schärfe betont werden, daß die Sozialdemokratie eine Partei des prole— 
tariſchen Klaſſenkampfes mit entſprechenden Zielen iſt, daß die 
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Partei zwar die Befreiung der ganzen Menſchheit aus Not, Elend, Aus: 
beutung und Unterdrückung erſtrebt, daß aber dieſes Ziel allein auf dem Boden 
des Klaſſenkampfes und der Eroberung der politiſchen Macht durch 
das klaſſenbewußte Proletariat, deſſen Scharen durch den Gang der 
kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung immer gewaltiger anſchwellen, erreicht 
werden kann. 

Die Partei iſt nicht nur gewaltig gewachſen, ſie hat auch an geiſtiger Kraft 
und Intelligenz, an Einſicht und Erkenntnis in das Weſen von Staat und 
Geſellſchaft, insbeſondere in ihren proletariſchen Schichten zugenommen, und 
dieſe klaſſenbewußten Maſſen werden keine Führer dulden, die ſich ihnen nicht 
mit Leib und Seele ergeben. Darauf beruht unſere Hoffnung. 4 

Die Führer haben das Vorrecht, an der Spitze der Partei zu marſchieren 
und alle Hiebe unſerer Gegner, die der Partei zugedacht ſind, in erſter Linie 
zu parieren; ſie haben der Vollſtrecker des Willens und das Werkzeug für die 
Verwirklichung der Aſpirationen und der Hoffnungen des Proletariats zu ſein. 
Würden aber die Führer oder einzelne derſelben anfangen zu glauben, die 
Maſſe als Piedeſtal benutzen zu können, um ihrem Ehrgeiz oder ihrer Eitel⸗ 
keit zu frönen, und daß die Maſſe der Parteigenoſſen es ſich als eine Ehre 
anrechnen müßte, daß ſie ſich herbeiließen, der Partei beizutreten, um eine 
Ehrenſtelle zu übernehmen, ſo wären ſie nicht die rechten Männer und man 
müßte ihnen den Weg zeigen. Mehr als je zuvor hat der 16. Juni, der die Ernte 
eines großartig geführten Klaſſenkampfes war, gezeigt, daß wir mit den glän⸗ 
zendſten Ausſichten in die Zukunft gehen. Aber zu unſerem Ziele können wir 
nur kommen, wenn wir von der bisherigen Richtſchnur unſeres Handelns uns 
unter keinen Umſtänden abdrängen laſſen. 

Das Reſultat des letzten Wahlkampfes iſt kein ſolches, das zum 
Bremſen auffordert. Im Gegenteil. Und ſo wird, nachdem wieder einmal 
die Erörterung dieſer Vizepräſidentenfrage, die ſehr wider meinen Willen in der 
geſchehenen Form aufgerollt wurde, die Gegenſätze in der Partei zu 
ſcharfem Ausdruck brachte, der Parteitag, „das Parteikonzil“, durch eine 
klipp und klare Abſtimmung unſeren Feinden zeigen, daß die Hoffnungen, die 
ſie auch an dieſe Erörterungen wieder knüpften, gründlich ins Waſſer ge⸗ 
fallen ſind. Durch dieſe Abſtimmung muß aber auch ausgeſprochen werden, 
daß die Partei diejenigen entſchieden zurückweiſt, die immer wieder, weil ſie 
den prinzipiellen Boden mehr und mehr unter den Füßen zu verlieren drohen, 
ſich zu gewagten Experimenten oder der Partei unwürdigen Schritten herbei⸗ 
laſſen. 

Eine Anzahl Genoſſen wünſcht, der Parteitag übergebe die Entſcheidung 
über die Vizepräſidentenangelegenheit der Fraktion. Davon kann und darf 
nach dem Gange, den dieſe Erörterung durch Freund und Feind 
ſeit vielen Wochen in der Offentlichkeit genommen hat, keine Rede 
ſein. Ich weiß, auch in der Fraktion unterliegen die Reviſioniſten. Aber 
nunmehr iſt nur noch der Parteitag der Ort, an dem die Frage vor der Partei 
und der Öffentlichkeit entſchieden werden muß. Die Partei verlangt eine klare 
Entſcheidung; ſie will nicht, daß dieſe Entſcheidung auf Monate hinaus ver⸗ 
ſchoben wird, um in den vier Wänden eines Fraktionszimmers erledigt zu 
werden. 

Der Genoſſe Heymann⸗Stuttgart hat am letzteren Orte geäußert: Der 
Parteitag ſei zur Entſcheidung über dieſe Frage nicht kompetent, ſondern nur 
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die Fraktion. Seltſame Logik! Wäre Heymann bei den letzten Reichstags⸗ 
wahlen Sieger geblieben, ſo hielte er ſich für kompetent, über die Frage zu ent⸗ 
ſcheiden, nachdem er das Pech gehabt hat zu unterliegen, betrachtet er ſich für 
inkompetent. Man muß alſo erſt zum Abgeordneten gewählt worden ſein, um 
die nötige Erleuchtung zu beſitzen. Ich meine, daß, wer nach alledem, was 
bisher über dieſe Frage geſprochen und geſchrieben wurde, ſich noch nicht für 
kompetent erachtet, darüber zu urteilen, ehrlicher handelte, ſeinen Wählern zu 
erklären: er betrachte ſich als einen der Armen am Geiſte und halte ſich des⸗ 
halb für unfähig, ein Mandat für den Parteitag zu übernehmen. 

| Alſo: Farbe bekannt! Kein Vertuſchen, kein Ausweichen mehr! 


| 
| * 


zum Parteitag. 
Von K. Kautsty. 


Jeder Parteitag iſt bisher ein Siegesfeſt geweſen; jeder durfte mit gerecht⸗ 
fertigtem Stolze auf Siege und Fortſchritte des von ihm beſchloſſenen Jahres 
zurückſehen. Aber kaum einer hatte bisher einen ſo glorreichen Sieg zu feiern, 
wie der jetzige. Mit dem Dresdener kann ſich nur noch der Hallenſer Partei⸗ 
tag von 1890 meſſen, der unter dem Zeichen einer Wahlſchlacht ſtattfand, die 
nicht bloß die Zahl unſerer Stimmen faſt verdoppelt, ſondern auch das Joch 
des Sozialiſtengeſetzes zerbrochen hatte. 

Aber man hätte erwarten dürfen, der Dresdener Parteitag werde ein noch 
erhebenderes Bild gewähren, als der Hallenſer. Dieſer war getrübt worden 
durch inneren Zwiſt, einen Zwiſt, der ganz naturgemäß aus der damaligen 
Situation hervorging: das Sozialiſtengeſetz war gefallen, ein ganz neuer Boden 
für die Betätigung der Partei gegeben worden. Die notwendige Folge davon 
bildete eine gewiſſe Unſicherheit in manchen Parteikreiſen. Übertriebene Be⸗ 
fürchtungen wegen des bedrohten revolutionären Charakters unſerer Bewegung 
auf der einen Seite, auf der anderen übertriebene Illuſionen über das Maß 
von Entgegenkommen, deſſen wir uns vom neuen Kurſe zu verſehen hätten, 
verurſachten Differenzen, die ſchon in Halle ſich bemerkbar machten, ihren Höhe- 
punkt und Abſchluß allerdings erſt im Jahre darauf fanden. 

Diesmal, durfte man erwarten, würden wir von ähnlichen Differenzen ver- 
ſchont bleiben. Keinerlei neue geſetzliche Grundlage unſeres politiſchen Handelns 
war geſchaffen worden; unſer Programm und unſere Taktik hatten eine der 
härteſten Feuerproben glänzend beſtanden. Sollte da nicht der Reviſionsdrang 
ſelbſt des eifrigſten Reviſioniſten wenigſtens vorübergehend, für dieſen einen 
Parteitag, ohne Objekt bleiben? Hätte etwa irgend einem Soldaten der fran⸗ 
zöſiſchen Armee am Tage nach der Schlacht von Auſterlitz die Idee kommen 
können: von nun an müſſe die napoleoniſche Taktik revidiert werden? 

Aber das Unerwartete und Unbegreifliche wurde zum Ereignis; auch dieſer 
Parteitag wird ſeine Reviſionsdebatte haben. 

Das iſt indeſſen nicht das Schlimmſte. Unſere Parteitage ſind dazu da, 
ſtrittige Fragen zu diskutieren, unſere Differenzen werden nicht hinter den 
Kuliſſen vertuſcht und die Partei iſt dabei groß und ſtark geworden. Aber 
was man wünſchen muß, iſt, daß die ſtrittigen Fragen auch bedeutend genug 
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find, die Diskuſſion zu lohnen, und daß ſie klar genug geftellt find, eine deut 


liche Entſcheidung zu ermöglichen, wodurch die Streitfrage aus der Welt 
geſchafft wird. Diskutieren iſt ganz ſchön, aber eine kämpfende Partei iſt kein 
Debattierklub, und Diskuſſionen, die zu keiner Entſcheidung führen, können nur 
lähmend und ſchädigend auf die Partei wirken; ſie klären nicht auf; ſondern 
erbittern bloß. EN 

An dieſer Klarheit und Deutlichkeit der Frageſtellung wie der Entſcheidung 
hat es bei den bisherigen Reviſionsdebatten leider nur zu oft gefehlt. Die 
Probleme wurden in der Form kleinlicher Nebenfragen geſtellt, und wenn's 
zum Klappen kam, tauchten die „Mißverſtändniſſe“ auf, die allein an allen 
Differenzen ſchuld ſein ſollten. Im Grunde ſeien wir alle einig und nur die⸗ 
Unduldſamkeit und Gehäſſigkeit der „orthodoxen Prinzipienwächter“ erzeuge die 
Gegenſätze. An Stelle der Diskutierung zweier Standpunkte traten gereizte 
Vorwürfe wegen Einſchränkung der Meinungsfreiheit und wegen ſchlechten Tons 
von der einen Seite, deren Abwehr von der anderen, und ſchließlich wurde eine 
Reſolution einſtimmig oder mit großer Mehrheit ſelbſt von jenen angenommen, 
gegen die ſie ſich richtete. Gerade aus dieſem Ausweichen vor jeder Ent⸗ 
ſcheidung, dieſer anſcheinenden Einigkeit zog aber der Gegenſatz der Meinungen 
immer wieder neue Nahrung. 

Hoffen wir, daß der Dresdener Parteitag mehr Glück hat als ſeine Vor⸗ 
gänger und daß es ihm gelingt, eine Entſcheidung zu treffen, die allſeitig in 
gleicher Weiſe als der unverkennbare Wille der Mehrheit der Partei anerkannt 
und beachtet wird. Wird dem reviſioniſtiſchen Flügel einmal nachdrücklich die 
Überzeugung beigebracht, daß für eine Anderung des Charakters unſerer Partei 
in dieſer kein Boden vorhanden iſt, dann dürfen wir wohl erwarten, daß er 
ſeine Energie ſtatt dem Aufſpüren und Aufwerfen von Parteiproblemen viel 
mehr dem Kampfe gegen den gemeinſamen Feind zuwenden wird, daß unſere 


bisherigen Reviſioniſten ſich bald ebenſo des Tadels und der Mißachtung 
unſerer Gegner erfreuen, wie wir „Orthodoxen“, und daß das erhebende Schau⸗ 


ſpiel des letzten Wahlkampfes eine dauernde Erſcheinung wird, wo kein Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Reviſioniſten und „Orthodoxen“ merkbar war und beide Schulter 
an Schulter ohne den geringſten Mißton kämpften. 

Freilich, Meinungsverſchiedenheiten wird und muß es unter uns immer 


geben und ſie müſſen, dem Charakter unſerer Partei entſprechend, öffentlich aus⸗ 
gefochten werden. Aber die Meinungsverſchiedenheiten dürfen nicht über⸗ 
wuchern, wir haben für längere Zeit mehr als genug davon gehabt und können 
für ein paar Jahre unſere Selbſtkritik reduzieren, namentlich wenn es eine ſolche 


iſt, bei der nichts Poſitives herauskommt. 


Leider iſt der Gegenſatz der beiden Richtungen auch diesmal nicht in der 
Form einer großen und klaren prinzipiellen Frage zur Sprache gebracht worden, 
ſondern in der einer kleinen und kleinlichen, ganz nebenſächlichen Forderung, 
die an ſich ganz bedeutungslos wäre, die aber ihre Bedeutung dadurch erhält, 
daß ein konſequenter Denker ſie unmöglich ſtellen kann, wenn ſein Denken ſich 
nicht im Gegenſatz befindet zu den bisherigen Anſchauungen unſerer Partei; 


daß die Sozialdemokratie ſie unmöglich ſtellen kann, ohne dadurch auf die Bahn 
einer neuen, mit ihrer bisherigen unvereinbaren Taktik gedrängt zu werden. 
Als Symptom und als erſter Schritt einer neuen Taktik erhält die Frage der 


„Hofgängerei“ eine Bedeutung, die weit größer iſt, als der Wert einer Vize⸗ 


N 


präſidentſchaft im Reichstag. Und die ganze Diskuſſion darüber, die den 
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Parteitag ausgiebig beſchäftigen dürfte, wird aus dieſem Zuſammenhang ihre 
Bedeutung und ihren Nutzen ziehen. 


Freilich, der Zuſammenhang wird beſtritten. Im Gegenteil, erklärt man, 


wenn wir einen der Unſerigen zum Vizepräſidenten zu machen ſuchen, ſo bleiben 
wir nur unſerer bisherigen Taktik getreu, die dahin ging, jede Machtſtellung 
zu erobern, die zu erobern iſt. 

Ja, wenn ſich's darum handeln würde! Aber die Eigenart der Situation 
beſteht darin, daß wir den Poſten des Vizepräſidenten eben nicht aus eigener 
Kraft erobern können; unſere Gegner haben ihn zu vergeben und ſie fordern 
einen Kaufpreis dafür. Soll unſere Partei einen Poſten durch eine Konzeſſion 
erkaufen, den ſie nicht zu erobern vermag? Das iſt die Frage. Damit wird 
aber eine neue, von uns bisher ſtets zurückgewieſene Taktik in die Partei ein⸗ 
geführt. 

Auch das wird beſtritten und es wird auf den Treueid hingewieſen, den 
unſere Abgeordneten in verſchiedenen Landtagen zu leiſten haben und leiſten. 
Wird da nicht auch ein Poſten durch eine Konzeſſion erkauft? 

Dieſes Argument erſcheint den Freunden der Hofgängerei äußerſt beweis⸗ 
kräftig, ſie wiederholen es immer wieder, obwohl ihnen ſchon oft genug ent⸗ 
gegengehalten wurde, welch gewaltiger Unterſchied zwiſchen einer aufgezwungenen 
und einer freiwillig übernommenen Huldigung beſteht. 

Wie groß dieſer Unterſchied, zeigt folgendes Beiſpiel: In manchen Ländern 
Europas, zum Beiſpiel in Rußland, beſteht noch die Verpflichtung der kirch- 
lichen Einſegnung der Ehe. Außerhalb der Kirche iſt eine legitime Eheſchließung 
unmöglich. Wenn unter dieſen Umſtänden ein Freidenker ſich der Zeremonie der 
kirchlichen Eheſchließung unterwirft, wird ihm das niemand verübeln dürfen. 
Ganz anders ſteht aber die Sache, wenn in einem Lande mit Ziviltrauung ein 
Freidenker, der aus der Kirche ausgeſchieden iſt, wieder in ihren Schoß zurück⸗ 
kehrt und ſeine Ehe vor dem Pfarrer abſchließt, um irgend einen Vorteil au 
gewinnen, etwa um eine fromme Erbtante ſich günſtig zu ſtimmen. Hätte 
dieſer Freidenker das Recht, ſich auf das Beiſpiel ſeines ruſſiſchen Genoſſen zu 
berufen? Sicher nicht. 
Faoür den Spott brauchte aber der kirchlich getraute Freidenker nicht zu 
ſorgen, wenn die Erbtante ſeiner plötzlichen Kirchlichkeit mißtraute und ihn 
doch enterbte. Und das iſt die Situation, der wir entgegenſteuern, wenn wir 
uns bereit erklären, unſeren Vizepräſidenten zu Hofe zu ſchicken. Die fromme 
Zentrumstante wird uns trotzdem durchfallen laſſen. | 

Der Vergleich mit dieſem Freidenker läßt fich aber noch weiter verfolgen, 
Wie für uns der Gang zu Hof, iſt auch für den Freidenker die kirchliche Ein⸗ 
ſegnung eine leere Zeremonie. Ebenſowenig wie einen unſerer Genoſſen der 
„Beſuch beim Kaiſer“ in ſeiner republikaniſchen Geſinnung, beirrt den Frei⸗ 
denker der Kirchgang in feinen philoſophiſchen Überzeugungen. Wird aber dieſer 
Kirchgang dadurch zu einer gleichgültigen Angelegenheit? Sicher nicht. Es 
gibt keine ganz leere Form, keine Form ohne jeden Inhalt. Die kirchlichen 
Zeremonien, die für den Freidenker leere Formen bilden, ſind dem Gläubigen 
voll des Höchſten und Heiligſten, das er empfindet; in ihnen und durch ſie 
hält ihn die Kirche gefangen. Wie immer der Freidenker in ſeinem Herzen 
darüber lachen mag, ſobald er ſich dieſen Formen unterwirft, unterwirft er ſich 


es um fo mehr, je radikaler und offenkundiger bisher fein Freidenkertum geweſen. 


der Kirche, vermehrt er ihr Preſtige in den Augen aller Gläubigen. Er vermehrt 
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Trotzdem ſeine Geſinnung die gleiche bleibt, ſtärkt er dadurch die Macht, die er 
bekämpft. 

Wie mit der Kirche, ſteht's mit dem Hofe. Bei Hofe herrſcht der Monarch 
abſolut; in den höfiſchen Zeremonien äußert ſich nicht bloß für den Höfling, 
ſondern auch für die Maſſe der Bevölkerung am eindringlichſten die Übermacht 
und der Glanz der Monarchie. Wer ſich dem höfiſchen Zeremoniell unterwirft, 
vermehrt damit das Preſtige der letzteren. Er wirkt um ſo mehr in dieſer 
Richtung, je entſchiedener er bis dahin der Monarchie gegenübergeſtanden. 

Das bildet aber den für uns entſcheidenden Punkt: Nicht, wie die Hof⸗ 
gängerei auf Bernſtein oder Vollmar oder wen ſonſt wirken würde; das iſt 
eine höchſt gleichgültige Sache, ſondern wie ſie auf die Maſſe der Bevölke⸗ 
rung wirkt. Für dieſe und durch dieſe treiben wir Politik und nicht für uns 
als Einzelperſonen. 

Gilt dieſer Grund gegen die Hofgängerei für jede republikaniſche Partei, 
ſo gilt er aber beſonders für Deutſchland und für unſere heutige Situation. 
Es iſt im Deutſchen Reiche nicht möglich, eine ſyſtematiſche republikaniſche 
Propaganda zu entfalten; um ſo mehr müſſen wir uns davor hüten, der Mon⸗ 
archie Konzeſſionen zu machen, die von der Bevölkerung als eine Preisgabe 
unſeres republikaniſchen Standpunktes empfunden werden. Jedoch auch die 
jetzige Situation ſpricht mehr gegen die Hofgängerei als je. Es iſt kein Zweifel, 
daß in Deutſchland die Unzufriedenheit mit dem perſönlichen Regiment im 
Wachſen iſt; in gleichem Maße wächſt aber merkwürdigerweiſe der Byzanti⸗ 
nismus der bürgerlichen Parteien. Einzig die Sozialdemokratie iſt bisher auf⸗ 

recht geblieben und hat ſich vor höfiſchem Weſen nie gebeugt. Nicht zum 
wenigſten darin iſt eine der Urſachen ihres glänzenden Erfolges bei den letzten 
Wahlen zu ſuchen. Wenn man von einer einzelnen Rede behaupten kann, ſie 
habe dieſe Wahlen entſcheidend beeinflußt, ſo war's die Bebelſche Kaiſerrede. 
Die Partei wurde den Maſſen teuer als das einzige unerſchütterliche Bollwerk 
gegen das perſönliche Regiment. Und nun nach glänzend errungenem Siege 
ſoll unſere erſte parlamentariſche Ausnutzung desſelben in der Erklärung unſerer 
Bereitwilligkeit beſtehen, um eines bedeutungsloſen Vizepräſidentenpoſtens willen 
demſelben Regiment unſere Reverenz zu erweiſen! f 

Wenn trotz alledem die Idee der Hofgängerei nicht der Einfall eines 
einzelnen geblieben iſt, ſondern eine ganze Reihe ernſthafter Vertreter gefunden 
hat, ſo kann dies nur dem Umſtand zugeſchrieben werden, daß dieſe Idee dem 
taktiſchen Gedankengang des Reviſionismus entſpricht, der von der Anſicht aus⸗ 
geht, daß die Sozialdemokratie die Machtmittel, die ihr zu Gebote ſtehen, nicht 
genügend ausnützen kann, ſolange ſie in ihrer Kampfſtellung allen bürgerlichen 
Parteien gegenüber verharrt. Ihre Macht und ihr Anſehen, ſagen die Reviſio⸗ 
niſten, wachſen von Jahr zu Jahr, aber ſolange ſie nicht für ſich allein die 
Mehrheit erlangt hat, und das iſt in nächſter Zeit nicht zu erwarten, bleibt 
ſie zur Unfruchtbarkeit verurteilt, wenn ſie ſich nicht dazu bequemt, ſich mit den 
benachbarten Parteien zu vereinigen, um mit ihnen zuſammen eine regierungs⸗ 
fähige Mehrheit zu bilden. 

Am offenſten und entſchiedenſten wird dieſe Taktik von den franzöſiſchen 
miniſteriellen Sozialiſten befolgt, deren Vorgehen auch den Beifall unſerer 
Reviſioniſten gefunden hat. Aber ſchon nach dem großen Siege von 1890 riet 
Vollmar, auf dieſe Weiſe „praktiſche Politik“ zu treiben und dem „guten 
Willen“ anſtändiger Gegner die „offene Hand“ zu bieten. 
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In ſeiner neueſten Broſchüre über „Lehren und Folgen der letzten Reichstags⸗ 
wahlen“ drückt er ſich vorſichtiger aus; der Paſſus, der von unſeren Aufgaben 
handelt, iſt ſo allgemein und dunkel wie möglich gehalten. 
Einige Stellen darin können jedoch fo aufgefaßt werden, als wäre Vollmar 
bereit, die Taktik des franzöſiſchen Miniſterialismus nach Deutſchland zu über⸗ 
tragen. Da iſt zum Beiſpiel der Satz: „Die Sozialdemokratie hat alle aus 
der politiſchen und parlamentariſchen Lage ſich ergebenden Verantwortlichkeiten 
zu übernehmen.“ Dieſe Phraſe entſtammt dem Jargon der miniſteriellen 
Sozialiſten Frankreichs, die fie anwenden, wenn fie ihre Bereitwilligkeit aus⸗ 
drücken wollen, ein Amt zu übernehmen. „Verantwortlichkeit“ — das klingt 
ſchöner als „Amt“. Ganz logiſch folgen in Vollmars Rede darauf ſeine Aus⸗ 
führungen über die Präſidentenfrage. f 
Aber wir brauchen uns nicht aufs Deuten zu verlegen. Bekannt iſt der 
Feuereifer, mit dem Vollmar für Millerand eingetreten iſt. Und er entſchuldigte 
dieſen nicht etwa mit der ausnahmsweiſen Situation, die ihn zum Miniſter 
machte, ſondern erklärte ſein Vorgehen für eine Taktik, die allſeitig not— 
wendigerweiſe nachzuahmen ſei. 
| Noch im Dezember 1900 ſchrieb Vollmar in den „Sozialiſtiſchen Monats⸗ 
heften“ über Millerand: 


„Die Arbeiter haben nun geſehen, was ſich durch eine entſchloſſene und geſchickte 
Teilnahme des Sozialismus an der Staatsgewalt erreichen läßt. Die Arbeiter werden 
nicht länger den Widerſpruch begreifen, daß wir zwar alle möglichen geſetzlichen 
Reformen im Intereſſe der Arbeiterklaſſe fordern, von ihrer Durchführung durch die 
Regierungspraxis aber uns ſelbſt ausſchließen. . . . Und die Arbeiter werden 
weiter erkennen, daß der Sozialismus heute ſchon ſtark genug iſt, um allenthalben 
in die bürgerlichen Einrichtungen einzudringen, ohne von ihnen aufgeſogen zu werden, 
und daß er darum die Kraft, das Recht und die Pflicht hat, von der bürger- 
lichen Geſellſchaft ſeinen Anteil an der Macht zu fordern und den Dingen in 
wachſendem Maße fein Gepräge aufzudrücken. 
| „Und deshalb, denke ich mir, wird Millerand der erſte, aber nicht der letzte 
ſozialiſtiſche Miniſter geweſen ſein!“, 


Seitdem iſt der Segen der Millerandſchen Miniſterſchaft ſo ſtark zutage 
getreten, daß er, ſtatt zur Nachahmung zu reizen, die eigenen Genoſſen Millerands 
drängte, der ſozialiſtiſchen Miniſterherrlichkeit ein Ende zu machen. Aber die Idee, 
ſtatt die politiſche Macht durch Niederwerfung unſerer Gegner zu erobern, einen 
Anteil daran von ihnen herauszuſchlagen, durch Konzeſſionen oder Gegendienſte 
irgend welcher Art, dieſe Idee ſpukt trotz des franzöſiſchen Beiſpiels immer 
noch luſtig in den Köpfen der Reviſioniſten und bildet auch heute noch den 
Inhalt ihrer Taktik. 
Das verrät mit erfriſchender Offenheit Genoſſe Kolb im Karlsruher „Volks⸗ 
freund“, wo er ausführt, die Diskuſſion über die Hofgängerei habe einen tieferen 
Hintergrund, den Gegenſatz zweier Methoden der Taktik, und wo er die von 
ihm und ſeinen Freunden verfochtene Taktik ganz in dem Sinne darlegt, wie 
wir es eben getan, indem er es für notwendig erklärt, daß wir die Mit— 
wirkung an der Regierung jetzt ſchon anſtreben, da eine plötzliche Beſitz— 
ergreifung der politiſchen Macht durch das Proletariat zu große Erſchütterungen 
nach ſich ziehen würde. 
Die „Münchener Poſt“ druckt dieſen Artikel ohne eine Wort des Kom⸗ 

mentars nach. 
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Er verdient alle Anerkennung wegen der Entſchiedenheit und Klarheit, womit 
Kolb hier allen Vertuſchungsverſuchen zum Trotze den Kern der Vizepräſidenk⸗ 
ſchaftsfrage, den Gegenſatz zwiſchen alter und neuer Taktik, bloslegt. Wenn 
ſich die Diskuſſion in Dresden auch auf dieſen Standpunkt ſtellt, ſich nicht 
auf die kleine Nebenerſcheinung beſchränkt, ſondern ihren tieferen Grund in 
Betracht zieht und wenn der Parteitag darüber entſcheidet, wird die Zeit nicht 
verloren ſein, die er dieſer Angelegenheit widmet, und das Ergebnis dürfte 
genug tiefen Eindruck machen, um uns für einige Zeit weiterer reviſioniſtiſchen 
Debatten zu entheben. 

Damit würde aber die einzige Gefahr beſeitigt, mit der der Reviſionismus 
uns bedroht. Er kann nur zur Kräfteverſchwendung in unnützen Debatten, zu 
Irrungen und Wirrungen durch verfehlte Experimente führen, aber ſeine Taktik 
kann nie zu entſchiedener, allſeitiger Durchführung kommen, ſelbſt wenn die 
Partei ſich zu ihr bekennen ſollte. Es fehlen alle äußeren Vorbedingungen 
dazu. Das Deutſche Reich iſt nichts weniger als ein parlamentariſch regierten 
Staat. Die Gegenſätze zwiſchen der Sozialdemokratie und den konſervativen 
Parteien ſpitzen ſich zu immer größerer Schärfe zu. Der Traum von der „großen 
Partei der Linken“ aber, die eine regierungsfähige Maſſe hätte bilden ſollen, der 
iſt endgültig ausgeträumt. Die bürgerliche Linke iſt dezimiert und in ſchroffſter 
Gegnerſchaft zur Sozialdemokratie. | 

Dies Ergebnis iſt jedoch nicht etwa ein zufälliges Pech der Revifioniften, 
das verſchuldet wird durch die Verbohrtheit eines einzelnen, Eugen Richters, 
ſondern es mußte mit Naturnotwendigkeit eintreten. Sicher iſt Barth weit 
klüger und weiterblickend als Richter, aber nicht auf die Führer kommt es an, 
ſondern auf die Maſſen; dieſe ſind nicht Schachfiguren, mit denen die Führer 
nach Belieben jeden Zug machen können, der zum Siege führt, ſondern ſie be⸗ 
ſtimmen ſelbſt den Charakter und damit in letzter Linie auch das Handeln der 
Partei, der ſie angehören. Barth mag Richter noch ſoweit überlegen ſein, deſſen 
kurzſichtige und ſinnloſe Verbiſſenheit gegenüber der Sozialdemokratie iſt nur 
der getreue Ausdruck der Borniertheit des „freigeſinnten Bürgertums“, das 
ſich vor der anwachſenden Sozialdemokratie am liebſten der Reaktion in die Arme 
werfen möchte. Seine kluge Politik nützt Barth nichts, wenn ſeine Gefolgſchaft 
ſie nicht mitmacht. Die Klaſſenintereſſen ſind mächtiger als die Parteiintereſſen. 
Die politiſchen Parteiintereſſen von bürgerlicher und proletariſcher Demokratie 
mögen noch ſoviele Berührungspunkte haben, der Klaſſengegenſatz zwiſchen 
Bourgeoiſie und Proletariat vertieft ſich immer mehr und treibt jene um ſo 
mehr in das Lager der Gegner der Demokratie, je mehr die proletariſche 
Demokratie anwächſt. Jene Politiker, und mögen ſie ſich noch ſo ſehr als 
„Realpolitiker“ fühlen, werden ſtets ſcheitern, die ihre politiſchen Berechnungen 
bloß auf die politiſchen Programme und Schlagworte der Parteien und vo 
auf die dahinter ſteckenden Klaſſenintereſſen begründen. 

Aber ſelbſt wenn das Unwahrſcheinliche zur Wirklichkeit geworden wäre und 
die bürgerliche Demokratie eine Auferſtehung gefeiert hätte, wäre der Traum 
von der „großen Linken“ ein Traum geblieben. Denn dann hätte es keinen 
großen Sieg der Sozialdemokratie gegeben. Es iſt einfach unmöglich, daß 
eine ſtarke bürgerliche und proletariſche Demokratie nebeneinander exiſtieren. 
Die eine ſchließt die andere aus. Wo die Sozialdemokratie ſtark iſt, iſt der 
Liberalismus ſchwach, wie in Deutſchland und Sſterreich; wo dieſer ſtark iſt, 
iſt jene ſchwach, wie in England. In der Schweiz tritt der Aufſtieg der Sozial 
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demokratie ein mit dem Niedergang der Demokratie. In Frankreich geht die 
jüngſte Neubelebung des bürgerlichen Radikalismus Hand in Hand mit einer 
Verlangſamung des Wachstums der Sozialdemokratie. Trotzdem wenigſtens 
einem Teile derſelben die miniſterielle Gnadenſonne leuchtete, hat ſie bei den 
Wahlen des vorigen Jahres ſo gut wie keinen Fortſchritt gemacht. 

Und das iſt ſehr leicht begreiflich. Die Maſſen, auf die ſich bei allgemeinem 
Wahlrecht die bürgerliche Demokratie ſtützt, ſind das Kleinbürgertum und das 
Proletariat. Sie kann nur ſtark ſein dort, wo es noch ein zahlreiches, kraft⸗ 
volles, ökonomiſch geſundes Kleinbürgertum gibt, oder wo das Proletariat ſich 
von der Bourgeoiſie gängeln läßt, alſo dort, wo es entweder kein ſtarkes 
Proletariat oder wenigſtens kein politiſch ſelbſtändiges Proletariat gibt — dieſe 
Vorbedingung der Sozialdemokratie. Wo das Kleinbürgertum ökonomiſch nieder⸗ 
geht, wendet es ſich der Reaktion zu; wo das Proletariat ſich der Führung 
der Bourgeoiſie entwindet, wird es ſozialdemokratiſch. Damit verliert aber die 
bürgerliche Demokratie nicht nur dieſe Maſſen, ſondern es ſchwindet auch ihr 
Boden in der Bourgeoiſie ſelbſt, die nichts mehr von der Demokratie, das 
heißt der politiſchen Herrſchaft der Maſſen wiſſen will, ſobald die kleinbürger⸗ 
lichen und proletariſchen Maſſen ſich ihrer politiſchen Führung entziehen. 

Es iſt daher gar nicht angebracht, wenn Sozialdemokraten den Niedergang 
des Liberalismus bei den letzten Wahlen beklagen. Sie ahnen nicht, daß ſie 
damit über unſeren eigenen, glänzenden Sieg trauern. 

Notabene, um Mißverſtändniſſe auszuschließen, ſei bemerkt, daß daraus 

nicht etwa folgt, daß wir den fallenden Freiſinn künſtlich durch Förderung 
ſeiner konſervativen Gegner zu ſtoßen hätten. Das wäre ebenſo ein Fehler, 
als wollten wir künſtlich den Untergang des Kleinbetriebs fördern. Das eine 
wie das andere kommt uns nur dann zugute, wenn es aus den Verhältniſſen 
ſelbſt hervorgeht. Und ein von unſerer Gnade abhängiger Freiſinn iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich ein weniger gefährlicher Gegner, als ein Rektionär. 

Da die Bildung einer großen Partei der Linken mit einer ſtarken, raſch 
anwachſenden Sozialdemokratie ein Unding iſt, war das reviſioniſtiſche Streben, 
unſere Taktik auf das Fordern eines Anteils an der Macht von den bürger⸗ 
lichen Parteien einzurichten, von vornherein zur Unfruchtbarkeit verurteilt. Jetzt 
iſt die Seifenblaſe geplatzt und auch dem Blindeſten die Hohlheit des ganzen 
Planes offenbar geworden. 

Aber er entſpringt zu ſtarken pſychologiſchen Bedürfniſſen, als daß er fo 
leicht ſterben könnte. Er taucht nun in anderer Form wieder auf. Die große 
Partei der Linken in Form eines Zuſammenſchluſſes von proletariſcher und 
bürgerlicher Demokratie iſt für immer dahin, ehe ſie noch dageweſen. Aber 
ſchlaue Leute ſuchen fie nun in anderer Form zu verwirklichen: Will der Berg 
nicht zu Mohammed kommen, ſo kommt Mohammed zum Berge. Will die 
Sozialdemokratie nicht zu Nationalſozialen und Sozialliberalen kommen, ſo 
kommen dieſe zu ihr. 5 

Eine Partei von drei Millionen Wählern unterliegt von vornherein der 
Gefahr, daß ſich politiſche Abenteurer und Geſchäftemacher an ſie anbiedern, 

um dieſe ungeheure Macht für ihre Zwecke auszunutzen. Dieſe Gefahr iſt um 
ſo größer, wenn der Sieg dieſer Partei Hand in Hand geht mit der Auflöſung 
oder Zerſplitterung benachbarter Parteien. Marodeure und Deſerteure des 
Liberalismus haben Luſt bekommen, ſich uns zuzuwenden. Ein Teil davon 
mag ein Gewinn für die Partei ſein, mag kommen, um den Klaſſenkampf des 
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Proletariats mitzukämpfen, und mag befähigt ſein, dieſem Kampfe neue Kräfte zu⸗ 
zuführen. Aber andere können kommen, bloß um das Proletariat ihren liberalen 
Beſtrebungen dienſtbar zu machen oder, wie Naumann es ausdrückte, bern⸗ 
ſteiniſch zu wirken. | 

Dieſen letzteren Teil des Zuzugs von rechts fernzuhalten, iſt eine der Auf⸗ 
gaben, die unſerer Partei aus ihrem jüngſten Siege erwachſen ſind. Der Parteitag 
wird in dieſer Richtung wirken, wenn er klipp und klar erkennen läßt, daß 
für den Reviſionismus in der deutſchen Sozialdemokratie kein Boden vorhanden 
iſt. Denn der Reviſionismus iſt das Tor, durch das dieſe neuen Elemente 
vermeinen, am eheſten in die Partei eindringen zu können. | 

In gleichem Sinne wird er tätig fein, wenn er die vom Parteivorſtand 
empfohlenen Modalitäten feſtſetzt, unter denen die Mitarbeit und Redaktion 
an bürgerlichen Blättern mit der übernahme von Vertrauensämtern in der 
Partei vereinbar iſt. Stiller Sozialdemokrat kann man in jedem Berufe ſein. 
Um ein Vertrauensmann der Sozialdemokratie zu werden, muß man aufgehört 
haben, eines jener Organe zu ſein, mit denen die bürgerliche Geſellſchaft die 
Maſſen geiſtig und politiſch beherrſcht. 

Geſtaltet ſich die Diskutierung aller dieſer Fragen zu einer gründlichen und 
entſchiedenen Auseinanderſetzung mit dem Reviſionismus, dann verſpricht jie 
ein Mittel zu werden, vorhandene Elemente des Zwieſpaltes aufzulöſen, neue 
Elemente desſelben fernzuhalten und ſo den Grund zu einer neuen Ara einträchtigen 
Schaffens in der Partei zu legen, einträchtigen Schaffens, nach dem ſie ſchon 
lange verlangt und das die großen Kämpfe, denen ſie entgegengeht, notwendiger 
machen denn je, dann iſt die Zeit, die ihr gewidmet wird, keine verlorene. 

Freilich wird die Zeit dadurch verkürzt werden für die Erörterung der 
Frage: Was nun? Welche Aufgaben ſtellt uns unſer Sieg? Aber dieſe Frage 
wird nicht ſchwer zu beantworten ſein und bedarf keiner ſo ausführlichen Dis⸗ 
kuſſion, wenn die Frage der Vizepräſidentſchaft in dem Sinne erledigt wird, 
daß wir bleiben, was wir geweſen ſind, und unſere Taktik nicht ändern. . 

Wohl hat unſer Wahlſieg eine neue Situation geſchaffen, aber die Auf⸗ 
gaben, die daraus hervorgehen, werden mehr der Quantität als der Qualität 
nach neue ſein. Unſer parlamentariſches Arbeitsprogramm iſt bereits in unſerem 
Parteiprogramm enthalten. Über die daraus entſpringenden Verpflichtungen 
für unſere Fraktion können höchſtens in Details Meinungsverſchiedenheiten 5 
beſtehen. Und auch darüber dürfte man ſich leicht einigen, ob die Fraktion auf 
allen Gebieten die Initiative zu Reformen zu ergreifen hat. Für eine revolu⸗ 
tionäre Partei iſt der Angriff die natürliche Taktik, und heute, als einzige 
ernſthafte Oppoſitions- und daher auch einzige ernſthafte Reformpartei, muß 
die Sozialdemokratie mehr als je die Initiative zu politiſchen und ſozialen 
Reformen ergreifen und nicht die Anregungen anderer Parteien abwarten. 

Die Ausſichten auf die Durchbringung von Reformen find nicht ungünftig. 
Noch nie zuvor hat der Arbeiter gezeigt, welche Macht er als Wähler zu ent⸗ 
falten vermag, wie ſehr alle Parteien von ihm abhängig ſind. Aber das gilt 
freilich nur, ſolange das allgemeine und gleiche Wahlrecht beſteht. Gerade der 
Umſtand jedoch, daß dieſes Wahlrecht uns die Möglichkeit giht, den bürger⸗ 
lichen Parteien ſoziale Reformen abzupreſſen, gerade der muß ihre Gegnerſchaft 
gegen dies Wahlrecht immer mehr verſtärken. Täuſchen wir uns darüber nicht. 
Jede Konzeſſion, die wir für das Proletariat im Reichstag erobern, iſt ein 
Nagel zum Sarge des beſtehenden Wahlrechtes. Das iſt natürlich kein Gan 
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nicht zu erpreſſen, was zu erpreſſen iſt; im Gegenteil; je größer die Errungen⸗ 
ſchaften, die wir für das Proletariat einheimſen, je größer demzufolge die Wut 
der beſitzenden Klaſſen über das allgemeine Wahlrecht, um ſo offenkundiger 
wird ſein Wert für die arbeitenden Klaſſen, um ſo härter empfinden ſie jede 
Schmälerung desſelben als ein ihnen zugefügtes Unrecht, um ſo tiefer werden 
ſie dadurch aufgewühlt und deſto enger werden ſie an die Sozialdemokratie an⸗ 
geſchloſſen. 

Aober iſt eine energiſche und entſchiedene Initiative auf allen Gebieten am 
Platze, ſo fragt es ſich, ob es ratſam iſt, ſie auch auf dem gefährdeten Gebiet 
des Wahlrechtes ſelbſt anzuwenden, etwa einen Antrag auf Neueinteilung der 
Wahlkreiſe einzubringen. 

Wir müſſen uns darüber klar ſein, daß wir auf dem Gebiet des Wahlrechtes 
auf keinen Fall eine Verbeſſerung, ſondern nur eine Verſchlechterung zu erwarten 
haben, aus demſelben Grunde, der auf anderen Gebieten die Zeit für Reformen 
günſtig erſcheinen läßt: der Furcht vor den Arbeiterwählern. Freilich, dieſe 
Furcht iſt auch inſofern ein Schutzmittel des allgemeinen Wahlrechtes, als jede 
der bürgerlichen Parteien zwar das allgemeine Wahlrecht zum Teufel wünſcht, 
aber auch jede ſich ſcheut, das Odium der Initiative zu ſeiner Abſchaffung auf 
ſich zu nehmen. Jede möchte, daß eine andere den Anfang macht. Und nicht 
jede will das Wahlrecht in gleicher Weiſe verſchlechtert ſehen, denn jede will 
dabei nicht bloß die Sozialdemokratie einengen, ſondern auch das Gebiet ihrer 
eigenen Wähler auf Koſten anderer Parteien erweitern. 

Dieſe Furcht vor dem Odium der Initiative und die Schwierigkeit, die 
großen bürgerlichen Parteien unter einen Hut zu bringen, ſchützen heute noch 
das allgemeine Wahlrecht. Wir reißen dieſe Schutzwehren ſelbſt nieder, wenn 
wir die Initiative zu ſeiner Anderung ergreifen. Wir zwingen dann die Gegner, 
ihre Scheu zu überwinden, aber auch, ſich zu einigen. 

Auf dem Gebiet des Wahlrechtes dürfte daher die Defenſive zu empfehlen 
ſein. Dagegen die Aggreſſive auf allen anderen Gebieten, wie zum Beiſpiel 
Normalarbeitstag, Koalitionsrecht, Verkürzung der Militärdienftzeit, Steuer⸗ 
reform, Strafrechtsreform, Zolltarif und Handelsverträge. Die Richtung, in 
der dieſe Initiativen ſich zu bewegen haben, iſt ſchon durch unſer Programm 
gegeben und fie haben nur zu wiederholen oder fortzuſetzen, was ſchon die Vor⸗ 
gänger der jetzigen Fraktion geleiſtet. Die Entſcheidung über Wann und Wie 
muß aber doch dieſer vorbehalten bleiben. Darüber braucht ſich alſo wohl keine 
lange Diskuſſion zu entſpinnen. 

Aber der Sozialdemokratie harren nicht bloß parlamentariſche Aufgaben. 
Die Wurzeln ihrer Kraft liegen im Proletariat, dieſes wird jedoch ſtark nicht 
bloß durch ſeinen politiſchen Einfluß, ſondern auch durch ſeine ökono— 
miſche Organiſation. Seit jeher, trotz zeitweiſer Friktionen einzelner 
Stellen, waren Partei und Gewerkſchaft aufeinander angewieſen, haben ſie 
einander gefördert. Die kommenden Kämpfe werden dieſen inneren Zuſammen⸗ 
halt noch fördern, einen Zuſammenhalt, der nichts an Innigkeit verliert durch 
die äußere Selbſtändigkeit der beiden Organiſationsarten. Die Bourgeoiſie haßt 
die Gewerkſchaften nicht minder als die Sozialdemokratie, denn ſie haßt und 
muß haſſen jede ſelbſtändige Organiſation des Proletariats. Sollte es gelingen, 
das allgemeine und gleiche Wahlrecht zu erwürgen, dann geht es auch dem 
Roalitionsrecht an den Kragen. Die Gewerkſchaften ſchützen dieſes, wenn ſie 
enes verteidigen. 
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Iſt der Wahlkampf die ausgiebigſte und vollendetſte Form der Prop 
ganda in den proletariſchen Maſſen, ſo iſt die Gewerkſchaft die einzige Form, 
jene Schichten des Proletariats, die überhaupt kampffähig und organiſierbar 
ſind, in Maſſe zu organiſieren. Die politiſchen Organiſationen des Prole⸗ 
tariats werden ſtets nur eine kleine Elite umfaſſen; Maſſenorganiſationen 
können nur die Gewerkſchaften bilden. Eine ſozialdemokratiſche Partei, deren 
Kerntruppen nicht die Gewerkſchafter bilden, hat daher auf Sand gebaut. Die 
Gewerkſchaften müſſen außerhalb der Partei bleiben; das gebietet nicht bloß 
die Rückſicht auf unſere Vereinsgeſetze, ſondern auch die Rückſicht auf die be⸗ 
ſonderen Aufgaben dieſer Organiſationen. Aber die Sozialdemokratie hat ſtets 
dahin zu trachten, daß die Mitglieder der gewerkſchaftlichen Organiſationen 
von ſozialiſtiſchem Geiſte erfüllt ſind. Die ſozialiſtiſche Propaganda unter den 
Gewerkſchaftern hat Hand in Hand zu gehen mit der Propaganda für die 
Gewerkſchaften in der Parteiagitation. 

Beſonders wertvoll für Gewerkſchaften wie Sozialdemokratie wirkt die 
Perſonalunion beider in der Form, daß Vertrauensämter der einen wie der 
anderen in einer Hand vereinigt werden. Es iſt keine Frage, daß das Partei 
leben ein viel weiteres Gebiet eröffnet, als das Leben einer einzelnen Gewerk⸗ 
ſchaft, daß es den Blick erweitert und erhebt, während die letztere ihn verengt. 
Die Beſchränkung auf das Gewerkſchaftsleben macht den Gewerkſchaftsbeamten 
nur zu leicht borniert und einſeitig, wie ſo manches engliſche Beiſpiel deutlich 
bezeugt. Die Parteitätigkeit bildet ein heilſames Gegengewicht dagegen, ſie 
macht die Tätigkeit des Gewerkſchafters in ſeiner Gewerkſchaft ſelbſt fruchtbarer 
und einheitlicher. Nicht zum wenigſten dem iſt es zuzuſchreiben, wenn die 
deutſchen Gewerkſchaftskongreſſe den engliſchen intellektuell überlegen ſind. 

Aber auch die Partei zieht Nutzen aus dieſer Vereinigung. Das zunehmende 
Überwiegen der Akademiker in den Parteiämtern wird oft als ein Übelſtand 
empfunden; es kann ſicher einer werden und den proletariſchen Charakter der 
Partei verdunkeln, wenn es zu große Dimenſionen annimmt. Ein genügender 
Nachwuchs von parlamentariſch, adminiſtrativ, ſchriftſtelleriſch geſchulten Prole 
tariern iſt aber faſt nur in den Gewerkſchaften zu finden und kann der Partei 
am eheſten zugeführt werden durch die Perſonalunion von Gewerkſchaft und 
Partei. Es iſt eine der erfreulichſten Erſcheinungen des jüngſten Wahlkampfes, 
daß er eine Reihe von Gewerkſchaftsbeamten teils wieder, teils neu in den 
Reichstag brachte. | 

Nur wenn Gewerkſchaften und Partei Schulter an Schulter ſtehen, find ſil 
den ſchweren Aufgaben gewachſen, die beiden aus der zunehmenden politiſchen 
und wirtſchaftlichen Kriſis der bürgerlichen Geſellſchaft erwachſen. 

Am offenkundigſten tritt die Gemeinſamkeit der Intereſſen von Partei und 
Gewerkſchaft in der Maifeier zutage, die der Propagierung der politiſchen 
wie der gewerkſchaftlichen Ziele des kämpfenden Proletariats gilt und die 
zu ihrer Durchführung in gleicher Weiſe der Partei wie der Gewerkſchaften 
bedarf. | 
Der Antrag auf Anderung der Art der Maifeier wird das Thema auch in 
Dresden zur Debatte bringen. Wir halten den Antrag für überflüſſig. Aber 
nicht überflüſſig wird ſeine Diskutierung ſein, wenn ſie die Solidarität von 
Partei und Gewerkſchaften von neuem bekundet. Aber freilich, auch da wird 
nichts Neues geſagt werden können. Auch dieſe Solidarität iſt eine alte Wahr: 
heit und keine neue Taktik wird daraus entſpringen. ö 
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| Noch haben wir immer nichts zu revidieren und können bleiben, was wir 
waren, die Partei des Klaſſenkampfes der Arbeiterklaſſe, die wohl ſoziale Re⸗ 
formen für dieſe auf politiſchem Wege zu erringen ſucht und ihre ökonomiſchen 
Organiſationen in jeder ihr möglichen Weiſe fördert, die aber trotz dieſer 
reformierenden Tätigkeit eine Partei der Revolution iſt und jedes Paktieren 
mit den herrſchenden Klaſſen zurückweiſt. 

Unter dieſem Zeichen, davon ſind wir überzeugt, wird auch der Dresdener 
Parteitag ſtehen. Wir rufen ihm ein herzliches „Glückauf“ zu. 
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der internationale Sozialiſtenkongreß zu Amſterdam 
und das frauenwahlrecht. 
Von Thereſe Schleſinger⸗Eckſtein. 


Im Oktober des verfloſſenen Jahres hat das Sozialdemokratiſche Frauen⸗ 
reichskomitee Oſterreichs dem Internationalen Bureau den folgenden Antrag 
überſendet: | 


Antrag an den internationalen Sozialiftenkongreß zu Amfterdam. 


Von der Erwägung ausgehend, daß nur durch die wirtſchaftliche, geiſtige und 
politiſche Befreiung aller Entrechteten und Bedrückten die kapitaliſtiſche Ausbeutung 
überwunden werden kann, hat die Sozialdemokratie aller Länder längſt die Ver⸗ 
pflichtung anerkannt, für die rechtliche Gleichſtellung beider Geſchlechter einzutreten 
und den Frauen politiſche Rechte, insbeſondere das Wahlrecht, zu erobern. Die 
internationalen Sozialiſtenkongreſſe zu Brüſſel 1891 und zu Paris 1900 haben durch 
Annahme entſprechender Reſolutionen der Tatſache Ausdruck gegeben, daß die inter⸗ 
nationale Sozialdemokratie ſich zu dieſer Verpflichtung bekennt. 

Trotzdem iſt bisher noch in keinem Lande von unſeren Parteigenoſſen ein 
energiſcher Vorſtoß zur Eroberung des Frauenwahlrechtes unternommen worden, 
auch nicht in jenen Staaten, wo das Wahlrecht der Männer kaum noch einer Aus⸗ 
dehnung fähig wäre, wie in der Schweiz, in Frankreich und im Deutſchen Reiche. 

Iſt es doch allerorts auch unter Sozialdemokraten gebräuchlich, „allgemeines 
Wahlrecht“ zu ſagen, wenn man ausſchließlich vom Wahlrecht der Männer ſpricht, 
und von Staaten, in denen die Hälfte der Bevölkerung in politiſcher Unmündigkeit 
gehalten wird, zu behaupten, es herrſche dort das allgemeine Wahlrecht. 

In Belgien iſt die Frage bereits aktuell und dadurch ihre Erörterung unaus⸗ 
weichlich geworden, und es erſcheint als dringend wünſchenswert, daß der inter⸗ 
nationale Sozialiſtenkongreß zu Amſterdam den Parteigenoſſen aller Länder in dieſer 
Sache eine Richtſchnur gebe. 

Es wird dem Kongreß ein leichtes ſein, ſich in einer ſolchen Weiſe zu äußern, 
die geeignet iſt, jede etwa dahingehende Befürchtung der Frauen zu zerſtreuen, daß 
die Sozialdemokraten analog dem Vorgehen der Liberalen gegen die aufſtrebende 
Arbeiterklaſſe die Frauen wohl an ihren Kämpfen teilnehmen laſſen, ihnen aber nicht 
zu den gleichen Rechten verhelfen wollen. 

Wir beantragen deshalb, daß die Frage der Eroberung des Frauenwahlrechtes 
auf die Tagesordnung des internationalen Sozialiſtenkongreſſes zu, Amſterdam 
geſetzt werde. Das ſozialdemokratiſche Frauenreichskomitee Oſterreichs. 


Dieſen Antrag hat in ſeiner Sitzung am 20. Juli laufenden Jahres das 
Internationale Bureau in Brüſſel abgelehnt und ſein Sekretär, Genoſſe Serwy, 
dieſe Ablehnung in einem Briefe an das öſterreichiſche Frauenreichskomitee 
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damit begründet, daß das Bureau beſtrebt ſei, Fragen, welche bereits auf 
früheren Kongreſſen ihre Erledigung gefunden haben, nur dann wieder auf 
die Tagesordnung gelangen zu laſſen, wenn eine Veränderung der Situation 
eingetreten ſei. Sodann folgt ein Hinweis auf die Beſchlüſſe der Kongreſſe zu 


Zürich 1891 und zu Paris 1900 und die wörtliche Wiedergabe dieſer Be⸗ 


ſchlüſſe. 

Nun geht aber aus dem Antrag des Frauenreichskomitees klar hervor, daß 
dieſem die Beſchlüſſe der Kongreſſe von Zürich und Paris nicht unbekannt 
waren, und ebenſo, daß es dieſem Komitee nicht um eine Erneuerung jener 


| 
I 


| 
| 
| 


Beſchlüſſe zu tun war, ſondern daß es derartige ganz allgemein gehaltene Er⸗ 


klärungen für nicht mehr ausreichend hält. 


Vorgänge in England, in Belgien, in verſchiedenen Staaten Nordamerikas 


| 


und neuerlich in Holland haben bewieſen, daß das Frauenſtimmrecht keine An⸗ 


gelegenheit iſt, die man als noch nicht ſpruchreif betrachten darf, daß aber auch 


über deren prinzipielle und taktiſche Bedeutung und deren Behandlung alle 


Sozialdemokraten keineswegs einer Meinung ſind. 

Es wurde bei verſchiedenen Anläſſen von führenden Genoſſen erklärt: Wir 
halten im Prinzip daran feſt, daß das Frauenſtimmrecht anzuſtreben iſt, doch 
wollen wir nur dann dafür eintreten, wenn dadurch der Fortſchritt der Arbeiter⸗ 
bewegung nicht gefährdet wird. Mit einer ſolchen Erklärung läßt ſich aber 
alles und nichts verteidigen, ſolange nicht zugleich klar ausgeſprochen wird, 
was unter dem Fortſchritt der Arbeiterbewegung zu verſtehen ſei. Man ſollte 


doch meinen, es müſſe an ſich ſchon einen beachtenswerten Fortſchritt in der 


Arbeiterbewegung bedeuten, wenn eine doppelt ſo große Zahl von Mitgliedern 
der Arbeiterklaſſe in den Beſitz ſeiner bürgerlichen Rechte gelangt, und wenn 


das weibliche Proletariat, deſſen Heranziehung und Organiſierung für die 


Kämpfe der Arbeiterſchaft bisher auf ſo große Hinderniſſe ſtieß, endlich jener 
Erziehung durch das politiſche Leben teilhaft werden kann, welche bei dem 
männlichen Proletariat ſo herrliche Früchte gezeitigt hat. Freilich, Mandate 
können dabei im Anfang verloren gehen, und eine zeitweilige Machtverſchiebung 
zwiſchen den parlamentariſchen Parteien eines Landes zuungunſten der Sozial⸗ 
demokratie ſcheint nicht ausgeſchloſſen zu ſein; daß aber dieſe Übel nur ganz 


vorübergehende ſein können und daß das gebrachte Opfer der Sozialdemokratie 


ſehr bald mit Zinſen zurückgezahlt werden müſſe, das ſcheint doch außer 
Zweifel zu ſtehen, wenn man bedenkt, daß dieſelben wirtſchaftlichen Urſachen, 
welche den männlichen Proletarier zum Klaſſenkampf drängten, doch auch auf 
den weiblichen immer zwingender einwirken müſſen, und daß andererſeits die 
Teilnahme am politiſchen Leben und die Schulung durch dieſes am beſten dahin 
wirken werden, die Frau aus dem Banne konſervativer und reaktionärer Ein⸗ 


flüſſe zu befreien, unter die ſie heute nur zu oft auch den Mann zu bringen 


und zu erhalten mit Erfolg beſtrebt iſt und unter denen ſie ſo häufig auch ihre 
Kinder erzieht. 


Mag aber die Eingliederung der Frauen in das politiſche Leben und vor 


allem in die Wahlkämpfe Opfer von der Sozialdemokratie fordern oder nicht, 
zu umgehen wird ſie ja doch nicht ſein und die Regel, daß man eine un⸗ 
vermeidliche ſchwere Aufgabe lieber früher als ſpäter in Angriff nehmen ſoll, 
dürfte wohl auch hier ſtimmen. 

Mögen aber trotz der Vorgänge, welche im Laufe des letzten Dezennium das 


Stimmrecht der Frauen da und dort in den Vordergrund der Diskuſſion ſtellten 
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| und es aus dem Bereich rein platoniſcher Sympathieerklärungen zogen, immerhin 
manche oder ſogar viele Genoſſen der Meinung ſein, daß die Zeit noch nicht 
gekommen ſei, um für die Durchſetzung dieſes Programmpunktes tatkräftig ein⸗ 
zutreten. Mögen ſie der Anſicht ſein, daß es einſtweilen noch leichter zu er— 
ringende Vorteile von ebenſo großer Bedeutung gebe und daß man nach dieſen 
zunächſt ſtreben ſoll, ſoweit aber ſollte man doch wohl nicht gehen, zu be— 
haupten, daß ſelbſt die Beſprechung der Frage des Frauenſtimmrechtes, die 
Erörterung der Vorbedingungen, unter denen der Kampf um dieſe Forderung 
aufgenommen werden ſoll, eine verfrühte ſei. 

Hier könnte der internationale Kongreß wohltätig eingreifen. Schon durch 
die bloße Tatſache, daß das Frauenwahlrecht auf die Tagesordnung geſtellt 
wird, könnte dieſer Forderung eine viel ernſtere Bedeutung und ein höheres 
Anſehen bei der Maſſe der Parteigenoſſen verliehen und die Erkenntnis könnte 
in die weiteſten Parteikreiſe getragen werden, daß es für den proletariſchen 
Befreiungskampf nicht gleichgültig iſt, ob er um die Rechte der halben oder der 
ganzen Arbeiterklaſſe geführt wird. 

Allerdings kann man es auch heute ſchon in unſeren Programmen nach— 
leſen, daß die Sozialdemokratie für die Rechte der Frauen eintritt, aber wenn 
wir von den wenigen und wenig verbreiteten Frauenblättern und von Frauen⸗ 
verſammlungen abſehen wollen, wird davon viel zu wenig geſprochen. 

Ich weiß ſehr wohl, daß einzelne hervorragende Sozialdemokraten und noch 
viel öfter einfache proletariſche Kampfgenoſſen die Gleichberechtigung der Ge— 
ſchlechter ſehr ernſthaft nehmen und daß auch hie und da von Sozialdemo— 
kraten der Verſuch gemacht wurde, zugunſten der politiſchen Frauenrechte auf 
die Geſetzgebung einzuwirken, aber es kann leider nicht geleugnet werden, daß 
die Forderung nach dem Frauenſtimmrecht, die auf unſeren Programmen ſteht, 
im Bewußtſein der organiſierten Maſſen noch nicht lebendig geworden iſt, und 
daß von den Vorkämpfern zu wenig geſchieht, um ſie lebendig zu machen. 
Bezeichnend dafür iſt, daß überall in ſozialdemokratiſchen Blättern und von 
ſozialdemokratiſchen Rednern das Wahlrecht der Männer „allgemeines“ 
Wahlrecht genannt wird. 

Man wird mir vielleicht entgegenhalten, daß die Sozialdemokratie überall, 
wo ſie eine gewiſſe Stufe der Entwicklung erreicht hat, bedeutende Mühe und 
Geldmittel an die Agitation unter den Frauen wende. Damit aber tut ſie 
grundſätzlich nichts anderes, als auch die meiſten bürgerlichen Parteien heute 
mehr oder minder zu tun gezwungen ſind. Die klerikalen Parteien haben ſich 
immer der Frauen bedient, die nationalen Parteien und der Freiſinn bewerben 
ſich von Jahr zu Jahr eifriger um die Gunſt der weiblichen Bevölkerung. 
Ihnen allen aber iſt die Sozialdemokratie auf dieſem Gebiet überlegen, weil 
ſie dieſe Agitation viel ehrlicher und offener betreibt, und noch mehr, weil ſie 
nicht nur durch die Frauen, ſondern auch für die Frauen wirken will. Aber 
ſollte ſie dieſen Vorteil nicht viel nachdrücklicher ausnutzen können, als das 
bisher geſchehen iſt? 

Man wende nur ja nicht ein, daß ein großer Teil der Frauen ſelbſt noch 
wenig Verſtändnis für die Wichtigkeit der politiſchen Rechte habe. Man müßte 
dann aus dem gleichen Grunde auch das ländliche Proletariat aus der Agi— 
tation für politiſche Rechte ausſchließen, woran doch kein Sozialdemokrat denkt. 

Sollte es dem öſterreichiſchen Frauenreichskomitee doch noch gelingen, die 
Annahme ſeines Antrags zu erreichen, ſo erwarte ich davon viel weniger eine 
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direkte Wirkung auf das Verhalten der leitenden Genoſſen in jenen Fällen, in 
denen die Frage aktuell wird, als einen belebenden und vertiefenden Einfluß 
auf die Agitation und insbeſondere eine Kräftigung der proletariſchen Frauen⸗ 
bewegung ſelbſt, für welche dann der Kongreß zu Amſterdam eine geradezu 
epochemachende Bedeutung erlangen könnte. 


SOD dre rede redes 
Literariſche Kundſchau. 


Statiſtiſches Jahrbuch für das Deutſche Reich. Herausgegeben vom Kaiſer⸗ 
lichen Statiſtiſchen Amte. 24. Jahrgang. Berlin 1903, Puttkammer & Mühl⸗ 
brecht. VIII und 304 S. mit 5 Karto- und Diagrammen. Ladenpreis 2 Mark. 

Vor kurzem erſchien im 24. Jahrgang das Statiſtiſche Jahrbuch des Deutſchen 
Reiches, die wertvollſte Publikation, welche von unſerem Statiſtiſchen Reichsamt 
herausgegeben wird. Es will der Praxis und Wiſſenſchaft ein handliches Nach⸗ 
ſchlagewerk ſein und behandelt wie bisher in der Form von leicht verſtändlichen 
überſichtstabellen ohne Text alle diejenigen Gegenſtände, welche für die Zwecke der 
Reichsſtatiſtik bearbeitet werden. Leider umfaßt das Jahrbuch nicht alle diejenigen 
Zweige der Statiſtik, welche ausſchließlich Sache der einzelnen Bundesſtaaten ſind; 
die Beſtrebungen des reichsſtatiſtiſchen Amtes gehen aber dahin, auch ſolche Zu⸗ 
ſammenſtellungen aufzunehmen. In dieſer Hinſicht wurden im Vorjahr die Finanzen 
der Bundesſtaaten und in dieſem Jahre Überſichten über die Sparkaſſen und die 
Volksſchulen neu aufgenommen. Die Ergebniſſe der neuen großen reichsſtatiſtiſchen 
Arbeiten, alſo die Ergebniſſe der Volkszählung 1900, der Erhebungen über die Forſten 
und Holzungen, den Weinbau und den Viehſtand, ſind in beſonders weitgehendem 
Maße berückſichtigt worden. 

Der am Schluſſe beigegebene Quellennachweis, der zugleich eine überſicht über 
die bis zur Herausgabe des Jahrbuchs erfolgten Veröffentlichungen des Kaiſerlichen 
Statiſtiſchen Amtes darſtellt, iſt ein Meiſterſtück bibliographiſcher Arbeit. Auf ihn 
kann nicht oft genug verwieſen werden; denn er bietet in denkbar knappſter Form 
zugleich eine ausgezeichnete Realüberſicht über alle bisher von der Reichsſtatiſtik 
bearbeiteten Gegenſtände und Sonderfragen. 

Neu iſt ferner der aus Anlaß der in dieſem Jahre in Berlin ſtattfindenden 
Tagung des Internationalen Statiſtiſchen Kongreſſes dem Jahrbuch beigegebene An⸗ 
hang ſtatiſtiſcher Daten des Auslandes, der ſich hoffentlich zu einem ſtändigen Be⸗ 
ſtandteil des Jahrbuchs herausbilden wird. 

Doch auch die Freude an dieſem wertvollen Elaborat iſt nicht ganz ungetrübt. 
Dem Jahrbuch ſind nämlich wie üblich graphiſche Darſtellungen beigegeben, von 
denen die erſte und zweite Konzentrationen der großen Karten über die evangeliſche 
und katholiſche Bevölkerung beziehungsweiſe die Bevölkerungsdichtigkeit nach den 
Ergebniſſen der letzten Volkszählung auf kleineren Maßſtab ſind, wie wir ſie im 
„Volkszählungswerk“ (150. Band der Statiſtik des Deutſchen Reiches) gefunden haben. 
Wie die erſten beiden Karten gibt auch die dritte, eine vergleichende Darſtellung der Ver⸗ 
hältniſſe bei den verſchiedenen Krankenkaſſenarten im Jahre 1900, ein anſchauliches 
Bild der dargeſtellten Gegenſtände, die vierte und fünfte Tafel aber zeigen Dar⸗ 
ſtellungen über den auswärtigen Handel des deutſchen Zollgebiets für die Ein⸗ und 
Ausfuhr, die recht konfuſe Anſchauungen über graphiſche Veranſchaulichung vermuten 
laſſen. Iſt ſchon zu beanſtanden, daß die Darſtellungen die Überſchriften „1902“ 
tragen, was doch heißt, daß nur das Jahr 1902 dargeſtellt iſt, während doch die 
Jahre 1890 bis 1902 inkluſive einzeln nebeneinander zur Darſtellung gebracht ſind, 
ſo iſt dies zwar ein unglückliches ärgerliches Verſehen, aber immerhin noch kein 
Fehler in der Darſtellung. Als ſolcher iſt aber die Art der Darſtellungen: „Ge⸗ 
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ſamte Einfuhr“ beziehungsweiſe „Ausfuhr“, ſowie „Einfuhr aus Europa“ beziehungs— 
weiſe „Ausfuhr“ auf den Tafeln IV A und IV B zu bezeichnen. Statiſtiſche graphiſche 
Darſtellungen ſollen Bilder ſein, welche die tatſächlichen Verhältniſſe des dargeſtellten 
Stoffes ſofort klar erkennen laſſen, damit ſie ſich ſogleich dem Gedächtnis richtig 
einprägen. Muſter ſind in dieſer Beziehung die Darſtellungen des Volkszählungs⸗ 
bandes, und zwar die Karten „Dichte nach Abſtandszahlen“ und vor allem „Alter 
und Familienſtand der Reichsbevölkerung“, ſowie die analog angelegten Gebürtigkeits⸗ 
nachweiſe auf den Karten 9—13, die eine außerordentlich große Fülle von Vtach- 
weiſen und Kombinationen in ganz ausgezeichneter Überſichtlichkeit abbilden. Die Dar- 
ſtellungen Ein⸗ beziehungsweiſe Ausfuhr verſtoßen aber gegen die erſte rudimentäre 
Forderung, die man an graphiſche Darſtellungen ſtellen muß, daß ſie eben richtig 
veranſchaulichen, und verlieren damit überhaupt ihren Wert. Ein Diagramm un⸗ 
überſichtlich abzubrechen, iſt ſchon ein Nonſens, weil es dadurch wegen der ver— 
änderten Proportionen in ſich unſtimmig wird. Dem Leſer aber zuzumuten, ſich aus 
an verſchiedenen Stellen abgebrochenen und gar nicht abgebrochenen Diagrammen 
(die anderen acht Darſtellungen zum auswärtigen Handel) ein Vergleichsbild im 
Gedächtnis zu ſchaffen und feſtzuhalten, iſt ſchlechterdings Unmögliches verlangt, 
ſelbſt wenn durch eine Bemerkung, wie es geſchehen, darauf hingewieſen iſt. Die 
Schwierigkeiten ließen ſich ſehr einfach dadurch beheben, daß für die Darſtellung 
halber Maßſtab gewählt würde wie im Jahrbuch 1900. Dann würde die Dar— 
ſtellung der beiden jetzt doppelſeitigen Tafeln auf eine doppelſeitige oder zwei ein⸗ 
ſeitige in das Jahrbuchformat paſſende zuſammenſchrumpfen, die Koſten faſt auf die 
Hälfte reduziert und die jetzt faſt wertloſen Diagramme wirklich wertvoll werden. 
Im übrigen ſei bemerkt, daß ſich dieſe verfehlten Darſtellungen, wenn auch nicht ſo 
umfangreich angewendet, ſchon in den Jahrbüchern für 1900 und 1902 finden. — 
Hoffentlich trägt dieſe Erörterung dazu bei, dieſen Mangel des Jahrbuchs in der 
Folge zu beſeitigen. 
Anſchließend hieran möge zugleich berichtet werden über den Plan eines 
„Statiſtiſchen Jahrbuchs für das Königreich Preußen“. Bisher erſchien 
das „Statiſtiſche Handbuch für den preußiſchen Staat“ alle fünf Jahre, zuletzt in 
dem Umfang von vier dicken Bänden. Um aber die dann ſchon veralteten Zahlen 
beſſer durch neue erſetzen zu können, hat die preußiſche Statiſtiſche Zentralkommiſſion 
die Herausgabe eines Jahrbuchs unter dem oben genannten Titel beſchloſſen. Dieſes 
fol im Dezember jeden Jahres im Umfang von zehn bis fünfzehn Druckbogen 
handlichen Formats erſcheinen. Im feſten Rahmen des aus dem bisher erſchienenen 
„Statiſtiſchen Handbuch“ übernommenen Schemas ſoll es die neueſten Ergebniſſe der 
den preußiſchen Staat betreffenden ſtatiſtiſchen Erhebungen in ihren Grundzahlen 
bringen. Seine Nachrichten beſchränken ſich grundſätzlich auf den preußiſchen Staat 
ſo, daß alle im Statiſtiſchen Jahrbuch für das Deutſche Reich enthaltenen Zahlen 
nur inſoweit Aufnahme finden, als fie zur notwendigen Vervollſtändigung des Ge- 
ſamtbildes dienen und durch das preußiſche Statiſtiſche Bureau ſelbſtändig bearbeitet 
find. Es werden alſo alle Gegenſtände berührt werden, welche Sache des preußiſchen 
Bundesſtaats geblieben ſind, ſo daß als ſelbſtändiger Stamm die großen Gebiete der 
Staatsſteuern und Finanzen, der Gemeindeſtatiſtik, der Landtags- und Kommunal⸗ 
wahlen, des Unterrichtsweſens, der Brände, Sparkaſſen und anderes mehr, die von 
Reichs wegen nur in großen Umriſſen oder gar nicht bearbeitet werden, erſcheinen. 
Zur möglichſt weiten Verbreitung der wichtigen ſtatiſtiſchen Materialien iſt der Preis 
ohne Rückſicht auf die Selbſtkoſten auf 1 Mark feſtgeſetzt worden. In jedem Jahre 
ſoll dem Werke eine kreisweiſe Überſicht beigegeben werden, welche in ſtets wechſelnder 
Folge wichtige Nachrichten neueſter Zeit vermittelt. Während ſonſt der Regierungs⸗ 
bezirk die Einheit bildet, ſoll es auf dieſe Weiſe ermöglicht werden, im Verlauf 
mehrerer Jahrgänge ein anſchauliches Bild auch der Kreiſe in ſeinen Grundzügen 
zu bieten. Menikophilos. 
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G. Hardegg, Baurat, königlich württembergiſcher Gewerbeinſpektor, Aus der 
deutſchen Gewerkſchaftsbewegung. Vortrag, gehalten am 5. März 1903 im 
württembergiſchen Bezirksverein deutſcher Ingenieure. Stuttgart 1903, Verlag 
von Konrad Wittwer. 40 S. kl. 8°. 

Für unſere Leſer hat der kurze Abriß über die deutſche Gewerkſchaftsbewegung 
am meiſten Intereſſe wegen der Stellung des Verfaſſers und wegen des Zuhörer⸗ 
kreiſes, dem er geboten wurde. Die ruhige Objektivität der Darſtellung, das Be⸗ 
mühen vollſtändiger Sachlichkeit zeichnen den Vortrag aus. Wenn er auch uns nichts 

Neues bietet, ſo hat er unbedingt wertvolle Belehrung den Ingenieuren geboten. Die 

Schrift iſt wertvoll dadurch, daß ſie den vielen Perſonen, die über die wirtſchaft⸗ 

lichen Kämpfe der Arbeiter aburteilen, ohne ſie zu kennen, empfohlen werden kann 

und von dieſen ſicherlich mit mehr Sympathie geleſen werden wird als ähnliche 

Schriften, die aus den Kreiſen der Gewerkſchaften ſelbſt ſtammen. Die klare, durch⸗ 

ſichtige Darſtellung und die gedrängte Kürze empfehlen das Schriftchen auf das beſte. 

Ohne Aufdringlichkeit prägt ſich der antiſozialiſtiſche Standpunkt des Verfaſſers 
dem Schriftchen auf. Mit einem gewiſſen Eifer regiſtriert er die Momente, welche 
für die Unabhängigkeit der Gewerkſchaften von der politiſchen Arbeiterbewegung 
ſprechen. Er geſteht aber zu, daß die Gewerkſchaften in der Sozialdemokratie 
die Partei erblicken, welche die Arbeiterintereſſen heute am wirkſamſten vertritt. 

In dem Bemühen, Gegenſätze zwiſchen der gewerkſchaftlichen und der politiſchen 

Arbeiterbewegung aufzudecken, geht der Verfaſſer über die Tatſachen hinaus, ſo, 

wenn er ſchreibt: „Noch im Jahre 1896 konnten ſozialdemokratiſche Blätter ſich in 

heftigſter Weiſe gegen die Tarifvereinbarungen des Verbandes deutſcher Buchdrucker 
auslaſſen.“ Das iſt richtig, läßt aber die Mißdeutung zu, daß dies parteioffizielle 

Anſchauungen oder doch zum mindeſten Anſichten des überwiegenden Teiles unſerer 

Preſſe geweſen ſind. Daß dem nicht ſo war, iſt den Kennern unſerer Bewegung 

wohl bekannt. Es ſei auch erwähnt, daß kurz nach dem Erſcheinen des angezeigten 

Schriftchens eine der größten Gewerkſchaftsorganiſationen, der Maurerverband 

(Berliner Kongreß 1903), die Beſtimmung, daß die Politik ausgeſchloſſen ſei, aus 

den Statuten geſtrichen hat. Es iſt dies faſt die einzige Stelle des Schriftchens, 

die uns zu einer Einrede Veranlaſſung gibt, ſonſt zeigt der Verfaſſer einen un⸗ 
getrübten Blick für die wirtſchaftlichen Tatſachen, ſo, wenn er davon ſpricht, daß 
wegen Zugehörigkeit zu einer politiſchen Partei, abgeſehen von der Maifeier, 
heute kaum ein Arbeiter gemaßregelt wird, und dann wörtlich fortfährt: „Maß⸗ 
regelungen kommen meiſt nur dann vor, wenn ſich die Arbeiter organiſiert in den 
ganz realen und höchſt unpolitiſchen Kampf um Mark und Pfennig einlaſſen.“ Be⸗ 
ſonders wichtig iſt, daß dieſer Satz in dem Abſchnitt über die chriſtlichen Gewerk⸗ 
ſchaften vorkommt. Vielleicht mißt er hier dem „getrennt marſchieren und vereint 
ſchlagen“ der deutſchen beiden Bergarbeiterverbände zuviel Bedeutung zu. Wir wollen 
ruhig abwarten, ob ſich die Erwartung erfüllt, daß die drei gewerkſchaftlichen 

Strömungen in Deutſchland zu einer politiſch und konfeſſionell vollſtändig neutralen 

Berufsorganiſation ſich vereinigen werden. Sicherlich dürfen die für dieſe Anſicht 

ſprechenden Fälle, welche der Verfaſſer liebevoll zuſammengetragen hat, nicht überſehen 

werden, aber man wird ohne Mühe ein gerüttelt Maß von Tatſachen anführen können, 
welche für die entgegengeſetzten Anſchauungen ſprechen. Doch kommt es uns hier 
nicht darauf an, eine Polemik zu führen, es genügt das große Fragezeichen, das wir 
gemacht haben. Den Abſchluß der Schrift bildet ein recht ſchönes Diagramm über 
die Entwicklung der Mitgliederzahl und der Ausgabenwirtſchaft der „freien Gewerk⸗ 
ſchaften“. In erſter Linie möchten wir das Schriftchen den königlich ſächſiſchen und 
auch manchem preußiſchen Gewerbeaufſichtsbeamten zu eingehendem Studium empfehlen. 

Auch manche Geheimräte in der Abteilung für die Bearbeitung von Zuchthausgeſetzen 

und dergleichen werden viel Neues aus dem Schriftchen lernen können. ad. br. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Nachdruck der Artikel nur mit Quellenangabe geſtattet. 


Eine Politik der Verzweiflung. 
Berlin, 9. September 1908. 


Wäre uns am Tage nach dem 16. Juni die Preisaufgabe geſtellt worden, 
vorherzuſagen, was die Regierung nunmehr zur „Rettung der heiligſten Güter“ 
tun werde, wir hätten vermutlich auf dies oder das, wenn auch in keinem 
Falle auf etwas Geſcheites geraten. Allein wir müſſen geſtehen, ſelbſt auf die 
Gefahr hin, unſeren prophetiſchen Gaben das denkbar ſchlechteſte Zeugnis aus⸗ 
zuſtellen, daß wir niemals auf das verfallen wären, was die irdiſche Vorſehung 
des neudeutſchen Reiches nun wirklich ausgetüftelt hat. 

Man kommt immer auf ſeine erſte Liebe zurück, ſagt das bekannte fran⸗ 
zöſiſche Wort, und wirklich: nach den Wahlen von 1903, die der Sozialdemo⸗ 
kratie drei Millionen Stimmen eingetragen haben, erneuert die Regierung die⸗ 
ſelbe Haupt⸗ und Staatsaktion, auf die ſie nach den Wahlen von 1874 ver⸗ 
fiel, als die Sozialdemokratie nur etwa erſt den zehnten Teil der heute erreichten 
Stimmenzahl gemuſtert hatte. Wie damals die ſtaatsanwaltliche Handhabung 
der ſtrafrechtlichen Kautſchukparagraphen das Vaterland retten ſollte, ſo auch 
jetzt, nur mit dem verſchönernden Amendement, daß es diesmal in erſter Reihe 
auf die Handhabung des Majeſtätsbeleidigungsparagraphen abgeſehen iſt, alſo 
desjenigen unter allen Kautſchukparagraphen, der ſich in den breiteſten Volks⸗ 
maſſen ſchon lange, und zwar aus den triftigſten Gründen von der Welt, der 
ehrlichſten Abneigung erfreut. 

Nach einer Meldung unſeres Frankfurter Parteiblatts hat der preußiſche 
Juſtizminiſter an ſämtliche Staatsanwälte eine Verfügung erlaſſen, wonach in 
der ſozialdemokratiſchen Preſſe noch eifriger als bisher auf Majeſtätsbeleidi⸗ 
gungen gefahndet und mit rückſichtsloſer Schärfe jede Möglichkeit eines 
Majeſtätsbeleidigungsprozeſſes ausgenutzt werden ſoll. Wo ſich aber dieſe 
Möglichkeit ergibt, ſoll die Unterſuchungshaft gegen den Beſchuldigten bei dem 
zuſtändigen Richter beantragt werden, ohne auf eine Prüfung von Fall zu 


Fall einzugehen, ob Fluchtverdacht begründet ſei. Zwar iſt die Richtigkeit der 


1902-1903. II. Bd. 48 


746 Die Neue Zei 3 


Meldung beftritten worden, aber nur von einer ganz unverbindlichen Seite 
her; ein amtliches Dementi iſt zur Zeit, wo dieſe Zeilen geſchrieben werden, 
noch nicht erfolgt, und ſelbſt wenn es noch erfolgen ſollte, ſo würde damit 
nicht die Tatſache beſeitigt ſein, daß praktiſch ganz im Sinne einer ſolchen Ver⸗ 


fügung gegen die ſozialdemokratiſche Preſſe prozediert wird. 
Ein Redakteur des „Vorwärts“ iſt wegen angeblicher Mojeftätsbeleibigung. 


fofort in Unterſuchungshaft genommen worden, obgleich, wie nunmehr das 
Berliner Kammergericht auf ſeine Beſchwerde erkannt hat, weder Fluchtverdacht 


vorlag, noch auch nur der dringende Verdacht einer von ihm begangenen 
Majeſtätsbeleidigung behauptet werden könnte. In Leipzig befinden ſich gar 


vier Angehörige unſerer dortigen Parteizeitungen, drei Redakteure und ein 
Metteur, als angebliche Majeſtätsbeleidiger, in Unterſuchungshaft — wegen 
einer kleinen Notiz des vermiſchten Teiles, die gerade fünf Zeilen umfaßte, 


einer Wiener Polizeikorreſpondenz halb amtlichen Charakters entnommen und 


durch eine Menge bürgerlicher Blätter, ja ſogar durch amtliche Organe der 
ſächſiſchen Regierung gelaufen war. Von dieſen vier Verhafteten iſt inzwiſchen 
einer entlaſſen worden, nicht einmal der Metteur, ſondern einer der drei 


Redakteure, angeblich weil er minder „belaſtet“ ſein ſoll als ſeine mitangeklagten 
Genoſſen. 

Wenn ſich trotz Den ſchlagenden Beweiſe ein Zweifel an der Richtigkeit 
der von der „Frankfurter Volksſtimme“ gebrachten Mitteilung aufdrängt, ſo 


aus dem Grunde, weil neben den Majeſtätsbeleidigungsprozeſſen, die gegen die 
Parteipreſſe anhängig gemacht worden ſind, auch ein Zeugniszwangsverfahren 


gegen ſie aufgeboten wird. Dies Verfahren übertrifft an peinlichem Eindruck 
auf die weiteſten Volkskreiſe beinahe noch die Anklagen wegen der beleidigten 
Majeſtät, eröffnet eben deshalb aber die Möglichkeit, daß die Sozialdemokratie 
nicht nur mit dieſer einen, ſondern überhaupt mit jeder Waffe bekämpft werden 
ſoll, die geeignet iſt, den Glanz der Autorität, der in den Augen unaufgeklärter 
Volksſchichten noch ums Haupt der Regierung ſchweben mag, bis auf den 
letzten Schimmer zu vernichten. 

Auf die Einzelheiten des Falles brauchen wir hier nicht näher einzugehe 
da ſie aus der Tagespreſſe hinlänglich bekannt ſind. Genug, daß ein Verſuch, 
militäriſche Mißſtände nicht ſofort an die große Glocke zu hängen, ſondern 
auf dem von der Regierung ſelbſt ſo oft angeprieſenen Wege zu ihrer ver⸗ 
traulichen Kenntnis zu bringen, auf daß ſie aus eigener Initiative die not⸗ 
wendige Abhilfe ſchaffe, dem militäriſchen Berichterſtatter des „Vorwärts“ 
übel bekommen iſt. Man mutet ihm zu, einen entehrenden Vertrauensbruch 
zu begehen, damit der Militarismus den gepeinigten Soldaten ſchlachten kann, 
der feine Qual einem ſozialdemokratiſchen Blatte anvertraut hat. Der Mile 
tarismus enthüllt ſich hier von einer ſo ungeheuerlichen Seite, daß ſelbſt die 


bürgerlichen Blätter verhältnismäßig kräftige Töne des Abſcheus finden, daß 


nur die allerabgehärtetſten Sünder ein ſchüchternes Wort der Entſchuldigung 
zu ſtammeln wagen. 

Dennoch liegt in dieſem Vorgehen des Militarismus eine verzweifelte Logit, 
die richtig zu erkennen und zu würdigen vielleicht noch mehr am Platze ben 
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mag, als jeder noch jo gerechtfertigte Ausdruck der Empörung. Über den Ein⸗ 
druck, den das Vorgehen gegen den militäriſchen Mitarbeiter des „Vorwärts“ 
hervorrufen muß, kann ſich keine militäriſche Inſtanz im unklaren befunden 
haben; wenn der Militarismus dennoch ſolche, ſeine Schultern zermürbende 


Laſt auf ſich nahm, jo mag er ſich vor ſich ſelbſt damit rechtfertigen, daß er 


nicht anders konnte. Die Mittel der militäriſchen Disziplin geſtatten ihm, jede 
ſozialdemokratiſche Agitation innerhalb des Heeres mit eiſerner Strenge zu er⸗ 
ſticken, und er weiß auch ſehr gut, daß die ſozialdemokratiſche Partei nicht 


— — .— 


daran denkt, in das Heer einzudringen. Aber die deutſche Arbeiterbewegung 
geht nunmehr ſchon ins zweite Menſchenalter, und jeder neue Jahrgang von 
Rekruten bringt in einem ſteigenden Prozentſatz jene Blüte der Jugend ins 
Heer, die von Kindesbeinen an ſchon in der ſozialdemokratiſchen Gedankenwelt 


gelebt hat, die gar nicht anders als ſozialdemokratiſch denken kann. Und dieſe 
Gedanken ſind unerreichbar für jede Härte der Disziplin, für jede Grauſamkeit 
ſelbſt der Mißhandlung. Je klarer der proletariſche Rekrut ſchon aus ſeinem 
bürgerlichen Leben das Bewußtſein ſeiner Klaſſenintereſſen mitbringt, deſto 
leichter weiß er ſich mit dem militäriſchen Zwange abzufinden, und eben dies 
iſt die arge Lage des Militarismus, daß ſich ihm von Jahr zu Jahr die 
Erkenntnis ſteigert, ſeine tüchtigſten Soldaten ſeien ſeine geſchworenſten Gegner. 


Jene Disziplin der Entnervung, die der alte Fritz ſeinen Soldaten einprügeln 


ließ, ſie hat ſich im Laufe der Zeit in eine Disziplin der Selbſtbeherrſchung 
verwandelt, die hoch über jedem Korporalſtock ſteht. 

Man könnte nun ſagen: wäre dem ſo, wie töricht würde der Militarismus 
handeln, durch ein Verfahren, wie er es gegen den militäriſchen Berichterſtatter 


des „Vorwärts“ eingeſchlagen hat, die allgemeinſte Entrüſtung gegen ſich wach⸗ 
zurufen! Objektiv iſt es gewiß die höchſte Torheit, die ſich denken läßt, aber 


ſubjektiv — ja, was ſoll der Militarismus machen, wenn er ſich nicht willenlos 


von dem umbarmherzigen Spiele der hiſtoriſchen Dialektik zerreiben laſſen will? 


Er ſieht ein unerbittliches Schickſal unaufhaltſam herannahen, und er ſträubt 
ſich dagegen mit Händen und Füßen, obgleich es klar iſt und obgleich er viel- 


leicht ſelbſt empfindet, daß er ſeinen Untergang dadurch nur beſchleunigt. Es 
iſt die ſelbſtmörderiſche Politik der Verzweiflung, in der ſich hiſtoriſche Er— 


ſcheinungen immer wieder gefallen, wenn die Uhr der Geſchichte aushebt, ihre 


letzte Stunde zu ſchlagen. 


Nicht anders ſteht es mit den Majeſtätsbeleidigungsprozeſſen. Sie haben 


ſich in der Geſchichte immer gehäuft, wenn die monarchiſche Geſinnung zur 
Rüſte ging. Auch fie ſind ohnmächtige Verſuche, einen hiſtoriſchen Prozeß zu 
hindern, der ſich nicht mehr hindern läßt. Seit dreißig Jahren häufen ſich 


dieſe Prozeſſe; ſie haben zu Zeiten in Deutſchland, jo gerade vor einem Viertel⸗ 


jahrhundert im Attentatsjahre, eine Ausdehnung genommen, wie noch nie in 
der Weltgeſchichte und doch iſt die monarchiſche Geſinnung in der gleichen Zeit 


von Jahr zu Jahr mehr geſchwunden. Was an jedem Tage gerade in bürger- 


lichen Kreiſen an den ärgſten Majeſtätsbeleidigungen geleiſtet wird, das iſt 


unendlich viel mehr, als ſeit dreißig Jahren in der ſozialdemokratiſchen Preſſe 


nicht nur an wirklichen — denn das wäre eben nicht viel —, ſondern ſelbſt an 
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angeblichen Majeſtätsbeleidigungen geleiſtet worden iſt, und dagegen will man 
mit Majeſtätsbeleidigungsprozeſſen ankämpfen, die jetzt gegen die ſozialdemo⸗ 
kratiſche Preſſe angeſtrengt werden? Es iſt wieder jene Politik der Verzweif⸗ 
lung, die nicht mehr aus noch ein weiß, und immer ſchneller das Schickſal 
heraufbeſchwört, gerade durch die Mittel, die ſie anwendet, um es doch noch 
abzuwenden. | 
Unter dieſen Geſichtspunkten kann man die neueſten Verfolgungen der Partei 
nicht ohne Genugtuung begrüßen, bei aller aufrichtigen Sympathie mit ihren 
Opfern. Wir hätten in der Tat nicht geglaubt, daß ſich die Regierung des 
Deutſchen Reiches ſchon auf eine Taktik reduziert fühlt, von der ſogar die be⸗ 
ſchränkteſten Philiſter zu beweiſen wiſſen, daß ſie die Entwicklung nur be⸗ 
ſchleunigt, die ſie aufhalten wolle. Zudem liegt es in unſerer Hand, den 
Blutzoll, den ſie von uns erheiſcht, auf ein Nichts zu verkürzen. Vertrauen 
wir niemals wieder der Loyalität des Militarismus und ſparen wir uns jede 
Kritik der Monarchie. Wo nichts iſt, da hat ſelbſt der gewitzteſte Staats⸗ 


anwalt ſein Recht verloren, und die monarchiſche Geſinnung fließt munter fort, 


auch wenn gute Reden ſie nicht begleiten. 


SS er eres 


noch ein Wort zum Parteitag. 
Von Karl Kautsky. 


Es gehört keine Prophetengabe dazu, um zu erkennen, daß der Dresdener 
Parteitag von leidenſchaftlichen Kämpfen erfüllt ſein wird. Das iſt eine aus⸗ 
gemachte Sache. Aber keineswegs ausgemacht iſt es, welchen Charakter dieſe 
Kämpfe tragen werden. Es iſt durchaus nicht notwendig, daß der Parteitag 
uns nichts bringen wird als perſönliches Gezänk, und daß er nichts hinter⸗ 
laſſen wird als Groll und Erbitterung auf allen Seiten. Freilich, es kann 
ſo kommen, aber glücklicherweiſe muß es nicht ſo kommen, trotz allem, was 
ſchon vorgefallen. 5 | 

Haben wir nicht ſchon Parteitage gehabt, auf denen leidenſchaftliche Kämpfe 
ausgefochten wurden? Und doch wirkten ſie erhebend, nicht niederdrückend oder 
gar abſtoßend. 5 

Das waren jene Parteitage, auf denen zwei große Anſchauungen mit⸗ 
einander um den Sieg rangen. Auch ſie blieben nicht frei von perſönlichem 
Zank — man erinnere ſich zum Beiſpiel an die perſönlichen Ausfälle Auers 
gegen Liebknecht und Bebel in Hannover — aber die Bedeutung des Kampf⸗ 
objektes ſorgte dafür, daß das perſönliche Moment nicht in den Vorder⸗ 
grund trat. 

Von der Größe des Kampfobjektes wird es auch jetzt abhängen, ob der 
Dresdener Parteitag zu den Gewittern gehört, die reinigend und befruchtend 
wirken, oder zu den Hagelwettern, bei denen man zufrieden iſt, wenn die 
Schloßen, die uns um die Köpfe ſauſen, nicht allzu großen Schaden anrichten. 

Um welches Kampfobjekt geſtritten werden wird, das hängt aber in erſter 
Linie von den Reviſioniſten und den Vertretern der mittleren Linie ab. Er⸗ 
kennen dieſe an, daß unſeren Differenzen ein tiefgehender Gegenſatz der Anz 
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ſchauungen zugrunde liegt, dann wird über dieſen Gegenſatz diskutiert werden, 


und wie leidenſchaftlich auch die Debatte werden mag, fie wird fachlich aufs 


klärend wirken und zu einer praktiſch fruchtbaren Entſcheidung führen. 


Man muß daher auf das dringendſte wünſchen, daß die Reviſioniſten be⸗ 


herzigen, was David nach dem Lübecker Kongreß ſchrieb: 


„Es iſt notwendig, die innerhalb der Partei liegenden Gegenſätze klar zu ſehen 
und ſie in offener Ausſprache zur Entladung zu bringen. Man ſtelle ſich einmal 
Parteitage vor, auf denen ſolche Ausſprachen und Kämpfe unterdrückt würden, um 
nach außen den Schein von eitel Harmonie zu wahren. Wenn etwas Spaltungen 
oder Abſplitterungen von der Partei befördern könnte, ſo wäre es dies; wie um⸗ 
gekehrt das beſte Mittel zur Wahrung der Einheit einer großen Bewegung die 
offene Auskämpfung der in ihr auftauchenden unvermeidlichen Gegenſätze iſt.“ 


Leider gibt es augenblicklich nicht allzuviele Reviſioniſten, die dieſe Mahnung 


beherzigen. Im Verein mit den Künſtlern der mittleren Linie rufen die meiſten 


uns zu: Was wollt ihr? Wir ſind doch in allen weſentlichen Punkten einig! 
Aber durch dieſe Verſicherung wird nicht die wirkliche Einigkeit hergeſtellt, 


ſondern nur der wirkliche Gegenſatz degradiert, aus einem großen, ſachlichen 


zu einem kleinlichen, perſönlichen herabgedrückt. Der Gegenſatz iſt ja da, auf 
Schritt und Tritt ſtoßen wir auf ihn, beruhte er aber nicht auf großen, ſach⸗ 
lichen Differenzen, dann könnte er nur daraus entſpringen, daß diejenigen Per⸗ 
ſonen, die ihn konſtatieren und auszukämpfen ſuchen, intellektuell oder moraliſch 
minderwertig wären. So läuft in der jetzigen Situation jeder Verſuch, den 
Gegenſatz zu leugnen und unſere volle Einigkeit feſtzuſtellen, auf die Herab⸗ 
ſetzung eines großen Teiles, ja der Mehrheit der Parteigenoſſen hinaus. Der 
Streit wird dadurch nicht erſtickt, ſondern vergiftet. 

Wenn wir alle einig ſind, dann ſind die Differenzen nur die Folge einer⸗ 
ſeits der Marotten oder gar der Dummheit eines einzelnen Sonderlings; auf 
der anderen Seite können unter dieſer Vorausſetzung bedeutungsloſe Marotten 
nur dann die Parteigenoſſen erregen, wenn Krakeeler, Raufbolde und blinde 


Zeloten ſich's zur Aufgabe machen, den Unfrieden in der Partei zu ſchüren 


und jeden niederzudrücken, der ſelbſtändig zu denken wagt; und die Maſſe der 
Genoſſen muß dann eine gedankenloſe Herde ſein, wenn ſie ſich von ſolchen 
Elementen leiten läßt. 

Zu dieſen Behauptungen kommen naturnotwendig alle jene, die uns davon 
überzeugen wollen, daß es tiefgehende Differenzen unter uns nicht gibt. Be⸗ 
leidigendere Behauptungen ſind aber nicht denkbar; ſie entflammen den Zwiſt 
mehr noch, als jede ſachliche Differenz, und ſie geben ihm eine Form, die es 


ausſchließt, daß irgend etwas Erſprießliches dabei herauskommt. 


Leider rechnet es ſeit Jahren unter anderem auch die Redaktion des „Vor⸗ 
wärts“ zu den Aufgaben eines Zentralorgans der Partei, die Politik des 
Vogels Strauß nachzuahmen, den Kopf in den Sand unſerer inneren Har⸗ 
monie zu ſtecken und nichts davon zu hören und zu ſehen, wie um ſie herum 


die Gegenſätze aufeinanderſchlagen. Dagegen wurde das Streben, das die Re⸗ 


4 


daktion der „Neuen Zeit“ ſeit jeher beſeelte, die tatſächlich vorhandenen ſach⸗ 
lichen Gegenſätze klar zur Anſchauung zu bringen, früher vielfach von Freunden 
des Friedens in der Partei als eine, einem Zentralorgan ſchlecht anſtehende 
Unduldſamkeit getadelt. 

Heute dürfte es wohl für jedermann klar geworden ſein, daß die Friedens⸗ 
taktik der Redaktion des „Vorwärts“ geſcheitert iſt, daß ſie, weit entfernt, den 


2 


750 Die Neue Zeit. | 


Streit zu unterdrücken, ihm vielmehr, freilich ſehr wider ihren Willen, neue 
Nahrung zugeführt hat. 

Nur ein Weg iſt heute noch möglich, in Dresden den perſönlichen Zwiſt, 
zu dem ſich ſo reichlicher Zündſtoff angeſammelt hat, zurückzudrängen und ein 
nützliches Arbeiten zu ermöglichen: nicht Vertagung der Diskuſſion bis 1904 
oder 1905, nicht Verweiſung des urſprünglichen Streitobjektes an die Fraktion, 
nicht einſtimmige Annahme einer Reſolution, in der wir erklären, daß wir alle 
dasſelbe wollen, ſondern Aufrollung des großen taktiſchen Gegenſatzes, der 
uns trennt. 

Das iſt aber nur möglich, wenn die Reviſioniſten klar und entſchieden ihren 
Standpunkt bis zu ſeinen letzten Konſequenzen verfechten, wie es diesmal meines 
Wiſſens bisher nur Kolb getan. Können ſie ſich dazu entſchließen, dann machen 
ſie ſich um die Partei wohlverdient. Weichen ſie der Entſcheidung aus, ſtellen 
ſie ſich nicht zum Kampfe auf den Boden unſerer ſachlichen Differenzen, dann 
tragen ſie die Schuld daran, wenn ein Parteitag, der ein Siegesfeſt voll ſtolzen 
Jubels zu ſein, der der Ausnutzung des Sieges zu dienen und uns für neue, 
große Kämpfe zu wappnen hatte, in perſönlichem Zanke ohne poſitives Er⸗ 
gebnis ausgehen ſollte, wobei es den Maſſen, die auf uns blicken, auf uns 
hoffen, nicht einmal zum Bewußtſein kommt, daß auch dieſem Zwiſte, wie allem 
unſerem Tun, wiſſenſchaftlich begründete Überzeugungen und der heiße Drang, 
das Proletariat zu erheben, zugrunde liegen. 

Auch für die agitatoriſche Wirkung des Kongreſſes auf die Maſſen, die wir 
gewonnen haben oder gewinnen wollen, kann nichts verderblicher ſein als die 
Taktik des Vertuſchens, das ewige Gerede von unſerer Harmonie. Die Maſſen 
begreifen es ſehr wohl, wenn um wichtige Punkte ein Kampf entbrennt, ſie 
fühlen ſich angezogen, wenn dabei große Geſichtspunkte entwickelt und mit wohl⸗ 
begründeten Argumenten verfochten werden, ſie werden gefeſſelt, wenn ſie er⸗ 
kennen, daß die Sache, um die da leidenſchaftlich geſtritten wird, nicht das 
perſönliche Intereſſe einzelner, ſondern das Wohl und Wehe des arbeitenden 
Volkes ſelbſt iſt. 

Solange unſere Parteitage derartige Eindrücke hervorrufen, haben wir eine 
Benachteiligung unſerer Agitation durch unſere Differenzen wenig zu fürchten. 
Anders ſtände es, wenn es gelänge, dem Proletariat die Anſicht beizubringen, 
daß es ſich bei unſeren Zwiſtigkeiten nur um die Marotten einzelner Querköpfe 
handelte, die bloß Unduldſamkeit und Raufluſt zu großen Differenzen auf⸗ 
bauſchten. Die bürgerliche Preſſe weiß ſehr wohl, was ſie tut, wenn ſie die 
Dinge in dieſem Lichte darſtellt. Aber wir haben alle Urſache, ihr dabei ent⸗ 
gegenzutreten, anſtatt uns ihre Darſtellung anzueignen. | 

Von welchem Standpunkt aus immer wir die heutige Situation betrachten 
wollen, wir kommen ſtets zu demſelben Reſultat: Nichts kann verderblicher 
ſein, nichts die Verhandlungen des Parteitags mehr degradieren als das Be⸗ 
harren bei der Fiktion, daß es große taktiſche und theoretiſche Differenzen unter 
uns nicht gibt. Nichts iſt dringender notwendig, um dieſe Verhandlungen 
fruchtbringend zu geſtalten, als die Erhebung unſerer Differenzen Ban die Höhe 
des Gegenſatzes zweier großen politiſchen Richtungen. 

Freilich, zwingen kann man die Reviſioniſten nicht, dieſen Gegenſatz zur 
Anſchauung zu bringen. Und manchem Reviſioniſten iſt er vielleicht ſelbſt 
immer noch nicht klar geworden, nicht infolge eines intellektuellen Fehlers, 
ſondern weil die reviſioniſtiſche Taktik nicht auf einer beſtimmten, ſyſtematiſch 


| 
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entwickelten Theorie beruht, ſondern nur einer, allerdings ſehr ſtarken Stim⸗ 
mung entſpringt. Ich habe darauf ſchon 1898 in meinem Artikel zum Parteitag 


von Hannover hingewieſen, und es hat ſich ſeitdem wenig darin geändert. 


Wenigſtens in Deutſchland. In Frankreich und Italien haben die Verhältniſſe 


die neue Richtung ſehr begünſtigt, haben ſie gedrängt, ſich immer mehr auf 
eine neue Taktik feſtzulegen — unter ſtetem Beteuern, daß ſie an der alten 
bewährten Taktik feſthalte — bis die Differenz zwiſchen der alten und neuen 
Taktik auch für die dehnbarſte Auslegung in der alten Taktik unüberbrückbar 


wurde. Dort hat die neue Taktik denn auch ihre neuen Schlagworte gefunden, 
dem Klaſſenkampf ſetzte man die Kooperation, das Zuſammenwirken 


der Klaſſen entgegen. 


Hier iſt in der Tat der ſpringende Punkt, der die beiden Arten der Taktik 
ſcheidet. Der Reviſionismus will unſer Verhältnis zu einzelnen Teilen des 


Bürgertums revidieren. 


Die pſychologiſchen Wurzeln dieſes Strebens find in allen Ländern dieſelben: 


einerſeits das ungeduldige Streben, möglichſt bald die Macht, die das Proletariat 
errungen hat, in praktiſche Ergebniſſe umzuſetzen, etwas „Poſitives“ zu erreichen, 
aus der Oppoſitionsſtellung zu einem Anteil an der Regierung zu gelangen. 
Andererſeits das Bangen vor den Konflikten, denen wir entgegengehen, wenn 
wir bei der bisherigen Taktik des Klaſſenkampfes beharren. Dieſes Bangen 
braucht nicht Feigheit, nicht Mangel an perſönlichem Mut zu ſein, es kann 
ſehr ehrenwerten Empfindungen entſpringen, dem Bangen vor den großen 


Opfern, die dem Proletariat durch die kommenden Konflikte auferlegt werden, 


oder dem Bangen vor den großen Aufgaben, die dem Proletariat aus dieſen 


Kämpfen und aus Siegen wie aus Niederlagen entſpringen können, denen man 


es nicht gewachſen glaubt. 


Man fürchtet den Entſcheidungskampf zwiſchen dem Proletariat und den 


herrſchenden Klaſſen, zwiſchen der Demokratie und der Militärmonarchie, und 
entwirft ſich nun eine Theorie voll von Illuſionen, durch die man um dieſen 
entſetzlichen Kampf herumzukommen hofft; eine Theorie, die in den wirklichen 


Verhältniſſen ebenſowenig eine Grundlage findet, wie die Illuſionen unſerer 


Mittelſtandsretter, die aber ebenſo wie dieſe in ſtarken pſychologiſchen Bedürf- 
niſſen wurzelt und daher in manchen Schichten unausrottbar iſt. 


Dieſe Theorie geht dahin, jeden Entſcheidungskampf, das heißt jede „Kata⸗ 


ſtrophe“ für verderblich und zwecklos hinzuſtellen, alles von der langſamen, 


unmerklichen Entwicklung zu erwarten, eine zunehmende Milderung der Klaſſen⸗ 
gegenſätze zu entdecken, und wo trotz alledem große Kämpfe um die Sicherung 
der primitivften Rechte des Proletariats noch vor uns liegen, ſich einzubilden, 


die liberale Bourgeoiſie werde uns dieſe Kämpfe abnehmen, indem ſie in einem 


großen Aufſchwung zum Siege gelange. 
In Frankreich war es mehr die Ungeduld, die Süßigkeiten der Regierungs⸗ 
partei zu koſten als die Furcht vor dem großen Entſcheidungskampf, in Deutſch⸗ 


land mehr dieſe als jene, die das Aufkommen des Reviſionismus begünſtigten. 
Dagegen dürften beide Faktoren gleichmäßig in Italien gewirkt haben, wo die 


Unruhen von Mailand mit ihren grauenhaften Konſequenzen und ein in Arbeiter: 
freundlichkeit machendes, mit den Sozialiſten kokettierendes Miniſterium ganz 
unvermittelt aufeinander folgten. 


Jie nach den Verſchiedenheiten der politiſchen Situation iſt auch die beſondere 


7 


Form verſchieden, die die reviſioniſtiſche Taktik in den verſchiedenen Ländern 


einnimmt. Aber ihre Grundtendenzen find überall diefelben: Zweifel an der 


Fähigkeit des Proletariats, aus eigener Kraft den Aufgaben gewachſen zu ſein, | 


die ſeiner harren, der Drang nach Anlehnung an einzelne bürgerliche Parteien, 
denen man einreden will, ſie hätten von ihren bürgerlichen Gegnern mehr zu 
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fürchten als von der Sozialdemokratie; der Drang nach Vertuſchung der 


Klaſſengegenſätze, die dieſe Parteien von der Partei des Proletariats trennen, 


Erweckung von Illuſionen über das Maß deſſen, was durch ein Bündnis mit 


bürgerlichen Parteien für das Proletariat erreicht werden könnte. 


Bernſtein hat die Grundzüge dieſer Taktik bereits in ſeinen „Voraus⸗ 


ſetzungen“ entworfen und ſie wurden von den Reviſioniſten widerſpruchslos 
angenommen. 


Es heißt dort unter anderem: 


— 


„Wenn erwidert wird, daß die Ausſichten, dies (die Demokratie) ohne politiſche | 


Kataſtrophe zu erringen, in Deutſchland äußerſt gering, ja jo gut wie nicht vor⸗ 
handen ſind, daß das deutſche Bürgertum immer reaktionärer werde, ſo mag das 
für den Moment vielleicht richtig ſein, obgleich manche Erſcheinungen auch dagegen 
ſprechen. Aber es kann nicht auf die Dauer ſo ſein. 

Das was man Bürgertum nennt, iſt eine ſehr zuſammengeſetzte Klaſſe, aus aller⸗ 
hand Schichten mit ſehr verſchiedenartigen beziehungsweiſe unterſchiedenen Intereſſen 
beſtehend. Dieſe Schichten halten auf die Dauer nur zuſammen, wenn ſie ſich ent⸗ 
weder gleichmäßig bedrückt oder gleichmäßig bedroht ſehen. Im vorliegenden Falle 


kann es ſich natürlich nur um das letztere handeln, das heißt daß das Bürgertum 
eine einheitliche reaktionäre Maſſe bildet, weil ſich alle ſeine Elemente von der 
Sozialdemokratie gleichmäßig bedroht fühlen, die einen in ihren materiellen, die 


anderen in ihren ideologiſchen Intereſſen: in ihrer Religion, ihrem Patriotismus, 
in ihrem Wunſche, dem Lande die Schrecken einer gewalttätigen Revolution zu er⸗ 
ſparen. 

Das iſt nun nicht nötig. Denn die Sozialdemokratie bedroht ſie nicht alle 
gleichmäßig und niemand als Perſon, und ſie ſelbſt ſchwärmt in keiner Weiſe für 


eine gewalttätige Revolution gegen die geſamte nichtproletariſche Welt. Je deutlicher 
dies geſagt und begründet wird, um ſo eher wird jene einheitliche Furcht weichen, 


denn viele Elemente des Bürgertums fühlen ſich von anderer Seite her bedrückt und 


würden lieber gegen dieſe, deren Druck auch auf der Arbeiterklaſſe laſtet, als 
gegen die Arbeiter Front machen, lieber der letzteren als der erſteren Bundes⸗ 
genoſſen ſein. Sie mögen unſichere Kantoniſten ſein. Aber man erzieht ſchlechte 
Bundesgenoſſen, wenn man ihnen erklärt, wir wollen euch helfen, den Feind freſſen, 


aber gleich hinterher freſſen wir euch“ (S. 139). 


Daher fordert Bernſtein, der „Freßlegende“ den Abſchied zu geben, nachdem 
er ſchon vorher empfohlen, in „Kriegserklärungen gegen den „Liberalismus“ 
etwas Maß zu halten“ (S. 129). 


Später ſpricht er von „jenen Gegnern der Sozialdemokratie“, „die zu der Er⸗ 
kenntnis gelangt ſind, daß die gegenwärtige Geſellſchaftsordnung nicht für alle Ewig⸗ 
keit geſchaffen iſt, ſondern dem Geſetz der Veränderung unterliegt, und daß eine 
kataſtrophenmäßige Entwicklung mit all ihren Schrecken und Verheerungen nur da⸗ 
durch vermieden werden kann, daß den Veränderungen in den Produktions- und 
Verkehrsverhältniſſen und der Klaſſenentwicklung auch im politiſchen Rechte Rech⸗ 
nung getragen wird. Und die Zahl derer, die das einſehen (Notabene, unter den 
Gegnern der Sozialdemokratie! K.), iſt im Wachſen. Ihr Einfluß würde ein 
viel größerer ſein, als er heute iſt, wenn die Sozialdemokratie den Mut fände, ſich 
von einer Phraſeologie zu emanzipieren, die tatſächlich überlebt iſt, und das ſcheinen 
zu wollen, was ſie heute in Wirklichkeit iſt: eine demokratiſch⸗ſozialiſtiſche 
Reformpartei“ (S. 165). ö 
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„Je mehr die Sozialdemokratie ſich entſchließt, das ſcheinen zu wollen, was ſie 
iſt (das heißt ſich als demokratiſch-ſozialiſtiſche Reformpartei zu geberden. K.), um⸗ 


ſomehr werden auch ihre Ausſichten wachſen, politiſche Reformen 


durchzuſetzen. Die Furcht iſt gewiß ein großer Faktor in der Politik, aber man 
täuſcht ſich, wenn man glaubt, daß Erregung von Furcht alles vermag. Nicht als 
die Chartiſtenbewegung ſich am revolutionärſten geberdete, erlangten die engliſchen 
Arbeiter das Stimmrecht, ſondern als die revolutionären Schlagworte verhallt waren 
und ſie ſich mit dem radikalen Bürgertum zur Erkämpfung von Re⸗ 
formen verbündeten. Und wer mir entgegenhält, daß ähnliches in Deutſchland 
unmöglich ſei, den erſuche ich nachzuleſen, wie noch vor fünfzehn und zwanzig Jahren 
die liberale Preſſe über Gewerkſchaftskämpfe und Arbeitergeſetzgebung ſchrieb, und 


die Vertreter dieſer Parteien im Reichstag ſprachen und ſtimmten, wo darauf be⸗ 


zügliche Fragen zu entſcheiden waren. Er wird dann vielleicht zugeben, daß die 
politiſche Reaktion durchaus nicht die bezeichnendſte Erſcheinung im bürgerlichen 


Dieutſchland iſt“ (S. 167). 


Hier iſt die Taktik des Reviſionismus mit dürren Worten ausgeſprochen: 
es iſt die Taktik der engliſchen Arbeiter, jenes Vorgehen, das ihren oberen 
Schichten das Wahlrecht verſchaffte, ſie ſelbſt aber auf Jahrzehnte hinaus ſo 


entmannte, daß auch die ſtärkſten Schläge fie bisher nicht zu einer ſelbſtändigen 


Politik aufpeitſchen konnten. Es iſt die Taktik, die in Frankreich das Prole⸗ 


tariat geſpalten und das Wachstum der Sozialdemokratie ſchon nach wenigen 
Jahren ihres Wirkens verlangſamt hat. 
Es entſpricht der Erbärmlichkeit der politiſchen Zuſtände Deutſchlands, daß 


der erſte praktiſche Schritt, den dieſe Taktik im Reichstag unternimmt, nicht 
der Eroberung einer großen Reform, nicht der Gewinnung eines Sitzes in der 
Regierung, ſondern der eines Vizepräſidentenpoſtens gilt, der nichts iſt als ein 


Titel ohne Mittel. Aber durch ſeine Kleinlichkeit wird dieſer erſte Schritt nicht 


beſſer. Es kommt auf die Richtung an, in der er geht. 


Vor vier Jahren haben die Reviſioniſten der von Bernſtein empfohlenen 


Taktik zugejubelt. Die Frage, die, wir heute an ſie zu richten haben, iſt einfach 


die: Steht ihr noch auf dem Boden dieſer Taktik oder nicht? Erkennt ihr ſie 


nicht mehr an, dann ſagt euch ausdrücklich von ihr los. Damit werdet ihr 


am beſten beweiſen, daß, wie ihr behauptet, der Vorſchlag der Hofgängerei 
die bedeutungsloſe Marotte einzelner Sonderlinge iſt. Erkennt ihr ſie an, dann 
ſteht auch dazu, dann wollen wir nicht über ſchlechten Ton und Meinungs⸗ 
freiheit, ſondern über dieſe Taktik diskutieren und in einer klaren, unzweideutigen 
Abſtimmung erkennen laſſen, ob dafür ein Boden in der deutſchen Sozial⸗ 


demokratie vorhanden iſt oder nicht, ob nicht alle Verſuche, unſere Partei auf 


dieſen Boden zu drängen, ebenſo ausſichtsloſe wie Zeit und Kraft vergeudende 


Beſtrebungen einer Minorität ſind, deren Geringfügigkeit nur durch den Um⸗ 


ſtand verdeckt wird, daß die geſamte bürgerliche Preſſe den Reſonanzboden für 
jede ihrer Außerungen bildet. 
Gelingt es, darüber Klärung zu ſchaffen, dann wird der Parteitag gute 


Arbeit geleiſtet haben. 
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Zur Eifenbahnfrage. 
Eine Aufgabe unferer Reicdystagsfraktion. 
Von Wilhelm Keil. 
Vom zweiten württembergiſchen Wahlkreis iſt an den Parteitag der An⸗ 


trag geſtellt, zu beſchließen, die Reichstagsfraktion möge in Bälde für die 
Vereinheitlichung des deutſchen Eiſenbahnweſens durch Schaffung einer Reichs⸗ 


betriebsgemeinſchaft und für eine Verbilligung der Perſonentarife 


eintreten. Dieſer Antrag dürfte zur Wiederaufrollung der Eiſenbahnfrage 
vor dem Parteitag führen. Es erſcheint das auch ſehr erwünſcht. Der Beſchluß 


des Mainzer Parteitags in Sachen der Verkehrspolitik hat die Fraktion 


bis jetzt nicht veranlaßt, dieſe wichtige Frage praktiſcher Politik im Reichstag 
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anzuſchneiden. Die Eiſenbahnfrage iſt heute noch weniger eine „akademiſche 


Frage“, wie zur Zeit des Mainzer Parteitags. Wenn ſie trotzdem von der Fraktion 
bis jetzt nicht behandelt wurde, ſo darf man den Hauptgrund dafür wohl in 


dem Umſtand erblicken, daß die Anſichten über die einzuſchlagende Taktik inner⸗ 


halb der Fraktion ziemlich weit auseinandergehen, wie ſchon aus den Mainzer 
Debatten erſichtlich war. Die in Mainz in der Minderheit gebliebene, ſogenannte 
ſüddeutſche Richtung, die der Theſe „übernahme der Eiſenbahnen auf das Reich“ 
widerſprach, war nicht gewillt, nachzugeben; das zeigte die im November 1901 


in Stuttgart abgehaltene Konferenz ſüddeutſcher Landtagsabgeordneter, 
welche die namentlich von Vollmar und David in Mainz vertretene An⸗ 


ſchauung zu „Leitſätzen“ kondenſierte, in denen es unter anderem hieß, die 
Übertragung der Eiſenbahnen auf das Reich würde zurzeit „mehr Nachteile 
als Vorteile“ bieten. Die große Mehrheit dieſer unter Vollmars Vorſitz ab⸗ 
gehaltenen Konferenz fürchtete von einer Übertragung der Eiſenbahnen auf das 
Reich zugleich die übertragung des preußiſchen Bureaukratismus und Fiskalis⸗ 
mus auf das Deutſche Reich. Darum ſollte nach ihrer Meinung jeder Verſuch, 
auf eine Vereinheitlichung des einzelſtaatlichen Eiſenbahnverkehrs hinzuwirken, 
unterbleiben. Dagegen wurde einem „möglichſt weitgehenden Zuſammenwirken 
der ſüddeutſchen Länder“, vor allem einer Tarifgemeinſchaft das Wort geredet. 
Die Gegner der auf der Konferenz zur Geltung gekommenen Anſchauungen 
beſtritten, daß die von dieſer „ſüddeutſchen Taktik“ erhoffte Wirkung eintreten 
werde; es wurde hervorgehoben, daß eine Phalanx der ſüddeutſchen Staaten 
gegen die preußiſche Eiſenbahnverwaltung ſchon deshalb ausgeſchloſſen ſei, 
weil es in den ſüddeutſchen Miniſterien an einem antipreußiſchen Rückgrat 


vollſtändig fehle; und daß es zu einer durchgreifenden ſüddeutſchen Tarifreform 


kommen werde, dagegen ſpreche alle Erfahrung. Wenn ein engerer Zuſammen⸗ 


ſchluß der ſüddeutſchen Eiſenbahnverwaltungen überhaupt einen Nutzen haben 


könne, ſo höchſtens den, daß ſie ſich gegenüber den Verſuchen, einen der ſüd⸗ 


deutſchen Staaten nach dem anderen an die preußiſch-heſſiſche Eiſenbahngemein⸗ 


ſchaft anzugliedern, gegenſeitig Mut zuſprechen und ſo noch einige Zeit der 
Verſuchung widerſtehen würden. 


Nun iſt aber auch im Sinne der Stuttgarter Theſen in den ſeither ver⸗ i 


floſſenen ungefähr zwei Jahren nichts geſchehen, und jetzt noch dieſe Taktik ein⸗ 


zuſchlagen, wäre total ausſichtslos, ja lächerlich. Denn es ſind vor wenigen 


Monaten die Konkurrenzpraktiken, die nicht nur zwiſchen den preußiſchen und 


den ſüddeutſchen Eiſenbahnverwaltungen, ſondern auch zwiſchen den letzteren 
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unter ſich geübt werden, jo deutlich ans Licht der Öffentlichkeit gezogen worden, 
daß an ein ſolidariſches Verhalten der drei ſüddeutſchen Verwaltungen nicht 
mehr gedacht werden kann. Es war im württembergiſchen Landtag, wo man 
gelegentlich der Etatsberatung im Juni dieſes Jahres das merkwürdige Schau— 
ſpiel erlebte, daß einer der entſchiedenſten Gegner der einheitlichen Verwaltung 


der deutſchen Bahnen, der volksparteiliche Abgeordnete K. Haußmann, die 


ſchwerſten Anklagen wegen Verkehrsumleitungen um Württembergs Grenzen 


herum erhob. Der Abgeordnete war jo gut orientiert über die herrſchenden 
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Zuſtände und ſeine Mitteilungen fanden eine ſo auffallende Beſtätigung vom 
Regierungstiſch, daß man zu der Annahme verführt werden konnte, die Regie— 
rung habe ihn auf den Leim gelockt, damit gerade er, der unentwegte Vertreter 
des ſchwäbiſchen Partikularismus, die Unhaltbarkeit der ſkandalöſen Verkehrs 
verhältniſſe vor aller Welt aufzeige. Dieſe Vermutung lag um ſo näher, als 


die württembergiſche Regierung ſeit dem Rücktritt des langjährigen Miniſter⸗ 
präſidenten Mittnacht dem Eintritt in die preußiſch-heſſiſche Eiſenbahngemein— 
ſchaft nicht abgeneigt iſt, aber bisher durch die Oppoſition der Landtagsmehr⸗ 
heit, zu der in dieſem Falle die Volkspartei gehört, von der Ausführung ihres 
Planes abgehalten wurde. Sollte ſich die württembergiſche Regierung von der 
Preisgabe ihrer Geheimniſſe wirklich einen Umſchwung in der Haltung der Volks⸗ 
partei verſprochen haben, ſo hat ſie ihren Zweck ſchon zum Teil erreicht, denn 


Haußmann ging in ſeinen Anklagen ſo weit, mit einem „Verzweiflungsakt“ zu 


drohen und zu erklären, daß man „uns noch zu den weitgehendſten Schritten treibt“. 


Haußmann ſtellt alſo in Ausſicht, daß er, wenn die Schädigung Württembergs 


durch illoyale Konkurrenz ſo weiter gehe wie bisher, ſchließlich ſeinen Segen 
zum Anſchluß des württembergiſchen Eiſenbahnnetzes an die preußiſch⸗heſſiſche 
Gemeinſchaft geben werde. Und gegen wen richteten ſich dieſe Anklagen und 


Drohungen? Nicht gegen die preußiſche Eiſenbahnverwaltung in erſter Linie, 


ſondern gegen die verehrten Nachbarn im Weſten und im Oſten, gegen Baden 


und Bayern, mit welchen Ländern auch Haußmann eine ſüddeutſche Solidarität 


zu pflegen wünſchte. Dieſen geſchätzten Nachbarſtaaten machte er den Vorwurf, 


daß ſie eine nahezu vollſtändige Boykottierung Württembergs im Verkehr 
zwiſchen Norddeutſchland einer-, der Schweiz und Italien andererſeits durch⸗ 
geführt haben; ein förmliches Komplott müſſe namentlich im Güterverkehr 


beſtehen zwiſchen Baden und Bayern, und die Schweiz, Italien und Preußen 
müßten daran beteiligt ſein; man beobachte eine Art Streikpoſtenſtehen von 


Baden und Bayern zum Zwecke einer Aushungerung Württembergs, das dieſen 
Zuſtand auf die Dauer nicht ertragen könne. Wenn ein württembergiſcher 
Politiker, der ſich die Nachbarſtaaten gern freundlich geſinnt erhalten möchte, 


um gegebenenfalls ſich gemeinſam mit ihnen gegen Preußen zu kehren, in dieſem 


Tone ſpricht, ſo muß es mit den Zuſtänden, die ihn dazu nötigen, ſchon ſchlimm 
beſtellt ſein. Nach den Angaben des württembergiſchen Verkehrsminiſters iſt der 
Schaden, den Württemberg durch die Umleitung desjenigen Verkehrs erleidet, 


der über die württembergiſchen Bahnen den kürzeſten Weg zu ſeinem Ziele haben 


würde, auf jährlich über eine Million Mark zu ſchätzen. Das iſt in der Tat 
eine Summe, die bei dem vollſtändig zur Verzinſung des Anlagekapitals erforder- 


lichen Reinertrag der württembergiſchen Staatsbahnen von kaum 17 Millionen 


Mark ſehr ins Gewicht fällt. Indes haben wir nicht das fiskaliſche Intereſſe, 


das die württembergiſche Eiſ enbahnverwaltung zum Proteſt gegen dieſ e Konkurrenz 
veranlaßt, in den Vordergrund zu rücken, ſondern das volkswirtſchaftliche. 
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Den offiziellen Mitteilungen der württembergiſchen Regierung zufolge kommen ö 
im bayeriſch⸗badiſchen Verkehr Umleitungen vor, die den kürzeſten über Würt⸗ 
temberg führenden Weg bis zu 35 Prozent verlängern; in einzelnen wichtigen | 
Verkehrsbeziehungen, zum Beiſpiel im Verkehr Regensburg⸗Karlsruhe, beträgt 
der Umweg 31 Prozent, im Verkehr Nürnberg⸗Karlsruhe 30 Prozent, im Ver⸗ 
kehr München⸗Heidelberg und Mannheim 35 Prozent; im Verkehr zwiſchen den 
Rheinhafenſtationen Frankfurt a. M., Guſtavsburg, Kaſtel, Ludwigshafen a. Rh., 
Mainz und Mannheim mit bayeriſchen Stationen kommen gleichfalls Umwege 
bis zu 30 Prozent der kürzeſten über Württemberg gehenden Route vor. Im | 
rheiniſch⸗weſtfäliſch⸗bayeriſchen Güterverkehr beträgt die Konkurrenz bis zu 
33 Prozent, der Verkehr Konſtanz⸗Dresden führt ſogar zu einem Umweg von 
44 Prozent zum Nachteil Württembergs. Auch im Saarbrücken⸗bayeriſchen, im 
rheiniſch⸗naſſauiſch⸗bayeriſchen Verkehr werden die württembergiſchen Linien 
ſtreng gemieden. Im deutſch-franzöſiſchen Verkehr von und nach Bayern über 
Elſaß⸗Lothringen ſind gleichfalls zugunſten der Aſchaffenburger Route Umwege 
bis zu 20 Prozent im Sehwange; der Verkehr wird zwar über württem⸗ 
bergiſche Linien geleitet, die Transportrouten haben aber an die Aſchaffenburger 
Route 60 Prozent des Reingewinns abzugeben! 

Das ſind nur die weſentlichſten der unſinnigen Kraft⸗ und Zeitverſchwen⸗ 
dungen, die ſich um Württemberg herum das moderne Fernverkehrsmittel im 
vierten Jahrzehnt nach der Gründung der Reichseinheit leiſtet. Mag Württem⸗ 
berg infolge ſeiner geographiſchen Lage ſich auch hervorragend dazu eignen, 
„umgangen“ zu werden, ſo beſteht doch kein Zweifel darüber, daß dieſelben 
Konkurrenzmanöver auch zwiſchen den übrigen Eiſenbahnverwaltungen aus⸗ 
geführt werden. 

Ein ſolcher Zuſtand iſt beſchämend für das Deutſche Reich und er hat 
die empfindlichſten Nachteile für die Güterverfrachter im Gefolge. Ein Umweg 
von 44 Prozent bedeutet eine Verzögerung der Lieferfriſt um nahezu die 
Hälfte der bei Benutzung des kürzeſten Weges erforderlichen Dauer, bedeutet 
einen anderthalbfachen Kohlenverbrauch, einen anderthalbfachen Aufwand an 
Begleitungsperſonal, eine anderthalbfache Abnutzung des Wagen: und Schienen⸗ 
materials uſw. All dieſe Vergeudungen wiederholen ſich tagtäglich hundert⸗ 
fach, weil es innerhalb des längſt geſchaffenen einheitlichen deutſchen Wirt⸗ 
ſchaftsgebiets an einer einheitlichen Leitung des Verkehrs völlig fehlt. Bismarck 
tat ſchon 1876 den Ausſpruch: „Wir find mit Bezug auf den Eiſenbahnverkehr 
in eine Lage geraten, wie ſie ſonſt ſeit dem Mittelalter Deutſchland nicht eigen⸗ 
tümlich war.“ Seit 1876 aber haben ſich die Zuſtände noch weit ſkandalöſer 
geſtaltet. Die Sache erſcheint natürlich nicht in einem milderen, ſondern in 
einem noch grelleren Lichte, wenn hervorgehoben wird, daß Württemberg ganz 
dieſelben Umleitungsmanöver gegenüber ſeinen lieben Nachbarn betreiben 
würde, wenn es dazu in der Lage wäre, was allerdings ſehr glaubhaft iſt. 
Hat doch Württemberg mit Sſterreich eine Vereinbarung getroffen, die einen 
Teil des Gütertransportes dem bayeriſchen Durchgangsverkehr entzieht. Aber 
wohin führt dieſer Zuſtand gegenſeitiger Reibung? Zur Außerachtlaſſung der 
Handelsaufgaben des modernen Verkehrs. Schnell und billig ſind die erſten 
Bedingungen nicht nur im modernen Perſonen-, ſondern auch im Güterverkehr. 
Die Umleitungen zu dem Zwecke, die Güter möglichſt weit auf dem eigenen 
Schienenſtrang zu befördern und den Nachbar nichts verdienen zu laſſen, 
führen aber zum langſamen und teuren Verkehr. 6 ö 
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Wie kann nun dieſen Mißſtänden abgeholfen werden? Ein Zuſammen⸗ 
| ſchluß der ſüddeutſchen Bahnverwaltungen iſt unter den geſchilderten Umſtänden 
ein Ding der Unmöglichkeit; das müſſen nunmehr ſelbſt die Vertreter der Stutt⸗ 
garter Leitſätze einräumen. Mit donnernden Anklagen im Landtag kommt 
man auch nicht weiter. Verhandlungen zwiſchen den einzelnen Bahnvermal- 
kungen, wie fie gegenwärtig wieder im Gange find, führen ebenſowenig zu einer 
Sanierung; denn ſollte man hierbei wirklich zu neuen Abmachungen gelangen, 
ſo werden fie in der Praxis ebenſo ignoriert werden, wie früher ſchon ge- 
troffene, die auf dem Papier heute noch zu Recht beſtehen. Die Konkurrenz iſt 
begründet in dem privatwirtſchaftlichen Charakter, der den Verkehrsanſtalten 
anhaftet, ſolange ſie von den einzelſtaatlichen Verwaltungen auf eigene Fauſt 
und vorwiegend nach fiskaliſchen Grundſätzen geleitet werden. Die unſinnige 
gegenſeitige Bekämpfung muß wie im gewerblichen Konkurrenzkampf zur 
Erdrückung des Schwächeren durch den Stärkeren führen. Obgleich Baden 
dank ſeiner geographiſchen Lage niemals in dem Maße wie Württemberg von 
„Umleitungen“ betroffen werden kann, leidet es doch ſehr ſtark unter der wirt⸗ 
ſchaftlichen Überlegenheit des preußiſchen Rieſeneiſenbahnbetriebs. Die preußiſche 
Eiſenbahnverwaltung braucht Umwege gar nicht einzuſchlagen, um Baden auf 
ſeiner Hauptlinie den Verkehr zu entziehen. Die preußiſch⸗heſſiſche Gemeinſchaft 
iſt über die Ludwigsbahn bis Mannheim, über die Main-Neckarbahn bis. 
Heidelberg vorgedrungen, von dort aus kann ſie den Durchgangsverkehr ohne 
Mühe und Kraftverſchwendung über die gleichfalls der preußiſchen Verwaltung 
unterſtehenden elſäſſiſchen Eiſenbahnen führen. Es klingt daher gar nicht fo- 
unglaubhaft, wenn dieſer Tage die Nachricht verbreitet wurde, Baden ſei 
„mürbe“ geworden, es wolle ſeine Kilometerhefte drangeben, die vierte Wagen- 
klaſſe einführen und ſich der preußiſch⸗heſſiſchen Gemeinſchaft anſchließen. Hier⸗ 
über wird nun zwar der badiſche Landtag auch noch ein Wörtlein mitzureden 
haben, aber es iſt keineswegs ausgeſchloſſen, daß ſich in ihm eine Mehrheit 
für den Anſchluß an Preußen finden wird. Auf das Zentrum, das ſeither 
in Baden wie in Württemberg zu den Gegnern des Anſchluſſes gehörte, iſt 
keineswegs ſicherer Verlaß; in Württemberg tritt eines ſeiner Preßorgane längſt 
für ein bedingungsloſes Aufgehen der Eiſenbahnſelbſtändigkeit in der preußiſch⸗ 
heſſiſchen Gemeinſchaft ein. Unterwirft ſich aber Baden der letzteren, jo kann 
Württemberg ſich auch nicht mehr halten und Bayern bekommt einen ſehr 
ſchweren Stand. 
„Wir Sozialdemokraten werden einer Löſung der Eiſenbahnfrage in dieſem 
Sinne nicht zuſtimmen dürfen. Aber nicht etwa aus Begeiſterung für die 
„Selbſtändigkeit“ der einzelſtaatlichen Eiſenbahnverwaltungen oder für die, 
„Landeshoheit“, die den bürgerlichen Demokraten ſo ſehr ans Herz gewachſen 
ft, lehnen wir das ab. Wir find der Meinung, daß die Staaten niemals 
Selbſtzweck ſind, ſondern ſtets Mittel zum Zwecke, und würde uns der Eiſen— 
bahnverkehr unter preußiſcher Verwaltung Vorteile garantieren, ſo hätten wir 
gar keinen Grund, gegen den Anſchluß der ſüddeutſchen Bahnen an Preußens 
Verwaltung uns zu wehren. Wir möchten auch nicht die Fiskalität, die in 
Preußen oberſter Grundſatz iſt, als Popanz aufmarſchieren laſſen, denn bei. 
den übrigen deutſchen Eiſenbahnverwaltungen iſt es in dieſem Punkte kaum 
beſſer beſtellt. Der wichtigſte Grund, der uns gegen den Übergang des ganzen 
deutſchen Eiſenbahnweſens in die Hände Preußens zu proteſtieren veranlaſſen 
muß, iſt folgender: Die einheitliche geſetzliche Regelung der Zoll- und Handels⸗ 
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verhältniſſe der im Reich vereinigten Staaten iſt dem Reichstag übertragen, es 
kann daher bei dem engen Ineinandergreifen der Verkehrs- und der Handels⸗ 
verhältniſſe auch das Verkehrsweſen nur der Geſetzgebung des Reichstags 
unterſtehen. Hat das Reich die Handelspolitik, die Einzelſtaaten dagegen die 
Verkehrspolitik zu machen, ſo können ſich die beiden verwandten Gebiete, ſtatt 
einander anzupaſſen, gegenſeitig kreuzen. Ungünſtige Verkehrstarife können auf 
die Volkswirtſchaft unter Umſtänden noch viel nachteiliger einwirken wie un⸗ 
günſtige Zolltarife. Die Regelung des Zoll- und des Verkehrsweſens muß 
daher in ein und dieſelbe Hand gelegt werden. | 

Die Überführung der Bahnen in Neichsbefig dürfte heute freilich nicht 
leicht zu erreichen ſein. Seit der im Jahre 1876 vom preußiſchen Landtag 
unter dem Widerſpruch namentlich Eugen Richters, der nie in ſeinem Leben 
die Aufgaben eines fortſchrittlichen Politikers erkannt hat, ausgeſprochenen Bereit⸗ 
willigkeit zur Abtretung der Eiſenbahneigentumsrechte des Staates ans Reich 
iſt ein Verſuch nach dieſer Richtung nicht mehr unternommen worden; man 
nimmt jedoch allgemein an, daß dieſe Bereitwilligkeit heute, nachdem Preußen 
ſeine geſamte Finanzgebarung auf den Erträgniſſen der Eiſenbahnen aufgebaut 
hat, nicht mehr fortbeſteht. 

Es gibt aber noch einen anderen Weg, die anarchiſchen Zuſtände, die ſich 
unter der Konkurrenzwirtſchaft im Eiſenbahnweſen herausgebildet haben, zu be⸗ 
ſeitigen. Man ſchaffe eine Reichs verwaltung und unterſtelle das Tarifweſen 
der Beſchlußfaſſung des Reichstags. Hat Heſſen ſich ſchon dazu verſtanden, 
ſeine Verwaltungsrechte nahezu vollſtändig an Preußen abzutreten, werden 
dieſem Beiſpiel womöglich bald Baden und Württemberg folgen, ſo iſt nicht 
einzuſehen, warum nicht alle Eiſenbahnſtaaten dem Reiche die Verwaltung 
übertragen können. Das Intereſſe des deutſchen Volkes erfordert es. Verbleibt 
den Einzelſtaaten das Eigentumsrecht, ſo muß ihnen notwendig auch der Ertrag 
der Eiſenbahnen verbleiben, der von den einzelnen Staaten ganz oder zum Teil 
zur Verzinſung der Eiſenbahnſchuld gebraucht wird; und damit fiele von ſelbſt 
die Sorge fort, zu welchen Zwecken das Reich dieſen Ertrag verwenden ſolle. 
Wenn Eugen Richter 1876 mit Recht die Befürchtung ausſprechen konnte, der 
Kriegsminiſter im Reiche werde den Eiſenbahnen gefährlicher ſein als der Finanz⸗ 
miniſter Preußens, ſo würde dem durch die Zuweiſung der Eiſenbahnüberſchüſſe 
an die Einzelſtaaten nach Maßgabe des Beſitzanteils oder nach einem ſonſtigen 
zu vereinbarenden Maßſtab vorgebeugt werden, was die Löſung des Problems 
erleichterte. Die Umleitungen würden bei einer gemeinſchaftlichen Finanzverwal⸗ 
tung natürlich ausgeſchloſſen ſein; aber noch zahlreiche andere Vorteile würde 
eine einheitliche NeichSverwaltung bieten können: Gemeinſchaft der geſamten 
Fahrbetriebsmittel, durchgehenden Perſonen- und Güterverkehr, einheitliche Fahr⸗ 
pläne, einheitliche Tarife, gemeinſchaftliche Beſchaffung von Kohle, Schienen 
und anderem Material, Erſparniſſe durch Vereinfachung der Verwaltung; auf 
der anderen Seite könnte durch eine großzügige Perſonentarifreform der Per⸗ 
ſonenverkehr ungeheuer erleichtert und gefördert werden. Dieſen Zweck wird 
man freilich nicht erreichen durch Beſeitigung der kleinen Anſätze zu Verkehrs⸗ 
reformen, die in Süddeutſchland zu verzeichnen ſind, ſondern dadurch, daß man 
dieſe kleinen Fortſchritte zu einer allgemeinen Verkehrserleichterung ausbaut, 
die nicht nur einzelnen Wenigen, ſondern der geſamten Bevölkerung Vorteil 
bringt. In dieſem Sinne ſollte unſererſeits der Gedanke der Eiſenbahnreform 
aufgenommen und propagiert werden. Das muß aber bald geſchehen, wenn 
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nicht der Anſchluß weiterer ſüddeutſcher Eiſenbahnnetze an Preußen uns zuvor⸗ 


kommen ſoll. Die Gefahr, daß letzteres geſchieht, iſt größer, als viele glauben. 
Der Weg, den Vollmar und Genoſſen empfohlen haben, um dieſer 
Gefahr zu begegnen, hat ſich als ungangbar erwieſen. Wollen wir 
nicht die Hände in den Schoß legen und die preußiſche Eiſenbahnverwaltung, der 
der Dreiklaſſenlandtag zur Seite ſteht, zum Herrn des ganzen deutſchen Verkehrs 
werden laſſen, ſo müſſen wir wenigſtens den Verſuch wagen, der Entwicklung 


des Eiſenbahnweſens diejenigen Bahnen zu weiſen, die wir unter den gegebenen 
Umſtänden als die geeignetſten erkennen. Das Volk wird es uns danken. 


Ser drr reer deere 


Der Arbeitsnachweis 


als Kampfmittel der Arbeitgeber verbände. 
Von Emil Fiſcher. 


Die Anſchauungen über die Ausgeſtaltung der Arbeitsnachweisorganiſation 


haben im letzten Jahrzehnt beachtenswerte Wandlungen erfahren, namentlich 


1 


auch in den Kreiſen der gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiterſchaft. Auf dem 


Gewerkſchaftskongreß in Berlin im Jahre 1896 fand nach einer längeren 


Debatte über die Frage des Arbeitsnachweiſes eine Reſolution Annahme, in 
der es unter anderem heißt: „Grundſätzlich abzulehnen iſt jede Er— 


wägung der Möglichkeit einer gemeinſam geführten Arbeitsvermitt— 
lung zwiſchen Arbeiter und Arbeitgeber.“ Der Standpunkt: Der 


Arbeitsnachweis gebührt den Arbeitern als den Verkäufern der Arbeits⸗ 


kraft, wurde ſcharf herausgekehrt und zugleich wurde hervorgehoben, daß der 
Arbeitsnachweis ein wichtiges Kampfmittel der Gewerkſchaften zur 
Durchführung der von dieſen feſtgeſetzten Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen ſei. 


Allerdings fand dieſer Beſchluß in den Reihen der gewerkſchaftlich organi— 


ſierten Arbeiter auch vielfach Widerſpruch, er blieb aber bis zum Gewerk— 


| 


ſchaftskongreß in Frankfurt a. M. im Jahre 1899 beſtehen. Hier fand er leb— 


hafte Anfechtung. Der Gedanke, den Arbeitsnachweis als gewerkſchaftliches 
Kampfmittel anzuwenden, wurde ſehr energiſch bekämpft. Man verließ denn 


auch den Standpunkt der Berliner Reſolution inſofern, als man die paritä⸗ 
tiſchen Arbeitsnachweiſe nicht grundſätzlich verwarf, wenn man auch in dem 


gefaßten Beſchluß wiederum betonte, „daß der Arbeitsnachweis den Arbeiter⸗ 


organiſationen gebührt“. 


Diejenige Richtung, welche eine Neutraliſierung des Arbeitsnachweiſes 


anstrebt und dieſe durch die Schaffung paritätiſcher Arbeitsnachweiſe zu 
erreichen ſucht, war durch die Frankfurter Reſolution keineswegs befriedigt; 
dieſe hielt ja den Gedanken feſt, den Arbeitsnachweis als Kampfmittel und 
Kampfobjekt beizubehalten, wenn auch die grundſätzliche Ablehnung der pari- 


tätiſchen Arbeitsnachweiſe aufgegeben war. Die Anhänger der Neutraliſierung 


des Arbeitsnachweiſes fanden aber keine Gelegenheit, auf dem Gewerkſchafts⸗ 


kongreß in Stuttgart im Jahre 1902 ihre Anſicht zur Geltung zu bringen und 


eine abermalige Reviſion des Beſchluſſes herbeizuführen. 


In der Praxis haben ſie immer mehr Boden gewonnen, dagegen dürfte 


die Zahl derjenigen, die noch auf dem Boden des Frankfurter oder gar des 


* 


Berliner Kongreßbeſchluſſes ſtehen, erheblich geringer geworden ſein. 
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Die Entwicklung der Verhältniſſe auf dem Gebiet des Arbeitsnachweiſes 
drängt notwendig darauf hin, den Arbeitsnachweis als wirtſchafts⸗ 
politiſches Kampfmittel und Kampfobjekt auszuſcheiden; das liegt 
zumal ganz dringend im Intereſſe der gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter, 
insbeſondere aber im Intereſſe der Arbeitsloſen, die ja in allererſter Reihe in 
Frage kommen. 

Da, wo ſtarke Gewerkſchaften einem mangelhaft oder gar nicht organiſierten 
Unternehmertum gegenüberſtehen, iſt der Arbeitsnachweis in den Händen der 
Gewerkſchaft zweifellos ein nicht zu unterſchätzendes Machtmittel im wirtſchaft⸗ 
lichen Kampfe, wohl geeignet, bei Durchführung der von der Gewerkſchaft feſt⸗ 
geſetzten Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen wirkſame Hilfe zu leiſten. Das it 
zumal dann der Fall, wenn die wirtſchaftliche Konjunktur eine günſtige iſt und 
die Nachfrage nach Arbeitskräften ſteigt, das Angebot ſinkt und die Kontrolle 
des Arbeitsmarktes durch den Arbeitsnachweis eine verhältnismäßig leichte iſt. 

Dieſe hervorragende Bedeutung des gewerkſchaftlichen Arbeitsnachweiſes 
ſchwindet aber ſchon, ſobald die Konjunktur ſich verſchlechtert, das Angebot von 
Arbeitskräften die Nachfrage erheblich überſteigt und der Arbeitsnachweis die 
Kontrolle des Arbeitsmarktes verliert. Die Arbeitsloſen, denen der Arbeits⸗ 
nachweis keine Arbeit nachweiſen kann, ſuchen um jeden Preis Beſchäftigung 
zu erlangen, auch zu ſchlechteren als den vom Arbeitsnachweis beobachteten 
Bedingungen; die Unternehmer, die bisher gezwungen waren, den Arbeits⸗ 
nachweis in Anſpruch zu nehmen, meiden ihn, weil ſie ohne ihn genügend 
Arbeitskräfte erhalten können, und ſo wird der Arbeitsnachweis völlig außer 
Funktion geſetzt und vermag keinerlei Einfluß auf die Innehaltung der von 
der Gewerkſchaft feſtgeſetzten Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen auszuüben. 

Dieſe Ausſchaltung des gewerkſchaftlichen Arbeitsnachweiſes iſt ja allerdings 
nur eine vorübergehende, aber die Erfahrung hat gelehrt, daß die Unternehmer, 
denen der gewerkſchaftliche Arbeitsnachweis zuwider iſt, die Periode der De⸗ 
preſſion dazu ausnutzen, ihrerſeits einſeitig im Unternehmerintereſſe organiſierte 
Arbeitsnachweiſe ins Leben zu rufen, um die gewerkſchaftlichen Arbeitsnachweiſe 
dauernd lahmzulegen, leider vielfach mit unbeſtreitbarem Erfolg. 1 

Wo die Organiſation der Arbeitgeber jo vervollkommnet worden iſt, daß 
ſie der der Arbeiter die Wage hält oder ſie womöglich noch übertrifft, da iſt 
an eine wirkſame Ausnutzung der gewerkſchaftlichen Arbeitsnachweiſe als Kampf⸗ 
mittel im wirtſchaftlichen Intereſſenſtreit nicht mehr zu denken. Die ſtarken 
Arbeitgeberorganiſationen ſchlagen den Gewerkſchaften dieſe Waffe aus der 
Hand, indem ſie nur diejenigen Arbeiter zur Arbeit zulaſſen, welche den von 
den Arbeitgebern eingerichteten Arbeitsnachweis in Anſpruch genommen haben. 

Beim Kampfe um den Arbeitsnachweis iſt das gut organiſierte Unter⸗ 
nehmertum nach den bisher gemachten Erfahrungen offenbar in einer günſtigeren 
Poſition als ſelbſt gut organiſierte Gewerkſchaften. Dieſe würden den Kampf 
nur dann mit Erfolg führen können, wenn ſie über die große Mehrzahl der 
Arbeiter in dem fraglichen Beruf verfügen und dieſe durch eine reichlich be⸗ 
meſſene Arbeitsloſenunterſtützung vom Aufſuchen des Arbeitgeberarbeitsnachweiſes 
abhalten könnten. Dieſe Bedingungen für einen erfolgreichen Kampf um den 
Arbeitsnachweis fehlen, und deshalb empfiehlt ſich für die organiſierten Arbeiter 
aus praktiſchen und taktiſchen Gründen die Begünſtigung paritätiſcher Arbeits⸗ 
nachweiſe, damit den in ſozialpolitiſcher Hinſicht gemeinſchädlichen Arbeits⸗ 
nachweiſen der Arbeitgeberverbände der Boden entzogen wird. | 
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Der ſozialpolitiſch gemeinſchädliche Charakter der Arbeits: 


| nachweiſe der Arbeitgeberverbände ergibt ſich aus der ihnen inne— 
wohnenden Tendenz. 


Der Anſtoß zur Schaffung ſolcher Arbeitsnachweiſe wurde von Hamburg 


aus gegeben, wo noch heute deren Zentralſitz iſt. Als Vorbild dient der dortige 


Arbeitsnachweis des Verbandes der Eiſeninduſtrie Hamburgs. Dieſer wurde 


im Jahre 1888 während eines Kampfes der Unternehmer mit den Formern zu 
dem ausgeſprochenen Zwecke gegründet, eine Kontrolle über die Metallarbeiter 
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auszuüben und unliebſame Elemente von der Beſchäftigung in den dem Ver⸗ 
band angeſchloſſenen Betrieben auszuſchließen. Urſprünglich als reines Kontroll⸗ 


bureau zu dieſem Zwecke eingerichtet, wurde die Inſtitution alsbald zu einem 


den Arbeitsmarkt der Metallinduſtrie in Hamburg⸗Altona beherrſchenden Arbeits- 


nachweis ausgeſtaltet. 


Der Plan, die Formergewerkſchaft und danach auch die übrigen Gewerk⸗ 


ſchaften der Metallarbeiter zu ſprengen, mißlang allerdings, aber der Arbeits⸗ 


nachweis arbeitete ſyſtematiſch auf die Schädigung der Gewerkſchaften hin, 


indem die in den Gewerkſchaften oder politiſch für die Sozialdemokratie beſonders 
tätigen Arbeiter von der Arbeitsvermittlung ausgeſchloſſen, der politiſchen und 
gewerkſchaftlichen Organiſation fernſtehende Arbeiter aber bevorzugt wurden. 
Die gewerkſchaftlichen Arbeitsnachweiſe der Former, Schloſſer uſw. vermochten 


nicht die dominierende Stellung des Arbeitgebernachweiſes zu erſchüttern. 


In welcher Weiſe dieſer Arbeitsnachweis arbeitet, läßt ſich aus den offi⸗ 


ziellen Berichten ſeines Leiters, des Sekretärs Thielkow, erſehen. Für jeden 
Arbeiter, der den Arbeitsnachweis frequentiert, wird eine Perſonalkarte an- 
gelegt, in der die vollſtändigen Perſonalien eingetragen ſind. Ferner werden 
darin vermerkt die Firmen, bei denen jener Arbeiter ſchon gearbeitet hat, die 
beſonderen Fähigkeiten des Arbeiters und ſein — „Betragen“. Dieſe „Perſonal⸗ 
karten“, von denen der Arbeitsnachweis zurzeit 60000 beſitzt, bilden die 
Grundlage zur Aufſtellung „ſchwarzer Liſten“ mit den Namen derjenigen 
Arbeiter, die von der Arbeitsvermittlung ausgeſchloſſen werden, weil ihr „Be— 
tragen“ mißliebig iſt. 


Um nur ein Beiſpiel dafür anzuführen, welche Umſtände zur Abweiſung 


beim Arbeitsnachweis führen, ſei bemerkt, daß die Werftarbeiter, die aus Anlaß 
der großen Werftarbeiterausſperrung den bekannten Entſchädigungsprozeß gegen 
die Firma Blohm & Voß anſtrengten, aus der Arbeit entlaſſen und von der 


Arbeitsvermittlung ausgeſchloſſen wurden. 
Der Arbeitsnachweis iſt beſtrebt, Arbeitskräfte von auswärts in möglichſt 


| großer Zahl heranzuziehen, um ein ſtetes reichliches Angebot von Arbeitern zu 


erzielen, das auf den Lohn drückt. 


Eine der wichtigſten Funktionen des Arbeitsnachweiſes aber iſt die, bei 


| ausbrechenden Streiks für die Heranziehung von Arbeitswilligen 


zu ſorgen und den Streikenden anderweitige Arbeitsgelegenheit 


abzuſchneiden. 


Zu dieſem Zwecke war es notwendig, ein Netz von Arbeitsnachweiſen zu 
ſchaffen, das ſich über ganz Deutſchland erſtreckt. An der Schaffung einer 
ſolchen Organiſation haben die Arbeitgeberverbände unabläſſig gearbeitet mit 
dem Erfolg, daß heute Arbeitgeberarbeitsnachweiſe nach dem Muſter des- 
jenigen des Verbandes der Eiſeninduſtrie Hamburgs in Bremen, Bremer- 


haven, Dresden, Halle a. S., Hamburg, Hannover, Harburg, 
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Leipzig, Lübeck, Magdeburg und Vegeſack exiſtieren. Außerdem arbeiten 
die Arbeitgeberverbände ſtetig darauf hin, die Innungen zu veranlaſſen, ihre 
beſtehenden Arbeitsnachweiſe nach dem Syſtem derjenigen der Arbeitgebers 
verbände umzugeſtalten oder Arbeitsnachweiſe dieſer Art einzurichten. | 

In Hamburg hat in den letzten Jahren jeder größere Streik, der für die 
Arbeiter erfolglos verlief, die Einrichtung eines ſolchen Arbeitgebernachweiſes 
gezeitigt, ſo bei den Hafenarbeitern, im Baugewerbe, bei den Klempnern. Einer 
der am weiteſten ausgedehnten Arbeitsnachweiſe aber iſt der der deutſchen 
Flaſchenfabriken, gegründet aus Anlaß des gewaltigen Kampfes der Glas⸗ 
arbeiter mit den Flaſchenfabrikanten, und zwar zu dem Zwecke, die Organi⸗ 
ſation der Glasarbeiter zu zerſtören. 

Die Zahl der Arbeitſuchenden betrug im Monat Juli 1903 bei den 
Arbeitgebernachweiſen in Bremen 979, Bremerhaven 1708, Dresden 648, 
Halle a. ©. 2, Hamburg 3554, Hannover 1106, Harburg 1130, Leipzig 632, 
Lübeck 700, Magdeburg 1366, Vegeſack 902. In einem Bericht über die Tätig⸗ 
keit der Arbeitgebernachweiſe wird hervorgehoben, daß die 222 kommunalen 
Arbeitsnachweiſe in Preußen im Jahre 1901 insgeſamt 180778 Vermittlungen 
bewirkt haben, während allein die zum Arbeitgeberverband Hamburg⸗Altona 
gehörenden Arbeitsnachweiſe 128810 Vermittlungen bewirkten. Die Frequenz 
der Arbeitgebernachweiſe iſt alſo eine recht erhebliche. 

Die Arbeitgebernachweiſe ſtehen in allerengſter Verbindung untereinander; 
ſie tauſchen ihre Erfahrungen, ihre Perſonalkenntniſſe und ihre Beobachtungen 
auf wirtſchaftspolitiſchem Gebiet aus. 

Beim Ausbruch eines Streiks übermittelt der Arbeitsnachweis am Orte des 
Streiks den ſämtlichen Arbeitsnachweiſen in Deutſchland ſofort eine Liſte mit 
den genauen Perſonalien der Streikenden und dem Erſuchen, keinem der in 
der Liſte Verzeichneten Arbeit nachzuweiſen. 

Da die den Arbeitgeberverbänden angehörenden Unternehmer Piech hohe 
Konventionalſtrafen veranlaßt werden, ſich zur Beſchaffung von Arbeitskräften 
nur des Arbeitgebernachweiſes zu bedienen, iſt den ſtreikenden Arbeitern die Mög⸗ 
lichkeit genommen, anderweitig Arbeit zu finden, es ſei denn in einem der wenigen 
Betriebe, die keinem Arbeitgeberverband angeſchloſſen ſind. 

Zugleich mit dem Erſuchen um Zurückweiſung etwa ſich meldender Streikenden 
ergeht an die Arbeitsnachweiſe die Aufforderung um Überweiſung von Arbeits⸗ 
willigen an den Arbeitsnachweis des Streikortes. Für die Anwerbung, die 
Verpflegung und den Transport von Arbeitswilligentrupps ſind ganz beſtimmte 
Organiſationspläne, Anleitungen und Vorſchriften ausgearbeitet, die den ein⸗ 
zelnen Arbeitsnachweiſen zur Verfügung ſtehen. Schon vor Ausbruch eines 
Streiks, ſobald Differenzen zwiſchen Arbeitern und Unternehmern ſich zeigen, 
werden die Vorbereitungen zur Heranziehung von Arbeitswilligen getroffen, 
ſo daß es bei Ausbruch des Kampfes nur noch einer kurzen Benachrichtigung 
bedarf, um mit dem Arbeitswilligentransport zu beginnen. 

Die „Deutſche Arbeitgeberzeitung“, die als Organ der Arbeitgeber⸗ 
nachweiſe dient, bringt eine regelmäßige Streikſtatiſtik, zu deren Herſtellung 
insbeſondere die Arbeiterpreſſe als Quelle benutzt wird. Dieſe Statiſtik gibt Aus⸗ 
kunft über die allgemeinen und partiellen Streiks, Sperren und Ausſperrungen 
in den verſchiedenen Orten und Berufen. Auf Grund dieſer Statiſtik üben 
die Arbeitgebernachweiſe eine aufmerkſame Kontrolle aus. Aus den in der 
Statiſtik verzeichneten Streikorten herkommenden Arbeitern derjenigen Berufe, 
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ie ſich im Streik befinden oder ausgeſperrt find, wird keine Arbeit nachgewieſen, 
agegen werden die ſich meldenden Arbeitsloſen nach den Streikorten dirigiert, 
m dort als „Arbeitswillige“ zu dienen. Vermittelſt der Arbeitgebernachweiſe 
tes, wie gejagt, möglich, die in ganz Deutſchland verſtreuten „Arbeitswilligen“ 
hnell zu ſammeln und dahin zu ſchaffen, wo die Unternehmer ihrer be- 
ürfen, ſtreikende und ausgeſperrte Arbeiter aber von anderweitiger Arbeit aus⸗ 
Aſchließen. 

Auf der Arbeitsnachweiskonferenz in Nürnberg im Jahre 1902, 
ie von den vereinigten Arbeitgebernachweiſen einberufen war, äußerte ſich der 
eiter des Arbeitsnachweiſes der Hamburger Eiſeninduſtriellen, Sekretär Thiel⸗ 
ow, nach dem offiziellen Bericht: „Wir müſſen unſere Arbeitsnachweiſe eng 
neinanderſchließen, wir müſſen unſere Arbeitsnachweiſe auszudehnen ſuchen, 
amit wir ein Netz bilden, in dem wir die Streiker fangen und feſt— 
alten. Wir müſſen die uns angebotenen Kämpfe annehmen. Wir dürfen aber 
einen Streik verlieren. Mit großer Freude kann ich auf die Mitarbeit der 
ſtachweiſe während der letzten Streiks zurückblicken. Es war ein brüderliches 
zuſammengehen, und nicht zum kleinen Teile haben wir unſere Erfolge dieſem 
zuſammengehen zu danken.“ 

Hier iſt es ganz klar ausgeſprochen, daß die Arbeitgebernachweiſe dem Zwecke 
henen, die Streiks zu bekämpfen, alſo allen Verſuchen der Arbeiter, ihre 
zohn⸗ und Arbeitsverhältniſſe zu verbeſſern, entgegenzuwirken. 

Auf der Konferenz wurde es ausdrücklich als eine der erſten Aufgaben der 
Urbeitgebernachweiſe bezeichnet, gleich in den erſten Tagen eines Streiks durch 
berweiſung von Arbeitswilligen den bedrängten Unternehmern Hilfe zu bringen, 
weil das ſofortige Auftreten von Arbeitswilligen auf die Strei— 
enden entmutigend wirkt!“ Die Nachweiſe müßten deshalb der ſchon 
erwähnten Streikſtatiſtik die größte Aufmerkſamkeit ſchenken. Bei dem letzten 
Rlempnerftreif in Hamburg hätte es ſich, ſo bekundete Herr Thielkow, als ſehr 
draktiſch erwieſen, daß die Geſchäftsführer und Angeſtellten der Arbeits- 
tachweife die Arbeitswilligentransporte perſönlich geleitet hätten. 
Es wurden dann noch von dem Leiter der Arbeitgebernachweisbewegung genaue 
Anleitungen für den Arbeitswilligentransport gegeben: „Wir werden mit der 
Zeit dazu kommen müſſen“ — meinte er —, „die Streikbekämpfung in ſolche 
Bahnen zu lenken, daß es den Streikenden nicht rätlich erſcheinen muß, immer 
don neuem Streiks anzuzetteln; wir werden die Streiks früher als bisher unter⸗ 
drücken und beenden. Unſere ſyſtematiſche Bekämpfung der Streiks 
wird dann dazu führen, daß meine Mahnung: ‚Wir dürfen keinen Streik 
verlieren‘ ſich umändern wird in: ‚Wir verlieren keinen Streik mehr!“ 
In dieſer ſyſtematiſchen Bekämpfung aller Streiks liegt der ge⸗ 
meinſchädliche Charakter der Arbeitgebernachweiſe. Rückſichtsloſe 
Bekämpfung jedes Verſuchs der Arbeiter zur Erlangung beſſerer 
Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen! Rückſichtsloſe Förderung der 
Profitintereſſen der kapitaliſtiſchen Unternehmer! Das iſt die 
Tendenz der Arbeitsnachweiſe der Arbeitgeberverbände. Dieſe 
Tendenz ſchlägt jedem ſozialpolitiſchen Fortſchritt direkt ins Geſicht. 
Dieſe Tendenz tritt auch zutage in der Feindſchaft, die der Tätigkeit der 
Einigungsämter entgegengebracht wird. Nachdem man auf der Konferenz 
in Nürnberg die Bemühungen der „Kathederſozialiſten“, mittels der Einigungs⸗ 
ämter verſöhnend zu wirken, verhöhnt, äußerte ſich Herr Thielkow, der spiritus 
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rector der Arbeitgebernachweiſe: „Die Einigungsämter bringen nur Vorteil fü 
die Arbeitnehmer. Wir dürfen keine Forderung ohne Kampf be 
willigen. Beſſer und nachhaltiger wirkt ein wenn auch wochen⸗ und monate 
langer zum Siege geführter Kampf, als eine Einigung, die aus den Vorteile 
des Vergleichs für die Arbeitnehmer immer wieder neue Wünſche und For 
rungen herauswachſen läßt.“ 

Kampf um jeden Preis bis zur vollſtändigen Unterdrückung de 
Arbeiter iſt alſo die Parole der Arbeitgebernachweiſe. 

Daß die Waffe, welche die Arbeitgeberverbände ſich in ihren Arbeitsnach 
weiſen geſchmiedet haben, von nicht zu unterſchätzender Bedeutung für die ge 
werkſchaftlich organiſierte Arbeiterſchaft iſt, haben die Erfahrungen bei de 
Streiks und Ausſperrungen in den letzten Jahren gezeigt. Stets hat ſich di 
Abſchneidung der Möglichkeit für die Streikenden und Ausgeſperrten, ander 
weitig Arbeit zu erhalten, und die organiſierte Heranſchleppung von Arbeits 
willigen an den Streikort in einer für die Arbeiter äußerſt nachteiligen Weiß 
bemerkbar gemacht. 

Die Bekämpfung der Arbeitgebernachweiſe durch die Gewerkſchaften hat ſich 
bisher, wie ſchon erwähnt, erfolglos erwieſen. Könnten den Arbeitgebernach 
weiſen mit Erfolg gewerkſchaftliche Arbeitsnachweiſe gegenübergeſtellt werden 
jo wäre das mit Freuden zu begrüßen. Man brauchte dann der prinzipiellen 
Streitfrage, ob der Arbeitsnachweis den Arbeitnehmern oder den Arbeitgebern 
gebührt, oder ob er paritätiſch geführt werden muß, keinen Wert beizumeſſen 

Zweifellos verdienen die Beſtrebungen der Gewerkſchaften in ſozialpolitiſche 
Hinſicht den Vorzug vor den Beſtrebungen der Arbeitgeberverbände und des 
halb iſt auch der Arbeitsnachweis in den Händen der Gewerkſchaften ſozial 
politiſch durchaus unbedenklich, während er als Waffe in den Händen den 
Arbeitgeberverbände gemeinſchädlich iſt. 

Da aber der Arbeitsnachweis als Kampfobjekt für die Gewerkſchaften zur 
zeit untauglich iſt, bleibt kein anderer Ausweg als der Verſuch, durch Be: 
günſtigung paritätiſcher Arbeitsnachweiſe die gemeinſchädlicher 
Arbeitsnachweiſe der Arbeitgeberverbände unſchädlich zu machen 

Die Arbeitgeberverbände machen die größten Anſtrengungen, um die Ein 
führung paritätiſcher Arbeitsnachweiſe abzuwehren, weil ſie wiſſen, daß ihnen 
durch Verdrängung ihrer Kontroll⸗ und Maßregelungsbureaus eine wirkſame 
Waffe aus der Hand genommen wird. 

In einem Artikel gegen die paritätiſchen Arbeitsnachweiſe und gegen die 
Gleichberechtigung der Arbeiter ſchrieb die „Deutſche Arbeitgeberzeitung“ kürzlich; 
„Man hat nur nötig, die Vorſtände der Arbeitsnachweiſe mit einem Beamten 
als Vorſitzenden und mit Arbeitern und Arbeitgebern zu gleichen Teilen zu 
beſchicken, welche nach der Wahlordnung der Gewerbegerichte gewählt werden 
dann würden die Arbeiter die Majorität haben, ſobald der Vorſitzende aus 
der Schule des Kathederſozialismus hervorgegangen iſt. Und das letztere wird 
faſt ſtets der Fall ſein. Die Leute, die jetzt in Sachen der Sozialreform das 
große Wort führen, würden nicht ſolchen Wert auf die vom Staate zu organi⸗ 
ſierenden paritätiſchen Nachweiſe legen, wenn ſie hiervon nicht überzeugt 
wären. . .. Die Führer der Gewerkſchaften hoffen, daß mit Hilfe des pari 
tätifchen Syſtems der Arbeitsvermittlung die verhaßten Arbeitgebernachweiſe 
am eheſten zu beſeitigen ſeien, und daß dann unter falſcher Flagge die alten 
Gewerkſchaftsnachweiſe wieder aufgerichtet werden könnten.“ 
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E Man ſieht, die Arbeitgeberverbände fürchten, daß ihren Nachweiſen durch 
die Anerkennung des paritätiſchen Syſtems das Handwerk gelegt werden wird, 
deshalb die entſchiedene Feindſchaft gegen die Parität, gegen die Anerkennung 
der Gleichberechtigung der Arbeiter. 

In demſelben Artikel der „Deutſchen Arbeitgeberzeitung“ heißt es an anderer 
Stelle: „Wenn die in Ausſicht ſtehende neue Geſetzmacherei wirklich auf Ein⸗ 
führung des obligatoriſchen paritätiſchen Arbeitsnachweiſes abzielen ſollte, ſo 
wird dies dazu führen, daß die Sozialdemokratie auf der ganzen Linie zum 
Angriff gegen die Arbeitgeber vorgeht.“ 

| Demgegenüber wird dann angedroht, daß die Arbeitgeber den Kampf um 
ihre Arbeitsnachweiſe mit aller Kraft aufnehmen werden. Hindere das Geſetz 
das Fortbeſtehen der Arbeitgebernachweiſe in der jetzigen Form, dann würde 
man eine andere Form wählen und „Arbeiterannahmeſtellen“ einrichten, 
um ſich die Kontrolle der Arbeiter zu ſichern. Die Kathederſozialiſten 
. dann ſehen, daß ſie mit ihrem Steckenpferd die Gegenſätze nicht ver⸗ 
föhnen. 

Mit anerkennenswerter Offenheit wird hier von vornherein eine eventuelle 
Umgehung des Geſetzes angekündigt. Die Arbeitgeber können ſich das erlauben. 
Während man die Arbeiter an der Ausübung ihrer geſetzlichen Rechte hindert, 
können die Arbeitgeber ſich offen der Schliche rühmen, die ſie anwenden wollen, 
am die geſetzlichen Beſtimmungen hinfällig zu machen. Das iſt geſchehen bei 
Einführung des Zwanges zum Erſcheinen vor dem Einigungsamt, demgegen- 
über der Arbeitgeberverband Hamburg⸗Altona eine Anleitung veröffentlichte, 
wie die Abſicht des Geſetzgeber unwirkſam gemacht werden könne, das geſchieht 
jest wieder im Hinblick auf die eventuelle Einführung paritätiſcher Arbeits⸗ 
nachweiſe. 

Das wird aber diejenigen, die in der Einführung paritätiſcher Arbeits⸗ 
nachweiſe eine praktiſche Notwendigkeit ſehen, nicht abhalten, mit aller Ent⸗ 
ſchiedenheit auf die Verwirklichung dieſes Gedankens hinzudrängen. Man wird 
ſchließlich auch mit den „Arbeiterannahmeſtellen“ der Arbeitgeberverbände fertig 
zu werden wiſſen, wenn nur erſt das fozialpolitifche übel der Arbeitgeber— 
nachweiſe mit ihrem verderblichen Terrorismus gegenüber den Arbeitern und 
deren Organiſationen beſeitigt iſt. 

Gewiß wird die Schaffung einer die gerechtfertigten Anſprüche der gewerk— 
ſchaftlich organiſierten Arbeiter befriedigenden Grundlage für die paritätiſchen 
Arbeitsnachweiſe noch mancherlei Schwierigkeiten bieten. Aber wo ein Wille 
iſt, da iſt auch ein Weg. Das bisher Geſchaffene iſt völlig unzureichend. 
Die politiſche Machtſtellung, welche die Sozialdemokratie bei der verfloſſenen 
Reichstagswahl errungen hat, wird ja vorausſichtlich fördernd auf den Gang 
der ſozialpolitiſchen Geſetzgebung einwirken. Da wird auch die Frage der 
Schaffung eines Reichsarbeitsamtes mit der dazu gehörigen weiteren Or⸗ 
ganiſation von Arbeitsämtern und Arbeitskammern wieder in Fluß kommen, 
mit der die Organiſation des Arbeitsnachweiſes aufs engſte verbunden iſt. Hier 
it dann Gelegenheit geboten, eine den Wünſchen der Arbeiterſchaft ent— 
ſprechende Neutraliſierung des Arbeitsnachweiſes anzubahnen und 
dem Terrorismus der Arbeitgebernachweiſe ein Ende zu machen im 
Intereſſe einer geſunden ſozialpolitiſchen Entwicklung! 
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Zuſammenzuſtehen zu Schutz und Trutz angeſichts der bevorſtehenden innere 
politiſchen Konflikte, das ſei die Aufgabe, zu deren Löſung ſich eine Vereinigun 
ſämtlicher deutſcher Städte, einſchließlich Oſterreichs, bilden möge. So jpraı 
der Oberbürgermeiſter von Berlin, nachdem er noch an die Wor 
Uhlands aus der Paulskirche in Frankfurt a. M. erinnert hatte: „Kein Haus 
wird über Deutſchland leuchten, das nicht mit einem vollen Tropfen demokre 
tiſchen Oles geſalbt iſt.“ 

Unglaublich, nicht wahr? Es iſt aber auch ſchon lange her — vierzi 
Jahre, ſeit dem 18. Oktober 1863, der Gedenkfeier der Völkerſchlacht z 
Leipzig! Der Sang iſt verſchollen, der Wein iſt verraucht! Der Berlin 
Stadtrat und Stadtarchivar Friedel, der im „Berliner Tageblatt“ vom 29. un 
30. Auguſt dieſes Jahres „Zur Vorgeſchichte des deutſchen Städtetags“ jen 
wunderſame Rede mitteilt, ſchließt ſeinen ſehr intereſſanten Artikel mit de 
Worten: „Der deutſche Kaiſer hat die Gnade gehabt, ſeinen Beſuch in de 
Städteausſtellung für den Nachmittag des 1. September zuzuſichern, um di 
deutſchen Städtevertreter daſelbſt zu empfangen. So arbeitet den 
der neue deutſche Städtetag nicht unter dem Mißtrauen der Regie 
renden wie der von 1864, ſondern unter der Förderung ſeitens der Reiche 
ſpitze.“ il 

Anfang und Schluß des Friedelſchen Artikels kennzeichnen die Entwicklun 
des Liberalismus, des Bürgertums und damit des Städteweſens. Jener di 
Städte auf die Schanzen rufende Berliner Oberbürgermeiſter von 1863, Seyde 
ein Schwager Virchows, wurde übrigens gleich nach ſeiner feurigen Bankett 
rede von feinem eigenen Kollegen, dem Bürgermeiſter Hedemann, desavouiert 
Als Leipzig an Berlin die Einladung zum erſten deutſchen Städtetag ſchickt 
gab Berlins Magiſtrat einen ablehnenden Beſcheid, nur Leipzig, Dresden, Hau 
nover, Stuttgart, Weimar und Kaſſel beteiligten ſich an den Beratungen, di 
am 11. September 1864 in Weimar ſtattfanden. Seydel ſelbſt hatte ſein 
Begeiſterung eingepökelt; es war ihm „von oben her ſehr beſtimmt abgewink 
worden“. i ö 

Seitdem iſt dem deutſchen Bürgertum recht oft von oben her ſehr beſtimm 
abgewinkt worden und es hat ſich dieſen Winken ſehr gehorſam erwieſen. Ic 
ſtatt eines Bollwerkes gegen die Reaktion wurde gerade das ſtädtebeherrſchend 
Bürgertum noch reaktionärer als die Regierung; mit ängſtlicher Hartnäckigke 
klammert es ſich an das Klaſſenwahlrecht, in vielen Provinzen und Staate 
noch an die Erlegung eines Bürgergeldes und andere Beſtimmungen, die all 
nur bezwecken, die Verwaltung der Städte als ausſchließliches Pri 
vileg der beſitzenden Klaſſe zu erhalten. Und wo trotz des Zenſus 
wahlrechtes es den Vertretern der Beſitzloſen gelang, ein paar Mandate z 
erobern, dann waren es gerade liberale Stadtväter wie zum Beiſpiel in Kie 
die den Zenſus erhöhten, um die Arbeitervertreter verdrängen zu könner 
Dafür aber leiſten ſich die Stadtverwaltungen in byzantiniſchen Huldigungs 
adreſſen, verſchwenderiſch-prunkvollen Fürſtenbegrüßungen und gehorſamſte 
Verbeugung vor allerhöchſten Wünſchen das Möglichſte, und der Bückling fäl 
nicht weniger tief aus, auch wenn der Kaiſer nicht die „Gnade“ hat, die Stadt 
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vertreter zu begrüßen, ſondern wie jetzt in Dresden ſeinen jungen Sohn ſendet, 
der die Dithyramben des Galaredners mit ſtummem Kopfnicken beantwortet. 
. Wie der Herr, ſo das Geſcherr! Wie das deutſche Bürgertum, ſo ſeine 
jetzige erſte deutſche Städteausſtellung in Dresden und der erſte deutſche Städte— 
tag, der Anfang dieſes Monats ſtattfand. Kein Wunder, daß der reaktionärſte 
Miniſter des reaktionärſten Staates, der ſächſiſche Herr v. Metzſch, den Städte⸗ 
vertretern verſicherte: „Das deutſche Gemeindeweſen ſtehe völlig auf der Höhe 
der Situation.“ 
| Dieſes Lob aus dieſem Munde haben die deutſchen Städte wahrlich wohl 
| verdient, und wer darob noch Zweifel hegte, dem mußten fie bei den Reden 
und Taten der Städtevertreter ſchwinden. 359 Städte hatten dieſen erſten 
deutſchen Städtetag beſchickt; eingeladen waren die 33 deutſchen Städte mit 
über 100000 Einwohnern, die 40 Städte mit 50—100000 und die 78 Städte 
mit 25— 50000 Einwohnern; jede Stadt mit weniger als 100000 Einwohnern 
war berechtigt, zwei Vertreter zu entſenden, die Städte mit mehr als 100000 
für die erſten 100000 zwei und für jede ferneren angefangenen 100000 je 
einen Vertreter. Auch einige ſozialdemokratiſche Stadtverordnete befanden ſich 
darunter — eine Ausnahme, welche nur die Regel beſtätigte, daß die Arbeiter 
in den Stadtverwaltungen nicht oder nicht ihrer Anzahl entſprechend vertreten 
ſind. „Wer nicht kann mittaten, hat auch nicht mitzuraten“, ſagte einſt ein 
freiſinniger Stadtverordneter Berlins unter dem Beifall ſeiner Parteifreunde. 
5 Dementſprechend iſt das Taten der Beſitzenden zugunſten der Beſitzloſen ein 
durchwegs unzureichendes. Der Oberbürgermeiſter von Frankfurt a. M., Herr 
Adickes, wollte das in ſeinem Vortrag: „Die ſozialen Aufgaben der 
deutſchen Städte“ zwar nicht Wort haben, beſtätigte es aber gerade durch 
ſeine Polemik gegen unſere Partei. Gegenüber „den utopiſtiſchen Beſtrebungen, 
die an Karl Marx anknüpfen“, führte er etwa aus, „ſei aus den beſitzenden 
Klaſſen der Ruf nach ſozialer Reform erhoben, um die Schwachen zu ſtützen, 
die Übermacht des Kapitalismus in Schranken zu halten und die Gegenſätze 
zu mildern.“ Schon dadurch, daß ſich Herr Adickes dabei auf die Sozialgeſetz⸗ 
gebung des Reiches berief, räumte er ein, daß die ſtädtiſche Sozialpolitik ſo 
wie jene aus der Furcht vor dem Anwachſen der Sozialdemokratie hervor⸗ 
gegangen ſei. Ja er gab offen zu: „Die heutige ſoziale Entwicklung ſei viel⸗ 
fach aus ſozialdemokratiſchen Gedanken hervorgewachſen.“ Stimmt freilich — 
aber dieſes Wachstum iſt in demſelben Maße hinter der aus gleicher Wurzel 
ſprießenden Reichsſozialreform zurückgeblieben, als das Wahlrecht in den 
Gemeinden hinter dem Reichstagswahlrecht zurückſteht. Wo das Bürgertum 
auf gleichem Rechtsboden mit uns um die Mandate zur Stadtvertretung 
ringen muß, iſt es in ſeinen Zugeſtändniſſen an die Arbeiter weitergehend als 
dort, wo es kraft eines Geldſackswahlrechtes ſich als unumſchränkter „Herr im 
Hauſe“ geberden darf. Und damit iſt auch ungefähr der Umfang des 
bürgerlichen ſozialpolitiſchen Eifers zugunſten der Unbemittelten begrenzt und 
gleichfalls der Umfang des für unſere Genoſſen bei der Beteiligung 
Ran der Kommunalpolitik Erreichbaren! Unſer vorhergehender Parteitag in 
München hat mit Recht die Reſolution, welche Genoſſe Lindemann im An⸗ 
ſchluß an ſein Referat über Kommunalpolitik vorlegte, nicht zur Abſtim⸗ 
mung gebracht, ſondern die ganze Frage der Kommunalpolitik einem ſpäteren 
Parteitag überwieſen. Dieſer müßte bei ſeinen Debatten aber vor allen Dingen 
darüber ſich Auskunft verſchaffen, in welchem Umfang es heute den Arbeitern 
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überhaupt möglich iſt, ſich an der Gemeindeverwaltung zu beteiligen. Eine 
Zuſammenſtellung des in den verſchiedenen Städten recht wechſelnden 
Wahlrechtes würde im großen ganzen zeigen, daß den Arbeitern nur jehr 
geringe Macht gewährt iſt. Nun iſt dieſe allerdings nicht allein an das 
Kommunalwahlrecht gebunden und deswegen ſagte ich oben, daß dieſes un⸗ 

gefähr den ſozialpolitiſchen Eifer des Bürgertums begrenzt. Denn ohne 

Zweifel übt das Reichstagswahlrecht und in manchen Staaten auch noch ein 
geheimes und gleiches Landtagswahlrecht ſeinen Einfluß mit auf die Haltung 
des Bürgertums in den Gemeindevertretungen aus. Sünden, die es hier 

begeht, muß es ja bei den Reichstagswahlen büßen! Aber dieſe Rückſichtnahme 

des Bürgertums wird um ſo geringer, je mehr ſich bei ihm der Zug nach 
rechts geltend macht, der bei den Kommunalwahlen ſchon ſeit langer Zeit zu 
friedlichſter Vereinigung der Konſervativen und Liberalen führte, mindeſtens 


bei Stichwahlen mit uns, bei denen zum Beiſpiel in Berlin die freiſinnigen 


Juden ſogar für einen erzreaktionären Antiſemiten gegen unſeren Kandidaten 
timmten! 


— Auch Herr Adickes, der zunächſt tapfer ſagte, „eine Zurückweiſung ſozial⸗ 
demokratiſcher Gedanken in der Städteverwaltung lediglich ihres Urſprungs 
wegen könne gar nicht in Frage kommen“, öffnete dann denen, die nicht mit⸗ 
machen wollten, ſperrangelweit die Hintertür, indem er „vorſichtige Zurück⸗ 
haltung und nüchterne Krititik als ganz unerläßlich“ empfahl, ſelbſt wenn 
deshalb der Vorwurf „ſozialer Rückſtändigkeit“ erhoben würde. In demſelben 
Echternacher Springprozeſſionsſchritt bewegte er ſich bei der Boden⸗ und 
Wohnungsfrage. Gegen die „gewiſſenloſen Bodenſpekulanten“ legte er tüchtig 
los — aber den Entwurf eines preußiſchen Wohnungsgeſetzes erklärte er als 
viel zu weitgehend! Als ob Vorſchriften für den Wohnungsbau, die den ge⸗ 
ſundheitlichen Anforderungen an Lage und Größe entſprechen, nicht ebenfalls 
im Intereſſe der Nichtbeſitzenden dem Bodenwucher entgegentreten und der 
preußiſche Entwurf dabei nur die unterſte Grenze des Schutzes der Mieter er⸗ 
reicht! Aber freilich — Herr Adickes meinte ja: der ſkrupelloſe Bodenſpekulant 
ſei der größte Feind des ſoliden Hausbeſitzers — und dieſen meinte er 
ſchützen zu müſſen! 

Dabei tat er aber gerade für Dresden noch nicht genug des Guten, zumal 
er den Bau ſtädtiſcher Wohnungen für Beamte und Arbeiter empfahl. Etwa 
vier Wochen vor dem Städtetag war in Dresden der deutſche Haus⸗ 
beſitzertag abgehalten worden, bei der unter Führung des ſattſam bekannten 
Baumeiſters und Stadtverordneten Hartwig, dem einſtigen konſervativen Reichs⸗ 
tagsabgeordneten für Dresden, gar unerſchrocken gegen jede Einmiſchung des 
Staates in die Wohnungsvermietung proteſtiert worden war — aber ja nicht etwa 
im eigenen Intereſſe, ſondern — — in dem der Mieter, „die bei einem Wohnungs⸗ 
aufſichtsgeſezz nur Schaden durch Steigen der Mieten erleiden würden“. Um 
deren Eintreibung iſt ja den Hausbeſitzern nicht mehr bange, ſeitdem das Reichs⸗ 
gericht entſchieden hat, das durch das Bürgerliche Geſetzbuch beſeitigte Recht, 
den Mieter kahl zu pfänden, könne durch freie Vereinbarung jederzeit wieder 
eingeführt werden! Zwar hatte der Reichstag den vom Antiſemiten Vielhaben 
geſtellten Antrag, das Hamburger Kahlpfändungsrecht auf das ganze Reich 
auszudehnen, abgelehnt und damit deutlich zu erkennen gegeben, daß das Ver⸗ 
bot der Kahlpfändung zwingendes Recht ſein ſoll, aber das Reichsgericht hat 
in der formalen Faſſung jener Beſtimmung ein Mauſeloch gefunden, durch das 
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zum Jubel des Dresdener Hausbeſitzertags das alte Unrecht doch wieder durch— 
ſchlüpfen kann. 
Der zweite Redner des deutſchen Städtetags, der Dresdener Oberbürgermeiſter 
Beutler, warf ſich ebenfalls zum Schutzpatron der Hausbeſitzer auf. Von einer 
| Wohnungsfürſorge durch die Gemeinde will er gar nichts wiſſen; ſie ſei fo wie 
Nahrung und Kindererziehung Privatſache. Wenn aber eine Wohnungsaufſicht 
eingeführt werde, müſſe man auch „Grundſätze finden für die Entſchädigung 
ſolcher Beſitzer, denen die Benutzung der Häuſer durch die Wohnungsordnung 
erheblich geſchmälert werde“. Das Grundeigentum ſolle man überhaupt nicht 
beläſtigen, das eigne ſich gar nicht zu volkswirtſchaftlichen Experimenten, „da es. 
der Grundpfeiler unſerer ſtaatlichen Ordnung iſt“; man habe ſich daher energiſch 
gegen Forderungen zu wehren, die „eine Expropriation des Privatbeſitzes an 
Grund und Boden bedeuten“. Eine deutliche Abſage an die Umſatzſteuer für 
verkaufte Grundſtücke! Daß die Hausagrarier, die ja in den Gemeindeverwal— 
tungen die Mehrheit bilden, darüber hoch erfreut waren, iſt ſelbſtverſtändlich. 
| Auch ſonſt noch übertrumpfte Herr Beutler Herrn Adickes; jo betonte er, 
man dürfe nicht vergeſſen, daß die Stadtverwaltungen doch nicht nur für die 
Arbeiter zu ſorgen hätten; „das Ladenfräulein und der arme Handwerker be— 
dürfen ebenſoſehr der Fürſorge wie der gewöhnliche Lohnarbeiter“. Eine der 
üblichen Ausreden, wenn man für keinen derer, die es angeht, etwas tun will! 
Recht offenherzig war Herr Beutler übrigens bezüglich ſeiner Anſichten über 
die Urſachen der Sozialreform. Die Sozialdemokraten, meinte er, würden doch 
nicht alle werden, wenn man ſelbſt alle ihre Forderungen betreffs der ſozialen 
Aufgaben der Stadtverwaltungen erfüllen würde. Da hat Herr Beutler ja 
freilich recht — denn die Stadtverwaltungen haben ein jo eng begrenztes Tätig⸗ 
keitsgebiet, daß ſie nur einen kleinen Teil der ſozialen Unzufriedenheit beſeitigen 
können! Aber ſelbſt innerhalb dieſes engen Rahmens will das herrſchende 
Bürgertum gar nicht den Arbeitern helfen, ſobald ihm ſelber dadurch irgend 
ein Profit geſchmälert oder eine Laſt auferlegt wird. Denn all die Einrich⸗ 
tungen, auf die die Stadtverwaltungen ſo gern mit Stolz hinweiſen: Beſeiti⸗ 
gung der Abfallſtoffe, Waſſerleitungen, Feuerſchutz, Straßenreinigung, auch 
Krankenhäuſer und dergleichen, ſie liegen ja genau ſo im Intereſſe der be⸗ 
ſitzenden Klaſſe wie der beſitzloſen. Und wie oft bedurfte es erſt einer Seuchen⸗ 
gefahr, wie in Hamburg, um das beſitzende Bürgertum daran zu erinnern, daß 
auch ſein Leben bedroht iſt, wenn infolge ungeſunden Waſſers und dergleichen 
die Armut der Cholera zur Beute fällt! Welcher Geiſt gerade in Dresden auf 
ſozialpolitiſchem Gebiet herrſcht, dafür nur einige Beiſpiele. Eine Leſehalle hat 
die Stadt errichtet, über tauſend Zeitungen und Zeitſchriften liegen dort aus, 
aber keine einzige ſozialdemokratiſche — und das in einer Stadt, in der mehr 
als die Hälfte der Wähler ſozialdemokratiſch iſt! Ein zweiter Streich! In die 
Arbeitsordnungen der Stadt Dresden beſchloß die Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung einzufügen: „Den ſtändigen Arbeitern iſt verboten, ſich zu Erwerbs⸗ 
oder Wirtſchaftsgenoſſenſchaften zu vereinigen oder an ſolchen zu be⸗ 
teiligen.“ Das iſt Dresdener Mittelſtandspolitik! Nicht allein, daß man die 
ſtädtiſchen Arbeiter hindert, ſich dem dort beſtehenden 28000 Mitglieder zählenden 
Konſumverein „Vorwärts“ anzuſchließen, der ja ſeit dem erſten Tage ſeines jetzt 
vierzehnjährigen Beſtehens in ſozialdemokratiſchem Geruch ſteht und ſich der 
Mißgunſt der Stadtverwaltung erfreut, ſondern „im Intereſſe des Mittel⸗ 
ſtandes“ werden die ſtädtiſchen Arbeiter verhindert, ſich zu einer eigenen Wirt⸗ 


770 / ER Die Neue gelt 


ſchaftsgenoſſenſchaft zuſammenzuſchließen! Übrigens iſt der Rat (Magiſtrat) 
in dieſem Punkte weniger kleinlich als die Stadtväter; erſterer will jene Be 
ſtimmung in den Arbeitsordnungen geſtrichen haben! 
Den dritten und letzten Vortrag auf dem Städtetag hielt Profeſſe 
Wuttke⸗Dresden, der ſich mit dem Ergebnis der deutſchen Städte 
ausſtellung beſchäftigte. Seine Ausführungen entſprechen in manchen Punkten 
der Kritik, die auch wir an der Städteausſtellung zu üben haben. Dieſe, die 
offiziell bereits am 20. Mai eröffnet, aber erſt weit ſpäter fertig wurde, zeigt 
eine auf den erſten Blick überraſchend große Menge ſtädtiſcher gemeinnütziger 
Einrichtungen. Betrachtet man ſie aber näher, ſo zeigt ſich, daß ſie nur die 
allernotwendigſten Zugeſtändniſſe an die ſoziale Entwicklung enthalten und daß 
durch geſchicktes Arrangement mehr ein Blendwerk, als ein wirkliches Bild der 
ſozialen Fürſorge durch die Städte geſchaffen iſt, das dort, wo es den Tat⸗ 
ſachen entſpricht, deutlich zeigt, wie das Klaſſenintereſſe des herrſchenden Bürger⸗ 
tums nur notgedrungen und oft recht notdürftig den Anforderungen der beſitz⸗ 
loſen Einwohnermaſſen Rechnung trägt. Profeſſor Wuttke kam bei ſeiner Kritik 
auch wieder auf unſere Partei zu ſprechen; er ſtellte ſie in Gegenſatz zu der 
engliſchen Arbeiterpartei, die lediglich die Pflege der Gewerkſchaften im Auge 
hat. Letztere gefällt ihm offenbar beſſer — was aber nicht hindert, daß auch 
in England die Arbeiter immer mehr einſehen, daß der politiſche Klaſſenkampf 
die Grundlage ihrer Befreiung bilden muß. Wenn aber in England die Ge⸗ 
meinden größeren ſozialen Eifer gezeigt haben, ſo beruht das nur darauf, daß 
die Gemeinden wenig oder gar nicht von der Regierung abhängig ſind und 
die Arbeiter in ihnen ein beſſeres Wahlrecht beſitzen als bei uns, während um⸗ 
gekehrt deren politiſches Wahlrecht ſchlechter iſt. Vollkommen zutreffend war 
Wuttkes Kritik deſſen, was die Städte nicht ausgeſtellt haben und doch ganz 
beſonders wichtig iſt. So vermiſſe er eine Ausſtellung von ſtädtiſchen 
Finanzen, Steuern und Schulden. Die zuhörenden Stadtväter gerieten darob 
in Heiterkeit — es war wohl aber bei manchem Bürgermeiſter ein Verlegen⸗ 
heitslachen, denn Wuttke berührte hier den Kernpunkt der Frage, wieweit denn 
überhaupt gegenwärtig und zukünftig die Leiſtungsfähigkeit der Gemeinden geht. 
Und das iſt eine Frage, die gerade uns auch von ſozialiſtiſchen Geſichtspunkten 
aus ſehr intereſſiert. Es iſt ja genugſam bekannt, daß große wie mittlere und 
kleine Städte nicht nur immer mehr in Schulden hineingeraten, deren Zinſen 
und Amortiſierung ſie erdrückt, ſondern daß es ihnen auch an den laufenden 
Mitteln fehlt. Hier und da ſucht man die Urſache der Finanznot darin, daß 
viele der reichſten Leute nicht in den Städten wohnen, ſondern in die Vororte 
ziehen und daher günſtigſtenfalls, falls ſie noch in der Stadt ein Geſchäft 
betreiben, nur mit einem kleinen Teile ihres Einkommens und Vermögens zur 
Beſteuerung in der Stadt herangezogen werden können. Es iſt aber nirgends 
der ziffernmäßige Nachweis erbracht, daß die ſtädtiſchen Defizits gedeckt werden 
würden, falls jene reichen und reichſten Flüchtlinge wieder für den Stadtſäckel 
tributpflichtig gemacht würden. Für die „Neue Zeit“ iſt eine Arbeit in Vor⸗ 
bereitung, in der dieſes ſehr ſchwer zu bearbeitende Problem an einigen Bei⸗ 
ſpielen erörtert werden ſoll. Nach ungefährer Schätzung entſpricht der Zuwachs 
an Steuern keineswegs dem weit größeren Zuwachs an ſtädtiſchen Bedürf⸗ 
niſſen, und von Jahr zu Jahr wird das Mißverhältnis ein größeres werden. 
Die Urſache dieſes Übels liegt eben in den allgemeinen ſozialen Verhältniſſen, 
die bei der Konzentration des Kapitals bewirken, daß die Einnahmen aus den 
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Steuern nicht mit den durch Anwachſen des Maſſenproletariats geſteigerten 
Bedürfniſſen Schritt halten können. Die Konzentration der Bevölkerung, wie 
ſie in Groß⸗ und Fabrikſtädten beſteht, erheiſcht unabläſſig größere Auf⸗ 
wendungen aus dem Gemeinſäckel. Die Verſorgung mit Trinkwaſſer, die Be: 
ſeitigung der Abfälle zum Beiſpiel erfordert für 1000 kleine Orte mit je 
2000 Einwohnern weit weniger koſtſpielige Anlagen wie die einer Zweimillionen⸗ 
ſtadt; das dichte An⸗ und Aufeinanderwohnen in den modernen Mietskaſernen 
bedingt eben techniſch kompliziertere und daher teurere Vorrichtungen. So 
untergräbt alſo die kapitaliſtiſche Produktion in doppelter Weiſe ihre Exiſtenz: 
einmal indem ſie die unzufriedenen Proletariermaſſen erzeugt, andererſeits 
indem ſie durch die Konzentration der Betriebe und damit der Wohnorte die 
Exiſtenzbedingungen verteuert, ſo daß ſie ſchließlich unerſchwinglich werden. 
Die Verlegung der Induſtrie auf das Land iſt daher eine der Forderungen, 
die von den Freunden der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft in deren Intereſſe erhoben 
werden, ohne daß aber deren Erfüllung für die meiſten Betriebe ins Bereich 
der Möglichkeit gehört. Gerade jetzt, nach dem großartigen Aufſchwung, den 
ſeit einem Jahrzehnt die deutſche Induſtrie nahm, ſtellt ſich in zahlreichen 
Städten, deren Bevölkerung ſtark anwuchs, arge Finanznot ein, zumal un⸗ 
abweisbar wichtige Aufgaben, die von kurzſichtigen Gemeindeverwaltungen 
immer wieder hinausgeſchoben wurden, ihre Löſung dringend erheiſchen. 

Dieſe Finanznot der Städte kam ſelbſtverſtändlich auch auf dem Städte⸗ 
tag zum Ausdruck, ja es war dies vielleicht das für die Stadtverwaltungen 
wichtigſte Geſchehnis der Tagung, die freilich — mit einem Reſte von Scham 
gegenüber den Volksmaſſen — bei verſchloſſenen Türen nach der offiziellen 
Beendigung des Städtetags ſtattfand. Die Vertreter von hundert deutſchen 
Städten forderten nämlich, daß der $ 13 des Zolltarifgeſetzes, der die ſtädtiſchen 
Verbrauchsabgaben auf Nahrungs- und Genußmittel aufhebt, bejeitigt 
würde! Dieſe ſtädtiſchen Verbrauchsabgaben, die ſelbſt von den Agrariern als 
zu drückend für die ärmere Bevölkerung erklärt wurden, erflehen die Städte⸗ 
vertreter von der Regierung, beibehalten zu dürfen, da ihre Beſeitigung „einen 
ſchweren Eingriff in die Finanzwirtſchaft zahlreicher deutſcher Gemeinden be⸗ 
deutet, für deren Haushalt die Erhebung der in Betracht kommenden Ver⸗ 
brauchsabgaben eine der wichtigſten und unentbehrlichſten Einnahmequellen be⸗ 
deutet“. Natürlich wird auch dieſe Forderung nur im Intereſſe der ärmeren 
Bevölkerung erhoben, denn „eine Aufhebung dieſer Verbrauchsabgaben 
würde eine bedeutende Erhöhung der direkten Steuern zur Folge haben“. Ja, 
aber nur weil die Stadtverwaltungen rückſichtsloſe Organe der beſitzenden Klaſſe 
ſind, denn ſonſt könnten ſie den Einnahmeausfall decken entweder durch Er⸗ 
höhung der direkten Steuern nur für die reichere Bevölkerung, und wo dies 
durch Staatsgeſetz unmöglich gemacht iſt, durch Einführung von Steuern, die 
jene reichere Schicht treffen, wie zum Beiſpiel die Umſatzſteuer für Grundſtücke 
oder, was das richtigſte iſt, durch Übernahme privater, dem allgemeinen Intereſſe 
dienender Betriebe in ſtädtiſche Regie. Aber gerade hiergegen wehrt ſich ja 
das Privatkapital am heftigſten — und die Vertreter der erſten und zweiten 
Wählerklaſſe in den Stadtverwaltungen werden ſich hüten, die Intereſſen ihrer 
Wähler zu verletzen. Eine hohe Regierung tritt dabei ſelbſt dort, wo die Stadt⸗ 
vertreter ſich einmal zu ſolch „ſozialiſtiſchen“ Schritten entſchließen, ihnen in 
den Weg, wie zum Beiſpiel in Berlin, wo, ohne die Stadt zu fragen, die 
Konzeſſion der elektriſchen Straßenbahn auf Jahrzehnte hinaus verlängert wurde. 
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So ſchloß denn der Städtetag ſeine ſozialpolitiſche Parade ganz entſprechend 
und würdig damit, daß er einen Ausſchuß wählte, der für die Beibehal⸗ 
tung des Brot- und Fleiſchwuchers agitieren und petitionieren ſoll. Die 
ſiebzehn Städte, denen dieſe Ehre zuteil wurde, ſind zugleich diejenigen, die am 
meiſten dabei intereſſiert ſind: Nürnberg, Augsburg, Bamberg, Dresden, Karls⸗ 
ruhe, Ulm, Darmſtadt, Weimar, Straßburg, Metz, Mainz, Worms, Göttingen, 
Wiesbaden, Aachen, Kaſſel und Poſen! 

In drei Jahren ſoll wieder ein Städtetag ſtattfinden! Die Ergebniſſe des 
erſten laſſen die deutſchen Arbeiter keine irgendwie bedeutenden Hoffnungen auf 


den zweiten ſetzen! Wo das Geldſackswahlrecht herrſcht, wird die kommunale 


Sozialpolitik nur winzig ſein. Aber gerade dadurch wird auch auf kommunal⸗ 
politiſchem Gebiet die Arbeiterſchaft immer mehr zur Einſicht gelangen, daß 
ihre Intereſſen denen der bürgerlichen Parteien entgegengeſetzt ſind und ſie ſich 
nur durch den Klaſſenkampf Recht und Macht verſchaffen kann. 


NON ed rede derer deere 


Jugendliteratur und Sozialismus. 
Don Richard Levy. 


Die auf Veredlung unſerer Jugendliteratur gerichteten Beſtrebungen, welche in 
den letzten Jahren von bürgerlicher Seite mit anerkennenswertem Eifer betrieben 
wurden, ſind aus der Erkenntnis des unſäglich traurigen Tiefſtandes dieſer Literatur 
hervorgegangen; ſie iſt in keiner Weiſe fähig, bildend und fördernd auf die geiſtige 
Entwicklung der Jugend einzuwirken. Die literariſche Koſt, die wir heute unſeren 
Kindern darbieten können, ſtellt ſich als die ſtets gleiche Miſchung von Albernheit, 
Naturwidrigkeit, falſcher Sentimentalität und erlogener Romantik dar, welche, mit 
der nötigen Doſis Gottvertrauen und Patriotismus verſetzt, in den verſchiedenſten 
Formen und Aufmachungen ſerviert wird. Freilich empfängt ein großer Teil des 
Bürgertums in dieſer Koſt nur, was er verlangt, denn ſo etwas iſt geſinnungs⸗ 
bildend und erzieheriſch in ſeinem Sinne. Das Schlimmſte iſt aber, daß dieſe Art 
Literatur das wenige Gute, das noch hier und da auf dem Markte erſcheint, ſo 
überwuchert, ſo daß ſie als Geſchmack- und Geiſtesverderber auch in den breiten 
Volkskreiſen Eingang findet. BERN 

Daran wird auch das obenerwähnte Vorgehen bürgerlicher Ideologen nichts 
ändern, ſelbſt wenn die von ihnen herausgegebenen, für pädagogiſch und ethiſch ein⸗ 
wandfrei erachteten Bücher eine größere Verbreitung finden ſollten. Für uns iſt der 
zahlenmäßige Erfolg nicht maßgebend, ſondern es handelt ſich darum, ob es dieſen 
Büchern gelingen wird, ſich auch in denjenigen Kreiſen Bedeutung zu verſchaffen, 
welche hauptſächlich unter dem Elend der Jugendliteratur zu leiden haben — unter 
den Kindern des Proletariats. 

Das iſt aber in nennenswertem Maße keineswegs der Fall. Die Lektüre unſerer 
Arbeiterkinder bildet heute faſt ausſchließlich die billige Baſarware, welche ja auch 
in vieler Beziehung einen entſchiedenen Fortſchritt gegenüber der früher dem Volke 
zugänglichen Literatur bedeutet. Es iſt zu begrüßen, daß die ganz geſchmackloſen 
Illuſtrationen, welche früher bei billigen Kinderbüchern die Regel boten, faſt voll⸗ 
ſtändig verſchwunden ſind, und wenn die heutige Marktware in der Ausſtattung 
15 nur beſcheidenen Anſprüchen genügt, geſchmackverderbend wenigſtens wirkt 
ie nicht. 


Anders ſteht es mit dem inhaltlichen Werte dieſer Bücher. Ganz abgeſehen 


davon, daß mancher direkte Schund, ſogenannte „Gelegenheitskäufe“, unter das Volk 
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gebracht wird, auch die gangbarſten Werke, Märchenbücher uſw. kommen mit ent⸗ 
ſtellenden Textkürzungen und in ſchlechten Bearbeitungen zum Verkauf. Dieſe Ver⸗ 
leger ſind eben in erſter Linie Kaufleute und laſſen ſich von dem Grundſatz leiten, 
ihre Ware ſo billig wie möglich herzuſtellen. 

Derartige Mängel könnten nun wohl mit der zunehmenden Entwicklung des 
Baſarweſens verſchwinden, doch wäre es falſch, deshalb mit beſonderen Hoffnungen 
auf dieſe Unternehmungen zu blicken; aus dieſer Quelle wird niemals eine geſunde 
und veredelnde Jugendliteratur ins Volk dringen, denn es handelt ſich hier um 
großkapitaliſtiſche Unternehmungen, die ſich hüten werden, gegen den herrſchenden 
Geiſt ſich aufzulehnen. Der Geſchmack des gutgeſinnten Bürgertums wird für dieſe 
Volksſchriftenherausgeber immer maßgebend ſein. 

Der einzige Unterſchied gegen früher iſt alſo der, daß die frömmelnde, ver⸗ 
logene und gewiſſe Sklaventugenden verherrlichende Literatur noch in intenſiverem 
Maße in das Volk hineindringt. Die Bekämpfung dieſes Übels wird daher eine 
dringende Notwendigkeit; es fragt ſich nur, von welcher Seite dies mit Erfolg ins 
Werk geſetzt werden kann. 

Das Privatunternehmertum iſt dazu nicht imſtande, weil ihm die Fühlung mit 
dem Volke fehlt, die notwendig iſt, um durch großen Abſatz konkurrenzfähig gegen 
die Baſarware zu ſein. Es iſt heute ſoweit gekommen, daß ein bürgerlicher Ver⸗ 
leger es kaum noch wagt, Jugendſchriften für das Volk herauszugeben, weil er mit 
einem Mißerfolg von vornherein rechnen muß. Der Kapitalismus weiß diejenigen, 
welche ſein Brot eſſen wollen, ſehr wohl zu zwingen, auch ſein Lied zu ſingen. 

Mit philanthropiſchen und ethiſchen Beſtrebungen wird man auch nichts Durch⸗ 

greifendes erreichen können, weil dieſelben ſich naturgemäß auf einen gewiſſen engeren 
Kreis beſchränken müſſen. Man iſt auch ſicher auf jener Seite weit davon entfernt, 
dasjenige bieten zu wollen, was das Proletariat unter einer wahren Volksliteratur 
verſteht. | 

Alſo das Bürgertum kann Hilfe in dieſer Not nicht bringen. Aber iſt es nicht 
immer der Wahlſpruch des Proletariats geweſen: „Hilft dir niemand, ſo hilf dir 
ſelbſt“? Wollen wir den Schädling, der die geiſtige Entwicklung unſerer Kinder 
beeinträchtigt, noch länger ungeſtört hauſen laſſen? Ich meine, es wäre an der Zeit, 
daß wir uns zur energiſchen Abwehr rüſten. 

Der Sozialismus iſt allein befähigt und berufen, eine wirklich freie und geſunde 
Jugendliteratur zu ſchaffen; er verfügt über Organiſationen, die einen hinreichenden 
Abſatz weſentlich erleichtern. Ihm ſtehen auch bewährte literariſche und künſtleriſche 
Kräfte zur Verfügung, um wirklich Gutes ſchaffen zu können. Was wollen einzelne 
Mißerfolge beſagen, die man bei gelegentlichen Verſuchen zu verzeichnen hatte und 
deren Urſachen meiſt nicht ſchwer zu erkennen ſind. Wir werden aus dieſen Verſuchen 
gelernt haben, und was geſtern mißglückte, dem kann morgen der beſte Erfolg be— 
ſchieden ſein. 

Es iſt gewiß keine leichte Aufgabe, welche hier unſerer Partei entgegentritt, aber 
ihre Löſung iſt eine unabweisliche Notwendigkeit. Es bedeutet, daß wir unſere 
Kinder dem geiſtvergiftenden Einfluß der kapitaliſtiſchen Literatur widerſtandslos 
preisgeben, wenn wir länger mit Gegenmaßregeln zögern. 

Gehen wir mit Vorſicht und Beſonnenheit, aber auch mit voller Energie ans 
Werk und erobern wir dem Sozialismus auch den Weg zu den Herzen der Jugend, 
der am leichteſten und ſicherſten über eine freiheitliche, aus dem Leben ſchöpfende 
Jugendliteratur führt. 
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Uterariſche Kundſchau. 


Dr. Theodor Spickermann, Der Zeilbau in Theorie und Praxis. Ein Beitrag 
zur Löſung der ländlichen Arbeiterfrage. Leipzig 1902, Jäh & Schunke. 68 Seiten. 


Die große Rolle, welche der Teilbau bei der Herausbildung der kapitaliſtiſchen 
Form der Grundrente namentlich im ſiebzehnten und achtzehnten Jahrhundert in 
Weſteuropa ſpielte, ſowie ſeine hervorragende Bedeutung in den ſlawiſchen Ländern 
in der Gegenwart, veranlaßte uns, an die Lektüre der Spickermannſchen Monographie 
mit beſonders lebhaftem Intereſſe zu gehen. Leider ſahen wir uns ſehr bald in 
unſeren Erwartungen getäuſcht; denn das Buch hält nicht, was ſein Titel dem Leſer 
verſpricht. Der Teilbau in den flawiſchen Ländern wird wohl im Eingang der 
Schrift erwähnt, bleibt aber in der Folge völlig unbeachtet. Und doch iſt gerade 
die Berückſichtigung der ſlawiſchen Länder unerläßlich, will man das wahre Weſen 
des Teilbaus theoretiſch erfaſſen. Iſt es doch in der Gegenwart gerade Rußland, 
wo der Pachtzins ganz überwiegend in Naturalien und Arbeitsleiſtungen entrichtet 
wird und wo über die Hälfte der bäuerlichen Bevölkerung am Teilbau beteiligt iſt. 
Hier iſt es auch, wo wir unter unſeren Augen noch die Verwandlung der urſprüng⸗ 
lichen Formen der Grundrente in die moderne kapitaliſtiſche Rente verfolgen können, 
wobei der Teilbau in ſeinen mannigfachen Formen die Zwiſchenſtufe bildet. Der 


Pachtzins, den der ruſſiſche Bauer heute in Naturalien oder Arbeitsleiſtungen an 


den Grundherrn abführt, hat unmittelbar die Leiſtungen, die er als Leibeigener zu 
entrichten verpflichtet war, erſetzt. Durch den Teilbau wird denn auch die lebendigſte 
Erinnerung an die Leibeigenſchaft wach erhalten; der ruſſiſche Bauer ſetzt als Teil⸗ 
pächter das alte Hörigkeitsverhältnis unter anderem Namen, aber innerlich und 
äußerlich unverändert fort. Gerade durch die Ignorierung des ruſſiſchen Teilbaus 
hat ſich Spickermann den richtigen Weg zu einer gründlichen Erkenntnis ſeines Gegen⸗ 


ſtandes ſelbſt verſperrt. Es iſt daher auch nicht verwunderlich, daß er bei einſeitiger 


Berückſichtigung der modernen italieniſchen und franzöſiſchen Verhältniſſe den Teil⸗ 
bau nicht als Pacht⸗, ſondern nur als Arbeitsvertrag betrachtet wiſſen will. Zu: 
gegeben kann werden, daß der Teilbauer oder Teilpächter ſich in ſeiner Stellung 
gegenüber dem Grundeigentümer in dem Maße einem am Rohertrag mitbeteiligten 
Landarbeiter nähert, je mehr Betriebskapital der Grundeigentümer liefert und je 
kürzer bemeſſen die Pachtfriſt iſt. Es iſt aber eine Übertreibung, den Teilbau all⸗ 
gemein als Arbeitsvertrag anzuſehen. Für die Gegenwart mag dieſe Auffaſſung in 
bezug auf den italieniſchen und franzöſiſchen Teilbau eine gewiſſe Berechtigung haben, 
fie iſt aber unzutreffend für den Oſten Europas und auch für den franzöſiſchen Teil⸗ 
bau im achtzehnten Jahrhundert. Was den franzöſiſchen Teilbau im achtzehnten 
Jahrhundert von den gegenwärtigen Formen des Teilbaus in Frankreich namentlich 
unterſcheidet, iſt das Fehlen der Oberpacht, die überall Platz greift, wo Großgrund⸗ 
beſitz und bäuerliche Pacht mit dem Abſentismus der Grundeigentümer Hand in 
Hand geht. Das übel dieſer uns aus Irland wohl bekannten Inſtitution muß darin 
geſehen werden, daß ſich zwiſchen Grundeigentümer und Teilbauer noch ein Dritter, 
der fermier general, eine Art agrikoler Zwiſchenmeiſter drängt, der natürlich aus 
den Teilbauern ſo viel herauszupreſſen ſuchte, daß die von ihnen gezahlten Renten 
ſich zu wahren Folterrenten auswuchſen. Das allmähliche Verſchwinden des fermier 
général unter der Einwirkung der großen Revolution und der dadurch bedingte 
Wandel im Teilpachtverhältnis wird ebenfalls vom Verfaſſer ganz ungenügend be⸗ 


rückſichtigt. überhaupt kennzeichnet ſich die Arbeit Spickermanns dadurch, daß überall | 


da, wo ſelbſtändige Forſchungen über gegenwärtige und vergangene Zuſtände not⸗ 
wendig geweſen wären, ſich uns gähnende Lücken zeigen. So behandelt Spickermann 
die Entwicklung des italieniſchen Teilbaus recht ausführlich, da er hier nur die 
fertigen Reſultate der Forſchungen Dietzels, Ehebergs und Pöhlmanns zu verwerten 
hatte, ſchweigt ſich aber völlig über die Geſchichte des franzöſiſchen Teilbaus vom 


An 
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ſechzehnten bis achtzehnten Jahrhundert aus, weil zu ihrer Darſtellung eigene Studien 
nicht zu umgehen geweſen wären. Die praktiſche Tendenz der kleinen Schrift geht 
dahin, einer Renaiſſance des Teilbaus das Wort zu reden. Der Verfaſſer empfiehlt 
den oſtelbiſchen Großgrundbeſitzern ihre Vorwerke, die wegen zu weiter Entfernung 
vom Wirtſchaftshof ungenügend rentieren, in der Form des Teilbaus bewirtſchaften 
zu laſſen. Dabei ſoll der Teilbauvertrag ſo geſtaltet werden, daß der Teilbauer 
nicht die Stellung eines ſelbſtändigen Landwirtes, ſondern eines abhängigen Arbeiters 
einnimmt, der einen Teil des Naturalrohertrags an Stelle des feſten Geldlohns als 
Entgelt für ſeine Arbeit erhält. Wir zweifeln gar nicht, daß die oſtelbiſchen Junker 
ſchon geneigt wären, den Vorſchlag Spickermanns auf Schaffung eines moderniſierten 
Hörigkeitsverhältniſſes zu realiſieren, wenn ſich nur die geeigneten Leute dazu fänden. 
Da nun aber die Ausſichten dafür ſehr ſchwach ſind, ſo dürfte auch dieſe „Löſung“ 
der ländlichen Arbeiterfrage ohne praktiſche Wirkung bleiben. 

Ludwig Queſſel. 


Die genoſſenſchaftliche Brotproduktion. Zuſammengeſtellt nach Umfragen unter 
den Arbeitern der Konſum⸗ und Genoſſenſchaftsbäckereien. Hamburg⸗Eilbeck, Ver⸗ 
lag von O. Allmann, Maxſtraße 27. 54 S. 


Der Vorſtand des Verbandes der Bäcker Deutſchlands hat im Herbſt vorigen 
Jahres und im März dieſes Jahres Fragebogen an die in genoſſenſchaftlichen Bäcke⸗ 
reien beſchäftigten Bäcker verſendet, um den Umfang der Backwarenproduktion 
wie die inneren Einrichtungen, Lohnhöhe und Dauer der Arbeitszeit in jenen Be— 
trieben kennen zu lernen. Der Verbandsvorſitzende O. Allmann hat die Ergeb— 
niſſe dieſer Umfrage zuſammengeſtellt; ſie gewähren einen intereſſanten Einblick in 
die mit Rieſenſchritten ſich vorwärts bewegende Brotproduktion der Genoſſenſchaften, 
ſpeziell der Konſumvereine. Leider ſind von den in Betracht kommenden 102 Konſum⸗ 
und Genoſſenſchaftsbäckereien, denen Fragebogen zugeſandt wurden, nur 42 Ant⸗ 
worten eingegangen: 17 ſehr bedeutende Betriebe und eine ganze Anzahl kleinerer 
Betriebe, ſpeziell in thüringiſchen und ſächſiſchen Städten, blieben ſtumm. Man wird 
keinen Fehlſchluß machen, wenn man annimmt, das Schweigen ſei dadurch veranlaßt 
worden, daß jene Betriebe ſich ihrer Arbeitsverhältniſſe nicht gerade zu rühmen 
haben und der Arbeiterbewegung überhaupt nicht freundſchaftlich gegenüberſtehen. 
Genoſſenſchaftliche Brotbäckereien ſind ja mitunter nichts weiter als kapitaliſtiſche 
Betriebe, deren Beſitzer die Form der Genoſſenſchaft der einer Aktiengeſellſchaft aus 
perſönlichen oder geſchäftlichen Urſachen vorzogen. Der Vorſtand des Bäckerverbandes 
ſollte aber gerade bei jenen Betrieben, die keine Antwort erteilten, ſich durch die 
dort arbeitenden Bäcker Auskunft mindeſtens über Lohnhöhe und Arbeitszeit zu ver⸗ 
ſchaffen ſuchen. | 

Die 42 Betriebe, von denen Antworten eingingen, beſchäftigten im Jahre 1902 
im ganzen 576 Bäcker und fabrizierten für 10%. Millionen Mark Brot und andere 
Backwaren. 28 Konſumvereine waren in der Errichtung von Bäckereien begriffen, 
darunter auch der Dresdener Konſumverein „Vorwärts“, deſſen muſterhaft 
eingerichtete Bäckerei bis 500 Zentner Brot täglich liefern kann. Die größte Bäckerei 
hatte im Jahre 1902 der Konſumverein Leipzig-⸗Plagwitz; im Jahre 1880 er⸗ 
richtet, machte ſie im Jahre 1902 einen Umſatz von faſt 2 Millionen Mark mit 
einem Reingewinn von 387 162 Mark; die nächſtgrößte Bäckerei (errichtet 1880) iſt 
die des Konſumvereins Neuſtadt⸗Magdeburg mit 1⅝ Millionen Mark Umſatz 
und 269605 Mark Reingewinn; die drittgrößte Bäckerei (errichtet 1878) beſitzt der 
Konſumverein Stuttgart mit 704900 Mark Umſatz und 202323 Mark Reingewinn. 

Die Arbeitsverhältniſſe der Bäcker ſind in den meiſten genoſſenſchaftlichen Be⸗ 
trieben ſehr gute, in manchen allerdings noch recht tadelnswert. So wurde in der 
Generalverſammlung des Verbandes der Bäcker Deutſchlands, die im Mai dieſes 
Jahres in Dresden ſtattfand, mitgeteilt, daß in den 42 Betrieben, von denen Aus⸗ 
kunft einging, 6 Perſonen noch eine Arbeitszeit haben von 15 bis 17 Stunden, 
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3 von 14 Stunden, 133 von 12, 61 von 11, 97 von 10, 33 von 9 und 340 von 
8 Stunden; letztere Betriebe dürften zu denjenigen gehören, in denen ununterbrochene 
Arbeit notwendig iſt. Hat alſo auch die Mehrzahl der Bäckereiarbeiter eine normale 
Arbeitszeit, ſo iſt doch noch ein Teil ſchwer überlaſtet. In ſolchen Betrieben müſſen 
die Bäckereiarbeiter durch ihre Organiſation an die Mitglieder der Genoſſenſchaft 
appellieren und dieſe an die Pflicht erinnern, daß die Konſumvereine Vor⸗ 
kämpfer für Sozialreform ſein müſſen. Der Verbandsvorſtand der Bäcker⸗ 
organiſation erklärt übrigens in ſeiner Broſchüre ausdrücklich: 5 

„Die ſanitären Einrichtungen der genoſſenſchaftlichen Großbetriebe 
ſind himmelhoch erhaben über die ſkandalöſen Zuſtände privater Klein- 
bäckereien in dumpfen, feuchten Kellern oder dunklen, von Licht⸗ und Luftzufuhr 
abgeſperrten engen Hinterhäuſern.“ 

Wir unterſchreiben den Appell, den der Bäckereiarbeitervorſtand an die Konſum⸗ 
vereinsmitglieder richtet, ſie möchten den Vorſatz faſſen: „Laßt uns einige Jahre | 
auf einen Teil Dividende verzichten, damit nur unſer Verein ſchnell in die 
Lage kommt, eine eigene, zeitgemäß eingerichtete Bäckerei zu eröffnen, die uns 
gutes und ſchmackhaftes, preiswertes und appetitliches Gebäck liefert.“ Diejenigen 
Konſumvereine aber, die nicht in der Lage ſind, zur Eigenproduktion überzugehen, 
ſollten von ihren Brotlieferanten verlangen, daß dieſe die Mindeſtforderungen 
der organiſierten Bäckereiarbeiter erfüllen: Koſt und Wohnung außer dem Hauſe des 
Meiſters, 21 Mark Minimalwochenlohn und täglich zehnſtündige Arbeitszeit, Beſchäfti⸗ 
gung organiſierter Bäckereiarbeiter. „Damit würden auch dieſe Konſumvereine dazu 
beitragen, die tieftraurigen Verhältniſſe eines ganzen Berufs heben und beſſern zu 
helfen und ihren Mitgliedern Brot und Backwaren zu verkaufen, die unter einiger⸗ 
maßen menſchenwürdigen Verhältniſſen hergeſtellt worden ſind.“ | 

Es ijt dringend zu wünſchen, daß dieſes Ziel erreicht wird! W. 


Dr. med. Heberlin, Der habituelle Schwachſinn des Mannes. Dresden und 


Leipzig 1903, Pierſons Verlag. 


In Anlehnung an das viel beſprochene Buch von Möbius über den ſio⸗ 
logiſchen Schwachſinn des Weibes will Heberlin nun dem männlichen Geſchlecht den 
Schwachſinn aufhalſen — allerdings nur einen habituellen, nicht einen phyſiologiſchen! 
Doch ſelbſt ein gutgemeinter Hinweis auf Stammtiſchweſen, Ordens⸗ und Titelſucht, 
Profeſſorenunbehilflichkeit, Fachfritzenverknöcherung, Fehler bei Kindererziehung und 
andere Inventarſtücke menſchlicher Rückſtändigkeit beweiſt noch nicht den habituellen 
Schwachſinn des männlichen Geſchlechtes. Ganz verfehlt aber — und obendrein 
diſſozial gedacht — iſt die Anführung der Tatſache, daß arme Männer trotz ihrer 
Armut dazu ſchreiten, ſich zu verheiraten und ſich Kinder anzuſchaffen; verfehlt auch 
abgeſehen davon, daß der Verfaſſer ſich widerſpricht, wenn er bald darauf gerade 
die Eheloſigkeit als ein Produkt männlichen Schwachſinns kennzeichnen will. Schließ⸗ 
lich können wir auch in den ſonſtigen Momenten, die der Verfaſſer aus der ſexuellen 
Sphäre heranzieht, keine Zeichen eines habituellen Schwachſinns ſehen. Und über 
mehr Material verfügt der Verfaſſer augenſcheinlich nicht. 

Daß der Verfaſſer die Frage nicht tief genug prüft, ergibt ſich daraus ſchon, 
daß er am Sozialismus ſtillſchweigend vorübergeht, der doch allein eine wahre 
Frauenemanzipation durchſetzen kann. Wir machen es ihm zum Vorwurf, daß er 
nicht ſieht oder nicht ſehen will, daß der angeblich „habituell ſchwachſinnige“ Mann 
auch diejenige politiſch⸗ſoziale Bewegung in der Theorie begründet und in der Praxis 
zur Geltung gebracht hat, welche einzig und allein der Frau Bewegungsfreiheit und 
die ihr ſo nötige Entwicklungsmöglichkeit zu geben imſtande iſt. 

Ferdinand Frey, 
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der Großbetrieb in der Schuhinduſtrie. 


Von Dionys Zinner. 


Während ſich die bürgerlichen Parteidemagogen im Schweiße ihres An- 
geſichtes abmühen, zur Gewinnung der Handwerkerſtimmen bei Wahlen allerlei 
„mittelſtandspolitiſche“ Maßnahmen zu treffen und noch weitere Mittelchen zu 
empfehlen, von deren Erfolgloſigkeit ſie ſelbſt überzeugt ſind, marſchiert der 
mduftrielle Großbetrieb in ſeinem Siegeszug unaufhaltſam weiter. Beſonders 
n die Augen ſpringend ſind dieſe Verhältniſſe im Schuhmachergewerbe. Zahl— 
reiche Schuhmachermeiſter ſind ſchon ſeit langer Zeit Schuhhändler, alſo Ver⸗ 
zäufer von Fabrikſchuhen geworden; neben dem Schuhhandel betreiben ſie die 
Flickſchuſtere, denn die Herſtellung von neuen Schuhen, von Maßarbeit, 
gewährt nur noch wenig Beſchäftigung. Durch das Überhandnehmen des kauf— 
nänniſchen Elementes im Schuhhandel, der in großen, elegant ausgeſtatteten 
Läden in den günſtigſten Lagen der Städte als Großbetrieb, ja nicht ſelten als 
„Schuhwarenhaus“ betrieben wird, wird im Laufe der Zeit der Schuhmacher⸗ 
neiſter auch als Schuhhändler ausgeſchaltet und zum „Schnellſohler“ oder 
„Flickſchuſter“ herabgedrückt. In Berlin haben auf Anregung der Schuh: 
nacherinnung zirka hundert Schuhmachermeiſter ſich zu einer Betriebs- 
enoſſenſchaft für Maß- und wohl auch Lagerarbeit zuſammengetan, eine 
oollſtändig mechaniſch eingerichtete Schuhfabrik für fünfzig Arbeiter mit einer 
Wochenproduktion von 600 Paar Schuhen geſchaffen und nun verlangen ſie 
zom preußiſchen Handelsminiſterium ein Darlehen von 30000 Mark, das im 
zaufe von zehn Jahren rückzahlbar, im erſten Jahre ganz unverzinslich und 
odann nur mit 2 Prozent verzinslich ſein ſoll. Der Laſſalleſche Gedanke von 
er Produktivgenoſſenſchaft mit Staatskredit wird jo von der Utopie zur Wirk: 
ichkeit, aber eben nicht für die Arbeiter, ſondern für Handwerksmeiſter. 

Dieſe Berliner Betriebsgenoſſenſchaft iſt ein Kompromiß des Handwerkes 
nit der Fabrik. Die Schuhmachermeiſter nehmen ihren Kunden das Maß, 
ichten nach demſelben die Leiſten her und geben ſie nebſt Angabe über die 
zinzelheiten der beſtellten Schuhe in die Werkſtätte der Betriebsgenoſſenſchaft, 


9o fie bei Arbeitsteilung, mit Arbeitsmaſchinen und Motor angefertigt werden. 
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Von handwerksmäßiger Arbeitsweiſe kann da nicht mehr die Rede ſein, viel⸗ 
mehr bedeutet die Gründung dieſer Betriebsgenoſſenſchaft die Dienſtbarmachung 
der Fabrik für das Handwerk oder, noch genauer geſagt, für den gewerblichen 
Klein⸗ und Zwergbetrieb, der gar keinen Arbeiter oder doch keinen berufs⸗ 
tüchtigen Arbeiter beſchäftigen kann. Angeſichts der ekelhaften Demagogie mit 
Zwangsinnung und Befähigungsnachweis, die in Öfterreich doch jo elend in 
der Praxis Fiasko gemacht haben, bedeutet das Vorgehen der Berliner Schuh⸗ 
machermeiſter entſchieden einen Fortſchritt, auch gegenüber den antiſemitiſch ver⸗ 
ſumpften Wiener Schuhmachermeiſtern, die vor einigen Monaten die Beſichti⸗ 
gung von ausgeſtellten Schuhmaſchinen mit Proteſt abgelehnt haben, da ſie von 
ihnen nichts hören und nichts ſehen mochten. Aber die Rettung des Hand⸗ 
werks vermag auch das neue Berliner Unternehmen nicht, es wird ſich nur, 
vorausgeſetzt, daß die Finanzierung in genügendem Maße gelingt, auf die 
Dauer als gewöhnliche Schuhfabrik behaupten können, in die die kleinen 
Gründer und Genoſſenſchafter nacheinander als Arbeiter eintreten werden. 
Gegenüber dem immer mehr ſich entwickelnden Groß- und Rieſenbetrieb in 
der Schuhinduſtrie erſcheint die Berliner Betriebsgenoſſenſchaft doch auch nur 
als ein Zwergbetrieb, ſowohl dem Umfang des Geſchäftes wie der Größe der 
Betriebsmittel nach. Wieweit die bezügliche Entwicklung in der Schuhinduſtrie 
bereits gediehen iſt, zeigt die Schuhfabrik von Bally in Schönenwerd 
(im Kanton Solothurn in der Schweiz), die nicht bloß die größte in Europa, 
ſondern wohl auf der ganzen Welt iſt. Die im Jahre 1852 gegründete Fabrik 
beſchäftigt heute gegen 4000 Arbeiter, wovon der größte Teil in Schönenwerd 
ſelbſt, mehrere Hunderte aber in den Filialfabriken in Aarau, Gränichen, 
Reitnau, Schöftland und Gösgen tätig ſind. Zirka 600 von den 4000 Arbeitern 
ſind Heimarbeiter. Nicht gerade imponierend iſt aber die tägliche Produktion 
von nur 8000 Paar, da ſie nur eine durchſchnittliche tägliche Produktion von 
2 Paar pro Arbeiter ergibt. Die großen mechaniſchen Schuhfabriken in Amerika 
haben ſchon vor Jahren die durchſchnittliche Tagesproduktion auf 10 bis 
12 Paar pro Arbeiter angegeben. Insgeſamt ergibt jedoch die Jahresproduktion 
2400000 Paar, eine Menge, die ausreichen würde, den größten Teil der 
ſchweizeriſchen Bevölkerung mit Schuhwerk zu verſehen. Die Produktion der 
Ballyſchen Schuhfabrik repräſentiert denn auch reichlich die Hälfte der Pro⸗ 
duktion der ſämtlichen ſchweizeriſchen Schuhfabriken, deren im Jahre 1901 57 
mit 6963 Arbeitern gezählt wurden; ebenſo beträgt der Export jener Fabrik 
allein 80 Prozent der geſamten ſchweizeriſchen Schuhausfuhr. Bally hat in 
Montevideo, Buenos Aires und London Filialen zum kaufmänniſchen Vertrieb 
ſeiner Waren und in England etwa 20 Läden, in denen ſeine Fabrikate direkt 
an das Publikum verkauft werden. Ferner hat Bally Vertretungen in Berlin, 
Hamburg, Brüſſel, Paris (für Frankreich und ſeine Kolonien), Marſeille, 
Madrid, Barcelona, Liſſabon, Sofia, Bukareſt, Konſtantinopel, Smyrna, Beyrut, 
Alexandria und Kairo. | 
Ä Bally hat mit feinen verjchiedenen Filialfabriken eine Arbeitsteilung nad) 
Sorten durchgeführt, dergeſtalt, daß an einem Orte nur maſchinendurchgenähte 
und geſchraubte Schuhe, an dem anderen Maſchinenrahmenſchuhe, an dem 
dritten gewendete Schuhe, hier nur große, dort Kinderſchuhe, ferner in der 
einen Filiale nur Ballſchuhe gemacht werden. Natürlich herrſcht überall 
Arbeitsteilung und mechaniſcher Betrieb. Über die Leiſtungsfähigkeit der Arbeits⸗ 
maſchinen wird berichtet: Die Knopflochmaſchine ſchneidet in der kurzen Zeit 
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von drei Sekunden nicht nur das Knopfloch aus, ſondern näht dasſelbe ſogar 
mit 48 Stichen ſolid und ſauber aus. Die Schärfmaſchinen können das Leder 


bis auf die Dicke eines Bogens Papier ausſchärfen. Der Oberfleck wird 


maſchinell an den Abſatz aufgeheftet; dieſe Maſchine arbeitet mit endloſem 
Draht, ſchneidet ihn ſelbſt in der nötigen Länge ab und treibt ihn in das Leder 
hinein. Dies alles geſchieht mit einer Geſchwindigkeit von 125 Stiften oder 
8 Stück Abſätzen in der Minute. Die Zwickmaſchine zwickt täglich 250 Paar 
Schuhe gegenüber nur 50 Paar, die bei Handarbeit gezwickt werden konnten. 
Die Sohle wird mit wenigen Schlägen maſchinell aufgeheftet. Nachher näht die 
Mae Kay⸗Maſchine, die in der Minute 500 Stiche macht, in wenig mehr als 
einer Minute ein Paar Sohlen mit Pechdraht ſolid und ſauber an (bei der ge⸗ 
nähten Waare; bei der geſchraubten Ware wird zum Aufſchrauben der Sohle eine 
Maſchine verwendet, die in der Minute zirka 4000 Spindelumdrehungen macht). 
Die Unebenheiten des Abſatzes werden abgefräſt, ebenſo die Sohlenkante, die 
an einer ſich in der Minute 9500 mal drehenden Fräſe entlang geführt wird. 

Mit dieſer Produktivität der Arbeit harmoniert die Angabe über die 
Leiſtungsfähigkeit der Arbeiter mit 2 Paar pro Tag durchaus nicht; entweder 


iſt fie falſch, oder es wird neben der Maſchinenarbeit noch in erheblichem Um— 


fang Handarbeit gemacht, ſo daß durch deren geringere Produktivität die durch⸗ 


ſchnittliche Leiſtung herabgedrückt wird. 


Das Ballyſche Unternehmen iſt nicht nur ein gewöhnlicher Großbetrieb, 
ſondern auch ein kombinierter Betrieb. Mit der Schuhfabrik ſind eine 
eigene Schuhelaſtikfabrik, Lederfabrik, Kartonnagefabrik, die täglich bis zu 


4600 Schachteln für den Verſand liefert, eine eigene Schreinerei, Leiſten⸗ 


ſchneiderei, die täglich 60 Paar Leiſten anfertigt, verbunden; ferner gehören 
dazu eigene Konſtruktionsateliers für Inſtandhaltung und Verbeſſerung der 
beſtehenden wie für Erfindung neuer Maſchinen, eine eigene große Maſchinen⸗ 
werkſtätte und Schmiede, eine ſpezielle Werkſtätte für Präziſionswerkzeuge, ſo⸗ 
dann zwei techniſche Bureaus und ein Baubureau mit eigenem Architekten. 


Eine beſondere Spezialität Schönenwerds iſt das Überziehen von Holzabſätzen 


mit Celluloidplatten nach patentiertem Verfahren. Dieſes Atelier fertigt teils 


für eigene Fabrikation, teils zum Verkauf an andere Schuhfabriken jährlich 


30000 Paar Celluloidabſätze an, die in allen Regenbogenfarben ſchimmern. 


Dadurch gibt Schönenwerd mehreren großen Fabriken, die nichts anderes als 
Holzabſätze anfertigen, während des ganzen Jahres Beſchäftigung. 

Gegenüber dieſem kombinierten Rieſenbetrieb erſcheinen die kleinen Betriebe 
der Schuhmachermeiſter wie die Mücke gegen den Elefanten, und ſelbſt die 
kleineren Schuhfabriken ſehen ſich vor eine übermächtige Konkurrenz geſtellt, 


die um ſo gefährlicher, als die Ballyſche Fabrik gute und ſchöne Ware liefert. 


Aber Bally wäre kein moderner Großinduſtrieller, wenn er nicht von 
Stummſchem Geiſte erfüllt wäre. Bally iſt ein Schlotjunker, wie ſie Stumm 
und Krupp waren und andere noch ſind, er iſt der allmächtige „Herr im Hauſe“, 


er duldet keine gewerkſchaftliche Organiſation „ſeiner“ Arbeiter, dagegen dürfen 


ſie in einer Muſikkapelle blaſen, in einem Geſangverein ſingen, in einem Turn⸗ 
verein turnen. Als vor mehreren Jahren der ſchweizeriſche Schuhmacher— 
verband eine öffentliche Schuhmacherverſammlung in Gösgen bei Schönenwerd 
veranſtaltete zur Gewinnung der Arbeiter für die Organiſation, kamen zwar 
die Fabrikſklaven nicht, wohl aber die Meiſter, Werkführer und Bureau- 


angeſtellten, die den Referenten niederbrüllten und unter der gefälligen Aſſiſtenz 
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einſichtsloſer Einwohner aus der Gemeinde hinausſteinigten. Der „Herr im 
Hauſe“ hatte über den „Agitator“ geſiegt. 

Der Ballyſche Fabrikdeſpotismus und Patriotismus wäre unvollſtändig, 
wenn nicht auch die „berühmten“ Wohlfahrtseinrichtungen vorhanden wären, 
derentwegen die bürgerliche Preſſe verſtändnisinnig Herrn Bally als den „großen 
Wohltäter“ ſeiner Arbeiter verherrlicht. 

Die Ballyſchen Arbeiter rekrutieren ſich aus der bürgerlichen Bevölkerung 
der genannten und weiterer Gemeinden, ſie ſind keine gelernten Schuhmacher, 
ſondern Teilarbeiter in der Schuhfabrik, die nebenbei noch ſelbſt Landwirtſchaft 
betreiben und durch ihre Angehörigen betreiben laſſen. Nach einer Erklärung 
Ballys beſchäftigte er in den neunziger Jahren zum großen Teile junge 


Arbeiter von vierzehn bis zwanzig Jahren, die die Hälfte der geſamten 


Arbeiterſchaft ausmachten. Sie erhielten einen Anfangslohn von 1,20 Franken, 
der allmählich erhöht wurde, ſo daß er bis zum zwanzigſten Lebensjahr der 
Arbeiter auf 2,50 bis 3 Franken ſtieg. Die älteren Arbeiter ſollen mehr ver⸗ 
dienen, doch wurde der wöchentliche Durchſchnittslohn nur auf 15 bis 16 Franken 
angegeben. Demgegenüber und da ein erheblicher Teil des Ballyſchen Schuh⸗ 
exportes nach England geht, da ferner das ſchweizeriſche Unternehmertum und 
die ihm dienſtbare Preſſe beſtändig behauptet, in der Schweiz werden die 
„höchſten Arbeitslöhne“, im Ausland dagegen nur niedrige Arbeitslöhne gezahlt, 
iſt es von Intereſſe, zu erfahren, welche Verdienſte denn die engliſchen Fabrik⸗ 
ſchuhmacher haben. Nach den Mitte der neunziger Jahre, aus welcher Zeit 
auch die Ballyſchen Lohnangaben ſtammen, vom „Nationalen Bunde der 
Stiefel⸗ und Schuharbeiter“ den Mitgliedern gemachten Mitteilungen waren die 
Arbeits⸗ und Lohnverhältniſſe folgendermaßen geſtaltet: 54ſtündige Arbeitszeit 
pro Woche, Verbot der Heimarbeit, minimaler Zeitlohn von 30 Mark pro 
Woche, für gewalkte oder gefalzte Arbeit 35 Mark, Grundlage des Zeitlohn⸗ 
minimums für die Stückarbeiter. Dieſe Minimallöhne der engliſchen Arbeiter 
betragen faſt das Dreifache der Arbeitslöhne der ſchweizeriſchen Arbeiter bei 
dem „Schuſterkönig“ Bally. Da auch in der Schweiz immer viel die Rede 
von der „Schmutzkonkurrenz des Auslandes“ iſt, ſo mag der Leſer ſelbſt ent⸗ 
ſcheiden, von welcher Seite ſie geübt wird. 


Bemerkenswert iſt, daß die Arbeiterbewegung trotz alledem auf Bally nicht | 


ohne Einfluß blieb. So ſah er ſich in den neunziger Jahren unter dem Ein- 
druck der nationalen und internationalen Bewegung der Arbeiter für den Acht⸗ 
ſtundentag und für die Arbeitszeitverkürzung im allgemeinen veranlaßt, aus 
eigener Initiative die Arbeitszeit von elf auf zehn Stunden zu reduzieren, 
und als vor mehreren Jahren die Bewegung für die Freigabe des Samstag⸗ 


nachmittags einſetzte, machte er auch hier ſeinen Arbeitern Konzeſſionen und 
verlegte den Feierabend am Samstagnachmittag auf eine frühere Stunde. 


Dabei hat er aber durchaus ſeinen Intereſſen gedient. Einmal erwies er ſeinen 
Arbeitern, von denen die meiſten, wie ſchon bemerkt, neben der Fabrikarbeit 
noch etwas Landwirtſchaft betreiben, einen ſchätzbaren Gefallen, indem er ihnen 
mehr Zeit für die landwirtſchaftlichen Arbeiten gewährte, und ſodann iſt die 
Arbeitsleiſtung, wie Bally vor einigen Wochen in einer öffentlichen Verſamm⸗ 
lung in Bern erklärte, beim Zehnſtundentag die gleiche geblieben, wie während 
des früheren Elfſtundentags. Nach dieſer Erfahrung tritt er jetzt für die Ein⸗ 
führung des Zehnſtundentags an Stelle des Elfſtundentags im ſchweizeriſchen 
Fabrikgeſetz ein. 


“a 
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Schließlich ſei an Bally noch konſtatiert, eine wie rentable, lukrative In⸗ 
duſtrie die Schuhinduſtrie iſt. Der Begründer der Schuhfabrik kam ſeinerzeit 
aus dem Vorarlberg als armer Hauſierer in die Schweiz; als er vor mehreren 
Jahren ſtarb, hinterließ er ſeinen Erben ein nach vielen Millionen zählendes 

Vermögen. Damit iſt der Beweis geführt, daß die Schuhinduſtrie in der Lage 

iſt, ihren Arbeitern ordentliche, auskömmliche Arbeitslöhne zu zahlen. Aber die 
Arbeiter müſſen organiſiert ſein, um fordern und hinter ihre Forderungen die 
Macht der Organiſation ſtellen zu können. 


Anthropologie und Marxismus. 
Don Dr. Ludwig Woltmann. 


Herr Heinrich Cunow hat in der Beſprechung meiner „Politiſchen Anthro— 
pologie“ auch nicht einen Fetzen an derſelben ganz gelaſſen. Das war zu erwarten, 
und ich werde mir keine Mühe geben, ihn zu „widerlegen“ oder zu belehren. — 
Cunow verſpottet meine „biologiſche Syntheſe von Darwinismus und Marxismus“, 
und da dieſe Zeitſchrift in erſter Linie dem Ausbau und der Verbreitung der 
Marxſchen Theorie dienen ſoll, ſo ſei es geſtattet, an dieſer Stelle nachzuweiſen, 
daß Cunow keine Ahnung von den biologiſchen Elementen im Marxismus beſitzt, 
daß dieſe Syntheſe im Prinzip von Marx ſelbſt vollzogen, aber nicht konſequent 
durchgeführt wurde. 

„Höchſt amüſant“ findet es Cunow, daß ich die Bildung der Stände und 
Klaſſen als eine biologiſche Notwendigkeit hinſtelle. Nun ſchreibt Marx: „Kaſten 
und Zünfte entſpringen aus demſelben Naturgeſetz, welches die Sonderung von 
Pflanzen und Tieren in Arten und Unterarten regelt, nur daß auf einem gewiſſen 
Entwicklungsgrad die Erblichkeit der Kaſten oder die Ausſchließlichkeit der Zünfte 
als geſellſchaftliches Geſetz dekretiert wird.“ („Das Kapital“, I, 3. Aufl., S. 339.) 
— Ferner heißt es, daß die griechiſche Geſellſchaft auf der Sklavenarbeit beruhte, 
„daher die Ungleichheit der Menſchen und ihrer Arbeitskräfte zur Naturbaſis 
hatte“ (S. 27). — Schließlich wird die Lehre vom tieriſchen Kampfe direkt mit der 
wirtſchaftlichen Konkurrenz verglichen: „Die geſellſchaftliche Teilung der Arbeit ſtellt 
unabhängige Warenproduzenten einander gegenüber, die keine andere Autorität an— 
erkennen als die Konkurrenz, den Zwang, den der Druck ihrer wechſelſeitigen 
Intereſſen auf ſie ausübt, wie auch im Tierreich das Bellum omnium contra 
omnes (der Kampf aller gegen alle) die Exiſtenzbedingungen aller Arten mehr oder 
minder erhält“ (S. 358). 

Herr Cunow ſchreibt, daß „neuerdings das Argumentieren mit Raſſetheorien 
Mode geworden“ ſei. Er weiß aber nicht, daß auch Marx dieſer Mode huldigte 
und im Prinzip in der Raſſe einen dem Milieu gleichwertigen hiſtoriſchen Faktor 

anerkannte: „Von der mehr oder minder entwickelten Geſtalt der geſellſchaftlichen 
Produktion abgeſehen, bleibt die Produktivität der Arbeit an Naturbedingungen 
gebunden. Sie ſind alle zurückführbar auf die Natur des Menſchen ſelbſt, 
wie Raſſe uſw. und die ihn umgebende Natur“ (S. 524). Und Fr. Engels ſchrieb 
in gleichem Sinne: „Die Raſſe ſelbſt iſt ein ökonomiſcher Faktor“ (vergleiche meinen 
„Hiſtoriſchen Materialismus“, S. 249). 

Herr Cunow ſchließt ſeinen Aufſatz mit den Worten: „Der Mehrwert — eine 
biologiſche Kategorie! Das genügt.“ Damit bin ich in den Augen des Herrn Cunow 
wiſſenſchaftlich (oder moraliſch?) gebrandmarkt. Nun ſuche ich in der Tat auf Grund 
des Darwinismus nachzuweiſen, daß der Mehrwert eine biologiſche Kategorie iſt, 
und daß auch Marx dieſe Auffaſſung — wenn auch nicht konſequent — vertreten 
hat. Man leſe in dieſer Hinſicht das Kapitel über „Abſoluten und relativen Mehr— 
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wert“, wo er den Urſprung des Mehrwertes behandelt (S. 519 bis 530). „So kann 
von einer Naturbaſis des Mehrwertes geſprochen werden, aber nur in ganz 
allgemeinem Sinne, daß kein abſolutes Naturhindernis den einen abhält, die zu ſeiner 
Exiſtenz nötige Arbeit von ſich ſelbſt ab- und einem anderen aufzuwälzen, zum Bei⸗ 
ſpiel ebenſowenig wie abſolute Naturhinderniſſe die einen abhalten, das Fleiſch der 
anderen als Nahrung zu verwenden.“ Indeß gibt Marx nicht nur eine negative 
Definition dieſer „Naturbaſis des Mehrwertes“, ſondern fährt fort: „Nur ſobald die 
Menſchen ſich aus ihren erſten Tierzuſtänden herausgearbeitet, ihre Arbeit ſelbſt alſo 
ſchon in gewiſſem Grade vergeſellſchaftet iſt, treten Verhältniſſe ein, worin die 
Mehrarbeit des einen zur Exiſtenzbedingung des anderen wird“ (S. 523). 
Die poſitive Urſache dieſer Abwälzung phyſiſcher Arbeit und der Mehrwertaneignung 
iſt aber in dem feindlichen Gegenſatz von Kopfarbeit und Handarbeit (S. 519), in 
der Ungleichheit der Menſchen, in der Raſſe begründet, alſo in phyſiologiſchen 
Faktoren begründet. Vergleicht man hiermit die früher zitierten Stellen, ſo iſt es 
unzweifelhaft, daß Marx in der Klaſſen- und Mehrwertbildung biologiſche 
Kategorien geſehen hat. Ich habe nun in meinem Buche den Verſuch gemacht, 
dieſem biologiſchen beziehungsweiſe anthropologiſchen Vorgang näher nachzuſpüren 
und nachzuweiſen, daß es Stammes- und Raſſenunterſchiede oder die Ausleſe und 
Züchtung von Individualpotenzen ſind, welche die Klaſſenbildung phyſiologiſch be⸗ 
herrſchen und daß in ihrem Aufſtieg und in ihrer Blüte die herrſchenden und 
führenden Klaſſen die phyſiologiſch überlegenen und höherwertigen Elemente darſtellen. 
Darin beſteht die große wiſſenſchaftliche Vorurteilsloſigkeit der Marxſchen Theorie, 
daß ſie die Klaſſen⸗ und Mehrwertbildung als eine notwendige Bedingung der 
Kulturentwicklung auffaßt. Aber Marx hielt ſie nur für die „bisherige“ Geſchichte 
erforderlich. Marx und die Marxiſten haben indes bisher noch keinen Beweis er⸗ 
bracht, daß der Sozialismus imſtande iſt, dieſes „Naturgeſetz“ und dieſe „Natur⸗ 
baſis“ zu durchbrechen. Vielmehr zwingen die anthropologiſchen und hiſtoriſchen 
Erfahrungen zu der Annahme, daß auch in Zukunft eine Klaſſen- und Mehrwert⸗ 
bildung in irgend einer Form beſtehen, ja für die Erhaltung und Weiterentwicklung 
der Kultur unumgänglich notwendig ſein wird. 
Alles das habe ich in meinem Buche ausgeführt; aber Herr Cunow glaubt 
meine Argumente mit überlegener Handbewegung abtun zu können. — Das genügt! 


Entgegnung. 
Von Heinrich Eunom, 


Daß Herr Woltmann an meiner Kritik ſeiner „Politiſchen Anthropologie“ 
manches auszuſetzen hat, finde ich begreiflich — weniger vermag ich dagegen zu ver⸗ 
ſtehen, wie er zu ſeiner obigen Beſchwerde kommt, da er nichts dafür anzuführen 
weiß, daß ich ſeine Auffaſſungen falſch dargeſtellt oder ihn falſch zitiert hätte. Daß 
ich über ſeine Syntheſe von Darwinismus und Marxismus ſpotte oder die von ihm 
in letzterem entdeckten biologiſchen Elemente nicht anerkennen will, iſt doch kein 
Grund zu irgend welcher Beſchwerde. Wenn jeder Autor ſich deshalb zur Abfaſſung 
von Entgegnungen berechtigt halten wollte, weil ſein Rezenſent ſeine Behauptungen 
nicht unbeſehen hinnimmt, würden manche Zeitſchriften in jeder Nummer ein halbes 
Dutzend derartiger Autor-Repliken bringen müſſen. | 

Damit will ich nicht ſagen, daß mir perſönlich Herrn Woltmanns Entgegnung 
unbequem iſt; im Gegenteil, ſie kommt mir äußerſt paßrecht, da ſie mir Gelegenheit 
gibt, einige kritiſche Ausführungen nachzuholen, die ich in meiner Beſprechung des 
Woltmannſchen Buches aus Raumrückſichten habe wegfallen laſſen. Gewünſcht hätte 
ich nur, daß Herr Woltmann, nachdem er ſich doch einmal zu einer Replik ent⸗ 
ſchloſſen hatte, etwas gründlicher verfahren wäre und endlich ſyſtematiſch nachzu⸗ 
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weiſen verſucht hätte, inwiefern und wo denn eigentlich die Marxſche Sozialtheorie, 
daß im Entwicklungsgang der Menſchheit jede Epoche ihre beſonderen, durch die 
Wirtſchaftsweiſe bedingten ſozialen Geſetze oder Tendenzen hat, mit der biologiſchen 
Auffaſſung Woltmanns übereinſtimmt, derzufolge ewige Naturgeſetze die „politiſchen 
Einrichtungen, Tätigkeiten und Vorſtellungen“ beſtimmen, „welche die Raſſen des 
Menſchengeſchlechtes in ihrem hiſtoriſchen Werdegang hervorgebracht haben“. Statt 
an die Beantwortung dieſer Grundfrage heranzugehen, beſchränkt ſich Herr Wolt⸗ 
mann wiederum in ſeltſamer Beſcheidenheit darauf, kritiklos aus dem erſten Bande 
des Marxſchen „Kapital“ allerlei Zitate aneinander zu reihen, in denen Marx von 
Raſſe, Exiſtenzkampf, Naturgeſetzen uſw. ſpricht. Schon daß auch Marx ſolche Aus- 
drücke gebraucht hat, genügt allem Anſchein nach Herrn Woltmann zum Beweiſe 
dafür, daß Marx ebenfalls eine biologiſche Grundlage der geſellſchaftlichen Entwick— 
lung annahm, wenn er auch in den erſten Anfängen der biologiſchen Geſellſchafts⸗ 
lehre ſtecken blieb und deshalb keinen höheren Anſpruch hat, als ein ſimpler Vor⸗ 
läufer Woltmanns zu ſein. 

Doch niemand kann mehr geben, als er hat, und ſo muß ich mich denn an den 
Zitatenbeweiſen Woltmanns genügen laſſen: 

1. Zunächſt das Zitat „Kaſten und Zünfte uſw.“, das im Band I des „Kapital“, 
3. Aufl., S. 339, oder 4. Aufl., S. 304, zu finden iſt. Herr Woltmann ſcheint aus 
dieſem Satze zu folgern, daß nach Marx' Anſicht die Bildung der Kaſten und Zünfte 
durch biologiſche Naturgeſetze bedingt ſei — eine Analogie zur Arten- und Varietäten⸗ 
bildung im Tier⸗ und Pflanzenreich. Tatſächlich handelt es ſich um ganz etwas 
anderes. Marx ſpricht an der betreffenden Stelle von der Arbeitsteilung der Manu: 
fakturperiode und führt dort aus, daß dieſe Arbeitsteilung nicht erſt von der Manu⸗ 
faktur geſchaffen worden ſei, ſondern von ihr aus der voraufgegangenen Epoche 
mit ihren Zünften und Handwerkskaſten übernommen wurde. Wörtlich heißt es 
(4. Aufl., S. 304): 

„Andererſeits entſpricht ihre Verwandlung der Teilarbeit in den Lebensberuf 
eines Menſchen dem Triebe früherer Geſellſchaften, die Gewerbe erblich zu machen, 
ſie in Kaſten zu verſteinern oder in Zünften zu verknöchern, falls beſtimmte hiſtoriſche 
Bedingungen dem Kaſtenweſen widerſprechende Variabilität des Individuums er— 
zeugen. Kaſten und Zünfte entſpringen aus demſelben Naturgeſetz, welches die 
Sonderung von Pflanzen und Tieren in Arten und Unterarten regelt, nur daß auf 
einem gewiſſen Entwicklungsgrad die Erblichkeit der Kaſten oder die Ausſchließlich⸗ 
keit der Zünfte als geſellſchaftliches Geſetz dekretiert wird.“ 

Darauf folgt ein längeres Zitat aus einem Bericht über die Geſchicklichkeit der 
Weber von Dakka, und dann heißt es weiter: „Es iſt nur das von Generation 
zu Generation gehäufte und von Vater auf Sohn vererbte Sonder— 
geſchick, das dem Hindu wie der Spinne dieſe Virtuoſität verleiht.“ 

Was Marx damit ſagen will, iſt klar: nämlich, daß ſchon vor der Manufaktur⸗ 
periode vielfach dadurch eine Arbeitsteilung und Berufsgruppierung ſtattgefunden 
hatte, daß der Vater ſein Gewerbe (Handwerk) auf ſeine Söhne übertrug und damit 
ſein Sondergeſchick, jo daß ſich gewiſſermaßen gewerbliche Familiengruppen heraus: 
bildeten, ähnlich wie in der Tier⸗ und Pflanzenwelt durch Vererbung und Feſt— 
haltung neuer erworbener Eigenſchaften neue Varietäten und Arten entſtehen. Der 
Ausdruck „Naturgeſetz“ beſagt demnach nicht, daß die Zunft- reſpektive Kaſten⸗ 
bildung durch ein Naturgeſetz ausgewirkt wird, ſondern, daß die Vererbung der ge— 
werblichen Familiengeſchicklichkeit nach einem ſolchen Geſetz erfolgt. 

Nun iſt nach meiner Anſicht allerdings recht fraglich, ob ſolche erworbenen Ge— 
ſchicklichkeiten im biologiſchen Sinne vererbbar ſind, ob nicht die ſogenannte 
„Familiengeſchicklichkeit“, die wir vielfach bei tieferſtehenden Völkern finden, weit 
mehr auf frühzeitiger Unterweiſung — oft kann man von Trainierung ſprechen — 
und auf einer von Generation zu Generation zunehmenden Anhäufung von Erfah: 
rungen, Fachkenntniſſen und Kunſtgriffen beruht, als auf einer ſich vererbenden be— 
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ſonderen phyſiologiſchen Veranlagung. Doch ſelbſt in letzterem Falle kann nicht 
davon die Rede ſein, daß die Bildung der Zünfte und Kaſten auf Grund eines bio⸗ 
logiſchen Geſetzes erfolgt. Auf Grund eines ſolchen Geſetzes findet höchſtenfalls die 
Geſchicklichkeitsvererbung ſtatt; ob aber dieſe in der Familie feſtgehalten oder durch 
ſoziale Faktoren paralyſiert wird, ob fie zur Zunft- oder zur Kaſtenbildung führt uſw.: 
das alles hängt nicht vom „Naturgeſetz“ der Vererbung, ſondern von beſtimmten 
hiſtoriſchen Bedingungen ab, wie denn ja auch die Kulturgeſchichte zeigt, daß 
bei dem einen Volke dieſe ſelbe Vererbung völlig wirkungslos geblieben iſt, bei einem 
anderen zur Zunftbildung, bei einem dritten zur Entſtehung gewerblicher Familien⸗ 
kaſten geführt hat uſw. | 

2. Zeigt ſich hier ſchon, daß Herr Woltmann nicht begrifflich zu unterſcheiden 
vermag, ſo noch weit mehr beim nächſten Zitat über die Sklavenarbeit im alten 
Griechenland. Der Marxſche Ausdruck „Naturbaſis“ ſcheint Herrn Woltmann 
zu der Annahme verleitet zu haben, Marx ſpreche hier von einer phyſiologiſchen 
Ungleichheit der Menſchen und der Arbeitskräfte. Tatſächlich meint Marx die 
ſoziale Ungleichheit. Das ergibt ſich ſofort, wenn man dem obigen Zitat die 
voraufgehenden und nachfolgenden Sätze, die ſich auf den Wertbegriff des Ariſtoteles 
beziehen, hinzufügt (4. Aufl., S. 26): 

„Daß aber in der Form der Warenwerte alle Arbeiten als gleiche menſchliche 
Arbeit und daher als gleichgeltend ausgedrückt ſind, konnte Ariſtoteles nicht aus der 
Wertform ſelbſt herausleſen, weil die griechiſche Geſellſchaft auf der Sklavenarbeit 
beruhte, daher die Ungleichheit der Menſchen und ihrer Arbeitskräfte zur Naturbaſis 
hatte. Das Geheimnis des Wertausdrucks, die Gleichheit und gleiche Gültigkeit aller 
Arbeiten, weil und inſofern ſie menſchliche Arbeit überhaupt ſind, können nur ent⸗ 
ziffert werden, ſobald der Begriff der menſchlichen Gleichheit bereits die Feſtigkeit 
eines Volksurteils beſitzt. Das iſt aber erſt möglich in einer Geſellſchaft, worin die 
Warenform die allgemeine Form des Arbeitsproduktes, alſo auch das Verhältnis 
der Menſchen zueinander als Warenbeſitzer das herrſchende geſell⸗ 
ſchaftliche Verhältnis iſt.“ 

Marx ſpricht hier ſelbſt von der Ungleichheit beziehungsweiſe Gleichheit als 
einem geſellſchaftlichen Verhältnis. Daß aber die phyſiologiſche Ungleichheit 
nicht mit der ſozialen beziehungsweiſe politiſchen identiſch iſt und daß die 
eine die andere nicht ohne weiteres bedingt, braucht hier nicht erſt bewieſen zu 
werden. Die ſoziale Ungleichheit iſt ein Erzeugnis ſozialer (genauer ökonomiſcher) 
Entwicklungsverhältniſſe, wie ſie ſich denn auch mit dieſen im Wechſel der Zeiten 
mannigfach verändert hat und mit ihr, wie Marx in dem obigen Zitat ſelbſt aus⸗ 
führt, der Begriff der menſchlichen Gleichheit. 

3. Es iſt richtig, Marx vergleicht den wirtſchaftlichen Konkurrenzkampf mit dem 
tieriſchen Kampfe aller gegen alle; inwiefern aber dadurch das Vorhandenſein bio⸗ 
logiſcher Elemente im Marxismus bewieſen wird, vermag ich nicht zu begreifen. 
Herr Woltmann wird doch nicht behaupten wollen, daß Marx dieſen Konkurrenz 
kampf des heutigen Wirtſchaftslebens als ein Naturgeſetz betrachtet. Marx ſpricht 
an der betreffenden Stelle deutlich davon, daß dieſer Kampf erſt auf beſtimmter 
wirtſchaftlicher Stufe, der der Warenproduktion, aus beſtimmten wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe heraus entſtanden iſt, und er verweiſt außerdem hinterher auf frühere Ges 
ſellſchaftsformen (zum Beiſpiel die indiſchen Gemeinweſen), in denen nichts von einem 
freien Konkurrenzſyſtem zu finden war. Zudem wäre es doch geradezu lächerlich, 
anzunehmen, Marx hätte im wirtſchaftlichen Konkurrenzkampf ein ewiges Natur⸗ 
geſetz erkannt und wolle doch dieſen Kampf durch ein kommuniſtiſches Wirtſchafts⸗ 
ſyſtem erſetzen. Ewige Naturgeſetze kann man nicht aufheben. | 

4. Herr Woltmann zitiert weiter Marx' Außerung (3. Aufl. S. 524, 4. Aufl. 
S. 476), daß die Produktivität der Arbeit, abgeſehen von der Produktionsweiſe, von 
der Natur des Menſchen, der Raſſe uſw. und der umgebenden Natur abhängt. 
Woltmann meint, ich wüßte um dieſe Stelle nicht. Darauf zu antworten, lohnt ſich 
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nicht der Mühe; mag Herr Woltmann über meine ethnologiſchen und wirtſchafts⸗ 
geſchichtlichen Kenntniſſe denken, wie er will; ich möchte hier nur bemerken, daß ich 
weder das Vorhandenſein von Raſſen, noch das von Raſſeneigenſchaften, noch einen 
gewiſſen Einfluß dieſer Eigenſchaften auf die Produktivität der Arbeit beſtreite. 
Aber darum handelt es ſich bei der ſogenannten „Raſſenfrage“, wie Herr Wolt⸗ 
mann in ſeiner Begriffsverwiſchung wieder nicht begreift, gar nicht. Es handelt 
ſich vielmehr darum, ob „die kriegeriſchen und geiſtigen Leiſtungen der 
Staaten aus der phyſiologiſchen Eigenart und Ungleichheit der fie zu— 
ſammenſetzenden Raſſen zu erklären ſind“ und die körperlichen wie geiſtigen 
Unterſcheidungsmerkmale der Raſſen ſich im weſentlichen gleichbleiben, oder ob das 


ſoziale Leben der Völker durch ihre ökonomiſche Struktur beſtimmt 


wird und die Raſſencharaktere, ſpeziell die ſogenannten „pſychiſchen“, nichts anderes 
ſind als Niederſchläge früherer ſozialer Entwicklungsepochen. Das erſtere behauptet 
Woltmann, das zweite lehrt Marx. Was richtig iſt, kann hier nicht unterſucht 
werden; jedenfalls aber iſt es mehr als kurios, wenn Woltmann trotz dieſes unüber⸗ 
brückbaren, fundamentalen Gegenſatzes bei Marx die biologiſchen Elemente ſeiner 
eigenen Raſſentheorie entdeckt. h 

5. Doch Herr Woltmann geht noch einige Schritte weiter; er findet auch, daß 
die Marxſche Wertteorie bereits die biologiſchen Elemente der Woltmannſchen ent— 
hält, nach welcher der Mehrwert keine hiſtoriſche, ſondern eine biologiſche 
Kategorie iſt, eine Folge der menſchlichen Naturanlage; weshalb es denn 
auch abſurd ſei, von ſeiner Abſchaffung zu ſprechen. Die Berechtigung, auch in 
dieſer Beziehung Marx als einen ſeiner Vorläufer zu reklamieren, ergibt ſich für 
Woltmann aus folgendem Marxſchen Satze („Kapital“, 1. Bd., 3. Aufl., S. 523, oder 
4. Aufl., S. 475): 

„So kann von einer Naturbaſis des Mehrwertes geſprochen werden, aber nur 
in dem ganz allgemeinen Sinne, daß kein abſolutes Naturhindernis den einen ab⸗ 
hält, die zu ſeiner eigenen Exiſtenz nötige Arbeit von ſich ſelbſt ab- und einem 
anderen aufzuwälzen, zum Beiſpiel ebenſowenig wie abſolute Naturhinderniſſe die 
einen abhalten, das Fleiſch der anderen als Nahrung zu verwenden.“ 

Weil es kein ſolches abſolutes Naturhindernis gibt, deshalb — jo folgert Wolt- 
mann — muß es und wird es immer Mehrwertsarbeit und folglich auch Mehrwert 
geben. Auf den einfachen Gedanken, daß, weil einer Funktion kein abſolutes Natur⸗ 


- Hindernis entgegenſteht, fie deshalb noch nicht in der menſchlichen Geſellſchaft zu 


finden ſein muß, kommt Woltmann nicht. Sicherlich gibt es, ſofern die Kauwerkzeuge 
und die Verdauungsfähigkeit es geſtatten, kein Naturhindernis, das jemanden daran 
hindert, ſeine Nachbarn zu verſpeiſen, roh oder gebraten. Deshalb iſt aber noch 
keineswegs die Menſchenfreſſerei überall üblich, denn wenn auch keine Naturhinder⸗ 
niſſe, ſo gibt es doch ſoziale Hinderniſſe, die ihr entgegenſtehen: geſellſchaftliche 
Organiſationsformen, Geſetze, Moralanſchauungen uſw. Kein abſolutes Natur⸗ 
hindernis hält auch den heutigen Arbeiter davon ab, ſich Rittergüter zu kaufen; 
dennoch kann er ſich unter den heutigen ſozialen Bedingungen keine kaufen, weil 
ihm die Mittel dazu fehlen. 

So ſteht es auch mit dem Mehrwert. Wie Marx weiterhin ſelbſt ausführt, 
entſteht er erſt, wenn „die Arbeit ſelbſt ſchon in gewiſſem Grade ver— 
geſellſchaftet iſt“. Aber in den Kulturanfängen bleibt immer noch „die Pro⸗ 
portion der Geſellſchaftsteile, die von fremder Arbeit leben, verſchwindend klein 
gegen die Maſſe der unmittelbaren Produzenten“. „Mit dem Fortſchritt der geſell⸗ 
ſchaftlichen Produktivkraft der Arbeit“ wächſt jedoch dieſe Proportion mehr und 
mehr. Deshalb ſchließt denn auch, wie Marx ſagt (4. Aufl., S. 473), der Begriff 
des produktiven Arbeiters „keineswegs bloß ein Verhältnis zwiſchen 
Tätigkeit und Nutzeffekt, zwiſchen Arbeiter und Arbeitsprodukt ein, 
ſondern auch ein ſpezifiſch geſellſchaftliches, geſchichtlich entſtandenes 
Produktions verhältnis.“ 
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Man ſollte denken, das wäre deutlich genug. Aber Herr Woltmann findet 
trotzdem, es ſei „unzweifelhaft“, daß „Marx in der Klaſſen⸗ und Mehrwert⸗ 
bildung biologiſche Kategorien geſehen hat“. In Wirklichkeit iſt etwas 
ganz anderes „unzweifelhaft“, nämlich daß Woltmann nicht imſtande iſt, begrifflich 
genau zu unterſcheiden. Ob dieſer Mangel entſprechend ſeiner Lehre von der Züch⸗ 
tung der Individualpotenzen die Folge irgendwelcher morphologiſchen Variation iſt, 
darüber mag er ſich ſelbſt den Kopf zerbrechen; ich maße mir kein Urteil darüber an. 


Die frau beim Theater. 


Von Kina Carnegie MRardon. 


Die Zahl der Frauen beim Theater überſteigt bei weitem die Zahl der 
Männer! Ja, ſie iſt ſo groß, daß es ſich lohnt, den pſychologiſchen und ſozialen 
Urſachen des ſo unverhältnismäßig ſtarken Zufluſſes weiblicher Kräfte zum 
Theater nachzugehen. Mit der banalen Behauptung, jedes Weib ſei zum Teile 
Komödiantin, iſt es natürlich nicht abgetan. ö 

Das Theater! Welch ein Zauber liegt in dem Worte! Die Bühnenkunſt 
iſt die Kunſt, welche am unmittelbarſten auf das Volksempfinden wirkt! Die 
ganze, volle, reiche Welt der Träume, des ſchönen — und des häßlichen — 
Scheines, der Wünſche — der Unerfüllbarkeiten; alles, was wir als Erlebnis 
nicht für uns ſelbſt zu fordern wagen — fordern dürfen —, alles, woran ſich 
unſere Phantaſie ergötzt, berauſcht — was unſerer Gefühlswelt, unſerer Er⸗ 
kenntnis neue Möglichkeiten zeigt —, das alles finden wir leibhaftig dargeſtellt. 
Wir können im Scheine genießen, was das Leben uns verſagt, unſere Gefühle 
finden ihren Ausdruck — ſei es in den hehrſten Schöpfungen des Dichters, ſei 
es im Cancan des Tingeltangels. In dieſer Suggeſtion der Bühne liegt auch 
ihre Gefahr. Sie verwirrt die Geiſter. Sie fröhnt allen Lüſten, wenn ſie auch 
zugleich alle höchſten, alle reinſten Forderungen befriedigt! Die Empfänglich⸗ 
keit der Jugend reißt ſie hin — der Lüſternheit des Alters ſchmeichelt ſie. So 
übt ſie ihre unwiderſtehliche Macht über alle aus. N 

Seiner Perſönlichkeit Ausdruck zu verleihen, ſich durchzuſetzen, ſein Weſen 
auch nach außen hin zu behaupten, iſt ein rein menſchlicher Inſtinkt — ein 
Drang, der nicht allein dem Manne gegeben. Nun vergegenwärtige man ſich, 
wieviele Berufe bis vor kurzem der Frau offen geſtanden! Man wird herzlich 
wenig Gebiete finden, auf denen es ihr ſchon lange vergönnt geweſen, ſich voll 
zu betätigen, den vollen, freien Ausdruck ihrer Perſönlichkeit zu finden. Die 
Bühne hat ihr am früheſten den freien Wettbewerb mit dem Manne geſtattet — 
hier hatte ſie ein Feld, auf dem ſie ſich völlig gleichberechtigt ſtellen durfte. 
Noch war ihr faſt alles verſperrt und auch ſonſt waren ihr in der Kunſt die 
Grenzen eng gezogen. Was Wunder, daß ſie die wenigen Gebiete, die man 
ihr geöffnet, auch bald überlaſtete, daß die Konkurrenz ſich hier ins Grenzen⸗ 
loſe ſteigerte, Angebot und Nachfrage ſich bald nicht mehr decken konnten! 

Vermehrt wird dieſe Überlaſtung noch bei der Bühne dadurch, daß für alle, 
alle das Theater ſeinen gefährlichen Reiz hat — für die keuſche Prieſterin der 
Kunſt wie für die Dirne — für das Weib, das ohne eine beſondere Vorliebe, 
ja oft ohne Anlage zu dieſem Beruf, nur den Drang zur Betätigung in ſich 
fühlt, wie für die Frau, die Erwerb und Lebensunterhalt ſucht und das er⸗ 
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greift, was ſich ihr zunächſt bietet! Und ſo drängen und tummeln ſie ſich alle 
auf dem Kampfplatz — die talentloſen, die begabten, die leichtfertigen und die 
mit harter Lebensnot ringenden und unterliegenden Frauen. Und nicht ohne 
Gefahr iſt die Leichtigkeit, mit der man „zum Theater“ gehen kann. Vor⸗ 
bildung, wenn auch hier ſo notwendig wie auf jedem anderen Kunſtgebiet, iſt 
beim Theater nicht Bedingung, ſofern es ſich nicht um Kunſtgeſang handelt. 
Ein Lockenkopf und ein klangvolles Organ — beim Mädchen Anmut und Schick, 
ein paar hübſche Kleider und die nötige Doſis Dreiſtigkeit — und der Agent 
iſt gefunden, der irgendwo ein Unterkommen ſchafft. Das erſte Engagement 
perfekt — der erſte Schritt getan — das Proletariat bei der Bühne ſteigert 
ſo ſich ins Ungeheure. 

Daß ſolche Zuſtände die denkbar ſchlechteſten Folgen auf die wirtſchaftliche 
Entwicklung haben müſſen, iſt ſelbſtverſtändlich. Überall, wo Angebot und Nach— 
frage in ſo ſcharfem Mißverhältnis zueinander ſtehen, finden wir die Löhne 
herabgedrückt, die Arbeitsbedingungen verſchlechtert. Und gar bei der Bühne, 
wo noch ein wahrhaft mittelalterliches Regime herrſcht, wo die Macht des 
Arbeitgebers eine ſchier unbeſchränkte iſt. 

Der Schauſpieler hat ſeinen „Vertrag“, den er widerſpruchslos zu unter⸗ 
zeichnen hat. Hier heißt die Parole: Ergieb dich oder verhungere; und er 

ergiebt ſich — ſtets. Denn er weiß, wenn er zögert, ſo harren hundert andere, 
bereit, an ſeinen Platz zu treten, unter jeder Bedingung, unter jeder perſön⸗ 
lichen Vergewaltigung ſogar. Hoffnungen, Ehrgeiz gaukeln eine Zukunft vor 
und täuſchen über die momentane Schwierigkeit und das Entwürdigende der 
augenblicklichen Zumutung hinweg. Und wer einmal dem Theater verfallen, 
wird ihm faſt in allen Fällen treu bleiben — auch unter den ungünſtigſten 
Verhältniſſen; denn auch das bringt die Bühne mit ſich, daß ſie zu anderer 
Berufsarbeit untauglich macht. Sie hat Sinn und Denken des Menſchen ſich 
vollſtändig zu eigen gemacht, ihre Forderungen nehmen jede Minute des Tages 
in Anſpruch und der Schauſpieler, der ſich meiſt in jugendlichem Alter, ohne 
die Vorbedingungen zu einem bürgerlichen Beruf zu haben, der ihm im Falle 
eines Mißerfolges einen Rückhalt bieten könnte, der Bühnenkunſt in die Arme 
geworfen hat, iſt einer verhängnisvollen Einſeitigkeit in bezug auf ſeine Inter⸗ 

eſſen und Kenntniſſe verfallen. 

Doch ich wollte von der Frau beim Theater ſprechen und bin von dieſem 
Speziellen auf das Allgemeine gekommen. Dennoch aber bleibe ich beim 
Thema — denn die Ungunſt der allgemeinen Verhältniſſe wirkt mit doppelter 
Strenge auf die Frau zurück, deren Abhängigkeit in dieſem ſo frei ſcheinenden 
Beruf noch im beſonderen verſchärft wird. 

Der verhängnisvolle Vertrag wird ihr unterbreitet — es iſt für alle Teile 
das gleiche gedruckte Formular —, hinzugeſchrieben werden nur die Namen der 
Kontrahenten, Ort und Dauer des Engagements und die Höhe der Bezüge. 
Mit geradezu ſündhafter Leichtfertigkeit werden dieſe Formulare unterſchrieben, 

ohne kaum durchgeleſen zu werden — von der Novize in verzeihlichem Leicht- 
ſinn in der Freude, das erſehnte erſte Engagement erreicht zu haben, ſpäter 
mit einem Achſelzucken, denn man weiß, es darf nichts geſtrichen oder hinzu⸗ 
gefügt werden, ſoll ſich der Vertrag realiſieren. Der Theatervertrag mit all 
ſeinen Ungeheuerlichkeiten, ſeinen alle Menſchenwürde verletzenden, aller Sitt⸗ 
lichkeit hohnſprechenden Forderungen hat ſich ſo feſt eingebürgert, daß er eben 
in ſeiner jetzigen Form eine Selbſtverſtändlichkeit geworden iſt. 
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Die durch das Theaterrecht feſtgeſtellten Arbeitsbedingungen ſind es, die den 
Stand dauernd in wirtſchaftlicher Unmündigkeit erhalten und die Mißachtung 
insbeſondere ſeiner weiblichen Angehörigen nach außen verſchuldet haben. Hier 
haben wir den wunden Punkt — die Wurzel des Übels zu ſuchen, wenn heute 
immer noch der Ruf der Schauſpielerin in den Augen der bürgerlichen Geſell⸗ 
ſchaft nicht fleckenlos erſcheinen will. 

Der Theaterkontrakt enthält den verdammungswerteſten, ſkandalöſeſten Para⸗ 
graphen, der jemals einem Arbeitsvertrag eingefügt worden iſt — ein Geſetz, 
das in Wahrheit „gegen die guten Sitten verſtößt“. Es heißt in ſcheinbar 
belanglos klingenden Worten: 

„Dem männlichen Mitglied wird das zu den Vorſtellungen erforderliche 
hiſtoriſche Koſtüm nach Anordnung der Bühnenleitung geliefert. Weibliche 
Mitglieder haben ſich . . . alles auf eigene Koſten zu ſtellen und ſind 
verpflichtet, alle Weiſungen der Bühnenleitung ... genau zu beobachten.“ 

Was dieſe „Weiſungen der Bühnenleitung“ in betreff der Koſtümierung 
und dies „auf eigene Koſten zu ſtellen“ für das weibliche Mitglied bedeuten 
können, wird man in ſeiner ganzen Tragweite erſt ermeſſen, wenn ich noch 
vorausſchicke, daß trotz dieſer unbegrenzten Steigerung der Berufskoſten die 
Frau beim Theater durchſchnittlich geringer bezahlt wird als der Mann. Weit 
geringer! Frauenarbeit iſt nirgends ſo billig als bei der Bühne — nirgends 
iſt der Wert ihrer Perſönlichkeit ſo wohlfeil, um ſo mehr als hier noch ein 
beſonderer Schein gewahrt werden ſoll! Der Schein der Anſtändigkeit! Und 
es iſt doch ein ſo tolles Narrenſpiel! 

Ich komme hier auf einen Punkt zu ſprechen, den ich nicht ohne Bitterkeit 
berühren kann. Gilt es doch auszudrücken all das Häßliche, Erniedrigende, 
Grauſame, das die Schauſpielerin trotz allem — trotz phraſenhafter Vorurteils⸗ 
überwindung, trotz ſogenanntem Kulturfortſchritt zum Freiwild der Geſell⸗ 
ſchaft doch ſtempeln muß, doch ſtempeln wird, ſolange nur ein ſolcher als 
Rechtsdokument anerkannter Theatervertrag beſteht, ſolange nicht ein für alle⸗ 
mal gründlich aufgeräumt wird mit dem Haufen von Ungerechtigkeiten, mit 
dieſem Wuſt altge, heiligter“ Überlieferungen, mit dieſer vertragsmäßig ſanktio⸗ 


nierten Unmoral der — Theaterdame! Und es iſt nichts anderes als eine 


Sanktionierung der Unſtttlichkeit. | 
Die Härte dieſes Paragraphen trifft alle gleich: die gefeierte Künſtlerin — 

die armſeligſte Choriſtin. Das Mädchen, das ſich allabendlich als Statiſtin in 

einer anderen Oper, in einem anderen Schauſpiel auf eigene Koſten mehr oder 


weniger ſtilgerecht herzurichten hat und dafür 60 bis 150 Mark monatliches 


Gehalt erhält, kann nicht von ihrer Tugend leben — oder ſie müßte reich 
ſein — dann wäre ſie aber nicht Statiſtin. 


Die Künſtlerin, die heute „Magda“, morgen „Sans Gene“ und übermorgen 


„Desdemona“ oder „Julia“ ſpielen ſoll, verbraucht für die dazu erforderlichen 


Toiletten oft an einem Abend mehr als ihr durchſchnittliches Monatseinkommen; 


dem wird dann auf andere Weiſe aufgeholfen, und ſo kann die Künſtlerin 
— wenn ſie nicht Privatvermögen beſitzt — trotz aller Einſchränkung, trotz aller 


Entbehrung des Notwendigſten zum Lebensunterhalt gar leicht auf die ſchiefe 


Ebene gelangen. Ja, mancher Direktor ſpekuliert direkt darauf. Er wird ſich 
nicht ſcheuen, das Mädchen auf die reichen Finanzmänner der Stadt auf⸗ 
merkſam zu machen — wird ſie mit der größten Unverfrorenheit fragen, was 
ſie von dem betreffenden Kavallerieregiment hält, und iſt ſie noch immer begriffs⸗ 


n 
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ſtutzig, wird er ihr unumwunden erklären, daß er eine „Dame“, die ſo naiv 
iſt, von ihrer Gage leben zu wollen, nicht gebrauchen kann. 

Dies ſind traurige Wahrheiten — und da ſie faſt überall mit der gleichen 
Roheit zutage treten, ſo herrſcht wie ein Sous-entendu an allen Theatern die 
Anſicht, daß eine Schauſpielerin eben nicht von ihrer Gage zu leben braucht. 
Denn wäre das nicht der Fall, weshalb behalten diejenigen Theater, die 
auf ſolider pekuniärer Baſis ſtehen, dieſen ominöſen „Koſtümparagraphen“ bei? 
Ich weiſe hin auf Hamburg — auf Berlin, um gleich eklatante Beiſpiele zu 
nennen. Freilich, in Hamburg herrſchen noch die Grundſätze Pollinis — des 
„großen Handelsmanns im Norden“, wie er zutreffend genannt wurde, der 


mehr Exiſtenzen vernichtet, als er Karrieren geſchaffen hat, deſſen Geiſt die 


Quinteſſenz der Direktorenbrutalität geweſen iſt. 

Eine Ausnahme in bezug auf den gerügten Paragraphen ſowie in der 
Handhabung des Vertrags überhaupt bilden einige der größeren Hoftheater. 
Dieſe liefern entweder allen Mitgliedern gleich, oder zum mindeſten denen der 
geringer bezahlten Kunſtgattungen — Ballet, Chor — die zur Darſtellung der 
überwieſenen Aufgaben erforderlichen Koſtüme. Doch es find dies die AuS- 
nahmen, denn die Zahl der Stadt- und Privattheaterunternehmungen überwiegt 
beträchtlich die der Hoftheater im Deutſchen Reiche. 

Aber ſelbſt bei dieſen Ausnahmen handelt es ſich ſtets nur um das hiſto⸗ 
riſche Koſtüm — die moderne Toilette bedeutet überall für die Schauſpielerin 
eine Belaſtung ihrer Berufskoſten, die in keinem Verhältnis zu ihrem durch⸗ 
ſchnittlich geringen Einkommen ſteht. 

Dies iſt der Punkt, um den ſich alles dreht, ſobald von der Stellung der 
Frau im Theaterleben die Rede iſt. Die Koſtümfrage iſt für ſie Berufsfrage, 
Brotfrage — Exiſtenzfrage. 

Und wie überall, wo die Entlohnung der geforderten Arbeitsleiſtung nicht 
entſpricht — ja, wo ſie nicht hinreicht, um die berechtigtſten Lebensforderungen 
zu decken, erlahmt das ſittliche Bewußtſein, und wo die Not, die größte 
Förderin des Verbrechens und beim Weibe des Laſters, an den Menſchen 
herantritt, da handelt es ſich faſt nur noch um die Dauer des Kampfes. Über 
kurz oder lang wird der Schwächere unterliegen. 

Wenn durch derartige Vorbedingungen die pekuniäre Lage der Schauſpielerin 
ſchon eine höchſt prekäre iſt, ſo ſteht das Weib als ſolches noch in einem 
beſonders eigentümlichen Abhängigkeitsverhältnis zu ſeinen Arbeitgebern! Es 
darf ſich nicht verehelichen ohne Wiſſen des Vorgeſetzten, auf die Gefahr hin, 
ſeine Stellung zu verlieren! 

Durch ihre Heirat ſetzt ſich die Frau der Möglichkeit einer ſofortigen Kün⸗ 
digung aus, ohne ihrerſeits von dem gleichen Rechte Gebrauch machen zu dürfen.“ 
Eein Kündigungsrecht im Falle der Verehelichung ſteht ihr dann nur zu, 
wenn ſie ihre Tätigkeit an der betreffenden Bühne noch nicht begonnen hat, 


1 „Wenn ein weibliches Mitglied während der Dauer des Vertrags ſich ver— 
heiraten will, ſo hat es ſeinen Vorſatz der Bühnenleitung ſpäteſtens vierzehn Tage vor Ab- 
ſchließung der Ehe ſchriftlich anzuzeigen. Die Bühnenleitung hat in ſolchem Falle das 
Recht, den Vertrag zu kündigen und vom Tage der Hochzeit an zu löſen, und bleibt nur 
bis zu dieſem Tage zur Zahlung von Gage und Spielgeld verpflichtet. a 

Sollte ſich das Mitglied ohne vorherige Anzeige bei der Bühnenleitung verheiraten, ſo 
ſteht letzterer, ſobald ſie es erfährt, das Recht augenblicklicher Kündigung oder Entlaſſung 
des Mitglieds zu.“ (Vertrag des Bühnenvereins, 8 10.) 
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das heißt wenn die Heirat in der Zeit zwiſchen dem Abſchluß des Vertrags 


und dem Antritt des Engagements ſtattfinden ſoll. Da die großen Bühnen | 


in der Regel fich ihrer erſten Kräfte ſehr frühzeitig verfichern, jo können zwiſchen 
Abſchluß und Antritt eines Vertrags oft ein bis zwei Jahre liegen. Doch iſt 
ſelbſt die Annahme ihrer Kündigung ſeitens der Direktion unter dieſen Um⸗ 
ſtänden nicht gleichbedeutend mit der völligen Aufhebung des Vertrags. Es 
erlöſchen nur die Verpflichtungen der Bühnenleitung, nicht deren Anſprüche 


dem Mitglied gegenüber. Dieſes ſteht nach wie vor der Direktion zur Ver⸗ 


fügung, falls es vor Ablauf der Zeit, auf welche das frühere Engagement ab⸗ 
geſchloſſen war, ſeinen Beruf wieder aufzunehmen gezwungen wäre, ohne daß 


es jedoch aus dieſem Rechte des früheren Arbeitgebers irgendwelche Forde⸗ 


rungen für ſich geltend machen darf.! Es iſt dies ein Zwang, den der eine 


Kontrahent ohne irgendwelche Gegenleiſtung auf Jahre hinaus auf die Perſon 


des anderen — des wirtſchaftlich ſchwächeren — auszuüben berechtigt ift. 


Eine Macht, die über die Dauer des Vertrags hinausreicht und den einen 
Teil geradezu in ein Verhältnis der Leibeigenſchaft zu dem anderen ſtellt. 


So wird der Frau beim Theater die freie Verfügung über ihre Perſon nur 


in beſchränktem Maße geſtattet. Wahrlich eine reizende Blüte des Mittelalters, 
die unſere, das Recht der Perſönlichkeit fordernde Zeit mit viel Liebe weiter 
pflegt, ſoviel Gift ſie auch ausatmet. | 

Und doch, wie find fie fich innerlich konſequent, dieſe Vertragsbedingungen! 
Einerſeits weiſen ſie die Frau durch die an ſie trotz der ſchlechten Entlohnung 
geſtellten Forderungen in rückſichtsloſer Deutlichkeit auf einen verächtlichen 
Nebenerwerb hin — andererſeits bekräftigen ſie die Anſicht, ſie ſei ein Lock⸗ 
vogel, deſſen Reize für die Allgemeinheit durch die Eingehung einer Ehe ent⸗ 
wertet werden. Es iſt ſtets die Perſon — das Weib — und nicht die Künſt⸗ 


lerin, die in erſter Linie in Betracht gezogen wird. Wie ſehr dieſer Begriff 


— 


feſte Wurzel gefaßt, beweiſt uns die Tatſache, daß die „Genoſſenſchaft deutſcher 


Bühnenangehöriger“ in ihrem Entwurf eines neuen Theatervertrags,? der den 
Zweck hat, eine gerechtere Grundlage für den Abſchluß von Engagements zu 
ſchaffen, als die durch das noch übliche Formular des „Bühnenvereins“ (Ver⸗ 


band der Direktoren) gegebene, den „Eheparagraphen“ faſt unverändert hinüber⸗ f 


genommen, während ſie den berüchtigten „Koſtümparagraphen“ geſtrichen hat. 


£ 


Überhaupt hat die bereits 1871 gegründete „Genoſſenſchaft“ gewiſſe Folge 


rungen aus den gegebenen Zuſtänden gezogen. Innerhalb ihrer eigenen Satz⸗ 


„Wenn ein weibliches Mitglied nach Abſchluß des Vertrags ſich verheiraten will, fo 
iſt es berechtigt, den Vertrag drei Monate vor Antritt desſelben oder aber zum Abſchluß 
der Spielzeit zu kündigen. 


Wird die Ehe aber dann vor Beginn der der Kündigung folgenden Spielzeit nicht ge— 2 
ſchloſſen, fo ſteht der Bühnenleitung das Recht zu, durch eine einen Monat nach Beginn 
dieſer Spielzeit abzugebende ſchriftliche Erklärung die Erfüllung des Vertrags zu verlangen. 


Wenn das frühere Mitglied vor Ablauf der Engagementszeit feinen Beruf wieder auf- 5 
nimmt, ſo iſt die Theaterleitung berechtigt, innerhalb eines Monats nachdem ſie von dieſem 


* 


Wiederauftreten Kenntnis erhielt, nach ihrer Wahl entweder die Erfüllung des Vertrags bis 
zum Ablauf desſelben oder aber Schadenerſatz und Konventionalſtrafe zu verlangen.“ (Vertrag 


des Bühnenvereins, $ 10.) 

Das „Genoſſenſchaftsvertragsformular“, durch Beſchluß der Delegiertenverſammlung 
im Dezember 1900 in Kraft getreten, bürgert ſich nicht ein, weil die überwiegende Zahl der 
Bühnenleiter ſich weigern, Engagements in dieſer Faſſung abzuſchließen, und iſt alſo praktiſch 
noch ſo gut wie illuſoriſch. 
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ungen herrſchen heute noch manche Ungleichheiten in bezug auf die Rechte beider 
Geſchlechter. Man müßte meinen, gerade auf dem Gebiet der Bühnenkunſt 
wären derartige Unterſcheidungen am wenigſten am Platze.“ 

SCgſeloſigkeit und Proſtitution! Dieſe ſind die brutalen Forderungen der 
beiden, das weibliche Mitglied beſonders betreffenden Paragraphen des Theater- 
vertrags im Jahre des Heils 1902! Warum denn nicht gleich die allerletzte 
Konſequenz aus ihnen ziehen und auch hier die Zwangsmaßregel der polizei⸗ 
lichen Kontrolle einführen — —? 

Die von der Not bedrängte Schauſpielerin, das ſchlecht bezahlte Mitglied 
der kleinen Provinzbühne darf ebenſowenig wähleriſch ſein, als die Dirne von 
der Straße. Eine kurze Überwindung, und man hat ſich in den Strudel 
geſtürzt. Nun gibt es kein Zurück — alſo ſoll es ein Vorwärts geben! Es 
lebt ſich ja ſo bequem und leicht — ſolange es dauert! Doch weshalb an ein 
Morgen denken, wo es dem Augenblick gilt! Bei dem „leichtlebigen Künſtler⸗ 
völkchen“ iſt das Temperament nicht immer ausſchlaggebend geweſen. 

Wenn einerſeits die wirtſchaftliche Not zur Schande getrieben hat, iſt 
andererſeits aber das Theater auch eine Zufluchtsſtätte ſolcher geworden, die 
unter dem Deckmantel der Kunſt ein laſterhaftes Leben unbehindert führen 
wollen. Fordert doch das Theater unter ſeinen heutigen Bedingungen geradezu 
dazu heraus — öffnet Tor und Tür dem Leichtſinn. Arme deutſche Kunſt! 
Sollen deine Prieſterinnen auf dieſe Weiſe Friedrich Schillers Ideale von der 
Erziehungsmiſſion der Bühne erfüllen? f 

So mag das Vorurteil gegen die Bühnenkünſtlerin gerechtfertigt erſcheinen. 
Es ſind aber Wechſelwirkungen nur. Das Vorurteil wird wohl durch die Ver⸗ 
hältniſſe gerechtfertigt, und die Verhältniſſe geben dem Vorurteil neuen Nähr⸗ 
boden. Das Publikum freilich ſieht nur die Wirkungen — die Urſache zu er⸗ 
forſchen fehlt ihm die Einſicht, die allein die Kenntnis der Arbeitsbedingungen 
gewähren könnte. Es nimmt ſich das Recht der Verurteilung heraus, ohne 
zur Beurteilung berufen zu ſein. 

| Eine Auffaſſung, die in der geſchlechtlichen Suggeſtion ihren Schwerpunkt 
findet, kann den Bedürfniſſen eines modernen Theaters unmöglich entſprechen — 
ſie iſt nicht im Einklang mit dem Kulturempfinden eines Volkes, kann es nicht 
ſein. Ja, eine ſolche Wertung iſt direkt kunſthindernd und eine materielle 
Gefahr für den Staat, indem ſie einerſeits die Zahl der künſtleriſch gänzlich 
Unberufenen, andererſeits der von vornherein Laſterhaften vermehrt und ſomit 
zuſammen mit dem Mißverhältnis zwiſchen Nachfrage und Angebot einen ver⸗ 


1 Die „Genoſſenſchaft deutſcher Bühnenangehöriger“ gewährt ihren weib— 
lichen Mitgliedern nur aktives Wahlrecht. Durch Beſchluß der Delegiertenverſammlung vom 
Dezember 1901 darf das weibliche Mitglied neuerdings in Lokalverbänden für ein Amt 
gewählt werden. Dagegen beſitzt im „Bühnenverein“ (Kartellverband der Direktoren) 
die Frau das aktive und das paſſive Wahlrecht, darf aber nicht zum Schiedsrichter gewählt 
werden. 

Ferner ſind die Eintrittsbedingungen in die Penſionsanſtalt der „Genoſſenſchaft“ 
für weibliche Mitglieder inſofern erſchwert, als die Frau ſchon vom zwanzigſten Lebens- 
jahr an zur Zahlung verpflichtet, während der Mann erſt vom fünfundzwanzigſten Lebens⸗ 
jahr ab zum Beitritt genötigt iſt. Wenn man bedenkt, daß die Sängerinnen kaum vor 
dem fünfundzwanzigſten Lebensjahr zur Bühne gehen und daß beim Theater durchſchnittlich 
die Frau nicht früher als der Mann berufsunfähig wird, wird man geſtehen müſſen, daß 
dieſe Beſtimmung eine nicht geringe Härte enthält. 
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hängnisvollen Druck auf die Entlohnung überhaupt und der weiblichen Kräfte 
insbeſondere ausübt. Der Mann muß etwas können, darum wird er ent⸗ 
ſprechend bezahlt — das Weib braucht nur hübſch und „anziehend“ zu fein! 

So ſehe ich drei Momente, die fortſchritthemmend wirken und die ſoziale 
Stellung der Bühnenkünſtlerin herabſetzen: die troſtloſen Arbeitsbedingungen 
des Berufs, das Vorurteil der Menge, welches die Perſon entwertet, und die 
übermäßig ſtarke Konkurrenz auf dieſem Arbeitsfeld. Aber von dieſen drei 
Momenten iſt keines vereinzelt, ſie find immer miteinander verbunden und kor⸗ 
relativ. 

Auch auf dieſem Gebiet vereinigen ſich die Forderungen mit denen der 


Frauenbewegung überhaupt. Je mehr Berufe den Frauen geöffnet werden, 


je mehr Gebiete ihrer Betätigung frei ſtehen, um ſo mehr wird ſich der Strom 
verteilen, um ſo raſcher wird das einzelne Gebiet entlaſtet und Berufenen über⸗ 
laſſen. Die Folge davon wird weiter für die Bühne ſpeziell ſein, daß die 
Vorurteile ſchwinden werden, je mehr ſich die gebildeteren Kreiſe der Bühne 
zuwenden, und die Arbeitsbedingungen beſſern ſich, wenn das Gemeinſamkeits⸗ 
gefühl ſich bei den Berufsgenoſſen ſtärkt, der Sinn für Organiſation beſonders 
auch bei den Frauen des Theaters erwacht und — hoffen wird das beſte — 
wenn einſt das Theaterrecht nicht mehr als ein juriſtiſches Monſtrum in 
unſere Zeit des allgemeinen Rechtes hineinragt. 


der Dulkanismus in neuer Geltung. 


e use Grottewitz. 


Es gibt in der Wiſſenſchaft Anſchauungen, die verpönt ſind, weil jedermann 
ſie für längſt überwunden hält. Dann iſt es ſchwer, ſie wieder zu Ehren zu 
bringen, oder auch nur den guten Kern zu retten, der in ihnen ſteckt. Und 
doch iſt die Geſchichte der Wiſſenſchaften gerade in neuerer Zeit reich an ſolchen 
„Ehrenrettungen“ alter überwundener Meiſter, alter überholter und unter⸗ 
legener Lehren. Das kommt wohl daher, daß die eigentliche ſtrenge Wiſſen⸗ 
ſchaftlichkeit noch ſehr jung iſt, daß ſie infolgedeſſen die Reihe der möglichen. 
Forſchungsziele noch nicht überſieht und ſo ſich einſeitig für eine einzige Richtung 
feſtlegt. Eine ſolche Einſeitigkeit wird, wie die Menſchen nun einmal ſind, 
durch eine andere, und zwar die entgegengeſetzte Einſeitigkeit abgelöſt. So folgt 
immer ein Extrem dem entgegengeſetzten Extrem. Erſt ſpäter kommt die Er⸗ 
kenntnis, daß es nicht eine Wahrheit gibt, ſondern ſehr viele, und daß eine 
Wahrheit von einer anderen eingeſchränkt wird, daß, weil alle Geltung haben, 
jede einzelne nur einen kleineren Geltungsbezirk hat. 

Auch in der Geologie, ſpeziell in der Wiſſenſchaft von der Erdbildung, 
bricht ſich jetzt die Erkenntnis Bahn, daß die gegenwärtige Lehre an großer 
Einſeitigkeit leidet, und daß die alte, längſt abgetane vulkaniſtiſche Anſchauung 
viel Wahres und Brauchbares enthielt, das neu zu beleben iſt. Nach zwei 
Seiten hin richteten die alten Vulkaniſten, wie wir ſie aus dem Leben Goethes 
kennen, ihre Erklärungsverſuche. Einmal nahmen ſie an, daß alles Geſteins⸗ 
material, aus dem die Erdrinde gebildet iſt, durch die Einwirkung des Feuers 
entſtanden ſei. Alle Steine ſeien einmal im glühenden, geſchmolzenen Zuſtand 
geweſen und durch Abkühlung hart und ſtarr geworden. Sodann aber wurde 
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der Vulkanismus zumal von dem berühmten Geologen Leopold v. Buch, dem 
ſich Alexander v. Humboldt anſchloß, als die Kraft angeſehen, welche Berge 
und Gebirge emporgehoben und alſo ihre Entſtehung veranlaßt hatte. Zunächſt 
hatten die Vulkaniſten einen ſchweren Stand, da der Altmeiſter der Geologie 
G. A. Werner, zu deſſen Füßen gegen Ausgang des achtzehnten Jahrhunderts 
ſich in der alten Bergbauſtadt Freiberg in Sachſen Gelehrte aus aller Welt 
verſammelten, mit der ganzen Wucht ſeiner Autorität für den Neptunismus 
eintrat. Alles Geſtein habe ſich früher im Waſſer gelöſt befunden, durch die 
Gewalt der Stürme habe ſich die Löſungsmaſſe ſtark wellenförmig bewegt. So 
habe ſich der Niederſchlag der Löſung wellenförmig angeordnet. Berge, Ge⸗ 
birge ſind nichts als ſolche ehemaligen Wellen der Löſungsmaſſe. In dem 
Waſſer haben ſich alle Mineralien niedergeſchlagen und ſchließlich haben ſie 
ſich mit der Zeit verfeſtigt, ſie ſind zu dem Geſteinsmaterial geworden, das die 
Erdkruſte zuſammenſetzt. Der Vulkanismus gewann jedoch, obwohl ihm an- 
fangs außer Werner Männer wie Leopold v. Buch, Alexander v. Humboldt 
und Goethe entgegentraten, immer mehr an Bedeutung. Man mußte zugeben, 
daß ſelbſt der Baſalt, um den der Streit ſehr lange getobt hatte, einſt in ge⸗ 
ſchmolzenem Zuſtand aus der Erde hervorgetreten war. Allein der eigentliche 
Streit zwiſchen Vulkaniſten und Neptuniſten kam doch nie zu einer wirklichen 
Löſung, er wurde vergeſſen. Man erkannte allmählich, daß die Geſteine teils 
durch Feuer, teils durch Waſſer, teils durch andere Faktoren entſtanden ſeien. 
Der Antagonismus war alſo hier beſeitigt, andererſeits kam auch eine neue 
Erklärung für die Entſtehung der Gebirge auf, die weder den Vulkanismus 
noch den Neptunismus zu Rate zog. 
Die neuere, jetzt noch herrſchende Anſchauung über die Entſtehung der Erd— 
rinde ſtützt ſich auf die Lehren Lyells und die Kontraktionstheorie Danas. 
Lyell, der Begründer der modernen Geologie, ſuchte alle Erſcheinungen der 
Erdbildung aus den Faktoren zu erklären, die noch heute an der Veränderung 
der Erdoberfläche arbeiten. Er zeigte die Macht des Waſſers, das Sandkorn 
um Sandkorn von den Bergen abſchwemmt und jo nach und nach im Verlauf 
von Jahrhunderttauſenden gewaltige Höhen abträgt und Täler und Ebenen aus⸗ 
füllt, die Macht des Waſſers, welche Küſten zerſtört und mit dem fortgeſpülten 
Material Meeresbuchten zuſchüttet. Und Lyell zeigte die Macht der Sonne 
und der Luft, welche das Geſtein zur Verwitterung bringt, die Macht des 
Windes, der Gebirge abfegt und Sandberge aufhäuft, die Macht des Eiſes, 
das auf ſeinem Rücken oder an ſeiner Sohle Gletſchergeröll oder Moränenſchutt 
transportiert. So wie heute ſich die Erdoberfläche, wenn auch ganz allmählich, 
unter dem Einfluß dieſer Faktoren verändert, wie Berg und Tal, die Grenzen 
von Waſſer und Land täglich, wenn auch geringfügig, modifiziert werden, ſo 
haben dieſe erdumgeſtaltenden Faktoren auch früher gewirkt, und ſo wirken ſie 
fort ſeit unvordenklichen Zeiten. Und dieſe kleinen täglichen Wirkungen haben 
ſich zu großen Ergebniſſen ſummiert. Die Erdoberfläche iſt von ihnen gründlich 
umgeſtaltet worden. 

Bei dieſer Erklärungsweiſe Lyells blieb für den Vulkanismus nur ein ſehr 
geringes Gebiet übrig. Dieſe Macht offenbarte ſich lediglich in den Ausbrüchen 
von Vulkanen. Da Eruptionen aber ſelten ſind und die Vulkane überhaupt 
auf der Erde nur einen ſehr beſchränkten Raum einnehmen, ſo verſank der 
Vulkanismus nach Lyells Lehre eigentlich in nichts. Die Geologen beſchäftigten 

ſich von Lyells Auftreten, etwa von 1830 an, hauptſächlich damit, zu be= 
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obachten, wie heutzutage die Erdbildung vor fich geht, und die Beobachtungen 
verwendeten ſie dann mit dem größten Erfolg auf die Erklärung der Erdbildung 
früherer geologiſcher Epochen. Ungeheure Fortſchritte verdankt die Wiſſenſchaft 
den Anregungen Lyells. Aber der Vulkanismus kam zu kurz. 

In gewiſſer Weiſe, wenn auch ganz anders, als die alten Vulkaniſten ſich 
die feurige Macht vorſtellten, kam dieſe indes zu Ehren in der Kontraktions⸗ 
theorie Danas. Dieſer Forſcher war es, der die noch heute faſt allenthalben 
geltende Anſchauung von der Gebirgsbildung infolge der Schrumpfung des 
Erdkernes begründete. Unſer Planet iſt im Innern noch glutflüſſig, nur ſeine 
Rinde iſt hart und ſtarr geworden. Aber auch das Innere kühlt ſich mehr 


und mehr ab, dabei zieht es ſich zuſammen, der Erdkern wird alſo kleiner. 


Infolge dieſer Schrumpfung des Erdkernes wird die Erdrinde zu groß für ihn, 
ſie ſinkt ebenfalls ein, und da ſie eben den immer kleiner werdenden Kern nicht 
gleichmäßig mehr bedecken kann, ſo muß ſie ſich hier und da in Falten legen. 
Die Falten ſind Berge und Gebirge mit ihren Tälern. Da, wo die Erdrinde 
gleichmäßig auf den kleiner werdenden Kern nachſinkt, bleibt ſie eben. Nun 
bleibt die Abkühlung aber nicht auf demſelben Flecke ſtehen, ſie ſchreitet immer 
weiter fort, und ſo geht auch die Schrumpfung des Kernes immer weiter. So 
iſt denn die Erdrinde in ſteter Bewegung. Dieſe iſt allerdings ſo langſam, 
daß ſie für gewöhnlich nicht wahrnehmbar iſt. Sinkt jedoch der Erdpanzer 
einmal nicht ſofort auf den Kern nach, ſo entſteht ein Hohlraum, über den eine 
Erdſcholle wie eine Brücke gelagert iſt. Wird der Raum größer, ſo kann die 
Scholle die Laſt nicht mehr tragen, ſie bricht ein, und ſo entſteht eine gewalt⸗ 
ſame Bewegung, die ſich auf die darübergelagerten und die angrenzenden Erd⸗ 
ſchollen fortſetzt: hierauf beruht das Erdbeben. Durch das Nachſinken des 
ſtarren Erdpanzers, durch die ſteten Gleichgewichtsbewegungen wird dieſer in 
einzelne Schollen zerlegt, die beim Nachrutſchen nicht immer horizontal bleiben, 
ſondern oft ſtark ſeitlich geneigt, ja auf die hohe Kante geſtellt und gar über⸗ 
kippt werden. In Gebirgen zumal ſtreichen dann Schichten einer und der⸗ 
ſelben Erdperiode nach den verſchiedenſten Richtungen, ſie ſind in Schollen zer⸗ 
fallen und bei den Gleichgewichtsbewegungen haben ſich dieſe Schollen oft hori⸗ 
zontal und vertikal gegeneinander verſchoben. Sinkt eine große ſchwere Erd⸗ 
ſcholle tief in den flüſſigen Geſteinsbrei des Erdkernes ein, ſo kann es vor⸗ 
kommen, daß ſie einen Teil des glühenden Magmas an einer Stelle der 
Erdrinde, wo die Schollen eine weite Spalte nach oben bilden, emportreibt. 
Auf dieſe Weiſe entſteht eine Eruption. 

Obwohl nun Danas Lehre ſich im letzten Grunde auf die Wirkung des 
Vulkanismus, die feurige Glutmaſſe des Erdinnern, beruft, ſo ſchreibt ſie ihr 
doch mehr eine leidende Rolle zu. Die Glutmaſſe iſt es nicht, die Berge und 
Gebirge bildet, die Kontinente hebt und Meeresbecken einſenkt, ſondern ſie zieht 
ſich gewiſſermaßen in immer mehr zunehmender Altersſchwäche zuſammen, ſie 
ſchrumpft und ſchrumpft. Infolge ihrer Schrumpfung, ihres langſamen Ab⸗ 
ſterbens ſinkt die Erdkruſte nach und das Nachſinken, die Gleichgewichts⸗ 
bewegungen ſind das Aktive bei der Gebirgsbildung. Wo Meeresboden iſt, da 
iſt der Erdpanzer am tiefſten nachgeſunken, wo Gebirge ſind, da war die Erd— 
decke am weiteſten, hier hat ſie ſich am meiſten gebauſcht, am meiſten in Falten 
geworfen. Die Gebirgsbildung entſpringt alſo nicht dem Expanſionstrieb des 
Vulkanismus, ſie beruht auf der Kontraktion des Erdkernes und auf dem Nach⸗ 
ſinken des Erdpanzers. Wird ſo der Vulkanismus, wenn auch ſeine Exiſtenz 
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anerkannt wird, durch die Lehre Danas zu einer paſſiven Rolle verurteilt, ſo 
wird durch eben dieſe Theorie ſeine Wirkung bei den Erdbeben geradezu 


geleugnet und ſeine Bedeutung ſelbſt für die Eruptionen auf ein Minimum 


beſchränkt. Denn die Erdbeben ſind ja nur Gleichgewichtsbewegungen des 


nachſinkenden Erdpanzers. Allerdings können Erdbeben auch bei Eruptionen 


verſpürt werden und dieſe hängen, wie auch die Anhänger Danas zugeben, mit 


dem Vulkanismus zuſammen. Allein ſolche Erdbeben ſind ebenſo ſelten oder 
noch weit ſeltener wie die Eruptionen, ſie kommen gegenüber den tektoniſchen 
Erdbeben, das heißt ſolchen, die mit der Gebirgsbildung zuſammenhängen, 


kaum in Betracht. Aber die Eruptionen ſelbſt ſind auch keine leidenſchaftlichen 


Kraftäußerungen des jungen, lebensluſtigen, im Erdinnern tobenden Vulkanis⸗ 


mus, ſie find nur kleine, verhältnismäßig harmloſe Fontänen, Glutmaſſen, die 


durch hydroſtatiſchen Druck der einſinkenden Erdſchollen gewaltſam, gewiſſer⸗ 
maßen wider Willen, herausgepreßt werden aus ihrem der Abkühlung und Er⸗ 


K ſtarrung verfallenen Erdkeſſel. Erdbeben wie Eruptionen ſind nichts als 
Begleiterſcheinungen der Gebirgsbildung. 


Man ſieht, die heutige Geologie läßt dem Vulkanismus nur ein ſehr be⸗ 
ſchränktes Gebiet. Offenbar iſt ſie in dem Beſtreben, alles möglichſt ohne 
gewaltſame Kataſtrophen, alles durch allmähliche, langſame Entwicklung zu 
erklären, zu weit gegangen. Es iſt denn jetzt auch ein reger Widerſpruch gegen 
Danas Lehre und auch gegen Lyells Lehren inſoweit entſtanden, als nur 
täglich und allmählich wirkende Faktoren an der Veränderung der Erdoberfläche 
arbeiten. 

Seit Jahren hat ſich A. Stübel, ein hervorragender Kenner der Vulkane, 
bemüht, die ſelbſtändige Macht des Vulkanismus wenigſtens ſoweit zu erweiſen, 
als die feuerſpeienden Berge in Betracht kommen. Man meinte, daß die Vulkan⸗ 


} fegel nach und nach durch Aufſchichtung der Auswurfsmaſſen entſtänden. Bei 


1 


If 


jeder Eruption lagert ſich die ausfließende Lava um den Schlot, ſo legen ſich 


5 nach und nach Lavadecken übereinander, die den Vulkanberg bilden. Dieſer 


hat ſich alſo ganz allmählich durch Schichtung aufgetürmt. Nun lernte man 


aber in neueſter Zeit eine größere Menge von Vulkanbergen kennen, die keine 


Schichtung zeigen. Hier iſt nur die Annahme möglich, daß auf einmal alle 
Lavamaſſe ausgefloſſen ſei und ſich zu einem hohen Berge über dem Vulkan⸗ 


1 ſchlot aufgewölbt habe. An ſolchen Bergen fehlt meiſt der Krater, während er 


bei den geſchichteten Vulkanen immer vorhanden iſt, da hier ja ein Durchgang 
durch die alten Auswurfsmaſſen notwendig iſt, durch welche das neue Lava⸗ 
material herausfließt. Auch andere Beobachtungen ſtimmen mit der bisherigen 
Anſchauung nicht überein. In der Nachbarſchaft von Vulkanen nimmt die 


* Wärme nach der Tiefe hin in viel höherem Grade zu, als dies an anderen 
Punkten der Erde der Fall iſt. Das kann man ſich nur ſo erklären, daß hier 


die heiße Glutmaſſe viel höher an der Oberfläche der Erde liegt als an anderen 


Orten. Wenn ferner der Vulkan mit der ganzen Feuermaſſe des Erdkernes 


in Verbindung ſteht, ſo ſollte man meinen, daß die Eruption nie aufhören 
würde, bis ſich der ganze Erdinhalt, der doch unter dem koloſſalen Drucke des 
Erdpanzers und der eingepreßten Gaſe ſteht, entleert hätte. In Wirklichkeit 
ſind aber die ausgeworfenen Maſſen doch verhältnismäßig klein. Außerdem 
nimmt die Kraft der Vulkane allmählich ab, die erſten ſind die bedeutendſten 
Eruptionen, die folgenden werden immer ſchwächer. Die Kraft erſchöpft ſich, 
die Tätigkeit erliſcht ſchließlich ganz. Wäre der Vulkan direkt mit der Glut⸗ 
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maſſe des Erdkernes verbunden, ſo müßte ſeine Kraft ungeſchwächt bleiben. 
Es müßte dann auch immer dasſelbe Geſteinsmaterial bei jeder Eruption aus⸗ 
geworfen werden. Dagegen kann man beobachten, daß ſich die Zuſammen⸗ 
ſetzung der Lavamaſſen häufig von einer zur anderen Eruption ändert. 

Stübel ſtellte nun eine beſondere Vulkantheorie auf. Die Abkühlung der 
Erdkruſte iſt nicht gleichmäßig vor ſich gegangen. Zumal im Anfang, als der 
Panzer noch dünn war, brachen von innen große Glutmaſſen nach oben durch. 
Dieſe erhielten ſich in ihrem feurigen Zuſtand nahe der Erdoberfläche, während 
im allgemeinen die Erſtarrung viel tiefer ging. Außerdem beſteht ja die Erde 
nicht überall aus demſelben Geſtein, ſie kühlte ſich daher hier ſchneller, dort 
langſamer ab, je nachdem dieſes die Wärme kürzere oder längere Zeit hielt. 
Jedenfalls bildeten ſich ſo nahe der Oberfläche ſogenannte peripheriſche Herde, 
und eben dieſe ſind es, die nach Stübels Anſicht die Vulkane ſpeiſen. Die 
peripheriſchen Herde mögen ja immerhin ziemlich groß ſein, aber ſie ſtehen doch 
einigermaßen in einem Verhältnis zu den Vulkanen. Das Material dieſer 
Herde iſt ſehr ſchwer abkühlbar, immerhin kühlt es ſich ab und wird ſich 
infolgedeſſen zuſammenziehen. Allein bei einem gewiſſen Grade der Abkühlung 
nehmen doch manche Geſteinsarten oder Stoffe wie Waſſer, Wismut, Eiſen, 
Glasflüſſe wieder zu. Auch das Material der peripheriſchen Herde erreicht bei 
einem gewiſſen Grade der Abkühlung nach Stübels Meinung wieder ein 
größeres Volumen. Die Glutmaſſe dehnt ſich plötzlich aus, in die ſtarre Erd⸗ 
kruſte eingeſchloſſen findet fie aber keinen Platz, und nun drängt fie fich ge⸗ 
waltſam nach oben. Es findet eine Eruption ſtatt. Die Maſſe quillt, ſoweit 
ſie in ihrem Erdkeſſel nicht mehr Platz findet, hervor. Nun kommt wieder 
eine Zeit der Erſtarrung. Aber möglicherweiſe gelangt die Maſſe oder Teile 
derſelben nach längerer Pauſe wieder in das Stadium der Ausdehnung. Als⸗ 
dann erfolgt ein neuer Ausbruch. Immerhin erſchöpft ſich der Herd mehr 
und mehr, da er ja doch nur einen verhältnismäßig kleinen Raum im Erd⸗ 
panzer einnimmt. Die Ausdehnung und Zuſammenziehung der Glutmaſſe im 
Innern des Herdes iſt von chemiſchen Umwandlungen begleitet, daher iſt es 
verſtändlich, daß bei jeder Eruption die Lavamaſſe eine andere mineraliſche 
Zuſammenſetzung zeigt. Die Ausbrüche werden von Erdbeben eingeleitet und 
von ihnen begleitet. Stübel meint, daß die meiſten Erdbeben vulkaniſcher 
Natur find. Bei ihm iſt der Vulkanismus alſo nicht eine Begleiterſcheinung 
der Gleichgewichtsbewegungen der Erdſchollen, ſondern er iſt eine ſelbſtändige 
Macht, die nach ihren eigenen inneren Geſetzen wirkt. 

Die Bedeutung von Stübels Theorie liegt einzig darin, daß er dem Vulka⸗ 
nismus wieder eine größere ſelbſtändige Rolle zuerkennt. Im übrigen hat die 
Theorie mancherlei Schwächen. In den letzten Jahren haben ſich die vulka⸗ 
niſtiſchen Ideen auf einer anderen Baſis weiterentwickelt. Die Anſchauung 
von einem einheitlichen glutflüſſigen Erdkern unter einer dicken ſtarren Ober⸗ 
fläche iſt dabei beſtehen geblieben. Nur wollte man der Selbſtändigkeit dieſes 
glühenden Innern möglichſt viel Konzeſſionen machen. Im übrigen aber be⸗ 
rührten ſich die Meinungen vielfach mit Stübelſchen Ideen. Branco zumal 
betont jetzt im Einklang mit Stübel, daß an den Vulkanen häufig keine Erd⸗ 
ſpalten nachzuweiſen ſind, welche die Glutmaſſe bei ihrem Hervordringen benutzt 
haben könnte. Man nahm nämlich an, daß das feurige Magma nur an 
ſolchen Stellen der Erde herausgequetſcht werden könne, wo Erdſchollen 
Zwiſchenräume zwiſcheneinander, alſo Erdſpalten bildeten. Nun ſind aber 
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ſolche Erdſchollen keineswegs immer an Vulkanen nachzuweiſen. Und wo ſie 
nachzuweiſen ſind, da fragt es ſich doch immer noch, ob ſie wirklich vor der 
Entſtehung des Vulkans vorhanden geweſen ſind oder ob ſie nicht vielmehr 


erſt durch die vulkaniſche Kraft erzeugt worden find. Branco traut alſo dem 


Ä Vulkanismus des Erdinnern zu, daß er ſich ſelbſtändig einen Weg durch die 
Erdrinde bahnt. Er meint, daß die Gaſe des Erdkernes an manchen Stellen 


durch die feinen Haarſpalten des Geſteins hindurchdringen und ſo nach oben 
a gelangen können. Möglicherweiſe kühlen ſich die Gaſe dann in den oberen 
a Schichten ſoweit ab, daß ſie als geſchmolzene Maſſen zum Vorſchein kommen. 


Daß die Erdbeben hauptſächlich nur als Begleiterſcheinungen der Gleich⸗ 


1 gewichtsbewegungen im Erdpanzer aufzufaſſen ſeien, dagegen ſpricht vor allem 
ihre Häufigkeit. In manchen Gegenden ſind Erdbeben eine tägliche Erſchei⸗ 


nung. Es iſt nun doch recht unwahrſcheinlich, daß hier die Erdſchollen, die 
doch aus ſehr großen ſtarren Erdmaſſen beſtehen, nicht zur Ruhe kommen, 


nicht das Gleichgewicht finden ſollten. Der Abkühlungsprozeß geht doch ganz 


langſam vonſtatten, infolgedeſſen ſind auch die Gleichgewichtsverſchiebungen nur 
ſehr langſame. Nun möchte man außerdem annehmen, daß die Erdſchollen 
dicht über dem glutflüſſigen Kerne infolge der hohen Wärme ſo weich und 
biegſam ſind, daß die Gleichgewichtsbewegungen ganz unmerklich vor ſich gehen. 


Aus dieſem Grunde hatte man auch angenommen, daß das Hin- und Her⸗ 
pendeln von Erdſchollen erſt ziemlich hoch oben vor ſich gehen könne. Die bis—⸗ 


1 
1 


herigen Berechnungen hatten ſogar ergeben, daß der Ausgangspunkt der Erd⸗ 
erſchütterungen — der Erdbebenherd — in einer Tiefe zwiſchen 10 und 20 Kilo— 
meter liege. Nun iſt freilich nicht einzuſehen, warum der Herd nicht auch ganz 
oder ziemlich ganz an der Erdoberfläche liegen ſollte. Denn die oberen Erd— 
ſchichten müßten doch ebenſo an den Gleichgewichtsbewegungen teilnehmen, wie 
die unteren. Es hat ſich nun neuerdings gezeigt, daß dieſe Berechnungen falſch 
waren. Nach den Aufſtellungen A. Schmidts liegt der Erdbebenherd viel, viel 
tiefer, in einer Tiefe bis über 100 Kilometer. Wenn Erdbeben in ſo koloſſaler 
Tiefe ihren Herd haben, fo find fie ſicher keine tektoniſchen. So tief unten find 
die Erdſchollen jo plaſtiſch, daß fie ſich der Form des Erdkernes willig an- 


ſchmiegen. Es iſt alſo offenbar der Vulkanismus, das glutflüſſige Innere 
unſeres Planeten ſelbſt, das die meiſten Erdbeben hervorruft. Es ſtürmt und 


pocht gewaltig an den Panzer, von dem es umſchloſſen wird, und dieſes 
Stürmen und Stoßen gegen die Erdkruſte iſt es, was wir Erdbeben nennen. 
Auf dieſe Weiſe erklärt ſich auch die Tatſache, daß Erdbeben ſo häufig ſind. 
Der Vulkanismus iſt eine wilde, ungebändigte Kraft, die unaufhörlich im Erd⸗ 
innern wirkt und tobt. 
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Der Geologe Branco ſtellt dieſes Wüten des Vulkanismus gegen die Erd— 


kruſte direkt in Parallele mit den Eruptionen. Bei letzteren iſt der Verſuch 
der Glutmaſſe, nach außen zu gelangen, geglückt. Aber jeder Vulkan hat ſich 


doch erſt einmal bilden müſſen. Wahrſcheinlich fanden an der Stelle, wo er 
ſich ſpäter bildete, ebenfalls eine Menge von Auslaufsverſuchen, die mißlangen, 


ſtatt, und als ebenſolche mißlungene Auslaufsverſuche möchte Branco die meiſten 
Erdbeben auffaſſen. Vielleicht iſt an manchen Stellen die Erdkruſte nach⸗ 
giebiger als an anderen, vielleicht beſitzt ſie hier Höhlungen, in die das Magma 
mit Gewalt hineinſtoßen kann. An ſolchen Stellen würde ſich eben die Kraft 
des Vulkanismus am eheſten fühlbar machen, hier würden die meiſten Erd— 


N 
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beben ftattfinden. 
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Es gibt in den Schichten unſerer Erdrinde an vielen Stellen große Lager 
von Geſteinsarten, die, jetzt erſtarrt, ehemals glutflüſſig geweſen ſind und vom 
Erdinnern hervor in die abgelagerten Schichten eingedrungen ſind. Dieſe ehe⸗ 
maligen Glutmaſſen haben ſich einen Weg durch den Erdpanzer hindurch ver⸗ 
ſchafft, allein ſie gelangten doch nicht bis an die Erdoberfläche, ſei es, daß ſie 
vorher erkalteten oder daß die Kraft des Vulkanismus nicht ausreichte, ſie bis 
ans Tageslicht zu befördern. Es kam demnach nicht zu einem Ausbruch, die 
Glutmaſſen blieben auf ihrem Wege ſtecken. Jedenfalls aber bildet das Vor⸗ 
kommen dieſer ſogenannten plutoniſchen Geſteine — übrigens ein ſehr häufiges 
Vorkommen — den Übergang zwiſchen den Eruptionen und den Erdbeben. 
Bei letzteren tobt der Vulkanismus nur an die Gewölbedecke des Erdpanzers 
oder die vulkaniſchen Maſſen dringen nur wenig in die Erdkruſte ein. Bei der 
Erſcheinung der plutoniſchen Geſteine iſt das Schmelzmaterial bis hoch in die 
Ablagerungsſchichten der Erdrinde emporgedrungen und bei den Eruptionen er⸗ 
reicht es die Erdoberfläche vollſtändig. f 

Die plutoniſchen Geſteine haben mitunter eine ſehr eigenartige Lagerung. 
Sie bilden ein kuppeldachförmiges Lager, das ſich zwiſchen zwei Erdſchichten 
hineingezwängt und nach unten zu einen gangartigen ſchmalen Stiel beſitzt. 
Offenbar iſt letzterer der Schlot, aus welchem die Lavamaſſen, die Erdrinde 
durchbohrend, hervorbrachen. Sie vermochten aber die darüberlagernde Erd⸗ 
ſchicht nicht zu durchdringen. Deshalb breiteten ſie ſich auf dem „Liegenden“ 
aus. Allein ihre Kraft war in vielen Fällen doch ſo ſtark, die „hangende“ 
Erdſchicht in die Höhe zu wölben. Solche Wölbungen von Erdſchichten durch 
kuppeldachförmige, ehemalige Glutmaſſen — man nennt letztere in dieſem Falle 
Laccolithe — hat man beſonders in Amerika beobachtet. Man hat zwar im 
Banne der Danaſchen Lehre die gebirgsbildende Macht des Vulkanismus 
geleugnet. Allein nachdem dieſer wieder zu Anſehen gelangt iſt, wird man ihm 
auch gebirgsbildende Kraft nicht abſprechen können. In vielen Fällen mag er 
die Urſache ſein, die Berg und Tal, Höhen und Senkungen, Gebirge und Ebene, 
kontinentalen und Meeresboden geſchaffen hat. 

Nun ſchließen ſich freilich die Danaſche Lehre, die eine Kontraktion des Erd⸗ 
innern annimmt, und die Anſchauung, die auf dem Expanſionstrieb des Erd⸗ 
kernes baſiert, geradezu aus. Neuerdings will A. Rothpletz (Sitzungsbericht 
der Münchener Akademie der Wiſſenſchaften, 1902) den Widerſpruch dadurch 
löſen, daß er beide Mächte nicht gleichzeitig, ſondern zu verſchiedenen Zeiten 
wirken läßt. Die Gegenwart iſt eine Zeit zentrifugaler Bewegung des Erd⸗ 
innern. Gebirgsfaltungen, die nur durch ſeitlichen Zuſammenſchub von Erd⸗ 
ſchollen (worauf die Danaſche Lehre Rückſicht nimmt) zuſtande kommen können, 
gibt es jetzt gar nicht, dagegen ſehen wir ſie ſehr häufig an Gebirgen früherer 
Erdperioden. Rothpletz geht nun die Erdgeſchichte, ſoweit ſie bis jetzt bekannt 
iſt, durch und findet, daß niemals Gebirgsfaltungen und vulkaniſche Ereigniſſe 
gleichzeitig ſtattfanden, ſondern daß beide immer einander folgten. Der Forſcher 
nimmt daher einen periodiſchen Wechſel zwiſchen zentrifugaler und zentripetaler 
Bewegung der Erdkruſte an. Ahnlich wie in den peripheriſchen Herden Stübels 
folgt nach der Anſicht von Rothpletz im Erdinnern auf eine Periode der Ab⸗ 
kühlung und Zuſammenziehung ein Stadium der Ausdehnung. Wir wollen 
hier davon abſehen, zu ſchildern, wie ihn der Forſcher ſich im Erdinnern 
wirkſam denkt, die Folgerung an ſich iſt jedenfalls ſehr intereſſant. Danach 
befinden wir uns jetzt in einer Periode der Ausdehnung des Erdinnern. 
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Gebirgsbildung infolge von Gleichgewichtsbewegungen, die ihrerſeits auf Ab— 
kühlung des Erdkernes beruhen, gibt es jetzt nicht. In dem gegenwärtigen 
Stadium herrſcht der Vulkanismus. In Eruptionen feuerſpeiender Berge, in 
Erdbeben, welche Erſchütterungen der Erdſchollen und damit Höhen und Tiefen 
ſchaffen, arbeitet die gewaltige Kraft des Vulkanismus. Noch ſind dieſe An⸗ 
ſchauungen mehr oder weniger problematiſch, aber ſie alle deuten doch zum 
mindeſten darauf hin, daß der Vulkanismus von neuem zu Anſehen gelangt. 


Goethes Jugendſprache. 
Don Max Grunwald. 


Die Jugendſprache Goethes hat Stefan Waetzoldt! zum Gegenſtand 
ſeiner Forſchungen gemacht. Wer Waetzoldts literariſche Entwicklung nicht 
kennt, zum Beiſpiel ſein „Wintermärchen“ (1879), ſeinen „Geibel“ (1885), der 
wird bei der Plaſtik ſeines Ausdrucks, dem Schwunge ſeiner Sprache und der 
relativen Freiheit ſeines Urteils ſchwer glauben, daß er es hier mit einem 
geheimen und vortragenden Rat des preußiſchen Kultusminiſteriums zu tun 
hat. Waetzoldt iſt wenigſtens in ſeinen literariſchen Leiſtungen (ſeine anderen 
ſind uns unbekannt) völlig frei von dem Zopfe und der Beſchränktheit preußiſcher 
Reſſortherrlichkeit und beſitzt auch ſonſt manch gutes Urteil über die Entwick⸗ 
lung der Kultur, das zu der ganzen „Kultur“politik ſeiner Chefs wie die be⸗ 
kannte Fauſt aufs Auge paßt. Die vorliegenden Goetheforſchungen 
Waetzoldts halten ſich auch erfreulich weit fern von einer übertriebenen philo⸗ 
logiſchen Akribie wie von deren Gegenteil, einer weitſchweifig⸗ allgemeinen 
Geſchwätzigkeit; überall wird reichliches Material in guter Dispoſition mit 
klarem, wenn auch natürlich nicht immer allgemein gültigem Urteil zu einer 
Folge anregender Gedanken verbunden, immer die Einheit der Perſon und 
Sache über alle Einzelheiten hinaus zuſammengehalten. Dabei gelang es 
Waetzoldt trotz aller Zerlegung zu vermeiden, wovor er ſelbſt gelegentlich warnt: 
daß der glänzende Kriſtall, der im eigenen Feuer ſtrahlt, durch philologiſches 
Scheidewaſſer zerſtört werde. So bringt Waetzoldt auf knappem Raume eine 
Fülle von Tatſachen zuſammen, ohne ſie doch eben als Stücke ohne Zuſammen⸗ 
hang und glatte Rundung dem Auge und Urteil darzubieten. 

Er beginnt, wie natürlich, ab ovo: Goethe war Rheinfranke, als Knabe 
lernte er von der liebderben Mutter und den ſicherlich noch weniger wähle— 
riſchen Dienſtboten ſprechen; leſen lernt er im Orbis pictus, in der großen 
Foliobibel mit den Merianſchen Kupfern, im Katechismus und in Gottfrieds 
Chronik. Alles find natürliche und kernige Lehrmeiſter, aber mehr für den 
mündlichen als den ſchriftlichen Ausdruck; hier wirkte das franzöſiſche Vorbild, 
ſo daß unter der gegenſätzlichen Miſchung die Natürlichkeit leiden mußte. Als 


Goethe dann mit ſechzehn Jahren nach Leipzig (1765 — 1768) kommt, find 


Gottſched und Gellert noch Profeſſoren. Ihr eigener und ſeiner durch ſie 
geleiteten Kommilitonen Einfluß meiſtern den Suchenden und Unſelbſtändigen. 
Er nennt ſich ſelbſt ſpäter, da er dieſer Zeit in Klein⸗Paris gedenkt, wie man 


1 Stefan Waetzoldt, Zwei Goethe-Vorträge: „Die Jugendſprache Goethes“; 
„Goethe und die Romantik“. Leipzig, Dürrſche Buchhandlung. 56 Seiten, Preis 1 Mark. 
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weiß, einen Schäfer an der Pleiße. Damit iſt in der Tat die Sprache der 
Leipziger Dichtungen vollſtändig gekennzeichnet. Sie ſteht, wie Waetzoldt er⸗ 
innernd richtig hervorhebt, unter dem übermächtigen Einfluß der Anakreontiker, 
der Hagedorn, Jacobi uſw. Was Waetzoldt hieran anſchließend über dieſe 
Rokokodichtung ſagt, iſt in ſeiner Knappheit ſo ſchön und erſchöpfend, daß 
wir es wörtlich anführen: „Die Rokokodichtung will natürlich ſein und iſt 
gemacht, ſie will gefühlvoll fein und iſt empfindſam. Aber der Rokokoſtil 
beſitzt eine verhüllte, launiſche Anmut wie die weibliche Kleidung der Zeit, er 
deutet leichtfertig an, der kecke Gedanke ſchimmert durch die Spitzen und Bänder 
verführeriſch hindurch. Das Lied ſchreitet nicht, ſondern hüpft, von den Worten 
ſind viele im Kopfe und auf der Lippe, wenige im Herzen, und wie ein 
Schönheitspfläſterchen ſitzt hier und da, an ſcheinbar zufälliger Stelle, ein fran⸗ 
zöſiſches oder italieniſches Wort. Kleine Nachläſſigkeiten der Sprache und des 
Verſes gelten als reizend, wie ein zu loſe geknüpftes Band.“ So, ſagt Waetzoldt 
dann, ſind die Goetheſchen Verſe im Leipziger Liederbuch. Freilich verirrt ſich 
in alle leichte Gewagtheit, die dem Lüſternen oft nicht fernſteht, mitunter eine 
geſpreizte Lehrhaftigkeit, immer ein Zeichen überreifer und doch gärender 
Jugend. Aber hier und dort hören wir, wie der Verfaſſer mit Recht ſcharf 
hervorhebt, ſchon in den Leipziger Liedern auch einen anderen Ton: „ein ſtarkes 
Flügelrauſchen, als ob neben dem girrenden Taubenpaar der Adlerjüngling die 
Schwingen probte“. Förmlich ein anderer Goethe ſpricht in den Briefen und 
Oden an Behriſch; ihr Ton iſt farblos, verſtört, leidenſchaftlich unruhig. Die 
ringende Seele prägt auch der Sprache ihr Bild auf; rein ſprachlich ge⸗ 
nommen, ringt er mit ſich um eigen ſproſſendes Deutſch und gewolltes 
Franzöſiſch und Engliſch. Lieſt man ſeine franzöſiſchen und engliſchen Ge⸗ 
dichte jener Zeit und die Briefe, die er in drei Sprachen an die Schweſter 
ſchrieb und die für den geſtrengen Vater beſtimmt waren, ſo wird der Zwie⸗ 
ſpalt in ihm klar, wenn man dazu machtvolle Worte aus gleicher Zeit 
von ihm ſtellt, die unſchwer Klopſtocks bildenden Einfluß erkennen laſſen. 
Dann folgt die Straßburger, Wetzlarer und Frankfurter Zeit (1768 
bis 1772). Der Einfluß Klopſtocks wächſt, aber das eigene Genie meiſtert ihn 
doch mit eigener Natur. Kühner noch und auch glücklicher als er wird Goethe 
in der Kraft der Ableitungen und Doppelbildungen, die unſere Sprache mit 
dem Griechiſchen gemeinſam hat. Hier berühren ſich, wie Waetzoldt hervor⸗ 
hebt, Goethe, Klopſtock und Pindar. Er erinnert an die Fülle der Vor⸗ 
ſtellung, die Worte gewähren wie: jünglingfriſch, ſilberprangend, Werdeluſt, 
ſchlangwandelnd. Man löfe das nur einmal auf „wie Schlangen wandelnd“, 
„wie ein Jüngling friſch“, und man fühlt ſinnfällig alle geſammelte Kraft und 
Fülle der Zuſammenſetzung. Andererſeits braucht auch Goethe gern ein ein⸗ 
faches Stammwort; immer ſiegt jetzt die künſtleriſche Intuition, das zunehmende 
geniale Bewußtſein. Waetzoldt gibt dafür zahlreiche inſtruktive Beiſpiele. 
Wer aber aufmerkſam dem Schwunge der Goetheſchen Sprache dieſer Zeit 
folgt, hört neben dem helleniſchen auch den altjüdiſchen Ton, die Sprache der 
Bibel. Zweifellos ſagt Waetzoldt in der apodiktiſchen Faſſung zu viel, wenn 
er behauptet, Goethe ſei mit dem Worte und dem Gehalt der Bibel ſo ver⸗ 
traut, wie kaum ein Bibelkundiger unſerer Zeit. Aber ebenſo zweifellos iſt 
Goethes umfaſſende und ausnützende Vertrautheit mit der Bibel. Aus der 
lateiniſchen Faſſung der Vulgata übertrug er mit Benutzung Luthers, der 
allein in der Fortbildung der deutſchen Sprache revolutionär war, das Hohe 
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Lied Salomonis und bis in Mignons Lied und in Hatems Liebeslied tönt das 
Bibelwort nach. Goethe ſelbſt geſteht einmal: „Ich für meine Perſon hatte 
die Bibel lieb und wert; denn faſt ihr allein war ich meine ſittliche Bildung 
ſchuldig, und die Begebenheiten, die Lehren, die Symbole, die Gleichniſſe, alles 
hat ſich tief bei mir eingedrückt und war auf eine und die andere Art wirkſam 
geweſen.“ Waetzoldt erinnert daran, wie namentlich Goethes Jugendſchriften 
und wieder beſonders auch ſeine Briefe voll bibliſcher Anklänge ſind. Die Ver— 
trautheit und Benutzung der Bibel bringt das anheimelnde, altvererbende Häus— 
liche in Goethes Schöpfungen. Aber nach bewußten Sprachſtudien bei Luther, 
Hans Sachs, Fiſchart, dem Sachſenſpiegel und alter Chroniken, 
wird er auch hier der kritiſche Meiſter, der vor allem nur das Gute benutzt, das 
Ewiglebendige. Lenz betonte dies ſchon ſehr ſchön mit Bezug auf Götz: „Der 
Biograph ſpezereiet und ſalbet die alte Mumie des Helden ein, der Poet haucht 
ſeinen Geiſt in ſie. Da ſteht er wieder auf, der edle Tote, in verklärter Schöne 
geht er aus den Geſchichtsbüchern hervor und lebt mit uns zum anderen Male.“ 
Den beſonderen Mut, auch mit aller Energie an alten großen Vorbildern zu 
ändern, verdankt der Jüngling aber der lebendigen Anregung Herders. „Was 
Herder belehrend predigt“, ſagt Waetzoldt, „wird Geſtalt und Leben in Goethe.“ 
In der Tat löſt Herder den engenden Zwang des jungen Goethe, als er lehrte, 
daß die Sprache der Seele des Dichters entquellen müſſe, daß er ſie nicht als 
äußeres Mittel heranziehen, ſondern daß ſie ſeinem eigenen Teile der allgemeinen 
Volksſeele entſpringen müſſe: geheimnisvoll und doch gerade dadurch verſtändnis— 
voll für jedermann, weil ſie ihren Urſprung in dem allen Gemeinſamen hat. 
Aber dabei gibt die Gewalt und Kraft des Genies eben dem Allbekannten doch 
ein Eigenartiges, Charakteriſtiſches. In dieſer Miſchung des Ewigen der Volks— 
ſprache und des individuellen Genialen wirkt dann Shakeſpeare faſt allüber— 
wältigend auf den jungen Goethe. Waetzoldt erinnert daran, daß Shakeſpeares 
Einfluß ſo ſtark war, daß Herder einmal unwillig ſchrieb, Shakeſpeare habe 
Goethen „ganz verdorben“. So ſtrotzte der erſte Götz von zahlloſen, gehäuften 
Bildern, Wortſpielen und Flüchen und großen Zahlen. Aber wieder fand 
Goethe ſich bald zurecht und jetzt an einem größten Deutſchen, dem bewußten 
Vorkämpfer der revolutionären bürgerlichen Epoche, die Goethe dann in der 
Literatur krönen ſollte, an — Leſſing. Im Jahre 1772 war „Emilia Galotti“ 
erſchienen, Goethe las fie in Wetzlar und bekannt iſt, wie die weiteren Be⸗ 
arbeitungen des Götz ſchon den Einfluß Leſſingſcher Klarheit, Schärfe und 
Einfachheit verraten. Dieſen Einfluß erkennt Waetzoldt wohl an — wer könnte 
ihn auch wohl leugnen? —, aber er wird ihm unſeres Erachtens nicht voll 
And in feiner Tiefe gerecht. Gerade was Waetzoldt in der Entwicklung der 
GSoetheſchen Jugendſprache jo eindrucksvoll hervorzuheben verſteht, daß das 
Geheimnis dieſer Sprache ihre innere Wahrheit ſei, gerade dies hatte Leſſing 
ohnegleichen gezeigt und vorbildlich hingeſtellt, und hierin iſt ſein bewußter 
oder unbewußter Einfluß auf Goethe geradezu unermeßlich. „Will jemand“, ö 
ſo ſagte Goethe in ſeinem Alter und er konnte kaum an ein beſſeres Beiſpiel 
dafür als an Leſſing denken, „einen klaren Stil ſchreiben, ſo ſei es ihm zuvor 
klar in ſeiner Seele, und will jemand einen großartigen Stil ſchreiben, ſo 
habe er einen großartigen Charakter.“ In ähnlichem Sinne ſagte Cicero vom 
Redner: „In eo, quod seimus, satis eloquentiae habemus“ (in dem, was wir 
wiſſen, beſitzen wir auch genügend Beredſamkeit). Das tatſächliche Sein iſt es 
eben, das letztlich doch immer Form und Geſtalt ſpezifiſch beſtimmt, wenn es 
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auch nicht immer erkannt wird. Daher die gewaltige Anſchaulichkeit und Macht 
und Kraft, die auch in der Form bei dem Genie liegt, mag ſie im einzelnen 
auch noch immer der Glättung bedürfen. Außer bei Leſſing zeigt ſich dieſe 
Erſcheinung auch bei Marx. 

Ihren Höhepunkt an Macht und Schönheit erreichte Goethes Sprache auch 
auf dem Höhepunkt ſeines jugendlichen Schaffens, im erſten Entwurf des 
„Fauſt“. „Wie vor einem Rätſel“, ſagt Waetzoldt hierbei, „ſtehen wir vor 
dieſem vierundzwanzigjährigen Jüngling, wenn ſein Geiſt mit den Worten 
Fauſts, Mephiſtos und Gretchens zu uns redet. Woher hat er dieſe Sprache 
des jubelnden Glückes und des verzweifelten Wahnſinns, dieſe Sprache der 
Dämonen und Götter, die Sprache des Märchens und der Offenbarung; woher 
ward ihm die Wiſſenſchaft von den Abgrundtiefen des menſchlichen Herzens, 
aus denen Fauſtens titaniſche Klage und Gretchens herzbrechender Wehlaut 
empordringt?“ Unſer Verfaſſer reſigniert und wir mit ihm: hier ruht in der 
Tat das Geheimnis des Genies, auch für die dichteriſche Sprachgeſtaltung, die 
eben nur ein Ausfluß des genialen Seins des Dichters iſt. 

So war Goethes Jug endſprache im Kampfe entſtanden, gewachſen, 
frei und unübertreffbar geworden. Waetzoldt ſchließt: „Sprache iſt tönender 
Geiſt. Die Freiheit der deutſchen Sprache erkennen wir als Vorbedingung 
ihrer Einheit; der junge Goethe hat ſie mit erkämpft. Es war eine frühe 
Verheißung der Freiheit und Einheit des Vaterlandes.“ Das iſt ſoweit wahr, 
wie es leider allgemein geſprochen iſt. Die Einheit der deutſchen Sprache iſt 
ſoweit erreicht, als es formal der klaſſengegenſätzlich geſpaltene Sinn als Baſis 
zuließ, und ſoweit iſt das Genie auch allen ökonomiſchen, politiſchen und ideo⸗ 
logiſchen Widerſtänden ſeiner und der ihm nächſtfolgenden Zeit ſchon voraus⸗ 
geeilt. Die wahre Einheit der Sprache aber wird erſt erreicht ſein, wenn 
ein durch keine Klaſſengegenſätze mehr geſpaltenes Volksbewußtſein, wenn eine 
auch ſozial einheitliche Volksſeele über alle deutſchen Gaue ihre Schwingen aus⸗ 
breitet und mit anderem auch in Literatur und Sprache ungeahnte Kräfte und 
Wirkungen zu einer neuen, weit höheren Klaſſik erweckt. 
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Das neueſte Jahrbuch des „Wiſſenſ chaftlich- humanitären Komitees“ zu Serlin. 
Im vorletzten Sommer veröffentlichte ich in einem Berliner Blatte Mitteilungen 
aus dem Leben einer Vagantin Berta Weiß. Dieſe pflegte ihre Schwindeleien ſtets 
in Mannskleidern zu verüben. 1870 ſtand ſie als Musketier im rheiniſchen Infanterie⸗ 
regiment Nr. 29 und rückte innerhalb weniger Wochen ſogar zum Korporal auf. 
Als ihr am Rhein der Boden zu heiß geworden war, verſchwand ſie. Nach einigen 
Monaten tauchte ſie als Feldwebel im Oſtpreußiſchen auf und machte dort mehr⸗ 
mals mit den Gerichten Bekanntſchaft, wobei auch ihr Geſchlecht entdeckt wurde. 
Später verſuchte ſie ihre perverſe Neigung als „Kloſterbruder“ in Breslau, Ein⸗ 
ſiedeln, Bern und anderen Orten und ſtarb 1872 in einem ſchweizeriſchen Gefängnis. 
Dieſer Aufſatz, der durch Beigabe des Porträts der Weiß als Musketier unterſtützt 
werden konnte, war vordem einer Reihe großer Zeitungen vergebens angeboten 
worden. Um ſo mehr freute mich's nun, daß er in ärztlichen und juriſtiſchen 


Kreiſen außerordentliches Intereſſe hervorgerufen hatte. Gleich nach Veröffentlichung 


erbat ſich Herr Dr. med. Magnus Hirſchfeld (Charlottenburg), ein auf dem Gebiet 
der Homoſexualität anerkannter Forſcher und Fachſchriftſteller, den Aufſatz nebſt 
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Bild für ſein im Namen des „Wiſſenſchaftlich-humanitären Komitees“ 
herauszugebendes nächſtes „Jahrbuch für ſexuelle Zwiſchenſtufen“. So geſchah es, 
daß ich die auf Erforſchung der Homoſexualität, ſowie auf die Beſeitigung des 
§ 175 des deutſchen Strafgeſetzbuchs gerichteten Zwecke und Ziele des vorgenannten 
Komitees aus Vorträgen, Sitzungen und Schriften kennen und ſchätzen lernte. Und 
ſo rechtfertigt es ſich wohl, wenn ich als Laie in mediziniſchen Dingen doch Ge⸗ 
legenheit nehme, über die ſeitherigen Erfolge des „Wiſſenſchaftlich-humani⸗ 
tären Komitees“ im Anſchluß an deſſen neueſte Publikation Bericht zu erſtatten. 
Dr. Hirſchfeld war ſich, als er vor vier Jahren die Bewegung in Fluß 
brachte, des ſchwierigen Weges wohl bewußt. Es hat unendliche Mühe und auf: 
opfernde Energie gekoſtet, die wiſſenſchaftlichen Beſtrebungen ſoweit durchzuſetzen, 
daß ſich Gelehrte und Behörden mit ihnen beſchäftigen mußten. Viel war getan 
worden und der Verein hatte es auf ca. 500 Mitglieder gebracht, die fleißig agitiert 
hatten. Allein erſt der im ſozialdemokratiſchen „Vorwärts“ zur Diskuſſion 
gebrachte „Fall Krupp“ rief eine allgemeine Bewegung hervor, die auch dem 
„Wiſſenſchaftlich⸗humanitären Komitee“ zu Nutzen kommen ſollte. In der letzten, 
Ende Juni abgehaltenen Jahreskonferenz konnte Dr. Magnus Hirſchfeld, der 
Vorſitzende des „Wiſſenſchaftlich- humanitären Komitees“ über den derzeitigen Stand 
der Dinge einen im großen und ganzen günſtig lautenden Bericht geben. An wider⸗ 
ſtrebenden Polizeibehörden, an die humanen Beſtrebungen des Komitees verdächti⸗ 
genden Angriffen, beſonders von ſeiten klerikaler Preßorgane, hat es ja nicht 
gemangelt, während die Berliner Polizeibehörde dem Komitee öffentliche Volks⸗ 
verſammlungen und ſomit freie Propaganda geſtattete. Auf der Jahresverſamm⸗ 
lung wurde nun auch beraten, was weiter zu geſchehen habe. Zuvörderſt müſſe an 
der Beſeitigung des § 175 nach wie vor gearbeitet werden. Man beſchloß alſo, dem 
neuen Reichstag gleich nach ſeinem Zuſammentritt einen Initiativantrag zugehen zu 
laſſen, der die an die Reichsvertretung gerichtete Eingabe wegen Streichung des 
§ 175 wiederholt. Gleichzeitig wird ſie nebſt einſchlägigem Material an 25000 Lehrer 
höherer deutſcher Unterrichtsanſtalten verſandt werden. Da ſich ſchon einige her⸗ 
vorragende Rechtsgelehrte und mediziniſche Autoritäten für die Abſchaffung des 
§ 175 ausgeſprochen haben, jo komme es nunmehr darauf an, die zur Reviſion des 
neuen Strafgeſetzbuchs zuſammentretende ſtaatliche Kommiſſion für dieſen Gedanken 
zu gewinnen. Als Hauptſache wurde jedoch die propagandiſtiſche Belehrung der 
Volkskreiſe angeſehen. Man ſchätzt die Zahl der homoſexuell veranlagten Perſonen im 
Deutſchen Reiche auf 1: 100, mithin bei einer Bevölkerungsziffer von 56 bis 60 Millionen 
auf 5 bis 6 Millionen. Um jedoch ſicher zu gehen, will man nun ſtatiſtiſche Er⸗ 
hebungen anſtellen. Dieſe ſollen ſich auf alle Geſellſchaftsklaſſen erſtrecken. 
Wiſſenſchaftliches Organ des Komitees iſt das „Jahrbuch für ſexuelle 
Zwiſchenſtufen unter beſonderer Berückſichtigung der Homoſexualität“, von 
welchem ſoeben der erſte Band des fünften Jahrganges erſchienen iſt. Dieſer neueſte 
Sammelband iſt noch mehr als ſeine vorzüglichen Vorgänger berufen, das höchſte 
Intereſſe zu erregen. Auf 706 Druckſeiten wurde da ein ſehr reichhaltiges Material 
zuſammengetragen und glänzend verarbeitet. An der Spitze ſteht Dr. Magnus 
Hirſchfelds zehn Druckbogen umfaſſende Schrift über „Urſachen und Weſen des 
Uranismus“ (auch ſeparat unter dem Titel: „Der urniſche Menſch“ erſchienen). In 
fünf Kapiteln und zwar: „Das urniſche Kind“, „Das Harmoniſche der urniſchen 
Perſönlichkeit“, „Die Unausrottbarkeit der Homoſexualität“, „Die Naturnotwendig⸗ 
keit der Homoſexualität“, „Heredität und Homoſexualität“ unternimmt es der Ver⸗ 
faſſer, irrige Rechts⸗ und mediziniſche Anſchauungen auf Grund eigener, durch mehr 
als 1500 perſönliche Unterſuchungen homoſexueller Perſonen gewonnener Ergebniſſe 
zu korrigieren und unabweislich zu widerlegen. Kein Forſcher vor und neben 
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ſchaftlich-humanitären Komitees von Dr. med. M. Hirſchfeld (Leipzig, Max Spohr). 
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Hirſchfeld verfügt über ein jo gewaltiges Beobachtungsmaterial. Schon dieſe Tat- 
ſache zwingt uns, auf ſeine Beweisführungen und Darlegungen beſonderes Gewicht 
zu legen. Unſere Kenntnis des Uranismus ſteckt noch in den erſten Anfängen. Da 
die Homoſexualität, wie Hirſchfeld nachweiſt, ſeit der Urzeit beſteht, ſo läßt ſich er⸗ 
meſſen, welche vielleicht hervorragende Rolle die Uranier in der Entwicklungsgeſchichte 


der Menſchheit geſpielt haben. Nach Hirſchfeld — und hierin ſtimmen ihm Krafft⸗ 
Ebing, v. Schrenck-Notzing und andere bei — iſt die Homoſexualität angeboren. 
Daran iſt nicht mehr zu zweifeln. Das Endreſultat aller Unterſuchungen und Be⸗ 
obachtungen hetero- und homoſexuell Veranlagter wie Irrer läuft darauf hinaus. 
Der Homoſexuelle mag vom Standpunkt der Normalqualität als eine Gattung min⸗ 
deren Grades angeſehen werden, an und für ſich iſt er ebenſo normal und har⸗ 
moniſch wie jene. Sobald dies anerkannt wird — und es bleibt nichts, was gegen 
ſolche Menſchlichkeit ſpräche — fallen alle geſetzlichen und geſellſchaftlichen Schranken 
und müſſen fallen. Was nun die Ausbreitung der Homoſexualität angeht, ſo iſt 
es intereſſant, zu hören, daß nach übereinſtimmendem Urteil die germaniſche Raſſe 
mehr wirklich Homoſexuelle aufweiſe, als die lateiniſche. Deutſchland und England 
einſchließlich Schweden, Dänemark und Kurland ſtehen obenan. Die jüdiſche Raſſe 
liefert den gleichen Prozentſatz. Hirſchfeld fand unter ca. 1500 Homoſexuellen, die 
er im Laufe der letzten ſieben Jahre ſorgfältig beobachtete, 43 Juden und 11 Jüdinnen, 
alſo 54 auf 1500 oder 3,6 Prozent! Die Volkszählung in Deutſchland vom 
1. Dezember 1900 wies unter 56345014 Einwohnern 590000 Juden auf, mithin 
1 Prozent. 

Als nächſte Aufſätze von Wichtigkeit hinſichtlich ihres medizinwiſſenſchaftlichen 
Inhaltes verdienen dann die Mitteilungen über „Einige pſychologiſch dunkle Fälle 
von geſchlechtlichen Verirrungen in der Irrenanſtalt“ von Medizinalrat Dr. P. Näcke, 
ſowie die „Chirurgiſchen Überrafchungen auf dem Gebiet des Scheinzwittertums“, eine 
kritiſch beleuchtete „Kaſuiſtik von 134 Beobachtungen mit 54 Fällen irrtümlicher Ge⸗ 
ſchlechtsbeſtimmung“, beſondere Hervorhebung. Dieſe letztere ungemein inſtruktive Zu⸗ 
ſammenſtellung rührt vom derzeitigen Vorſtand der gynäkologiſchen Abteilung des 
evangeliſchen Hoſpitals in Warſchau, Dr. med. Franz Neugebauer, her und bringt, 
unterſtützt durch zahlreiche Abbildungen, die erleſenſten Operationen aus den be⸗ 
deutendſten Kliniken der Welt zur Schau. Die Arbeit umfaßt ſechs Gruppen auf 
13% Druckbogen. 

Indem ich noch Goethes Brief „über die mannmännliche Liebe“ erwähne, ſowie 
die erſchütternd vorgetragene „Lebensgeſchichte eines urniſchen Arbeiters“, wende ich 
mich dem Teile des Buches zu, in welchem neben der pſychopathiſchen vornehmlich 
die literariſch⸗künſtleriſche Note anklingt. Im vierten „Jahrbuch“ fanden wir drei⸗ 
bedeutende Geiſter, nämlich den ſchweizeriſchen Reformator Theodor de Beza 
(15191605), den ebenfalls ſchweizeriſchen Geſchichtſchreiber Johannes v. Müller 
(17521809) und den Romanſchriftſteller A. v. Ungern⸗Sternberg (1806-1868) 
behandelt. Im diesjährigen erſten Bande wird dieſe Galerie durch den Privat⸗ 
dozenten Dr. F. Karſch (Berlin) fortgeſetzt. Wir werden da zunächſt mit Heinrich 
Hößli (1784 — 1864) bekannt. Diefer einfache ſchweizeriſche Mann — Putzmacher 
ſeines Zeichens — tritt uns in ſeinem zweibändigen Werke: „Eros. Die Männer⸗ 
liebe der Griechen“ als ein edler, feiner Geiſt und Schriftſteller entgegen. Den 
erſten Anſtoß zur Abfaſſung des Buches bekam Hößli durch die wegen Ermordung 
ſeines Schreibers erfolgte Hinrichtung des Berner Rechtsanwaltes Dr. Franz Des⸗ 
gouttes (1785— 1817), von welchem der nächſte Artikel handelt. Reichliche Auszüge 
aus Hößlis Werk und Tagebüchern, Briefen uſw. vervollſtändigen das Charakter⸗ 
bild dieſes ſeltenen Menſchen. In die höchſten ſozialen Regionen führt dann die 
Studie über den Herzog Auguſt — zubenannt „der Glückliche“ — von Sachſen⸗ 
Gotha und Anhalt (17721822). Aus dem Bereich der Bühnenkunſt werden zwei 
geniale Frauen, deren Ruhm einſt durch viele Länder ging, ins Rampenlicht gerückt. 
Die eine iſt Mademoiſelle Maupin (1673 1707), ein „Ubermann“ in Weibsgeſtalt, 
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eine der ſeltenſten, weil durchaus kraftgenialiſchen Erſcheinungen aller Zeiten. „Je 
suis d'un troisieme sexe à part qui n'a pas encore de nom: au-dessus ou au- 
dessous, plus dé fectueux ou superieur . ..“ läßt Theophile Gautier fie in feiner 
gleichnamigen Novelle von ſich ſagen. Ohne, wie behauptet wird, eine Note zu 
kennen, glänzte ſie doch als eine der bedeutendſten Geſangszierden der Pariſer Oper, 
machte indeſſen noch mehr durch ihre Abenteuer und als gefürchtete Duellantin von 
ſich reden. Ein Weſen ganz anderer Art, wiewohl Uranierin, war die Stettinerin 
Anna Marie Stägemann (1829-1880), deren perſönliches wie Künſtlerleben von 
Roſa v. Braunſchweig, einer befreundeten Kollegin, geſchildert wird. Nachdem 
Felicita v. Veſtvali, recte Marie Stägemann, lange Jahre als Sängerin — ſie 
beſaß einen Kontra-Alt von phänomenaler Tiefe — an den hervorragendſten Opern: 
bühnen aller Welt ganz außerordentliche Triumphe gefeiert hatte, vollzog ſie in 
San Francisco den Übertritt zum Schauſpiel, aber in Aufſehen erregender Weiſe: 

ſſie gab den „Romeo“ in engliſcher Sprache. Die beiſpielloſen Erfolge, welche ſie 

dann drüben und in Europa als Darſtellerin weiblicher und männlicher Charafter- 
rollen („Petrucchio“, „Eliſabeth“, „Iſabella“, „Romeo“, „Hamlet“) davontrug, be— 
ſtätigten ihre unvergleichliche Doppelbegabung. 

Zahlreiche Illuſtrationen ſchmücken das Jahrbuch, dem ich von Herzen einen 
großen Erfolg wünſche. Die Leiden jener Unglücklichen ſchildert Hirſchfeld in er- 
ſchütternder Weiſe in ſeiner bereits erwähnten Studie. Er ſagt da: „Indem ich vor 
meinem Geiſte noch einmal die vielen Hunderte von Uraniern vorüberziehen laſſe, 
vom Prinzen zum Taglöhner, die ich in ſieben Jahren ſah, dieſe hilfloſen Arzte 
und Prieſter, dieſe angſterfüllten Staatsanwälte und Richter, dieſe bedeutenden Ge— 

lehrten und Künſtler, die braven Offiziere, die pflichttreuen Beamten, die tüchtigen 
Kaufleute, Landwirte, Studenten, Arbeiter alle, alle ſtigmatiſiert, verſtümmelt, ge⸗ 
troffen in ihrem Heiligſten —: ſolange Staat und Geſellſchaft in dieſen von der 
Fortpflanzung, nicht aber von der Liebe Ausgeſchloſſenen Verbrecher ſehen, hat das 
Mittelalter ſein Ende noch nicht erreicht. Ich für mein Teil werde nicht aufhören, 

für das Recht dieſer Unterdrückten zu kämpfen, nicht aus Ruhmbegier, ſondern weil 

ich es nicht ertragen könnte, untätig Mitwiſſer eines ſo gewaltigen Unrechtes zu ſein.“ 
Ernſt Kreowski. 


Dr. Adalbert Wahl, Studien zur Vorgeſchichte der franzöſiſchen Revolution. 
J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 168 Seiten. 

Seit einiger Zeit macht ſich in den hiſtoriſchen Zeitſchriften ein Herr Dr. Adal⸗ 
bert Wahl, Privatdozent an der Univerſität Freiburg i. B., in auffälliger Weiſe da⸗ 
durch bemerkbar, daß er mit großem Wortſchwall gegen die „jetzt herrſchende Schule 
franzöſiſcher politiſcher Hiſtoriker“ zu Felde zieht, weil er „erkannt zu haben glaubt, 
daß bei dieſer Schule politiſche Motive ſich ſtörend in die wiſſenſchaftlichen Be— 
ſtrebungen miſchen“, und weil er „ſah, daß dieſer letztere Umſtand von einigen name 
haften deutſchen Hiſtorikern verkannt wird, jo daß die Gefahr beſteht, daß die Ein⸗ 
ſeitigkeiten dieſer Schule ſich auch bei uns einbürgern“. Um dieſer Gefahr zu be⸗ 
gegnen, hat Herr Wahl ſeine Studien veröffentlicht, von deren Weisheit er einige 
Proben in jeder Nummer der „Hiſtoriſchen Vierteljahrſchrift“ verzapft. Die Serie 
ſeiner quellenkritiſchen Studien wird eröffnet mit einer Prüfung der Cahiers der 
ländlichen Gemeinden von Paris-Hors⸗Les⸗Murs, und Herr Wahl beweiſt uns, daß 
dieſe und alle übrigen bäuerlichen Cahiers nicht etwa, wie man bisher angenommen, 
die Leiden, Wünſche und Hoffnungen des vom Abſolutismus und Feudalismus ge⸗ 

mißhandelten Bauernſtandes zum Ausdruck bringen, ſondern lediglich verlogene Mach⸗ 
werke gewiſſenloſer Agitatoren ſeien, denen man jeden Quellenwert abſprechen müſſe. 
Dieſe elegante Eskamotage der in den Cahiers enthaltenen Kennzeichnung der alten 
Monarchie hat bereits Pariſet in der Revue critique gebührend zurückgewieſen, ſo 
daß wir uns darauf beſchränken können, den Wert der Wahlſchen Quellenkritik an 
zwei anderen Beiſpielen zu exemplifizieren. In einer ſeiner Studien beſchäftigt ſich 
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Herr Wahl mit dem berühmten Arthur Youngjchen Reiſewerk, das mit Recht als 
die wichtigſte Quelle für die wirtſchaftlichen Zuſtände Frankreichs am Vorabend der 
Revolution angeſehen wird. Youngs Reiſewerk zerfällt in zwei ganz ungleiche Teile. 
Der erſte Band enthält leicht hingeworfene Reiſeeindrücke, die Young in ihrer feuille⸗ 
toniſtiſchen Art geeignet erſchienen, einen größeren Leſerkreis zu intereſſieren und 
dadurch den buchhändleriſchen Erfolg des ganzen Werkes ſicher zu ſtellen. Einen 
dauernden Wert ſpricht aber Young ſelbſt — durchaus mit Recht — nur dem zweiten 
Bande zu, in dem die ökonomiſchen und insbeſondere die agrarökonomiſchen Zuſtände 
Frankreichs eine eingehende Darſtellung finden. Das Houngſche Werk etwa als das 
verlogene Machwerk eines gewiſſenloſen Agitators zu ſtigmatiſieren, konnte Herr 
Wahl natürlich nicht wagen, denn Arthur Young war der erſte Agrarökonom ſeiner 
Zeit, ein wiſſenſchaftlich geſchulter Kopf von ſeltener Unbefangenheit des Urteils, 
dazu Ausländer, was für die Objektivität ſozialer Schilderungen erheblich ins Ge⸗ 
wicht fällt, wenn in einem Lande, wie damals in Frankreich am Vorabend der 
Revolution, die ſozialen Strömungen wild durcheinander fließen und die Leiden⸗ 
ſchaften auf ihnen einherfahren. Hier mußte Herr Wahl wohl oder übel einen 
anderen Weg einſchlagen. Dies gelingt ihm, indem er den zweiten Band einfach 
ignoriert, aus dem erſten Band die wenigen erfreulichen Bilder mit peinlicher Sorg⸗ 
falt zuſammenträgt und folcherart Young zu einem „Zeugen großer Blüte Frank⸗ 
reichs unter Ludwig XVI.“ macht. Gegenüber dieſem eminent geſcheiten Verfahren 


müſſen wir nun aber betonen, daß die zuſammenfaſſende Darſtellung der franzöſiſchen 


Zuſtände im zweiten Bande des Youngſchen Reiſewerkes ein in den dunkelſten 
Farben gehaltenes Gemälde des ſozialen Elends bietet. Oder iſt etwa Youngs 
Konſtatierung, daß der Arbeitslohn am Vorabend der Revolution im allgemeinen 
um 76 Prozent niedriger war als in England und demgemäß auch die franzöſiſchen 
Arbeiter um 76 Prozent ſchlechter genährt und gekleidet wurden wie eben die Klaſſen 
in England, auch ein Zeugnis für die „große Blüte Frankreichs“ unter der alten 
Monarchie? Oder hält Herr Wahl die uns von Young fo Lichtvoll beſchriebene 
dungloſe Felderwirtſchaft der franzöſiſchen Bauern, die auf Böden geringerer Güte 
regelmäßig zur Brand- und wilden Feldgraswirtſchaft entartete, etwa für eine hohe 
Entwicklungsſtufe der Agrikultur? Jeder moderne Agrarökonom kann ihm das Urteil 
Youngs beſtätigen, daß ein ſolcher Zuſtand der Agrikultur ein Volk von 25 Millionen 
zu periodiſchen Hungersnöten verdammt. Zum Schluſſe noch ein Wort über Herrn 
Wahls quellenkritiſche Bemühungen hinſichtlich der feudalen Inſtitutionen. Wenn 
Herr Wahl uns belehren will, daß ein Teil der feudalen Abgaben und Leiſtungen 
eine wirtſchaftliche Bedeutung nie gehabt und ein anderer Teil ſie aus verſchiedenen 
Urſachen im Laufe der Jahrhunderte verloren, fo jagt er uns damit nur längſt be⸗ 
kannte Dinge. Gerade „die Schule franzöſiſcher politiſcher Hiſtoriker“ hat dieſe von 
Herrn Wahl mit ſo viel Prätenſion zutage geförderte Weisheit ſchon ungezähltemale 
vorgetragen. Keinem Hiſtoriker fällt es ein, etwa in der Verpflichtung des Bauern, 
dem Grundherrn das einzige Zinsei in einem mit vier Pferden beſpannten Wagen 
vorzufahren oder ihm ſein unberührtes Weib zum Küſſen, Umarmen und Liebäugeln 
zuzuführen, Leiſtungen ſehen zu wollen, von denen das Gedeihen der bäuerlichen 
Wirtſchaft abhing, jo läſtig und entwürdigend dieſe ſogenannten droits ridicules auch 
für den bäuerlichen Wirt geweſen ſein mögen. Was ſoll man aber dazu ſagen, wenn 
Herr Wahl in dieſen droits ridicules eine „harmloſe und liebenswürdige Sitte“ ſieht 
und ſchließlich gegen die „tiefe Verlogenheit“ jener „gewiſſenloſen Agitation“ des 
achtzehnten Jahrhunderts, die ſich partout nicht zu der Harmloſigkeit ſeiner Ge⸗ 
ſchichtsauffaſſung erheben konnte, folgende ergötzliche Philippika vom Stapel läßt: 
„Die erbärmliche Poeſie- und Humorloſigkeit dieſer Agitatoren, ihr gänzlicher Mangel 
an hiſtoriſchem Sinne, fanden ſelbſtverſtändlich nur tönende Worte des Tadels gegen 
ſolche ‚gothifche Bizarrerien““ Freilich, „der hiſtoriſche Sinn“ für die „Poeſie“ und 
den „Humor“ der Überreſte des jus primae noctis ging „dieſen Agitatoren“ aller⸗ 
dings ab. Ludwig Queſſel. 
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Profeſſor Dr. E. Hirſchberg, Mrdeitstofenverficherung und Armenpflege. (Volks⸗ 
wirtſchaftliche Zeitfragen ꝛc. ꝛc., Heft 197 [Jahrgang 25, Heft 5]). Berlin 1903, 
Leonhard Simion. 34 Seiten 8°. 

Der Leiter des Berliner ſtädtiſchen Statiſtiſchen Amtes hat ſich ſchon ſeit langem 
mit den einſchlägigen Fragen befaßt, ſeine Darlegungen ſind klar und trotz aller 
Einwendungen gegen den Standpunkt und die Folgerungen des Verfaſſers eine recht 
gute Einführung in die verwickelte Frage unter Berückſichtigung der geltenden geſetz— 
lichen Beſtimmungen. Hirſchberg iſt als eingeſchworener Liberaler ein Gegner ſtaat— 
licher Förderung der gewerkſchaftlichen (nicht gewerkvereinlichen) Arbeitsloſenverſiche— 
rung, die er als Wohltätigkeitsakt bezeichnen würde. Sein Programm ſind lokale, 
an die ſtädtiſche Armenpflege angegliederte Einrichtungen, die bis zu drei Monaten 
Unterſtützungen gewähren ohne die entehrenden Folgen der Armenunterſtützung, bei 
länger währender Arbeitsloſigkeit tritt überweiſung an die Armenpflege ein. Es 
genügt dies feſtzuſtellen, ein polemiſches Eingehen auf die Vorſchläge des Verfaſſers 
ſcheint nach Lage der Frage auf abſehbare Zeit nicht erforderlich. ad. br. 
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Der Kongreß der finniſchen Sozialdemokratie fand trotz aller Schikanen, Polizei⸗ 
maßregeln und brutalen Verfolgungen der herrſchenden Reaktion im vorigen Monat 
ſtatt. In Nr. 36 der „Neuen Zeit“ wieſen wir darauf hin, daß die Polizeiwirtſchaft 
Bobrikow es der Arbeiterpreſſe unterſagte, die Fragen zu beſprechen, die zum Gegen— 
ſtand der Verhandlungen des Kongreſſes werden ſollten. Aber trotzdem hat der im 
Auguſt abgehaltene Kongreß gezeigt, daß auch dieſe Maßregel das Zuſtandekommen 
einer einheitlichen ſozialdemokratiſchen Bewegung mit einem klar ausgeſprochenen 
Programm nicht zu hindern vermochte. Die Hauptpunkte des Programms ſind ſol— 
gende: Die Partei erſtrebt, gleich den Bruderparteien in anderen Ländern, die Be⸗ 
freiung der Arbeiterklaſſe aus der wirtſchaftlichen Abhängigkeit und politiſchen und 
geiſtigen Vormundſchaft. Zu dieſem Zwecke fordert das Programm allgemeines 
gleiches Wahlrecht ſowohl auf ſtagzlichem als kommunalem Gebiet für alle finniſchen 
Staatsbürger, Männer und Frauen, welche das 21. Lebensjahr vollendet haben; 


vollſtändige Vereins⸗, Verſammlungs⸗, Rede- und Druckfreiheit; allgemeinen Schul⸗ 


zwang neben koſtenloſem Unterricht in allen Lehrſtellen; die Volksſchule wird in eine 
Grundſchule umgewandelt; die Religion wird als Privatſache betrachtet und die 
Kirche demgemäß vom Staate getrennt, wonach kirchliche oder religiöſe Gemein⸗ 
ſchaften als Vereine zu behandeln ſind, welche ihre inneren Angelegenheiten ſelbſt zu 
ordnen haben; der Religionsunterricht iſt aus den Schulen zu entfernen. Ferner 
wird koſtenloſes Gerichtsweſen ſowohl als koſtenloſe Rechtshilfe, Entſchädigung un⸗ 
ſchuldig Verhafteter, Angeklagter und Verurteilter gefordert. Die Geſundheitspflege 
wird vom Staate und der Kommune übernommen und koſtenloſe ärztliche Hilfe und 
Medizin iſt zu gewähren, ſowie koſtenloſe Beerdigung. Die Militärlaſten ſind zu 
reduzieren und die Friedensidee ſo zu propagieren, daß ſie Gemeingut der Volks— 
maſſen wird. Und ſchließlich wird ein allgemeines geſetzliches Verbot der Herſtellung 
und des Verkaufs alkoholiſcher Getränke gefordert. — Ferner wurden für ein land⸗ 


wirtſchaftliches Programm folgende Grundzüge feſtgelegt: Verbot des Verkaufs 
oder ſonſtiger Veräußerung öffentlichen Grund und Bodens; Waſſerläufe, Gruben 


und Landgüter, welche dem Zwangsverkauf unterliegen, ſind vom Staate zu er— 
werben, und den Kommunen iſt das Enteignungsrecht zu gewähren. Unkultivierte 
Landgebiete ſind in Kultur zu nehmen. Desgleichen ſind Landgebiete der nicht feſt 
domizilierenden Bevölkerung zuzuteilen durch innerhalb derſelben gebildete Gejell- 
ſchaften oder Genoſſenſchaften. Auch wird unter anderem die Abſchaffung der Ge— 
ſindeordnung verlangt. a N 


808 | | Die Neue Zeit. 


Das angenommene Kommunalprogramm entſpricht im allgemeinen den Forde⸗ 
rungen, welche die Sozialdemokratie in anderen Ländern aufgeſtellt. — Erwähnt ſei 
noch, daß gefordert wurde: ein rationelles Schutzgeſetz für Frauen, weibliche Fabrik⸗ 
inſpektion mit Arbeiterinnen als Aſſiſtenten, ferner eine ſtaatliche Altersverſicherung, 
auszahlbar vom zurückgelegten 55. Lebensjahr an, Maßnahmen gegen die Arbeits⸗ 
loſigkeit durch Einführung des geſetzlichen Achtſtundentags, eines Minimallohns und 
einer Arbeitsloſenverſicherung, ſowie Vornahme öffentlicher Arbeiten ſeitens des 
Staates und der Kommune bei eintretendem Arbeitsmangel, Errichtung von Ackerbau⸗ 
kolonien uſw. 

Ein recht geſunder und erfreulicher Ton ſpricht aus der angenommenen Reſolu⸗ 
tion betreffend das Wahlrecht. Ohne Umſchweife wird das allgemeine gleiche 
Wahlrecht für jeden Mann und jede Frau, welche das 21. Lebensjahr vollendet 
haben, gefordert und erklärt, daß die Partei den Kampf um das Wahlrecht fort⸗ 
ſetzen wird, bis alle Unterſchiede zwiſchen den Staatsbürgern in bezug auf das 
politiſche und kommunale Wahlrecht aufgehoben ſein werden. Die Arbeiter werden 
aufgefordert, einen Tagelohn zu einem Wahlrechtsfonds zu opfern, der Parteivorſtand 
hat große Maſſendemonſtrationen in Stadt und Land anzuordnen; als letztes Mittel 
ſei der Generalſtreik in Angriff zu nehmen. 

Außerdem beſchäftigte ſich der Kongreß noch mit der Frage der kommunalen 
Arbeitsnachweiſe, für deren Errichtung er ſich ausſprach, und mit der Stellung der 
Genoſſenſchaftsbewegung der Arbeiterbewegung gegenüber. 

Der Kongreß, der unter ganz beſonderer Bewachung des neuen Knutenregiments, 
das jetzt in Finnland herrſcht, ſtattfand, hat eine überaus reiche Arbeit geleiſtet. brt. 


Weltpoſtverkehr. Das Bureau des Weltpoſtvereins in Bern hat eine „All⸗ 
gemeine Poſtſtatiſtik für 1901“ herausgegeben. Die Statiſtik umfaßt 60 Gebiete, 
darunter 25 koloniale, mit einer Erdfläche von rund 60 Millionen Quadratkilometer. 

Die Zahl der Poſtſtellen beträgt 243472. Die größte Zahl, nämlich 78262, 
weiſen die Vereinigten Staaten auf; dann folgen Deutſchland mit 45632, Groß⸗ 
britannien mit 22400, Britiſch⸗Indien mit 13615 und Frankreich mit 11044 Poſt⸗ 
anſtalten. — Das geſamte Dienſtperſonal ſämtlicher Poſtſtellen beträgt 1104205 Per⸗ 
ſonen, nämlich 537293 Beamte, 474191 Unterbeamte und 92721 Poſtfuhrunternehmer 
und Poſtillone. 

Der Geſamtverkehr belief ſich auf 27439,2 Millionen Stück und einen Wertbetrag 
von 89 139,8 Millionen Franken. Deutſchland war beteiligt mit 5,5 Milliarden Poſt⸗ 
ſendungen und 34 Milliarden Franken, — es fielen alſo auf die deutſchen Poſtſtellen 
20 Prozent der geſamten Stückzahl aller Sendungen und 38 Prozent des Geſamt⸗ 
wertbetrags. Insbeſondere ſteht Deutſchland an erſter Stelle im inländiſchen Poſt⸗ 
kartenverkehr und bei den Briefſendungen des internationalen Verkehrs. Der Druck⸗ 
ſachen- und Warenmuſterverkehr iſt am ſtärkſten in den Vereinigten Staaten. Im 
Paketverkehr ſteht wieder die deutſche Poſt weitaus an erſter Stelle, dann folgen 
Großbritannien, Frankreich und Oſterreich. An den Sendungen mit Wertangabe iſt 
Deutſchland mit 22 Milliarden Franken oder 39 Prozent des Geſamtbetrags beteiligt, 
ebenſo hat es den lebhafteſten Geldanweiſungsverkehr, indem von rund 24 Milliarden 
Franken, die 1901 in den Ländern des Weltpoſtvereins auf Geldanweiſungen ein⸗ 
gezahlt wurden, auf Deutſchland nahezu die Hälfte (11,5 Milliarden) entfielen. 

Die Geſamtpoſteinahmen aller Länder betrugen 2588 Millionen, die Ausgaben 
2282 Millionen Franken. Bei etwa einem dritten Teile aller Länder überwogen 
die Ausgaben für poſtaliſche Zwecke die Einnahmen, ſo in den Vereinigten Staaten, 


die ein Defizit von 1½ Millionen Mark aufweiſen, die anderen Länder zeigten. 


dagegen mehr oder minder hohe Überſchüſſe, vor allem Großbritannien, Rußland, 
Frankreich und an vierter Stelle Deutſchland. Dr. J. H-z. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Der Dresdener Parteitag. 
Von Karl Kautsky. 


Der jüngſte unſerer Parteitage gehört nicht zu jenen, deren wir mit un⸗ 
gemiſchter Freude gedenken — in dieſem Gefühl iſt wohl die geſamte Partei 
einig. Aber man ginge zu weit, wollte man den Dresdener Parteitag zu den 
verlorenen zählen. So unerquicklich ſtellenweiſe ſein Verlauf war, ſeine ſach— 
lichen Ergebniſſe waren durchweg befriedigende. Er hat eine Reihe von 
Urſachen zu Streit und Zank aus dem Wege geräumt und dadurch trotz der 
wütenden Kämpfe, die er entfeſſelte, der Sache des inneren Friedens gedient. 

Es muß aber auch hervorgehoben werden — und man kann dies nicht ſcharf 
genug betonen —, daß der Kernpunkt der Verhandlungen des Parteitags, die 
Diskuſſion über die Taktik, durchaus keine Veranlaſſung zu niederdrückenden 
Empfindungen bot. Wir haben nicht die mindeſte Urſache, zu bedauern, daß 
dieſer Punkt auf die Tagesordnung geſetzt und eingehend behandelt wurde. 

Die peinlichen, ja zeitweiſe quälenden, ſelbſt widerwärtigen Empfindungen 
wurden nur ausgelöſt durch die Verhandlungen über jenen Punkt, der unglück⸗ 
ſeligerweiſe am Eingang ſtatt am Ausgang der Tagesordnung ſtand, wo 
einerſeits die Kampfesluſt und die Kampfesfähigkeit noch friſch und andererſeits 
die Reizbarkeit auf beiden Seiten am größten war, weil man ſich eben noch 
nicht ausgeſprochen hatte. Wäre die Taktik als erſter Punkt zur Beratung ge⸗ 
kommen und die Mitarbeit an der bürgerlichen Preſſe erſt danach, dann darf 
man ſicher ſein, daß dieſer Punkt weit kürzer und ruhiger behandelt worden wäre. 

Dies hätte aber auch dann der Fall ſein können, wenn jene Genoſſen, die 
Veranlaſſung dazu gaben, daß dieſer Punkt überhaupt verhandelt werden mußte, 
die Mitarbeiter an der „Zukunft“, ſich über die Berechtigung unſerer Kritik und 
des Vorſtandsbeſchluſſes vorher informiert und jene Erklärungen vor Beginn der 
Verhandlungen über die Frage der Mitarbeit an bürgerlichen Blättern abgegeben 
hätten, die ſie zu deren Schluſſe abgaben. Dann hätte der Parteitag viel koſtbare 
Zeit gewonnen und eine Reihe der häßlichſten Szenen wäre ihm erſpart geblieben. 

Und daß ihre Poſition unhaltbar ſei, das mußten dieſe Genoſſen von vorn- 
herein wiſſen. Sie machten auch keinen ernſthaften Verſuch, ſie zu verteidigen, 
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um aber dem Rückzug den Charakter einer Flucht zu nehmen, verſuchten ſte 
eine Diverſion auf ein ganz anderes Gebiet, und um ihren gegenwärtigen 
Fehler zu bemänteln, hatten zwei von ihnen ſorgfältig alles zuſammengetragen, 
was ſie an Irrungen aufſtöbern konnten, deren ſich Genoſſe Mehring vor zehn 
und zwanzig Jahren ſchuldig gemacht hatte oder gemacht haben ſoll. Dieſer 
fein ausgeklügelte Schachzug trug die Hauptſchuld daran, daß aus einer ſach⸗ 
lichen Diskuſſion ein perſönliches Gezänk wurde. 

Auf den mit dieſen Vorkommniſſen zuſammenhängenden Fall Mehring hier 
einzugehen, erſcheint mir nicht am Platze. Jeder Tag kann neue Aufklärungen 
bringen, dieſe Zeilen werden aber erſt acht Tage, nachdem ſie geſchrieben worden, 
dem Publikum vorliegen. Was immer ich ausführen würde, es unterläge der 
Gefahr, von neu vorgebrachten Tatſachen desavouiert zu werden. 

Es genüge, zu erklären, daß ich keine Urſache ſehe, von dem in Dresden 
Ausgeſprochenen etwas zurückzunehmen. N 

Erhebender und inſtruktiver als die Verhandlungen über die Mitarbeit an 
bürgerlichen Blättern waren die über die Taktik, die ihren Abſchluß in einer 
bemerkenswerten Abſtimmung fanden. Gegenüber der von Hannover bedeutet 
die von Dresden einen entſchiedenen Fortſchritt in der Klarlegung des Kraft 
verhältniſſes der verſchiedenen Richtungen innerhalb der Partei zueinander. 
Damit iſt der Zweck der Diskuſſion und unſerer Reſolution ſoweit erreicht 
worden, als er überhaupt erreichbar war. 

In meinem Artikel „Zum Parteitag“ (Nr. 49 der „Neuen Zeit“) ſprach ich 
den Wunſch aus, dem Dresdener Parteitag möge gelingen, was dem von 
Hannover nicht gelang, „eine Entſcheidung zu treffen, die allſeitig in gleicher 
Weiſe als der unverkennbare Wille der Mehrheit der Partei anerkannt und 
beachtet wird. Wird dem reviſioniſtiſchen Flügel einmal nachdrücklich die Über: 
zeugung beigebracht, daß für eine Anderung des Charakters unſerer Partei in 
dieſer kein Boden vorhanden iſt, dann dürfen wir wohl erwarten, daß er ſeine 
Energie ſtatt dem Aufſpüren und Aufwerfen von Parteiproblemen viel mehr 
dem Kampfe gegen den gemeinſamen Feind zuwenden wird“, ſo daß wir 
ſchließlich wieder „beide Schulter an Schulter ohne den leiſeſten Mißton kämpfen“. 

Dieſe Erwartung iſt zunächſt wenigſtens in ihrem erſten Teile in Erfüllung 
gegangen: es iſt auf das nachdrücklichſte konſtatiert worden, daß für eine Ande⸗ 
rung oder Revidierung des Charakters unſerer Partei in dieſer kein Boden 
vorhanden iſt. 

Ganze elf Stimmen wurden gegen unſere Reſolution abgegeben. Darunter 
einige von Genoſſen, denen ſie nicht ſcharf genug war. Freilich gab es auch 
Genoſſen, von denen es unbegreiflich blieb, wie ſie gegen Bernſtein ſtimmen 
konnten, Genoſſen, die den tiefen Gegenſatz zwiſchen dem reviſioniſtiſchen und 
dem „orthodoxen“ Standpunkt ſo klar dargeſtellt hatten, wie Genoſſe Kolb. 
Freilich bloß dargeſtellt. Ob auch erfaßt, iſt eine andere Frage. Aber ſie 
hatten ihn doch empfunden, und wenn ſie trotzdem nicht mit Bernſtein ſtimmten, 
iſt das nur dadurch zu erklären, daß ſie die Schwäche ſeiner Poſition erkannten. 

Aber man kann den Grund dafür, daß eine Reihe von Reviſioniſten nicht 
mit Bernſtein ſtimmten, auch noch anderswo ſuchen. 

Die reviſioniſtiſche Bewegung der letzten Jahre iſt nicht zu verſtehen, wenn 
man nicht zwei Gruppen in ihr unterſcheidet, die man vielleicht als theore⸗ 
tiſchen oder bewußten und praktiſchen oder unbewußten Reviſionismus 
bezeichnen könnte. Nur die erſtere der beiden Gruppen fühlte ſich durch unſere 
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Reſolution getroffen, nur ſie ſtimmte dagegen. Die zweite Gruppe dagegen 
repräſentiert für ſich allein keine beſtimmte, durchdachte Richtung, ſondern nur 
eine gewiſſe Stimmung, eine Stimmung, wie wir ſie in der Partei immer 
hatten und haben werden, die erſt durch das Hinzutreten des bewußten Revi⸗ 
ſionismus ſich mehr zu der geſchloſſenen Einheit einer beſtimmten Richtung 
verdichtete, durch deſſen Ausſcheiden aber wieder in den loſen Nebelzuſtand 
einer Stimmung aufgelöſt wird. f 
Das Wort unbewußte oder praktiſche Reviſioniſten bezeichnet ſie vielleicht 
inſofern nicht ganz richtig, als ihnen die Theorie und deren Reviſion eine ganz 
gleichgültige Sache iſt. Man könnte ſie auch Opportuniſten nennen, wenn 
dieſer Name nicht ein ſo mißverſtändlicher wäre, weshalb ich mich auch möglichſt 
hüte, ihn zu gebrauchen. In gewiſſem Sinne ſind wir alle Opportuniſten, hat 
Bebel mit Recht geſagt. Keiner von uns will mit dem Kopfe durch die Wand 
rennen, jeder paßt ſein Vorgehen den beſtehenden Verhältniſſen an. Was an 
den ſogenannten „Opportuniſten“ in unſerer Partei getadelt wird, iſt nur eine 
beſtimmte Form von Anpaſſung, alſo eine beſtimmte Form von Opportu⸗ 
nismus, die Anpaſſung unſeres Redens und Tuns an die Bedürfniſſe mancher 
nichtproletariſchen Schichten der Bevölkerung. 

Nimmt man aber das Wort Opportunismus in dieſem Sinne, dann iſt es 
— um hier eine Abſchweifung auf einen mehrfach gegen mich erhobenen Vor: 
wurf zu machen — ganz und gar nicht gerechtfertigt, meinen Vorſchlag, in der 
Frage des Wahlrechtes im Reichstag zunächſt in der Defenſive zu bleiben, 

einen opportuniſtiſchen oder gar hyperopportuniſtiſchen zu nennen. Von einer 
Rückſichtnahme auf andere als proletariſche Intereſſen und Neigungen iſt hier 
doch nicht im geringſten zu reden. 

Die einzige Frage, die hier in Betracht kommt, iſt die: Sollen wir unſeren 
Gegnern auf dem Gebiet des allgemeinen Wahlrechtes die Schlacht anbieten 
oder nicht? Es kann unmöglich Feldherrnkunſt ſein, den Gegner auf jenem 
Gebiet ſtellen zu wollen, wo wir ſicher ſein müſſen, geſchlagen zu werden. 
Allerdings, wenn es feſtſtünde, daß es auf dieſem Gebiet auf jeden Fall zur 
Schlacht kommen muß, wenn es feſtſtünde, daß etwa von konſervativer Seite 
ein Antrag auf Verſchlechterung des beſtehenden Wahlrechtes eingebracht würde, 
dann könnte es taktiſch klug ſein, ihnen mit einem Antrag auf ſeine Verbeſſe⸗ 
rung zuvorzukommen. Aber ſolange das nicht feſtſteht, denke ich, haben wir 
keine Urſache, eine Anderung des Wahlrechtes zu provozieren, die, wenn ſie 
vollzogen wird, bei der heutigen Stimmung unſerer Gegner nur eine Verſchlech— 
terung ſein kann. Indes habe ich mir nie eingebildet, ein hervorragender poli— 
tiſcher Taktiker zu ſein, und ich laſſe mich gern eines beſſeren belehren. Aber 
nur durch Argumente. Ich laſſe mich aber nicht einſchüchtern durch leere 
Schlagworte wie „Hyperopportunismus“ und ähnliche. Ich bin ebenſooft in 
meinem Leben „Gemäßigter“ geſcholten worden wie „Radikaler“, und bin doch 
immer derſelbe geblieben. Vor bloßen Worten fürchte ich mich nicht. 

Doch zurück zu unſerer Auseinanderſetzung über den praktiſchen Reviſionismus. 

Es iſt klar, daß es in unſerer Partei bei aller Einheit der Grundſätze immer 

Differenzen in den Charakteren und Temperamenten, ſowie der Einſicht der ein⸗ 
zelnen Genoſſen geben wird, die ſie auch zu verſchiedenen Auffaſſungen der ein— 
zelnen Fragen veranlaſſen. Noch wichtiger als dieſe perſönlichen Divergenzen 
ſind die lokalen. In einem ſo großen Reiche wie Deutſchland ſind nicht alle 
Gegenden gleich hoch entwickelt — ſowohl wirtſchaftlich wie politiſch —; ihre 
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f 1 
Geſchichte, ihre Traditionen, ja ſelbſt ihre politiſchen Einrichtungen ſind ver⸗ | 
ſchieden; jo bilden ſich die verſchiedenſten ſozialen Milieus, die die verſchiedenſg 
ſozialen und politiſchen Stimmungen erzeugen. 

Bebel hat in Dresden München als ein Capua der Geiſter bezeichnet, das 
erſchlaffend auf ſie wirke. Das war ſicher nur ſcherzhaft gemeint und die 
Münchener Delegierten haben es mit Unrecht bitter ernſt genommen. Aber es 
enthält einen ernſten Kern. Es iſt ganz unbeſtreitbar, daß das ſoziale Milieu 
von München oder Karlsruhe anders wirkt, als das von Leipzig oder Dresden | 
oder Berlin; daß Genoſſen, die hier „radikal“ waren, dort „gemäßigt“ werden 
oder umgekehrt. Ein derartiger Geſinnungswechſel braucht nicht etwa von Ge⸗ 
ſinnungsloſigkeit herzurühren oder von mangelnder Intelligenz, ſondern einfach 
daher, daß in dem einen Orte oder Lande die Klaſſengegenſätze weit ſchroffer 
zugeſpitzt ſind als in dem anderen. 15 

In Berlin haben wir gar zwei Milieus nebeneinander, die in entgegen⸗ 
geſetztem Sinne wirken, und je nachdem ein Genoſſe in das eine oder andere 
gerät, beeinflußt es ihn in dem einen oder dem anderen Sinne. In Berlin N 
oder 0 wird er mit intenſivſter proletariſcher Kampfesluſt erfüllt, in den Kaffee⸗ 
häuſern des Weſtens dagegen nur mit literariſchem Dünkel, dekadenter Blaſiert⸗ 
heit und journaliſtiſcher Senſationsſucht. 8 

Wer auf der ſoliden Grundlage einer wohldurchdachten Theorie ſteht, die 
der Geſamtheit der kapitaliſtiſchen Welt entnommen iſt, kann ſich bis zu 
einem gewiſſen Grade über die wechſelnden Einflüſſe der verſchiedenen lokalen | 
Milieus ebenſo wie über die der periodiſchen ökonomiſchen Schwankungen 
— Proſperität und Kriſe — erheben. Völlig kann ſich dem Einfluß ſeines | 

| 
| 


| 


beſonderen perſönlichen Milieus niemand entziehen. | 

Die Mannigfaltigkeit der Milieus erregt mehr noch als die Mannigfaltige 
keit der perſönlichen Charaktere und Kenntniſſe eine Mannigfaltigkeit von 
Stimmungen und Meinungen in unſerer Partei, die immer beſtanden hat und 
beſtehen muß, trotz aller Einheitlichkeit in den Grundanſchauungen. Die raſche 
Ausdehnung unſerer Partei hat die Tendenz, dieſe Mannigfaltigkeit immer 
mehr zu ſteigern. Andererſeits wirkt jedoch die nivellierende Tendenz der 
modernen Produktionsweiſe, die alle lokalen Eigentümlichkeiten immer mehr zu 
verwiſchen ſucht, in entgegengeſetzter Richtung. | 

Zu dieſen lokalen Verſchiedenheiten gejellen jich temporäre. Die Stimmung 
weiter Parteikreiſe iſt eine andere in Zeiten der Proſperität oder eines libe⸗ 
ralen Aufſchwunges, als in Zeiten der Kriſe oder eines Niederganges des Libe⸗ 
ralismus. 

So iſt an verſchiedenen Orten und bei verſchiedenen Perſonen der Gegen⸗ 
ſatz des Parteiempfindens gegenüber der bürgerlichen Welt, alſo ſein „Radika⸗ 
lismus“, ein ſehr verſchiedener, und er iſt an denſelben Orten und bei denſelben 
Perſonen nicht immer der gleiche. 

Da, in einer Ara der Proſperität, kam der theoretiſche Reviſionismus in 
Deutſchland auf, aus England importiert von Bernſtein, nachdem ſchon David 
und andere einige Anläufe in gleicher Richtung, aber erfolglos, gemacht hatten. 

Dieſer Reviſionismus entſprach damals der Stimmung einer ganzen Reihe 
von Perſonen und Lokalitäten, die für ihn eintraten, nicht weil fie feine theo⸗ 
retiſchen Ausführungen anerkannten, ſondern weil ſeine taktiſchen Tendenzen auf 
Milderung des Klaſſenkampfes und Annäherung an die bürgerliche Demokratie 
ihren Neigungen entſprachen. Sie identifizierten ſich nicht mit ſeinen Theorien, 1 
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predigten vielmehr Gleichgültigkeit für alles „theoretiſche Gezänk“; aber ſie 
griffen ſeine Gegner und Kritiker auf das heftigſte in der Weiſe an, daß ſie 
deren Kritik als Unterdrückung der Freiheit der Meinungsäußerung verurteilten, 
was ſie in die bequeme Lage verſetzte, die Gegner des Reviſionismus treffen 
zu können, ohne ſich die Mühe nehmen zu müſſen, den theoretiſchen Reviſionis⸗ 
mus zu begreifen und zu verfechten. 

Durch dieſe praktiſchen Reviſioniſten, die den theoretiſchen Reviſionismus 
nicht ausdrücklich anerkannten, ſondern nur verteidigten und förderten, iſt aber 
der theoretiſche Reviſionismus erſt zu einem politiſchen Faktor in Deutſchland 
geworden, deſſen Macht und Gefährlichkeit die bürgerliche Preſſe noch auf⸗ 
bauſchte. Andererſeits erhielt aber durch den theoretiſchen Reviſionismus der 
praktiſche ein geiſtiges Band, das ihm früher fehlte. Aus einem Zuſammen⸗ 

fließen lokaler und perſönlicher Stimmungen wurde er zu einer beſonderen 
Richtung mit einem beſonderen Publikationsorgan. 

Nun bekam der Gegenſatz zwiſchen dem rechten und dem linken Flügel der 
Partei einen anderen Charakter, als er ihn bis dahin gehabt. Indem man im 
theoretiſchen Reviſionismus den Leitſtern des praktiſchen ſah, erſchien dieſer als 
eine Richtung, die die Partei aus ihren bisherigen Bahnen in entgegengeſetzte 
leiten wollte; und die Gegenſätze hörten auf, gelegentliche zu ſein, wie ehedem, 
ſie wurden ſtändige, die bei jeder Gelegenheit aufeinanderplatzten, ſo daß 
ſchließlich Mißtrauen und Erbitterung ſelbſt die beſten Kameraden und Freunde 
voneinander trennten. 

Nichts irrtümlicher als die Anſchauung, perſönliche Gegenſätze und die 
Hetzarbeit einzelner Perſonen hätten den Zwiſt geſchaffen, der in Dresden zu 
ſo ſchroffem Ausdruck kam. Man habe erſt hinterdrein nach einer ſachlichen 
Rechtfertigung geſucht. 

Dieſe kleinliche Auffaſſung, die ſich viel auf ihre tiefe Menſchenkenntnis zu⸗ 
gute tut, iſt zum Glück für unſere Sache in dieſem Falle ebenſo falſch, wie ſie 
es ſchon in vielen ähnlichen geweſen iſt. Hat man doch auch den Gegenſatz 
zwiſchen Marx und Bakunin auf einen perſönlichen reduzieren wollen! Gerade 
umgekehrt liegt die Sache: Wer den Dingen tiefer auf den Grund geht, wird 
in der Regel finden, daß, wo im Parteileben ſachliche Übereinſtimmung vor⸗ 
handen iſt, man ſich manchen perſönlich unſympathiſchen Bettgenoſſen im Intereſſe 
der Sache gefallen läßt, daß dagegen die wärmſte perſönliche Freundſchaft den 
erbitternden Einwirkungen einer länger dauernden ſachlichen Gegnerſchaft in 
einer Lebensfrage nicht ſtand hält. Unſere intimſten und beſten freundſchaft⸗ 
lichen Beziehungen entſpringen ja doch aus der Kampfgenoſſenſchaft und nicht 
etwa der Kneipgenoſſenſchaft, alſo aus der fachlichen Übereinſtimmung. 

Die perſönlichen Gegenſätze ſind die Folge gegenſätzlicher Anſchauungen, 
nicht umgekehrt. Jene können ſich erſt dann mildern, wenn dieſe überwunden 
ſind, was aber wiederum nicht durch private Ausſprache in kleinem Kreiſe, 
ſondern nur durch das Urteil unſerer oberſten Inſtanz, des Parteitags, möglich 
iſt. So war die Ausſprache, aber auch die Entſcheidung von Dresden unver⸗ 
meidlich geworden und unſer Zentralorgan hat keine Urſache, ſie herabzuſetzen. 
Was wir brauchen, iſt Klarheit. Und in hohem Maße iſt dieſe Klarheit in 
Dresden geſchaffen worden — ſie wäre in noch höherem Grade geſchaffen 
worden, wenn nicht der Rachefeldzug der Braun und Bernhard gegen Mehring 

zweieinhalb Tage beanſprucht und ſo die Diskuſſionszeit für den Punkt Taktik 
verkürzt, nur wenigen Rednern hierzu das Wort verſtattet hätte. 
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Eines vor allem iſt in Dresden zutage getreten: ſchon vor dem Zuſammen⸗ | 
tritt des Parteitags war es klar geworden, daß der Reviſionismus in den 


Maſſen nicht Wurzeln gefaßt habe, daß er nur Offiziere zähle, aber keine 


Truppen, daß ſeine Vertretung in der Preſſe und den Vertretungskörpern ganz 


unverhältnismäßig viel größer ſei, als ſein Anhang in den Maſſen: In Dresden 


aber find auch die Generäle des Reviſionismus in zwei Lager auseinander⸗ 
gelaufen. Die Truppenführer haben den Generalſtab im Stich gelaſſen, der 


praktiſche Reviſionismus hat den theoretiſchen von ſich abgeſchüttelt. 


Dieſer hat nicht das geleiſtet, was jener von ihm erwartete. Statt in die 
Maſſen einzudringen und ſo dem praktiſchen Reviſionismus den Boden zu 
ebnen, hat er ſie in ſteigendem Maße abgeſtoßen. Er wurde für den praktiſchen 
Reviſionismus ein Hemmnis, keine Unterſtützung; ja, er wurde eine Gefahr, 
da er ihn bedenklich zu kompromittieren drohte. Und ſo wurden Bernſtein und 


Millerand über Bord geworfen, am energiſchſten von Heine, der die Behauptung, 
er ſei Reviſioniſt, auf eine Stufe ſtellte mit der Beſchuldigung, er habe ſilberne 
Löffel geſtohlen. 

Jaures wird über dieſe Wendung ſehr verdutzt ſein. Er hatte ſich wohl darein 


ergeben, daß dieſesmal noch ſeine Freunde in Deutſchland in der Minorität 5 
bleiben würden, aber er hatte Troſt in dem Gedanken gefunden, ſie würden 


bald zur Majorität werden und dann den Bebel, Singer, Kautsky den Garaus 


machen. Daß ſie ſich zur Majorität ſchlagen und für eine Reſolution ſtimmen 4 


würden, die eine Verurteilung ſeiner Taktik ausſpricht, konnte er nicht erwarten. 

Dieſe deutſche Reſolution iſt aber für ihn keineswegs gleichgültig, ihre Be⸗ 
deutung reicht weit über die deutſchen Grenzen hinaus und bildet das richtige 
Präludium zum Amſterdamer Kongreß, auf dem uns, wenn er nicht die provi⸗ 
ſoriſche Tagesordnung ändert, die Frage der Taktik wieder beſchäftigen wird. 
Jaureès hatte erwartet, dort mit Hilfe feiner deutſchen Freunde einen Sieg über 
ſeine Kritiker zu erfechten und mit dieſen fürchterliche Abrechnung zu halten. 
Jetzt findet er zwiſchen ſich und ſeinen Kritikern einen Wall zwar nicht aus 
Leibern, ſondern nur aus Stimmen der Auer, Heine, Südekum, Vollmar uſw. 
Aber dieſe Stimmen ſind feſtgelegt und können ohne die gröbſte Inkonſequenz 
nicht wieder in anderem Sinne abgegeben werden. 

Für Deutſchland aber bedeuten die Erklärungen und Abſtimmungen von 
Dresden das Begräbnis des theoretiſchen Reviſionismus als politiſcher Faktor. 
Die Überzeugungen der einzelnen Genoſſen werden durch Abſtimmungen 
natürlich nicht tangiert; ebenſowenig kann ein Parteitagsbeſchluß die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Richtigkeit oder Unrichtigkeit einer Lehre konſtatieren. Aber ſeine 
politiſche Kraft iſt ihm genommen, ſeitdem der praktiſche Reviſionismus von 
ihm abgerückt iſt. Wir werden vielleicht noch hin und wieder Gelegenheit haben, 
uns mit der einen oder anderen Erſcheinung der reviſioniſtiſchen Literatur kritiſch 
zu beſchäftigen, aber wir können das ganz kühl beſorgen, denn im politiſchen 
Kampfe ſpielt in Deutſchland der theoretiſche Reviſionismus für abſehbare 
Zeit keine Rolle mehr. 


Auf dieſem Gebiet haben die Dresdener Verhandlungen uns dem inneren | 


Frieden einen großen Schritt näher gebracht. 


Aber mit der Loslöſung des praktiſchen vom theoretiſchen Reviſionismus 


muß auch jener an Kraft verlieren. Der theoretiſche Reviſionismus bildete bei 
allen ſeinen Unvollkommenheiten doch den Anſatz zu einer beſonderen Theorie. 


Die Theorie, das heißt das methodiſche Ziehen von Schlüſſen aus Tatſachen, | 


A 
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die weit über den Kreis der eigenen perſönlichen Erfahrung hinausreichen, tft, 
wie ſchon erwähnt, das einzige Mittel für einen Politiker, ſich möglichſt von 
den wechſelnden Einflüſſen der örtlichen und zeitlichen Umgebung zu emanzi⸗ 
pieren, in die ihn der Zufall wirft. Wer keine feſte theoretiſche Grundlage 
hat, läßt ſich von ſeinen perſönlichen Stimmungen wie von denen ſeiner Um— 
gebung treiben wie ein dürres Blatt vom Winde. 

Durch den theoretiſchen Reviſionismus hatte der praktiſche, trotz ſeiner Ver— 
achtung für die Theorie, doch unbewußt eine Zeitlang eine größere Feſtigkeit 
gewonnen. Nun wird er wieder das Chaos von Stimmungen, das er vor 
dem Übergang von Bernſtein ins reviſioniſtiſche Lager geweſen. Jetzt hat er 
noch weniger Widerſtandskraft als bisher inmitten einer gegen ſeine Richtung 
treibenden Strömung. Und dieſe Strömung verſpricht immer ſtärker zu werden, 
mit dem Fortgang der Kriſis, dem Niedergang des Liberalismus, dem Herauf⸗ 
ziehen großer Konflikte mit der Staatsgewalt. So muß die Zahl der lokalen 
Milieus, wie die der Perſonen, in denen noch eine Stimmung des praktiſchen 
Reviſionismus herrſcht, immer kleiner werden; damit müſſen ſich auch die per⸗ 
ſönlichen Reibungen innerhalb der Partei vermindern und die perſönlichen 
Gegenſätze mildern. 

Auch in dieſer Beziehung hat der Dresdener Parteitag einen mächtigen 
Anſtoß gegeben und dadurch der Sache des inneren Friedens gedient. 

Freilich darf man ſich in dieſer Beziehung auch keinen Illuſionen hingeben. 
Es ſind noch genug Meinungsverſchiedenheiten unter uns vorhanden, und 
manche werden nie ganz aufhören. Andererſeits können wir nicht ein ſofortiges 
Schwinden der perſönlichen Erregung und Verbitterung erwarten. Jahrelange 
innere Reibungen haben ſie hoch geſteigert; gerade dadurch, daß man im Partei⸗ 
intereſſe zunächſt verſuchte, ſie nicht an die Offentlichkeit kommen zu laſſen, daß 
ſie ſich vielfach nur unter der Decke abſpielten, daß die Gegenſätze nie völlig 
ausgetragen wurden, dadurch wurden ſie nicht gemildert, ſondern enorm ver— 
ſchärft, jo daß die Exploſion in Dresden für Leute, die nichts von alledem 
wußten, völlig unbegreiflich und unmotiviert erſcheinen mußte. . 

Weiteres Vertuſchen hätte jedoch die Sache nur verſchlimmert, nicht verbeſſert. 
Die offene Ausſprache von Dresden war, ſo ſchmerzlich ſie ſein mochte, unum⸗ 
gänglich notwendig geworden. Aber mit ihr iſt erſt der Anfang zur Herſtellung 
des inneren Friedens gemacht, keineswegs dieſer ſchon erreicht. Noch zittern 
Verbitterung und Mißtrauen in mancher Bruſt nach, und die Berichterſtattung 
über den Parteitag mag noch manches erregte Zwiſchenſpiel zutage fördern. 

Schließlich aber werden ſich doch die aufgewühlten Wogen glätten und in 
ihnen wird die böſe Epiſode des Reviſionismus untergehen, wie vor zehn 
Jahren die Epiſode der „Jungen“, wie vor wenigen Wochen die Epiſode des 
Nationalſozialismus untergegangen iſt. 

Dieſer bildete in der Tat nichts als die bürgerliche Parallelaktion zum 
theoretiſchen Reviſionismus. Er wurde zu gleicher Zeit mit dieſem aus der 

gleichen ökonomiſchen und politiſchen Situation geboren, erlebte gleichzeitig mit 
ihm die Zeit der Blüte, welkte mit ihm dahin, als ihm die Sonne des mirt- 
ſchaftlichen Aufſchwunges und des Zuges nach links in der Bourgeoiſie nicht 
mehr ſchien, und nun verdorren beide, ohne eine Frucht am Baume der Politik 
zu hinterlaſſen. 
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Wirtſchaftskriſe und techniſcher fortſchritt. 


Von 8. German. 
ih 

Verſteht man unter Fortſchritt im allgemeinen eine Entwicklung zu höheren 
Formen oder zu ſolchen, welche als höhere gelten, jo iſt der techniſche Fort- 
ſchritt als die Entwicklung der Verfahrungsweiſen der Produktion und des 
Verkehrs in der Richtung zur Erhöhung der Produktivkraft der menſchlichen 
Arbeit zu definieren. 

Der Zuſammenhang zwiſchen ſolch techniſchem Fortſchritt und den Erſchei⸗ 


nungen des Wirtſchaftslebens — man mag welche Zeit, welche Erſcheinungs⸗ 


reihe immer nehmen, er enthält des Intereſſanten genug. Waren es doch von 
der Urzeit angefangen die wirtſchaftlichen Beſtrebungen der Menſchen, die ihre 
techniſchen Fortſchritte unmittelbar oder mittelbar veranlaßten. Selbſt die Ent⸗ 
deckung, daß ein geſchärfter Stein ein Tier töten könne, wäre niemals ein tech⸗ 
niſcher Fortſchritt in unſerem Sinne geworden, ſondern ſpurlos verſchwunden, 
wenn nicht ein wirtſchaftliches Intereſſe bei dieſem Akte obgewaltet hätte, 
Trotzdem iſt uns von allen Zeiten nur wenig darüber bekannt, wie das Wirt⸗ 


ſchaftsleben und die Technik ſich zueinander verhielten, und immer ſcheint es, 


als ob zwiſchen den Produktionsverfahren und dem gleichzeitigen Wirtſchafts⸗ 
leben noch dichte Schleier liegen, die nur ſelten ein Windſtoß zur Bewegung 
und zur Freigabe des Verborgenen bringt. 

Wie wenig Licht fiel bisher auf die Durchſetzung produktiverer Verfahren 
in der Sturm⸗ und Drangperiode des Kapitalismus Englands, die Zeit von 
der Mitte des achtzehnten bis zur Mitte des neunzehnten Jahrhunderts! Wir 
wiſſen wohl von Erfindern, von Revolutionen in einzelnen Produktionszweigen, 
in der ganzen Wirtſchaft, aber wie das eine auf das andere im einzelnen 
wirkte, wie ſich die Erfindungen wirklich durchſetzten in der Anarchie kapita⸗ 
liſtiſcher Wirtſchaft, darüber ward uns noch wenig Aufklärung gegeben. „Eine 
kritiſche Geſchichte der Technologie“ — ſagt Marx und wohl mit dem Tone 
auf „kritiſch“ — „würde überhaupt nachweiſen, wie wenig irgend eine Erfin⸗ 
dung des achtzehnten Jahrhunderts einem einzelnen Individuum gehört. Bisher 


exiſtiert kein ſolches Werk. Darwin hat das Intereſſe auf die Geſchichte der 


natürlichen Technologie gelenkt, das heißt auf die Bildung der Pflanzen⸗ und 
Tierorgane als Produktionsinſtrumente für das Leben der Pflanzen und Tiere. 
Verdient die Bildungsgeſchichte der produktiven Organe der Geſellſchafts⸗ 
menſchen, der materiellen Baſis jeder beſonderen Geſellſchaftsorganiſation, nicht 
gleiche Aufmerkſamkeit? Und wäre ſie nicht leichter zu liefern, da, wie Vico 
ſagt, die Menſchengeſchichte ſich dadurch von der Naturgeſchichte unterſcheidet, 
daß wir die eine gemacht und die andere nicht gemacht haben?“ 

Hier ſoll nun der Zuſammenhang beleuchtet werden, der zwiſchen einer 
Erſcheinung des Wirtſchaftslebens, der Kriſe, und dem techniſchen Fortſchritt 
beſteht. Da muß zunächſt unterſucht werden, wie die Kriſe auf den Pro⸗ 
duktionsprozeß einwirkt, dann wird ſich der Zuſammenhang von ſelbſt ergeben. 

Die Wirkung der Wirtſchaftskriſen für das Kapital beſteht, ſofern man von 
den Bankrotten abſieht, in einer Verringerung der Profitrate. Iſt nun ſchon 
zu allen Zeiten ein naturgemäßes Beſtreben des Kapitals vorhanden, ſeine 
Profitrate zu erhöhen, ſo wird in einer Zeit, in der durch Wirtſchafts⸗ 
kataſtrophen eine Verringerung der Profitrate eingetreten iſt, dieſes Beſtreben 
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noch viel mehr mit allen Mitteln ſich durchzuſetzen ſuchen. Den Weg hierzu 
weiſt die Zuſammenſetzung des Kapitals. Der Kapitalteil, der zu Löhnen ver⸗ 
wandt wird, der variable, liefert den Mehrwert, deſſen Aufteilung auf das 
geſamte Kapital, beſtehend aus dem variablen und dem zu Produktionsmitteln 
gebrauchten konſtanten Teile, erſt die Profitrate ergibt. Wenn es dem Kapi⸗ 
taliſten nun gelingt, bei gleichem variablen Kapital und gleicher Mehrwertsrate 
den konſtanten Kapitalteil und damit das Geſamtkapital zu verringern, ſo wird 
die Verteilung des unveränderten Mehrwertes auf ein kleineres Geſamtkapital 
natürlich eine höhere Profitrate ergeben.! 

Auf welche Weiſe kann der konſtante Kapitalteil ohne Einſchränkung der 
Produktion verringert werden? 

1. Durch Erſparnis in den Arbeitsbedingungen auf Koſten der Arbeiter, 
indem jener Kapitalteil, der zum Schutze der Arbeiter verwandt werden ſoll, 
nach Möglichkeit verkleinert wird. | 

2. Durch Okonomie in der Krafterzeugung, Kraftübertragung, den Baulich⸗ 
keiten — beſſere techniſche Ausnutzung der bereits vorhandenen Produktionsmittel. 

3. Durch Nutzbarmachung der Exkremente der Produktion — indem die 
Abfälle verwertbar werden, verringern ſich die Koſten des Rohſtoffs, alſo eines 
Teiles des konſtanten Kapitals. 

4. Okonomie durch Erfindungen, welche die Produktionsmittel durch andere, 
die geringeres (fixes) Anlagekapital erfordern, erſetzen. 

Der vierte Punkt iſt nur ein Spezialfall des Erfindens überhaupt, ſobald 
man dieſen Begriff nicht zu eng zieht. Auch die Nutzbarmachung der Exkre⸗ 
mente der Produktion und die Okonomie in der Krafterzeugung uſw. beruht 
auf Erfindung oder Anwendung von bereits beſtehenden Erfindungen auf immer 
neue Betriebe. Von dieſen beiden Begriffen werden alſo die ſämtlichen Mög⸗ 
lichkeiten der Ökonomie in der Anwendung des konſtanten Kapitals umfaßt, 
Erfindungen und geſteigerte Anwendung von Erfindungen ſind die Mittel zur 
Erhöhung der Profitrate. Sie ſind es aber auch, die die Produktivkraft der 
Arbeit erhöhen und damit den techniſchen Fortſchritt ſchaffen — wenn alſo das 
Kapital in Kriſenzeiten ſeine Bemühungen vermehrt, die Profitrate zu erhöhen, 
ſo muß der techniſche Fortſchritt ſich ſteigern. Dies der Zuſammenhang. 

II. 

Es gilt nun die Probe aufs Exempel zu machen. Wir haben Kriſen in 
reichlicher Zahl, wir haben den techniſchen Fortſchritt, ſehen wir nach, ob die 
beiden wirklich in dem beſagten Zuſammenhang ſtehen. Aber läßt ſich der 
techniſche Fortſchritt meſſen? Ebenſowenig wie die jeweilige Produktivkraft 
der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft ſelbſt. „Da müßten ja alle durch die Technik 
der Nation oder — vergleichshalber — gar der Menſchheit zur Verfügung ge⸗ 
ſtellten neuen Energien, die der Dampfſpannung wie des fallenden Waſſers, 
der Elektrizität wie der chemiſchen Kräfte auf einen Nenner gleichſam, auf einen 
einzigen Energieausdruck gebracht werden“ — ſagt Lamprecht im jüngſt er⸗ 
ſchienenen Ergänzungsband ſeiner „Deutſchen Geſchichte“. Aber wenn auch die 
Steigerung der Produktivität der Arbeit nicht in Ziffern ausgedrückt werden 
kann, einer der Faktoren, aus denen ſie ſich zuſammenſetzt, iſt meßbar. Die 


1 „Wenn der Mehrwert gegeben iſt, kann die Profitrate nur vermehrt werden durch 
Verminderung des Wertes des zur Warenproduktion erheiſchten konſtanten Kapitals.“ Marx, 
„Kapital“, Band III, S. 54. Auch für das Folgende. 
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Steigerung findet nämlich ihren Ausdruck in der Zahl, der Bedeutung und 
der geſteigerten Anwendung der Erfindungen. An den beiden letzten Faktoren 
liegt es, daß die Steigerung der Produktivität der Arbeit nicht rechneriſch beſtimmt 
werden kann. Für den erſten Faktor haben wir einen Maßſtab von unbeſtreit⸗ 
barem Werte, die Zahl jener Erfindungen nämlich, die durch Patente geſchützt 
werden. 1 
Nach dem deutſchen Patentrecht werden auf jene Erfindungen Patente erteilt, 
die neu und gewerblich verwertbar find. Bei Erfindungen von Nahrungs⸗„ 
Genuß⸗ oder Arzneimitteln oder ſolcher Stoffe, die auf chemiſchem Wege her⸗ 
geſtellt werden, wird nur das Verfahren, nicht aber der Gegenſtand ſelbſt 
patentiert. Die Zahl der Patente gibt alſo ein ſicheres Bild der Zahl der Er⸗ 
findungen, und wird ſomit auch in Kriſenjahren zeigen, wie ſich die Erfinder⸗ 
tätigkeit zur Kriſe verhält. | 4 
Im Deutſchen Reiche bejteht das Patentamt erſt ſeit 1878. Die große 
Kriſe vom Jahre 1873 kann alſo in der Statiſtik noch nicht zum Ausdruck 
kommen. Die beiden folgenden Jahrzehnte brachten bekanntlich weſentlich 
geringere wirtſchaftliche Erſchütterungen, die deshalb auch in der Patentſtatiſtik 
nicht zum Ausdruck kamen. Die Zahl der jährlichen Patentanmeldungen ſtieg kon⸗ 
tinuierlich, offenbar durch das Wachſen der Zahl jener Leute, die ihrem Ideen⸗ 
kreis nach in die Lage kommen können, Erfindungen zu machen. 1 
Erſt auf die jetzige große Kriſe reagierte die Patentſtatiſtik in ſehr ener 
giſcher Weiſe; wie groß die Steigerung in den Kriſenjahren 1901 und 1902 
war, zeigt die nachſtehende, den offiziellen Angaben des Patentamtes im „Blatt 
für Patent⸗Muſter⸗ und Zeichenweſen“ entnommene Aufftellung: 


Im Jahre Angemeldete Patente Erteilte Patente 
1899%9 20320 5570 
189 0 0 E20 7430 
1900 % / ER 121928 8784 
190 % % 0% ( 10508 
1 27 565 10610 


Die Zahl der Patentanmeldungen war demnach im Jahre 1901 um zirka 
15 Prozent größer wie im vorangegangenen Jahre, 1902 betrug die Zunahme 
der Anmeldungen um zirka 10 Prozent mehr als im Jahre 1901; in den 
vorangegangenen Proſperitätsjahren hingegen war die Zunahme nur zirka 3 
bis 4 Prozent. In der Zahl der Patenterteilungen iſt die Tendenz aller⸗ 
dings nicht ſo ſichtbar. Eine ſolch große Erweiterung des Erfindungsmarktes 
hat bisher noch nie ſtattgefunden. In den einzelnen Induſtrien iſt es natürlich 
nicht mit gleicher Deutlichkeit aufzeigbar, in welchem Maße ihre Köpfe durch 
die Kriſe zu erhöhter Erfindertätigkeit angeregt werden. Im einzelnen kommt ® 
doch der jeweilige Stand der Produktionstechnik fo ſehr für die Weiterentwick⸗ 
lung in Betracht, daß das Bild verſchoben wird. 

Es betrug die Zahl der Patentanmeldungen in den Klaſſen: 


1898 1899 1900 1901 1902 
Elektrotechnik 1410 1560 1829 1890 
Dampfmaſchinen . . 273 306 361 446 470 
Luft: und Gasmaſchinen . 315 470 504 534 549 


Noch ſchwerer aber läßt fich an einem einzelnen Produkt eine außergewöhnliche 
Zunahme der Erfindertätigkeit in der Kriſenzeit mit Beſtimmtheit konſtatieren. 
Einen Verſuch dieſer Art habe ich an Motoren unternommen. Ein Gradmeſſer 
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für den durch Erfindungen erreichten techniſchen Fortſchritt des Motoren- 
baues bietet das Materialgewicht, das pro Leiſtungseinheit erforderlich iſt. Je 
geringer das Gewicht eines Motors bei gleicher Leiſtung und gleicher Güte 


und Dauerhaftigkeit, um ſo größer iſt die Erfindertätigkeit geweſen. Ich konnte 
nun feſtſtellen, daß die Gewichte der unterſuchten Motortypen in den Kriſen⸗ 


zeiten weſentlich heruntergegangen waren. Aber als Beweis für den geſteigerten 
techniſchen Fortſchritt in Kriſenzeiten kann dies Ergebnis nicht betrachtet werden, 
denn auch in manchen der vorangegangenen Proſperitätsjahre war eine eben⸗ 
ſolche Gewichtsverminderung zu beobachten, offenbar dadurch veranlaßt, daß 
gerade damals der Stand der Produktionstechnik ſolchem Fortſchritt wenig 
Schwierigkeiten bot. Soviele Einzelunterſuchungen aber zu machen, daß in 
ihrer Summe die Zufälligkeiten des Einzelfalls verſchwinden und in ihr ebenſo 
wie in der Summe der Patente der geſteigerte techniſche Fortſchritt der Kriſen⸗ 
zeit zum Ausdruck kommt, iſt nicht möglich, ſchon weil das Material der Unter⸗ 
ſuchung nicht erhältlich iſt. 115 

Es find nun einige Betrachtungen am Platze über die geſteigerte Anwen— 
dung bereits erfolgter Erfindungen, die, wie wir vorhin ſahen, gleichfalls für 
den techniſchen Fortſchritt beſtimmend iſt. 

Die gegenwärtige Kriſe iſt in der Hauptſache eine Kriſe der Produktions⸗ 
mittel erzeugenden Induſtrien, der Eiſen⸗, der Maſchinen⸗ und der elektrotech⸗ 
niſchen Induſtrien. Daß ſie es mit Notwendigkeit ſein mußte, iſt bekannt. 
Tugan Baranowsky behauptet für England, daß ſeit der Kriſe des Jahres 1857 
alle Kriſen dieſe Induſtrien am ſtärkſten betroffen haben. Nun ſind aber die 
produktionsmittelerzeugenden Induſtrien der Sammelpunkt und die Brutſtätten 
der Fortſchritte der Verfahren in der Produktion aller Induſtrien und die 
Träger der Fortſchritte ſind in ihnen zu finden. Das Perſonal einer Maſchinen⸗ 
fabrik zum Beiſpiel muß die erzeugten Maſchinen neuer Konſtruktion beſſer 
verſtehen wie jenes, das die Maſchinen gebraucht, es iſt qualitativ höherſtehend. 

Wenn daher die Kriſen der Jetztzeit dieſes höher qualifizierte Perſonal frei⸗ 
ſetzen, ſo bedeutet das eine quantitative Vergrößerung nicht nur für die Reſerve⸗ 
armee der konſumierenden Induſtrien, ſondern auch eine qualitative Hebung. 
Die Träger der Erfindungen breiten ſich in ihr aus, ihre Kenntniſſe auch dort⸗ 
hin tragend, wo bisher minderwertige, weil weniger produktive Methoden der 
menſchlichen Arbeit verwandt wurden. Hierdurch bewirken ſie techniſchen Fortſchritt. 

Für die gegenwärtige Kriſe kann dieſe Erſcheinung an einem Beiſpiel gezeigt 
werden, das ihre Bedeutung voll aufdeckt. Bekanntlich waren die Jahre der 
Hochkonjunktur in der zweiten Hälfte des letzten Jahrzehntes die Zeit der Er⸗ 
oberung der meiſten Gebiete der Produktion durch die elektriſche Kraftüber⸗ 
tragung und Beleuchtung, das heißt, die meiſten Gebiete der produktiven 
Konſumtion wurden zum Markte jener Induſtrie, die nach Ablauf der Hoch⸗ 
konjunktur zu den von der Kriſe am ſchwerſten betroffenen gehörte. Die neuen 
Methoden der Kraftübertragung und Beleuchtung wurden zwar als arbeitſparend 
von der Induſtrie aufgenommen, ihre Arbeitskräfte aber waren auf dieſem 
neuen Gebiet ungebildet und unerfahren, und neues, die neuen Erkenntniſſe 
tragendes Perſonal ſtand ihnen quantitativ und qualitativ nur gering auf 
dem Arbeitsmarkt zur Verfügung. Denn die in der Epoche der Hochkonjunktur 
ſtehende elektrotechniſche Induſtrie brauchte viel Arbeitskräfte und zog die beſten 
an. Die Kriſe hat nun darin eine Wandlung gebracht; ein großer Prozentſatz 
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der tüchtigſten Kräfte, Ingenieure und Arbeiter, wurden in der elektrotechniſchen 
Induſtrie überflüſſig und füllten den Arbeitsmarkt der konſumierenden Indu⸗ 
ſtrien. Und ſo finden wir als Folge der Kriſe eine tiefgehende Durchſetzung 
unſerer ganzen Produktion mit elektrotechniſchen Kenntniſſen, eine Erſcheinung 
von größter Wichtigkeit, die ſich, falls die Kriſe ausgeblieben wäre, zwar auch, 
aber bei weitem langſamer zur Geltung gebracht hätte. Es läßt ſich hieraus 
folgern, daß wohl jede Kriſe der Verbreitung der Kenntnis jener Induſtrien 
dienen wird, die von der Kriſe am meiſten betroffen werden. Iſt die Kriſe 
— was jetzt ja hauptſächlich der Fall iſt — in einer produktionsmittelerzeu⸗ 
genden Induſtrie eingezogen, ſo gehen die Kenntniſſe durch ihre Träger auf 
die Konſumenten der Produktionsmittel über. 

Aber noch eine Erſcheinung tritt zutage: die wirtſchaftlich ſchwachen Unter⸗ 
nehmungen, deren Schwäche ſich bekanntlich auch darin äußert, daß ihnen nur 
minderwertige Arbeitskräfte zur Verfügung ſtehen, erhalten in den Kriſenzeiten 
ein reichlicheres Angebot an tüchtigen Arbeitskräften, die von den ſtarken Unter⸗ 
nehmungen „abgeſtoßen“ wurden. Dieſer Umſtand kann geeignet ſein, die 
Qualität der Erzeugniſſe der kleineren Betriebe zu heben. Ebenſo wie den 
konſumierenden Induſtrien durch die Kriſe eine Welle hochſtehender Arbeits⸗ 


kräfte aus den Induſtrien der Produktion von Produktionsmitteln zugeſandt 


wird, ſo ſpült eine ähnliche — oder auch dieſelbe — Welle den minderwertigen 
Unternehmungen gleich gute Arbeiter zu. So bekommt der kleine Schloſſer in 
Poſemukel vielerfahrenes, in den beſten Betrieben ausgebildetes Perſonal, das 
die beſſeren Methoden der Produktion ſo gut es geht in den engen Kreis des 
Kleinbetriebs überträgt und mit deſſen ſchlechten Arbeitsmitteln verrichtet. So 
entſteht die Möglichkeit, die Qualität des Produktes zu heben und die Pro⸗ 
duktionskoſten gleichzeitig zu ſenken. Die direkte Folge hiervon iſt eine Kraft, 
die der Verſchlechterung der Lage der ſchwachen Unternehmungen, die doch von 
der Kriſe im übrigen doppelt betroffen werden, entgegenwirkt. 

Außerdem iſt aber auch das Großunternehmen in der Lage, die Kriſe zur 
Verbeſſerung der Qualität ſeiner Arbeitskräfte und damit ſeiner Produkte aus⸗ 
zunützen. Der Unternehmer kann Direktoren als Ingenieure, Ingenieure als 
Zeichner und Kaufleute, Kaufleute und Zeichner als Schreiber, Werkführer und 


Monteure als Schloſſer bekommen — wer wird ſich ſolche Gelegenheitskäufe 


entgehen laſſen! So entſteht in der geſamten Produktion eine Steigerung der 
Produktionsfähigkeit, ein techniſcher Fortſchritt, gegründet auf Niederdrückung 
des Preiſes der hochqualifizierten Arbeit und Zertrümmerung der wirtſchaftlichen 
Exiſtenz der geringqualifizierten Arbeiter. 


verfaſlungsrecht und Arbeiterſchutzgeſetzgebung 


in den vereinigten Staaten. 
Von Philipp Rappaport (Indianapolis). 

Es iſt fraglich, ob es irgend etwas gibt, was klarer die gänzliche Unzuläng⸗ 
lichkeit der aprioriſtiſchen Philoſophie und die gänzliche Wertloſigkeit aprioriſtiſcher 
Phraſen zeigt, als eine Prüfung der Wirkung der Phraſe von den unveräußer⸗ 
lichen Menſchenrechten in der amerikaniſchen Unabhängigkeitserklärung auf die 
heutige amerikaniſche Rechtſprechung. In der Unabhängigkeitserklärung heißt 
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es wie folgt: „Wir erklären folgende Wahrheiten für ſelbſtverſtändlich: daß alle 
Menſchen gleich geſchaffen ſind; daß ſie von ihrem Schöpfer mit gewiſſen un⸗ 
veräußerlichen Rechten begabt ſind; daß ſich unter dieſen Leben, Freiheit und 
das Streben nach Glück befinden“ uſw. 
Dieſer Satz iſt in viele, wenn nicht die meiſten Verfaſſungen der einzelnen 
Staaten, größtenteils mit Weglaſſung der Worte „folgende Wahrheiten für ſelbſt⸗ 
verſtändlich“, übergegangen, ſo daß es ſich nicht mehr um die Selbſtverſtänd— 
lichkeitserklärung einer Erkenntnis, ſondern um die direkte Erklärung einer Tat⸗ 
ſache handelt. Dieſer Erklärung ſind in manchen Verfaſſungen noch weitere 
beigefügt, wie zum Beiſpiel in Indiana die, „daß alle Macht im Volke ruht“. 
In faſt allen Verfaſſungen ſteht dieſe Erklärung an der Spitze und iſt mit 
Artikel 1 bezeichnet. 

In der Bundesverfaſſung findet ſich dieſe metaphyſiſche Wahrheit, welche 
praktiſch eine große Lüge iſt, nicht, trotzdem ſie zeitlich der Unabhängigkeits⸗ 
erklärung weit näher ſteht, als irgend eine der Staatsverfaſſungen. 

Dagegen findet ſich im vierzehnten Amendement zur Bundesverfaſſung fol- 
gende Stelle: 

„Alle in den Vereinigten Staaten geborenen oder naturaliſierten und deren 
Jurisdiktion unterworfenen Perſonen ſind Bürger der Vereinigten Staaten und 
des Staates, in dem ſie wohnen. Kein Staat ſoll Geſetze machen oder durch: 
führen, welche die Rechte und Freiheiten (privileges and immunities) der Bürger 
der Vereinigten Staaten verkürzen, noch ſoll irgend ein Staat ohne rechtmäßiges 
Prozeßverfahren irgend eine Perſon um Leben, Freiheit oder Eigentum bringen, 
noch irgend einer Perſon innerhalb ſeiner Jurisdiktion den gleichen Schutz der 
Geſetze verweigern.“ 

Dieſes Amendement iſt erſt vierunddreißig Jahre alt. Es wurde drei Jahre 
nach dem Bürgerkrieg angenommen, und wer die Geſchichte jener Zeit verfolgt, 
der ſieht ſofort, daß es eine Rekonſtruktionsmaßregel war, die den Zweck hatte, 
dem Neger das Stimmrecht und die bürgerliche Gleichſtellung mit den Weißen 
zu geben. Sicherlich ahnte damals niemand die ausgedehnte Anwendung, welche 
es heute findet. Heute dient es zur Verhinderung jedes vernünftigen 
Arbeiterſchutzes. Anzuſehen iſt ihm das nicht. Im Gegenteil, der ober⸗ 
flächliche Leſer wird geneigt ſein, es für den Ausdruck des höchſtmöglichen 
Grades von Freiheit zu halten, und es bedarf eines genauen Einblicks in die 
amerikaniſche Rechtſprechung, um wahrzunehmen, wie vermittels ſolcher frei⸗ 
heitlich lautender Beſtimmungen die Freiheit ſelbſt unterdrückt werden kann. 

In Amerika ſind die Gerichte die Hüter der Verfaſſung. Das iſt indes 
keineswegs durch die Verfaſſung oder das geſchriebene Geſetz beſtimmt. Das 
iſt vielmehr in derſelben Weiſe gekommen, wie das ungeſchriebene engliſche 
gemeine Recht zuſtande kam, nämlich durch richterliche Entſcheidungen, mit denen 
ein Richter dem anderen folgte. Das iſt die ganz natürliche Konſequenz einer 
geſchriebenen Verfaſſung, welche der Macht der Geſetzgebung beſtimmte Schranken 
zieht und die Rechtſprechung von allen anderen Staatsgewalten gänzlich un⸗ 
abhängig macht. Da von allen ſtaatlichen Gewalten die der Rechtſprechung 
die Eonfervativfte iſt, jo ſcheint mir dieſe Einrichtung dem Fortſchritt und der 
Entwicklung freiheitlicher Inſtitutionen ſehr ungünſtig. Die Geſetzgebung paßt 
ſich dem Volksgeiſt leichter an als die Rechtſprechung, und mir ſcheint, daß ein 
allmächtiges Parlament wie das engliſche einem Kongreß mit beſchränkten Macht⸗ 
mitteln vorzuziehen iſt — natürlich in der Gegenwart und von unſerem Standpunkt. 


— 
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Wie es ſich mit dem Kongreß verhält, jo verhält es ſich auch mit den 4 1 
Staatslegislaturen. Für den, welcher mit diefer Sache gänzlich unbekannt if, 
ſei hiermit geſagt, daß die Geſetze keineswegs zwecks ihres Inkrafttretens erſt 
der Gutheißung der Richter unterliegen. Die Gerichte entſcheiden bloß in kon⸗ 
kreten Fällen. Sie ſprechen zum Beiſpiel einen der Übertretung eines Geſetzes 
Angeklagten frei, wenn ſie finden, daß das Geſetz nicht den Vorſchriften der 
Verfaſſung gemäß zuſtande kam oder dieſen Vorſchriften nicht entſpricht. Die 
Entſcheidungen der höchſten Inſtanzen werden in Büchern geſammelt, haben a 
Geſetzeskraft innerhalb des Kompetenzkreiſes des Gerichtshofs und dienen als 
Muſter außerhalb desſelben. Es gibt kein beſſeres Beiſpiel für das Fortſchleppen 
der Rechte und Geſetze wie eine ewige Krankheit, als dieſe Art der Recht⸗ 
ſprechung. 

Es iſt gewiß nicht unintereſſant, den Gedankengang der amerikaniſchen 
Richter kennen zu lernen und zu ſehen, wie ſo freiheitlich klingende Verfaſſungs⸗ 
beſtimmungen wie die obigen die ausgedehnteſte reaktionäre Anwendung finden, 
und wie es möglich iſt, die Freiheit auf Grund der Freiheit zu unterdrücken. 
Es iſt für dieſen Zweck nicht nötig, viele Motivierungen anzuführen, einige 
wenige genügen vollkommen. Denn da, wie bemerkt, faſt immer ein Richter 
dem anderen folgt, ſo gebraucht er auch wieder dieſelben Phraſen und Rede⸗ 
wendungen, und jo gleichen ſich die verſchiedenen Entſcheidungen wie ein ei 
dem anderen. 5 

Fangen wir mit einer der jüngſten Entſcheidungen an. Vor einigen Monaten 
entſchied das Obergericht des Staates Indiana den Fall des Staatsfabrik⸗ 4 
inſpektors gegen die „Republic Iron and Steel Company“ von Muncie. Derr 
Fabrikinſpektor hatte einen Strafantrag gegen dieſe Firma geſtellt, weil fie den 
Beſtimmungen eines Geſetzes nicht nachgekommen war, welches jedes Überein⸗ 
kommen für Bezahlung von Löhnen in längeren als wöchentlichen Friſten für 
ungeſetzlich erklärt. Das Geſetz geſtattet Ausnahmen in gewiſſen Fällen, aber 
mit dieſen beſchäftigt ſich der Fall weiter nicht. Die Entſcheidung des Gerichts⸗ 
hofs lautete auf Freiſprechung; das Geſetz wurde für verfaſſungswidrig erklärt, 
weil es die durch den Artikel 1 der Staatsverfaſſung und durch das vierzehnte 
Amendement zur Bundesverfaſſung garantierte Vertragsfreiheit verletze. 

Das Wort Vertragsfreiheit iſt weder in der Staatsverfaſſung, noch in der 
Bundesverfaſſung zu finden. Aber man kann ſich ja mit der Auffaſſung, daß 
der weitere Begriff den engeren, daß alſo die Freiheit im allgemeinen die Ver⸗ 
tragsfreiheit im beſonderen einſchließe, völlig einverſtanden erklären. Und nun 
ſehen wir uns die Begründung der Entſcheidung an. Sie lautet in ihren 
Hauptſätzen wie folgt: 

„Das Recht auf den Unterhalt, auf den Erwerb von Eigentum und den 
Abſchluß von Verträgen betreffs desſelben iſt Freiheit in konſtitutionellem Sinne. 

„Arbeit (labor im Sinne von Arbeitskraft) iſt Eigentum; ſie iſt tauſchbar 
gegen Nahrung, Kleidung und andere Dinge; man kann ſie kaufen und ver⸗ 
kaufen und in bezug auf ſie gerade ſo gut Verträge abſchließen, wie in bezug 
auf anderes Eigentum. 

„Es entſteht deshalb die Frage: Iſt die eigenmächtige Vorenthaltung des 
Rechtes, Geld gegen Arbeit, eine Sorte Eigentum gegen eine andere zu tauſchen, 
in einer Angelegenheit, die das öffentliche Intereſſe nicht berührt, ein ungebühr⸗ 
licher Eingriff in das Vertragsrecht und eine Verkürzung um Freiheit und 
Eigentum ohne ordentlichen gerichtlichen Prozeß? 
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„Die Freiheit, unter ſelbſtgeſtellten Bedingungen zu kontrahieren, für ſich 
über die Bedingungen der Anſtellung zu verhandeln, zu kaufen und zu ver— 
kaufen, das, was einem gehört, gegen anderes zu vertauſchen, gehört zu den 


bevorzugteſten Rechten. 


„Der in dem Geſetz verbotene Vertrag trifft Arbeitgeber und Arbeiter in gleicher 
Weiſe. Wenn erſterer bloß unter der Bedingung wöchentlicher Zahlung anſtellen 
darf, kann der Arbeiter keine Anſtellung unter anderen Bedingungen finden. 

„Das vorliegende Geſetz ſtellt den Arbeiter quaſi unter Vormundſchaft. Es 


ſetzt ihn dadurch als Bürger herab, daß es ſeine Fähigkeit in Zweifel zieht, 


für ſich ſelbſt zu ſorgen. Es iſt einfach Paternalismus (Bevormundung) und 
ſteht in heftigem Widerſpruch zu der unſeren Inſtitutionen zugrunde liegenden 
Theorie von Freiheit und Gleichheit.“ 

Man erkennt auf den erſten Blick den Geiſt, der aus dieſer Begründung 
ſpricht. Es iſt der der zweiten Hälfte des achtzehnten Jahrhunderts. Die poli⸗ 
tiſche Stellung des Bürgers iſt alles, ſeine wirtſchaftliche Lage bleibt gänzlich 
unberückſichtigt. Eine Deduktion, ausgehend von einer aprioriſtiſchen Phraſe, 
ohne Rückſicht auf praktiſche Zuſtände! Daß die Richter mit Bewußtſein ſich 
auf Seite der Kapitaliſtenklaſſe den Arbeitern gegenüber zu ſtellen beabſichtigen, 
iſt nicht anzunehmen (? Red.). An dieſer Stelle die Lächerlichkeit der Behauptung, 
daß Arbeitskraft Eigentum in juriſtiſchem Sinne ſei, zu kritiſieren, halte ich für 
überflüſſig. Doch ſollte man immerhin von einem Richter erwarten dürfen, 
daß er daran denke, daß all ſeine richterlichen Machtbefugniſſe bei dieſer Sorte 
Eigentum daran ſcheitern, daß Arbeitskraft weder auf dem Wege der. Bejchlag- 
nahme, noch der Zwangsvollſtreckung genommen werden kann, daß ſie nicht 
in die Hände des Nachlaſſenſchaftsverwalters gelangt uſw. 

Nun ſollte man nach obigem meinen, daß hierzulande abſolute Vertrags⸗ 
freiheit beſteht, aber dem iſt nicht ſo. In Amerika herrſcht, ſoweit daran 
geſetzgeberiſche Akte nichts ändern, das gemeine engliſche Recht. Trotz ſeines 
eigenen Entwicklungsganges kennt dieſes Recht aber ebenſowenig ein abſolutes 
Vertragsrecht, wie irgend eines der auf dem Boden des römiſchen Rechtes ſtehenden 
Rechtsſyſteme Europas. Verträge gegen die öffentliche Moral, gegen die öffent— 
liche Wohlfahrt, Verträge zur Einſchränkung der Handelsfreiheit (in restraint 
of trade), gewiſſenloſe (unconscionable) Beſtimmungen in Verträgen find uns 
gültig. Jeder einzelne der Staaten hat ein Wuchergeſetz, das heißt ein Geſetz, 
welches jeden Zinsvertrag, der über eine gewiſſe Zinsrate hinausgeht, für un⸗ 
gültig erklärt. Es iſt noch niemandem eingefallen, ein ſolches Geſetz für ver- 
faſſungswidrig zu erklären, aber ich kenne keine andere Heiligung dafür als 
das Alter. Denn aus welchem anderen Grunde die Vertragsfreiheit durch die 
Vorſchrift einer geſetzlichen Friſt für Lohnzahlungen verletzt werden ſoll, durch 
die Vorſchrift einer geſetzlichen Zinsrate aber nicht, das vermag wohl kein 
Sterblicher auszuklügeln. Aber was grau vor Alter iſt, iſt dem Richter göttlich. 
Durch das Verbot eines Vertrags zur Feſtſetzung einer längeren als wöchent— 
lichen Zahlungsfriſt wird der Arbeiter nach jenem Richterſpruch gewiſſermaßen 


unter Vormundſchaft geſtellt, aber der Geſchäftsmann, der keinen Leihvertrag 


zu einem höheren als dem beſtimmten Zinsfuß abſchließen darf, bleibt ein 
freier Mann. Hiſtoriſch läßt ſich dieſer Widerſpruch ja erklären, vom Stand⸗ 
punkt des amerikaniſchen Verfaſſungsrechtes aus aber nicht. 

Während nun hier auf Grund des vierzehnten Amendements zur Bundes— 
verfaſſung die Vertragsfreiheit verteidigt wird, wird ſie auf Grund desſelben 
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Amendements an anderer Stelle wieder vernichtet. Wenn dies auch nichts mit 1 


dem Arbeiterſchutz zu tun hat, ſo iſt es doch kaum minder intereſſant, da den 
Vorteil davon die großen Verkehrsanſtalten ziehen. Es kommt nämlich ſehr 


häufig vor, daß Städte in den an Straßenbahngeſellſchaften bewilligten Kon⸗ 


zeſſionen ſich die Feſtſetzung und zeitweilige Anderung des Fahrpreiſes vor⸗ 
behalten. Nun haben Bewilligung einer Konzeſſion einerſeits und deren An⸗ 
nahme andererſeits zuſammen die geſetzliche Wirkung eines Vertrags. Sobald 
jedoch die Stadt ſich erlaubt, einen Fahrpreis feſtzuſetzen, welcher der Geſell⸗ 
ſchaft zu niedrig erſcheint, dann wendet ſie ſich an das Gericht auf Grund des 
vierzehnten Amendements, weiſt nach, daß der niedrige Fahrpreis ihr keinen 
Profit laſſe und daß dies ein Raub an ihrem Eigentum ohne ordentlichen 
Prozeß ſei. Da dieſe Geſellſchaften ſtets überkapitaliſiert ſind, ſo gelingt es 
ihnen auch immer, nachzuweiſen, daß der neue Fahrpreis ſie ruinieren würde, 


r 


und da es im Prinzip längſt feſtgeſtellt iſt, daß die Feſtſetzung eines Fahr⸗ 
preiſes, bei dem die Geſellſchaft nicht den üblichen Profit machen kann, eine | 


Eigentumsberaubung ohne ordentlichen gerichtlichen Prozeß ift, jo wird dadurch 


das kontraktlich erworbene Recht der Stadt, den Fahrpreis zu beſtimmen, in f 


den meiſten Fällen völlig wertlos. 
Kehren wir nach dieſer Abſchweifung wieder zu den Arbeiterſchutzgeſetzen zurück! 
Es iſt mehrfach auf geſetzgeberiſchem Wege verſucht worden, bei Ausführung 
öffentlicher Arbeiten die Kontraktoren durch eine Klauſel im Vertrag zu zwingen, 
ausſchließlich organiſierte Arbeiter anzuſtellen; aber alle Staatsgeſetze oder muni⸗ 
zipale Verordnungen in dieſer Richtung ſind als verfaſſungswidrig erklärt 
worden, weil ſie die Kontraktfreiheit verletzen. 


Zahlreich ſind die geſetzgeberiſchen Verſuche, dem ſogenannten Truckſyſtem 


ein Ende zu machen, aber ſie ſind immer an der Auslegung geſcheitert, welche 
die Gerichte dem oben angeführten vierzehnten Amendement der Bundes⸗ 
verfaſſung geben. In dieſen Fällen handelte es ſich aber nicht bloß um Schutz 
der Kontraktfreiheit, ſondern auch um Verhinderung von Klaſſengeſetzgebung, 
und zwar auf Grund des Schlußſatzes des vierzehnten Amendements, welcher 


lautet: „noch irgend einer Perſon den gleichen Schutz der Geſetze verſagen“. | 


Dieſer Satz wird jo aufgefaßt, daß alle Perſonen geſetzgeberiſch gleich behandelt 
werden müſſen, und daraus hat ſich eine eigentümliche Auffaſſung des Begriffs 
Klaſſengeſetzgebung entwickelt. Durch Wiedergabe des Wortlauts eines vor 
zehn Jahren von dem Miſſourier Obergericht abgegebenen Urteils, das zum 
Muſter für alle ſpäteren Urteile geworden iſt, läßt ſich am beſten dieſe Auf⸗ 
faſſung zeigen. Die Legislatur von Miſſouri hatte ein Geſetz erlaſſen, welches 
Bergwerks- und Fabrikgeſellſchaften verbot, an Stelle des Lohnes Schecks oder 
Anweiſungen zu geben, welche nicht zum vollen Betrag in barem Gelde ein⸗ 
lösbar waren. Da eine Korporation zuwiderhandelte, gelangte die Frage der 
Verfaſſungsmäßigkeit jener Beſtimmung vor das Gericht, und dieſes erklärte 
in letzter Inſtanz das Geſetz für verfaſſungswidrig. In der Begründung heißt es: 

„Es iſt klar, daß es der Zweck dieſer Verfaſſungsbeſtimmungen iſt, vor 
eigenmächtiger, ungleicher und parteiiſcher Geſetzgebung zu ſichern, und es iſt 
ebenſo klar, daß das Recht, Verträge zu ſchließen und auf deren Ausführung 
zu dringen, eines der jedem Bürger geſicherten Rechte iſt. Kein Zweifel, viele 
unſerer Geſetze wirken bloß auf Klaſſen und einzelne Individuen, ſie ſind aber 
nicht ungültig, ſolange die Klaſſifikation billig (reasonable) und nicht willkürlich 
iſt. Es iſt ganz in der Ordnung, Geſetze in bezug auf Ehefrauen, Minder⸗ 
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jährige, Irrſinnige, Banken uſw. zu machen und die Macht des Staates, 
Polizeimaßregeln vorzuſchreiben, welche auf Lokalitäten und Klaſſen anwendbar 
ſind, iſt ſehr weitgehend, denn ſolche Maßregeln haben den Zweck, Eigentum, 
Geſundheit und Moral zu ſchützen. Die Klaſſifikation für geſetzgeberiſche Zwecke 
muß aber eine billige (reasonable) Baſis haben. Es muß klar ſein, daß nicht 

alle Klaſſifikationen für geſetzgeberiſche Zwecke berechtigt ſind. Die Unterſchei⸗ 

dungen, welche ſich für geſetzgeberiſche Klaſſiftkation eignen, müſſen derart ſein, 
daß ſie der Natur der Sache gemäß eine vernünftige Baſis für ſeparate Geſetz⸗ 
gebung bieten, wie zum Beiſpiel die Inkapazität Minderjähriger und Irrſinniger. 
Wenn aber die Legislatur ſich beikommen laſſen ſollte, zu beſtimmen, daß Per⸗ 
ſonen, welche einem beſtimmten, geſetzlich erlaubten Beruf folgen, nicht die 
Kapazität haben, Verträge zu ſchließen, oder daß ihnen nicht erlaubt werden 
ſollte, ebenſolche Häuſer zu bauen wie andere, oder ihr Eigentum nicht in 
gleicher Weiſe zu verwenden wie andere, ſo geht ſolche Geſetzgebung ohne 
Zweifel über die Rechte der Legislatur hinaus. 

„Die Legislatur kann ohne Zweifel die Führung von Bergwerken und 
Fabriken derart regulieren, daß der Arbeiter vor Gefahren und Benachteiligung 
ſeiner Geſundheit geſchützt werde, aber das iſt nicht der Zweck des hier in Frage 
ſtehenden Geſetzes. Dieſes Geſetz greift die Perſonen heraus, welche Bergwerke 
und Fabriken betreiben, und ſagt zu ihnen: Ihr dürft keinen Kontrakt machen, 
Arbeitskraft mit Waren zu bezahlen; der Farmer, der Kaufmann, der Bau⸗ 
kontraktor und zahlreiche andere dürfen es, aber ihr nicht. Dieſes Geſetz ſagt 
zu dem Arbeiter: Obſchon du volljährig und geſetzlich kompetent biſt, Verträge 
abſchließen, ſo ſollſt du doch nicht wie jeder andere das Recht haben, deine 
Arbeitskraft für Ware zu verkaufen. 

„Ohne Zweifel kommen in Bergwerken und Fabriken Fälle von Ungerechtig⸗ 
keiten vor, aber kommen ſolche nicht auch in anderen Berufen vor, welche 
Arbeiter beſchäftigen?“ 

Nachdem das Gericht dann auseinandergeſetzt, daß dies eine „Klaſſengeſetz⸗ 
gebung“ iſt, fährt es fort: „Solche Geſetze haben die Tendenz, die fundamen⸗ 
talen Prinzipien einer auf Verfaſſung beruhenden Regierung zu ſtürzen. Es iſt 
ſchwer zu ſagen, wo eine derartige Geſetzgebung enden würde; ſie würde unſere 
Regierung zu einer Regierung beſonderer Privilegien machen, ſtatt zu einer 
auf Vertrag zwecks allgemeiner Volkswohlfahrt beruhenden.“ 

Mit ganz ähnlicher Motivierung wurde vor kurzem in Indiana ein Geſetz 
für verfaſſungswidrig erklärt, welches einen Mindeſtlohn für gewöhnliche 
(unskilled) Arbeit von 15 Cents pro Stunde bei öffentlichen Arbeiten feſtſetzte. 
„Klaſſengeſetzgebung ſchlimmſter Art“ nannte es der Gerichtshof! 

In Illinois erließ die Legislatur ein Geſetz, welches beſtimmte Vorſchriften 
über das Wiegen der Kohlen in Bergwerken enthielt und den Arbeitern eine 
Kontrolle darüber gab. Das Geſetz wurde auf Grund ähnlicher Motive für 
verfaſſungswidrig erklärt. 

Es nützt nichts, das Geſetz ſo allgemein zu halten, daß der Begriff der 
Klaſſengeſetzgebung nicht eintreten kann, denn damit würde noch nicht die Gefahr 
für den freien Vertrag aus dem Wege geräumt. Würde ein Mindeſtlohn für 
alle Arbeiter ohne Ausnahme feſtgeſetzt, dann gälte dies immer noch als eine 
Beſchränkung ihrer Vertragsfähigkeit. 

Wir haben hier alſo das eigentümliche Beiſpiel eines „freien“ Landes, deſſen 
Verfaſſung überquillt von Freiheits- und Gleichheitsphraſen und gerade um 
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deswillen nicht imſtande iſt, in feiner Arbeiterſchutzgeſetzgebung über die Polizei 
gewalt des Staates hinauszugehen. Wieweit ſich dieſe Polizeigewalt erſtreckt, 
hat noch kein Richter im allgemeinen feſtzuſtellen vermocht. Das wird von 
Fall zu Fall entſchieden. Beſtimmt iſt ſoweit nur, daß ſie ſich auf Maßregeln 
zur Sicherung des Lebens und der Geſundheit bei Bauten, in Bergwerken und 
in der Einrichtung von Gebäuden und Fabriken, auch auf Feſtſtellung der 
Arbeitszeit für Kinder und Frauen erſtreckt. Die Einführung einer geſetzlichen 
Arbeitsdauer für Männer würde die Vertragsfreiheit verletzen. 

Das vierzehnte Amendement zur Bundesverfaſſung oder vielmehr deren 
Auslegung iſt auch ſchuld daran, daß bisher noch keine Einſchränkung der 
Machinationen der Truſts auf geſetzgeberiſchem Wege gelungen iſt. Der Truſt 
iſt keine derart juriſtiſch präziſierte Sache, daß man ohne weiteres von „einem 
Truſt“ reden kann. Der Geſetzgeber muß ihn in jedem Falle definieren. Ver⸗ 
allgemeinert er den Truſtbegriff, dann ſcheitert das Geſetz an der bedrohten 
Vertragsfreiheit, ſpezialiſiert er zu ſehr, dann ſcheitert es an dem Begriff der 
Klaſſengeſetzgebung. Es iſt zwar ein uralter Grundſatz unter dem engliſchen 
gemeinen Rechte, daß Kombinationen und Verabredungen zum Zwecke der 
Preiserhöhung und Ausſchließung der Konkurrenz ungeſetzlich, ja ſtrafbar ſind, 
aber es iſt meiſt unmöglich, nachzuweiſen, daß dies der Zweck und nicht die 
zufällige, nicht ſpeziell beabſichtigte Folge war. 

Es bleibe dahingeſtellt, ob die Richter mit dem völligen Bewußtſein handeln, 
der Kapitaliſtenklaſſe zu dienen, oder nicht; die Wirkung tft in beiden Fällen 
dieſelbe. Die wirtſchaftliche Entwicklung des vergangenen Jahrhunderts iſt 
ſpurlos an der amerikaniſchen Rechtsauffaſſung vorübergegangen. Der Frei⸗ 
heits⸗ und Gleichheitsbegriff iſt noch wie vor hundert Jahren feſtgekittet an 
die politiſche Stellung des Bürgers und hat noch keine Verbindung mit ſeiner 
wirtſchaftlichen Lage gefunden. Dies gilt für alle Schichten der Bevölkerung. 


Es iſt daher gar nicht zu verwundern, daß die große Maſſe der Arbeiter von | 


dieſer Art der Rechtſprechung befriedigt iſt. Ich bin ſogar geneigt, anzunehmen, 
daß ihr bürgerliches Bewußtſein ſich dabei geſchmeichelt fühlt! 

Wir haben hier ein in ſeiner Art eigenes, aber eklatantes Beiſpiel dafür, 
wie wenig Wert für das Volkswohl theoretiſche Freiheits- und Gleichheits⸗ 
ſatzungen haben, wenn ihnen nicht der Volksgeiſt in richtigem Verſtändnis das 
Leben der Gegenwart einzuhauchen vermag. Man darf deshalb auch gar 
nicht hoffen, daß ſich jemals in den Köpfen der Richter und Advokaten ſelb⸗ 
ſtändig eine Wandlung vollziehen wird. Nur ein ganz gewaltiger Druck von 
unten kann dies bewerkſtelligen, und ein ſolcher kann nur von einer ſtarken 
ſozialiſtiſchen, auf dem Boden ſozialiſtiſcher Erkenntnis ſtehenden Partei aus⸗ 
geübt werden. 

Glücklicherweiſe iſt eine ſolche Partei in den Vereinigten Staaten im Werden. 
Es iſt erſtaunlich, welche Fortſchritte die ſozialiſtiſche Denkweiſe in den letzten 
Jahren gemacht hat und welchen Eifer die Bekehrten in der Propaganda ent⸗ 
wickeln. Die Abgabe einer Million ſozialiſtiſcher Stimmen bei der nächſten 
allgemeinen Wahl würde mich mehr überraſchen, als die Abgabe einer größeren 
Zahl. Eine Million Stimmen iſt freilich noch nicht viel, würde aber immer⸗ 


hin in überzeugender Weiſe demonſtrieren, daß „das ausländiſche Gewächs“ ſich 4 


bereits ganz gut akklimatiſiert hat. 
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Ein Romantiker des Kleinbürgertums. 
6edenkblatt für Ludwig Richter. 
Von Franz Diederich (Dresden). 
Das Verhältnis, in dem wir Menſchen von heute zu Ludwig Richter, dem 
unermüdlichen Zeichner menſchlichen Kleinlebens, ſtehen, läßt ſich nicht in 
wenigen Worten andeuten. In dieſen Tagen, die des Künſtlers Geburtstag 


— am 28. September — zum hundertſtenmale wiederkehren laſſen, ſchwirrt eine 
ſehr bunte Schar von Urteilen auf. Gram iſt dem Jubilar gewiß niemand. 


Aber in die laute Bewunderung, die ſeinem Andenken ertönt, miſchen ſich doch 


Stimmen von merklicher Kühle. Der künſtleriſche Wert ſeines Schaffens und 
der Sinn des Geſchaffenen, wie beides aus den Holzſchnittdrucken ſeiner Zeich⸗ 
nungen ſpricht, erquickt nicht mehr wie vor einem halben, vor einem Viertel⸗ 
jahrhundert, und es bedarf ſchon des Blickes in die natürlich weniger zugäng⸗ 
lichen Originale, in dieſe Tauſende von Blättern, die mit ſcharfſpitzem Bleiſtift 
in hingebender Liebe und Sorgfalt zeichneriſch bedeckt wurden, wenn die äſthetiſche 
Luſt bei jenen Kühlgewordenen wieder angeregt werden ſoll. Aber immer iſt 
es hier nicht der ganze Richter, der die Luſt geweckt. Er wollte nicht bloß um 
das Wie ſeines Schaffens willen geliebt ſein, genau ſo legte er auch Wert auf 
das Was, das er bildmäßig gab. 

Als Ganzes wollte er genommen ſein, in allem zugleich. In jungen Lehr⸗ 


jahren, als unter römiſcher Sonne ſein Kunſtglaube in ernſthaftem Ringen 


wuchs, ſchrieb er ſich die Bekenntnisworte ins Tagebuch: „Ich ſoll aus den 
Werken eines jeden großen Genies lernen, wie es ſeine Kräfte benutzte, wie 
alles in ihm ein Ganzes iſt, alles organiſch aus einem Geiſte, nach einer Regel 
gebildet. So ſoll auch ich mir meine Regel aus meinem Geiſte ſchaffen und 
bilden, und meine Kunſt, mein Leben, meine Anſichten, alles das 
muß eins mit mir ſein, aus Einem entſprungen.“ Klar und klug ſind dieſe 
Worte und ſo ernſt geſprochen, däß man ihre Führerſchaft nicht weigern darf. 
Richter wollte mit ſeiner Kunſt nicht Mätzchen treiben und wollte in ihr nicht 
poſieren: der wollte er in ſeinen Bildern ſein, der er war. Wer alſo ihm 
gerecht werden will, muß ſeine ganze Perſönlichkeit in den Leiſtungen ſeines 
Stiftes ſuchen, ſeine ganze Lebensauffaſſung. Er hat nicht bloß Szenen 
um des Szeniſchen willen auf das Papier gebracht, ſondern überall etwas 
hineingeſonnen, das ihm lebenswichtig ſchien. 

Er war ein ſtiller, feiner, ſcheuer Menſch, den es im lauten Gewühl nicht 
litt, ein Menſch aus dem dorfruhigen Leben der deutſchen Städte vor hundert 
Jahren, der in ſeiner Weiſe in die Welt umher hineinzuwirken ſuchte, als er 
den Weg gefunden, auf dem er feſt und fruchtbar zu ſchreiten vermochte. Wenn 
es einen Menſchen drängt, anderen den eigenen Inhalt mitzuteilen, um ſo 
ihrem Leben, ihrem Werden zu nützen, ſo pflegt ein ſeltſam heiliges Feuer ihn 
zu treiben. Solch ein Feuer entzündete ſich in Ludwig Richter, als er ein 
werdender Jüngling war — in den zwanziger Jahren, und es brannte in 
ſtillem Ernſte, ſorgſam gehütet und gepflegt und in einſam beſchaulichem Sinnen 
höher angefacht, bis an des Künſtlers Lebensende. Im letzten Lebensjahrzehnt, 
als ihm ein zunehmendes Augenleiden die Kunſt verbot, die ihm das tägliche 
Brot gegeben, ſetzte er ſich nieder, Lebenserinnerungen aufzuſchreiben. So 
liegen über drei Jahrzehnte ſeiner Erdenfahrt vor uns ausgebreitet, wertvoll 
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durch manche kleingeſchichtliche Einzelheit, am wertvollſten aber, weil ſie ein 
Stück Volksſeele zeigen, das eine geiſtige Strömung verſinnlicht, die ſeitab von 
den großen Stromlinien der geſchichtlichen Entwicklung Deutſchlands verlief. 
Seitab!. So iſt Richter durch feine Zeit gegangen, aus der Ferne gleichſam 
ſuchte er dem Leben ſeiner Gegenwart den Tribut zu ſpenden, den jedermann 
bewußt oder unbewußt der geſchichtlichen Entwicklung ſeiner Zeit entrichtet. 

Richters Lebenserinnerungen gehen nicht darauf aus, den Inhalt ſeiner 
wichtigſten künſtleriſchen Schöpfungen erläuternd zu vertiefen, aber ſie ſind 
trotzdem ein unentbehrlicher Führer in den Geiſt ſeines Schaffens. Sie geben 
den Schlüffel für die merkwürdige lichtwohlige Stimmung der Zeichnungen. 
Tauſendfältiger, ſinniger Schilderung des innig belauſchten Lebens entſpringt 
ſie. Ihren Herzſchlag aber empfing ſie in einer Zeit, die faſt um drei Menſchen⸗ 
alter hinter uns zurückliegt. In dieſen Bildern Richters liegt in der Tat ein 
Stück Wirkung einer geſchichtlichen Bewegung aufbewahrt, deren Weſen im 
übrigen dem Volksbewußtſein längſt entſchwunden iſt. 

Cornelius Gurlitt fällt in ſeinem wertvollen Buche von den Zielen und 
Taten der deutſchen Kunſt des neunzehnten Jahrhunderts über Richter das 
Urteil: er ſei ſeinem ganzen Weſen nach bis in die Wurzel hinein ein ſächſiſcher 
Philiſter geweſen, beſchränkt durch hundert Grenzen der Gewöhnung, der aus 
ihr gezogenen Lebensgrundſätze, der Abneigung wie der Liebe; ſein Schaffen 
ſpreche deutlich dafür: ganze Reihen des menſchlichen Gedankenkreiſes fehlten 
ihm. Das Urteil Gurlitts trifft ins Ziel. Richters Beſchränkung aber war 
nicht nur ſächſiſch, ſie zeigt die Merkmale einer ganzen Klaſſe, der Klaſſe des 
deutſchen Kleinbürgertums vor hundekt Jahren. Unſelbſtändig, faſt unmündig, 
unentſchieden, an Leidenſchaft Kind geblieben und einſeitig verbildet, ſo ſtellt 
Richters Weſen ſich dar. Der Künſtler wußte das ſelbſt, aber er konnte aus 
ſeiner Haut nicht heraus. Er fühlte ſehr wohl, wie ſchwer die ererbten und 
anerzogenen Mängel ihn gehemmt; rückſchauend beklagte er noch nach Jahr⸗ 
zehnten die „abſcheuliche Blödigkeit“ ſeiner Jugend. Solche Eigenſchaften er⸗ 
klären ſich nun nicht einzig aus der Erziehung; dieſe iſt gleichſam nur das 
Mittel der jeweilig herrſchenden Kultur, die Menſchenform, die unter den von 
ihr geſtellten Bedingungen möglich iſt, recht ausgeprägt herauszubilden. 

Im Elternhaus Richters herrſchte Geiſt vom Geiſte der Zopfzeit. Er drang 
dort noch durch eine ganz beſondere Pforte ein. Der alte Richter war Kupfer⸗ 
ſtecher, alſo Künſtler, und im Dresdener Künſtlertum gebot natürlich das 
überall thronende klaſſiziſtiſche Stilprinzip. Steife Pedanterie, kraſſe Außerlich⸗ 
keit, verbildete Natur, in der die Form mehr galt als die Seele, die gaben den 
Ton an. Obendrein war der alte Zingg, das Haupt der Dresdener Künſtler⸗ 
ſchaft, Richters Pate. So ſog Adrian Ludwig die akademiſche öde Luft von 
Kindesbeinen an ein und mit ihr eine gute Doſis heftigen Widerwillens gegen 
ihr Weſen. 

Das kleinbürgerliche Haus pflegte dem Geiſte ſeiner Inſaſſen wenig — wenig 
Wiſſen und wenig Beweglichkeit — zu geben; dem Gemüt gab es weit mehr. 
Der alte Richter ließ natürlich ſeinen Sohn ins väterliche Kunſthandwerk ein⸗ 
münden — er fragte nicht erſt, ob er auch wollte; das war ſo kleinbürger⸗ 
licher Brauch — aber ſeinen Bücherſchatz ſchloß er vor dem Sohne ab; er ſah 
ſehr ungern, wenn geleſen wurde. Kann es einen ärgeren und verſchrobeneren 
Widerſpruch geben? Als Ludwig Richter ſeine erſte Romfahrt antrat — er 
war zwanzigjährig —, war er, wie er ſelbſt geſteht, ein höchſt unwiſſender und 
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vor allem in ſeinem Kunſtfach höchſt unbeleſener Menſch. Seinen Kopf nannte 
er eine Gerümpelkammer, darin aller notwendige Hausrat fehle. Er brachte 
aus der Heimat nur eine begehrliche gute Empfänglichkeit für die Erſcheinungen 
der Natur und eine raſtlos ſich regende Arbeitſamkeit mit. Zwei Schätze immer⸗ 
hin. Aber er fühlte: den Reichtum, den er erſehnte, konnten ſie allein nicht 
geben. | 
Er war ein Menſch, der fich gleichſam mit der Gewalt eines Naturtriebs 
nach innerer Tiefe ſehnte. In die italieniſche Fremde zog er mit der ganzen 
Lebensunerfahrenheit, die auch bei ihm eine Frucht kleinbürgerlichen Haus⸗ 
zwanges geweſen iſt. Das Gefühl, es fehle ihm der feſte Halt, meldete ſich 
ſtark. Weder Denken noch Fühlen konnten ihm aber den Halt geben. Er 
rang ehrlich, und ſchließlich half ihm das Gefühlsleben. Seine Wiſſensarmut 
griff ganz logiſch zur Religion. Im Elternhaus hatte der Rationalismus ver⸗ 
flachteſter, inhaltsdürrſter Aufklärerei nicht viel mehr als ein paar ganz äußer⸗ 
liche religiöſe Begriffe geduldet, und die Schule gab kein Gran mehr und 
drang auch nicht tiefer ein. Dieſer Zuſtand war allgemein, und längſt hatte 
die Reaktion der Romantik gegen ihn eingeſetzt. Richter geriet in die neu⸗ 
chriſtliche Strömung. Gerade ihn als Künſtler konnte ſie leicht treffen: denn 
in Rom wurde die neue, die nazareniſche Kunſt der Cornelius, Overbeck, Veit 
und anderer, die begeiſtertſte Trägerin ihrer Ideen. Und ſie war es in der 
Tat, die Richter den geſuchten inneren Halt gab. Der Glaube, der chriſtliche 
Glaube, wurde ihm der Gipfelpunkt, von dem aus er nun ſeine Welt überſah, 
an deſſen Höhe er fortan alles abſchätzte. Die von Schleiermacher in ab⸗ 
geklärteſter Form verkörperte chriſtliche Strömung, in die ſo auch der junge 
Richter geriet, trug keinerlei konfeſſionellen Charakter. In Deutſchland ging 
ſie ſchon ſeit Jahren um; es iſt bezeichnend für ihren idealen Inhalt, daß ſie 
für Herrenhuterei gehalten wurde und daß die ältere Generation nichts von 
ihr wiſſen mochte. Daß Richter als Kind einer gemiſchten Ehe, in der kirch⸗ 
lichem Weſen wenig Bedürfnis entgegengebracht wurde, keine konfeſſionellen 
Vorurteile beſaß, machte ihn der neuen Richtung nur um ſo leichter zugänglich. 
Geſchichtlich läßt ſich die Richtung faſſen als eine Ausflucht der Ratloſig⸗ 
keit, in der die künſtleriſche und äſthetiſierende bürgerliche Intelligenz Deutſch⸗ 
lands ſteckte. Die Möglichkeit, auf feſtem Grunde zu ſtehen und doch weit 
auszublicken, fehlte. Was ſich nun in Rom unter den deutſchen Malern zeigte, 
das waren die erſten Aufflüge einer neuen bürgerlichen deutſchen Kunſt, die 
aus dem eigenen Leben geſchöpft ſein und einen eigenen Stil erobern wollte. 
Aber weil einmal der geſellſchaftliche Unterbau, der eine eigene Gedankenwelt 
hätte entwickeln können, noch nicht vorhanden war, geriet man wieder in die 
Sphäre des religiöſen Glaubens, und proteſtantiſche Elemente griffen verzweifelt 
ſuchend ſogar zum Katholizismus. 
Richters Religioſität ging wahrhaft in ſeine Kunſt ein. Sie gab dem jungen 
Pfadſucher, was künſtleriſches Schaffen braucht: Ruhe und Selbſtvertrauen und 
namentlich Zuverſicht. Die Kunſt war ihm der Ausdruck ſeiner Individua⸗ 
lität: „Meine Kunſt, mein Leben, meine Anſichten, alles das muß eins mit 
mir ſein, aus Einem entſprungen.“ So ſchrieb er ſchon 1824. Als geſchloſſenes 
Stück Welt wollte er ſich zur Umwelt ſtellen. Seine Glaubensluſt, im Be⸗ 
ſtreben, Tiefe zu gewinnen, geriet auf die Wege romantiſcher Naturphiloſophie. 
Die Schriften eines Gotthilf Heinrich Schubert waren damals viel geleſen: ihr 
Bemühen, der menſchlichen Seele innige Beziehungen zur Weltſeele aufzuzeigen, 
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ihre Neigung, ſich im Gebiet der geheimnisvollſten Vorgänge des Innenlebens 
umzutun, weckten das Intereſſe der Denkenden. Schubert war eine Art Popu⸗ 
lariſator Schellingſcher Philoſophie, und das bekannte Buch der Jugenderinne⸗ 
rungen eines alten Mannes, das ſich auch auf die erſten Jahrzehnte des letzten 
Jahrhunderts bezieht, zeigt, welch geradezu inbrünſtige Verehrung dieſer Schrift⸗ 
ſteller genoß. Richters Religion wurde erſt in den Jahren des Greiſenalters N 
ſtark äußerlich mit einem Stich ins Frömmelnde und Anſpruchsvoll⸗Hervor⸗ 
gekehrte; in ſeiner jungen Zeit aber entwickelte ſie ſich pantheiſtiſch. | 
Dem leiſteten die angedeuteten romantiſchen Einflüſſe ſicherlich Vorſchub, 
aber am meiſten wirkte hier doch die Künſtlerſeele Richters, die ſich ſo ernſt 
und liebevoll um ein tiefes Erfaſſen der Natur mühte. Er ſuchte Gott in der 
Natur — ſo ſchrieb der Jüngling in ſein Tagebuch, und die Worte ſollten 
zeigen, was das letzte Ziel in ſeiner Kunſt ſei. Der „Abglanz des göttlichen 
Geiſtes“ war ihm aber die Schönheit, die „reine Gemüter“ ſo zu ergreifen und 
zu veredeln Kraft beſitzt, daß ſie das Göttliche auch in ſich fühlen; deshalb 
brauche und könne ſogar ein echtes Kunſtwerk gar keine Moral enthalten, denn 
„Moral iſt für den Körper, der noch in der Sünde lebt“; der reine, durch 
Schönheit erweckte Funke, das Göttliche im Menſchen, bedürfe der Moral nicht. 
In dieſer Schwärmerei des jungen Richter ſteckt die ganze Eigenart ſeines 
ſpäteren Lebens und Schaffens. Alles Streben nach Reinheit, Lauterkeit, 
Sonnigkeit, das ſeine Bilder atmen, keimte und gewann ſeine Stärke in jenen 
römiſchen Werdejahren. So ſind ſeine Schöpfungen nicht nur der Widerſchein 
der äußeren kleinbürgerlichen Kultur einer entſchwundenen Zeit, ſondern auch 
eines ſeltſamen, heute ebenfalls verwehten Stückes inneren Lebens. | 
Die lichte Lebensauffaſſung Richters kannte die weltſchmerzlichen Anwand⸗ 
lungen nicht, die ſeit den zwanziger Jahren auch Deutſchland heimſuchten. Und 
ſo verfiel er auch trotz aller Reſignation, die das Einſamwerden im Greiſen⸗ f 
alter mit ſich bringt, dem Peſſimismus nicht, der im letzten Jahrzehnt ſeines N 
Lebens Deutſchland ergriff. Das Heitere, das Trauliche, ſehr viel leuchtenden 
Frühling und nur wenige Flocken Winter, ſehr viel volle, blütenerweckende 
Sonne und nur wenig trübe Nacht, das gab ſeine Kunſt. Er zeichnete eine 
überfülle von Bildern zu vielen ſinnigen Märchen, Volksliedern, Gedichten. 
Sein Stift ſchmückte Schillers bürgerlich ⸗idealiſierendes Lied von der Glocke, 
das war ſeine Welt. Nicht aber begeiſterten ihn die Lieder Heinrich Heines, 1 
die doch ſo recht Lieder ſeiner Zeit waren. Ein gutes Merkmal für Richters Ja 
und Nein. Er liebte eben, wie er geſagt, nicht jenes „Spielen, Reizen und Ver⸗ | 
zerren unſerer Gefühle“, das „uns jo elend gemacht“. Er war ein zeichnender 
Träumer nur des Schönen, und wie gern hat doch der Kleinbürger, als die ö 
Zeit ihm keine Freuden bringen wollte, ſchöne Bilder von Glück und Licht, 
träumend und ſich ſelber täuſchend, vor ſeinen Sinnen geduldet. Und es iſt 
eine Tatſache: Ludwig Richter hat nicht nur die Kinderwelt entzückt. 
Der kleinbürgerliche Charakter Richters offenbart ſich auch in der ftrengen 
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Gebundenheit ſeines künſtleriſchen Sinnes an die heimatlichen Formen und 
Farben. Es gelingt ihm nur mäßig, die Eigenart der italieniſchen Natur 
wiederzugeben. Seine Kraft gewann zu der eingeborenen Fähigkeit, Heimatliches 
künſtleriſch zu verwerten, kein neues Element hinzu. Trotzdem narrte auch ihn 
die alte und gerade damals graſſierende Idee, nur Italien ſei der Boden, auf 
dem Künſtler gedeihen könnten. Glücklicherweiſe haben ſeine Lebensumſtände 
— freilich namentlich die materielle Not — ihn darauf gebracht, daß auch in 


Franz Diederich: Ein Romantiker des Kleinbürgertums. 831 


Deutſchland die Natur Schönheit und Seele habe. Das war dann ſeine Ent— 
deckung, aber ſie koſtete Jahre. In Italien zwar kamen ſchon große Pläne 
über ihn: er wollte „deutſche Natur zu einem Ideal, zu edler Größe erheben, 
damit fie nicht, wie bisher, den untergeordneten Rang der Idylle behalte, 
ſondern zum Epiſchen ſich erhebe“. Dann wieder meinte er: „Wie unpoetiſch 
iſt unſere Zeit, wie ganz arm an großem Stoff; das fühlen auch alle, daher 
das Klagen über ſchlechte Zeit, Lebensüberdruß und das Zurück- und Vorwärts- 
blicken. Wir ſind in der Morgendämmerung. Viele wünſchen ſich die balſamiſche 
Nacht mit ihren Sternen zurück, andere ſehnen ſich vorwärts zum goldenen 
Tage. Aus dieſer Stimmung mag wohl auch der Künſtler Nutzen ſchöpfen.“ 
So kam in heiligen Stunden der Geiſt künſtleriſcher Andacht über ihn. Ein 
paar Wochen ſpäter endlich ſchrieb er: „Ein jeder Künſtler, wenn er am mäch⸗ 
tigſten wirken will, müßte ſich ſo lokal als möglich machen, und nicht nur 
ſeine Kunſt im ganzen an das Leben und den Geiſt ſeines Vaterlandes, ſeiner 
Nation anſchließen, ſondern auch an den ſeiner allernächſten Umgebungen.“ 
So wachte in der Fremde in dem Zweiundzwanzigjährigen die eigenſte Natur 
zu ihren natürlichſten Zielen auf. Aber als Richter dann in der Heimat ſaß, 
ſchwieg alles, und er ſehnte ſich, ſtatt ringsumher zuzupacken, nach Italien 
zurück. Endlich ſchlug dann ſeine Künſtlerſchaft — der deutſchen Natur zum 
Dienſte — in klarem Bewußtſein ihrer Aufgabe die Augen auf. Aber nun 
trieb nichts ſie, das Ideal zu geſtalten, das über die Idylle hinaus zum 
Epiſchen angeſtiegen wäre. Heroiſches lebte eben in Richter nicht. Mit dem 
erwachenden politiſchen Leben ſeines Vaterlandes hat er nie engere Fühlung 
gehabt. Er war ein ausgemacht unpolitiſcher Menſch, ein typiſcher Vertreter 
ſeiner Geſellſchaftsſchicht. Sein ganzes religiös⸗künſtleriſches Lebensideal ſchon 
trieb ihn von den politiſchen Ufern weg. Dann aber taten ihre Wirkung ver⸗ 
mutlich auch die Abhängigkeit von den Kröſuſſen der Geſellſchaft, die allein 
als Bilderkäufer zählten, und die Abhängigkeit vom Staate, der ſein Brotgeber 
war. Kurz und gut, der laute Strom des Lebens zog ohne Einfluß an ihm 
vorüber. 

Aber berührte ihn auch das deutſche Revolutionsjahr nicht? O doch! Es 
hat ihm ſogar zwei Karikaturen, zwei kleine un veröffentlichte Federzeichnungen 
abgelockt, die in der heurigen Dresdener Richterausſtellung gezeigt wurden. 
Das eine im Motiv durchaus nicht originelle Bildchen zeigt einen Maſtbürger 
mit Schmerbauch und Goldkette, hinter ihm einen anderen mit wallendem 
Demokratenbart, beide halten die Sektkelche erhoben und trinken einem dürren, 
geflickten Bettler zu, der mit leerem Schnappſack und den Hut in der Hand 
vor ihnen ſteht, den zahnloſen Mund in demütigem Flüſtern bewegend; im 
Hintergrund ſchläft ein Bürger, betrunken auf Bauch und Boden hingeſtreckt. 
Unter der Zeichnung ſteht: „Brüder ſind wir, auf euer Wohl will ich trinken, 
Und ſollt ich darüber zu Boden ſinken.“ Alſo hatte doch ein Stück politiſch⸗ 
ſatiriſcher Bitterkeit bei dem ſtillen Richter verfangen. Auf dem anderen Bildchen 


drängt ſich eine Schar ſchreiender Bürger mit Sturmfahne, Knütteln, Miſt⸗ 


gabeln, in Schurzfell und Bluſe; auf den Schultern tragen ſie einen Volks⸗ 
mann, der deutlich erkennbar Robert Blums Züge beſitzt; er ſtützt die Hand 
in die Hüfte, reckt ſich eitel auf, ſchwenkt den Hut und zwar in einer Poſe 
des ſeitgeneigten Kopfes, in der ſich herablaſſende Leutſeligkeit mit erhabener 
Eitelkeit miſcht. Darunter ſteht der Vers: „Eure Liebe macht mich ſtolz und reich. 
Ich werde groß, das merk' ich, nur durch euch.“ Hier bricht alſo der reaktio⸗ 
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näre Philiſter unverkennbar durch. Die beiden Zeichnungen ſind die einzigen 
künſtleriſchen Spuren, bei denen von einer politiſchen Anregung aus dem Re⸗ 
volutionsjahr geſprochen werden kann. 

Soziale Beziehungen aber, die in dieſer Periode ſich den Künſtlern in 
Fülle aufdrängten, kennt Richters Kunſt überhaupt nicht. Im Hungerjahr 1847 
radierte Richter ſein ſehr bekannt gewordenes, künſtleriſch bedeutendes Rübezahl⸗ 
blatt. Der Rübezahl iſt als ein leibesmächtiger Bergköhler des Rieſengebirges 
dargeſtellt; mit drolligem Ernſte im Angeſicht, einen entwurzelten Baum in 
Händen, erſchreckt er, ein Helfer der Mütter, garſtige Kinder. . .. Ich kann dies 
Bild nicht anſehen, ohne daß mir Freiligraths derſelben Zeit entſtammendes 
Rübezahlgedicht einfällt, dies düſtere Gemälde ſchleſiſcher Webernot, aus dem 
die dumpfe Verzweiflung einer ſchweren ganzen Zeit grollt. Der Vergleich ſtellt 
unverſchleiert dar, wie wenig Richter von den empörenden Zuſtänden ſeiner 
Zeit berührt wurde. Allem Häßlichen und Rauhen ging er aus dem Wege, 
er wollte nur das Schöne für die Kunſt gelten laſſen — ein alter langdauernder 
Grundſatz bürgerlicher Aſthetik, der in ihm zum Kerne einer ganzen Lebens⸗ 
anſchauung geworden war. Nach Richters Tode — 1884 — ſchrieb Treu — 


derſelbe, der ſpäter ſo eifrig Konſtantin Meuniers ſoziale Kunſt in Deutſchland 


einführte: „Wie weiß Richter auch all das fahrende Volk mit ſeinem Humor 
zu verſchönen. Selbſt ſeinen Lumpen und Vagabunden ſieht man es an, 
daß ſie noch aus einer Zeit ſtammen, die noch keine Sozialdemokraten und kein 
Dynamit kannte.“ Treu trifft ſchon das Richtige: er deutet auf eine Seite in 
Richters Schaffen hin, die ein geſchichtliches Merkmal nicht nur für dies Schaffen, 
ſondern für die Denkart einer ganzen Volksſchicht des verfloſſenen Jahrhunderts 
darſtellt. Harmlos an den Schnurrigkeiten alles kleinen Lebens, für die ſie ein 
ſcharfes Auge beſaßen, ſich ergötzend, hielten die dieſer Schicht Zugehörigen ſich 


wie eingebannt in ihrer Klaſſenſphäre. Von Richter darf man ſagen: ihm ſei 


die Welt fremd geweſen. Er zeichnete faſt nur kleinbürgerliche Szenen, wo er 
Menſchliches gab, und in dieſem engen Kreiſe ſah er allerdings jede Einzelheit, 
jede Feinheit mit ziemlich ſcharfem Blicke für ihre humoriſtiſche Form. Er be⸗ 
herrſchte das Leben dieſes Kreiſes mit künſtleriſchem Geiſte, und er lächelte 
duldſam und nicht verletzend. Ein Freudebringer wollte er den Menſchen 


ſein. So war er ein großer und größter Optimiſt, und fo ſcheute er ſich, zu 


tadeln: ſein bißchen Satire tat ſchwerlich weh. 

Alles, was jenſeits ſeines Lebenskreiſes lag, reizte ihn nicht. Er zeichnete 
keine Junker, keine Kaufherren, auch nicht eigentlich Bauern, und er ſah auch 
nichts von all dem Neuen, das ſich umher zu entwickeln begann und Stück um 
Stück der engen älteren Welt abwelken ließ. Nur das Verfallen und Ver⸗ 


ſchwinden ſeiner Welt gewahrte er, und er litt unter dem Gegenſatz, in den 


ſein nicht mehr verſtandener, zur Aufopferung der eigenen Perſon bereiter 
Idealismus zu dem neuzeitlichen, grob oberflächlichen Materialismus geriet, 
der nach der Reichsgründung vollends in Blüte kam. Trotz alledem aber ließ 
er die Zuverſicht nicht fahren, daß der Weg aufwärts gehe. Als Karl Vogts 
Lehren ihm zu Gehör kamen, war er entſetzt; aber er tröſtete ſich mit der Er⸗ 
wägung: Vogt habe vielleicht nur die Miſſion, die ahnungsloſen Menſchen aus 
dem Schlafe zu rütteln. Das erſcheint heute kindlich-unklug. Aber ein fo ein⸗ 


fältig⸗ſchlichter Kopf muß ſchon zu der ſeltſamen Fülle naivſter Bilderpoeſie 


gehört haben, die Ludwig Richter liebeerntend mit emſigem Bleiſtift auf das 
Papier zauberte. | 
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Sind dieſe Tauſende von Bildern ſo ſtark, daß ſie leben werden? Unſere 
Zeit lernte namentlich an Albrecht Dürers Holzſchnitten, was einem Kunſtwerk 
die Lebenskraft ſichert: mag tauſendmal der Stoff unſerem Anſchauungskreis 
entrückt werden, wenn die Seele des Künſtlers in ein Kunſtwerk eingegangen 
iſt, ſo ſpricht das Werk auch zu uns. Menſchliches reizt den Menſchen immer. 
Dürer war Richters liebſter Meiſter und liebſter Lehrer. Er war mit ſeiner 
Kraft freilich ganz anders als Richter, der alles in zarte Anmut umwandelte. 
Aber dieſe Anmut lebt wie Dürers Kraft auf zahlreichen Blättern. Liegt es 
nicht nahe, zu glauben, Richters Fortleben im Volke werde von unſerer Fähig⸗ 
keit abhängig ſein, ſolch zarte Anmut ſeeliſch aufzunehmen? Die Anmut 
menſchlicher Geſtalten geht mit der Anmut der Natur und der Anmut ein- 
fachſter Gedanken Hand in Hand: drei ſchweſterlich vereinte Grazien. 

Daß freilich die eigenartig vorgetragene Botſchaft der Schönheit, die im 
Ausdruck einer ganz beſtimmten, deutlich erkennbaren Geſchichtsepoche und 
Kulturſphäre gefaßt iſt, noch einmal ein Kulturmittel zur Erziehung und Er⸗ 
bauung einer ganzen Geſellſchaftsſchicht werden könnte, gegen eine ſolche An⸗ 
nahme ſträubt ſich das hiſtoriſche Empfinden. Volkstümlichkeit iſt immer an 
Zeit gebunden. 


Se rde r derer reer 


literariſche Rundſchau. 


Die empiriſtiſche Geſchichtsauffaſſung David Humes mit Berückſichtigung moderner 
methodologiſcher und erkenntnistheoretiſcher Probleme. Eine philoſophiſche 
Studie von Dr. Julius Goldſtein. Leipzig 1903, Verlag der Dürrſchen Buch⸗ 
handlung. 57 Seiten. Preis 1,60 Mark. 


In letzter Zeit hat ſich das wiſſenſchaftliche Intereſſe den beſonderen methodo⸗ 
logiſchen und erkenntnistheoretiſchen Problemen, die ſich aus dem eigentümlichen 
Weſen der Geſchichtswiſſenſchaft ergeben, zugewandt. In eine Beziehung zu dieſen 
Problemen will auch der Verfaſſer ſeine Schrift geſetzt wiſſen. Er führt uns in 
Kürze die Faſſung des Kauſalproblems bei Hume vor, deſſen Anwendung auf menſch⸗ 
liche Handlungen — als welche ſich die geſchichtlichen Geſchehniſſe darſtellen —, die 
Anſichten Humes über die Regelmäßigkeit der Folge von Motiv und Handlung, über 
die beſtimmte Anzahl der wirkenden Normalmotive und die Unfähigkeit, das Wirken 
anderer Motive, wie zum Beiſpiel religiöſer, zu begreifen. Neben der „unhiſtoriſchen 
Auffaſſung des Menſchen“, „der mechaniſchen Auffaſſung“ des Seelenlebens, „beſitze 
Hume keine über den einzelnen Tatſachen ſtehenden und dieſe teleologiſch beherrſchenden 
Wertgeſichtspunkte zur Scheidung des Bedeutenden vom Unbedeutenden. Hume ſei 
ſtets feinem Empirismus treu geblieben, der ihm ein Hinausgehen über die gegebene 
Sammlung von Tatſachen zu einer wiſſenſchaftlichen Verarbeitung verbietet.“ Nach⸗ 
dem der Verfaſſer uns noch die Anſichten Humes über Ethik, die aus dem Nützlich⸗ 
keitsprinzip abgeleitet wird, über Religion, die er aus den Affekten der Furcht und 
Hoffnung, Todesangſt und Rachedurſt hervorgehen läßt, über die Rechtsordnung und 
politiſche Inſtitutionen, bei denen Hume ebenfalls das Moment der Nützlichkeit und 
der Stabilität betont, vorgeführt hat, unterzieht der Verfaſſer die Stellung Humes 
zum Geſchichtsproblem als Ganzes einer Kritik. Die Geſchichte iſt für Hume bloß 
„ein Trümmerhaufen von Tatſachen“, ſie hat für ihn bloß den Wert eines pſycho⸗ 
logiſchen Repertoriums für die verſchiedenen Geiſteswiſſenſchaften. Und der Ver⸗ 
faſſer zitiert eine Stelle aus Hume, in der es heißt: „Die Menſchheit iſt ſo ſehr 
dieſelbe zu allen Zeiten und Orten, daß die Geſchichte uns nichts Neues oder Sonder- 


834 : / Die Neue Zeit. 


bares über dieſelbe mitteilt. Ihr hauptſächlichſter Nutzen iſt nur, die beſtändigen 


und allgemeinen Prinzipien der menſchlichen Natur zu entdecken, indem ſie Menſchen 
in allen möglichen Verſchiedenheiten der Umſtände und Lagen zeigt.“ Es fehle alſo 


Hume der Sinn für die Erfaſſung der Geſchichte als eines Ganzen. Zum Schluſſe 
meint der Verfaſſer, die empiriſtiſche Geſchichtsauffaſſung Humes ſei rein im⸗ 
manent, „weil bei Hume auch die letzte Spur einer in die Geſchichte hineinragenden 
tranſzendenten Welt verſchwunden iſt“. Sie ſei ferner pſychologiſch, „weil ſie die 
geſchichtliche Welt aus einem Seelenleben entſtehen läßt, dem alle urſprünglich ſyn⸗ 


thetiſchen, überindividuellen Potenzen fehlen, deſſen logiſche, ethiſche, religiöſe Auße⸗ 
rungen keinen Qualitätsunterſchied gegenüber den Inſtinkten haben“. Es herrſche 


daher bei Hume nach einem Zitat von James „die öde Zuſammenhangloſigkeit und 


Getrenntheit aller Dinge“. 


Nun unterliegt es keinem Zweifel, daß Humes Philoſophie und Geſchichts⸗ | 


anſchauung unvermögend waren, für die Erklärung der Geſchichte und ihrer Probleme 
etwas Nennenswertes zu leiſten. Der Grund hierfür liegt jedoch in einem be⸗ 
ſtimmten Erkenntnismangel, der nicht bloß Hume, ſondern auch ſeinem Kritiker an⸗ 


zuhaften ſcheint. Hume nämlich war die prinzipielle Anſchauung, die Phänomene 


der Geſchichtswiſſenſchaft ſeien von ſpezifiſch geſellſchaftlicher Natur, alſo ſozial⸗ 
wiſſenſchaftliche Phänomene, total fremd. Nur unter dieſer Vorausſetzung aber kann 
man daran gehen, ſich über das Weſen der Geſchichtswiſſenſchaft im Kreiſe der 
Sozialwiſſenſchaften, unter denen ſie eine beſondere Stellung einnimmt, klar zu 
werden. Die Ausſtellungen des Verfaſſers an Humes Geſchichtsauffaſſung erſcheinen 


demnach trotz ihrer Berechtigung von ſekundärer Bedeutung. Ob der Verfaſſer auch 


das Immanenzprinzip in der Geſchichte als ſolches als falſch oder unvollkommen 
betrachtet, läßt ſich aus ſeinen ſpärlichen Ausführungen darüber nicht mit Gewiß⸗ 
heit entnehmen. Dieſes Prinzip iſt jedoch für die Sozialwiſſenſchaften ſo gut wie 
für die Naturwiſſenſchaft eine wiſſenſchaftliche Vorausſetzung. Ebenſo undeutlich iſt 
des Verfaſſers Urteil über den Empirismus. Er hat ſich keine Mühe gegeben, zu 
beſtimmen, was er unter Empirismus verſteht. Die Marxſche Geſchichtsauffaſſung 
iſt beiſpielsweiſe eine empiriſch wiſſenſchaftliche, wenn man alſo ſich auf Namen 
verſteift, eine empiriſtiſche. Nichtsdeſtoweniger iſt ſie der Humeſchen Auffaſſung der 
Empirie gerade entgegengeſetzt. Sie ſucht zwar die Phänomene „in ihrem eigenen 
Zuſammenhang“ zu ſtudieren, dieſer Zuſammenhang kann aber ihrer Auffaſſung 


nach nicht aus dem oberflächlichen Neben⸗ und Nacheinander der Phänomene, wie 


es ſich unſeren Sinnen darbietet — ein Standpunkt, den Hume vertritt —, erſchloſſen 
werden, ſondern der Zuſammenhang muß vom Verſtand unter Anwendung be⸗ 
ſtimmter wiſſenſchaftlicher Methoden erforſcht werden. Marx betont daher auch im 
„Kapital“ zu verſchiedenenmalen, daß die wirkliche Wiſſenſchaft den Zuſammenhang 
der Dinge auf eine gerade entgegengeſetzte Art zur Erkenntnis und Darſtellung 
bringe, als es die gewöhnliche Oberflächebeſchreibung tue. Nichtsdeſtoweniger, trotz 
der Betonung des Primats des Geiſtes bei der Gewinnung der wiſſenſchaftlichen 
Erkenntnis, bleibt dieſe Theorie empiriſch, indem ſie jedes Einfügen ſubjektiver Hirn⸗ 
geſpinſte als angeblicher Glieder der objektiven Kauſalreihe grundſätzlich zurück⸗ 
weiſt. Sie hat alſo ebenſowenig mit dem Empirismus eines Hume und ſeiner 
Nachfolger, die das bloße Konſtatieren des äußeren Neben- und Nacheinander 
der Phänomene als Aufgabe der Wiſſenſchaft anſehen, als mit dem Standpunkt 
gemein, der außerhalb des geſchichtlichen Erfahrungsgebiets Quellen für die Er⸗ 
kenntnis der Geſchichte ſucht, wie ihn der Verfaſſer dieſer Schrift ſelber einzunehmen 
ſcheint. a 
Angeſichts der vielen Mißverſtändniſſe, die ſich ſowohl an die Deutung des 
Begriffs Empirismus als auch an die der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung 


knüpfen, erſcheint dieſe Konſtatierung des wirklichen Sachverhaltes nicht überflüſſig. 
Max Zetterbaum. 
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Chr. Petzet, Die Blütezeit der deutſchen politiſchen Lyrik von 1840 bis 1850. 
Ein Beitrag zur deutſchen Literatur- und Nationalgeſchichte. München 1903, 
J. F. Lehmanns Verlag. 


Das Buch, deſſen erſte zwei Lieferungen wir bereits eingehender kritiſirt, liegt 


nun vollſtändig vor. Wir ſprachen dem Verfaſſer ſeinerzeit die Fähigkeit zur Ab⸗ 


faſſung eines ſolchen Werkes ab, und auch jetzt können wir von dieſem Urteil nicht 
abgehen. Die einzige lobenswerte Eigenſchaft, die wir ſeitdem an Petzet wahr— 
nehmen konnten, iſt Beſcheidenheit. Die Beſcheidenheit des Schülers, der ſein Penſum 
ſchlecht gemacht hat und nun zu den Scheltworten des Lehrers ſchuldbewußt ſchweigt. 

Vielleicht erinnert man ſich noch, daß wir Petzets Unwiſſenheit ſchonungslos an 
den Pranger ſtellten, daß wir ihm unter anderem den ſchweren Vorwurf machten, 
er ſpreche über den zweiten Band von Herweghs „Gedichten eines Lebendigen“, ohne 
den Inhalt zu kennen. Im letzten Hefte ſeines Buches kommt nun Herr Petzet 
(S. 500) auf unſere Rezenſion zurück; aber weit entfernt, unſere für ihn wenig 
ehrenvollen Behauptungen zu bekämpfen, tut er mit bewundernswerter Gelbit- 
verleugnung fein Möglichſtes, um zu beweiſen, daß ihm jene Gedichte wirklich un⸗ 
bekannt waren, als er das Kapitel Herwegh ſchrieb. Er bemerkt nämlich erſt jetzt, 
wo wir ihn genötigt haben, ſich dieſen Band einmal anzuſchauen, daß Herwegh auch 
Epigramme gedichtet habe, und druckt nun im Nachtrag eines davon — natürlich 
fehlerhaft! — ab. Einen kleinen Seitenhieb hat uns Herr Petzet doch zugedacht. 
Mit Dank will er jede Ergänzung und Berichtigung aufnehmen, „die ihm von kun⸗ 
diger Seite zuteil wird — ſelbſt wenn fie ſich nicht im Gewande ſachlicher Er- 
örterung, ſondern politiſcher Polemik gibt“. Dieſer Hieb geht fehl, denn wie 
ſehr ſachlich unſere Bemerkungen waren, beſtätigt uns der Verfaſſer ſelbſt, der aus 
ihnen einen beträchtlichen Teil ſeiner „Berichtigungen“ ſchöpft. Da er uns ſomit 
unſtreitig zu einigem Danke verpflichtet iſt, ſo könnte man glauben, er habe ſich auch 
unſere tadelnden Worte zu Herzen genommen und zunächſt eine längere Zeit damit 
ausgefüllt, ſich das Abe der wiſſenſchaftlichen Arbeit anzueignen. Aber Herr Petzet 
ſcheint ſchon zu alt zu ſein, um die Lücken ſeiner Bildung auszufüllen. Und wir 
müſſen leider konſtatieren, daß er auch jetzt noch weder zu leſen noch zu zitieren im⸗ 
ſtande iſt. Wir hatten eine irrige Angabe Petzets dahin richtiggeſtellt, daß die große 
Ausgabe des zweiten Teiles der „Gedichte eines Lebendigen“ die Jahreszahl 1843 
trägt, die kleine 1844. Und nun zitiert unſer Held (notabene mit dem Buche in der 
Hand!) kleine Ausgabe 1843! Solche kleine „Irrtümer“ gehen neben groben 
Fehlern durchs ganze Werk! 

Eine faule Ausrede iſt es nur, wenn Petzet ſchreibt: „Sollte der Abſchluß dieſes 
Buches nicht ins Ungewiſſe verzögert werden, ſo mußte ſich der Verfaſſer daran 
genügen laſſen, die Fülle des ungeheuren Materials geſichtet zu haben und das 


Wichtigſte, Beſte, Charakteriſtiſcheſte daraus ſeinen Leſern anzubieten (), obwohl ihm 


manches lange geſuchte Gedicht unerreichbar geblieben iſt.“ Aber erſtens ſind es 
nicht ſchwer erreichbare Kenntniſſe, deren Mangel man ihm vorwirft, und zweitens 
wäre es auch kein beſonderer Schaden geweſen, wenn ſein Buch erſt nach Jahren 
oder gar nicht erſchienen wäre. 

Da dieſe Zeitſchrift dem Werke ſchon mehr Platz eingeräumt hat? als es ver⸗ 
dient, wollen wir im folgenden nur ein paar beſonders luſtige Proben von der 
Literaturgeſchichtſchreibung des Herrn Petzet geben. 

Da müſſen wir zunächſt Moritz Hartmann gegen Petzet in Schutz nehmen. In 
dem Gedicht „An den König“ (Friedrich Wilhelm IV.) wendet ſich Hartmann gegen 
Platen, der von dieſem Fürſten Hilfe für Polen erflehte.“ Dazu bemerkt Petzet in 
ſeiner vornehm⸗nachſichtigen Art, die Ode Platens ſei zwar an Friedrich Wilhelm III. 


1 Vergl. Nr. 1 dieſes Jahrganges. 
2 Vergl. auch Nr. 21 dieſes Jahrganges. 
3 An einen deutſchen Fürſten. 1831. 
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gerichtet, aber „ob der König der dritte oder vierte Friedrich Wilhelm ſei, iſt 
gleichgültig“. Nein, lieber Herr Petzet, das iſt gar nicht gleichgültig, und noch 
weniger gleichgültig iſt es, wenn man, anſtatt ſich ſelbſt richtig zu informieren, anderen 
„Fehler“ ausbeſſert. Denn Platen richtete und ſandte ſein Gedicht an niemand anderen 
als den Kronprinzen, der ſpäter den Thron als Friedrich Wilhelm IV. beſtieg. 

Mit ſolcher Sachkenntnis korrigiert Herr Petzet übrigens nicht nur tote Dichter, 
ſondern auch lebende Gelehrte (S. 237). 

Das Kapitel Gottſchall zeigt wiederum hübſch, wie wenig dem Verfaſſer die be⸗ 
kannteſten literariſchen Tatſachen gegenwärtig ſind. Jeder, der ſich nur flüchtig mit 
jener Periode beſchäftigt hat, erinnert ſich an den berühmten Dichterſtreit um die 
„Partei“. Freiligrath ſchrieb damals: 

Der Dichter ſteht auf einer höhern Warte 
Als auf den Zinnen der Partei. 


und Herwegh antwortete mit einem Gedicht, in dem es heißt: 


Partei! Partei! Wer ſollte ſie nicht nehmen, 
Die noch die Mutter aller Siege war! 


Und Petzet ſchreibt: „So ſchwört er (Gottſchall) denn gleich Freiligrath | 


zun dae Partei! Partei! hier gibt es keine Mitte ...“ 

Ein Rätſel, das wir bisher nicht zu löſen vermochten, gibt uns der Verfaſſer 
gelegentlich der Beſprechung von Adolf Schirmers Gedichten auf. Er will nämlich 
in Schirmers Zeitgedichten Spuren von Heines Liedern finden, und um zu zeigen, 
„wie weit es dem Dichter gelungen iſt, ſeinem Vorbild nahe zu kommen“, druckt er 
das Gedicht „Ein Zenſor“ ab, das folgendermaßen beginnt: 

Mein Herz, ich will dich fragen: 
Was iſt ein Zenſor? Sprich! 

Zehn Bogen und kein Gedanke, 
Zwei Worte und ein — Strich. 


In dieſer matten Parodie Spuren von Heines Geiſte zu finden, iſt wohl ſchwer 
möglich. Und daß der „Sohn der Wildnis“ ein Werk Heines ſei, kann Herr Petzet 
doch nicht gut glauben. Alſo, was iſt's damit? ö 

Verſtändnis für den Kunſtwert der einzelnen Dichtungen und die Bedeutung der 
Perſönlichkeiten geht dem Verfaſſer durchaus ab. Daß er den großen Germaniſten 
Schmeller einen geiſtig ebenbürtigen Zeitgenoſſen des von Heine beſungenen Herrn 


Ludewig von Bayerland nennt, iſt wohl nur Ausfluß feines Byzantinismus.“ 


Seltſam aber iſt es, wenn er dem jämmerlichen Schwabendichter Guſtav Pfitzer 
„ſchwungvolle Gedichte“ zuſchreibt und dann als Probe ein Poem folgen läßt, das 
mit dem ſchwungvollen Hexameter anhebt: 


Vom ſiameſiſchen Zwillingspaar erwürbe wohl Dank ſich 


Ja, Pfitzer war eben „realpolitiſch“. Realpolitiſch iſt ein Wort, das mindeſtens | 


auf jeder fünften Seite des Buches vorkommt und ungefähr bedeutet: Meiſter Petzet 
iſt mit der Tendenz dieſes Dichters zufrieden. 

Es wäre noch von der Kompoſition — sit „venia verbo — des Werkes zu 
ſprechen. Da fehlt dem Verfaſſer wiederum der Überblick und die Fähigkeit, dieſe 
Literaturperiode als ein Ganzes, Einheitliches darzuſtellen. Weder die literar⸗ 
hiſtoriſchen Zuſammenhänge, noch die Entwicklung mit den Zeitereigniſſen, noch die 
Einwirkung der ökonomiſchen Tatſachen werden deutlich gemacht. Sieben Dichter 
werden in eigenen Kapiteln behandelt, die übrigen nach Landſchaften geordnet — 
alles ohne inneren Zuſammenhang. Die Folge dieſer Anordnung ſind unnötige 


Im dritten Lobgeſang will Herr Petzet nur Obſzönitäten finden. Er druckt ihn daher 


nicht ab, obwohl er eine gute halbe Seite damit füllen könnte. Wirklich findet ſich das 
obſzöne Wort Schwangerſchaft in dem Gedicht. 
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Wiederholungen und das Aufmarſchieren von zahlreichen Lokalberühmtheiten und 
⸗Nichtberühmtheiten, denen zu viel Ehre geſchieht, wenn die Literaturgeſchichte ihre 
Namen auch nur nennt. Man hat manchmal den Verfaſſer im Verdacht, daß es 
ihm nur darum zu tun iſt, eine möglichſt große Anzahl von Druckbogen mit Gedicht⸗ 
proben zu füllen. 

Allerdings trägt zu dieſer Ausführlichkeit am unrechten Platze — die bedeu⸗ 
tenden Dichter kommen alle zu kurz — auch das offenſichtliche Beſtreben Petzets bei, 
den Schein der Gründlichkeit hervorzubringen. Da gibt er zum Beiſpiel in dem 
Grillparzer gewidmeten Abſchnitt eine umſtändliche Gejchichte‘ der öſterreichiſchen 
„Volkshymne“, von der jemand behauptet hat, ſie habe den Namen daher, weil vom 
Volke kein Wort darin vorkommt, und die mit der Revolution ſchon gar nichts zu 


tun hat. 
Wir hätten über das Buch noch viel Schlechtes zu ſagen, aber es dürfte nicht 
mehr nötig ſein. Alexander Gottlieb, Wien. 


Deutſcher Verein für öffentliche Geſundheitspflege. Bericht des Ausſchuſſes über 
die 27. Verſammlung des Deutſchen Vereins für öffentliche Geſundheitspflege zu 
München vom 17. bis 19. September 1902 (Sonderabdruck aus der Deutſchen 
Vierteljahrsſchrift für öffentliche Geſundheitspflege, Bd. XXXV, Heft 1). Braun⸗ 
ſchweig 1903, Fr. Vieweg & Sohn. 352 S. gr. 8°. 

Die letzte Tagung des Deutſchen Vereins für öffentliche Geſundheitspflege fiel 
örtlich und zeitlich zuſammen mit dem letzten Parteitag der deutſchen Sozialdemokratie. 
Deshalb blieben ſeine Verhandlungen in der Arbeiterpreſſe faſt völlig unerwähnt, 
was lebhaft zu bedauern iſt, da ſie von großer Bedeutung waren. Wir empfehlen 
deshalb warm den umfangreichen Bericht über dieſe Verſammlung. In erſter Linie 
iſt das inhaltsreiche und mutige Referat des Münchener Hygienikers Emmerich über 
„Das Bäckergewerbe vom hygieniſchen Standpunkt für den Beruf und für die Kon⸗ 
ſumenten“ zu erwähnen. Selten hat ein deutſcher Univerſitätsprofeſſor ſo rückhaltlos 
die Verdienſte von Marx, Bebel und der ſtatiſtiſchen Erhebungen der Gewerkſchaften 
anerkannt wie Profeſſor Emmerich; er betont, daß die Sozialdemokratie und nicht 
die Geſundheitsbehörden und die wiſſenſchaftlichen Vertreter der Hygiene das Ver⸗ 
dienſt haben, die erſten Erhebungen über die Zuſtände in den deutſchen Bäckereien 
angeſtellt zu haben. Emmerich hät aber vieles nachgeholt, was bisher unterlaſſen 
wurde; ſein gründlicher Vortrag, der die Innungsmeiſter nicht zur Ruhe kommen 
läßt, wird bei keiner ſpäteren Unterſuchung der Zuſtände in den Bäckereien ignoriert 
werden können. Der Band beginnt mit Referaten über die hygieniſche Überwachung 
der Waſſerläufe, dieſen folgt ein Vortrag über den Einfluß der Kurpfuſcher auf Ge⸗ 
ſundheit und Leben der Bevölkerung, dann die Erörterung einer gleichfalls außer⸗ 
ordentlich wichtigen Frage, der „Wechſelbeziehungen zwiſchen Stadt und Land in 
geſundheitlicher Beziehung und der Sanierung des Landes“. Eine Reihe ſehr in⸗ 
ſtruktiver Illuſtrationen iſt dieſem Bericht beigegeben. Bei der Erörterung der Frage 
Agrar⸗ und Induſtrieſtaat ſollte dieſer Teil des Kongreßberichtes nicht unbeachtet 
bleiben. Den Band ſchließen Referate und Diskuſſionen über die Beſchaffung neuer 
kleiner Wohnungen und über „feuchte Wohnungen, Urſache, Einfluß auf die Ge⸗ 
ſundheit und Mittel zur Abhilfe“. 

Dieſe kurze Anzeige beweiſt wohl, daß das angezeigte Buch ebenſo auf das 
Bücherbrett des Sozialpolitikers wie des Hygienikers gehört. Auch die Leſer dieſer 
Zeitſchrift werden manche Belehrung und Anregung in dem Werke finden; ſie werden 
ſicherlich vielen in demſelben zum Ausdruck kommenden Anſchauungen Widerſpruch 
entgegenſetzen, aber auch manche eigene Überzeugung mit neuen Argumenten belegt 


finden. ad. br. 
Natürlich ohne etwas Neues zu bringen. 
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Der fünfte Kongreß der argentiniſchen ſozialiſtiſchen Partei tagte in Buenos⸗ 
Aires am 7. und 8. Juli. Er war zuſammengeſetzt aus 49 Vertretern von 30 Ver⸗ 
einen mit insgeſamt 1736 Genoſſen, von denen aber nur 840 das Bürgerrecht 
beſitzen. 

Der Parteivorſtand beſteht ſeit elf Jahren faſt ſtets aus denſelben Genoſſen, 
meiſtens bürgerliche Ideologen, die eine ſehr ſtraffe zentraliſtiſche Leitung ausüben, 
ganz wie es der altſpaniſchen Tradition entſpricht. Er klagte über den Mangel an 
Disziplin in der Partei; beſonders im Kampfe mit den ſehr zahlreichen anarchiſtiſchen 
Elementen, die zum Generalſtreik rieten, habe er ſich gezeigt und der Partei ſchweren 
Schaden verurſacht. 

Die große Mehrzahl der argentiniſchen Arbeiterſchaft läßt ſich durch den Haß 
gegen den deſpotiſch⸗kazikiſch regierten Staat zum Anarchismus hinübertreiben und 
verhöhnt und verſpottet die von den Sozialiſten befürwortete Taktik der politiſchen 
Aktion, die ja allerdings auch nur rein platoniſcher Natur ſein kann, weil das der 
Verfaſſung nach verbürgte Wahlrecht in Wirklichkeit gar nicht exiſtiert. Jede der 
Regierung halbwegs unbequeme Oppoſition wird mit Waffengewalt unterdrückt und 
auseinandergetrieben. | 

Die Gewerkſchaftsbewegung liegt ganz in anarchiſtiſcher Obhut. Den 1. Mai 
feiern aber Anarchiſten und Sozialiſten gemeinſam. Früher kam es dabei jedesmal 
zu Streitigkeiten; das wenigſtens hat ſich jedoch gebeſſert. 

Das Partei⸗Wochenblatt erſcheint in einer Auflage bis zu 2500 Exemplaren und 
wird ſtramm zentraliſtiſch redigiert. 

Der Kongreß nahm ohne große Diskuſſion ein neues langes Parteiprogramm 
an, ein ſogenanntes Minimalprogramm, welches jede halbwegs liberale und radikale 
Partei mit gutem Gewiſſen unterzeichnen könnte. 

Auffallend ſind in ihm die antiklerikalen Artikel. Der Parteivorſtand glaubt 
auf die Angriffe ſeitens der hieſigen Kirche mit einem entſchieden antireligiöſen Pro⸗ 
gramm antworten zu müſſen. Die Religion ſoll nicht Privatſache ſein, ſondern die 
Genoſſen werden zu einer ſtreng antikirchlichen Taktik verpflichtet. 

In den Kreiſen der Genoſſen herrſcht eine ausgeſprochen antireligiöſe Stim⸗ 
mung. Von der Größe und der Erhabenheit des Atheismus und Materialismus 
haben aber gewiß nur ſehr wenige Argentinier eine klare Vorſtellung, können ſie 
auch gar nicht haben, da ja leider das Unterrichtsweſen in den romaniſchen Ländern 
ganz vernachläſſigt wird, die Anlage zu philoſophiſchem Denken auch nicht in der 
Raſſe liegt, überhaupt das Denken im allgemeinen nicht geübt wird. Alles unter⸗ 
wirft ſich blindlings dem Autoritätsglauben, ſowohl auf religiöſem wie auf poli⸗ 
tiſchem Gebiet, und eine zum Myſtizismus neigende Ader ſchlägt ſehr entſchieden 
gerade in den beſſeren Arbeitern ſpaniſcher Abkunft. 

Deshalb iſt das neue Programm wohl eine Fehlgeburt, die der Partei wenig 
Nutzen bringen wird. 

In einigen Artikeln des Programms wird der Kleinbauer ganz beſonders unter 
die Fittiche der Partei genommen und völlige Abgabenfreiheit für ihn verlangt; 
Vergütung für von Pächtern ausgeführte Meliorationen; Vorſchriften für landwirt⸗ 
ſchaftliche Arbeit mit Bezug auf Geſundheitsſchutz uſw. Dieſer agrarpolitiſche Teil 
des Programms iſt entſchieden verfehlt und verrät wenig Kenntniſſe der Agrar⸗ 
verhältniſſe. 

Eigentlich ſozialiſtiſche Forderungen und Grundſätze enthält das Programm gar 
keine, wie ſolche auch gänzlich in den Verhandlungen unerwähnt blieben, und auch 
das Parteiorgan zeigt recht wenig ſozialiſtiſche Tendenzen. 

San Luis (Argentinien). German Avé⸗Lallemant. 
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Die Knappſchaftsberufsgenoſſenſchaft im Jahre 1902. Die Wirkungen der 

wirtſchaftlichen Kriſe auf die Bergwerksbeſitzer wie Bergarbeiter ſpiegeln ſich auch 
in dem Bericht der Unfallberufsgenoſſenſchaft für die Bergwerke wieder. Im Ge- 
ſchäftsjahr 1902 waren in der Knappſchaftsberufsgenoſſenſchaft — welche in acht 
Sektionen eingeteilt iſt — insgeſamt 1835 Betriebe mit 601132 Arbeitern gegen 
1929 Betriebe mit 607367 Arbeitern im Jahre 1901 verſichert. Die gezahlte Lohn: 
ſumme betrug insgeſamt im Jahre 1902 rund 665 ¼ Millionen Mark, das iſt auf 
einen Arbeiter 1107,18 Mark, im Vorjahr rund 706° Millionen Mark, das iſt auf 
einen Arbeiter 1163,61 Mark. Ein Zeichen der ungünſtigen wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe! Welchen ungeheuren Aufſchwung die Kohleninduſtrie im letzten Jahrzehnt 
nahm und welchen Gewinn die Unternehmer einheimſten, darüber geben die fol— 
genden Ziffern Aufſchluß. Während im Jahre 1886 im Bergbau 1658 Betriebe mit 
343 709 Arbeitern vorhanden waren, waren zehn Jahre ſpäter 1822 Betriebe vor- 
handen mit 446342 Arbeitern. Von 1896 bis 1901 hatte ſich die Zahl der Betriebe 
noch um 107, die der Arbeiter um 161025 Perſonen vermehrt. Die anrechnungs⸗ 
fähigen Löhne betrugen im Jahre 1886 rund 250% Millionen Mark, im Jahre 1896 
dagegen 4962 Millionen Mark. Ein Vergleich dieſer Lohnſummen mit denen des 
Jahres 1901 und 1902 zeigt, daß ſelbſt bei dem flauen Geſchäftsgang während der 
Kriſe die Werksbeſitzer ein gutes Geſchäft gemacht haben. 

Wie aber erging es in dieſer Zeit den Arbeitern? Im Jahre 1902 gelangten 
67786 Unfälle gegen 68898 im Vorjahr zur Anzeige; das iſt ein Rückgang um 1112. 
Der Bericht ſagt, die Urſache des Rückganges dürfte nicht allein in der Abnahme 
der Verſicherten zu ſuchen ſein, denn es ſei auch die auf 1000 Verſicherte entfallende 
Ziffer von 113,44 auf 112,76 gefallen. Richtig, aber die Zahl der entſchädigungs— 
pflichtigen Unfälle iſt von 7933 im Jahre 1901 auf 8143 im nächſten Jahre 
geſtiegen; in dieſem fanden bei der Knappſchaftsberufsgenoſſenſchaft durchſchnittlich 
im Monat 5649 Unfälle ſtatt. Die höchſte Ziffer weiſt der Dezember mit 6101 Un⸗ 
fällen auf, die niedrigſte der Mai mit 5139 Unfällen. An den Sonntagen ereigneten 
ſich 1233, Montag 10111, Dienstag 11778, Mittwoch 11171, Donnerstag 10 933, 
Freitag 11209, Sonnabend 11351. Der Dienstag und Sonnabend weiſen ſomit die 
höchſte Unfallziffer auf. Die Berufsgenoſſenſchaft meint nun, der Dienstag weiſe 
die höchſte Unfallziffer auf, weil am Montag eine große Anzahl von Arbeitern feiert 
und am Dienstag dann „weniger friſch“ zur Arbeit komme. Über die hohe Un⸗ 
fallziffer am Sonnabend ſchweigt ſich der Bericht aus, weil ſonſt ſeine Theorie ein 
Loch hätte. In Wirklichkeit iſt nicht im Feiern am Montag, ſondern einzig und 
allein in der langen Schichtdauer die Urſache der Unfälle zu ſuchen. 

Die Zahl der entſchädigungspflichtigen Unfälle (die eine mehr als 13 Wochen 
betragende Erwerbsunfähigkeit veranlaſſen) betrug im Jahre 1902 8143 oder auf 
1000 Verſicherte 13,55. Den Tod zur Folge hatten 1080 Unfälle, d. i. auf 1000 Ver⸗ 
ſicherte 1,80. Unter den Unfällen befinden ſich 4 Maſſenunfälle (das heißt ſolche, 
bei denen über 10 Perſonen beteiligt waren). Auf der Grube 

„Camphauſen“ (Saarbrüden) . . . . 3 Tote, 11 Verletzte — 14 


Zeche „Konſtantin der Große“, Bochum 14 ⸗ 14 
Zeche „Nordſtern“, Bochum 0 =: 3 - u 
Zeche „Gneiſenau“, Bochum . 11 = 11 - 22 


Insgeſamt 14 Tote, 59 Verletzte = 73 
Wodurch dieſe Maſſenunfälle entſtanden, iſt nicht geſagt. Neben den 1080 Toten 

waren 86 dauernd völlig erwerbsunfähig, 3242 dauernd teilweiſe und 3735 
vorübergehend erwerbsunfähig, im ganzen verunglückten 8143. Die Urſachen der 
entſchädigungspflichtigen Unfälle teilten ſich in folgende vier Gruppen: 

Die Gefährlichkeit des Betriebs an ſich 5182 — 63,64 Prozent 

Mängel des Betriebs im beſonderen . 46 = 0,56 : 

Schuld der Mitarbeiter. 314 = 3,86 

Schuld des Verletzten ſelbſe . . 2601 = 31,94 


* * 
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Was die letztere Gruppe der Unfälle anbetrifft, ſo darf man nicht außer acht | 
laſſen, wie dieſes „Selbſtverſchulden der Arbeiter“ zuſtande kommt! Der Lohn 


beträgt im Durchſchnitt kaum 4 Mark pro Tag, wovon noch verſchiedene Abzüge 
gemacht werden — wir erinnern nur an das Wagennullen —, fo daß der tatſäch⸗ 
liche Arbeitsverdienſt kaum 3 Mark überſteigt. Infolgedeſſen wird bei der Arbeit 
gehaſtet, um einen etwas höheren Lohn zu erreichen — unb dabei läßt dann freilich 
der Arbeiter oft die erforderliche Vorſicht außer acht. 


Von den 67786 gemeldeten Unfällen waren 8143 — 12,2 Prozent entſchädigungs⸗ 


pflichtig; für die anderen 87,8 Prozent der Unfälle mußten die Krankenkaſſen, alſo 
zu zwei Drittel die Arbeiterbeiträge, die Unkoſten beſtreiten! | 


Intereſſant iſt ferner, daß fich unter den Verletzten, welche Entſchädigung er⸗ 


hielten, 154 jugendliche Perſonen unter 16 Jahren befanden — daß für die Über: 


wachung der Betriebe nur 7034,42 Mark verausgabt wurden, die noch dazu eine 


einzige Sektion (Halle) verausgabte, während alle übrigen Sektionen nicht einen 


Pfennig dafür übrig hatten. Dagegen wurden für Reiſekoſten und Tagegelder der 


Vorſtände, Vertrauensmänner und Beamte der Berufsgenoſſenſchaft an 44000 Mark 
aufgewendet, wozu noch 928688 Mark an Verwaltungskoſten kamen. 


Die Geſamtunfallkoſten haben ſich im Berichtsjahr gegen 1901 um 2,50 Mark 


pro Arbeiter geſteigert und dadurch ſich um 3,34 Mark auf 1000 Mark Lohnſumme 


erhöht. Durchſchnittlich kamen: 


Auf einen Arbeiter Auf 1000 Mark Lohnſumme 
1886... ůĩIñ de. 1886. d 
18 % 0220 15.002%- 1890 % ᷑ ( Sleyoo es 
18 % else 189995 Voren 
1900 %% % / ,]‚ nas 19000 („„ 
1901 ( DEE 190 „„ 7m oe 


1902 27,17 1902 24,54 


Die Durchſchnittsrente iſt von 36 Prozent der Erwerbsbeſchränkten im Jahre 1894 
ſtetig gefallen und betrug 1902 nur 31,48 Prozent. Die Erklärung hiefür, ſagt 
der Berichterſtatter, iſt in dem „intenſiven“ Heilverfahren, wie es von der Knapp⸗ 
ſchaftsberufsgenoſſenſchaft ausgeübt wird, und in der ſtetigen Kontrolle der Renten⸗ 
empfänger zu ſuchen. Unſeres Erachtens nach iſt die Erklärung darin zu ſuchen, 
daß einmal die Abſchätzung der Erwerbsbeſchränkung keine wohlwollende iſt, die 
Verletzten ſelbſt aber teils aus Unkenntnis, teils wegen der Kompliziertheit des Ver⸗ 
fahrens ihre Rechte preisgeben. Vor allem iſt es der größte Übelſtand, daß — fo 
namentlich im Ruhrgebiet — es kaum einen Arzt gibt, der dem Verletzten auf deſſen 
Verlangen ein ärztliches Gutachten ausſtellt, ſelbſt wenn der Verletzte zahlen kann, 
was leider oft nicht möglich iſt. Aber auch die Rechtſprechungsinſtanzen geben 
leider nur zu oft den Schätzungen der Berufsgenoſſenſchaft nach. Die Durchſchnitts⸗ 
vollrente iſt von 701,30 Mark 1901 auf 720,23 Mark im Jahre 1902 geſtiegen. 
Gegen die Feſtſetzungen der Rente uſw. waren im Jahre 1902 beim Schiedsgericht 
4435 Berufungen eingelegt, hierzu kamen 951 unerledigte aus den Vorjahren, ſo daß 
es zuſammen 5386 waren. Erledigt wurden hiervon überhaupt 4121; durch Zurück⸗ 
nahme 176; durch Vergleich beziehungsweiſe Anerkenntnis 127; durch Abweiſung 
wegen Verſpätung 84; durch Beſtätigung des angefochtenen Beſcheids beziehungs⸗ 
weiſe Zurückweiſen des geſtellten Antrags 2983; durch völlige oder teilweiſe Ab⸗ 
weiſung des angefochtenen Beſcheids beziehungsweiſe Antrags 700; auf andere Weiſe 
51; unerledigt 1265. Zahl der erlaſſenen berufungsfähigen Beſcheide überhaupt 225353. 
Von den beim Reichsverſicherungsamt im Jahre 1902 zur Entſcheidung gelangten 
1186 Rekursſachen hatte in 142 Fällen die Berufsgenoſſenſchaft den Rekurs ein⸗ 
gelegt. In 53 Fällen hatte die Berufsgenoſſenſchaft Erfolg, während in 89 Fällen 
die Verletzten Erfolge erzielten. 8 
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Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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